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Zur Vorgeschichte der sozialen Hygiene. 
Von GEORG HONIGMANN, Gießen. 


Für die Wissenschaft der sozialen Hygiene gilt in 
noch viel weiterem Sinne der Ausspruch Gottsteins!) 
über die Hygiene überhaupt: sie ist ein Kind des 
neunzehnten Jahrhunderts, geboren aus den kulturel- 
len und zivilisatorischen Zusammenhängen dieses Zeit- 
alters. Wohl allen ihren berufenen Vertretern sind die 
besonders in die letzten Jahrzehnte fallenden Etappen 
ihrer Entstehung und Fortentwicklung, an der sie 
. selbst tätigen Anteil genommen haben, bekannt genug, 
um nicht eine nähere Auseinandersetzung darüber zu 
erübrigen. Aber auf der anderen Seite hat sie natürlich 
wie jede andere Wissenschaft eine Vorgeschichte. Die 

ihr zugrunde liegenden Ideen müssen auf einem tieferen 
Boden wurzeln. So enthalten auch alle ihre Hand- und 
. Lehrbücher mehr oder weniger ausführliche geschicht- 
liche Notizen, die auf derartige Beziehungen hinweisen 
sollen. Hierbei ist jedoch ein wichtiger Umstand zu 
berücksichtigen. Die heutige Sozialhygiene betont mit 
Recht ihre Sonderstellung gegenüber der allgemeinen 
(individuellen, physikalischen, biologischen) Gesund- 
heitspflege und sieht darin das wesentliche Moment 
ihrer fruchtbaren Weiterentwicklung. Aber die Gren- 
zen zwischen beiden sind doch fast in allen Teilgebieten 
nicht scharf zu ziehen. Wir finden daher in diesen 
historischen Einführungen gewöhnlich eine Zahl von 
Daten, die sich viel mehr auf die allgemeine wie auf 
die sozial gerichtete Hygiene beziehen, da sich fast nir- 
gends die soziale Auswirkung hygienischer Einrich- 
tungen vermissen läßt. Eine strengere geschichtliche 
Betrachtung, die sich nur auf die soziale Hygiene be- 
schränken will, darf ihre Wurzeln daher nur in Gedan- 
ken und Betätigungen suchen, die ihrer heutigen Be- 
griffsbestimmung ungefähr entsprechen. Von einer ge- 
schichtlichen Entwicklung“ könnte also nur die Rede 
sein,wenn es in der Tat gelänge, nachzuweisen, daß auf 
derselben Ebene liegende Gedanken bereits in früheren 
Zeiten geherrscht und ihren sichtbaren Ausdruck ge- 
funden haben. Der Zweck der nachfolgenden Unter- 
suchung kann daher nur sein, die darauf hinweisenden 
Spuren früherer Epochen auf diesen Zusammenhang 
zu prüfen. Dies erscheint mir darum notwendig auszu- 
sprechen, weil verschiedene geschichtliche Darstellun- 
gen trotz ihres Reichtums an wertvollem Material durch 
die Vernachlässigung dieses Gebots in mancher Bezie- 


1) Gottstein, Geschichte der Hygiene im XIX. Jahr- 
hundert in: Das deutsche Jahrhundert, Abt. IX. Berlin 1901. 


hung irreführend sind. Sie begehen dabei bisweilen 
noch den Fehler, die Einrichtungen früherer Zeiten an 
den Motiven unserer heutigen Anschauungen zu orien- 
tieren. Dies gilt vor allem von dem viel zitierten und 
durch seinen Inhalt sonst sehr verdienstvollen Buch 
von Alfred Nossig!), auf das noch mehrfach zurück- 
gekommen werden soll. 

Der Kernpunkt der sozialen Hygiene liegt in ihrer 
sozialen Einstellung. Ihren Gegenstand bildet das 
Volk, weniger in seiner Gesamtheit als staatliches Ge- 
bilde, sondern als eine soziale Gemeinschaft, die sich 
durch biologische, wirtschaftliche, gesellschaftliche und 
geschichtliche Bedingtheiten zu Gruppen von ver- 
schiedener Lebenskraft und Fähigkeit schichtet und 
doch wieder in seiner Gesamtheit eine Reihe gemein- 
samer Lebensinteressen hat. Ihre Aufgabe ist es, den 
Zivilisationszustand dieses sozialen Körpers und seiner 
einzelnen Teile auf das Verhalten seiner gegenwärti- 
gen Gesundheit, seiner physisch-psychischen Wohl- 
beschaffenheit und die Möglichkeit seiner gedeihlichen 
Fortentwicklung zu untersuchen und daraus die Nor- 
men zu entnehmen, deren Befolgung ihn einer vollen- 
deten hygienischen Kultur entgegenzuführen imstande 
ist. Sie sucht dies heute durch wissenschaftliche Me- 
thodik zu erreichen, die die Erfahrungen kritisch sich- 
tet und ihre kausalen Zusammenhänge ermittelt und 
benutzt hierfür das Rüstzeug der Schwesterwissen- 
schaften: Biologie, Medizin, Soziologie, Statistik u.a. 
Sehen wir von der Medizin ab, so sind dies alles erst 
Wissensgebiete der neueren Zeit, aber auch sie haben 
ihre Vorstufen in der Geistesgeschichte. So kann trotz 
der Jugend der Sozialhygiene ein Rückblick auf frühere 
Geschichtsepochen bemerkenswerte Beziehungen zwi- 
schen einstmals und heut aufweisen. Die Geschichte 
aller Kulturen daraufhin anzusehen, würde den für 
diese Arbeit verfügbaren Raum überschreiten; wir 
müssen uns daher darauf beschränken, einzelne Bei- 
spiele von besonderer Bedeutung hervorzuheben. 

Obgleich die ägyptische und indische Kultur man- 
cherlei Bemerkenswertes in dieser Hinsicht enthält, be- 
ginnen wir unsere Betrachtung mit dem jüdischen 
Volk,das wegen einer großen Anzahl von Vorschriften 
in seinen religiösen Gesetzbüchern in allen geschicht- 
lichen Darstellungen der Hygiene sehr ausführlich be- 


1) Alfred Nossig, Einführung in das Studium der sozialen 
Hygiene. Deutsche Verlagsanstalt 1894. 
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handelt wird. Grade hier führt eine unvoreingenom- 
mene Betrachtung des vorliegenden Stoffes uns auf 
verschiedene Wurzeln sozialhygienischen Denkens, 
wenn sie sich auch in mancherlei Beziehung von der 
üblichen Auffassung entfernt, die hier bereits ein voll- 
ständiges System sozialhygienischer Maßnahmen zu 
erblicken pflegt. 

Die Quellen, aus denen wir schöpfen, sind die Bibel 
und der Talmud. Die ‚‚mosaische‘‘ Gesetzgebung ist nun 
durchaus keine Einheit, als welche sie noch in vielen 
Darstellungen (z. B. bei Nossig a. a. O.) angesehen 
wird. Die Bibelforschung nimmt eine verschiedene 
Schichtung im Pentateuch an, dasnach Wellhausen?) 
besser als „Hexateuch‘“‘ zusammen mit dem Buch 
Josua zu bezeichnen ist. Das ‚„Bundesbuch,‘“ das in 
Exodus 20 die erste Fassung des Dekalogs enthält, 
stammt aus sehr alter Zeit, wenn es auch Mose selbst 
nicht zugeschrieben werden darf, dessen Gestalt 
historisch keineswegs feststeht. (Diese geschicht- 
liche Unsicherheit müßte übrigens gegenüber dem Be- 
streben, ihn als Gesetzgeber von höchster medizinisch- 
hygienischer Intuition hinzustellen etwas vorsichtig 
machen!) Das Deuteronomium, das die wichtigsten 
der für uns hier in Betracht kommenden Bestimmungen 
birgt, wurde bekanntlich 622 v. Chr. im Tempel ge- 
funden und stammt auch aus dieser Zeit. Der „Prie- 
sterkodex‘‘ des Leviticus wurde erst nach dem Exil 
verfaßt. Die Redaktion des Talmud beginnt als 
„Mischna‘, in der zunächst nur die mündliche, nicht 
geschriebene Überlieferung der Thora diskutiert und 
kodifiziert wird, ungefähr 150 vor Chr. und wird gegen 
250 nach Chr. abgeschlossen. An sie schließt sich die 
„Gemara‘‘, die noch ungefähr durch die nächsten drei 
Jahrhunderte hindurch bearbeitet wird. Der Talmud 
umschließt demnach einen ungeheuer großen Zeit- 
raum, in dessen Anfang die Juden noch eine Nation 
bildeten, während sein größter Teil in die Diaspora 
fällt. Im Bundesbuch finden wir daher die Vorschriften 
noch dem jungen, frisch angesiedelten Volk angepaßt, 
das den Ackerbau erst von den unterjochten Stäm- 
men zu lernen begonnen hat. Hier lassen sich noch die 
Verbindungen mit den primitiven Zügen der ersten 
Stammesgeschichte erkennen. Im Deuteronomium 
und im Priesterkodex sprechen die Gesetzgeber eines 
sozial streng gegliederten und politisch tätigen Volkes 
mit unverkennbar theokratischer Tendenz. Diese ver- 
folgt der Talmud dann weiter, solange das Volk noch 
politische Selbständigkeit besitzt, um dann in eine 
für das eigentümliche Geschick der Diaspora geeignete 


1) Wellhausen, Prolegomena zur Geschichte Israels. 
Berlin 1886. — Derselbe, Die israelitisch-jüdische Religion. 
In Hinnebergs Kultur der Gegenwart. I, IV. Berlin und Leip- 
zig 1906. 
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minutiös-scholastische Durcharbeitung des enormen 
Gesetzesstoffes auszulaufen. Die Bedingungen, unter 
denen die Niederschrift und die Fassung der Gesetze 
sich vollzog,sind demnach außerordentlich verschieden. 

Als bedeutsam im sozialhygienischen Sinne werden 
die Vorschriften allgemein angesehen, die sich auf die 
Sabbatruhe beziehen, ferner die Speisegesetze, die 
Beschneidung, die Bestimmungen über die Ehe und 
den Geschlechtsverkehr überhaupt, schließlich die 
Vorschriften, die für den an C,araʻath Erkrankten 
gelten, worunter heut allgemein die Leprösen ver- 
standen werden. 

Die Sabbatruhe wird nicht nur von begeisterten 
jüdischen und anderen Apologeten für eine sozial- 
hygienische Großtat ersten Ranges angesehen, in der 
die moralische Wertung der Arbeit und die ethisch- 
soziale Bedeutung der Ruhe ihren ersten weltge- 
schichtlichen Ausdruck findet. Unter anderen spricht 
auch Sudhoff?) sich in diesem Sinne aus. Es läßt 
sich jedoch nicht erweisen, daB eine derartige Ein- 
sicht und Absicht bei dem Gesetz vorhanden war. 
Die Entstehung der Sabbatruhe weist auf verschiedene 
Quellen hin. Wellhausen (l. c.) bringt sie in Zu- 
sammenhang mit Mondfesten, die auf ein sehr hohes 
Alter hindeuten. Alle lunaren Feste waren Tage der 
Lust und Fröhlichkeit und der- Erholung, vor allem 
ein Fest für das Gesinde, an dem der Herr ihm ‚‚frei- 
gab“. Erst der Priesterkodex gibt ihm einen stren- 
geren religiösen Charakter von zunehmender Bedeu- 
tung; er wird zu einem immer mehr asketisch anmu- 
tenden Tag der Ruhe schlechthin, wobei die Enthal- 
tung von der Beschäftigung weniger betont wird als 
das damit verbundene Opfer, das in der völligen Still- 
legung jeder Betätigung liegt. So wird er zu einem 
„Statut um seiner selbst willen“, das auch für Gott?) 
gilt. Daher auch die bezeichnende Stelle im Ev. 
Marc. 2, 27, in der Jesus den Pharisäern vorhält, der 
Sabbat sei um des Menschen willen da, nicht der 
Mensch wegen des Sabbats. Neuerdings wird von an- 
derer Seite jedoch geltend gemacht, daß die eigentliche 
Sabbatfeier, wie sie nachexilisch im Priesterkodex ge- 
fordert wird, auf babylonische Ursprünge?) zurück- 
geführt werden müsse. Der 7., 14. und 28. Tag im 
Monat war seit jeher in Babylon „schabatu‘“, d. h. 
ein „dies ater“, der Gottheit der Unterwelt geweiht, 


ı) Sudhoff, Sozialhygienisches Denken und Handeln in der 
Vergangenheit. Sozialhygien. Mitteilungen IV.H. 1 1920. 

2) Genesis 2,2 heißt es, Gott habe am siebenten Tag die 
Weltschöpfung beendigt uyd ihn darum geheiligt, während 
Exodus 20 bereits die Version enthält, daß Gott sechs Tage 
geschaffen und am siebenten gefeiert habe (Wellhausen 
a. a. O.). 

3) Hermann Schneider, Kultur und Denken der Baby- 
lonier und Juden. Berlin 1910. 
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an dem nichts gelang und der König sich deswegen von 
gewissen Handlungen enthalten mußte, was dann von 
der ganzen Bevölkerung ebenso geübt wurde. In 
dieser für sie unannehmbaren Form fanden die Juden 
den siebenten Tag in Babel vor und machten anfangs 
daraus einen Tag der Klage und Buße. Man erinnerte 
sich dabei der eigenen Sünden und gleichzeitig der 
Verheißungen Jahwes, und die Schrift wurde vor- 
gelesen. So wurde allmählich aus dem Unglückstag 
ein Ruhetag zu Gottes Ehre, für den dann die Prie- 
ster die strenge Observanz der Arbeitsenthaltung aus- 
arbeiteten. Wie dem auch sei, aus der ganzen Ent- 
wicklung der Sabbatruhe läßt sich nirgends heraus- 
lesen, daß bei ihrer Einsetzung sozialhygienische 
Ideen irgendwie mitgesprochen haben. Dagegen kann 
man aus den Worten des Deuteronomiums, in denen 
die darauf bezügliche Stelle des Dekalogs wiederholt 
und das Feiern des Gesindes besonders hervorgehoben 
und mit dem Hinweis auf die Knechtschaft in Ägypten 
motiviert wird, entnehmen, daß in der weiteren Ent- 
wicklung der Feier soziale Regungen zur Entlastung 
der Beladenen mitzusprechen anfingen. Aber diese 
Richtung blieb keineswegs die bestimmende; diese 
entfaltete sich vielmehr immer mehr nach der Seite 
eines strengen religiösen Zeremoniells. Mochte daher 
auch in der Einrichtung selbst ein starkes sozialhygie- 
nisches Moment sich bergen, so haben wir kein Recht, 
in ihr den Niederschlag einer solchen Gesinnung zu 
sehen. 

Die Speisegesetze der Thora enthalten bekannt- 
lich sehr genaue und ausführliche Bestimmungen über 
die für den Genuß erlaubfen und verbotenen Tiere, 
über die Methode des Schlachtens und ihre Zuberei- 
' tung. Das mosaische Gesetz gibt hierfür nur die 
wiederkäuenden Tiere mit gespaltenem Huf frei, außer- 
dem vereinzelte Vögel und Fische. Ferner darf kein 
Tier irgendwelche innere oder äußere lebensgefährliche 
Verletzungen aufweisen, nicht einmal solche, die un- 
mittelbar vor dem Schlachten oder durch ungeschickte 
Messerführung entstanden sind. Außerdem wird immer 
wieder mit größtem Nachdruck in Bibel und Talmud 
der Genuß von Blut untersagt. Zur Feststellung der 
Eignung der Tiere zum Gebrauch ist eine obligatorische 
Fleischschau mit minutiösem Reglement im Talmud 
vorgeschrieben. Es ist zu bemerken, daß die hierfür 
gewählten Ausdrücke ,Kascher“ und ‚Therepha‘“ mit 
dem Begriff von ‚rein‘ und „unrein‘‘ weder sprachlich 
noch sonst irgendwie etwas zu tun haben. Trotzdem 
sind diese Gesetze bereits von den mittelalterlichen 
Rabbinen, vor allem von dem hervorragenden Arzte 
und Philosophen Mose ben Maimun (Maimonides), 
der im 12. Jahrhundert lebte, in hygienisch-rationalem 
Sinne erklärt worden. Viel weiter als diese gehen 
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jedoch moderne medizinische Apologeten, vor allem 
Nossig, der sich dabei übrigens auf französische Ge- 
währsmänner (deMussy, ManuelLeven) stützt. Es 
ist bezeichnend, daß diese Autoren, deren Arbeiten in 
die von den ersten Erfolgen der Bakteriologie be- 
rauschte Epoche fallen, sie bis ins Detail rein in 
parasitologischem Sinne ausdeuten. Alle Verbote sol- 
len von der Absicht diktiert sein, parasitärer, beson- 
ders bakterieller Verderbnis des Fleisches aus dem 
Wege zu gehen. Zum Genusse empfohlen seien nur 
die am wenigsten von parasitären Erkrankungen 
heimgesuchten Tiere, das Blut sei verboten, weil es 
der Hauptträger der meisten Tierkrankheiten sei, die 
Einzelheiten der Fleischbeschau hauptsächlich mit 
Rücksicht auf etwaiges Vorhandensein von Tuber- 
kulose eingegeben. Dabei findet sich weder in der 
Bibel noch im Talmud irgendwelcher Hinweis auf die 
Schädlichkeit verdorbenen Fleisches, auf sichtbare 
Parasiten und dergleichen. Wir haben nicht den 
kleinsten Anhaltspunkt dafür, daß irgendwelche über- 
tragbare Tierkrankheiten den Anstoß zu dieser Ge- 
setzgebung gegeben haben. Mit Recht betont J. 
Preuss!) in seinem klassischen Werk, in dem er eine 
erschöpfende Darstellung aller irgendwie mit Hygiene 
und Medizin zusammenhängenden Äußerungen in den 
jüdischen Gesetzesbüchern gibt, daß für die Speise- 
gesetze in der Thora überhaupt gar keine und in den 
späteren Religionsquellen nur ausnahmsweise Gründe 
angegeben werden und daher alle Begründungsver- 
suche unbewiesene Hypothesen seien. Die von den 
Exegeten beliebte Anschauung, daß die Gesetze, um 
besser gehalten zu werden, nur religiös verkleidet wor- 
den sind, ist ebensowenig haltbar. Der Vergleich mit 
anderen Völkern läßt es gewiß erscheinen, daB diese 
ganze Gesetzgebung ganz ausgesprochen kultischen 
Ursprungs ist. Gerade bezüglich des Blutgenusses wird 
wiederholt gesagt, daß das Blut „die Seele‘“ des Tieres 
ist und daher dem Menschen ein Greuel bleiben muß. 
Bei allen primitiven Völkern und auch in alten Kul- 
turen finden sich Speiseverordnungen, die mit tote- 
mistischen religiösen Vorstellungen aufs engste zusam- 
menhängen und nur im Ausdruck verschieden sind. 
Allmählich gehen diese in das Affektleben der Völker 
über und beeinflussen die gerade gegenüber der Nah- 
rungsaufnahme so empfindliche Gefühlsseite, was sich 
in allerlei Gebräuchen widerspiegelt. (Man denke nur 
an den heut noch bei vielen unüberwindlichen Abscheu 
vor Pferdefleisch) Daß die obligatorische Fleisch- 
beschau sich allmählich hygienisch auswirken konnte, 
insofern sie auf mancherlei Tierkrankheiten aufmerk- 
sam machte, läßt sich wohl annehmen; da sie sich 
jedoch nur auf die vom Gesetz bezeichneten Erschei- 
1) J. Preuss, Biblisch-talmudische Medizin. Berlin 1911. 
]* 
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nungen zu erstrecken hatte, war ihr von vornherein 
eine sehr enge Grenze gezogen, die sie für die Krank- 
heitsverhütung ziemlich bedeutungslos machte. 

Auch die Beschneidung ist dem Schicksal nicht 
entgangen, von den Apologeten alten und neuen Da- 
tums im hygienischen Sinne rationalistisch motiviert 
zu werden. Maimonides nahm an, daß sie sowohl 
den männlichen Geschlechtstrieb durch die Blut ent- 
ziehende Schwächung herabsetze und die Jugend 
vor vorzeitiger Geschlechtsbegierde bewahre als auch 
durch den geringeren Reiz des Gliedes die Begehrlich- 
keit der Frau mildere, ‚die von einem Unbeschnitte- 
nen nur schwer lassen könnte!“ Nossig nimmt auch 
diese Erklärung auf und sieht in ihr den Regulator zur 
Erzielung eines vernunftgemäßen Geschlechtsverkehrs 
und zur Herabsetzung der überschüssigen Geschlechts- 
energie, im Interesse der Erhaltung der Gattung. 
Außerdem natürlich auch ein Vorbeugungsmittel zur 
Verhütung der Geschlechtskrankheiten. Diese An- 
schauungen bedürfen wohl kaum einer ernsthaften 
Widerlegung. Nur sei auch hier daran erinnert, daß 
die Beschneidung bei einer großen Zahl von primi- 
tiven und Kulturvölkern angewendet wurde und wird, 
und daß ihr Ursprung sich ebenfalls in die Anfänge 
kultisch-religiöser Vorstellungen verliert, die vielleicht 
mit der Scheu vor der Prima nox zusammenhängen. 
In der Bibel selbst findet sich übrigens auch eine dunkle 
auf derartige Zusammenhänge hindeutende Stelle 
(Exodus 4, 24ff.), in der erzählt wird, daß Zippora, die 
Gattin Moses, ihr Söhnchen beschneidet und als ‚„‚Blut- 
bräutigam‘‘ bezeichnet, um den Zorn Gottes zu ver- 
söhnen. Jedenfalls hat in den historischen Zeiten die 
Beschneidung nie eine andere als eine kultisch-ethni- 
sche Bedeutung für die Juden gehabt und jede hygie- 
nische Deutung ist abwegig. 

Eine hervorragende Stellung nehmen in Bibel und 
Talmud die Vorschriften ein, die sich mit der Ehe und 
den geschlechtlichen Dingen überhaupt befassen. 
Die Ehe ist eine Pflicht: wer nicht heiratet, ist nicht 
besser als ein Mörder. Sie setzt die völlige Unberührt- 
heit beider Partner voraus und soll daher möglichst 
früh geschlossen werden: beim Manne noch vor dem 
Abschluß des 18. Jahres, bei der Frau noch vor der 
völligen Entwicklung, damit sie vor der Eheschließung 
nicht durch den Geschlechtstrieb beunruhigt werde. 
Mindestens 2 Kinder werden verlangt. Ehen, die über 
10 Jahre kinderlos geblieben sind, sollen gelöst werden, 
Verwitwete womöglich wieder heiraten. Der Ehebruch 
wird mit dem Tode bestraft, er kann vom Manne 
nur mit der Gattin eines anderen oder von einer ver- 
heirateten Frau begangen werden. Der Geschlechts- 
verkehr eines Junggesellen mit einer Jungfrau gilt 
zwar als frevelhaft, zieht aber keine gesetzliche Strafe, 


sondern nur zivilrechtliche Folgen nach sich. Die 
Prostitution war den Jüdinnen aufs strengste ver- 
boten ; wer bei ihrer Ausübung betroffen wurde, ver- 
fiel dem Tode. Sexuelle Perversionen und raffinierte 
Vollziehungen der Kohabitation (die demnach nicht 
so selten gewesen sein müssen), gelten zwar nicht als 
Gegenstand gesetzlicher Bestrafung, werden’ aber als 
abscheulich angesehen und können durch Züchtigung 
des Ärgernisses wegen geahndet werden. Der Talmud - 
gibt für jede Form des Coitus praeternaturalis als Folge 
eine besondere Schädigung des dabei gezeugten Kindes 
an (Aussatz, Taubheit, Blindheit, Fallsucht usw.). Auch 
über die Zeit und Häufigkeit und sonstige Einzelheiten 
des Verkehrs verschmäht er nicht nach Beruf und 
sonstigen Umständen der Beteiligten differenzierte 
Vorschriften zu geben. Sechs Wochen nach der Geburt 
und während der Menstruation darf die Frau nicht 
berührt werden und gilt als unrein. Alle diese Gesetze 
weisen klar auf ein bestimmtes Ziel hin. Die Ehe soll 
sittlich rein sein und der Geschlechtsgenuß sich in den 
hierfür förderlichen Grenzen halten. Keine Ehefrau 
soll durch Prostitution befleckt werden. Die Prosti- 
tution der Ausländerinnen wurde jedoch geduldet (es 
ist von den „Gassen“ der Dirnen die Rede), wahr- 
scheinlich weil die Männer trotz aller Ehevorschriften 
nicht von ihr lassen konnten, vielleicht wegen der langen 
Karenzzeiten. Sie war wohl weniger aus sittlichen 
denn aus religiösen Gründen den Bewahrern der Sitte 
ein Greuel, weil sie von den Heidinnen zu kultischen 
religiösen Verführungen ausgenutzt werden mochte. 
Erinnert sei an die Hierodulen des Bal-peor-dienstes. 
(Numeri 25, 3ff.). Die modernen Apologeten sehen 
in der ganzen Ehegesetzgebung hauptsächlich ein 
wohlüberlegtes System zur Abwehr der venerischen 
Krankheiten. Nossig steht nicht an, zu vermuten, 
daß Mose alle Formen geschlechtlicher Ansteckung be- 
kannt gewesen seien, daß vor allem sein Befehl nach 
dem großen Sieg über die Midianiter (Numeri 31), 
nach dem er alle Weiber, die bereits einen Mann er- 
kannt hatten, niedermetzeln und nur die noch jung- 
fräulichen am Leben ließ, ein drakonischer Versuch 
war, die Geschlechtskrankheiten völlig auszurotten. 
Inwieweit wirklich die geschlechtliche Ansteckung als 
Antrieb ehegesetzlicher Vorschriften mitgewirkt haben 
mag, läßt sich jedenfalls aus keiner Quelle beweisen. 
Auch hier ist alle derartige Kommentierung nur Phan- 
tasie. 

Daß das Gebot der Frühehe im Sinne einer Be- 
völkerungspolitik nach irgendeiner sozialhygienischen 
Richtung gegeben worden, läßt sich auch nicht er- 
weisen. Auch die vielen Eheverbote zur Vermeidung 
eines Incestes, die sich vielfach grundsätzlich von den 
Gebräuchen benachbarter Völker unterschieden (Ge- 
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schwisterehe bei Ägyptern und Persern) können nicht 
hierfür angeführt werden. Auch sie entsprechen wohl 
samt und sonders religiösen Motiven. Die Ehen sollten 
fruchtbar sein oder gelöst werden. Das Stillen wird 
als selbstverständlich angesehen. Von einem Aus- 
setzen schwächlicher Kinder, wie bei Griechen und 
Römern (s. u.) ist nirgends die Rede. Aber ebenso- 
“wenig von einem zielbewußten Hinstreben auf eine 
groBe Bevölkerungszahl. 

Es bleibt noch übrig, der Vorschriften zu gedenken, 
die sich auf die von der C,ara’ath- Krankheit Be- 
troffenen beziehen, die allgemein als Lepra gedeutet 
wird. Im Leviticus finden sich eine Reihe peinlich ge- 
nauer Bestimmungen über die Erscheinungen an sol- 
chen Kranken, die sie als „unrein‘“ hinstellen. Die 
Feststellung an Personen, die demgemäß bereits durch 
ihre Krankheitsmerkmale aufgefallen sein müssen, hat 
der Priester zu machen. Je nach ihrer Art erklärt er 
den Erkrankten für rein (tahör) oder unrein (tame). 
Der Unreine muß sich kenntlich machen (durch Zer- 
reißen seiner Kleider, Ausrufe usw.) und außerhalb 
des Lagers wohnen. Ist die Krankheit abgelaufen, 
also wenn er für geheilt angesehen wird, so wird er 
einem umfangreichen Reinigungszeremoniell unter- 
zogen (Opfer, Bad, Abscheeren der Haare usw.), das 
also unmöglich als „Desinfektionsverfahren‘‘ gedeutet 
werden kann. Während der Zeit seiner Krankheit 
darf er den Tempel nicht betreten, der eine Neben- 
halle für die Aussätzigen enthält. Diese Bestimmun- 
gen, deren Einzelheiten eine tiefgehende Kenntnis der 
Lepramerkmale verraten, haben natürlich eine große 
Literatur hervorgerufen, auf die hier nicht eingegangen 
werden kann. Hervorzuheben ist, daß sie zwei mo- 
dern-hygienische Momente enthalten: Meldepflicht 
und Isolierung. Doch weist uns kein Wort darauf 
hin, daß die Gefährlichkeit der Ansteckung richtig be- 
urteilt wurde. Es werden 7 Tage als gewöhnliche 
Dauer zur Erlangung der Reinheit angenommen, 
ferner ist es auffallend, daß die Reinheitsbestimmungen 
für die Nichtjuden, die unter den Juden lebten, 
keine Geltung haben, daß der untersuchende Priester 
sich nicht vor der Übertragung zu schützen hat, daß 
der eheliche Verkehr zwischen den Aussätzigen und 
ihren gesunden Ehegatten nicht verboten ist u. a. m. 
Auch hier werden wir dazu gedrängt anzunehmen, daß 
zunächst wenigstens nicht medizinisch-hygienische, 
sondern religiöse Vorstellungen den AnlaB zu dem 
Gesetz gegeben haben. Der Schwerpunkt liegt zweifel- 
los darin, daß der Unreine das Heiligtum nicht be- 
treten darf, um durch seine Anwesenheit es nicht zu 
beflecken. Der vom Aussatz Betroffene zeigt durch 
seine Verunreinigung, daß er von Gott gezüchtigt ist, 
der in seinen Strafen ja oft.genug mit dem Aussatz 


droht. Darum ist es dringend geboten, festzustellen, 
ob er noch von Gott gezeichnet ist. Von Behandlung 
ist zudem nie und nirgends die Rede. 

Auch den sonstigen Reinheitsgesetzen muß man mit 
ähnlicher Skepsis gegenüberstehen, um ihren wahren 
Sinn zu deuten. ,, Tame‘‘ wurde man, wie erwähnt, durch 
den Genuß verbotener Speisen, durch die Berührung 
eines Leichnams oder eines unreinen Tieres, durch phy- 
siologische oder krankhafte Ausflüsse aus den Geni- 
talien bei Männern und Frauen, schließlich waren die 
Gewänder und Wohnungen der Aussätzigen auch un- 
rein. Diese Begriffe von Reinheit und Unreinheit sind 
natürlich von Philosophen, Bibelkritikern und theo- 
logisch geschulten Ärzten lebhaft umstritten worden. 
Die modernsten medizinischen Apologeten haben sich 
die Sache am leichtesten gemacht und getreu den 
bereits oben angedeuteten Anschauungen rein und 
unrein einfach als aseptisch und infektiös gedeu- 
tet ohne Rücksicht auf die dabei sich ergebenden 
Widersprüche zu den Quellen. Sie haben daraus die 
große medizinische Intuitionskraft Moses und die hohe 
medizinische Bildung der späteren Gesetzgeber zu be- 
weisen gesucht. Mit Recht weist Preuss (a.a.O.) auf 
die Ungereimtheit dieser Vorstellungen hin. Die Wur- 
zeln dieser Begriffe liegen, wie mir scheint, auf einer 
ganz anderen Ebene. Es liegt wohl näher, sie in dem 
Gebiet der „religiösen Kategorien‘‘!) zu suchen, die 
a priori im menschlichen Vorstellungskreis vorgebildet 
sind und sich dann tief mit dem Affektleben verflech- 
ten, wie andere hierher gehörige Begriffe, die zunächst 
jeder Rationalisierung spotten. Wir finden sie bei 
allen primitiven und Kulturvölkern ausgesprochen. Sie 
gehen in den geistigen Besitz des Volkes über und ver- 
fallen allmählich der Rationalisierung, die der Eigen- 
art und jedesmaligen Einstellung des Volkes entspricht. 
So gehören Dämonenwesen, Unreinheit, Krankheit, 
Sünde zusammen. Aus ethisch-religiösen und prak- 
tisch-hygienischen Voraussetzungen erwachsen dann 
neue differenzierte Beziehungen derselben - Vorstel- 
lungskomplexe?). Wie bei den Griechen die Kaloka- 
gathia das Ziel der Persönlichkeit wird, so bildet sich 
bei den Juden, deren Religion in ihren ersten Bil- 
dungen nur ein Diesseits kennt, das Ideal einer voll- 


1) Vgl. R. Otto, Das Heilige. Breslau 1917. 

2) So haben die Waschungen, die der Mohamedaner in seinem 
religiösen Zeremoniell vollzieht und bei denen an jeder benetz- 
ten Körperstelle ein bestimmter Spruch gebetet wird, wie aus 
dessen Worten hervorgeht, einen rein religiös-symboli- 
schen Charakter und mit Reinlichkeit nicht das geringste 
zu tun. (Vgl. Edw. William Lane. The manners and customs 
of the modern Egyptian. London 1842. Neu in Everymans 
Library.) — Auch das Bad nach der unreinen Zeit des Wochen- 
bettes und der Menstruation bei den Juden ist kein hygieni- 
scher, sondern ein religiöser Akt. 
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kommenen Verbindung körperlicher undsittlicher Wohl- 
beschaffenheit zur Ehre Gottes und als Mittel, seiner 
irdischen Verheißungen teilhaft zu werden, das von 
den Gesetzgebern ängstlich gehütet wird. Irgendwie 
transzendentale, religiöse Reinheit fließt da mit der 
körperlichen zu einer einzigen Vorstellung zusammen, 
und hieraus entsteht eine instinktsichere Abwehr des 
Verderblichen und Kranken. Es ist vollkommen ab- 
wegig, für die vielen Vorschriften, die uns heute sozial- 
hygienisch sehr annehmbar erscheinen und z. T. auch 
so gewirkt haben, als treibendes Moment eine höhere 
medizinische Einsicht zu vermuten und wie es 
Nossig gar als sicher hinstellt, den jüdischen Königen 
zuzuschreiben, daß sie alle „Medizin studiert haben 
mußten“, und um ihre medizinische Weisheit dem un- 
vernünftigen Volk plausibler zu machen, dafür die 
Form der religiösen Maske wählten. 

Was sich von Medizin in Bibel und Talmud vor- 
findet (Preuss stellt es a. a. O. erschöpfend und kri- 
tisch zusammen), ist ein Gemisch von magischer und 
Volksmedizin und grober Empirie, das sich vereinzelt 
zu beträchtlicherer Beobachtungshöhe wie bei der 
Schilderung des Aussatzes erhebt, zum Teil auch An- 
klänge an hellenische Medizin enthält, rechtfertigt aber 
nicht im mindesten die Annahme solch weitblickender 
Überlegungen. Kennt doch der Talmud überhaupt 
nur sehr wenige Ärzte, die er namhaft macht, ohne sie 
in Beziehung zu den Gesundheitsvorschriften zu brin- 
gen. Zudem ist, wie Preuss mit Recht hervorhebt, in 
dem religiösen Fatalismus der Bibel und des Talmuds, 
der die Krankheit nur auf das Walten Gottes zurück- 
führt, wenig Raum für den Arzt, wenn auch öfters die 
Rede von ihm ist. Sein Zuziehen wird auch oft genug 
als mangelndes Gottvertrauen ausgelegt. Erst später 
entwickelt sich unter persischem und hellenischem Ein- 
fluß die bedeutende jüdische Medizin, die die Talmud- 
gesetze medizinisch-hygienisch umdeutet. Der eigent- 
liche Schöpfer der bewußten jüdischen Sozialhygiene 
war Maimonides, der mit großem ärztlichem Scharf- 
blick den hygienischen Kern aus den religiösen Vor- 
schriften herausschälte und in ihrer Rationalisierung 
seiner Zeit anpaßte, womit er sich übrigens bei den 
Theologen sehr mißliebig und der Häresie verdächtig 
machte. 

Diese nunmehr deutlich herausgearbeitete Ver- 
schmelzung hygienischer und religiöser Vorschriften 
in eine Form, die durch das Ghettogeschick der Juden 
zu zunehmender Erstarrung verurteilt war, hat sicher- 
lich auf die körperliche Entwicklung der Juden sich 
nicht weniger ausgewirkt als auf die geistige. Es ist 
klar, daß gerade die für das Geschlechtsleben maßge- 
benden Anschauungen hierbei eine große Rolle spielten, 


. daßdieFrühehe, die Abschließung von der Geschlechts- 


gemeinschaft mit anderen Stämmen, der fast völlige 
Fortfall der Prostitution ihre Wirkung auf die Nach- 
kommenschaft ausüben mußten. Es ist neuerdings 
mehrfach der Versuch gemacht worden, die eubio- 
tischen Eigenschaften der Ghettojuden — im Gegensatz 
zu den Generationen nach der Emanzipation — fast 
ausschließlich auf diese strengen sexual-hygienischen 
Vorschriften und Gebräuche zurückzuführen. Ein ge- 
naueres Eingehen auf diese Untersuchungen, die sich 
auch auf statistische Erhebungen über Geburts-, 
Sterbeziffer und Morbidität der Juden im Ghetto auf- 
bauen, liegt außerhalb des Rahmens dieser Ausfüh- 
rungen. Es sei auf die Wichtigkeit dieser Arbeiten!) 
hingewiesen, wenn ich auch nach allem Gesagten dem 
Zweifel Ausdruck geben muß, ob ihnen wirklich der 
paradigmatische Wert für die Bedeutung der frag- 
lichen Bestimmungen zukommen darf, und ob nicht 
auch viele andere durch die Abgeschlossenheit der 
Ghettojuden von ihren Wirtsvölkern und in ihre kon- 
stitutionelle Individualität gegebenen Bedingtheiten 
dabei mitsprechen. Für die Entwicklung sozial-hygie- 
nischer Kultur bleibt die Geschichte des jüdischen 
Volkes unseres Erachtens hauptsächlich darum so be- 
merkenswert, weil die erwähnten Vorschriften auf 
deren eigentliche Quellen hinweisen. Diese scheinen 
keineswegs medizinische und soziologische Erkenntnis 
eines in dieser Hinsicht frühreifen Volkes, sondern die 
in tieferen Boden versenkten irrationalen religiösen und 
ethischen Antriebe, die gerade durch den eigentüm- 
lichen Charakter der jüdischen Religion eine so eigen- 
artige Rationalisierung erfuhren. Erst auf diesem Um- 


weg kam es zu einer wirklichen Sozialhygiene, die 


nachträglich das rechtfertigte, was größtenteils ‚im 
dunklen Drange“ sich vorgebildet hatte. 

Von einer öffentlichen oder gar sozial orientierten 
Gesundheitspflege im klassischen Altertum wis- 
sen wir nicht viel. Die philologisch-historische Er- 
gründung der hellenischen Kultur hatte im Ganzen 
zu wenig Interesse für dies Gebiet übrig?), um Nach- 
forschungen zu halten, die ein befriedigendes Er- 
gebnis gehabt hätten; erst die neuere Archäologie 
trägt dieser Forderung Rechnung. So hat man früher 
auch erhebliche Leistungen der Griechen in dieser 


1) H. L. Eisenstadt, Soziale Hygiene der Juden. Hand- 
wörterbuch der Soz. Hygiene von Grotjahn und Kaup. Bd. 2. 
Leipzig 1912.— Derselbe,Die Renaissance der jüdischen Sozial- 
hygiene. Arch. f. Rassen und Gesellschaftsbiologie 1908. 

Derselbe, Sozialpsychologie und Pathologie der Juden im 
Lichte der Religionspsychologie. Ztschr. f. Religionspsychologie 
HI, 2. 

F. Theilhaber, Der Untergang der deutschen Juden. 
München 1910. 

2) In der Realenzyklopädie von Pauly -Wissowa fehlt der 
Artikel ‚Gesundheitspflege‘“. 


ZUR VORGESCHICHTE DER SOZIALEN HYGIENE 7 


Hinsicht nicht gekannt oder richtig eingeschätzt. 
Heut haben uns die Ausgrabungen der letzten Jahr- 
zehnte belehrt, daß die griechische Wasserversorgung 
den Vergleich mit der römischen durchaus aushält. 
Zu einer Zeit, in der jene noch nicht in den ersten An- 
fängen bestand, hatten die Hellenen schon an vielen 
Orten Wasserleitungen aufgeführt, die eine geradezu 
geniale Anpassung an die gegebenen meist sehr un- 
günstigen Verhältnisse des so gebirgigen und dabei 
wasserarmen Landes erkennen lassen!). Um den kost- 
baren Stoff zu sparen und kühl zu erhalten, wurde das 
Wasser überall in unterirdischen Leitungen zugeführt ; 


unterirdische Reservoire dienten zum Sammeln des | 


Überschusses, wo es anging, wurde das Grundwasser 
durch sorgfältig ausgebaute Brunnen erschlossen. Daß 
individuell-hygienische Vorstellungen der griechischen 
Medizin durchaus nicht fernlagen, zeigt uns das Corpus 
hippocraticum, dessen Therapie vielfach als hygienisch- 
diatetische im modernen Sinne bezeichnet werden muß. 
In seiner Schrift „über Luft, Wasser und Örtlichkeit“ 
erörtertHippokratesausführlich die Beziehungen der 
Umwelt zum gesunden und kranken Menschen, die Ein- 
wirkungen der klimatischen Lage, der Niederschläge, 
des Bodens, der Winde, des Wassers usw. Besonders 
hervorgehoben zu werden verdient ferner die Bedeu- 
tung, die dieHeilkunde und ihre Vertreter überhaupt im 
kulturellen und gesellschaftlichen Leben besaßen, was 
uns aus vielen gelegentlichen Hinweisen auf sie in der 
nichtärztlichen Literatur, namentlich z. B. in den Dia- 
logen Platons entgegentritt. Dafür spricht auch der 
Umstand, daß vom fünften Jahrhundert v. Chr. an 
fast in allen Gemeinden öffentlich angestellte Ärzte 
für die Betreuung des Volkes angestellt waren, woraus 
sich in hellenistischer Zeit eine weiter verzweigte, 
allgemeinere ärztliche Organisation entwickelte, die 
dann auch von dem römischen Imperium übernommen 
wurde und später in Ostrom eine der dortigen Beam- 
tenhierarchie entsprechende Staffelung erfuhr. Es 
läßt sich daraus entnehmen, daß nicht nur Kranken- 
behandlung und individuelle Prophylaxe, sondern auch 
das allgemeine sanitäre Interesse im Bereich der ärzt- 
lichen Wirksamkeit lag, und daß sich die Ärzte auch 
mit den Fragen der öffentlichen Gesundheitspflege 
befaßten. 

Besonderes Interesse verdient vor allem die körper- 


1) Hueppe, Zur Rassen- und Sozialhygiene der Griechen im 
Altertum und der Gegenwart. Wiesbaden 1897. 

Derseibe, Die soziale Hygiene bei Griechen und Römern. 
Im Handwörterbuch der sozialen Hygiene von Grotjahn und 
Kaup. Bd. II. Leipzig 1912. 

Derselbe, Handbuch der sozialen Hygiene und Gesundheits- 
fürsorge von Gottstein, Schloßmann und Teleky. Bd. I. 
Berlin 1925. 


liche Erziehung der Griechen, die Gymnastik, die 
gewiß als ureigenstes Produkt des griechischen Natio- 
nalcharakters anzusehen ist!), wenn auch andere Völker 
vor den Griechen sie geübt haben dürften. Eingeführt 
in Hellas wurde sie von den Völkern, die von Norden 
zu den Gestaden des Ägäischen Meeres vordrangen, 
den Achäern und Dorern. Daher war auch das Land, 
in dem sie sich festsetzten, der Peloponnes und be- 
sonders Lakedämon die erste Stätte körperlicher Aus- 
bildung. Die Homerischen Gesänge berichten von einer 
solchen Vollkommenheit in dieser Hinsicht, daß sich 
daraus ermessen läßt, wieviel Generationen sie bereits 
geübt haben mochten. In der weiteren Entwicklung 
müssen wir zweierlei unterscheiden: die pädagogische 

Gymnastik und die Berufsathletik. Jene ging, wie 
sich in ihrem klassischen Lande, dem Spartiatenstaat 
zeigt, von dem Bestreben aus, ein Volk von waffen- 
fähigen und jeder Strapaze gewachsenen Kriegern zu 
erzielen. Die Übungen bestanden im Laufen, Ringen, 
Faustkampf, Diskus- und Speerwurf und Schwimmen. 
An dieser Erziehung waren auch die Mädchen beteiligt, 
die ebenso wie die Knaben abgehärtet werden sollten, 
um „besser die Hausarbeit zu verrichten und gesunde 
Nachkommen zu gebären‘‘. Von Sparta aus ging die 
gymnastische Ausbildung auf die anderen Staaten über, 
von Solon wurde sie für Athen gesetzlich geregelt. 
Zu den Übungen kam noch Musik, Spiel und Tanz. 
Die lokalen Agone dienten als Vorbereitung und Probe 
für die großen nationalen Wettkämpfe in Olympia. 
Diese Erziehung verfolgte demnach ausdrücklich den 
Zweck, dem Staate die geeigneten Bürger zu ver- 
schaffen, sie wurzelte aber auch im hellenischen Er- 
ziehungsideal, in dem körperliche Wohlbeschaffenheit 
und Tugend die Grundlage der harmonischen Kalo- 
kagathie bildete. Von den Perserkriegen an, deren 
glücklicher Ausgang den Wert der Gymnastik in be- 
sonders hellem Lichte erstrahlen ließ und damit die 
Begeisterung für den Sport noch gesteigert hatte, fing 
neben dieser als Rivalin die bereits seit einiger Zeit in 
Schwung gekommene Berufsathletik mehr an Bedeu- 
tung zu gewinnen, die weniger die harmonische Körper- 
bildung und Abhärtung gegen Strapazen herbeiführen 
wollte, als vielmehr die Überlegenheit in einem Gebiete 
des Sports. Nun wuchsen ‚Professionals‘ heran, denen 
der Sport nur mehr Mittel zum Zweck der Erzielung 
von Rekordleistungen und Preisen und ein Lebens- 
inhalt wurde, der eine bestimmte Lebensführung und 
Diät bedingte und sie damit den anderen Aufgaben 
des bürgerlichen Lebens entzog. Diese Umwandlung 
der Gymnastik in einen Beruf bildete den Gegen- 


1) Vgl. Jüthner, Artikel: Gymnastik in der Real-Ency- 
klopaedie- d. Altertumswissenschaften. Bd. Ill. 
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stand lebhafter Auseinandersetzungen zwischen Ärz- 
ten, Gymnasten, Staatsmännern und Philosophen. Die 
großen Heroen griechischen Geistes, die sehr auf die 
pädagogische Gymnastik bedacht waren, wie Sokra- 
tes, Platon (besonders in der Politeia), Aristoteles 
u.a.lehnten diese Berufsathletik wegen der damit ver- 
bundenen Lebensweise und ihrer Einwirkung auf die 
geistige Einstellung der Jugend ab, besonders auch, 
weil durch sie das Volksinteresse durch die sensatio- 
nellen sportlichen Rekordleistungen von dem eigent- 
lichen Wesen der körperlichen Erziehung abgelenkt 
werden mußte. Daneben wurde auch die individuell- 
hygienische Seite der Gymnastik lebhaft diskutiert. 
Jede Form der Bewegung wurde von den Ärzten als 
„heilsame Leibespflege‘‘ angesehen. Nachdem nun der 
medizinische Laie Herodikos von Selymbria aber 
die von ihm gelehrte Methode der Gymnastik gewisser- 
maßen als Konkurrenzwissenschaft gegen die offizielle 
Heilkunde einzuführen versucht hatte, traten ihm die 
Ärzte entgegen. Sie nahmen die Gymnastik, soweit 
sie vernunftgemäß ausgeführt wurde, als Gebiet der 
Medizin in Anspruch und übten an den Übertreibungen 
des „Kurpfuschers‘“ scharfe Kritik aus. Später hat 
dann Erasistratos (ca. 300 v.Chr.) ein Grenzgebiet 
zwischen Gymnastik und Heilkunde unter dem Namen 
„Hygiene“ umschrieben, das die körperlichen Bewe- 
gungen zu Heilzwecken zum Gegenstand hat. Galen 
hat dies auch später akzeptiert und in der ärztlichen 
Behandlung überhaupt zwischen Hygiene und Therapie 
unterschieden, wobei er diese als die „Wissenschaft 
von den Wirkungen aller körperlichen Bewegungen“ 
bezeichnet (also auch Rudern, Graben, Mähen usw. 
dazu rechnete). Die von den Gymnasten durch das 
Training hervorzurufende ‚„Euexie‘‘ des Körpers hielt 
er für einen unnatürlichen Zustand. Diese ganze Ent- 
wicklung zeigt, wie die aus sozial-eugenetischen In- 
stinkten sich anfänglich so segensreich entfaltende 
körperliche Erziehung durch eine Reihe in der fort- 
schreitenden Zivilisation begründeter Umstände an 
ihrer ursprünglichen Bedeutung und Wirksamkeit 
Schaden litt. 

Soziale Motive in unserem heutigen Sinn suchen wir 
bei den Griechen in dem Streben nach ihrem persön- 
lichen und Staatsideal vergeblich. Bei den Spartanern 
drückte das Ziel, ein Volk von Kriegern zu erziehen, 
der Familie und den Geschlechtssitten überhaupt ein 
seltsames Gepräge auf. War doch die Entwicklung 
eines Haus- und Familienlebens dem jungen Spartaner 
schon dadurch unmöglich gemacht, daß er mit den 
Altersgenossen zusammen leben, essen und schlafen 
mußte. Was die Ehe anlangt, so bestand zwar die 
Einehe als rechtliche Einrichtung, aber unter Umstän- 
den wurde doch eine nach allgemein-griechischer An- 


schauung sehr befremdende Durchbrechung des Prin- 
zips der Monogamie gestattet. Es galt nicht für un- 
ziemlich, daß ein älterer Mann seiner noch jungen Frau 
zur Erzielung kräftigen Nachwuchses einen tüchtigen 
Freund zuführte und gestattete auch dem Manne, 
der seiner Frau nicht beiwohnen wollte, Kinder mit 
der Frau eines anderen zu zeugen, die ihm wegen ihrer 
Schönheit und Fruchtbarkeit besser gefiel (Plutarch). 
Die so erzeugten Kinder konnten vom König adoptiert 
und Vollbürger werden. Ehen mit den Heloten, aber 
auch mit den Periöken verboten sich von selbst. Da- 
gegen war der außereheliche Verkehr mit den Heloten- 


. töchtern gewöhnlich. Die mit diesen erzeugten Kinder 


erhielten dann die Freiheit und nahmen an der all- 
gemeinen Erziehung teil, wurden aber keine Bürger. 
Das Rassenprinzip wurde so zum Klassenprinzip. 

Die Herrenmoral der Griechen spricht auch aus dem 
Verhalten gegenüber den Schwachen, Armen und 
Kranken. Für die Wohlhabenden gab es Sanatorien 
und Polikliniken (latreien), aber keine Krankenhäuser. 
Unheilbare Kranke waren kein Gegenstand der Be- 
handlung mehr (Hippokrates). Auch in Platons 
Idealstaat hat die Fürsorge für Kranke keine Stätte. 
Bettler soll man aus dem Lande treiben, den kranken 
Arbeiter nicht behandeln; ist er arbeitsunfähig, so 
mag er sterben. Solche Anschauungen waren sicher 
nicht nur Theoreme, sondern entsprachen der griechi- 
schen sozialen Einstellung. 

Deutlich tritt uns die eugenetisch und politisch mo- 
tivierte Omnipotenz des Staates gegenüber nach un- 
serer Anschauung berechtigten individuellen und so- 
zialen Forderungen in Platons Politeia entgegen, wo 
er über die Regelung der Bevölkerungszahl sich äußert. 
Handelt es sich auch um eine Utopie, so zeigen sich 
doch hier die letzten Folgerungen einer tief wurzelnden 
Ideologie,die dem strengeren dorisch-lakonischen Ideen- 
kreis verwandt ist und zudem in der Realität schon 
Ausführung gefunden hatte. Hier wird bekanntlich 
ein Frauen- und Kinderkommunismus gefordert, der 
die wichtigste Grundlage der den Staat bildenden 
Lebensgemeinschaft bilden soll. Der Staat soll nur eine 
Auslese der lebenskräftigsten, tüchtigsten und be- 
fähigtsten Personen enthalten; aus diesem Grunde ist 
auch die Übervölkerung zu vermeiden und untaug- 
liches Material von Menschen abzustoßen. Daher sind 
schwächliche Neugeborene auszusetzen und die Geburt 
von Kindern, deren Erzeuger sich jenseits der für die 
Zeugung bestimmten Altersgrenzen befanden, durch 
Abtreibung der unreifen Frucht abzuwenden. Auch 
Aristoteles verbietet die Aufziehung verkrüppelter 
Kinder und verlangt ein Gesetz, das ihre Aussetzung 
vorschreibt. Die Zahl der zulässigen Neugeborenen soll 
vom Staate bestimmt und durch Abtreibung durch- 
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geführt werden, nicht durch Aussetzung. Die Empfeh- 
lung der Abtreibung aus staatserhaltenden Gründen 
steht in krassem Widerspruch zu der im Asklepiadeneid 
des Hippokrates von dem Arzt geforderten Versiche- 
rung, das keimende Leben zu schonen. Wer denkt da 
nicht an die ewige Wiederkehr der Dinge! 
Prostitution!) gab es im heroischen Zeitalter nicht, 
das sexuelle Bedürfnis der Helden wurde durch Skla- 
vinnen, besonders Kriegsgefangene, gestillt. Die Ein- 
ehe wurde ungefähr im 7. Jahrhundert in Hellas ein- 
gebürgert, doch nahmen sich die großen Herren auch 
später Nebenfrauen und Kebsweiber. Mit zuneh- 
mendem Wohlstand kamen die Dirnen nach Hellas, 
vor allem in die großen Städte Athen, Korinth usw. 
In Sparta war keine Prostitution, nach dem Gesagten 
hatte man sie dort auch weniger nötig. Solon mußte 
bereits Bestimmungen treffen, um die ehrbaren Frauen 
zu schützen. Daß er ein großes Staatsbordell — 
Disterion — erbaut hat, aus dessen Einnahmen er der 
Aphrodite Pandemos einen Tempel errichten Konnte, ist 
nicht sicher erwiesen. An manchen Orten fand — wohl 
aus dem Orient verpflanzt — eine Vermischung von 
Prostitution mit religiösen Gebräuchen in Gestalt des 
Hierodulenwesens statt, das jedenfalls die Verallge- 
gemeinerung und Popularität der Hetairen förderte. 
Die Hetairen, von denen es wie zu allen Zeiten stei- 
gender Zivilisation alle Schattierungen gab, von der 
grande Amoureuse herab bis zu dem Hafenmädchen, 
spielten eine große Rolle im sozialen Leben Griechen- 
lands. Da die Hellenen in der außerehelichen Befrie- 
digung des Geschlechtstriebes nichts Sündhaftes sahen 
— sie perhorreszierten nur die Übertreibung als 
Übel — waren die Freudenmädchen gesellschaftlich 
nicht geächtet, wenn sie auch ein unerschöpfliches 
Thema für die Komödien abgaben. Sie verkehrten 
sogar mit anständigen Frauen, es gab nicht nur Bor- 
delle, sondern auch Hetairenschulen, in denen die 
Liebeskünste von einer erfahrenen Hetaire gelehrt 
wurden. Der Hauptgrund für die große Verbreitung 
des Hetairenwesens lag in der niedrigen sozialen und 
rechtlichen Stellung der Frauen überhaupt. Ihre 
Tätigkeit war eigentlich nur auf das Gebären und einige 
häusliche Arbeit beschränkt, deren Hauptteil die 
Sklavinnen verrichteten; die Erziehung der Kinder, 
besonders der Knaben wurde ihnen ja nach deren 
ersten Lebensjahren aus der Hand genommen. Ihre 
Bildung war gewöhnlich sehr gering und genügte 
den Bedürfnissen der geistig beweglichen und inter- 
essierten Männer nicht, die bei den Hetairen oft genug 
das fanden, was sie bei ihren Gattinnen vergeblich 


1) Vgl. Artikel „Hetairen“ in Pauly-Wissowas Real- 


_ suchten. 
 Erheblichkeit scheint die Prostitution in Griechenland 


Eine soziale Bedeutung von irgendwelcher 


im ganzen nicht gehabt zu haben, zumal die Hetairen 
zum größten Teil Sklavinnen, Ausländerinnen oder 
Freigelassene waren. 

Die hygienischen Leistungen der Römer erstrecken 
sich besonders auf öffentliche Anlagen. Ihre groß- 
artigen Straßenbauten, die bereits im 4. Jahrhundert 
anfangen (via Appia 312) sind aus militärischen Be- 
weggründen geschaffen worden, noch weiter zurück 
gehen die Wasserleitungsbauten und Abfuhrsysteme, 
die noch während des Königtums begonnen und seit- 
dem immer weiter ausgebaut und vermehrt. wurden. 
Die Wohnungshygiene dagegen lag bis zum Ende der 
Republik noch sehr im Argen, als die Reinlichkeit 
der Straßen schon längst Gegenstand der öffentlichen 
Fürsorge war. Erst nach dem Brande der Stadt unter 
Nero besserte sich dieser Übelstand. Eine besondere 
Pflege fanden bekanntlich die Bäder. Anfänglich war 
nur das Flußbad gebräuchlich, allmählich bürgerte 
sich das warme Bad wohl vom Ausland her ein und 
entfaltete sich zu jenen zweckmäßigen und zum größ- 
ten Teil so luxuriösen Riesenbauten, deren Reste wir 
heute bewundern. | 

In den Jugendzeiten der aufstrebenden Republik 
war der Römer ein in einfachen Sitten lebender Bauer 
und Krieger; das römische Recht, das ihm die Gewalt 
über die ganze Familie gab, nicht nur über die Skla- 
ven, war kein Boden für eine besondere soziale Ein- 
stellung. Eine derartige Notwendigkeit trat erst auf, 
als mit der Vermehrung der Bevölkerung und der Zu- 
nahme der Stadt der Mangel an Bauernland die agra- 
rischen Unruhen hervorrief. In der weiteren Entwick- 
lung der römischen Weltmacht, die gleichzeitig von 
den großen innerpolitischen Kämpfen im letzten Jahr- 
hundert der Republik durchzogen wird, lassen sich 
keine sozialen für die gedeihliche Entwicklung der 
Bevölkerung wirksamen Einrichtungen finden. Das 
Volk wird als Machtfaktor von den um die Gewalt 
ringenden Großen umbuhlt und mit Panis et Circen- 
ses gefüttert, aber für die Schwachen und Kranken ist 
kein Gefühl vorhanden. Bezeichnend ist, daß die ein- 
zigen dürftigen Zeichen einer sozialen Fürsorge die 
Krankenhäuser für Sklaven und Soldaten und Gla- 
diatoren waren. Das Leben der Neugeborenen war 
ebenso wie in Griechenland sehr gering geschätzt. 
Erst als später die Kinderlosigkeit der römischen Be- 
völkerung bedenklich zunahm und die Abtreibungen an 
der Tagesordnung waren, suchten gesetzliche Bestim- 
mungen (leges Juliae — 18 v. Chr. — und Papiae 
Poppaeae — 9 n. Chr. —) gegen die Abtreibungen 
und Prämien für Geburten die Verringerung der Be- 


enzyklopädie der Altertumswissenschaften von K. Schneider. ‚| völkerung abzuwenden. 
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Abschließend kann von den Römern gesagt werden, 
daß in den Zeiten des Großwerdens der Republik ihre 
einfach bäuerliche Lebensweise und das Aufgehen in 
den staatlichen und kriegerischen Aufgaben ihnen 
weder Zeit noch Sinn für sozial-hygienische Sorgen 
ließ. Bis zum Ende der Republik wurde ihr medizi- 
nisches Bedürfnis durch die Volksmedizin gedeckt. 
Erst von da ab ließen sich griechische Ärzte in Rom 
nieder und erlangten nach anfänglichen Widerständen 
doch bald zunehmende Anerkennung und Bedeutung 
(Asklepiades). Caesar und Augustus erkannten den 
Wert der Heilkunde und begünstigten die soziale Stel- 
lung der Ärzte, die dann auch zu öffentlicher Tätigkeit 
herangezogen wurden. Es gab Armenärzte, Soldaten-, 
Sklaven- und Gladiatorenärzte. So wurde das ganze 
Gesundheitswesen in der Kaiserzeit Staatsangelegen- 
heit. Aber die durch das Weltreich und vor allem die 
immer mehr sich vergrößernde Riesenstadt geschaffe- 
nen Verhältnisse, der Kapitalismus mit seinem steigen- 
den Luxus, der zunehmenden Kinderlosigkeit und der 
Lockerung des Familienlebens, die sexuelle Zügellosig- 
keit, das enorme Ansteigen des Proletariats und der 
Sklavenmassen schufen Verhältnisse, gegenüber denen 
die sozialen Instinkte der Römer zu dürftig waren, um 
den allmählichen Verfall des Volkes aufzuhalten. 

Leibesübungen wurden bei den Römern seit jeher 
zur Ertüchtigung für den Kriegsdienst und zur Stäh- 
lung des Körpers gepflegt. Auf dem Marsfeld übten 
Jünglinge und Männer Wettlauf, Springen, Faust- 
kampf, Speerwerfen und Schwimmen im Tiber. Die 
kunstmäßige Gymnastik wurde ihnen erst durch das 
Eindringen des Hellenismus bekannt. Sie fand bei 
den alten Republikanern vom Schlage Catos wenig 
Beifall, weil sie von der Ausbildung zum Staats- und 
Kriegsdienst abzog und durch die mit ihr verbundene 
träge und üppige Lebensweise dazu untauglich machte. 
Als pädagogisches Element wurde sie daher in dieser 
Form abgelehnt, wohl aber bekam sie als hygienisches 
Geltung wie in Griechenland. Man trieb sie, „um rote 
Backen, guten Appetit, Schlaf und Vergnügen am 
Baden“ zu haben. Für die kriegerische Ertüchtigung 
wurde dagegen eine ‚juventus balnearum nescia‘ ge- 
fordert. In agonistischer Beziehung nahm jedoch trotz 
des Widerstandes der konservativen Bürger ihre Be- 
liebtheit und Bedeutung bei der Vorliebe des Volkes 
für Spiele zu. Aber diese Ludi hatten einen anderen 
Charakter wie bei den Griechen. Nicht römische frei- 
geborene Bürger beteiligten sich daran oder nur zum 
geringsten Teil, sondern nur vorwiegend Berufs- 
athleten. Zudem traten dann die blutigen Gladia- 
torenkämpfe und Tierhetzen mehr in den Vorder- 
grund, so daß der erzieherische Einfluß der Spiele 
immer mehr verloren ging. 


In der Kultur des langen Zeitraumes, den wir mit 
dem Namen Mittelalter!) umgrenzen, laufen so mannig- 
fache Strömungen neben- und durcheinander, daß es 
uns schwer fallen dürfte, einheitliche sozialhygienische 
Gedanken und Betätigungen festzustellen. Aber auf 
der anderen Seite geben ihm doch bestimmte Entwick- 
lungen in vielfacher Hinsicht wieder einen so homo- 
genen Charakter, daß eine ganze Reihe von Erschei- 
nungen von ihnen aus begriffen werden kann. Für 
uns kommen hauptsächlich dabei zwei Bildungen in 
Betracht: die Bedeutung und Autorität der Kirche, 
die bis in die letzten Regungen des Einzellebens ihre 
Macht und ihren Einfluß erstreckte, und die fortschrei- 
tende Entwicklung der Städte, die sich besonders in 
Deutschland zu vielen einzelnen Kulturzentren aus- 
wuchsen. Neben ihnen haben die politischen Kämpfe, 
die das Mittelalter ausfüllen, für unsere Fragen nur 
eine nebensächliche Bedeutung. In der Frühzeit vom 
Abschluß der Völkerwanderung bis zur Gründung 
des heiligen römischen Reiches, die sich durch das 
langsame Eindringen römischer Bildungselemente in 
die widerstrebende Bevölkerung der nordischen Bar- 
barenländer kennzeichnet, ist die Kirche vor allem die 
Bändigerin wilder Sitten, die als liebende Mutter und 
strenge Zuchtmeisterin die Roheit und wilden Leiden- 
schaften der jungen Volksstämme unermüdlich zu 
mildern sucht. Sie lehrt sie erst das einzelne Menschen- 
leben, das bei ihnen noch einen sehr geringen Wert hat, 
schätzen. So stellt sie die sehr häufige Tötung der 
Kinder unter strenge Strafen, während sie auf der 
anderen Seite die Ahndung leichter Vergehen durch die 
Todesstrafe bekämpft ; sie wendet sich gegen die Maß- 
losigkeit im Essen und Trinken, ebnet einer höheren 
Auffassung der Ehe den Weg und gibt Gelegenheiten 
zum Unterricht. Vor allem erweckt sie den Sinn für 
die Liebe zum Nebenmenschen durch die Sorge für 
den Kranken und Schwachen. In der Theorie gehörte 
alles Kirchengut den Mühseligen und Beladenen und 
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die Praxis kam dieser Forderung in reichem Maße nach. 
In den Xenodochien, die sich in den Klöstern befanden, 
wurden die Fremden, die ja auch sonst nirgend eine 
Herberge hatten, mit den Armen und Kranken auf- 
genommen: ebenso fanden dort die Bedürftigen der 
Umgebung ihre Nahrung und an bestimmten Tagen 
auch Kleidung. Freilich wurde dadurch auch dort ein 
sozialschädliches Bettlertum großgezogen, das neben 
wirklich Armen auch Heuchler und Arbeitsscheue ent- 
hielt, doch wird die soziale Tätigkeit der Kirche da- 
durch nicht entwertet. Daraus entwickelte sich dann 
auch eine geregeltere Krankenpflege, die seit den 
Kreuzzügen durch die Gründung der Ritterorden in 
größerem Umfang vor sich ging. Die Heilkunde selbst 
wurde während dieser Zeit ja fast ausschließlich von 
Klerikern betrieben. Zu bemerken ist allerdings, daB 
die Krankenpflege besonders in den Orden nicht rein 
sozial-caritativen Motiven entsprang: glaubte doch 
vielmehr jeder, der sich damit unter mannigfachen 
Opfern und Entbehrungen befaßte, durch diesen Lie- 
besdienst für das eigene Seelenheil am besten zu sorgen. 

Sachlicher, wenn auch nicht ganz frei von ähnlichen 
Motiven, wird das Problem der allgemeinen Fürsorge 
und Wohlfahrtspflege von den Städten erfaßt, für die 
es auch eine dringende Notwendigkeit war, weil der 
Staat sich pflichtgemäß nur mit der Rechtspflege, dem 
Kriegswesen und der äußeren Politik befaßte und diesen 
Dingen gar keine Aufmerksamkeit zuwandte. In ihnen 
können wir daher am besten einzelne Gebiete hygie- 
nischer und sozialer Betätigung betrachten. Dabei 
kann natürlich von einer sozialen Differenzierung im 
heutigen Sinne noch keine Rede sein. Zwar schichteten 
sich in den Städten im Lauf der Zeit verschiedene 
Gruppen voneinander ab: die Geschlechter, die Zünfte 
und neben ihnen das aus den Armen und den fahren- 
den Leuten bestehende Proletariat und schließfich die 
Juden. Aber in dem engen Raum der Stadt war das 
Schicksal doch allen gemeinsam. Krieg, Pestilenz und 
Hungersnot traf fast alle in gleichem Maße. Nur der 
Unterschied zwischen reich und arm war immer vor- 
handen und sprach sich auch in Verordnungen, Ein- 
richtungen und Gebräuchen aus. 

Große Aufmerksamkeit wurde dem Nahrungs- 
mittelwesen geschenkt. Die Verordnungen über 
Beschaffenheit und Preis der notwendigen Nahrungs- 
mittel waren sehr streng. Gute Qualität, Unverfälscht- 
heit und richtiges Gewicht bei angemessenem Preise 
wurde behördlich verlangt, Übertretungen der hier- 
über bestehenden Gesetze streng geahndet. Immer 
wurde in den Verordnungen betont, daß die Armen 
keine schlechtere und dadurch teurere Ware erhalten 
dürften als die Wohlhabenden, unter Umständen 
mußte ihnen auch Getreide zum Backen auf Vorschuß 


geliefert werden. Bei drohenden und ausgebrochenen 
Hungersnöten, die im Laufe des Mittelalters sich nicht 
selten mehrere Jahre hindurch über große Länder- 
gebiete erstreckten, suchte sich der städtische Rat 
durch eine Notstandspolitik zu helfen (Preistaxe zur 
Verhinderung des Brotwuchers, Notsteuer, Ausfuhr- 
und Brauereiverbot und dergleichen) und verteilte 
Lebensmittel an die Armen. Freilich vermochten 
weder diese Maßnahmen noch die großartige Wohl- 
tätigkeit der Kirche in den schlimmen Fällen zu helfen, 
zumal die Städte von der verzweifelten Landbevöl- 
kerung oft überfüllt waren. Gutes Trinkwasser gehörte 
zu den wichtigsten Gemeindeangelegenheiten, meist 
wurden Ziehbrunnen angelegt, Pumpen werden erst 
vom 14. Jahrhundert ab erwähnt. An den Markt- und 
Ratsbrunnen spielte sich ein wichtiger Teil des städ- 
tisch-Öffentlichen Lebens ab (Prangerstehen). Auch 
von außen her wurde Wasser in die Städte ge- 
leitet: für die Reinhaltung von Wasserläufen, die die 
Stadt als Rinnsteine durchzogen, wurde gleichfalls 
gesorgt, freilich ohne dem dunkelsten Punkt der mittel- 
alterlichen Gesundheitspflege, dem Straßenschmutze 
gründlich abhelfen zu können. 

Auch dem Verbrauch der geistigen Getränke, der 
vor allem in Deutschland, aber auch in anderen Län- 
dern, sehr groß war, suchten die Städte zu steuern. 
Bis zum 8. Jahrhundert war das anfänglich als heid- 
nisch verfehmte Bier das Volksgetränk gewesen und 
wurde erst von da ab durch den Wein verdrängt. Vom 
Ende des 14. Jahrhunderts ab wurde Branntwein pro- 
duziert, aber in seiner Schädlichkeit bald erkannt und 
daher im Vertrieb nach Kräften einzuschränken ge- 
sucht. Die groBe Neigung zum Trinken wurde durch 
die vielen kirchlichen und profanen Feste noch ge- 
fördert ;auch wurde überall, wo Männer zu Geschäften 
zusammenkamen, viel getrunken, in Rats-, Zunft- 
und Gerichtssitzungen, so daß die Beisitzer oft nicht 
verhandlungsfähig waren. Nicht aus hygienischen 
Gründen, sondern um das Ärgernis und Exzesse zu 
verhüten, erließen Städte und Kirche eine Reihe Ver- 
ordnungen beziehungsweise Strafbestimmungen (Poli- 
zeistunde, Verbot des Verkaufs über die Straße von 
einer bestimmten Zeit ab usw.), aber natürlich ohne 
viel Erfolg. Das Trinken gehörte eben zum Leben; 
hielt man es doch für so notwendig, daß den Armen 
außer Geld, Brot, Kleidung auch Wein verabreicht 
wurde. 

Sehr hoch entwickelt war das mittelalterliche Bade- 
wesen. Das Baden im Freien, in Flüssen und Seen, 
war seit den frühesten Zeiten Gewohnheit. Daneben 
bestanden aber in der Stadt und auch auf dem Lande 
in den meisten Häusern Badegelegenheiten, in diesem 
gewöhnlich Badekufen oder Wannen, in jenen Bade- 
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zimmer. Wohl im Hinblick auf die im allgemeinen 
sehr unzureichenden Wohnungsverhältnisse errichteten 
die städtischen Behörden Badeanstalten und Bade- 
stuben, die entweder gegen einen Erbzins ausgegeben 
oder verpachtet wurden. Wo sie in Privatbesitz über- 
gegangen waren, übte der Rat Aufsicht über sie aus. 
Der Besuch der Anstalten war nicht jedermann ge- 
stattet, so an manchen Orten den Dirnen und überall 
den Juden verboten, die daher besondere Judenbäder 
hatten. Später (siehe unten) machten die Volkskrank- 
heiten Ausnahmen nötig. Den Armen wurde überall 
das Baden ermöglicht, die Badebesitzer wurden durch 
Gewährung von mancherlei Privilegien verpflichtet, 
sie ohne Entgelt baden zu lassen, auch sorgten die 
Kirchen und viele Stiftungen für Bäder der Armen, 
die man „Seelbäder‘‘ nannte. Die Anstalten, in denen 
auch beide Geschlechter gemeinsam badeten, dienten 
nicht nur zur Reinlichkeit, sondern auch zur Kurzweil, 
es wurde darin eine willkommene Gelegenheit zu Unter- 
haltung, Spiel usw. gesehen, woraus dann später Flirt 
und intimere Beziehungen sich entwickelten, so daB 
sich allmählich sittliche Bedenken gegen sie erhoben. 
Ihre zunehmenden Auswüchse veranlaßten die Kirche, 
ihre Stellung ihnen gegenüber zu ändern. Vom Be- 
ginn der großen Volksseuchen, der Pest und der Sy- 
philis an nahm ihr Zulauf ab, man schränkte sie ein 
und schloß sie allmählich; so gerieten sie allmählich 
in Verfall, wozu auch die steigende Teuerung der 
Betriebsmittel nicht wenig beitrug. 

Die mit der Ehe zusammenhängenden Gebräuche 
und Sitten des Mittelalters verraten wenig Verständnis 
für ihre soziale Bedeutung. Die allgemeine sexuelle 
Moral, über die noch später gesprochen werden soll, 
hielt trotz aller Bemühungen der Kirche die eheliche 
Keuschheit, wenigstens soweit der Mann in Betracht 
kam, nicht besonders hoch. Gab es auch vereinzelte 
Städte, die strenger darüber dachten, und entspre- 
chende Gesetze besaßen, so wurde doch der Ehebruch 
sehr gelinde beurteilt und ebenso bestraft. Schwache 
Andeutungen von Mutterschutz zeigen sich hie und 
da — so dürfen während der Schwangerschaft gericht- 
liche Strafen nicht erfolgen, auch Schwangere nicht 
gefoltert werden. Auch waren sie von zu Schwerer 
Arbeit befreit und durften während dieser Ruhepausen 
innehalten. Für die Kindbetterinnen gab es bereits 
in den Ordensspitälern Unterkunft, später auch in 
den städtischen (Nürnberg 1339). Auch für das Heb- 
ammenwesen sorgten die Städte seit dem 14. Jahr- 
hundert. Die erste uns bekannte Hebammenordnung 
des Mittelalters stammt aus dem Jahre 1452 aus Re- 
gensburg. In ihr wurde den Hebammen zur Pflicht 
gemacht, jeder Kreißenden (mit Ausnahme der Jü- 
dinnen) beizustehen. Das Basler Eidbuch enthält aus 


dem 15. Jahrhundert einen Eid der Hebammen, der 
ihnen zur Pflicht macht, zu allen Frauen, die ihrer be- 
dürfen, zu kommen, zu armen wie zu wohlhabenden. 
Außerdem sollen sie ‚di toten frowen snyden, um ds 
das Kind eine sele werde und die dem almechtigen Got 
nit entzogen würde.“ Auch war es ihnen geboten, die 
Nottaufe vorzunehmen. Geprüft wurden sie von den 
„gesworn frowen“, die übrigens auch andere Funk- 
tionen hatten, wie beispielsweise die Virginität ge- 
gebenenfalls festzustellen und bei einer Impotenz des 
Mannes die Ehefrau zu untersuchen. Von einem 
systematischen Unterricht der Hebammen ist im Mit- 
telalter nichts bekannt, eine solche erfolgte jedenfalls 
erst viel später, so im Hötel-Dieu in Paris 1630 durch 
die „maîtresse sage femme“ nach dreimonatlichem 
Kurs. Dagegen wurden von 1500 ab viele Hebammen- 
lehrbücher gedruckt. 

Die natürliche Säuglingsernährung durch die 
Mutterbrust wurde gemeinhin gepflegt. Doch bedien- 
ten sich zu allen Zeiten besonders die vornehmen 
Frauen, die nicht stillen wollten, gern der Ammen, 
über die die Behörden auch eine Art Aufsicht 
übten und die auch zuweilen Gegenstand ärztlicher 
Begutachtung waren. Gegen Ende des Mittelalters 
ging die Brusternährung zurück ; aus dieser Zeit stam- 
men einige Schriften, die ihre Notwendigkeit betonten 
und die künstliche Ernährung für die große Säuglings- 
sterblichkeit verantwortlich machten. 

Die Geburtenziffer war im Mittelalter sehr hoch. 
12 bis 15 und 20 Kinder waren sogar von ein und 
derselben Frau keine Seltenheit. Um so furchtbarer 
war die Mortalität des Kindesalters in allen Schich- 
ten der Bevölkerung. Von einem Dutzend Kinder 
erreichten nur wenige das Mannesalter. Eine Be- 
rechnung der Verhältnisse im 10. Jahrhundert ergibt, 
daß auf 326 zinspflichtige Bauernehepaare 801 Kinder 
ihre Kindheit überlebten, später in Frankfurt bei einem 
Patriziergeschlecht von 59 Familien 53 Kinder, von 
denen 35 vor dem Vater starben. Bei Fürstenge- 
schlechtern im 15: Jahrhundert starben 37% der Le- 
bendgeborenen vor dem 10. Lebensjahr, im 19. Jahr- 
hundert 15%. Zweifellos gingen die meisten Kinder an 
der unvernünftigen Pflege zu Grunde, dazu kam der 
niedere Stand der Geburtshilfe und die Unfähigkeit der 
Hebammen, die oft den Tod von Mutter und Kind ver- 
schuldeten. Von einer Säuglingsfürsorge ist daher so gut 
wie gar nicht zu reden. Die uns von der Antike be- 
kannte geringe Bewertung desLebens der Neugeborenen 
erhielt sich sehr lange. Kindestötung oder Aussetzung 
kam nicht nur bei unehelichen Kindern vor, auch ehe- 
liche wurden bei Hungersnot und schlechter wirtschaft- 
licher Lage vielfach ausgesetzt, auch wegen zu großer 
Schwächlichkeit oder auffallender MißBbildungen. 
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Die Kirche befaßte sich in päpstlichen Reskripten 
und Konzilien sehr ernsthaft mit dieser Frage, wohl 
auch von dem Beweggrund mitbestimmt, nicht nur 
den Leib, sondern auch die Seele der Neugeborenen zu 
retten. Das wichtigste Ergebnis dieser Bestrebungen 
war das mittelalterliche Findlingswesen, das nach 
verschiedenen Anfängen in der Zeit vom 8. bis 12. Jahr- 
hundert vom 13. ab ihrer dauernden besonderen Sorge 
unterlag. In romanischen Ländern, aber auch in ver- 
schiedenen Teilen von Norddeutschland entstanden die 
von dem Prinzip der Anonymität ausgehenden Findel- 
häuser mit der sogenannten „Drehlade‘. Die Kinder 
wurden gewöhnlich nachts in die offene Lade gelegt, 
aus der sie die durch die Glocke herbeigerufene Pfört- 
nerin ins Haus holte. Dort wurden sie größtenteils von 
Ammen gestillt, in späterem Alter dann aufs Land in 
Kost und Pflege gegeben. Aber die allgemeinen hygie- 
nischen Verhältnisse dieser Häuser waren so schlecht, 
daß die Mortalität der Kinder in manchen 90 bis 100% 
erreichte. (,lci on fait mourir les enfanis au frais du 
public‘) Zudem führte die bequeme Art, die Kinder 
loszuwerden, zu einer raschen und erschreckenden 
Vermehrung der Findlinge und selbst die Zahl der 
Kindesmorde verringerte sich nicht. Es war genau so 
wie bei der Verordnung Konstantins im Jahre 315, 
der aus dem gleichen Grunde sein wohlgemeintes Ge- 
setz, die unehelichen Kinder dem Staat zur Pflege zu- 
zuführen, nach 15 Jahren zurückziehen mußte. Einen 
Fortschritt brachte einigermaßen das französische Auf- 
nahmesystem des „bureau ouvert‘,indasdie Kinder 
von der Mutter oder einem Beauftragten eingebracht 
und nach der Begutachtung einer Prüfungskommission 
aufgenommen wurden. Das sogenannte ‚„germanische‘“ 
System, das besonders in Norddeutschland sich ein- 
bürgerte, gab sie der Mutter in- Pflege, die dafür 
Unterstützung erhielt. War diese nicht im Stand, sie 
durchzuführen, so brachte man sie aufs Land und im 
schulpflichtigen Alter in Waisenhäuser, die seit dem 
14. bis 15. Jahrhundert aufkamen. 

Die öffentliche Krankenpflege nahm, wie schon er- 
wähnt, ihren Ausgang von der kirchlichen Caritas. 
Später errichteten die Städte und neben ihnen zahl- 
reiche Korporationen und Orden eine Reihe von Spi- 
tälern. Diese waren anfänglich nur Verpflegungsan- 
stalten für Sieche und Invalide und dienten erst später 
zur Aufnahme hauptsächlich vorübergehend Erkrank- 
ter. Krankenhausärzte wurden erst ungefähr vom 
16. Jahrhundert ab angestellt. Eine besonders große 
Rolle spielten dabei die Heiliggeistspitäler, die auf 
das unter Innocenz Ill. von Georg von Mont- 
pellier in Rom gegründete Ospedale di san spirito 
(1204) zurückgingen. In Deutschland entwickelten 


sich in verhältnismäßig kurzer Zeit nicht weniger als 


180 solcher Anstalten. Neben den allgemeinen Hospi- 
tälern gab es später noch solche für bestimmte Krank- 
heiten, Pest, Lepra und Syphilis (siehe unten). Sie 
waren in bezug auf Belegzahl, Reinlichkeit, Pflege und 
sonstige hygienische Verhältnisse oft recht anfecht- 
bar, es wurden schwere Klagen gegen sie erhoben, 
besonders in großen Städten, wo sie zu stark in An- 
spruch genommen werden mußten. Schauerlich waren 
z. B. die Zustände im Hötel Dieu in Paris, ungefähr 
vom 16. Jahrhundert an. 

Die schwerste Belastung erfuhren die, hygienischen 
Zustände im Mittelalter durch die großen Volkskrank- 
heiten, vor allem durch die Lepra, die Pest und die 
Syphilis, deren Geschichte im einzelnen studiert werden 
muß, wenn man richtigen Aufschluß darüber haben will. 
Doch gelang es dem Mittelalter, des Aussatzes Herr 
zu werden, der von seinem Anfang an bestand, durch 
die Kreuzzüge stark in die Höhe ging, um vom 13. Jahr- 
hundert ab allmählich abzunehmen. Die Grundsätze 
ihrer Bekämpfung bestanden in einer Wiederaufnahme 
der biblischen Bestimmungen der Kenntlichmachung, 
Meldepflicht und Isolierung (siehe oben), die man den 
zeitgemäßen Verhältnissen anpaßte. Zahllose Le- 
proserien wurden errichtet, in Frankreich allein 2000, 
in der ganzen Christenheit gegen 20000! In den Städten 
dienten die „‚Gutleutspitäler‘‘ dieser Aufgabe. Übrigens 
scheint die Absperrung nicht so streng durchgeführt 
worden zu sein. Man ließ die Aussätzigen in den Stra- 
Ben der Stadt herumgehen und betteln, auch nahm 
man z.B. im Frankfurter Gutleuthaus gesunde Pfründ- 
ner auf. 

Die Pest, die Europa zum ersten Mal in der Mitte 
des 14. Jahrhunderts so furchtbar heimsuchte, fand 
bei ihrem Einbruch Volk und Regierende gleich hilf- 
und ratlos und zeitigte die bekannten Ausbrüche reli- 
giöser Ekstase und verderblichen Aberglaubens. Auch 
bei den folgenden Epidemien, die in den nächsten drei 
Jahrhunderten in mehr oder weniger großen Zwischen- 
räumen auftraten, erwachten erst allmählich nutzbare 
Vorstellungen zur Abwehr des Übels. Italien, dessen 
Häfen sich als wichtige Eingangspforte der Seuche er- 
wiesen, fand zuerst richtige Wege. Es wurden Ab- 
sperr- und Beobachtungseinrichtungen für den Per- 
sonenverkehr eingerichtet (Quarantänen), ein Gesund- 
heitsrat bestellt, Versuche zur Isolierung der Kranken 
in bestimmten Häusern gemacht und auch Desinfek- 
tionsverordnungen gegeben. Auch in Deutschland wur- 
den ähnliche Einrichtungen getroffen und die Anstel- 
lung von Stadtärzten angeordnet, doch ist von deren 
Wirksamkeit wenig bekannt. Zahlreiche „‚Pesttrak- 
tate“ aus vielen deutschen Städten zeigen den guten 
Willen der Behörden, durch vernünftige Vorschläge 
die Bürger zu belehren. Aus diesen Anregungen ent- 
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wickelten sich später die Sanitätskollegien, die noch 
lange den Namen der Pestkollegien trugen. 

Die Bekämpfung der Syphilis hängt naturgemäß 
aufs engste mit dem mittelalterlichen Prostitutions- 
wesen!) zusammen, über das daher erst noch einiges 
zu sagen ist. Während des ganzen Mittelalters hat die 
Prostitution im großen Umfang bestanden. Sie wurde 
nicht nur stillschweigend geduldet, sondern entspre- 
chend der ganzen Einstellung gegenüber der sexuellen 
Moral für eine Notwendigkeit, ein Gebot gehalten. 
Man glaubte, wie auch manche antike Ärzte (Galen) 
scharf aussprachen, daß geschlechtliche Enthaltsam- 
keit den Körper des Mannes schädige, wenn nicht ver- 
gifte, und hielt es daher für notwendig, daB Dirnen 
zur Befriedigung des männlichen Geschlechtstriebs vor- 
handen seien, vor allem, um die ehrbaren Frauen und 
Mädchen vor den Angriffen der Männer zu behüten. 

Je strenger die sakramentale Heilighaltung der Ehe 
war, um so größer die Toleranz gegenüber dieser Form 
des Geschlechtsverkehrs. So erklärt sich auch, daß 
die gesellschaftliche Stellung der Freudenmädchen 
durchaus nicht geächtet war, ja, daß ihnen sogar Vor- 
rechte eingeräumt wurden. Es gab eine freie vagie- 
rende Prostitution (fahrende Frauen), die besonders 
überall da, wo große Ansammlungen von Männern 
stattfanden, sich in großen Massen zusammenfanden 
(bei Festen, Versammlungen, im Kriegstroß ; auf dem 
Konzil in Konstanz sollen über 800 vorhanden gewesen 
sein!) Außerdem bestanden die Bordelle, die Frauen- 
häuser, die aufzusuchen durchaus keine Schande war; 
gingen doch Fürsten und hohe Geistliche offen hinein! 
Die Bordelle waren größtenteils Eigentum der Stadt 
(in Frankreich des Staates) und wurden entweder ver- 
pachtet oder zum Vorteil der Behörde verwaltet, aber 
es fehlte auch nicht an heimlichen Häusern, die sich 
der Überwachung und Abgabenzahlung zu entziehen 
wußten. Die Behandlung der Mädchen war durchaus 
human, sie waren durch die Behörde vor Ausbeutung 
jeder Art geschützt. An manchen Orten erhielten sie 
sogar Bürgerrecht, durften bei öffentlichen Festen ge- 
schmückt erscheinen, wenn auch durch besondere Art 
des Putzes gekennzeichnet. Daß der außereheliche 
Geschlechtsverkehr auch durch ansteckende Krank- 
heiten gesundheitliche Schäden für die Männer haben 
konnte, war schon im frühen Mittelalter bekannt. 
Schon unter Heinrich II. von England soll eine Gesund- 
heitskontrolle der Frauen bestanden haben, die bei 
Feststellung von „Burning‘‘ (Tripper) sie von den 
Frauenhäusern ausschloß. Auch im 14. und 15. Jahr- 


1) Vgl. Hans Haustein, Die Geschlechtskrankheiten ein- 
schließlich der Prostitution. Im Handbuch der Sozialen Hygiene 
und Gesundheitsfürsorge von Gottstein, Schloßmann und 
Teleky. Bd. Il. Berlin 1926. 
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hundert wurden in Deutschland manchenorts ähnliche 
Visitationen vorgenommen. 

Entscheidend für die Weiterentwicklung und soziale 
Bewertung der Prostitution wurde das Auftreten der 
Syphilis am Ende des 15. Jahrhunderts. Ohne hier 
auf den noch umstrittenen Ursprung der Lues einzu- 
gehen, kann angenommen werden, daß damals auf 
Grund einer Reihe begünstigender Umstände diese 
so schwer und in solcher Ausdehnung auftrat, daß sie 
die Aufmerksamkeit des Volkes, der Ärzte und Be- 
hörden in steigendem Maße auf sich zog und auch von 
hervorragenden Ärzten im ganzen Umfang ihrer Ge- 
fährlichkeit erkannt wurde. Die Behörden nahmen 
bald den Kampf gegen sie auf. Ein Pariser Dekret aus 
dem Jahre 1493 gebietet den auswärtigen, an „grande 
vérole“ Erkrankten, die Stadt Paris und die Vor- 
städte zu verlassen und droht bei Nichtbefolgung den 
Tod durch Strang oder Ertränken an. In Deutschland 
begann die Bekämpfung im Jahre 1496 ; man versuchte 
es mit den bei anderen Epidemien augenscheinlich 
erprobten Maßregeln der Fernhaltung durch Auswei- 
sung, durch Asylierung in Häusern (Blatternhäuser, 
Franzosenhäuser), sowie durch Belehrung der Bürger- 
schaft. Vor allem aber richtete sich die Abwehr immer 
schärfer gegen die Bordelle und die Prostitution selbst 
und erfuhr dabei lebhafteste Unterstützung durch die 
führenden Geister der Reformation und Gegenrefor- 
mation, die beide die sittliche Verderbnis durch das 
Dirnenwesen tilgen wollten. Durch diese Verschie- 
bung des Angriffs von der hygienischen auf die mora- 
lische Seite wurde das Problem der Prostitution nicht 
weniger als das der Syphilisbekämpfung nur ver- 
wirrter und seiner Lösung unzugänglicher gemacht. 
Gegen die Aufhebung der Bordelle lehnten sich die 
Bürger auf, da sie in ihnen den Schutz ihrer Frauen 
und Töchter zu sehen gewohnt waren, auf der anderen 
Seite verschlossen sie sich den sittlichen durch die 
religiöse Stimmung (siehe unten) noch vermehrten 
Bedenken nicht. Die Behörden wiederum fürchteten 
durch den Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten 
in den Verdacht zu kommen, daß sie das Laster 
schützten. Die Folge war, daß ihre „Behandlung“ 
der erkrankten Mädchen an Unverstand und Un- 
menschlichkeit größtenteils nicht übertroffen werden 
konnte. So bedauerlich diese Entwicklung vom sozial- 
hygienischen nicht weniger wie vom allgemeinmensch- 
lichen Standpunkt war, so sind alle Fehlgriffe, die vom 
16. Jahrhundert an auf diesem Gebiete von den Be- 
hörden gemacht wurden, durch dieMannigfaltigkeit der 
sich in so vielfacher Hinsicht überschneidenden Be- 
dingungen des Prostitutionsproblems, die zu entwirren 
auch bis heut noch nicht gelungen ist, bis zu einem 
gewissen Grade entschuldigt oder jedenfalls erklärt. 
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Anerkannt muß in jedem Falle werden, daß seit den 
ersten Anfängen der sozialen, hygienischen und mora- 
lischen Komplikationen die Behörden, Ärzte und 
Politiker nicht nachgelassen haben, sich damit ein- 
gehend zu befassen. Ein näheres Eingehen liegt außer- 
halb meiner Aufgabe. 


Während des 16. und 17. Jahrhunderts, die ihrer 
ganzen geistigen Struktur nach viel mehr Verwandt- 
schaft mit dem Mittelalter als der neueren Zeit zeigen, 
lassen sich die wenigen sozialhygienischen Spuren, 
denen wir nachgehen konnten, noch eine Zeitlang ver- 
folgen, um in den nächsten 150 Jahren fast ganz ver- 
loren zu gehen. Es ist bekannt, wie dann unter dem 
Einfluß der Reformation und Gegenreformation, der 
Bauernrevolution und der Religionskriege, die schließ- 
lich im Dreißigjährigen Krieg ihren Abschluß fanden 
und unter einer Anzahl von wirtschaftlichen Momenten 
besonders in Deutschland die kulturellen Kräfte sich 
erschöpften und zurückgingen. Die Bedeutung der 
Städte nahm immer mehr ab, alle Macht und politische 
Bedeutung, alle wirtschaftliche Tendenz konzentrierte 
sich um die Fürsten und ihre Gefolgschaft: Adel und 
Beamtentum; das Volk, die große Masse wurde immer 
mehr zur Unselbständigkeit zurückgedrängt und nur 
noch zum Objekt fürstlicher Machtgeltung, die sich 
allerdings ebenso in der väterlichen Fürsorge auszu- 
drücken suchte. Die geistige Atmosphäre dieser Epoche 
wurde fast ausschließlich von der Teilnahme an theo- 
logischen und dogmatischen Fragen erfüllt; ein nüch- 
tern pedantischer theologischer Geist in beiden Kon- 
fessionen saugte fast überall die übrigen Interessen auf. 
Mochte er auch die vielfach aufgekommene Verwil- 
derung der Sitten bessern, er bereitete auf der anderen 
Seite den Boden für das Emporwuchern wildesten 
Aberglaubens. Zauberei, Besessenheit und Teufels- 
spuk lebte in den allgemeinen Vorstellungen wieder 
auf, vor allem in seiner furchtbarsten Ausgeburt, dem 
Hexenwahn, vor dem keine Bildung zu schützen ver- 
mochte. Mochten die Anschuldigungen der Hexerei 
auch oft genug vor hochgestellten Personen nicht Halt 
machen, so waren die zahlreichsten Opfer der entsetz- 
lichen Verblendung doch die Angehörigen der unteren 
Volksklassen. Daß in einer so gearteten Zeit kein 
Gefühl für das körperliche und seelische Gedeihen 
der verschiedenen Volksschichten aufkommen konnte, 
kann nicht Wunder nehmen, und so sehen wir allerorts 
nur Verfall aller auf die Volksgesundheit gerichteten 
Bestrebungen. 

Erst um die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts 
fing der überall sich verbreitende Geist der Auf- 
klärung auch auf unserem Gebiete zu wirken an und 
den Sinn für Probleme zu erwecken, die mit der 


Staatsverwaltung und Bevölkerungsbewegung ver- 
knüpft sind: der Begriff der Volkswohlfahrt in 
moralischem und physischem Sinne begann Gestalt 
zu bekommen. Die fortschreitende naturwissenschaft- 
lich-mathematische und philosophische Bildung suchte 
nach Hilfsmitteln, um Einblick in das Wesen der hier 
sich offenbarenden Erscheinungen zu erhalten und die 
sich daraus ergebenden Aufgaben zu umreißen. Wis- 
senschaftliche Betrachtung macht den Blick hierfür 
frei. Es ist der Beginn quantitativ gerichteter 
Vorstellungen, der den Sinn für die Erkenntnis der 
qualitativen Erscheinungen entbindet. Das Aufkom- 
men statistischer Feststellungen führt zu einer Neu- 
erweckung sozialhygienischer Ideen. 

Die Anfänge der Statistik gehen bis in das Ende des 
17. Jahrhunderts zurück!). Im Jahre 1660 las der be- 
kannte Polyhistor Conring an der Hochschule zu 
Helmstedt eine besondere Vorlesung ‚Systematische 
Staatenbeschreibung‘‘ (notitia rerum publicarum), we- 
nige Jahrzehnte später hatte er bereits einen Nachfolger 
in dem Göttinger Professor Gottfried Achenwall, 
der in seinem Kolleg über Staatsmerkwürdigkeiten 
zum ersten Mal das Wort Statistik anwandte. Noch 
spielte bei ihm die Zahl eine untergeordnete Rolle, es 
handelte sich mehr um eine allgemeine Darstellung 
der Staatsverfassung, der wirtschaftlichen und Bevöl- 
kerungsverhältnisse. Erst gegen Mitte des 18. Jahr- 
hunderts verfolgte der Däne Johann Peter Ascherson 
diese Fragen durch Sammlung und Zusammenstellung 
des zahlenmäßigen Materials. Gleichzeitig mit Con- 
ring hatte in England ein Kleinhändler und Musik- 
lehrer John Gaunt der Royal Society eine wertvolle 
Abhandlung eingereicht, betitelt: Natural and political 
observations upon the bills of mortality, chiefly with 
reference to the government, religion, trade, air, dis- 
eases etc., die sich auf die Geburts- und Sterbelisten 
Londons stützte. Sie betrachtete das Ergebnis bereits 
nach Gesichtspunkten, die wir heut als sozialhygienisch 
ansehen (Absterbeordnung der verschiedenen Alters- 
klassen, Verhältnis der Selbstmörder und Geistes- 
kranken zur Gesamtbevölkerung usw.). An seine Ab- 
handlung schloß sich 1693 der Versuch des bekann- 
ten englischen Astronomen Halley, der auf Grund 
der ihm von seinem Freunde, dem Probst Kaspar 
Neumann in Breslau gelieferten Sterbelisten eine 
Absterbeordnung für eine Lebensversicherung aus- 
rechnete, die, wenn auch nach unseren heutigen Be- 
griffen nicht ganz fehlerfrei, die sozialen Beziehungen 
der Lebensdauer ins rechte Licht setzte. In Deutsch- 
land hat der sozialen Hygiene vorgearbeitet vor allem 
der Feldprediger und Konsistorialrat Süßmilch (1707 


1) Vgl. Conrad, Grundriß des Studiums der politischen 
Ökonomie, Teil IV, 4. Auflage. Jena 1918. 
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bis 1767) mit seinem von dem bekannten Aufklärungs- 
„philosophen Christian Wolff eingeführtem Buch 
„Betrachtungen über die göttliche Ordnung, in den 
Veränderungen des menschlichen Geschlechts, aus der 
Geburt, dem Tode und der Fortpflanzung derselben 
erwiesen.‘ Berlin 1740. Süßmilch verarbeitete das 
Material von 1068 Dörfern der Mark Brandenburg, das 
er mit dem größerer Städte des In- und Auslandes ver- 
glich. Seine tief-religiöse Einstellung hinderte ihn 
nicht, in dessen weiterer Durchführung seinen Ergeb- 
nissen mit voller Kritik gegenüberzustehen und die we- 
sentlichen Unterschiede zwischen Stadt und Land und 
wiederum den einzelnen Ländern zu erkennen und 
daraus Schlüsse zu ziehen, aus denen sich sozialpoli- 
tische und hygienische Aufgaben für die Staatsleiter 
ergaben. Seine Tabellen sind von seinen Nachfolgern 
ein Jahrhundert lang benutzt worden; sicherlich hat 
sein Werk auf die Bevölkerungspolitik der Regierungen, 
namentlich auf Friedrich den Großen, Einfluß aus- 
geübt. Schließlich gehört in diese Reihe der Vorarbeiter 
der Sozialhygiene der Belgier Quetelet, den Ärzten 
hauptsächlich durch seineanthropometrischen Arbeiten 
bekannt. In seinen Werken (besonders „Sur Phomme 
et le développement de ses facultés ou essai de physique 
social‘‘), suchte er durch statistische Berechnungen die 
Naturgesetze zu ergründen, nach denen sich die phy- 
sische und geistige Entwicklung.des Menschen vollzieht. 

Zweifellos war die Aufklärungszeit dem Aufkommen 
eines Sinnes für allgemeine gesundheitliche Fragen 
günstig. Auch die Medizin befand sich damals in einer 
fruchtbaren Periode, die nicht nur durch systematische 
Versuche, das große stoffliche Material zu klären, sich 
auszeichnete (Hoffmann und Stahl), sondern auch 
über eine Fülle klinischer und physiologischer Neu- 
erwerbungen gebot (Boerhaave, van Swieten, 
Haller usw.). Auf der anderen Seite mußten die ge- 
nannten statistischen Betrachtungen neue Einblicke 
in die Verhältnisse der Volksgesundheit gewähren. Die 
Staatsraison des aufgeklärten Absolutismus sah in einer 
Ausnutzung der neuerworbenen Kenntnisse und Theo- 
rien zum physisch-moralischen Wohl der Untertanen 
ein neues Staatsprinzip und hielt sich auch für berech- 
tigt und verpflichtet, deren individuelle Verhältnisse 
nach diesen Gesichtspunkten zu beeinflussen. So fin- 
den wir in dieser Epoche eine große Anzahl behörd- 
licher Verfügungen über hierher gehörige Dinge. (Bei- 
spielshalber erwähne ich eine Verordnung der hoch- 
fürstlich Speyerschen Hochstiftslande de dato 5. März 
1753, die die Heirat ausgesprochen Epileptischer ver- 
bietet). So hat auch der um die Geschichte der sozialen 
Hygiene seiner engeren Heimat Baden besonders ver- 
diente Alfons Fischer!) eine Anzahl Schriften ans 

1) Vgl. Sozialhygienische Mitteilungen. Jg. IX, H. 3. 1925. 


Licht gefördert, die von dem sozial und allgemein 
hygienischen Interesse des Landes und seiner Beherr- 
scher Kunde geben. Es sind dies einmal sogenannte 
hygienische Topographien verschiedener Teile Badens, 
die sich eingehend mit den Verhältnissen der Bevöl- 
kerung befassen (Nahrungs-, Wohnungs-, Bekleidungs- 
wesen, Arbeitsweise, Lebensalter), außerdem ist es ihm 
gelungen, einen „Gesetzentwurf über die wichtigsten 
Gegenstände der medizinischen Polizei aus dem Jahr 
1800“ auszugraben, der den Heidelberger Professor 
Franz Anton May zum Verfasser hat, der mit einer 
vorbildlichen Vollständigkeit die meisten Forderungen 
der individuellen und sozialen Hygiene zu erfüllen 
sucht. Auf badischem Boden ist auch das Werk von 
Johann Peter Frank entstanden, das als groß- 
zügiges Programm sozialhygienischer Aufgaben in der 
Geschichte unserer Wissenschaft den ersten Ehrenplatz 
verdient. Frank, auch als theoretischer Mediziner, wie 
als klinisch tätiger und gelehrter Arzt von beträcht- 
licher geschichtlicher Bedeutung, hat in diesem 
„System einer medicinischen Polizey‘ (13 Bände. 1778 
bis 1794, später in neuen Auflagen erschienen), das 
er bereits in seiner Jugend begann, wohl die Haupt- 
aufgabe seines Lebens gesehen, nämlich ‚‚die Vorsteher 
menschlicher Gesellschaften mit den Notwendigkeiten 
der Natur ihrer Untergebenen.und den Ursachen ihres 
körperlichen Übelseins bekannt zu machen“ und die 
Mittel und Wege aufzufinden, um diesen Übeln zu 
steuern. Schon in der Vorrede spricht er den ganz 
modernen Gedanken aus, „daß das allgemeine Gesund- 
heitswohl des Staates seine Zufälle und gewisse hart- 
näckige Krankheiten wie der Körper eines Bürgers 
habe, wobei oft heroische Mittel erfordert würden, das 
Übel zu tilgen und wobei man seine Zeit verlieren 
würde, wenn man schüchtern zu Werke ginge und die 
schwermütigen Ahnungen furchtsamer Ärzte zu sehr 
achten wollte.“ Entsprechend der rationalen Staats- 
idee seiner Zeit hält er es für staatliche Aufgabe, eine 
Behörde zu schaffen, die die ärztlichen, historischen, 
politischen und sozialen Erfahrungen in gesetzlichen 
Verordnungen niederzuschlagen und für deren Durch- 
führung Sorge zu tragen habe. Daß dabei die indivi- 
duelle Freiheit des Bürgers zum Besten des Ganzen 
eingeschränkt werden müsse, hält er für selbstverständ- 
lich. Der Staat hat die Pflicht, durch seine Macht- 
befugnis die Sterblichkeit seiner Angehörigen zu ver- 
ringern, soweit es in seiner Macht steht, um damit 
„unser Geschlecht zu seiner früheren Stärke und 
Würde zurückzubringen‘‘ und die von ihm in dieser 
Absicht gegebenen Gesetze haben dieselbe Berechti- 
gung wie alle anderen, die einen gesellschaftlichen Zu- 
stand der Staatsangehörigen ermöglichen. Das mehr 
für Beamte und Gebildete als für Ärzte geschriebene 
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und daher vielfach etwas weitschweifige Werk begleitet 
den Menschen von der Empfängnis bis zum Begräbnis 
während seiner ganzen körperlichen und sozialen Ent- 
wicklung und im Hinblick auf alle dahin gehörigen 
Beziehungen zur Umwelt. So verfolgt es alle Probleme, 
die die damalige gesellschaftliche Zusammensetzung 
der Bevölkerung und ihre Lebensform überhaupt ent- 
stehen lassen konnte, die aber für die heutige ihre 
Geltung noch nicht verloren haben. Überall gibt er 
dabei seine Vorschläge zur Besserung bestehender 
Übelstände an. Wir finden z. B. folgende Forderungen : 
Junggesellensteuer als Beitrag zu einer allgemeinen 
Unterstützung und Heiratskasse, Beihilfen zur Ermög- 
lichung der Heirat gesunder und heiratsfähiger, aber 
unbemittelter Frauen, Gesundheitszeugnisse vor der 
Eheschließung, die er andererseits wegen einer Reihe 
erblicher und erworbener Krankheiten zu verbieten für 
nötig hält, Mutter- und Säuglingsschutz, genaue Er- 
forschung der örtlichen Gesundheitsverhältnisse, sta- 
tistische Erhebungen über Krankheiten und deren Be- 
ziehungen zur sozialen Umwelt (z. B. Rachitis und 
Abort), Sorge für körperliche Abhärtung, geistige und 
körperliche Schulhygiene, Verbot gesundheitswidriger 
Kleidung (Schnürbrüste) usw. So bildet das Werk 
einen ungemein wertvollen Beitrag zur Kenntnis der 
hygienischen Kultur an der Wende des 18. Jahrhun- 
derts und bringt den Nachweis, daß auf dem Boden 
der damaligen medizinischen und soziologischen Er- 
fahrung und Einstellung in einem weitschauenden 
Geiste sich bereits die Aufgaben vorzeichneten, die erst 
ein Jahrhundert später allgemeine Geltung erhielten. 
Ein zweiter Pionier dieser Ideen war der vielseitige 
Graf Rumford!). Wiewohl seine Tätigkeit mehr auf 
rein sozialem Gebiet lag, insofern er zielbewußt die 
Armut der Bevölkerung durch Erweckung des Sinnes 
für Erwerb, Arbeit und Ordnung zu bekämpfen wußte 
und seinen Maßnahmen den Beigeschmack der Wohl- 
tätigkeit nahm, so war er doch auch sehr von hygie- 
nischen Anschauungen durchdrungen. ‚In Schmutz 
und Unsauberkeit kann keine Tugend wohnen.“ 
Ebenso gingen die Einrichtungen seiner Arbeiterhäuser 
von modern-hygienischen Anschauungen aus. Auch 
der große französische Chemiker Lavoisier hat durch 
seine Verbesserungen der Wohnungsweise, der Straßen- 
beleuchtung und der Gefängniseinrichtungen der So- 
zialhygiene vorgearbeitet. Wie sehr die Gesundheits- 

1) Rumford wurde als Benjamin Thompson 1753 in Boston 
geboren, machte sich während des amerikanischen Unabhängig- 
keitskrieges durch seine englischen Sympathien bei seinen 
Landsleuten unmöglich und ging nach England, wo ihm eine 
glänzende militärisch-diplomatische Laufbahn zufiel. Durch 
besondere Umstände kam er nach München, wo die schlechten 


hygienischen und sozialen Verhältnisse seine soziale Tätigkeit 
und auch seine bekannten physikalischen Arbeiten hervorriefen. 


pflege damals überhaupt Ärzte, Behörden und das 
Publikum beschäftigte, ergibt sich auch aus den vielen 
Unternehmungen, diese Bestrebungen fruchtbar zu 
popularisieren. Der oben genannte May veröffent- 
lichte „medizinische Laienpredigten über Körper- und 
Seelendiaetetik zur Verbesserung der allgemeinen 
Ehestandssitten, der ehelichen Gesundheit und der 
Kindererziehung des deutschen Vaterlandes‘‘, die er ge- 
sonderte für beide Geschlechter in Mannheim gehalten 
hatte. Erinnert sei auch an die in vielen Auflagen er- 
schienene Makrobiotik Hufelands und den Gesund- 
heitskatechismus des Bückeburger Leibarztes Dr. 
Bernhard Faust!), der auf Anregung der Fürstin 
von Bückeburg entstand. Er verdient darum besondere 
Erwähnung, weil er die Grundzüge der Gesundheits- 
lehre als Unterrichtsgegenstand der Volksschule 
forderte und in der Tat als Grundlage dafür vielfach 
benutzt worden ist. So sehen wir um die Jahrhundert- 
wende eine ganze Anzahl von sozialhygienischen Vor- 
stellungen Gestalt gewinnen. Zu diesen gehört aber, 
wie ausdrücklich betont werden soll, die Einführung 
der Kuhpocken durch Jenner nicht. Sie ist auf rein 
medizinisch-individuellem Boden erwachsen, wenn sie 
auch wie Jede therapeutische Neuerung einer Vielheit 
zugute kommt. Erst die Einführung des Impfzwanges 
hat sie später zu einer hygienischen Maßregel gemacht. 


Mit dem 19. Jahrhundert beginnt, wie schon aus- 
gesprochen, erst die eigentliche „Geschichte‘“ der 
Hygiene. Ihr Emporkommen aus dem Tiefstand der 
ersten Jahrzehnte dieses Zeitraums, ihre zunehmende 
Bedeutung, die sie schließlich in unserer Zeit mit an 
die vorderste Stelle der Zeitprobleme gestellt hat, ist 
so eng mit der .Kulturgeschichte verflochten, daß man 
sich wundern muß, wie wenig dieser Entwicklung in 
deren allgemeinen Darstellungen Rechnung getragen 
worden ist. Die Umstellung der sozialen Struktur der 
großen Kulturvölker machte die Lösung ihrer Aufgaben 
immer dringender, die Fortschritte der naturwissen- 
schaftlichen Methodik und der Technik bahnten ihr 
den Weg, politisch-soziale Entwicklungen beschleu- 
nigten sie. Wir können hier nur auf einige Momente 


‚hinweisen, die diese Zusammenhänge erkennen lassen. 


In den anderthalb ersten Jahrzehnten des Jahrhun- 
derts drückten die napoleonischen Kriege mit ihren 
wirtschaftlichen Begleiterscheinungen den Stand der 
Gesundheitspflege tief herab. Aber bald nach ihrer 
Beendigung fing nicht nur in England, sondern auch 
in Deutschland?) die Industrialisierung und die Berei- 


1) Roller, Der Gesundheitskatechismus Dr. 
Fausts. Leipzig und Berlin 1904. 

23) Vgl. Finkelnburg, Geschichtliche Entwicklung und 
Organisation der öffentlichen Gesundheitspflege in den Kultur- 
staaten. In Weyl, Handbuch der Hygiene, Bd. I. Jena 1896. 
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cherung des Bürgertums an, verschärfte die sozialen 
Gegensätze zwischen reich und arm und förderte den 
Prozeß der Proletarisierung großer Massen, wodurch 
der Hygiene neue Aufgaben erwuchsen. Die Verän- 
derung der Bevölkerungsverhältnisse trat zunächst 
naturgemäß am deutlichsten in England in Erschei- 
nung. Hier wurde das rasche Wachsen der Industrie- 
städte mit seinen mannigfachen Übelständen immer 
bedenklicher und gestaltete sich bei dem Einbruch der 
Cholera im Jahre 1831 zur Katastrophe, die der Anlaß 
zu einer peinlichen Gewissensforschung auf sozial- 
hygienischem Gebiet wurde. Eingehende Nachfor- 
schungen über die topographisch-hygienische Beschaf- 
fenheit der Städte, der Nahrungsmittelversorgung, 
Erhebungen über die Arbeitersterblichkeit wurden 
gemacht und führten zu einer Gesundsheitsgesetz- 
gebung. Es dauerte lange, bis diese die richtige und 
wirksame Form fand, da in England die Selbstverwal- 
tung der Gemeinden zu den unantastbaren Palladien 
gehört, andererseits hier eine Zentralisierung notwendig 
war. Doch überwand der praktische Sinn der Eng- 
länder diese Schwierigkeiten und schuf eine gut funk- 
tionierende Vereinigung lokaler und zentraler Behör- 
den, die das ganze Gebiet der Hygiene unter die Auf- 
sicht von Fachmännern und deren Ausführungsorgane 
stellte und die in ihren Grundzügen sich bis heute er- 
halten hat. 

In Deutschland verhinderte der Bürokratismus eine 
vernünftige Entwicklung. Hier bestanden seit dem 
-17. Jahrhundert in den verschiedenen Staaten Medi- 
zinalkollegien, im Jahre 1762 erhielt jede preußische 
Provinz ein solches, das unter dem Obersanitätskol- 
legium in Berlin stand. Diesem wurde 1786 die Aufsicht 
übertragen „über alle Anstalten beim Auftreten epide- 
mischer Krankheiten und über alles, was die Erhaltung 
der Gesundheit und Abwendung allgemeiner Krank- 
heiten unter Mensch und Vieh betrifft.“ Vom Beginn 
des 19. Jahrhunderts an verkümmerten diese Einrich- 
tungen mehr und mehr und dienten nur als papierne 
 Anhängsel zur Kontrolle des Heilwesens und der ge- 
richtlich-medizinischen Tätigkeit der Medizinalbehör- 
den. Gegen diese Vermischung der eigentlichen medi- 


zinischen Polizei mit der gerichtlichen Medizin hatte. 


schon Peter Frank seine warnende Stimme erhoben. 
1817 brachte eine Kabinettsorder die widersinnige und 
einzig dastehende Verschmelzung der Preußischen Me- 
dizinalverwaltung mit dem Kultusministerium. Nicht 
genug damit, blieb die medizinische Polizei im Gebiet 
des Ministeriums des Inneren. Was bei diesem Ressort- 
partikularismus herauskam, läßt sich leicht denken, 
wirkliche Gesundheitsbeamte gab es überhaupt nicht, 
weil die Kreisphysici hauptsächlich von ihrer gerichts- 
ärztlichen Tätigkeit in Anspruch genommen waren. 


Ganz wertlos waren die Provinzialkommissionen, die 
gar keine Aktionsmöglichkeit und nur referierende 
Tätigkeit hatten und daher auch so gut wie gar nicht 
zusammenberufen wurden. Die ganze Jämmerlichkeit 
der preußisch-deutschen Gesundheitsverwaltung trat 
seit dem Auftreten der Cholera und anderer Epidemien 
in erschreckender Weise immer mehr zutage. Wie hätte 
einer solchen einsichtslosen Gesundheitspolitik ein 
Verständnis für die neuen Aufgaben dämmern sollen, 
zu deren Lösung die beginnenden sozialen Umstel- 
lungen des Volkskörpers dringend aufforderten, zumal 
die Spitzen dieser Behörden den natürlichen Hütern 
der Gesundheitspflege, den Ärzten, nichts als kleinliche 
Schikanierung (Kurierzwang!) zu bieten wußten. War 
doch das Prinzip der damaligen Regierungskunst auf 
allen Gebieten, den beschränkten Untertanenverstand 
in Permanenz zu erhalten! Die wissenschaftliche Er- 
neuerung der Medizin, die in den vierziger Jahren an- 
fing, alle alten dogmatischen Fesseln abzustreifen und 
von der erfülltdie meisten Ärzte geradeden hygienischen 
Forderungen der Zeit verständnisvoll gegenüberstan- 
den, machte diesen Zustand für sie noch schwerer er- 
träglich. So wird es uns verständlich, daß gerade einer 
der führenden Geister der neuen medizinischen Bewe- 
gung, der junge Virchow, nach der Märzrevolution 
1848 den Augenblick für gekommen hielt, durch eine 
große politische Reform des ganzen Heilwesens der 
sozialen Gesundheitspflege den Weg freizumachen. 
Sekundiert wurde er in seinen Anschauungen und 
Kämpfen hauptsächlich von einem Altersgenossen, dem 
Berliner Arzt Salomon Neumann, einem frucht- 
baren medizinischen Schriftsteller, der bereits ein Jahr 
vorher durch eine bemerkenswerte Schrift den so- 
zialen Charakter der Medizin hervorgehoben hatte. 
Virchow gründete am 10. Juli 1848 die Wochenschrift 
„Die medizinische Reform“ zusammen mit seinem 
Freund Leubuscher. In dem Eröffnungsaufsatz des 
Blattes sprach er das berühmt gewordene Wort aus: 
„Die medizinische Reform soll nicht sowohl der Ärzte 
als der Kranken willen geschehen. Die Ärzte sind die 
natürlichen Anwälte der Armen und die soziale Frage 
fällt zu einem erheblichen Teil in ihre Jurisdiktion .“ 
Er war ein Jahr vorher im Auftrag der Preußischen 
Regierung zum Studium der „Hungertyphusepidemie“ 
nach Oberschlesien geschickt worden. Die grauen- 
vollen Zustände von Krankheit und Elend, die er dort 
bis ins einzelne verfolgte, hatten ihm den engen Zu- 
sammenhang zwischen der Mangelhaftigkeit der gesell- 
schaftlichen Zustände und der Verbreitung der Epi- 
demie erkennen lassen ; so war er wie kein anderer be- 
rufen, aus diesem Beispiel heraus die ganze Minder- 
wertigkeit der preußischen Gesundheitspolitik zu er- 
weisen. In seiner Schilderung der Epidemie legte er 
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die wunden Stellen blos und wies auf die Notwendigkeit 
der Verbesserung der sozialen Verhältnisse als erste Be- 
dingung der Sanierung hin. Ebenso enthielt die Medi- 
zinische Reform in gleicher Weise scharfe Kritik wie 
Aufbauvorschläge. Bekanntlich mußte sie nach ein- 
jähriger rühmlicher Arbeit der politischen Reaktion 
weichen und mit ihnen Virchows Blütenträume von 
einem Reichsministerium der Gesundheit und einem 
ärztlichen Parlament zur Beratung aller Gebiete des 
Heilwesens verfliegen. 

Daß sich aber diese sozialmedizinischen Ideen auch 
nach Nachlaß der Reaktion nicht verwirklichten und 
vor allem nicht in den Köpfen der führenden Ärzte 
weiter lebten, lag an der wissenschaftlichen Entwick- 
lung, die die Medizin seither für die nächsten Jahr- 
zehnte nahm. Ihre einzige Aufgabe schien damals, die 
den krankhaften Erscheinungen zugrunde liegenden 
stofflichen Veränderungen im Organismus zu finden und 
theoretisch zu erklären. Kam schon die individuelle 
Therapie bei dieser Entwicklung merklich zu kurz, 
so Konnte, wenigstens in den ersten Jahrzehnten dieser 
Einstellung, von einer sozialen Gesundheitspflege noch 
weniger die Rede sein. Nur vereinzelte Stimmen ver- 
suchten sich geltend zu machen, um auf deren wich- 
tige Aufgaben hinzuweisen, die um so mehr verdienen, 
der Vergessenheit entrissen zu werden. Eduard 
Reich, ein von hohen Idealen getragener leidenschaft- 
licher. Pionier hygienischer Kultur hat im Jahre 1870 
ein umfangreiches Buch „System der Hygiene“ (Leip- 
zig, Fr. Fleischer) herausgegeben. Unter Hygiene ver- 
steht er „die Gesamtheit jener Lehren, deren Anwen- 
dung die Erhaltung der individuellen und sozialen Ge- 
sundheit und der Sittlichkeit, dieZerstörung der Krank- 
heitsursachen und die Veredlung der Menschen in 
physischer und moralischer Hinsicht bezweckt‘. Er 
teilt die Hygiene in die moralische (wir würden heute 
sagen seelische), soziale, diätetische und polizeiliche. 
Die soziale Hygiene nimmt das Wohl der Gesellschaft 
wahr, an der Hand der Statistik verfolgt sie die Er- 
scheinungen des gesellschaftlichen Lebens, überblickt 
die Bevölkerung in den verschiedenen Zuständen und 
die Ehe, studiert die Arbeit . . . . Not, Jammer, Leiden, 
Verbrechen, sucht sie zu tilgen und zu verhüten, die 
Ehe normal zu gestalten, damit ein physisch und mora- 
lisch gleich starkes Geschlecht die Erde bevölkere. 
Trotz der vorwiegend ethischen Einstellung enthält 
das Buch eine Fülle medizinischen und hygienischen 
Tatsachenstoffes und besonders eine erschöpfende 
Wiedergabe der bisherigen Literatur. Neben ihm ver- 
dient noch der erst im Beginn dieses "Jahrhunderts 
gestorbene Schweizer Arzt Jakob Laurenz Sonder- 
egger genannt zu werden, dessen ‚‚Vorposten der Ge- 
sundheitspflege im Kampf ums Dasein des Einzelnen 


und ganzer Völker“ die soziale Seite der ärztlichen 
Tätigkeit neben wissenschaftlicher Forschung und ärzt- 
licher Kunst in helles Licht setzte. Auch die Vertreter 
der hygienisch-diätetischen Individualbehandlung wie 
der bekannte Paul Niemeyer hatten es bei der 
ganzen Einstellung der offiziellen medizinischen Wissen- 
schaft schwer, ihren Anschauungen das volle Bürger- 
recht zu erkämpfen, so daß diese lange Zeit das Be- 
tätigungsfeld ärztlicher Außenseiter und Sektierer so- 
wie nichtärztlicher Empiriker und vieler Kurpfuscher 
wurde. 

Aber die neue naturwissenschaftliche Arbeitsweise 
mußte folgerichtig allmählich auch die Hygiene in ihren 
Arbeitsmethoden beeinflussen. Wie die Medizin be- 
diente sie sich selbst auch physikalischer, chemischer 
und biologischer Untersuchungsarten, um ihre Fragen 
zu lösen und erweiterte damit den Kreis ihrer: Ermitt- 
lungen und Aufgaben in großem Umfang. Der erste 
Führer in dieser Richtung, Pettenkofer, hat auch 
die sozialen Verhältnisse als Untersuchungsobjekt der 
Hygiene erkannt, wenn auch nicht weiter bearbeitet. 
Im wesentlichen blieb die Hygiene zunächst allgemein 
gesagt physikalisch. Dies veränderte sich dann durch 
die neuentstandene bakteriologische Forschung, durch 
die sie ein neues Arbeitsfeld von so großer Ausdehnung 
erhielt, daß es notwendig wurde, sie als großes Teil- 
gebiet dem medizinischen Lehrgebäude anzugliedern 
und besondere Lehrstühle für sie zu errichten. Durch 
diese Neuschaffung wurde ihr auch die neue Richtung 
vorgeschrieben: in der Verallgemeinerung der indivi- 
duell-ätiologischen Ergebnisse für die Gesamtheit der 
Bevölkerung sah sie ihre Hauptaufgabe. Wenn auch 
dieanderen nicht direkt damitzusammenhängenden Ge- 
biete von ihr gleichfalls intensiv bearbeitet wurden, so 
mußte doch die ganze Entwicklung sie in eine gewisse 
schematische Einseitigkeit treiben, die der Bedeutung 
der sozialen Zusammenhänge nicht genug Rechnung 
trug!). Daß vom 20. Jahrhundert ab ganz neue Pro- 
blemstellungen aufkamen, die von den offiziellen Ver- 
tretern der Hygiene an den Hochschulen größtenteils 
nicht als selbständiges Arbeitsgebiet gefaßt wurden, 
ist daher als eine Reaktion gegen diese vorwiegend 
bakteriologische Einstellung zu werten. Die soziale 
Entwicklung des 19. Jahrhunderts hatte bei allen 
Kulturvölkern eine Gestalt angenommen, die ihren 
Blick für die volksbedrohenden Schäden schärfte und 
damit dasallgemeine soziale Verantwortungsgefühlhob. 


1) Ich habe noch im Jahre 1918 in der Vorlesung eines be- 
kannten hervorragenden Universitätslehrers der Hygiene bei 
der Besprechung der Tuberkulose aussprechen hören, daß bei 
aller Wichtigkeit der sozialen und speziell der Wohnungshygiene 
die gegenwärtige Hauptaufgabe der Tuberkulosenhygiene sei, 
den Tuberkelbazillus unschädlich zu machen. 
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Es wird immer ein Ruhmestitel der deutschen Sozial- 
politik bleiben, durch den sie ihre frühere Untätigkeit 
auf diesem Gebiet wieder gut machte, daß sie durch die 
Arbeiterversicherung am Ende des vergangenen Jahr- 
hunderts der neuen sozialen Entwicklung einen gang- 
baren Weg schuf und sie zum Ausgangspunkt einer ent- 
wicklungsfähigen gesundheitspolitischen Wirksamkeit 
machte, so fragwürdig auch viele dieser Gesetze waren. 
Und ebenso rühmlich ist es anzuerkennen, daß die 
deutschen Ärzte dieser Gesetzgebung, die für sie eine 
Reihe von Leiden und Enttäuschungen brachte, seit- 
her mit Hingabe dienten und für die neue soziale Auf- 
gabe wachsendes Verständnis zeigten. 

Als den eigentlichen Geburtstag der Sozialen 
Hygiene bezeichnet Alfons Fischer!) den ersten 
internationalen Kongreß zur Bekämpfung der Tuber- 
kulose in Berlin 1899, auf dem dies Problem nicht nur 
von Klinikern und Bakteriologen, sondern auch von 
Kennern des Wirtschaftslebens und der sozialen Zu- 
stände erörtert wurde. Denn von da ab wurden die 
Beziehungen der Entstehung und des Verlaufes der 
Krankheiten zur sozialen Umwelt systematisch von 
Ärzten gemeinsam mit Statistikern, Verwaltungs- 
beamten, Lehrern usw. untersucht. In der Tat hat 
erst von diesem Zeitpunkt an unsere Wissenschaft ihr 
Gebiet abzugrenzen und zu vertiefen, ihre Unter- 
suchungsmethoden zu differenzieren und ihre Ziele 
genau zu umschreiben gesucht. 


Was wir hier, der Enge des uns zugemessenen Rau- 
mes entsprechend, nur mehr oder weniger skizzenhaft 
zusammenstellen konnten, sind daher nur wesentliche 
Elemente ihrer Vorgeschichte. Wir können daraus ent- 
nehmen, daß was jetzt mit der Methodik deskriptiver 
und normativer Wissenschaft Stein auf Stein zu einem 


1) Alfons Fischer, Grundriß der sozialen Hygiene. Berlin 
1903. 

Derselbe, Der Aufstieg der sozialen Hygiene. Sozialhygie- 
nische Mitteilungen VI, 1. 1922. 


großen Lehrgebäude aufgeführt werden soll, im letzten 
Grunde auf Elemente zurückweist, die in die ältesten 
Kulturen und noch jenseits dieser hineinreichen und 
dort bereits ihre ersten verschwommenen, oft auch 
schon deutlichenAusdrucksformen gefunden haben..Reli- 
giöse Vorstellungen, individueller Egoismus, staats- 
erhaltende Ideologien, human-soziale Triebe, empiri- 
scher Erwerb des gesunden Menschenverstandes und 
die sich im Laufe der Jahrtausende mehr und mehr 
entwickelnde Heilkunde und Heilkunst sind ihre 
Quellen, die zum Teil gesondert und spärlich ans Licht 
kamen, zum Teil auch schon in vollerem Strom zu- 
sammenflossen und das Volksleben befruchteten, um 
dann wieder lange Zeit hindurch unter ungünstigen 
Umständen zu versanden, aber nie gänzlich zu ver- 
siegen. So bilden sie ein großes Gebiet in dem konti- 
nuierlichen Fluß der Kultur, in dem sie nie gefehlt 
haben. Eine genauere geschichtliche Betrachtung 
wird noch deutlicher als die vorliegende dartun, daß 
in dieser Entwicklung den aus dem Gebiet der Medizin 
kommenden Anregungen keineswegs allein die führende 
Triebkraft zukommt,sowie auch daß das, was wir bisher 
als allgemeine Hygiene bezeichneten, nicht als das 
Hauptgebiet anzusehen ist, von dem sich die soziale ab- 
zweigt. Der heutige Inhalt und Umfang dieser deutet 
gerade auf das umgekehrte Verhältnis hin, wenn jene 
sich auch erst so bedeutend auswirken und entwickeln 
mußte, bevor diese Leben und Form gewann. In die 
mannigfachen Gebiete, die sie für die Lebensdauer und 
den Fortbestand der Gesellschaft im ganzen, sowie ihre 
einzelnen Schichten und Gruppen aufzudecken hat, 
fügt sich die individuelle physische Hygiene als be- 
sonderer Teil mit besonderen Aufgaben und Zielen ein. 
Die große Spannweite der sozialhygienischen Objekte, 
deren kulturgeschichtliche Bedingtheit allen kausalen 
Ermittlungen vorschreibt, bis in die letzten Wurzeln 
der Biologie und Soziologie zurückzugehen, berechtigt 
auch die Zuversicht, daß sie auf dem richtigen Wege 
ist, ihre Ziele zu erreichen. 


Die Auswirkungen des Tuberkulosegesetzes in der Praxis. 
Von R. OXENIUS, Frankfurt a.M. 


Nach dem Preußischen Gesetz zur Bekämpfung der 
Tuberkulose vom 4. August 1923 ist jede ansteckende 
Erkrankung und jeder Todesfall an Lungen- und Kehl- 
kopftuberkulose (bei Erkrankungen innerhalb 8 Tagen, 
bei Todesfällen innerhalb 24 Stunden) dem zuständigen 
beamteten Arzt beziehurgsweise der als Meldestelle 
zugelassenen Fürsorgestelle mitzuteilen und zwar von 
dem zugezogenen Arzt, in Kranken-, Entbindungs-, 
Gefangenen- und ähnlichen Anstalten von dem Vor- 
steher der Anstalt oder der damit beauftragten Person. 
Endlich ist allmonatlich jeder positive Bazillenbefund 
von der zuständigen bakteriologischen Untersuchungs- 
stelle zu melden. 

Nach dem Verzeichnis des Deutschen Zentral- 
komitees zur Bekämpfung der Tuberkulose vom 
Jahre 1925 sind im ganzen nur 9 Fürsorgestellen als 
Meldestellen benannt: Berlin, Essen, Frankfurt a.M. 
-Frauenhof b. Stettin, Köln a. Rh., Königsberg, 
Stettin, Trier, Wiesbaden. 

Die Tuberkulosefürsorgestelle in Frankfurt a. M. 
wurde laut Schreiben des Regierungspräsidenten vom 
1. Oktober 1923 als Meldestelle anerkannt und über- 
nahm damit alle Rechte und Pflichten einer solchen. 
Wir haben uns bemüht, den durch das Gesetz an uns 
gestellten Anforderungen nach Möglichkeit gerecht zu 
werden. Die Zusammenarbeit mit dem Polizeipräsi- 
dium und den Kreisärzten, welchen allwöchentlich die 
Listen über die eingegangenen Meldungen eingesandt 
wurden, erfolgte reibungslos. Als Meldekarten dienten 
die auch für die anderen ansteckenden Krankheiten 
vorgeschriebenen Formulare. Es dürfte von Inter- 
esse sein zu prüfen, ob und welche Veränderungen 
in unserer Fürsorgearbeit durch das Gesetz gegenüber 
dem Jahre 1923, also der Zeit vor dem Inkrafttreten 
des Gesetzes eingetreten sind, und wie sich die Anzeige- 
pflicht in Frankfurt a.M. in den Jahren 1924 und 1925 
ausgewirkt hat. 

Wie war es vor Einführung des Tuberkulosegesetzes 
im Jahre 1923? Von jeher waren wir mit immer 
wachsendem Erfolg bemüht, die Tuberkulose- 
erkrankungen restlos zu erfassen. Das geschah durch 
das bei uns eingeführte Überweisungssystem, 
durch ein verständnisvolles Zusammenarbeiten mit 
der Ärzteschaft, den Versicherungsträgern, Behörden, 
Krankenhäusern, Heilstätten und dem städtischen 
Hygienischen Universitäts-Institut. Von besonderer 
Wichtigkeit waren die Überweisungen aus den Heil- 


stätten und den Krankenhäusern. Es kann kein 
Zweifel bestehen, daß ein großer Prozentsatz der 
tuberkulös Erkrankten im Beginn der Erkrankung in 
Heilstätten geschickt wird, oder im Verlauf der- 
selben einmal ein Krankenhaus aufsucht. Alle diese 
Kranken können auf Grund klinischer Beobachtung 
und zwar mit einwandfrei erhobenem Befund in Für- 
sorge genommen werden. 

Ebenso wertvoll waren uns die Mitteilungen des 
städtischen Hygienischen Universitätsinstituts 
(Geh. Medizinalrat Prof. Dr. M. Neißer). Da die 
Ausgabe der Auswurfuntersuchungsgefäße durch die 
Fürsorgestelle erfolgt und nur auf diesem Wege Ge- 
bührenfreiheit gewährleistet ist, lief der überwiegende 
Teil der Sputumuntersuchungen durch unsere Hand. 
Das Institut konnte infolgedessen außer dem be- 
handelnden Arzt auch der Fürsorgestelle von dem 
Ergebnis der Untersuchung Mitteilung machen, ohne 
befürchten zu müssen, das Berufsgeheimnis zu ver- 
letzen, da durch die erfolgte Überweisung das Einver- 
ständnis der Kranken vorauszusetzen war. Schwierig- 
keiten haben sich auch nicht ergeben. 

Die in Behandlung der frei praktizierenden Ärzte 
befindlichen Kranken gehören zum überwiegenden 
Teil der Krankenversicherung an, sind also bei unse- 
rem guten Einvernehmen mit den Versicherungs- 
trägern (Krankenkassen, Invaliden- und Reichsver- 
sicherung) leicht zu erfassen, selbst wenn die Ärzte eine 
direkte Überweisung an die Fürsogestelle unterlassen. 

Der größte Teil des Mittelstandes endlich kann 
unter den heutigen Verhältnissen die Fürsorgestelle 
nicht entbehren, weil die Kranken nicht in der Lage 
sind, von sich aus alles Notwendige für ihre Gesund- 
heit zu tun. Die Fürsorgestelle kann aber auch aus 
dem Grunde nicht umgargen werden, weil sie als 
Zentralstelle der Tuberkulosebekämpfung grundsätz- 
lich von allen Seiten gutachtlich gehört wird und keine 
Maßnahmen, einerlei welcher Art, ohne sie getroffen 
werden (Unterstützungen, Zuweisung von Wohnungen 
durch das Wohnungsamt usw.). 

Durch dieses nur in groben Zügen geschilderte Er- 
fassungssystem war es uns gelungen im Jahre 1923 
im ganzen 823 Kranke aller Stadien und Arten neu in 
unsere Fürsorge zu bekommen, von denen 702 = 
85,3% als meldepflichtig im Sinne des jetzigen 
Tuberkulosegesetzes angesehen werden mußten. 

Das preußische Gesetz betreffend Bekämpfung 
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ansteckender Krankheiten vom 5. August 1905 
schrieb bekanntlich die polizeiliche Anzeige nur für 
alle Todesfälle an Lungen- und Kehlkopftuber- 
kulose vor und ordnete nach den geltenden Bestim- 
mungen die Vornahme der Schlußdesinfektion an, 
welche hier von der städtischen Desinfektionsanstalt 
ausgeführt wird. Die Fürsorgestelle bekam daher bis 
zum neuen Gesetz von 1923 erst aufdem Umweg durch 
die Kreisärzte und nur durch deren Entgegenkommen 
Kenntnis von den Todesfällen und konnte nur noch 
auf die Aufdeckung etwa erfolgter Infektionen und 
Erkrankungen und auf allgemeine Aufklärung be- 
dacht sein. Diese Todesstatistik gab immerhin ein 
Bild über die Verbreitung der Tuberkulose. Dabei 
zeigt sich allgemein, daß die standesamtlichen Zahlen, 
obwohl sie auch nur als Mindestzahlen anzusehen sind, 
nicht unwesentlich höher sind, als die dem Polizei- 
präsidium gemeldeten Fälle. Den besten Maßstab für 
den Umfang der Erfassung der Erkrankten durch die 
Fürsorgestelle bildet nun die Zahl der Fälle, welche bei 
eingetretenem Tod ihr bereits bekannt waren. | 
Das Verhältnis war 1923 folgendes: Todesfälle an 
Tuberkulose vom statistischen Amt auf Grund der 
standesamtlichen Meldungen im Jahre 1923 
ale Formen su. 
davon Lungen- und Kehlkopftuberkulose 546 
dem Polizeipräsidium gesetzlich gemeldete 
Falle aus se tet ae 
der Tuberkulosefürsorgestelle bekannt .. 456 
Hiernach wurden also 75,3 % der Todesfälle an 
Lungen- und Kehlkopftuberkulose dem Polizeipräsi- 
dium gemeldet, 69,7 °, waren der Fürsorgestelle be- 
kannt. Dabei ist zu berücksichtigen, daß auch die 
Zahlen der Standesämter sicher nur als Mindest- 
zahlen anzusehen sind, weil einmal eine Reihe von 
Kranken bei dem eingetretenen Tod sich nicht in ärzt- 
licher Behandlung befanden, sodann, weil die Todes- 
ursache vielfach aus Rücksicht auf die Angehörigen 
verschleiert (Lungenleiden, chron.Bronchitis usw.) oder 
auch dieDiagnosebesonders bei Kindern und den Alters- 
tuberkulosen oft überhaupt nicht richtig gestellt wird. 
Nachdem das Tuberkulosegesetz in Kraft getreten 
ist, also die Ausdehnung der Anzeigepflicht auf die an- 
steckenden Erkrankurgen an Lungen- und Kehlkopf- 
tuberkulose erfolgte, wurden die Ärzte in der hiesigen 
Westdeutschen Ärztezeitung auf ihre neuen Pflichten 
aufmerksam gemacht. Am 1. Oktober 1923 wurde die 
Anerkennung der Tuberkulosefürsorgestelle als amt- 
liche Meldestelle verfügt, am 29. Oktober 1923 lief die 
erste Meldung ein und am 31. Dezember 1923 wurde 
die Meldezahl 196 erreicht (128 Erkrankungen und 
68 Todesfälle). Die Übergangszeit konnte als abge- 
schlossen gelten, es konnte nunmehr damit gerechnet 
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werden, daß das Meldewesen ordnungsgemäß ver- 
laufen würde. Wir wollen daher die Zahlen des Jahres 
1923 bei unseren weiteren Betrachtungen unberück- 
sichtigt lassen. 

Man hätte nun erwarten sollen, daß nach dieser 
„Einführungszeit‘“ zunächst entsprechend dem Wort- 
laut des Gesetzes, da der zugezogene Arzt zur Anzeige 
eines jeden Falles von ansteckender Lungen- und 
Kehlkopftuberkulose verpflichtet war, ein Ansturm 
von Meldungen erfolgen würde, sodann ein beträcht- 
liches Abflauen, bis schließlich nur noch neue in Be- 
handlung kommende Fälle zur Anzeige gelangten. 
Das ist nicht der Fall gewesen. Der Grund liegt darin, 
daß bei der ständigen Fühlung, welche unsere Für- 
sorgestelle mit den behandelnden Ärzten hat, die 
Ärzte der Ansicht waren, daß die „alten“ Fälle be- 
reits der Fürsorgestelle bekannt waren, so daB sie 
glaubten, von einer Meldung Abstand nehmen zu 
können. Andererseits mußten bei dem chronischen 
Verlauf der Krankheit und dem damit verbundenen 
häufigen Wechsel des behandelnden Arztes und der 
Wiederholung der etwa vorgenommenen Auswurf- 
untersuchung Doppel- und Dreifachmeldungen vor- 
kommen, endlich aber krankt die Meldepflicht an dem: 
Begriff „ansteckend“. Es kann keinem Zweifel unter- 
liegen, daß die Anschauungen der Ärzte hierüber sehr 
verschieden sind. Auch in anderer Beziehung ist das 
Gesetz bekanntlich unbefriedigend. Darauf ist schon 
von verschiedenen Seiten hingewiesen worden, von hier 
aus von M.Neißer!). Auch unser Verein hat, als der 
Gesetzentwurf vorlag, nach einem Referat M. NeiBers 
folgende Entschließung am 13. Juni 1923 gefaßt und 
den entsprechenden Stellen bekannt gegeben: 

Es möge in den Ausführungsbestimmungen des Ge- 
setzes unzweideutig ausgesprochen werden: 

1. Daß eine Pflicht zur Meldung für den zugezoge- 
nen Arzt nur dann besteht, wenn auf Grund aller für 
die Ansteckung in Betracht zu ziehenden Gesichts- 
punkte nach ärztlichem Urteile ein Krankheitsfall als 
tatsächlich ansteckend betrachtet werden muß. 

2. Unter welchen Bedingungen der einmal als an- 
steckend gemeldete Tuberkulöse aus den Listen wieder 
gestrichen werden kann. 

3. Obdievon einem Patienten gemachteund glaubhaft 
erscheinendeMitteilung, er sei bereitsgemeldet, für einen 
später zugezogenen Arzt oder aber den Leiter einer Heil- 
anstalt genügt, umihn von der Meldepflicht zu befreien. 

4. Was unter dem Wort „ereignen‘“ in $ 3 des Ge- 
setzes verstanden ist. 

5. Welche Bedeutung die in § 5 Absatz 2 erwähnte 
Besprechung mit dem Arzt hat und wo sie stattzu- 
finden hat. 

1) D. m. W. 1923 Nr. 30 und 43. 
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6. Daß die in $ 7 geforderte Mitteilung der bak- 
teriologischen Untersuchungsstellen an die Meldestelle 
nicht zu Strafverfolgung gegen den Arzt benutzt 
werden kann. 

7. Daß die in $ 5 genannte Fürsorgestelle eine vom 
Minister genehmigte sein muß, und daß die Genehmi- 
gung nur an Stellen erteilt wird, denen im Interesse 
der ärztlichen Tätigkeit eine Vertrauensstellung zuer- 
teilt werden kann. Die Erteilung der Genehmigung 
soll nach Benehmen mit den ärztlichen Organisationen 
stattfinden. 

Die Fürsorgestelle als amtliche Meldestelle nahm 
zunächst eine abwartende Stellung ein und buchte für 
das Jahr 1924 nur alle ihr formularmäßig zugewiesenen 
Fälle, wobei sie bei jeder sich bietenden Gelegenheit 
auf die Anzeigepflicht aufmerksam machte. 


Das Ergebnis des Jahres 1924 war folgendes: 


Insgesamt liefen 1501 Meldungen ein. 


Formularmäßig .....o22e2c0eseseeeenenn ne 1202 
Hyg: Institut ascsnaere 299 1501 
Davon sind abzuziehen 
a) Doppelmeldungen .....ssesesesseseeso 197 
b) Dreifachmeldungen ..................- 20 
c) Mehrfache Untersuchung des Auswurfs .. 26 
d) Auswärts Wohnende, weiche an die ent- 
sprechendenStellen weitergemeldetwurden 72 315 
1186 


Es verbleiben also 1186 Einzelmeldungen (795 Er- 
krankungen, 391 Todesfälle). 
Das Nähere geht aus folgender Tabelle I hervor, 


Tabelle I. 


Erkrankungen za... a un 
von Krankenhäusern, Heilstätten 
u. Strafanstalten gemeldet ..............» 
davon der Tuberkulosefürsorge 
bekannt 


vom Hyg. Institut gemeldet ................ 
davon der Tuberkulosefürsorge 
bekannt 
unbekannt 
von Ärzten gemeldet 
davon der Tuberkulosefürsorge 
bekannt 


LE E 00 00 0 E E 9900 E E 
. ....„a..A"aAaeEeEeBI——e se. © 


Todesfälle .u..uu.0u0 0400. See are 391 


von Krankenhäusern, Heilstätten 

u. Strafanstalten gemeldet ................ 204 
davon der Tuberkulosefürsorge 

bekannt 

unbekannt ..........22.2200.:. 26 = 13 %, 
von prakt. Ärzten gemeldet .........2...... 
davon der Tuberkulosefürsorge 

bekannt 


52 =28% 


Insgesamt 


1186 


Von großer Bedeutung sind die gesetzlich all- 
monatlich zu meldenden, nach Verabredung aber 
allwöchentlich uns bekannt gegebenen Fälle des 
städtischen Hygienischen Universitätsinstituts. 

Siehe folgende Tabelle II. 


Tabelle II. 


1924 Auswurfuntersuchungen. 


Positiven Befund hatten 273 Fälle mit 299 Untersuchungen. 
Davon wurden gleichzeitig gemeldet: 


von Ärzten, Anstalten usw. ........ 111 

davon der Tuberkulosefürsorge 

DEKANHE a. 82 

Unbekannt ’.s..2auuu0.s 225500 E 29 = 28 % 
Nur vom Hyg. Institut gemeldet ...... 162 

davon der Tuberkulosefürsorge 

DEKANNE ar ren 110 

unbekannt 3... Ba 52 = 32% 


Daraus geht hervor, daB ein groBer Teil nicht von 
den Ärzten gemeldet wurde, daß wir aber durch das 
Institut immerhin 52 = 6,5 % offene Fälle neu in 
die Hand bekamen, die auf keine andere Weise 
zur Kenntnis der Tuberkulosefürsorgestelle gekommen 
wären. 

Die Beteiligung der Krankenhäuser und Ärzte an 
den Meldungen geht aus folgender Tabelle III hervor. 


Tabelle Ill. 


Meldungen von Krankenhäusern, Strafan- 
stalten, Heilstätten und praktischen Ärzten 
im Jahre 1924. 
7 Krankenhäuser, Strafanstalten, Heilstätten haben nur 
Erkrankungen gemeldet, 

5 Krankenhäuser haben nur Todesfälle gemeldet, 

5 Krankenhäuser haben Erkrankungen und Todesfälle 
gemeldet. 


17 

38 Ärzte haben nur Erkrankungen gemeldet, 

66 Ärzte haben nur Todesfälle gemeldet, 

30 Ärzte haben Erkrankungen und Todesfälle gemeldet. 
134 

Diese Zusammenstellung zeigt eine recht wenig er- 
freuliche Teilnahme der Ärzte. Man sieht auch daraus, 
daß viele noch von Alters her die Todesfälle wohl 
melden, aber über die Meldepflicht bei Erkrankungen 
augenscheinlich noch wenig unterrichtet sind. Wir 
müssen in Frankfurt a. M. im ganzen mit etwa 
550—600 praktischen Ärzten (einschließlich der Fach- 
ärzte) rechnen. 

Durch die wenig ermutigenden Zahlen des Jahres 
1924 waren wir zu der Erkenntnis gekommen, daß die 
Ärzte sich eher dazu entschließen, ihre Kranken der 
Tuberkulosefürsorgestelle zu überweisen, wenn auch 
zum Teil auf dem Umweg über die Versicherungs- 
träger, als sie formularmäßig zu „melden“. Das mag 
wohl daran liegen, daß die Ärzte vielfach bei ihrer 
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Überlastung die Doppelarbeit scheuen, vor allem aber 
auch daran, daß sie sich über den Begriff „ansteckend“ 
im Unklaren sind. Nach den Ausführungsbestimmun- 
gen des Gesetzes aber kann es keinem Zweifel unter- 
liegen, daß der Gesetzgeber den Begriff „ansteckend“ 
sehr weit gefaßt wissen will, denn es heißt daselbst: 
„Alsansteckend im Sinne des Gesetzes ist anzusehen: 

a) Jeder Fall klinisch nachgewiesener Kehlkopf- 
tuberkulose, auch ohne Bazillennachweis im Auswurf. 

b) Jeder Fall von Lurgentuberkulose, bei dem ent- 
weder im Auswurf Tuberkelbazillen nachgewiesen 
wurden, oder bei dem der bisherige Verlauf und das 
klinische Bild damit rechnen lassen, daß bazillen- 
haltiger Auswurf ausgeschieden wird. Hierbei kom- 
men allgemein solche in Betracht, bei denen ein un- 
günstiger Allgemeinzustand durch sinkendes Körper- 
gewicht, Auftreten fieberhafter oder leicht erhöhter 
(subfebriler) Körperwärme nachweisbar ist, oder bei 
denen dauernder Husten bei klinisch sicher nach- 
gewiesenen Verdichtungsherden des Lungengewebes 
(Dämpfung, feinblasige Rasselgeräusche) bestehen, 
oder endlich bei denen der Röntgennachweis tuber- 
kulöser Herde im Gebiet der Lunge und der zuge- 
hörigen Bronchialdrüsen bei gleichzeitiger positiver 
 Tuberkulinprobe erbracht ist.“ 

Wir glaubten nunmehr die Initiative selbst in die 
Hand nehmen und abgesehen von den Fällen, welche 
uns ordnungsgemäß durch Krankenhäuser, Heil- 
stätten oder Ärzte gemeldet wurden, in allen anderen 
uns zur Fürsorge überwiesenen Fällen eine Prüfung 
dahin vornehmen zu müssen, ob der uns in die Hand 
gekommene Fall als meldepflichtig anzusehen sei oder 
nicht. Die Fürsorgestelle nahm alsdann gegebenen- 
falls selbst die vorgeschriebene Meldung vor. Hier- 
durch hat sich das Bild wesentlich gegenüber dem Jahre 
1924 verschoben. Das geht aus Tabelle IV hervor. 

Das Ergebnis des Jahres 1925 war folgendes: 

Insgesamt liefen 1734 Meldungen ein. Als neue 
Rubrik erscheinen nun in den folgenden Tabellen die 
Meldungen der Tuberkulosefürsorgestelle: 


Von Ärzten, Anstalten usw. .....seessesse. 1120 
Hyp: Institut aussen 328 
Tuberkulosefürsorgestelle ........22urr2000: 286 1734 
Davon sind abzuziehen: 
a) Doppelmeldungen ...........er.2... 274 
b) Dreifachmeldungen ................. 110 
c) Vierfach- u. Mehrmeldungen......... 41 
d) Mehrfache Untersuchung des Auswurfs 19 
e) Auswärts Wohnende, welche an die ent- 
sprechenden Stellen weiter gemeldet 
Würden = 2s 23.1.2 74 518 
1216 


Es verbleiben also 1216 Einzelmeldungen (925 Er- 
krankungen, 291 Todesfälle). 
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ETKTANKUNgEN Gere aa saa 925 
von Krankenhäusern, Heilstätten 
u. Strafanstalten gemeldet ............... 328 
davon der Tuberkulosefürsorge 
bekannt u....u54els.2 ENAT 223 
unbekannt »:,4.:...,.4:22: 105 = 32 % 
vom Hyg. Institut gemeldet ............... 204 
davon der Tuberkulosefürsorge 
bekanüt „uses 112 
unbekannt essws 92 = 45 9% 
von Ärzten gemeldet .......2cceceeeeenenn 107 
davon der Tuberkulosefürsorge 
bekannt ya. 34 
unbekannt .......sssesses.o 73 = 68 %;, 
von der Tuberkulosefürsorge gemeldet ...... 286 
OGestäalle uns a E ES EINN EA 291 
von Krankenhäusern, Heilstätten .......... 157 
davon der Tuberkulosefürsorge 
bekannt screen 126 
unbekannt ......2z2r222 0. 31 = 20% 
von prakt. Ärzten gemeldet ............... 134 
davon der Tuberkulosefürsorge 
Dekanit ur... ee 100 
unbekannt ......22ccceec0.. 34 = 25 % 
Insgesamt 1216 


Die Untersuchungen des städtischen Hygienischen 
Universitätsinstituts verliefen in der gleichen Weise wie 
1924. Die Zahl ist gestiegen. Siehe folgende Tabelle V. 


Tabelle V. 


Positive Befunde hatten 309 Fälle bei 328 Untersuchungen. 
Davon bereits gemeldet und der Tuber- 


kulosefürsorgestelle bekannt ...........22220000. 105 
Von Ärzten, Krankenhäusern, Heilstätten 

gemeldet. unsre we hen 40 
davon der Tuberkulosefürsorgestelle 

bekannt „ru.. nn 26 

Unbekannt sis see 14 
Nur vom Hyg. Institut gemeldet ...........2c.00.: 144 
davon der Tuberkulosefürsorgestelle 

Dekanit siehe 78 

UnDekKannt »u..42.. a ee 66 
Auf Veranlassung der Tuberkulose- 

Türsörpestelle ua ss see 20 

309 


Bei den Meldungen der Krankenhäuser usw. und 
der Ärzte ist ein Rückgang zu verzeichnen, wie Tabelle 
VI ergibt. 

Tabelle VI. 


Meldungen von Krankenhäusern, Strafan- 
stalten, Heilstätten und praktischen Ärzten 
im Jahre 1925. 


10 Krankenhäuser, Strafanstalten, Heilstätten haben nur 


Erkrankungen gemeldet, 

2 Krankenhäuser haben nur Todesfälle gemeldet, 

5 Krankenhäuser haben Erkrankungen und Todesfälle 
gemeldet. 


17 


(Fortsetzung von Tabelle VI.) 


41 Ärzte haben nur Erkrankungen gemeldet, 
56 Ärzte haben nur Todesfälle gemeldet, 
24 Ärzte haben Erkrankungen und Todesfälle gemeldet. 


121 


Tabelle VII. 
Zusammenstellung der beiden Berichtsjahre. 


Todesfälle 1924 1925 
Es meldeten: 391 291 
Krankenhäuser usw. ..... 204 = 52,2 % 157=-54 % 
Arze sans 187 = 478% 134 =46 % 
Von den Gemeldeten der 
Tuberkulosefürsorgestelle 
bekannt: 224:54=53335% 313 = 80 % 225 = 77,6 °; 
unbekannt ........:.:... 78 = 20 °; 65 = 22,4 °; 
Erkrankungen 
Es meldeten: 795 925 
Krankenhäuser usw. ..... 422 = 53,1 % 328 = 35,3 °, 
Hyg. Institute ........... 162 = 20,3% 204 =22 % 
Tuberkulosefürsorgestelle . — — 286 = 31,5 °; 
Arten een 211 = 26,6 °% 107 = 11,5 °,, 
Von den Gemeldeten der 
Tuberkulosefürsorgestelle 
bekannt .......c22.:0. 536 = 67,4 °, 369 =40 ®, 
unbekannt ............ 259 = 32,6 °, 556 =60 °%, 


Wenn wir die Meldungen der öffentlichen Stellen 
denen derÄrzte gegenüberstellen ergibt sich folgendes: 


Es meldeten: 
Krankenhäuser 
Hyg. Institut 
Tuberkulosefürsorge 
Ärzte 


| zus.: 584 = 73,5% 818 = 88,4 % 


221 = 26,5% 107 = 11,6 % 


Hieraus geht mit völliger Klarheit hervor, daß die 
Tuberkulosefürsorgestelle einen erheblichen Teil der 
dem Standesamt gemeldeten Sterbefälle erfaßt hat, 
daß dagegen die Meldungen der Ärzte wesentlich 
hinter der Zahl der standesamtlichen Meldungen zu- 
rückbleiben, obwohl diese nur als Mindestzahlen auf- 
zufassen sind. Vor allem kann man aber aus den Er- 
krankungsmeldungen ersehen, daß die öffentlichen 
Stellen (Krankenhäuser, bakteriologische Unter- 
suchungsstelle und Tuberkulosefürsorgestelle) die 
eigentlichen Stützen des Gesetzes sind. 

Die größte Zahl der Erkrankungen ist inden Kran- 
kenhäusern zu erfassen. Das ist unschwer zu er- 
reichen, wenn die Fürsorgeschwestern regelmäßig, wie 
es bei uns geschieht, die Krankenhäuser aufsuchen und 
mit den Krankenhausärzten Fühlung haben. Schwie- 
riger ist es schon mit den Heilstätten. Es kann kein 
Zweifel bestehen, daß auch die Heilstätten die aktiven 
Tuberkulösen melden müssen, einerlei, ob sie das nun 
bei der für die Heilstätte zuständigen Meldestelle 
(Kreisarzt) tun, die die Meldungen dann an die Melde- 
stelle des Wohnortes weiter zu geben hätte, oder besser 
noch direkt an die Meldestelle des Wohnortes. Das 
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geschieht bisher in unserem Bezirk noch nicht mit der 
wünschenswerten Vollständigkeit. Allerdings ist dabei 
zu berücksichtigen, daß die für uns in Betracht kom- 
menden außerpreußischen Heilstätten diese Melde- 
pflicht nicht besitzen. Nicht unwichtig sind die Mel- 
dungen der ‚zuständigen‘ bakteriologischen Unter- 
suchungsstelle. Nun gibt es aber eine Reihe von pri- 
vaten Laboratorien, Apotheken usw., welche zur Mel- 
dung nicht verpflichtet sind. Das ist entschieden eine 
Lücke im Gesetz. Wie groß die Zahl derartiger Unter- 
suchungen ist, ist schwer zu sagen, daß aber und nicht 
gar so selten, dort Auswurfuntersuchungen vorgenom- 
men werden, ist sicher. Aber nicht ein Fall ist uns von 
privater Seite gemeldet worden, trotzdem uns zufällig 
bekannt geworden ist, daß dabei auch positive Fälle 
unterlaufen, die sich der Meldung entziehen. 

Dürftig sind die Meldungen der behandelnden 
Ärzte. Es muß doch wundernehmen, wenn wir uns 
die Tabellen III und VI ins Gedächtnis zurückrufen, 
wie gering die Zahl der überhaupt meldenden Ärzte ist. 
Und dabei ist doch die Behandlung der Tuberkulose- 
kranken „das tägliche Brot“ des praktischen Arztes. 
Wir buchen jede Meldung eines jeden Arztes und dabei 
schneiden leider die Fachärzte (Lungen- und Kehlkopf- 
spezialisten) sehr schlecht ab. Und doch wissen die 
Ärzte aus unserer 21 jährigen Tätigkeit, daß wir ihnen 
weder in ihre Behandlung hineinreden noch uns als 
Polizei aufspielen. 

Was die Bestrafung der unterlassenen Meldung be- 
trifft, so wird nach $ 11 derjenige bestraft, welcher die 
ihm nach § 1—3 obliegenden Mitteilungen ,„bös- 
willig“ unterläßt. Diese Einschränkung ist gewiß be- 
rechtigt. Gerade der Fachmann weiß, wie schwierig 
der Nachweis des „ansteckenden‘‘ Charakters bei der 
Tuberkulose sein kann, wie ein harmlos erscheinender 
Fall durch Bazillennachweis oder Röntgenbefund 
plötzlich ein anderes Aussehen bekommt, und daB dem 
Arzt in den meisten Fällen nicht der Vorwurf der bös- 
willigen Unterlassung gemacht werden kann. Anderer- 
seits aber darf man sich nicht verhehlen, daß damit 
die Möglichkeit, die Unterlassung vorgeschriebener 
notwendiger Meldungen zu bestrafen, praktisch sehr 
beschnitten ist. So kann es kommen, daß sehr be- 
schäftigte Ärzte und Fachärzte überhaupt nicht mel- 
den, ohne daß die Meldestelle dagegen einschreiten 
kann. 

Von entscheidender Bedeutung für die Erfassung 
erscheint die Arbeit der Fürsorgestelle, selbst wenn 
sie, wie wir es tun, keinen eigenen poliklinischen Be- 
trieb hat und primär ärztliche Diagnosen nur selten zu 
stellen in die Lage kommt. Sie kann bei richtiger Ein- 
stellung die Meldepflicht außerordentlich gut er- 
gänzen. 
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Wichtig erscheint uns auch die folgende Zusammen- 
stellung, wie sich die gesetzlichen Meldungen auf die 
einzelnen Altersklassen verteilen: 


Tabelle VIII. 
Alters-Statistik 


1924 1925 
Er- 


Er- | 

ann krankungen 

Alter Insges.| M. |w. ‘Insges.| M. |w. 'Insges.! M. | w. |w. Imsgen, M. |w. 
EEA O TER IDNEE ESRERRE TEE EEE SERN E ee 


| Todesfälle Todesfälle 


5 | aj- af a| al el ailal] 7! 5| 2 
6-10 3j—| 3) ı 1 -| 2 ı af 6| 3 3 
1-15, 9| 4; 5| 6 3 3j 14| 7; 7 2-|2 
16—20] 45 |24| 21| 30 16! 14| 62 25 37| 17| 4 13 
21-30 236 1125;111|| 114 | 70| 44; 339 |176 163| 75 | 31 44 
31—40} 161 | 85| 76| 62 | 33| 29) 182 |102| 80| 61 | 34| 27 
41—50|| 131 | 91! 40| 77 | 39| 38| 139 | 84, 551 54 | 33| 21 
51—60| 53 |41i 12| 51 |34| 17 57 |38| 19, 40 | 26| 14 
6170| 11| 7| 4| 26 | 18 8| 22 | 14 J 24 | 13| 11 
tm BG I BT e 3 22 5| 32 
er i—! — — -| 1 Z 


| 655 ET 391 |224|167: 821 491372 292 |152,140 


Diese Tabelle gibt an sich das typische Bild, wie wir 
es von früher her bei den Todeszahlen zu sehen ge- 
wohnt sind. Wir wissen auch, daß die Todesziffern im 


kindlichen Alter, insbesondere im Schulalter gering 
sind, es ist uns aber auch bekannt, daß die Prognose 
der Erkrankungen an ausgesprochener Lungentuber- 
kulose im schulpflichtigen Alter nicht so ungünstig ist, 
wie früher angenommen wurde. Man sollte denken, 
daß durch die Institution der Schulärzte gerade dieses 
Lebensalter am besten erfaßt werden könnte. Das ist 
aber nicht im wünschenswerten Umfang der Fall. Die 
Tätigkeit der Schulärzte ist nur eine beschränkte. Die 
systematischen Untersuchungen können nicht oft 
genug vorgenommen werden. Die Diagnosestellung 
ist oft recht schwierig und so kommt es, daß sicherlich, 
wie auch die Erfahrung der Tuberkulosefürsorgestelle 
zeigt, eine Reihe von tuberkulösen Schulkindern von 
den Schulärzten nicht rechtzeitig erkannt wurden. 
Ebenso interessant ist es nachzuforschen, welchen 
wirtschaftlichen Kreisen die gemeldeten Erkrankungen 
und Todesfälle angehören. Je besser die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse, um so geringer ist der Prozentsatz 
an Tuberkulose-Erkrankungen, um noch vieles mangel- 
hafter aber wird, wie jedem Kenner ohne weiteres er- 
klärlich ist, die Meldepflicht ausgeübt. 

Unsere Berufsstatistik kommt zu folgendem Er- 
gebnis. Die Ehefrauen werden bei dem Beruf des 
Mannes eingegliedert: 


Tabelle IX. 


Berufsstatistik. Erkrankungs- und Todesfälle. 


1924 


i | i Mitglied der 
| Berufsfähig | Berufsunfähig tab desversicherung | 


Ungelernte Arbeiter und 


Unterstützt vom Insgesamt 
Wohlfahrtsamt : 


Arbeiterinnen l 89 = 28,1 °% 227 = 71,8 o 246 = 77,8%), 70 = 22,1 % 316 = 31,4 °/o 
Gelernte Arbeiter und Ar- 

beiterinnen . .... 71 = 197% 288 = 80,2 %/, 315 = 87,7% 44 = 12,2 %/, 359 = 35,6 °/o 
Gehobene Berufe, Kauf- | RSEIEHSYEISIEHELNDE 

leute usw. . . 2 2... 71 = 31,4 9%, 168 = 68,6 A 230 = 93,8 %, 5 = 6,1 A 245 = 24,3 o/a 
Mittelstand . ..... 2 = 13,9 “i 714 = 86,4 ur 2= 2,3 o | = 1,16% 86 = 8,5 Yo 

1925 

Ungelernte Arbeiter und | 

Arbeiterinnen . . . . | 131 = 34,3 o 250 = 65,6 o 324 = 85 9%, 5T ]5 0 | 381 = 35,6 °/o 
Gelernte Arbeiter und Ar- | 

beiterinnen . .... 140 = 36,4 °/, 244 = 63,5 %/, 361 = 94%, = 6% | 384 = 35,9 °/o 

Reichsversicheru | 

Gehobene Berufe, Kauf- Bi re | 

leute usw.. . . E31. 156 = 69 9 216 = 9,6°/, 10 = 44% 226 = 21,2 °% 
Mittelstand ...... 13 = 16,8 64 = 83,1%, — 4 = 52°%% 17 = 7,2 °/o 


— 


Prozentual ergibt sich folgendes Bild: 
1924 1925 

1. Ungelernte Arbeiter, Arbei- 
terinnen u. Ehefrauen ... 316 = 31,4 % 


2. Gelernte Arbeiter, Arbeite- 


381 = 35,6 % 


rinnen u. Ehefrauen ..... 359 = 35,7% 384 =36 % 
3. Gehobene Angestellte ..... 245 = 24,3%, 226 = 21,2% 
4. Mittelstand ...2222222.... 86 = 85% 7T = 712% 


Daraus ergibt sich, daß das Verhältnis der Mel- 
dungen der Angehörigen der Landesversicherungs- 
anstalt zu denen der Reichsversicherungsanstalt für 
Angestellte und der nicht versicherten Bevölkerung 
wohl dem im allgemeinen angenommenen entspricht, 
daB also immerhin die Meldungen des sogenannten 
Mittelstandes nicht ungünstig sind. 

Fassen wir unsere gesamten Ermittlungen über das 
Tuberkulosegesetz zusammen, so dürfte daraus her- 
vorgehen, daß die Befürchtungen, welche von einzelnen 
Fürsorgeärzten über die ungünstige Wirkung der 
Meldepflicht geäußert worden waren, daß nämlich 
die Angst vor polizeilicher oder fürsorgerischer Über- 
wachung einen Rückgang in der Zahl der Befür- 
sorgten zur Folge haben würden, sich bei uns nicht 
bewahrheitet haben. Inwieweit wir durch dieselbe 
allerdings in der Erfassung der Tuberkulösen wesent- 
liche Fortschritte gemacht haben, ist wohl noch nicht 
entschieden. Das kann jedenfalls schon jetzt ausge- 
sprochen werden, daß bisher der Meldepflicht seitens 
der „zugezogenen‘ Ärzte noch nicht mit der not- 
wendigen Vollständigkeit nachgekommen wird. Selbst 
wenn wir die nicht unbeträchtliche Zahl von Er- 
krankungen anderer Organe, welche nicht der Melde- 
pflicht unterliegen, unberücksichtigt lassen, so ist 
doch die Prozentzahl der Erkrankungsmeldungen im 
Verhältnis zu den Todesfällen relativ gering. Nach 
Rodewald soll schon ein genügender Zustand er- 
reicht sein, wenn etwa doppelt so viel Erkrankungen 
gemeldet als Todesfälle bekannt geworden sind. Bei 
uns ist dieses Verhältnis viel günstiger, was wohl als 
günstiges Zeichen für unsere Tätigkeit gedeutet werden 
darf: 

Auf je 100 gemeldete Todesfälle kamen Krankheits- 
meldungen: 1924: 203, 1925: 317. 

Es kann wohl immer noch nicht angenommen wer- 
den, daß wir uns jetzt ein richtiges Bild über die 
wirkliche Zahl der ansteckenden Tuberku- 
lösen im Sinne des Gesetzes machen können. Die 
Statistik der Erkrankungen ist aber auch inso- 
fern über den Meldebezirk hinaus nicht verwertbar, 
als wohl die Meldepflicht in den verschiedenen Orten 
ganz verschieden gehandhabt wird. Man kann daher 
daraus, daß an einem Orte viele Meldungen einge- 
gangen sind, nicht etwa den Schluß ziehen, daß dort 
besonders viele Tuberkulöse vorhanden sind, sondern 
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viel eher, daß an diesem Platz Kreisarzt, Fürsorge- 
stelle und Ärzteschaft gut zusammen arbeiten und sich 
ihrer Pflicht gegenüber dem Gesetz bewußt sind. Nur 
die Todesstatistik bildet daher auch jetzt noch 
einen einigermaßen brauchbaren Maßstab im Sinne 
von Mindestzahlen über die Häufigkeit der Tuber- 
kulose eines bestimmten Bezirks. 

Der im Interesse der Tuberkulosebekämpfung sehr 
wichtigen Meldung bei Wohnungswechsel ist bei uns 
wenigstens bisher nicht nachgekommen worden. $ 2 
des Gesetzes besagt, daß der Wohnungswechsel 
eines Kranken unverzüglich nach erlangter Kenntnis 
des beabsichtigten Wohnungswechsels mündlich oder 
schriftlich durch den Haushaltungsvorstand der zu- 
ständigen Meldestelle mitzuteilen ist. Eine schrift- 
liche Mitteilung ist uns in keinem Falle zuge- 
gangen. Bei den guten Beziehungen unserer Fürsorge- 
schwestern zu den tuberkulösen Familien, insbe- 
sondere durch unsere Bemühungen beim Wohnungs- 
amt gelingtes allerdings doch in einer nicht unbeträcht- 
lichen Zahl, rechtzeitig Kenntnis von dem Wohnungs- 
wechsel zu erhalten und die Schlußdesinfektion aus- 
führen zu lassen. Schon vor dem Kriege haben wir in 
dieser Beziehung erfolgreich gearbeitet, indem wir bei 
Fällen offener Tuberkulose Kärtchen verteilen ließen 
und den Angehörigen eine Geldprämie zusagten, falls 
ein bevorstehender Wohnungswechsel so rechtzeitig 
gemeldet wurde, daß eine Schlußdesinfektion oder 
mechanische Reinigung durch unsere Putzfrauen vor- 
genommen werden konnte. Die Desinfektion ($ 8) ist 
von der Ortspolizeibehörde nach der von dem Minister 
für Volkswohlfahrt erlassenen Desinfektionsvorschrift 
auszuführen. Hiernach soll die früher allein ausgeführte 
Schlußdesinfektion regelmäßig durch die fort- 
laufende Desinfektion am Krankenbett er- 
gänzt werden. Wir haben deshalb unsere Fürsorge- 
schwestern einen Ausbildungslehrgang für das weib- 
liche Pflegepersonal in der staatlichen Desinfektoren- 
schule durchmachen lassen, damit sie in der Lage sind, 
sachgemäße Anordnungen zu treffen. Wir haben uns 
auf die sicher offen tuberkulösen Fälle beschränkt. 
Das Stadtgesundheitsamt stellte die notwendigen 
Mengen Chloramin zur erstmaligen Anwendung zur 
Verfügung, die Schwestern gaben sie ab, allerdings 
nur bei solchen Kranken, bei denen mit einiger Wahr- 
scheinlichkeit die richtige Anwendung vorausgesetzt 
werden konnte und sorgten dann dafür, daß der be- 
handelnde Arzt die Weiterverordnung übernahm. Die 
fortlaufende Verabreichung aber ließ doch noch sehr 
zu wünschen übrig. Es wurden auch oft von den 
Ärzten an Stelle der in der Desinfektionsanweisung 
empfohlenen Mittel andere verordnet, wie z. B. Lyso- 
form, von welchem eine wirksame Desinfektion nicht 
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erwartet werden kann. Dann ist immer noch eine 
gründliche mechanische Reinigung vorzuziehen. Im 
Jahre 1924 wurden in 127 Fällen, 1925 in 189 Fällen 
Chloramin von unseren Schwestern verausgabt. Außer- 
dem wurde von der städtischen Desinfektionsanstalt 
auf unsere Veranlassung 


1924 bei 281 Fällen (bei Todesfällen 154, bei 
Wohnungswechsel 127) 


1925 bei 346 Fällen (bei Todesfällen 214, bei 
Wohnungswechsel 132) 


eine Desinfektion ausgeführt. 


Die letzten Ausführungen gehen zwar über den 
Rahmen des eigentlichen Themas hinaus, es sei aber 
doch gestattet, noch einige kurze Bemerkungen über 
die Ausführung des Gesetzes zu machen. 

Das Tuberkulosegesetz soll ein Fürsorgegesetz 
sein, die Meldung ist das Mittel zum Zweck der Er- 
fassung. Da muß es Wunder nehmen, daß nur eine 
verschwindende Anzahl von Fürsorgestellen als Melde- 
stellen nach dem Preußischen Tuberkulosegesetz vom 
4. August 1923 zugelassen sind, trotzdem doch ein 
Netz von zum Teil gut arbeitenden Fürsorgestellen in 
Stadt und Land verhanden sind. Man hätte vielmehr 
annehmen müssen, wenn man wirklich den vorge- 
sehenen Zweck erreichen will, daß für Gemeinden oder 
Verbände die obligatorische Einrichtung von 
Fürsorgestellen vorgeschrieben worden wäre. 
GewißB besteht noch keine Einheitlichkeit in der Auf- 
fassung über die zweckmäßigste Art der Fürsorge- 
arbeit, aber es ließen sich doch wohl allgemeine Richt- 
linien finden, Mindestforderungen, welche an eine 
Fürsorgestelle zu stellen wären, wenn sie Anspruch 
auf eine solche machen will. 

Der wichtigste Abschnitt des Gesetzes ist § 5, 
welcher die in Betracht kommenden Fürsorgemaß- 
nahmen anführt. In den Ausführungsbestimmungen 
zu $ 5 heißt es: „Wenn für ihre (der Fürsorgemaß- 
nahmen) Durchführung die Mitwirkung der Gemeinde, 
eines Armenverbandes, einer Krankenkasse, der Lan- 
desversicherungsanstalt oder einer anderen Stelle not- 
wendig ist, so hat die Fürsorgestelle bei ihnen ent- 
sprechende Anträge zu stellen.“ An Anträgen wird es 
gewiß nicht fehlen, wie steht es aber mit der Bewilli- 
gung? Der springende Punkt ist leider die Geldfrage, 
und wir wissen ja, daß wir ein recht armes Volk ge- 
worden sind. Die vorbeugende Fürsorge der Landes- 
versicherungsanstalt ist aus Mangel an Mitteln be- 
trächtlich zurückgegangen, die Wohlfahrtsämter, auch 
wenn sie wirkliches Verständnis für diese Aufgaben 
haben, sind trotz der Fürsorgepflichtverordnung ge- 
zwungen, die Gelder nur leihweise herzugeben und 
sie — oft zum Schaden der Kranken — wieder zurück- 


zuverlangen. Die privaten Stiftungen sind durch die 
Inflation gegenstandslos geworden und von der Allge- 
meinheit sind nur spärliche Beiträge zu erlangen. 
Solange unsere Anträge der „Kannvorschrift‘“ unter- 
liegen, muß unsere Arbeit Stückwerk bleiben. Man 
soll gewiß unter den heutigen Verhältnissen nicht Un- 
erfüllbares fordern, aber vielleicht ließen sich doch 
auch hier Mindestforderungen aufstellen, welche den 
Versicherungsträgern und den Gemeinden aufzuer- 
legen wären. Ich brauche nur an die Heilfürsorge und 
die Wohnungsfürsorge zu erinnern. 

Von dem Kranken selbst ist im Gesetz nicht die 
Rede. Er kann in jedem Beruf tätig sein (Lebens- 
mittelbetrieb, Kindermädchen, Amme usw.). Er kann 
massenhaft Bazillen verstreuen, ohne daß das Gesetz 
eine Handhabe gibt, dagegen einzuschreiten. Deshalb 
werden von verschiedenen Seiten Zwangsmaß- 
nahmen gefordert, Forderungen, die zum Teil sogar 
recht weitgehend sind. GewißB wäre es wünschenswert 
und vielleicht im Laufe der Zeit erreichbar, wenn vor 
allem gegen renitente, jeder Belehrur.g unzugäng- 
liche Patienten zwangsweise vorgegangen werden 
könnte, ebenso wenn solche ansteckende Kranken von 
bestimmten Berufen ferngehalten werden könnten. 
Wohl jeder Fürsorgestelle sind solche Fälle, denen wir 
bisher machtlos gegenüberstehen, zur Genüge be- 
kannt. Das ist aber wieder eine Geldfrage. Wir dürfen 
uns auch nicht verhehlen, daß die Durchführurg von 
Zwangsmaßnahmen außerordentlich schwierig ist. 
Schon bei akuten Infektionskrankheiten ist es nicht 
leicht, während der Dauer der höchstens einige 
Wochen dauernden Krankheit die gesetzlichen Be- 
stimmungen durchzuführen. Sie versagen aber schon 
in den Fällen, in welchen nach Ablauf der Krankheit 
noch Krankheitserreger ausgeschieden werden, wie 
z. B. bei den Typhusbazillenträgern. Um wieviel 
mehr bei den chronischen über lange Jahre verlaufen- 
den Lungenphthisen! Die Kranken sind nicht bett- 
lägerig, vielfach noch mehr oder weniger arbeitsfähig 
und bilden dadurch zweifellos eine erhebliche Gefahr 
für die Umgebung und die Allgemeinheit. Wenn wir 
außerdem bedenken, wie außerordentlich groß die 
Zahl derartiger Kranker ist, so müssen wir zu dem 
Schluß kommen, daß wir im allgemeinen leider mit 
rigorosen Maßnahmen nichts erreichen können. Damit 
soll allerdings andererseits nicht gesagt sein, daß wir 
nicht versuchen sollten, allmählich auch hier eine 
strengere Handhabung zu empfehlen. Die Tuber- 
kulosefürsorgestellen haben jedenfalls durch das Ge- 
setz eine sehr wichtige Rolle zuerteilt bekommen. 
Nun müssen sie sich aber auch dieser Pflichten bewußt 
sein und vor allem erkennen, daß ihre wesentlichste 
Aufgabe nicht in der rein ärztlichen Tätigkeit liegt, 
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daB diese jedenfalls nicht ihre Hauptaufgabe ist, 
sondern daß ihr eigentliches Gebiet die Fürsorge ist 
in Zusammenarbeit mit allen denen, welche gewillt 
und berufen sind sich an der Tuberkulosebekämpfung 
zu beteiligen. Dann wird das Gesetz auch in der bis- 
herigen Form segensreich wirken. Ein weiterer Aus- 
bau des Gesetzes ist dann nur eine Frage der Zeit. 

Aus dem mitgeteilten Material läßt sich folgern, daß 
die Meldungen an ansteckenden Tuberkuloseerkran- 
kungen, die von den Öffentlichen Stellen kommen 
(Krankenanstalten und Untersuchungsstellen aller 
Art) von besonderer Wichtigkeit sind. Es fehlt aber 
eine gesetzliche Handhabe, um diese Öffentlichen 
Stellen wegen fahrlässig unterlassener Meldungen be- 
langen zu können. Ein Meldezwang ist für die 
Privatärzte sehr schwer durchzuführen. Das Ge- 
setz hat ja auch allgemein Bestrafung nur für den 


Fall der Böswilligkeit vorgesehen. Es kann wohl auch 
eine schärfere Erfassung der in privatärztlicher Be- 
handlung befindlichen Fälle unterbleiben, wenn dafür 
die Erfassung der Fälle, welche eine Öffentliche Unter- 
suchungsstelle oder eine Öffentliche Anstalt berühren, 
besser gelingt als bisher. Nachweislich ungünstig auf 
die Erfassung der Fälle hat das neue Gesetz hier nicht 
gewirkt, freilich ist auch der Vorteil gegenüber dem 
bisher hier verfolgten Erfassungssystem bisher nicht 
sehr erheblich. 

Gewarnt muß davor werden, die amtlichen Mel- 
dungen verschiedener Örtlichkeiten zu vergleichen, da 
die Meldung von vielen Faktoren abhängt, diese 
Faktoren aber an verschiedenen Orten verschieden 
sein können. Nach unseren Erfahrungen des Jahres 
1925 wird man auf eine Todesmeldung wenigstens 
drei Krankheitsmeldungen erwarten dürfen. 


Die Alkoholfrage im Schulunterricht. 
Von BERTHOLD RODEWALD, Kiel. 


Auf Veranlassung des städtischen Gesundheitsamtes 
wurde im Frühjahr 1925 mehrere Wochen lang in 
Kiel die sozial-hygienische Wanderausstellung des 
„Roten Kreuzes“ gezeigt, welche Material umfaßt 
aus den Gebieten: Alkoholismus, Tuberkulose, Säug- 
lingssterblichkeit und Säuglingspflege. Diese Gelegen- 
heit wurde im besonderen benutzt, um den Ober- 
klassen der Volks- und Mittelschulen die Ausstellung 
als Unterricht auf sozial-hygienischem Gebiet vorzu- 
führen, außerdem auch möglichst allen Klassen der 
Pflichtfortbildungsschulen. Bei der großen Zahl der 
in Frage kommenden Klassen — etwa 150 — und der 
verhältnismäßig beschränkten Zeit — es standen 
lediglich die Vormittagsstunden zur Verfügung — 
mußte bereits vor Beginn der Ausstellung in Zu- 
sammenarbeit mit den Schulen ein sorgfältiger Stun- 
denplan für den Besuch aufgestellt werden, wobei zu 
berücksichtigen war, daß einerseits jeder Klasse aus- 
reichende Zeit für ungestörten Besuch zur Verfügung 
stand, daß andererseits der Unterrichtsbetrieb der 
Schulen keine allzu große Störung erfuhr. Der Auf- 
wand an Zeit war sowohl für die Organisation der 
ganzen Veranstaltung wie auch für die praktische 
Durchführung ein beträchtlicher, außerdem entstanden 
erhebliche Kosten. Unter diesen Umständen mußte 
sich die Frage erheben, ob diesem Aufwand an Arbeit, 
Zeit und Geld ein entsprechender Gewinn gegenüber- 
stand. Dieser Frage wurde von vornherein Aufmerk- 
samkeit geschenkt und zur Prüfung derselben mit den 
Schulen eine Vereinbarung getroffen, dahingehend, 
daB die für den Besuch in Aussicht genommenen 
Klassen vor und nach dem Besuch der Ausstellung 
über das gleiche Thema aus einem der in der Aus- 
stellung dargestellten Gebiete einen Aufsatz schreiben 
sollten. Eine Vorbereitung durch besonderen Unter- 
richt hat nicht stattgefunden. Soweit bei der Kritik 
der Arbeiten von einer vorherigen unterrichtlichen 
Behandlung des Stoffes die Rede ist, handelt es sich 
darum, daß in diesen Fällen im Laufe des Schuljahres 
das Thema „Alkoholismus“ in dem durch den Unter- 
richtsplan gegebenen Umfange behandelt worden war. 
Es handelt sich also auch in diesen Fällen nicht um 
eine Vorbereitung ad hoc. Den Schülern beziehungs- 
weise Schülerinnen sind nach dieser Vereinbarung 
Themen gestellt worden über Säuglingspflege, Tuber- 
kulose und Alkoholismus. Für die Bearbeitung der 
Aufsätze über Alkoholismus standen die Arbeiten aus 


15 Schulen und einer Fortbildungsklasse zur Ver- 
fügung. Wegen der sehr großen Zahl von Aufsätzen 
wurde nur eine Auswahl zur Beurteilung herangezogen 
und zwar die Arbeiten der nach dem Urteil des 
Klassenlehrers 3 besten, 3 mittleren und 3 schlechtesten 
Schüler. Jedoch war nicht das ganze Material zu einer 
vergleichsweisen, beziehungsweise statistischen, Bear- 
beitung geeignet. Zunächst verdienen die Arbeiten 
der Fortbildungsschüler eine andere Beurteilung als 
die der Volks- und Mittelschüler. Die Zahl dieser 
Arbeiten der Fortbildungsschüler war aber zu klein, 
als daß sich aus ihnen hätte ein verwertbares Bild über 
die Kenntnisse der Fortbildungsschüler gewinnen 
lassen. Diese Arbeiten sind deswegen bei der Beur- 
teilung nicht mit herangezogen worden. 

Von den 15 Volks- und Mittelschulen mußte eine 
Mittelschule ausgeschieden werden. In dieser Schule 
waren den Kindern die vor Besuch der Ausstellung 
angefertigten Aufsätze in Händen belassen und es war 
nach dem Besuch keine neue Arbeit geschrieben, son- 
dern von den Kindern war der ersten Arbeit eine selb- 
ständige Kritische Bemerkung hinzugefügt uber die 
Frage, ob, beziehungsweise was, sie durch den Besuch 
der Ausstellung hinzugelernt hätten. Ganz durch- 
gängig — zum Teil im gleichen Wortlaut — stellen 
die Kinder fest, daß ihnen Neues nicht geboten wor- 
den sei. Es ist zu berücksichtigen, daß das Thema 
„Was weiß ich vom Alkohol‘ in dieser Klasse vor An- 
fertigung der ersten Arbeit im Unterricht behandelt 
worden war. Dabei läßt sich bei Prüfung der einzelnen 
nachgefügten Bemerkungen der Kinder feststellen, daß 
zum Teil recht wesentliche Unterschiede in den Kennt- 
nissen vorher und nachher bestehen, besonders bezüglich 
der Sachlichkeit und Vertiefung derselben. Für die Be- 
urteilung der selbstkritischen Fähigkeiten der Schüler 
bieten diese Arbeiten zweifellos großes Interesse; für 
die Beurteilung der Frage nach dem Einfluß des Aus- 
stellungsbesuches auf die Kenntnisse über Alkoholis- 
mus konnten sie aber kein brauchbares Material bieten 
und mußten deswegen ausgeschieden werden. Von 
den übrigen 14 Schulen — 8 Knabenschulen und 
6 Mädchenschulen — standen im ganzen je 114 Auf- 
sätze vor und nach dem Besuch der Ausstellung zur 
Verfügung. Ausgeschieden sind an den Anstalten alle 
diejenigen Einzelarbeiten, beidenen das Gegenstück vor- 
her oder nachher aus äußeren Gründen ausgefallen war. 

Um eine Grundlage für die Beurteilung zu gewinnen, 
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wurde ähnlich vorgegangen, wie es bei gleichen Arbei- ; 


ten über Tuberkulose bereits von Beschorner, Braeu- 
ning, Kayser-Petersen,Radmann und Fr. Schütz 
gemacht worden ist. D.h. es wurden bestimmte Punkte 
aus dem Gebiet der Alkoholfrage in Stichworten zu- 
sammengestellt und die einzelnen Arbeiten nun darauf- 
hin geprüft, wie viele von diesen Punkten in den 
Arbeiten vor, beziehungsweise nach, dem Besuch der 
Ausstellung Erwähnung gefunden hätten. Dabei sind 
die Arbeiten nicht etwa qualitativ beurteilt, wie 
z. B. von Fr. Schütz und Radmann, die nach wichtigen, 
unwichtigen und falschen Punkten prüften und dann 
das Maß der Kenntnisse und die Güte der Arbeit be- 
urteilten. Es kam vielmehr darauf an, einen Vergleich 
zu ziehen zwischen den Arbeiten vor und nach dem 
Besuch der Ausstellung und deswegen ist für alle 
Arbeiten zunächst auf die Zahl der erwähnten Stich- 
worte vorher und nachher gesehen worden. Die Stich- 
worte (vergleiche Abbildung I und II) sind in der 
Weise zusammengestellt, daß zunächst alle Arbeiten 
auf ihren sachlichen Inhalt geprüft wurden und die 
erwähnten Punkte sinngemäß unter Stichworten zu- 
sammengefaßt wurden. Auf diesem Wege ergaben sich 
die aufgestellten 50 Stichworte. Die Prüfung der Arbei- 
ten erstreckte sich dann in 2 Richtungen. Einerseits 
wurde verglichen, wieviel StichwortedieeinzelnenArbei- 
ten jedes Schülers vor und nach dem Besuch der Aus- 
stellung enthalten hatten, wobei im einzelnen nicht be- 
rücksichtigt wurde, ob bei der gleichen Zahl der erwähn- 
ten Punkte eine sachliche Veränderung eingetreten war. 
Diese Frage wurde vielmehr an der Gesamtzahl der 
Arbeiten geprüft in der Weise, daß verglichen wurde, 
in wieviel Prozent der Arbeiten die einzelnen Punkte 
vorher und nachher Erwähnung gefunden hatten. 

Über das Ergebnis der ersten Prüfung gibt nach- 
stehende Übersicht Aufschluß: 


Zahl der im Durchschnitt der Arbeiten 


Schule erwähnten Stichworte 
vorher nachher 
I 10,5 10,0 —0,5 
II 7,25 8,0 +0,75 
III 5,84 9,0 +5,16 
IV 14,00 12,2 —1,8 
V 7,71 12,57 +4,86 
VI 10,0 10,33 +0,33 
VII 10,3 11,4 +1,1 
VIII 12,4 15,0 +2,6 
IX 6,4 11,9 +5,5 
X 8,0 11,0 +3,0 
XI 13,22 14,77 +1,55 
XII 8,0 8,1 +0,1 
XIII 7,8 14,0 +6,2 
XIV 7,25 7,11 +0,14 


! 


Die Höhe der durchschnittlich erwähnten Punkt- 


i zahl schwankt beträchtlich ; dabei ist zu berücksich- 


tigen, daß es sich zum Teil um Volksschulen und zum 
Teil um Mittelschulen handelt, und weiter ist zu be- 
rücksichtigen, daß in einem Teil der Schulen das ge- 
stellte Thema vorher im Unterricht behandelt war, in 
einem anderen Teile nicht. In den Klassen, in denen 
ein Rückgang der durchschnittlich erwähnten Punkt- 
zahl zu beobachten ist, war vorher über das Thema 
unterrichtet worden!). Leider ließen sich die Zeit- 
abstände zwischen der unterrichtlichen Behandlung 
und dem ersten Aufsatz einerseits, zwischen dem 
Besuch der Ausstellung und dem zweiten Aufsatz 
andererseits nicht genau feststellen. Die überwiegende 
Mehrzahl der Arbeiten zeigt eine Vermehrung der 
durchschnittlich erwähnten Punktzahl nicht nur in 
den unvorbereiteten, sondern auch in den vorbereiteten 
Klassen, wobei für die letztere Gruppe noch hervor- 
zuheben ist, daß in vielen Arbeiten zwar nicht die 
Zahl der erwähnten Punkte gestiegen war, dafür aber 
zum Teil exaktere Kenntnisse wiedergegeben wurden, 
zum Teil auch an Stelle unwichtigerer Punkte wich- 
tigere getreten waren. Diese Verschiebung ist nicht 
bei den einzelnen Aufsätzen, sondern bei Zusammen- 
stellung der Stichworte berücksichtigt, die in nach- 
stehender Übersicht dargestellt sind. Die gleichen 
Stichworte sind hier geordnet nach der Häufigkeit 
ihres Vorkommens berechnet auf 100. Arbeiten und zwar 
in der ersten Tafel nach ihrer Häufigkeit vorher, in 
der zweiten nachher ; gegenübergestellt sind auf jeder 
Tafel die Prozentsätze des gleichen Stichworts in der 
anderen Reihe, um dadurch einen besseren Vergleich 
zu ermöglichen. (Tafeln, siehe nächste Seite.) 

In der Gesamtzahl aller Arbeiten fanden sich 50 
verschiedene Punkte aus dem ganzen Gebiet der 
Alkoholfrage erwähnt. Da die gewählten Stichworte 
nicht nach theoretischen Gesichtspunkten zusammen- 
gestellt, sondern aus dem Inhalt der Arbeiten ent- 
wickelt worden sind, ist ihre Auswahl vielleicht nicht 


| ohne weiteres verständlich und bedarf GESWegEn wohl 


einer gewissen Erklärung. 

1. Über die Frage Alkohol und Gesundheitsschäden 
finden sich vier Stichworte: 

1. Chronische Organkrankheiten, (2) (2)?), 

2. Nerven- und Geisteskrankheiten (4) (4), 

3. Allgemein „Krankheitsursache‘“ (7) (5), 

4. Allgemein ‚Todesursache‘ (6) (7). 

Die Trennung wurde aus zwei Gründen vorge- 
nommen. Einerseits war vielfach von den Kindern 
der Zusammenhang zwischen der Schädigung einzelner 


1) Vgl. die Bemerkung über die unterrichtliche Behandlung 
in der Einleitung. 
23) Die nautischen Zahlen beziehen sich auf Abbildung II. 
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Organe und dem allgemeinen Gesundheitszustand 
nicht richtig erfaßt, vielmehr fanden vielfach beide 
Punkte in der gleichen Arbeit nebeneinander Er- 
wähnung etwa in der Weise, daß zunächst die Er- 
krankung eines oder mehrerer Organe geschildert 
und dann die Bemerkung angefügt wurde: ‚außer- 
dem wird der Trinker krank und stirbt früh.“ In 
solchen Fällen fehlte offenbar das Bewußtsein des 
ursächlichen Zusammenhangs und deswegen werden 
in diesen Fällen zwei Stichworte registriert. 


2. Neben den Punkten 
1. Scheinbare Anregung (20) (20)t) und 


2. Scheinbare Wärmeerzeugung (30) (22) findet sich | 


3. Verbreitete Irrtümer (26) (12). 


Die Trennung wurde in dieser Form gemacht, weil 
in einer Reihe von Arbeiten die täuschende Alkohol- 
wirkung lediglich als Tatsache vermerkt, in anderen 
Arbeiten aber daran die Bemerkung geknüpft war, 
daß aus dieser täuschenden Wirkung weitverbreitete 
Irrtümer über den Alkohol in der Bevölkerung ent- 
standen sind. In der Erwähnung über „verbreitete 
Irrtümer‘ finden sich übrigens nicht nur die beiden 
angegebenen täuschenden Alkoholwirkungen, sondern 
daneben noch Bemerkungen über den Irrtum bezüglich 
Nährwert und ähnliches. 

3. Unter „Gesamtaufwendungen‘“ sind die Punkte 
zusammengezogen, in denen die Bedeutung der Alko- 
holausgaben für die Volkswirtschaft erwähnt sind. 

4. Zuckergärung (22), Stärkegärung (46), Gärungs- 
prozeß (24) wurden getrennt, weil nur im letzteren 
Falle wirkliche Kenntnisse über den Gärungsprozeß 
festgestellt werden konnten, während in den bei- 
den anderen Fällen Zucker, beziehungsweise Stärke, 
nur Erwähnung fanden als Zwischenprodukt bei der 
Gewinnung vom Rohmaterial zum Alkohol, ohne daß 
über den Vorgang wirklich Klarheit geherrscht hätte. 
Traubengärung (40), die außerdem angeführt ist, be- 
zieht sich auf die Technik der Weingewinnung ent- 
sprechend den Zusammenhängen: Brauerei (43) — 
Bier, Brennerei (50) — Schnaps, Kelterei — Wein. 

5. Neben Traubengärung (40) findet sich Trauben- 
verbrauch (sc. für Alkoholbereitung) (28), entsprechend 
Getreideverbrauch (15), Kartoffelverbrauch (25) und 
Mißbrauch der Nahrungsmittel) (44). Diese Stich- 
worte beziehen sich nicht auf den Bereitungsprozeß, 
sondern lediglich auf die Erwähnung der Tatsache 
einer mißbräuchlichen Verwendung dieser Nahrungs- 
mittel. 

6. Von Mißbrauch der Nahrungsmittel (44) ist ge- 
trennt „Bessere Verwendung der Nahrung“ (34) in 
den Fällen, in denen an die Bemerkung über miß- 


2) Die nautischen Zahlen beziehen sich auf Abbildur.g II. 
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bräuchliche Verarbeitung auch ein positiver Vorschlag 
im Sinne des Stichwortes angeschlossen wurde. 

7. Unter „einschägigen Gesetzen“ sind diejenigen 
Arbeiten vermerkt, in denen von dem § 6 und 1666 
des B.G.B. in Zusammenhang mit Alkoholismus die 
Rede war. 

Die übrigen Stichworte sind ohne nähere Erläute- 
rung verständlich. Die Gesamtzahl der Stichworte 
mag zunächst reichlich hoch erscheinen, doch konnte 
nur mit dieser Zusammenstellung der inhaltlichen 
Verschiebung in den Aufsätzen vor und nach Besuch 
der Ausstellung Rechnung getragen werden. 

Der Verlauf der Kurve zeigt, daß nur verhältnis- 
mäßig wenig Stichworte in den Arbeiten in nennens- 
werter Häufigkeit vorkommen: Vor dem Besuch 
1. Alkohol — Gift (95,6%). 2. Chronische Organ- 
krankheiten (60,5%) und 3. Alkoholische Getränke 
(50%). Bei den Arbeiten nach Besuch steigt die Zahl 
der häufiger erwähnten Stichworte auf 7 und zwar in 
der Anordnung 1. Alkohol — Gift (90,4%), 2. Chroni- 
sche Organkrankheiten (89,4 %), 3. Vererbungsschäden 
(71,9%), 4. Nerven- und Geisteskrankheiten (56,1 %), 
5. Allgemein „Krankheitsursache‘‘ (55,3%), 6. Ur- 
sache von Verbrechen (53,5%), 7. Allgemein ‚„Todes- 
ursache‘‘ (50,0%). Nach dem Besuch der Ausstellung 
war also an den ursprünglich vorhandenen Kennt- 
nissen eine Vertiefung derselben festzustellen über die 
Zusammenhänge Alkohol — Krankheit — Tod, hinzu- 
getreten sind die Kenntnisse über Vererbungsschäden, 
die vorher an zehnter Stelle standen mit einem Vor- 
kommen von 35,2%, und die Kenntnisse über den 
Zusammenhang Alkohol und Verbrechen — vorher an 
13. Stelle mit 29,8%. Demgegenüber ist die Er- 
wähnung der geistigen Getränke aber stark zurück- 
gegangen von der dritten Stelle mit 50,0% auf die 
zehnte Stelle mit 40,0%... 

Bei diesen ersten 7 Punkten war der Einfluß der 
Ausstellung unverkennbar und für das Gebiet der 
Krankheits- beziehungsweise Todesursache durch Al- 
kohol leicht erklärlich. Die Ausstellung enthält ver- 
hältnismäßig viel Material zu dieser Frage; dazu 
kommt die Tatsache, daß die Abbildung oder plasti- 
sche Darstellung der inneren Organe offenbar nach- 
haltigen Eindruck auf den Beschauer macht. Die 
Aufrückung des ursprünglich an zehnter Stelle stehen- 
den Stichworts „Vererbung‘‘ an die dritte Stelle, er- 
klärt sich wohl nicht so sehr aus der Art der Dar- 
stellung in der Ausstellung, als vielmehr aus der Tat- 
sache, daß die Kinder dieser sie selbst berührenden 
Frage besonderes Interesse entgegenbringen, wenn 
dieser Punkt ihnen nur überhaupt nahegebracht 
wird. Ebenso erklärt sich die Aufrückung des Stich- 
worts „Alkoholwirkung und Kinder‘ von der 27. Stelle 
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mit 15,2% auf die 11. Stelle mit 36,8%. Zur Dar- 

stellung gebracht ist diese Frage in der Ausstellung 

durch die bekannte, auch in der Lichtbilderreihe des 

Hygiene-Museums vorhandene graphische Tafel. Diese 

Form der Darstellung ist für Kinder nicht ohne wei- 

teres verständlich und deswegen kann auch der starke 

Anstieg nicht ohne weiteres auf die Wirkung des graphi- 

schen Anschauungsmaterials zurückgeführt werden, 

sondern erklärt sich ebenso wie der Anstieg bei dem 

Punkte ‚Alkohol und Vererbung“ vorwiegend aus dem 

Interesse der Kinder an dieser sie selbst berührenden 

Frage. Es handelt sich hier eben um ein Gebiet, 

das sie unmittelbar angeht und das ihnen nur nahe 

gebracht zu werden braucht, um Eindruck auf sie zu 
machen, einerlei, in welcher Form das geschieht. 

Ebenfalls starken Anstieg zeigt Punkt 13 ‚Ursachen 

von Verbrechen‘ mit 29,8%, vorher und mit 53,5% 

an 6. Stelle nachher. Das Material zu dieser Frage 

ist zwar in der Ausstellung ziemlich reichlich, aber 
überwiegend graphisch, nur vereinzelt bildlich. Die 

Erfolgsmöglichkeit, durch graphische Darstellung auf 

Kinder zu wirken, ist, wie bereits gesagt, verhältnis- 

mäßig gering. Wenn trotzdem ein so erheblicher 

Erfolg zu verzeichnen ist, so ist dieser wahrschein- 

licher darauf zurückzuführen, daß dieses Gebiet an 

sich nachhaltigen Eindruck auf das kindliche Gemüt 
auszuüben vermag. 

Wesentliche Verschiebungen nach oben zeigen nach 
Besuch der Ausstellung noch folgende Punkte: 

1. Verbreitete Irrtümer über Alkoholwirkung: 
vorher an 26. Stelle mit 14%, nachher an 12. Stelle 
mit 35,2%. 

2. Erregung — Streit: 
vorher an 31. Stelle mit 7,9%, nachher an 17. 
Stelle mit 28,1 %. 

3. Unfallursache: | 
vorher an 35. Stelle mit 5,3%, nachher an 14. Stelle 
mit 31,6%. 

An dieser Verschiebung der einzelnen Stichworte 
läßt sich feststellen, daß mit der oben angegebenen 
Steigerung der durchschnittlich erwähnten Punktzahl 
gleichzeitig auch eine inhaltliche Verbesserung ein- 
getreten ist, indem eine wesentliche Zahl inhaltlich 
wichtiger Stichworte vermehrte Erwähnung gefunden 
hat. Dieser Aufwärtsbewegung bei einer Stichwort- 
gruppe steht eine Abwärtsbewegung bei anderen gegen- 
über. So zeigt deutlichen Rückgang die Erwähnung 
des amerikanischen Alkoholverbots von der 8. Stelle 
mit 36,8% auf die 19. Stelle mit 24,4% ; ferner die 
Erwähnung der Rauscherscheinungen von der 11. 
Stelle mit 43,2% auf die 25. Stelle mit 15,8%, und 
schließlich noch die Erwähnung des Alkohols als Medi- 
kament von der 14. Stelle mit 29% auf die 39. Stelle 


mit 4,4%. Dieser letztere Rückgang ist verhältnis- 
mäßig unwichtig, wenn man berücksichtigt, daß die 
Erwähnung des Alkohols als Medikament sich in fast 
allen Aufsätzen darauf beschränkte, die Wirkung des 
Alkohols als Gegengift bei Schlangenbiß zu schildern, 
ein Punkt, dem bei der ganzen Alkoholfrage nur ver- 
hältnismäßig untergeordnete Bedeutung beigemessen 
werden kann. Dagegen ist wichtig und durchaus be- 
dauerlich der Rückgang in der Erwähnung des Ge- 
treideverbrauchs für Alkoholbereitung von der 15. 
Stelle mit 27,2%, auf die 32. Stelle mit 8,8%. Während 
der Rückgang in der Erwähnung des Alkoholverbots 
und der Rauscherscheinungen durchaus erklärlich ist, 
weil diese Punkte in der Ausstellung kaum oder gar 
nicht zur Darstellung gebracht sind (abgesehen von 
dem besonders registrierten Punkt: Erregung—Streit), 
ist der Rückgang in der Erwähnung des Getreide- 
verbrauchs um so merkwürdiger, als über diese Frage 
durchaus anschauliche Bilder vorhanden sind. Soweit 
sich bei den übrigen Stichworten noch eine Verschie- 
bung feststellen läßt, ist sie nur unwesentlich, beson- 
ders auch deswegen, weil bei diesen Punkten die über- 
haupt stattgehabten Erwähnungen an Zahl nur äußerst 
gering sind und fast alle unter 10%, bleiben. Wenn 
man im ganzen die Aufwärts- oder Abwärtsverschie- 
bung der einzelnen Punkte betrachtet, so zeigt sich 
neben der Steigerung in der Zahl der erwähnten 
Punkte im allgemeinen, eine besondere Vermehrung 
in den Kenntnissen über Gesundheitsschäden, die 
wohl ausschließlich durch die Art der Darstellung er- 
reicht ist und damit als unmittelbarer Erfolg des Be- 
suches der Ausstellung anzusprechen wäre. Wenn 
daneben auch eine sehr deutliche Verbesserung der 
Kenntnisse über Vererbungsschäden und über die be- 
sonderen Schädlichkeiten des Alkohols für Kinder 
festgestellt werden kann, so ist dieser Erfolg zwar im 
vorliegenden Falle durch den Ausstellungsbesuch er- 
reicht, aber er würde sich wahrscheinlich durch jede 
andere Art des Unterrichts oder der Anschauung er- 
reichen lassen, da bei diesen Fragen weniger die Art der 
Darstellung den Erfolg erklärt, als vielmehr das 
psychologische Moment, daß die Kinder dieser sie 
selbst berührenden Frage besonderes Interesse ent- 
gegenbringen. Ähnlich dürfte auch die Steigerung der 
Kenntnisse über den Zusammenhang: Alkohol und 
Unfall zu erklären sein, da ja der Unfall in seiner weit- 


‚tragenden Bedeutung für die Lage der Familie den 


Kindern einer vorwiegend industriellen Bevölkerung 
durchaus klar ist. Wohl.auch vorwiegend aus psycho- 
logischen Momenten dürfte sich die Steigerung der 
Kenntnisse über die Zusammenhänge ‚Alkohol und 
Verbrechen‘ erklären. 

Wenn dieser vermehrten Erwähnung auf der einen 
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Seite ein gewisser Rückgang bei anderen Punkten 
gegenübersteht, so ist das bei der großen Zahl der 
überhaupt erwähnten Punkte nicht überraschend. Die 
im ersten Aufsatz erwähnten Stichworte sind zum 
großen Teil der Niederschlag einer Behandlung des 
Stoffes im Unterricht, so z. B. die Erwähnung des 
Gärungsprozesses in seinem chemischen Ablauf, die 
Erwähnung der Kalorien im Alkohol, Punkte, die im 
zweiten Aufsatz ganz oder fast ganz ausfallen. Diese 
Kenntnisse waren im Gedächtnis nicht fixiert und sind 
durch den Eindruck der Ausstellung verdrängt worden. 

Wenn wir den Schaden, den nicht nur die Trunk- 
sucht, sondern überhaupt der gewohnheitsmäßige Ge- 
nuß alkoholischer Getränke für Volksgesundheit und 
für Volkswirtschaft darstellt, bessern wollen, so kann 
das nur auf dem Wege geschehen, daß durch allge- 
meine Verbreitung von Kenntnissen das nötige Ver- 
ständnis bei der Bevölkerung geweckt wird. Für die 
allgemeine Verbreitung sind wir auf den Weg über die 
Volksschule angewiesen, weil hier die große Masse 
unseres Nachwuchses erfaßt wird. Die Ergebnisse 
wissenschaftlicher Arbeiten und die Bemühungen ein- 
zelner Wissenschaftler, auf diesem Gebiet zu bessern, 
müssen erfolglos bleiben, solange das Material nicht 
systematisch breiten Schichten nahegebracht wird. Für 
einen systematischen Ausbau des Unterrichts ergeben 
sich aus den vorliegenden Aufsätzen einige Fingerzeige. 


Die Gesamtheit der Aufsätze enthält in 50 Stich- | 


worten eigentlich alle wesentlichen und viele un- 
wesentlichen Punkte aus dem ganzen Gebiet der 
Alkoholfrage. Die Mehrzahl dieser Punkte hat aber 
nur in verhältnismäßig wenig Arbeiten Erwähnung 
gefunden und die Einzelbeurteilung der Arbeiten er- 
gibt, daß diese sich vielfach in der Darstellung ver- 
hältnismäßig unwesentlicher Punkte erschöpfen. Hier- 
bei muß allerdings berücksichtigt werden, daß die 
Aufsätze der Kinder kein sicheres Urteil über deren 
Kenntnisse zulassen, weil diese Form der Wiedergabe 
dem Kinde vielfach Schwierigkeiten bereitet und weil 
darunter sachlich der Inhalt leidet. 

Der Unterricht auf diesem Gebiete müßte erreichen, 
daß bei einer Prüfung, wie der hier vorliegenden, be- 
stimmte wichtige Punkte durchgängig Erwähnung 
finden. 
Fixierung der Kenntnisse eine Beschränkung auf be- 
stimmte wichtige Punkte eingehalten werden, so daß 
statt der aufgefundenen 50 Stichworte vielleicht nur 
15—20 zusammengestellt würden, diese dann aber 
auch in der überwiegenden Mehrzahl der Arbeiten tat- 
sächlich wiederkehrten. 

I. Alkohol: 

1. Gift. 
2. Alkoholische Getränke. 


Dazu muß im Interesse einer wirklichen 


3. Alkoholwirkungen — scheinbare und tat- 
sächliche. 


II. Alkohol und Gesundheit: 


4. Rauscherscheinungen als Krankheitssymptom. 
5. Beziehung zu den Geschlechtskrankheiten, 
zum Unfall. 
6. Folgen der Trunksucht: 
a) Organschädigungen. 
b) Geisteskrankheiten. 
c) Sterblichkeit insbesondere in sogenannten 
Alkoholberufen. 
7. Vererbungsschäden. 
8. Alkoholwirkung bei Kindern. 


III. Alkohol und Wirtschaft (Einzelwirtschaft — 
Volkswirtschaft): 


9. Minderung der Mittel für lebenswichtigen Be- 
darf in der Familie: 
a) direkter Verlust durch Ausgaben für alko- 
holische Getränke (Trinksitte!). 
b) indirekter Verlust durch Arbeitsversäum- 
nis nach alkoholischen Exzessen. 
10. Verlust an Lebensmitteln für die Volkser- 
nährung. 
11. Vorschläge für bessere Verwendung derselben. 


IV. Alkohol — Ethik — Moral: 


12. Trinksitte und Geselligkeitsformen. 
13. Trinksitte — Wirtshaus — Körperverletzung. 
14. Trunksucht und moralische Defekte: 
a) im Rahmen der familiären Pflichten. 
b) im Rahmen der gesellschaftlichen und 
staatlichen Ordnung. 


V. Besserung des Alkoholschadens: 

15. Die Trinksitte im täglichen Leben und bei 
allen Festen als eigentliche Ursache des 
Schadens. 

16. Abkehr von der Trinksitte von Jugend an. 
Alkoholfreies Leben wie zur Zeit in Abstinenz- 
vereinen. 

17. Die Trinkerrettung — Trinkerheilstätten — 
Enthaltsamkeitsvereine. 

18. Die Besserung der volksschädlichen Trink- 
sitte: 

a) Alkoholverbot — Amerika. 
b) Gemeindebestimmungsrecht und ähnliches 
— Skandinavien — Schweiz — Italien. 


In den vorliegenden Arbeiten ist nur ein Punkt wirk- 
lich allgemein erwähnt: die Tatsache, daß der Alkohol 
ein Gift ist; dagegen finden sich die sogenannten 
geistigen Getränke nur in 50%, der Arbeiten vorher 
und in 40,4%, der Arbeiten nachher. Die Spanne 
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zwischen den beiden Punkten 1 und 3 beziehungsweise 
9, die übrigens bei Beginn der Arbeit nicht erwartet 
wurde, ist um so wichtiger, als in einer Reihe von 
Arbeiten die geistigen Getränke als etwas Harmloses 
dem Alkohol gegenübergestellt werden. Offenbar ist 
es nötig, den für Erwachsene so selbstverständlichen 
Zusammenhang zwischen Alkohol einerseits und den 
üblichen alkoholischen Getränken andererseits den 
Kindern gegenüber zu betonen. Allgemeinere Er- 
‘'wähnung haben dann noch die Zusammenhänge zwi- 
schen Alkohol, Krankheit und Tod gefunden. Diese 
Zusammenhänge pflegen bei der Alkoholfrage immer 
besonders hervorgehoben zu werden. In diesem Sinne 
haben in den vorliegenden Arbeiten sowohl Unterricht 
als auch Besuch der Ausstellung gewirkt. 

Dabei muß aber betont werden, daß diese Zusam- 
menhänge zwar auf dem ganzen Gebiet der Alkohol- 
frage ihre Bedeutung haben, aber keineswegs die über- 
wiegende Bedeutung, die ihnen im allgemeinen bei- 
gemessen wird. Die Entwicklung der Gesundheits- 
schäden ist nur bei einer mehr oder weniger ausge- 
sprochenen Trunksucht zu erwarten. Vor dieser zu 
warnen ist bei Kindern nicht nötig, vielmehr kommt 
es darauf an, der allgemein verbreiteten und zur 
Trunksucht überleitenden Trinksitte zu begegnen. 
Der Gesundheitsschaden beim einzelnen Trinker ist 
für eine sozialhygienische Betrachtungsweise weniger 
wichtig wie der Gesellschaftsschaden durch die Trink- 
sitte. Die Ausgabe für einige Gläser Bier, die auf die 
Woche verteilt, kaum zu einem leichteren Rausch- 
zustand führen, gilt für jeden, auch für den knapp 
verdienenden Arbeiter als selbstverständlich, führt 
aber im Haushaltungsbudget aller Kreise mit geringem 
Verdienst dazu, daß Mittel für andere Zwecke, wie z.B. 
für die Milchnahrung der Kinder, fehlen. Deswegen 
müßte der Unterricht die Trinksitte, die nur in 4,4%, 
der Aufsätze als Schaden erwähnt ist, weit mehr be- 
tonen und die Minderung der im Haushalt verfügbaren 
Mittel nicht im Zusammenhang mit der Trunksucht, 
sondern im Zusammenhang mit der Trinksitte dar- 
stellen. 

Die Rauscherscheinungen, die in 34,2%, beziehungs- 
weise 15,8% der Arbeiten erwähnt sind, verdienen 
größere Beachtung. Dabei darf sich die Schilderung 
nicht auf die schweren Störungen beschränken, son- 
dern gerade der Einfluß kleiner Mengen muß ein- 
gehend geschildert werden. Die gestörte Kritik des 
einzelnen nach Genuß geringer Mengen leitet über zu 
den Zusammenhängen Alkohol und Unfall, Alkohol 
und Geschlechtskrankheiten, Alkohol und Körper- 
verletzung. 

Aus dem ganzen Komplex der Fragen Alkohol und 
Volkswirtschaft muß vorwiegend die mißbräuchliche 


Verwendung der Nahrungsmittel im Unterricht Dar- 


stellung finden, unter Berücksichtung der Vorschläge 
für eine bessere Verwendung.. In den vorliegenden 
Arbeiten fehlt dieser abschließende Gedanke bei den 
meisten Kindern, die in ihren Aufsätzen die mißB- 
bräuchliche Verwendung der Nahrungsmittel erwähnt 
hatten. Die Frage der durch das Brauen und Brennen 
notwendig werdenden Einfuhr von Lebensmitteln, 
ebenso die Belastung der Außenhandelsbilanz durch 
Alkoholeinfuhr wird wohl von den Kindern kaum er- 
faßt werden können und sollte deswegen zugunsten 
besser verständlicher und wichtigerer Punkte im 
Unterricht zurücktreten. Für große Konsumzahlen — 
wie sie in verhältnismäßig vielen Arbeiten erscheinen 
— ist ebenfalls kein volles Verständnis zu erwarten, 
vielleicht mit der einen Ausnahme des bekannten 
Beispieles aus den Kriegsjahren mit der Berechnung, 
daß es möglich gewesen wäre, die nach allgemeiner 
Schätzung an den Folgen der Hungerblockade ver- 
storbenen 500000 Menschen völlig ausreichend zu er- 
nähren, wenn nicht in dem gleichen Zeitraum 55 Millio- 
nen Zentner Gerste verbraut worden wären statt der 
Volksernährung zugeführt zu werden. Lediglich an 
einem solchen Beispiel ist etwas Interesse und Ver- 
ständnis für große Zahlen zu erwarten. 

Schließlich darf die Erwähnung der möglichen Be- 
kämpfungsmaßnahmen nicht vergessen werden. Das 
amerikanische Alkoholverbot spielt in den Aufsätzen 
vor Besuch der Ausstellung mit 36,8%, Erscheinungs- 
häufigkeit und an achter Stelle eine ziemlich große 
Rolle, tritt dann aber in der zweiten Arbeit mit 24,4% 
an die 19. Stelle. 

Dieser Rückgang ist um so überraschender, als doch 
das Alkoholverbot im Laufe der letzten Jahre so 
außerordentlich viel erwähnt worden ist und man des- 
wegen erwarten sollte, daß die Kenntnisse über diese 
Frage bei den Kindern besser fixiert gewesen wären. 
Die sonst noch bestehenden Formen einer Bekämpfung 
durch Gesetze sind überhaupt nicht erwähnt. Ge- 
meindebestimmungsrecht und Alkoholverbot scheinen 
bei den Kindern ebenso identifiziert zu werden wie 
bei den meisten Erwachsenen. Inwieweit in dieser 
Frage Fehler im Unterricht oder Fehler in der Auf- 
fassung der Kinder zur Erklärung herangezogen wer- 
den dürfen, läßt sich kaum entscheiden. Gerade in 
dieser Beziehung hat aber der Unterricht eine wichtige 
Aufgabe zu erfüllen. Wenn eine wirkliche Besserung 
in der ganzen Alkoholfrage erreicht werden soll, so 
brauchen wir notwendig ein Gemeindebestimmungs- 
recht. Bei der zur Zeit über diese Frage herrschenden 
Unkenntnis ist aber mit einem Fortschritt nicht zu 
rechnen und deswegen gilt es, den Boden vorzubereiten 
durch Vermittlung besserer Kenntnisse über Sinn und 


DIE ALKOHOLFRAGE IM SCHULUNTERRICHT 


Inhalt des Gemeindebestimmungsrechtes. In der Ver- 
mittlung von Kenntnissen allein dürfte kaum eine 
Propaganda für das Gemeindebestimmungsrecht zu 
erblicken sein; für eine derartige Propaganda sollen 
ja nach einem Beschluß des Haushaltsausschusses 
des Reichstages staatliche Mittel, worunter auch die 
Mittel für den öffentlichen Unterricht fallen, keine 
Verwendung finden. 

Daß man der Alkoholfrage in den Unterrichts- 
plänen aller Schulen einen breiten Platz einräumt, 
dürfte nicht nur vom Standpunkt des Alkoholgegners 
wünschenswert erscheinen, sondern in jeder Bezie- 
hung gerechtfertigt und durchaus notwendig sein. 

Die Schule hat ja nicht nur die Aufgabe, Bildung zu 
vermitteln, sondern sie hat ihre großen erzieherischen 
Aufgaben für die breiten Massen und gerade aus die- 
sen Aufgaben leitet sich die Notwendigkeit eines ein- 
gehenden Unterrichts über die Alkoholfrage her. Die 
Beschlüsse des Parlaments haben sich bisher darin 
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erschöpft, einen Schutz der Jugend gegen die Alkohol- 
gefahr zu fordern. Mit Verboten und Bestimmungen 
allein ist ein Erfolg nicht zu erwarten, solange nicht 
die Jugend zu vollem Verständnis für diese Frage er- 
zogen ist. Der Forderung eines Jugendschutzes auf 
diesem Gebiet ist von keiner Seite widersprochen 
worden, und wenn es den beteiligten Kreisen mit dieser 
Forderung Ernst ist, woran nicht gezweifelt werden 
kann, so muß auch der Voraussetzung für diese Forde- 
rung zugestimmt werden, d. h. einer obligatorischen, 
eingehenden Behandlung des Stoffes im Unterricht 
aller Schulen, und zwar in den beiden Jahrgängen 
vor der Entlassung, da ein wesentlicher Teil der Kinder 
das Ziel der Schule nicht erreicht und deswegen bei 
Beschränkung des Unterrichts auf den letzten Jahr- 
gang nicht miterfaßt würde. Außerdem ist eine 
wiederholte Behandlung des Stoffes in zwei Jahr- 
gängen zur besseren Fixierung der Kenntnisse zweifel- 
los notwendig. 
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Ein Beitrag zur Legitimationsstatistik. 
Ven A. KASTEN, Berlin. 


I. Aufgabe und Zweck einer Legitimationsstatistik. 


Die Legitimation eines unehelichen Kindes geschieht 
entweder durch nachfolgende Ehe der Eltern (B.G.B. 
$ 1719) oder durch Ehelichkeitserklärung (B.G.B. 
$ 1723). Durch die Heirat der Eltern wird ipso jure 
die Legitimation des vorehelich gezeugten Kindes voll- 
zogen, ohne Rücksicht auf den Willen der Ehe- 
schließenden und des Kindes. Die Ehelichkeitser- 
klärung erfolgt durch einen Akt der Staatsgewalt. 
. Ein Antrag des Vaters und die Einwilligung des Kindes 
sind hierfür Voraussetzung. Der eben genannten 
Form der Legitimation kommt für die Statistik nur 
sekundäre Bedeutung zu. Dies liegt unter anderem 
schon in dem geringen Umfang, den die Ehelichkeits- 
erklärungen, im Vergleich zu den Legitimationen durch 
Eheschließung einnehmen, begründet. Bei beiden 
Formen der Legitimation ist ein Vermerk in das Ge- 
burtsregister des Kindes notwendig, damit es sich fort- 
an rechtlich als eheliches Kind ausweisen kann. Dieser 
Vermerk wird auf Antrag vom-Standesbeamten vor- 
genommen. Durch diese Bestimmung wird eine exakte 
Erfassung der jährlich durch Eheschließung Legiti- 
mierten sehr erschwert. Unkenntnis der Bestimmung 
und Nachlässigkeit der Eltern bewirken oft, daß die 
Geburtsregister erst nach jahrelanger Ehe der Eltern 
geändert werden. Da jedoch diese Fehlerquelle für die 
einzelnen Jahre konstant wirkt, ist sie für eine Be- 
einträchtigung des Wertes des erhaltenen Zahlen- 
materials von sekundärer Bedeutung. Die Legiti- 
mationen sind bevölkerungs-, sozial- und medizinal- 
politisch wichtig, da sie neben den Sterbefällen und 
Wanderungen ein fortwährendes Fließen, eine fort- 
währende Verschiebung zwischen der Masse der ehelich 
und unehelich Geborenen bewirken. Jedes uneheliche 
Kind wird bei seiner Geburt auf Grund der standes- 
amtlichen Unterlagen statistisch als solches erfaßt. 
Stirbt es nach der Legitimation, erhöht es die Sterbe- 
ziffer der Ehelichgeborenen. Die Legitimationen sind 
also ein Faktor, der die Sterblichkeitsverhältnisse 
der Ehelichen ungünstiger, die der Unehelichen 
günstiger erscheinen läßt, als wie es den wirklichen 
Tatsachen entspricht. Hierdurch aber wird die richtige 
Einschätzung, die dieser sozialen Gliederung zu- 
kommt, bedeutend erschwert. Aufeine Scheidung der 


Gestorbenen in ehelich Geborene und Legitimierte, 
durch die die eben erwähnte Fehlerquelle leicht ver- 
mieden würde, hat man bisher verzichtet, vermutlich, 
da man seit Jahrhunderten darin befangen ist, den 
Begriff der Ehelichkeit beziehungsweise Unehelichkeit 
vom moralstatistischen und nicht vom biologischen 
Standpunkt zu betrachten. Eine Legitimations- 
statistik vermag nun gewissermaßen etwas Ersatz für 
diese fehlenden Angaben zu bieten. Sie ermöglicht 
uns, den Umfang der Verschiebungen, die durch die 
Legitimationen zwischen den beiden Bevölkerungs- 
gruppen der Ehelichen und Unehelichen verursacht 
worden sind, zu messen und deutend zu verstehen. 
Hierdurch bietet sie dem Fachstatistiker die Grund- 
lagen, die diesbezüglichen Sterblichkeitsangaben 
schätzungsweise zu korrigieren und den Einfluß die- 
ser grundlegenden sozialen Differenzierung auf die 
Konstitution des Menschen richtig zu erkennen. So 
kann eine Legitimationsstatistik praktisch von großer 
Bedeutung werden. Ändert sich z. B. die absolute 
Zahl der Legitimationen, oder weisen die legitimierten 
Kinder bei konstanter Anzahl eine sehr veränderte 
Alterszusammensetzung auf, so muß sich dies not- 
wendig in einer veränderten Sterblichkeit wider- 
spiegeln. Leicht wird der Statistiker solche Verände- 
rungen mit Hilfe einer Legitimationsstatistik erklären 
können und den Nichtstatistiker vor manchen Trug- 
schlüssen bewahren.’ 

Ich möchte aber über die bisher erwähnten Gesichts- 
punkte hinaus behaupten, daß eine Legitimations- 
statistik überhaupt für ein tieferes Eindringen in die 
Problematik der Ehelichkeit beziehungsweise Unehe- 
lichkeit unentbehrlich ist. Oft ist darauf hingewiesen 
worden, welche heterogenen Massen durch den recht- 
lichen Begriff!) der Ehelichkeit und Unehelichkeit als 
Einheit zusammengefaßt werden. Eine Legitimations- 
statistik aber bietet dem Forscher die Grundlagen, 


1) Nicht als unehelich erfaßt werden nach dem rechtlichen 
Begriff der Ehelichkeit die im Ehebruch erzeugten Kinder, falls 
der Ehemann die Unehelichkeit des Kindes nicht erfolgreich 
anfechten kann oder will. 

Nicht als unehelich erfaßt werden weiter die vorehelich ge- 
zeugten, nach der Eheschließung Geborenen. 

Daß auch umgekehrt eigentlich eheliche Kinder teilweise 
als uneheliche erfaßt werden können, weil die kirchlichen und 
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die Starrheit der statistischen Methode und des recht- 
lichen Begriffes bis zu einem gewissen Grade zu über- 
winden, Ursache und Wirkung der Unehelichkeit im 
Zusammenhang mit der Entwicklung eines Volkes 
zu begreifen. Ich möchte diese organische Erfassung 
als das eigentliche Ziel einer Legitimationsstatistik 
bezeichnen. Da aber das Ziel einer Statistik not- 
wendig ihre Methode bestimmt, so bedeutet dies 
für die Zukunft der Legitimationsstatistik: Abbau 
in einer Hinsicht, Ausbau in anderer Hin- 
sicht. 

Ausbau in der Hinsicht, daß eine immer schärfere 
Betonung und Herauskristallisierung der Probleme 
nach rein bevölkerungspolitischen Gesichtspunkten 
geschieht, Abbau hingegen dort, wo bereits ein ein- 
seitig moralstatistischer Gesichtspunkt Gewinnung 
und Bearbeitung des Quellenmaterials zu bestimmen 
scheint. Nicht um eine moralstatistische, sondern um 
eine organische Erfassung der Ehelichkeit beziehungs- 
weise Unehelichkeit kann es sich in der Zukunft han- 
deln. Hier liegt noch ein weites, wenig bepflügtes 
Forschungsgebiet. Diesem sollten wir uns zuwenden, 
statt mit haltlosen Zahlen unbeweisbare Tatsachen 
zu beweisen und vage Folgerungen daraus zu ziehen. 
So tritt nach meiner Auffassung für die Legitimations- 
statistik die Aufgabe, im positiven oder negativen 
Sinn sittliche Aufschlüsse zu geben, als ganz sekundär 
zurück!). Primär erscheint mir der große bevölke- 
rungspolitische Prozeß, der durch die Legitimation 


die staatlichen Normen der Eheschließung nicht unmittelbar 
miteinander verbunden sind, hat C. Rauhe in seinen eingehen- 
den Darlegungen ausgeführt. Die Verhältnisse in Österreich 
(insbesondere in Galizien) geben ein gutes Beispiel von der 
Bedeutung dieses Gesichtspunktes. 

1) Abgesehen davon, daß zu einer moralstatistischen Wertung 
die rechtlichen Grundbegriffe der Ehelichkeit beziehungsweise 
Unehelichkeit unzureichend sind, ist zu bedenken, daß uns die 
Statistik ja lediglich Anhaltspunkte über den außerehelichen 
Geschlechtsverkehr der zu einer Zeugung geführt hat, geben 
kann, und zwar nur über die Zeugungen, die im Sinne des Ge- 
setzes zu einer Lebend- oder Totgeburt führten und standes- 
amtlich zu melden sind. Endlich ist mit Recht auf das Unzu- 
reichende der Methoden hingewiesen, eine Veränderung inner- 
halb der statistisch erfaßten Masse der Unehelichen beziehungs- 
weise der Ehelicken nach moralstatistischen Gesichtspunkten 
zu bewerten. Es sind bevölkerungspolitisch, soziologisch 
interessante Einblicke, die uns die uneheliche Geburtenziffer, 
die uneheliche Fruchtbarkeitsziffer und die Unehelichkeits- 
quote geben können, keine moralstatistischen. Hierauf hat 
fast jeder einzelne, der eine moralstatistische Wertung des 
Zahlenmaterials versuchen wollte, hingewiesen und diese Wer- 
tung desto trotz vorgenommen. So kommt es, daß die Dienst- 
mädchen einer Stadt besonders stark sittlich gefährdet er- 
scheinen, die einer anderen nicht usw. Auch wenn man sich, 
um der moralstatistiischen Sache näher zu kommen, auf die 
Untersuchung der Frage beschränkt: wieviele Frauen, die zum 
ersten Male gebären, gebären außer der Ehe? so ist dies eine 


ausgelöst wird. Diesen Prozeß gilt es in allen Einzel- 
heiten zu erfassen. Schlagwortartig sei die Fülle der 
Veränderungen, die sich durch die Legitimation inner- 
halb des Volksganzen vollzieht, angedeutet. Die 
Gruppe der Legitimierten fügt sich der Masse der ehe- 
lich Geborenen ein, verstärkt dadurch diese, schwächt 
jene, ringt innerhalb der eingegliederten Masse um 
Rechte und Anerkennung — ein Kampf, der zur 
Krechtschaft und Unterdrückung oder zu Macht und 
Ansehen führen kann usw. | 

Es sind eine Fülle wichtiger bevölkerungspolitischer 
Tatsachen, die der Statistiker hier zu messen und zu 
erkennen hat. Nach der allgemeinen Einstellung der 
Bevölkerung wird man sich heute kaum zu einer Aus- 
nutzung der Volkszählungen hinsichtlich der Gliede- 
rung der Bevölkerung in Eheliche und Uneheliche 
entschließen. Auf die erhöhte Bedeutung, die hier- 
durch die Legitimationsstatistik gewinnen würde, 
brauche ich nicht hinzuweisen. Jetzt wird praktisch 
vorläufig das wichtigste Ziel der Legitimationsstatistik 
seien müssen, die Veränderung der Geburtenmasse, 
die durch Tod und Legitimationen zwischen Ehelichen 
und Unehelichen bewirkt wird, möglichst exakt zu er- 
fassen und während einer bestimmten Zeitspanne zu 
verfolgen. Schon diese Angaben werden gewisse 
Schlüsse über die Morphologie des Volksganzen zu- 
lassen. Essind Boeckh und Würzburger, denen vor 
allem ein Ausbau der Statistik in dieser Hinsicht zu 
danken ist. Ich möchte nicht auf die abweichenden 
Methoden beider Forscher eingehen. Das ihnen gemein- 
same scheint mir die scharfe Betonung des bevölke- 
rungspolitischen Gesichtspunktes und die Heraus- 
arbeitung der hierfür wichtigen Problemstellungen 
zu sein. 

Ich habe durch meine Ausführungen angedeutet, 
daß eine Legitimationsstatistik viel, aber nicht alles 
für ein organisches Begreifen der Ehelichkeit und Un- 
ehelichkeit bedeuten kann. Die Legitimationsstatistik 
bietet uns hierzu unentbehrliche Grundlagen. Das 
Ziel aber kann nur erreicht werden, wenn es uns ge- 
lingt, nicht nur den durch die Legitimation bedingten 
BevölkerungsprozeßB einmalig zu erfassen, sondern ihn 
auch in seiner Entwicklung innerhalb desgroßen Ganzen 
zu verfolgen. Viel wäre gewonnen, wenn die Verstor- 
benen nach Legitimierten und ehelich Geborenen unter- 
schieden würden. Ich denke jetzt nicht daran,daß durch 
diese Angaben die bereits erwähnten unerquicklichen 
Verschiebungen innerhalb der Sterblichkeitsziffer ver- 


interessante Parallele, aber in erster Linie bevölkerungspoli- 
tisch, nicht in sittlicher Hinsicht. Zieht man die vorehelich 
gezeugten, jedoch ehelich geboreren Kinder in Betracht, so 
kommt diese Parallele den moralstatistischen Tatsachen nur 
wenig näher. (Siche Tabelle am Schluß dieser Arbeit.) 
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mieden würden. Ich möchte jetzt die Wichtigkeit dieser 
Ermittlungen vielmehr deswegen betonen, weil sie uns, 
kombiniert mit dem Beruf der Verstorbenen, ergänzende 
Einblicke zur Legitimationsstatistik geben könnten. Die 
Zahl der Legitimierten, die zwar aus dem Stande der 
Unehelichen losgelöst sind, aber doch in ihm wurzeln, 
ist zu beträchtlich, um sie bei Beurteilung des Gesamt- 
problems außer acht lassen zu dürfen. 

Nach den Angaben des Statistischen Jahrbuches 
fürSachsen!) waren von 100 unehelich Geborenen nach 
Ablauf des 4. Kalenderjahres nach dem Geburtsjahr: 


Jahre a) noch am Leben b) lebend und 
und unlegitimiert : legitimiert 

1904 32,92 31,04 
1905 33,24 31,90 
1906 34,85 34,37 

. 1907 34,49 34,62 
1908 36,58 35,18 
1909 37 40 35,88 
1910 37,09 35,76 
1904/11 35,25 34,13 


Der Teil der Unehelichen, der durch die Legitimation 
unserer weiteren Beobachtung und Verfolgung ent- 
zogen wird, ist also annähernd so groß wie die Rest- 
gruppe der Unehelichen. Stellt die Restgruppe der Un- 
ehelichen nun vielleicht die ungünstigste Auslese der 
Menschheit dar, so wird ein Teil der Legitimierten, 
wenn auch ein noch so kleiner Prozentsatz, ohne Zwei- 
fel zu den wertvollsten Kulturträgern eines Volkes 
gehören. Ist es doch gerade sehr oft die starke ge- 
niale Persönlichkeit, die sich durch die Institution der 
Ehe in ihrer Entwicklung gehemmt und zur Heuchelei 
verurteilt sieht und sich deshalb erst spät zu einer 
Legalisierung der Ehe entschließt. Wir wissen heute 
noch wenig von den unehelich gezeugten Nachkom- 
men dieser Menschen, denn auch innerhalb der Fa- 
milien- und Stammbaumforschung ist die Gliederung 
der Nachkommen und Vorfahren in Eheliche und Un- 
eheliche arg vernachlässigt. 

Erst wenn die Ergänzung der unehelich Verbleiben- 
den durch die Erfassung und Verfolgung der Legiti- 
mierten gelänge, dürften wir vielleicht eine Wertung 
des Gesamtproblems versuchen, nicht vom morali- 
sierenden, sondern vom biologischen Gesichtspunkt. 


II. Methodische Gesichtspunkte. 

Über die Umgrenzung der Erhebungseinheit einer 
Legitimationsstatistik herrscht eine solche Verwirrung 
und Unklarheit, daß der Wert der vorhandenen An- 
gaben oft ganz gefährdet erscheint, und ich etwas ein- 
gehender bei diesen Gesichtspunkten verweilen möchte. 


1) Statistisches Jahrbuch für Sachsen. 43. Jahrgang, Be- 
richtsjahr 1916/17. S. 29. 


Ausgangspunkt einer Legitimationsstatistik können 
entweder die legitimierenden Ehepaare, d. h. 
die Legitimationsfälle oder die legitimierten Kin- 
der sein. Beide Angaben sind für die Beurteilung des 
Umfangs und der Bedeutung, die der sozialen Diffe- 
renzierung der Geburtenmasse in eheliche und unehe- 
liche zukommt, so überaus wichtig, daß sie in keiner 
Statistik fehlen sollten. Dies ist wohl von den Landes- 
statistiken, nicht aber von den städtestatistischen 
Ämtern berücksichtigt worden, die teils nur die Legiti- 
mationsfälle, teils die legitimierten Kinder berück- 
sichtigen. Viel Unklarheit ist endlich dadurch ent- 
standen, daß man schlechthin von Legitimationen 
spricht und diese Begriffsbestimmung bald auf die 
legitimierenden Ehepaare, bald auf die legitimierten 
Kinder bezieht, oder Legitimationsfälle und legiti- 
mierte Kinder ohne weiteres als identische Größen 
gebraucht, obgleich durch einen Legitimationsfall 2, 
3, 4 und mehr Kinder legitimiert werden können. 
Hierdurch wird eine richtige Auswertung des Zahlen- 
materials sehr erschwert, da man bei nicht genauer 
Kenntnis der methodischen Grundlagen leicht falsche 
Größengrufpen zueinander in Beziehung setzt. 

Für eine exakte Erfassung der legitimierenden 
Ehepaare ist wesentlich, daß die Auszählung nach 
demselben standesamtlichen Quellenmaterial vor- 
genommen wird, und daß nicht, wie bei uns in Deutsch- 
land, bald die Anmerkungen der Geburtsregister, bald 
die der Heiratsregister als Urmaterial dienen. Ein 
grundlegender methodischer Gesichtspunkt für den 
Wert des erhaltenen Zahlenmaterials ist ferner, daß 
aus der Angabe der Legitimationsfälle hervorgehen 
muß, auf welchen Personenkreis sich die Ergebnisse 
beziehen. Die legitimierenden Ehepaare sind nach 
Ortsfremden und Einheimischen zu scheiden. Falls 
auch die einheimisch Geborenen, auswärts Getrauten 
miterfaßt werden, sind diese besonders hervorzuheben. 
Hierfür sind einheitliche Grundlagen zu schaffen, die 
heute bei den Landesstatistiken größtenteils mangel- 
haft, bei den Städten vollständig unzureichend sind. 
Hier wird in der Regel eine Gesamtsumme für die vor- 
gekommenen Legitimationsfälle aufgeführt, ohne jede 
weitere Erläuterung. Vielfach handelt man nach ganz 
verschiedenen Gesichtspunkten. So erfaßt München, 
wie Würzburger berichtet, als Legitimationsfälle 
alle während eines Jahres in München legitimierend 
geschlossenen Ehen, Berlin nur die einheimischen. 
Welche Wirkung solche Divergenzen der Erhebungs- 
methode auf die Qualität des Zahlenmaterials aus- 
üben müssen, bedarf keiner Erläuterung. Vorbildlich 
kann in dieser Hinsicht die Bremer Statistik gelten, 
die wenigstens die Legitimationsfälle nach den vor- 
gekommenen Eheschließungen in der Stadt und dem 
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Staatsgebiet gliedert, und die auswärts geschlossenen 
Ehen besonders hervorhebt. 

Schwierigkeiten bereitet, wie sich aus einer Prüfung 
des amtlichen Zahlenmaterials ergibt, auch eine exakte 
Zählung der legitimierten Kinder. Erste Grund- 
regel ist hier, daß, wie es in der sächsischen Statistik 
geschieht, die durch Eheschließung und die durch 
Ehelichkeitserklärung legitimierten Kinder gesondert 
hervorgehoben werden, da beiden Legitimationen eine 
ganz verschiedene Bedeutung innerhalb des Volks- 
ganzen zukommt. Sekundär ist es, ob wir wissen, wie- 
viele Kinder innerhalb eines Landes die Rechte eines 
ehelichen genießen. Erste Aufgabe ist, daß wir er- 
kennen, wieviele Kinder in der Institution einer legali- 
sierten Ehe aufwachsen, und welchen Schutz diese 
Institution der aufwachsenden Generation angedeihen 
läßt. Deshalb ist es auch notwendig, daß wir außer 
den Legitimationen wenigstens summarische Angaben 
über die Adoptionen und Namensgebungen erhalten!). 
Nur die vollständige Vernachlässigung der organischen 
Betrachtung der Unehelichkeit und die einseitige 
Einstellung auf eine Wertung in sittlicher Hinsicht 
erklärt es, wenn solche Augaben innerhalb der Be- 
völkerungsstatistik meist gänzlich fehlen. Adoption 
und Namensgebung sind deswegen wichtig, weil sie 
uns Anhaltspunkte geben, wie viele der nicht durch 
die Legitimation der Unehelichkeit enthobenen Kinder 
innerhalb der Gemeinschaft einer Familie aufwachsen, 
wenn sie auch der Fürsorge des eigentlichen Erzeugers 
entbehren müssen. 

Wertvoll für die praktische Fürsorge wie für die 
Wissenschaft wäre es wieder, die Sterblichkeitsziffer 
dieser Gruppe von Kindern mit derjenigen der Legiti- 
mierten und der Restgruppe der Unehelichen zu ver- 

1) Auch die Angaben über die Anerkennung der Vaterschaft, 


die in Frankreich und Belgien veröffentlicht werden, sind von 
hohem Wert. 


gleichen. Solche spezialisierten Untersuchungen könn- 
ten vielleicht nicht von dem Reich und den Ländern, 
wohl aber von den städtestatistischen Ämtern im 
kleinen Kreise vorgenommen werden, wenn man sich 
zur Beschaffung der hierzu erforderlichen Unterlagen 
entschließen könnte. 

Als vorbildlich für eine klare Gliederung, die die 
Grundlage zu siner näheren Analysierung der stati- 
stisch erfaßten Masse der Unehelichen bilden kann, 
möchte ich die Klassifikation des Statistischen Amtes 
der Stadt Köln ansehen. Hier werden im 11. Jahrgang 
des Statistischen Jahrbuches folgende Klassifika- 
tionen unterschieden: „Legitimationen, Ehelicher- 
klärungen, Adoptionen und Namensgebung‘. Die 
Gliederung dieser Gruppen ist aber nicht nur aus den 
bisher erwähnten Gesichtspunkten wichtig, sondern 
auch deshalb, weil ohne diese gesonderten Angaben 
die Legitimationen leicht unklar erfaßt werden. Ver- 
folgt man die Angaben über die Zahl der jährlich 
Legitimierten in den fortlaufenden Veröffentlichungen 
innerhalb eines statistischen Amtes, so weisen die 
Zahlen der einzelnen Jahrgänge, die sich auf dasselbe 
Berichtsjahr beziehen, oft erschreckende Differenzen 
auf. Diese mögen teilweise dadurch erklärt werden, 
daß oft die Legitimationsfälle statt der legitimierten 
Kinder angegeben werden; teilweise werden sie aber 
darauf zurückzuführen sein, daß ein Jahr Ehelich- 
keitserklärungen, Adoptionen und Namensgebung zu 
den Legitimationen durch Eheschließung gezählt wer- 
den, ein andermal nicht. 

Ich möchte aus der Fülle des mir zur Verfügung 
stehenden Materials wenigstens ein einziges Beispiel 
solcher ermüdenden Divergenzen anführen. 

Die Jahrgänge 7, 8, 9, 10, 11 des Statistischen Jahr- 
buches der Stadt Köln bringen unter dem Titel, wie 
er aus der Kopfspalte der Tabelle 1 zu ersehen ist, die 
hier angegebenen Zahlen. 


Tabelle 1. | 
Die Legitimationsstatistik der Stadt Köln für die Jahre 1912—1921. 


Legitimationen | Legitimationen, Ehelicherklärungen, Adop- | Legiti- Ehelich- ; Namens- 
m Be tionen unehelicher Kinder in den Jahren | mationen | erklärungen Adoptlonen | gebung 
, ee N E S a 
J te 1913/18 1914/19 1915/20 in den Jahren 1917/21 
112 i Gente $ (Jahrg. 11, S. 8) 


1912 | 785 a 

1913 757 757 z 
1914 758 758 1198 
1915 505 505 1122 
1916 - 856 856 854 
1917 494 494 142 
1918 = 437 57 
1919 5 = 829 
1920 | 


En Osio” 


— | —— — 


876 — — — — 

601 — — — — 

441 391 2 48 202 
304 248 4 52 194 
414 348 5 61 307 
483 395 3 85 309 
— 483 6 117 252 
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Ein Vergleich des Zahlenmaterials des 7. u. 8. Jahr- 
gangs ergibt, daß die Angaben des Jahrgangs 8 sich 
nicht, wie der Titel sagt, auf Legitimationen, Ehe- 
licherklärungen und Adoptionen unehelicher Kinder 
beziehen, sondern vermutlich lediglich auf die Legiti- 
mationen. Im Jahrgang 9 werden nun ohne Zweifel, 
der Erklärung der Tabelle gemäß, Adoptionen und 
Ehelicherklärungen mit einbegriffen, doch ist die außer- 
ordentlich schwankende Differenz, die die Ergebnisse 
zu den Angaben des Jahrgangs 8 aufweisen, auffallend, 
die für 1915 über 600, für 1916, — 2 beträgt. Unver- 
ständlich sind wiederum die Angaben des 10. Jahr- 
gangs, die für die Jahre 1915—1918 eine Vergleichs- 
möglichkeit mit den voraufgehenden Jahrgängen ge- 
statten und weder mit den Angaben des 8. noch 
9. Jahrgangs übereinstimmen. Jahrgang 11 bringt 
nun die schon erwähnte Hervorhebung der Namens- 
gebungen. Dieser Jahrgang unterscheidet sich auch 
dadurch von den vorhergehenden, daß die Zahlen für 
die stattgefundenen Legitimationen, Adoptionen und 
Ehelicherklärungen gesondert hervorgehoben werden. 
Aus dieser überaus klaren Darstellung ergibt sich wohl 
eine Übereinstimmung mit den Angaben des 10. Jahr- 
gangs. Die Zusammensetzung der Zahlen des 8. und 
9, Jahres, mit denen eine Vergleichsmöglichkeit für 
1917 und 1918 besteht, bleiben unaufgeklärt. 

Wesentlich unterscheiden sich auch die Gesichts- 
punkte, nach denen die Legitimationsfälle und die 
legitimierten Kinder näher erfaßt werden. Dies macht 
sich besonders störend bei der Altersgliederung 
bemerkbar, die ohne Zweifel zu einer der wichtigsten 
Unterscheidungen gehört, da lediglich durch eine ein- 
gehende Altersgliederung die Verschiebung, die durch 
die Legitimationen innerhalb der Gruppe der ehelichen 
und unehelichen Kinder eintritt, berechnet werden 
kann. Vorbildlich ist Sachsen, das die legitimierten 
Kinder nach den einzelnen Monaten 1.2...... 12. Mo- 
nat gliedert, ferner nach den einzelnen Jahren. Öster- 
reich unterscheidet die Legitimierten lediglich nach 
t4—l jährigen usw. In der Schweiz ist die Gliederung 
nach 1% jährigen unterblieben. Von den Städten, die 
eine eingehende Gliederung nach Altersjahren durch- 
führen, möchte ich Köln, Königsberg, Magdeburg er- 
wähnen, ohne damit sagen zu wollen, hiermit die 
Städte, die die Aufzählung vornehmen, erschöpfend 
genannt zu haben. Vielfach wurde die Altersgliederung 
in einzelnen Städten, so Berlin, früher vorgenommen, 
ist dann im Laufe der Zeit eingestellt worden. An- 
fechtbar ist, daß diese wichtige Gliederung noch heute 
von seiten mancher Länder, wie Bayern, Anhalt usw. 
und von vielen Städten, die über eine eingehende 
Statistik verfügen, nicht vorgenommen wird. Dringend 
ist für die Zukunft zu fordern, daß einheitliche Richt- 


linien bezüglich der Erhebung des Alters der Legiti- 
mierten geschaffen werden, wobei, wenn möglich, die 
Ausgliederung der sächsischen Statistik als Vorbild 
dienen muß. Ich möchte hier nicht länger mit Einzel- 
heiten ermüden. Ich möchte gelegentlich eine Tabelle 
veröffentlichen, die einen Überblick bietet, was in den 
einzelnen Ländern als Erhebungseinheit dient, und 
nach welchen Gesichtspunkten die Erhebungseinheiten 
näher charakterisiert werden. Eine Durchsicht des 
städtestatistischen Materials verrät eine außerordent- 
liche Ziel- und Planlosigkeit. Aufgabe der Zukunft 
wird es sein müssen, den Blick auf die wesentlichsten 
Gesichtspunkte zu richten. Durch Entlastung von 
allen nebensächlichen Fragen muß für diese Raum und 
Zeit geschaffen werden. Wenn auch die Frage, was 
nebensächlich ist, was nicht, an ein Werturteil ge- 
knüpft ist, so wird doch eine Übereinstimmung nach 
gewissen Richtlinien zu erzielen sein. Diese werden 
am besten durch gesetzliche Maßnahmen einheitlich 
festgelegt werden. 


Was die Darstellung des Materials betrifft, so 
scheint mir der Versuch einzelner Städte, und vor 
allem das Vorgehen Sachsens und Österreichs, die 
Bestandsveränderungen, die eine örtlich umgrenzte 
Geburtenmasse während eines bestimmten Zeitab- 
schnitts durch Tod und Legitimation erleiden, zu 
ermitteln für das aufgestellte Ziel, das letzten 
Endes in einer organischen Erfassung der Ehelich- 
keit beziehungsweise der Unehelichkeit münden soll, 
die Grundlagen zu bieten, wenn auch die Zahlen 
als Annäherungswerte betrachtet werden müssen, da 
der Einfluß der Wanderungen ausgeschaltet ist!). Wenig 
sinnvoll und zielbewußt, vielleicht von moralstatisti- 
schen Gesichtspunkten geleitet, erscheint die Inbe- 
ziehungsetzung der legitimierten Kinder zur Gesamt- 
heit der Kinder und zum gesamten mittleren Bevölke- 
rungsstand. Auch die Zahl der Ehen mit Legitimierung 
berechnet auf 100 der gesamten Eheschließungen, die 


1) Die Gegenüberstellung der jährlich unehelich Lebendge- 
borenen und der jährlich Legitimierten eines Landes vermag 
ebenfalls gewisse Anhaltspunkte über die Legitimationsaussichten 
der Unehelichen in den einzelnen Ländern zu geben und läßt 
die sie beeinflussenden Faktoren erkennen. Unter Berücksichti- 
gung der Sterbeziffer, erlaubt sie daher auch, gewisse Mut- 
maßungen über die Morphologie der Bevölkerung in Eheliche 
und Uneheliche zu ziehen. Doch möchte ich die Aufschlüsse, 
die diese Gegenüberstellung vermitteln kann, lediglich als ganz 
grobe Umrisse, als ein Schattenbild der realen Verhältnisse be- 
zeichnen. Sie erscheint unzureichend, die bevölkerungspolitische 
Bewegung, die durch die Legitimation ausgelöst wird, exakt 
genug zu erfassen und sie bei Berechnung des Antells, der beiden 
Bevölkerungsgruppen an den sozialen und demographischen Er- 
scheinungen zukommt, der Wirklichkeit entsprechend zu be- 
rücksichtigen. Sie kann so keineswegs die oben erwähnte Be- 
standsbeobachtung ersetzen. 
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in Bayern und in zahllosen anderen Statistiken durch- 
geführt wird, vermag wenig über die Bevölkerungs- 
veränderung, die durch die Legitimation zwischen der 
Masse der ehelich und .unehelich Geborenen ausgelöst 
wird, auszusagen. 

Zum Schluß sei ganz allgemein zur Klassifikation 
der Legitimationsstatistik folgendes bemerkt. Die 
Angaben über Legitimationen sind in allen amtlichen 
Veröffentlichungen unter dem Abschnitt „Bevölke- 
rungswesen‘ und nicht, wie in Ludwigshafen und 
einigen anderen Städten, unter „Sozialverhältnisse‘ 
zu veröffentlichen. 

Auch in einem systematischen Lehrbuch der Stati- 
stik sollte die Legitimationsstatistik durch ihre unlös- 
bare Verknüpfung mit der Bevölkerungsstatistik hier 
und nicht unter „Moralstatistik‘‘ klassifiziert werden. 


Ill. Einige Ergebnisse der vorhandenen Statistiken. 

Eine historische Skizzierung der Legitimations- 
statistiken in den europäischen Kulturstaaten und vor 
allem in Deutschland wird in einer größeren zusammen- 
fassenden Arbeit erscheinen, von der die hier gemach- 
ten Ausführungen nur einen kleinen Teilausschnitt 
bedeuten. Dort werden auch die positiven Ergebnisse 
der vorhandenen Statistiken eine eingehende Berück- 
sichtigung finden, während ich mich hier auf einige 
wenige Gesichtspunkte beschränken möchte. Die 
methodischen Ausführungen mögen dargelegt haben, 
daß eine Auswertung des vorhandenen Zahlenmaterials 
nur unter größter Vorsicht, und infolge der schlechten 
methodischen Grundlagen nur bedingt möglich ist. 
Das beste Material bieten die sächsische und die öster- 
reichische Statistik. Eine zusammenfassende Aus- 
wertung des städtestatistischen Materials erscheint 
auf Grund der methodischen Abweichurgen un- 
möglich. 

Tabelle2 gibt eine Übersicht der durch Eheschließung 
legitimierten Kinder im Verhältnis zu je 100 un- 
ehelich Lebend-Geborenen. Die Kriegsjahre scheiden 
für diese Betrachtung als anormal aus. Lediglich für 
die Schweiz, wo die Geburtenziffer auch während der 
Kriegsjahre konstant bleibt, mögen diese Angaben 
gebracht werden. 

Die Angaben für das Jahr 1914 lassen den Einfluß, 
den die Einberufung vieler Wehrpflichtiger auf die 
Legitimierung unehelicher Kinder ausübte, deutlich 
erkennen. Für die Nachkriegsjahre, besonders für 1920 
und 1921, ist bei ansteigender unehelicher Geburten- 
zahl ein noch stärkeres Ansteigen der Legitimationen 
zu bemerken, was vielleicht durch die Nachwirkungen 
des Krieges und die allmähliche Hebung der wirt- 
schaftlichen Lage zu erklären ist. Bei den Angaben für 
Bayern, Sachsen, Österreich ist die Übereinstimmung 
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der bayerischen und österreichischen Angaben auf- 
fallend, die die innere Wesensverwandtschaft dieser 
Bevölkerung widerspiegelt ; scharf heben sich hiergegen 
die Ergebnisse für Sachsen ab, was sich ohne weiteres 
aus dem industriellen und mehr städtischen Charakter 
dieses Landes erklärt!). Interessant sind auch die Er- 
gebnisse für das Jahr 1914 in Bayern, Sachsen und der 
Schweiz, die in den ersten beiden Ländern ganz unter 
dem Einfluß der Kriegsbegeisterung stehen, während 
diese in der Schweiz gänzlich fehlt. 

Tabelle 3 bringt eine Übersicht über das Alter der 
Legitimierten zur Zeit der Eheschließung der Eltern, 
nach den Angaben der sächsischen Statistik. Die 
Tabelle läßt erkennen, daß zirka 30-40 °, der jähr- 
lich Legitimierten zur Zeit der Eheschließung der 
Eltern im Alter zwischen O und 1 Jahr stand. Inner- 
halb dieser Zeitspanne scheinen wiederum die meisten 
Ehen 4—12 Wochen nach der Geburt des Kindes ge- 
schlossen zu werden. Für die Nachkriegszeit macht 
sich eine wesentliche Änderung in dem Altersaufbau 
der Legitimierten bemerkbar, in dem der Prozentsatz 
der legitimierten Säuglinge von 30—40 %, auf 50, ja im 
Jahre 1921 darüber hinaus bis über 60% der Gesamt- 
summe der jährlich Legitimierten steigt. 

Dieser Faktor könnte die Gesamtsterblichkeit der 
Unehelichen lediglich günstig und nicht ungünstig be- 
einflussen. Für die Altersgruppen der Kinder von 
2—3 und 3—5 Jahren macht sich in den Jahren 1920 
und 1921 die prozentuale Verschiebung am deutlich- 
sten bemerkbar. Im übrigen ist aus der Tabelle zu er- 
sehen, daß die Zahl der jährlich Legitimierten sich 
aus Altersgruppen zusammensetzt, deren Umfang sich 
proportional den erreichten Lebensjahren verschmälert. 


2) Die Schlußfolgerungen, die sich aus der Tabelle über die 
im Vergleich zu Österreich günstigen Legitimationsverhältnisse 
Sachsens ziehen lassen, werden durch die von mir erwähnte Be- 
standsbeobachtung als richtig bestätigt, nur näher präzisiert. Von 
100 unehelich Lebendgeborenen waren nach Ablauf der 5 ersten 
Lebensjahre beziehungsweise der 4 ersten Kalenderjahre nach 
dem Geburtsjahr: 


© | Get | Legi | Am Leben 

| Jair storben | timiert ler 
Österreich ......... l 1906 f| 32,35 18,57 49,09 
Sachsen ........... f U 30,78 34,37 34,85 
Österreich ......... 1907 32,02 18,73 | 49,25 
Sachsen... ......... y 4 30,89 34,62 34,49 


Der Unterschied beider Landesstatistiken ist, daß Österreich 
die unehelich Geborenen eines Jahrgangs nach Lebensjahren, 
Sachsen nach Kalenderjahren verfolgt. Die Untersuchungen 
Österreichs sind also umfassender und müßten bei gleichen 
Legitimationsaussichten beider Länder eher eine höhere als eine 
niedere Legitimationsquote aufweisen. Die Ergebnisse zeigen das 
Gegenteil, während sich der methodische Unterschied in der 
Sterbeziffer sichtbar widerspiegelt. 
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Die Zahl der durch Eheschließung legitimier- 
ten Kinder im Verhältnis zu je 100 unehelich 
Lebend-Geborenen in Sachsen, Bayern, 
Österreich, der Schweiz. 


Jahr | Sachsen‘) | Bayem”) _| Osterreich) | Schweiz) 


1904 34,34 24,85 = = 
1905 35,01 25,09 — = 
1906 34,90 25,71 26,39 aY 
1907 34,718 26,70 25,44 a 
1908 35,70 25,85 26,23 un 
1909 37,24 26,49 27,09 == 
1910 39,27 26,65 27,50 = 
1911 40,75 26,87 28,21 27,22 
1912 38,86 26,30 27,52 25,51 
1913 36,23 26,84 29,99 30,04 
1914 46,44 33,78 = 23,77 
1915 TES — — 27,48 
1916 en en ar 24,79 
1917 2 Er = 24,61 
1918 = =: = 23,45 
1919 "e = aan 27,82 
1920 = = en 34,03 
1921 — — — 34,88 
Ich möchte zur Ergänzung dieser Ergebnisse noch 


einige Angaben der österreichischen Statistik über 
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. das Alter der Legitimierten durch Ehelichkeitser- 


klärung bringen. Diese Angaben sind zwar absolut 
durch den geringen Umfang der ehelich erklärten Kin- 
der von sekundärer Bedeutung. Sie sollen lediglich 
die gerade entgegengesetzte Alterszusammensetzung 
dieser Kinder illustrieren und auf die Notwendigkeit 
hinweisen, in allen Statistiken eine scharfe Trennung 
der durch Eheschließung und der durch Ehelichkeits- 
erklärung legitimierten Kinder durchzuführen. 

Nach Band 8 der Beiträge zur Statistik der Republik 
Österreich betrug das Alter der 1914 und 1915 Legiti- 
mierten : 


Alter 1914 1915 

I Jahr — — 

Dre _ 1 

I 2 3 

4 „ 1 2 

S y 4 l 

0 a l l 

1 8 4 

0 ,, 4 7 
5 | 3 
20 ,, 10 8 

31 30 Sa. der durch 


Ehelichkeitserklärung Legitimierten. 


Tabelle 3. 
Alter der Legitimierten zur Zeit der Eheschließung der Eltern in Sachsen). 


Legi- 
m unter 1 | 1—2 | 2-3 | 3—6 | 6-22 
Monat | Monaten | Monaten Monaten Monaten 

1910 2,17 4,54 4,93 10,87 17,18 
1911 2,20 4,84 4,47 10,33 15,82 
1912 2,07 4,71 4,70 11,15 16,40 
1913 2,32 5,25 4,84 10,92 16,94 
1914 3,05 4,86 4,26 10,22 16,51 
1915 3,55 4,53 4,29 10,98 16,35 
1916 2,37 4,01 3,21 6,71 13,91 
1917 2,66 3,26 3,26 17,20 9,94 
1918 4,04 5,14 3,46 8,00 10,19 
1919 3,50 7,68 5,73 10,24 11,99 
1920 5,65 10,84 8,88 16,83 17,29 
1921 4,12 8,86 8,43 17,66 25,14 
1922 3,11 7,12 6,77 13,18 22,44 


Es läßt sich also hier, im Gegensatz zu der anderen 
Gruppe der Legitimierten, mit zunehmenden Lebens- 


1) Stat. Jahrb. für Sachsen. 45. Jahrgang, 1921/23. 

2) Stat. Jahrb. für Bayern. 16. Jahrgang, 1924, S. 19. 

3) Österreichische Statistik. N. F. Band 8 u. 14. 

4) Stat. Jahrbuch der Schweiz. 30. Jahrgang 1921, S. 12 u. 24. 
6) Quelle: Statistisches Jahrbuch für Sachsen, 39.—45. Jahr- 


gang. 


Von je 100 in den nebenstehenden Jahren legitimierten Kindern standen zur Zeit 
der Eheschließung der Eltern im Alter von 


0—1 1—2 2—3 3—5 5—10 |10 u. mehr 
Jahr Jahren | Jahren | Jahren | Jahren | Jahren 
39,69 25,52 16,68 14,58 3,13 0,40 
37,66 25,38 18,01 14,96 3,73 0,26 
39,03 23,60 18,13 15,18 3,29 0,77 
40,27 23,19 16,80 14,95 4,37 0,42 
38,90 24,04 17,87 14,53 4,29 0,37 
39,70 24,61 17,99 13,10 4,20 0,40 
30,21 27,59 20,21 16,73 4,55 0,71 
26,32 23,08 23,14 20,06 6,47 0,93 
30,83 16,51 17,05 24,74 9,09 1,78 
39,14 12,93 12,60 20,86 12,60 1,87 
59,49 11,41 5,48 9,76 12,18 1,68 
64,21 20,33 5,22 4,21 4,61 1,42 
52,62 29,31 10,02 3,59 3,41 1,05 


jahren eine prozentuale Verstärkung des Anteils der 
Jahressumme der Legitimierten feststellen. 


IV. Zur Statistik der unehelich gezeugten 
ehelich Geborenen. 
Zum Schluß möchte ich im Rahmen dieser Aus- 
führungen noch die Statistik der unehelich Gezeugten, 
jedoch ehelich Geborenen erwähnen, deren enge Ver- 
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wandtschaft mit der Legitimationsstatistik oft betont 
worden ist. Der Ausbau dieses Zweiges der Geburten- 
statistik ist von vielen Seiten gefordert und von vielen 
Seiten mit Entrüstung zurückgewiesen worden. Eine 
Berücksichtigung des Umstandes, daß ein Kind zwar 
in der Ehe geboren, aber vor der Eheschließung ge- 
zeugt sein kann, war aus naheliegenden Gründen 
von der Befragung ausgeschlossen?).DieserWortlaut des 
Statistischen Amtes zu Breslau ist für die Einstellung 
der Mehrzahl der statistischen Ämter als typisch anzu- 
sehen. Angaben über diese Frage liegen für einzelne 
Städte (Berlin, Dresden, Lübeck und andere) vor, 
sind jedoch nur für einzelne Jahre durchgeführt wor- 
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den. Sachsen kommt das große Verdienst zu, diese 
Untersuchungen ab 1912 für das ganze Land durch- 
geführt zu haben. Die Resultate sind aus Tabelle 4 
zu ersehen. Eine Schwierigkeit für die exakte Fest- 
stellung der Zahl der vorehelich Erzeugten ist da- 
durch zu überwinden, daß Angaben über den Um- 
fang der vorkommenden Frühgeburten fehlen, jedoch 
möchte ich entgegen den Untersuchungen von Boeckh 
und Schneider?) keine Schätzungen über die Früh- 
geburten im 7., 8., 9. Monat vornehmen. Jedenfalls 
ist aus meiner Tabelle ersichtlich, daß der Anteil 
der Geburten in den ersten 6 Monaten bereits 50%, 
und mehr von der Gesamtheit der im ersten Ehejahr 


Tabelle 4. 


Angaben, errechnet nach den statistischen Jahrbüchern Sachsens. 


Niederkünfte der Bere nen Mü 


tter während des ersten Ehejahres. 


Ehemonat Fe Berichtsjahre 
Niederkunft 1912 | 1913 | 1914 | 1915 | 1916 | 1917 | 1918 | 1919 | 1920 | 1921 

1. Monat 784| 687l 658| 449! 240! 215| 269| 448| 1091! 999 

, MA 1332 | 1254 | 1103| 657| 351 394 | 423| 831 | 1940| 1882 

3. „ 1993 | 1854 | 1703 752 | 496| 481 597 | 1276 | 2917 | 2549 

. 2347 | 2257 | 2099| 846| 564| 608| 760 | 1688 | 3746 | 3 246 

5, 2193 | 2169 | 2229| 925| 650| 682 764 | 1959 | 4286 | 3314 

6, 1795 | 1776 | 1662| 1033 | 620 | 644 754 | 1788 | 3767 | 2763 

1.6. Monat "10444 | 9997 | 9454 | 4662 | 2921 | 3024 | 3567 | 7990 | 17 747 | 14 753 
0 57,78| ©,57,95|°, 57,95|°, 48,40|°,, 55,19)”, 55,16|°, 54,52%, 59,53|°. 55,96|°, 56,79 

7. Monat 1183 | 1129 c6l 875 | 468 | 461 532 | 1266 | 2595 | 1825 

Be 904 866 713 701 377 376 | 367| 84 | 1891 | 1313 

9. 1299 | 1238 | 1151 782 | 466| 538| 679| .980 | 2384 | 1810 

7—8. Monat 3386 | 3233 | 2825 | 2358 | 1311 | 1375 | 1578 | 3100 | 6870 | 4948 
o, 18,730; 18,48|°, 17,31|°;, 24,48|°;, 24,77|°, 25,08|°,; 24,12|°, 23,10%, 21,66!°, 19,05 

10. Monat 1709|) 1739 | 1652 | 1089| 449| 467 | 622 | 1024 | 2953 | 2390 

1. „ 1425 | 1411 | 1299| 863 | 327 | 312 | 404 725 | 2258 | 2059 

12. „ 1111 | 1114 | 1085| 660| 285! 304 | 37 583 | 1887 | 1825 

10.—12. Monat 4245 | 4264 | 4036 | 2612 | 1061 | 1082 | 1397 | 2332 | 7098 | 6274 
o, 23,49|°,, 24,37|°, 24,74| %4 27,12|°; 20,04|°;, 19,76j°, 21,36%, 17,37|°, 22,38%, 24,16 


Gesamtsumme der Erstgeburten | 
geborenen Kinder umfaßt. Bemerken möchte ich, 
daß die Tabelle sich lediglich auf die erstgebärenden 
Frauen bezieht. 


Tabelle 5 zeigt, was diese Gruppe von Kindern, 
die Spann, kennzeichnend für seine starke sozi- | 
ologische Orientierung, zu den formal Unehelichen 
rechnet, ihrem Umfang nach für die soziale Gliederung 
der Geborenen in Eheliche und Uneheliche bedeutet. 


Zu berücksichtigen ist, daß die von mir angedeu- 
tete Relation sich lediglich auf einen Minimalwert 
der vorehelich Gezeugten bezieht. Aufgabe der Zu- 


) Breslauer Statistik, Band 29, S. 125, 1911. 


13 422 | 31 715 | 25 975 


kunft muß es sein, die lokalbedingten Aufschlüsse 
Sachsens durch weiteres landesstatistisches Material. 
zu ersetzen. Erst dann werden diese statistischen 
Angaben ein tieferes Eindringen in die Ursachen und 
den Umfang der Unehelichkeit ermöglichen. Inter- 


i essant ist schon der Gesichtspunkt, Anhaltspunkte 


dafür zu ergeben, wie oft bereits vor der Ehe- 
schließung Geburten stattgefunden haben, und wie 
oft also ein neues Empfängnis zur Eheschließung 
führte. Wenig wissen wir heute auch über die fernere 
Gestaltung dieser Ehen, über ihre Anteilnahme an den 


1) Rubin und Westergaard, Geißler, 
und anderen. 


Lommatzsch 
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Ehescheidungen usw. Hieraus ließen sich wichtige 
Folgerungen von vielseitigem Interesse ziehen. Ich 
möchte nicht weiter darauf eingehen. Aber auch für 
praktische bevölkerungspolitische Maßnahmen können 
die erwähnten statistischen Angaben von Bedeutung 
sein. Eheberatungstellen usw. erscheinen angesichts 
der Verhältnisse in Sachsen verfehlte Unternehmungen. 
Der Schulunterricht bereits sollte der Jugend die 
nötige Aufklärung und die nötigen Richtlinien mit- 
geben und das Verantwortungsgefühl gegen das kom- 
mende Geschlecht wecken. 

Über die erwähnten Gesichtspunkte hinaus aber 
mag die Statistik der unehelich gezeugten ehelich Ge- 
borenen den einzelnen bei Beurteilung des Gesamt- 
problems der Ehelichkeit beziehungsweise Unehelich- 
keit zur Bescheidenheit und menschlicher Toleranz 
führen. Werte, die nicht jeder als Werte anerkennen 
wird, und die doch zu einer organischen Erfassung 
des Gesamtproblems erkämpft werden müssen. 
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Tabelle 5. 


Die ehelich und unehelich Lebend- und 
| Tot- Geborenen in Sachsen unter Berück- 
sichtigung der Niederkünfte erstgebärender 
Frauen innerhalb der ersten 6 Ehemonate. 


Auf 100 unehelich Geborene 
kamen erste Niederkünfte ehe- 
lich gebärender Frauen inner- 
halb der ersten 6 Ehemonate 


| Von 100 ehelich Geborenen 
Jahr | waren 1. Niederkünfte inner- 
halb der ersten 6 Ehemonate 


1912 11,00 ' 59,38 
1913 10,75 55,22 
1914 10 62 55,25 
1915 7,15 34,18 
1916 6,37 35,59 
1917 7,14 46,22 
1918 7,89 49,36 
1919 11,02 76,35 
1920 17,21 105,40 
1921 | 15,53 86 94 


Quelle: Berechnet nach den Angaben des Statistischen 


Jahrbuches Sachsens. 
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Die Bewegung der Bevölkerung in Ungarn 
in den Jahren 1920— 1925), 


Von NIKOLAUS PFEIFFER, Budapest. 


Die jetzige durch den Friedensvertrag von Trianon festgesetzte 
Grenze Ungarns umfaßt ein Gebiet von 82916 qkm, dessen Be- 
völkerung sich nach der Volkszählung im Jahre 1920 auf 7980 134 
Seelen belief; vor dem Kriege hatte Ungarn eine Oberfläche von 
325411 qkm und zählte 20886487 Einwohner. Die Bevölkerung 
des jetzigen Gebietes war vor dem Kriege nur 7606971, berechnet 
nach Angaben der Volkszählung im Jahre 1910. 

Den neuen Verhältnissen entsprechend ist auch die Ver- 
teilung der Bevölkerung eine ganz andere geworden. Indem 
vor dem Kriege 81 % der ganzen Bevölkerung auf dem Lande 


1) Mitteilung aus dem Hygienischen Reformbureau des Kön. 
Ungarischen Ministeriums für Arbeitswesen und Volkswohl- 


und nur 19°, in der Stadt wohnten, macht jetzt die Stadt- 
bevölkerung 69% des ganzen Volkes aus. Als Hauptursache 
dieser Veränderung wird das relative Überwiegen der Haupt- 
stadt erkannt, die mit ihrer nahe an eine Million reichenden Be- 
völkerung faßt ein Achtel des ganzen Volkes in sich verefhigt. 
Es liegt auf der Hand, daß diese Veränderung sich auch in den 
demographischen Verhältnissen widerspiegeln muß; obwohl 
die durch den Krieg verursachte Verminderung gewisser Alteıs- 
klassen, dann die enorme Migrationsbewegung, durch die ver- 
änderte politische Lage herbeigeführt, endlich die neue Schich- 
tung der Bevölkerung in kultureller Hinsicht, noch viel stärker 
einwirken mußten. Ein genaues Bild wird sich daher nur schwer 
entwerfen lassen, selbst wenn die jetzigen Angaben denen derVor- 
kriegszeit in der Berechnung auf das heutige Gebiet gegenüber- 
gestellt werden; denn wir müssen ausdrücklich betonen, daß die 
Änderung in der Bevölkerungsbewegung verhältnismäßig weniger 
der zwar unleugbaren Besserung derVolksgesundheit als vielmehr 


fahrt. Leiter: Prof. Dr. med. K. Scholtz, Staatssekretär. der Wirkung der oben angeführten Umstände zuzuschreiben ist. 

Jahr | 1920 | 1921 | 1922 | 1923 | 1924 1925 | Vorkriegszeit') 
Eheschließungen ...... run 000 2 107735 | 93310 | 87871 78 706 75 060 72 986 68 000 
Auf je 1000:Seelen......0urs0ee ae 13,1 11,6 10,8 9,6 9,1 8,8 9,1 
Lebendgebörene su... taste 258 751 | 255 453 | 249 279 | 238 971 | 221 462 | 230 061 263 000 
Auf je 1000: Seelen „u... 0.220 ee 31,4 31,8 30,8 29,2 26,8 27,7 35,2 
Sterbefälle u... se 32. ea rk 175 862 | 170059 | 173 351 | 159287 | 167668 | 140 651 174 000 
Auf je 1000 Seelen 21.0.1. 21,3 21,2 21,4 19,5 20,3 16,9 23,3 
Natürliches Wachstum der Bevölkerung unge 82 889 85 394 15 928 79 684 53 794 89 410 89 000 
Auf je 1000 Seelen .......c2e2cceneneesue ren 10,1 10,6 9,4 9,7 6,5 10,8 11,9 
Sterbefälle unter 1 Jahre............ercccr00. 49858 | 49224 | 49358 | 43943 | 42810 | 38534 55 000 
Auf 100 Lebendgeborene ............2cscrc0.. 19,3 19,3 19,8 18,4 19,3 16,7 20,9 
Sterbefälle an Tuberkulose ...........c2.c.00. 25082 | 22120 | 24973 25 215 26 724 19 977 27 000 
Auf je 1000 Seelen .........2cceeeeeeeeneennn 3,1 2,8 3,1 3,1 3,2 2,4 3,5 
Sterbefälle an Infektions-Krankheiten ......... 14 659 14 046 10 166 6 877 8 063 4748 | Angab.fehlen 
Auf je 1000 Seelen .......seeceeeeneenennnen 1,8 1,8 1,3 0,8 1,0 0,6 m 


1) Auf das jetzige Gebiet berechnet. 
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Die jährliche Änderung der wichtigsten demographischen 
Verhältnisse ist in der vorstehenden Tabelle zusammengestellt!): 

Die Zahl der Eheschließungen erreichte ihr Maximum im 
Jahre 1920, sowohl in absoluter als auch in relativer Hinsicht. 
Dieser Zuwachs ist aber nur eine kompensatorische Erscheinung 
der Nachkriegszeit, denn die Vermehrung der Eheschließungen 
hörte schon im folgenden Jahre auf. Es ist sogar eine dauernde 
Abnahme der Eheschließungen bis zum Jahre 1925 zu ver- 
zeichnen. Im Jahre 1924 deckte sich die Eheschließungsziffer 
mit jener in der Vorkriegszeit, verminderte sich aber zusehends 
in dem folgenden Jahre, obwohl die absolute Zahl der Ehe- 
schließungen noch immer viel höher ist als im letzten Friedens- 
jahr. Dieser Umstand verdient in Betrachtung der Geburten- 
ziffer besondere Würdigung. 

Die Geburtenziffer verminderte sich nämlich allmählich 
bis zum Jahre 1924. Sie ist auch schon im Jahre 1920 viel 
niedriger als vor dem Kriege — die relative Erhöhung im Jahre 
1921 ist wohl auch nur als eine Folge der zunehmenden Ehe- 
schließungen des Vorjahres zu betrachten — und erreichte 
ihren tiefsten Punkt im Jahre 1924. Auch die absoluten Zahlen 
sind viel niedriger als vor dem Kriege, selbst in dem günstigsten 
Jahre 1920. In den folgenden Jahren nahm die Zahl der 
Lebendgeborenen sogar derart ab, daß auf dem Gebiete des 
jetzigen Ungarns im Jahre 1924 45000 Kinder weniger ge- 
boren wurden als im letzten Friedensjahr. Da aber die Ehe- 
schließungsziffer im Jahre 1924 genau dieselbe, ihre absolute 
Zahl jedoch noch viel größer war, als vor dem Kriege, muß an- 
genommen werden, daß eine große Anzahl der Ehen kinderlos 
geblieben, beziehungsweise ihre durchschnittliche Fruchtbar- 
keit kleiner geworden ist. Der Geburtenrückgang bildet eine 
europäische Erscheinung und ist eine Folge komplexer Gründe, 
die auch für Ungarn allgemeine Gültigkeit besitzen; dessen 
ungeachtet ist die Geburtenziffer Ungarns im Vergleich mit 
anderen Ländern Europas noch immer sehr günstig zu nennen, 
besonders im Jahre 1925, als die Geburtenziffer noch höher 
war als im Vorjahre. 

Was die Gesamtsterblichkeit betrifft, hat sich Ungarns 
Lage nach dem Kriege günstig geändert. Die absoluten Zahlen 
der Sterbefälle nahmen zwar weniger ab als die der Lebend- 
geborenen — die Abnahme der Sterbezahl beträgt nur ungefähr 
34000 — die Verminderung dieser Zahlen läßt sich aber auch 
im Jahre 1925 feststellen, trotz der Vermehrung der das größte 
Sterbekontingent liefernden jüngsten Altersklassen (0—1 Jahr). 
Die Abnahme der Sterbezahl fällt besonders in dem letzten 
Jahre in die Augen, zumal da im Jahre 1924 ein Wiederanstieg 
erfolgt war. Es steht aber außer Zweifel, daß die Gesamt- 
sterblichkeit auch in den Jahren 1920/22 kleiner war als vor 
dem Kriege, da sich mittlerweile die Bevölkerung auch auf dem 
heutigen Gebiete Ungarns vermehrt hat. Man darf zwar nicht 
vergessen, daß diese Vermehrung größtenteils der beträchtlichen 
Einwanderung zuzuschreiben ist, der Zusammenhang der 
kleineren Sterblichkeit mit der Konsolidation der volksgesund- 
heitlichen und sozialen Lage bleibt jedoch unverkennbar. 
Trotzdem ist die Sterbeziffer Ungarns noch immer sehr hoch, 
besonders im Vergleich mit der der anderen europäischen 
Länder. 

Das Verhalten des natürlichen Wachstums der Bevölke- 
rung darf eher günstig als ungünstig bezeichnet werden, be- 
sonders in den letzten zwei Jahren. Das kompensatorische 
Steigen der absoluten Zahl, das seine Erklärung in der relativen 


1) Die Verhältnisziffern beziehen sich im Jahre 1920 auf die 
faktische, in anderen Jahren auf die immer auf Jahresmitte 
berechnete Bevölkerung. 
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Vermehrung der Lebendgeborenen findet, erreichte im Jahre 
1921 seinen Höhepunkt. Der nachfolgende Rückgang der 
absoluten Zahlen des natürlichen Wachstums dauerte bis zum 
Jahre 1924 und war verursacht teils durch das fortwährende 
Abfallen der Geburtenziffer, teils durch das langsame Steigen 
der Sterbeziffer. Im Jahre 1923 ist zwar die Sterblichkeit 
etwas geringer geworden, jedoch nicht in einem Maße, daß 
dadurch die Wirkung der sinkenden Natalität auch nur einiger- 
maßen gutgemacht worden wäre. So kommt es dann, daß im 
Jahre 1924, indem gleichzeitig mit der Verminderung der Ge- 
burtenzahl eine Vermehrung der Sterbezahl, wenigstens dem 
Vorjahre gegenüber, eintrat, die Ziffer des natürlichen Wachs- 
tums der Bevölkerung seit dem Kriege auf das Minimum sank 
und die absoluten Zahlen nicht mehr als 60°, des Friedens- 
durchschnittes ausmachten. Im Jahre 1925 änderte sich dann 
die Lage, denn während die Geburtenziffer eine Erhöhung 
zeigt, fällt die Sterbeziffer beträchtlich zurück und die Ziffer 
des natürlichen Bevölkerungswachstums wird viel größer. 
Diese Ziffer ist aber noch immer kleiner, als die des letzten 
Friedensjahres, jedoch sind die absoluten Zahlen des natür- 
lichen Bevölkerungswachstums nun größer; es liegt daher auf 
der Hand, daß das Zurückbleiben der Verhältnisziffer lediglich 
der Vermehrung der Gesamtbevölkerung zuzuschreiben ist. 
Die beträchtliche Verminderung der Sterbezahl läßt sich durch 
das Verhalten der wichtigsten Mortalitätsfaktoren erklären. 

In erster Linie kommt hier die Säuglingssterblichkeit 
in Betracht, die nach dem Kriege einen ganz bedeutenden Rück- 
gang zeigt, sowohl die absoluten Zahlen als auch die relativen 
Ziffern betreffend. Die Verminderung der Säuglingssterblichkeit 
ist zwar zunächst als eine natürliche Begleiterscheinung des Ge- 
burtenrückganges anzusehen, jedoch ist es im Jahre 1925 vor- 
gekommen, daß die steigende Natalität von einer Verminderung 
der Säuglingssterblichkeit begleitet wurde. Die immer mehr 
und mehr um sich greifende Mutter- und Säuglingsfürsorge- 
Tätigkeit wird wohl den größten Anteil daran haben, daß in 
der Säuglingssterblichkeit die hier geschilderte Besserung ein- 
getreten ist. Diese Arbeit, erst nach dem Kriege wieder energisch 
in Angriff genommen, wird von der Landesorganisation des 
Stephanie-Verbandes für Mutter- und Säuglingsschutz ver- 
richtet, die im übertragenen Wirkungskreise, als halbamtliches 
Organ, das ganze Land zu Ihrem Betätigungsfelde machte. 
Es standen in dem letzten Jahre mehr als 24° sämtlicher in 
Ungarn geborenen Kinder unter Obsorge dieser Organisation; 
den Erfolg ihrer Arbeit bezeugen folgende statistische Daten: 
Säuglingssterblichkeit im ganzen Lande, auf 


100 Lebendgeborene 1924 : 19,3 
1925 : 16,7 
Säuglingssterblichkeit in jenen Gebieten, wo die 

Anstalten der L.andesorganisation des Stephanie- 


Verbandes tätig waren 
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1924 : 17,2 
1925 : 14,4 


Der andere Hauptfaktor der allgemeinen Sterblichkeit, dem 
in Ungarn eine besondere Bedeutung beigelegt werden muß, 
ist die Tuberkulose. Die Sterblichkeit an Tuberkulose zeigte 
bis zu der letzten Zeit — abgesehen von dem kleinen Rückfall 
im Jahre 1921 — keine wesentliche Änderung. Im Vergleich 
mit den Friedenszeiten ist zwar schon im Jahre 1920 eine kleine 
Besserung zu sehen, die Tuberkulosemortalität veränderte sich 
jedoch bis 1924 nur unwesentlich, in welchem Jahre sie sogar 
größer geworden ist. Die Besserung in dem Jahre 1921 war also 
nur eine relative und findet ihre Erklärung höchstwahrschein- 
lich darin, daß die groBen Epidemien des Vorjahres (Influenza) 
— wenigstens beim größten Teil der Tuberkulosekranken — 
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den tödlichen Verlauf der Krankheit beschleunigten. Die ab- 
soluten Zahlen waren zwar bis zum Jahre 1924 noch immer 
niedriger als vor dem Kriege, zeigen aber eine stetige, langsame 
Erhöhung in den letzten drei Jahren, die übrigens auch in der 
stabilen, beziehungsweise langsam steigenden Verhältnisziffer 
zum Ausdruck kommt. Bezüglich des Anteils der Tuberkulose 
an der allgemeinen Sterblichkeit finden wir, daß erst das Jahr 
1925 eine ganz unbedeutende Besserung zeigt. In diesem Jahre 
sind in Ungarn um 7000 Personen weniger an Tuberkulose 
gestorben als im letzten Friedensjahr, oder im Jahre 1924, — 
in diesem Jahre war nämlich die Anzahl an Tuberkulose ver- 
storbenen Personen fast so groß wie im letzten Friedensjahre. 
Diese Besserung ist aber ebenfalls nur eine relative, denn die 
Tuberkulose ist noch immer bei 14,3 9%, aller Todesfälle als un- 
mittelbare Todesursache zu betrachten. Die günstigen Daten 
des letzten Jalıres sind daher keineswegs als ein Zeichen der 
etwa abnehmenden Tuberkulosegefahr aufzufassen, um so 
weniger, als über diese Statistik noch kein endgültiges Urteil 
gebildet werden kann. 

Die Sterblichkeit an Infektions-Krankheiten zeigte 
bis 1923 eine stetige Abnahme, sowohl der absoluten Zahlen als 
auch der Verhältnisziffern. Diese Abnahme war in den Jahren 
1920/21 weniger bedeutend und wurde im Jahre 1924 durch 
eine wiederholte Zunahme abgelöst. Die Bedeutung der Sterb- 
lichkeit an diesen Krankheiten kann aber auf Grund dieser 
Daten nicht einwandfrei gewertet werden, da die Angaben über 
die diesbezügliche Sterblichkeit aus der Vorkriegszeit nicht zur 
Verfügung stehen. In Ermangelung dieser auf das heutige Ge- 
biet berechneten Daten läßt es sich nicht richtig beurteilen, 
ob und inwieweit die durch die Infektionskrankheiten hervor- 
gerufenen Verheerungen heute etwa kleiner sind als vor dem 
Kriege; soviel läßt sich aber unzweifelhaft feststellen, daß die 
Bedeutung der Sterblichkeit an diesen Krankheiten einiger- 
maßen immer überschätzt wurde, namentlich was die zu ihrer 
Abwehr oft nur vergeudeten materiellen Energiemengen anbe- 
langt. Es wird besonders augenfällig in dem letzten Jahre, für 
das man auf Grund der Sterbezahl an den akuten Infektions- 
Krankheiten leicht berechnen kann, daß ihr Anteil an der Ge- 
samtsterblichkeit sich nur auf 3,4%, belief, also hinter der 
Tuberkulose weit zurückblieb; trotzdem wird die öffentliche 
Tätigkeit, die gegen die Infektions-Krankheiten gerichtet ist, 
noch immer das wichtigste Attribut der volkshygienischen 
Arbeit genannt. 

Diese kleine Zusammenstellung der letzten Daten über die 
Bevölkerungsbewegung Ungarns gibt zwar keinen Anlaß zu 
übertriebenem Optimismus, man wird aber vielleicht doch nicht 
trügerischen Hoffnungen zum Opfer fallen, wenn man glaubt, 
daß die sinkende Sterblichkeit, begleitet von einer wenigstens 
stabilen Natalität, die erwünschte natürliche Vermehrung der 
Bevölkerung ermöglichen wird. Das stärkste Sicherstellungs- 
mittel dieser Möglichkeit ist aber die energische Tätigkeit gegen 
die Tuberkulose, den wichtigsten Faktor der hohen Sterblich- 
keit. 


Anthropometrische Untersuchung der Gießerei- 
arbeiter. 


Von M. KANTOROW ICZ, Berlin. 


Die Erkenntnis der hygienischen Wissenschaft, daß es nicht 
genügt, Forschungen auf physikalisch-biologischer Methode 
aufzubauen, daß vielmehr im Mittelpunkt der Forschung der 
Mensch in seiner Ganzheit stehen soll, bricht sich erst all- 
mählich in der Arbeitswissenschaft Bahn, trotz der großen 


Blüte, die diese Wissenschaft heute erlebt. Wir besitzen zahl- 
reiche wertvolle Werke auf dem Gebiete der Arbeitspsychologie 
und -physiologie, sowie über Arbeits- und Gewerbehygiene. 
Was uns aber fehlt, sind Arbeiten, die Probleme behandeln, in 
deren Mittelpunkt der Mensch als Träger der Arbeitskraft 
steht und im Zusammenhang hiermit in seiner Abhängigkeit 
von den Arbeits-, Wohnungs-, Ernährungs- und anderen sozialen 
Verhältnissen‘). Es ist darum das Erscheinen eines neuen 
Werkes sehr zu begrüßen, das es unternimmt, in Form einer 
Monographie eine Untersuchung über Pathologie und 
Hygiene der Arbeit zu machen?). Der Verfasser hat sich darauf 
beschränkt, nur in Eisen- und Kupfergießereien eine Unter- 
suchung vorzunehmen, und er hat leider solche Betriebe wie 
Blei-, Zinn- und andere Metallgießereien, sowie Gießereien 
komplizierterer Metallegierungen unberücksichtigt gelassen. 

Die Monographie zerfällt in drei Teile, nämlich in eine Unter- 
suchung: 

a) der hygienischen Lage der Arbeit und der Betriebs- 
schädlichkeiten, die die Prozedur der Arbeit in Gießereien 
charakterisieren; 

b) der spezifischen, hygienischen Eigentümlichkeiten der 
Arbeit in jedem Betriebe besonders; und 

c) des Einflusses der äußerlichen Bedingungen und Besonder- 
heiten der Arbeitsprozeduren auf den Bestand, den physischen 
Zustand und auf die Pathologie der GieBereiarbeiter. 

Die Methodologie der Arbeit beruht auf der Grotjahnschen 
Definition der sozialen Hygiene, das heißt es wird hier jede 
Untersuchung in 2 Teile geteilt: in einen deskriptiven und 
in einen normativen. 

Es war allerdings schwer, den ganzen Komplex von Pro- 
blemen durch einen Verfasser und im Umfange von 400 Seiten 
zu behandeln. Es wäre eher eine Aufgabe für mehrere Fach- 
gelehrte gewesen, die alle und jeder besonders ein Ziel verfolgen, 
in dem Sammelwerk eines umfangreichen Handbuches das Bild 
der Psychologie, Physiologie, Soziologie, Hygiene und Pathologie 
der Arbeit zu geben, indem jede Untersuchung in einen deskrip- 
tiven und in einen normativen Teil zerfällt. Hoffentlich ist 
die Zeit nicht mehr fern, wo wir ein solches Unternehmen be- 
grüßen Können. 

Die Kagansche Monographie ist — wie der Verfasser selbst 
gesteht — nur eine Einführung in die Untersuchung des 
ganzen Komplexes der Probleme. Jedoch ist auch diese Ein- 
führung so voller Anregungen, daß es sich lohnt, sich näher 
mit ihr zu beschäftigen. 

Besonders interessant sind in der Kaganschen Monographie 
die Ergebnisse der anthropometrischen Untersuchungen der in 
Gießereien beschäftigten Arbeiter. Die Aufgabe, hier ein für 
Schlußfolgerungen verwendbares Material zu gewinnen, ist be- 
sonders schwierig. Und in der Tat, soviel uns bekannt ist, 
sind solche Versuche noch nicht unternommen worden. Die 
Arbeit von Kaup über „Konstitution und Umwelt im Lehr- 
lingsalter‘‘ (München 1922) kann mit der Kaganschen Arbeit 
nicht verglichen werden, denn bei Kaup handelt es sich lediglich 
um jugendliche Arbeiter, auf die das Arbeitsverhältnis 
noch keine Wirkung ausgeübt hat. Ebenso wenig kann man den 

1) Vgl. hierzu Richard Seidel, „Die Rationalisierung des 
Arbeitsverhältnisses‘ in: ‚Die Gesellschaft‘, II. Jahrgang, 
2. Bd., Berlin 1926. Seiten 13—35. 

2) E. M. Kagan, „Die Arbeitin GieBereien.“ Ein Ver- 
such einer hygienischen Untersuchung der Gießereien. (Russisch.) 
Charkow (Ukraine) 1925. VIII und 400 Seiten mit 80 Ab- 
bildungen und 80 Tabellen. 


DEMOGRAPHISCHE RUNDSCHAU 


Kaganschen Versuch mit solchen Arbeiten vergleicl.en, die | 


die Untersuchung der Konstitution der Arbeiter im kriegs- 
dienstlichen Alter unternommen haben, denn in den letzteren 
Arbeiten sind die professionellen Gruppierungen meistens will- 
kürlich gewählt worden. 

Kagan hat dagegen die Auslese der Arbeiterschaft berück- 
sichtigt, wie überhaupt ihre Zustände, die unabhängig von den 
Arbeitsverhältnissen sind, von solchen abgesondert, die un- 
mittelbar von den Arbeitsverhältnissen, vor allem vom Pro- 
duktionsprozeß bewirkt werden. Um dieses Ziel zu erreichen, 
ist es unbedingt notwendig, wiederholte und systemati- 
sche Untersuchungen über ein und dieselbe Gruppe 
von Arbeitern zu machen. Erst unter dieser Bedingung 
kann man verwendbares Material erhalten, sonst sind die Unter- 
suchungen so gut wie wertlos. 
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Bevor wir zu den Resultaten der Untersuchungen kommen, 
heben wir hervor, daß die Charkower Gießereien, in welchen 
die Untersuchungen vorgenommen worden sind, nach dem 
Zeugnis des Verfassers einen durchschnittlichen Typus der 
russischen Gießereien darstellen. Der Zustand der Betriebe 
ließ zur Zeit der Untersuchung — es war in den äußerst un- 
günstigen Jahren 1921 und 1922 — in bezug auf Bau, Be- 
leuchtung, Temperatur usw., sowie in bezug auf Arbeitsteilung 
viel zu wünschen übrig. Was das letztere betrifft, so waren 
höchst qualifizierte Arbeiter gezwungen, einen erheblichen 
Prozentteil ihrer Arbeitszeit mit solchen Arbeiten zu verlieren, 
die eigentlich von Hilfsarbeitern verrichtet werden sollen. Und 
überhaupt steigerte der sehr unrationalisierte Arbeitsprozeß die 
Nervosität enorm, was bei der Unvollkommenheit der rück- 
ständigen Betriebe, bei der ungewöhnlich niedrigen Temperatur 


Tabelle 1. 


Die körperliche Entwicklung der Gießer, Schwarzarbeiter und verschiedener anderer Metallarbeiter nach 
den Untersuchungen in den Jahren 1921—1922. 


Zahl der Relativ- 
Unter- zahl des | Gewicht | Relativ- | Lungen- | Der vitale 
Beschäftigun Alter 
Su suchun- Brust- gewicht | kapazität| Index 
gen umfanges 
Gießer-Former ....... 15—16 11 30,87 3120 62,0 
17—18 14 33,19 3314 62,4 
19—20 5 34,25 2740 48,4 
21—25 18 38,05 3226 50,8 
26—30 33 36,69 
31—40 | 57 36,98 | 3109 | 5LI 
41—50 34 36,99 2906 46,8 
51-60 12 38,88 2771 41,5 
j 6i u.m 4 36,05 2225 36,0 
i Insgesamt 188 
Schwarzarbeiter in 
GieBereibetrieben .. 15—16 — — — — — — — — — 
17—18 4 168,5 50,05 60,05 36,05 3225 53,7 31,35 33,33 
19—20 12 166,2 52,13 58,42 35,72 3445 58,9 34,5 32,5 
21—25 25 167,0 52,44 58,88 37,21 3322 56,4 40,40 35,61 
26—30 18 167,0 52,83 59,67 35,49 
31—40 17 163,49 | 54,09 60,35 36,34 N > a > 
41—50 11 165,40 54,71 63,45 38,51 3245 51,1 41,10 33,00 
51—60 8 164,70 55,36 58,62 35,55 3012 51,4 33,60 28,62 
61 u. m. _— ze == en ER = a == 
Insgesamt 
Alle untersuchten Me- 
tallarbeiter, Gießer 
und Schwerarbeiter 
inbegriffen ........ 157,30 49,05 47,36 31,19 3121 65,59 25,38 23,10 
163,88 | 50,18 55,61 33,60 3435 61,8 32,03 28,40 
167,18 51,66 60,49 36,07 3629 60,0 37,54 34,10 
167,66 52,42 62,52 37,26 3724 59,6 40,64 36,95 
168,42 52,73 62,30 37,16 
165,62 53,11 61,76 37,11 al 2 a 
166,82 53,60 62,24 37,30 3244 52,1 35,9 33,20 
165,50 54,15 59,17 36,69 2964 50,1 33,26 29,15 
167,9 55,25 56,93 37,0 2530 44,3 23,5 22,4 
Insgesamt 1038 18,33 
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in ungeheizten Betrieben, sowie bei der sehr hohen Temperatur 
bei den Öfen abwechselte, sowie bei der sehr unhygienischen Be- 
leuchtung die starke Ermüdung und somit gesteigerte Morbidität 
und Trauma verursacht hat. Dies alles ist bei der Bewertung 
des unten angegebenen Materials stets im Auge zu behalten. 


Die Körpermessungen sind nach der bekannten Methode 
von Prof. Martin gemacht worden (vgl. seine ‚Richtlinien für 
Körpermessungen‘‘), die nach dem jüngsten Beschluß des 
anthropometrischen Ausschusses des Deutschen Ärztebundes zur 
Förderung der Leibesübungen bei den sportärztlichen Unter- 
suchungen im Deutschen Reich verwendet wird. Auch die üb- 
lichen Geräte waren vorhanden. Es ist aber hervorzuheben, daß 
die Messungen während des Arbeitstages und zu verschiedener 
Zeit ausgeführt wurden, da es aus technischen Gründen un- 
möglich war, die Untersuchungen vor Beginn der Arbeit, be- 
ziehungsweise in den ersten Arbeitsstunden auszuführen. 


In der vorstehenden Tabelle I geben wir die Durch- 
schnittswerte der Ergebnisse der Messungen für verschiedene 
Altersklassen der Gießer-Furmer, der Schwarzarbeiter in den 
Gießereibetrieben und — zum Zweck des Vergleichs — aller 
Metallarbeiter (inklusive der Arbeiter der Gießereibetriebe, 
der Schmiede, Hämmerer, Schlosser, Dreharbeiter, Kupfer- 
schmiede usf.). 

Aus dieser Tabelle ersehen wir, daß die Schwarzarbeiter 
vom 21. Lebensjahr an niedrigere Körpergröße zeigen als sämt- 
liche Metallarbeiter; dagegen zeichnen sich die Gießer, ab- 


gesehen von den Alteısklassen 17.—18. und 26.—30. Lebens- 
jahr (also insgesamt 28% aller Gießer), gegenüber den durch- 
schnittlichen Metallarbeitern, insbesondere in den Altersklassen 
über 30 Jahren, durch eine höhere Körpergröße aus. Außerdem 
zeigen die Schwankungen der Körpergröße nach dem Alter bei 
allen drei angeführten Gruppen eigentümliche Merkmale. Die 
Tabelle zeigt eine natürliche Steigerung der Körpergröße vom 
15.—16. bis zum 21.—30. Lebensjahre, nach dem 30. Lebens- 
jahre jedoch zeigen sich Verschiedenheiten in den Verände- 
rungen der Körpergröße. In der Altersklasse 31.—40. Lebens- 
jahr ist eine schroffe Abnahme der Körpergröße zu verzeichnen. 
Besonders ist es unter den Schwarzarbeitern zu merken (um 
3,5 cm), etwas weniger unter den Metallarbeitern (um 2,8 cm) 
und am wenigsten unter den Gießern (um 0,55 cm). Bei den 
Altersklassen 41—50 und höher ist jedoch entgegen früheren 
Beobachtungen (z. B. Quetelet) ein Wachsen der Körpergröße 
festzustellen. Besonders markante Körpergröße zeigen Gießer 
und Schwarzarbeiter, deren Körpergröße in den Altersklassen 
51—60 und folgende höher ist als in den Altersklassen 31—40. 
Dies ist lediglich auf die Auslese zurückzuführen, denn sonst 
verursacht eine überaus schwere körperliche Arbeit ein Sinken 
der Körpergröße, worauf auch das sehr schroffe Sinken der 
Körpergröße bei den Schwarzarbeitern und das sehr geringe 
bei den Gießern in der Altersklasse 31—40 zurückzuführen ist. 


Die folgende Tabelle (11) zeigt die Körpergröße derselben drei 
Arbeitergruppen im Zusammenhang nach ihrem Geburtsort: 


Tabelle Il. 


NGeburts-| 


Körpergröße der Metallarbeiter im Zusammenhang mit ihrem Geburtsort. 


Bm nn nn nn 


Schwarzarbeiter 


ae Gießer | | Sämtliche Metallarbeiter 
Alter \ u. | Pan | SHE Or ae 2 
Stadt |! Zahl Durchschnittliche " Zahl ' Durchschnittliche Zahl Durchschnittliche 
| oder Land | der Personen Körpergröße | der Personen | Körpergröße | der Personen Körpergröße 
mus | Stadt | 10 160,2 2, m | 39 157,52 
= | Land 1 150,0 f — —- | 3 155,0 
| Stadt || 12 161,83 i 3 170,33 | 59 164,97 
17—18 | Land l 2 157,5 l 163,0 24 161,52 
P Stadt | 4 165,75 3 166,17 | 053 167,83 
Land l 157,0 y 166,33 3] 166,21 
Stadt | 16 169,28 | 166,5 97 167,89 
a | Land | 2 172,0 | 24 167,0 | 76 167,58 
= Ä Stadt 77 167,11 7 169,79 I 258 167,27 
en Land | 13 164,23 32 163,80 181 166,35 
i Stadt | 30 168,03 l 168,0 8 167,43 
N Land | 4 166,75 3 165,31 60 165,89 
3 Stadt | 9 168,64 4 165,25 | 25 166,01 
2) Land i 3 172,33 © 8 164,44 32 165,09 
l Stadt 3 165,67 Eo ga = 9 167,78 
an Land | 172,0 163,0 3 168,33 


Aus dieser Tabelle ersehen wir, daß sich die in der Stadt ge- 
borenen Arbeiter durch höhere Körpergröße auszeichnen als 
die auf dem Lande gebürtigen. Diese Wahrnehmung zeigt sich 
fast ausnahmslos in allen Altersklassen und Beschäftigungs- 
gruppen. Ähnliche Beobachtungen hat auch Meinshausen 
in Deutschland gemacht!). Zugleich aber ist der Zusammen- 


1) Vgl. Meinshausen, ‚Die Zunahme der Körpergröße des 
deutschen Volkes vor dem Kriege‘ im 14. Bande des Archivs für 
soziale Hygiene und Demographie, 1920. 
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hang der höheren Körpergröße mit dem kleinen Brustumfang 
bei den Großstadtbewohnern festzustellen, was auf unzurei- 
chende körperliche Arbeit zurückzuführen ist. Vergleichen 
wir in Tabelle II die Beschäftigungsgruppen nach Geburtsort, 
so fällt uns vor allem der schroffe Unterschied in der Anzahl der 
verschiedenen Gruppen, gegliedert nach Stadt und Land, auf. 
Während die Zahl sämtlicher Metallarbeiter, die in den Städten 
geboren sind, doppelt so groß ist als die der auf dem Lande ge- 
borenen, und die der Gießer sogar 6mal so groß, ist das Ver- 
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hältnis unter den Schwarzarbeitern umgekehrt, nämlich die 
Zahl der auf dem Lande geborenen übertrifft um 5mal die Zahl 
der in den Städten geborenen. Keine Altersklasse macht darin 
eine Ausnahme. Daraus erklärt sich die kleinere Körpergröße 
der Schwarzarbeiter und die höhere der Gießer. Aber die 
Tabelle Il zeigt uns zugleich, daß sogar innerhalb der gleich- 
artig gebürtigen Beschäftigungsgiuppen die Körpergröße der 
Schwarzarbeiter in höheren Altersklassen etwas niedriger ist 
als die der Gießer. Dies ist auf die Wirkung der Berufsarbeit 
zurückzuführen und zwar auf den Umstand, daß der ständige 
Transport der schweren Last durch die Schwarzarbeiter — 
und dies ist ihre Hauptbeschäftigung — auf die Rückbildung 
des Skelettes wirkt. 

Wenn der Unterschied des Bestandteiles der Gießer und der 
Schwarzarbeiter nach dem Geburtsort den Unterschied in 
ihrer Körpergröße erklärt, so bleibt immer noch unerklärlich 
die oben von uns angedeutete Tendenz zur Steigerung der 
durchschnittlichen Körpergröße unter den untersuchten Arbei- 
tern in den Altersklassen 41—50 und höher. Das Material gibt 
uns keine Aufschlüsse darüber. Kagan glaubt hier aber 
zweierlei Erklärungen geben zu können: entweder handelt es 
sich hier um eine forcierte und natürliche Auslese während des 
Arbeitsprozesses oder die ältere Generation der Gießer und der 
Schwarzarbeiter waren aus höher gewachsenen Personen an- 
geworben, als es bei einer Reihe von jüngeren Generationen 
der Fall war. Um auf Tabelle I zurückzukommen, ist vor allenı 
ein befriedigender und kaum sich voneinander unterscheidender 
Brustumfang bei Gießern und sämtlichen Metallarbeitern fest- 
zustellen. Was die Schwarzarbeiter betrifft, so zeigen sie in den 
höheren Altersklassen einen starken Brustumfang im Verhältnis 
zu ihrer Körpergröße. Dies ist vor allem auf die Auslese zurück- 
zuführen, denn die Arbeit der Schwarzarbeiter erheischt 
maximale Ausdauer, Widerstandsfähigkeit und Emsigkeit. 
Andererseits führt die ständige Muskelarbeit an sich zur Ent- 
wicklung des Brustkastens. Daraus ist auch das ständige 
Wachstum des relativen Brustumfanges mit der Steigerung der 
Altersstufe zu erklären. 

Sehr aufschlußreich ist die folgende Tabelle Ill, die den 
Unterschied des relativen Brustumfanges bei den Schwarz- 
arbeitern und den anderen Gruppen der Metallarbeiter in ver 
schiedenen Altersklassen zeigt: 


Tabelle III. 


Altersklassen | l 7—18 1 9—2021 Bas 1—40/41 -505 1—60 


Der Unterschied 
des relativen 
Brustumfanges 
unter den 
Schwarz- 
arbeitern und | 
den Gießern- | 


Formern . . |—0,181—0,17.+ 0,67|—0, 14+ 0,83| + 1,57\+ 2.18 


E 


Derselbe Unter- 
schied zwischen 
den Schwarz- 
arbeitern und | 
sämtl. unter- 


suchten Metall- | 
—0,13/+ 0,78+ 0,411+ 0,10/+ 0,98|+ 1,11|+ 1,21 


arbeitern. . 
(Kagan, S. 319.) 


Wahrscheinlich gibt es unter den Schwarzarbeitern in jün- 
geren Altersklassen auch engbrüstige, in den höheren Alters- 
stufen aber geht einerseits eine Auslese vor sich, andererseits 
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vergiößert auch die Arbeit an sich den relativen Brust- 
umfang. 

Was das Gewicht betrifft, so ist es im großen und ganzen 
unbefriedigend; dieser Umstand ist mit der äußerst schwierigen 
materiellen Lage der Arbeiteischaft in den Jahren 1921/22, als 
die Untersuchung vorgenommen wurde, zu erklären. Anderer- 
seits aber zeigen die untersuchten Arbeiter ein besseres Gewicht 
als Arbeiter anderer Berufsgruppen aus Zentralrußland und 
sogar als Arbeiter aus den 80er Jahren des vorigen Jahrhunderts. 
Der Vergleich des Gewichtes zwischen verschiedenen Berufs- 
gruppen zeigt keinen großen Unterschied unter den Arbeitern 
der verschiedenen Berufsgruppen, es seien denn kleinere 
Schwankungen in den verschiedenen Altersklassen, wobei unter 
den Schwarzarbeitern im mittleren Lebensalter das Gewicht 
etwas niedriger ist als bei den Gießern, das Gewicht der beiden 
genannten Gruppen aber ist niedriger als das der Metallarbeiter 
desselben Alters. 

Die Untersuchung zeigt zwei relativ hohe Steigerungen der 
Gewichtskurve (in allen Berufsgruppen): die eine in der Alters- 
klasse 21—25 Jahre, die andere in der Altersklasse 41—50 Jahte 
bei den Schwarzarbeitern sowie bei den Metallarbeitern, und in 
der Altersklasse 51—60 Jahre bei den Gießern. Es ist dabei 
hervorzuheben, daß die Steigerung des Relativgewichtes mit 
der Steigerung der Körpergiöße (und des Brustumfanges) 
kongruiert. Die erste Steigerung der Gewichtskurve in der 
Altersklasse 21—25 Jahre ist rein biologischer Natur, indem 
sich hier die intensivste Zunahme der Körperentwicklung in 
diesem Alter ausdrückt, nach welcher eine vorzeitige, mehr oder 
weniger zum Vorschein kommende Rückbildung eintritt, die 
durch schädliche Wirkungen der Arbeitsverhältnisse verursacht 
wird. Die zweite Steigerung aber im Alter von über 40 Jahren 
ist schon auf die sozialen und die Produktionsverhält- 
nisse zurückzuführen, indem hier die Widerstandsfähigkeit in 
der entsprechenden Berufsgruppe von Personen mit starker 
Konstitution und guter Körperentwicklung (Körpergröße, re- 
lativer Brustumfang und Gewicht) und das Ausscheiden der 
Schwächlinge und weniger entwickelter Personen demonstriert 
wird. Es ist charakteristisch, daß die Steigerung der Kurve bei 
den Schwarzarbeitern bereits im Alter von 41—50 Jahren 
hervortritt; bei den Gießern jedoch erst im Alter von 51—60 
Jahren, dies ist mit der außerordentlich schweren Muskelarbeit, 
mit einer Verdrängung der schwächeren Personen unter den 
Schwarzarbeitern bereits im Alter von 41—50 Jahren zu erklären. 

Die Lungenkapazität nimmt bei den untersuchten Arbeitern 
bis zum 21.—25. Lebensjahre zu (bei den Schwarzarbeitern 
steigert sie sich etwa ebenso im Alter 26—40 Jahre), um nachher 
systematisch abzunehmen, wobei die Abnahme besonders im 
Alter über 50 Jahre sehr rapid vor sich geht. Beim Vergleich 
der Kapazität zwischen den drei genannten Berufsgruppen in 
verschiedenen Altersklassen bemerken wir, daß die Gießer die 
niedrigste Kapazität in allen Altersklassen über 18 Jahre zeigen; 
die Schwarzarbeiter zeigen bis zum 25. Lebensjahre eine kleinere 
Kapazität als sämtliche untersuchten Metallarbeiter, in höheren 
Altersklassen aber treten die Schwarzarbeiter mit dem aller- 
größten Atmungsvolumen (unter allen untersuchten Berufs- 
gruppen der Metallarbeiter) hervor, bei relativ geringer Senkung 
in späteren Lebensjahren. Diese Unterschiede sind sehr merk- 
würdig. 

Wie wir bereits oben gesehen haben, ist die körperliche Ent- 
wicklung der Gießer, sofern man sie nach Körpergröße, Brust- 
umfang und Gewicht beurteilen kann, befriedigend, wobei in 
den höheren Altersklassen eine Auslese stärkerer Personen 
hervortritt. Die Tatsache aber der relativ niedrigen Lungen- 
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kapazität in mittleren und höheren Altersklassen bei allgemein 
durchschnittlicher Körperentwicklung weist auf die spezifi- 
schen Arbeitsbedingungen der Gießer hin (die sich von den 
anderen Gruppen der untersuchten Metallarbeiter unter- 
scheiden), die eine Verminderung des Atmungsvolumens der 
Lungen verursachen und zwar: die Beeinträchtigung der freien 
Atmungsbewegungen bei der Arbeit in der Formerei, die die 
meiste Arbeitszeit des Gießer-Formers beansprucht, ferner die 
gezwungene anormale Stellung des Körpers bei dieser Arbeit, 
die ungenügende Ventilation der Lungen — alles dies verursacht 
das Sinken der Lungenkapazität. Bei den Schwarzarbeitern 
befördert im Gegenteil die umfangreiche Muskelarbeit, die im 
Zusammenhang mit der Trainierung der Atmungsorgane steht, 
das Heben der Lungenkapazität; andererseits erheischt die ein- 
wandfreie Durchführung der Arbeit bei den Schwarzarbeitern 
Personen mit entsprechender Entwicklung des Brustkastens 
und mit hoher Arbeitskapazität der Atmungsorgane. Das Ver- 
hältnis zwischen Atmungsvolumen und Körpergewicht, als auch 
das Verhältnis der Körpermasse zur Schnelligkeit der voll- 
ständigen Blutoxydation zeigen im allgemeinen dieselben 
Schwankungen wie die Lungenkapazität. Den schlimmsten 
vitalen Index haben die Gießer, derjenige der Schwarzarbeiter 
aber ist bedeutend höher. Er nähert sich dem aller Metall- 


arbeiter und überschreitet sogar den letzteren in der Altersklasse 
26—40 Jahre. 

Die Handkraft nimmt bis zur Altersklasse 21—25 Jahre zu, 
um nachher abzunehmen. An erster Stelle steken hier die 
Gießer, an letzter Stelle (abgesehen von zwei höchsten Alters- 
klassen — diese Ausnahme ist mit der Auslese zu erklären) die 
Schwarzarbeiter. Dies ist wohl darauf zurückzuführen, daß die 
Gießer bei der Formung die Handmuskulatur besonders in 
Anspruch nehmen, während die Schwarzarbeiter mehr die 
Schulter- und Armmuskulatur und nur unbedeutend die Hand- 
muskulatur ausnutzen. 

Zusammenfassend sind also, bei befriedigendem Zustand 
der Arbeiter in der Gießerei, zweierlei Ursachen der Besonder- 
heiten und der Abweichung hervorzuheben: a) Eigentümlichkeit 
der Produktionsverhältnisse, und b) Auslese für jede Berufs- 
gruppe eines Kontingentes entsprechend sich anpassender und 
körperlich gut entwickelter Personen, bei Verdrängung der 
Personen mit schwächlicher Konstitution in höheren Alters- 
klassen. Eine solche Analyse ist allerdings unvollkommen: zu 
ihrer Vollständigkeit fehlen vor allem Angaben über die Lebens- 
verhältnisse, wie überhaupt über soziale und kulturelle Eigen- 
tümlichkeiten verschiedener Berufsgruppen usf. Doch war es 
dem Verfasser unmöglich, derartige Aufschlüsse zu erhalten. 


KRITIKEN UNDBESPRECHUNGEN 


Johannes Müller (Weimar), Deutsche Bevölkerungsstatistik. 
G. Fischer, Jena 1926. VI und 280 Seiten. 12.— M. 
Dieses Werk ist ein Teil des insgesamt auf vier Bände be- 

rechneten ‚„‚Grundriß der deutschen Statistik‘. Verfasser, der 

bekannte Leiter der thüringischen Landesstatistik, hat hier 
in wohlgelungener systematischer Ordnung alles zusammen- 
getragen, was die deutsche Bevölkerungsstatistik geleistet hat 
und leistet. Bei jedem einzelnen Kapitel werden Begriff, Not- 
wendigkeit der Bearbeitung, Sammlung des Materials, Be- 
rechnungsart und Deutung der Ergebnisse dargestellt, und so 
alle Probleme des Bevölkerungsstandes und der Bevölkerungs- 
bewegung behandelt. Auch solche Dinge, die man in amtlichen 

Statistiken nie oder selten findet, werden behandelt, soweit 

sie logisch in das System der Bevölkerungsstatistik gehören. 

Mathematische Formeln werden dabei — vielleicht mit über- 

triebener Ängstlichkeit — vermieden. Verwahrung muß nur 

dagegen eingelegt werden, daß es (S. 235) heißt: „Schon das 
gegenseitige Verhältnis der einzelnen Todesursachen unter- 
einander ist sehr aufschlußreich, da aus ihm die Bedeutung der 
einzelnen Krankheiten und sonstigen Ursachen für die Sterb- 
lichkeit der Bevölkerung recht gut erkenntlich wird“ und daß 
Verfasser selbst (z. B. S. 242 und analog für Krankheitsur- 
sachen S. 270) auf solche Art berechnete Tabellen bringt; 
denn gerade dies ist ja die bei statistischen Dilettanten unter 
den Ärzten so beliebte Methode, mit der sich groteske Fehl- 
schlüsse erzielen lassen. Würden diese Ärzte statistische Bücher 
lesen, so hätten sie jetzt Gelegenheit, sich auf den — sicher 
unüberlegt niedergeschriebenen — Satz eines anerkannten 

Fachstatistikers zu berufen! 

W. Weinberg (Stuttgart), Zur Darstellung der Geschlechts- 
proportion. Deutsches Statistisches Zentralblatt, 1926, 99. Die 
Darstellung der Sexualproportion ist in drei Formen möglich, 
nämlich, wenn man die Zahl der männlichen Geborenen m und 


m m 
m+t oder als 100 T oder als 


100 t, Die zweite Form ist die beliebteste, indessen folgert 


die der weiblichen f nennt, als 


Verfasser aus der theoretischen Głeichberechtigung der dritten 
mit der zweiten, daß allein die erste verwendet werden sollte. 
Zugunsten der ersten Form kann er außer dem genannten — 
mehr formalen — Grunde noch anführen, daß nur bei der 
ersten Form das Vorkommen einer unendlich großen Verhält- 
nisziffer in einer endlichen Teilmasse ausgeschlossen ist, und 
namentlich, daß die Berechnung des mittleren Fehlers von 
dem wahrscheinlichkeits-theoretisch unmittelbar gegebenen 
der ersten Form ausgehen muß. 

A. Abel (Berlin), Die Sterbetafeln 1926 des Vereins Deutscher 


Lebensversicherungs-Gesellschaften. Veröff. des D. Vereins für 


Vers.-Wiss., H. 40. 1926. Die gewaltige Arbeit von Jahren 
steckt in diesem 178 Seiten starken Bande. Es ist das gesamte 
Material des Vereins Deutscher Lebensversicherungs-Gesell- 
schaften aus dem Zeitraume 1876—1905 verwendet, und zwar 
(bei Wahl der Police als Zähleinheit) über 270000 Fälle des 
Ausscheidens durch Tod bei nahezu 19 Millionen Policen unter 
einjährigem Risiko. Die Sterbewahrscheinlichkeiten sind einer 
eingehenden Ausgleichung nach graphischer Methode unter 
rechnerischer Kontrolle unterworfen, wobei die Übereinstim- 
mung der beobachteten und der rechnungsmäßigen Zahlen 
(mit Ausnahme der Alter über 90 Jahren) vorzüglich ist. Aus 
den ausgeglichenen Sterbewahrscheinlichkeiten sind zwei 
Sterbetafeln abgeleitet, nämlich eine einfach abgestufte (Aggre- 
gattafel) und eine doppelt abgestufte Selektionstafel, wobei 
letztere noch die sogenannte ‚„‚Stutztafel‘ enthält. Die Unter- 
schiede zwischen der Sterblichkeit untersuchter und gesund 
befundener Personen in den ersten Jahren nach der Unter- 
suchung gegenüber der Sterblichkeit gleichaltriger, bei denen 
infolge längeren Zurückliegens der Untersuchung die Auslese- 
wirkung schon verwischt ist, ist zwar aus allen derartigen Unter- 
suchungen bekannt, tritt aber an diesem neueren und großen 
Material wieder deutlich hervor. Natürlich dient das gewaltige 
Werk vor allem praktischen Zwecken der Lebensversicherung 
und enthält deshalb neben den Dekrementenzahlen in umfang- 
reichen Tabellen diskontierte Zahlen der Lebenden und Ge- 
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storbenen, deren Summen und Doppelsummen, sowie Barwerte 
lebenslänglicker und temporärer Leibrenten. 


Rebentisch (Offenbach a. M.), Die Miizbrand - Statistik 
der Lederindustrie-Berufs- Genossenschaft 1906—1925. Zbl. f. 
Gewerbehygiene u. Unfallverhütung, 3, 162. 1926. In 1730 
Betrieben der deutschen Lederindustrie mit zusammen durch- 
schnittlich etwa 37000 Arbeitern sind in den genannten zwanzig 
Jahren 648 Erkrankungen und 98 Todesfälle an Milzbrand vor- 
gekommen, das ergibt eine jährliche Morbidität von 0,87 und 
Mortalität von 0,13°/,, mit einer Letalität von 15%. Die Zahl 
der Erkrankungen, die im Durchschnitt der letzten drei Vor- 
kriegsjahre 68,7 betragen hatte, betrug im Durchschnitt der 
Jahre 1916—1919, in denen keine ausländischen Häute zur 
Verarbeitung kamen, nur 4,5, die der Todesfälle in den gleichen 
Zeiten 2,7 beziehungsweise 0. Die direkte Statistik über die 
Morbidität und Mortalität bei der Verarbeitung in- und aus- 
ländischer Häute ergibt gleichfalls eine große Mehrbeteiligung 
ausländischer, ist aber nicht beweiskräftig, weil Verfasser nicht 
die richtigen Bezugszahlen (die durchschnittlich mit der Ver- 
arbeitung beider Arten beschäftigten Arbeiter) heranzuziehen 
versucht. In kleinen Betrieben ist die Morbidität und besonders 
die Mortalität weit höher als in größeren; auf diesen Umstand 
zurückgeführte Auffassungen des Verfassers über die Unter- 
schiede im Verhalten der bei der Verarbeitung von Häuten und 
von Fellen Beschäftigten sind allerdings nicht stichhaltig. 


Eugen Schlesinger (Frankfurt a. M.), Das Wachstum des Kindes. 

Berlin, Springer 1926. 128 Seiten. 6.— M. 

Dieses Buch, das alles über dieses Thema Bekannte in vor- 
trefflicher Weise zusammenfaßt (über 300 Literaturangaben!), 
ist nicht nur für den Pädiater, sondern ebenso auch für den 
Sozialhygieniker von hohem Interesse. So sei in dieser Hinsicht 
nur auf die Kapitel über Reihenuntersuchungen, Körperindices, 
Gesetzmäßigkeiten des Wachstums, Einfluß der sozialen Lage 
und des Schulbesuchs hingewiesen. In allen zeigt der Verfasser 
eine ganz souveräne Beherrschung des in letzten Jahren so ge- 
waltig ausgebauten Gebietes. 


M. Zellner (Breslau), Über den Einfluß der sozialen Lage auf 
die Entwicklung der Kleinkinder im Alter von 2—6 Jahren. 
Kli. Wo. 5, 1716. 1926. Das verwendete Material ist sehr klein, 
und die Zusammenziehung von halbjährigen Altersklassen, die 
Verfasser schon für besonders genau hält, macht es daher wahr- 
scheinlich, daß zufallsmäßige Besetzungsunterschiede innerhalb 
des Halbjahres, die man durch Standardisierung hätte aus- 
gleichen müssen, eine wesentliche Rolle spielen. Dazu kommt, 
daß es sich um klinisches Material handelt, das also für Rück- 
schlüsse auf die Gesamtbevölkerung recht ungeeignet ist. Auch 


schwindet jedes Vertrauen zu den Ergebnissen überhaupt, wenn 
man beachtet, daß Verfasser die Alter in Monaten nach der 
anthropologischen Methode der Altersbestimmung festsetzt 
und dann diese Alter in Monaten nach statistischer Methode zu 
Halbjahrsklassen zusammenfaßt, so daß an jeder Halbjahrs- 
grenze ein (anthropologisch berechneter) Altersmonat unbe- 
stimmter Zugehörigkeit übrigbleibt. Das auch sonst stets er- 
haltene Ergebnis, daß Kinder höherer Stände im gleichen Alter 
größer und schwerer als der Durchschnitt sind, tritt auch bei 
Zellner hervor, seine Ergebnisse bezüglich verschiedenen Ver- 
haltens der Geschlechter sind dagegen vielleicht nur durch die 
geschilderten methodologischen Mängel bedingt. Zum Schlusse 
bekämpft Verfasser den Oettingerschen Index relativus mit 
durchaus nicht beweiskräftigen Argumenten. Mancher Irrtum 
wäre übrigens unterblieben, wenn Verfasser die einschlägige 
Literatur, besonders die neueren Sammelwerke, kennen würde. 


Fritz Hoppe (Berlin-Charlottenburg), Über die körperliche 
Entwicklung der Lehrlinge. Zschr. f. Schulgesundheitspflege u. 
soz. Hyg. 39, 337. 1926. An dem großen Material der Char- 
lottenburger Berufsschulen wurden Messungen und Wägungen 
veranstaltet und daraus die wichtigsten Reihencharakteristiken 
berechnet. Interessant ist die darauf beruhende und theoretisch 
gut durchgedachte Bildung eines ‚„Entwicklungsindex“, welche 
die Unterschiede in der Entwicklung der Lehrlinge in den 
einzelnen Berufen deutlich hervortreten läßt. So zeigt er ein 
Vorwärtsschreiten der körperlichen Entwicklung während der 
Lehrlingsjahre bei den Lehrlingen in den Nahrungsmittel- 
berufen, das weit stärker als bei Lehrlingen anderer Berufe ist. 
Bedauerlich an dieser Arbeit ist nur, daß die in der Mathematik 
üblichen Indices in der Form von Potenzexponenten gedruckt 
sind. Karl Freudenberg (Berlin). 


Berichtigung. In dem Aufsatz von M. Kantorowicz über 
„Die gegenwärtige Verbreitung der Juden in der Welt“ im 
Heft 5 des 1. Bandes muß es auf Seite 445, 1. Zeile im Text, 
heißen: Der tatsächliche Zuwachs anstatt der natürliche 
Zuwachs. 


Erklärung. Die Abhandlung von E. Roesle über „Die Ent- 
wicklung der Bevölkerung in den Jahren 1910 bis 1925 und die 
Natalität und Mortalität in den Jahren 1923 bis 1925 im 
Deutschen Reich‘ im Heft 6 des 1. Bandes Seite 485—496 
wurde im Auftrag der Hygiene-Organisation des Völkerbundes 
verfaßt und erscheint in französischer und englischer Über- 
setzung im ‚Annuaire sanitaire international 1925‘, einer Aus- 
gabe der genannten Organisation. Die Redaktion. 
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Über den Austausch von Gesundheitszeugnissen vor der Ehe». 
Von R. FETSCHER, Dresden. 


Die Überzeugung, daß die Qualität des Nachwuchses 
neben ausreichender Zahl die ausschlaggebende Rolle 
spielt, dürfte aus dem Stadium rein theoretischer Er- 
örterungen herausgetreten sein und beginnt nun schon 
die öffentliche Meinung in immer stärkerem Maße zu 
durchdringen. Bevölkerungspolitische Maßnahmen, 
welche die Fortpflanzungsziffer zugunsten vollwertiger 
Elternpaare zu verschieben geeignet sind, wie z. B. 
die in ihrer Tragweite vielfach überschätzte Unfrucht- 
barmachung Minderwertiger, werden immer wieder 
in der Tagespresse erörtert. Alles in allem scheint die 
psychologische Voraussetzung gegeben, welche den 
Erfolg vorsichtiger, behördlicher Maßnahmen auf 
diesem Gebiete ermöglicht. So bedenklich von man- 
chem Standpunkt aus auch die fortschreitende und 
kaum mehr aufzuhaltende Rationalisierung des Ge- 
schlechtslebens wirkt, so hat sie doch auch wieder zur 
Auflockerung des Bodens beigetragen, daß die Saat 
bevölkerungspolitischer Gedanken fruchtbringend auf- 
gehen kann. Es handelt sich für uns aber nach Lage 
der Dinge darum, die Rationalisierung so zu lenken, 
daß sie qualitativ den Nachwuchs verbessert, während 
sie augenblicklich wohl eher im Sinne der Gegenauslese 
wirkt. Die von einer großen Zahl von Autoren unter- 
suchten Zusammenhänge zwischen Kinderzahl, sozialer 
Lage und geistiger Wertigkeit — ich erinnere an die 
Namen Reiter und Osthoff, Dresel und Fries, 
Cassel, Fürst, Lenz, Termans usw. — sind ge- 
nügend klar, um aus ihnen den Schluß zu gestatten, 
daß Minderwertige einen überdurchschnittlichen An- 
teil an der Zeugung des kommenden Geschlechts 
haben. Unter den vom eugenischen Standpunkt aus 
zu befürwortenden Maßnahmen, welche geeignet sind, 
die Menge unerwünschten Nachwuchses zu vermindern, 
verdient der Austausch von Gesundheitszeugnissen 
vor der Ehe besondere Beachtung. 

In Amerika haben eine ganze Reihe von Staaten 
in überraschendem Optimismus kurzerhand Ehever- 
bote für Verbrecher, Trinker, Epileptiker, Geistes- 
und Nervenkranke, sowie Geschlechtskranke erlassen. 
Eine obligatorische Untersuchung findet nicht statt. 
Der Standesbeamte ist lediglich gehalten, die Gatten 
über ihre Ehetauglichkeit zu befragen. Schweden hat 


1) Nach einem dem Sächs. Landesgesundheitsamt (Präsi- 
dent Dr. Weber) erstatteten Gutachten. 


in einem Gesetz vom 12. November 1915 Geistes- 
kranken, Geistesschwachen, Fallsüchtigen, Geschlechts- 
kranken die Verheiratung verboten. Die Ehebewerber 
müssen eidesstattlich versichern, daß sie an keiner der 
genannten Krankheiten leiden. Es ist indes nicht zu 
erwarten, daß diese Eheverbote irgendwelche prakti- 
sche Bedeutung erlangen, wenn man auch das ge- 
setzliche Vorgehen als solches begrüßen mag. Der ge- 
setzliche Austausch von Gesundheitszeugnissen vor 
der Ehe ist noch nirgends verwirklicht. In Holland 
hat sich ein Ausschuß gebildet, der die Einführung 
ärztlicher Untersuchung der Brautpaare betreibt. 
Bisher haben 30 Gemeinden sich dazu bereit erklärt. 
In Amsterdam wurde 1923 eine städtische Ehebera- 
tungsstelle errichtet. 

Unabhängig von solchen behördlichen Maßnahmen 
sind in jüngster Vergangenheit an verschiedenen 
Orten ärztliche Eheberatungsstellen entstanden. Der 
erste Versuch dieser Art wurde im Auftrag des deut- 
schen Monistenbundes 1911 von Dr. Braune in 
Dresden unternommen. Ich verdanke die Akten 
über die Beratungen der freundlichen Vermittlung 
von Dr. Vogel und entnehme aus ihnen, daß von 
1911—1915 64 Beratungen stattfanden. Mit dem 
Wegzug von Dr. Braune nach Süddeutschland hörte 
die Beratung auf. Dr. Wollenweber ging 1920 in 
Dortmund in gleicher Weise vor. Diese Beratungs- 
stelle besteht noch heute. 1919 begründete Hirsch- 
feld in Berlin eine Sexualberatungsstelle, die wenig- 
stens teilweise auch gesundheitliche Beratung vor der 
Ehe erteilt. 1924 wurde in Hamburg mit Unterstüt- 
zung der Gesellschaft für Mutterschutz eine Sexual- 
beratungsstelle eröffnet, die so lebhaften Zuspruch 
fand, daß bald eine zweite begründet werden mußte. 
Von der gleichen Gesellschaft wurde auch in Frank- 
furt eine solche ins Leben gerufen. Nach einer brief- 
lichen Mitteilung, die ich Helene Stöcker verdanke, 
sind weitere Gründungen beabsichtigt. Diese Sexual- 
beratungsstellen scheinen indes nicht ausschließlich 
Gewicht auf Beratung in der Gattenwahl zu legen. 
Eigentliche Eheberatung trieb Poll in Berlin bis zu 
seiner Berufung nach Hamburg, Drigalski während 
seiner Amtstätigkeit in Halle, worüber er 1924 bei der 
Tagung der deutschen Gesellschaft für Rassenhygiene 
berichtete. Kuhn begann in Dresden im Herbst 1923 


mit Eheberatung und erzielte mit der Allgemeinen 
Ortskrankenkasse Dresden eine Übereinkunft, derzu- 
folge für jedes beratene Paar der Satz von 5 M ge- 
zahlt wird. Einer Aufforderung der Ortskranken- 
kasse Dresden Folge leistend, habe ich jetzt die Bera- 
tung von Kassenmitgliedern übernommen. InRostock, 
Frankfurt a. M., Leipzig und Wien sind ebenfalls 
Eheberatungsstellen entstanden. In Freiburg unter 
Fischer, in Tübingen unter Weitz, in München unter 
Martin haben sich familienbiologische Beratungs- 
stellen aufgetan, deren Zweck nicht Eheberatung im 
engeren Sinne, sondern rassenhygienische Beratung 
überhaupt ist. Das Bedürfnis nach solchen Einrich- 
tungen darf angesichts ihrer steigenden Ausbreitung 
zweifellos bejaht werden. Wir werden in dieser Auf- 
fassung noch bestärkt durch die Tatsache, daB sogar 
eine Behörde zwangsweise vor der Eheschließung 
untersucht. Das Jugendamt Frankfurt a. M. hat am 
31. Juli 1922 beschlossen, bei allen städtischen Pflege- 
‘kindern vor Zustimmung zur Ehe Gesundheitszeug- 
nisse beider Teile einzuziehen und die Untersuchung 
durch einen Amtsarzt vornehmen zu lassen. 
Erstmalig wurde die Forderung gesetzlicher Rege- 
lung der ganzen Materie von Breitfeld, Marcuse 
und dem deutschen Monistenbund erhoben. Letzterer 
richtete an den Reichstag einen Antrag, das Gesetz 
betreffend die Beurkundung des Personenstandes und 
die Eheschließung vom 6. Februar 1875 möge einen 
Zusatz erhalten, in dem von den Ehebewerbern die 
Vorlegung eines amtsärztlichen Gesundheitszeugnisses 
und die Kenntnisnahme des Inhalts beider Zeugnisse, 
durch Unterschrift bestätigt, verlangt wird. Schubart 
beantragte in einem Schreiben vom 6. März 1920 in 
dem neuen Gesetz betreffend den Personenstand dem 
§ 45 folgenden Absatz 5 einzufügen: ‚Der Standes- 
beamte soll den Verlobten und denjenigen, deren Ein- 
willigung nach dem Gesetz erforderlich ist, vor An- 
ordnung des Aufgebots je ein Merkblatt aushändigen, 
in welchem auf die Wichtigkeit einer ärztlichen Be- 
ratung vor der Eheschließung hingewiesen wird. Den 
Wortlaut des Merkblattes bestimmt das Reichs- 
gesundheitsamt.‘‘ Das Merkblatt ist tatsächlich ein- 
geführt worden und stellt den ersten Schritt im Sinne der 
Einführung von Gesundheitszeugnissen vor der Ehe dar. 
Sehr beachtenswerte Leitsätze zu dieser Frage 
arbeitete Trumpp 1916 aus; sie wurden vom ärzt- 
lichen Verein München angenommen und können noch 
heute in allen wesentlichen Teilen übernommen wer- 
den. Auf Anregung der Berliner Gesellschaft für 
Rassenhygiene fanden in Berlin am 23. November 1916 
und 6. Februar 1917 eingehende Besprechungen statt, 
die jedoch zu keinem endgültigen Vorschlag führten, 
wohl aber wesentlich zur Klärung der ganzen Lage 
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beitrugen. Am 26. Februar 1920 kam der Reichs- 
gesundheitsrat zur Aufstellung von Leitsätzen, in 
deren fünftem es heißt: ,Nötig erscheint es, einen 
Zwang zur ärztlichen Untersuchung auf beide Ehe- 
bewerber auszuüben, indem ihnen auferlegt wird, bei 
der standesamtlichen Meldung zur Eheschließung je 
ein in den letzten 4 Wochen ausgestelltes ärztliches 
Zeugnis über den Gesundheitszustand vorzulegen, 
dessen gegenseitige Kenntnisnahme sie durch Unter- 
schrift bestätigt haben.“ Der Reichsgesundheitsrat 
nahm ferner eine Entschließung an, in der als erster 
Schritt zum zwangsweisen Austausch der freiwillige 
Austausch von Gesundheitszeugnissen und die 
Schaffung behördlicher Untersuchungsstellen befür- 
wortet wird. Im Jahr 1922 hat der preußische Landes- 
gesundheitsrat ähnliche Vorschläge gemacht, über 
welche der preußische Landtag in seiner Sitzung vom 
2. Dezember 1922 beriet. Er beschloß die Staats- 
regierung zu ersuchen, eine Gesetzesvorlage einzu- 
bringen, durch die vor Eingehung der Ehe der Aus- 
tausch von Gesundheitszeugnissen vorgeschrieben 
werde mit der Maßgabe, daß daraus nicht die Folgerung 
eines Eheverbots gezogen werde. Es ergab sich jedoch, 
daß eine landesgesetzliche Regelung nicht möglich, 
sondern ein Reichsgesetz erforderlich sei. Der preußi- 
sche Landesgesundheitsrat beschloß endlich in seiner 
Sitzung vom 8. Juli 1925, das Wohlfahrtsministerium 
zu ersuchen, auf den freiwilligen Austausch von Ge- 
sundheitszeugnissen hinzuwirken und die Errichtung 
von Eheberatungsstellen anzuregen. Dies ist in einem 
Erlaß vom 19. Februar 1926, der an die Regierungs- 
präsidenten gerichtet ist, inzwischen geschehen. 

Wir dürfen uns darüber keinem Zweifel hingeben, 
daß auch die ärztliche Untersuchung vor der Ehe nur 
eine relative Sicherheit für die Gatten bedeutet. Der 
ganze Fragenkomplex, die Möglichkeiten eines MiB- 
griffes bei der Gattenwahl sind zu vielfältig, als daß 
mehr erreicht werden könnte als die Verhütung offen- 
sichtlicher Schäden. Wir werden bei der Untersuchung 
darüber den Brautpaaren volle Klarheit geben und 
dies auch in der Formulierung eines Zeugnisses berück- 
sichtigen müssen. Wir kommen auf die Form des 
Zeugnisses noch später zu sprechen. 

Wir wenden uns zunächst jenen Leiden zu, welche 
bei der Eheberatung eine Rolle spielen, ohne jedoch 
einen vollständigen Überblick geben zu können. 
Ebensowenig ist es möglich, auf die in Betracht 
kommenden Erblichkeitsverhältnisse einzugehen, son- 
dern ich beschränke mich auf eine kurze Übersicht. 

Wir werden zu unterscheiden haben: 

1. Zeitliche Eheuntauglichkeit. 

2. Dauernde Eheuntayglichkeit. 

a) beschränkte, b) allgemeine. 
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Zeitliche Eheuntauglichkeit besteht bei allen heil- 
baren Ehehindernissen, wobei die häufigsten die Ge- 
schlechtskrankheiten und die Tuberkulose sein werden. 
Die deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten hat die Forderung aufgestellt, 
daß lediglich das Ergebnis der Untersuchung, nicht 
aber die Versicherung des Bewerbers, keine Ge- 
schlechtskrankheit durchgemacht zu haben, maß- 
gebend sein solle. Mir scheint in der Praxis jedoch, 
namentlich bei den Mädchen, diese Forderung zu weit 
zu gehen ; es dürfte die eidesstattliche schriftliche Ver- 
sicherung, keine Geschlechtskrankheit durchgemacht 
zu haben, wenigstens bei Mädchen als ausreichend er- 
scheinen, um auf genitale Untersuchung und Pro- 
vokation zu verzichten. Dagegen scheint es zweck- 
mäßig, in jedem Falle die Wassermannsche Reaktion 
anzustellen. Bei durchgemachten Geschlechtskrank- 
heiten muB die Untersuchung durch einen Spezialarzt 
entsprechend den Leitsätzen der deutschen Gesell- 
schaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
vorgenommen werden. Bei Tuberkulose ist jedenfalls 
spezialärztliche Untersuchung nötig, die auch dann zu 
empfehlen wäre, wenn der Bewerber zwar selbst an- 
geblich immer gesund war, aber aus tuberkulose- 
belasteter Familie stammt. In gleicher Weise würde 
man sich bei allen inneren Leiden zu verhalten haben, 
die geeignet sind, das Leben des Behafteten zu ge- 
fährden oder erheblich zu verkürzen. Auf zeitliche 
Eheuntauglichkeit würde auch zu erkennen sein, wenn 
funktionelle Störungen der potentia coeundi oder 
generandi vorliegen, gelegentlich auch bei leichteren 
Graden der Hypo- und Epispadie, die operativ zu be- 
seitigen sind. 

Dauernd allgemein eheuntauglich ist, wer an einem 
schweren Erbleiden erkrankt, dauernd zeugungs- be- 
ziehungsweise gebärunfähig ist oder an schweren un- 
heilbaren Störungen des Sexualempfindens leidet. 
Wir werden entschiedenen Wert auch auf die Gebär- 
fähigkeit zu legen haben und aus eugenischen Gründen 
nicht nur die potentia coeundi berücksichtigen dürfen. 
Meines Erachtens wird ein Mädchen mit Aplasie der 
Genitalien nicht dadurch ehetauglich, daß man eine 
künstliche Scheide aus Dünn- oder Dickdarm bildet. 
An Erbleiden kommen in Betracht: Schizophrenie, 
manisch-depressives Irresein, Schwachsinn, genuine 
Epilepsie, Trunksucht, schwere Psychopathie und 
Hysterie, moralischer Schwachsinn, Bluterkrankheit, 
Huntingtonsche Chorea, amaurotische Idiotie, erbliche 
Taubstummheit und Zuckerkrankheit, soweit sie zur 
Zeugungsunfähigkeit geführt hat, sowie eine Reihe 
anderer seltener Erbleiden. Im allgemeinen kann man 
sagen, daß das Urteil dauernd ‚allgemein eheuntaug- 
lich‘‘ stets dann abgegeben werden muß, wenn Leiden 


in solcher Gradausprägung vorhanden sind, daß auch 
die Voraussetzungen der Sterilisierung gegeben scheinen. 

Dauernd beschränkt ehetauglich sind solche Per- 
sonen zu nennen, die zwar selbst gesund sind, aber 
unter Eltern oder Geschwistern Personen aufweisen, 
die an den genannten schweren Erbleiden erkrankt 
sind. Wir werden hier Verwandtenehen und Heirat 
in gleichbelastete Familien entschieden widerraten 
müssen. Auch bei weniger schweren Erbleiden werden 
wir uns ähnlich zu verhalten haben, sofern beide 
Teile dasselbe äußerlich sichtbar aufweisen; z. B. 
wird man die Ehe zweier Personen mit Hasenscharte 
nicht gutheißen können, obgleich sonst die Mißbildung 
nicht als Ehehindernis zu bewerten ist. 

Recht wesentlich ist die Frage, ob sich die Ehe- 
beratung auch noch auf andere Dinge erstrecken soll. 
Man wird kaum allgemeine Regeln aufstellen können, 
sondern nach Lage des Falles handeln müssen. Eine 
grundsätzliche Beschränkung auf die gesundheitliche 
Ehetauglichkeit kann jedoch nicht gefordert werden.’ 
Sexualpsychologische Fragen tauchen immer wieder 
auf und müssen im Interesse der Bewerber mit ihnen 
erörtert werden. In dem Zeugnis darf aber natürlich 
nur von der Ehetayglichkeit als solcher die Rede sein. 

Über die Form der Zeugnisse ist Einhelligkeit nur 
darüber vorhanden, daß das zum Austausch bestimmte 
Zeugnis nichts über die Art des Ehehindernisses aus- 
sagen, sondern lediglich eine einfache Feststellung 
enthalten darf. Schubart schlägt vor, folgende 
Form zu wählen: „Herrn .......... wird das in dem 
umstehend abgedruckten Reichsgesetze bezeichnete 
Einheitszeugnis hiermit erteilt.“ 

Seine Ausstellung setzt einen von Schubart aus- 
gearbeiteten Gesetzentwurf über den zwangsweisen 
Austausch voraus. Wer das Zeugnis nicht erhält, darf 
nicht heiraten (nach dem Schubartschen Plane, der 
allerdings nur die Geschlechtskrankheiten berücksich- 
tigt.) Wir hätten damit zugleich auch Eheverbote ein- 
geführt, für die uns die Zeit jedoch keinesfalls reif 
erscheint. Wohl werden wir in Einzelfällen mit 
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit minder- 
wertigen Nachwuchs voraussagen können, in denen ein 
Eheverbot zu vertreten wäre, ebenso auch bei mani- 
festen Geschlechtskrankheiten, oder offener Lungen- 
tuberkulose usw.; im allgemeinen erreichen unsere 
erbbiologischen Voraussagen jedoch noch nicht einen 
solchen Grad der Sicherheit, welche die völlige Aus- 
schaltung der Willensentscheidung des einzelnen 
rechtfertigen ließe. Wie bei der Sterilisierung werden 
wir uns vorerst mit einem Rat begnügen müssen, die 
Entscheidung aber dem betreffenden selbst zu über- 
lassen haben. Die Frage der Geschlechtskrankheiten 
ist in der bekannten V.O. vorerst geregelt und be- 
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deutet schon in ihrer jetzigen Gestalt eine Art Ehe- 
verbot für Geschlechtskranke, da sie dem infizierten 
Teil das Recht eines Strafantrages einräumt. Außer- 
dem steht eine neue reichsgesetzliche Regelung bevor. 
In der Frage der Ehezeugnisse können deshalb zu- 
nächst die Geschlechtskrankheiten zurückstehen, da 
für sie ja Sonderregelungen bestehen und weitere zu 
erwarten sind, deren Wirkung wir erst in der Praxis 
kennen lernen müssen. 


Die Gesundheitszeugnisse vor der Ehe können aller- 
mindestens solange nicht in Verbindung mit Ehe- 
verboten gebracht werden, als nicht ein reichsgesetz- 
licher Zwang zu ihrem Austausch vorhanden ist, da 
sonst jene Personen, die für Verbote in Betracht 
kommen, sich einfach nicht beraten ließen, solange 
es sich um einen freiwilligen Austausch handelt. 
Zwangsmaßregeln, auch soweit sie schon jetzt von 
den Ländern getroffen werden können, wie z. B. Ver- 
pflichtung der Standesbeamten nach Gesundheits- 
zeugnissen zu fragen und in das Standesamtsregister 
einen entsprechenden Vermerk über einen Austausch 
anzubringen, scheinen noch verfrüht; es ist zu be- 
fürchten, daß gegenwärtig solche Maßregeln starke 
Opposition hervorrufen könnten, welche der Sache 
erheblich zu schaden geeignet ist, während der völlig 
freiwillige Austausch und seine gänzlich unverbind- 
liche amtliche Empfehlung aufklärend und weiter- 
gehende Schritte vorbereitend wirken dürfte. Anders 
liegen die Dinge natürlich in dem Augenblick, in 
welchem ein neues Reichsgesetz in Betracht kommt. 
Im Reiche kann es sich nur um die Regelung des 
zwangsweisen Austausches von Gesundheitszeug- 
nissen handeln, bei dem mindestens ein Eheverbot für 
die Dauer zeitlicher Eheuntauglichkeit, also bis 
zur Beseitigung ihrer Ursache, zu begrüßen wäre, 
um auf die Ehewerber einen Zwang zu ausreichender 
Behandlung ihres Leidens auszuüben. Als vorberei- 
tende Maßnahme scheint die Empfehlung freiwilli- 
gen Austausches von Gesundheitszeugnissen durch 
die Länder und die Errichtung behördlicher Ehe- 
beratungsstellen unerläßlich. 


Man wird deshalb dem Schubartschen Entwurf noch 
nicht näher treten können, sondern eine andere Form 
des Zeugnisses zu wählen haben. Ich selbst habe vor 
längerer Zeit schon folgende vorgeschlagen: 


Ehetauglichkeitszeugnis. 


Hierdurch wird bescheinigt, daß.......... geb. am........ 
soweit sich gegenwärtig feststellen läßt, als 
unbeschränkt ehetauglich 
beschränkt ehetauglich ! 
gegenwärtig eheuntauglich 
dauernd eheuntauglich 
anzusehen ist. 
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Über die Frage, wer Ehetauglichkeitszeugnisse aus- 
stellen soll, besteht keine Einhelligkeit. Trumpp hat 
vorgeschlagen, besondere Eheberater anzustellen, die 
eine besondere Schulung für ihre Aufgabe durch- 
gemacht haben. Der Stand der Aussprache in der 
Literatur ist dieser Auffassung günstig. Auch die 
preußische Regierung hat in ihrer eingangs erwähnten 
V.O. die Wahl für diese Aufgabe besonders geeigneter 
Ärzte vorgeschlagen. Sie will ausdrücklich nicht den 
Amtsarzt in allen Fällen betraut sehen, von dem man 
billigerweise auch nicht verlangen kann, daß er jene 
Gebiete der Medizin genügend beherrscht, deren 
Kenntnis die Eheberatung voraussetzt. Im allge- 
meinen wird man am besten einen erbbiologisch ge- 
schulten Arzt mit der Leitung einer Eheberatungs- 
stelle betrauen, aber noch eine Reihe von Spezial- 
ärzten heranziehen müssen, die auf Wunsch des Ehe- 
beraters Einzelfragen erörtern. Es sind dies: Internist, 
Psychiater, Frauenarzt, Hautspezialist, in selteneren 
Fällen Augen-, Nasen- oder Ohrenspezialisten. Daraus 
ergibt sich wieder, daß eine Eheberatungsstelle am 
besten einer Klinik angegliedert wird, soweit dies die 
örtlichen Verhältnisse zulassen. 

Die Beratung liegt nicht nur im Interesse der Ehe- 
schließenden, sondern auch in dem der Allgemeinheit. 
Man wird deshalb sehr wohl die Kosten der Beratung 
auf öffentliche Körperschaften legen dürfen, wie es 
auch im Sächsischen Wohlfahrtspflegegesetz gedacht 
ist. Neben Gemeinde kommen Krankenkasse und 
die Landesversicherungsanstalt mit als Kostenträger 
in Betracht. Minderbemittelte müssen kostenlos be- 
raten werden. Ich habe den Eindruck, daß es zweck- 
mäßiger ist, eine amtliche Eheberatungsstelle zu be- 
gründen als einer Einzelperson die Beratung einfach 
zu überlassen, da erstens die amtliche Begründung 
werbend wirkt und zweitens dann amtlich z. B. auf 
den Standesämtern usw. auf die Beratungsstelle durch 
Anschläge hingewiesen werden kann. Nach dem Urteil 
aller Beratungsstellen ist aber dauernde Werbung 
nötig, um ausreichenden Besuch zu sichern. 

Der‘ bevölkerungspolitische Erfolg des freiwilligen 
Austausches von Gesundheitszeugnissen vor der Ehe 
darf nicht überschätzt werden. Zunächst wird nur 
ein Bruchteil aller Eheschließenden untersucht werden 
und obendrein nur jene, deren Verantwortlichkeits- 
gefühl genügend entwickelt ist, während die Masse 
der Leichtfertigen, welche zu untersuchen besonders 
wichtig wäre, in der Regel fernbleiben dürfte. Dazu 
kommt noch, daB die Paare häufig erst zur Beratung 
kommen, nachdem bereits geschlechtliche Beziehungen 
aufgenommen sind, also zu einem Zeitpunkt, in dem 
ein ungünstiges ärztliches Urteil mindestens für den 
weiblichen Teil recht folgenschwer ist, weshalb oft 
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genug eine an sich zu widerratende Ehe doch zustande 
kommen wird. 
Zusammenfassung: 


1. Es empfiehlt sich zunächst die Errichtung behörd- 
licher Eheberatungsstellen anzuregen und den 
freiwilligen Austausch von Gesundheitszeug- 
nissen vor der Ehe anzuraten. 

. Die Leitung ist zweckmäßig einem erbbiologisch 
geschulten Arzt anzuvertrauen und dessen Zu- 
sammenarbeit mit Spezialisten zu sichern. 

3. Die Beratung soll sich auf die körperliche und 
geistige Ehetauglichkeit und die Aussicht etwaiger 
Nachkommenschaft erstrecken. 

. Als Form des Zeugnisses wird empfohlen: 


Ehetauglichkeitszeugnis. 


Hierdurch wird bescheinigt, daß.......... geboren am..... 
soweit sich gegenwärtig feststellen läßt, als 
unbeschränkt ehetauglich 
beschränkt ehetauglich 
gegenwärtig eheuntauglich 
dauernd eheuntauglich 
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anzusehen ist. 


5. Der freiwillige Austausch von Gesundheitszeug- 


nissen ist eugenisch nur wenig wirksam, gestattet 
aber praktische Erfahrungen zu sammeln, nach 
denen weitere Schritte zu richten sind, und wirkt 
im Sinne der hygienischen Volksbelehrung. 
Spätere reichsgesetzliche Regelung zwangswei- 
sen Austausches von Gesundheitszeugnissen vor 
der Ehe ist anzustreben. 
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Freiwillige Heiratsberatungsstellen in Preußen. 
Von E. SCHUBART, Berlin-Charlottenburg. 


Die Zeitschrift für Volksaufartung und Erbkunde 
enthält in ihrem 4. Heft 1926 einen vollständigen Ab- 
druck des Runderlasses des Preußischen Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 19. Februar 1926, betreffend 
die Einrichtung ärztlich geleiteter Heiratsberatungs- 
stellen in Gemeinden und Kreisen. Der Erlaß gibt 
eine geschichtliche Darstellung, einen Abdruck der 
Leitsätze des Reichsgesundheitsrates vom 26. Februar 
1920 sowie der Beschlüsse des Preußischen Landes- 
gesundheitsrates vom 18. Juli 1925, und bringt dann 


Entwürfe für die einzurichtenden Heiratsberatungs-. 


stellen, und zwar sowohl für den Gang der Unter- 
suchung und deren Umfang, wie auch für das aus- 
zustellende Heiratszeugnis. Den Gemeinden und Krei- 
sen wird in dem Erlasse nicht zur Pflicht gemacht, 
wohl aber anempfohlen, in ihren. Bezirken Heirats- 
beratungsstellen zu schaffen, welche nach diesen 
Richtlinien mittels der empfohlenen Vordrucke Hei- 
ratszeugnisse ausstellen. 

Es handelt sich also um Freiwilligkeit im größten 
Ausmaße. Freiwillig handeln die Städte und Kreise, 
welche die vorgeschlagene Heiratsberatungsstelle ein- 
richten ; freiwillig handelt auch jeder Einzelne, der vor 
seinem Verlöbnis oder während desselben die Stelle 
anruft, um das Heiratszeugnis zu erlangen. Und wer 
es dann besitzt, handelt wiederum freiwillig, wenn er 
es dem anderen Teile mitteilt. Auch die Unterlassung 
dieser Mitteilung ist ihm freigestellt. Wie viele oder 
wie wenige Städte und Kreise sich zur Einrichtung 
einer Heiratsberatungsstelle entschließen werden, und 
in welchem Umfange die Bevölkerung von den ein- 
gerichteten Stellen Gebrauch machen wird, bleibt ab- 
zuwarten. Auch wer in beiden Punkten fürs erste mit 
geringen Zahlen rechnet, — wie dies der Verfasser 
tut, — darf dennoch der Ansicht sein, daß der Rund- 
erlaß eine Tat von großer Bedeutung ist. Denn in 
Deutschland waren die Erörterungen über ärztliche 
Heiratsberatung auf einen toten Punkt gekommen ; 
in allen den zahlreichen Aussprachen über diesen 
Gegenstand wurde immer wieder fast die ganze Kraft 
auf eine völlig unfruchtbare Erörterung verwendet, — 
nämlich die Erörterung der Frage, ob ein Zwang zur 
ärztlichen Heiratsberatung vom Gesetzgeber einge- 
führt werden solle oder nicht. Unfruchtbar erschien 
dem Verfasser diese Erörterung um deswillen, weil 
auch der größte Freund eines solchen Zwanges nicht 
im Zweifel darüber sein durfte, daß für jetzt und auf 
viele Jahre hinaus der deutsche Gesetzgeber sich 


keinesfalls entschließen würde, einen solchen Zwang 


einzuführen. Es konnte keinem begründeten Zweifel 
unterliegen, daB im Reichstag eine Mehrheit für ein 
solches Gesetz in absehbarer Zeit unerreichbar sei. 
Tatsächlich haben sich sämtliche Beschlüsse, die in 
der Richtung des Zwanges ergangen sind, nicht einmal 
bis zu einem formulierten Entwurfe eines Reichs- 
gesetzes verdichtet. Jedenfalls zeigen aber die einen 
solchen Zwang zum Zeugnisaustausch — ohne Ehe- 
verbot bei ungünstigem Befunde! — fordernden Be- 
schlüsse des Reichsgesundheitsrats von 1920 und des 
Preußischen Landtags von 1922, daß ein Notstand 
vorliegt, gegen den gar nichts zu tun, sondern die 
Hände in den Schoß zu legen, schuldhaft wäre. 

Das Hauptkennzeichen des Erlasses ist also, daß 
er auf der Grundlage völliger Freiwilligkeit aufgebaut 
ist. Einen Zwang auf die Heiratslustigen, sich das 
Zeugnis über ihren Gesundheitszustand zu verschaffen, 
konnte er nicht ausüben, denn das hätte nur durch 
Reichsgesetz geschehen können. Aber auch ein Zwang 
auf die Städte und Kreise Preußens, die Heirats- 
beratungsstellen einzurichten, ist in dem Erlaß nicht 
enthalten. Der Erlaß beschränkt sich darauf, die 
Schaffung solcher Stellen zu empfehlen, und gibt Hin- 
weise für ihre zweckdienliche Einrichtung. Neben dem 
fast selbstverständlich erscheinenden Ausspruche, daß 
ein Arzt mit der Leitung zu betrauen ist, wird auf die 
Notwendigkeit der Hinzuziehung besonders mit der 
Erblichkeitslehre vertrauter ärztlicher Kräfte auf- 
merksam gemacht und der Inhalt des Untersuchungs- 
ganges und des auszustellenden Zeugnisses angegeben. 
Am besten dient es zur Veranschaulichung, wenn ein 
solches Zeugnis, probeweise ausgefüllt, hier mitgeteilt 
wird. Es sei also angenommen, daß von der Städti- 
schen Heiratsberatungsstelle in Fernwald Herr Georg 
Altmann untersucht würde, geboren am 23. September 
1902 in Goslar. Der Befund sei in allen Punkten ein 
durchaus günstiger. Die Eintragungen der Heirats- 
beratungsstelle in dem Vordruck seien durch schrägen 
Druck gekennzeichnet, während das übrige den Vor- 
druck darstellt. Das Zeugnis würde also lauten: 


Heiratszeugnis. 


Familienname und Vornamen des Untersuchten: 

Altmann, Georg 
geboren am 23ten Seplember r902 in Goslar, wohnhaft in 
Fernwald. 


I. Weiche Gefahren entstehen durch die Eheschließung: 
a) für den Untersuchten selbst? Keine. 
b) für den anderen Ehegatten? Keine. 
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c) für die Nachkommenschaft? Keine. 
d) Welche Belastung auf Seiten des anderen Ehepartners 
erscheint besonders bedenklich? Keine. 


II. Muß nach dem vorliegenden Befunde von einer Ehe- 
schließung dringend abgeraten werden? Nein. 
Ill. Soll die Eheschließung aufgeschoben werden? Nein. 
Wie lange? — 
Fernwald, den zten Juli 1926. 


Städtische Heiratsberatungsstelle. 
gez. Dr. Streng, Arzt. 


Leider werden die Untersuchten, bei denen ein sorest- 
los günstiger Befund sich ergibt, die Ausnahme bleiben. 
Man könnte den Schein, den Herr Altmann bekommt, 
als den „großen Gesundheitsschein‘“ bezeichnen; die 
meisten werden sich mit einem etwas geringeren be- 
genügen müssen. Wie die Eintragungen bei weniger 
günstigem Befunde zu fassen sind, das wird dem Leiter 
der Heiratsberatungsstelle manchmal Kopfzerbrechen 
bereiten. Besondere Beachtung verdienen die Fälle, 
in denen der Untersuchte selbst ein Übel nicht oder 
nur in geringem Maße zeigt, das aber als Erbübel in 
seiner Familie mehrfach festgestellt ist. Vor einer 
Heirat mit einer Person, deren Sippe das gleiche oder 
ein ähnliches Erbübel aufweist, muß er in der Regel 
gewarnt werden. Um eine Klarstellung auch dieser 
wichtigen Fragen zu erreichen, sieht der Erlaß im 
Vordrucke für den Heiratsberater eine Sippschafts- 
tafel vor, die es dem Arzte erleichtert, in anschaulicher 
Weise sich die Fälle einschlägiger Krankheiten in der 
Familie anzumerken. Praktisch noch wichtiger werden 
wohl, jedenfalls im Anfange, die Feststellungen und 
Beurteilungen ansteckender oder ansteckend gewesener 
Erkrankungen sein. Darüber, wie hier die Eintragung 
zu fassen sei, beispielsweise bei leichteren und schwere- 
ren Fällen von Tuberkulose in ihren verschiedenen 
Stadien, sind mir von verschiedenen Ärzten sehr ab- 
weichende Meinungen mitgeteilt worden. Das gleiche 
gilt von überstandener Gonorrhoe und Lues. Aber 
schon bei so verbreiteten Gesundheitsstörungen, wie 
Fettleibigkeit, Kurzatmigkeit usw. gehen die ärztlichen 
Ansichten über den Zeugnisinhalt recht weit ausein- 
ander. Dies erscheint mir keinesfalls entmutigend, 
sondern im Gegenteil ein Ansporn, praktische Er- 
fahrungen zu sammeln durch baldige Schaffung und 
rege Benutzung der Heiratsberatungsstellen. Nichts 
klärt ja die Meinungen so sehr wie die Praxis. Freilich 
wurden schon früher zuweilen Ärzte vor einer Heirat 
um Rat gefragt. Es ist aber etwas ganz anderes, ob 
der Arzt — und zwar fast immer nur mündlich — 
lediglich dem Untersuchten selbst seine Meinung er- 
öffnet, oder ob eine Urkunde ausgestellt wird, die auch 
zur Vorlegung an den anderen Teil und zur Ein- 
reichung zu irgendwelchen Akten geeignet sein soll. 


Es ist festzustellen, daß der Erlaß vom 19. Februar 
1926 in den wenigen Monaten seit seinem Erscheinen 
schon mehrere bedeutsame Wirkungen ausgeübt hat. 
Den preußischen Minister des Innern hat dieser Erlaß 
dazu angeregt, eine neue Aufgebotsvorschrift für die 
Preußischen Standesämter zu geben. Sie hat folgenden 
Inhalt: l 

„Die Erschienenen sind unter sachgemäßer Be- 
lehrung zu fragen, ob Gesundheitszeugnisse aus- 
getauscht sind, wie dies von zuständiger Stelle emp- 
fohlen ist. Die Antwort ist in jedem Falle in die 
Niederschrift aufzunehmen .“ 

Es ist offensichtlich, wie groB die praktische Be- 
deutung dieser Aufgebotsvorschrift ist. Wenn in der 
Aufgebotsverhandlung neben der Aushändigung des 
bekannten Aufgebotsmerkblattes des Reichsgesund- 
heitsamts ganz ausdrücklich die Frage nach dem Aus- 
tausch von Gesundheitszeugnissen gestellt wird, und 
die Antwort in die Niederschrift aufgenommen wird, 
so wirkt dies in hohem Maße auf die Beteiligten dahin, 
den Austausch der Gesundheitszeugnisse nachzuholen, 
und von selbst wird es sich ergeben, daß sie den Stan- 
desbeamten fragen, wo man solche am besten erhält. 
Ist eine Heiratsberatungsstelle am Orte, so wird der 
Standesbeamte dann auf sie hinweisen. In Berlin ist 
bereits die erste Städtische Heiratsberatungsstelle ge- 
schaffen worden. 

Noch vor kurzem traf man bei der Allgemeinheit 
auf eine halb ablehnende, halb belustigte Einstellung, 
wenn das Thema ‚ärztliche Heiratsberatung‘‘ zur 
Sprache kam. Gegenüber dieser Einstellung hatten 
diejenigen, die aus eigener Wahrnehmung den Ernst 
der Gefahren kannten und die Wichtigkeit der Be- 
strebungen betonten, einen schweren Stand. Ihnen 
bietet der Erlaß eine starke Hilfe. Nachdem eine so 
maßgebende Stelle, wie das Preußische Wohlfahrts- 
ministerium, sich für die Schaffung solcher Heirats- 
beratungsstellen eingesetzt hat, ist es nicht mehr an- 
gängig, mit einem Achselzucken die Bestrebungen ab- 
zutun. Dieser Erfolg ist sehr hoch anzuschlagen. 

Bemerkenswert ist noch folgendes: Das Jugendamt 
der Stadt Berlin, dem Dutzende von Berufsvor- 
mündern und Tausende von Mündeln unterstehen, ist 
jetzt in ernsthafte Erwägungen eingetreten, ob nicht 
in seinem Machtbereiche nunmehr grundsätzlich die 
Beibringung von Arztzeugnissen über den Gesund- 
heitszustand gefordert werden soll, ehe über die Ge- 
nehmigung der Heirat eines minderjährigen weiblichen 
Mündels entschieden wird. In einer nahe bevorstehen- 
den Sitzung soll hierüber beschlossen werden. Schon 
daß ein solcher Antrag überhaupt auf die Tagesordnung 
kommen konnte, ist ein Erfolg des Erlasses vom 19. 
Februar 1926. 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Kihara, Hitoshi und Tomowo Ono (Kyoto), Die Ge- 
schlechts-Chromosomen von Rumex acetosa (Sauerampfer). 
Ztschr. f. indukt. Abst.- u. Vererbl. 39, 1. 1925. Die männlichen 
Pflanzen besitzen 12 + X + Y + Y,die weiblichen 12+ X+ X 
Chromosomen. Die reifen Geschlechtszellen der männlichen 
Pflanzen enthalten 6+ X und 6 + Y + Y, die der weiblichen 
Pflanzen 6 + X Chromosomen. Bei Sauerampfer ist ein sehr 
bedeutender Überschuß an weiblichen Pflanzen festgestellt. 
Die bei anderen Pflanzen auch experimentell gestützte Hypo- 
these, daß dies seinen Grund in der größeren Wachstums- 
geschwindigkeit der weniger chromatinreichen Pollenschläuche 
habe, versagt jedoch, da die Chromatinmasse in den weibchen- 
bestimmenden Pollen mit 6+ X Chromosomen größer als in 
den männchenbestimmenden ist. F, 

H. Seckel, Beobachtungen über heredofamiliäre und kon- 
stitutionelle Häufung von Stoffwechselleiden bei Diabetes mel- 
litus. Ztschr. f. klin. Med. 102, 195. 1925. Untersuchungen 
über den Verwandtschaftskreis von 430 Fällen von Diabetes 
mellitus. Es zeigte sich, daß in diesen Familien neben Zucker- 
krankheit, Fettsucht und Gicht überdurchschnittlich häufig 
ist. Die Schwere der familiären Belastung hat keinen Einfluß 
auf den Verlauf und die Zeit des Ausbruchs der Zuckerkrank- 
heit. Die Familien, in denen Fettsucht und Gicht auftritt, 
weisen meist Fälle von Altersdiabetes auf. F. 

W. Fischer (Rostock), Der Einfluß der Rasse in der Patho- 
logie. Arch. f. Schiffs- u. Tropenhyg. 29, 88. 1925. Rachitis 
ist bei den Chinesinnen sehr selten; die Ursachen der verengten 
Becken bei ihnen sind nicht englische Krankheit, im übrigen 
unbekannt. Hysterie ist sehr häufig. Es kommen 2 Typen von 
Isoagglutininen vor, über deren Verwandtschaft mit Nachbar- 
völkern wir nur sehr wenig wissen wie auch über die Verbreitung 
der meisten Krankheiten. F, 

A. Rosenblüth (Wien), Längen- und Massenwachstum 
schwachsinniger Kinder, Ztschr. f. Kinderheilk. 40, 281. 1925. 
Den Untersuchungen liegen Beobachtungen an 393 Kindern 
beiderlei Geschlechts im Alter von 6—16 Jahren zugrunde. 
Es zeigte sich, daß die schwachsinnigen im Längenwachstum 
erheblich hinter den normalen Kindern zurückbleiben. Das 
Gewicht ist bei ihnen, auf ihre geringe Größe bezogen, erhöht. 
Dies gilt sowohl für Mädchen wie für Jungen. Der Abstand 
gegenüber normalen Kindern bleibt konstant, das heißt, er 
vergrößert sich nicht mit zune:mendem Alter. F. 

Feldweg u. Neuer (Wiesbaden), Körperbau und Phthise. 
Verhandlungen der Deutschen Gesellschaft für innere Medizin, 
1925. S.262. Es wurden an 230 männlichen und weiblichen 
Tuberkulosen anthropometrische Messungen vorgenommen, 
Durclischnittswerte und Standardabweichungen berechnet. 
Stheniker erwiesen sich als Plus-, Astheniker als Minusabweicker. 
40% verstorbenen Asthenikern entsprechen 5%, verstorbenen 
Sthenikern. Bei letzteren überwiegen die katarrhalischen Er- 
scheinungen, bei ersteren die toxischen. F. 

Mettenleiter (Wien), Sperma und künstliche Befruchtung 
bei Mensch und Tier. M. m. W. 72, 977. 1925, und Arch. f. 
Gynaek. 126, 251. 1926. Die Bewegungsdauer der Spermatozoen 
schwankt erheblich. Bei Kälte bleibt sie länger erhalten, ebenso 
in Ringerlösung, Blutserum, bei Hühnereiweiß. Die Beweglich- 
keit wird gesteigert durch 5%, Traubenzuckerlösung, Kochsalz 
und Ringerlösung. Bei donpelseitiger Epididymitis empfiehlt 
sich Punktion des Nebenhodenkopfes mit Spritze, Aspiration, 
mikroskopische Kontrolle auf Beweglichkeit der Spermien und 
dann intrauterine Injektion. F. 


| 
| 
| 


' Konstitutionstrage bei der epidemischen Encephalitis. 


F. Stern und A. Grote (Göttingen), Bemerkungen über die 
Arch. 
f. Psych. u. Nervenkrh. 75, 235. 1925. Die Verfasser konnten 
bei ihren Untersuchungen keinen bestimmten Konstitutions- 
typus bei Encephalitis-Kranken feststellen. Sie halten aber 
dennoch eine konstitutionelle Neigung für möglich, welche die 
Erkrankung an Encephalitis erleichtert. F, 
A.Kubänyi, Blutgruppenuntersuchungen in einer hämo- 
philen Familie. Kli. Wo. 5, 321. 1926. Auffallend ist, daß 
die Mutter, die ja Konduktor sein muß, die Tochter und der 
kranke Sohn der gleichen Gruppe, nämlich II angehörten, 
während weitere 4 gesunde Söhne Gruppe Ill aufwiesen. F. 
G. H. Schneider (Frankfurt), Weitere Beiträge zur Iso- 
haemagglutination (mit Eklampsiebefunden). Kli. Wo.4, 2383. 
1925. Körperliche Anstrengungen beeinflussen die Blutgruppen- 
zugehörigkeit nicht. In Europa herrscht Typus A, in Asien Ty- 
pus B vor; ursprüngliche Völker haben O. Man könnte deshalb 
daran denken, daß A und B durch Mutationen aus O entstanden 
sind. Bei Eklampsie wurde stets gefunden, daß Mutter und 
Kind verschiedenen Blutgruppen angehörten, F. 
F. Prange (Rostock), Die Gynäkomastie des Mannes und 
ihre Beziehungen zur Gesamtkonstitution. Arch. f. Frauenk. 
u. Konstitut.-Forsch. 12,63. 1926. Die Gynäkomastie ist als Teil- 
eıscheinung einer allgemeinen psychophysischen Degeneration 
mit besonders nahen Beziehungen zu der pluriglandulären 
Insuffizienz und vielleicht den zentralen Zentren aufzufassen. 
Daneben können die verschiedensten degenerativen Stigmen 
einhergehen. In 4 von den 7 beobachteten Fällen lag eunu- 
choide Konstitution vor (2 Hoch-, 2 Fettwuchstypus), in 
3 Fällen Testes hypoplastisch oder gar nicht nachweisbar. 
Gynäkomasten sind intersexuelle Varianten, zum Teil wohl 
durch besondere Hormonwirkung, doch dürfte auch eine Erb- 
anlage zu erhöhter Entwicklungsbereitschaft der Milchdrüsen- 
anlage in Betracht kommen. F. 
J. S. Galant (Moskau), Konstitutionstypenlehre der Frau. 
Beitrag Il: Der asthenische und stenoplastische Konstitutions- 
typus der Frau. Arch. f. Frauenk. u. Konstitut.-Forsch. 12, 74. 
1926. Die Asthenie umfaßt eine Konstitutionskrankheit, eine 
Konstitutionsanomalie und eine normale Gruppe. Der ersten 
sind degenerative Stigmen eigen, unter denen die Dentasthenie, 
eine besondere Anfälligkeit der Zähne gegen Infektion, stark 
auffällt. Als stenoplastischen Konstitutionstypus möchte 
der Verfasser die „robuste Asthenika‘ bezeichnen. Den beiden 
erwähnten Gruppen ist die Körperproportion gemeinsam, jedoch 
hat die Stenoplastika straffe Muskulatur und Anklänge an den 
subathletischen Typus. Winkelprofil ist häufig, degenerative 
Stigmen seltener. Lebensmut und unversiegbare Energie sind 
die wesentlichen Züge der Psychokonstitution. F. 
K. Bonnevie und A. Sverdrup (Oslo), Erbliche Disposi- 
tionen zu zweieiigen Zwillingsgeburten in norwegischen Bauern- 
familien. Journ. of genetics 16, 125. 1926. Untersuchungen an 
rund 10000 Geburten, darunter 430 Zwillingsgeburten. Als 
Vergleichsmaterial dienten über 2000 Zwillingsgeburten aus 
dem statistischen Material und der Frauenklinik Oslo. In 
Norwegen betragen die Zwillingsgeburten 1,46 %, in den unter- 
suchten Familien 3,25%, in einzelnen Linien bis zu 8,23°,. 
Mit Hilfe der Weinbergschen Differenzmethode ließ sich 
feststellen, daß eine erbliche Neigung zu zweieiigen Zwillings- 
geburten vorliegt. Der Erbgang dürfte am ehesten rezessiv 
sein. Die Verfasser kommen damit zu einer Bestätigung der 
schon von Poll begründeten Auffassung. F. 


K. H. Bauer (Göttingen), Untersuchungen über die Frage 


einer erbkonstitutionellen Veranlagung zur Struma nodosa 


colloides. Bruns’ Beitr. z. klin. Chir. 135, 512. 1926. Be- 
schreibung und Auswertung von 50 Stammbäumen aus dem 
Harz. Der Erbgang dürfte unvollständig geschlechtsbegrenzt 
dominant sein. Frauen sind erheblich häufiger befallen. 
Stammbäume zeigen ein erhebliches Überwiegen der Mädchen- 
geburten, was vielleicht ein mit der Anlage zu Kropf ver- 
bundene konstitutionelle Beeinflussung der Geschlechtspropor- 
tion zur Ursache hat. F. 
E. H. Stoll (Berlin), Vererbung, Auslese, Rassenhygiene. 
Berlin. Klinik 33, 1—30. 1926. Kurze Einführung in die Rassen- 
hygiene, allgemeinverständlich geschrieben, in manchen Punk- 
ten jedoch nicht ganz stichhaltig. Die Schrift ist zur ersten 
Orientierung jedoch ganz brauchbar. | F. 
E. Kretschmer (Greifswald), Konstitutionsmischung bei 
gesunden Ehepaaren. D. m. W. 52, 20ff. 1926. Bei 70 unter- 
suchten Ehepaaren waren bei 101 die Gatten vorwiegend un- 
ähnlich, in 26 mehr ähnlich, in 43 unentschieden. 36 Hypoma- 
nische hatten als Gatten 10 zyklothyme und 26 schizoide. In 
ihrer psychischen Konstitution ähnlicher waren die Gatten, 
welche die Ehe in höherem Alter geschlossen hatten und die 
ausgesprochenen psychischen Mittellagen. In 13°, der Fälle 
war die Frau dem Mann an Tatkraft, Intellekt usw. überlegen. 
Diese Ehen sind besonders glücklich. F. 
E. Ehrler (Zürich), Der Einfluß des Geburtenrückganges 
auf die Familiengröße in Zürich. Soz. Prax. 34, 552ff. 1925. 
lm Zeitraum von 1896—1920 ging die Geburtenzahl um 60°% 
zurück. 30% ger Ehen sind kinderlos, 50°; haben nur 1 öder 
2 Kinder, 10°, 3 Kinder, 6 Kinder und mehr nur 1,6°,. Bei 
den ungelernten Arbeitern ist die Kinderzahl am größten, in 
den sozial höchsten Schichten am kleinsten. F. 
K. Landsteiner and C. Ph. Miller jr. (New York), Sero- 
logical studies on the blood of the primates. II. The blood 
groups in anthropoid apes. (Serologische Studien über das 
Blut der Primaten. 1I. Die Blutgruppen der anthropoiden 
Affen.) Journ. of exp. med. 42, 853ff. 1925. Bei 21 anthro- 
poïden Affen gelang es mit Hilfe der Haemagglutinine in eine 
der menschlichen Gruppen einzuordnen. Bei Schimpansen 
war stets Gruppe A, bei Orang sowohl A als B nachzuweisen. 
Die Untersuchungen sind von großer stammesgeschichtlicher 
Bedeutung. III. Distribution of serological factors related 
to human isoagglutinogens in the blood of lower monkeys. 
(Die Verteilung serologischer Faktoren unter Bezug auf die 
menschlichen Isoagglutinine im Blut niederer Affen.) Bei 12 
Spezies von 7 verschiedenen Genera der Neuweltaffen und 
bei 6 Spezies von Lemur konnte ein dem menschlichen Faktor 
B ähnlicher Blutbestandteil nachgewiesen werden. Er ist aber 
weder mit dem beim Menschen vorhandenen identisch noch 
mit dem bei den Anthropoiden gefundenen. F. 
W. Cimbal (Altona), Dysmenorrhoe als Organneurose. 
Arch. f. Frauenk. u. Konstitut.-Forsch. 12, 194. 1926. Es 
kommen 4 verschiedene Entstehungsmechanismen in Betracht: 
exogen, bei gesunden Frauen als Folge von Enthaltsamkeit 
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und Kinderlosigkeit, endogen auf Grund konstitutionell 
asthenischer Krankheitsbereitschaft, endokrin bei Entwick- 
lungshemmung und endokrinen Epochenwechsel, psychogen 
durch seelische Vorgänge. F. 


J. S. Galant (Moskau), Konstitutionstypenlehre der Frau. 
Ill. Der euryplastische Konstitutionstypus der Frau. Arch. f. 
Frauenk. u. Konstitutforsch. 12, 236. 1926. Unter den Frauen 
mit athletischem Körperbau lassen sich solche aussondern, bei 
denen neben sehr derber Entwicklung von Knochenbau und 
Muskulatur starke Fettanhäufung besteht. Die Körpergröße 
ist selten über Mittel, Maskulinismen fehlen. Eine gewisse Träg- 
heit zeichnet die Psyche der Enryplastika aus. F. 


S. Vollmann (Berlin), Die Fruchtabtreibung als Volkskrankheit. 
Georg Thieme, Leipzig 1925. 72 S. 2.40 4 
Die Schrift vertritt den Standpunkt, daß ausschließlich die 
medizinische Indikation berechtigt sei und will daneben nur 
die Notzuchtsindikation gelten lassen. Der kriminelle Abort 
müsse mit sozialhygienischen und wirtschaftspolitischen Maß- 
nahmen bekämpft werden. F. 


Piaczek (Berlin), Das Geschlechtsieben des Menschen. Ein 
Grundriß für Studierende, Ärzte und Juristen. 2. wesentlich 
veränderte und erweiterte Auflage. Georg Thieme, Leipzig 
1926. 312 S. 8.50 .% 

In gedrängter Kürze, vielfach in tabellarischen Übersichten 
versteht es P., einen ausgezeichneten, kritischen Überblick 
über das Gebiet zu geben. Er erreicht mehr als eine einfache 
Einführung und vermittelt dadurch, daß auch noch ungelöste 
Fragen angeschnitten werden, vielfache Anregung. Wünschens- 
wert wären nur noch ausführlichere Literaturangaben. Die 
Literatur am Schluß des Werkes ist lückenhaft, die Fußnoten 
im Text gleichfalls nicht ganz ausreichend. In der Überfülle 
der Literatur über dieses Gebiet erfreut P. durch seine Art 
der Darstellung, die sexueller Neugier des Publikums keinerlei 
Konzessionen macht. 


H. Hoffmann (Tübingen), Familienpsychosen im schizophrenen 
Erbkreis (Psychosen bei den Eltern von Dementia-praecox- 
Kranken). Abh. aus d. Neurol., Psychiatrie, Psychologie u. 
ihren Grenzgeb. (herausgeb. von K. Bonhoeffer), H. 32. 
S. Karger, Berlin 1926. 120 S. 7.20 .K 
Der um die psychiatrische Erbbiologie verdiente Forscher 

bringt reiches neues Tatsachenmaterial, vielfach in kasuisti- 

scher Form. Er findet neuerlich bestätigt, daß die Art der 

Psychose im Sinne Kretschmers von der praepsychotischen 

Struktur der Persönlichkeit bestimmt wird. H. kommt zu der 

Auffassung, daß der schizophrene Reaktionstypus in jedem 

Menschen vorgebildet sei, bei Schizoiden aber leichter anspreche. 

Möglicherweise hänge die Schizophrenie mit der Blutdrüsen- 

formel zusammen. Als genotypische Faktoren werden mit 

Lenz folgende angenommen: S = Auslösungsfaktor des schizo- 

phrenen Reaktionstypus, s = Fehlen desselben, H = Hem- 

mungsfaktor gegen den schizophrenen Reaktionstypus, h = 

Fehlen desselben. Die verschiedenen Kombinationen der Fak- 

toren geben Schizophrenie oder Schizoidie. F. 
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Zur Regelung der Abwasserfrage im Rhein-Ruhrgebiete. 
Übersichtsreferat. 
Von E. MERRES, Berlin. 


Die Trinkwasserversorgung urd Abwasserbeseiti- 
gung in sehr dicht bevölkerten Industriegebieten 
stellen Aufgaben von ebenso groBer Bedeutung wie 
Schwierigkeit dar. Im rheinisch-westfälischen Indu- 
striegebiete sind diese Aufgaben in vorbildlicher Weise 
gelöst worden. Es dürfte daher nicht unangebracht 
sein, weitere Kreise mit den dortigen Einrichtungen für 
die eingangs genannten Zwecke bekannt zu machen. 

Seit den 60iger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
waren die Klagen über die Verschmutzung des Rheins 
und seiner Zubringerflüsse in den Industriegebieten 
des Rheinlandes und Westfalens immer größer gewor- 
den, nachdem Bergbau und die mit diesem in Verbin- 
dung stehenden Industriezweige, wie Hochofenbe- 
triebe, Gußstahlfabriken, Eisen- und Zinkhütten, aber 
auch andere chemische Großbetriebe dauernd zu- 
genommen hatten. Der intensive Bergbau hatte zu 
derartigen Bodensenkungen geführt, daß die Vorflut 
zum Rhein fast vollständig vernichtet war. Die Ab- 
wässer der Gemeinden und der Industrie hatten sich 
gestaut und hierdurch Versumpfungen und Über- 
schwemmungen hervorgerufen, die im hohen Maße 
die Lebensnotwendigkeiten des ganzen Bezirks ge- 
fährdeten und vor allem sehr miBßliche hygienische 
Zustände zur Folge hatten. Typhus und Ruhr hatten 
sich eingenistet, was bei der Dichte der Bevölkerung 
eine um so größere Gefahr bot. Die schon geraume 
Zeit zur Abwehr der Mißstände unternommenen Maß- 
nahmen waren ziemlich wirkungslos geblieben. Dies 
lag zum großen Teil daran, daB die Interessen der 
Gemeinden und der gewerblichen Unternehmungen 
häufig einander widerstrebten. Man mußtedaher darauf 
bedacht sein, alle Sonderinteressen auszuschalten. Als 
einzig gangbarer Weg zur Erreichung dieses Zieles 
schien es notwendig, unbekümmert um die Grenzen 
der einzelnen Gemeinden, die Abwasserfrage als Ganzes 
zu behandeln, und so kam man zur Genossenschafts- 
bildung. Zunächst wurde von den beteiligten Inter- 
essenten nach langwierigen Verhandlungen und Be- 
ratungen am 7. April 1900 eine vorbereitende Kom- 
mission gewählt, deren Tätigkeit das Gesetz betreffend 
Bildung einer Genossenschaft zur Regelung der Vor- 
flut und zur Abwasserreinigung im Emschergebiet vom 


14. Juli 1904 (Preußische Gesetzsammlung Seite 175) 
zur Folge hatte. Die auf Grund dieses Gesetzes ge- 
bildete Genossenschaft führt den Namen „Emscher- 
genossenschaft“. Diese hat im Jahre 1925 eine 
Festschrift!) herausgegeben, an die sich die nach- 
folgende Darstellung vielfach anlehnt. Nach dem ge- 
nannten Gesetz sind Genossen sämtliche Stadt- und 
Landkreise, in denen Betriebe liegen, die ganz oder 
teilweise nach der Emscher und ihren Nebenläufen - 
entwässern. Zu den Kosten der Genossenschaft, die 
ihren Sitz in Essen hat, sind alle an der Abwasserbe- 
seitigung und Regelung der Vorflut im Emschergebiet 
Beteiligten heranzuziehen. Als Beteiligte im Sinne des 
Gesetzes kommen in Betracht: 

1. Bergwerke, 

2. andere gewerbliche Unternehmungen, 

bahnen und sonstige Anlagen, 

3. Gemeinden. 

Auf das Gesetz hier näher einzugehen, liegt nicht 
im Rahmen der vorliegenden Zeilen. Der Kernpunkt 
des Gesetzes besteht darin, daß die Pflicht zur Ab- 
wasserreinigung den Inhabern der abwassererzeugen- 
den Betriebe abgenommen und statt dessen der Ge- 
nossenschaft auferlegt worden ist. Diese aber ist 
unabhängig von den Wünschen des Abwassererzeugers. 
Sie kann, gleichgültig, ob es sich um Gemeinden oder 
gewerbliche Unternehmen handelt, alle zur Beseitigung 
der Abwässer erforderlichen Maßnahmen treffen, z.B. 
Kläranlagen oder Zuführungs- und Ableitungskanäle 
bauen. 

Als die Emschergenossenschaft vor mehr als einem 
Vierteljahrhundert ihre Wirksamkeit begann, erkannte 
sie von vornherein, daß sie sich auf die Eigentümlich- 
keiten des Emschergebietes einstellen mußte, wenn 
nicht der Plan der Sanierung dieses Gebietes scheitern 
sollte. Natürlicher Aufnehmer für die Abwässer des 
Emschergebietes ist der Rhein. Diesem durch unter- 
irdische Kanäle über eine Zentralkläranlage die Ab- 
wässer zuzuführen, war aus technischen Gründen 
wegen der immer wieder neu auftretenden Bodensen- 
kungen unmöglich. Es mußten daher die natürlichen 


Eisen- 


1) „25 Jahre Emschergenossenschaft‘‘, Selbstverlag, Essen, 
1925. 


64 NACHRICHTEN AUS DER ÖFFENTLICHEN GESUNDHEITSPFLEGE 


— 


kleinen Vorfluter zum Rhein wieder hergestellt wer- 
den, um sie zur Ableitung der Schmutzwässer zu be- 
nutzen. Damit Schlammablagerungen, Zersetzungs- 
vorgänge im Abwasser und Abwasserpilzbildung nach 
Möglichkeit nicht eintreten, wurden die offenen Kanäle 
mit glatten Betonsohlen versehen ; auch wurde darauf 
hingewirkt, daß die städtischen Kanalisationen eine 
Ausgestaltung erhielten, die nur möglichst frisches 
Abwasser in die Kanäle gelangen ließ. Wegen der 
offenen Abwasserkanäle konnten aber die gesamten 
städtischen und industriellen Abwässer nicht ohne 
Reinigung durch das gesamte Gebiet bis zu zentralen 
Kläranlagen am Rhein geleitet werden. Vielmehr 
mußten zwischen den Einleitungsstellen der Abwässer 
in die Vorfluter und den zentralen Kläranlagen am 
Rhein noch weitere Kläranlagen eingeschaltet werden, 
und zwar sowohl für die fäulnisfähigen als auch für 
die nicht der Fäulnis unterliegenden Abwässer. Die 
- ersteren Abwässer stammen zum überwiegenden Teil 
ausden Gemeinden, die letzteren sind durchweg solche 
gewerblicher Herkunft. 

Dank ihren hervorragenden Fachleuten hat die 
Emschergenossenschaft auf dem Gebiete der Abwässer- 
klärung sehr große Fortschritte erzielt und zum Teil 
bahnbrechend gewirkt, so hinsichtlich der fäulnis- 
fähigen Abwässer durch Einführung des Emscher- 
brunnensystems. Wie der Name besagt, ist dieses 
System zuerst von der Emschergenossenschaft in An- 
wendung gebracht. Die Emscherbrunnen!) sind zwei- 
stöckige Kläranlagen, bestehend aus je einem Absitz- 
becken und Schlammfaulraum, in denen sich beim 
horizontalen Durchfluß des Abwassers durch das Ab- 
sitzbecken der ausfallende Schlamm in dem unter dem 
Absitzbecken angeordneten Schlammfaulraum an- 
sammelt, und zwar so, daß praktisch eine ausreichende 
Trennung von Absitzraum und Faulraum gewähr- 
leistet ist. Eine Faulung oder Anfaulung des durch 
die Anlage geführten frischen, d. h. noch nicht an- 
gefaulten Abwassers, findet nicht statt. Erst in dem 
Schlammfaulraum beginnen die biologischen Vorgänge 


1) Auf der Gesolei in Düsseldorf befindet sich eine Dar- 
stellung eines Emscherbrunnens. Ebendort befinden sich auch 
Darstellungen der später erwähnten Abwasserreinigungsein- 
richtungen. Einen Überblick über die verschiedenen Verfahren 
der Abwasserreinigung gibt der Aufsatz von J. Tillmans 
„Über den gegenwärtigen Stand der Abwasserfrage““ (Zeitschrift 
für Untersuchung der Nahrungs- und Genußmittel sowie der 
Gebrauchsgegenstände 1924, Bd. 48, Seite 79); ferner die Ab- 
handlung von Dr. Ing. K. Imhoff ‚‚Fortschritte der Abwasser- 
reinigung“, 2. Auflage, 1926, Carl Heymanns Verlag und 
O.Spitta, „Grundriß der Hygiene“, Berlin, Verlag von Julius 
Springer, 1920. Vgl. auch noch: Dr. Sierp, „Die Abwasser- 
beseit gung im rheinisch-westfälischen Industriegebiete‘“ (Zeit- 
schrift für Untersuchung der Nahrungs- und Genußmittel so- 
wie der Gebrauchsgegenstände, 1925, Bd. 50, S. 53). 


der Zersetzung, die unter Bildung von Methan und 

Kohlensäure vor sich geht. Die gelösten Stoffe blei- 

ben unbeeinflußt ; fäulnisfähiges Abwasser behält also 

diese Eigenschaft. Der im Faulraum des Emscher- 
brunnens weitgehend ausgefaulte Schlamm wird auf 

Trockenplätzen getrocknet. Die Trockenmasse wird 

zum Teil in der Landwirtschaft als Dünger verwendet. 

Eine Verwertung im Großen findet indessen nicht 

statt, so daß der Schlamm als ein unangenehmer 

Ballast empfunden wird. Die Trockenplätze liegen 

wie die Kläranlagen selbst — dem Charakter des 

dichtbesiedelten Emschergebietes entsprechend — im 

allgemeinen innerhalb des bebauten Gebietes, wobei 

möglichste Entfernung von Wohnstraßen und mög- 
lichst versteckte Lage angestrebt wird. Sehr häufig 
sind die Emscherbrunnen mit Vorrichtungen zum 

Auffangen des Methans versehen, das als Leucht- 

oder Heizgas verwendet wird. 

Auch in der Klärung der gewerklichen Abwässer 
hat die Emschergenossenschaft neue Wege gewiesen. 

An gewerblichen Abwasserarten sind im Emscher- 
gebiete zu nennen: 

. Abwässer der Steinkohlenzechen, 

. Abwässer der Eisen- und Stahlwerke, 

. Abwässer chemischer Fabriken, 

. Abwässer von Brauereien und Brennereien, 

. Auslaugungen von Halden (Berghalden der 
Zechen und Schlackenhalden der Hüttenbetriebe). 
Zu den Abwässern der Steinkohlenzechen gehören die 

phenolhaltigen Abläufe der Kokereinebengewinnungs- 

anlagen. Wegen des Phenolgehaltes verdienen diese 

Abwässer besondere Beachtung. Das Phenol kann 

Mißstände mannigfacher Art verursachen, wie Geruchs- 

belästigungen, Gefährdung der Nutzungsmöglichkeit 

des Vorflutwassers und der Trinkwasserversorgung, SO- 
fern sich in nächster Nähe des Abwasserlaufes oder 
des mit Phenolwasser belasteten Vorfluters Brunnen 
befinden. Von besonderer Bedeutung ist die Schädi- 
gung der Flora und Fauna des Vorfluters, vor allem 

die der Fische. Sehr geringe Mengen von Phenol im 

Wasser behaften nämlich die Fische mit einem so 

intensiven Karbolgeschmack und Karbolgeruch, daß 

sie dadurch ungenießbar werden. Die Klagen über die 

Benachteiligung der Rheinfischerei durch Belastung 

des Rheinwassers mit phenolhaltigen Abwässern, 

haben schon zu erheblichen Klagen, darunter auch 
seitens Hollands als Unterliegers, geführt. Die Be- 
seitigung des Phenols aus den Abwässern ist daher mit 

Rücksicht auf die Belange des Fischereigewerbes un- 

bedingt zu erstreben. Das Problem der Unschädlich- 

machung des Phenols ist außerordentlich schwierig. 

Zu seiner Lösung hat auch die Emschergenossenschaft 

mannigfache Versuche ausgeführt. Allem Anschein nach 
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ist das Ziel so ziemlich erreicht und zwar durch die 
Anwendung eines biologischen Verfahrens). Zur Rei- 
nigung fäulnisfähiger Abwässer bedient man sich unter 
anderem auch des sogenannten künstlichen biologi- 
schen Verfahrens mit Tropf- oder Füllkörpern. Das 
Prinzip dieses Verfahrens beruht darauf, daß durch 
mechanische Vorrichtungen gut vorgereinigte Abwässer 
auf Körper aus Ziegelbrocken, Koksstücken, Kessel- 
rostschlacke oder ähnliches Material gebracht werden. 
Die Körper überziehen sich dann mit einer schleimigen 
Schicht, die Bakterien und andere pflanzliche oder auch 
tierische Lebewesen enthält. Durch die schleimige 
Schicht werden die Eiweißstoffe und ihre hochmole- 
kularen Spaltungsprodukte absorbiert, um dann 
durch die Mikroorganismen zersetzt zu werden. Dieses 
Verfahren hat man nun auch zu der Reinigung der 
phenolhaltigen Abwässer herangezogen. Hierbei ist 
aber notwendig, daß die Tropfkörper zuvor mit häus- 
lichen fäkalhaltigen Abwässern behandelt werden, 
damit sich zuerst eine Flora und Fauna entwickelt. 
Auf die so eingearbeiteten biologischen Tropfkörper 
gelangt dann verdünntes Phenolwasser. Durch die 
Wirksamkeit der Mikroorganismen wird darauf das 
Phenol abgebaut und dadurch unschädlich gemacht. 

Die übrigen gewerblichen Abwässer sind weniger ge- 
fährlich. Ihre Reinigungsart dürfte hier weniger Inter- 
esse erwecken. Abgesehen von den salzhaltigen Ab- 
wässern handelt es sich bei ihnen in der Hauptsache 
um die Fernhaltung von Kohlenteilchen, Teer und 
Öl sowie vereinzelt um die Zerstörung fäulnisfähiger 
Stoffe. Die Steinkohlenabwässer werden in Kohlen- 
kläranlagen gereinigt, wobei große volkswirtschaft- 
liche Werte wieder gewonnen werden, da die zurück- 
behaltene Feinkohle verfeuert wird. 

Nach dem Vorbild der Emschergenossenschaft ist 
zur weiteren Regelung der Abwasser- und Vorflut- 
verhältnisse im Rhein-Ruhrgebiet nach einigen Jahren 
durch das Ruhrreinhaltungsgesetz vom 5. Juli 1913 
(Preuß. Gesetzsammlung Seite 305) unter dem Namen 
„Ruhrverband‘ eine zweite Genossenschaft ge- 
gründet worden, die ebenfalls ihren Sitz in Essen 
hat?). Sie umfaßt die Gebiete, die nach der Ruhr 
oder ihren Nebenflüssen entwässern. Genossen sind: 

l. die Eigentümer der im Genossenschaftsgebiete 

liegenden Bergwerke und andere gewerbliche 
Unternehmungen, Eisenbahnen und sonstige 
Anlagen, die zur Verunreinigung der Ruhr oder 
ihrer Nebenläufe beitragen, oder denen aus den 
Anlagen der Genossenschaft Vorteile erwachsen, 


1) Vgl. H. Bach, Phenolhaltige Abwässer und ihre Reini- 
gungsmöglichkeit. Zeitschrift für angewandte Chemie 1926, 
Nr. 37, S. 1093. 


2) Der „Ruhrverband‘“, Verlag Wasser, Berlin-Dahlem, 1925. 


sofern sie zu einem in der Satzung für die Auf- 
nahme in die Beitragsliste vorzuschreibenden 
Mindestbeitragssatze zu den Genossenschafts- 
lasten veranlagt werden können; 

2. die ganz oder teilweise im Genossenschaftsge- 
biete liegenden Gemeinden (Gutsbezirke) ; 

3. der Ruhrtalsperrenverein für die Wasserwerke 
und anderen Anlagen, die mittelbar oder un- 
mittelbar Wasser aus der Ruhr oder ihren Neben- 
flüssen zu anderen als Triebzwecken entnehmen. 

Das was allgemein über das Gesetz zur Bildung der 

Emschergenossenschaft gesagt worden ist, gilt auch 
von dem Ruhrreinhaltungsgesetz, nämlich, daß die 
jeder einzelnen Gemeinde oder jedem einzelnen ge- 
werblichen Unternehmen gesetzlich obliegende Pflicht 
zur Reinigung der einzuleitenden Abwässer auf die 
Genossenschaft übergegangen ist. Ein wesentlicher 
Unterschied besteht aber zwischen den Aufgaben der 
beiden Genossenschaften insofern, als die Emscher 
lediglich als Abwasserkanal zu behandeln ist, das 
Grundwasser des Ruhrtales hingegen zur Versorgung 
mit Trink- und Gebrauchswasser mit herangezogen 
werden soll. Darum liegt der Schwerpunkt bei dem 
Ruhrverband nicht wie bei der Emschergenossen- 
schaft auf der Vorflutregelung, sondern auf der Ab- 
wasserreinigung. Die gesetzliche Aufgabe des Ruhr- 
verbandes ist ‚die Reinhaltung der Ruhr und ihrer 
Nebenflüsse‘‘. Der Ausbau von Abwassersammlern 
und die sonstigen Arbeiten zur Vorflutregelung ge- 
hören nur dann zu den gesetzlichen Aufgaben, wenn 
sie für den eigentlichen Genodssenschaftszweck, d.h. 
die Reinhaltung der Ruhr, erforderlich sind. 

Bevor auf die zu diesem Zwecke ergriffenen Maß- 


nahmen eingegangen wird, bedarf es einiger Ausfüh- 


rungen zu der Eigenschaft der Ruhr als Wasserver- 
sorgungsstelle. Die Wasserversorgung erfolgt natür- 
lich nicht unmittelbar aus dem Oberflächenwasser, 
sondern durch Sammlung aus dem Grundwasser des 
Ruhrtals, das nach entsprechender weiterer Reinigung 
durch die Pumpstationen der Wasserwerke dem Ver- 
brauch zugeführt wird. An der ganzen Ruhr entlang 
liegen über 90 größere und kleinere Wasserwerke, die 
täglich bis 1500000 cbm Wasser der Ruhr entnehmen 
und es als Trink- oder Gebrauchswasser in das rhei- 
nisch-westfälische Industriegebiet für mehr als 3500000 
Einwohner hineinpumpen. Das natürliche Wasser der 
Ruhr würde aber in trockenen Jahren nicht ausreichen, 
um allen Bedarf an Wasser zu decken. Deshalb muß 
der Ruhr Wasser künstlich zugeführt werden. Dies 
geschieht vermittelst Talsperren, deren größte die im 
Jahre 1913 eröffnete Möhnetalsperre bei Arnsberg!) 
1) Die „Möhnetalsperre“ (Festschrift), Druck von C. W. 

Haerfeld, Essen, 1913. | | 
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ist. Auch die Verwaltungen der Talsperren sind zu 
einer Interessengemeinschaft, dem vorher erwähnten 
Ruhrtalsperrenverein, zusammengeschlossen. 

Die Aufgabe, die Ruhr rein zu halten, war nicht an 
allen Abschnitten des Flußlaufes in gleicher Weise zu 
lösen. Am wichtigsten, aber auch am einfachsten war 
die Lösung der Abwasserfrage im Mündungsgebiet der 
Ruhr. Dort hat der Fluß das Schmutzwasser der drei 
Städte Mülheim, Oberhausen und Duisburg aufzu- 
nehmen, zugleich liegen auf dieser Strecke einige große 
Wasserwerke, die etwa 500000 Menschen mit Trink- 
wasser versorgen sollen. Die Forderung auf Lieferung 
einwandfreien Trinkwassers konnte mit Kläranlagen 
allein nicht erfüllt werden. Deshalb mußte neben der 
Ruhr ein Kanal als Abwassersammler gebaut werden, 
der das Abwasser der drei Städte unmittelbar zum 
Rnein führt. Auf der mittleren Ruhrstrecke, wo die 
Verhältnisse eine möglichst vollkommene Abwasser- 
reinigung erforderten, sind für städtisches Abwasser 
meistens Emscherbrunnen errichtet worden. Darüber 
hinaus sind sogenannte Schlammbewegungsanlagen 
vorgesehen. Eine fertige Anlage dieser Art befindet 
sich in Essen-Rellinghausen, die nach längeren sehr 
exakten Versuchen des Ruhrverbandes erbaut wor- 
den ist, nachdem der Emscherbrunnen allein nicht 
mehr genügte. Über das Wesen des Verfahrens be- 
merkt C. Imhoff, der leitende technische Beamte des 
Ruhrverbandes?), etwa folgendes: 

„Abwasserreinigung mit belebtem Schlamm und Ab- 


1) Dr. Ing. Imhoff und Ing. Fries, Die neue Schlamm- 
belebungsanlage des Ruhrverbandes. Techn. Gemeindeblatt, 
Jahrg. XXIX, Nr. 3. 


wasserreinigung in biologischen Tropfkörpern ist im 
Grunde dasselbe. Beides sind künstliche biologische 
Verfahren im Gegensatze zu dem Verfahren, die Ab- 
wässer durch Berieselung von Feldern zu reinigen, 
das als ein natürliches zu bezeichnen ist. Bei biolo- 
gischen Körpern wird die Reinigung durch die leben- 
den, aus Kleinlebewesen bestehenden, Häute ausgeübt, 
die auf den Tropfkörpern aus Koks-, Ziegel- usw. 
Brocken festsitzen. Die Reinigung geschieht durch 
Absorption, also durch mechanisches Ansaugen der 
gelösten und kolloiden Schmutzstoffe. Die absorbie- 
renden Häute bleiben aber nur dadurch wirksam, daß 
sie sich durch Lebenstätigkeit immer wieder erneuern 
und die Schmutzstoffe aufzehren. Bei der Schlamm- 
belebung sehen wir genau das gleiche, nur sitzen die 
lebenden Häute nicht auf dem Brocken fest, sondern 
sie schweben als Flocken in dem Abwasser, das sich 
langsam durch ein Becken bewegt.“ 

Am Oberlauf der Ruhr kommt hauptsächlich das 
Abfangen von Phenol und Mineralölen in Betracht. 
Hierfür werden die zuvor beschriebenen Verfahren an- 
gewendet. 

Wie die vorstehenden Ausführungen erkennen las- 
sen dürften, ist es durch Einigung der beteiligten 
Interessenten auf öffentlich-rechtlicher Grundlage ge- 
lungen, im rheinisch-westfälischen Industriegebiete ein 
Werk zu vollbringen, das von überragender Bedeutung 
für die Wohlfahrt der Bevölkerung dieses Gebietes 
ist und zugleich zeigt, wie das sehr schwierige Pro- 
blem der Abwasserbeseitigung in technisch einfacher 
und wirtschaftlich erträglicher Weise gelöst werden 
kann. 


BESPRECHUNGEN UNDBERICHTE | 


Allgemeines. 


Muntner (Berlin), Über Luftbefeuchtung. Gesundheits- 
Ingenieur, 49, 194 u. 209, 1926. Die Regulierung des Feuchtig- 
keitsgehaltes der Luft spielt nicht nur in den Wohnungen, son- 
dern auch in manchen Gewerbebetrieben eine wichtige Rolle. 
Die Befeuchtung der Luft erfolgt entweder durch Wasserzer- 
stäubung — diese kommt hauptsächlich für gewerbliche Be- 
triebe in Frage — oder durch Verdunstenlassen von Wasser 
mit Hilfe besonderer Vorrichtungen. Die Notwendigkeit der 
Heraufsetzung der relativen Feuchtigkeit der Luft in bewohnten 
Räumen dürfte zwar nicht allzu häufig gegeben sein, immerhin 
wird, namentlich in zentral beheizten Räumen, häufig das Ver- 
langen nach einer Befeuchtung.der Luft laut, wenn solche auch 
nicht immer wissenschaftlich berechtigt ist. Im allgemeinen 
soll ein auf 20 ° erwärmtes Zimmer für nicht körperlich arbei- 
tende eine relative Feuchtigkeit zwischen 40 und 60 % auf- 
weisen. Personen mit Erkrankungen oder katarrhalischen Er- 
scheinungen der Atmungsorgane bevorzugen gewöhnlich einen 
noch höheren Feuchtigkeitsgehalt. Verfasser hat von den zahl- 
reichen Mitteln zur Befeuchtung der Luft von Wohnräumen 


zwei untersucht, nämlich einmal die Wirkung von im Zimmer 
aufgestellten Pflanzen und zweitens den Einfluß eines neueren 
von der Firma Franz Hartmann-Charlottenburg unter dem 
Namen: „Salinator“ in den Handel gebrachten Apparates, 
der übrigens nur in Zimmern mit Zentralheizung anwendbar 
ist. Mit Hilfe der Pflanzen konnte Verfasser eine Erhöhung der 
Luftfeuchtgikeit um 5—6 % erzielen. Mit dem Salinator 
wurden größere Werte bis zu 12 % erreicht. Bei ihm erfolgt 
durch Tropfvorrichtungen die Befeuchtung von Tuchstreifen, 
die zwischen den Radiatorelementen angeordnet sind und da- 
durch erwärmt werden. Die Feuchtigkeit verteilte sich ziemlich 
gleichmäßig in der Raumluft. Spitta (Berlin). 


Organisation des Gesundheitswesens. 


Abel (Jena), Eindrücke von einer hygienischen Studienreise 
nach Jugoslavien. M. m. W. 73, 492. 1926. Das 249000 qkm 
große und von 12 Millionen Menschen bewohnte Land hat seit 
dem Kriege auf allen Gebieten der Hygiene bedeutsame Fort- 
schritte gemacht. In den Städten reicht die Zahl der jetzt ähn- 
lich wie in Deutschland ausgebildeten Ärzte aus, jedoch nicht 
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auf dem Lande. Das neugeschaffene, unter ärztlicher Leitung 
stehende Gesundheitsministerium hat auf dem Gebiete der 
Seuchenbekämpfung und der sozialen Fürsorge Vorzügliches 
geleistet. Hygienische Volksbelehrungen haben sich gut be- 
währt, für ärztliche Fortbildung sind besondere Institute ge- 
schaffen worden, ebenso für Forschungs- und Untersuchungs- 
zwecke. Das Land ist in 10 Sanitätsinspektorate eingeteilt, 
deren Leiter unmittelbar dem Gesundheitsministerium unter- 
stehen. Auf dem Gebiete der Medizinal- und Sanitätsverwal- 
tung sind eine ganze Reihe neuer, wichtiger Gesetze erlassen 
worden. Die Pockenschutzimpfung ist obligatorisch, der Impf- 
stoff wird in einem staatlichen Institut in Agram hergestellt. 
Auch die übrigen Infektionskrankheiten (Malaria, Trachom, 
Tuberkulose, Geschlechtskrankheiten) werden infolge Errich- 
tung von besonderen Behandlungsinstituten erfolgreich be- 
kämpft. Die Fürsorge für Säuglinge, Klein- und Schulkinder, 
Jugendliche, Wöchnerinnen und gewerbliche Arbeiter ist gut 
organisiert, ebenso die Sozialversicherung. Die Städtehygiene 
(Wohnungswesen, Wasserversorgung und Abwässerbeseitigung, 
Entfernang der Fäkalien und Abfallstoffe), ferner auch das 
allgemeine Krankenhauswesen lassen jedoch noch viel zu 
wünschen übrig. Erich Hesse (Berlin). 


Heil- und Pflegeanstalten. 


P.C. Varrier- Jones (Papworth bei Cambridge), Die Tuber- 
kulose-Kolonie Papworth. Vierteljahrsschrift Deutscher Ärztin- 
nen. 2, H. 3, S.59ff. Die von A. Grotjahn in Wort und Schrift 
vielfach geübte Kritik an der herrschenden Tuberkulosebe- 
kämpfungsmethode und das von ihm besonders in seinem heute 
noch aktuellen Buche über ‚Krankenhauswesen und Heil- 
stättenbewegung im Lichte der sozialen Hygiene“ (Leipzig 1908) 
vorgeschlagene System hat in der vorliegenden Arbeit eine 
glänzende Bestätigung gefunden. Hier wird die im Jahre 1916 
in Bourn (Grafschaft Cambridgeshire) gegründete und 1918 
nach Papworth verlegte Tuberkulosekolonie geschildert, die mit 
relativ bescheidenen Mitteln dem Kranken ermöglicht, nicht 
nur zu einer kurzen Kur, wie es in den Heilstätten der Fall ist, 
zu weilen, sondern für sein ganzes Leben mit seiner Familie zu 
bleiben und eine Arbeit zu finden, die seinen Neigungen und vor 
allem den Fähigkeiten seines Krankheitszustandes entspricht. 
Nur die Schwerkranken liegen im Krankenhaus, das sich in 
einer Zentralanstalt befindet und mit Beobachtungsstationen, 
einem Röntgen-Institut und einem Laboratorium ausgestattet 
ist. Die Mehrzahl der Tuberkulösen wohnt in dem inmitten 
eines mit Bäumen bestandenen Wiesenlandes liegenden ‚‚Sana- 
torium“, das aus 90 kleinen Hütten besteht. Jede Hütte ent- 
hält ein Bett, einen Stuhl und einen Tisch. Sie sind so einge- 
richtet, daß Tag und Nacht die Durchlüftung vollständig und 
ununterbrochen ist. Jede Hütte ist mit elektrischem Licht und 
mit einer elektrischen Klingel versehen, die sie mit dem Haupt- 
gebäude verbindet. Das ‚Sanatorium‘ kann nach Bedarf ver- 
größert werden. In der Kolonie wird leichte handwerkliche und 
landwirtschaftliche Arbeit erlernt und betrieben. Dort be- 
finden sich: Werkstätten für Schreinerei, Tischlerei, Kunst- 
tischlerei, Herstellung von Haushalts- und Gartenutensilien, 
Barackenbau, besonders Lufthüttenbau, Schuh- und Kleider- 
werkstätten, Gold- und Silberschmieden, ferner Betriebe für 
Blumen- und Gemüsebau, Schweine- und Hühnerzucht. Eine 
Straße führt zum ‚Heim‘ für die Ledigen, das mit Schlaf- 
zimmern, Aufenthaltsräumen, Freiluftveranda, Eßzimmer, 
Küche und anderem nötigen Zubehör versehen ist. Die ‚‚Allein- 
stehenden‘, die dieses „Heim“ bewohnen, zahlen für ihre Ver- 
pflegung wie in einer Pension. Dagegen wohnen die Tuber- 


kulösen mit Familie im Dorfe, das aus kleinen zweistöckigen 
Häusern besteht. Jedes enthält zwei oder drei Schlafzimmer, 
eine Küche und ein Eßzimmer. Das Schlafzimmer des Kranken 
geht auf einen gedeckten Balkon hinaus, wo er während des 
Tages liegen oder nachts schlafen kann. Jedes Haus hat einen 
Garten, in dem der Eigentümer Gemüse baut und Hühner 
züchtet. Fürsorgeschwestern beaufsichtigen die Hygiene des 
Hauses und die Gesundheit der Familie. Im Dorf befinden sich 
Verwaltungsbüro, Post, Schule für Kinder, Verkaufsladen, 
Kirche usf. Niemand wird aus der Kolonie fortgeschickt. Die 
Rekonvaleszenten, beziehungsweise Schwerkranken kommen in 
das Krankenhaus. Diejenigen, die zuerst beobachtet werden 
müssen, kommen in die Beobachtungsstationen. Allmählich 
werden sie unter Aufsicht des Arztes zur Arbeit übergeleitet, 
und erst nach einigen Monaten kann der Kranke freier leben, 
unter geringerer ärztlicher Aufsicht. Die Tuberkulösen leben 
vom Ertrag ihrer Arbeit, die auf Grund der produktiven Ge- 
nossenschaft betrieben wird. Der seelische Zustand der Kranken 
ist gut. 

So ist ein neuer Beweis geliefert, daß gut organisierte Asyli- 
sierung eher Erfolge bringen kann als kostspielige luxuriöse 
Heilstätten. A. Grotjahn ging aber in seinen Asylisierungsvor- 
schlägen noch einen wesentlichen Schritt weiter: er hat auch 
die eugenische Seite des Problems nicht unbeachtet gelassen. 
Es wäre von Belang zu erfahren, ob die Familien der Tuber- 
kulösen, die, wie wir sehen, behaglich wohnen, sich vermehren. 
Der Verfasser hebt hervor, daß die öffentliche Meinung in der 
Kolonie nicht nur hilft, sondern sogar darauf besteht, daß die 
hygienischen Vorschriften prompt durchgeführt werden. Da- 
durch wachsen die Kinder tuberkulosefrei heran. Es wäre jedoch 
wichtig, die öffentliche Meinung in dem Sinne zu beeinflussen, 
daß die Tuberkulösen von weiterem Kindergebären absehen. 
(Vgl. u.a. A. Grotjahn: „Die Hygiene der menschlichen 
Fortpflanzung.“ Berlin 1926. Besonders die Seiten 187ff. 
und 255.) M. Kantorowicz (Berlin). 


Seuchenbekämpfung. 


Carl Prausnitz (Greifswald), Untersuchungen zur Epi- 
demiologie des Typhus. Arch. f. Hyg. 96, 352. 1926. Die vor- 
jährige Typhusepidemie in Anklam ist mit Sicherheit auf den 
Genuß von infizierter Milch zurückzuführen; sie kann als ein 
Beleg gegen die Pettenkofersche Bodentheorie angesehen wer- 
den. Bei den mangelhaften hygienischen Verhältnissen der 
Stadt wurde die Verbreitung der Epidemie, namentlich durch 
zahlreiche Kontaktinfektionen, sehr begünstigt. Die tat- 
kräftigen Abwehrmaßnahmen haben indes zu einem baldigen 
Erfolg geführt. Es hat sich jedenfalls wieder gezeigt, daß die 
Hauptgefahr auf einer nicht einwandfreien Milchversorgung 
beruht und daß deren genaue Überwachung unerläßlich ist. Die 
Frühdiagnose muß als besonders wichtig angesehen werden, die 
Anzeigepflicht auch bei Typhusverdacht erscheint notwendig. 


Konrich (Berlin), Lokalistische oder kontagionistische 
Seuchenbekämpfung. Ärzti. Monatsschrift, S. 33 und 74. 1926. 
Die von Robert Koch begründete Kontagiumslehre steht in 
Widerspruch zu der älteren von Pettenkofer begründeten 
lokalistischen Theorie. Für diese ist neuerdings wieder Gleitz- 
mann sehr entschieden eingetreten, indem er sich auf die epi- 
demiologischen Beobachtungen auf Schiffen, auf Pestepidemien 
in Indien u. a. stützt. Verfasser tritt diesen Ansichten scharf 
entgegen und führt sie auf irrige Schlußfolgerungen zurück. 
Die Verhältnisse auf den Schiffen, insbesondere auf den bezüg- 
lich der Hygiene musterhaft überwachten Kriegsschiffen ließen 
keinen Vergleich mit Vorgängen auf dem Lande zu. Ferner 
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hatten zahlreiche epidemiologische Kriegsbeobachtungen (Cho- 
lera, Fleckfieber u. a.) die Berechtigung der kontapionistischen 
Auffassung erwiesen; diese Epidemien seien auf Grund der 
dieser Auffassung entsprechenden Bekämpfungsmaßnahmen 
mit bestem Erfolge unterdrückt worden. 


U. Friedemann und H. Deicher (Berlin), Neue For- 
schungsergebnisse über Diagnose, Prophylaxe und Therapie des 
Scharlachs. Therap. d. Gegenwart. 67, 99. 1926. Der Strepto- 
kokkus haemolyticus wird fast stets auf den Tonsillen der 
Scharlachkranken nachgewiesen, und mit seinen Kulturen kann 
das typische Krankheitsbild des Scharlachs hervorgerufen 
werden. Er darf daher als der Erreger gelten, wie dies bereits 
die Amerikaner Dick und Dochez angenommen haben. Das 
Schultz-Charltonsche Auslöschphänomen ist für die Dia- 
gnose sehr wertvoll. Zur Prophylaxe eignen sich sowohl das 
Rekonvaleszenten-, als auch das nach Dochez hergestellte 
Pferde-Heilserum. Won Wichtigkeit ist hierbei die der Schick- 
schen Diphtherieprobe nachgebildete, vom Ehepaar Dick ange- 
gebene Hautreaktion (Nachweis der Scharlachempfänglichkeit). 
Auch mit Scharlachtoxin kann aktiv immunisiert werden, be- 
sonders beim Ausbruch bösartig verlaufender Epidemien. Das 
 Dochezsche Heilserum enthält die 100fache Antitoxinmenge 
eines guten Rekonvaleszentenserums und gewährt bei An- 
wendung vom 1.—4. Krankheitstage sichere Heilerfolge. Be- 
stehen bereits Komplikationen, so werden diese nicht mit 
Sicherheit beeinflußt. 


H. Selter (Königsberg i. Pr.), Zur Ätiologie der Haffkrank- 
heit. M. m. W. 73, 681. 1926. Nach den Untersuchungen der 
Königsberger Universitätsinstitute, bei denen der Arsengehalt 
des Haffschlammes, des Haffwassers, der Haffluft und der 
Haffaale bestimmt wurde, muß angenommen werden, daß die 
Haffkrankheit nicht als Arsenvergiftung angesehen werden 
kann und insbesondere nicht flüchtige Arsenverbindungen als 
Ursache in Betracht kommen. Es spricht vielmehr manches 
dafür, daß die Krankheit durch den Genuß kranker Aale, die 
in den Zersetzungsprodukten des Uferschlammes (Holmaale) 
giftige Stoffe in sich aufgenommen hatten, hervorgerufen wor- 
den ist. Die Entstehung dieser Giftstoffe ist jedoch noch unklar, 
sie kann vielleicht mit besonderen, durch die Nogatabsperrung 
bedingten biologischen Verhältnissen (zunehmende Versalzung 
des Haffwassers) in Zusammenhang gebracht werden. Es 
empfiehlt sich, keine Haffaale mehr oder nur nach mehr- 
tägigem Aufenthalt in frischem Wasser in den Handel zu 
bringen. Erich Hesse (Berlin). 


Nahrungs- und Genußmittel. 


Rahn (Kiel), Die Milchpasteurisierung in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika. Molkerei-Zeit. 40, 23, 71 u. 221. 
1926. In den Vereinigten Staaten tritt die chemische Kon- 
trolle der Milch, die schon in einfacher Form von dem Auf- 
käufer vorgenommen wird, ganz hinter der bakteriologischen 
zurück. Die Milchpasteurisierung und zwar die Dauerpasteuri- 
sierung ist hier eine Selbstverständlichkeit. Es erscheint den 
Amerikanern unzweckmäßig, das Abkochen in die Haushal- 
tungen zu verlegen. Durch geeignete Vorrichtungen wird eine 
Gewähr dafür gegeben, daß jeder Tropfen Milch wenigstens 
30 Minuten lang eine Erhitzung auf 61—63 ° erfährt. Dann 
wird die Milch sofort unter 10 ° heruntergekühlt. Die Molkereien 
sind gehalten, ihre Pasteurisierungsapparate %—1 ° über die 
Mindest-Temperatur einzustellen. Auf diese Weise wird ein 
Sicherheitsfaktor geschaffen, der dafür bürgt, daß infektiöse 
Keime einschließlich der Tuberkelbazillen auch wirklich abge- 


tötet werden. Der Wert der Pasteurisierung wird weit höher 
veranschlagt als die ärztliche und tierärztliche Überwachung, 
Tuberkulinprobe und Bakterienzählungen. Die Handelserlaub- 
nis für Milch wird den Milchverkäufern nur widerruflich je auf 
ein Jahr erteilt. Die Aufsicht wird von Milchinspektoren aus- 
geübt. Für die Milchprüfung hat man sich im Jahre 1923 auf 
bestimmte bakteriologische und chemische Normalmethoden 
geeinigt. Spitta (Berlin). 


Gewerbsmäßiges Hausschlachten. Der Bezirksverein ‚Schle- 
sien“ hat auf dem 50. Jugendbezirkstage in Hirschberg am 
9. Mai 1926 die Entschließung gefaßt, beim deutschen Fleischer- 
verbande zu beantragen, Mittel und Wege zu finden, um das 
gewerbsmäßige Hausschlachten nach Möglichkeit durch An- 
forderung strengerer behördlicher Maßnahmen zu unterbinden. 
„Es bedeutet wegen der dabei hauptsächlich tätigen Pfuscher 
eine Gefahr für das Ansehen des Fleischerberufes, da die Allge- 
meinheit geneigt ist, diese als Angehörige unseres Handwerks 
anzusehen und mit diesem zu identifizieren. Dazu kommt, daß 
die dabei naturgemäße Außerachtlassung polizeilicher und 
sanitärer Vorschriften für die Konsumenten eine außergewöhn- 
liche Gefahr bedeutet, so daß es Pflicht der Gesundheitsbe- 
hörden ist, darauf ein schärferes Augenmerk als bisher zu 
richten. Schließlich bedeutet das gewerbsmäßige Hausschlach- 
ten eine Umgehung der Steuergesetze und schädigt dadurch 
nicht allein das reelle Gewerbe, sondern bedeutet gleichzeitig 
einen Betrug an der Allgemeinheit.“ Eine Handhabe, in dem hier 
gewünschten Sinne einzuschreiten, bietet eine am 10. Mai 1926 
vom Regierungspräsidenten in Liegnitz erlassene Polizeiverord- 
nung, wonach ($ 1) allen mit der Verarbeitung, Aufbewahrung 
und Beförderung von Fleisch und Fleischwaren, auch von Wild 
und Geflügel, befaßten Personen sauberes Ausschlachten, die 
Beachtung hygienischer Maßnahmen beim Transport, der Auf- 
bewahrung und Verarbeitung des Fleisches, peinliche Sauber- 
keit der Räume, Gerätschaften, Maschinen, Hackklötze, Wagen, 
Plantücher und der Kleider zur Pflicht gemacht wird. Weiter- 
hin werden in dieser Polizeiverordnung ($ 1 Abs. 2) sämtliche 
Wochenmärkte, auf denen Fleisch in größeren Mengen ge- 
handelt wird, und sämtliche Schlachtstätten und Fleischer- 
läden, Wild- und Geflügelhandlungen, sowie alle übrigen der 
Verarbeitung, Aufbewahrung und Beförderung von Fleisch 
und Fleischwaren dienenden Räume der Aufsicht des zustän- 
digen beamteten Tierarztes oder dessen Stelivertreters unter- 
stellt. Die bei der Beaufsichtigung tätigen Beamten und Sach- 
verständigen der Polizei haben zu dem Zweck die Berechtigung, 
jederzeit die der Beaufsichtigung unterliegenden Räumlich- 
keiten zu betreten. Für Befolgung der im $ 1 Abs. 1 genannten 
Vorschrift ist, soweit nicht andere Personen ausschließlich in 
Frage kommen, sowohl der Gewerbetreibende als auch jede von 
ihm oder seinem Vertreter beauftragte Person verantwortlich. 
Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen werden mit Geld- 
strafe bis zu 150 RM., im Unvermögensfalle mit entsprechender 
Haft bestraft, falls nicht nach den allgemeinen Landesgesetzen, 
insbesondere dem Gesetze vom 14. Mai 1879, betreffend den 
Verkehr mit Nahrungsmitteln usw., höhere Strafen Platz greifen. 
Die Polizeiverordnung ist am 1. Juni 1926 in Kraft getreten. 

Lehmann (Liegnitz). 


Impiwesen. 


Walther Kaupe (Bonn), Das Masernschutzserum nach 
Degkwitz. Med. Klin. 22, 213. 1926. Das von vorbehandelten 
Schafen gewonnene Schutzserum hat bei Gelegenheit eines Ma- 
sernfalles im evangelischen Waisenstift in Bonn, der zur prophy- 
laktischen Impfung von 18 Kindern Veranlassung gab, nicht die 
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sichere Schutzwirkung entfaltet, die verlangt werden muß. Da- 
gegen traten bei 4 Kindern anaphylaktische Erscheinungen auf. 


Rudolf Degkwitz (Greifswald), Bemerkungen zu den Ver- 
öffentlichungen von W. Kaupe, Bonn: Das Masernschutz- 
serum nach Degkwitz. Med. Klin. 22, 213. 1926, nebst einem 
Schlußwort zu vorstehender Arbeit von Kaupe. Med. Klin. 
22, 454. 1926. Nach Ansicht von Degkwitz hat Kaupe mit 
zu niedrigen Serumdosen gearbeitet und sind hierauf seine Miß- 
erfolge zurückzuführen. Kaupe macht dagegen geltend, daß 
größere Dosen die Gefahr unerwünschter Nebenwirkungen be- 
dingen und bei dem hohen Preis kaum in Frage kommen. 

Erich Hesse (Berlin). 


Kurpfuscherei. 
Charles Baudouin (Genf), Psychologie der Suggestion und 


Autosuggestion. Autorisierte Übertragung aus dem Fran- 
zösischen von Paul Amann. Sibyllenverlag, Dresden 1926. 
452 Seiten. Geb. 9.— 4. 


Die große Verbreitung, die das frühere Werk des gleichen 
Verfassers: Suggestion und Autosuggestion namentlich in 
Laienkreisen auch in Deutschland gefunden hat, hat Baudouin 
veranlaßt, dieses in bedeutend erweiterter Form herauszugeben. 
Der Leser wird an der Hand psychologisch ungemein inter- 
essanter, wenn auch nicht immer klar verständlicher Ausfüh- 
rungen über das Wesen der Suggestion und die verwandten Ge- 
biete belehrt. Er erfährt, daß die Hauptmacht der suggestiven 
Beeinflussung in der Autosuggestion begründet ist, zu der man 
auf dem Wege der Erziehung und systematischen Einübung 
gelangt. Die Autosuggestion ist die typische Grundform jeder 
Suggestion, für deren Zustandekommen unterbewußte Vor- 
gänge ausschlaggebend sind. Die suggestive Behandlung, wie 
sie der Begründer der ‚Neuen Schule von Nancy“, Emile 
Coué, mit Unrecht als etwas Neues verkündet hat, soll nun 
ungeahnte Kräfte in sich bergen, sowohl in erzieherischer Hin- 
sicht, als auch bei der Behandlung von Krankheiten, auch wenn 
diese auf organischen Veränderungen beruhen (Lungentuber- 
kulose, Diabetes, Arthritis, Epilepsie u. a.) und allen ärztlichen 
Bemühungen getrotzt haben. Hierfür werden in größerer Zahl 
Belegbeispiele angeführt, die aber in Ermangelung näherer 
Einzelheiten für den Arzt nicht überzeugend sein können. 
Trotzdem wird gerade der Arzt aus der Lektüre des Buches 
großen Nutzen ziehen, da er durch größere Beachtung der ja 
schon längst bekannten und auch ärztlicherseits angewandten 
suggestiven Behandlungsmethoden manchen seiner Kranken 
davon abhalten wird, für diese Behandlung die Hilfe des Kur- 
Pfuschers aufzusuchen. Recht bedenklich kann jedoch das Buch 
in der Hand des Laien werden, den es zur Selbstbehandlung und 
zum Verzicht auf sachgemäße ärztliche Hilfe anregt. 

Erich Hesse (Berlin). 


Kommunale Hygiene, 


Ernst Pütter (Berlin), Einrichtung, Verwaltung und Betrieb der 
Krankenhäuser. Johann Ambrosius Barth, Leipzig 1926. 
216 S. Brosch. 22.— M. 


Das Buch stellt die Neubearbeitung der gleichlautenden Ab- 
handlung von Diesener aus der 2. Auflage des Weylschen 
Handbuchs der Hygiene vom Jahre 1912 dar. Der langjährige 
Verwaltungsdirektor des Charite-Krankenhauses in Berlin 
schildert im ersten Teil die Einrichtung der Krankenhäuser und 
steht auf dem Standpunkt, daß kleinere Krankenhäuser von 
etwa 200 Betten im allgemeinen finanziell vorteilhafter arbeiten 
als große. Der zweite Teil behandelt zunächst die Verwaltung 
und die Personalverhältnisse der Krankenhäuser; von den in 
den Krankenhäusern einzurichtenden Betrieben werden die 
Arzneibeschaffung, die Laboratorien, das Leichenwesen, die 
Verpflegung, Bekleidung, Wäsche, Möbel, Werkstätten und der 
Fuhrbetrieb gesondert besprochen. Im dritten Teil, der von der 
Desinfektion und dem Schutz vor Ansteckung in den Kranken- 
häusern handelt, finden sich die Anweisungen über die Hand- 
habung der chemischen und physikalisch wirkenden Desinfek- 
tionsmittel, sowie die gesetzlichen Bestimmungen und Verord- 
nungen. Anschließend wird der Schutz des Personals gegen An- 
steckungen im Krankenhausbetriebe, die Desinfektion der 
Krankenräume, der Wäsche, des Auswurfs und der Transport- 
mittel, die definitive Beseitigung der Fäkalien und Abwässer, 
sowie die Ungezieferbekämpfung besprochen. Den Abschluß 
des Buches bildet eine Betrachtung über die Möglichkeit der 
Entlastung der Krankenhäuser durch geschlossene und offene 
Fürsorge. Verfasser geht bei seinen Ausführungen von dem 
richtigen Gesichtspunkt aus, daß wir versuchen müssen, unsere 
Einrichtungen zur Verbesserung der Volksgesundheit in vollem 
Maße, aber mit möglichst geringen Kosten aufrecht zu er- 
halten. Möllers (Berlin). 


Schmöger (Forst, Lausitz), Entwurf zu einem Infektions- 
haus für das Krankenhaus Forst, zugleich ein Beitrag zur Frage 
der Unterbringung Intektionskranker innerhalb der Kranken- 
häuser. D. m. W. 52, 327. 1926. Zur wirtschaftlichen Aus- 
nützung der Krankenräume empfiehlt es sich, alle Infektions- 
kranken in einem Gebäude unterzubringen. In diesem ist 
durch Anbringung von Scheidewänden, Desinfektionsmöglich- 
keiten und entsprechende Vorschriften dafür zu sorgen, daß 
Krankheitskeime nicht auf andere Kranke verschleppt werden. 
Die Besucher haben Zutritt nur zu einem an der ganzen Außen- 
front des Gebäudes entlanglaufenden Balkon, von dem aus sie 
sich durch die Fenster mit ihren Angehörigen unterhalten 
können. Akut Erkrankte werden im Erdgeschoß, chronisch 
Erkrankte im Obergeschoß untergebracht. 

Erich Hesse (Berlin). 
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Die gegenwärtige und künftige Gestaltung der sozialen Krankenhausfürsorge. 
Von B. HARMS, Berlin, 


In letzter Zeit ist in der Anerkennung und Aus- 
wertung der „Sozialen Krankenhausfürsorge‘‘ ein be- 
merkenswerter Umschwung eingetreten. Während 
noch bis vor nicht allzu langer Zeit in den zuständigen 
Kreisen der deutschen Fürsorge und Wohlfahrts- 
pflege, sowie des Anstaltswesens eine nahezu völlige 
Unkenntnis über das Wesen und die Bedeutung der 
„Sozialen Krankenhausfürsorge‘‘ festzustellen war, 
ist heute ihre Notwendigkeit wohl allgemein aner- 
kannt, wenn sie auch noch bei weitem nicht zu einer 
feststehenden Einrichtung in allen deutschen Kranken- 
häusern geworden ist. Es ist zweifellos, daß hierfür der 
Wandel in der Anschauung der medizinischen Behand- 
lung, anstatt wie früher die Krankheit als solche, jetzt 
den kranken Menschen als Gesamtorganismus mit 
allen Einflüssen der Konstitution und Umwelt zu be- 
handeln, besonders maßgebend gewesen ist. Hinzu 
trat die Erkenntnis, daß gerade der in einem Kranken- 
haus aufgenommene Patient der Gefahr, nur als ‚Fall‘ 
angesehen zu werden, besonders ausgesetzt ist, da für 
ihn die mit dem häuslichen Besuch des Arztes ver- 
bundene, wenn auch oberflächliche Beschäftigung mit 
seinen sozialen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
gänzlich in Fortfall kommt. Hieraus entsprang — zu- 
erst in Amerika — die Überzeugung, daß die ärztliche 
Behandlung im Krankenhaus eine Ergänzung nach der 
Seite hin brauchte, die zur Behebung aller aus der Um- 
welt und sozialen Lage sich ergebenden Mängel und 
seelischen Nöte diente, daß eine Fürsorge, ein sozialer 
Dienst am Kranken einsetzen müßte, der den Patienten 
von allen Sorgen und Kümmernissen befreite, die 
durch die Krankheitslage bedingt, der physischen Hei- 
lung hemmend sich entgegenstellten. So entstand die 
„Soziale Krankenhausfürsorge‘‘, die gegenwärtig in 
Deutschland in den Städten Altona, Berlin, Bonn, 
Braunschweig, Breslau, Dresden, Düsseldorf, Elber- 
feld, Frankfurt a. M., Gelsenkirchen, Hamburg, Han- 
nover, Jena, Kiel, Königsberg, Leipzig, Marburg, 
München, Nürnberg, Rohrbach bei Heidelberg,Stettin 
und Stuttgart Fuß gefaßt hat!), aber eine einheitliche 
Organisation und Durchführung noch durchaus ver- 
missen läßt}). In manchen Orten ist sie in die kom- 
munale Gesundheitsfürsorge eingegliedert und wird 
von städtischen Fürsorgerinnen ausgeübt, während in 
vielen anderen Städten für sie Kräfte der privaten oder 


konfessionellen Wohlfahrtspflege tätig sind. Einen 
weiten Ausbau hat die „Soziale Krankenhausfürsorge“ 
im Ausland, besonders in Amerika, erfahren?). Hier 
ist sie, als „hospital social service‘ wie die Gesund- 
heitsfürsorge fast allgemein von privaten Vereini- 
gungen ausgeübt, weit über ihren eigentlichen Auf- 
gabenkreis hinausgewachsen und hat ein Tätigkeits- 
feld erlangt, das stark in andere Fürsorgezweige 
(Schwangeren-, Säuglings-, Geschlechtskranken-, Tu- 
berkulose- u. a. Fürsorge) hineingreift. Die Für- 
sorgerin ist hier im Gegensatz zu Deutschland auch 
außerhalb der Anstalt gesundheitsfürsorgerisch tätig 
und hat als Hauptarbeitsgebiet die Aufnahme des 
Kranken in ein Krankenhaus oder eine Poliklinik vor- 
zubereiten. Durch diese umfassende Tätigkeit hat sie 
die Möglichkeit, einen Kranken, dessen Aufnahme sie 
veranlaßte, auch nach der Entlassung aus dem Kran- 
kenhaus weiterhin zu betreuen und eine eventuell 
notwendige Nachbehandlung zu überwachen. Ähnlich 
ist der Aufgabenkreis der Krankenhausfürsorgerinnen 
in England und Frankreich, wo die Arbeit nach den 
medizinischen Spezialgebieten gegliedert ist und eben 
falls auf das Gebiet der sozialhygienischen Fürsorge 
übergreift. 

Wenn man, wie es Grotjahn, Gottstein u. a. 
befürworten 3), das Krankenhaus als Mittelpunkt der 
Gesundheitsfürsorge betrachtet, so ist diese Art der 
Arbeit wohl zu verstehen und zu würdigen. Auch bei 
uns, wo die Tätigkeit der Krankenhausfürsorgerin 
ganz auf das Krankenhaus beschränkt ist, könnte man 
in ähnlicher Weise vorgehen. Es würde zweifellos 
einen großen Gewinn bedeuten, wenn die Säuglings- 
und Kleinkinderfürsorgerin auch die im Krankenhaus 
untergebrachten Kinder, die Kräfte der Schwangeren- 
fürsorge die Entbindungsstationen und die Tuber- 
kulosefürsorgerin die Patienten der Tuberkulose- 
stationen betreuen würde. Ein großer Nachteil unserer 
jetzigen Fürsorge würde hierdurch abgestellt und eine 
enge Verbindung zwischen offener und geschlossener 
Fürsorge gewährleistet werden. 

Die Tätigkeit der „Sozialen Krankenhausfürsotrge“ 
in Deutschland erstreckt sich, wie erwähnt, gegen- 
wärtig allein auf die im Krankenhaus untergebrachten 
Patienten und in geringem Umfange auf die Besucher 
der Polikliniken®). Sie ist, nach Meyer-Estorf®), an- 
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zusehen als die „Summe aller fürsorgerischen Bestre- 
bungen, welche geeignet sind, die Arbeit der Ärzte im 
Krankenhaus zu vervollständigen, indem die ge- 
nesungshemmenden Wirkungen von Kummer und 
Sorge auf den Kranken beseitigt und die Erfolge der 
Krankenhausbehandlung nach Möglichkeit auch für 
die Zukunft sichergestellt werden“. 

Zur Bewältigung dieser mannigfachen Aufgaben 
reicht nun die „Soziale Krankenhausfürsorge‘‘, wie sie 
bisher durch Fürsorgerinnen allein betrieben wurde, 
nicht aus. Man hat sich gezwungen gesehen, um wirk- 
lich vollkommene Arbeit zu leisten, weit über ihr bis- 
heriges Ziel hinaus zu gehen und unter Hinzuziehung 
anderer Kräfte ihr Arbeitsgebiet nach vielen Rich- 
tungen hin zu erweitern. Dabei sind glücklicherweise 
manche Streitfragen beseitigt worden, welche die Zu- 
ständigkeit der „Sozialen Krankenhausfürsorge‘‘ be- 
trafen. So sahen viele®) als durchaus zum Arbeits- 
gebiet der Krankenhausfürsorgerin gehörend an die 
Sorge für Unterhaltung und Zerstreuung der Patienten 
durch musikalische Darbietungen, Vorträge, Lektüre, 
eine Arbeit, von der die Gründerin der Berliner Kran- 
kenhausfürsorge, Frau Lina Basch, 1894 in der 
Charite ausgegangen war, ferner den Unterricht in 
Handfertigkeitsübungen oder in Schulfächern be- 
sonders für die jugendlichen Krankenhausinsassen. 
Umstritten war auch die Frage, ob die Fürsorgerin in 
besonders dringenden Notfällen Unterstützungen in 
Geld oder Sachwerten gewähren und damit in den Auf- 
gabenkreis der Wohlfahrtsämter und privaten Hilfs- 
organisationen eingreifen sollte. Ich habe diese Aus- 
dehnung des Arbeitsgebietes der Fürsorgerin als zu 
weitgehend abgelehnt”), während Hedwig Lands- 


berg und Anni Tüllmann®) die Notwendigkeit einer 


geldliichen und Naturalunterstützung unmittelbar 
durch die Fürsorgerin nachdrücklich betonen. 

Diese Verschiedenheiten in der Auffassung dürften 
jedoch heute gegenstandslos sein, nachdem sich der 
„Gutachter-Ausschuß für das öffentliche Kranken- 
hauswesen“ auch mit der Frage der „Sozialen Kran- 
kenhausfürsorge‘ eingehend beschäftigt und sie in den 
von ihm aufgestellten Richtlinien®) zu einem „Für- 
sorgedienst im Krankenhaus‘ erweitert hat, der sämt- 
liche Zweige fürsorgerischer Betreuung des Patienten 
umfaßt und von den verschiedensten Kräften aus- 
geübt wird. Es ist zu hoffen, daß nunmehr der Für- 
sorgedienst im Krankenhaus nach diesen Richtlinien 
einheitlich aufgebaut und ausgestaltet wird, wobei auf 
gewisse örtliche Verschiedenheiten naturgemäß Rück- 
sicht genommen werden muß. 

Die Richtlinien gliedern den Aufgabenbereich in 
einen Fürsorgedienst am Kranken als Person, in einen 
solchen für den Kranken als Glied der Gesellschaft und 


in die Vorsorge für die erste Zeit nach der Entlassung. 
Zu dem ersten Arbeitszweig gehört zunächst die 
geistliche Fürsorge, welche durch den Seelsorger 
ausgeübt wird und dem Kranken ‚nicht nur geistige 
und sittliche Inhalte“ geben, sondern „auch den Krank- 
heitsverlauf durch Befreiung von Hemmungen, Stär- 
kung der Geduld, Förderung des Willens zur Krank- 
heitsüberwindung und die damit gegebene Beein- 
flussung der Gesamtpersönlichkeit‘‘ beeinflussen soll. 
„Sie unterstützt also die ärztliche und pflegerische 
Tätigkeit in wertvoller Weise und soll im Einver- 
nehmen mit dem Arzt jedem Kranken auf Wunsch 
zur Verfügung stehen.“ 

Die weltliche Fürsorge sodann soll einmal mit 
Hilfe der verschiedenen Fürsorgestellen (Gesundheits-, 
Wohlfahrts-, Jugendamt usw.) die Lebensbedingungen 
des Kranken, die auf Entstehung und Verlauf seiner 
Krankheit von Einfluß sein Könnten, feststellen, so- 
wie in mündlicher Rücksprache mit dem Patienten die 
ihn besonders drückenden Sorgen ermitteln und sie 
durch geeignete Maßnahmen im Einvernehmen mit 
dem behandelnden Arzt zu beheben suchen. Hierbei 
wird die Sorge für Zerstreuung und Ablenkung, die 
Hebung des Gesundungswillens durch Unterhaltung, 
Vorlesung, Vorträge, Musikaufführungen, Teilnahme 
am Rundfunk eine bedeutsame Rolle spielen. Eine 
gleiche Wichtigkeit ist der seelischen Ertüchtigung 
durch geistige Fortbildung mittels geeigneter Lektüre, 
die auch hygienische Belehrung vermitteln soll, sowie 
der körperlichen Ertüchtigung durch planmäßige 
Leibesübungen und geeignete Beschäftigung beizu- 
messen. 

Neben diesem Fürsorgedienst am Kranken als Per- 
son tritt der Dienst am Kranken als Glied der Gesell- 
schaft. Hier gilt es, die Verbindung mit den Ange- 
hörigen aufrechtzuerhalten oder eine unterbrochene 
wiederherzustellen, sowie den Kranken von Sorgen 
um seine zurückgelassene Familie durch wirtschaft- 
liche Unterstützung und fürsorgerische Betreuung der- 
selben zu befreien. Ferner sind die Rechte des Kranken 
an die Gesellschaft durch Heranziehung aller zu seiner 
Unterstützung verpflichteten Stellen zu wahren, an- 
dererseits aber auch die ihm obliegenden Pflichten 
gegen die Außenwelt (Bezahlung der Wohnungsmiete, 
Steuern usw.) zu erfüllen, sowie eine Sicherung des 
Kranken in seiner Berufsstellung durch Überein- 
kommen mit dem Arbeitgeber zu gewährleisten. 

Von besonderer Wichtigkeit ist weiterhin die Vor- 
sorge für die erste Zeit nach der Entlassung. Hierbei 
ist der Kranke über die persönlichen und sozialen 
Folgen seiner Erkrankung zu belehren und auf eine 
geeignete Lebensweise hinzuweisen; zur ordnungs- 
mäßigen Durchführung einer eventuell notwendigen 
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Nachbehandlung und zur Befolgung der ärztlichen 
Verhaltungsmaßregeln ist er anzuhalten, um die An- 
staltsbehandlung zu einer erfolgreichen zu gestalten. 
Falls notwendig, muß während der Zeit der Rekon- 
valeszenz und Erwerbsverminderung wirtschaftliche 
Hilfe gewährt werden. Eine Hauptaufgabe des Für- 
sorgedienstes wird die Beschaffung von Nach- oder 
Erholungskuren unter Heranziehung der zuständigen 
Behörden, sowie eine wirksame Wöhnungs- und Be- 
rufsfürsorge sein. 

Zur Durchführung dieser in groben Umrissen ange- 
führten Aufgaben ist ein enges Zusammenwirken 
zwischen Arzt, Seelsorger, Krankenpflegerin, Für- 
sorgerin, Lehrkräften usw. unbedingt notwendig. Be- 
sonders die Tätigkeit der Fürsorgerin ist von ent- 
scheidender Wichtigkeit. Außer der persönlichen Eig- 
nung ist eine sachgemäße Vorbildung durch Nachweis 
der abgeschlossenen Ausbildung als Kranken- und 
Wohlfahrtspflegerin zu fordern. Umstritten ist die 
dienstliche Stellung der Fürsorgerin. Gegenwärtig 
sind in großen Krankenanstalten — die Richtlinien 
sehen für 500 Betten eine Kraft vor — Fürsorgerinnen 
tätig, die zum Personalbestand des Krankenhauses 
gehören und zumeist aus der Schwesternschaft ge- 
nommen sind, während kleinere Anstalten von Für- 
sorgerinnen des Gesundheits- oder Wohlfahrtsamtes 
im Nebenamt betreut werden. Auch für größere An- 
stalten scheint mir die nicht dem Krankenhaus ange- 
hörende Fürsorgerin den Vorzug zu verdienen, da sie 
unabhängig von den Ärzten und Schwestern und der 
Verwaltung der Anstalt ohne Beschränkungen und 
Hemmungen in enger Verbindung mit den anderen 
Zweigen der Fürsorge ihre Tätigkeit ausüben kann. 
Dabei ist es gleichgültig, ob Träger der Krankenhaus- 
fürsorge kommunale Verwaltungen oder Organisatio- 
nen der freien Wohlfahrtspflege sind, die heute einen 
beträchtlichen Anteil am Fürsorgedienst im Kranken- 
haus haben (z. B. in Breslau, Elberfeld, Hamburg, 
Hannover, München und in den Berliner Universitäts- 
kliniken). 

Auf jeden Fall bedeuten die vom Gutachteraus- 
schuß für das gesamte Krankenhauswesen erlassenen 
Richtlinien für den Fürsorgedienst im Krankenhaus 
einen bedeutsamen Fortschritt, indem sie den Auf- 
gabenkreis der bisherigen „Sozialen Krankenhausfür- 
sorge‘‘ vertiefen und erweitern und alle in Betracht 
kommenden Hilfsorgane zur fürsorgerischen Betreu- 
ung des Kranken heranziehen. Die Bedeutung dieser 
umfassenden Maßnahmen wird sich erst später er- 
kennen lassen, da Erfahrungen und sachliche Fest- 
stellungen in Deutschland noch nicht in genügendem 
Maße vorliegen ; dagegen geben zahlenmäßige Unter- 
lagen aus amerikanischen Anstalten ein deutliches 


Bild der Wichtigkeit der Fürsorgetätigkeit!%). Nach 
den statistischen Feststellungen des College of Sur- 
geons beträgt die durchschnittliche Aufenthaltsdauer 
eines Patienten in den mit einem gut arbeitenden 
„hospital social service‘ versehenen Krankenhäusern 
12—15 Tage, während in Deutschland ein Kranker 
im Durchschnitt 30—50 Tage in der Anstalt verbleibt. 
Ein wie großer wirtschaftlicher Wert in dieser Herab- 
setzung der Aufenthaltszeit liegt, kann unschwer er- 
messen werden. So vervollständigt ein gut ausgeübter 
Fürsorgedienst im Krankenhaus nicht nur die ärzt- 
liche und pflegerische Tätigkeit, sondern erzeugt auch 
erhebliche Vorteile auf volkswirtschaftlichem Gebiet. 
Ein allgemeiner Ausbau dieses wichtigen Fürsorge- 
zweiges nach den neu aufgestellten Grundsätzen muB 
daher in Deutschland mit allen Mitteln erstrebt 
werden. 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Mutter-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge. 


E. Aschenheim (Remscheid), Die sozialhygienische Be- 
deutung der Rachitis. D. m. W. 52, 1390. 1926. Die Rachitis 
wird, als nicht infektiös und selten direkt zum Tode führend, 
als Volkskrankheit noch nicht genug gewürdigt. Jedoch kommt 
indirekt die Rachitis vielfach als Todesursache in Betracht. Be- 
sonders Lungenentzündung, Masern und Keuchhusten führen 
beim Rachitiker weit häufiger zum Tode als beim gesunden 
Kinde. Statistisch ist die Zahl der Rachitiker nur schwer genau 
festzulegen, die Angaben verschiedener Autoren weichen von- 
einander ab; jedoch kann man als Mittelwert annehmen, daß 
zur Zeit der Einschulung noch 35 % aller Kinder Zeichen über- 
standener oder noch vorhandener englischer Krankheit auf- 
weisen. Die Folgeerscheinungen der Rachitis, sowohl die in- 
direkten (Allgemeinerkrankungen) wie die direkten (Knochen- 
mißbildungen) interessieren den Sozialhygieniker besonders. 
Der Rachitiker ist vielfach in seiner geistigen und körperlichen 
Entwicklung gehemmt und wird kein leistungsfähiger Arbeiter. 
Es ist deshalb für jeden Arzt von Wichtigkeit, über den Stand 
der Diagnose, Prophylaxe und Therapie der Rachitis informiert 
zu sein. Der Kernpunkt der Rachitisbekämpfung ist in der 
Förderung der Wohnungshygiene zu suchen. 


Stephan (Mannheim), Gedanken zur Gesundheitstürsorge 
für die vorschulpflichtigen Kinder. Zschr. f. Schulgeshtspfl. u. 
soz. Hyg. 39, 66. 1926. Im Gegensatz zur Säuglings- und 
Schulkinderfürsorge ist die Kleinkinderfürsorge noch nicht hin- 
reichend ausgebaut. Das mag daran liegen, daß für den Begriff 
„Kleinkind“ keine exakten biologischen Unterlagen vorliegen. 
Noch im zweiten Lebensjahr ähnelt das Kleinkind, was die 
Gefährdung durch Verdauungsstörungen, Lungenentzündung, 
Spasmophilie und floride Rachitis anbelangt, dem Säugling. 
Erst im dritten Lebensjahr ändern sich die biologischen Ver- 
hältnisse: Ohren-, Herz- und Nierenstörungen, Tuberkulose, 
sowie Konstitutionsanomalien, ebenso wie Fragen der Er- 
ziehung treten in den Vordergrund. Die Zahl der fürsorge- 
bedürftigen Kinder nimmt mit zunehmendem Lebensalter 
immer mehr ab, mehr und mehr handelt es sich um Notstands- 
und Krankheitsfürsorge von Einzelfällen. Verfasser tritt des- 
halb dafür ein, daß die Säuglingsfürsorge auch die Kinder des 
zweiten Lebensjahres übernimmt, die älteren Jahrgänge aber 
unter Obhut der Schulärzte kommen. Säuglingsfürsorge- und 
Schularzt aber müssen miteinander Fühlung nehmen, damit 
eine der verhängnisvollsten Lücken auf dem Gebiet der Ge- 
sundheitsfürsorge verschwindet. Schur (Berlin). 


Schulkinderfürsorge. 


Wohlfeil (Königsberg), Untersuchungen über den Keim- 
und Staubgehalt und die Reinigungsverhältnisse in Königs- 
berger Volksschulklassen. Zschr. f. Schulgeshtspfl. u. soz. Hyg. 
39, 253. 1926. Anläßlich der Frage, ob die Schulen in Königs- 
berg statt täglich nur dreimal wöchentlich gereinigt werden 
sollten, wurde versucht, folgende Fragen zu klären: 1. Wie hoch 
ist der Keim- und Staubgehalt in den Schulklassen Königsbergs 
überhaupt? 2. Ist der Keimgehalt am zweiten Tage nach der 
Reinigung bedeutend erhöht? Welchen Einfluß hat dieselbe 
auf den Keimgehalt? 3. Sind infolge der Änderung des Rei- 
nigungsverfahrens für Schüler und Lehrer schwere gesundheit- 
liche Störungen zu erwarten, respektive möglich? — Es zeigte 
sich, daß der Keimgehalt überhaupt relativ hoch ist und daß er 


am zweiten Tage nach der Reinigung merklich erhöht war. Der 
Verfasser glaubt aber, daß dies an sich nicht so gefährlich sei, 
wenn er auch zugeben muß, daß bei kränkheitsanfälligen Leh- 
rern und Schülern häufiger chronische Katarrhe verursacht 
werden können. Er hält es auch für sicher, daß die Staub- 
infektion bei der Übertragung der akuten Exantheme und 
eventuell auch bei tuberkulösen Erkrankungen, die in der 
Hauptsache durch Tröpfcheninfektion verbreitet werden, nur 
eine ganz unbedeutende Rolle spielt. 

Mosig (Kirchberg i. Sa.), Messungen und Wägungen in ihrer 
Bedeutung für die Klassenarbeit. Zschr. f. Schulgeshtspfl. u. 
soz. Hyg. 39, 306. 1926. Von der Erwägung ausgehend, daß 
die Schule bis jetzt recht wenig praktischen Nutzen aus den 
zeitraubenden Messungen und Wägungen der Schulkinder ge- 
wonnen hat, hat der Verfasser als nebenamtlicher Schularzt 
mit Unterstützung einer zu diesem Zwecke gewählten Lehrer- 
kommission und eines städtischen Beamten die Messungs- und 
Wägungsergebnisse nach den Martinschen Richtlinien bear- 
beitet. Er verspricht sich davon den Vorteil, daß Arzt und 
Lehrer ein tieferes Verständnis für die körperliche Eigenart 
eines jeden Kindes bekommen und schlägt vor, dieses Verfahren 
nachzuahmen. 

v. Vagedes (Spandau), Über orthopädisches Turnen (Sonder- 
turnen) in den Schulen. Zschr. f. Schulgeshtspfl. u. soz. Hyg. 
39, 317. 1926. Der Verfasser erörtert eingehend die Frage des 
Sonderturnens in den Schulen, das bekanntlich durch das 
preußische Unterrichtsministerium nachdrücklichst unterstützt 
wird. Da in Spandau das Sonderturnen schon seit Jahren ein- 
geführt ist, verfügt der Verfasser über reichliche Erfahrungen 
und kann auch über günstige Erfolge berichten. Er warnt die 
Schulärzte, sich von dem auch gelegentlich unter Fachärzten 
bemerkbaren Pessimismus anstecken zu lassen, die Rückgrats- 
verkrümmungen wären nicht wesentlich zu beeinflussen. 

Gettkant (Berlin-Schöneberg), Kommunale Gesundheits - 
fürsorge für die schulentlassene Jugend. D. m. W. 52, 924. 
1926. Der Verfasser weist auf die noch sehr lückenhafte schul- 
ärztliche Versorgung der Fortbildungs- und Berufsschüler hin. 
Die schulärztliche Überwachung hält er für notwendig vor 
allem wegen der Berufsberatung, weiterhin wegen der Unter- 
bringung berufsuntüchtiger Jugendlicher in gute Landstellen, 
wegen der Förderung von Leibesübungen und wegen der gerade 
für die Jugendlichen so notwendigen Fortsetzung der Tuber- 
kulosenüberwachung Weitere Maßnahmen der Gesundheits- 
fürsorge sind Ernährungsfürsorge und Wohnungsfürsorge, 
Schutz der Jugend gegen Alkohol und Nikotin und schließlich 
Überwachung der Schutzbestimmungen für Jugendliche in der 
Gewerbeordnung und in der Verordnung über die Arbeitszeit. 

Buschke u. Gumpert (Berlin), Sexualfürsorge in Berufs- 
und Fortbildungsschulen. D. m. W. 52, 1348. 1926. In den 
Rahmen einer planmäßigen Gesundheitsfürsorge für die fort- 
bildungsschulpflichtige Jugend gehört nach Ansicht der Ver- 
fasser in erster Linie die Sexualfürsorge, da die Geschlechts- 
krankheiten ihre größte Häufigkeit zwischen dem 17. und 20. 
Lebensjahre, also innerhalb oder an der Grenze des fortbildungs- 
schulpflichtigen Alters haben. Wenn auch Hemmungen da- 
durch bestehen, daß der bekannte Gesetzentwurf immer noch 
nicht verabschiedet ist, sollte doch im Hinblick auf die der 
Jugend drohende Gefahr durch die Unwissenheit und durch 
die seelischen Wirrnisse der Pubertät, neben den schulärzt- 
lichen Reihenuntersuchungen Sexualbelehrungen durch Ärzie 
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und geeignet vorgebildete Lehrer durchgeführt werden. Außer- 
dem sollten die Geschlechtskrankheiten in die ‚Anweisung zur 
Verhütung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten durch 
die Schule (5. April 1923)“ einbezogen werden, um ansteckungs- 
fähige Schüler von dem Unterricht fernzuhalten. Auch Für- 
sorgestellen zur Beratung der Jugendlichen dürften nicht fehlen. 
Stephan (Mannheim). 


Leibesübungen. 


Wiese (Landeshut), Die Behandlung der orthostatischen 
Albuminurie mit Gymnastik (Kriechübungen).. M. m. W. 73, 
1275. 1926. Es wurden von 57 Kindern mit orthostatischer 
Albuminurie 49 durch Kriechgymnastik und 8 durch Bettruhe 
behandelt. Als hauptsächlichste Übungen kam das sogenannte 
Rutschen in Frage, eine Tiefkriechübung, bei der die Brust- 
kyphose gestreckt und die Lendenlordose eventuell sogar in 
eine Kyphose überkorrigiert wird. Völlig eiweißfrei wurden 
89,8 %. Soweit Nachuntersuchungen möglich waren, war der 
Erfolg ein bleibender. Gymnastik in vertikaler Körperhaltung 
hatte nicht den gleichen Erfolg. Die Ruhelage brachte über- 
haupt keinen Erfolg. Bei einem Kinde, das nachher gymnastisch 
nachbehandelt wurde, trat in wenigen Wochen der Turnbehand- 
lung der Erfolg der Eiweißfreiheit ein. Auffällig war die Ge- 
winnung der Lebensfreude der Kinder. Auch bei kompen- 
sierten Herzfehlern und funktionellen Herzstörungen wurden 
mit den Kriechübungen gute Erfolge erzielt. 


Baetzner (Berlin), Sportschäden am Bewegungsapparat. 
Kli. Wo. 5, 653. 1926. Das tägliche chronische Arbeits- und 
Beschäftigungstrauma durch überphysiologische Inanspruch- 
nahme gibt ein Versagen der strukturellen Anpassungsfähigkeit 
an die funktionelle Inanspruchnahme. Es kommt in den Ge- 
lenken zu Inkongruenzen der Gelenkflächen, Knorpelabschlei- 
fungen, arthritischen Prozessen, osteochondritischen Verände- 
rungen, Gelenkmäusen und faseriger Knorpeldegeneration, an 
Bändern und Knorpeln zu Dehnungen und Schlottergelenken, 
Einlagerungen von Kalk und Knochen, parostalen Wuche- 
rungen, Hyperostosen, osteoporotischen Vorgängen, in den 
Muskeln zu Atrophien und Zerreißungen, Kalk- und Knochen- 
einlagerungen. Vermeidung durch Überwachung des Trainings 
mit Verhütung der überphysiologischen Inanspruchnahme im 
Sport. 


Lehmann (Düsseldorf), Leitfaden zur Einführung in das Ge- 
sundheitsturnen. Verlag J. Schwann, Düsseldorf 1926. 1.50 M. 
In einleitenden Kapiteln bespricht Verfasser die physiologi- 

schen Grundlagen der Muskelarbeit und die Frage der Übung 

als Heilfaktor, wobei besonders der Atmung und dem Lauf für 

Schwächlinge eine große Bedeutung beigemessen wird. Er 

wünscht mehrfach täglich Übungen und zwar in der heißen 

Jahreszeit in den Morgen- und Abendstunden, in der kühleren 

Jahreszeit mehr in den wärmeren Tagesstunden. Die Halle ist 

nur als Notbehelf da. Die Kleidung besteht für die Knaben aus 

der Badehose, für die Mädchen aus dem Badeanzug. Die 

Übungsfolge sind ein System gymnastischer Übungen, wie sie 

uns zum Teil aus den leichtathletischen Übungen, zum Teil aus 

den Klappschen Kriechübungen und zum Teil aus den turne- 
rischen Freiübungen bekannt sind. Die Zusammenstellung ist 
so gewählt, daß der ganze Körper durchgearbeitet wird. Auch 
ist auf das kindliche Verständnis durch allerlei phantasiereiche 

Formen Rücksicht genommen. Denjenigen, die sich in die 

Fragen erst hineinfinden müssen, werden eine Reihe von Tages- 

übungsprogrammen gegeben, die dieses Hineinfinden zweifellos 

sehr erleichtern. Dem Klappschen Kriechen ist ein besonderes 


Kapitel gewidmet. Das Buch ist sicherlich geeignet für den 
Arzt, der Gesundheitsturnen in seinem Betriebe einführen will, 
als Leitfaden zu dienen und gibt in seinen theoretischen Teilen 
auch dem Turn- und Sportlehrer, der mit Schwächlingen zu 
üben hat, die notwendigen Hinweise. 


Sperling (Berlin), Hygienische Morgentoilette. Verlag d. Ärztl. 

Rundschau Otto Gmelin, München 1926. 1.80 M. 

Der Gedanke, daß es für viele Menschen, besonders Schwäch- 
linge, vorteilhaft ist, morgens früh nach dem ersten Recken und 
Strecken eine Reihe von Übungen zu machen, hat zweifellos 
etwas für sich, und es spricht für die Beliebtheit dieser Übungen 
bei seinen Patienten und für die Auswahl dieser denkbar ein- 
fachen Übungen, daß er sie durch 19 Auflagen unverändert ge- 
lassen hat. Außer einigen Atemübungen sind es Rumpfaufrich- 
ten und Beineheben sowie Armstrecken in verschiedenen Modi- 
fikationen, die er ausführen läßt, sodann folgen einige einfache 
Massageübungen. Ein kurzer Aufsatz über die Blutbewegungen 
bei der Gymnastik und die seelische Beeinflussung durch Kör- 
perübungen schließt das kleine Büchlein ab. 


Matthias (München), Schule und Haltungsfehler. Verlag der 
Ärztl. Rundschau Otto Gmelin, München 1925. 3,60 4. 
Eine vieljährige Erfahrung spricht aus diesem Buch. Kritisch 

faßt Matthias die Stimme der Orthopäden zum Problem der 

Wirbelsäulendeformitäten zusammen und ordnet sie nach mor- 

phologischen und ätiologischen Gesichtspunkten in bestrickend 

klarer Form. Die verschiedenen Erkrankungsformen werden 
hinreichend genau und doch in knapper Darstellung dem Leser 
vorgeführt, so daß diesem das Bild klar wird, ohne daß er von 
der Fülle der Gesichte erdrückt wird. Gleichermaßen legt er 
seinem Heilplan nicht nur die morphologischen Gesichtspunkte 
zugrunde, sondern betont den Einfluß der Entstehungsursache 
auf den Verlauf der Krankheit und somit die Wichtigkeit ihrer 

Kenntnis für das therapeutische Handeln. Vor allem geht 

Matthias der Frage des Schuleinflusses bei der Entstehung 

der Skoliose auf den Grund, die er zum Teil anerkennt. Sein 

Beweismaterial der Statistik des Skolioseanstieges während der 

Schuljahre und Abfall nach der Schule ist sehr geschickt ver- 

wertet und interessant, wie sich ja die Arbeiten von Matthias 

durch die wertvollen Sammlungen der für das Gebiet der 

Leibesübungen wichtigen Statistiken auszeichnen. Organisch 

muß dieses Material über die Behandlung von Haltungsfehlern 

zur notwendigen Propagierung der vermehrten körperlichen 

Übungen, das heißt der täglichen Turnstunde führen, deren 

Notwendigkeit von ihm durch das vorhandene Material be- 

leuchtet wird. Die weitere Folgerung ist die von ihm lebhaft 

vertretene Reform des geistigen Schulunterrichts, zu der er an 
anderer Stelle ausführlicher Stellung nahm. So bietet das Buch 
mehr, als es verspricht. Für die Einführung des Turnlehrers in 
dieses Sondergebiet erscheint es als die gegebene Grundlage. 
Kohlrausch (Berlin). 


Müller (Spandau), „Die Leibesübungen.“ Ihre biologisch- 
anatomischen Grundlagen Physiologie und Hygiene sowie 
Erste Hilfe bei Unfällen. Verlag B. G. Teubner, Leipzig 1926. 
590 S. 18.— .# geh. 

Die Müllerschen ‚Leibesübungen‘ sind schon in der vorigen 
Auflage ziemlich bekannt geworden. Dafür spricht das schon 
nach wenigen Jahren eingetretene Bedürfnis nach einer neuen 
Auflage. Diese wird dem Buche noch mehr Freunde erwerben, 
denn dasselbe hat sich nach jeder Richtung hin vervollkommnet. 
Zunächst sind die Forschungsergebnisse der letzten Jahre 
namentlich auf dem Gebiete des Trainings, des Chemismus des 
Blutes, der Beeinflussung des Herzens und der Bewegungs- 
mechanik neu aufgenommen beziehungsweise ergänzt und auch 
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verschiedene andere Kapitel, z. B. die den weiblichen Körper 
betreffenden, überarbeitet. Sodann wurde dem Bildmaterial 
besondere Aufmerksamkeit zugewandt. Alle veralteten Ab- 
bildungen wurden entfernt und durch neue ersetzt und zahlreiche 
weitere hinzugenommen, so daß das Werk nunmehr mit den 
534 Abbildungen fast überreichlich ausgestattet ist. Druck, 
Papier und Ausstattung ist mustergültig, der Preis verhältnis- 
mäßig nicht zu hoch. Die Anatomie nimmt einen recht breiten 
Raum in der Darstellung ein, sie könnte vielleicht in der näch- 
sten Auflage zugunsten der Ausführungen über die für die 
einzelnen Lebensalter, Geschlechter und Konstitutionstypen 
notwendigen und zu verneinenden Leibesübungen einge- 
schränkt werden. Das Buch würde sich dann außer als Lehrbuch 
für Turn- und Sportlehrer auch zum geschätzten Nachschlage- 
werk entwickeln. Christian (Berlin). 


Krüppelfürsorge. 

Robert Jones (Liverpool), The problem of the cripple 
child. (Das Problem des kindlichen Krüppels.) Journ. of state 
med. 33, Nr. 2. 1925. Jones, Professor der Orthopädie an 
der Universität Liverpool, hielt im königl. Institut für Volks- 
gesundheit einen Vortrag über den Stand der Bekämpfung des 
Krüppeltums in England. In den Vordergrund der Bekämp- 
fungsmaßnahmen stellt Jones die Behebung der Ursachen des 
Krüppeltums. Durch vitaminhaltige Nahrung und Gewährung 
von Luft und Sonne ist die Rachitis einzudämmen, durch ge- 
wissenhafte Überwachung der Milchwirtschaft ist die Tuber- 
kuloseinfektion zu verringern. 30 % der Kühe sind tuberkulös. 
England verfügt über ein Tuberkulosegesetz und ein Gesetz über 
Milchwirtschaft; Jones fordert die zwangsweise Isolierung an- 
steckender Lungenkranker. Bei der Bekämpfung der Kinder- 
lähmung gilt es vornehmlich, die Infektion zu verhüten. Bei 
allen Krüppelleiden, besonders aber den angeborenen, ist früh- 
zeitige Behandlung und langdauernde Nachbehandlung und 
Überwachung notwendig. Nach den Angaben J. gibt es 100000 
Krüppel aus den erwähnten vier Ursachen von Krüppelleiden. 
Weiterhin bespricht J. die mannigfaltigen Behandlungsmetho- 
den. Die Krüppelfürsorge in England beginnt mit dem Jahre 
1900, in dem die erste Krüppelschule von Mrs. Humphrey 
Wurd gegründet wurde. 1904 wurde in Sussex durch Mrs. 
Kimmins das erste Krüppelheim eröffnet. Heute gibt es in 
England 60 Krüppelschulen und 33 Krüppelheime. Es ist 
interessant, daß die Erziehungsfürsorge noch heute in England 
der Heilfürsorge überlegen ist, dagegen scheint die Berufsaus- 
bildung vernachlässigt zu werden. Die Kinderhilfsgesellschaft, 
der Zentralausschuß für Säuglings- und Kinderfürsorge und das 
Zentralkomitee für Krüppelfürsorge befassen sich mit der Für- 
sorge für Krüppel, doch dient ihre Arbeit im wesentlichen der 
Aufklärung, Belehrung, Organisation und Forschung. 

Eckhardt (Berlin-Dahlem). 


Fürsorge für psychopathische und geistig 
zurückgebliebene Kinder. 


Chr. Keller (Brejning pr. Börkop, Dänemark), Die Für- 
sorge für Psychopathen und Schwachsinnige in Dänemark. 
Zschr. f. Kindforsch. 32, H. 3. 1926. Wenn man sich auch 
in Dänemark darüber klar ist, daß die Psychopathen eine be- 
sondere mentale Abnormität bilden, die eine besondere Behand- 
lung nötig macht, wenn man auch ferner darüber klar ist, daß 
es abwegig wäre, die Psychopathen gemeinsam mit den Schwach- 
Sinnigen zu behandeln, so wird doch mit Bedauern zugegeben, 
daß in der Psychopathenfürsorge Dänemark weit hinter Deutsch- 
land zurücksteht. Denn es gibt in Dänemark noch keine Spe- 


zialanstalt oder eine ähnliche Anstalt für Psychopathen. Da- 
gegen ist in Dänemark für Schwachsinnige gut gesorgt, da auch 
dort die Schwachsinnigenfürsorge aus 3 Gliedern besteht: 
1. Schulen, 2. Anstalten, 3. Familienpflege. — Bemerkenswert 
ist, daß in Dänemark bei der Beurteilung straffälliger Kinder 
gewöhnlich Psychiater zugezogen werden und daß, bevor das 
Urteil gefällt wird, die Sache vor den rechtsärztlichen Rat 
kommt. Pototzky (Berlin-Grunewald). 


Bekämpfung des Alkoholismus. 


Paul Engelen (Düsseldorf), Der Alkoholgenuß und der Alkohol- 
mißbrauch vom ärztlichen Standpunkt. Repertorienverlag 
Leipzig 1926. 23 S. 1.20 # 

Engelen pflichtet Karl Pelmann bei: ‚„Mäßige und Ent- 
haltsame sollten Hand in Hand gehen. Und wenn sie dann beide 
vereinigt den. gemeinsamen Gegner bezwungen und dem 
Alkoholmißbrauch ein Ende gemacht haben, dann würde ein 
gutes Stück des sozialen Elendes beseitigt und ein recht an- 
sehnlicher Teil der sozialen Frage gelöst sein.“ Die Mehrzahl 
der Ärzte aber ist gegen die „‚Trockenlegung‘, die u. a. eine tief- 
greifende Umstellung auf wirtschaftlichem Gebiete herbei- 
führen würde. Gerade jetzt sollte man derartige Erschütterun- 
gen vermeiden. „Es genügt nicht, daß einige laienhafte Phrasen 
mit der unbekümmerten Selbstsicherheit des Halbgebildeten 
im Brustton der Überzeugung in die Wagschale geworfen wer- 
den.‘ Auch darf man ‚‚den niederen Instinkten des unklaren 
Massenbewußtseins‘ nicht Vorschub leisten. Es gilt die alte 
Weisheit, man soll das Kind nicht mit dem Bade ausschütten. 
(Das tut aber E. selbst: an eine allgemeine Trockenlegung 
denken unter den ruhig und sachlich urteilenden derzeitigen 
Führern der alkoholgegnerischen Bewegung wohl nur wenige. 
Und die Alkoholnot ist viel zu gewaltig und ernst, als daß für 
ihre Eindämmung laienhafte Phrasen und niedere Instinkte 
der Masse herangezogen werden müßten. Die in den Vereinigten 
Staaten gemachten Erfahrungen sollen gerade für in Deutsch- 
land zu ergreifende Maßnahmen den rechten Weg weisen.) E. 
setzt sich mit der Frage der Giftwirkung geistiger Getränke bei 
täglichem mäßigen Genuß auseinander. Er kann aus den Be- 
obachtungen in der Praxis und seinen anamnestischen Er- 
hebungen eine solche nicht anerkennen. (Die bekannten Ver- 
suche Kraepelins und seiner Schüler beweisen aber die giftigen 
Wirkungen und Nachwirkungen auch kleinerer Alkoholmengen, 
besonders nach täglichem Gebrauch.) Weiterhin werden die 
Protoplasmawirkungen des Alkohols besprochen sowie die auf 
unser Nervensystem. E. betont, daß die Neigung zum Poku- 
lieren ‚innerhalb der Grenzen der persönlichen Bekömmlichkeit“ 
geistige Höchstleistungen keineswegs ausschließt. Der Alkohol- 
wirkung auf Verdauungsorgane und Stoffwechsel sind weitere 
Abschnitte der Abhandlung gewidmet und schließlich seinem 
Einfluß auf den Blutkreislauf. Amerikanische Forscher haben 
festgestellt, daß das gut ernährte, leistungsfähige Herz nicht 
oder nur wenig durch Alkoholdarreichung beeinflußt, das er- 
müdete, unterernährte, geschwächte aber zu neuer Kraftleistung 
befähigt wird. Bekanntlich erweitert der Alkohol die Blut- 
gefäße der Hautdecke, den Blutdruck beeinflußt er im all- 
gemeinen nicht, bei bestehender Druckerhöhung wirkt er nach 
Engelen druckmindernd. — Die Ausführungen E.’s stehen teil- 
weise im Gegensatz zu den Ergebnissen vielfacher langjähriger 
Forschungen und Untersuchungen namhafter Wissenschaftler 
und werden deshalb nicht ohne Widerspruch bleiben. Den Ge- 
fahren des gewohnheitsmäßigen Trinkens ist meines Erachtens 
viel zu wenig Rechnung getragen. 

Erich Flade (Dresden). 
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Th. v. Wasielewski, M. Rosenfeld und H. Winterstein, Alkohol 
und Volksgemeinschaft. Verlag Julius Springer, Berlin 1926. 
Daß Universitätsprofessoren von sich aus, sei es einzeln, sei 

es in Vertretern verschiedener Wissenschaftszweige, Vorlesun- 

gen über die Alkoholfrage halten, ist in neuerer Zeit wieder- 
holt dagewesen, auch hat neuerdings die preußische Regierung 
mehrfach Anstoß zu solchen Vorlesungen gegeben. Neu und 
bemerkenswert ist es, wenn die Studentenschaft selbst zu 
solcher Aufklärung die Anregung gibt: die drei in einem Bänd- 
chen vereinigten Vorträge von Rostocker Hochschullehrern 
wurden im Mai v. Js. auf Einladung der dortigen Studenten- 
schaft gehalten. Der Leiter des Hygienischen Instituts, der der 

Psychiatrischen und Nervenklinik und der des Physiologischen 

Instituts der Universität behandeln hier je von ihrem Stand- 

punkt aus in fesselnder Weise die Kapitel: Alkohol und Volks- 

ernährung, — Geistesstörungen, — Arbeitsleistung. Ein wert- 
und eindrucksvoller Gedanken-, wie Tatsachen- und Zahlenstoff 
wird hier in dem Sinne dargeboten: ‚Es ist nicht unsere Auf- 
gabe, Agitation zu treiben, wohl aber ist es Aufgabe der Wissen- 
schaft, Schlüsse aus ihren Untersuchungen zu ziehen und die 

Konsequenzen für die Praxis daraus abzuleiten.“ In dem bei- 

gegebenen Literaturverzeichnis ist u. a. aufgeführt: 


R. Wilbrandt, Der Alkoholismus als Problem der Volkswirtschaft. 
Vom Verlag E. H. Moritz in Stuttgart und vom Verlag ‚Auf 
der Wacht‘, Berlin-Dahlem, gemeinschaftlich herausgegeben. 
77T S. 

Es gibt noch nicht viel grundlegende und umfassendere 
Veröffentlichungen zünftiger Volkswirtschaftler zur Alkohol- 
frage. An größeren deutschen Erscheinungen dieser Art kennen 
wir außer der vorliegenden nur noch die 1922 in 2. Auflage 
herausgekommene Schrift von Dr. Alexander Elster, Das 
Konto des Alkohols in der deutschen Volkswirtschaft. Das 
Buch des bekannten Tübinger Nationalökonomen liegt nun 
bereits in 3., umgearbeiteter Auflage vor. Die Einleitung 
deutet die Konsequenz an, die aus unserer deutschen Lage 
vernünftigerweise im Punkt Alkoholverbrauch zu ziehen wäre, 
und befaßt sich dann mit dem abgelehnten Schankgesetz- 
entwurf. Der große Mittelteil „Der Alkoholismus als Problem 
der Volkswirtschaft‘ gibt eine ökonomische Grundlegung, zeigt 
dann die volkswirtschaftlichen Wurzeln des Alkoholismus, um 
hierauf die volkswirtschaftliche Lage in Deutschland zu schil- 
dern. Im Schlußabschnitt werden hieraus die praktischen 
Schlußfolgerungen in der Richtung des Gemeindebestimmungs- 
rechts und der alkoholfreien Jugenderziehung gezogen. 


M. Vogel und R. Neubert, Grundzüge der Alkoholfrage. Band 12 
der gemeinverständlichen Schriftenreihe ‚Leben und Ge- 
sundheit‘ des Deutschen Hygienemuseums, herausgegeben 
vom Deutschen Verlag für Volkswohlfahrt, Dresden. 96 S. 
Mit zahlreichen Abbildungen, vor allem den verkleinerten 
Wiedergaben der 12 neuen Bildtafeln des Hygienemuseums, 
als deren eingehende Erläuterung die Schrift zugleich zu 
betrachten ist. 

In klarem Aufbau werden von zwei gründlichen Sachkennern 
die Entstehung des Alkohols, seine physikalischen undchemischen 
Eigenschaften, seine Wirkungsweise auf den Körper, die Folgen 
in Gestalt von Krankheit und Tod und von Schädigung der 
Nachkommıenschaft, die Beziehungen des Alkohols zur mensch- 
lichen Gesellschaft und zur Volkswirtschaft, endlich die Be- 
kämpfung des Alkoholismus dargestellt. — Eine Hauptaufgabe 
für die volksgesundheitliche Aufklärung und Erziehung fällt 
offenkundig der Schule zu, die mit dieser dringenden Obliegen- 
heit nicht abwarten darf, bis allgemein und pflichtmäßig Ge- 
sundheitsunterricht eingeführt ist. 


W. Ulbricht, Die Alkoholfrage in der Schule, mit zahlreichen 
Tafeln und Bildern. Verlag ‚Auf der Wacht“. Berlin-Dahlem. 
155 S. 

Dieses in neuer, gründlich umgearbeiteter Auflage erschienene 
Handbuch bietet ein vorzügliches Hilfsmittel für das besonders 
wichtige Gebiet der vorbeugenden Bekämpfung der Alkohol- 
schäden. Der erste Teil rückt der Lehrerschaft der verschie- 
denen Schulgattungen die Bedeutung der Alkoholfrage für 
Lehrer und Erzieher ins Licht und gibt sodann einen Vortrag 
für Elternabende über ‚Zwei Feinde Eurer Kinder“ (neben dem 
Alkohol der Tabak). Der umfangreichere zweite Teil behandelt 
die Alkoholfrage in der Volksschule. An zwei Lehrbeispielen 
aus der Chemie über Wesen und Verwendung des Alkohols und 
den Alkohol als Genußmittel schließt sich die Darbietung von 
Stoff zu einigen Lehrbeispielen in Gesundkeitslehre (Nährwert 
der geistigen Getränke, ihre Wirkung auf die Organe des 
Körpers), weiter eine Darstellung des Einflusses des Alkohols 
auf Wohlstand und Wirtschaftslage, endlich desjenigen auf das 
sittlich-religiöse Leben. — Ein dritter Teil für Fortbildungs- 
und höhere Schulen soll in naher Zeit folgen. 

Flaig (Berlin-Wilmersdorf). 


Tuberkulosefürsorge. 


„Die Tuberkulosebekämpfung am Scheidewege.“ Unter 
diesem Titel veröffentlichte Stadtarzt Dr. Roeder, Berlin- 
Treptow, einen Aufsatz in der ‚Deutschen Krankenkasse“ 
(1926 Nr. 21/22), der in mancher Hinsicht bemerkenswert ist. 
Ausgehend von dem Reichsgesetz über Gesundheitsfürsorge in 
der Reichsversicherung, vom 28. Juli 1925, und den Möglich- 
keiten, die dieses Rahmengesetz durch die seitens der beteiligten 
Ministerien zu erlassenden Richtlinien bietet, erörtert Ver- 
fasser die Forderungen, die sich im besonderen auf dem Ge- 
biete der Tuberkulosebekämpfung hierfür ergeben. Er prüft 
die Voraussetzungen, die das Vorgehen der geplanten ‚‚Arbeits- 
gemeinschaften‘ richtunggebend beeinflussen können und 
müssen, und kommt dabei aus seiner Auffassung heraus viel- 
fach zu kritischer Ablehnung von Anschauungen und Zielen, 
die bisher und größtenteils auch jetzt noch für die Arbeit der 
an der Bekämpfung dieser Volksseuche Mitwirkenden maß- 
gebend waren und sind. 

Unter Hinweis darauf, daß ‚‚die heutige, noch allzusehr 
biologisch eingestellte‘ medizinische Wissenschaft gar zu leicht 
geneigt sei, aus Einzelfällen weittragende Schlüsse zu ziehen, 
fordert R. in der sozialen Hygiene die Erfassung des Gesamt- 
geschehens im Volke. Daraus ergibt sich z. B. für das Tuber- 
kulose-Problem folgende Betrachtung: Wenn es auch zweifellos 
vorkommt, daß im Einzelfall ein Kind, durch den offentuber- 
kulösen Vater angesteckt, plötzlich an Hirntuberkulose stirbt, 
so stehen dem erfahrungsgemäß die vielen Fälle gegenüber, in 
denen Angehörige Schwerkranker unter denselben Verhält- 
nissen nicht erkranken. Die Tuberkulose ist also zwar eine 
Infektionskrankheit, aber zwischen Infektionsgelegenheit, statt- 
findender Infektion und wirklicher Erkrankung besteht bei ihr 
im Gegensatz z. B. zu Masern, Pocken und dergleichen ein ganz 
erheblicher gradueller Unterschied. Aus den bekannten Ergeb- 
nissen der Pirquet-Impfungen an Klein- und Schulkindern zieht: 
Verfasser folgende drei Schlüsse: 

„l. die Infektionsgelegenheit für Tuberkulose muß sehr 

häufig sein, da so gut wie alle Menschen positiv reagieren; 

2. im Kindesalter findet auch die Infektion so gut wie in 
allen Fällen statt; die Disposition für die Infektion ist 
als allgemein zu betrachten; 
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3. aber — und nun kommt das sozialhygienische Wichtige 
— die meisten Menschen überwinden die Infektion fast 
unmerklich und erkranken nicht. Die Disposition zur 
Erkrankung an Tuberkulose ist sehr gering.‘ 


Während gegen die beiden ersten Sätze nicht viel einzu- 
wenden ist, ist der dritte meines Erachtens in dieser Form nicht 
haltbar. Jeder positive Pirquet hat ein, wenn auch nur gering- 
fügiges Haften und Angehen der Infektion, also „Erkrankung“, 
zur Voraussetzung. Verfasser meint also offenbar nur die zur 
ausgesprochenen Organtuberkulose führende und schließlich 
tödlich verlaufende Erkrankung, denn er stützt sich zum Be- 
weise seines Satzes auf die Sterbeziffern der verschiedenen 
Altersklassen und vergleicht sie mit denen der ‚‚Infektiosität“, 
nämlich den Prozentzahlen an positiver Pirquetprobe. Nun ist 
ja schon oft genug betont worden, wie bedenklich es ist, aus 
Mortalitätszahlen die Ziffer der Morbidität ableiten zu wollen. 
Was soll man gar bei der oft so schwer feststellbaren Tuber- 
kulose überhaupt als „Erkrankung“ zählen? Immerhin wäre 
es denkbar, daß man z. B. die ganze Bevölkerung durch- 
pirquetisierte und dann beispielsweise rechnete: wenn sich 
herausstellt, daß etwa durchschnittlich 70 %, aller Menschen 
positiven Pirquet haben, das heißt erkrankt sind oder waren 
und etwa 9 % aller Todesfälle auf Tuberkulose entfallen, so 
würde dies bedeuten, daß von je 70 Erkrankten 9 an ihrer 
Krankheit sterben, also eine Letalität der Tuberkulose von 13%. 

Dagegen ist es überhaupt unzweckmäßig, die Sterblichkeit 
einer Altersklasse in einem Jahre mit der Prozentzahl an posi- 
tivem Pirquet in dem betreffenden Alter zu vergleichen. Daraus 
kann man doch weiter nichts schließen, als die bekannte Tat- 
sache, daß die Tuberkulose eben nur selten akut, meist chro- 
nisch durch Jahre und Jahrzehnte verläuft und die Mehrzahl 
der Menschen fast unbemerkt durchs Leben begleitet. Aber 
das ist doch nur ein zeitlicher, kein grundsätzlicher Unterschied 
gegenüber anderen Infektionskrankheiten und berechtigt nicht 
zu dem Schluß, daß z. B. bei Masern Infektion und Erkrankung 
gleichbedeutend, bei der Tuberkulose dagegen diese beiden Fak- 
toren weit getrennt sind. Der Unterschied ist nur ein äußer- 
licher: schneller Ausbruch, akuter Verlauf, leichte Feststellbar- 
keit auf der einen, langsame, oft unmerkliche Entwicklung und 
schwierige Diagnose auf der anderen Seite. Man darf eben nicht, 
wie R. es tut, bei der Tuberkulose zwischen haftender Infektion 
mit positivem Pirquet und „Erkrankung“ unterscheiden. Posi- 
tiver Tuberkulinbefund ist ohne eine, wenn auch nur lokale Er- 
krankung undenkbar. Setzt man aber gar voraus, daß ein 
„einigermaßen großer Prozentsatz“ von zur Erkrankung führen- 
den Fällen auch eine ‚erschreckend hohe Sterblichkeit‘ und 
ein „Aussterben“ der Welt zur Folge haben müßte, dann kann 
man allerdings auf Grund des Ausbleibens dieses Massentodes 
zu so bedenklichen Sätzen kommen wie der, den R. aus Klein- 
schmidt zitiert (und zwar im Sperrdruck): 


„Nach den ersten drei Lebensjahren können sich Kinder 
ruhig in nächster Umgebung schwerster Phthisiker auf- 
halten, ohne zu erkranken.“ (1) 

Bedenklich ist dies vor allem deshalb, weil es in einer vor- 
wiegend für Laien bestimmten Zeitschrift geschieht und den 
Eindruck zu erwecken geeignet ist, als wolle Verfasser der rück- 
ständigen „allgemeinen Meinung“ von der Ansteckungsgefahr 
der Tuberkulose überhaupt zu Leibe gehen. Das ist gewiß nicht 
seine Absicht, und er verwahrt sich später ausdrücklich gegen 
das Mißverständnis, als hielte er den Seuchenschutz am An- 
steckungsherd für überflüssig. Kleinschmidt selbst sagt 
übrigens an anderer Stelle, „wir können nicht behaupten, daß 
die in den späteren Kinderjahren eintretende Infektion für das 


ganze Leben schadlos bleibt“. Obiger Satz aber, so aus dem 
Zusammenhang gerissen, würde doch eine vollständige Ver- 
kennung der Gefahren jeder Superinfektion bedeuten, und die 
Überbewertung des konstitutionellen, körpereigenen Faktors 
ist genau so wenig richtig, wie dies eine nur kontagionistische 
Anschauung wäre. R. hat Unrecht mit seiner Kritik der ‚‚Kon- 
tagionisten wie Blümel und Braeuning‘, deren Verdienst es 
gerade ist, wie Ickert in seinem Vortrag auf dem letzten Für- 
sorgestellentag mit Recht unterstrich, daß sie der einseitigen 
Auffassung der Tuberkulose als soziale Krankheit entgegen- 
traten, deren Gipfel der Satz moderner Wohlfahrtstheoretiker 
bildet: ‚Die Tuberkulose ist überhaupt keine Krankheit an 
sich, sie ist nur ein Symptom der sozialen Erkrankung der be- 
treffenden Familie.“ 

Folgerichtig stellt Roeder nun für die Tuberkulosebekämp- 
fung die Forderung auf, sie dürfe sich nicht in erster Linie gegen 
die Infektion richten, sondern müsse auf Vermehrung der 
Widerstandskräfte des Körpers zuerst bedacht sein. 


Vor allem warnt er vor dem Versuch, nach Blümels For- 
derung durch die Isolierung der Schwerkranken etwas zu er- 
reichen. Das sei in ausreichendem Umfang undurchführbar und 
ungeheuer kostspielig, abgesehen von der Schwierigkeit, die 
„Massen‘‘ so zu „zwingen“. Statt dessen täten die kommenden 
Arbeitsgemeinschaften besser, durch Mietszuschüsse und andere 
Mittel der Wohnungsbeschaffung und -verbesserung auf der all- 
gemeinen Linie sozialhygienischen Fortschritts zu bleiben. Den 
Ausführungen des Verfassers über die Notwendigkeit, das ent- 
setzliche Wohnungselend endlich wirklich zu bekämpfen, kann 
ich nur lebhaft zustimmen. Bodenreform, Steuerpolitik, Haus- 
zinssteuer, Belebung des Baumarktes und damit der ganzen 
Wirtschaft, produktive Erwerbslosenfürsorge statt Almosen 
ohne Gegenleistung, statt Rechte ohne Pflichten sind eine 
ganze Reihe von trüben Kapiteln, in denen die Regierungen und 
Volksvertretungen nach wie vor dem Umsturz oft genug gänz- 
lich versagt haben. Man braucht außerdem aber nur daran zu 
erinnern, welche Summen für Trinken und Rauchen ausge- 
geben werden, während es Schwierigkeiten macht, die nötigen 
Gelder für Wohnungsbau zu beschaffen, um die Trostlosigkeit 
der Dinge vor Augen zu haben. 


Angesichts dieses Massenproblems lehnt Roeder auch Vor- 
schläge, wie Tuberkulösensiedlungen, -wohnstraßen und -häuser 
als unnatürlich und undurchführbar ab. Die Heilstätten sollen 
nicht in Heime für die Schwerkranken umgestaltet werden, 
sondern nach wie vor für die Behandlung der Anfangs- und 
derjenigen mittelschweren Fälle dienen, die Besserung erhoffen 
lassen. Aufgabe der Ärzte und Fürsorgestellen wird sein, die 
möglichst frühzeitige Erkennung und Behandlung der Tuber- 
kulose sicherzustellen. Ob allerdings der freie Beruf des Arztes, 
der nur wartet, ob der Patient zu ihm kommt, diese Forderung 
erfüllen und auch außerhalb der Heilstättenkuren die Behand- 
lung in der Wohnung (Blümel: ‚Tuberkulose-Rüstzeug des 
praktischen Arztes‘‘) genügend gewährleisten kann, ist noch 
sehr die Frage. Erforderlichenfalls müßten auch das die Für- 
sorgestellen übernehmen. 

Schließlich wird noch eine energische Kinder- und Jugend- 
fürsorge verlangt; Verschickung, örtliche Erholungsfürsorge, 
Waldschulen, Spielplätze, Tageserholungsstätten, Freibäder, 
kurz, das ganze Rüstzeug der modernen Jugendpflege soll 
gleichfalls von den Arbeitsgemeinschaften herangezogen und 
unterstützt werden. Verfasser betont wiederholt, daß in der 
Tuberkulosefrage als Massenproblem mit Einzelerfolgen nichts 
im großen erreicht werde. Solche Erfolge gingen oft nur auf 
Kosten vieler anderer, für die nichts geschieht. Nicht die als 
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abgetan geltende Barmherzigkeit, sondern Gerechtigkeit! Das 
gilt z. B. in der Frage der Bemessung der Kurdauer für den 
Einzelnen. — Solche Gleichheitstheorien klingen wunderschön. 
Im realen Verlauf der Dinge aber, wenn nur begrenzte Mittel 
verfügbar sind, wird es sich fragen, ob man nicht lieber wenige- 
ren wirksam helfen, als das Ganze in unwirksamen Teilchen ver- 
zetteln soll. 

Ickert hat wohl das Problem am besten erfaßt, wenn er 
betont, daß die neben dem Bazillus für das Zustandekommen 
der Tuberkulose erforderliche Körperverfassung durchaus nicht 
nur „soziale“ Ursachen hat (z. B. Krankheit, Schwangerschaft, 
Ausschweifungen). Beide Faktoren müssen bei dieser Seuche 
bekämpft werden; beide Wege laufen parallel. Nur allzu ein- 
seitige Blickrichtung Könnte uns den Gedanken geben, als 
ständen wir am Scheidewege und müßten uns für den einen 
Weg entscheiden. Nach wie vor wird aber die Wohnungsfrage 
vorwiegend Sache der Kommunalpolitik bleiben, die ruhig und 
gern auf diesem Gebiet etwas mehr und auf dem des Partei- 
wesens dafür etwas weniger leisten könnte. Dagegen werden 
die Versicherungsträger, Fürsorgestellen und sonstigen Organe 
der Tuberkulosebekämpfung gut tun, die bewährten Grund- 
sätze des Kampfes gegen die Infektion auf ihrem Wege weiter 
im Auge zu behalten. Denker (Berlin). 


Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 
Iwan Bloch und Georg Loewenstein (Berlin), Die Prostitution. 

Il. Band, erste Hälfte des Handbuches der gesamten Sexual- 

wissenschaft in Einzeldarstellungen mit einem Namen-, 

Länder-, Orts- und Sachregister. Louis Marcus Verlags- 

buchhandlung, Berlin 1925. 12,— 4. 

Bloch hat frühzeitig die Bedeutung der Probleme des Sexual- 
lebens erkannt. Schon als 29jähriger gab er sein erstes Werk 
über den Ursprung der Syphilis heraus, welches die allgemeine 
Aufmerksamkeit auf den jungen Forscher lenkte. 1906 erschien 
sein Werk ‚Sexualleben unserer Zeit‘, das in alle Kultur- 
sprachen übersetzt worden ist. Auf Grund seiner eingehenden 
Studien faßte Bl. den großzügigen Plan, ein Handbuch de: ge- 
samten Sexualwissenschaft in 12 Bänden herauszugeben, wobei 
er sich die Bearbeitung des Prostitutionsproblems vorbehielt. 
Der erste Teil, der die Prostitution bei den Naturvölkern im 
Altertum und Mittelalter behandelt, erschien im Jahre 1912. 
Bl. begann sofort die Vorarbeiten zum II. Teil, er sollte die 
Vollendung leider nicht erleben. Ein schweres Leiden befiel ihn 
und raffte den erst 50jährigen dahin. Bis zuletzt hat er an 
seinem Werke mit einer Ausdauer und Energie gearbeitet, die 
jeden, der ihn beobachten durfte, mit höchster Anerkennung 
erfüllen mußte. Loewenstein hat sein Werk aufgenommen 
und mit großem Geschick und Fleiß zu Ende geführt. Das Buch 
umfaßt die Zeit vom ersten Auftreten der Syphilis in Europa 
am Ende des 15. Jahrhunderts bis zu den ersten Ansätzen der 
staatlichen und.kommunalen Regelung der Prostitution im An- 
fang des 19. Jahrhunderts. Die Syphilis wurde für die Beur- 
teilung der Prostitutionsfrage von außerordentlich großer Be- 
deutung, denn man erkannte sehr bald, daß in der Prostitution 
die Hauptverbreitungsursache der Syphilis zu suchen war, 
Gegen erkrankte Prostituierte wurden energische Maßregeln er- 
griffen, viele Freudenhäuser aufgehoben, die Prostituierten 
regelmäßig ärztlich untersucht. Daß sich eine wesentlich andere 
Einstellung zur Prostitution geltend machte, zeigt vor allem die 
Literatur jener Zeiten, die sehr eingehend behandelt wird. An- 
schließend werden unter Beibringung eines sehr wertvollen 
Quellenmaterials die Einflüsse geschildert, welche das Zeitalter 
der Renaissance, der Reformation und der Gegenreformation 


auf die Prostitution ausgeübt haben. Der Beaufsichtigung und 
Bekämpfung der Prostitution durch Gesetzgebung, Sitten- und 
Sanitätspolizei, durch kirchliche und soziale Rettungsversuche, 
sowie der Prostitution in Literatur und Kunst sind besondere 
Kapitel gewidmet. — Es folgt das Zeitalter der Aufklärung. 
Nach den allgemeinen Einflüssen wird eine Übersicht der ein- 
zelnen Erscheinungsformen der Prostitution, der sittlichen und 
kulturellen Zusammenhänge und schließlich der Versuche der 
staatlichen und kommunalen Regelung gegeben. Man darf be- 
haupten, daß die Auffassungen über diese wichtigen Fragen in 
unserer Zeit wesentlich einheitlicher und geklärter sind als 
früher, aber viele Vorurteile sind noch zu überwinden, das hat 
sich besonders bei dem zur Zeit dem Reichstage vorliegenden 
Gesetzentwurf zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
gezeigt. Wer sich eingehender mit diesen schwierigen Pro- 
blemen beschäftigen will, tut am besten, sich an der Hand 
dieses Werkes einzuarbeiten. 


Friedländer (München), Kurlerfreiheit (Wissenschaft und Ok- 
kultismus). J.F. Lehmann, München 1926. 44 S. 1,50 4. 
In allen Berufen, vom einfachsten handwerksmäßigen bis zu 

den akademischen wird eine bestimmte Vorbildung und die Ab- 
legung einer Prüfung verlangt, ehe der Beruf ausgeübt werden 
kann. Diese Forderung wird auch in allen Kulturstaaten mit 
Ausnahme von Deutschland und zwei kleinen Kantonen der 
Schweiz als etwas ganz Selbstverständliches im Heilberufe be- 
trachtet. In Deutschland ist sie aus reiner Gefühlsduselei auf- 
gehoben worden und zwar auf Antrag eines Arztes, der die An- 
sicht vertrat, daß es keiner Gesetze über Kurpfuscherei be- 
dürfe, denn sie wären unwürdig für die Bildungsstufe und Ur- 
teilsfähigkeit des Volkes. Verfasser zeigt, wohin dieser Be- 
schluß geführt hat. Die verschiedenen Behandlungsmethoden, 
Kneippkur, Biochemie, Homöopathie, Augendiagnose, Coueis- 
mus und wie sie alle heißen mögen, werden eingehend beleuchtet. 
Das Buch ist sehr gewandt geschrieben und hält sich von jeder 
kleinlichen Interessenpolitik und Polemik fern, gibt aber einen 
ausgezeichneten Einblick in diese Verhältnisse, der um so wert- 
voller ist als gerade diese Fragen zur Zeit aus Anlaß des im Ge- 
setzentwurf zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten ge- 
forderten Kurpfuschereiverbotes die Öffentlichkeit stark be- 
schäftigen. 


Curt Thomalla (Berlin), Falsche Scham. 
b. H., Berlin. 6.— M. 
{| Unter dem gleichen Titel ist von der Kulturabteilung der 
Ufa ein Film herausgegeben worden, der sich wegen seiner aus- 
gezeichneten Zusammenstellung und Ausführung schnell die 
deutschen Filmbühnen erobert hat. Thomalla hat das Manu- 
skript zum Film geschrieben und dieses nunmehr erweitert 
in Buchform herausgegeben. Bisher boten die Aufklärungs- 
schriften auf dem Gebiete der Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten mehr oder weniger populär gehaltene wissenschaft- 
liche Ausführungen über die Entstehung, Gefahren und Folgen 
der Geschlechtskrankheiten; hier werden zum ersten Male an 
Beispielen, die dem Leben entnommen sind, in packender Form 
die schweren Folgen gezeigt, welche durch die Geschlechts- 
krankheiten hervorgerufen werden. Das Buch ist mit vielen 
Abbildungen ausgestattet. Es ist vor allem für unsere Jugend- 
lichen, männlichen und weiblichen Geschlechts, bestimmt, denen 
es die Gefahren eines zügellosen Lebenswandels sehr eindringlich 
und wirksam vor Augen führt. Roeschmann (Berlin). 
Die Geschlechtskrankheiten in Preußen 1924. Die in Bd. 21 
der Veröffentlichungen aus dem Gebiete der Medizinalverwal- 
tung erschienenen Berichte über das Gesundheitswesen des 
preußischen Staates sprechen ganz allgemein von einem Rück- 
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gang der Geschlechtskrankheiten. Die festgestellten syphiliti- 
schen Erkrankungen bei Kontrolldirnen (aufgegriffenen Dirnen) 
betrugen in den Jahren 1922: 1520 (2533), 1923: 1269 (1857) 
und 1924: 1308 (1797). Die Zahl der unter Kontrolle stehenden 
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Tagung des Deutschen Verbandes für Schulkinderpflege, 
Dortmund, 29. Juni 1926. 


Zu dem Thema der Tagung ,„Wohnungs- und Bettennot‘“‘ gab 
die erste Referentin, Fräulein Albers (Solingen), nach allge- 
meinen Darlegungen über die Hauptschwierigkeiten des Woh- 
nungsproblems, das im Gegensatz zu der Vorkriegszeit mit 
ihren mehr siedlungspolitischen Fragen, jetzt eher sozial- 
politische enthält, einen Einblick in die erschreckenden Zu- 
stände, denen die Fürsorge auf Schritt und Tritt begegnet. 
Nicht nur der zahlenmäßige Mangel, auch die Qualität der 
Wohnungen bedingen dies. Die ‚eingeschobenen‘‘ Haushal- 
tungen, die zahlreichen Wohnungen ohne Zubehör, die Schlaf- 
gänger, Exmissionen, Abnutzung ohne Reparaturen sind die 
Hauptgründe, zu denen die Nöte der Erwerbslosigkeit usw. 
noch erschwerend hinzutreten. Die Akten der Wohnungsämter, 
Tuberkulosefürsorgestellen, Krankenhäuser usw. geben düstere 
Berichte darüber. Obgleich im Arbeitsgebiet der Referentin, in 
Solingen, verhältnismäßig günstige Zustände herrschen, ist doch 
dort !/iọ der Bevölkerung wohnungslos oder mangelhaft unter- 
gebracht. 22% der Tuberkulosekranken haben kein eigenes 
Bett (eine Zahl, die innerhalb der letzten Jahre sehr gestiegen 
ist). In der Gefährdetenfürsorge hat man über 20 % der 
Mädchen als Schlafgänger festgestellt. Die besonderen Folgen 
für die Kinder zeigen sich in gesteigerter Aufsichtslosigkeit, 
da die engen Wohnungen sie auf die Straße treiben. Als 
Mittel dagegen ist u. a. der Vorschlag gemacht worden, die 
Schulzeit wieder zu teilen und dabei an den Nachmittagen vor 
allen Dingen spielen, turnen und wandern zu lassen. Auch die 
Horte bedürfen aus dem gleichen Grunde einer starken Ver- 
mehrung. Als Gegengewicht gegen die hygienischen Schä- 
digungen ist die Heil- und Erholungsfürsorge mehr auszubauen. 
Die sittlichen Störungen des Familienlebens zeigen sich deutlich 
in der Zunahme der Verwahrlosung und erfordern energische 
Gegenmaßnahmen. Sehr schwierig gestaltet sich das Problem 
der „zwangsgeräumten‘ Familien mit Kindern; bei ihrer Unter- 
bringung muß besonders auf die kinderreichen Rücksicht ge- 
nommen werden; dies gilt ebenfalls für die erwerbslosen Fa- 
milien mit Kindern, bei denen die Fürsorge wegen der zahl- 
losen Mietrückstände einzuspringen hat. 

Vom Standpunkt des Arztes aus beleuchtete Kinderarzt 
Professor Dr. Engel (Dortmund) die durch die Wohnungs- 
not entstehenden Gefahren: in bezug auf die Geburten er- 
höhte Infektionsgefahr in den engen Wohnungen, Schädi- 
gungen ferner in bezug auf die Säuglinge, die aus den 
gleichen Gründen schlechter oder falsch behandelt werden. Be- 
sonders wies der Referent auf die ungeheuer starke Zunahme 
der englischen Krankheit infolge der ungesunden Wohnungs- 
verhältnisse hin. Auf Grund einer Erhebung hat er festgestellt, 
daß die Kinder in Einzimmer-Wohnungen viel stärker von 
dieser Krankheit befallen werden (70 %) und zwar wurden 
hierbei nur die an sich weniger bedrohten Altersstufen vom 
2. Jahre ab berücksichtigt. In 5—6-Zimmerwohnungen betrug 
der betreffende Prozentsatz dagegen nur 25. Daß die Tuber- 
kulosegefährdung ebenfalls durch Wohnungs- und Bettennot 
ungemein gehoben wird, ist selbstverständlich. Zu fordern sind 
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Dirnen betrug 1924: 15687, davon erkrankten an Syphilis 1308, 
an Tripper 6555, an Schanker 268. Es wurden 25367 aufge- 
griffene Dirnen untersucht, davon hatten 1797 Syphilis, 2270 
Tripper und 95 Schanker. Goldmann (Berlin). 
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deshalb ausgedehnte Heilstättenbehandlung und Freiluftkuren. 
(Prof. Engel schilderte hierbei das in Dortmund bestehende 
Kleinkinderheim, das diese Forderungen zu erfüllen sucht und 
im Laufe der Tagung von den Teilnehmern besichtigt wurde.) 
Viel stärker als früher werden jetzt die Krankenanstalten durch 
die Wohnungsnot belastet. Deshalb ist es notwendig, das tief 
eingewurzelte Mißtrauen der Bevölkerung gegen solche An- 
stalten zu bekämpfen. Es muß allerdings auch eine Umge- 
staltung der Krankenhäuser in der Richtung, daß z. B. kleinere 
Zimmer gebaut werden, dringend erstrebt werden. 

In der sehr lebhaften Aussprache wurden aus den vielen an- 
geregten Punkten vor allen Dingen hervorgehoben: Förderung 
der örtlichen Erholungsfürsorge, die Berücksichtigung der länd- 
lichen Wohnungsnot, besondere Fürsorge für Zwangsgeräumte, 
zweckmäßigere Verwendung der Hauszinssteuer, Erziehung des 
Volkes zu einer höheren Wohnkultur. Als Abschluß gab der 
Architekt Wolff (Münster i. W.) an Hand von Plänen mannig- 
fache praktische Vorschläge, wie der heutige Hausbau und die 
Möbelherstellung angesichts der herrschenden Nöte am besten 
zu bewerkstelligen seien. K. M, 


VIII. Deutsche Tagung für Säuglings- und Kleinkinderschutz 
Düsseldorf, 13. und ‚14. September 1926. 


In dem ersten Referat „Die Auswertung der Fürsorge- 
gesetzgebung (RJWG., RFV., RVO.) für die Säuglings- 
fürsorge‘ führte Abteilungsdirektor Dr. Schweers (Berlin) 
aus, daß die geltenden Fürsorgegesetze bei richtiger Auslegung 
zwar wertvolle Handhaben für die Säuglingsfürsorge und die 
Schwangerenfürsorge bieten, aber in keiner Weise genügen, um 
die bevölkerungspolitisch notwendige Bekämpfung der Säug- 
lingssterblichkeit ausreichend gesetzlich zu garantieren. Im 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetz und in den Ausführungsbe- 
stimmungen der Länder sind die Forderungen der Gesundheits- 
fürsorge mit wenigen Ausnahmen gar nicht oder nur teilweise 
berücksichtigt. Auch die Reichsfürsorgepflichtverordnung wird 
den Notwendigkeiten planmäßiger Säuglingsfürsorge nicht ge- 
recht — der dort gegebene Begriff der Hilfsbedürftigkeit ist zu 
eng gefaßt, die vorbeugende Fürsorge ist nur fakultativ. Die 
Auslegung des geltenden Rechts der Reichsversicherungs- 
ordnung einschließlich der Anwendung der Kannbestimmungen 
erfolgt vielfach ohne ausreichende Berücksichtigung der Not- 
wendigkeiten der Gesundheitsfürsorge. Die Uneinheitlichkeit 
und Unübersichtlichkeit der einschlägigen Gesetzgebung er- 
schwert ihre Anwendbarkeit und beeinträchtigt ihren Erfolg. 
Referent fordert gesetzliche Sicherung für die Bereitstellung 
zunächst der offenen und halboffenen, dann aber auch der ge- 
schlossenen Fürsorge einheitlich ohne Rücksicht auf Versiche- 
rungszugehörigkeit und Legitimität, Durchführung der Arbeit 
durch die Kommunen, Interessierung — eventuell Arbeits- 
gemeinschaft — und Kostenbeteiligung der Versicherungsträger, 
sowie Mitwirkung der freien Wohlfahrtspflege. Reich und 
Länder sind, zum mindesten für die leistungsschwachen Ge- 
meinden, finanziell zu beteiligen. Schwangerenfürsorge als eine 
Form der Gesundheitsfürsorge ist den kommunalen Gesundheits- 
ämtern, eventuell einem Sozialarzt zu unterstellen. Der Begriff 
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der Hilfsbedürftigkeit soll für Schwangere und Säuglinge dem 
Begriff der Fürsorgebedürftigkeit entsprechend gestaltet wer- 
den. 
Wochenhilfe und Wochenfürsorge ist eine ausreichende mate- 
rielle Unterstützung der Schwangeren zu sichern. Weiterhin 
ist die Ratifizierung des Washingtoner Abkommens und der 
Erlaß eines Reichshebammengesetzes erforderlich. Die ge- 
samte Säuglingsfürsorge ist grundsätzlich den Gesundheits- 
ämtern zu übertragen; beim Pflegekinderwesen, zum minde- 
sten während des Säuglingsalters, muß der Arzt entscheidend 
mitwirken; auch sonstige gesundheitsfürsorgerische Maßnahmen 
des Jugendamtes sind nach den Vorschlägen des Gesundheits- 
amtes beziehungsweise des Sozialarztes vorzunehmen. Beim 
unehelichen Kinde ist während des Säuglingsalters Einführung 
der primären Haftung der Öffentlichen Hand erforderlich. 
Hinsichtlich der Auslegung des $ 29 RJWG. ist eine Klärung 
dringend nötig; die Mitwirkung des Arztes ist gesetzlich zu 
sichern. Ein voller Erfolg der Säuglingsfürsorge ist erst zu er- 
warten, wenn neben den Jugendämtern auch die örtlichen und 
Landesgesundheitsämter unter fachlicher Leitung eine gesetz- 
liche Sicherung erfahren haben. — In der Aussprache war die 
von Helmut Lehmann (Berlin), dem geschäftsführenden Vor- 
sitzenden des Hauptverbandes deutscher Krankenkassen, ge- 
gebene Zusicherung, in engster Arbeitsgemeinschaft mit den 
Kommunen wirken zu wollen, besonders bemerkenswert. 


An Stelle des Ende August verstorbenen Stadtrat Dr. 
Silberstein (Berlin-Neukölln) referierte Dr. Nassau (Berlin) 
über den „Entwurf eines Gesetzes über das Recht des 
unehelichen Kindes und die Annahme an Kindes- 
statt“. Das unerwartete Wiederansteigen der Sterblichkeit 
der unehelichen Kinder unter dem Einfluß der Schwierigkeiten 
der letzten Jahre zeigte erneut die dringende Notwendigkeit, 
den Schutz der Unehelichen weiter wie bisher auszubauen. In 
diesem Sinne ist der Versuch einer gesetzlichen Neuregelung 
zu begrüßen. Referent fordert zum mindesten folgendes: a) eine 
frühzeitig und möglichst vollständige Erfassung aller Unehe- 
lichen, b) eine materielle Besserstellung aller Unehelichen und 
eine bessere Sicherung ihrer materiellen Ansprüche, c) eine 
Hebung der sozialen und gesellschaftlichen Stellung des unehe- 
lichen Kindes. Die Neuregelung der Bestimmungen über die 
Annahme an Kindesstatt und die Neueinführung des Pflege- 
kindschaftsvertrages rufen Bedenken nicht hervor. Bei dem 
Abschnitt über die rechtliche Stellung des unehelichen Kindes 
beleuchtete der Referent die Auswirkung verschiedener Punkte 
für die Gesundheit des unehelichen Kindes. In bezug auf die 
Einrede des Mehrverkehrs entstehen Bedenken hinsichtlich der 
materiellen Sicherung und der sozialen Stellung des unehelichen 
Kindes. Notwendig ist eine vorgeburtliche materielle Sicherung. 
Die Schaffung einer gesetzlichen öffentlichen Unterstützungs- 
pflicht zum mindesten für das erste Lebensjahr wird zu fordern 
sein. Die Regelung der Vaterschaftsfrage in Anlehnung an 


österreichisches Recht erscheint auch für den Arzt als glück- - 


lichste Lösung des Problems. Bedenken ergeben sich bei der 
Erteilung eines Sorge- und Verkehrsrechtes an den unehelichen 
Vater. Die Möglichkeit einer Übertragung der elterlichen Ge- 
walt an die uneheliche Mutter oder an den unehelichen Vater 
scheint vom fürsorgerischen Standpunkt nicht unbedenklich. 
Redner gelangt zu dem Schluß, daß trotz mancher Verbesse- 
rungen der Entwurf in einer Reihe von Punkten nicht zu ge- 
nügen scheint, um den Organen der Fürsorge eindeutig bessere 
Möglichkeiten zu geben, die Interessen des Kindes in dem 
Maße zu wahren, wie es zur Erhaltung der körperlichen und 
seelischen Gesundheit des unehelichen Kindes notwendig wäre. 


Durch angemessene und analoge Ausgestaltung von 


— In der Aussprache wurde die Forderung nochmals hervor- 
gehoben, dem unehelichen Kinde auf dem Wege des öffentlichen 
Rechts — wie es Stadtamtmann Erich Müller (Berlin) vor- 
geschlagen hat — zu helfen. Die Fürsorgebedürftigkeit müsse 
wenigstens geneiell für den ersten Lebensmonat, noch besser 
aber für das erste Lebensvierteljahr ausgesprochen werden. 


Dem am zweiten Verhandlungstage von Medizinalrat 
Dr. Seiffert (München) erstatteten Referat über die ‚„Bezie- 
hungen zwischen Säuglingssterblichkeit und Rasse 
lagen folgende Leitsätze zugrunde: Die verschiedene Höhe 
der Sauglingssterblichkeit bei den Völkern der Erde wird 
von äußeren Lebensbedingungen weitgehend bestimmt, ohne 
daß die eine oder andere Ursache als die entscheidende zu 
bezeichnen ist. Die Beziehungen zwischen Höhe der Ge- 
burten und Höhe der Säuglingssterblichkeit sind nicht allge- 
mein gesetzmäßig. Die Höhe der Säuglingssterblichkeit hängt 
nicht allein von äußeren Einflüssen ab. Sie wird außerdem 
bestimmt durch die Durchschnittskonstitution der Säuglinge. 
Daß die Höhe der Säuglingssterblichkeit bei verschiedenen 
Rassen verschieden ist, wird durch die Verschiedenheit der 
Säuglingssterblichkeit in Belgien, Schweiz, Tschechoslowakei, 
Ungarn, Bayern nachzuweisen versucht. In den Vereinigten 
Staaten ist die Säuglingssterblichkeit verschieden nach dem 
Herkunftsland der Mutter. Gebiete mit überdurchschnitt- 
licher Säuglingssterblichkeit haben überdurchschnittliche Sterb- 
lichkeit an angeborener Lebensschwäche und Totgeburten 
sowie an Magen- und Darmkatarrh. Bei den anderen Todes- 
ursachen sind derartige Beziehungen nicht regelmäßig nach- 
weisbar (Bayern). Die Unterschiede sind durch äußere Lebens- 
bedingungen nicht allein erklärbar. Sie hängen wahrscheinlich 
mit vererbbaren rasseeigentümlichen Unterschieden in der 
Durchschnittskonstitution der Volksstämme zusammen. Die 
Höhe der Säuglingssterblichkeit wird hierbei nicht nur durch 
Rasseeigentümlichkeiten des Kindes, sondern auch der Mutter 
bestimmt. Der natürliche, fürsorgerisch nicht beeinflußbare 
Ausfall durch Lebensunfähigkeit dürfte bei den einzelnen 
Völkern verschieden sein. Die Säuglingsfürsorge wird sich vor 
allem in den ungünstiger gestellten Ländern bemühen müssen, 
durch Hebung der Widerstandsfähigkeit der Säuglinge aus- 
gleichend zu wirken. Sie wird hierüber aber die Ausschaltung 
äußerer Schäden nicht vernachlässigen dürfen. — Die durch 
graphische Darstellungen veranschaulichten Ausführungen ver- 
anlaßten eine lebhafte Aussprache, in der unter anderem auch 
angeregt wurde, daß Bayern für seine Gebiete mit großer Säug- 
lingssterblichkeit die Frage durch Kliniker, durch Fürsorger 
und nicht zuletzt durch den pathologischen Anatomen intensiv 
bearbeiten möchte. 


Von besonderem Interesse für die Vertreter der Säuglings- 
pflegeschulen war das von Geheimen Medizinalrat Professor 
Dr. Schloßmann (Düsseldorf) erstattete Referat „Reichs- 
einheitliche Regelung der Ausbildung von Säuglings- 
und Kleinkinderpflegerinnen‘. Eine Gleichmäßigkeit der 
Vorbedingungen für die Anerkennung als Säuglings- und 
Kleinkinderpflegerin für das Reichsgebiet ist unbedingt er- 
wünscht. Die Säuglings- und Kleinkinderpflegerin, die in 
Preußen und anderen Staaten ausgebildet wird, ist eine 
Säuglings- und Kleinkinder-Krankenpflegerin. Nur für solche 
Pflegerinnen, denen auch die Pflege kranker Kinder anver- 
traut werden kann, besteht ein Öffentliches Bedürfnis. Nach 
den an sie gestellten Ansprüchen ist eine zweijährige Aus- 
bildung das Mindestmaß, denn eine solche Säuglings- und 
Kleinkinderkrankenpflegerin muß zum mindesten nicht weni- 
ger leisten und wissen, als eine Krankenpflegerin. Als 
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Säuglings- und Kleinkinderpflegeschulen sind nur solche An- 
stalten anzuerkennen, die auf die Ausbildung eingestellt und 
in denen die Schülerinnen nicht ausgenutzt, sondern aus- 
gebildet werden. Als Vorbild in dieser Richtung haben die 
Hebammenlehranstalten zu dienen. Zwischen ausgebildetem 
und auszubildendem Pflegepersonal muß ein richtiges Ver- 
hältnis bestehen, so daß im allgemeinen auf die Zahl der aus- 
gebildeten und geprüften Pflegerinnen höchstens die gleiche 
Zahl von Schülerinnen kommen darf. Um die Ausbildung auch 
in der Pflege ansteckender Krankheiten, ebenso wie in der 
Pflege gesunder Säuglinge zu sichern, ist eventuell der Zu- 
sammenschluß verschiedener Anstalten zu einer Ausbildungs- 
stätte zu empfehlen. Referent empfiehlt allen Staaten, soweit 
dies nocht nicht geschehen ist, unter Zugrundelegung der hier 
gegebenen Gesichtspunkte, die Bestimmungen entsprechend 
zu revidieren. Durch gegenseitige Anerkennung der abgelegten 
Prüfung ist die reichseinheitliche Regelung der Ausbildung von 
Säuglings- und Kleinkinderpflegerinnen herbeizuführen. — 
Eine allgemeine Übereinstimmung konnte in der Aussprache 
nicht erzielt werden. Von verschiedenen Seiten, besonders aus 
Süddeutschland, wurde daran festgehalten, daß eine 2jährige 
Ausbildungszeit nur für die Anstaltspflegerinnen erforderlich 
sei; es bestehe aber auch ein Bedürfnis zur Ausbildung von 
Familienpflegerinnen mit staatlicher Prüfung und hier genüge 
1 Jahr. — Es ist zu erwarten, daß die Frage demnächst im 
Reichsgesundheitsrat zur Beratung kommen wird. 
| S. Fleminger (Berlin). 


Jahresversammilung der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten, 
Düsseldorf, 18. und 19. September 1926. 


Der Jahresbericht gab einen Überblick über die vielseitige 
Betätigung der Gesellschaft im letzten Jahre. Besonders er- 
folgreich ist die Organisation in Bayern ausgebaut worden, wo 
vom bayrischen Zweigverein unter dem Vorsitz von Geh. Rat 
Prof.v.ZumbuschmehrereKreisgruppengegründet wordensind. 

Der 1. Vorsitzende, Geh. Rat Prof. Dr. Jadassohn, be- 
richtete eingehend über die jetzige Lage des Gesetzentwurfes 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. Noch vor den 
Reichstagsferien sind die Beratungen im bevölkerungspoliti- 
schen Ausschuß abgeschlossen worden. Der Entwurf geht nach 
den Ferien in der Form, wie ihn der Ausschuß gegeben hat, zur 
endgültigen Erledigung an das Plenum des Reichstages. Be- 
sonders verhängnisvoll ist die Abänderung, welche der $ 7 ge- 
funden hat, der nach der Regierungsfassung Laien die Behand- 
lung der Geschlechtskrankheiten und Leiden der Geschlechts- 
organe verbieten will, während die neue Fassung nur die Be- 
handlung der Geschlechtskrankheiten und der ansteckenden 
Krankheiten und ansteckenden Leiden der Geschlechts- 
organe unterbinden will. Jadassohn wies eindringlich auf die 
große Gefahr hin, welche in dieser Fassung liegt. Die Versamm- 
lung, die aus Vertretern des Reiches, der Länder, Provinzen und 
Kommunalvertretungen, der Versicherungsträger und der 
großen, gemeinnützigen Verbände, sowie führender Persönlich- 
keiten der Ärzteschaft, Geistlichkeit und Lehrerschaft zu- 
sammengesetzt war, nahm einstimmig folgende Entschließung 
an, der beste Beweis dafür, daß man sich in allen verantwort- 
lichen Schichten der Bevölkerımg der Bedeutung dieser Frage 
bewußt ist: 

„Die Jahresversammlung der DGBG. hat von dem Gesetz- 
entwurf zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten Kenntnis 


genommen, wie er aus der 2. Lesung des bevölkerungspolitischen 
Ausschusses hervorgegangen ist und hat dazu folgende Reso- 
lution gefaßt: Ohne auf eine Besprechung von verschiedenen 
einzelnen Punkten einzugehen, an denen Änderungen noch er- 
wünscht wären, erklärt die Jahresversammlung, daß sie den 

Gesetzentwurf der Regierung aufs wärmste befürwortet, daß 
aber, nach ihrer Überzeugung die Fassung des $ 7, wie jetzt vor- 
liegt, in unüberbrückbarem Gegensatz zu dem Grundgedanken 
des Entwurfes steht. Denn wenn die Tätigkeit den Nicht- 
Ärzten bei den an ansteckenden Geschlechts krankheiten Leiden- 
den verboten sein soll, wie es in dem Gesetzentwurf bestimmt 
ist, so kann diesen nicht approbierten Personen nicht die sehr 
schwere Entscheidung darüber überlassen werden, welche Krank- 
heiten der Geschlechtsorgane ansteckend und welche es nicht 
sind. Notwendigerweise würden dadurch zahllose Kranke als 
nicht ansteckend bezeichnet und deshalb an der Verbreitung 
ihrer Krankheit nicht gehindert werden. Die Versammlung 
erachtet es daher als erforderlich, daß die Frage der An- 
steckungsgefährlichkeit bei allen Kranken mit Leiden an den 
Geschlechtsorganen durch approbierte Ärzte entschieden werden 
muß.‘ | 

Prof. Dr. Rost, Direktor der Universitätsklinik Freiburg, 
Landesrat Kraß, Präsident der Landesversicherungsanstalt 
Münster und Stadtmed.-Rat Prof. Dr. Fromme sprachen ein- 
gehend über die Bedeutung der Beratungsstellen. Alle 
drei Referenten hoben den großen Wert dieser Einrichtung her- 
vor. Die Beratungsstellen sind in den Jahren 1916/17 einge- 
richtet worden, die Zahl der Besucher ist von 33000 im Jahre 
1917 auf über 200000 in den beiden letzten Jahren des Voll- 
betriebes 1922 und 1923 gestiegen. Dann kam der gewaltige 
Rückschlag durch die Inflation. Aber nach den neuesten Mit- 
teilungen des Reichsversicherungsamts bestehen heute schon 
wieder 
144 Beratungsstellen der Landesversicherungsanstalten, 

52 von den LVA unterstützte Beratungsstellen, 

35 sonstige Beratungsstellen, 

22 Zweigberatungsstellen in Gefängnissen und Strafanstalten. 
Die Landesversicherungsanstalt Westfalen hat im Jahre 1925 
fast 640000 .#, im Jahre 1926 in 8 Monaten schon reichlich 
447000 .# für Behandlungskosten bei Geschlechtskrankheiten 
ausgegeben, der beste Beweis für den Schaden, welche die Ge- 
schlechtskrankheiten auch in volkswirtschaftlicher Beziehung 
ausüben. Von allen drei Referenten wurde betont, daß durch 
die Beratungsstellen sehr viele Kranke erfaßt werden, die früher 
unbehandelt blieben, daß aber in den Beratungsstellen nie die 
Behandlung durchgeführt werden darf, sondern daß die Be- 
handlung der freien Ärzteschaft überlassen bleiben muß. Durch 
den Gesetzentwurf zur Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten werden die Beratungsstellen aber erst ihre gesetzlichen 
Unterlagen bekommen, es ist deswegen auch aus diesem Grunde 
zu hoffen, daß der Gesetzentwurf bald im Reichstage angenom- 
men wird. 

Die Ortsgruppe Frankfurt hatte beantragt, die gesetzgeben- 
den Instanzen des Reiches und der Länder zu ersuchen, die Miß- 
stände, welche sich in Animierkneipen, Bars und anderen 
minderwertigen Schankstätten zeigen, nach Möglichkeit abzu- 
stellen und beim Reiche und bei den Ländern regelmäßige 
Zählungen über die Verbreitung der Geschlechtskrankheiten 
und die Aufstellung der durch die Geschlechtskrankheiten ver- 
ursachten Kosten anzuregen. Beide Anträge wurden angenom- 
men. Roeschmann (Berlin). 
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Technik und Ergebnisse der öffentlichen Berufsberatung. 
Von RICHARD LIEBENBERG, Berlin. 


Die öffentliche Berufsberatung ist im allgemeinen 
. freudig begrüßt und aufgenommen worden. Das 
ist ohne weiteres verständlich angesichts der be- 
sonderen Zeit- und Wirtschaftsverhältnisse, in denen 
wir leben. Die Wirtschaft kann unter dem Druck der 
tributären Lasten, die ihr für Jahrzehnte auferlegt 
sind, nur dann hoffen, vorwärts zu kommen, wenn es 
ihr gelingt, auf dem Weltmarkt durch Lieferung preis- 
werter Qualitätswaren wettbewerbsfähig zu werden 
und zu bleiben. Das ist aber nur möglich unter der 
Voraussetzung, daß der Herstellungsvorgang so öko- 
nomisch wie möglich rationalisiert wird und die er- 
forderlichen Facharbeiter aufs beste ausgebildet sind; 
nur dann lassen sich auf einer gesunden Basis Her- 
stellungskosten und Lieferungspreis in einen allseits 
befriedigenden Einklang bringen. Neben die Vervoll- 
kommnung des mechanıschen Betriebes tritt also die 
ebenso wichtige Forderung einer zuverlässigen und 
gründlichen Berufsauslese und Berufsausbil- 
dung der Facharbeiter (worunter wir hier ein 
für allemal außer den handwerklichen und industriel- 
len Arbeitern auch die zum Gelingen des Ganzen 
ebenso wichtigen verwaltungstechnischen und kauf- 
männischen Angestellten verstehen wollen). Berufs- 
auslese und Berufsausbildung Können aber in der 
Mehrzahl der Fälle und auf die Dauer nur dann mit 
Erfolg gekrönt sein, wenn sie durch die Pforte der 
ärztlichen, geistig-seelischen und wirtschaftlichen Be- 
rufsberatung gegangen sind. Daher also die schnelle 
Anerkennung und Verwendung der fachlichen Berufs- 
beratung in weiterblickenden Wirtschaftskreisen. 
Ebenso verhält es sich mit der Berufsberatung im 
Bannkreis der sozialen Strömungen und Bestrebungen, 
an denen ja gerade unsere Zeit so reich ist. Das 
Schlagwort „Dem Tüchtigen freie Bahn!“ hat zwar 
gerade, weil es zum Schlagwort wurde, im Laufe der 
Zeit seine frühere jugendliche Stoßkraft erheblich ein- 
gebüßt. Man hat doch einsehen gelernt, daß zur Ver- 
wirklichung einer solchen, an sich gewiß unanfecht- 
baren sozialen Forderung das gute Herz und der beste 
Wille allein nicht immer genügen; ebenso wichtig, 
meist leider ausschlaggebend, sind die finanziellen 
Durchführungsmittel. Nichtsdestoweniger bleibt aber 
bestehen, daß in der Lage, in der wir uns befinden und 
in der uns so ziemlich alles außer unseren Talenten ge- 
nommen ist, das Losungswort „Dem Tüchtigen freie 


Bahn!“ unschätzbare Aktivposten für die Zukunft in 
sich birgt. Es bleibt nach wie vor das Glaubensideal 
großer Massen in unserer Bevölkerung. Und gerade 
von der Öffentlichen Berufsberatung erwartet man in 
dieser Hinsicht viel, wenn nicht alles. 

Nun haben es aber Menschen und auch Einrich- 
tungen, von denen man von vornherein viel erwartet, 
nicht immer ganz leicht, besonders dann, wenn die 
Mittel und Wege zur Befriedigung der hohen Er- 
wartungen meist recht unzulänglich sind. Diese alte 
Erfahrung möchte ich auch für die öffentliche Berufs- 
beratung in Anspruch nehmen. Man muß sich bei der 
Beurteilung ihres Beratungverfahrens und ihrer Er- 
gebnisse immer wieder gegenwärtig halten, daß sie als 
öffentliche Einrichtung in Deutschland noch nicht viel 
länger als fünf Jahre besteht, daB sie zunächst über 
keine ausgebildeten und geschulten Berufsberater ver- 
fügte, im Gegenteil sich erst nach und nach die er- 
forderlichen Kräfte heranziehen, aus- und fortbilden 
muß und schließlich, daß die ihr eigene Methodik und 
Technik sich erst ganz allmählich auf Grund prak- 
tischer Erfahrungen und in steter Verbindung mit 
theoretischer und wissenschaftlicher Vertiefung formen 
und brauchbar gestalten kann. Dieses Eingeständnis 
soll keineswegs die Bedeutung und die bisherige Wirk- 
samkeit der öffentlichen Berufsberatung herabmin- 
dern; davon wird am Schluß dieser Ausführungen 
noch zu sprechen sein. Es soll nur dazu dienen, 
unseren Betrachtungen über die Technik und Ergeb- 
nisse der öffentlichen Berufsberatung von vornherein 
den nicht mißverständlichen Rahmen zu geben. 

Unter Technik der Berufsberatung wird man 
im weitesten Sinne alle die Arbeiten verstehen, die un- 
mittelbar cder mittelbar der Befriedigung des rat- 
suchenden Berufsanwärters und seiner Angehörigen 
dienen. Dazu gehört in erster Linie selbstverständlich 
die eigentliche mündliche Beratung; man könnte sie 
vielleicht als die Technik der Berufsberatung im 
engeren Sinne bezeichnen. Die mündliche Beratung 
würde aber sozusagen im luftleeren Raum stehen, 
würde sie nicht sachgerecht angebahnt durch alle die 
Vorbereitungs- und \Werbearbeiten, die meist der 
eigentlichen Beratung vorangehen, zuweilen aber auch 
als notwendige Funktionen des Berufsberaters neben 
der Beratung einherlaufen: also alle Aufklärungs- 
arbeiten über Berufswahl und Berufsberatung in den 
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Schulen und in Elternversammlungen, alle Maß- 
nahmen zur Sammlung, Verarbeitung und Verwertung 
von berufskundlichem Material und nicht zuletzt die 
meist recht umfänglichen und von der Wirtschafts- 
konjunktur recht abhängigen Maßnahmen zur Er- 
langung geeigneter Lehr- und Anlernstellen. Doch mit 
der mündlichen Beratung und ihrer rechten An- 
bahnung ist es noch nicht genug ; es gehört dazu selbst- 
verständlich die Nutzanwendung der Beratung: d.h. 
der Nachweis geeigneter Berufsausbildungsmöglich- 
keiten (Lehr- und Anlernstellen, Fach- und Berufs- 
schulen), die nachgehende Berufspflege, statistische 
Arbeiten, die eigene Fort- und Weiterbildung des Be- 
rufsberaters usw. Demnach gliedert sich die Technik 
der öffentlichen Berufsberatung im allgemeinen in 
drei Gruppen von Arbeiten: 


1. Vorbereitungs- und Werbearbeiten, 
2. Beratungsverfahren, 
3. Nutzanwendung der Beratung. 


Im Rahmen dieses Aufsatzes wollen wir uns haupt- 
sächlich mit der zweiten Gruppe, dem Beratungsver- 
fahren, beschäftigen und die erste und dritte Gruppe 
nur insoweit berühren, als sie zum Verständnis des 
Beratungsverfahrens notwendig erscheinen’). 

Das in der öffentlichen Berufsberatung übliche Be- 
ratungsverfahren wird vielleicht am besten verständ- 
lich, wenn man es mit dem Gang einer ärztlichen 
Untersuchung und Behandlung vergleicht; denn der 
Berufsberater muß ähnlich wie der Arzt den Rat- 
suchenden selbst sehen, mit ihm sprechen, seinen Ist- 
Zustand in beruflicher Hinsicht umfassend und gründ- 
lich feststellen, um die Mittel und Wege angeben zu 
können, die zur Verwirklichung seines Soll-Zustandes 
führen. Daraus ergibt sich einmal die personelle Be- 
dingtheit der Berufsberatung: ihr Erfolg oder MiB- 
erfolg hängt in erster Linie von der Persönlichkeit des 
Berufsberaters ab, von seiner Fähigkeit, sich in den 
Ratsuchenden einzufühlen und bewußt oder instinktiv 
die berufsausschließenden Mängel, aber auch die be- 
sondere Befähigung zu erkennen und sachgerecht zu 
deuten; zum anderen ergibt sich daraus die Stufen- 
folge des Verfahrens, das der Berufsberater in mehr 
oder weniger starker Abwandlung bei der mündlichen 
Beratung anwenden muß. Es gleicht, wie schon ange- 
deutet, der ärztlichen Untersuchungs- und Behand- 
lungsmethode. Diese gliedert sich nach alter Regel in 
Anamnese, Diagnose, Prognose und Therapie. In ähn- 


1) Näheres darüber in R. Liebenberg, Berufsberatung. 
Methode und Technik. Handbuch für die Praxis. Quelle & 
Meyer, Leipzig 1925. — Die Darstellung einzelner Abschnitte 
in der Schriftenreihe ‚Die Praxis der Berufsberatung.‘ Carl 
Heymanns Verlag, Berlin. (Vgl. dieLiteraturangaben am Schluß 
dieses Aufsatzes.). 


licher Weise wird auch die Berufsberatung in der 
Regel von dem tatsächlich Gegebenen, d. h. als Be- 
rufswunsch geäußerten Neigung, dem bisherigen 
schulischen ünd beruflichen Entwicklungsgang und 
den besonderen familiären und wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen ausgehen müssen (Anamnese) ; sodann wird 
der Berufsberater unter Zuhilfenahme besonderer 
Prüfverfahren und Beobachtungsmittel die berufliche 
Eignung des Ratsuchenden festzustellen versuchen 
(Diagnose), um von dieser Grundlage aus die Berufs- 
vorschläge (zuweilen auch Berufsabratungen) zu 
machen, die am ehesten der kundgegebenen Neigung 
und den besonderen familiären und wirtschaftlichen 
Verhältnissen entsprechen (Prognose). Den Abschluß 
der Berufsberatung bildet dann der Nachweis von 
geeigneten Berufsausbildungsstätten und die 
nachgehende Berufspflege (Therapie). 

Dieser ganze Beratungsvorgang kann wesentlich er- 
leichtert und vereinfacht werden, wenn es, ähnlich 
wiederum wie auf gesundheitlichem Gebiet, mehr und 
mehr gelingt, durch weitgehende öffentliche Auf- 
klärung vorbeugend (prophylaktisch) zu wirken. 
Das versuchen die Berufsberater dadurch, daß sie 
wenigstens einmal während des letzten Schuljahres 
in die zur Entlassung kommenden Klassen gehen und 
mit den Schülern oder Schülerinnen in Form des ge- 
wohnten Unterrichtes über allgemeine und besondere 
Fragen der Berufswahl und die Notwendigkeit einer 
sachverständigen Berufsberatung sprechen. Zum 
Schluß einer solchen Schulbesprechung werden an 
die Kinder meist Merkblätter über die Berufswahl 
verteilt, die auch die Anschrift und Sprechstunden 
des Berufsamtes und die Mahnung enthalten, recht- 
zeitig mit den Eltern oder den Erziehungsberech- 
tigten zur Öffentlichen, kostenfreien Berufsberatung 
zu kommen. Neuerdings halten einige Ämter diese 
vorbeugende Berufsaufklärung in der Weise ständig 
aufrecht, daß sie den oberen Klassen während der 
letzten Schuljahre in regelmäßigen Abständen illu- 
strierte Blätter und kleine Zeitschriften zugehen 
lassen, die anschaulich und leicht verständlich einzelne 
Berufsgruppen und Ausbildungsgänge beschreiben. 
Diese Zeitschriften werden von interessierten Lehrern 
häufig auch zum Gegenstand des Unterrichtes ge- 
wählt. In ähnlicher Weise werden auch die Eltern 
durch Pressenotizen, aufklärende Aufsätze in Tages- 
und Fachzeitungen, durch Vorträge mit Lichtbildern 
und Filmvorführungen und neuerdings sogar durch 
den Rundfunk auf die Wichtigkeit der richtigen Be- 
rufswahl ihrer Kinder aufmerksam gemacht. 

Zu diesen vorbeugenden Maßnahmen gehören not- 
wendigerweise auch die ständige Verbindung und Aus- 
sprache mit den Lehrern der Abgangsklassen, dem 
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Schulleiter und mit dem Schularzt ; denn diese Persön- 
lichkeiten können häufiger als der Berufsberater, zu 
dem die Ratsuchenden in der Regel nur dann kommen, 
wenn die Entscheidung sofort getroffen werden soll, 
auf die künftigen Berufsanwärter einwirken; sie 
können, was für die Beurteilung der mutmaßlichen 
Eignung und Neigung oft von ausschlaggebender Be- 
deutung ist, Jahre hindurch das Kind auf seine An- 
lagen, Eigenschaften und Fertigkeiten hin beobach- 
ten. Und keinem sind solche Beobachtungstatsachen 
erwünschter wie dem Berufsberater! Das ist auch der 
letzte Sinn des Schulfragebogens, den die Berufs- 
ämter etwa 4—5 Monate vor der Schulentlassung an 
die Schulen versenden mit der Bitte, die darin enthal- 
tenen Fragen teils vom Schüler selbst, teils vom Klas- 
senlehrer und teils vom Schularzt ausfüllen zu lassen }). 

Dieser Schulfragebogen ist die erste und — wenn er 
gut und sachgemäß ausgefüllt ist — auch die wert- 
vollste Unterlage für die mündliche Beraturg im Be- 
rufsamt?). Er gibt (im Sinne des.oben skizzierten Be- 
ratungsverfahrens) zunächst Aufschluß über den Be- 
rufswunsch des Kindes und seine personellen Verhält- 
nisse; beides wird durch die mündliche Befragung des 
Ratsuchenden und seiner Angehörigen in dem für 
nötig erachteten Umfange ergänzt. Dabei wird sich 
in der Mehrzahl der Fälle zeigen, daß der geäußerte 
Berufswunsch keineswegs immer ein Ausdruck der 
wirklich vorhandenen Berufsneigung ist; meist ist er 
nur lose und oberflächlich auf Grund äußerer Ein- 
flüsse (Beispiele von Schulkameraden und Verwandten, 
Modeberufe, Drang, recht bald selbständig zu werden 
und Geld zu verdienen, schöne Berufskleidung u. a.) 
aufgepfropft, ohne wirklich mit dem inneren Wesen 
des Berufsuchenden seinen Triebrichtungen und sei- 
nem Betätigungsdrange verwurzelt zu sein. Diese 
verborgene, immanente Neigung richtig aufzuspüren, 
ist vielleicht die schwierigste Aufgabe des Berufs- 
beraters. Es heißt zwar: 


1) Es würde hier zu weit führen, diesen Schulfragebogen, der 
wohl mit die wichtigste Unterlage für die mündliche Beratung 
darstellt, hinsichtlich seiner Entwicklungsgeschichte, seines 
Aufbaus und seiner Auswertung durch den Berufsberater zu be- 
sprechen. In dem schon erwähnten Handbuch des Verfassers ist 
das in eingehender Weise geschehen, und der Schulfragebogen 
selbst (wie auch alle sonst in der Berufsberatung verwendeten 
Vordrucke) in Anlehnung an Fälle aus der Praxis veröffentlicht. 

2) Die Inanspruchnahme der öffentlichen Berufsberatung ist 
freiwillig und völlig kostenlos, auch wenn noch besondere 
psychologische Eignungsfeststellungen und fachärztliche Unter- 
suchungen notwendig werden. Die Kosten für die bei den 
öffentlichen Arbeitsnachweisen auf Grund des Arbeitsnachweis- 
gesetzes vom Juli 1922 errichteten Berufsämter werden aus den 
Mitteln bestritten, die im Rahmen der Verordnung über die 
Erwerbslosenfürsorge vom 16. Februar 1924 von Arbeitgebern, 
Arbeitnehmern und der Gemeinde aufgebracht werden. 


„Vor jedem steht ein Bild, 
Deß’, das er werden soll. 
Solang er das nicht ist, 
Wird nicht sein Friede voll.“ 

Ob aber tatsächlich mit bewußter Klarheit vor 
jedem Menschen ein Bild seines zukünftigen Werdens, 
eine Art Lebensplan steht, wie es mit dichterischer 
Freiheit hier Angelus Silesius behauptet, muß auf 
Grund vielfältigster Erfahrungen stark bezweifelt 
werden. Unbestreitbar aber ist, daß sich in jedem 
einigermaßen normal veranlagten Menschen eine 
Lebenskraft (Vitalität) regt und in mehr oder minder 
temperamentvoller Weise nach Entfaltung, Gestaltung 
und Formung drängt. 

Schon bei den kleinen Kindern können wir diesen 
Werdedrang in der Art ihrer Spiele beobachten. Je 
mehr sich das Kind nun entwickelt und sich dem Zeit- 
punkt nähert, wo es nach Beendigung der allgerneinen 
Schulpflicht ins praktische Leben eintreten soll, geht 
der als Spieltrieb zu Tage tretende Werdedrang und 
Formungswille in einen Wunsch und ein Streben 
über, innerhalb eines beruflichen oder wirtschaftlichen 
Tätigkeitsbereiches, einer gewissen Berufsatmosphäre 
seine Neigungen, Anlagen und Fähigkeiten zur Ent- 
faltung zu bringen. Wenn nun besonders bei den 
großstädtischen Jugendlichen der geäußerte Berufs- 
wunsch nicht immer identisch ist mit dem eigentlichen 
Werdedrang und Formungswillen, so hängt das in 
erster Linie mit der immer weiter greifenden Trennung 
von Arbeits- und Wohnstätte zusammen und der da- 
durch bedingten Unmöglichkeit, sich auf Grund 
eigener Anschauung ein Bild von den Licht- und 
Schattenseiten der für Großstadtkinder in Betracht 
kommenden Berufsmöglichkeiten zu verschaffen. Hier 
sollen eben die schon geschilderten Berufsaufklärungs- 
mittel vorbeugend den Weg bereiten, und vor allem 
die Beobachtungen der Schule und der Angehörigen 
den eigentlichen Werdedrang auffinden helfen. Berufs- 
beratung ist in ihrem letzten Sinne nichts anderes, als 
dieses Suchen und Finden in die rechten Bahnen zu 
leiten und unter Zuhilfenahme wirtschaftlicher Er- 
fahrungen und Erwägungen aufs zweckmäßigste für 
den Ratsuchenden und die Volksgemeinschaft auszu- 
werten. 

Wenn der Berufsberater selbst der rechte Mann auf 
dem rechten Fleck ist, so wird es ihm meist bei seiner 
immer zuverlässiger werdenden Menschenkenntnis und 
der Fülle der ihm zu Gebote stehenden Beobachtungs- 
möglichkeiten!) nicht allzu schwer werden, den Werde- 


1) Vgl. dazu den Abschnitt ‚Die Feststellung der Berufs- 
eignung‘‘ in dem Handbuch des Verfassers: Berufsberatung. 
Methode und Technik; insbesondere S. 52ff., wo Hunderte von 
Beispielen aus der Praxis angeführt werden. 
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drang (Arbeitstypus) des Ratsuchenden zu erkennen; 
d.h. ob er mehr zum Umgang mit Menschen, mehr 
zum Umgang mit Sachen oder schließlich mehr zu 
stiller gedanklicher Betätigung neigt; ob ihm Hand- 
arbeit besser liegt als Kopfarbeit; ob er sich in eine 
Gruppe von Mitarbeitern einfügen oder ob er frucht- 
bringend nur für sich allein arbeiten kann ; ob er mehr 
dazu neigt, nach gegebenen Anweisungen zu arbeiten 
oder mit eigener Verantwortung selbständig zu 
disponieren usw. Gelingt dem Berufsberater die zu- 
verlässige Beantwortung dieser Fragen, so ist meist 
die richtige Berufsberatung schon gegeben. Die Zu- 
ordnung zu einem bestimmten Beruf ist dann meist 
nur noch eine Frage der Wirtschaftskonjunktur. Man 
sollte endlich von der Meinung ablassen, als wäre jeder 
Mensch nur für einen ganz bestimmten Beruf prä- 
destiniert — das ist vielleicht nur in den wenigen 
Fällen einer unabweisbaren künstlerischen oder wissen- 
schaftlichen Neigung so — in der Mehrzahl der Be- 
ratungsfälle kommen für den jeweiligen Arbeitstypus, 
für die Befriedigung des Werdedranges meist eine 
ganze Reihe der üblichen Berufe in Betracht. 

Zu seiner Unterstützung bei der Auffindung des 
Arbeitstypus stehen dem Berufsberater neuerdings 
auch noch die psychologischen Eignungsprüfver- 
fahren zur Verfügung, deren letzter Sinn gleichfalls 
nur darin besteht, zweckmäß'ge Beobachtungsgelegen- 
heiten für die Feststellung des Arbeitstypus zu schaf- 
fen. Diese Verfahren zu beschreiben, würde über den 
Rahmen der hier gestellten Aufgabe hinausgehen!). 
Soweit gesundheitliche und gewerbemedizinische Fest- 
stellungen erforderlich sind, wird sich der Berufs- 
berater an die dafür besonders sachverständigen Fach- 
ärzte zu wenden haben. Größere Berufsämter be- 
sitzen übrigens nicht nur eigene psychologische Prüf- 
stellen, sondern auch einen ständigen Facharzt (Ge- 
werbearzt). 

Damit dürfte das Kernstück der Technik der öffent- 
lichen Berufsberatung wohl genügend beleuchtet sein. 
Daß die Berufsberatung sich nicht auf den auf Grund 
der Neigungs- und Eignungsfeststellung gegebenen 
Berufsvorschlag beschränken darf, sondern auch 
weiter helfen muß, den gegebenen Rat in die Tat um- 
zusetzen — wobei übrigens die Entscheidung, ob der 
Rat befolgt werden soll, selbstverständlich dem Rat- 
suchenden und seinen Erziehungsberechtigten über- 
lassen bleibt — also eine Lehrstelle oder Fachschule 
nachzuweisen und auch später noch bei etwa erneut 
auftretenden Schwierigkeiten vermittelnd und helfend 
einzugreifen, braucht hier wohl nicht weiter erörtert zu 
werden. 


1) Vgl. das vorhererwähnte Handbuch des Verfassers und die 
am Schluß des Aufsatzes gegebene Literatur. 


So bleibt nur noch die Beantwortung der sehr oft 
gestellten Frage übrig, ob sich denn die Öffentliche 
Berufsberatung in ihrer Organisation und Technik 
auch bewähre; kurz, welches denn die bisherigen Er- 
gebnisse der öffentlichen Berufsberatung sind. 


Am wirksamsten überzeugen solche Frager meist 
immer Zahlen, obwohl quantitative Bestimmungen 
noch lange kein Wertmesser für die Qualität einer 
Sache oder vollends gar für eine soziale Arbeit sind; 
denn das Wertvollste, was der Berufsberater leistet, 
die seelische Beratung, Betreuung und Beruhigung der 
Ratsuchenden, läßt sich niemals in Zahlen oder Geld- 
werten ausdrücken. Nichtsdestoweniger mögen nach- 
folgende, der Statistik der Reichsarbeitsverwaltung!) 
entnommene Zahlen wenigstens einen Anhalt über 
den Umfang der freiwilligen Inanspruchnahme 
der öffentlichen Berufsberatung in Deutschland geben. 
Danach waren von 549 Beratungsstellen Berichte ein- 
gegangen, von denen 383 ausgewertet wurden. Die 
gesamte Zahl der Ratsuchenden, welche die öffent- 
lichen Berufsämter während des Berichtsjahres in An- 
spruch nahmen betrug 347442. Die Gesamtzahl der 
den Berufsämtern gemeldeten offenen Lehr- und An- 
lernstellen betrug für den gleichen Zeitraum 137064; 
die Zahl der Beratenen, die, soweit es sich tatsächlich 


"nachweisen läßt, durch Vermittlung der Berufsämter 


in einen Beruf eintraten, belief sich auf 101653. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß die Ratsuchenden oder 
ihre Angehörigen bedauerlicherweise oft nicht über 
das Ergebnis der Beratung Bescheid geben. 


Von den Schulentlassenen überhaupt sind durch die 
öffentliche Berufsberatung erfaßt bei den Volks- 
schülern 42,2 % (Schülerinnen 30,8 %,), bei den Schü- 
lern höherer Lehranstalten 24,7%, (Schülerinnen 
16,8 %). Das ist der Reichsdurchschnitt, der natur- 
gemäß die auf dem Lande und in den kleineren 
Städten noch schwächer entwickelte öffentliche Be- 
rufsberatung mit berücksichtigt. So betragen diese 
Zahlen z. B. für Berlin allein: Zahl der Ratsuchen- 
den 42194, Zahl der gemeldeten offenen Lehr- und 
Anternstellen 15395, Zahl der Berufsvermittlungen 
9826. Erfaßt wurden in Berlin von den Volks- 
schülern 59,0 %, (Volksschülerinnen 42,6 %,), von den 
Schülern höherer Lehranstalten 34,1%, (Schülerinnen 

Das sind immerhin zahlenmäßige Angaben, die 
einen erfreulichen Beweis dafür ablegen, daB die 
öffentliche Berufsberatung als notwendige soziale 
Einrichtung von weiten Kreisen anerkannt wird und 
kräftig auf dem Marsche ist. 


1) Reichsarbeitsbl. Nr. 16, 407ff. 1924. Der neueste Bericht 
findet sich im Reichsarbeitsbl. Nr. 32/33. 1926. 
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Wieweit nun im einzelnen für vergessene oder 
verschmähte Berufe neuer Nachwuchs geworben 
wurde!), wieweit einzelne Firmen und Meister, ja 
ganze Innungen und Berufsorganisationen ihren be- 
ruflichen Nachwuchs ausschließlich nur durch Ver- 
mittlung der Berufsämter einstellen, kann nur für 
einzelne Orte und Städte, aber noch nicht für das 
ganze Reich festgestellt werden. Ebenso liegt von 
einzelnen Ämtern schon genügend Material über die 
Bewährung der besonders auf ihre berufliche Eignung 
durchgeprüften und dann praktisch ausgebildeten 
Lehrlinge vor. | 

Kurz, unter der Berücksichtigung des eingangs Ge- 
sagten läßt sich wohl behaupten, daß genug erfreuliche 
Anzeichen dafür vorhanden sind, daß die öffentliche 
Berufsberatung nicht nur als notwendige Aufgabe 
unserer Zeit anerkannt wird, sondern daß sie sich auch 
durch die stetige Vervollkommnung ihrer Arbeiten 
und ihrer Methoden fortgesetzt bemüht, den ihr in 
reichem Maße entgegengehrachten Erwartungen im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten gerecht zu werden. 


1) Nicht zuletzt ist durch die Werbetätigkeit der Berufs- 
ämter z. B. allein im Handwerkskammerbezirk Berlin die Zahl 
der Handwerkslehrlinge von etwa 7000 bei Beendigung des 
Krieges auf über 60000 in diesem Jahre gestiegen. 
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österreichischen, tschechoslowakischen und schweizerischen 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE | 


Allgemeine volkswirtschaftliche Fragen. 


Charles Gide (Paris), Anfangsgründe der Volkswirtschaftslehre, 
übersetzt von S. Blach. H. Meyers Buchdruckerei, Halber- 
stadt 1925. 1,50 K. 

Dieses kleine und billige Büchlein des führenden französi- 
schen Nationalökonomen, das in guter Übersetzung vorliegt, 
kann wärmstens allen denen empfohlen werden, die nicht die 
Zeit haben, die großen Lehrbücher der politischen Ökonomie, 
an denen in Deutschland kein Mangel ist, durchzuarbeiten. 
Dazu werden im allgemeinen auch die Mediziner gehören, die 
durch ihr Fachstudium meist stark in Anspruch genommen sind 
und leider nur allzu oft von allgemeinen Fragen abgehalten 
werden. Immerhin wird es besser sein, wenigstens einen kleinen 
Wegweiser durch das gewaltige Gebiet der Wirtschaftswissen- 
schaften zur Hand zu nel.men als aus der völligen Unbefangen- 
heit die Berechtigung herzuleiten, sich vor jedermann in öko- 
nomischen Fragen, die in der Hygiene und Gesundheitswirt- 
schaft kaum noch zu umgehen sind, zu blamieren. Darum 
sei das Büchlein, das keine gelehrten Auseinandersetzungen 
und Quellenstudien bringt, sondern mit jener kristallklaren, oft 
den Franzosen eigenen Diktion, die auch in der Übersetzung 
nicht verloren gegangen ist, durch die Grundbegriffe der Volks- 
wirtschaft führt, besonders empfohlen. Die einzelnen Kapitel 
behandeln: Bedürfnisse und Arbeit, Tausch und Wert, das Geld, 
Eigentum und Erblichkeit, Pacht und Leihen auf Zins, Lohn 
und Gewinn, Wettbewerb und Zusammenarbeit. Das Kapitel 
über das Geld und seine Erfindung, die Goldwährung und 
seine Bedeutung ist ein besonderes Kabinettstückchen der 
Darstellungskunst, die die sozialphilosophische Durchbildung 


des Verfassers nie vermissen läßt. Wer sich eingehender über 
die französische Schule orientieren will, muß die umfang- 
reicheren ‚Grundbegriffe der Volkswirtschaftslehre‘‘ Gides 
zur Hand nehmen, die im gleichen Verlage in deutscher 
Übersetzung erschienen. G. Wolff (Berlin). 


Vierteljahrsheft Deutscher Ärztinnen. Herausgegeben von Dr. 
Hermine Heusler-Edenhuizen und Dr. Laura Turnau. Heft 2 
des 2. Jahrgangs 1926. 

Das letzterschienene Heft des Mitteilungsblattes des Bundes 
Deutscher Ärztinnen ist vorwiegend sozialpolitischen Fra- 
gen gewidmet. In zwei umfangreichen Artikeln ist das Problem 
„Lebensmittelzölle und Volksgesundheit‘‘ behandelt. Für 
Lebensmittelzölle tritt Staatssekretär a. D. Freiherr v. Falken- 
hausen ein, dagegen Dr. Kurt Bloch. Beide verteidigen eifrig 


ihre Standpunkte, aber nach der Lektüre beider Artikel kommt 


man doch zum Ergebnis, daß Lebensmittelzölle für die Volks- 
gesundheit eher schädlich sind. Mit Recht weist Bloch auf 
die im Zusammenhang mit den Zöllen stehende Verminderung 
des Fleischverbrauchs in Deutschland hin. Um aber den Ge- 
treidebau zu fördern, macht er den Vorschlag, das Getreide- 
einfuhrmonopol einzuführen, wie es in Norwegen und in der 
Schweiz bereits besteht. (Über Erfolge eines solchen Getreide- 
monopols vgl. Ernst Reinhard, Bern: Das Schweizer Getreide- 
monopol. ,‚,‚Die Gesellschaft“, 3. Jahrgang, Heft 3, Seiten 
236—240.) l 

Über ,Geschlechtskrankheit und Tuberkulose als Folge der 
Wohnungsnot‘ schreibt Victor Noack. Mit Recht empfiehlt 
er jedem Arzte, sich mit dem wichtigsten Gebiete der Pro- 
phylaxe zu beschäftigen: mit der Förderung der Wohnungs- 
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pflege. Jeder Sozialhygieniker wird mit seinen nachstehend 
zitierten Schlußworten übereinstimmen: 


„Man klagt über sozialpolitisch rückständige Einstellung 
vieler Ärzte und Ärztinnen und ist um so mehr davon über- 
rascht, als man sie, die berufsmäßig am häufigsten soziales 
Elend unmittelbar kennen lernen, für die ‚‚geborenen‘‘ So- 
zialpolitiker zu halten geneigt ist. Woher nun dieses sozial- 
politische Manko bei einer exquisit sozialpolitischen Berufs- 
gattung? Mir scheint die ärztliche Fachausbildung einseitig 
medizinisch. Man sollte vom Mediziner wie vom Juristen 
auch ein sozialpolitisch-nationalökonomisches Studium for- 
dern. Unsere Zeit drängt dazu, den Menschen als Teil des 
Ganzen zu behandeln. Der Zug der Zeit geht von Individual- 
zu Sozialökonomie. So betrachtet ist Gesundheitspflege 
wichtigstes Stück der Nationalökonomie, und der Arzt, die 
Ärztin sollen ihre Berufstätigkeit entsprechend ausüben. 
Der gesunde Mensch ist wertvollstes Gut der Volkswirt- 
schaft. Dies gibt einen Hinweis auf die Aufgabe der Ärztin 
bei der Bekämpfung der Wohnungsnot und der Mensch- 
heitsplagen, die der Mietskaserne entspringen.“ 


Belehrend ist auch der Artikel von Professor Engel-Dort- 
mund über ‚Licht und Luft für Kleinkinder‘. Es ist daraus 
ersichtlich, daß man auch mit kleinen Mitteln gegen die Rachitis 
ankämpfen kann, wenn die nötige Energie und Initiative vor- 
handen ist. Zu erwähnen ist noch eine interessante Abhandlung 
von Dr. phil. Antonie Stolper aus Wien über ‚Die Verstadt- 
lichung des Wohnhausbaus durch die Gemeinde Wien.“ 


Robert Wilbrandt (Tübingen), Die moderne Industriearbeiter- 
schaft. Eine Einführung in die Grundfragen der Sozial- 
reform. Verlag von Ernst Heinrich Moritz (Inh. Franz Mittel- 
bach), Stuttgart. VIII und 213 S. Geb. 6.— #. 

Dieses neue Werk des fruchtbarsten unter den heutigen Ge- 
lehrten auf dem Gebiet der Sozialpolitik, des Tübinger National- 
ökonomen Prof. Wilbrandt, ist eine treffliche Einführung in 
die wichtigsten Gegenwartsfragen der Sozialpolitik. Allgemein- 
verständlich und mit geistigem Schwung geschrieben, setzt es 
nichts voraus und wendet sich an jedermann. Gerade heute, 
wo allein der Begriff der Sozialpolitik schon soviel Diskussion 
hervorruft (vgl. die letzten Hefte von Schmollers Jahr- 
büchern), trägt diese Schrift sehr viel zur Aufklärung des 
Problems bei. M. Kantorowicz (Berlin). 


Arbeitsmarkt und Erwerbslosenfürsorge. 


Herrnstadt (Berlin), Die Lage der Jugend im Falle der 
Erwerbslosigkeit. Der öffentliche Arbeitsnachweis. Jg. 3, Nr. 2, 
3, 4. 1926, S. 154 u. 269. Jugendliche Erwerbslose können 
nicht mit Erwachsenen gleichgestellt werden, da in dem be- 
treffenden Alter ein noch so geringes Einkommen ohne Gegen- 
leistung des Jugendlichen pädagogisch die schlimmsten Folgen 
zeitigen muß. Einige Länder (Australien, Polen) haben die 
Jugendlichen daher ganz aus der Arbeitslosenversicherung aus- 
geschlossen. Da man aber die am stärksten durch die Arbeits- 
losigkeit gefährdeten Elemente nicht völlig aus der Hand ver- 
lieren will, beabsichtigt der deutsche Arbeitslosenversicherungs- 
gesetzentwurf die Jugendlichen miteinzubeziehen, jedoch den 
Bezug von Unterstützung von der Leistung von Arbeit, wenn 
dazu Gelegenheit besteht, abhängig zu machen. 


Hermann Jülich (Oberhausen), Erfassung der Erwerbs- 
beschränkten unter den heutigen Erwerbslosen. Der öffentliche 
Arbeitsnachweis. Jg. 3, Nr. 2, 1926, S. 102. In Oberhausen 
werden alle Erwerbslosen ärztlich untersucht auf Grund eines 


Fragebogens der außer den Personalien und den gewöhnlichen 
diagnostischen Formularspalten folgende Fragen enthält: Ge- 
eignet für körperlich schwere, mittelschwere, leichte Arbeit? 
Völlig erwerbsunfähig? Geeignet für Arbeit in Kokerei und 
Hochofenbetrieb? Von 1143 Erwerbslosen waren 372 für 
schwere, 474 für mittelschwere, 274 für leichte Arbeit geeignet, 
23 erwerbsunfähig. Das ärztliche Urteil wurde mit den von den 
Erwerbslosen selbst niedergeschriebenen Ansichten über ihre 
Arbeitsfähigkeit verglichen: Von 235 nach ärztlichem Urteil 
für schwere Arbeit Geeigneten hielten sich selbst nur 80 dafür 
fähig; von 229 für leichte Arbeit vom Arzt Vorgeschlagene da- 
gegen verlangten 106 leichte Arbeit, 119 mittelschwere Arbeit, 
4 sogar schwere Arbeit. Die nicht voll Arbeitsfähigen sind am 
schwersten zu versorgen, obwohl es sich meist um Arbeits- 
willige handelt. Sie unterliegen im Wettkampf mit den voll 
Arbeitsfähigen, erhalten aber auch vom Wohlfahrtsamt keine 
Hilfe wie die Erwerbsunfähigen. 


Höllein (Wiesbaden), Die Eingliederung der Arbeitsfürsorge 
tür Erwerbsbeschränkte in den öffentlichen Arbeitsnachweisen. 
Der öffentliche Arbeitsnachweis. Jg. 3, Nr. 2. (1926, S. 89.) 

Zur Unterbringung von Erwerbsbeschränkten auf dem 
Arbeitsmarkt über den Rahmen der gesetzlichen Vorschriften 
(Schwerbeschädigtengesetz) hinaus haben sich unter anderen 
folgende Wege bewährt: 


l. Eine Frage auf dem vom Arbeitgeber für den Arbeits- 
nachweis bei Personalanforderung auszufüllenden Formular, ob 
und welche Art Erwerbsbeschränkte verwendet werden können. 


2. Produktivdarlehen zur Selbständigmachung; z. B. Ein- 
richtung von Zeitungskiosken, Fahrradaufbewahrungsstellen 
und anderes (Bielefeld). 


3. Erwerbsbeschränktenwerkstätten, die, wenn möglich, eine 
spätere Aufnahme auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vorbe- 
reiten sollen. Die Verwaltung dieser Werkstätten muß nach 
kaufmännischen Grundsätzen erfolgen. Der Leiter muß be- 
rechtigt sein, selbständig anzuordnen, was und wie erzeugt wird; 
er muß volkswirtschaftlichen Blick und menschliches Verständ- 
nis haben. Enges Zusammenarbeiten zwischen Betriebsleitung 
und Betriebsvertretung, z. B. bei Aufstellung der Arbeits- 
ordnung, ist anzustreben. Der Zeitlohn ist unter dem eines 
Vollarbeiters anzusetzen, um arbeitsunwillige Elemente auszu- 
schalten. In Wiesbaden z. B. werden 75 °% des Lohnes eines 
ungelernten städtischen Arbeiters plus volle Familienzuschläge 
gezahlt. Im Akkord kann mehr verdient werden. Erreicht ein 
Arbeiter, trotz aller Mühe, im Akkord nicht den Zeitlohnver- 
dienst, so wird die Differenz zugefügt, die der Werkstätte 
meist vom Wohlfahrtsamt vergütet wird. Die ersten 12 Wochen 
gelten als Lehrzeit, werden aber auch vergütet, und zwar 
sinken die erst hoch angesetzten Akkordsätze im Laufe der 
Lehrzeit um 5 %. Der Verlust soll durch erhöhte Übung aus- 
gceglichen werden. Eine räumliche Verbindung zwischen der 
Erwerbsbeschränktenwerkstatt und der Stelle zur Prüfung des 
Arbeitswillens Erwerbsloser ist aus finanziellen Gründen oft 
notwendig, verlangt aber zur Verhütung von Reibungen ge- 
trennte Arbeitsgebiete für beide Kategorien. 
Bregmann (Magdeburg). 


Arbeitskunde, Arbeitsrationalisierung. 


Diehl-Mombert (Freiburg [Breisgau] bzw. Gießen), Arbeiter und 
Maschine. Ausgewählte Lesestücke zum Studium der poli- 
tischen Ökonomie. Herausgegeben und eingeleitet von Karl 
Diehl und Paul Mombert. Band XX: Arbeiter und 
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Maschine. Einleitung von P. Mombert. Verlag G. Braun, 

Karlsruhe 1926. VIII und 216 Seiten. Geb. 4.— .K. 

„Das Problem ‚Arbeiter und Maschine‘ hat vornehmlich 
zwei Seiten: eine ökonomische und eine psychologische. Bei der 
ersteren handelt es sich um den Einfluß der Maschine auf 
Arbeitsmarkt und Arbeitslohn, bei der letzteren um die see- 
lischen Wirkungen auf den Arbeiter als Menschen.“ Der 
Gießener Nationalökonom P. Mombert, der Verfasser dieser 
Einleitungsworte zum XX. Bändchen der altbewährten Samm- 
lung, hat wohl noch einen wichtigen Komponenten außer Acht 
gelassen: den Einfluß der Maschine auf die Gesundheit des 
Arbeiters. Wenn aber der direkte Einfluß natürlich nicht in 
diese Sammlung gehört, so sind die meisten Kapitel des Buches 
vom Standpunkt des indirekten Einflusses auch für den Sozial- 
hygieniker von Bedeutung. Diese Bedeutung ist umso größer, 
wenn man ins Auge faßt, daß die vorhandene Literatur so bunt 
und so umfangreich ist, daß sie selbst von einem sozialpoliti- 
schen Fachmann kaum zu bewältigen ist. 

Hier werden einige Kapitel aus den Werken sozialwissen- 
schaftlicher Klassiker und zum Teil moderner Nationalökono- 
men ausgewählt. Die ganze Sammlung ist in folgende Ab- 
teilungen eingeteilt worden: 


A) Maschine und Maschinenzeitalter; 

B) der Einfluß der Maschine auf Arbeitsmarkt und Arbeits- 
lohn; 

C) Mensch und Maschine; 

D) Literaturangaben zu weiterem Studium. 


Die Sammlung beginnt mit einem Abschnitt aus dem 
Gustav Schmollerschen Grundriß der Allgemeinen Volks- 
wirtschaftsiehre über „Das. moderne westeuropäische 
amerikanische Maschinenzeitalter‘.. Hier wird die 
große technische Umwälzung und ihre Wirkung auf unsere 
Kultur und Zivilisation beschrieben. Wir müssen aber ins Auge 
fassen, daß dieser Abschnitt von Schmoller im Jahre 1900 
verfaßt worden ist. Im letzten Vierteljahrhundert sind aber 
solche Fortschritte in der Technik gemacht worden, daß auch 
der Sozialhygieniker nicht daran vorbeigehen kann. Um nur 
ein Beispiel herauszugreifen — das amerikanische Bandsystem 
ist auch vom hygienischen und physiologischen Standpunkt 
aus außerordentlich wichtig. Für das zweite Kapitel haben die 
Herausgeber die soziologische Analyse der „Maschinerie und 
der großen Industrie“ ausgewählt, die Karl Marx im 
I. Band seines „Kapitals“ gegeben hat. 

Viel wichtiger für den Sozialhygieniker sind die Kapitel, die 
dem ‚Einfluß der Maschine auf Arbeitsmarkt und 
Arbeitslohn‘ gewidmet sind. Wir zollen den Herausgebern 
einen besonderen Dank dafür, daß sie durch die Teilung des Ab- 
schnittes in zwei Teile: 1. „Die pessimistische Richtung“ urd 
2. „Die optimistische Richtung‘ uns das Studium des Problems 
wesentlich erleichtert haben. Wir müssen uns einige Kapitel 
aus der Geschichte Englands am Ende des 18. und Anfang des 
19. Jahrhunderts ins Gedächtnis rufen, um uns den damaligen 
Einfluß der Maschinerie auf die Arbeiterbevölkerung, sei es 
vom bevölkerungspolitischen, sei es vom sozialpolitischen Stand- 
punkt aus, zu vergegenwärtigen. 

Die große Arbeitslosigkeit, beziehungsweise die fefrchtbare 
Lage der Arbeiterklasse in England, die die Entwicklung der 
Maschinerie zuerst hervorgerufen Fat, gibt uns ein Verständnis 
für die damals viel verbreitete pessimistische Auffassung 
mehrerer Autoren über die Entwicklung der Industrie, be- 
ziehungsweise für die wechselnde Meinung des großen Staats- 
wissenschaftlers des 19. Jahrhunderts, Ricardo. Und es ist 
sehr interessant, die in der Sammlung wiedergegebene Be- 


schreibung der Beobachtungen Robert Owens über die schäd- 
liche gesundheitliche (und sittliche) Wirkung des Fabrik- 
systems mit der im Heft 3, Seite 245 dieser Zeitschrift bereits 
besprochenen Untersuchung Georg Wolffs „Der Gang der 
Tuberkulosesterblichkeit und die Industrialisier&ung Europas“ 
zu vergleichen. Aber auch schon damals haben einige Autoren 
eine optimistische Auffassung vertreten. Allerdings von ver- 
schiedenen Gesichtspunkten aus: Einige sahen den Wert der 
Maschine hauptsächlich darin, daß durch die letztere eine Aus- 
beutung der billigeren Arbeitskraft, z. B. der Kinderarbeit mög- 
lich wurde. Als typischen Vertreter dieser Auffassung haben 
die Herausgeber den englischen Nationalökonomen D. A. Ure 
gewählt. Eine andere Meinung vertritt der deutsche National- 
ökonom H. v. Mangoldt, der in dem in der Sammlung wieder- 
gegebenen Kapitel „Die Elemente der Produktivität der 
Arbeit‘ aus seiner ‚„Volkswirtschaftslehre‘‘ (1868) hervorhebt, 
daß die Entwicklung der Maschinerie vor allem eine Ausdehnung 
und Verbreitung der Konsumtion bedeute. Interessant ist es 
auch, die allmähliche Umwandlung der Stellung des Arbeiters 
zur Maschine von einer gegnerischen zur mehr freundschaft- 
lichen festzustellen, wie wir es aus dem in der Sammlung abge- 
druckten Kapitel über „Neue Arbeitsprozesse und neue 
Menschen‘ des lesenswerten Werkes von Sidney und 
Beatrice Webb ‚Theorie und Praxis der englischen Gewerbe- 
vereine‘‘ ersehen können. 

Wie wirkt aber die Maschine auf die Psychologie des Men- 
schen? Auf diese Frage antwortet der Abschnitt der Sammlung 
über „Mensch und Maschine“. In Anbetracht dieser wich- 
tigen und aktuellen Frage scheint uns dieser Abschnitt am 
schwächsten zu sein. Allerdings war der Raum zu klein, um 
auch diese Frage vollkommen vertreten zu lassen. Aber die 
Herausgeber haben sich bei Erörterung einiger anderer Probleme 
bisweilen doch entschlossen, einer wichtigen Frage zwei Bänd- 
chen zu widmen. Sie hätten dieses auch hier tun sollen und 
werden es hoffentlich bei den nächsten Auflagen nachholen. 
Denn es war natürlich unmöglich, den ganzen Komplex der 
Probleme, die mit der Arbeiterfrage und Industrie in Zu- 
sammenhang stehen, in einem Bändchen vertreten zu lassen. 
Weitere Hinweise gibt sodann die Bibliographie für das 
weitere Studium an; ebenso erwähnt Mombert in seiner 
äußerst wertvollen Einleitung in zahlreichen Fußnoten, sowie 
zum Teil auch im Text mehrere aufschlußreiche Schriften, 
unter denen freilich auch mehrere des neueren Schrifttums 
fehlen. 


Richard Woldt (Berlin), Die Lebenswelt des Industriearbeiters. 
Münsterer Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Abhand- 
lungen. Herausgegeben von F. Bruck, F. Hoffmann, 
H. Weber. Verlag Quelle & Meyer, Leipzig 1926. 70 Seiten. 
1.80 HK. | 
Das vorliegende Buch beansprucht nicht ein abgeschlossenes 

Bild der Lebenswelt des Industriearbeiters zu geben. Aus dem 

Grunde nicht, weil das dem Verfasser zur Verfügung stehende 

Material — und das ist vornekmlich Sozialstatistik, Arbeiter- 

biographie und Monographie — aus verschiedenen, vom Ver- 

fasser eingehend besprochenen Gründen als unvollkommen er- 
schien. Wenn das Buch die Lösung des Problems nicht bringt, 
so ist es jedoch ein äußerst wertvoller Anreger zu weiterem und 
tieferen Denken über dieses noch so wenig erforschte Gebiet. 

Und dies ist um so notwendiger, als gerade in der letzten Zeit 

Forschungen auf dem Gebiete der sozialen Hygiene der Arbeit 

besondere Ausdehnung angenommen haben. Die zahlreichen 

bis jetzt erschienenen Schriften über Psychologie des Arbeiters 
unterrichten uns über Psychologie des Arbeiters innerhalb des 


Betriebes. Im angeführten Buche werden aber Untersuchungen 
vorwiegend über die Stellung des Arbeiters zur gesellschaft- 
lichen Umwelt gemacht. M. Kantorowicz (Berlin). 


Arbeiterschutz, Arbeitszeit. 


Frieda Wunderlich (Berlin). Fabrikpflege. Ein Beitrag zur Be- 
triebspolitik. Julius Springer, Berlin 1926. 51 Seiten 2,70 .#. 
Es ist im sozialen Interesse dringend geboten, für die Mög- 

lichkeiten, die in einer gut durchgeführten Fabrikpflege liegen, 

Verständnis zu erwecken. Es ist schlechterdings unverständ- 

lich, daß die Fabrikpflege, nach einem kurzen Aufblühen unter 

dem Druck der Kriegsverhältnisse, so vollständig zurückge- 
gangen ist. Die unmittelbare geldliche Belastung durch eine 

Kraft kann für einen großen Betrieb keineswegs erheblich ins 

Gewicht fallen. Andererseits ist zur Zeit die Kluft zwischen 

Arbeitgebern und Arbeitnehmern tiefer aufgerissen als je. Es 

sollten um so mehr alle Mittel ergriffen, alle Wege gegangen 

werden, die irgendwie Aussicht auf menschliche Verständi- 
gung bieten. Ein solches Mittel ist unzweifelhaft die Fabrik- 
pflege. Es ist interessant, aus der Schrift zu ersehen, daß wäh- 
rend des Krieges die Arbeiterschaft sich anfänglich gegen diese 

„bürgerliche‘ Einrichtung gewehrt hat. Sie hatte aber ihren 

Widerstand verhältnismäßig bald aufgegeben. Sie hatte ver- 

stehen gelernt, daß in der Fabrikpflege der Gedanke liegt, dem 

„Arbeitsfaktor Mensch“ wieder pfleglich gerecht zu werden. 

Der Widerstand ist jetzt aus dem allgemeinen Mißtrauen her- 

aus wieder aufgelebt. 

Von großer Bedeutung ist die Aıt der Aufgaben, die 
Wunderlich der Fabrikpflege stellt und die sich zu einem 
guten Teile in England und Amerika bereits bewährt haben. 
Die rein fürsorgerische Tätigkeit ist nach dem starken Ausbau 
der öffentlichen Fürsorge seit der Staatsumwälzung zweifellos 
nicht mehr ausreichend. Die Aufgabe liegt in der Mitwirkung 
— zusammen mit Arzt und Psychotechniker — an einer neu- 
zeitlichen ‚‚Betriebspolitik‘‘, die, kurz gesagt, auf die bestmög- 
liche Verwendung jedes Arbeiters und Angestellten, auf weit- 
gehende Beseitigung von Arbeitserschwerungen, betriebstech- 
nischen Unvollkommenheiten u. ä. hinstrebt, ergänzend natur- 
gemäß auf die Behebung persönlicher, häuslicher Mißstände, 
die Jähmend auf Arbeitswillen und -fähigkeit wirken. Sie 
entziehen sich der Einwirkung durch die öffentliche Für- 
sorge, weil der Arbeiter sie dieser nicht bekannt gibt. Ein 
kluger Rat der ihm aus seiner täglichen Arbeit vertrauten 
Fabrikpflegerin, die in geeigneten Fällen auch pekuniäre Bei- 
hilfen aus Betriebskassen o. ä. veranlassen könnte, kann in- 
dessen viel helfen. 

Sehr interessant ist der am Schlusse der Schrift gegebene 
Überblick über die Entwicklung der Fabrikpflege im Auslande. 
Er zeigt die mannigfachen Möglichkeiten für die Ausgestaltung, 
gestattet ein Urteil über die zweckmäßigste Methode und gibt 
denjenigen, die den ehrlichen Willen haben, zu diesem Mittel 
der wirtschaftlichen Versöhnung zu greifen, wertvolle Finger- 
zeige. Im übrigen ist die Schrift so einfach und klar geschrieben, 
daß sie auch nicht unmittelbar Beteiligten, die aber aus allge- 
meinem sozialem Wollen nach Ausgleich suchen, warm zu 
empfehlen ist. Gertrud Israel (Berlin). 


Sonntagsruhe im Handelsgewerbe.. Im Handelsgewerbe 
dürfen nach $ 105b Abs. 2 der Reichsgewerbeordnung Ge- 
hilfen, Lehrlinge und Arbeiter an Sonntagen nicht beschäftigt 
werden. Es können jedoch 10 Ausnahmesonntage eingeführt 
werden und zwar 6 durch die Polizeibehörde und 4 weitere 
durch die höhere Verwaltungsberörde, wenn besondere Ver- 


SOZIALPOLITISCHE RUNDSCHAU 89 


hältnisse einen erweiterten Geschäftsverkehr erforderlich 
machen. Die Arbeitszeit darf auch hierbei nicht mehr als 
8 Stunden betragen und nicht über 6 Uhr hinaus gehen. Die 
Beschäftigungsstunden sind so festgesetzt, daß während der 
Zeit des öffentlichen Gottesdienstes die Geschäfte geschlossen 
sind. 

Darüber hinaus können durch die höhere Verwaltungsbe- 
körde weitere Ausnahmen zugelassen werden für Gewerbe, 
deren vollständige oder teilweise Ausübung an Sonn- und Fest- 
tagen zur Befriedigung täglicher oder an diesen Tagen besonders 
hervortretender Bedürfnisse der Bevölkerung erforderlich ist 
(§ 105e IRGO.). Die Schwierigkeiten, die sich in Grenzgebieten 
benachbarter Länder aus einer verschiedentlichen Anwendung 
dieser Kannvorschrift ergeben haben, gaben Veranlassung, in 
Vereinbarung aller Länder durch den Reichsarbeitsminister 
Richtlinien für die Bewilligung von Ausnahmen von Verbot der 
Sonntagsarbeit im Handelsgewerbe gemäß § 105e herauszu- 
geben. Vor Zulassung solcher Ausnahmen muß den kirchlichen 
Behörden Gelegenheit zur Äußerung gegeben werden, außerdem 
hat der preußische Minister für Handel und Gewerbe durch Er- 
laß vom 26. November 1924 angeordnet, daß ihm vor Erteilung 
solcher Ausnahmen in jedem Falle zu berichten und dabei die 
Stellungnahme der beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
verbände anzugeben ist. 

Nach diesen Richtlinien kann an Sonntagen zugelassen 
werden eine Verkaufszeit von 2 Stunden für Roheis, Milch, 
Bäckerei-, Feinbäckerei- und Konditorwaren, frische Blumen 
und Zeitungen, mit Ausnahme des 2. Oster-, Pfingst- und Weih- 
nachtsfeiertages. An den 2. Feiertagen ist nur der Verkauf von 
Roheis und Milch zulässig. In der Zeit vom 1. 4. bis 30. 9. 
kann auch der Verkauf von frischem Gemüse, frischem Obst, 
frischem Fleisch und geräucherten Fischen (auch Krabben) in 
der Zeit von 2 Stunden getätigt werden. Der Verkauf weiterer 
Bedarfsgegenstände auf die Dauer von 2 Stunden kann nur zu- 
gelassen werden für Gemeinden in Gegenden, in denen infolge 
weitläufiger Siedlungsweise für die landwirtschaftliche Be- 
völkerung ein dringendes Bedürfnis dafür vorliegt. 


Zu beachten ist, daß die Geschäftszeit für die einzelne Art 
von Waren verschieden festgesetzt, aber nicht geteilt werden 
darf. Unter Berücksichtigung der örtlichen Gebräuche ist zu 
bestimmen, ob die Geschäftszeit vor oder nach der Kirchzeit 
liegen und wann sie beginnen soll. Eine sonntägliche Verkaufs- 
zeit bis zu 5 Stunden kann zugelassen werden für Roheis und 
Milch, während der Erntezeit der einzelnen Obstsorten für 
frisches Obst in Obsthütten, auf den Obstkähnen, bei den Obst- 
züchtern usw. und für frische Blumen an den Sonn- und Feier- 
tagen, an denen ein besonders starker Besuch der Friedhöfe zu 
erwarten steht. In Gegenden, die an Sonn- und Feiertagen 
einen besonders starken Fremdenverkehr aufweisen, kann eine 
Verkaufszeit von 5 Stunden ebenfalls zugelassen werden, aber 
höchstens an 20 Sonn- und Festtagen im Jahre zum Verkauf 
von Badeandenken und Luxusartikeln sowie für Tabak und 
Tabakwaren, Süßigkeiten und Blumen. Diese 5stündige Ver- 
kaufszeit darf auf den Vor- und Nachmittag verteilt, jedoch in 
höchstens zwei Abschnitte verlegt werden. Angestellten, Lehr- 
lingen und Arbeitern, die hierbei länger als 2 Stunden beschäftigt 
werden, ist zum Ausgleich ein Nachmittag in der Woche frei- 
zugeben. 


Schließlich sei noch bemerkt, daß weitere Ausnahmen von 
dem sonntäglichen Verbot, als wie vorstehend angegeben, in 
der Regel nicht bewilligt werden sollen; in dringenden Fällen 
und unter besonderen Umständen können jedoch die Landes- 
regierungen weitere Ausnahmen bewilligen. 
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Eine Sonderbestimmung (RGBl. 1919 Nr. 34, S. 176) regelt 
die Sonntagsruhe in den Apotheken. Hiernach ist die höhere 
Verwaltungsbehörde befugt, für eine Gemeinde oder für benach- 
barte Gemeinden mit mehreren Apotheken an Sonn- und Fest- 
tagen oder während bestimmter Stunden dieser Tage abwech- 
selnd einen Teil der Apotheken zu schließen. Die Schließung 
kann bis 8 Uhr morgens des nächsten Tages ausgedehnt wer- 
den. An den geschlossenen Apotheken ist an sichtbarer Stelle 
ein Aushang anzubringen, welcher die zur Zeit offenen Apothe- 
ken bekannt gibt. Wird von dem Rechte der Schließung kein 
Gebrauch gemacht oder bleibt die Apotheke an Sonn- und 
Festtagen länger als 6 Stunden geöffnet, so müssen den phar- 
mazeutischen Dienstangestellten für jeden Sonn- und Festtag, 
an dem sie beschäftigt werden, ein Wochentag oder zwei Nach- 
mittage freigegeben werden. Lehmann (Liegnitz). 


Berufsberatung. 


Käthe Gaebel (Berlin), Die öffentliche Berufsberatung in 
Deutschland nach der Berufsberatungsstatistik 1924/25. Reichs- 
arbeitsblatt. 6, 367ff. 1926. Die Zahl der berichtenden Stellen, 
der Ratsuchenden, der offenen Lehr- und Anlernstellen und der 
Lehrstellenvermittlungen hat im Berichtsjahre gegenüber dem 
Jahre 1923/24 beträchtlich zugenommen, wie die folgende 
Tabelle zeigt: 


Zunahme 1924/25 gegenüber 1923/24 in °% 
Zahl der berichtenden Stellen — 34,5 


m. WwW. zus. 
Zahl der Ratsuchenden ............... 27,0 16,0 22,3 
Offene Lehr- und Anlernstellen ........ 42,8 16,4 33,9 
Zahl der Beratenen, die durch Vermittlung 
der Berufsberatungsstellen in eineri Be- | 
ruf eintraten ses kesniiienne 41,9 21,6 34,0 
Von den Beratenen wurden in offene Lehr- 
und Anlernstellen vermittelt ....... 43,8 18,5 34,7 


Leider bleibt die Zahl der weiblichen Ratsuchenden immer 
weiter hinter der der männlichen zurück; sie sank von 42,5 % 
auf 40,3 % der Gesamtzahl. Dies ist um so bedauerlicher, da 
einerseits die Berufstätigkeit des weiblichen Geschlechts stets 
im Wachsen ist, andererseits aber bei der Berufsberatung auf 
weiten Gebieten die Beratung der Mädchen besonders wichtig 
ist. Allerdings bereitet der letztere Umstand auch besondere 
Schwierigkeiten, die an die pädagogischen Fähigkeiten des Be- 
raters noch höhere Anforderungen stellen als in den männlichen 
Abteilungen. Eine recht beträchtliche Rolle spielen die allge- 
meinen Ratschläge und Auskünfte aller Art, die in den Berufs- 
beratungsstellen erteilt werden, und die oft sehr zeitraubende 
Arbeit bedeuten. Drei Fünftel aller Ratsuchenden entfielen auf 
die Großstädte. Die überwiegende Mehrheit der Ratsuchenden 
sind Volksschüler, wie die folgende Tabelle zeigt: 


Die Zahl der Ratsuchenden nach der Schulbildung in °, der 
Ratsuchenden: 


m. w. zus. 
Volksschüler u. u42.22.243% 90,5 88,7 89,8 
der m derw. d.Rats. 
Rats. Rats. insges. 
Schüler mittlerer u. höherer Lehr- 
anstalten: 
mit weniger als Obersekunda- 
reife oder gleichwertigem Ab- 
SCHIUB ausm user 5,6 6,8 6,1 
mit Obersekundareife und mehr 
oder gleichwertiger Ausbildung 3,9 4,5 4,1 


Was die Gruppierung der männlichen Ratsuchenden nach 
den Berufen betrifft, so überstieg das Angebot an Lehrlingen 
die offenen Lehrstellen in folgenden Berufen: Schlosser, Elektro- 
monteure und Installateure, Mechaniker, Tischler, Wagner, 
Bäcker, Fleischer, Schuhmacher, Schneider, Maurer, Zimmerer. 
Bevorzugt wurde besonders die Metallindustrie. Lehrlings- 
mangel war bei den Glasern, Steinmetzen, Töpfern, Gold- und 
Silberarbeitern, Drückern, Gürtlern, Schmieden (einschl. 
Kupferschmieden), Drehern, Formern, Klempnern, Buch- 
bindern, Friseuren, Malern, Buchdruckern und Schriftsetzern. 
Es ist dabei ins Auge zu fassen, daß die Berufsberatungsstellen 
noch vorwiegend eine Angelegenheit der größeren Städte sind, 
und daß sie auch hier nur einen Teil der in den Beruf eintreten- 
den Jugend erfassen. Die, die von vornherein in ungelernte 
Arbeit gehen wollen, haben den Rat nicht gesucht. Ebenfalls 
erscheinen die Industrien, die in hohem Maße Ungelernte oder 
höchstens Angelernte beschäftigen — z. B. die chemische 
Industrie, die Zellstoff- und Papierindustrie, die Industrie der 
Steine und Erden, Bergbau, Hütten und Salinen — nur mit 
ganz kleinen Ziffern in der Zahl der Ratsuchenden. 


Die Aufgabe der Berufsberatungsstellen, Angebot und Nach- 
frage nach Lehrlingen in den verschiedenen Berufen auszu- 
gleichen, konnte in recht beachtenswertem Maße erfüllt werden. 
Hervorzuheben ist auch, daß, trotz der größtenteils groß- 
städtischen Herkunft der Ratsuchenden, ein relativ hoher 
Prozentsatz der Jugendlichen in die Landwirtschaft vermittelt 
wurde. Es ist anzunehmen, daß eine größere Anzahl von 
Jugendlichen mit ursprünglich anderen Berufswünschen für die 
Landwirtschaft gewonnen wurde. Das beweist, daß die Be- 
sorgnis, die Berufsberatung würde der Landwirtschaft Kräfte 
rauben, grundlos ist. 


Was die Mädchen betrifft, so konzentrieren sich hier die 
Berufswünsche noch schärfer auf wenige Gruppen als bei den 
Knaben. Nach Abzug derjenigen, die in ungelernte Arbeit 
gehen wollen, die keinen bestimmten Berufswunsch haben oder 
die die allgemeine Schulbildung fortsetzen wollen, gehen ca. 
drei Fünftel aller verbleibenden Mädchen in drei Berufe: Kauf- 
männische Angestellte, einschließlich Büroangestellte, Be- 
kleidungsgewerbe und die Minderheit in häusliche Dienste, wo- 
bei im Bekleidungsgewerbe die Schneiderei alles an sich zieht 
(von 31712 Ratsuchenden 24332). Alle anderen Berufe spielen 
nur eine verschwindende Rolle, mit Ausnahme der Landwirt- 
schaft, des Spinnstoffgewerbes, der Gesundheits- und Körper- 
pflege und der Gruppe Erziehung und Unterricht. In der 
Gruppe Gesundheits- und Körperpflege, Reinigungsgewerbe 
bevorzugt ca. die Hälfte den Beruf der Friseuse. Dann kommen 
der Reihe nach: Kinderpflegerinnen, Säuglingspflegerinnen, 
Krankenpflegerinnen, Wäscherinnen, Plätterinnen. In der 
Gruppe ,„Gast- und Schankwirtschaft‘ drängt der größte Teil 
der Mädchen zum Beruf der Köchin, jedoch ist hier das Lehr- 
stellenangebot sehr gering: es konnten nur weniger als die 
Hälfte befriedigt werden. Was die drittstärkste Gruppe, die der 
„häuslichen Dienste“ anbelangt, so drängt die überwiegende 
Mehrheit zum Beruf der Hausgehilfin. Die Befriedigung mit 
Stellen läßt aber hier viel zu wünschen übrig. Gezwungen, des- 
wegen in gewerbliche oder kaufmännische Tätigkeit einzutreten, 
gehen die Kräfte der Hausarbeit verloren. Auch die hauswirt- 
schaftlichen Schulen scheinen nicht annähernd dem starken An- 
drang zu genügen. Nach all diesem kommt die Verfasserin zu 
folgenden Zusammenfassungen: 

„Insgesamt war die Lage des Lehrstellenmarktes, besonders 
für das weibliche Geschlecht, sehr unbefriedigend, und es bleibt 
eine der schwierigsten Aufgaben der öffentlichen Berufsbe- 
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ratung, Mittel und Wege zu finden, die wenigstens in einigem 
Umfange Abhilfe schaffen, zumal der gegenwärtige Zustand im 
Hinblick auf den in den nächsten Jahren schon zu erwartenden 
Lehrlingsausfall sehr bedenklich ist. Es muß immer wieder mit 
äußerstem Nachdruck darauf hingewiesen werden, daß wohl die 
Modeberufe auch dann ihren notwendigen Nachwuchs erhalten 
werden, wenn auch vielleicht die Anforderungen an die Qualität 
herabgesetzt werden müssen, daß aber die jetzt schon vernach- 
lässigten Berufe mit Sicherheit unter schweren Ausfällen zu 
leiden haben werden.“ M. Kantorowicz (Berlin). 


Bertha Zeitimann, Neue Wege zur Förderung der berufs- 
kundlichen Aufklärung. Der öffentliche Arbeitsnachweis. Jg. 3, 
Nr. 3/4. 1926, S.247. Verfasserin will vor der Berufswahl stehen- 
den Jugendlichen ein wahrheitsgetreues Bild des ins Auge ge- 
faßten Berufes durch Einführung von sogenannten Orientierungs- 
wochen vermitteln, in denen die Jugendlichen etwa 8—14 Tage 
kurz nach der Schulentlassung oder in den letzten Schulferien 
in einem Betrieb oder Geschäft ohne gegenseitige Bindung mit- 
arbeiten. Da dadurch ungeeignete Anwärter vom Abschluß 
eines Lehrvertrages abgehalten würden, hofft Verfasserin, die 
Arbeitgeber für einen Versuch zu gewinnen. Die Orientierungs- 
wochen wären evtl. bei einem Lehrvertrag in die Probezeit mit- 
einzurechnen. 


Rosm. Ellscheid (Köln), Besonderheiten der weiblichen 
Arbeitsvermittlung. Der öffentliche Arbeitsnachweis. Jg. 3, 
Nr. 3/4. 1926, S. 197. Für die ältere unverheiratete Arbei- 
terin bedeutet der Beruf stärkere Lebenserfüllung als für den 
Mann, für die junge Arbeiterin ist er nur Durchgangsstadium 
zur Ehe, wird daher ohne große Überlegung gewählt und 
alles, was mit ihm zusammenhängt (z. B. Arbeitspapiere) nicht 
mit letzter Sorgfalt behandelt. Ältere verehelichte Frauen 
kommen nach Jahren nur hauswirtschaftlich-mütterlicher 
Tätigkeit aus Erwerbsgründen wieder auf den Arbeitsmarkt. 
Sie sind, da sie der Berufstätigkeit völlig entfremdet sind und 
meist nebenher noch für die Familie den Haushalt zu besorgen 
haben, schwer — oft nur in sogenannten Aufwartungsstellen — 
unterzubringen. Alle Arbeiterinnen verlangen stärker wie der 
Mann eine menschlich und räumlich harmonische Arbeits- 
umgebung, dagegen sind sie für Dinge, die über ihren persön- 
lichen Kreis hinausgehen — Betriebsrat, Gewerkschaften und 
dergleichen — schwer zu gewinnen. 


Die hauswirtschaftliche Ausbildung der Mädchen. Der öffent- 
liche Arbeitsnachweis. Jg. 3, Nr. 3/4. 1926, S. 223ff. Die in der 
„Arbeitsgemeinschaft zur Förderung der hauswirtschaftlichen 
Berufsschule“ zusammengeschlossenen Verbände haben dem 
Reichstag und der Regierung Forderungen zu einer gesetzlichen 
Regelung der hauswirtschaftlichen Ausbildung der Mädchen 
überreicht, in der sie die Einführung des Bremer Systems, das 
heißt eine einjährige wöchentlich mindestens 24 stündige, an die 
Volksschule anschließende häusliche Unterweisung verlangen. 
Die Begründung hebt hervor, daß auf diese Weise die mütter- 
lich-seelischen und die praktisch-hauswirtschaftlichen Kräfte 
der Mädchen entwickelt würden, die für das Volksganze von 
ausschlaggebender Bedeutung sind. Das Jahr bedeute eine 
Schonzeit zwischen der Schule und der Berufsausbildung, die 
danach selbstverständlich mit einigen Wochenstunden reiner 
Berufsschule einzusetzen habe. Für die Mädchen, die einen 
hauswirtschaftlichen Beruf ergreifen wollen, folgt dann die 
hauswirtschaftliche Lehre. Demgegenüber wird von Schul- 
direktorin Ida Glaser, München, eingewandt, daß es heute den 
Eltern nicht zugemutet werden kann, ihre Kinder noch ein Jahr 
völlig zu unterhalten. Ist das aber nicht möglich, so setzt Neben- 
verdienst ein, der das Schonjahr illusorisch macht. Wird das 


Jahr aber ohne Verdienst durchgehalten, so geschieht dies ge- 
wöhnlich auf Kosten der späteren Berufsausbildung, wodurch 
die Mädchen gerade — was unbedingt zu vermeiden ist — in 
ungelernte Berufe gedrängt werden. Durch eine solche Be- 
stimmung wird die Einbürgerung der Berufsschule, die heute 
in großen Teilen Deutschlands, z. B. in Preußen, erst für die 
kaufmännisch und gewerblich Tätigen besteht, überhaupt ge- 
fährdet. Inwieweit bei 14—15jährigen Kindern schon die 
Tugenden der Hausfrau zu wecken sind, steht dahin. Vielleicht 
erreicht man mehr durch Einführung von Braut- und Mutter- 
kursen. Bregmann (Magdeburg). 


Sozialversicherung. 


Neue Bestimmungen in der Unfall-, Invaliden- und Ange- 
stelltenversicherung. Der Reichstag hat, unmittelbar ehe er in 
die Ferien gegangen ist, noch einige, gleichlautende, Abände- 
rungen beschlossen (RGBi. I, S. 311, Reichsarbeitsblatt Nr. 26), 
die wohl auf Vereinheitlichungs- und Ersparniswünsche zurück- 
zuführen sind, denen man aber doch mindestens mit recht ge- 
teilten Gefühlen gegenüberstehen muß. 

Waisenrenten werden vom 1. Juli 1926 ab (unter Zu- 
lassung des Weiterbezugs laufender Renten bis zum 1. Oktober) 
nur bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres gewährt — falls 
jedoch das Kind noch Schul- oder Berufsausbildung erhält, für 
deren Dauer, längstens bis zum vollendeten 21. Lebensjahre. 
Ist das Kind infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen un- 
fähig, selbst seinen Lebensunterhalt zu erwerben, so ist die 
Rente weiterzuzahlen, solange dieser Zustand dauert. — Für 
Kinderzuschüsse an Invalidenrenten- beziehungsweise Ruhe- 
geldempfänger gilt das gleiche, mit der Einschränkung, daß 
über das 15. Lebensjahr hinaus, und für Stiefkinder und Enkel 
überhaupt, nur gezahlt wird, solange der Rentenempfänger das 
Kind überwiegend unterhält. — Ferner ist eine Höchstgrenze 
für die Hinterbliebenenrenten und beim Zusammentreffen mit 
Leistungen aus der Unfallversicherung für alle Renten festge- 
setzt worden (die sinngemäße Wiederherstellung von Bestim- 
mungen, die in der I. V. 1916 beziehungsweise 1921, in der 
A. V. 1922 beseitigt worden waren). Erleichtert worden sind 
die Bestimmungen für die Gewährung von Waisenrenten an Kin- 
der verstorbener versicherter Ehefrauen, die jetzt nur aus ihrem 
Arbeitsverdienst „zum Unterhalt der Kinder beigetragen‘ (bis- 
her den Unterhalt der Familie überwiegend bestritten) haben 
müssen sowie an Stiefkinder und Enkel. — 

Mit der Festsetzung von Höchstgrenzen für die Rentenbeträge 
wird man sich trotz der Verletzung des Gegenleistungsprinzips 
abfinden können, da diese Ersparnis sachlich tragbar erscheint. 
Die Neuregelung der Bezugsdauer von Waisenrenten und 
Kinderzuschüssen dagegen bedeutet zwar für die Unfall- 
versicherung, die bisher das 15. beziehungsweise 18. Lebens- 
jahr vorsah, eine Verbesserung. Für die beiden anderen 
Zweige dagegen, in denen bisher jede Waisenrente bis zum 
vollendeten 18. Lebensjahr lief — in der Angestelltenversiche- 
rung seit ihrem Bestehen, in der Invalidenversicherung seit 
1923 — bedeutet sie günstigstenfalls eine ‚„Verschlimmbesse- 
rung“, da man mit der einen Hand gegeben, mit der anderen ge- 
nommen hat. Die mögliche Verlängerung um weitere 3 Jahre 
(bis zum 21.) macht auf den ersten Blick einen recht guten 
Eindruck. Für wieviele Arbeiter- und Angestellten-Waisen 
oder Kinder von Invaliden aber kommen praktisch Berufsaus- 
bildungen von solcher Dauer in Frage? Viel häufiger wird sich 
die Verkürzung gegenüber den geltenden Bestimmungen geltend 
machen: Wenn die Berufsausbildung mit 15 oder 16 Jahren — 
Besuch einer Handelsschule oder dergleichen — vollendet ist; 
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wenn, der oft erhobenen volksgesundheitlichen Forderung fol- 
gend, schulentlassene Töchter noch für einige Zeit im Hause be- 
halten werden, um sich körperlich zu kräftigen und vor dem Ein- 
trittin den Beruf den Haushalt praktisch zu erlernen. Es liegt 
ein krasser Widerspruch darin, daß die gesamteÖffentlichkeit — 
einschließlich des Reichstages — dauernd von der Notwendig- 
keit redet, die Aufzucht von Kindern zu erleichtern und dann 
Abstriche an Leistungen auf diesem Gebiet vorgenommen 
werden, die bisher getragen werden konnten. Schließlich werden 
die Nachforschungen in jedem Einzelfall, ob die Voraussetzun- 
gen für die Weiterzahlung gegeben sind, auch neue Verwaltungs- 
kosten verursachen. 

Völlig verfehlt ist die wohl als Ausgleich vorgesehene Dauer- 
zahlung (die in die Unfallversicherung bereits 1925 aufgenom- 
men wurde) an körperlich oder geistig Gebrechliche. 
Das bedeutet praktisch, daß an Menschen, die niemals einem 
Erwerb nachgehen, niemals der Wirtschaft, die fast allein die 
Mittel der Sozialversicherung aufbringt, etwas leisten können, 
evtl. bis in ein spätes Alter ‚„Waisenrenten‘‘ gezahlt werden. 
Das verbiegt den Sinn der Sozialversicherung, die streng ge- 
nommen eine Zwangssparkasse für die besitzlosen lohnarbeiten- 
den Kreise darstellt. Von vornherein hilflose, überhaupt nicht 
in das Erwerbsleben gelangende Menschen dagegen sind die 
typischen Objekte der öffentlichen Fürsorge. Für diese Mittel 
aus Versicherungsbeiträgen aufzuwenden, ist sinnwidrig. 

Abänderungen in der Wochenhilfe. Durch ein zweites Gesetz 
über Abänderung des Zweiten Buches (Krankenversicherung) 
der Reichsversicherungsordnung vom 9. Juli 1926 (RGBI. I, 
S. 407, Reichsarbeitsblatt Nr. 28) sind einige begrüßenswerte 
Änderungen in der Wochenhilfe beschlossen worden, die mit 
dem 1. Oktober d. J. in Kraft treten. An die Stelle des ein- 
maligen Entbindungskostenbeitrages von 25 .# (neben ärzt- 
licher Hilfe, falls erforderlich) treten die Gewährung von 
freier Hebammenhilfe, von Arznei und kleinen Heilmitteln 
und ein Barbetrag von 10 #. Die Kasse kann diesen Betrag 
bis auf 25. erhöhen. Findet keine Entbindung statt, so sind, 
wie bisher, 6 .# zu zahlen. 

Die Zahlung des Wochengeldes (4 Wochen vor und 
6 Wochen nach der Entbindung) ist auf weitere 2 Wochen vor 
der Entbindung zu erstrecken, wenn die Versicherte in dieser 
Zeit keinen Arbeitsverdienst hat und nach ärztlicher Fest- 
stellung die Entbindung innerhalb der nächsten 6 Wochen zu er- 
warten ist. Hat sich der Arzt im Termin geirrt, so wird gleich- 
wohl das Wochengeld bis zur Entbindung gezahlt. Den Be- 
stimmungen über das Stillgeld ist ein Satz hinzugefügt wor- 
den, der besagt, daß die Satzung oder die oberste Landesbe- 
hörde bestimmen können, daß die Kassen bei der Auszahlung 
auf die Zweckmäßigkeit der Inanspruchnahme von Mütter- 
beratungs-, Säuglingsfürsorge- und ähnlichen Stellen hinzu- 
weisen haben. Für die Familienwochenhilfe gelten die 
gleichen Bestimmungen, mit Ausnahme der zulässigen Er- 
höhung des Entbindungskostenbeitrages und der Verlängerung 
des Wochengeldbezuges vor der Entbindung. Das Reich trägt 
in Zukunft nicht mehr die Hälfte der Kosten der Familien- 
wochenhilfe sondern leistet einen Zuschuß von 50 ‚ft für jeden 
einzelnen Entbindungsfall. — Die praktisch längst nicht mehr 
wirksamen Bestimmungen über die Gemeinlast (§§ 367a bis e) 
sind aufgehoben worden. | 

Die neuen Bestimmungen sind, abgesehen von den in ihnen 
enthaltenen tatsächlichen Verbesserungen, von besonderem 
Interesse im Hinblick auf die Vorgänge des Frühjahres 1925. 
Es war damals ein Referentenentwurf aus dem Reichsarbeits- 
ministerium bekannt geworden, der die Einzelleistungen der 
Wochenhilfe — Beitrag, Wochengeld, Stillgeld — durch eine 


Pauschalbeihilfe ersetzen wollte — um die Verwaltung zu ver- 
einfachen! Der Sturm der Entrüstung, den dieser Vorschlag, 
der einen Schlag für die gesamte neuzeitliche Säuglingsfürsorge 
bedeutete, in allen interessierten Kreisen — nicht zuletzt der 
Ärzteschaft — hervorrief, hat demnach volle Wirkung aus- 
geübt und zu dem, freilich noch immer recht vorsichtig gefaß- 
ten, Zusatz zu den Stillgeld-Bestimmungen geführt. 
Gertrud Israel (Berlin). 

Sozialversicherung Erwerbsloser. Die Verordnung über Er- 
werbslosenfürsorge vom 16. Februar 1924 — RGBi. I, S. 127 — 
regelt im 3. Abschnitt die Versorgung Erwerbsloser für den 
Krankheitsfall. Keine Vorsorge ist jedoch in der Verordnung 
getroffen worden, um Erwerbslose von dem Verlust ihrer An- 
wartschaft in der Invaliden- und Angestelltenversicherung zu 
bewahren. Man hat wohl seinerzeit beim Erlaß der Verordnung 
damit gerechnet, daß die Arbeitslosigkeit, die sich nach Ein- 
tritt der Stabilisierung unserer Währung bemerkbar machte, 
nur vorübergehender Natur wäre, und es deshalb dem Arbeit- 
nehmer möglich sein würde, der Versicherungspflicht im er- 
forderlichen Maße nachzukommen. Bei der dauernden Un- 
gunst des Arbeitsmarktes rückt nun aber die Gefahr bedenklich 
näher, daß die Anwartschaft der Invalidenversicherung, die 
nach § 1289 der RVO. erlischt, wenn während zweier Jahre 
nach dem auf der Quittungskarte verzeichneten Ausstellungs- 
tage weniger als 20 Wochenbeiträge auf Grund der Versiche- 
rungspflicht oder der Weiterve:’sicherung entrichtet worden 
sind, vielen Erwerbslosen verloren geht, wenn nicht rechtzeitig 
auf irgend eine Art und Weise, z. B. durch die Wohlfahrts- 
ämter, die hierfür benötigten Beiträge dem Erwerbslosen be- 
willigt werden. In der Angestelltenschaft ist dieser eintretende 
Verlust der Anwartschaft bei der großen Stellenlosigkeit noch 
wahrscheinlicher, denn nach $ 54 Abs. 1 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes erlischt hier die Anwartschaft dann, wenn 
nach dem Kalenderjahre, in dem der 1. Beitragsmonat zurück- 
gelegt worden ist, innerhalb der zunächst folgenden 10 Ka- 
lenderjahre weniger als 8 und nach dieser Zeit weniger als 4 Bei- 
tragsmonate während eines Kalenderjahres zurückgelegt worden 
sind. Da nun auch die Tätigkeit bei Notstandsarbeiten, die 
nach § 9 der Bestimmungen vom 30. 4. 1925 — RGBi. I, S. 53 — 
als Beschäftigung im Sinne der Reichsversicherung gilt, heute 
aus finanziellen Gründen ganz erheblich zurückgegangen ist, 
so daß lange nicht mehr in dem Maße, wie es erforderlich er- 
scheint; die Möglichkeit besteht, Arbeitslose wiederum zeitweise 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung zuzuführen, so er- 
scheint esnotwendig, die Erhaltung der Sozialversicherung für Er- 
werbslose durch einereichsgesetzliche Regelung zugewährleisten. 

Beachtenswert ist, daß bereits der Freistaat Sachsen in 
diesem Sinne vorbildlich tätig geworden ist, denn dort muß der 
Vorsitzende des öffentlichen Arbeitsnachweises bei den Erwerbs- 
losen nachprüfen, ob die Gefahr besteht, daß die Anwartschaft 
für die Rentenversicherung verloren geht. Besteht diese Besorg- 
nis, dann muß er rechtzeitig beim zuständigen Fürsorgeverband 
anregen, aus Fürsorgemitteln die zur Erhaltung der Anwart- 
schaft erforderliche Anzahl von Beitragsmarken zu entrichten. 

Bemerkt sei hierbei, daß der drohende Verlust der Anwart- 
schaft auch vielfach bei tuberkulösen Kranken die Durch- 
führung eines Heilverfahrens schwierig macht, und letzten 
Endes muB dann der Bezirksfürsorgeverband die gesamten 
Kosten des Heilverfahrens übernehmen. Da auch andererseits 
der Verlust der Rentenversicherung für die gemeindlichen Wohl- 
fahrtsämter große finanzielle Belastungen bringt, so ist es für 
die Gemeinden eine gewisse finanzielle Vorsicht, wenn sie durch 
Beitragszahlung für Erwerbslose die Anwartschaft auf Renten- 
versicherung aufrecht erhalten, Lehmann (Liegnitz). 
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Aufgaben der Fürsorgestatistik. 
Übersichtsreferat. 


Von WILHELM FELD, Zürich. 


Der freundlichen Aufforderung, die Aufgaben der | und ihrer Leistungen (Finanz- urd andere Betriebs- 


Fürsorgestatistik kurz darzustellen, glaube ich am 
besten nachzukommen, wenn ich zunächst darauf hin- 
weise, wie sehr verschiedenartige Vorstellungen von 
der ,„Fürsorgestatistik““ herrschen; soweit man sich 
überhaupt von dieser noch neuen Sache eine Vor- 
stellung macht. In der neuen Auflage des Hand- 
wörterbuchs der Staatswissenschaften habe ich unter 


Fürsorgestatistik alle die Statistiken zusammengefaßt, 


die sich auf die ‘Organisation und Tätigkeit der 
(privaten wie Öffentlichen) Fürsorge oder auf fürsorge- 
bedürftige Zustände erstrecken, einerlei von welcher 
Stelle die Materialien erhoben werden. Diesen weite- 
sten Aufgabenkreis möchte ich auch dem Handbuche 
der Fürsorgestatistik stellen, für das ich in der Deut- 
schen Zeitschrift für Wohlfahrtspflege!) eingetreten bin. 
Demgegenüber schränkt die wohl engste Begrenzung 
den Begriff auf die Geschäfts- oder Finanzstatistik 
der öffentlichen Fürsorgeämter ein. Es wäre müßig, 
über die verschiedenen Grenzziehungen zu streiten. 
Für welches Gebiet sich der Ausdruck ‚„Fürsorge- 
statistik“ einmal einbürgern wird, ist praktisch gewiß 
erheblich weniger wichtig, als daß alle diejenigen 
Statistiken gepflegt werden, die der Fürsorgepraxis 
von Nutzen sein können. Wer die Schwere und Ver- 
antwortung unserer Zeit empfindet, verzichtet gerne 
auf intellektualistische wie auf ästhetische Spielereien. 
Heute hat die Menschheit nur eine einzige Aufgabe: 
über die gesellschaftlichen Nöte im weitesten Sinne 
einigermaßen Herr zu werden. Soweit Statistiken 
hierbei helfen können, sind sie berechtigt und will- 
kommen, einerlei, wie man sie nennt. Deshalb möchte 
ich versuchen, den Aufgaben der Fürsorgestatistik 
näher zu kommen durch die Frage: von welchen 
Statistiken die praktische Fürsorgearbeit Nutzen hat. 

Bedeutsam für die Fürsorgepraxis und die Für- 
sorgewissenschaft (die ja für die Praxis von erheb- 
lichem Werte ist) sind zuverlässige Kenntnisse 1. der 
fürsorgebedürftigen Verhältnisse und ihrer Ursachen ; 
2. der tatsächlichen befürsorgten Personen (,Indivi- 
dualarmenstatistik‘‘) und 3. der Träger der Fürsorge 


1) 2. Jg. 1926,27, S. 79. 


| statistik). 


Von grundlegender Bedeutung für jede weiter- 
blickende Fürsorge ist offenbar die erstgenannte 
Statistik der Notstände. Eine wirklich großzügige 
und an die Wurzeln der Schäden gelangende Fürsorge 
ist auf die Dauer nicht möglich ohne gründliche 
Kenntnis der Zustände, die geändert werden sollen ; 
und diese Kenntnis ist großen Teils nur durch objek- 
tive statistische Ermittlungen zu erwerben, die nicht 
den Zufälligkeiten individueller Erfahrungen des ein- 
zelnen Beobachters unterliegen. Solcher Statistiken 
gibt es manche, darunter auch nicht wenige methodisch 
und sachlich wertvolle. Indes sind sie längst nicht für 
alle bedürftigen Verhältnisse vorhanden. Vieles sehr 
Wissensnotwendige ist noch nicht festgestellt. Und 
was an guten Ermittlungen vorliegt, entbehrt so 
ziemlich jeder annähernd systematischen Sammlung 
und einer zusammenhängenden Analyse der Er- 
gebnisse wie der Erhebungs- und Verarbeitungs- 
methoden. Die sachliche wie die methodische Analyse 
sind jedoch unerläßlich für eine gedeihliche Entfalturg 
der Massenbeobachtung ‚‚sozialer‘‘ Zustände. So ist 
neben den statistischen Erhebungen auf bisher ver- 
nachlässigten Gebieten eine sachliche und methodische 
Gesamtdarstellung des ‚sozialstatistischen‘‘ Teils der 
Fürsorgestatistik notwendig. 

Die Quellen, aus denen die Statistiken der Not- 
stände erfließen, sind neben den zunächst für andere 
Zwecke veranlaßten (namentlich bevölkerungsstatisti- 
schen) Zählungen einmal besondere sozialstatistische 
Erhebungen ohne Beschränkung auf die befürsorgten 
Personen und zum anderen aktenmäßige Anschrei- 
bungen und andere Beobachtungen ausschließlich an 
Schützlingen der Fürsorge selbst. 

Die letztere Quelle, also die sogenannte Individual- 
statistik der Unterstützten, dient außerdem den in- 
ternen Zwecken der Fürsorgestellen, und zwar nach 
zwei Richtungen. Eine zielklar arbeitende Fürsorge 
ist darauf bedacht, die Verhältnisse ihrer Schützlinge 
tunlichst objektiv zu überblicken und sie bedarf dazu 
zahlenmäßiger Feststellungen über die Häufigkeit der 
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verschiedenen Eigenheiten der Betreuten, vielleicht 
kombiniert mit der Art der ihnen gewährten Hilfe'). 
Für gewisse Anstalten und sonstige Einrichtungen 
lassen sich aus Beobachtungen über die persönlichen 
Verhältnisse Rückschlüsse auf die Beweggründe zù 
ihrer Benutzung machen. Die Zahlen zeigen gewisser- 
maßen, von welchen Kategorien von Personen die 
Einrichtung praktisch hauptsächlich in Anspruch ge- 
nommen wird, während die soziologische Betrach- 
tung sonst mehr darauf ausgeht, ein stichprobenhaftes 
Bild der bedürftigen Bevölkerung überhaupt zu geben ; 
die Untersiützten gelten als repräsentativ auch für 
die übrigen Bedürftigen. 


Zahl und Art der Pfleglinge kommen außerdem in 
Betracht für die Statistik der Fürsorgeleistungen und 
bilden insofern einen Teil der Geschäfts- oder Be- 
triebsstatistik der Fürsorgestellen, ‚mit deren 
Hilfe die Wirtschaftlichkeit des Wohlfahrtsbetriebes, 
seine Nutzung irgendwie gesichert beziehungsweise 
gesteigert werden kann‘. Diese Aufgabe setzt Hertha 
Kraus in ihrem Aufsatze über Betriebsstatistik im 
Wohlfahrtsamt?) den Statistiken der öffentlichen 
Wohlfahrtspflege. Ist solche Begrenzung mit ihrer 
Ausschaltung soziologischer Charakteristiken der 
Unterstütztenmassen vielleicht auch etwas zu eng, so 
sind die Ausführungen der verdienten Verfasserin für 
die eigentliche Betriebsstatistik im engeren Sinne jeden- 
falls ernster Beachtung wert, vornehmlich innerhalb 
der Wohlfahrtsämter. Für die Aufgaben der Fürsorge- 
betriebsstatistik: Zusammenhänge, Ursachen und 
Wirkungen für Zwecke der Betriebsleitung aufzu- 
decken, bieten sich zwei Elemente als besonders be- 
stimmend und deshalb wesentlich zur Beobachtung 
an: ein Personenkreis als Empfänger von Leistungen 
und eine Reihe von verschiedenen Ausgaben in Er- 
füllung der Leistungen. Je mannigfacher Personen- 
kreis und Leistungen sind und je mehr Veränderungen 
sie unterliegen, um so dringender sollten die vorhan- 
denen Beziehungen, ihre finanzielle, organisatorische 
und soziale Tragweite tunlichst weit verfolgt und die 
bunte Fülle der Betriebsereignisse auf wenige knappe 
vergleichbare Formeln gebracht werden. Hiernach 
ergibt sich die Forderung einer Finanzstatistik, die 


1) Ein treffliches Beispiel ist die interessante Statistik der 
geleisteten Wohnungsfürsorge im Tätigkeitsbericht des Wohl- 
fahrtsamtes der Amtshauptmannschaft Leipzig vom Jahre 1921. 
Ich habe darüber berichtet in der Zeitschr. f. schweiz. Statistik, 
57. Jg. S. 252 und in den Jahrbüchern für Nat. Ök. u. Stat. 
3. F., Bd. LXIH, S. 54. | 


2) Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge, N. F. 8: Sparmaßnahmen unter möglichster 
Aufrechterhaltung des Gesamtstandes der Fürsorge. Verlag 
G. Braun, Karlsruhe 1926. 


sachlich nach für die praktische Arbeit belangreichen 
Personengruppen ausgegliedert ist. 

Von diesen Finanzstatistiken zu unterscheiden 
sind die entschieden weniger wertvollen Versuche, die 
Finanzstatistik einseitig auf gewisse bürokratische 
Abrechnungsbedürfnisse, etwa zwischen den ver- 
schiedenen Behörden (z. B. für den Kostenausgleich 
zwischen Gemeinden, Ländern und Reich) einzu- 
stellen oder ihnen das nur selten genügende Schema 
des (städtischen) Haushaltsplanes zugrunde zu legen, 
dessen Abteilungen häufig dem inneren Zusammen- 
hange des gegenwärtigen Betriebes nicht entsprechen. 
Eine Neugestaltung des Haushaltsplanes nach diesen 
inneren Zusammenhängen der Ausgabeposten hat un- 
längst das Wohlfahrtsamt der Stadt Hannover in 
den Kommunalen Mitteilungen!) veröffentlicht. Auch 
Hertha Kraus tritt nachdrücklich für eine Bereini- 
gung der Haushaltspläne ein. In Übereinstimmung 
mit den städtischen Finanzdezernenten und dem Vor- 
standsbeschluß des Deutschen Städtetages?) verlangt 
sie eine sinnvolle Gliederung der Haushaltspläne im 
Interesse einer straffen Wirtschaftsführung: in den 
Haushaltsplänen der Wohlfahrtsämter seien die Aus- 
gaben, die unter den Gepflogenheiten des heutigen 
Fürsorgerechts und der heutigen Fürsorgepraxis inner- 
lich zusammengehören, in entsprechenden Positionen 
im Haushaltsplan zusammenzufassen, sowie alle Posi- 
tionen der Bestimmung und der Bezeichnung nach 
untereinander klar und gedanklich scharf abzugrenzen. 
Wo das noch nicht geschehen ist, hat die Finanz- 
statistik die Aufgabe, unabhängig vom Haushaltsplan 
und der kameralistischen Buchhaltung die Ausgaben 
aufzuteilen, zu gruppieren und zu kombinieren, bis 
Betriebszusammenhänge und Entwicklungstendenzen 
verfolgt werden können. 

Daß eine solche im rechten Geiste verfaßte Finanz- 
statistik das Rückgrat der regelmäßigen laufenden 
Betriebsstatistik zu bilden habe, wird man Hertha 
Kraus, wenigstens für manche Arbeitsgebiete, um 
so lieber zugestehen, als sie selbst daneben vorüber- 
gehende, befristete Erhebungen über Teilmassen vor- 
sieht, freilich immer nur in Verbindung mit bestimmten 
Organisationsplänen®). Immerhin gibt es namentlich 
außerhalb der eigentlichen Armenpflege (bei der die 
Sachleistungen im Vordergrund stehen) doch auch 
nicht wenige Fürsorgegebiete, wo Finanzstatistiken 
nur ein ganz unvollkommenes Bild der geleisteten 
Arbeit böten, z. B. die Wohnungspflege, die Jugend- 
gerichtshilfe, die Erziehungsfürsorge für Gefährdete 
und für Trinker, die Amtsvormundschaften, der Säug- 

1) 5. Jg. Nr. 32. 


2) Mitteilungen des Deutschen Städtetages. Jg. 1925, Nr. 1. 
3) Gute Beispiele S. 126f. ihres Berichtes. 
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lings- und Mutterschutz, die Berufsberatung usw. sowie 
die meiste Anstaltsarbeit. Hier hat die Betriebs- 
statistik auch für die unmittelbare Orientierung der 
eigenen Fürsorgearbeit sich viel eingehender mit den 
persönlichen Verhältnissen der Betreuten zu befassen 
als mit den Finanzen. 

Gewiß darf man schließlich auch den größeren 
Ämtern es nicht als Luxus auslegen, wenn sie ihr 
reiches Material gelegentlich in größeren ‚‚sozial- 
statistischen“ Studien verwerten, die allgemein ge- 
sellschaftswissenschaftlichen Fragen nachgehen und 
nicht in erster Linie unmittelbar der ‚„Wirtschaftlich- 
keit des eigenen Betriebes“ dienen. Allerdings ist 
dabei festzuhaften, daß solche mehr auf allgemeine 
gesellschaftliche Zusammenhänge hinarbeitende For- 
schungen (die natürlich letzten Endes auch wieder der 
sie unternehmenden Institution Anregungen für ihre 
eigene Praxis geben werden) nicht die eigentliche Be- 
triebsstatistik verdrängen oder ersetzen dürfen. Und 
es muß auch sehr beachtet werden, daß jene For- 
schungen stets nur unter sachkundiger wissenschaft- 
licher Leitung gemacht werden dürfen, wozu die 
praktischen Mitarbeiter der Fürsorgeeinrichtungen in 
aller Regel nicht ausreichen. Aber man braucht dann 
bloß einen Fachmann für diese Studien einzustellen, 
wie es schon manchmal mit entschiedenem Erfolge 
geschehen ist. Oder städtische Fürsorgeämter können 
sich ja auch der Hilfe des statistischen Amtes ihrer 
. Stadt bedienen, das unter einer rührigen und ein- 
sichtsvollen Leitung oft gerne übernehmen wird, die 
wertvollen Anschreibungen der Fürsorgestelle zu ver- 
arbeiten, wenn ihm dafür der nötige Kredit bewilligt 
wird. Die Durchführung solcher Untersuchungen ist 
somit in der Hauptsache eine Geldfrage: Sind die 
Mittel aufzubringen, um die Kosten der Verarbeitung 
zu bestreiten? Darin ist nämlich Hertha Kraus un- 
bedingt beizustimmen, daß der bereits so außerordent- 
lich stark belastete Apparat der Fürsorgestellen, wenn 
irgend vermeidbar, nicht mit Aufgaben beschwert 
werden darf, die nur in losem Zusammenhange mit 
seinem eigentlichen Zwecke stehen. 

Deshalb muß auch immer wieder auf den trefflichen 
Versuch hingewiesen werden, den der Armenraad 
Amsterdam!) unternommen hat, um die Fürsorge- 
statistik kräftig zu fördern. Dieser Bund der Amster- 
damer Fürsorgeeinrichtungen, der selbst keine un- 
mittelbare Fürsorge treibt, hat eine eigene ständige 


1) Vgl. Archiv f. Soz. Hyg. u. Dem. 1, 267. 1926. Eine 


ausführliche Besprechung seiner ‚Finantieele Statistiek van 


het maatschappelijk Hulpbetoon te Amsterdam 1921—1923“ 
samt einigen Angaben über Einrichtung und Aufgaben des 
Armenraad habe ich für die Jahrbücher für Nationalökonomie 
und Statistik geschrieben. 


Abteilung für Statistik unter fachmännischer Leitung 
eingerichtet, welche unter anderen auch einmalige Er- 
hebungen aus den Anschreibungen der Fürsorgestellen 
durchführt. Hier ist ein verheißungsvolles Vorbild 
geboten, das weit herum in Deutschland Nach- 
achtung finden sollte. Diese statistische Abteilung 
genießt das volle Vertrauen der amtlichen Statistiker 
in Holland. Bezeichnend ist, daß sie von der Stadt- 
verwaltung Amsterdam wohl auf Veranlassung des 
städtischen Statistikers mit einem erfrischenden Ver- 
zicht auf bürokratische Zuständigkeitsbedenken ge- 
beten worden ist, die Ausarbeitung der jährlichen 
Fürsorgestatistik zu übernehmen, die bislang das 
städtische Statistische Amt bearbeitet hatte. In der 
Begründung heißt es unter anderem, daß die statistische 
Abteilung des Armenraad den Fürsorgeeinrichtungen 
näher stehe als das Statistische Amt der Stadt und 
also mehr Sachkunde für die Fürsorgestatistik besitze. 
Wo die Fürsorgestellen in Deutschland ähnliche: 
statistische Abteilungen gründen, werden wohl bald 
die Bedenken schwinden, welche die deutschen 
Städtestatistiker auf ihrer Dresdener Konferenz 1924 
zu der Warnung an die Adresse der Wohlfahrtsämter 
veranlaßte, daß „die Inangriffnahme von Aufnahmen, 
die den methodischen Grundsätzen der Statistik nicht 
entsprechen, vermieden werde‘. 

Solche fürsorgestatistischen Zentralstellen wären 
weiterhin besonders geeignet zur Durchführung von 
vergleichenden Statistiken verschiedener Fürsorgeein- 
richtungen, seien es nun Einrichtungen verschiede- 
ner Art am gleichen Ort (wie in der Amsterdamer 
„Finanz‘-Statistik) oder aber Einrichtungen ähnlicher 
Art an verschiedenen Orten, wie bei den zwischen- 
örtlichen Statistiken verschiedener regionaler Gruppen 
deutscher Wohlfahrtsämter. Gewiß sind häufig die 
Bedenken berechtigt, die von Fachleuten der Fürsorge 
gegen zwischenörtliche fürsorgestatistische Vergleiche 
erhoben werden und z. B. Hertha Kraus fast zu 
deren Ablehnung führen. Immerhin treffen sie in der 
Hauptsache wohl die großen Reichserhebungen, die 
ohne genügenden Einblick in die Problemstellungen 
der praktischen Fürsorgearbeit und ohne genügende 
persönliche Kenntnis der zu erfassenden Fürsorge- 
einrichtungen veranstaltet werden. In diesem Sinne 
habe ich unlängst im Zentralblatt für Jugendrecht 
und Jugendwohlfahrt!) den Wert von Reichsfürsorge- 
statistiken angezweifelt, wenigstens bei dem gegen- 
wärtigen noch unentwickelten Stande der Methodik 
von Erhebungen über die Fürsorge. Damit meine ich 
nun aber nicht, daß zwischenörtliche Statistiken über 
Organisation und Leistungen der Fürsorgestellen über- 
haupt wertlos sein müßten. Im Gegenteil werden sie 

1) 18. Jg., Nr. 3, Juni 1926. 


bei wirklich gutem Ausbau — aber freilich auch nur 
dann! — entschieden nützlich sein können. Einst- 
weilen jedoch haben wir uns erheblich mehr Erfolg 
und praktischen Nutzen zu versprechen von sorg- 
fältigen örtlichen Erhebungen und von Sonderunter- 
suchungen, worunter allerdings nicht nur gute Be- 
triebsstatistiken im Sinne von Hertha Kraus zu 
verstehen sind, sondern auch eindringliche Studien 
über fürsorgebedürftige Notstände. Das innere 
Leben der Fürsorge quillt nicht aus den Organisations- 
formen, nicht aus Paragraphen und amtlichen Weg- 
leitungen, sondern aus dem heiligen Mitleiden mit 
der ohne falsche Sentimentalität klar erkannten 
Bedürftigkeit. Diese Bedürftigkeit scharf herauszu- 
stellen und mit unerbittlicher Wahrheitsliebe vor- 
urteilslos zu erfassen, muß stets eine der wichtigsten 
Aufgaben der Fürsorgestatistik sein. Auch die großen 
Reichs- und Landeszentralen der amtlichen Statistik 
könnten an dieser Aufgabe mitarbeiten, indem sie 
Statistiken dieser Art anregten und unterstützten. Und 
vielleicht täten sie damit einstweilen sogar erheblich 
besser als mit eigenen statistischen Veranstaltungen 
über den Umfang der behördlichen Fürsorge, oder gar 
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bloß über den Betrag der aufgewendeten Geldmittel. 
In dieser Richtung liegen auch gewisse Erfahrungen 
mit der ‚Gesolei‘, die in der Darstellung der öffent- 
lichen, durch die Kommune ausgeübten Wohlfahrts- 
pflege im breiten Pubiikum wie in einem großen Teile 
der Tagespresse (die ja mit Bezug auf die Fürsorge- 
arbeit meist auch nur sachunkundiges Publikum ist) 
mehr beruhigend gewirkt hat, statt eindringlich zu 
mahnen, welche unerfüllten Aufgaben weithin noch 
harren. Die Bedeutung der Fürsorgewissenschaft und 
damit auch der Fürsorgestatistik als eines ihrer Teile 
beruht viel mehr darin, die bestehenden Lücken auf- 
zudecken?!), als das Geleistete darzustellen. Hierauf 
hingewiesen zu haben, ist eines der Verdienste, die sich 
Beigeordneter Dr.H. Raut mit seiner mutigen Gesolei- 
Kritik in St. Großmann’s „Tagebuch“ erworben hat. 


1) Auch bei der Ausbildung für die soziale Arbeit ist auf 
die Lücken der Fürsorge besonderer Nachdruck zu legen. Sie 
zu kennen, ist für den angehenden Organisator der Wohlfahrts- 
aıbeit erheblich wichtiger als über die bestehenden Einrich- 
tungen unterrichtet zu sein. Darauf habe ich in einem Aufsatze 
„Über die Aufgaben einer Schule für soziale Arbeit‘ in der 
Schweizerischen Zeitschrift für Gesundheitspflege, 5. Jg. 1925 
hingewiesen. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Hans Maier (Dresden), Die gesellschaftliche Bedeutung der 
Wohlfahrtspflege. Verlag J. C. B. Mohr, Tübingen 1926. 40 S. 
1,20 R.-M. 

Maier, dem wir auch die ausgezeichnete Darstellung der 
rechtlichen Grundlagen und der Organisation unserer gesamten 
Fürsorge im Handbuch der sozialen Hygiene und Gesundheits- 
fürsorge verdanken, hat auf der sächsischen Landeswohlfahrts- 
tagung in Plauen 1925 einen Vortrag über die gesellschaftliche 
Bedeutung der Wohlfahrtspflege gehalten, der in seiner tief- 
schürfenden Art sich weit über den Rahmen eines bei solchen 
Gelegenheiten üblichen Vortrags erhebt und erfreulicherweise 
nun auch in der Sammlung ‚Recht und Staat in Geschichte 
und Gegenwart‘ der Allgemeinheit zugänglich gemacht worden 
ist. Der Verfasser zeigt an einer Reihe von Einzelbeispielen 
zunächst die volkswirtschaftliche Bedeutung der Wohlfahrts- 
pflege. Sie steigert die Produktionskraft des Volkes, indem sie 
vielfach Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung oder vor- 
zeitigen Siechtums hintanhält, die Widerstandsfähigkeit des 
Körpers stärkt, aber auch direkt Erwerbsunfähige erwerbsfähig 
macht oder die Ausnutzung der Arbeitskraft Erwerbsbe- 
schränkter ermöglicht; je mehr die Hilfe vorbeugend und durch- 
greifend gestaltet wird, desto produktionssteigernder ist sie. Die 
Wohlfahrtspflege wirkt aber auch konsumtionsvermindernd, 
wenn sie durch ihr Eingreifen die Aufwendung von Kosten ver- 
ringert, die durch Anstaltspflege, Gefängnishaft, Unterstützung 
infolge Siechtums und Verelendung entstehen, und wenn auch 
vielfach zur Vermeidung dieser Ausgaben Aufwendungen der 
Fürsorge notwendig sind, so sind diese nicht nur meist geringer, 
sondern sie sind vor allem wertvolle, das heißt menschliche 
Werte schaffende Aufwendungen und nicht nutzlose, die ledig- 
lich vor Hunger, Obdachlosigkeit oder Tod schützen ohne Aus- 


sicht auf irgendeine Besserung; Maier nennt dies eine konsum- 
politische Veredelung wohlfahrtspflegerischer Ausgaben“. — 
Von besonderem Interesse sind Maiers Ausführungen über die 
ethische und politische Seite der Wehlfahrtspflege, die heute 
über dem Schlagwort von der Notwendigkeit einer produktiven 
Gestaltung der Fürsorge leicht überschen wird. Diese Aus- 
führungen sind von einem gesunden Optimismus getragen, 
auch da, wo man ihnen vielleicht einige Bedenken entgegen- 
setzen kann. Daß eine rege Tätigkeit ehrenamtlicher Kräfte 
in der Wohlfahrtspflege zu gegenseitigem Verständnis der ver- 
schiedenen Volksschichten, zur Überbrückung der Klassen- 
gegensätze beitragen kann, wird erfreulicherweise heute all- 
mählich wieder stärker erkannt, ebenso wie die internationale 
Verständigung gerade auch durch die Wohlfahrtspflege wichtige 
Antriebe erhält. Und eine politische Bedeutung der Wohlfahrts- 
pflege sieht Maier mit Recht darin, daß sie eine wichtige Aufgabe 
der Selbstverwaltung ist und daß in ihr heute die Kräfte der 
freien Wohlfahrtspflege nicht nur mit der öffentlichen Fürsorge 
zusammenarbeiten, sondern auch untereinander, wodurch die 
politischen und religiösen Gegensätze sicher an Schärfe verlieren 
und gegenseitigem Verständnis und Duldung Platz machen. In 
der Frage der Eingliederung der freien Wohlfahrtspflege in die 
öffentliche Fürsorge scheint mir Maier freilich zu übersehen, 
daß die jetzt meist gewählte Form doch dem Gedanken und 
den Bedürfnissen der Selbstverwaltung nicht voll entspricht, 
die ein Zusammienfallen von Entscheidungsbefugnis und Ver- 
antwortung erfordert. — Zum Schluß setzt Maier sich mit den 
Gegnern moderner Wohlfahrtspflege auseinander. In ausge- 
zeichneten Ausführungen weist er die Unrichtigkeit manchester- 
licker, auf Malthus’ Lehre zurückgehender, wie naturwissen- 
schaftlicher Einwendungen zurück, die teils eine Verweich- 
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lichung und Abstumpfung des Verantwortungsgefühls durch 
ausreichende Fürsorge in allen Notfällen und durch Fortfall 
aller Schrecken der Not und einer rigorosen Armenpflege be- 
haupten, teils befürchten, daß die Fürsorge die Ausscheidung 
des Minderwertigen im Wege der natürlichen Auslese verhindere. 
Gerade eine individualisierende, vorbeugende und duichgre.- 
. fende Hilfe mit gewissenhafter Prüfung des Arbeitswillens kann 
die von Malthus befürchteten Gefahren am besten bannen, da 
sie den Willen zur Selbsthilfe hebt, statt ihn zu lähmen. Und 
das Dogma von der natürlichen Zuchtwahl hat sich für die 
menschliche Gesellschaft längst als irrig erwiesen, vor allem ist 
aber gerade die moderne Wissenschaft und die heutige Fürsorge 
immer stärker befähigt, nicht nur körperliche und geistige 
Schädigungen des Menschen zu verhindern, sondern auch an- 
scheinend minderwertige Personen zu wertvollen und leistungs- 
fähigen zu gestalten. Unsere Aufgabe ist heute, Ansteckurg 
und damit Schäden zu verhindern, auf gesundl:eitlicl.em wie 
auf sittlichem Gebiet; aus der Hilfe entspringt die Hilfsbereit- 
schaft, die Fürsurge ist einer der bedeutsamsten Kulturfaktoren, 
ihre Entwicklung spiegelt den Stand der Kultur eines Volkes 
wider, ein Kulturvolk ist ohne eine durchgebildete, wirksame 
Wohlfahrtspflege nicht denkbar. Luppe (Nürnberg). 

Grundsätzliche Fragen zur Ausgestaltung der staatlich an- 
erkannten Wohlfahrtsschulen. Eine Sammlung von Vorträgen, 
herausgegeben vom Preußischen Ministerium für Volkswohlfahrt, 
Berlin 1926. Kranzverlag des Christlichen Zeitschriftenvereins. 
Die vom Preußischen Ministerium für Volkswohlfahrt herausge- 
gebene Sammlung enthält die Vorträge, die aufeiner Konferenz 
der anerkannten preußischen Wohlfahrtsschulen im Oktober 1924 
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scl.er ist scin Vorschlag, bei Jüngeren nach vollendeter Schul- 
ausbildung eine der Referendaızeit ähnliche Praktikantenzeit 
anzuschließen. Als Schulzeit fordert er zwei Jahre (9 Monate 
theoretische Einführung, 6 Monate pıaktische Anleitung, 
5 Monate Fortbildung), wobei er aus guten Giünden ein Neben- 
einander theoretischer und praktischer Aıbeit ablehnt. Pollig- 
keit bejaht die Notwendigkeit einer Abschlußprüfung, die von 
Margarete Treuge verworfen wird. Über die Zweckmäßigkeit 
der Dreiteilung sprach Pastor Erfurth. Wenn er für eine Auf- 
rechterhaltung der drei Zugangswege zur Schule sich ausspricht, 
so kann man ihm aus Nützlichkeitsgründen folgen, wenn auch 
wie erwähnt, der krankenpflegerische als der beste erscheint. 
Die Beibehaltung der Dreigliederung im Lehrstoff und im 
Examen erscheint mir aber um der Einheit der künftig zu 
leistenden Arbeit willen abzulehnen. Eıfurths Zergliederung 
der Herkunft der Fürsorgerinnen in den drei Gebieten halte 
ich für eine gekünstelte Scheidung. Erfurths zutreffende Auf- 
tassung, daß die drei Komponenten in ihrer Relativität er- 
kannt und bei dem einheitlichen Komplex der zu beheben- 
den Not zu gemeinsamem Wirken zusammengefaßt werden 
müssen, hätte eine schärfere Scheidung zwischen der Drei- 
teilung des Zugangs zum Beruf und einer Einheit bei der Aus- 
bildung erwünscht gemacht. Diese Vereinheitlichung des Lehr- 
stoffes behandeln Alice Salomon und Dr. Auguste Jorns- 
Hannover, wobei Alice Salomon aus dem eigenen Leben und 


‚ der eigenen Praxis geschöpfte wertvolle Aufschlüsse über die 


Ä 


in Thale gehalten wurden. Über das Lehrziel der Schulen berich- | 


ten in dem wohl umfassendsten und bedeutsamsten Aufsatze der 


Sammlung Polligkeit und Luise Besser aus Breslau. Pollig- : 


keits Umreißung der Ziele erscheint mir deshalb besonders 
wichtig, weil er zugleich als Lehrer an den Schulen wie als er- 
fahrener Praktiker, dem zahlreiche Schülerinnen unterstellt 
waren, spricht. Für die Ausbildung legt er die Familienfürsorgerin 
als vorherrschenden Berufstyp zugrunde, während er für die 
Vorbereitung als Spezialfürsorgerin, soweit dies überhaupt mög- 
Jich ist, Berücksichtigung im Ausbildungsgang fordert. Die von 
Polligkeit aufgeworfene Frage einer besonderen Vorbildung für 
Fürsorgerinnen in leitender Stellung muB man verneinen, hier 
muß sich die Auswahl in der Praxis vollziehen. 
Fortbildungsmöglichkeiten sind für alle Fürsorgerinnen zu 
schaffen. Für die Vorbildung erscheint Polligkeit sicher mit 
Recht die krankenpflegerische für alle Gebiete der Fürsorge 
am zweckmäßigsten, eine Auffassung, die auch Luise Besser 
vertritt, dagegen Spranger aus mir nicht durchschlagend 
erscheinenden Gründen zugunsten der pädagogisch Vorgebil- 
deten ablehnt. Das Alter des Schuleintritts setzt Pollig- 
keit meines Erachtens mit 23 Jahren zu hoch an, prakti- 


Entstehung der einzelnen Schultypen gibt. Als Leiterin ver- 
langt Alice Salomon die mit der Praxis vertraute Akademikerin. 
Erfreulich ist die scharfe Abgrenzung, die sie von den Methoden 
der Universitätsausbildung vornimmt, wobei sie stärker als die 
anderen Berichterstatter die Bedeutung der in der Praxis 
stehenden Lehrkräfte hervorhebt. Die Vereinheitlichung des 
Lelhirkörpers verlangen Dr. Rosa Kempf-Frankfurt a. M. und 
Dr. Maria Keller-Thale, wobei beide neben der Leiterin die 
Anstellung hauptamtlicher Lehrkräfte für nötig erachten. Auch 
die für die Sonderaufgaben der Wohlfahrtsschulen zu berück- 
sichtigenden Vorschläge einer Einschränkung des Lehrstoffes 
von Dr. Auguste Jorns erscheinen mir durchaus beachtenswert. 


: Die Behandlung der Psychologie und der Pädagogik besprechen 
‘ Professor Dr. Spranger und Dr. Charlotte Dietrich. Die im 


r 
| 
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einzelnen ausgezeichneten und ins einzelne gehenden Vorschläge 


-fallen insofern etwas aus dem Rahmen der Sammlung, als man 


Geregelte 


mit gleichem Rechte die Behandlung der beiden anderen großen 
Aufgabengebiete der Sozialliygiene und der Sozialpolitik hätte 
methodisch durchsprechen müssen. Mit herzlicher Freude liest 


: man, was Dr. Maria Offenberg und Margarete Treuge von 


der Wohlfahrtsschule als Lebensgemeinschaft sagen, und wie sie 
die von ihnen als Ausbildungsmittel erkannte Gemeinschaft im 
einzelnen erreichen wollen. Denn das kameradschaftliche Er- 
streben gemeinsamer Bildungsziele ist, zimal bei den Wohl- 
fahrtsschulen, bereits ein Stück des Erreichens. H.M. 


T A G UNGEN 


Sparmaßnahmen unter möglichster Aufrechterhaltung des 
Gesamtstandes der Fürsorge. 

Mit obigem Programm hatte der deutsche Verein für 
öffentliche und private Fürsorge die Mitglieder seines 
Hauptausschusses und die Vertreter der Reichs- und Staats- 
behörden zu einer Tagung nach Hildesheim am 21. und 22. Sep- 
tember 1926 eingeladen. Nach Vorträgen von Dr. Pollig- 


keit, Magistratsrat Dr. Michel-Frankfurt a. M., Landrat 
v. Poser-Ortelsburg, Regierungsrat Dr. Vöhringer-Berlin, 
Beigeordneter Dr. Fischer-Essen, Stadtrechtsrat Dr. Anı- 
mann-Heidelberg wurde das Ergebnis der Tagung in nach- 
stehender Entschließung niedergelegt, die für die Durchführung 
von Sparmaßnahmen in der Fürsorge als programmatisch gelten 
kann: 
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„Der Vorstand und Hauptausschuß des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge haben bei Beratung des 
Themas ‚‚Sparmaßnahmen unter möglichster Aufrechterhaltung 
des Gesamtstandes der Fürsorge‘‘ auf der am 21. und 22. Sep- 
tember 1926 in Hildesheim abgehaltenen Tagung folgende Ent- 
schließung gefaßt: 

„Die anwesenden Vertreter der Öffentlichen und privaten 
Fürsorge sind sich darüber einig, daß die Sicherstellung des 
notwendigen Lebensbedarfs der hilfs- und schutzbedürf- 
tigen Bevölkerungsschichten aller Altersstufen trotz der herr- 
schenden Finanznot aus sozialen und kulturellen Gründen eine 
unabweisbare Notwendigkeit ist. Andererseits sind sie sich der 
Verpflichtung bewußt, durch eine sparsame Bewirtschaf- 
tung der Fürsorgemittel jede überflüssige Ausgabe zu ver- 
meiden und für die gesamte Fürsorgearbeit ein Programm zu 
entwickeln, das eine umfassende und wirksame Volkswohlfalırts- 
pflege, zugleich aber eine Anpassung des gesamten Fürsorge- 
aufwandes an die Leistungskraft der deutschen Volkswirtschaft 
gewährleistet. Der Vorwurf, daß die Fürsorge nicht genügend 
sich bestrebe, bei den Hilfsbedürftigen den Sinn für Selbst- 
hilfe wachzuhalten, muß ebenso entschieden abgelehnt werden 
wie die Kritik, daß sie es an dem nötigen Verständnis für die 
Schwere der Notlage fehlen lasse. 

Die Träger der öffentlichen wie der privaten Fürsorge glau- 
ben, in den Kreisen sowohl der Wirtschaft wie der Bedürftigen, 
vor allen Dingen aber auch in den Parlamenten des Reiches und 
der Länder ein größeres Verständnis erwarten zu dürfen 
für die Zwangslage, die sich für die Fürsorge daraus ergibt, daß 
sie in Zeiten langanhaltender wirtschaftlicher Depression mit 
ungenügenden Mitteln bedrohlich erwachsenden Massennot- 
ständen begegnen soll. So dringend Sparmaßnahmen in der 
Fürsorge mit Rücksicht auf die Gesamtlage unserer Volkswirt- 
schaft sind, so sehr muß vor dem Irrtum gewarnt werden, daß 
eine Verringerung der Ausgaben mit mechanischen Ab- 
strichen in den Haushaltsplänen erreicht werden könne. Es 
ist auch nicht denkbar, in der öffentlichen Fürsorge Aufgaben 
vorbeugenden Jugend- und Gesundheitsschutzes des- 
halb unerfüllt lassen zu wollen, weil hierzu etwa kein gesetzlicher 
Zwang besteht. Auf der anderen Seite müssen sich auch die 
Vertreter des Fürsorgewesens dagegen verwahren, daß der 
Fürsorge dauernd Aufgaben zugewiesen werden, die ihrem 
Wesen nicht entsprechen und nur dazu dienen, Fehler und 
Mängel der wirtschafts- und sozialpolitischen Gesetzgebung 
auszugleichen (z. B. Tabaksteuergesetz, Aufwertungsgesetze). 
Wenn demnach eine fühlbare Minderung des Fürsorgeauf- 
wandes nur im Zusammenhang mit einer Besserung der ge- 
samten Wirtschaftslage zu erwarten ist, so hat ein Spar- 
programm im Fürsorgewesen doch die Bedeutung, durch sorg- 
fältige Gestaltung „der Arbeitsmethoden und Organisations- 
formen den Fürsorgeaufwand auf das mögliche Mindestmaß zu 
beschränken und dabei die Fürsorgeleistungen so wirkungsvoll 
wie möglich zu gestalten. 
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Das führt zu der Forderung: 


1. daß die gesetzgebenden Körperschaften im Reich 
und in den Ländern auf eine ins einzelne gehende Reglemen- 
tierung der Fürsorge verzichten und die Durchführung der Für- 
sorge den Gemeinden und Gemeindeverbänden als Selbstver- 
waltungsaufgabe unter Überwachung durch die staatlichen 
Aufsichtsbehörden überlassen; 


2. daß bei dem bevorstehenden Finanzausgleich zwischen 
Reich, Ländern und Gemeinden die Fürsorgeverbände mit aus- 
reichenden Mitteln ausgestattet werden, und daß dieser Finanz- 
ausgleich sofort abgeändert wird, falls sich während des Haus- 
haltjahres eine wesentliche Erweiterung bestehender Aufgaben 
oder die Zuweisung neuer Aufgaben ergibt; 


3. daß die zuständigen Körperschaften der Seibstver- 
waltung die Amtsstellen der Fürsorgeverbände entsprechend 
den gesteigerten Anforderungen der Fürsorge zweckmäßig or- 
ganisieren und mit der erforderlichen Zahl fachlich geschulter 
Kräfte ihre Aufgaben erfüllen. 


Für die Fürsorgestellen und ihre Organe ergibt sich die 
Notwendigkeit, trotz der unverkennbaren Schwierigkeiten, 
welche eine Bewältigung der herrschenden Massennotstände ver- 
ursacht, mit allen Mitteln die Durchführung individualisieren- 
der Fürsorge anzustreben. Denn allein der Grundsatz der indivi- 
dualisierenden Behandlung des Einzelfalles verbürgt zugleich 
Sparsamkeit und Wirksamkeit der Fürsorge. Ohne daß es im 
Einzelfall zu Härten führen darf, muß die öffentliche Fürsorge 
an der Subsidiarität ihres Eintretens festhalten und deshalb 
verlangen, daß der Bedürftige durch Anspannung eigener 
Kräfte oder durch Heranziehung unterhaltspflichtiger Ange- 
höriger seine Notlage zu beheben versucht, ehe er öffentliche 
Hilfe in Anspruch nimmt. Besondere Aufmerksamkeit ist der 
Fürsorge für Personen zu widmen, denen durch Arbeitsfürsorge, 
Darlehnsgewährung oder durch sonstige Mittel aufbauender 
Fürsorge wieder zu einer selbständigen Existenz verholfen 
werden kann. Andererseits muB die Fürsorge verlangen, daß 
die Unterbringung oder Versorgung unwirtschaftlicher asozia- 
ler Personen durch beschleunigten Erlaß eines Bewahrungs- 
gesetzes besonders geregelt wird. 


Auf allen Gebieten der Fürsorge ist zu prüfen, ob ohne Ge- 
fährdung des Zweckes und des Erfolges der Fürsorge kost- 
spielige Maßnahmen durch billigere Formen ersetzt werden 
können. Bei aller Besorgnis, welche die Vertreter im Hinblick 
auf den Ernst der Gegenwartslage erfüllt, fühlen sie sich doch 
von einer unerschütterlichen Zuversicht zu der Möglichkeit der 
Erhaltung des Gesamtstandes der Fürsorge getragen, 
wenn nur alle Kreise der öffentlichen wie der freien Wohlfahrts- 
pflege, von der ‘hohen Verantwortung ihrer Aufgabe durch- 
drungen, sich bestreben, in einmütigem, planmäßigem Zu- 
sammenwirken alle Kräfte in den Dienst der Behebung oder 
Linderung der deutschen Volksnot zu stellen.‘ 
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La Prophylaxie de la Tuberculose chez le Nourrisson. 
Par le Professeur LEON BERNARD, Paris. 


Avec la collaboration de M. Robert Debré et de 
nos élèves MM. Jean Paraf, Bonnet, Joannon, 
Laplane, Marcel Lelong, j’ai poursuivi une serie de 
recherches sur les facteurs qui gouvernent l'infection 
tuberculeuse du nourrisson, qui nous ont menés, M. 
Robert Debré et moi, à l’institution d’un système 
de prophylaxie de la tuberculose dans le premier âge. 

Ce systeme repose entièrement sur la séparation de 
l'enfant d’avec l'agent de contagion: soit des la nais- 
sance (prophylaxie anténatale); soit après la naissance, 
ou avant, ou après contamination (prophylaxie post- 
natale). En effet, nous avons reconnu que, à cette 
première période de la vie, la tuberculose est toujours 
d’origine familiale ou domestique, contractée par 
contact avec l’agent de contagion, lequel est le plus 
souvent la mère. 


Nous avons montré que pour appliquer le principe 
de la séparation de manière à s’assurer les succès que 
nous avons obtenus, il fallait d’une part disposer de 
deux organisations particulières, une crèche d’obser- 
vation, et des centres de placement familial surveillé ; 
d’autre part, observer pour ces établissements les règles 
de fonctionnement que nous avons fondées sur nos 
travaux relatifs aux conditions de l'infection tuber- 
culeuse du premier âge. Nous ne reviendrons pas ici 
sur ces travaux qui ont été déjà largement publies!). 

Rappelons seulement que la crèche d’observation 
est nécessaire pour suivre, à la faveur de la cessation 
de tout contact tuberculeux, les enfants qui ont été 
exposés å la contagion, de manière à déterminer si la 
contagion a été ou non consommée, et, dans le cas 
positif, si elle a abouti à une forme évolutive ou à une 
forme bénigne ou latente justiciable du placement 
familial surveillé. Nous avons organisé une crèche de 
ce type, à but prophylactique, à hôpital Laënnec. 
Rappelons aussi que le placement familial a pour objet 
de continuer cette séparation d’avec le foyer de con- 
tagion en offrant aux enfants, à la campagne, des con- 
ditions hygièniques d’existence qui fortifient leur santé. 


1) Léon Bernardet Robert Debré. — »Les modes d’in- 
fection et les modes de préservation de la tuberculose chez les 
enfants du premier äge«. (Acad. de Méd., 5 Octobre 1920). — 
»La prophylaxie de la tuberculose chez le nourrisson par le 
placement familiale. (Acad. de Méd., 15 Mai 1923). — » D’infec- 
tion tuberculeuse du nourrisson et sa prophylaxie«. (Annales de 
Médecine. — Mai 1923.) 


Pareil placement, parce qu’il s’agit de nourrissons, 
nécessite une surveillance médicale rigoureuse et des 
dispositions spéciales relatives a l’alimentation. Pour 
les nourrissons, il est indispensable de pourvoir à 
lallaitement en donnant aux nourriciers du lait 
stérilisé avec les coupages nécessaires ; de surveiller 
la manière dont les biberons sont donnés aux enfants ; 
enfin, d’être à l’affüt du premier trouble digestif qui 
peut se présenter. Seule une infirmière spécialisée peut 
assumer une pareille tâche. Il est nécessaire que de tels 
foyers de placement rayonnent autour d’un dispensaire 
où celle-ci prépare et distribue le lait, où un médecin 
qu’elle assiste fait régulièrement la consultation des 
nourrissons, où enfin, dans une petite infirmerie, les 
enfants peuvent être mis en observation passagère 
s’ils présentent des troubles morbides accidentels. 
C’est ce programme qui a été réalisé dans les conditions 
les plus satisfaisantes par l’ Œuvre du Placement 
Familial des Tout Petits. L’CEuvre possède actuelle- 
ment huit centres situés en Sologne et pouvant placer 
environ 320 enfants. Chaque centre, dirigé par une ou 
plusieurs infirmières sous l’autorité d'un médecin, est 
constitué par un poste principal et un ou plusieurs 
postes secondaires. Dans le poste principal, pourvu 
d'un dispensaire avec infirmerie et distribution de 
biberons, on place les nourrissons les plus jeunes ; 
dans les postes secondaires, les enfants âgés de 15 mois 
à 4 ans. 


Voici maintenant plus de six ans que, grâce à la 
crèche de hôpital Laënnec et à P’ Œuvre du Placement 
Familial des Tout-Petits, — gräce aussi aux concours 
publics et privés qui ont entretenu la prospérité de 
celle-ci, — notre experience s’est poursuivie ; jetant 
un regard en arriere, nous avons voulu nous rendre 
compte si les premières données de cette expérience 
sont conformes aux espoirs que nous Enoncions à son 
origine. 

Notre organisation prophylactique represente la 
premiere tentative complete et rationnelle de preser- 
vation de l’enfance en bas âge contre la tuberculose, 
comprenant dans un groupement solidement agence 
tous les rouages essentiels : a l’höpital Laënnec, con- 
sultation spéciale pour le dépistage des femmes en- 
ceintes tuberculeuses, et connexion avec des services 
d’accouchement spécialement aménagés en vue de la 
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séparation absolue de l’enfant dès la naissance, l’une 
avec l'autre conditionnant la prophylaxie anté- 
natale; au même hôpital, consultation et crèche, de 
types particuliers, en connexion avec les services 
sociaux des dispensaires et des hôpitaux, pour le dé- 
pistage et l’observation des enfants en contact avec 
des tuberculeux ; enfin les huit centres de 1’Œuvre du 
Placement Familial des Tout-Petits constitués suivant 
le programme résumé plus haut. 

Afin de vérifier les résultats de cette organisation 
prophylactique, et, du même coup, la valeur de la 
conception qui lui sert de base, nous avons fait une 
sorte de révision médicale des enfants placés dans les 
centres de notre Œuvre et nous les avons comparés 
avex ceux que l’Œuvre n’a pu recevoir. Ces derniers 
servent en quelque sorte de »témoins«, ainsi que nous 
allons l'expliquer. 

La première catégorie des enfants élevés dans les 
centres du placement familial concerne des enfants 
issus de parents tuberculeux que nous avons séparés 
de la personne contagieuse (la mère le plus souvent), 
avant toute contamination, soit dès la naissance, soit 
un temps variable après la naissance. Ce sont donc 
des enfants préservés totalement de la contagion tuber- 
culeuse. Que sont-ils devenus? Ces enfants étaient, 
lors de notre dernier relevé, au nombre de 265 (123 
séparés dès la naissance, 142 séparés après la 
naissance, mais avant que la contamination ait eu 
le temps de s'effectuer). Ces ‘enfants, nés le plus 
souvent å terme, avec un poids moyen voisin de 
la normale (Debré et Laplane), ont fait leur 
croissance en deux étapes : jusqu’à 18 mois, elle pré- 
sente un certain retard ; cette infériorité cesse dès 
qu'au régime lacté l'âge permet de substituer une 
alimentation plus large et d'un maniement moins 
délicat ; à partir de ce moment la croissance se poursuit 
normalement. A l'âge de 4 ans, ces enfants sont d’une 
activité physique qui équivaut à celle des plus vigou- 
reux ; leur résistance aux maladies est normale. Nous 
n'avons observé parmi eux aucun cas de tuberculose 
congénitale. 

Mais séparer un enfant de ses parents tuberculeux 
n’est certes pas lempêcher nécessairement de mou- 
rir. Cette mortalité concerne cependant des faits de 
deux ordres différents: il y a une mortalité précoce 
et une mortalité tardive. La mortalité précoce chez 
les enfants séparés, celle des trois premiers mois et 
surtout du premier mois, est relativement importante, 
et d'un taux d’ailleurs tout à fait variable suivant les 
conditions d'élevage des enfants, allant de 33% 
(Couvelaire) à 12% (Forsner). C’est une question 
-très spéciale que je n’envisagerai pas ici, d’une part 


: 2 parce qu’elle soulève des questions d’ordre biologique 
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qui sortent du cadre de cct article, d’autre part parce 
qu’elle est pratiquement étrangère à l’organisation 
que nous étudions ici, la plupart de ces morts précoces, 
»morts inexpliquees« de Lelong, se produisant avant 
admission dans les Centres. Par contre, au taux 
relativement élevé de la mortalité précoce s’oppose le 
faible taux de la mortalité après le troisième mois : 
5,7 pour 100, chiffre qui correspond au taux normal 
de la mortalité à cet âge de la vie. Ainsi donc, passé 
le 3™° mois de sa vie, l'enfant issu de tuberculeux et 
séparé avant toute contamination possède une capa- 
cité vitale et se comporte devant les risques extérieurs 
comme tout autre enfant. Loin d’être une non-valeur, 
comme cela a parfois été avancé, c’est un être normal, 
qu’il faut et qu’on peut sauver. 

La seconde catégorie des enfants élevés dans les 
centres du placement familial est bien différente. I 
ne s’agit plus d’enfants sains préservés de la contagion, 
mais d’enfants déjà contaminés pendant leur séjour 
au foyer. Ceux-là, nous les avons séparés de leurs 
parents contagieux, non plus pour éviter une contagion 
déjà effectuée, mais dans l’espoir que cette contami- 
nation, supposée discrète, n’aboutirait qu'à une in- 
fection légère, curable, non évolutive, à condition 
toutefois de préserver enfant des surinfections 
successives, massives et répétées. Les faits ont-ils 
répondu à notre attente? Il va sans dire que les 
enfants de cette catégorie ont dü être rigoureusement 
sélectionnés. Il fallait, par une observation suffisam- 
ment longue, souvent réalisée à la crèche de l’hôpital 
Laënnec, nous rendre compte des conditions de la 
contamination de façon à essayer de prévoir l’évolution 
ultérieure de la maladie, bénigne ou mortelle. Ce 
triage a été pratiqué conformément aux lois et aux 
règles que nos recherches nous ont permis de fixer. 
Pour présumer une évolution favorable, nous nous 
fondons surtout sur la pauvreté probab.e de la source 
de contagion, sur la brièveté et le peu d’intimite du 
contact, sur la longue durée de la période d’incubalion 
de la maladie, enfin sur l’äge de l’enfant. Dans len- 
semble, la valeur de ces règles a été vérifiée, et les 
enfants que nous avons ainsi envoyés dans les centres 
ont continué à y rester bien portants. Nous pouvons 
donc affirmer, après une observation de plus de 6 ans, 
qu’il existe, même chez le nourrisson, une forme de 
tuberculose à évolution favorable, tellement capable 
de guérir que l’enfant contaminé ne se distingue plus 
en rien ultérieurement d’un enfant normal du même 
âge. Le Placement Familial des Tout-Petits avait élevé 
a cette même date 171 enfants choisis dans ces con- 
ditions. 

D’abord hypotrophiques souvent, dans les temps 
qui suivent l'agression du bacille tuberculeux ces 
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enfants regagnent le plus fréquemment leur poids 
normal ainsi que leur rapport pondero-statural, et 
leur resistance se manifeste aussi satisfaisante que 
celle d’autres enfants. 

Il y a cependant eu des exceptions à cette Evolution 
favorable. Dans 17 cas, sur 171 enfants contaminés, 
à cuti-reaction positive, choisis dans les conditions 
que nous avons exposées, nous avons assisté à l’Evolu- 
tion ultérieure de la maladie, à un réveil évolutif de 
la tuberculose provisoirement devenue latente: 5 cas 
de tuberculose pulmonaire (tous mortels), 7 cas de 
méningite tuberculeuse (mortels), trois cas de tuber- 
culose ostéo-articulaire (dont un cas de mal de Pott 
suivi de mort), 2 cas d’abces froids. Sur ces 17 cas, 
13 ont abouti A la mort, ce qui représente une morta- 
lité globale par tuberculose secondaire de 7,60 p. 100. 
Parmi ces enfants, bon nombre ont succombé plusieurs 
mois après leur sortie des centres. Cette mortalité 
était un risque facile à prévoir : dans l’état actuel de 
nos connaissances, il est impossible de prétendre fixer 
d'une manière absolue, mathématique, le pronostic 
d’une tuberculose. Nous pouvons cependant constater 
que nous nous sommes rapprochés au maximum de 
cette précision souhaitable. 

Que représente, en effet, le taux minime de cette 
mortalité à côté de l’hecatombe effrayante constatée 
chez les enfants de tuberculeux laissés dans leur 
famille, auprès de leurs parents malades? Toutes les 
statistiques sont d’accord pour montrer que dans ces 
conditions l’enfant de tuberculeux est voué å une mort 
presque fatale. Par une enquête menée à domicile, 
nous avons pu nous rendre compte du sort ultérieur 
de 66 enfants contaminés qui, soit parce qu’ils n'étaient 
pas dans les conditions de placement, soit parce que 
leurs parents ont refusé de nous les confier, sont restés 
au foyer, près de la source de contagion. Sur ce 
nombre, 54, soit 82 p. 100, sont morts très rapide- 
ment, presque tous avant la fin de la première année, 
le plus âgé à 23 mois, de tuberculose pulmonaire 
ou de méningite tuberculeuse. Donc 82 p. 100 de 
mortalité d'un côté, 7,60 p. 100 de lautre: pareil 
contraste ne suffit-il pas à démontrer la nécessité de 
la séparation précoce du nourrisson même déjà con- 
taminé? Nous avons essayé de préciser dans notre 
enquête si, au foyer familial, le contact tuberculeux 
avait .continué ou cessé, et dans quelle mesure les 
mauvaises conditions d’hygiene (manque de soins, 
mauvaise aération, mauvaise alimentation) n'étaient 
pas, puisqu’il s’agit de la classe sociale la plus déshéri- 
tée, responsable de ce taux effrayant de mortalité. 
Nous avons pu obtenir ces renseignements pour 37 
enfants ; 13 de ces enfants étaient dans les conditions 
requises pour le placement et avaient été acceptés 


101 


, 


par nous : les parents avaient malheureusement refusé 
de s’en séparer. Pour 5 d’entre eux, le contact dange- 
reux avait cessé par suite de la mort du malade : ces 
5 enfants vivent encore (3 dans des conditions d’hy- 
g.ene satisfaisante, 2 dans des conditions défectu- 
euses). Les 8autres, pour qui le contact a continué, sont 
tous morts : 4 vivaient dans des conditions mauvaises. 
Les 24 autres enfants avaient été refusés par l’CEuvre. 
Pour 11 d’entre eux, le contact tuberculeux avait 
cessé: sur ce nombre, 10 vivent encore (6 dans de 
bonnes conditions d’hygiene, 4 dans de mauvaises 
conditions). Pour les 13 autres, le contact tuberculeux 
a continué sans interruption ; ces 13 enfants sont 
tous morts, 10 ayant vécu dans des conditions d’hy- 
giène suffisantes et 3 dans des conditions mauvaises. 

Il est certain que ces chiffres sont encore trop peu 
nombreux pour nous permettre même seulement 
débaucher une conclusion ; ils sont cependant sug- 
gestifs. En ce qui concerne les enfants séparés avant 
contamination, le placement familial produit un résul- 
tat tangible : il sauve des vies humaines en les préser- 
vant totalement de la maladie, en en faisant des 
individus sains et normaux. En ce qui concerne les 
enfants séparés après la contamination, il est encore 
salutaire, il empêche cette contamination d’être mor- 
telle, rendant curable une tuberculose qui sans cela 
serait fatale. Il nous semble donc que ce qui règle 
l’évolution, comme l’eclosion de la tuberculose du 
nourrisson et de l'enfant, c'est l’existence ou l’absence 
du contact tuberculeux et la persistance ou la cessation 
de ce contact. 

Cependant, certains faits nouveaux sont de nature 
à troubler les esprits. Je fais allusion ici, d'un côté, 
a des travaux qui semblent susceptibles de modifier 
nos idées sur l’origine de la tuberculose du nourrisson, 
d’accorder à l’heredite un rôle que notre système lui 
dénie ; d'un autre côté, les travaux de Calmette et 
ses collaborateurs sur la vaccination antituberculeuse 
controuvent-ils ses raisons d’être? Notre système de 
prophylaxie, comme l’ Œuvre Grancher, est entière- 
ment fondé sur la doctrine qui attribue exclusivement 
à la contagion, et principalement à la contagion fami- 


'liale, la tuberculose de l'enfant, refusant toute part 


à hérédité. 

Cependant cette doctrine, dans le domaine théo- 
rique, n’a jamais repoussé la possibilité du passage de 
bacilles de Koch dans l’organisme du fœtus à travers 
le placenta maternel, car cette possibilité est dé- 
montrée par l’existence avérée de quelques cas de 
tuberculose congénitale ; mais le nombre de pareils 
cas authentiques est tellement infime au regard de la 
foule incommensurable des faits où la contagion doit 
être invoquée à l’origine de la tuberculose du nourris- 
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son que pratiquement il a unanimement jusqu’ici été 
considéré comme négligeable, et la theorie de la 
contagion n’a plus trouvé de contradicteurs pour 
expliquer la genèse de la tuberculose. Seuls, de rares 
auteurs ont prétendu que peut-être quelques bacilles 
pouvaient passer, qui, demeurant cachés et en quelque 
sorte stériles dans l’organisme du fœtus, ne révélaient 
leur présence que bien plus tard, en se multipliant et 
provoquant des tubercules chez les nourrissons. C’est 
la théorie de la tuberculose congénitale latente 
(Baumgarten); en vérité, si séduisante que puisse 
paraître cette hypothèse, ce n’était qu'une hypo- 
thèse : aucun fait bien observé n’est jamais venu en 
démontrer le bienfondé. Aussi bien cette hypothèse 
était un peu oubliée, lorsqu’un regain d’actualite lui 
est revenu grâce aux travaux de quelques savants qui, 
en divers laboratoires (Fontès, Vaudremer, Be- 
zançon et Philibert, Calmette et Valtis, Ar- 
loing), ont montré que le bacille de Koch n’avait pas 
toujours la même forme, et que les produits tuber- 
culeux comme les cultures peuvent contenir des 
éléments bacillaires beaucoup plus petits, ces éléments 
étant susceptibles ensuite de reproduire des formes 
bacillaires virulentes communes. i 
Or, Calmette et Valtis ont pu constater deux fois 
que des cobayes femelles, inoculées avec le produit 
de filtration de produits tuberculeux ou de cultures 
du bacille, mettaient bas des petits atteints de lésions 
tuberculeuses riches en bacilles communs ; ils devaient 
tout naturellement attribuer ces lésions congénitales 
à l’action de formes filtrantes du bacilles de Koch 
ayant passé par le placenta. Ces expériences sont du 
plus haut intérêt ; mais, disons-le, ce ne sont que des 
expériences de laboratoire, réalisées inconstamment, 
et sur un animal, le cobaye, qu’il est impossible 
d’assimiler à Phomme. Que comptent de pareilles 
raretés expérimentales devant la masse des faits qui 
ont démontré le rôle de la contagion familiale chez 
Penfant issu de tuberculeux? Elles discernent un 
mécanisme de plus à l’actif de la possibilité de lhéré- 
dité tuberculeuse possibilité qui, je le répète, n’a 
jamais été contestée théoriquement ; elles n’apportent 


pas la preuve que pratiquement cette possibilité ex- 


ceptionnelle doive désormais être tenue pour une 
réalité normale. Pas davantage ces expériences ne 
peuvent ébranler les deux faits suivants : 

10 Lorsqu'on sépare les enfants de leurs parents 
tuberculeux, ils ne deviennent pas tuberculeux ; à cette 
assertion, notre système apporte une démonstration 
scientifique, une véritable expérience sur l’homme. 

2° Les enquêtes poursuivies autour des nourrissons 
tuberculeux découvrent toujours un agent possible de 
contagion ; celui-ci est le plus souvent la mère ; là 
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certains pourraient incriminer l’heredite transplacen- 
taire. En réalité, ne sont-ils pas homologues des pré- 
cédents les cas où l’origine peut être imputee à un père 
(personne n’a jamais invoqué une hérédité cellulaire), 
et, encore mieux, à un autre parent, à une domestique, 
a une infirmière? dans ces derniers cas pas d’heredite 
supposable ; et cependant les choses se passent comme 
lorsqu'il s’agit de la mère. 

L’autre question est de savoir s’il ne convient pas 
dès maintenant de substituer au système de pro- 
phylaxie assez complexe que je viens d’exposer la 
méthode si simple de prémunition spécifique de 
Calmette. Certes, si sa valeur est confirmée, cette 
découverte comptera parmi les plus belles de l’Ecole 
Pastorienne. Mais, actuellement, il est trop tôt pour 
juger et conclure. Le temps seul pourra apporter sa 
sanction définitive ; cependant les premiers résultats 
semblent encourageants. Mais, en ce qui concerne le 
problème total de la préservation de la tuberculose, 
il restera bien des points à préciser, notamment les 
modalités de la revaccination, car l’immunite conférée 
par la premiere vaccination ne peut être que de durée 
limitée ; grave probleme, surtout en matière de tuber- 
culose ! Toutefois ce problème n’a pas à nous inquiéter 
ici, où nous ne nous occupons que de nourrissons, et 
ce serait déjà un incomparable progrès que de pouvoir 
prémunir å coup sûr des enfants à l’âge où le risque de 
la contagion est le plus dangereux. Ce que nous devons 
nous demander, c’est si Pon peut déjà se reposer sur la 
certitude de cette prémunition et s’il vaut encore la 
peine de créer des organisations aussi complexes que 
la nôtre, alors que l’on peut lui substituer l'absorption 
par la bouche de quelques centimètres cubes d’un 
produit inoffensif. 

Nous pensons — et je crois que Calmette pense 
avec nous — Calmette qui, dès 1906, rêvait de voir 
se constituer des Œuvres qui recueillissent les petits 
enfants des tuberculeux afin de les préserver de la 
contagion — qu'une œuvre de placement familial 
surveillée, fondée sur la séparation, conserve sa valeur 
et sa place nécessaire. Et cela pour de multiples rai- 
sons : avec le procédé de Calmette, l’immunite, même 
si elle doit se développer, n’est pas acquise des l’ab- 
sorption du vaccin ; un certain temps s'écoule entre 
celle-ci et établissement de la prémunition ; la durée 
de ce délai, on l'ignore encore. Si la contagion n’est 
pas évitée pendant cette période, elle sera efficiente, 
et lenfant contaminé. Seule la séparation peut à ce 
moment-là préserver l’enfant ; Calmette lui-même 
la conseille, si lon ne peut prendre autour du petit 
vacciné toutes les précautions d'isolement prophylac- 
tique nécessaires, ce qui sera la règle dans tant de con- 
ditions sociales défavorables. Mais, surtout, rappelons 


INTERNATIONALE KORRESPONDENZ 


qu’à l’heure actuelle, la methode de Calmette est encore 
dans sa phase expérimentale ; il semble préférable de 
poursuivre l’experience sur les nombreux enfants qui 
malheureusement, ne peuvent être mis à l’abri d’une 
œuvre de placement ; mais si l’on s’abstrait de l'intérêt 
scientifique de la recherche, et que lon veuille avant 
tout et à coup sûr sauver des enfants, il faut les 
séparer de leurs parents contagieux. Là la preuve est 
faite ; notre Œuvre l’a faite. Si on ne les sépare pas, 
le risque de contagion à cet âge, et de contagion mor- 
telle, est extrême comme en témoignent les chiffres 
qui montrent une mortalité d’au moins 82%, chez les 
enfants de tuberculeux laissés en contact. S’ils sont 
séparés, nos statistiques montrent le résultat. 

Ce n’est pas tout: tout en réalisant son but pro- 
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phylactique, notre système remplit une fonction 
d’assistance qui n’est pas à dédaigner ; cela est si vrai 
qu’aujourd’hui, pour les mères qui, malades ou grevées 
d’un mari malade, sont obligées de se séparer de leur 
enfant, il est plus avantageux que cette maladie soit 
la tuberculose plutôt que toute autre, car, alors elles 
trouvent la solution du problème angoissant qui les 
opprime. 

Nous conclurons donc que notre système de préser- 
vation antituberculeuse du nourrisson conserve toute 
sa valeur, et comme expérience scientifique des 
facteurs étiologiques de la tuberculose, et comme 
expérience pratique des mesures propres à sauve- 
garder la première enfance des atteintes du fléau qui 
la menace au foyer familial. 


Auszugsweise Übersetzung der vorstehenden Arbeit. 
TUBERKULOSESCHUTZ IM SÄUGLINGSALTER. 


Bernard hat auf Grund der von ihm und seinen Mitarbeitern 
Robert Debré, Jean Paraf, Bonnet, Joannon, Laplane 
und Marcel Lelong angestellten Forschungen über die tuber- 
kulöse Infektion des Säuglings mit D ebr é zusammen ein System 
von Einrichtungen zum Schutz des Säuglings gegen die Tuber- 
kulose geschaffen. Dies System beruht auf der Trennung des 
Säuglings von der Infektionsquelle entweder vom Augen- 
blick der Geburt an oder zu einem späteren Zeitpunkt nach 
‘der Geburt, und zwar teils vor, teils nach der Ansteckung. 
Die häufigste Ansteckungsquelle ist die Mutter. 

Seit fünf Jahren bestehen zwei verschiedene Organisationen: 
erstens eine Säuzlingsabteilung im Hospital Laënnec zur 
Beobachtung der Säuglinge auf das Vorhandensein einer In- 
fektion und der Art und Schwere derselben, zweitens die Unter- 
bringung der Kinder in Familien auf dem Lande unter guten 
hygienischen Verhältnissen. Hierbei ist besonders eine genaue 
Überwachung der Pflege und Ernährung des Säuglings durch gut 
ausgebildete Säuglingsschwestern oder durch einen Arzt erforder- 
lich, die bei auftretenden Erkrankungen das Kind sofort in ein 
Krankenhaus bringen. Dieses „Œuvre du Placement Familial 
des Tout-Petits‘' ist in 7 Bezirke eingeteilt und gibt die Möglich- 
keit, 320 Kinder unterzubringen. Jeder Bezirk, der von einer 
oder mehreren Schwestern unter Leitung eines Arztes versorgt 
wird, besteht aus einer Haupt- und mehreren Nebenstellen. 
Die Hauptstelle ist für die Unterbringung der Säuglinge be- 
stimmt und besitzt ein Krankenhaus und eine Milchküche. In 
den Nebeastellen werden die Kinder von 15 Monaten bis zu 
4 Jahren untergebracht. 

- Im Hospital Laënnec befindet sich noch eine besondere 
Entbindungsabteilung für tuberkulöse Frauen, deren Kinder 
sofort nach der Geburt von ihnen getrennt werden. Es besteht 
ferner eine Arbeitsgemeinschaft mit den anderen Entbindungs- 
anstalten zwecks Unterbringung der Kinder tuberkulöser Mütter 
in der Säuglingsabteilung und zur Beobachtung der Kinder, 
die mit der tuberkulösen Mutter zusammenbleiben. 

Die Ergebnisse der Organisation werden auf Grund von 
Nachuntersuchungen an den beobachteten und behandelten 
Kindern zusammengestellt. Als Vergleich dienen die von der 
OÖ .ganisation nicht erfaßten Kinder. 

Bei der ersten Gruppe von 265 Kindern handelt es sich um 
solche, die, von tuberkulösen Eltern stammend, in fremder 


Pflege aufgewachsen sind. Sie wurden teils sofort nach der 
Geburt oder verschieden lange Zeit nachher von den Eltern ge- 
trennt. Es handelt sich also um Kinder, die ganz vor der In- 
fektion geschützt waren. Während der ersten 18 Monate blieb 
die Entwicklung dieser Kinder etwas hinter dem Normalen 
zurück, von da ab aber entsprach sie dem Durchschnitt. Die 
Widerstandsfähigkeit gegen Erkrankungen war gut; Tuber- 
kulose wurde in keinem Falle beobachtet. Die Sterblichkeit 
dieser Kinder war in den ersten 3 Lebensmonaten und besonders 
im ersten Monat sehr groß und schwankte zwischen 12 und 35 %. 
Über die Todesursachen werden keine Angaben gemacht. Jen- 
seits des dritten Lebensmonats betrug die Sterblichkeit nur 
9,10%: | 
Die zweite Gruppe der in Familienpflege untergebrachten 
Kinder waren bereits im Elternhause infiziert. Die Trennung 
von den Eltern erfolgte zur Vermeidung der Superinfektion 
und in der Annahme, daß es sich um leichte Infektion handelte. 
Die Auswahl dieser Kinder mußte besonders sorgfältig ge- 
schehen, wozu meist erst eine genaue Untersuchung und Beob- 
achtung in der Säuglingsabteilung des Hospitals Laënnec erfor- 
derlich war. Die Annahme eines günstigen Ausganges der In- 
fektion gründete sich auf schwache Infektion, kurzdauernden 
Kontakt mit der Infektionsquelle, lange Dauer der Inkuba- 
tion und das Alter des Kindes. Die hiernach beurteilten und 
in Familienpflege untergebrachten Kinder haben sich gut ent- 
wickelt. Daraus ergibt sich, daß es selbst bei Säuglingen eine 
Tuberkuloseform gibt, die ausheilt und das Kind in seiner 
Entwicklung nicht hemmt. Auf diese Weise wurden 171 Kin- 
der ausgesucht und in Familienpflege gegeben. Von diesen 
Kindern erkrankten in der Folge 5 an Lungentuberkulose 
(alle gestorben), 7 an Miliartuberkulose (alle gestorben), 3 an 
Knochen- und Gelenktuberkulose (1 gestorben), 2 an kalten 
Abszessen. Die Sterblichkeit dieser Kinder betrug also 7,6%. 
Im Vergleich hierzu wurde das Schicksal von 66 Kindern fest- 
gestellt, die aus verschiedenen Gründen im tuberkulösen Milieu 
verblieben waren. Von diesen starben 82%, die meisten vor 
Beendigung des ersten Lebensjahres, das älteste mit 23 Mo- 
naten. Diese Gegenüberstellung beweist den Wert der früh- 
zeitigen Trennung des Säuglings von der Infektionsquelle, 
selbst nach schon erfolgter Infektion. 

Es wurden weiterhin Untersuchungen über die Wirkung des 
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Aufhörens der Infektion in der Familie durch den Tod der in- 
fizierenden Person und über den Einfluß schlechter Pflege auf 
die Entwicklung der Tuberkulose der Kinder angestellt. Bei 
5 von 13 Kindern erfolgte der Tod der infizierenden Person, 
diese 5 leben alle, davon 3 in guten, 2 in sehr schlechten hygieni- 
schen Verhältnissen. Die anderen 8 sind alle gestorben, davon 
4 in schlechtem Milieu. Bei weiteren Il von 24 Kindern, bei 
denen die Infektionsquelle beseitigt war, leben noch 10 (6 in 
gutem, 4 in schlechtem Milieu), die übrigen 13 lebten weiter in 
tuberkulösem Milieu und starben alle, davon 10 unter guten, 
3 unter schlechten hygienischen Verhältnissen. Die Zahlen sind 
zwar klein, aber überzeugend für die Wichtigkeit des Aufhörens 
der immer wieder erfolgenden Infektion. 


Die Erfolge des Systems, das nur auf der Annahme der Über- 
tragung der Tuberkulose durch Infektion beruht, beweisen, daß 
es keine ererbte Tuberkulose gibt; sie ist allein auf Ansteckung, 
und zwar in den meisten Fällen innerhalb der Familie, zurück- 
zuführen. Die von den verschiedenen Autoren immer wieder 
behauptete kongenitale Tuberkulose ist nicht erwiesen. Dazu 
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konnten auch Züchtungs- und Meerschweinchenversuche von 
verschiedenen Forschern nicht beitragen. 


Über die Tuberkuloseschutzimpfung nach Calmette kann 
noch kein Urteil gefällt werden, da die Beobachtungszeit noch 
zu kurz ist. Es fehlt auch noch an genauen Angaben über Art 
und Zeitpunkt der Wiederimpfung, da der Impfschutz nur eine 
begrenzte Dauer hat. Auch wenn sich die Calmettesche 
Schutzimpfung bewährt, so wird doch eine Trennung des 
Säuglings von der Ansteckungsquelle zu fordern sein. Denn 
von dem Zeitpunkt der Impfung bis zur Entwicklung einer 
Immunität vergeht eine gewisse Zeit, in der das Kind infiziert 
und die Infektion wirksam werden kann. Die Erfahrungen über 
die Wirksamkeit des Calmetteschen Impfstoffes sollten an 
den Kindern gesammelt werden, die aus irgendwelchen Grün- 
den in dem tuberkulösen Milieu bleiben müssen. Vorläufig hat 
aber das Streben dahin zu gehen, möglichst viel Kinder so früh 
als möglich aus der tuberkulösen Umgebung herauszunehmen. 
Der Beweis für die Erfolge dieses Vorgehens ist durch das be- 
schriebene System geliefert. 


Sozialhygienisches aus Japan. 
Von G.TERUOKA, Kurachiki, Japan. 


Auch für Japan ist die Zeit gekommen, in der die 
immermehr sich verwickelnden sozialen Probleme 
vom Standpunkte der biologischen Wissenschaften 
aus betrachtet werden müssen. Namentlich gilt das 
von den Studien auf dem Gebiete der Arbeitsphysio- 
logie und den Arbeitswissenschaften überhaupt und 
weiterhin der Erforschung der hygienischen Aus- 
wirkungen der kapitalistischen Wirtschafts- und Ge- 
sellschaftsform. Auch wir hegen den Wunsch nach 
einer Kooperation der Medizin und Hygiene mit den 
Sozialwissenschaften, um unsere Kenntnis des Ein- 
flusses der sozialen Umwelt nach der biologischen 
Seite hin zu vertiefen. 

Sowohl auf den Zusammenkünften der Reichsge- 
sundheitsbeamten als auch denen der Gewerbeärzte 
wird ernst und lebhaft über die hygienischen Zustände 
der unbemittelten Volksschichten diskutiert. Leider 
verfügt das Land noch nicht hinreichend über gut 
organisierte Institutionen zur Lösung sozialer Pro- 
bleme. Immerhin können einige Institute genannt 


werden. So z. B. besteht seit 1920 ein Institut für Er- 


nährurgsforschungunterDirektorDr.T.Saikiin Tokio. 
Seine Forschungen erstrecken sich auf die chemische 
und physiologische Bewertung der Nahrung unseres 
Volkes und auf den Energieumsatz bei verschiedenen 
Berufsgruppen. Ferner ist ein Institut für Körper- 
übungen unter Direktor Dr. T. Kita begründet und 
der Verwaltung des Kultusministeriums unterstellt. 
Für die Forschung auf dem Gebiete der Arbeits- 
wissenschaft ist seit 1921 in Kurachiki das unter der 
Leiturg des Verfassers dieser Zeilen stehende Institut 
zuständig. Arbeitsphysiolcgie, industrielle Psycho- 


logie, Gewerbekrankheiten, Massenernährung und 
soziale Hygiene sind die Hauptforschungsgebiete 
dieses Institutes, aus dem auch regelmäßig Veröffent- 
lichungen und Jahresberichte der japanischen sozialen 
Hygiene herausgegeben werden. Ähnliche Aufgaben, 
wenn auch eine andere Organisation, hat das Institut 
zur Erforschung industrieller Arbeitsleistungen, das 
1925 in Osaka gegründet worden ist. 

An allen Universitäten sind die Lehrstühle der 
Hygiene vollständig von denen für Bakteriologie ge- 
trennt worden. Diese Selbständigkeit der Hygiene 
dürfte auch die sozialhygienische Forschung inner- 
halb der Universitäten in naher Zukunft fördern. 
Auch die Vereine und Gesellschaften zur Förderung 
der öffentlichen Gesundheitspflege und zur Bekämp- 
fung der Volkskrankheiten sind in den letzten zehn 
Jahren teils von der Regierung teils vom Publikum 
organisiert worden und arbeiten mit steigendem Er- 
folg für das Volkswohl. Die Gesellschaften zur Be- 
kämpfung der Tuberkulose, der Geschlechtskrank- 
heiten, des Karzinoms und des Trachoms sind über 
das ganze Land verzweigt. 

Die Veröffentlichungen des statistischen Amtes 
geben die Bevölkerung Japans im Jahre 1924 zuf 
59138900 Einwohner an und zwar sind: 


| Insgesamt 


Städt. Bev. Ländl. Bev. 


Männl. ...| 29622200 6118700 23503500 
Weibl. ... | 29516700 5693500 23823200 
| 50138900 | 11812200 | 47326700 


Demnach ist das Verhältnis der städtischen zur 
ländlichen Bevölkerung wie 19,97% (städt.) zu 
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80,03 % (ländl.). Geburten wurden gezählt im Jahre 
1923 1064597 (männl.) und 1019494 (weibl.), insge- 
samt 2084091. Der Geburtenüberschuß im Vergleich 
mit dem vorigen Jahre betrug 73445. Die Geburten- 
ziffer ist 34,94 %, nämlich 0,78%, höher als im 
letzten Jahre. Diese Steigerung der Ziffer, die bis 
1920 ein Sinken gezeigt hatte, muß man als ein be- 
sonderes Phänomen betrachten. Aber es ist be- 
merkenswert, daß die Geburtenziffer bei der städti- 
schen Bevölkerung 1921 um 1,27 % abnahm. 

Die Säuglingssterblichkeit ist in Japan immer noch 
höher als in den europäischen Ländern. Man muß die 
Ursache dieser hohen Säuglingssterblichkeit in der 
intensiven Industrialisierung Japans suchen. Ent- 
wicklung und Zunahme der außerhäuslichen Frauen- 
arbeit, die Verminderung der Stillungsmöglichkeit 
durch Fabrikarbeit und der Umstand, daß unsere 
hygienische Kultur mit der Entwicklung der Industrie 
nicht Schritt hält, sind die Hauptursache für dieses 
soziale Übel. 


Die Säuglingssterblichkeit betrug auf 
100 Lebendgeborene berechnet: 


1906 222... 15,4 1915 22... 16,0 
1907 222... 15,1 1916 ...... 17,0 
1908 22... 15,8 1917 222... 17,3 
1909 ...... 16,6 1918 ...... 18,9 
1910 ...... 16,1 1919 ...... 17,1 
1911 oo... 15,8 1920 2.2... 16,6 
1912 ...... 15,4 1921 222... 16,8 
1913 ...... 15,2 1922 ...... 16,6 
1914 ...... 15,9 


Zwei wichtige Vorlagen für Arbeiterwohlfahrts- 
gesetze sind in der 47. Reichstagssession vom Jahre 
1924 durchberaten worden. Die eine ist die Revision 
des Fabrikgesetzes, das im Jahre 1911 eingeführt ist. 
Die andere betrifft die Erhöhung der untersten Alters- 
grenze für jugendliche Arbeiter, die auf 14 Jahre gegen 
bisher 12 Jahre festgesetzt wurde. 

Nach der amtlichen Statistik der Zahl der ver- 
schiedenen Fabriken und der Arbeiter gibt es zur Zeit: 


Be Zahl Fe 
Art der Fabrik m. 


Zahl der 7 
Arbeiter j 


Textilindustrie ... 64,1 
Chemische Industrie 11 
Verschied. Arten.. 7 
Maschinen-Ind. .. 13,2 
Nahrung und Ge- 

tränke ........ 4,1 
Spezialfabriken 0,6 


100 | 1381468 
Weiblichen Geschlechtes sind 59 % aller Arbeiten- 
den. 
Das Sprichwort: „Die Frauen gehören ins Haus‘ 
ist auch in Japan schon veraltet. Über 1720000 Ar- 
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beiterinnen arbeiten sehr intensiv in den verschiedenen 
Fabriken um Lohn. Ihren früheren Sitten entgegen 
gehen sie aus dem Hause und sind Fabrikarbeiterinnen, 
Bergarbeiterinnen, Verkäuferinnen, Lehrerinnen und 
Sozialfürsorgerinnen geworden. Zwar sagt man, daß 
die Löhne sich mit der Zeit allmählich verbessern, 
aber alle diese Frauen leben gegenwärtig noch unter 
den schlechten Arbeitsbedingungen, wie z. B. lange 
Arbeitsdauer (9—11 Stunden) pro Tag. Bei den Land- 
arbeiterinnen, Verkäuferinnen und anderen Berufs- 
tätigen sind die Lebensbedingungen nicht so un- 
günstig wie bei den Fabrik- und Bergarbeiterinnen. 


Über die Verbreitung der Seuchen gibt 
folgende Tabelle Aufschluß: 


Ge a Zee ee Eee Beer 
Jahr | Zahl der Au 10009 Sterbe- ‚Auf u ae OD der 
Aranen völkerung a völkerung Be 
1921 29 | 0,01 16| 0,00 0,01 
Cholera . 1922 039, 0,16 544| 0,09 0,22 
1923 4| 0,00 2| 0,00 0,00 
1921 | 12 445 | 2,19 2941 | 0,52 2,28 
Dysenterie 1922 | 15582 | 2,70 | 4194| 0,73 2,12 
1923 | 20 163 | 3,45 | 7211| 1,23 5,53 
1921 | 49955 | 8,83 |10624| 1,83 8,25 
Typhus .. 1922 | 52626 | 9,13 111 247| 1,95 5,70 
1923 | 52778 | 9,62 111306 | 1,93 8,53 
1921 889 | 0,16 212| 0,04 0,16 
Pocken . 1922 677 | 0,12 125] 0,02 0,06 
1923| 1921 0,33 380 | 0,06 0,29 
1921 | 14522 | 2,56 | 3501| 0,62 2,72 
Diphtherie 1922 | 13720 | 2,38 | 3248| 0,26 1,65 
1923 | 12772 | 2,18 | 3106| 0,53 2,33 
1921| 6290 | 1,11 802| 0,14 0,61 
Paratyphus # || 1922| 7117 | 1,24 833 | 0,14 | 0,65 
1923! 5310 | 0,91 681 | 0,12 0,51 
Typhus 1921 171 0,03 22| 0,00 0,02 
an 1922 23 | 0,00 7| 0,00 0,01 
maticus .. {11923 14 | 0,00 3| 0,00 0,00 
1921 | 1589 ı 0,28 82| C,01 0,06 
Scharlach 1922| 1661 0,29 96) 0,02 0,07 
1923| 1554 | 0,27 88| 0,02 0,07 
Encephalitis ( || 1921 772 | 0,14 413| 0,07 0,32 
Meningitis 1922 945 | 0,16 550 | 0,10 0,43 
1923 708 | 0,12 374| 0,06 0,28 
1921 2 | 0,00 — — — 
Pest..... 1922 118 | 0,02 89| 0,02 0,07 
1923 1 0,00 1} 0,00 0,00 
1921 | 86664 | 15,24 118613 | 3,28 14,44 
Summe 1922 | 93408 | 16,20 |20933| 3,63 16,27 
1923 | 95 225 | 16,45 23152| 3,96 17,37 


Die Zahl der Sterbefälle an Tuberkulose im Jahre 
1924 betrug 85515, das sind 6,6 % der gesamten 
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Zahl der Sterbefälle. Merkwürdig ist, daß die Sterb- 


lichkeit an Tuberkulose in Japan gerade in der 
städtischen Bevölkerung und in jüngeren Alters- 
klassen besonders hoch ist. (Siehe nebenstehende Tabelle.) 
Nach der genauen Schätzung von Dr. Murata be- 
tragen die Leprakranken 1,09 pro 1000 der Bevölke- 
rung, also etwa 64460 im Jahre 1924, von denen 
nur ein Zehntel in Anstalten aufgenommen werden 
konnten. | 
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Alter Alter 
in Jahren 1922 1921 | in Jahren 1922 | ‚921 
0—4 26,6 | 28,6 | 35—39 | 65,7 | 672 
5—9 163 | 16,4 | 40—44 | 561 | 575 
10—14 | 533 | 499 | 45—49 | 470 | 473 
15—19 | 1875 | 182,7 | 50—54 | 38,3 | 40,4 
20—24 | 199,6 | 194,6 ı 55—59 | 335 | 33,3 
25—29 | 133,7 | 133,1 | 60—69 | 40,1 | 435 
30—34 | 98,8 | 92,0 | über 70 | 125 | 135 


Die Tätigkeit der Hygieneorganisation des Völkerbundes im Jahre 1925. 


Die Hygieneorganisation des Völkerbundes hat in diesem 
Jahre zum ersten Male einen Jahresbericht (C. H. 442) über ihre 
Tätigkeit im Jahre 1925 veröffentlicht. Dem Bericht, der ent- 
gegen den sonstigen Gepflogenheiten des Völkerbundes auch in 
deutscher Sprache erschienen ist, wurde ein kurzer geschicht- 
licher Überblick über die erste Tätigkeit der Epidemiekom- 
mission und des Vorläufigen Hygienekomitees als Einleitung 
vorausgeschickt. 

Die Gründung der Hygieneorganisation stützt sich auf den 
Artikel 23 des Völkerbundpaktes, der fordert, daß die Mit- 
glieder des Völkerbundes zur Vorbeugung und Kontrolle der 
Krankheiten in Angelegenheiten von internationaler Bedeutung 
Maßnahmen treffen sollen. 


Die Hygieneorganisation besteht aus 3 Körperschaften: 

1. einem Beirat, der vom ständigen Komitee des internatio- 
nalen Gesundheitsamts in Paris gebildet wird, 

2. dem Hygienekomitee, das aus 20 Mitgliedern besteht und 

3. der Hygienesektion, die dem Sekretariat des Völker- 
bundes in Genf angehört. 

Das Hygienekomitee besteht aus 20 Mitgliedern unter dem 
Vorsitz von Prof. Madsen-Kopenhagen; die 3 Vizepräsidenten 
sind Velghe-Brüssel, Leon Bernard-Paris und Lutrario 
Rom. Die übrigen Mitglieder sind Buchanan-London, 
Cantacuz&ne-Bukarest, Carriere-Bern, Chagas-Rio de 
Janeiro, Chodzko-Warschau, Alice Hamilton-Boston, 
Jitta-Haag, Jorge-Lissabon, Mimbela-Lima, B. Nocht- 
Hamburg, Ottolenghi-Bologna, Pittaluga-Madrid, Ray- 
naud-Algier, Tsurumi- Japan, Cumming-Washington und 
Granville-Alexandria. Generalsekretär des Hygienekomitees 
ist der ärztliche Direktor Dr. L. Rajchman. Für das Jahr 1926 
wurden an Stelle von Léon Bernard und Lutrario die Mit- 
glieder Chagas und Jitta zu Vizepräsidenten gewählt. 

Das Hygienekomitee leitet die Tätigkeit des Völkerbundes 
auf dem Gebiete der Hygiene und tritt mindestens zweimal im 
Jahre zusammen, gewöhnlich im April und Oktober. 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben hat das Hygienekomitee bisher 
11 Kommissionen gebildet und zwar je eine Kommission für 
den Hygieneunterricht, für den Fernen Osten, eine Malaria-, 
Krebs-, Tuberkulose-, Opium-, Anthrax- und Pockenkom- 
mission, ein permanentes Standardisierungskomitee, eine Sach- 
verständigenkommission für das Studium der Schlafkrankheit 
und der Tuberkulose in Äquatorial-Afrika, sowie eine inter- 
nationale Schlafkrankheitskommission. 

Der epidemiologische Nachrichtendienst des Völker- 
bundes umfaßt jetzt fast alle Länder, welche eine obligatorische 
Anzeigepflicht für ansteckende Krankheiten eingeführt haben. 
Südamerika ist der einzige Kontinent, über den erst unvoll- 
kommene Nachrichten vorliegen, da sich hier nur Uruguay, 


Britisch Guinea und die Städte Buenos-Ayres, Rio de Janeiro, 
Pernambuco und Guayaquil an einer regelmäßigen Bericht- 
erstattung beteiligen. Aus den meisten Ländern liegen seit dem 
Jahre 1922 regelmäßige monatliche epidemiologische Nachrich- 
ten vor, die in den Rapports épidémiologiques mensuels ver- 
öffentlicht werden. Der Jahresbericht über den Verlauf der 
anzeigepflichtigen Krankheiten im Jahre 1924 wurde im Jahre 
1925 veröffentlicht und umfaßte die Angaben aus 82 Ländern 
beziehungsweise Kolonien. 

Das neueingerichtete epidemiologische Nachrichten- 
bureau des Völkerbundes in Singapur teilt wöchentlich 
dem Völkerbund die Zahl der Erkrankungen und Todesfälle an 
Pest, Cholera und Pocken in 47 öffentlichen Hafenstädten 
telegraphisch mit und gibt ein monatliches Nachrichtenblatt 
heraus, das alle epidemiologischen Angaben über die in der 
östlichen Zone festgestellten ansteckenden Krankheiten, über 
die Quarantäneanstalten, die Bewegung der infizierten Schiffe 
in der östlichen Zone und dergleichen enthält. 

Um eine internationale Vereinheitlichung der 
Krankheits- und Sterblichkeitsstatistiken zu erzielen, 
wählte das Hygienekomitee Spezialkommissionen von statisti- 
schen Sachverständigen, welche sich mit nachstehenden Fragen 
beschäftigten sollten: 


1. Die Art der Klassifizierung der Todesfälle, falls die Todes- 
meldung mehrere Todesursachen angibt; 

2. die Einheitlichkeit der Sterblichkeitsstatistik bezüglich 
der Geschlechts- und Altersgruppierung; 

3. die Definition der Totgeburt; 

4. die Standardisierung der Sterblichkeitsstatistik. 

Wiederholt hatte sich das Hygienekomitee mit der Frage 
beschäftigt, eine internationaleVergleichsmöglichkeit der Stati- 
stiken über die Todesursachen in den einzelnen Ländern 
herbeizuführen, ohne daß es bisher möglich war, eine Einigkeit 
zu erzielen. Um weiteres Material über diese Frage zu sammeln, 
veranlaßte der Völkerbund vom 28. Juli bis 28. August 1925 
eine Studienreise von Medizinalstatistikern aus Österreich, 
Belgien, Dänemark, England, Finnland, Frankreich, Deutsch- 
land, Italien, Norwegen, Schottland, Schweden und den Ver- 
einigten Staaten nach Dänemark, Schweden, Norwegen, 
Schottland, England, den Niederlanden und der Schweiz, 
welche mit einer Schlußaussprache in Genf endete und die ver- 
schiedenen statistischen Ämter und sonstigen Einrichtungen 
für eine allgemeine Todesursachenstatistik in den besuchten 
Staaten studierte. Die Medizinalstatistiker stellten als Voraus- 
setzung für eine zuverlässige Todesursachenstatistik die nach- 
stehenden Forderungen auf: Die Sicherung der Todesursache 
durch den behandelnden Arzt, eine Trennung der medizinal- 
statistischen Angaben von denen, die für den Gebrauch der 
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Zivilbehörden bestimmt sind, einen vertraulichen Charakter 
der Anzeige der Todesursache, ein einheitliches Formular für 
Todesursachenbescheinigungen mit bestimmten Fragen, ein- 
heitliche Grundsätze über die Todesursache beim Vorliegen von 
mehreren Krankheiten. Unterweisung der Medizinstudierenden 
über Grundsätze und Zweck der Todesursachenstatistik, eine 
Zentralisation der demographischen Statistiken und direkte 
tabellarische Verarbeitung nach den Todesbescheinigungen, 
gleichartige Zusammenstellung der Statistik nach Altersgruppen 
von 5 Jahren, mit Trennung der Zahlen nach dem Geschlecht, 
Unterscheidung nach Stadt- und Landkreisen und monatlicher 
Verarbeitung, internationale Vereinbarungen über zweifelhafte 
Krankheitsbezeichnungen und schließlich Aufstellung eines 
internationalen Todesursachenverzeichnisses mit den 
in den einzelnen Ländern gebräuchlichen Sonderbezeichnungen. 

Auf Anregung des Hygienekomitees wurden zusanımen- 
fassende Berichte über die Organisation der Gesundheitsbehörde 
in Australien, Deutschland, Dänemark, den französischen 
Kolonien, Japan, Lettland, den Niederlanden, Serbien, der 
Tschechoslowakei und Ungarn von beamteten Ärzten der ge- 
nannten Länder abgefaßt. Im Jahre 1925 erschien auch der 
erste Band eines internationalen Jahrbuchs, welches die Be- 
richte über die Gesundheitsfürsorge aus 22 Ländern für das 
Jahr 1924 enthielt. 

Wie in den Vorjahren veranstaltete das Hygienekomitee auch 
im Jahre 1925 eine Reihe von wissenschaftlichen Studien- 
reisen für Medizinalbeamte (échanges de personnel d’hygiene 
publique), welche den Zweck verfolgen, ausländischen Gesund- 
heitsbeamten einen Einblick in die Gesundheitsorganisation 
anderer Länder zu verschaffen und sie zu Vergleichen mit den 
eigenen Einrichtungen anzuregen. 


Der erste Gesundheitsbeamtenaustausch fand in 
Großbritannien vom 9. Februar bis 24. März 1925 statt, der 
zweite in Belgien vom 24. Mai bis 19. Juni und endete mit einer 
Konferenz in Genf, die vom 21. bis 24. Juni dauerte. An der 
letzteren Reise nahmen Vertreter von 14 Ländern (Deutschland, 
Österreich, Danzig, Dänemark, Spanien, Frankreich, Groß- 
britannien, Irland, Italien, Polen, Portugal, Rußland, Serbien 
und der Schweiz) teil. 


Die Teilnehmer an einer latino-amerikanischen Studienreise 
trafen sich mit einer aus dem Königreich der Serben, Kroaten 
und Slovenen zurückkehrenden zu einer gemeinsamen Aus- 
sprache in Genf am 6. bis 8. Juli 1925. An der serbischen 
Studienreise hatten beamtete Ärzte aus 13 verschiedenen Län- 
dern (Deutschland, Belgien, Bulgarien, Vereinigte Staaten, 
Frankreich, Großbritannien, Griechenland, Ungarn, Italien, 
Palästina, Polen, Rußland und der Tschechoslowakei) teil- 
genommen. l 

Eine Besichtigungsreise der Gesundheitsorganisation und 
hygienischen Einrichtungen der Mittelmeerhäfen für 
Hafenärzte aus Algier, Ägypten, Spanien, Frankreich, Groß- 
britannien, Griechenland, Italien, Serbien und Syrien fand vom 
10. November bis Ende Dezember 1925 statt und besuchte, in 
Barzelona beginnend, die Häfen von Marseille, Algier, Genua, 
Neapel, Alexandria, El Tor, Haifa, den Piräus, Kleinasien und 
Triest. 

Eine japanische Studienreise, die am 18. Oktober 1925 in 
Tokio begann und am 4. Dezember in Dairen endete, vereinigte 
17 beamtete Ärzte aus den verschiedenen Gesundheitsbehörden 
des äußersten Ostens (Ausstralien, China, Verbündete Malaische 
Staaten, Staatengebiet des Détroits, Hongkong, Britisch-Indien, 
Niederländisch-Indien, Indochina, Neu-Seeland, Philippinen 
und Rußland). Neben den Sammelstudienreisen finanzierte der 
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Völkerbund im Jahre 1925 13 Einzelreisen von beamteten 
Ärzten beziehungsweise wissenschaftlichen Forschern in die 
verschiedensten Auslandsstaaten. 


DieMalariakommission des Hygienekomitees hat meistens 
unter Führung des deutschen Mitglieds, Prof. Nocht, eine 
Reihe von Studienreisen unternommen, nach Palästina vom 
5. bis 19. Mai 1925, nach Spanien vom 13. August bis 7. Sep- 
tember; eine Informationsreise nach Korsika wurde im April 
von zwei französischen Ärzten, eine nach Serbien von Prof. 
Nocht vom 12. Juni bis 19. Juli 1925 unternommen. Mit zwei 
neuen Chininpräparaten ‚Cinchonine‘ (in Italien und Holland 
hergestellt) und ‚‚Kinetum‘ (ausschließlich in Holland ker- 
gestellt) wurden auf Veranlassung des Völkerbundes Versuche 
in Italien, Serbien, Spanien, Rumänien und Algier vorgenom- 
men. Mit infizierten Anophelesmücken wurden durch den eng- 
lischen Oberst James Malariabehandlungsversuche der pro- 
gressiven Paralyse unternommen. Internationale Malaria- 
fortbildungskurse sollen in drei Tropeninstituten (Prof. 
Nocht in Hamburg; Brumpt in Paris und Balfourin London) 
für Hygieniker oder Malariaforscher von 4 bis 6 Wochen Dauer 
veranstaltet werden mit nachfolgender 2 bis 3monatiger prakti- 
scher Tätigkeit in malariaverseuchten Ländern (Italien, Serbien, 
Palästina, Spanien, Rumänien), zwei entomologische Unter- 
suchungsstationen sollen in Korsika (durch Prof. Brumpt) 
und in England (durch Balfour) für 10 Medizinstudierende 
eingerichtet werden. 


Die Malariakommission des Völkerbundes nahm auch an dem 
internationalen Malariakongreß in Rom teil. In dem permanen- 
ten Komitee für Malariakongresse wurden von 13 Plätzen 6 für 
Mitglieder der Malariakommission des Völkerbundes (Nocht, 
Pittaluga, Chagas, Marchoux, Swellengrebel und 
James) vorbehalten. Der nächste internationale Malaria- 
kongreß soll in 5 Jahren in Algier stattfinden. 2 Mitglieder einer 
Malariastudienkommission des Völkerbundes, Dr. Darling und 
Dr. Lothian, verunglückten durch einen Automobilunfall in 
Beyrouth (Syrien); zu ihrem Andenken stiftete das Hygiene- 
komitee eine bronzene Medaille (Darling-Preis) mit einem Preis 
für die beste Arbeit aus dem Arbeitsgebiet der Malariakommis- 
sion und einen Lothian-Preis, der von der Malariakommission 
vergeben wird. 

Ein vom Hygienekomitee eingesetztes ständiges Standardi- 
sierungskomitee hatte sich die Aufgabe gesetzt, die Stan- 
dardisierung der Sera und des Tuberkulins, die biologische 
Standardisierung bestimmter Arzneimittel und die Vereinheit- 
lichung der Serumreaktionen bei der Syphilis nach bestimmten 
Gesichtspunkten einheitlich zu regeln. Für das Diphtherie- 
serum wurde die alte Ehrlich’sche Einheit als neue inter- 
nationale Einheit wiedereingeführt. - 

Auf 2 internationalen Konferenzen in Edinburg im Juli 1925 
und in Genf (31. August bis 3. September 1925), an denen 
deutsche, amerikanische, österreichische, belgische, englische, 
kanadische, dänische, französische und holländische Pharmako- 
logen teilnahmen, wurden internationale Standardwerte fest- 
gesetzt für Adrenalin, Hypophysin, Insulin, Digitalis, Sal- 
varsan und Schilddrüsenpräparate. Hinsichtlich des Ergotins, 
des Chenopodiums und der Vitamine konnten endgültige Vor- 
schläge hinsichtlich einer Standardisierung noch nicht ge- 
macht werden. 

Auf Veranlassung des Völkerbundes trat zu Beginn des 
Jahres 1926 eine internationale Schlafkrankheits- 
expedition in Entebbe (Britisch-Ostafrika) zusammen, die 
unter Leitung des Engländers Dr. Duke, des Direktors der 
Laboratorien von Entebbe, stehen wird und an der ein französi- 
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sches (Dr. Lavier) und ein beigisches Mitglied (Dr. van Hoof) 
teilnehmen wird. Als Sachverständiger nimmt auf besondere 
Einladung des Völkerbundes an der Expedition der bekannte 
deutsche Forscher Geheimrat Kleine, der frühere Leiter der 
Schlafkrankhieitsbekämpfung in Deutsch-Ostafrika, teil. 

Als Beauftragter des Hygienekomitees hat sich Dr. Caze- 
neuve mit dem russischen Prof. Barikine, auf Anregung des 
hygienischen Volkskommissariats in Moskau, zu einer wissen- 
schaftlichen Forschungsreise nach Ostsibirien begeben, 
um die Ätiologie einer in der Gegend von Tchita ausgebrochenen 
Epidemie zu studieren und die endemischen Pestherde in 
Ostsibirien in der Nähe der Wüste von Gobi zu erforschen. Zu 
Beginn des Jahres 1925 hatte Dr. Cazeneuve gemeinsam mit 
Prof. Barikine einen endemischen Choleraherd im europäi- 
schen Rußland in der Gegend von Rostow am Don näher unter- 
sucht. i 

Eingehende vergleichende Untersuchungen veranstaltete die 
Krebskommission des Völkerbundes über das Vorkommen 
des Brust- und Gebärmutterkrebses in England und Wales, 
Holland und Italien. Es wurden genaue wissenschaftliche Fest- 
stellungen gemacht über die Häufigkeit der Todesfälle an 
Brust- und Gebärmutterkrebs, über die geographische Lage 
des Wohnorts, Alter, Stand der Erkrankten, die Sterblichkeits- 
zahlen, die Industrialisierung, Fruchtbarkeit der Bevölkerung 
sowie über die Erfolge der chirurgischen Behandlung des Brust- 
krebses und die klinische Behandlung in den Krankenhäusern 
und Kliniken der 3 Länder. Ein Grund, weshalb der Brust- und 
Gebärmutterkrebs in England und Wales häufiger tödlich ver- 
läuft als in Holland und Italien, hat sich nicht feststellen lassen. 
Sehr große Unterschiede zeigten sich im mittleren Heiratsalter 
und der Fruchtbarkeit bei der italienischen und holländischen 
Bevölkerung, wodurch im allgemeinen eine geringere Häufigkeit 
der Krebstodesfälle bedingt wird. Die Untersuchungen über 
den Einfluß der Rasse auf die Sterblichkeit an Krebs sollen noch 
weiter fortgesetzt werden. 

Auf Vorschlag der italienischen Delegation beschloß das 
Hygienekomitee, eine Umfrage über das Auftreten des Tra- 
choms in den verschiedenen Ländern und über die dagegen er- 
griffenen prophylaktischen Maßnahmen zu veranstalten. Im 
Jahre 1924 wurde in Paris eine Liga gegen das Trachom be- 
gründet, mit einer Filiale in Griechenland und einem offiziellen 
Organ, der Revue de Trachome. 

Über die Notwendigkeit einer Untersuchung über die be- 
sonderen Todesursachen der unehelichen Kinder in den 
verschiedenen Ländern berichtet der frühere polnische Ge- 
sundheitsminister Chodzko, der an der Hand zahlreicher 


eine erheblich höhere Sterblichkeitsziffer zwischen dem ersten 
und sechsten Monate ihres Lebens aufweisen als die ehelichen 
Kinder. Erschreckende Zahlen wurden in dieser Beziehung aus 
Warschau berichtet, wo im Jahre 1924 von 100 lebenden un- 
ehelichen Neugeborenen nicht weniger als 74,11%, starben, 
während die Sterbeziffer der ehelich Geborenen im gleichen 
Jahre 12,05% betrug. Das Hygienekomitee beschloß eine 
Untersuchung über die Lage der unehelichen Kinder in den ver- 
schiedenen Ländern zu veranstalten unter besonderer Berück- 
sichtigung der Stellung dieser Kinder in der Gesetzgebung der. 
Länder. 


Von den weiteren Beratungsgegenständen des Hygiene- 
komitees sind noch zu erwähnen: die Epidemiologie der Pucken, 
das Lepraproblem, die Errichtung eines epidemiologischen 
Bureaus an der westafrikanischen Küste, die Säuglingssterblich- 
keit und Säuglingsernährung, die Leishmaniosis, die Tot- 
geburten, ein Bericht über die Opiumkonferenz, über den 
hygienischen Unterricht für Medizinstudierende in verschie- 
denen Ländern, über Standardisierung der Diphtherie-, Tetanus- 
und Dysenteriesera, über vergleichende Untersuchungen der 
Wassermann-Reaktion und der Ausflockungsreaktionen. 


Das Hygienekomitee des Völkerbundes hat auch im ver- 
gangenen Jahre eine größere Zahl von Publikationen veröfient- 
licht, unter denen besonders zu nennen sind: Berichte über die 
Organisation des Gesundlieitswesens in der Tschechoslowakei 
(Dr. Hynek I. Pelc), in Ungarn (Dr. de Dobrovits), in Lett- 
land (Dr. Cazeneuve), in der Ukraine (Dr. Tomiline), in 
Serbien (Dr. Stampar) und in Dänemark, ferner eine epidemio- 
logische Studie von Barikine und Cazeneuve über den 
endemischen Choleraherd in Rostow am Don und ein Bericht 
über die Studienreise der Malariakommission in Palästina im 
Jahre 1925. Abgesehen von den monatlich erscheinenden epi- 


 demiologischen Berichten sind Handbücher der demographi- 


Arbeiten gegeben werden. 


Statistiken nachweisen konnte, daß die unchelichen Kinder - 


schen Statistik (Statistiques demographiques officielles) von 
den Niederlanden, Belgien, England und Wales und Spanien 
veröffentlicht worden. Das einzige bisher in deutscher Sprache 
erschienene Buch ist ‚Die Tuberkulosestatistik““ von Dr. 
Siegfried Rosenfeld-Wien. 


In den vorstehenden Ausführungen konnte nur ein kurzer 
Überblick über die mannigfachen im vergangenen Jahre vom 
Hygienekomitee des Völkerbundes in Angriff genommenen 
Es kann heute kein Zweifel mehr 
bestehen, daß das Hygienekomitee in den für eine internationale 
Bearbeitung geeigneten Fragen der öffentlichen Gesundheits- 
pflege eine führende Rolle einnimmt. 


. Möllers (Berlin). 
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Die Gesundheitsfürsorge in der Gesetzgebung. 
Von O. SCHWEERS, Berlin. 


Gesetze pflegen bei Ärzten nicht sonderlich beliebt 
zu sein. Der edle Drang, dem Leidenden die letzten 
Möglichkeiten ärztlicher Kunst im vollen Umfange zu- 
zuführen, findet im Gewirr der Paragraphen uner- 
wünschte Hemmungen. Da ferner die Gesetzgebung 
heute vielfach wirklich noch nicht der Forderung 
Buntschlis entspricht, der Nation auch verständlich 
zu sein, hat dies sicher noch ein letztes dazu beige- 
tragen, um die Beschäftigung mit der Gesetzgebung 
den Ärzten zu verleiden. Diese Abneigung hat leider 
recht unerwünschte Folgen gezeitigt. Trotzdem das 
Anwachsen der Städte und des Proletariats die Fragen 
des Gesundheitswesens fortschreitend in den Mittel- 
punkt der Sozialpolitik stellte, ist, bis in die neueste 
Zeit, die einschlägige Gesetzgebung leider trotz des 
anerkennenswerten Strebens einzelner Persönlichkeiten 
doch unter völlig ungenügender Beteiligung der Ärzte 
zustande gekommen — vielfach sehr zum Nachteil 
der Volksgesundheit und der Ärzte selbst! Ich brauche 
hier wohl nur an gewisse Vorgänge auf dem Gebiete 
der Reichsversicherungsordnung und an die- auch 
heute noch mangelhafte Beteiligung der Ärzte an der 
Durchführung des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes!) 
zu erinnern. Eine gewisse Ausnahme von dieser Ent- 
wicklung macht nur die Seuchengesetzgebung (wobei 
nicht verkannt werden soll, daß auch auf diesem Ge- 
biete die notwendige Einheitlichkeit im Ausmaße des 
Reichs, die dringend nottut, heute noch fehlt). In 
jüngster Zeit macht sich aber doch erfreulicherweise 
bereits eine gewisse Änderung in der Einstellung der 
ärztlichen Fachkreise geltend. Mehr und mehr setzt 
sich die Anschauung durch, daß wir zur Sicherung 
der Volksgesundheit Gesetze brauchen, die die in 
‚Jahren lebhaften Forschens und ungeahnter Fort- 
schritte gewonnenen Erkenntnisse praktisch für das 
Gebiet der Gesundheitsfürsorge auswerten. Infolge- 
dessen ist auch die Gesundheitsgesetzgebung fort- 
schreitend Gegenstand von ärztlichen T agungen ge- 
worden?). 


1) Klausener, Die Gesetzgebung der Nachkriegszeit und 
die kommunale Gesundheitsfürsorge. Zschr. f. SCNUBESHIS PI 
u. soz. Hyg. Jg. 38, S. 116. 1925. 

2) S. u. a. Fürsorgegesetzgebung u. Praxis d. Gesundheits- 
fürsorge. Zschr. f. Schulgeshtspfl. Jg. 38, Nr. 12b, S. 569. 1925, 
u. Bericht über die VIII. Deutsche Tagung für Säuglings- u 
Kleinkinderschutz, Düsseldorf, 13. u. 14. Sept. 1926. Selbst- 
verlag Berlin-Charlottenburg 5, Frankstr. 3. 


Ich bin mir völlig bewußt, daß es in dem gegebenen 
Rahmen nicht möglich sein wird, eingehend die 
Details der einzelnen Probleme zu behandeln. Ich 
muß deswegen auf absolute Vollständigkeit verzichten 
und mich darauf beschränken, eine Übersicht des m. E. 
Wichtigsten zu geben. Es kommt aber auch nach 
meinem Dafürhalten gegenwärtig in erster Linie 
darauf an, möglichst weite Fachkreise für das wichtige 
und leider noch recht vernachlässigte Gebiet der Ge- 
sundheitsgesetzgebung zu interessieren, damit wir 
endlich einmal zu vernünftigen, gesetzlichen Rege- 
lungen gelangen, die wir zweifellos dringend brauchen, 
um unsere Volkswirtschaft von schwer auf ihr lasten- 
den, aber noch recht unproduktiven Ausgaben zu 
befreien und, was wesentlich wichtiger ist, um unsere 
recht unerfreuliche bevölkerungspolitische Bilanz in 
Ordnung zu bringen. 

Der gegenwärtige Stand der deutschen Gesundheits- 
gesetzgebung kann nur verstanden werden aus der 
Entwicklung der deutschen Sozialversicherung, des, 
abgesehen von den Seuchengesetzen, ersten großen 
Versuchs, die Volksgesundheit durch gesetzliche Maß- 
nahmen zu beeinflussen. Auch eine Betrachtung der 
Zukunftsaufgaben der Gesundheitsgesetzgebung Kann 
an einer Bewertung der bei Durchführung der Sozial- 
versicherung gemachten Erfahrungen nicht vorbei- 
gehen. Deswegen muß diese Darstellung zwangs- 
läufig mit der Sozialversicherung als der ersten all- 
gemeinen gesetzlichen Grundlage des deutschen Ge- 
sundheitswesens beginnen. 

Bis heute ist es die eigentliche gesetzliche Aufgabe 
der Sozialversicherung geblieben, bei Versicherten 
die gesundheitlichen Folgen von Krankheiten und 
Unfall zu beseitigen bzw. Renten zu gewähren an 
Personen, bei denen diese Beseitigung nicht gelingt 
oder verhältnismäßig zu teuer ist, sowie endlich 
Renten zu gewähren an Personen, die eine bestimmte 
Altersgrenze überschreiten. 

Die so erzielte Besserung der Volksgesundheit hat 
trotz der enormen im Laufe der Zeit gemachten Auf- 
wendungen nicht befriedigt. 

Die erforderlichen Ausgaben für Arztkosten sind 
auch unter Berücksichtigung des erweiterten Kreises 
der Anspruchsberechtigten offenbar noch immer in 
Steigerung begriffen. Zirka eine Milliarde Reichsmark 
wird gegenwärtig pro Jahr für Krankenversicherung 
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aufgewandt!), und trotzdem ist noch kein Still- 
stand des Anwachsens der Kosten festzustellen. 
Trotz dieser enormen Beträge ist es nicht einmal 
gelungen, das ständige Anschwellen des Stromes der 
vor Erreichung der Altersgrenze wegen Krankheit 
und Unfall zu invalidisierenden Versicherten zu 
hemmen. Obgleich jetzt bereits täglich etwa eine 
Million für Invaliden- und Altersrenten ausgegeben 
wird, hat die Zahl der Renten doch noch immer nicht 
den Beharrungszustand erreicht. Trotz der durch die 
1923 eingetretene Gesetzesänderung (über die Alters- 
grenze für den Bezug von Altersrente, jetzt auch 
Invalidenrente genannt) hervorgerufenen starken 
Steigerung des Zugangs an dieser Art von Renten, 
machen diese „Altersrenten‘‘ doch, soweit Auszählun- 
gen vorliegen, kaum die Hälfte der gesamten Renten- 
zugänge aus?). Der Rest betrifft überwiegend In- 
validenrenten wegen Krankheit. Trotzdem wir für 
die Unfallversicherung und sonstigen Formen der 
Versicherungen mindestens noch eine weitere halbe 
Milliarde jährlich aufwenden, und die Kommunen als 
Ergänzungsleistungen sicherlich noch ebensoviel ver- 
ausgaben, sind beispielsweise die Verluste unserer 
Volkswirtschaft durch vorzeitigen Tod von Volks- 
gliedern infolge von Krankheit noch immer ganz un- 
geheure. Eine Vorstellung von der Höhe dieses Ver- 
lustes gibt eine Berechnung von Freudenberg?). 
Hiernach dürfte auch jetzt noch der auf diese Weise 
jährlich an noch zu erwartendem Ertragswert ent- 
stehende Verlust dem Werte nach nicht erheblich 
unter 10 Milliarden jährlich betragen. Die außer- 
ordentliche Belastung durch Aufwendungen für Sozial- 
versicherung und hauptsächlich das ständige An- 
wachsen beunruhigen die leitenden Kreise unserer 
Wirtschaft heute ganz außerordentlich. Der Ruf nach 
einem Abbau auf diesem Gebiete wird immer dringen- 
der und wendet sich namentlich gegen die Renten- 
gewährung, seitdem sich gezeigt hat, welche unge- 
heuren Aufwendungen diese erfordern wird, wenn 
man sie dem Maße nach angemessen gestaltet. Aber 
es ist außerordentlich charakteristisch für die Ein- 
stellung auf diesem Gebiete selbst in den Inter- 
essentenkreisen, daß auf der Mitgliederversammlung 
des Reichsverbandes der Deutschen Industrie®) eben 
nur der Ruf nach dem Abbau der Renten erschallte, 


1) Die Sozialversicherung 1924/25. Reichstagsdrucksache 
Nr. 1651. 1924/25. 

2) S. u. a. Verwaltungsbericht der Landesversicherungs- 
anstalt Brandenburg für 1925. 

3) Karl Freudenberg, Versuch zur Erfassung der wirt- 
schaftlichen Bedeutung der einzelnen Todesursachen. Zschr. 
f. Hyg. u. Infekt.-Krkh. Bd. 103, Heft 1, S. 111. 1924. 

t) Veröffentlichungen des Reichsverbandes der Deutschen 


Industrie, Heft 32. 
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nicht aber die Forderung aufgestellt wurde, MaB- 
nahmen zu ergreifen, um in erster Linie der Ent- 
stehung der Hälfte aller Renten, die eine Folge unge- 
nügender Volksgesundheit sind, entgegenzuwirken. 

Es ist das Verdienst weitblickender Ärzte, daß sie 
schon frühzeitig an diese Probleme mit den Methoden 
kausalen Denkens herangetreten sind. In mühseliger 
Kleinarbeit und nicht ohne erhebliche Hemmungen 
haben sie die engen Beziehungen zwischen Krankheit 
und Umwelt aufgewiesen und gezeigt, daß die Bereit- 
stellung von Arzt, Arznei und Krankenhausaufnahme 
für sich allein wirkungslos bleiben müsse, sondern 
daß es richtiger, billiger und erfolgversprechender sei, 
der Krankheit, und ganz besonders der Krankheits- 
ursache, in ihrer ganzen sozialen Bedingtheit zu Leibe 
zu gehen. 

So gelangten sie zur Forderung planmäßiger Krank- 
heitsvorbeugung und systematischer Aufspürung der 
Krankheit in ihren frühesten Stadien. So gelangten 
sie ferner zu der Forderung, den Ärzten neben 
ihrem sonstigen Rüstzeug als besonders wichtig auch 
ein sozialtherapeutisches Rüstzeug in die Hand zu 
geben. In überraschend kurzer Zeit wurde unter 
Führung genialer Männer wie Gottstein, Grotjahn, 
Alfons Fischer und anderer die notwendige theo- 
retische Grundlage für eine wirkliche Planwirtschaft 
auf gesundheitlichem Gebiete — die soziale Hygiene — 
geschaffen. 

Wie ist nun von diesem neuen Wege in der Praxis 
Gebrauch gemacht worden ? 

Die Gesetzgebung gab in der Reichsversicherungs- 
ordnung den Versicherungsträgern gewisse allgemeine 
gesetzliche Handhaben, die noch heute die Grundlage 
der Gesundheitsfürsorge der Versicherungsträger bil- 
den. Hier sind zunächst die $$ 363 und 1274 RVO. 
zu nennen. Der erstere bestimmt, daß die Kranken- 
kassen berechtigt sein sollen, Beträge für Förde- 
rung der allgemeinen Gesundheitspflege aufzubringen. 
Der $ 1274 gestattet Entsprechendes den Trägern 
der Invalidenversicherung. Auch das Versicherungs- 
gesetz für Angestellte enthält sinngemäß gleichartige 
Bestimmungen. 

Hinzu treten noch eine Reihe weiterer Bestimmun- 
gen, die die Versicherungsträger ermächtigen, satzungs- 
mäßig bestimmte Mehrleistungen — Heilverfahren, 
Unterbringung in Genesungs- oder Wöchnerinnen- 
heimen u.a. m. — zu gewähren. Es handelt sich aber 
in allen Fällen nur um sogenannte Kann-Vorschriften. 
Es ist demnach interessierten und weitblickenden 
Versicherungsträgern durchaus die Möglichkeit ge- 
boten, eigenem Ermessen folgend, nach Sicherstellung 
der Pflichtleistungen Einrichtungen der Gesundheits- 
fürsorge zu schaffen bzw. sie finanziell zu fördern oder 
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den Zielen der Gesundheitsfürsorge dienende Mehr- 
leistungen an Versicherte, deren Angehörige oder 
sonstige Personen zu gewähren. 

Auf Grund der angezogenen Bestimmungen sind 
von den Versicherungsträgern im Laufe der Zeit Be- 
träge für Gesundheitsfürsorge aufgewendet worden, 
die, absolut genommen, eine sehr beachtliche Höhe 
erreicht haben, im Verhältnis zu den sonstigen Auf- 
wendungen aber nur einen ganz kleinen Bruchteil 
darstellen. 

Irgendeine Einheitlichkeit oder ein großer gemein- 
samer Plan hat aber diesen Maßnahmen nicht zu- 
grunde gelegen. Infolgedessen haben sich die einzelnen 
Zweige der Gesundheitsfürsorge regionär durchaus 
ungleich entwickelt, je nachdem die Neigung der 
leitenden Persönlichkeiten der Versicherungsträger 
sich einstellte oder eine besondere Dringlichkeit in der 
einen oder anderen Richtung vorzuliegen schien. Die 
Maßnahmen beschränkten sich naturgemäß im all- 
gemeinen auf die Versicherten und teilweise — aber 
örtlich sehr verschieden — auch auf deren Angehörige. 

Eine entsprechende gesetzliche Verpflichtung für 
irgendeine Körperschaft, diesen Gesundheitsschutz 
auch für Nichtversicherte einzurichten und eine ge- 
setzliche Handhabe, die ein planmäßiges Ineinander- 
greifen solcher Maßnahmen mit den entsprechenden 
Maßnahmen der Versicherungsträger sichergestellt 
oder eine Abgrenzung der Maßnahmen der verschie- 
denen Versicherungsträger untereinander gebracht 
hätte, gab es im wesentlichen bis in die neueste Zeit 
hinein nicht. Das alte, auf dem Gesetz über den 
Unterstützungswohnsitz beruhende Armenrecht bot 
für keine dieser Aufgaben eine wirklich brauchbare 
gesetzliche Grundlage. 

Es wird ein unvergängliches Ruhmesblatt der 
deutschen Selbstverwaltung bleiben, daß sie zu aller- 
erst die Bedeutung der Gesundheitsfürsorge erkannte 
und freiwillig ohne obrigkeitliche Einwirkung, zum 
Teil in engem Zusammenwirken. mit der privaten 
Wohlfahrtspflege, den weitaus größten Teil der gegen- 
wärtig vorhandenen praktischen Gesundheitsfürsorge 
aufgebaut hat. Es waren die deutschen Städte und 
sonstige weitschauende Kommunalverbände, die zu- 
erst Fachleute in leitende Stellen beriefen und durch 
sie mit oder ohne Unterstützung durch die Sozial- 
versicherung lückenlos ineinandergreifende, alle ge- 
fährdeten Bevölkerungsschichten planmäßig erfassende 
Systeme der Gesundheitsfürsorge schufen. | 

Obgleich die zum Teil sehr großzügige Arbeit man- 
cher Versicherungsträger auf einzelnen Gebieten der 
Gesundheitsfürsorge vollkommen anerkannt werden 
soll, steht es doch absolut fest, daß die praktische 
Führung und die effektive Leistung der Gesundheits- 
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fürsorge heute tatsächlich bei den Selbstverwaltungen 
liegt. Dies entspricht auch durchaus der gegenwärtigen 
gesetzlichen Lage bei der Sozialversicherung, für die 
doch die finanzielle Sicherstellung von Krankenhilfe, 
Krankengeld und Rente nach wie vor die allem anderen 
vorgehende Aufgabe darstellt. In neuester Zeit hat 
nunmehr auch die seit langem geübte freiwillige Be- 
tätigung der Selbstverwaltung auf dem Gebiete der 
Gesundheitsfürsorge eine gesetzliche Grundlage be- 
kommen. Die Fürsorgepflichtverordnung vom 
13. II. 1924!) beziehungsweise die auf Grund des $ 6 
zu ihr ergangenen Reichsgrundsätze über Voraus- 
setzung, Art und Maß der öffentlichen Fürsorge vom 
4. XII. 1924?) bestimmen als Kannleistung der Für- 
sorgeverbände, daß diese vorbeugend eingreifen kön- 
nen, um Gesundheits- und Arbeitsfähigkeit zu erhal- 
ten. In einer Reihe von Bestimmungen der Reichs- 
grundsätze sowie in den dazu ergangenen amtlichen 
Erläuterungen werden die Einzelheiten des Verfahrens 
näher gekennzeichnet. Das Wesentliche der neuen 
Gesetzbestimmungen ist, daß nunmehr auch die Ge- 
sundheitsfürsorge der Kommunalverbände eine Rechts- 
grundlage besitzt, freilich — entsprechend dem gegen- 
wärtigen Stande bei der Sozialversicherung — nur als 
freiwillige Leistung. Gesetzliche Bestimmungen, die 
das planvolle Ineinandergreifen der Arbeit der Kommu- 
nen und der Sozialversicherungsträger sowie des auch 
heute noch sehr beachtlichen dritten Trägers in der 
Gesundheitsfürsorge, der freien Wohlfahrtspflege, 
regeln, gibt es aber, abgesehen vom $ 5 der Fürsorge- 
pflichtverordnung, der praktisch nur für die Beziehun- 
gen zwischen Kommunen und freier Wohlfahrtspflege 
Bedeutung hat, leider nirgends. Die dankenswerten 
Runderlasse des Reichsversicherungsamts wie beson- 
ders der Erlaß vom 17. XI. 1919 betreffend Richtlinien 
für die Behandlung tuberkulöser Lur.genkranker usw. 
haben sie auch für Teilgebiete in der Praxis kaum zu er- 
setzen vermocht. Als Folge davon ergibt sich, über 
Deutschland gesehen, gegenwärtig eine weit über das 
Maß des durch die örtlichen Verhältnisse Bedingten 
hinausgehende Verschiedenheit in der praktischen Ge- 
sundheitsfürsorge nach Zuständigkeit, Methode und 
Leistung. Von einem planmäßigen Ineinandergreifen 
der Arbeit, das doch für den Erfolg allein entscheidend 
ist, kann vielfach nicht einmal örtlich gesprochen wer- 
den, geschweige denn in den Ländern oder im Reich. 
Neben die hierzu meist bedingte Unterversorgung 
der Bevölkerung tritt hierdurch neuerdings sogar 
hier und da eine Überversorgung. Verschiedene Or- 
ganisationen machen nebeneinander für den gleichen 
Zweck Fürsorgeeinrichtungen auf, statt die ver- 

1) Reichsges.-Bl. Teil I, S. 100. 1924. 

8) Reichsges.-Bl. Teil I, S. 765. 1924. 
8* 
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handenen mit gemeinsamen Mitteln erstklassig auf- 
zubauen und jagen sich gegenseitig die fürsorgebe- 
dürftige Bevölkerung ab. Nehmen wir die auf die 
Gesundheitsfürsorge einwirkenden Einflüsse hinzu, 
die der stark kritischen Haltung der freitätigen Ärzte- 
schaft und der teilweise wenig verständnisvollen, ja 
oft geradezu ablehnenden Haltung der Kreise der alten 
Wohlfahrtspflege entstammen, so darf man wohl mit 
Recht von einer gegenwärtigen Entwicklungskrise der 
Gesundheitsfürsorge sprechen. 

Der Gedanke, daß diese am besten durch eine — 
um einen modernen Ausdruck zu gebrauchen — ge- 
wisse Vertrustung der an der Gesundheitsfürsorge 
beteiligten Kräfte überwunden werden könne, der die 
Aufgabe zufalle, einen einheitlichen Arbeitsplan auf- 
zustellen, die Zuständigkeiten zu regeln und einen 
systematischen Lastenausgleich zu schaffen, hat sich 
unter dem Drucke der oben gekennzeichneten Er- 
scheinungen mehr und mehr durchgesetzt und be- 
reits beachtenswerte Früchte getragen. 

Die Arbeitsgemeinschaften für das Gesamtgebiet 
oder Teilgebiet der Gesundheitsfürsorge in Berlin, im 
rheinisch-westfälischen Industriebezirk, in Nürnberg 
und an anderen Orten stellen die ersten großen Ver- 
suche dar, die Gesundheitsfürsorge zu konsolidieren!). 

Im Jahre 1925 hat nun die Gesetzgebung endlich 
auf diesem Gebiete einen entscheidenden Schritt vor- 
wärts getan. Am 28. VII. 1925?) hat der Reichstag 
ein Gesetz über die Gesundheitsfürsorge in der Reichs- 
versicherung beschlossen, das den Reichsarbeitsminister 
ermächtigt, Richtlinien über Art und Maß der Gesund- 
heitsfürsorge der Versicherungsträger sowie über die 
Abgrenzung derselben untereinander und gegenüber 
den sonstigen Trägern der Gesundheitsfürsorge für die 
einzelnen Arbeitsgebiete und Leistungen aufzustellen. 

Die seit langem geforderte Reform der Reichsver- 
sicherungsordnung ist hiermit dem Sinne nach ein- 
geleitet und damit eine Periode eröffnet, die für die 
Zukunft an Bedeutung der Zeit von 1888 beziehungs- 
weise 1911 in keiner Weise nachzustehen braucht. 
Die zu erwartenden Richtlinien werden für Jahre 
hinaus das Schicksal der Gesundheitsfürsorge be- 
stimmen. Im Hinblick auf die hierfür gegenwärtig 
in Vorbereitung befindlichen Beschlüsse soll auch an 
dieser Stelle deutlich zum Ausdruck gebracht werden, 
daß nach den reichlich vorliegenden Erfahrungen 


!) Wendenburg, Der Gedanke der Arbeitsgemeinschaften 
in der Gesundheitsfürsorge. D. Zschr. f. öff. Ges.-Pfl. Jg. 2, 
H. 11/12. 1926, und Niederschrift des deutschen Zentralkomitees 
zur Bekämpfung der Tuberkulose betr. Sitzung vom 3. Dez. 
1926. 

2) Reichsges.-Bl. Teil 1, S. 157. 1925. S. auch Kaufmann, 
Zur Umgestaltung der deutschen Sozialversicherung. Berlin 
1924, Reichsdruckerei. 
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l. getrennte Gesundheitsfürsorge für Versicherte , Un- 
versicherte oder sonstige Personenkreise mit verschie- 
denartigen Maßen und Methoden gänzlich unrationellist ; 

2. daß Richtlinien, die etwa nur die Gesundheits- 
fürsorge der Versicherungsträgerund das Verhältnis der- 
selben untereinander für einzelne Arbeitsgebiete regeln, 
so nötig sie an sich sein mögen, doch im Effekt nur 
eine bedauerliche und kostspielige Halbheit darstellen. 

Den gewünschten Erfolg werden die Richtlinien nur 
haben, wenn sie gleichzeitig die Verhältnisse der Ver- 
sicherungsträger zu den sonstigen Trägern der Ge- 
sundheitsfürsorge regeln, das heißt in erster Linie zu 
den Kommunen, die doch — das muß trotz aller Aner- 
kennung der Leistungen der Versicherurgsträger ge- 
sagt werden — heute materiell und ideell im über- 
wiegenden Maße die. tatsächlichen Träger der Gesund- 
heitsfürsorge sind). 

Grieser sieht zwar schon in dem bloßen „Gedanken 
einer allgemeinen Staatsfürsorge eine Jagd nach un- 
klaren Zielen“ und befürchtet hiervon nicht überseh- 
bare Lasten für die Wirtschaft?). 

Für die Gesundheitsfürsorge gilt dies sicherlich in 
keiner Weise. Hier kann nur erfolgreich sein das all- 
gemeine, für alle gefährdeten Kreise der Bevölkerung 
sachlich gleiche und einheitliche Vorgehen. Nur dies 
kann und wird die absolut nötige Entlastung der Volks- 
wirtschaft bringen. Die Zeit ist hierfür reif. An Zu- 
ständigkeitsfragen der Ministerien und sonstigen for- 
malen Schwierigkeiten darf eine solche Entwicklung 
jetzt nicht scheitern! 

Der große Mangel einer allgemeinen gesetzlichen 
Regelung und Fixierung der Gesundheitsfürsorge über 
das Maß lockerer Kann-Bestimmungen hinaus ist im 
Laufe der Jahre immer deutlicher, aber örtlich und 
nach Sachgebieten durchaus verschieden stark fühlbar 
geworden. Zunächst hat man infolgedessen versucht, 
gewisse Gebiete der Gesundheitsfürsorge, für deren 
Ordnung eine besondere Dringlichkeit vorzuliegen 
schien, im Rahmen der andersgearteten Zwecken 
dienenden Gesetze der allgemeinen Wohlfahrtspflege 
einer Regelung zuzuführen. 

Hier ist zunächst das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz 
zu nennen, durch das man auch die gesundheits- 
fürsorgerischen Aufgaben und Einrichtungen für 
Mütter, Säuglinge, Kleinkinder, Schulkinder und 
Jugendliche im $ 4 des Gesetzes sicherstellen zu kön- 
nen hoffte. Bei der Inkraftsetzung?) ist aber aus der 

2) S. auch Wendenburg, Die Deutschen Städte auf der 
Gesolei. Herausgeg. v. Deutschen Städtetag, Berlin 1526. 

2) Grieser, Die Wiederherstellung der Sozialversicherung. 
Mutter und Kind, Ausg. A. Jg. 2, Nr. 9, S. 48. 1924. 

3) Verordnung über das Inkrafttreten des Reichsgesetzes 


für Jugendwohlfahrt v. 14. TI. 1924. Reichsges.-Blatt Teil I, 
S. 110. 1924. 
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ursprünglich geplanten Mußbestimmung eine Kann- 


bestimmung geworden. Infolgedessen hat sich also 
durch das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz in dieser 
Richtung nichts an dem bis dahin bestehenden Zu- 
stande geändert. Auf die nachteiligen Wirkungen, die 
das Reichsjugendwohlfahrtsgesstz für die Gesundheits- 
fürsorge im allgemeinen gehabt hat, soll in diesem 
Zusammenhange, weil oft genug dargelegt, nicht be- 
sonders eingegangen werden. Die neuen praktischen 
Möglichkeiten, die es für die Durchführung bestimmter 
Zweige der Gesundheitsfürscrge gebracht hat, werden 
weiter unten zur Besprechung gelangen. 

Ferner ist von einem Bundesstaate — Sachsen — 
versucht worden, der gesamten Gesundheitsfürsorge 
eine gesetzliche Grundlage spezieller Art zu geben 
(durch das Sächsische Wohlfahrtspflegegesetz vom 
28. III. 1926%). Naturgemäß kann auch dieses nur 
eine Teillösung darstellen, da jede Gesundheitsfür- 
sorgegesetzgebung, die nicht Beteiligung und Ab- 
grenzung der Sozialversicherungsträger regeln kann 
— was nur reichsgesetzlich möglich ist — Halbheit 
bleiben muß. 

Aussicht auf einen wirklichen Erfolg kann nach 
Lage der Dinge nur eine gesundheitliche Reichs- 
rahmengesetzgebung bieten, die den großen einheit- 
lichen gesundheitsfürsorgerischen Arbeitsplan schafft, 
Abgrenzung und Arbeitsteilung regelt, die notwendige 
Finanzierurg, ohne die jede Gesundheitsgesetzgebung 
völlig wertlos ist, unter gleichzeitiger Schaffung eines 
Lastenausgleichs unter den Beteiligten bringt und 
zwar gleichzeitig für alle Beteiligten, also für die Ver- 
sicherungsträger, für die Kommunen und für die freie 
Wohlfahrtspflege. 

Alle gegenwärtigen Versuche, wie das sächsische 
Wohlfahrtspflegegesetz oder die geplanten Richtlinien 
für die Gesundheitsfürsorge in der Reichsversicherungs- 
ordnung, stellen nur Vorstufen dar. Für eine solche 
wird nach den Erfahrungen zu beachten sein, daß 
die Gesundheitsfürsorge ein wohlcharakterisiertes Son- 
dergebiet ist und bleibt, und daher gesetzliche Lösun- 
gen im Rahmen von Wohlfahrtsgesetzen usw. ein 
Ergebnis nicht haben können. 

Daß eine solche Gesundheitsgesetzgebung nicht 
über den Rahmen des zum Erfolge absolut Notwen- 
digen hinausgehen darf, um die Selbstverantwortlich- 
keit nicht zu zerstören und andererseits die zweck- 
mäßige freie Initiative nicht zu hemmen, bedarf wohl 
kaum der Erwähnung. Die bisherige Planlosigkeit 
hat aber doch nachgewiesenermaßen den Arbeits- 
erfolg so stark beeinträchtigt, daß eine gesetzliche 
Grundlage heute unbedingt als erforderlich bezeichnet 
werden muß. 


1) Säclis. Gesetzblatt S. 55. 1926. 
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Das Fehlen einer allgemeinen gesetzlichen Regelung 
in der Gesundheitsfürsorge ist im Laufe der Jahre 
immer deutlicher, aber doch örtlich und nach Sach- 
gebieten verschieden stark fühlbar geworden. 

Als Folge davon hat man, ohne ein erkennbares 
System, hier und dort, im Reich oder in den Einzel- 
staaten versucht, einzelne Probleme oder auch nur 
Teile von solchen einer gesetzgeberischen Lösung zu- 
zuführen. 

Es liegt mir nunmehr ob, kurz den Stand dieser 
Entwicklung auf den Einzelgebieten anzugeben. Dies 
wird aber nur fruchtbar sein können, wenn ich statt 
einer Aufzählung von Paragraphen eine Art kritischer 
Betrachtung der Gesetze zu bringen suche. Eine 
solche kann aber nur erfolgreich sein, wenn sie, was 
man bisher in der einschlägigen Literatur noch durch- 
aus vermißt, einen möglichst einheitlichen Prüfungs- 
maßstab anlegt. Eine solche Prüfung hat zur Voraus- 
setzung: die Festlegung des gesundheitspolitischen 
Ziels für die Gesetzgebung. Alsdann ist zu prüfen, 
ob die Gesetzgebung in der zur Erreichung dieses 
Ziels erforderlichen Weise sichert: 1. die Erfassung 
und eventuell laufende Überwachung der Fürsorge- 
bedürftigen, 2. die zur erfolgreichen Durchführung 
der Fürsorge erforderliche Hilfe einschließlich der An- 
stalten und sonstigen Einrichtungen, 3. die eventuell 
erforderlichen Zwangsmaßnahmen zur Sicherung des 
Fürsorgeerfolges. 

Im folgenden soll, soweit möglich, einigermaßen 
dieses Prüfungsschema festzuhalten versucht werden. 

Die erste große Gruppe von Gesetzen, die wir zu be- 
sprechen haben, sollen dem Ziele dienen, einen quan- 
titativ und qualitativ ausreichenden Nachwuchs unter 
nicht über das Unvermeidliche hinausgehendem Ge- 
sundheitsverlust für die Mutter zu sichern. 

Zur Erreichung dieses Fürsorgeziels wäre zunächst 
eine planvolle Gesetzgebung eugenischen Inhalts 
erforderlich, da diese für den Nutzeffekt der Bevölke- 
rungspolitik primär entscheidende Bedeutung hat 
und es unbedingt notwendig ist, die Zeugung aus ihrer 
gegenwärtigen, in früheren Zeiten kaum ihresgleichen 
findenden Planlosigkeit zu befreien. Aber was Pott- 
hof 1906 sagte: „Vor dem wichtigsten in aller Welt, 
der Zeugung, hat man Halt gemacht — dieser Unfug 
kostet uns Millionen,‘ gilt leider heute noch fast 
in gleichem Umfange. Statt eines Gesetzes besteht 
heute nur die Keimzelle eines solchen, der preußische 
Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 19. II. 
1926, der, gestützt auf die Leitsätze des Reichsge- 
sundheitsrats vom 26. II. 1920, eine allgemeine Emp- 
fehlung zur Einrichtung ärztlich geleiteter Ehebe- 
ratungsstellen enthält. Diese Eheberatungsstellen sol- 
len sich zunächst nur auf die ärztliche Prüfung von 
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Ehebewerbern hinsichtlich ihrer gesundheitlichen Eig- 
nung beschränken. Die Ausdehnung dieser Einrich- 
tungen auf die Fragen der Zeugung innerhalb der 
Ehe — praktische Geburtenkontrolle und anderes — 
wird in dem Erlaß als „äußerst bedenklich‘“ und 
„dem Zweck der Einrichtung widersprechend‘‘ be- 
zeichnet. Da der Erlaß weder die Finanzierung regelt, 
noch Bestimmungen für Sicherung der Inanspruch- 
nahme wenigstens für die der öffentlichen Personen- 
sorge unterstehende Volksgenossen (Mündel usw.) 
enthält, dürfte er kaum einen erheblichen Erfolg 
haben. Immerhin kann es als ein erfreuliches An- 
fangssymptom bewertet werden. 

Mit der anderen Seite der Angelegenheit, der Ver- 
hinderung der Fortpflanzung Minderwertiger, 
hat sich die Gesetzgebung noch kaum befaßt. Die 
unter dem Namen der ‚lex Zwickau‘ bekannten For- 
derungen harren noch durchaus ihrer Erfüllung!). 

Hinsichtlich der Sicherung eines quantitativ aus- 
reichenden Nachwuchses beschränkt sich die Ge- 
setzgzbung nach wie vor im wesentlichen auf das 
wenig wirksame Mittel der Bestrafung der Abtrei- 
bung. Die einschlägigen Bestimmungen des Straf- 
gesetzbuches haben zwar in jüngster Zeit eine Abän- 
derung im Sinne einer Milderung der Bestrafung er- 
fahren, doch hat man an dem bisherigen Grund- 
prinzip festgehalten. Sogar die von Lönne?) einmal 
dem Rechtsempfinden widersprechend bezeichnete Be- 
strafung des Abortversuchs mit untauglichen Mitteln 
am untauglichen Objekt dürfte bestehen bleiben. 

Von der anderen Seite des Problems, der wirtschaft- 
lichen und sonstigen Förderung gesundheitspolitisch 
wertvoller Elemente mit dem Ziele einer stärkeren 
Fortpflanzung derselben, wird in der Gesetzgebung 
vorläufig noch kaum etwas fühlbar (sehr im Gegen- 
satz zu Frankreich, das hier tatkräftig trotz bedrängter 
Finanzlage voranschreitet); die letzten Jahre haben 
hier direkt Rückschritte gebracht, da das System der 
vom Arbeitgeber zu leistenden Kinderzuschläge sich 
als Schädigung der Kinderreichen im Konkurrenz- 
kampfe erwiesen hat und verschwinder, ohne daß 
etwas an seine Stelle tritt. Erforderlich wäre hier unter 
anderem meines Erachtens die Realisierung des sehr 
beachtenswerten Grotjahnschen Vorschlages eines 
Gesetzes betreffend Elternschaftsversicherung?). Die 
Maßnahmen quantitativer Bevölkerungspolitik können 


1) S. auch Gaupp, Die Unfruchtbarmachung geistig und 
sittlich Kranker und Minderwertiger. 1925. 

2) Lönne, Das Problem der Fruchtabtreibung vom medi- 
zinischen, juristischen und nationalökonomischen Standpunkt. 
Julius Springer, Berlin 1924. 

3) Grotjahn, Entwurf eines Elternschaftsversicherungs- 
gesetzes nebst Begründung. Arch. f. Soz. Hyg. u. Demogr. 
Bd. 1, H. 1, S. 24. 1925. 
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also nach der gegenwärtigen Rechtslage mit Aussicht 
auf Erfolg nur bei den bereits konzipierten Individuen 
einsetzen. Da die Geburtsziffer sich bereits sehr be- 
denklich dem Punkte genähert hat, bei dem die 
ständige Erhaltung einer der gegenwärtigen Zahl 
gleichbleibenden Menge von Volksgenossen in der 
arbeitsfähigen Phase des Lebens nicht gewährleistet 
werden kann, so müssen wir, falls die Gesamtheit ein 
Interesse an der Erhaltung oder Mehrung dieser Zahl 
hat — eine Frage, die nicht primär vor das ärztliche 
Forum gehört — bis auf weiteres die Erhaltung jeder 
lebenswerten konzipierten Frucht als gesetztes Für- 
sorgeziel auffassen. Die Erreichung desselben strebte 
man bis in die jüngste Zeit durch Methoden der Säug- 
lingsfürsorge an. Die Erfolge waren außerordentlich 
groß. Die Säuglingsfürsorge hat einen Rückgang der 
Sterblichkeit — zum Teil wirkten auch andere Um- 
stände mit — um mehr als zwei Drittel bewirkt. Eine 
weitere Senkung ist aber nur noch von der Bekämpfung 
der Frühsterblichkeit (Sterblichkeit der ersten zehn 
Lebenstage) zu erwarten, die heute ca. 35 bis 50 % 
der Gesamtsäuglingssterblichkeit ausmacht. Da dieses 
Ziel nur durch Schwangerenfürsorge erreicht wer- 
den kann, ist die ausreichende gesetzliche Sicherung 
einer solchen nötig. Diese ist erfolgt, soweit es sich 
um versicherte Schwangere oder um Ehefrauen, Stief- 
oder Pflegetöchter von Versicherten, die mit diesem 
in häuslicher Gemeinschaft leben, handelt, durch das 
Gesetz über Wochenhilfe vom 9. VII. 19262), für 
unversicherte hilfsbedürftige Schwangere durch die 
Fürsorgepflichtverordnung beziehungsweise die Reichs- 
grundsätze $ 12 beziehungsweise 33a. Die notwendige 
Erfassung der Schwangeren wäre also gesichert, wenn 
man die Auszahlung der Leistungen an die Vorstellung 
in Fürsorgestellen usw. Knüpfte. Für die Versicherten 
ist dies unbegreiflicherweise nicht erfolgt, es darf nur 
„auf die Inanspruchnahme der Fürsorgestellen hin- 
gewiesen“ werden?). Die allgemeine ausreichende 
fürsorgerische Erfassung ist also durch das Gesetz 
nicht gewährleistet. Für die Unversicherten können 
die Fürsorgeverbände das Erforderliche nach eige- 
nem Ermessen anordnen. Was die zur Erreichung 
des Fürsorgeziels erforderlichen Leistungen anlangt, 
so erhalten die Mütter jetzt: a) freie Hebammenhilfe 
bei Entbindung und bei Schwangerschaftsbeschwer- 
den, sowie eventuell freie ärztliche Behandlung; b) 
einen einmaligen Beitrag von 10 Mark; c) Wochen- 
geld von mindestens 50 Pfennig täglich für 4—6 
Wochen vor und 6 Wochen nach der Entbindung, 
sowie d) ein Stillgeld für 12 Wochen. 

Für Unversicherte ist mindestens das, was die 


1) Reichsges.-Bl. Teil I, S. 407. 1926. 
2) Artikel 2 d. Gesetzes. 
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Familienwochenhilfe für Versicherte gewährt, zu 
zahlen. Zur Erreichung des Fürsorgeziels haben sich 
aber diese Leistungen teilweise als durchaus nicht aus- 
reichend erwiesen. Bei Festsetzung der vorgeburt- 
lichen Leistung hat man das Ziel, die Schwangere zu 
veranlassen, die allgemein als schädlich erkannte und 
geltende gewerbliche Arbeit rechtzeitig niederzulegen. 
Großenteils tun die Schwangeren das aber offenbar 
nicht. Aus einer jüngst erschienenen, durchaus glaub- 
würdigen Zusammenstellung des Arbeitgeberverban- 
des der deutschen Textilindustrie!) wissen wir, daß 
ein Viertel aller schwangeren Textilarbeiterinnen bis 
zur Niederkunft arbeitete und mehr als die Hälfte 
die Arbeit erst innerhalb der letzten fünf Tage aufgab. 
Die Wochengeldzahlungen sind also an diese Personen 


erfolgt, ohne daß das Fürsorgeziel erreicht wurde. 


Ebensowenig gelingt es bisher, die Arbeiterinnen die 
vorgeschriebenen sechs Wochen nach der Entbindung 
von der Arbeit fernzuhalten! Teleky weist mit 
vollem Recht darauf hin, daß die spätere Beseitigung 
der hierdurch hervorgerufenen Erkrankungen die 
Krankenkassen Unsummen kostet. 

Einen guten Einblick in die Gesundheitsverhältnisse 
schwangerer Industriearbeiterinnen bietet übrigens 
ein kürzlich erschienener Bericht über die Berliner 
Schwangerenfürsorge der Krankenkassen?). Die zur 
Sicherung des Fürsorgeerfolges gegenwärtig vor- 
liegenden gesetzlichen Bestimmungen mit Zwangs- 
charakter?) haben nach obigem auch versagt *). Das 
gleiche gilt für die Gewerbeaufsicht. Eine Verände- 
rung dieses Zustandes verspricht man sich im allge- 
meinen nur von einer Annäherung des Wochengeldes 
an den Arbeitslohn. Daneben glaube ich, daß nur die 
Schaffung ordentlicher Schwangerenfürsorgestellen, 
die mit den erforderlichen Befugnissen ausgerüstet 
sind und deren Inanspruchnahme obligatorisch sein 
muß, Abhilfe schaffen kann. Diese Schwargeren- 
fürsorgestellen sind im Gesetz bisher in keiner Weise 
gesichert. Ihre allgemeine Einführung, bei der die 
Finanzierung nicht vergessen werden darf, erscheint 
zur Abstellung der oben gezeigten Mißstände er- 
forderlich. Daneben muß der Mutter die Sorge um den 
Arbeitsplatz während der Arbeitsniederlegung ab- 
genommen werden, sowie die Ausdehnung der Maß- 
nahmen auch auf Handelsgewerbe und Landwirt- 
schaft erfolgen. Die notwendige Grundlage hierfür 


1) Die Frauenarbeit in der Textilindustrie. Herausgeg. v. 
Arbeitgeberverband der Dtsch. Textilindustrie. Berlin 1926. 

2) Vollnhals, Ein Jahr Schwangerenfürsorge. in: Jahrbuch 
1925 der Ambulatorien des Verbandes der Krankenkassen Berlin. 

3) R.Gew.O. § 137, 6. 

4) S. auch Teleky, Bericht über die VII. Dtsche Tagung 
für Säuglings- und Kleinkinderschutz, München, 21. u. 22. März 
1925. Selbstverlag Berlin-Charlottenburg 5, Frankstr. 3. 
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bietet die zum mindesten in dieser Hinsicht erforder- 
liche Ratifizierung des Washingtoner Abkommens. 
Die Frage der notwendigen Anstaltsplätze für die 
Entbindung, die bereits in den alten Programmen 
zur Reform der Geburts- und Wochenbetthygiene 
(Brennecke) eine erhebliche Rolle spielte, wird wohl 
leider aus Kostengründen gegenwärtig einer gesetz- 
lichen Regelung nicht zugeführt werden können. Es 
wird also bis auf weiteres so bleiben, daß die Städte 
den groBen Zustrom vom Lande aufnehmen müssen. 
Es kann aber nicht als erfolgversprechende Anregung 
an die Städte zur Errichtung von Gebäranstalten in 
ausreichender Zahl aufgefaßt werden, wenn ihnen 
der endgültig verpflichtete Fürsorgeverband schließ- 
lich nur einen Bruchteil der Selbstkosten erstattet. 
Volle Erstattung der Selbstkosten mindestens für 
Anstaltsentbindungen durch den endgültig verpflich- 
teten Fürsorgeverband muß gesetzlich gesichert wer- 
den, wenn wirklich erwartet werden soll, daß das 
Entbindungsanstaltswesen der Städte den Bedürf.- 
nissen des Landes entsprechend sich gestaltet. Zu den 
notwendigen Maßnahmen des Mutterschutzes gehört 
ferner die planmäßige Bereitstellung der erfor- 
derlichen Zahl gut ausgebildeter Hebammen, die 
auch als Zubringer zur Schwangeren- und Säuglings- 
fürsorge unentbehrlich sind. Die Ansicht, daß der 
Staat seine Pflicht erfüllt habe, wenn er Hebammen in 
ausreichender Menge ausbilde und ihr Können laufend 
überwache, hat sich als Irrtum herausgestellt. Die 
Verteilung der Hebammen auf Stadt und Land regelt 
sich durchaus nicht ausreichend von selbst. In den 
Städten herrscht übermäßige Hebammenanhäufung, 
auf dem Lande müssen in gewissen Teilen Deutsch- 
lands noch immer zahlreiche Frauen ohne die erforder- 
liche Hebammenhilfe niederkommen. Im übrigen ver- 
hindert die vielfach schlechte Lage des Hebammen- 
standes den Zustrom qualifizierter Kräfte. Der Erlaß 
eines Reichshebammengesetzes erscheint deswegen - 
dringend erforderlich. Bisher haben nur einige Bundes- 
staaten, so unter anderen Mecklenburg-Schwerin!) 
und besonders Preußen, den Versuch einer gesetz- 
lichen Regelung des Hebammenwesens gemacht. Das 
preußische Hebammengesetz?) soll offenbar das Para- 
digma für das spätere Reichsgesetz darstellen und wird 
möglicherweise sogar eine etwaige zukünftige Regu- 
lierung des Ärztestandes beeinflussen. Seine Grund- 
gedanken sind folgende: | 

i. Die Kurierfreiheit wird aufgehoben, die Heb- 


1) Hebammengesetz v. 15. XII. 1921. 

2) Gesetz über das Hebammenwesen v. 20. VII. 1922, Gesetz- 
sammlung S. 179 und Fassung v. 31. XII. 1922 u. 15. III. 1923 
sowie Ausführungsbestimmungen vom 23. Ill. 1923. Volks- 
wohlfahrt 1923, S. 79ff. 
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ammen erhalten, abgesehen von den Ärzten, das Ge- 
burtenmonopol. 

2. Die Kreise sind verpflichtet, die erforderliche 
Zahl von Hebammen bereitzustellen; dies erfolgt 
entweder durch Gewährung einer Niederlassungs- 
genehmigung mit Garantie eines Mindesteinkommens 
oder, falls letzteres nicht gelingt, in Ausnahmefällen 
durch Anstellung von Hebammen im Hauptamt (Be- 
zirkshebammen). Hebammen ohne Niederlassungs- 
genehmigung oder Anstellung dürfen ab 1. IV. 1928 
ihren Beruf nicht mehr ausüben. Als „erforderlich“ 
wird nach den Ausführungsbestimmungen anzusehen 
sein eine Hebamme: auf dem Lande für je 40 Gebur- 
ten im Jahr, in der Stadt auf je 60 Geburten. 

Leider ist, obgleich das Gesetz bereits seit langem 
in Kraft getreten ist, nur wenig von Erfahrungen 
zu berichten, da sich — für ein preußisches Gesetz 
immerhin überraschend — ergab, daß es teilweise 
gegen ein Reichsgesetz — die RGO. — verstieß. 
Das Oberverwaltungsgericht hat deswegen die wich- 
tigsten Teile des Gesetzes bis auf weiteres für kraft- 
los erklärt. Zur Zeit liegt dem Reichstag der Ent- 
wurf zu einer entsprechenden Abänderung der RGO.!) 
vor, nach dessen Annahme der Durchführung des 
preuß. Hebammengesetzes nichts mehr im Wege stehen 
würde. Einiges meines Erachtens sehr Beachtliche 
hinsichtlich der zu erwartenden Wirkung des Ge- 
setzes hat sich aber doch schon ergeben. Zunächst ist 
das garantierte Mindesteinkommen von ca. 600 Mark 
pro Jahr (Land) in keiner Weise verlockend und wird 
den erwünschten Zustrom qualifizierter Elemente 
sicher nicht herbeiführen. Dann aber hat sich gezeigt, 
daß in den großen Städten durch das Gesetz eine Un- 
menge Hebammen brotlos werden. In Berlin?) von 
ca. 1000 vorhandenen ca. 500! Da weder Übergangs- 
geld noch Entschädigung vorgesehen ist, ist die 
Existenz dieser 500 am 1. IV. 1928 vernichtet. Daß 
ein Stand, dem dies droht, nicht zu williger Mitarbeit 
an der Fürsorge gewonnen werden kann, versteht sich 
von selbst! Wir brauchen aber die Hebammen nicht 
nur als technische Geburtshelfer, sondern hauptsäch- 
lich auch als wirkliche Mitarbeiter bei der Lösung des 
Gesamtproblems des Mutterschutzes. Endlich werden 
durch das Gesetz die geburtshilflichen Verhältnisse 
in den Großstädten durch Herbeiführung von Minder- 
angebot an Hebammen ohne sichtlichen Grund ver- 
schlechtert! 

Die vorstehenden Erfahrungen zeigen, daß das 
preußische Gesetz unbedingt einer Revision bedarf, 


1) Reichstag III 1924/27. Drucks. Nr. 2887. 

2) Vgl. Schweers, Welche Wirkungen zeitigt das Preußische 
Hebammengesetz? Allg. Deutsche Hebammenztg., Jg. 40, 
H. 5, S. 73, 1925. 
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und sie werden beim Erlaß des Reichshebammen- 
gesetzes!) unbedingt zu berücksichtigen sein. 

Ich komme nunmehr zu den gesetzlichen Be- 
stimmungen, die der Durchführung der Säuglings- 
fürsorge dienen sollen. 

Fürsorgeziel ist es, dem Säugling hygienisch aus- 
reichende Aufzuchtsbedingungen zu sichern. Die ge- 
stellte Aufgabe ist a) die Erfassung und laufende Be- 
aufsichtigung aller Säuglinge, bei denen das hygie- 
nischen Mindestforderungen entsprechende Maß der 
Aufzuchtsbedingungen aus materiellen oder ideellen 
Gründen nicht gesichert ist, b) die Sicherung der er- 
forderlichen Hilfe. | 

Gesetzliche Grundlagen bestehen zunächst für die 
Erfassung der gefährdeten Säuglinge?). 

Erstens ist eine gesetzliche Überwachung aller unehe- 
lichen Säuglinge, die sich stets als besonders gefährdet 
erwiesen haben, vorgeschrieben. Gemäß $ 35 RJWG.?) 
erlangt das Jugendamt des Geburtsortes mit der 
Geburt die Vormundschaft über jedes uneheliche 
Kind. Wenn hierdurch auch nicht ohne weiteres das 
Personensorgerecht erworben ist, so hat der Vormund 
doch die Pflicht, über das gesundheitliche Wohler- 
gehen des Säuglings zu wachen. Da aber hieraus die 
dringend notwendige regelmäßige Vorstellung des 
Säuglings in der Säuglingsfürsorgestelle nicht ohne 
weiteres verlangt werden kann, haben einige Bundes- 
staaten zur Vermeidung des langen Umweges über die 
Entziehung des Personensorgerechts unter anderem 
ausdrücklich eine Vorstellungspflicht für die unehe- 
lichen Kinder und (siehe auch später) die Pflegekinder 
in die Ausführungsbestimmungen zum RJWG. hinein- 
genommen (insbesondere Lübeck). Eine Ausdehnung 
dieser meines Erachtens sehr zweckmäßigen Bestim- 
mung auf das ganze Reichsgebiet erscheint erforderlich. 

Als zweite besonders gefährdete Kategorie sind die 
sogenannten Pflegekinder anzusehen. Gemäß $ 19 
RJWG. bedarf jeder, der ein Pflegekind aufnimmt, 
dazu der vorherigen Erlaubnis des Jugendamtes. 
Letzteres hat die Aufsicht über die Pflegestellen und 
das Pflegekind auch in gesundheitlicher Hinsicht zu 
führen. Leider sind diese Bestimmungen aber auch 
teilweise durchlöchert. So geht die Begriffsbestim- 
mung des Pflegekindes vom ‚Entgelt‘ aus. Die vielen 
Kinder, die sich ohne Entgelt bei „liebenden‘ Ver- 
wandten in Pflcge befinden, sind also, soweit sie nicht 


1) Rundschreiben des Allg. Dtsch. Hebammenverbandes v. 
15. VIIL 1926 betr. Reichshebanımengesetz. 

2) S. auch Bericht über die VIII. Deutsche Tagung für Säug- 
lings- u. Kleinkinderschutz, Düsseldorf, 18. u. 19. September 
1926. Selbstverlag Berlin-Charlottenburg 5, Frankstr. 3. 

3) Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt nebst Ausführungs- 
gesetzen. Kommentiert v. Fichtl. Beck’sche Verlagsbuch- 
handlung 1922. 
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unehelich sind, der Aufsicht entzogen. Endlich ent- 
zieht der $ 29 RJWG. gewisse Anstalten, die Pflege- 
kinder aufziehen, der primären Aufsicht des örtlichen 
Jugendamtes. 

So ist die Pflegekinderaufsicht noch recht ausbau- 
fähig. 

Weitere Erfassungsmöglichkeiten bietet dem Ju- 
gendamt seine Eigenschaft als Gemeindewaisenrat. 
Gemäß $ 45 RJWG. hat das Jugendamt die Vor- 
münderbeistände und Pfleger seines Bezirks plan- 
mäßig zu beraten und bei der Ausübung ihres Berufes 
zu unterstützen. Durch die vorstehenden Maßnahmen 
werden fast zwei Drittel der nach Rott als besonders 
gefährdet !) zu bezeichnenden Kinder erfaßt. Die Mehr- 
heit der fürsorgebedürftigen Kinder bleibt aber doch 
außerhalb der Erfassung. Diese kann nach den Er- 
fahrungen nur dadurch gesichert werden, daß man 
die Leistung gewisser Zahlungen, bei den Säuglingen 
insbesondere des Stillgeldes, von dem Besuche der 
Fürsorgeeinrichtungen abhängig macht. Nur hier- 
durch ist es in der Praxis gelungen, die Mehrheit der 
Fürsorgebedürftigen tatsächlich heranzuziehen. Über- 
raschenderweise wirkt aber die Gesetzgebung — 
warum ist völlig unerklärlich — diesen Bestrebungen 
in letzter Zeit geradezu entgegen. 

Kaum war der Kampf gegen die geplante Ab- 
schaffung des Stillgeldes?) beendigt, brachte uns das 
neue Gesetz über Wochenhilfe die seltsame Be- 
stimmung?), daß, statt die Zahlung, wie bisher seit 
Jahren in praxi mit bestem Erfolge geschehen, von der 
Inanspruchnahme der Fürsorgestellen abhängig zu 
machen, nur „auf die Benutzung dieser Stellen hin- 
gewiesen werden darf“ (angeblich weil es nicht überall 
Säuglingsfürsorgestellen gibt). Hier tritt uns wieder 
die oft angedeutete Schattenseite der Gesetzgebung 
entgegen, zwar Gesundheitsfürsorge gesetzlich sichern 
zu wollen, dabei aber die Schaffung der notwendigen 
Organe für die Gesundheitsfürsorge, offenbar aus 
finanziellen Erwägungen, nicht zu sichern. Man will 
zwar Säuglingsfürsorge betreiben und schafft dazu 
das Stillgeld, sichert aber nicht die zum Betriebe der 
Säuglingsfürsorge notwendigen Einrichtungen und 
muß deswegen Bestimmungen treffen, die den Effekt 
des Stillgeldes praktisch annullieren! So zeigt sich 
auch hier, daß eben nur nach einem wirklichen Ge- 
samtplane aufgebaute Gesundheitsfürsorge wirkungs- 


1) Rott, Planwirtschaft in der Säuglingsfürsorge in ‚Wege 
und Ziele der Gesundheitsfürsorge unter dem Gesichtspunkt 
der Planwirtschaft.‘“ Selbstverlag Berlin-Charlottenburg 5, 
Frankstr. 3. Berlin 1925. 

2) S. auch Schwe6ers, Der Abbau des gesetzlichen Still- 
geldes. Arch. f. Soz. Hyg. u. Demogr. Bd. 1, H. 1, S. 59. 1925. 

3) Ges. v. 9. VII. 1926, Art. 2. Reichsges.-Bl. Teil 1 S. 407. 
1926. 
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voll sein kann. Auch sonst ist die Schaffung der 
erforderlichen Anstalten und Einrichtungen, die die 
Säuglingsfürsorge erst wirksam machen (Krippen, 
Kindergärten, Heime für Mutter und Kind, Säuglings- 
krankenhäuser und anderes mehr) gesetzlich in keiner 
Weise gesichert, da, wie oben dargestellt, der $ 4 des 
RJWG., der möglicherweise hierfür hätte verwertet 
werden können, nur als Kann-Aufgabe in Kraft ge- 
setzt worden ist. Hierfür kann man immerhin noch 
finanzielle Erwägungen gelten lassen. In keiner Weise 
aber kann es verstanden werden, daß, da dies ohne 
finanzielle Belastung möglich gewesen wäre, ja zu 
finanzieller Entlastung geführt haben würde, man es 
unterlassen hat, wenigstens die Leitung der vor- 
handenen Einrichtungen und Maßnahmen der Säug- 
lingsfürsorge Fachleuten zu übertragen. Trotz aller 
Bemühungen der Fachkreise sind die jetzt vorliegenden 
Ausführungsbestimmungen zum RJWG.!) an den 
wohlbegründeten Forderungen der Ärzteschaft durch- 
weg vorbeigegangen. Keine der beiden absolut klaren 
Forderungen der Sachverständigenkonferenz vom 
23. XI. 19222): 
die Mütter-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge als 
gesundheitliche Fürsorge 
a) überall wo Gesundheitsämter bestehen, auf diese 
zu übertragen, oder 
b) im Jugendamt, soweit kein Gesundheitsamt be- 
steht, der verantwortlichen Leitung eines So- 
zialarztes zu unterstellen 
haben die vorliegenden Ausführungsbestimmungen 
auch nur annähernd berücksichtigt. Hier zeigt sich 
deutlich, daß eben, wie wiederholt ausgeführt, die 
Lösung der gesundheitspolitisch notwendigen Auf- 
gaben nur durch Gesundheitsgesetze und nicht als 
Nebenzweck bei ganz anderem dienenden Wohl- 
fahrtsgesetzen erfolgen kann. Dennoch soll nicht ge- 
leugnet werden, daB uns das RJWG. eine ganze 
Reihe gesetzlicher Handhaben mit Zwangscharakter 
gebracht hat, die wir zur Erreichung unserer Fürsorge- 
ziele recht gut gebrauchen können. Hier kommen zu- 
nächst in Frage die Bestimmungen über die Schutz- 
aufsicht ($ 56), die angewandt werden kann, um ge- 
sundheitlicher Verwahrlosung vorzubeugen ; ferner die 
Fürsorgeerziehung ($ 62), durch die bereits einge- 
tretener gesundheitlicher Verwahrlosung entgegen- 
gewirkt werden kann und endlich die vorläufige Für- 
sorgeerziehung ($ 67), die bei schwerer gesundheit- 


1) Abel, Die Durchführung der Säuglings- u. Kleinkinder- 
fürsorge in den Ausführungsbestimmungen der Länder zum 
RJWG. und zur RFV.-Ges. Fürs. f. d. Kindesalter. Bd. 1, H.8, 
S. 624. 1926. 

2) Rott, Zschr. f. Säugl.- u. Kleinkinderschutz. B1. 14, H.12, 
S. 487. 1922. 
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licher Gefahr im Verzuge dem Arzt ein brauchbares 
Mittel zum sofortigen Eingreifen bietet. Natürlich 
werden alle Bestimmungen des RJWG. nur dann 
wirklich mit Nutzen für die Volksgesundheit sich aus- 
wirken können, wenn man sie, soweit gesundheitliche 
Belange in Frage kommen, was wohl beim Säuglings- 
alter immer der Fall sein wird, auch wirklich den 
Ärzten in die Hand gibt, und andererseits sich diese 
dann auch wirklich — dies soll nicht immer der Fall 
sein — um ihre richtige Auswertung bemühen). Nötig 
ist aber noch ein weiteres. Soweit mir bis heute Er- 
fahrungen zugänglich geworden sind, scheinen unsere 
Richter nicht immer die Gesundheit als ein ent- 
sprechend schutzbedürftiges Gut anzusehen. 
wird durch entsprechende Aufklärung Wandel ge- 
schaffen werden müssen. Richter und Ärzte müsser: 
hier ebenso wie auf einer ganzen Reihe anderer Gebiete 
(Strafrecht) in Zukunft viel mehr als bisher zusammen- 
arbeiten. 

Es fragt sich nunmehr, welche gesetzlichen Be- 
stimmungen die Bereitstellung der erforderlichen 
materiellen Hilfe für den Säugling beziehungsweise 
für das Kind überhaupt sichern. 

Die Frage gehört hierher natürlich nur insoweit, als 
diese Hilfe zur Vorbeugung oder Abwendung gesund- 
heitlicher Mißstände dient. Die Verwässerung der 
Fragenkomplexe dadurch, daß man jede Angelegenheit 
materieller Besserstellung oder Hilfe als eine gesund- 
heitliche auszudeuten sucht, ist dem Interesse der 
Gesundheitsfürsorge nachteilig und abzulehnen. Im 
Säuglingsalter wird man freilich wegen des nachge- 
wiesenen außerordentlich großen Einflusses schlechter 
Umweltverhältnisse auf die Gesundheit wohl die ge- 
samte materielle Hilfe für den Säugling oder seine 
Umgebung in erster Linie aus der gesundheitlichen 
Perspektive betrachten müssen, sonst aber kann eine 
vernünftige Abgrenzung der Gesundheitspolitik von 
der allgemeinen Sozialpolitik der ersteren nur nützen. 

Leider ist der Versuch, die Versorgung hilfsbedürf- 
tiger Minderjähriger im Rahmen des RJWG. gesondert 
und den besonderen Bedürfnissen ihrer Altersklasse 
entsprechend zu regeln, nicht geglückt. Die Abhilfe 
von Notständen beruht also nur auf den Bestim- 
mungen der FV., Voraussetzung des öffentlichen Ein- 
greifens auf Grund derselben ist die „Hilfsbedürftig- 
keit“. Leider geht dieser Begriff (Reichsgrundsätze 
§ 5) sowohl nach den Angaben seiner Schöpfer?) als 
auch nach der Praxis ausschließlich von materiellen 


1) Weinberg, Ein Jahr Reichsjugendwohlfahrtsgesetz. 
Zschr. f. Schulgeshtspfl. u. soz. Hyg. Jg. 38, Nr. 11, S. 497. 1925. 

2) Wölz, Hilfsbedürftigkeit in der Wohlfahrtspflege und in 
der Gesundheitsfürsorge. Gesundheitsfürs, f. d. Kindesalter. 
Bd. 1, H. 5, S. 335. 1926. 
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Tatbeständen aus und wird den gesundheitlichen Be- 
langen nicht entsprechend gerecht. Eine Änderung 
des Begriffs ist sowohl zur Erreichung des vorliegenden 
als auch der später aufzustellenden Fürsorgeziele eine 
dringende Aufgabe der Zukunft. 

Nicht unerwähnt möchte ich lassen, daß aber auch 
dann die Gesundheitsnot zahlreicher, zumeist unehe- 
licher Säuglinge sich nicht ohne weiteres wird besei- 
tigen lassen. Es erscheint erforderlich, um Mutter 
und Kind möglichst vor einer auch nur zeitweisen Tren- 
nung zu bewahren, daß gesetzlich mindestens für das 
erste Lebensjahr die sogenannte primäre Haftung 
der öffentlichen Hand (nach Müller!) eingeführt 
wird. Die Öffentlichkeit würde dann bis zur Höhe der zu 
erwartenden Alimente der Mutter gegenüber ihrerseits 
die Zahlungsverpflichtung übernehmen und sich selbst 
an den sonstigen Zahlungsverpflichteten halten. 

Von den neuen Gesetzentwürfen zur Reform des 
Unehelichenrechts?) ist meines Erachtens gesundheits- 
politisch nichts zu erwarten. Hoffentlich werden sie 
und die durch sie konstruierte widersinnige Vaterschaft 
Mehrerer nicht Rechtskraft erlangen. 

Ich komme nunmehr zu der gesundheitsfürsorgeri- 
schen Gesetzgebung für die Schuljugend. Ihre 
Notwendigkeit ist ohne weiteres aus der starken 
Gesundheitsbedrohung der Schuljugend durch die 
Schule und den tatsächlich immer noch unerfreu- 
lichen Gesundheitszustand der Schüler gegeben. 10% 
der zur Einschulung Angemeldeten müssen im Durch- 
schnitt zurückgestellt werden. 25% bedürfen aus 
gesundheitlichen Gründen der Überwachung, und 
ebensoviele sind bei der Schulentlassung noch nicht 
berufstauglich (diese Zahlen wechseln natürlich ört- 
lich stark). Hieraus ergibt sich das Fürsorgeziel ohne 
weiteres und gleichzeitig die wirtschaftliche Not- 
wendigkeit der Schulgesundheitspflege, die das Kern- 
stück der Gesundheitsfürsorge überhaupt darstellt. 
Die Gesetzgebung hat sich mit der Schulgesundheits- 
pflege bisher außerordentlich wenig befaßt. Das ein- 
zige in Frage kommende Gesetz, das sich bemüht, 
die Schulgesundheitspflege einigermaßen zu regeln, 
ist das Württembergische Schularztgesetz vom 10. VII. 
1912. In Preußen werden zwar immer wieder Anträge 
auf den Erlaß eines Schularztgesetzes angenommen, 
doch steht der Ausgang der Angelegenheit durchaus 
noch dahin. Es wäre irrtümlich anzunehmen, daß 
trotz der höchst anerkennenswerten freiwilligen Lei- 
stungen vieler Selbstverwaltungen gegenwärtig wenig- 
stens die erste Voraussetzung geordneter Schul- 


1) Müller, Erweiterte Fürsorgepflicht für uneheliche Kinder. 
Zbl. f. Jugendr. u. Jugendwohlf. Jg. 17, Nr. 10, S. 234. 1926. 

2) Zbl. f. Jugendr. u. Jugendwohlf. Jg. 17, Nr. 7, S. 157, 
1925. 
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gesundheitspflege, die Anstellung der nötigen Schul- | daß sich die Maßnahmen der Krüppelfürsorge nicht 


ärzte und Schulschwestern, erfolgt wäre. Beispiels- 
weise waren in Preußen 1923 nach der Denkschrift 
des Preußischen Volkswohlfahrtsministeriums!) nur 
24 Millionen der Bevölkerung schulärztlich versorgt, 
14 Millionen dagegen nicht versorgt. Dabei scheint 
man unter „schulärztlich versorgt“ auch recht Be- 
scheidenes verrechnet zu haben, waren doch nach der 
gleichen Angabe in Preußen erst 263 Schulschwestern 
vorhanden. Ich halte diese Zahlen für nicht völlig 
richtig, trotzdem machen sie es wahrscheinlich, daß, 
wie wir auch aus anderen Quellen wissen, eben die 
Versorgung mit Schulärzten und Schulschwestern 
noch durchaus ungleichmäßig und bei weitem nicht 
überall genügend ist. 

Aber auch dort, wo freiwillig das Nötige bereit- 
gestellt ist, bietet die Gesetzgebung nicht einmal die 
` erforderlichen Handhaben für eine brauchbare Aus- 
gestaltung der Schulgesundheitspflege, da es den 
Eltern — bis auf Württemberg — anheimgestellt ist, 
ob sie ihre Kinder an den Untersuchungen teilnehmen 
lassen wollen oder nicht. Die in Preußen hierfür viel- 
fach sogar mit Erfolg versuchte Verwendung des Er- 
lasses vom 9. VII. 19072) ist juristisch nicht haltbar. 
Ebensowenig reichen beispielsweise die Ausschlußbe- 
stimmungen für ansteckend erkrankte Schüler nicht 
hin. Als Kuriosum sei erwähnt, daß nach einer Mit- 
teilung des zuständigen Ministeriums keine Möglich- 
keit besteht, ansteckend geschlechtskranke Schüler 
vom Schulbesuch auszuschließen (Säuglingspflege- 
unterricht am lebenden Kinde! Kochunterricht ! meist 
ungenügende Abortverhältnisse !): Überhaupt darf eine 
Zukunftsregelung nicht an den Fortbildungsschulen 
und höheren Schulen vorbeigehen. Daneben wäre es 
erwünscht, daß die Gesetzgebung sich der sehr gute 
Erfolge versprechenden und, seitdem man sie nach 
Art der Fließarbeit betreibt, auch nicht teuren Schul- 
zahnpflege annähme. Auch hier brauchen wir die 
Pflicht für die Eltern, ihre Kinder an Untersuchung 
und Behandlung teilnehmen zu lassen, falls sie nicht 
anderweitige gleichwertige Behandlung nachweisen. 

Ich komme nunmehr zur Besprechung einer Reihe 
von gesetzlichen Sonderregelungen für Spezialgebiete, 
und zwar zunächst für das Gebiet der Krüppelfür- 
sorge. Auch hier zeigt die Gesetzgebung eine ganz 
außerordentliche Zersplitterung und Uhneinheitlich- 
keit?). Zwar ist diealte Forderung der Krüppelfachleute, 

1) Denkschrift über den Gesundheitszustand und die Ge- 
sundheitspflege der lernenden Jugend. 1923. 

2) Erlaß des Min. der geistl. Unterrichts- u. Medizinalange- 
legenheiten v. 9. VII. 1907 betr. Anweisung zur Verhütung deı 
Verbreitung übertragbarer Krankheiten durch die Schulen. 


3) Eckhardt, Die Krüppelfürsorge in der Gesetzgebung. 
Zschr. f. Schulgshtspfl. u.soz. Hyg. Jg. 39, H. 12a, S. 529. 1926. 


nur auf Krankenhilfe und Bewahrung, sondern auch 
auf Berufsausbildung erstrecken sollten, durch die FV. 
erfüllt worden!). Auf der anderen Seite aber harrt 
noch immer die allererste Voraussetzung jeder plan- 
vollen Krüppelfürsorge der gesetzlichen Sicherung: 
die einheitliche deutsche Krüppelmeldepflicht. 

Zwar haben einige Länder, so Preußen durch das 
Gesetz vom 6. V. 19202), Braunschweig, Schaumburg- 
Lippe und Bremen eine derartige Meldepflicht fest- 
gelegt. Dies reicht aber keineswegs aus und müßte in 
Zukunft auf das ganze Reich ausgedehnt werden. Das 
gleiche gilt von der erforderlichen Aufstellung des 
Entkrüppelungsplanes durch die Krüppelfürsorge- 
stellen, die sich außerordentlich bewährt haben und 
gesetzlicher Sicherung im Reichsmaßstabe bedürfen. 
Die praktische Erfahrung, die in Preußen gemacht 
worden ist, hat gezeigt, in welch ungeheurem Umfange 
die Krüppelfürsorge sich ausdehnt, wenn sie auf ge- 
setzlicher Grundlage planmäßig ausgeübt wird. In 
Berlin sind zur Zeit 11000 Krüppel in Betreuung, 
davon 5200 in ambulanter Behandlung und 500 in 
Anstalten. Der Jahreszugang betrug 1924 5200 Fälle. 

Es erscheint auf den ersten Blick durchaus denkbar, 
daß demnach eine Ausdehnung der krüppelfürsorgeri- 
schen Arbeit auf das ganze Reich wahrscheinlich einen 
Platzmangel für Entkrüppelungen zur Folge haben 
würde. Die Frage bedarf natürlich eingehender Prü- 
fung. Ich glaube aber an den Platzmangel nicht, sehe 
vielmehr als dringendes Zukunftsproblem die Schaf- 
fung menschenwürdiger Einrichtungen zur Unterbrin- 
gung der siechen Krüppel an. Endlich aber bin ich 
überzeugt, daß, wenn man, was merkwürdigerseise 
durchaus nicht selbstverständlich zu sein scheint’), 
die Krüppelfürsorge wirklich dem in die Hand gibt, 
der sie doch tatsächlich in überwiegendem Teile aus- 
führen muß, dem Arzte, mancher Anstaltsaufenthalt 
erheblich abgekürzt werden kann. Freilich gehört 
hierzu zunächst eine klare gesetzliche Definition, was 
als Voraussetzung einer Entkrüppelungsmaßnahme 
mit dem Ziele der Herstellung der Erwerbsfähigkeit 
angesehen werden soll! Biesalski schrieb über seine 
gesamten Bestrebungen: er wolle „aus Unterstützungs- 
empfängern Steuerzahler‘‘ machen ; dies muß das Leit- 
motiv für die Praxis bleiben! Voraussetzung des Ein- 
greifens der Fürsorge muß also sein, daß eine erheb- 
liche Minderung der Erwerbsfähigkeit auf dem allge- 

1) Reichsgrundsätze $ 6 ‚zum notwendigen Lebensunterhalt 
gehört bei Krüppeln Erwerbsbefähigung‘“. 

2) Gesetz betr. die öffentliche Krüppelfürsorge v. 6. V. 1920. 
Ges. Samml. S. 280. 

3) Goeze, Die neuen gesetzlichen Bestimmungen über die 


Krüppelfürsorge und die freie Liebestätigkeit. Nachrichten- 
dienst des Selbsthilfebundes der Körperbehinderten. 1926, Nr. 8. 
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meinen Arbeitsmarkte vorliegt, die durch die Behand- 
lung in eine unerhebliche verwandelt wird. Ich bin 
mir bewußt, daß zahlenmäßige Schätzungen hierfür 
etwas Mißliches haben, trotzdem möchte ich hier doch 
unter Berücksichtigung allgemeiner Rechtsanschauung 
einen Anhaltspunkt geben. Erhebliche Minderung ist 
50% oder weniger erwerbsfähig für den allgemeinen 
Arbeitsmarkt. Der notwendig zu erreichende Zustand 
der unerheblichen Minderung ist mindestens 80 % und 
darüber erwerbsfähig. 

Ich komme nunmehr zur Besprechung der geltenden 
Tuberkulose-Gesetzgebung. Die Tuberkulose ist 
nach wie vor von ganz erheblicher sozialhygienischer 
Bedeutung. Zwar ist in den letzten Jahren eine erfreu- 
liche Senkung der Todesfallziffer eingetreten, und es 
zeigen die Statistiken einiger Landesversicherungs- 
anstalten, daß die Tuberkulose auch als Invaliditäts- 
ursache anteilsmäßig recht erheblich unter den Vor- 
kriegsstand gesunken ist. Trotzdem bleibt das Tuber- 
kuloseproblem ein ganz ungeheures, wenn wir es an 
der Zahl der bekannten ansteckenden Fälle messen. 
In Berlin beispielsweise sind gegenwärtig mehr als 
25000 ansteckende Tuberkulöse gemeldet. Die Zahl 
der tatsächlich vorhandenen dürfte, wie aus gewissen 
Anzeichen geschlossen werden kann, fast doppelt so 
groß sein. Stellt man als Fürsorgeziel auf: 

l. die Umgebung vor Ansteckung zu schützen, und 

2. die Angesteckten nach Möglichkeit zur sozialen 

Heilung zu bringen, 
so ergibt sich ohne weiteres die Größe der der Öffent- 
lichkeit auch heute noch in der Tuberkulosebekämp- 
fung gestellten Aufgabe. 

Die Tuberkulose-Gesetzgebung entspricht der Größe 
dieser Aufgabe keineswegs!). Es besteht nicht einmal 
die Voraussetzung der Bekämpfung, die Meldepflicht 
der Erkrankungs- und Todesfälle sowie des Wohnungs- 
wechsels von Tuberkulösen für ganz Deutschland. 
Mecklenburg-Strelitz hat überhaupt noch keinerlei 
Tuberkulossgesetz, in Hessen sind nur die Todesfälle 
meldepflichtig, und so geht es in bunter Variation bis 
zu den Staaten mit einigermaßen moderner Gesetz- 
gebung: Preußen, Mecklenburg - Schwerin, Lippe- 
Detmold und Schaumburg-Lippe. Also schon die Er- 
fassung der Fürsorgebedürftigen ist in Deutschlandganz 
ungleichmäßig geregelt. Die Bereitstellung der erfor- 
derlichen Anstalten und Einrichtungen (insbesondere 
Tuberkulose - Fürsorgestellen) ist noch wesentlich 
schlechter fortgekommen. Dieerste Voraussetzung einer 
geordneten Tuberkulosebekämpfung, diegesetzliche Be- 
reitstellung von Tuberkulose-Fürsorgestellen, hängt, 
bis auf Mecklenburg-Schwerin und Lippe, sowie in 


1) Einstein, Die gesetzlichen Vorschriften zur Bekämpfung 
der Tuberkulose. Zschr.f. Tuberkulose. Bd.46, H.3, 5.214. 1926. 
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gewissem Umfange auch bis auf Württemberg und 


Sachsen, rein vom freiwilligen Ermessen der örtlichen 
Stellen ab. Das gleiche trifft zu auf die Bereitstellung 
von Ambulatorien zur Freiluftbehandlung, Heilstätten, 
Tuberkulose-Krankenhäusern und der für eine ratio- 
nelle Tuberkulosebekämpfung eine immer größere 
Bedeutung gewinnenden Dauerunterbringungsstätten 
für unheilbare oder ihre Umgebung schwer gefährdende 
ansteckende Tuberkulöse. 

Naturgemäß ist auch von einer Sicherung der 
Leistungen der Heil- und Heimfürsorge, der Ex- und 
Dispositionsprophylaxe gesetzlich kaum die Rede. 
Eine Ausnahme hiervon machen die Heilverfahren, 
die in der RVO. und FV. eine gewisse Sicherung be- 
sitzen und von denen man sich einst alles Heil ver- 
sprach, die heute doch aber nur noch als ein Stein im 
Mosaik der Tuberkulosebekämpfung gelten können, 
das sich zu einem wirklichen Bilde nur rundet, wenn 
alle anderen Steine entsprechend dazu passen. Wenn 
irotz des Fehlens der notwendigen gesetzlichen Grund- 
lagen doch recht große Erfolge erzielt worden sind, 
so stellt das der Kraft der freiwilligen Initiative in 
Deutschland ein glänzendes Zeugnis aus. Wir haben 
aber allen Grund anzunehmen, daß bei planmäßigem 
Ineinandergreifen aller in Frage kommenden Maß- 
nahmen und Träger ein gleiches oder besseres Ergeb- 
nis billiger hätte erzielt werden können. Sollte das 
dringend erwünschte Reichstuberkulosegesetz kom- 
men, müssen wir von ihm erwarten, daß es die Finan- 
zierung aller erforderlichen Maßnahmen und ihr plan- 
mäßiges Ineinandergreifen regelt. Beschränkt es sich 
auf die Bestimmungen des Preußischen Tuberkulose- 
Gesetzes, von dem man gelegentlich behauptet hat, 
es sei das Paradigma des Reichstuberkulose-Gesetzes, 
so möge man es „Gesetz über die Einführung der 
Meldepflicht für Erkrankungen und Todesfälle an 
Tuberkulose‘ nennen. Mehr ist es dann nicht und stellt 
demgemäß auch nur den allerersten Anfang einer ge- 
setzlich geregelten Tuberkulose-Bekämpfung dar, dies 
haben die Erfahrungen mit dem preußischen Tuber- 
kulose-Gesetz deutlich erwiesen). 

Die Bekämpfung der Geschlechtskrankhei- 
ten beruht gesetzlich nur auf $ 361, 6 StGB., der den 
gewerbsmäßige Unzucht treibenden Frauen Strafe an- 
droht, die sich den erlassenen Polizeivorschriften über 
die gewerbsmäßige Unzucht nicht unterwerfen und auf 
der Verordnung der Volksbeauftragten vom 11. Dezem- 
ber 1918 über die Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten, die die wissentliche oder fahrlässige Über- 
tragung von Geschlechtskrankheiten als Körperver- 


1) Oxenius, Die Auswirkungen des Tuberkulosegesetzes in 
der Praxis. Arch. f. Soz. Hyg. u. Demogr. Bd. 2, H. 1, S. 21. 
1926. 
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letzung unter Strafe stellt, sowie technisch auf der 
auf Grund der oben angezogenen Bestimmung des 
StGB. geschaffenen sogenannten polizeilichen Regle- 
mentierung. 

Diese gesetzlichen Maßnahmen haben sich in keiner 
Weise als ausreichend erwiesen. Nach der 1919 ver- 
anstalteten Reichsenquete war damals mit ca. 800000 
Neuerkrankungen im Jahre zu rechnen. Ob die ge- 
legentlich behauptete Abnahme der Neuerkrankungen 
wirklich zutrifft, erscheint mir zum mindesten frag- 
lich, bei der Gonorrhoe sogar unwahrscheinlich. Die 
10000 wegen Paralyse und 5000 wegen Tabes 1922 in 
öffentlicher Verpflegung befindlichen Personen!), die 
Tatsache von mindestens 20000?) durch Syphilis ver- 
ursachten Fehlgeburten, sowie die immer noch in den 
Städten ca. 1 bis 2% aller Geborenen ausmachende 
angeborene Syphilis zeigen noch immer deutlich genug 
die Größe der gestellten Aufgaben. Seit langem wird 
daher versucht, der Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten eine neue gesetzliche Basis zu geben. 
Gegenwärtig liegt wieder einmal dem Reichstag ein 
Entwurf zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
vor. Durch dasselbe soll eingeführt werden: 1. eine 
beschränkte Meldepflicht für Personen, die sich der 
ärztlichen Behandlung vorzeitig entziehen; 2. die 
laufende Überwachung und fürsorgerische Betreuung 
aller Personen, die verdächtig sind, die Geschlechts- 
krankheiten zu verbreiten ; 3. soll, und das ist vielleicht 
das Wichtigste, die Reglementierung abgeschafft wer- 
den und damit der Weg zu einer Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten in voller Offenheit unter Ein- 
führung des auch sittlich dringend notwendigen gleich- 
mäßigen Vorgehens gegen Mann und Frau erfolgen; 
4. die Aufhebung der Kurierfreiheit für Geschlechts- 
krankheiten. Leider scheint noch immer die Annahme 
dieses doch einen erheblichen Fortschritt darstellenden 
Gesetzes nicht gesichert. 

Auf der einen Seite wird eingewendet, daß die bis- 
herige Reglementierung und deren Vorstufen eine ganz 
gute Möglichkeit für die Erfassung und fürsorge- 
rische Betreuung Gefährdeter bot, die in Preußen 
durch einen besonderen Erlaß°®) geregelt worden ist. 
Hier ist zu erwidern, daß bei aller Anerkennung der 
ethisch-fürsorgerischen Ziele die richtige Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten doch von ganz über- 
ragender Bedeutung ist, und zwar nicht nur im ge- 


1) Breger, Die soziale Bedeutung der Geschlechtskrank- 
heiten. 3. Beiheft zum Reichsgesundheitsblatt 1926. 

2) Buschke und Gumpert, Syphilis und Unterbrechung 
der Schwangerschaft. Med. Kli. Jg. XXII, Nr. 5, S. 159. 1926. 

3) Min.-Erlaß vom 24. Juli 1924 betr. Richtlinien über die 
Abgrenzung des Aufgabenkreises der Pflegeämter und anderer 
Fürsorgestellen für sittlich Gefährdete gegenüber der Polizei — 
Ill F 3850 —. 
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sundheitlichen, sondern auch im ethischen Interesse. 
Wenn nach einer Mitteilung Tjadens!) im Jahre 1925 
in der relativ kleinen Stadt Bremen (300000 Ein- 
wohner) durch außereheliche Ansteckung in über 
700 Ehen Geschlechtskrankheiten getragen worden 
sind, so zeigt dies gerade auch die ethische Bedeutung 
richtiger Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 
Der Ausbau einer vernünftigen weiblichen Polizei wird 
in fürsorgerischer Hinsicht viel Besseres leisten als das 
bisherige Verfahren. 

Auf der anderen Seite sind es die Kurpfuscher, die 
die Aufhebung der Kurierfreiheit bekämpfen ?). Gegen- 
wärtig soll im Reichstag ein Kompromiß vorbereitet 
werden, nach dem die Kurierfreiheit nur für die ‚an- 
steckenden‘‘ Geschlechtskrankheiten aufgehoben wird. 
Ein solches Kompromiß wäre geradezu verderblich. 
Nur der Arzt kann die Frage ‚„ansteckend‘‘ oder 
„nicht ansteckend‘ entscheiden! Nach einer solchen 
Durchlöcherung des Gesetzes würden Ärzte nicht mehr 
in der Lage sein, die Verantwortung für den Ersatz 
der bisherigen Regelung durch das so abgeänderte 
neue Gesetz zu übernehmen. | 

Entweder wir bekommen ein brauchbares Gesetz, 
oder wir wollen lieber vorläufig gar kein Gesetz. Der 
Glaube, daß schlechte Gesetze doch wenigstens ein 
brauchbarer Anfang wären, ist meines Erachtens völlig 
falsch. 

Ganz traurig sieht es noch auf dem Gebiete der ge- 
setzliichen Bekämpfung des Alkoholismus aus, ob- 
gleich eine wirklich planvolle Alkoholbekämpfung die 
Voraussetzung der Lösung mancher anderen gesund- 
heitlichen Probleme, so auch insbesondere der Be- 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten darstellt und 
erhebliche volkswirtschaftliche Bedeutung hat). Die 
Forderung nach dem Erlaß eines Schankstätten- 
gesetzes?) wird heute kaum noch erhoben, obgleich die 
Grundforderung eines solchen Gesetzes, die Schank- 
konzession von der Eignung des Schankwirtes ab- 
hängig zu machen, doch nur der primitivsten Forde- 
rung der Vernunft entspricht. Man beschränkt sich 
deswegen gegenwärtig darauf, das sogenannte Ge- 
meindebestimmungsrecht®) zu fordern, das in erster 
Linie wenigstens die Voraussetzung der Konzessionie- 
rung, die Bedarfsfrage von der Bevölkerung selbst ent- 


1) Tjaden, Die Geschlechtskrankheiten in Bremen. Reichs- 
gesundheitsblatt. Jg. 1, Nr. 7u.8, S. 153 u. 197. 1926. 

2) Breger, Zu dem Entwurf eines Gesetzes über die Be- 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten. Reichsgesundheitsblatt. 
Jg. 1, Nr. 1, S. 13. 1926. 

3) Elster, Das Konto des Alkohols. Neulandverlag 1922. 

4) Weymann, Zum Entwurf eines Schankstättengesetzes. 
Berlin-Dahlem 1924. 

6) Strathmann, Das Gemeindebestimmungsrecht. Berlin- 
Dahlem 1925. 
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scheiden lassen will. Aber auch für dieses nötige Ge- 
setz scheint keine Mehrheit vorhanden zu sein. 

Hiermit möchte ich meine kurze Übersicht schließen. 
Ich zweifle nicht, daß dieselbe unvollständig ist. 
Mit voller Absicht habe ich die Besprechung wichtiger 
Gebiete in ihren gesundheitsfürsorgerischen Zusammen- 
hängen unterlassen, so insbesondere die Wohnungs- 
frage, die Frage der Berufsberatung und Arbeitsver- 
teilung, die Frage der planmäßigen Verteilung der 
Ärzte über Stadt und Land, das große Problem der 
Aus- und Fortbildung der Ärzte und des ärztlichen 
Hilfspersonals sowie die für die Gesundheitsfürsorge 
besonders wichtigen Bewahrungsgesetzentwürfe 

Alle die genannten Fragen und Gesetzentwürfe 
scheinen mir noch so stark im Fluß zu sein, daß, ohne 
damit ihre Bedeutung zu verkennen, eine kritische 
Besprechung in dem engen, mir gegebenen Rahmen 
nicht in Frage kommen kann. Nicht unerwähnt aber 
lassen möchte ich noch das große, in seiner Bedeu- 
tung für die Gesundheitsfürsorge gar nicht hoch genug 
einzuschätzende Gebiet derhygienischen Volksauf- 
klärung. Hier hat erfreulicherweise die Gesetzgebung 
in letzter Zeit durch den Erlaß des Preußischen Mini- 
steriums für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 
vom 10. II. 1926!) einen erheblichen Fortschritt ge- 
bracht. Freilich stellt auch dieser Erlaß nur einen An- 
fang dar. Zwar bestimmt er, daß Lehrer zu hygieni- 
schen Uhnterrichtskursen beurlaubt werden sollen, 
regelt aber nicht, wer diese Kurse durchführen und 
bezahlen muß. So stellt auch dieser Erlaß letzten 
Endes nur eine Anregung zur freiwilligen Leistung dar. 
Immerhin schafft er die erste Voraussetzung derselben 
und öffnet dadurch den Weg zur gesundheitlichen 
Erziehung unseres Volkes durch die Schule. 

Das Ergebnis der sehr lebhaften gesetzgeberischen 
Tätigkeit von Reich und Ländern auf Einzelgebieten 
der Gesundheitsfürsorge ist, wie wir sahen, ein außer- 
ordentlich ungleichmäßiges. Ein System mit derartig 
großen Lücken ist kaum ein Bebauungsplan, ge- 
schweige denn ein Ausbau! Ein Grund ist meines Er- 
achtens außer den angeführten für diese Entwicklung 
besonders entscheidend gewesen. Es ist weiten und 
ebenso einflußreichen wie geschäftigen Kreisen unseres 
Volkes bis heute noch durchaus nicht klar, daß das 
Gesundheitswesen und insbesondere die Gesundheits- 
fürsorge nach Ziel und System etwas völlig Eigen- 


1) Wendenburg, Gesundheitliche Schulerziehung. Berlin, 
Schoetz 1926. 
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artiges darstellt, das mit anderen Gebieten öffent- 
licher Arbeit zwar manche Berührungen hat, sich aber 
nach Aufgaben und Methode völlig von ihnen unter- 
scheidet. 

Insbesondere hat das Gesundheitswesen mit der 
sogenannten Wohlfahrtspflege, dem, unter welcher 
Flagge sie auch betrieben werde, letzten Ausfluß 
christlicher Nächstenliebe, trotz gelegentlicher schein- 
barer Ähnlichkeit nichts zu tun. Die Gesundheits- 
fürsorge ist ein echtes Kind unserer härteren praktisch 
denkenden Zeit. In der Gesundheitsfürsorge gibt es 
keinen Gebenden und Nehmenden; die Gesundheits- 
fürsorge ist für ihre Träger höchsteigene Lebensfrage. 
Deswegen werden ihr Vorgehen und ihre Leistungen 
nicht bestimmt von Gesichtspunkten schöner Billig- 
keit und herzlicher Gebelust, sondern von dem kalten 
Kalkül der Wirtschaft, von Rentabilität und Nutzen 
auf weite Sicht. Trotzdem ist die Gesundheitsfürsorge 
aber durchaus auch ethisch eingestellt. „Die offene 
Fürsorge wendet sich an das Verständnis der Be- 
völkerung und an ihren Willen zur Mitarbeit. Hand- 
lungswille, Kraftbewußtsein und gesundes soziales 
Verhalten werden durch sie geweckt, so daß ihr ein 
hoher ethischer Wert innewohnt (v. Drigalski)‘'). 

Gesundheitsfürsorge und Wohlfahrtspflege sind 
beide notwendig! Sie sind auch durch viele Fäden 
verknüpft und müssen zusammenarbeiten! Daß man 
es aber in den letzten 8 Jahren immer wieder versucht 
hat, die Gesundheitspflege als ein Hilfsgebiet der 
Wohlfahrtspflege zu behandeln, ist der Hauptgrund 
für die ungenügende Ausbeute der gesundheitspoliti- 
schen Gesetzgebung. Eine geordnete Reichsrahmen- 
gesetzgebung tut nunmehr not. Sie muß als erstes 
Erfordernis ein Organ schaffen, das zusammenfassend 
die gesamte Gesundheitsfürsorge und alle ihre Träger 
zu örtlich ausgeglichener und gemeinsamer Arbeit 
bringt. Nur so wird die erforderliche Einheit der ge- 
samten Gesundheitsfürsorge erzielt werden, deren Not- 
wendigkeit sich aus dem Vorstehenden meines Er- 
achtens deutlich ergibt. Dieses Organ kann nach der 
historischen Entwicklung und unter Berücksichtigung 
aller Gründe der Zweckmäßigkeit nach meiner per- 
sönlichen Überzeugung nur das kommunale Gesund- 
heitsamt sein. Es war die Keimzelle der praktischen 
Gesundheitsfürsorgearbeit, es muß sein der Ausgangs- 
punkt der endlichen Gesundheitsgesetzgebung ! 


1) v. Drigalski, Probleme der neuen Stadt Berlin. Deut- 
scher Kommunalverlag, 1926. 


Die Frage der pflegerischen Ausbildung der deutschen Gesundheitsfürsorgerin. 
Von WALTHER FREUND), Breslau. 


Bekanntlich sind die Mißstände, die sich aus der 
Uneinheitlichkeit der Säuglingspflegeausbildung, die 
in einigen deutschen Staaten eine zweijährige, in an- 
deren eine nur einjährige ist, ergeben, in diesem Jahre 
in der Öffentlichkeit lebhaft erörtert worden. Dabei 
trat ein eigenartiger Unterschied in der in den ver- 
schiedenen Ländern vertretenen Auffassung über den 
erforderlichen Umfang der pflegerischen Vor- 
bildung der Gesundheitsfürsorgerin (Wohl- 
fahrtspflegerin mit dem Hauptfach Gesundheitsfür- 
sorge) zutage, ohne daß bisher die allgemeine Auf- 
merksamkeit hierauf gelenkt worden wäre. Diesen 
Unterschied aufzuzeigen, liegt aber gerade im Augen- 
blicke ein unmittelbarer Anlaß vor, weil eine Reichs- 
vereinheitlichung der Säuglingspflegeausbildung 
— vorbereitet durch die Aussprache auf der VIII. 
Deutschen Tagung für Säuglings- und Kleinkinder- 
schutz in Düsseldorf im September 1926. — offenbar 
nicht mehr lange auf sich warten lassen dürfte, und 
weil es kaum möglich erscheint, daß eine solche 
Vereinheitlichung erzielt wird, ohne daß zugleich 
eine Einigung auch über die für die Pflegeaus- 
bildung der Fürsorgerin maßgebenden Gesichts- 
punkte herbeigeführt wird. 

Gegenwärtig nämlich finden wir bei verschiedenen 
Vertretern von Staaten mit nur einjähriger Säuglings- 
pflegeausbildung, die nur mehr oder minder wider- 
strebend eine Verlängerung derselben nach preußBi- 
schem Muster auf zwei Jahre mitmachen würden, die 
Auffassung, daß diese verlängerte Ausbildung außer 
für den Säuglings-Krankenpflegeberuf höchstens 
noch für die Fürsorge erforderlich wäre, und daß man 
gerade um dieser letzteren willen der Verlängerung 
zustimmen könnte. So schreibt Birk!): „Es ist klar, 
daß alle diese Personen‘‘, nämlich die mehr auf den 
Beruf der Sozialbeamtin zustreben, „eine umfassen- 
dere, über den Rahmen der Säuglingspflege hinaus- 
gehende Ausbildung haben müssen.“ 

Auch auf dem Kongreß in Düsseldorf wurde von den 
Befürwortern der zweijährigen Säuglingspflegeausbil- 
dung mehrfach — so besonders von der Abgeordne- 
ten Frau Juchacz — von der hervorragenden Be- 
deutung einer ausgedehnten Ausbildungszeit für die 
spätere Wohlfahrtspflegerin ausgegangen. 

Demgegenüber besteht nun aber die offenbar in 


2) „Die Prüfung der Säuglingspflegerin‘, M. m. W. 73. Jg., 
Nr. 26, S. 1080. 1926. 


weiten Kreisen unbekannte Tatsache, daß Preußen, das 
ebenso wie u.a.Hamburg und neuerdings auch Bremen, 
eine zweijährige Ausbildung für die Säuglingspflegerin 
für erforderlich hält, gleich nach ihrer Einführung aus- 
drücklich durch Ministerialerlaß vom 20. Februar 1923 
die Vorbildung der Wohlfahrtspflegerin für das Fach 
der Gesundheitsfürsorge auf I Jahr beschränkte. 

Auf der anderen Seite ist aber die pflegerische Vor- 
schulung der Gesundheitsfürsorgerin gerade in den 
anderen Ländern, die heute noch eine nur einjährige 
Ausbildung für die Säuglingspflegerin haben, viel- 
fach auf 11⁄4 bis 21, Jahre festgesetzt, da nicht nur 
die Säuglingspflege, sondern auch die Krankenpflege, 
ja auch Wochenpflege und Tuberkulosenpflege ver- 
langt wird. So fordert Baden außer der staatlichen 
Prüfung noch eine halbjährige Tätigkeit in der Pflege, 
also zusammen 1%, Jahre, Bayern die staatliche An- 
erkennung als Krankenpflegerin und Säuglingspflege- 
rin, also zusammen 2 Jahre, Württemberg die staat- 
liche Anerkennung als Krankenpflegerin und Säug- 
lingspflegerin, dazu noch 3 Monate Wochenpflege und 
3 Monate Tuberkulosenpflege, also zusammen 21 
Jahre, als Vorbedingung für die Zulassung zur Wohl- 
fahrtspflegeprüfung. Die umstehende Übersicht läßt 
diese Verhältnisse im einzelnen erkennen!). 

Es besteht also vielfach dort, wo man sich mit kur- 
zer Ausbildung für die Pflegerin begnügt, eine Ten- 
denz für Verlängerung der pflegerischen Vorbildung 
der Fürsorgerin, während umgekehrt da, wo zwei- 
jährige Ausbildung in der Säuglingspflege eingeführt 
ist — also in Preußen, Hamburg und Bremen — für die 
Fürsorgerin nur ein Jahr verlangt wird. Nur Sachsen 
begnügt sich für Pflege und für Fürsorge mit der Vor- 
schrift einer einjährigen Ausbildung. 

Es ergibt sich also in den 8 Ländern, in denen bis- 
her staatliche Vorschriften für die Prüfung von Wohl- 
fahrtspflegerinnen eingeführt sind, ein sehr verschie- 
denes Bild. Das erstaunlichste aber ist, daß die staat- 
lich geprüfte Wohlfahrtspflegerin in einer Reihe von 
Ländern gegenseitig anerkannt wird, wiewohl in dem 
so entscheidenden Punkte der pflegerischen Vorbil- 
dung ganz grundlegende Unterschiede in diesen Län- 
dern vorhanden sind. 

Ist aber das Bedürfnis nach reichseinheitlicher Re- 
gelung der Säuglingspflegeausbildung als unabweis- 
bar anerkannt, so schreit geradezu das Chaos auf dem 


1) Vgl. „Berufskundliche Nachrichten“, Jg. 6, Nr. 10. 1926. 
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in Gesundheits- ns a | wird verlangt: | Gesundheits- | ist gegenseitig 
fürsorge sind | egerin > gesetz i fürsorgerin: | anerkannt In: 
erlassen in: aan | l 
: e 
Preußen | Preußen 
| 3 l| į Einjähriger Besuch einer staatlich anerkannten | 
FADUTE | = Jalıe ' Kranken- oder Säuglingspflegeschule. 
Bremen | 1 Jahr 
Sachsen \ | Sachsen 
Mecklenburg- | Staatliche Anerkennung als Kranken- oder | 
Schwerin- | Säuglingspflegerin. | 
Baden Ä Staatliche Anerkennung als Kranken- oder 1’/, Jahr Baden 
I Jahr Säuglingspflegerin, einhalbjährige Tätigkeit 
als Kranken- oder Säuglingspflegerin. 
Bayern Staatliche Anerkennung als Kranken- und als 2 Jahre 
| Säuglingspflegerin. 
Württemberg i Staatliche Anerkennung als Kranken- und als 21/, Jahre Württemberg 


Gebiete der pflegerischen Vorbildung der Fürsorgerin 
nach einer ordnenden Hand. Und so entsteht zunächst 
die Frage, in welcher Richtung wäre die Vereinheit- 
lichung zu suchen, in der Richtung auf Preußen, 
Sachsen, Hamburg, Bremen mit ihrer nur einjährigen 
oder in der Richtung der süddeutschen Länder mit 
ihrer durchschnittlich zweijährigen pflegerischen Vor- 
bildung? 

Die Tatsache der gegenseitigen Anerkennung von 
grundsätzlich verschieden vorgebildeten Persönlich- 
keiten in den verschiedenen Ländern kann nicht gut 
anders aufgefaßt werden als ein Ausdruck dafür, daß 
die verantwortlichen Stellen gerade der gesundheits- 
pflegerischen, sozialhygienischen Seite der Wohlfahrts- 
pflegeausbildung mit einer gewissen Gleichgültigkeit 
gegenüberstehen. Diese wiederum mag irgendwie 
damit zusammenhängen, daß diese Ausbildung im 
wesentlichen in den Händen der sozialen Frauenschulen 
liegt, und daß es diesen Anstalten trotz ihres Bestre- 
bens, wie es z. B. von Männern wie Polligkeit und 
Erfurt!) lebhaft vertreten wird, immer noch nicht 
in befriedigendem Maße gelungen ist, der Gesundheits- 
fürsorge den unbedingt gleichberechtigten Platz neben 
den anderen Teilen ihres Aufgabenkreises zuzuweisen. 

Wie dem aber auch sei, so viel ist jedem ärztlichen 
Kenner des Gesundheitsfürsorgewesens sicher, daß die 
persönliche Eignung der Gesundheitsfürsorgerin — 


1) Grundsätzliche Fragen zur Ausgestaltung der staatlich 
anerkannten Wohlfahrtsschulen. Herausgeg. v. preuß. Ministe- 
rium für Volkswohlfahrt. Berlin 1926. 


i Säuglingspflegerin, dazu 3 Monate Wochen- 
| pflege, 3 Monate Tuberkulosenpflege. 


ihren von der sozialen Frauenschule mitgebrachten 
Schatz an Kenntnissen und an Auffassung in allen 
Ehren — doch in geradezu entscheidender Weise da- 
von abhängt, welches Maß von Erfahrungen auf dem 
pflegerischen Gebiete sie früher erworben hat. Dies 
gilt sowohl für die Familienfürsorgerin, die ja gewiß 
zu 60%, Gesundheitsfürsorgerin ist, dies gilt in ganz 
besonderer Weise für die nach Lage der Dinge heute 
noch stark gesuchte Sonderpflegerin auf dem Gebiete 
der Säuglings- und Kleinkinderfürsorge, für die der 
Sprachgebrauch — völlig zutreffend — die Bezeich- 
nung „Säuglingsfürsorgeschwester‘‘ geschaffen hat. 
Nach jahrzehntelanger Erfahrung bin ich überzeugt, 
daß bei Ausübung derartiger Tätigkeit eine zweijährig, 
und womöglich darüber hinaus, praktisch tätig ge- 
wesene Säuglingspflegerin ganz ohne soziale 
Frauenschule vor einer bestimmungsgemäßB ausge- 
bildeten und staatlich geprüften Wohlfahrtspflegerin 
für das Fach der Gesundheitsfürsorge unbedingt den 
Vorzug verdient. Aber auch für die Anstellung als 
Familienfürsorgerin wird durch die vorschriftsmäßige 
Gesundheitsfürsorgeausbildung keine vollkommene 
Konkurrenzfähigkeit erzielt; wird doch vielfach — 
und mit Recht - daneben noch die staatliche An- 
erkennung in der Säuglings- und Kleinkinderpflege 
gefordert. 

Man kann also unbedingt behaupten, daß die in 
Preußen, Hamburg und Bremen eingeführte Nieder- 
haltung der Wohlfahrtspflegerin in ihrem gesundheits- 
pflegerischen Können dieser nicht vorteilhaft gewesen 
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ist, und daß für die Gesundheitsfürsorge selbst der 
daraus erwachsene Schaden nur dort verhütet worden 
ist, wo man neben der Wohlfahrtspflegeprüfung noch 
außerdem auf ein ausreichendes Maß von pflegerischer 
Ausbildung Wert legte, dessen Minimum sicher bei der 
zur Erlangung der staatlichen Anerkennung als Pflege- 
rin erforderlichen zweijährigen Ausbildung liegt. Man 
wende hier nicht ein, daß ja bis vor wenigen Jahren 
auch in Preußen und Hamburg und bis vor kurzem 
noch in Bremen die Ausbildung auch der Pflegerin 
nur einjährig war. Denn einmal galt dies nur für die 
staatlich vorgeschriebene, während die sonstige Säug- 
lingsschwesternausbildung fast überall zweijährig war. 
Ferner aber war ja auch damals die zusätzliche soziale 
Ausbildung noch keineswegs eingebürgert, und man 
nahm eben die Fürsorgeschwester im allgemeinen 
nicht aus der Reihe der soeben staatlich geprüften 
Pflegerinnen, sondern aus den bereits einige Zeit in 
den Beruf hineingewachsenen, erfahrenen Kranken- 
und Säuglingsschwestern. 

Wir müssen uns also darüber ganz klar sein, daß 
wir seit der staatlichen Regelung der Wohlfahrtspflege- 
ausbildung, so wie sie in Preußen und Hamburg er- 
folgt ist, hinsichtlich der Ausbildung der Gesundheits- 
fürsorgerin nicht nur keinen Fortschritt, sondern einen 
tatsächlichen Rückschritt gemacht haben, und zwar 
deshalb, weil die Ausbildung in der sozialen Frauen- 
schule grundsätzlich solchen Persönlichkeiten erteilt 
wird, die zum Gesundheitsfürsorgerinnenberuf ein 
geringeres Maß von hygienischen Kenntnissen und 
Erfahrungen mitbringen, als es vor Einführung der 
sozialen Ausbildung im allgemeinen als ausreichend 
für eine Gesundheitsfürsorgerin erachtet wurde. Es 
kann aber, wie uns die Erfahrungen der Praxis un- 
zweifelhaft lehren, mindestens in vielen Fällen dieses 
Minus nicht durch das Plus der sozialen Kenntnisse 
für ausgeglichen angesehen werden. 

Die Erkenntnis dieser Dinge ist offenbar nicht ge- 
nügend verbreitet; sonst wäre es nicht zu erklären, 
daß die gegenseitige Anerkennung der Wohlfahrts- 
pflegerin zwischen den einzelnen Ländern vereinbart 
worden wäre und dem Vernehmen nach, trotz des offi- 
ziellen Endes ihrer Geltung am 31.X11.1925 auch über 
diesen Zeitpunkt hinaus stillschweigend!) weiter Gel- 
tung behielte, obgleich den für Preußen und Hamburg 
erlassenen rückschrittlichen Bestimmungen in der 
Mehrzahl der übrigen Länder weit bessere gegenüber- 
stehen. Man kommt seltsamerweise ohne weiteres 
darüber hinweg, daß z. B. die württembergische Ge- 


1) Anmerk. b. d. Korrektur: Die Vereinbarung ist soeben 
bis Ende 1928 verlängert. — S. Bekanntmachung des Reichs- 
ministers des Innern vom 6. Nov. 1926. Reichsministerialblatt 
S. 982. 


sundheitsfürsorgerin ihrer Ausbildung nach etwas 
ganz anderes sein muß als die preußische, die ihre 
soziale Ausbildung auf einer vergleichsweise minder- 
wertigen hygienischen Vorbildung aufgebaut hat. 

Nun ist aber ohne Zweifel — um einen Schloß- 
mannschen Leitsatz!) sinngemäß umzuformen — 
„im Interesse des Ansehens staatlicher Prüfungen und 
staatlicher Anerkennungen überhaupt und im Inter- 
esse der Gesundheitsfürsorge in Deutschland eine 
Gleichmäßigkeit der Vorbedingungen für die Aner- 
kennung als Wohlfahrtspflegerin für das Fach der 
Gesundheitsfürsorge für das Reichsgebiet unbedingt er- 
wünscht‘. Sie kann aber nicht anders herbeigeführt 
werden, als daß die Anforderungen an die pflegerische 
Vorbildung in den verschiedenen Ländern in Überein- 
stimmung gebracht werden. 

Abgesehen von deren Dauer bestehen aber, wie aus 
der obigen Übersicht hervorgeht, noch weitere in ihrer 
Bedeutung bisher erstaunlich wenig gewürdigte Unter- 
schiede hinsichtlich ihrer Art, d. h. des der allgemeinen 
Krankenpflege und der Säuglingspflege zu widmenden 
Anteils, deren Vorhandensein allein schon die gegen- 
seitige Anerkennung bisher hätte ausgeschlossen ha- 
ben müssen. So ist z. B. die preußische Wohlfahrts- 
pflegerin mit einem Jahr Säuglingspflege oder die 
sächsische mit einem Jahre Krankenpflege sicher 
nicht nur der Zeit nach, sondern auch der Art nach 
ganz ungleichwertig ausgebildet gegenüber der bayeri- 
schen und der württembergischen mit abgeschlossener 
Kranken- und Säuglingspflegeausbildung (bei der 
letzteren noch dazu mit % Jahre Tuberkulose- und 
Wochenpflege). 

Es ließen sich nun diese qualitativen und quantita- 
tiven Unterschiede gewiß gerade in dem Augenblicke 
nicht allzu schwer ausgleichen, wo eine Reichsverein- 
heitlichung der Säuglingspflegeausbildung herbeige- 
führt wird. Nach den auf der VIII. Deutschen Tagung 
für Säuglings- und Kleinkinderschutz in Düsseldorf 
aufgestellten Leitsätzen ist die Erwartung nicht ganz 
unbegründet, daß man sich auf die in diesen Leit- 
sätzen vertretene zweijährige Ausbildung in der Säug- 
lingspflege einigen wird. In diesem Falle wäre es das 
Gegebene, daß man sich auch auf eine zweijährige 
pflegerische Ausbildung der Gesundheitsfürsorgerin 
einigte, wodurch die Rückständigkeit Preußens, Ham- 
burgs, Sachsens und Bremens ausgeglichen, für die 
süddeutschen Länder aber keine wesentliche Verände- 
rung herbeigeführt werden würde. 

Weiterhin wäre bei dieser Gelegenheit auch mit dem 
bisher den meisten Vorschriften anhaftenden Mangel 


1) Bericht über die VIII. Deutsche Tagung für Säuglings- 
und Kleinkinderschutz, Düsseldorf, 13. und 14. September 
1926. Selbstverlag Berlin-Charlottenburg 5, Frankstr. 3. 
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aufzuräumen, daß Gesundheitsfürsorgerinnen ent- 
weder ganz ohne allgemeine Krankenpflege oder 
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ganz ohne Säuglingspflege die staatliche Anerken- 


nung erlangen können, was heute noch überall — mit 
Ausnahme von Württemberg und Bayern — möglich 
ist, und bei der Auswahl von Kräften für gesundheits- 
pflegerische Aufgaben nur Verwirrung hervorruft. 
Diesem Mangel wäre damit abzuhelfen, daß als allei- 
nige pflegerische Vorbildung die staatliche Aner- 
kennung als zweijährig ausgebildete Säuglingspfle- 
gerin — nach dem, wie vorausgesetzt, zur Reichs- 
einheitlichkeit erhobenen preußischen Muster — fest- 
gesetzt wird mit der Maßgabe, daß, so wie dies ja auch 
nach den geltenden preußischen Säuglingspflegeaus- 
bildungsbestimmungen bereits möglich ist, ein Teil der 
Ausbildungszeit, etwa ein halbes oder selbst ein gan- 
zes Jahr, in der allgemeinen Krankenpflege abge- 
leistet wird. 

Es ist mir nicht bekannt geworden, was für Beweg- 
gründe es waren, die seiner Zeit den Preußischen Mi- 
nister für Volkswohlfahrt zu seinem Erlaß vom 20. II. 
1923 bestimmt haben, oder auf welche sachverstän- 
dige Beratung er sich dabei gestützt hat ; doch möchte 
ich annehmen, daß es im wesentlichen die Rücksicht 
auf die wirtschaftliche Lage der Bewerberinnen ge- 
wesen sein mag, nicht in der Sache selbst liegende 
Gründe, die ihn dazu bewogen haben, für die Wohl- 
fahrtspflegerin nicht ebenso wie für die Säuglings- 
pflegerin und die Krankenpflegerin eine Verlänge- 
rung der pflegerischen Vorbildung über ein Jahr hin- 
aus eintreten zu lassen. Es dürfte daher dem obigen 
Vorschlage kaum etwas anderes entgegengehalten 
werden als der Einwand, daß dadurch die Gesamt- 
ausbildung von 3 auf 4 Jahre verlängert wird, was 
mindestens für einen Teil der sich Ausbildenden wirt- 
schaftlich nicht tragbar sei. Demgegenüber darf dar- 
auf hingewiesen werden, daß bereits heute eine nicht 
unbeträchtliche Anzahl von angehenden Wohlfahrts- 
pflegerinnen sich nicht mit einer einjährigen pflegeri- 
schen Ausbildung begnügt, sondern sich zweijährig 
ausbildet, um auch die staatliche Anerkennung in der 
Säuglingspflege zu erlangen. Diese Tendenz beruht 
zum Teil darauf, daß der Eintritt in die soziale Frauen- 
schule im allgemeinen nicht unter 20 Jahren erfolgen 
kann, und daß die Berufsausbildung ohne größeres 
Opfer, als es ein nutzlos verstrichenes Jahr ohnehin 
bedeutet, ebenso gut bereits mit 18 Jahren begonnen 
werden kann, zumal sich die Pflegeschülerin im 2. 
Jahre nahezu selbst unterhält. Im Besitz auch der 
staatlichen Anerkennung als Säuglingspflegerin ist 
sie überdies später als Wohlfahrtspflegerin sicher weit 
konkurrenzfähiger als ohne dieselbe, weil von vielen 
Seiten auf eine möglichst eingehende Vorbildung gerade 


in der Säuglingspflege entscheidendes Gewicht gelegt 
wird. Ein weiterer Grund aber, auch heute schon — 
wiewohl es nicht vorgeschrieben — die staatliche An- 
erkennung in der Säuglingspflege zu erwerben, liegt 
nach meinen Beobachtungen für viele in der schwer 
vorauszusehenden Entwicklung des Stellenmarktes 
und in der höchst schätzbaren Möglichkeit, sich einmal 
später im Notfalle von der Fürsorge- auf die Pflege- 
arbeit umstellen zu können. 

Alles dieses in Betracht gezogen, erscheint die Be- 
hauptung nicht allzu gewagt, daß die Forderung einer 
zweijährigen pflegerischen Vorbereitung auf den Für- 
sorgeberuf keinen so bedeutenden Eingriff in die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der angehenden Wohlfahrts- 
pflegerinnen bilden würde, als dies vielleicht auf den 
ersten Blick erscheinen Könnte. 

Die Frage ist aber noch unter einem weiteren Ge- 
sichtspunkte zu betrachten. Es wäre immerhin nicht 
unmöglich, daß für den Preußischen Minister für Volks- 
wohlfahrt auch ein sachlicher Grund für die Niedrig- 
haltung der pflegerischen Ausbildungszeit mitbestim- 
mend gewesen sein könnte. Möglichenfalls hat er 
gleich manchen anderen, zu denen auch der Schreiber 
dieser Zeilen gehört, bei den heute geltenden Vorschrif- 
ten — ganz wie es auch bei den älteren preußischen 
Vorschriften zur Ausbildung von Fürsorgerinnen vom 
Jahre 1919 der Fall war — in erster Reihe die Aus- 
bildung von Fürsorgerinnen in gehobener leitender 
Stellung im Auge gehabt, die, in ihrer mehr organisa- 
torischen Arbeit nicht so stark mit der unmittelbaren 
persönlichen Fürsorge von Mensch zu Mensch befaßt, 
ein höheres Maß von individual-pflegerischen Kennt- 
nissen und Erfahrungen kaum zu besitzen brauchen, 
und vielleicht hat er dabei nicht an die zahlreichen 
örtlichen Hilfskräfte des Fürsorgewesens gedacht, von 
denen es im Gegenteil in einem Erlaß vom 29. III. 
19191) heißt: 

„Hier dürfte vielmehr eine kürzere Ausbildung 
ausreichen und — von besonderen Ausnahmefällen 
abgesehen — der Besuch einer Wohlfahrtsschule 


(Sozialen Frauenschule usw.) in der Regel zu ent- 
behren sein.“ 


Wenn dem so wäre, so hätte allerdings ihm und uns 
die seither zu beobachtende Entwicklung Unrecht ge- 
geben. Denn längst stellt der Besuch der Sozialen 
Frauenschule keineswegs mehr einen Teil der General- 
stabskarriere im Fürsorgewesen dar, sondern er ist 
einfach zur Regelausbildung aller Fürsorgerinnen ge- 
worden, auch derer, die ihrer ganzen Persönlichkeit 
und Begabungsrichtung nach lediglich als die letzten, 


1) Nachtrag f. d. Vorschriften über die Ausbildung von Für- 
sorgerinnen vom 10. IX. 1918. 
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unmittelbar ausführenden Organe der Fürsorge in 
Betracht kommen und leitende Stellungen niemals 
erlangen und auch nicht einmal erstreben. Für diese 
aber wirkt sich der Mangel der geltenden Bestimmun- 
gen besonders ungünstig aus; gerade für sie ist die 
längste und beste pflegerische Vorbildung eben gerade 
gut genug. Also auch unter diesem Gesichtspunkte 
erscheint eine Verlängerung der pflegerischen Vor- 
bildung dringend geboten. 

Wenn man vollends bedenkt, daß ein Kenner des 
Wohlfahrtswesens wie Polligkeit als Regelvorbil- 
dung für die Wohlfahrtspflegerin aller drei Haupt- 
fächer nicht weniger als eine zweijährige Pflegeaus- 
bildung und noch dazu eine einjährige Anstaltstätig- 
keit empfiehlt, — was also für die meisten eine glatte 
Verlängerung ihrer Vorbereitungszeit um zwei bis 
drei Jahre bedeuten würde, — so kann man ganz ge- 
wiß die im vorstehenden aufgestellte und begründete 
Forderung einer zweijährigen pflegerischen Mindest- 
ausbildung lediglich für die deutsche Gesund- 
heitsfürsorgerin keineswegs als zu weitgehend be- 
zeichnen. 


Anmerkung bei der Korrektur: 


Inzwischen ist ein neuer Runderlaß des preußischen Ministers 
für Volkswohlfahrt veröffentlicht (,‚Volkswohlfahrt‘“ Jg. 7, 
Nr. 24, S. 1134ff. 1926), der die Tendenz des vorstehenden Auf- 
satzes nachträglich noch in ganz besonderer Weise rechtfertigt, 
weil er eine weitere erhebliche Verschlechterung der fachlichen 
Vorschulung der Wohlfahrtspflegerin für das Fach der Gesund- 
heitsfürsorge anbahnt. 

Es sollen nämlich für diesen Zweck in Zukunft auch ‚mittlere 
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und kleinere nicht staatlich anerkannte Anstalten“ herange- 
zogen werden, also offenbar Anstalten, diedenAnforderun- 
genan einestaatlicheAnerkennungalsKrankenpflege- 
schulen und Säuglingspflegeschulen nicht genügen. 
Hier erhebt sich für die Gesundheitsfürsorge eine Gefahr, die 
vom ärztlichen Standpunkte aus gar nicht hoch genug ein- 
geschätzt werden kann. 

Begründet wird die Maßnahme einerseits mit der jetzt vielen 
Bewerberinnen fehlenden ‚‚Möglichkeit, das pflegerische Jahr 
unter Aufwendung geringerer Kosten an ihrem Heimatsorte 
durchzumachen‘“‘, andererseits damit, daß Schwierigkeiten bei 
der Erteilung des einjährigen Pflegeunterrichts in den sonst auf 
zweijährige Ausbildung eingestellten Pflegeschulen entstehen 
sollen derart, daß die sozialen Frauenschulen zu wenig pflege- 
risch vorgebildete Schülerinnen bekämen. 

Daß, um hier Abhilfe zu schaffen, nun ohne weiteres die 
Mitwirkung vergleichsweise minderwertiger Pflegelehrstätten in 
Kauf genommen werden soll, kennzeichnet wiederum jene ge- 
wisse Gleichgültigkeit, die gegenüber dem — wie oben ange- 
führt — lebenswichtigsten Teile der gesundheitsfür- 
sorgerischen Gesamtausbildung besteht. Für uns, die 
wir uns über die Lebenswichtigkeit im klaren sind, wären die 
Schwierigkeiten bei der technischen Durchführung der ein- 
jährigen Pflegeausbildung nur noch ein Grund mehr dafür, 
diese endlich ganz fallen zu lassen und zur zweijährigen über- 
zugehen, was, wie dargetan wurde, kaum ein finanzielles Mehr- 
opfer für die Bewerberinnen bedeuten würde. 

Für die Forderung, zum Zwecke der Verbilligung ausge- 
sucht die pflegerische Vorschulung der Gesundheits- 
fürsorgerin durch Hinzunahme kleinstädtischer Anstalten 
stärker zu dezentralisieren als die soziale Ausbildung oder als 
die Ausbildung der Krankenpflegerin und der Säuglingspflegerin, 
liegt vollends kein ersichtlicher Grund vor; sie beruht offenbar 
nur auf der Verkennung der Bedeutung jenes Unterrichts- 
zweiges. 

Alles in allem wird der neue Runderlaß in fürsorgeärztlichen 
Kreisen voraussichtlich schwere Bedenken hervorrufen. 


Angewandte Erbbiologie. 
Von R. FETSCHER, Dresden. 


Jede Wissenschaft erweist ihre Existenzberechtigung 
dadurch, daß sie aus dem rein theoretisch-spekulativen 
Stadium heraustritt und praktische Folgerungen aus 
ihrer Erkenntnis zieht. Die Erbbiologie hat dies in der 
Züchtungskunde von Pflanze und Tier getan und auf 
diesem Gebiete große Erfolge errungen. Die Erblich- 
keitsforschung des Menschen ist nicht in gleichem Maße 
nach außen wirksam geworden. Wohl baut sich die 
Eugenik in wesentlichen Teilen auf der Erbbiologie 
auf, doch ist erstere nicht unbedingt auf letztere an- 
gewiesen, wie der Umstand beweist, daß in den angel- 
sächsischen Ländern zunächst, dann aber auch in 
Deutschland die Eugenik schon in einer Zeit zu grund- 
sätzlichen Erkenntnissen gelangte, in welcher die exakte 
Erbbiologie noch gar nicht existierte ; sie konnte ledig- 
lich dem inneren Ausbau und der neuerlichen Be- 
stätigung alter Erkenntnisse dienen. 

Es dürfte deshalb von beträchtlicher Wichtigkeit 
sein, daß neuerdings die Erbbiologie des Menschen auf 
verschiedenen Gebieten stärker hervorzutreten be- 
ginnt. So ist die gesamte Konstitutionsforschung in 
wesentlichen Teilen von der Erblichkeitsforschung ab- 
hängig, bei einzelnen Forschern sogar überhaupt nichts 
anderes als die Lehre vom Erbbild, mit dem Tandler 
und J. Bauer den Begriff der Konstitution identi- 
fizieren. Andere wieder, wie H. W. Siemens, Bor- 
chardt u.a., bezeichnen als Konstitution das Erschei- 
nungsbild des Menschen, welches das Ergebnis des 
Zusammenspiels von Erbanlage und Umwelt ist. Be- 
wußter noch rückt Brugsch den Genotypus in den 
Vordergrund, der in seiner „allgemeinen Prognostik“ 
die „genetische Beurteilung“ als wesentlichen Be- 
standteil eines „medizinischen Werturteils‘‘ bezeich- 
net. Schon beginnt sich die Konstitutionsforschung 
zur „Personallehre‘‘ zu erweitern, indem sie vom All- 
gemeinen zum Besonderen fortschreitend das Einzel- 
individuum in der Gesamtheit seiner Bedingungen zu 
erfassen strebt. Dazu ist abermals die Erbbiologie ein 
unentbehrlicher Bestandteil, der deshalb auch mit 
vollem Recht in dem von Brugsch und Lewy groß- 
angelegten Werke ‚Die Biologie der Person“ einen 
breiteren Raum einnimmt als je zuvor in einem ande- 
ren Werke über die Konstitution des Menschen. 

Weniger klar, aber doch schon deutlich genug zeich- 
net sich nun auch in der sozialen Fürsorge das Bestre- 
ben, die Erbbedingtheit des Menschen mit in Rechnung 
zu stellen. Anlaß dazu ist, daß vielfach der Nutzeffekt 


der Fürsorgemaßnahmen hinter der Erwartung zu- 
rückbleibt und wohl auch der Umstand, daß von 
manchen Seiten die Fürsorge überhaupt generell als 
schädlich bezeichnet wurde; zu letzterer Auffassung 
führte allerdings eine völlig mißverständliche Über- 
spannung des Gedankens der Selektion. Man er- 
kannte zwar durchaus richtig, daB in der Natur 
Gruppenauslese nach dem Maße der Angepaßtheit 
an die äußeren Lebensbedingungen stattfindet, be- 
eing aber den Irrtum, die gleiche Art der Auslese für 
den domestizierten Menschen zu fordern. Das ist 
gleich unrichtig, als wollte man einem Tierzüchter 
empfehlen, seine Tiere ungünstigen Klimatischen Be- 
dingungen auszusetzen, damit die weniger wider- 
standsfähigen zugrunde gingen. Der Tierzüchter treibt 
aus ökonomischen Gründen Individualauslese,indem 
er die Tiere einzeln nach ihrer Erbqualität ausliest. 
Man wird auch beim Menschen nur Individualauslese 
treiben können, die im übrigen, folgerichtig durchge- 
führt, keine schlechteren Ergebnisse als die Gruppen- 
auslese der Natur zu geben braucht. Auch gegenüber 
der Tierzucht bestehen natürlich grundsätzliche Unter- 
schiede. Der Tierzüchter kann nach positiven Eigen- 
schaften auslesen, wie z. B. dem Milchertrag bei 
Kühen, beim Menschen kommt dagegen unmittelbar 
nur eine negative Auslese durch Verhütung der Fort- 
pflanzung Minderwertiger in Betracht, während posi- 
tive Auslese nur mittelbar zu erreichen ist, etwa durch 
Maßnahmen wirtschaftlicher Natur, welche hochwerti- 
gen Paaren die Aufzucht einer ausreichenden Kinder- 
zahl ermöglichen. 

Soziale Fürsorge und Individualauslese sind keine 
Gegensätze, lassen sich vielmehr in durchaus glück- 
licher Weise verbinden. Weiter darf die soziale Für- 
sorge tatkräftige Förderung durch die Erbbiologie er- 
warten, die geeignet erscheint, den Nutzeffekt der Für- 
sorgemaßnahmen zu verbessern. Wie dies im Grund- 
satz geschehen kann, sei an einem Beispiel erörtert. 

Der Standpunkt der Vergeltungsstrafe ist in der 
Praxis überwunden. Die Strafhaft eines Kriminellen 
dient immer ausgesprochener pädagogischen Zwecken ; 
das Ziel ist, den Verbrecher in die soziale Gemein- 


schaft einzugliedern ; das äußere Mittel findet seinen 


Ausdruck in dem Begriff des Stufenstrafvollzuges. Der 
Erfolg der Maßnahmen muß sich in abnehmender 
Häufigkeit von Rückfällen ins Verbrechen zu erken- 
nen geben. Nach anfänglich recht hoch gespannten 
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Erwartungen hört man aber nun viele Stimmen, die 
sich über den Stufenstrafvollzug sehr ungünstig äußern. 
Und doch ist dieser Pessimismus nicht berechtigt. Es 
sei hier auf die Schwierigkeiten pädagogischer Be- 
einflussung Krimineller nicht eingegangen, sondern 
nur ein häufig übersehener Umstand hervorgehoben, 
daß von vornherein die Verschiedenheit der Erban- 
lagen Krimineller beträchtliche Unterschiede der Er- 
ziehbarkeit bedingt. Es bedeutet völlig unfruchtbare 
Kraftverschwendung, wenn bei jedem Verbrecher ohne 
Kenntnis seiner Erbanlagen volle soziale Eingliederung 
als Ziel der Erziehung im Gefängnis angestrebt wird. 
Man hat deshalb immer mehr eine Scheidung der Krimi- 
nellen nach ihrer Erziehbarkeit gefordert. Köster 
glaubt dies in sehr einfacher Weise tun zu können, 
indem er die Leptosomen, namentlich auch die Athle- 
tiker als unerziehbar, die Pykniker als erziehbar be- 
zeichnet. Gewiß wird der Körperbau, im Sinne 
Kretschmers klassifiziert, einige Anhaltspunkte 
geben, ebenso auch die psychiatrische Beurteilung, 
doch ist darüber hinaus die erbbiologische Kennzeich- 
nung geeignet, das Urteil noch klarer zu gestalten. 
Dazu bedürfen wir der ausreichenden Erforschung der 
Familien Minderwertiger, um aus der Häufung von 
Normabweichungen im Verwandtschaftskreis Krimi- 
neller auf ihre Erbanlagen schließen zu können, sowie 
den Einfluß der sozialen Umwelt gegenüber dem Keim- 
plasma abzugrenzen. 

Gelingt es uns, die Familie eines Kriminellen als den 
Boden, in dem seine Erbanlagen wurzeln, zu erfassen, 
so ist eine wichtige Grundlage geschaffen, die durch 
die Typisierung nach psychiatrischen und konstitu- 
tionellen Gesichtspunkten im Einzelfall noch verbrei- 
tert werden kann. Die Beurteilung des Verbrechens 
selbst ist dann ein Akt angewandter Erbbiologie. 

Die Frage der Erziehbarkeit taucht auch in der 
Psychopathenfürsorge nicht selten auf. Häufig be- 
steht auch das Bedürfnis nach einer sozialen Prognose. 
Wäre sie nur von der Umwelt abhängig, dann brauchte 
nur diese entsprechend verändert zu werden, um gün- 
stige Zukunftsaussichten zu eröffnen. Dieser Stand- 
punkt wird aber höchstens noch von vereinzelten 
Milieutheoretikern vertreten, während alle in der 
praktischen Fürsorge stehenden Personen diesen Opti- 
mismus nicht mehr teilen. Ein Beispiel möge hier 
Platz finden: 

Dora X., 16 Jahre alt, treibt sich herum, sucht Männerbe- 
kanntschaften. Sie wird geschlechtskrank (Tripper) aufge- 
griffen. Über ihre Familie ist folgendes bekannt: 1. Geschwister: 
1 Bruder (20jährig) zeigt in der Pubertät deutliche Neigung zu 
Betrügereien, die ihn schon mit den Gerichten in Konflikt 
brachten. Er ist arbeitsscheu, lügnerisch. Eine ältere Schwester 


ist verheiratet, gesund. 2. Eltern: Mutter ist gesund, einzige 
Tochter eines Trinkers. Vater ist wegen Betrugs und Sittlich- 
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keitsverbrechen wiederholt mit Zuchthaus bestraft, schwerer 
Trinker, an Leberzirrhose gestorben. 3. Sonstige Verwandt- 
schaft: 1 Schwester des Vaters geisteskrank (anscheinend 
schizophren), gestorben, 1 Bruder idiotisch, jung gestorben, 
1 Schwester lebt, ist verheiratet, oft wegen ‚‚Nervenleiden“ 
in ärztlicher Behandlung (schwere Hysterica). Vatersvater war 
Trinker, an Paralyse, Vatersmutter gesund, an Magenkrebs 
gestorben. 

Aus dem Bild der Familie darf abgeleitet werden, 
daß die Verwahrlosung von Dora X. nicht auf die 
Umwelt allein zurückzuführen ist, sondern daß mit 
großer Wahrscheinlichkeit Erbanlagen mit Ursache 
ihres Verhaltens sind. Die soziale Prognose ist ungün- 
stig, erzieherische Beeinflussung mindestens äußerst 
erschwert, wenn nicht unmöglich. Voraussichtlich wird 
sie nichts auf dem Wege zur Prostitution zurückhalten. 

Es bedarf keiner weiteren Ausführungen, daß auch 
in allen anderen Zweigen der sozialen Fürsorge, wie 
der Gerichtshilfe für Jugendliche und Erwachsene, 
im gesamten Erziehungswesen usw. ähnliche Deduk- 
tionen möglich und zweckmäßig sind. Vielleicht ist 
es richtig, in diesem Zusammenhange auch noch auf 
die Eheberatung hinzuweisen, in der die angewandte 
Erbbiologie ihr ureigenstes Arbeitsgebiet findet. Wir 
dürfen aber noch weiter gehen und auch die Beratun- 
gen in der Ehe wenigstens teilweise hierher zählen. 
Es ist keineswegs selten, daß Ehepaare um Rat fragen, 
die unter vielleicht schon zahlreichen Kindern Minder- 
wertige aufweisen. Ergibt die nähere Erörterung, daß 
krankhafte Erbanlagen in der Familie heimisch sind, 
dann ist es am Platze, weitere Fortpflanzung zu 
widerraten. Am besten wäre natürlich die Sterilisie- 
rung eines Teils, doch ergeben sich dabei häufig Wider- 
stände, ganz abgesehen von der zweifelhaften recht- 
lichen Zulässigkeit. Man wird dann im Sinne der Indi- 
vidualauslese zur Schwangerschaftsverhütung raten 
und Kondom oder Okklusivpessar zu empfehlen haben. 

Wir wollen in die Erörterung dieser mehr eugeni- 
schen Probleme nicht eintreten, sondern noch einige 
weitere Aufgabenkreise der angewandten Erbbiologie 
kurz andeuten. Als in der Regel übersehen, verdient 
die Adoptionsberatung hervorgehoben zu werden. 
In nicht seltenen Fällen erleben die Adoptiveltern 
schwere Enttäuschungen, vor denen sie sich wenig- 
stens teilweise schützen könnten, wenn sie einen Sach- 
verständigen über die Erbanlagen des Kindes hören 
würden. Die übliche Erörterung über Adoptions- 
kinder genügt nicht zur erbbiologischen Beurteilung. 
Auch die Berufsberatung kann gelegentlich erb- 
biologischen Rates bedürfen; z. B. sollten Angehö- 
rige von Familien, in denen Altersstar heimisch 
ist, Berufen fernbleiben, bei denen Blendung durch 
grelles Licht nicht zu a ist, wie bei Glas- 
machern und Heizern, oder Familien, in denen Herz- 
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und Nierenerkrankungen und Rheumatismus gehäuft 
auftreten, sind vor Berufen zu warnen, in denen sie 
leicht Erkältungen ausgesetzt sind. Wo Anlagen zu 
Stoffwechselerkrankungen vorkommen, sind Berufe 
mit unregelmäßiger Lebensführung ungeeignet, Fami- 
lien mit Spätrachitis usw. sollten ihre Söhne nicht im 
jugendlichen Alter in Berufe bringen, in denen sie 
lange stehen müssen (Bäcker, Kellner usw.). So ließen 
sich noch eine Reihe weiterer Punkte anführen. 

Ein eigenartiges und gegenwärtig vielfach erörtertes 
Gebiet ist die erbbiologische Vaterschaftsdiagnose. 
In der Regel wird für sie die Blutgruppenzugehörig- 
keit nutzbar gemacht, die auch in einer Reihe von 
Fällen zu brauchbaren Ergebnissen geführt hat. Ferner 
ist für sie die Vererbung von Papillarlinienmustern der 
Hand gelegentlich verwendbar, später wohl in größe- 
rem Umfang, wenn die erbbiolögische Forschung auf 
diesem Gebiete weiter gediehen ist. Aber auch sel- 
tenere Anomalien auf körperlichem Gebiete sind ge- 
eignet, über die Frage der Vaterschaft Auskunft zu 
geben, sofern nur einige Vorbedingungen erfüllt sind; 
die Merkmale müssen hinreichend selten, scharf um- 
rissen und schon kurz nach der Geburt deutlich ausge- 
prägt sein. Abgesehen von den beiden letztgenannten 
Aufgaben der angewandten Erbbiologie liegen ihre 
Gebiete fast ausschließlich auf dem der Beurteilung 
psychischer Erbanlagen. Leider ist dies auch die weit- 
aus schwierigste Aufgabe, die stets gute Kenntnis der 
Familien, aus denen die zu beurteilenden Personen 
stammen, voraussetzt. In jedem Einzelfall die er- 
forderlichen Daten besonders zu beschaffen, ist ein 
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recht langwieriges Unternehmen und stößt nicht selten 
auf erhebliche Schwierigkeiten. Wir müssen deshalb, 
ohne erst auf die Fälle zu warten, systematisch die 
Minderwertigen in ihrer Gesamtheit zu erfassen be- 
strebt sein. Diesem Ziele dient die von mir geleitete 
„Erbbiologische Kartei des Sächsischen Ministeriums 
der Justiz‘‘, wenigstens soweit Kriminelle in Betracht 
kommen. Über die Organisation habe ich an anderer 
Stelle berichtet. Wir müssen aber über diesen ersten 
Anfang hinausgehen und alle Gruppen von Minder- 
wertigen, die übrigens stets auch Beziehungen zur 
Kriminalität aufweisen, zu erfassen suchen. Zweck- 
mäßig würde es in der Form „Erbbiologischer 
Landesstellen‘“ geschehen, welche die Zentrale 
eines Landes für die karteimäßige Bearbeitung aller 
Familien mit Minderwertigen darstellen sollte. Von 
dort aus würden auch an alle Behörden die erforder- 
lichen Auskünfte zu geben und endlich die Erfahrun- 
gen für den wissenschaftlichen Ausbau der Erbbiologie 
in reichem Maße vorhanden sein. 

Die Ausführungen wollten lediglich Anregung sein, 
darauf hinweisen, daß eine angewandte Erbbiologie 
des Menschen schon jetzt möglich ist und für den wei- 
teren Ausbau solcher Bestrebungen werben. 
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Über den Rückgang der Männersterblichkeit in München, Nürnberg und Augsburg 
und im übrigen Deutschland überhaupt seit der Mitte des Weltkrieges. 
Von RUDOLF BANDEL, Nürnberg. 


In der Bevölkerungsbewegung von München, Nürn- 
berg und Augsburg ist, etwa beginnend mit dem Jahre 
1916, gegenüber den früheren Zeiten eine auffallende 
Veränderung eingetreten, die offenbar nur eine Teil- 
erscheinung der gesamten Bevölkerungsbewegung in 
Deutschland ist und bisher noch kaum beachtet wird, 
nämlich ein auffallender Rückgang der Sterblichkeit 
der Männer vom 30. Lebensjahr an. 

Wir bringen zunächst die statistische Unterlage, von 
der diese Arbeit ausgegangen ist,den Bevölkerungsstand 


vom Alter der Zwanzigjährigen an und deren Sterblich- 
keitsbewegung, wie sie sich nach den Volkszählungen 
1910, 1916, 1919 und 1925 in München, Nürnberg und 
Augsburg, und nach der jährlichen Feststellung der 
Sterbefälle für die genannten Jahre ergeben hat. Diese 
Zahlen finden sich, durch Fettdruck hervorgehoben, 
in den später zu besprechenden Tabellen Nr. 5—7. 

Summiert man die Zahl der Lebenden und die der 
Gestorbenen in den genannten drei Städten, so erhält 
man die nachfolgende Sterblichkeit. 


Tabelle 1. 


Sterblichkeit der Erwachsenen vom 20. Jahre an in München, Nürnberg und Augsburg 
in den Jahren 1910, 1916, 1919 und 1925. 


Männer. 
ee en | 20—30 Jahre 30-40 Jahre 40—50 Jahre 
Jahr Gestor- et Gestor- Gestor-  Sterbe- 
aU TEN TALTE Een: bene ziffer jis ebende ziffer bene ziffer 
1910 | f München, Nürnberg, E - 105 098 441 4 ‚196 96 | 89 737° 737 635 | 7,08 | 12,48 
1916 | Ä München, Nürnberg, Augsburg . 55 473 259 4,67 , 61181 370 6,05 | 66 556 10,91 
1919 ' München, Nürnberg, Augsburg... 92728 | 700| 7,51 | 86443 | 572 | 6,02 | 82556 9,92 
1925 ı München, Nürnberg, Augsburg .. | 119 129 453 3,80 ' 88835 409 4,60 86 541 8,42 
Männer. 
e ai i o] 50—60 Jahre . 60-70 Jahre über 70 Jahre 
e i 
Jahr ' äusden Stadt Gestor-, Sterbe- : Gestor-| Sterbe- Gestor-| Sterbe- 
| iaa a | Lebende Loene i ziffer = Lebende bene ziffer = Lebende bene ziffer 
1910 Ä München, Nürnberg, Augsburg... | 35415 | 913 | 25.78 || 18893 53,10 1014 | 126,0 
1916 | München, Nürnberg, Augsburg .. | 45206 | 1091 24,13 22 300 | 1274 57,13 | en 1332 ! 140,2 
1919 München, Nürnberg, Augsburg . 51 835 | 1088 20,99 24 203 | 1337 55,25 , 96 ; 1279 | 131,9 
1925 || München, Nürnberg, Augsburg .. | 66 121 | 1200 | 18,15 31 964 | 1345 | 42,08 | 11867 1355 | 114,2 
Frauen. 
i SE | 20—30 Jahre © 30—40 Jahre 40—50 Jahre 
Jahr ' En Gestor-| Sterbe- | Gestor-| Sterbe- Sterbe- 
aus den Städten ‚Lebende | bene | ziffer Lebende | bene | ziffer ziffer 
1910 | München, Nürnberg, Augsburg 5 105 909 4,33 | 95479 | 611] 640 | 64966] 573 | 7, 
1916 | München, Nürnberg, Augsburg ..! 116 436 593 5,09 103711 ı 608 5,86 83 248 783 9,40 
1919 | München, Nürnberg, Augsburg .. || 121305 | 815 02 104195 | 7422| 7,12 | 88995 | 869 | 9,76 
1925 | München, Nürnberg, Augsburg .. | 131 258 523 as | 113 671 546 4,81 08 623 741 7,514 
Frauen. 
aien 60—70 Jahre über 70 Jahre 
i e l 
Jahr ` ans cden Städten Gestor-| Sterbe- Sterbe- Sterbe- 
| rn ° | Lebende | bene | ziffer zitfer | Lebende ziffer 


e e a 
| 

43 170 | 
| 52429 


1910 | München, Nürnberg, Augsburg .. 774 


14 674 | 1488 | 101,4 


1916 | München, Nürnberg, Augsburg .. 943 | 17,99 32 169 17542 | 2033 ! 115,9 
1919 | München, Nürnberg, Augsburg .. | 56 487 | 979 | 17,33 33 065 17893 | 2238 | 125,1 
1925 || München, Nürnberg, Augsburg .. | 70393 | 1054 | 14,97 39 585 20 765 | 2215 | 106,6 
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Setzt man die Sterblichkeitsziffer der beiden Ge- 
schlechter zueinander in Verhältnis, so ergibt sich fol- 
gende Tabelle: 


Tabelle 2. 


Verhältnis der Männersterblichkeit zur 
Frauensterblichkeit (Frauensterblichkeit = 


100) in den Volkszählungsjahren 1910, 


30—40 J.: 


40—50 J.: 


50—60 J.: 


60—70 J.: 


üb. 70 J.: 


20—30 J.: 


1919 und 1925. 


190 | 1916 


München .... 
Nürnberg .... 
Augsburg .... 


zusammen 
München ... 


Nürnberg .... 
Augsburg .... 


zusammen | 110,6 
München .... 


Nürnberg .... 
Augsburg .... 


zusammen 
München ... 


Nürnberg .... 
Augsburg .... 


zusammen | 143,8 
München .... 


Nürnberg .... 
Augsburg .... 


zusammen 
München .... 


Nürnberg ..... 
Augsburg ..... 


zusammen | 124,2 


120,9 | 


91,7 | 111,8 
99,8 | 93,1 


103,1 | 92,9 
118,1 | 112,1 


95,0 
72,3 


| 101,6 
126,6 


117,6 
107,4 


134,2 | 121,1 


155,3 
128,4 
140,2 


145,5 
104,6 


103,5 
112,6 


105,4 


1916, 


1919 | 1925 


101,4 
82,0 


95,42 
97,8 


95,81 


103,3 
122,3 
123,9 


112,1 
120,4 


111,6 
135,4 


121,2 
120,8 


109,2 
120,5 


117,6 
108,9 


100,1 
111,6 


107,1 


Man sieht aus dieser Zahlenzusammenstellung deut- 


lich, daß vom 30. Jahre an aufwärts die Sterblichkeit 
der Männer, welche in dem Vorkriegsjahr 1910 die der 
Frauen erheblich übertraf, in steigendem Maße in den 
Nachkriegsjahren sich der Frauensterblichkeit nähert, 
z. T. sogar unter dieselbe herabsinkt. 
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Nun hat jedoch die Sterbeziffer eines einzelnen Jah- 
res in einem beschränkten Gebiete sehr viel Zufälliges 
an sich und es besteht daher das Bedürfnis, die Sterbe- 
ziffern einer längeren Beobachtungsreihe zu gewinnen. 
Hierzu stehen uns die Zahlen der Gestorbenen aus der 
amtlichen Statistik ohne weiteres zur Verfügung, aus 
der wegen der hohen Kriegsverluste die Militärperso- 
nen in Nürnberg und Augsburg von 1914—1918, in 
München von 1914—1919 ausgeschieden sind, für 
die Zahl der Lebenden der einzelnen Altersklassen 
sind wir jedoch auf Berechnungen angewiesen. Diese 
Berechnungen sind in einer für unsere Zwecke hin- 
reichenden Genauigkeit bis zum Jahre 1914, und vom 
Jahre 1919 an, und für die vom Kriege nicht unmittel- 
bar betroffene Bevölkerung auch in der zwischen- 
liegenden Zeit möglich ; denn die Altersbesetzung einer 
großen Stadt ändert sich zwar im Laufe einer Reihe 
von Jahren, aber diese Änderung erfolgt, natürlich 
abgesehen von der im Felde gestandenen Bevölkerung, 
nicht sprunghaft, wie an dem Beispiele Nürnbergs ge- 
zeigt werden soll (Tabelle 3). 

Verfolgt man in dieser Zusammenstellung zunächst 
die weibliche Bevölkerung, so sieht man, daß inner- 
halb einer Altersgruppe die am stärksten abweichen- 
den Prozentzahlen nicht unmittelbar aufeinander- 
folgen, sondern durch eine, in der Hälfte der Fälle 
durch zwei mittlere Zahlen auseinandergehalten wer- 
den. Die Annahme ist berechtigt, daß diese Schwan- 
kungen von einem Jahre zum anderen noch erheblich 
geringer sind. Denn wir können uns auch die Ursache 
der Schwankungen in der vorliegenden Beobachtungs- 
zeit erklären. Innerhalb der erwachsenen weiblichen 
Bevölkerung nimmt das heiratsfähige Alter von 1916 
an prozentual ab, eine Verminderung des Zuzugs 
jüngerer weiblicher Bevölkerung, die durch die Kriegs- 
wirkungen ohne weiteres erklärt ist. Dadurch steigt 
natürlich der Prozentualanteil der über 40 jährigen, 
welcher in der an absoluter Zahl stärkstvertretenen 
Altersklasse 50—60 besonders hoch erscheint. Alles 
dies aber sind Veränderungen, die von einem Jahr 
zum andern in noch sanfteren Stufen erfolgen als in 
einer mehrjährigen zusammengefaßten Jahresfolge. 


Tabelle 3. 


Altersbesetzung in Nürnberg in prozentualer Austeilung: 


Jahr 21—30 u 


31—40 nn ae FW nn 51—60 as 


Alter 


61—70 2 | über 2 ie | a 
m | Owo 


1910 3221 ae 32,20 || 31,50 | 28,66 ii 18,95 | 17,84 ren 10,14 OE 513| 695. 206 | 3,40 wI 100,0 | 100,0 
1916 20,55 | 30,35 || 22,47 | 26,63 || 27,92 | 20 47 | 17,66 | 12,00 | 8,091 6,82 3,34 | 3,73 || 100,0 | 100,0 
1919 26,14 | 29,58 || 26,52 | 25,60 ı 25,37 | 21,70 14,30 | 12.58 | 6,27 | 6,88 2,39 | 3,60 ' 99,9 | 100,0 
1925 29,45 | 29,12 | 22,26 | 24,58 | 22,39 21,00 | 16,38 | 14,29 | 7,06 | 7,41 | 2,44 | 3,59 ! 100,0 | 100,0 
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RÜCKGANG DER MÄNNERSTERBLICHKEIT 


Gleiches gilt für die männliche Bevölkerung vom 
50. Lebensjahr an aufwärts, wie folgende Tabelle zeigt: 


Tabelle 4, 


Altersbesetzung für die männliche Bevölke- 
rung über 50 Jahre in Nürnberg in prozen- 
tualer Austeilung: 


i Alter Zu- 
Janr 50—60 | 60-70 | über 70 || sammen 
1910 58,50 29,61 11,89 | = 100,00 
1916 60,79 27,83 . | 11,37 | = 99,99 
1919 | 62,27 | 27,30 | 10,4 = 99,98 
1925 | 63,28 | 27,29 9,42 | = 99,99 


Die Unterschiede zwischen 1910 und 1925 sind zwar 
beträchtlich, aber sie erfolgen in allmählicher Abstu- 
fung durch die übrigen Jahrgänge hindurch. Auch hier 
ist also die Annahme, daß diese Stufen von einem Jahre 
zum anderen noch kleiner sind, berechtigt. 

Auf Grund dieser Feststellung kommen wir zu der 
Möglichkeit, für die vom Kriege nicht betroffene Be- 
völkerung, ausgehend von den Zahlen der Lebenden 
in den Jahren 1910, 1916, 1919 und 1925, auch die Zahl 
der Lebenden in den übrigen Jahren zu gewinnen. Wir 
nahmen der Einfachheit halber von einem Volkszäh- 
lungsjahr zum anderen ein Fortschreiten nach arith- 
metischer Progression an und nach dieser Rechnung 
sind die Zahlen in unserer Tabelle vorgetragen. In der 
Gruppe „Männer 1919—1925, 20—25 Jahre“, haben 
wir die Progression ungleich, nämlich mit fortschrei- 
tendem Jahre höher, gewählt, da ja jedes Jahr ein 
Jahrgang mehr, der durch Kriegsverluste nicht dezi- 
miert war, einrückte. 

Außerdem mußte für die Bevölkerung von Augs- 
burg berücksichtigt werden, daß dieselbe in der Zeit 
von 1909—1914 ein ungleiches und sehr starkes 
Wachstum erfuhr, wie ohne weiteres aus den Zahlen der 
fortgeschriebenen mittleren Bevölkerung hervorgeht. 


Tabelle 4a. 


Fortgeschriebene mittlere Bevölkerung 
Augsburgs 1909—1914. 


1909 1910 1911 1912 1913 1914 
100947 102487 125295 127575 151120 152896 


Die sprunghaften Zunahmen 1911 und 1913 beruhen 
offenbar auf Einverleibung von Vororten, wie außer 
aus der Natur der Zahlen auch aus einer Notiz des 
statistischen Jahrbuchs 1925 von Nürnberg hervor- 
geht, woselbst die Bevölkerung Augsburgs nach dem 
jetzigen Gebietsstand für das Jahr 1910 mit 147530 
angegeben ist. 

Für Augsburg wurde daher eine Kurve nach Maß- 
gabe der fortgeschriebenen Bevölkerung angelegt und 
das Wachstum der einzelnen Altersklassen zwischen 
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den beiden Volkszählungsjahren 1910 und 1916 als 
mit dieser Kurve gleichlaufend angenommen. 

Etwas unsicherer ist die Berechnung der wehrfähi- 
gen Bevölkerung in den Jahren 1911 mit 1918. Es läßt 
sich jedoch nach dem Stande von 1910 und dem Stande 
der weiblichen Bevölkerung und dem der männlichen 
über 50 Jahre 1916 mit großer Wahrscheinlichkeit be- 
rechnen, welchen Stand die Altersgruppen der Männer 
21—30, 31—40 und 41—50 im Jahre 1916 erreicht 
hätten, wenn der Krieg nicht dazwischengetreten wäre 
und nach Analogie der übrigen Berechnung durch 
arithmetische Progression der Bevölkerungsstand bis 
zum Jahre 1913 mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit er- 
mitteln. Für die Jahre 1914 mit 1918 fehlt uns dagegen 
eine Unterlage für eine einigermaßen brauchbare Be- 
rechnung. Angängig erscheint dieselbe noch für das 
Alter 41—50 in der Annahme, daß dieses Alter in den 
Jahren 1914 und 1915 durch das Kriegsereignis noch 
nicht allzu erheblich betroffen war. Wir haben daher 
im Jahre 1914 eine Ziffer eingesetzt, wie wenn das 
Kriegsereignis so gewirkt hätte, daß an Stelle der ohne 
dasselbe eingetretenen Bevölkerungsvermehrung für 
diese Altersgruppe ein Stillstand und von da an ein 
Rückgang auf die 1916 durch Volkszählung wiederum 
festgestellte Zahl erfolgt wäre. 

Die Berechnung der Sterblichkeitsziffer für die wehr- 
fähige Bevölkerung von 1914—1918 bleibt aus unserer 
Berechnung ausgeschaltet, außerdem betrachten wir 
ja die Sterblichkeitsziffern der übrigen Spalten nicht im 
einzelnen, sondern in Zusammenfassungen mehrerer 
Orte und Jahre, in welchen die kleinen Fehlerquellen, 
die dieser Berechnung anhaften, als im Durchschnittsich 
gegenseitig ausgleichend angenommen werden dürfen. 

Auf Grund der geschilderten Berechnungen sind 
die Tabellen (S. 134—139) entstanden. 

Überblickt man in diesen 3 Tabellen München, 
Nürnberg und Augsburg die Sterblichkeitsziffern, so 
ergibt sich als Ganzes sowohl bei Männern wie bei 
Frauen mit Ausnahme des Alters über 70 Jahre 
ein sehr beträchtliches Absinken der Sterblichkeit. 
Dasselbe erfolgt wie immer bei den Sterblichkeits- 
bewegungen nicht stetig, sondern schwankend. Die 
Steigerung der Tuberkulosesterblichkeit von 1916— 
1920 ist bekannt, auch die hohe Sterblichkeit des 
Jahres 1918 und 1919 ist durch die Influenza- 
Epidemie ohne weiteres erklärt, ferner weist die 
Sterblichkeit des Jahres 1917 vom Alter über 60 
Jahre an bei beiden Geschlechtern unverkältnismäßig 
hohe Ziffern auf, offenbar die Folge der feindlichen 
Hungerblockade. 

Summiert man auch hier die Zahl der Lebenden und 
die der Gestorbenen in den genannten drei Städten, 
so erhält man die Tabelle (S. 140): 
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Tabelle 8. 


Sterblichkeit der Erwachsenen vom 20. Lebensjahr an in München, Nürnberg und Augsburg 
in den Jahresgruppen 1909 (1910)—1914 (1913), 1915—1918, 1919—1921 u. 1922—1925. 


Männer. 
see u ——e nn a Br ee ae re lin nee 
20—30 Jahre | 30—40 Jahre | 40—50 Jahre 
ahresgruppe | _' | Ge- Sterbe- : Ge- Sterbe- | | Ge- Sterbe- 
i en | Lebende | storbene fer Lebende storbene L arter Be storbene ade 
EET P L = nn = 
1909(10)—14(13) — 476 628 | 2129 447 ` 410513 | 2995 7,30 353 585 4433 Ä 12,53 
1915—18 | u 1504 ` o — =s 1807 -a ` 264 585 3249 | 12,28 
1919—21 -285 977 17233 6,02 | 260 500 1454 5,58 i 249 645 | 2261 ` 9,06 
1922—25 ı 439 693 1848 Ä 4,20 . 352 926 1670 4,73 | 342 159 Ä 2918 | 8,53 
1 i | | 
i | | | 
| 
Männer. 
nn 5050 Jahre nn 60—70 Jahre über 70 Jahre 
ahresgruppe | Ge- | Sterbe- Ge- Sterbe- | | Ge- Sterbe- 
$ a l Lebende | storbene ziffer Lebende storbene ziffer Lebende storbene a 
190%10)—14(13) 208 416 5431 26.06 | 108 075 | 
1915—18 185789 4539 24.43 90591 
1919—21 ' 162643 ` 3026 18,61 | 76 485 
1922—25 249 733 , 4560 ` 18,26 | 120 072 
| 
rn 
E | 20—30 Jahre 30-40 Jahre 40—50 Jahre 
ahresgruppe Ge- Sterbe- Ge- an Sterbe- Ge- Sterbe- 
j dii | Lebende storbene ziffer "Iren Lebende storbene zu Ä Lebende © | storbene ziffer 
1909(10)—14(13) | 593 889 2603 4,38 532 766 3318 6,23 | mu 382 877 3406 Ä 8 89 
1915—18 ı 468 364 2993 6,39 413 801 2974 7,19 || 336 041 3368 10,02 
1919—21 "368 990 2182 5,91 | 317 316 2075 6,54 j 271 794 2547 9,37 
1922—25 | 515077 | 2125 4,13 | 445208 | 2235 5,02 | 384844 | 3030 7,90 
i | 
f! 
| 
| 
Frauen. 
50—60 Jahre 60—70 Jahre über 70 Jahre 
Jahresgruppe ` Ge- Sterbe- Ge-  Sterbe- `“ Ge- ' $ - 
Lenenge storbene — ziffer \ Lebende | torbene | ziffer | CE DENgE Toi | pe 
1909(10)—14(13) ! 248 910 4224 16,97 157 758 5766 36,54 84078 8927 106,2 
1915—18 | 212 049 3832 18,07 | 128 742 5190 40,33 69 929 8240 117,8 
1919—21 176410 2776 15,74 |! 102466 3771 36,81 55 112 6165 111,9 


1922 — 25 267 655 3983 14,89 151819 5173 34,08 80 177 8645 107,8 
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Setzt man die Sterblichkeitsziffer der beiden Ge- 
schlechter zueinander in Verhältnis, so ergibt sich 
folgende Tabelle: 


Tabelle 9. 


Verhältnis der Männersterblichkeit zur 
Frauensterblichkeit (Frauensterblichkeit = 
100) inden Jahresgruppen 1909(10)—1914(13), 

1915—1918, 1919—1921 und 1922—1925. 


1909(10)| 1915 | 1919 | 1922 
—1914 | —1918 | —1921 | —1925 
13) 


20—30 J.: München .... 
Nürnberg .... 
Augsburg .... 


zusammen 


: München .... 
Nürnberg .... 
Augsburg .... 


zusammen 
40—50 J.: München .... 
Nürnberg ....' 
Augsburg .... 


| 
zusammen ' 122,8 96,6 | 108,0 
50—60 J.: München ....; 1525 | 138,6 | 126,4 | 123,5 
Nürnberg... 153,5 | 130,3 | 110,1 | 1146 
Augsburg ...., 158,1 | 1312 | 101,9 | 137,2 


zusammen 


60—70 J.: München .... 
Nürnberg .... 
Augsburg .... 


zusammen 


üb. 70 J.: München ...: 
Nürnberg .... 
Augsburg .... 


| 


zusammen | 118,9 | 118,0 | 


Aus dieser Tabelle erhalten wir nun ein ganz reines 
Bild der Sterblichkeitsbewegung, die uns hier besct äf- 
tigt, nämlich ein Absinken der Männersterblichkeit im 
Vergleiche zur Frauensterblichkeit in den Jahren 30 
bis über 70 mit einem Tiefpunkt dieser Bewegung in der 
Jahresgruppe 1919—1921 und einem Wiederanstieg 
in der Jahresgruppe 1922—1925, dessen Gipfel je- 
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doch immer noch erheblich unter dem Stande von 
1909—1914 zurückbleibt, ja, — mit Ausnahme des 
Alters über 70 Jahre — selbst noch nicht einmal den 
Stand 1915—1918 erreicht. 


Bei den gestorbenen Männern sind die Kriegsopfer nicht mit- 
gezählt. Da nun von diesen ein kleiner Teil wohl auch ohne das 
Kriegsereignis gestorben wäre, so ist, da bei den Lebenden 
1916 die ortsanwesenden Militärpersonen mitgezählt wurden, 
die Männersterblichkeit 1914—1918 im Alter 40—50, das zur 
Berechnung des Verhältnisses der Männersterblichkeit zur 
Frauensterblichkeit noch benützt ist, ein klein wenig zu nied- 
rig. Erheblich ist dieser Fehler nicht. Von 8005 in Nürnberg 
beheimateten 1914—1919 gestorbenen Militärpersonen fielen 
5,2% = 419 auf das Alter 40—50, wovon reichlich die Hälfte 
als gefallen, verunglückt oder an Wundinfektionskrankheiten 
gestorben verzeichnet ist. In Betracht kommen also nur 200 
auf 6 Jahre verteilte Todesfälle, von denen aber auch ganz ge- 
wiß der weitaus größere Teil als Tod nur infolge des Krieges 
anzusehen ist. 


Für 1919 und den Jahreslauf 1919—1921 ist zu beachten, 
daß in Nürnberg und Augsburg im Jahre 1919 die Zahl der Ge- 
storbenen die Kriegsopfer dieses Jahres mit enthält. Die Zahl 
derselben betrug in Nürnberg 132 im Alter von 20—50 Jahren, 
bei einer Sterbezahl von 598 ein sehr bedeutender Anteil (23%, %). 
Zwar befinden sich darunter nur ca. 20, welche an Wunden 
erlegen sind, allein auch hier ist sicher noch ein erheblicher Teil 
der Todesfälle als Kriegsfolge anzusehen. In diesem Jahre ist 
also die Männersterblichkeit durch ein Ereignis ungünstig be- 
einflußt, das für die Frauen nicht in Betracht kommt. In Mün- 
chen ist die Zahl der 1919 gestorbenen Militärpersonen in der 
Zahl der Gestorbenen allerdings nicht enthalten, und hier 
könnte man eher umgekehrt einwenden, die Sterblichkeit der 
Männer erscheine im Verhältnis zur Frauensterblichkeit zu 
niedrig. Die Zahlen der Tabelle 5a zeigen aber das Gegenteil, 
die Sterblichkeit der Männer in München ist bis zum 50. Lebens- 
jahr abnorm hoch, eine Folge der blutigen Ereignisse jenes 
Jahres. (Tödliche Verunglückungen im Jahre 1919 dortselbst 
363 gegen 61 im Jahre 1918 und 74 im Jahre 1920). Tatsäch- 
lich steht also auch diese Stadt, und zwar in ganz besonders 
hohem Maße, im Jahre 1919 unter den Folgen eines Ereignisses, 
welches nur die Männer getroffen und deren Sterblichkeit ab- 
norm ungünstig (und zwar vorwiegend in den jüngeren Lebens- 
altern) beeinflußt hat. Wenn daher im Jahre 1919 beziehungs- 
weise im Zeitlauf 1919—1921 die Sterblichkeit der 30—50 jähri- 
gen Männer gegenüber den Frauen im Vergleiche mit der Vor- 
kriegszeit abgesunken ist, so hat diese Tatsache unter diesen 
Umständen ein erhöhtes Gewicht. 


Die tödlichen Verunglückungen betrugen in München 1919 


im Alter .......... 20—30 30—40 40—50 50—60 
Männer............ 193 93 77 44 
Frauen ........... 24 15 11 14 


Das Sinngemäßere wäre, den später anzustellenden Be- 
trachtungen zur Verschiebung des Sterblichkeitsverhältnisses 
zwischen Männern und Frauen die Sterblichkeit ohne tödliche 
Verunglückungen in München 1919 zu Grunde zu legen. Wir 
haben uns jedoch an den einmal gegebenen Tatbestand gehalten. 
Um aber ein Bild zu geben, wie eingreifend das kriegsähnlich 
wirkende Ereignis war, geben wir nachstehend die betreffenden 
Zahlen: 
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Tabelle 9a: 


Die in Tabelle 1, 2, 8 und 9 und in Tabelle 5A und B angegebene Sterblichkeit der Erwachsenen im Alter von 20—60 Jahren ändert 
sich 1919 beziehungsweise 1919—1921, wenn die tödlichen Verunglückungen in München 1919 ausgeschieden sind, wie folgt: 


20—30 


Ge- Sterbe- 
storbene ziffer 


Tab. 1: Männer ........ssssessssossssesoo 
Frauen 
m./w.: 
München allein .........oec.202.... 
München-Nürnberg-Augsburg zus.... 
Männer 4245er 
Frauen ses eisen 
m./w.: 

München allein .........c.ccc200 0. 
München-Nürnberg-Augsburg zus. ... 


......ear „m. .....e.anmmnmn m... oe. 


Tab. 2: 


Tab. 8: 


Tab. 9: 


25—30 


20—25 
Ge- Sterbe- Ge- Sterbe- 
storbene ziffer storbene ziffer 


Tab. 5A: 4,27 


1919—21 4,96 
Tab. 5B: 19i9....... 6,65 
1919—21 .. | 6,02 


Das Gesamtergebnis der dargestellten Sterblichkeits- 
bewegung ließ erwarten, daß Ähnliches auch im üb- 
rigen Deutschland statthabe. Dies trifft in der Tat 
sowohl für Bayern wie für das ganze Reich zu. 

Für Bayern fanden sich in der Zeitschrift des bayer. 
Statistischen Landesamtes Altersausgliederungen der 


Ge- Sterbe- 


Ge- Sterbe- | Ge- 
storbene ziffer 


storbene ziffer f storbene 


Ge- Sterbe- | Ge- Sterbe- Ge- Sterbe- 
storbene ziffer Ä storbene ziffer || storbene ziffer 
255 5,23 20,45 
792 19,62 
437 es | 16,88 
1238 6,87 || 1552 10,00 | 1636 15,76 


bayerischen Bevölkerung anläßlich der Gewerbe- 
zählung 1907, der Volkszählung 1910 und 1919, so- 
wie die Zahl der Gestorbenen nach Alter und Ge- 
schlecht gegliedert. Danach ließen sich die folgenden 
Sterbeziffern und das Verhältnis Männersterblichkeit 
: Frauensterblichkeit berechnen. 


Tabelle 10. 
Verhältnis der Männersterblichkeit zur Frauensterblichkeit in Bayern 


m. = Sterbeziffer der Männer. 
w. = Sterbeziffer der Frauen. 
m. N. = Verhältnis der Sterbeziffer der Männer zu der Sterbeziffer der Frauen, letztere = 


22,80 


1907 | | 
1910 21,48 17,13 125,4 | 46,35 
1919 Ä 18,34 16,96 1081 | 43,93 


Der Vergleich der einzelnen Jahre zeigt, daß vom 
30. Lebensjahr an aufwärts die Männersterblichkeit in 
Bayern 1919 gegenüber den Vorkriegsjahren 1907 und 
1910 erheblich abgesunken ist. 


in den Jahren 1907, 1910 und 1919. 


100. 


10,08 
8,88 
9,32 


118,4 
125,7 
97,12 


m 70 Jahre 


| 

| 
5 m./w. m. | w | mw 
44,08 1135 | 138,9 132,3 105,0 
40,68 113,7 129 0 122,8 105,0 
40;77 107,7 | 1263, 127,1 99,5 


Endlich bringt der soeben erschienene Band 316 der 
Statistik des Deutschen Reiches die Sterbeziffern des. 
Jahres 1921—1923, verglichen mit ‚319, welche das- 
selbe Bild liefern. | 
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Tabelle 11. 
Verhältnis der Männersterblichkeit zur Frauensterblichkeit im Deutschen Reiche 
in den Jahren 1913 und 1921, 1922 und 1923. 


m. = Sterbeziffer der Männer. w. = Sterbeziffer der Frauen. m./w. = Verhältnis der Sterbeziffer der Männer 
zu der Sterbeziffer der Frauen, letztere = 100. 


Janr | 30—40 Jahre | 40-50 Jahre | 50—60 Jahre l 60—70 Jahre über 70 Jahre 
` į m. | w. | m./w. i m. | w. | m./w. m. |w. | m./w. ; m. | w. | m./w. ; m. | w. | m.fw. 


1913 | 5,75 | 5,69 
1921 ` 5,29| 5,79 
1922 | 5,40 | 5,75 
1923 || 5,19 | 5,40 


19,91 | 14,35 | 138,7 ‚42,89 | 35,06 114,3 |106,95| 106,9 
15,93 | 13,76 | 115,9 | 37,09 | 32,95 110,1 |105,0 | 104,9 
| 17,45 |14,33| 121,8 |40,96 |35,51 | 115,3 | 128,3|120,1 | 106,8 
95,9 7,27) 109,1 | 16,18 |13,57| 119,3 pe 33,36 | 116,8 '|121,3|114,4 | 106,0 


Die folgende mit Erlaubnis des Statistischen Reichsamtes wiedergegebene 
graphische Darstellung macht dieses Verhältnis noch anschaulicher : 


Sterblichkeit im Deutschen Reich nach Altersjahrfünften 1922 und 1923 
im Vergleich mit 1913. (1913 = 100). 


STERBLICHKEIT iM DEUTSCHEN REICH 


. NACH ALTERSJAHRFÜNFTEN 
Ín den Jahren 1922 u, 1923 gegen 1913 (= 100) 


1922 150 1923 
f männlich B weiblich f männlich f weiblich 


" 
UERBIBROTTRERUURLRRUENERROETERUERRTLERERETHERERE 


N 
o 


70 3 75 i 
510 C 


7 45 -50 Et 
(e: 50 5 uses 
60- 65 MmT 
75 ” 80 ‘ 
80-85 8 
85-90 ¢ 
1-5 
10-1 5 ELITTEHTIITLIETTN 
1 5 -20 ET 
20-25 EIT 
30-35 £ 
45-50 ff 


Dy 


Der Vergleich der Verhäitnis-Sterbezirfern männlich- Um den Zeitpunkt besser zu veranschaulichen, 
weiblich zwischen 1913 und 1921 zeigt für das ganze | wann das Absinken der Männersterblichkeit begonnen 
Reichsgebiet ein Absinken der Sterblichkeit der Män- | hat, seien noch die Sterbezifiern der Bevölkerung 
ner vom 30. Lebensjahr an und der Vergleich des Jah- | München-Nürnberg-Augsburg des Alters 40—60 Jahre 
res 1921 mit 1922/23 ein langsames Wiederansteigen. | jahrweise zusammengestellt. 


Tabelle 12. 
Sterblichkeit in München-Nürnberg-Augsburg im Alter von 40—60 Jahren: 


© 11808] 1910| 1911| 1912| 1913] 1914| 1915| 1916| 1917] 1918 | 1919 | 1920] 1921 | 1922] 1923| 1924 | 1925 


SterbezifferderMänner: m. 16,4| 17,4| 17,9| 18,1) 16,9] 17,9| 17,5| 16,3| 17,6| 17,8| 14,2| 11,7| 12,6] 13,2 12,5 12,1 | 12,6 
Sterbeziffer der Frauen:w.| 11,9| 12,5] 12,3| 12,2] 11,8| 11,8| 11,9| 12,7] 13,3| 14,5| 12,7| 11,9| 11,1) 11,0| 11,0. 10,4| 10,6 
Verhältnis m./w. 


138,3'139,3| 145,4|148,0|143,6'152,1 | 146,91127,8]131,8]123,1'111,5| 97,91114,2]120,1|113,11116,1|119,0 


t 


1) 
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Der Abstieg beginnt also im Jahre 1916. 

Das typische Bild, auf das wir immer 
wieder verweisen können, zeigt die neben- 
stehende Kurventafel. 

Man darf sich durch den Augenschein der 
Männersterblichkeits-Kurve nicht verleiten 
lassen, den Beginn des Absinkens der rela- 
tiven Männersterblichkeit, auf die es hier ja 
ankommt, erst 1918 anzunehmen, die Ab- 
stände der Kurvenpunkte eines Jahres ent- 
sprechen dem Unterschied der absoluten Zah- 
len (also einer Subtraktion), maßgebend aber 
ist der Quotient der Sterbeziffern, (m./w., 
w. = 100), dessen Bewegung die mittlere 
Kurve zeigt. Man sieht den Absturz dieser 
Kurve nach 1915. 

Fragt man nach der Ursache dieser auffal- 
lenden Abnahme der Männersterblichkeit, so 
wird man zuerst in der Statistik der Todes- 
ursachen sich Rat holen. Leider standen mir 
nur die Todesursächen von Nürnberg und 
Augsburg zur Verfügung und diese Ziffern 
erwiesen sich für weitergehende statistische 
Betrachtungen noch zu klein. Immerhin ließ 
sich erkennen, daß unter den Todesursachen 
im Alter von 40—60 Jahren die Krankheiten 
der Kreislaufsorgane und der Verdauungs- 
organe die gleiche Bewegung wie die Kurve 
der Gesamtsterblichkeit zeigten. Das Gleiche galt für 
_ die Lungenentzündung und die Tuberkulose, und zwar 
mit der Erweiterung auf das Alter 30—40 und 60—70 
Jahre. Keinerlei Einfluß hat der Rückgang der Gesamt- 
sterblichkeit auf die Todesursache Krebs gezeigt. Hier 
kommt nun gerade die neueste Veröffentlichung des 
Statistischen Reichsamtes gelegen, welche die Todes- 
ursachen der Jahre 1913, 1920, 1921, 1922 und 1923 
nach Geschlecht und Altersgruppen 15—30, 30—60 
und 60—70 ausgliedert. Es wiederholt sich hier ein 
Kurvenbild mit einem hohen Gipfel am Beginn (1913), 
einem Tiefpunkt (1920) und einem mehr oder weniger 
raschen Wiederanstieg bis 1923 in der Altersgruppe 
30—60 bei der Mehrzahl der Todesursachen. 

Die größten Ausschläge zeigt die Kurve der Lungen- 
entzündung mit 1913: 177,5 (Frauensterblichkeit = 
100), 1920: 115,9, 1921: 127,1, 1922: 136,2, 1923: 136,3. 
Gleichfalls große Ausschläge und typische Verlaufs- 
weise die der Tuberkulose (120,4, 88,5, 94,1, 98,8, 
105,3), die der Kreislaufsorgane, des Selbstmordes, der 
tödlichen Verunglückungen, anderer Krankheiten der 
Verdauungsorgane. Wenig beeinflußt bleibt der Krebs 
(74,8, 73,0, 74,4, 74,2, 73,2). 

Auch die Kurve der 60-—70jährigen macht die ge- 
schilderte Bewegung, wenn auch nicht so typisch, mit. 
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Die Sterblichkeit der 40 - 60 jährigen Bevölkerung 


von München, Nürnberg, Augsburg. 
Von 10000 Lebenden starben im Jahre: 
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Sterblichkeit der Männer 

Sterblichkeit der Frauen 

Verhältnis der Männersterblichkeit zur Frauensterblichkeit 
Frauensterblichkeit = 100. 


Bemerkung: Das Jahr 1909 umfaßt nur die Bevölkerung von Nürnberg und Augsburg. 
Unter den 1914—1918 Gestorbenen sind die Militärpersonen nicht enthalten. 


Wo haben wir nun die Ursache dieses Rückgangs der 
Männersterblichkeit, der am meisten dem Alter von 
20—60 Jahren zugute gekommen ist, zu suchen ? 

Daß man auf denselben nicht schon früher aufmerk- 
sem wurde, liegt wohl daran, daß einerseits die Er- 
höhurg der Sterblichkeit in der Influenzazeit diesen 
Rückgang verdeckte, andererseits von 1919 an ein 
allgemeiner Sterblichkeitsrückgang bei beiden Ge- 
schlechtern einsetzte oder vielmehr sich in der Be- 
wegung fortsetzte, die schon lange vor dem Kriege 
in Deutschland begonnen hatte und auf die Verbesse- 
rung der allgemeinen Lebensverhältnisse, der Assanie- 
rung der Städte und der Industriebetriebe, der Ver- 
feinerung der ärztlichen Kunst und der Ausdehnung 
der Krankenfürsorge wie allgemein anerkannt, zurück- 
zuführen war. Sehr gut kommt dieser Rückgang der 
Sterblichkeit in den vom Bayerischen Statistischen 
Landesamt seit 1913 veröffentlichten Sterbetafeln zum 
Ausdruck, welche ein Ansteigen der mittleren Lebens- 
erwartung seit 1891—1900 gegen 1911—1913 hin an- 
zeigt. Wir greifen als Beispiel die Lebenserwartung der 
40 jährigen heraus, die bei den Männern früher 25,63, 
bei den Frauen 27,27 betrug und auf 26,88 bzw. 28,64 


gestiegen ist. Wie in dieser Altersgruppe, so wiederholt 


sich auch in allen übrigen die längere Lebenserwartung 
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der Frauen im Vergleich zu den Männern. Es zeigt sich 
dabei zugleich, daß seit 1891—1900 bis 1911 die 
Lebenserwartung der Männer gegenüber den Frauen 
sich nicht gebessert hat, d. h. also, daß von 1891 bis 
1910 eine Verbesserung der Männersterblichkeit gegen- 
über der Frauensterblichkeit nicht oder doch nicht 
wesentlich eingetreten ist. Wir fügen einen Auszug 
der Tabelle nach der Zeitschrift des Bayerischen 
Statistischen Landesamtes 1920 an: 


Tabelle 13. 
Bei einer Lebenserwartung der Frauen = 100 
war die Lebenserwartung der Männer: 


in: Alter von | 101-100 | 1901—1910 1910—1911 


30 Jahren 2.2200... I 96,08 95,80 | 95,86 
207 oe a | 93,98 93,75 93,90 
5, p eannan. \ 93,91 93,05 93,05 
60 i ee | 9552 | 94,69 93,94 


Wichtig für unsere Betrachtung ist weiterhin, daß 
die Lebenserwartung der Männer in den kreisunmittel- 
baren Städten eine kürzere war als in den Landbezirken 
(Bezirksämtern). Tabelle 14. 


Die Lebenserwartung betrug 1911—1913 in Bayern: 
j iv. 15. Lebensjahr anı v. 69. Lebensjahr an 


| 
-o ë üäġ Männer | Frauen Männer | Frauen 
In den kreisunmit- | 


teibaren Städten. | 45,29 | 48,71 | 11,83 | 13,93 
In den Bezirks- | 
ämtern .un...e. | 48,33 | 48,85 || 13,20 | 13,61 


Endlich haben wir noch eine entscheidend wichtige 
Tatsache festzustellen. Der plötzlich einsetzende Rück- 
gang der Männersterblichkeit ist keine auf Deutschland 
beschränkte Erscheinung, sondern wird auch in anderen 
Ländern beobachtet. Als Beispiel diene Dänemark. 


Tabelle 15. 

Todesfälle auf 10 000 Lebende in Dänemark 
an allen Krankheiten (mit Ausnahme der 
Infektionskrankheiten). 

Gestorbene im Alter von 25 bis 65 Jahren: 


u 1890 | 1900 | 1910 | 1915 | 1917 | 1919 | 1921 
—99 | —09 | —14 | 


in Kopenhagen 


Männer ... | 100,0 | 102,0 | 102,0 | 97,0 | 84,0 | 70,01 70,0 
Frauen.... | 62,60 | 64,0 | 67,0 O 65,0 | 66,0 | 61,0 
Verhältnis 
m./w.(w. = | 

100) .... | 161,1 159,4 | 152,2 136,6 | 129,2 | 106,1 | 114,8 

in den Provinzstädten 

Männer ... i 76,0 75,0) 72,01 75,0| 61,0| 57,0) 63,0 
Frauen.... : 54,0, 56,0! 56,0 | 58,0: 57,0] 56,0; 60,0 
Verhältnis ' | 
m./w.(w. = | 


100) .... | oe on 107,0 | 102,0 | 105,0 
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Also auch hier die gleichen Verhältnisse. Höhere 
Männersterblichkeit in der Großstadt gegerüber der 
Provinzstadt (gegenüber Landbezirken sind in Däne- 
mark die Unterschiede noch beträchtlicher), erheb- 
licher Rückgang der Männersterblichkeit von 1915, 
noch mehr von 1917 an, Wiederanstieg von 1919 auf 
1921. 

Wir haben zur Antwort auf unsere Frage also erstens 
nach einem Ereignis zu suchen, welches nur, oder jeden- 
falls ganz überwiegend, die Männer getroffen haben 
muß und zwar ohne Unterschied, ob sie militärisch 
am Kriege beteiligt waren oder nicht, denn der Rück- 
gang der Sterblichkeit betrifft nicht nur in Deutsch- 
land Wehrfähige und Nichtwehrfähige, sondern auch 
die ganze männliche Bevölkerung eines neutralen Lan- 
des. Zweitens muß dieses Ereignis ziemlich płötzlich 
in der Zeit von 1915 bis 1917 eingesetzt haben und 
seine Wirkung etwa von 1920 an sich allmählich wie- 
der abschwächen, denn die Männersterblichkeit sinkt 
von etwa 1916 an ziemlich plötzlich und sie steigt von 
etwa 1920 an wieder allmählich an. 

Alle Versuche, diesen Rückgang der Männersterb- 
lichkeit aus dem Gang allgemeiner kulturell-hygieni- 
scher Fortschritte, insbesondere der Gesündergestal- 
tung der Industriearbeit erklären zu wollen, entspre- 
chen den Bedingungen des zu suchenden Ereignisses 
nicht. Dabei kann zugegeben werden, daß in Deutsch- 
land während des Krieges die Frauen unter besonders 
ungünstigen Verhältnissen leben mußten (unange- 
messene Berufsarbeit, häusliche Überanstrengung, 
Sorge und Kummer) und es ist zweifellos, daß diese 
Dinge auch die Sterblichkeit der Frauen bis 1919 un- 
günstig beeinflußt haben. Es ist aber klar, daB die Ver- 
schiebung des Sterblichkeitsverhältnisses zwischen den 
beiden Geschlechtern nicht wesentlich von der Frauen- 
sterblichkeit, sondern von der vergleichsweise stärker 
und plötzlich sich ändernden Männersterblichkeit aus- 
geht. Wir brauchen ja nur auf unsere wiedergegebene 
Kurve hinzuweisen; wenn wir dort den Influenza- 
gipfel 1918 abtragen, so sehen wir zwar immer noch 
bei beiden Geschlechtern -eine Erhebung der Sterb- 
lichkeit in der Kriegszeit, sonst aber eine mit den üb- 
lichen Jahresschwankungen stetig abfallende Frauen- 
sterblichkeit, dagegen eine von 1917 an jäh abfallende 
Männersterblichkeitskurve. Außerdem können doch 
wahrhaftig auch für die Männer eine Reihe von Ein- 
wirkungen geltend gemacht werden, die zu einer Er- 
höhung ihrer Sterblichkeit hätten führen sollen. Eigent- 
lich erscheint es ja überhaupt von vornherein paradox, 
bei einer Männerwelt, die diesen Krieg hinter sich hat, 
nach einer Ursache der Hebung ihres Gesundheitszu- 
standes zu suchen. Die vorliegenden Tatsachen zwin- 
gen aber dazu. Erinnern wir uns noch an die Zunahme 
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der Geschlechtskrankheiten, unter welchen die Männer 
sicher doch mehr zu leiden hatten als die Frauen, zu- 
mal in dem für unsere Betrachtung wichtigen mittleren 
Lebensalter, von dem Heer der Schwerkriegsbeschädig- 
ten ganz zu schweigen, so hätten wir in Deutschland 
wohl Gründe genug, eine im Vergleich zur Vorkriegs- 
zeit höhere Männersterblichkeit zu erwarten. Dazu 
kommt dann noch ein weiterer wesentlicher Punkt. 
Aus der Männerwelt vom 25. bis zum 50. Lebensjahre 
sind heute doch gerade die Kräftigsten und Gesünde- 
sten durch Kriegsverluste ausgefallen, die Kränklichen 
und Schwächlichen aber erhalten geblieben. Also 
schon nach dieser Auslese hätten wir eine höhere Sterb- 
lichkeit zu erwarten. Endlich ist die Altersgruppe 
40—50 der Jahre 1919—21 mit der von 1909—1914 
bei den Männern überhaupt nicht ohne weiteres ver- 
gleichbar. In dieser Gruppe sind nach 1919 die jün- 
geren Jahre infolge der Kriegsverluste relativschwächer 
besetzt als die älteren. Diese älteren haben aber eine 
höhere Sterblichkeit als die jüngeren, also schon nach 
der bloßen Altersbesetzung dieser Altersgruppe müßte 
hier die Sterblichkeit beim Vergleich mit der gleichen 
Altersgruppe der Frauen, deren Altersbesetzung un- 
verändert geblieben ist, eine höhere geworden sein. 
Und trotzdem auch hier das Gegenteil, die Sterblich- 
keit ist niedriger geworden. 

Das Ereignis, welches das Wunder erklärt, ist die 
verminderte Erzeugung von Alkohol, in Bayern von 
Bier. Als Beispiel, das zugleich für ganz Bayern und 
für die Biererzeugung in Deutschland überhaupt dienen 
kann, führen wir folgende Zahlen an: 


Tabelle 16. 
Es betrug in Nürnberg pro Kopf und Jahr: 
a TB TG 

» der Verzehr | der Biermalz- 

| an Bier verbrauch 

| Liter Doppelztr. 
1909—13 | 247,1 0,476 
1915—18 163,0 0,171 
1919—21 172,0 0,160 
1922—24 148,9 0,250 


Wir setzen den Biermalzverbrauch hinzu, da dessen 
Zahlen für unsere Betrachtung maßgeblicher sind, 
denn von der Mitte des Krieges an hatten wir bis 1921 
das alkoholschwache Dünnbier, für den Alkoholgehalt, 
auf den es uns ankommt, ist der Malzverbrauch das 
Entscheidende. Der Gleichgang der bayerischen Bier- 
malzkurve mit der Männersterblichkeitskurve, star- 
ker Absturz nach 1915, Wiederanstieg seit 1921, springt 
in die Augen. Zum Überfluß bringen wir dieselbe 
Parallele noch für Dänemark. 
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Tabelle 17. 
Es betrug in Dänemark pro Kopf und Jahr der Ver- 
zehr an Branntwein in Litern: 

1890—99 1900—09 1910—14 1915 1917 1918 1920 
13,0 11,3 9,2 86 26 04 1,5 
Die Erkenntnis, daß die Trinksitte ein Volksübel 

schwerster Art sei, nicht bloß durch den jetzt anschei- 

nend so allgemein mißbilligten Alkoholmißbrauch, son- 
dern durch die tägliche Gewohnheit reichlichen, oft 
für mäßig angesehenen Alkoholgenusses, der vielfach 
ohne alle Ausschreitungen und augenscheinliche Wider- 
wärtigkeiten vor sich geht, und die Vermutung, daß 
die Trinksitte eine Massentodesursache für die Männer- 
welt sei, ist nicht neu. Gruber?) hat darüber 1907 in 
der Generalversammlung des Deutschen Vereins für 
Volkshygiene ausführlich referiert. Gruber geht dort 
von der Tatsache aus, daß die hohe Sterblichkeit der 
erwerbsfähigen Männer vorwiegend eine Erscheinung 
der städtischen Bevölkerung sei, an welcher sich trotz 
aller Verbesserungen der städtischen öffentlichen Ge- 
sundheitsfürsorge seit einem halben Jahrhundert 
nichts geändert hat, wie dies ja auch in unserer ange- 
zogenen bayerischen Statistik bis in die letzten Frie- 
densjahre hinein zum Ausdruck kommt. Gruber 
fragte sich, was sind es für Schädlichkeiten in der 
Stadt, die allen unseren hygienischen Bemühungen 
trotzten. Das Nächstliegende war natürlich, an die 
schädliche Wirkung der städtischen Männerberufe zu 
denken. Allein, wie besonders die Heranziehung der 
englischen Berufsstatistik erwies, ließ sich von hier aus 
keine durchgehende Schädlichkeit erkennen, welche 
die Erklärung abgegeben hätte. Wies man auf die sehr 
hohe Sterblichkeit der englischen Taglöhner, Dienst- 
männer, Kohlenträger und Straßenverkäufer hin und 
glaubte eine Erklärung in den elenden Löhnen und 
Lebensbedingungen zu finden, so Konnte andererseits 
geltend gemacht werden, daß keine Bevölkerungs- 
klasse unter schlechteren Lohn- und Lebensbedingun- 
gen lebte als die der Feldarbeiter und Ziegelbrenner, 
die eine weit unterdurchschnittliche Sterblichkeit hat- 
ten. Bei Schmieden und Eisenarbeitern zog man die 
große körperliche Anstrengung ihres Berufes als Grund 
für die hohe Sterblichkeit an, aber die Arbeit der Loko- 
motivheizer und der Kohlengrubenbergleute war min- 
destens ebenso schwer und trotzdem in diesen Berufen 
unterdurchschnittliche Sterblichkeit. Die städtischen 

Freiluftberufe : Droschkenkutscher, Hafenarbeiter, hat- 

ten eine besonders hohe Sterblichkeit usw. 

Dagegen erwies sich der Hinweis auf andere Zu- 
sammenhänge als sehr aufschlußreich. Diejenigen Be- 
rufe, welche eine überdurchschnittliche Sterblichkeit 


ı) Max von Gruber, Kolonisation in der Heimat. Olden- 
bourg, München 1907. 


hatten, hatten, wenn man die einzelnen Todesursachen 
musterte, durchgehends auch eine hohe Sterblichkeit 
an akutem Alkoholismus. An sich war die Zahl dieser 
Todesfälle in den einzelnen Berufen nur gering und 
daher für die Höhe der Gesamtsterblichkeit des be- 
treffenden Berufes von geringem Belang, aber als 
Maßstab für die Verbreitung der Trinkgewohnheit ist 
diese Zahl der Todesfälle an Alkoholismus zweifellos 
von großer Bedeutung und die Parallelität dieser 
Todesfälle mit der Gesamtsterblichkeit ließ den Rück- 
schluß zu, daß die Gesamtsterblichkeit in denjenigen 
Berufen hoch ist, in denen die Trinkgewohnheit stark 
verbreitet ist. Und Gruber kommt (zunächst nur für 
England) zu dem Schluß: Ein großer Teil dessen, was 
bisher als spezifische Berufsschädigung angesehen 
wurde, ist tatsächlich Alkoholschädigung, ein großer 
Teil dessen, was als Stadtschaden angesehen wird, ist 
tatsächlich Alkoholschaden. Gruber sagte damals vor- 
aus, daß im Laufe der Zeit für die Allgemeingültigkeit 
dieses Satzes die Statistik noch immer mehr Belege 
bringen werde. 

Diesen Beleg hat die Sterblichkeitsstatistik der 
Kriegs- und Nachkriegszeit nunmehr in großartigstem 
Maße gebracht. 

Zu der Frage, wie es möglich sei, daß eine so kurze 
Zeit starker Alkoholeinschränkung einen so gewaltigen 
Einfluß auf die Männersterblichkeit ausübe, hat sich 
Hindhede!) in den Schriften, denen wir auch die an- 
gezogenen dänischen Statistiken entnommen haben, 
drastisch, aber zutreffend geäußert. Die herkömmliche 
Meinung ist ja, daß der Alkoholismus als mitwirkende 
Todesursache durch Schädigung der Kreislaufs- und 
Verdauungsorgane erst vom mittleren Lebensalter an 
in Betracht komme und zudem von den eifrigen 
Alkoholgegnern häufig ein wenig überschätzt werde. 
Sicher ist, daß in dieser Weise der Alkohol eine häufige 
Todesursache abgibt. Aber die Wirkung des Alkohols 
als Todesursache ist damit bei weitem nicht erschöpft. 
Die soziale Bedeutung des Alkoholverbrauchs liegt 
nicht so sehr im übermäßigen Verbrauch — wir folgen 
hier z. T. den Worten Hindhedes — denn die eigent- 
lichen Säufer sind ja doch nicht so zahlreich. Es ist 
der regelmäßige tägliche Verbrauch, der den Nagel 
auf den Kopf schlägt. Die einzig mögliche Erklärung 
für das schnelle Gesundwerden nach kurzer Zeit der 
Alkoholentziehung scheint zu sein, daß dieser so oft 
für mäßig angesehene Verbrauch den Widerstand des 
Körpers gegen Krankheiten herabsetzt, so daß Männer 


2) Hindhede, Sterblichkeit und Einschränkung des Alkohol- 
verbrauchs, Sozialhygienische Mitteilungen der Badischen Ge- 
sellschaft für soziale Hygiene, 1922 und Bericht über den 
17. Internationalen Kongreß gegen den Alkoholismus, Kopen- 
hagen 1923. 
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massenhaft sterben, wenn sie eine Krankheit bekom- 
men, die die Nichtgewohnheitstrinker überstünden. 

Wir finden diese Anschauung bestätigt durch die 
Betrachtung der Todesursachenstatistik des Statisti- 
schen Reichsamtes, von der wir einige Zahlen mitge- 
teilt haben. Wenn die Sterblichkeitsziffer der Tuber- 
kulose von 21,3 (Verhältnisziffer m./w. 120,4) bei den 
30—60 jährigen Männern im Jahre 1913 auf 17,7 
(m./w. 88,5) im Jahre 1920 gesunken und auf 17,9 
(m./w. 105,3) im Jahre 1923 wieder gestiegen ist, so 
ist damit nach unseren Gedankengängen erwiesen, 
daß die Tuberkulosesterblichkeitsfrage zum großen 
Teil eine Alkoholfrage ist. 

Das Gleiche gilt zweifellos für eine große, wenn nicht 
die größte Zahl der anderen Krankheiten, welche in der 
Todesursachen-Statistik erscheinen. 

Aus dem Verhältnis der Sterbeziffern männlich: 
weiblich in der alkoholknappsten Zeit, für welche wir 
die Jahre 1919 mit 1921 zum Ausgangspunkt nehmen, 
läßt sich errechnen, wie groß die Sterblichkeit der 
Männer mit Wahrscheinlichkeit in den letzten Jahren 
vor dem Kriege gewesen wäre, wenn sie damals nicht 
mehr. Alkohol zu verzehren gehabt hätten, wie dieses 
1919 bis 1921 der Fall war. 

Aus den Tabellen 9, 10 und 11, welche die Sterblich- 
keitsbewegung in München - Nürnberg - Augsburg in- 
nerhalb der Jahresgruppen 1910—1914 und 1919— 
1921, in Bayern für 1910 und 1919, für das Reich für 
1913 und 1921 aufzeigen, haben wir durch Multiplika- 
tion der Frauensterblichkeitsziffer der Vorkriegszeit 
mit der Verhältniszahl m./w. der betreffenden Nach- 
kriegszeit eine Sterblichkeitsziffer für die Männer er- 
rechnet, wie sie diesen Gebieten entspräche, wenn kein 
oder nur geringe Mengen Alkohol erzeugt worden 
wären. Aus dem Vergleich mit der tatsächlichen 
Sterblichkeit läßt sich daraus folgende Alkoholsterb- 
lichkeit schätzen: | 

Tabelle 18. 

Errechnete Alkoholsterblichkeit der Männer 
für die letzten Vorkriegsjahre in Prozenten 
der Sterblichkeitsziffer der betreffenden 

Altersklasse. 
München- 


Nürnberg- Bayern Deutsches Reich 
Augsburg 1910 1913, 
Are 1909—14, |verglich. mit| verglichen mit 
verglich. mit 1919 1921 
1919—21 
30—40 | 27,2 8,16 9,6 = 2582 Männ. 
40—50 31,4 22,75 17,7 = 6181 ,, 
50—60 | 229 13,71 16,5 = 8057 ,, 
60—70 13,8 5,24 |809 =5261 „ 
üb. 70 | 8,8 5,29 1,89 = 1758 ,, 


' 23839 Männ. 
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Diese rund 23800 Menschen, deren Sterbefall in 
dem einen Jahre 1913 als durch die Trinksitte ver- 
schuldet angesehen werden darf, machen von der Ge- 
samtzahl der rund 269000 Gestorbenen der Männer 
im Alter über 30 Jahre im Jahre 1913 8,86%, aus, 
für die großen Städte errechnet sich diese Ziffer nach 
Maßgabe der bayerischen Verhältnisse auf über 15%. 

Diese Ergebnisse bilden zugleich einen Prüfstein für 
die Zulässigkeit unserer Berechnungen. 

Nach den Ergebnissen der Schweizer Todesursachen- 
statistik auf Grund der vertraulichen Sterbekarte 
konnte in den letzten Jahren vor dem Kriege der An- 
teil des Alkoholismus an den Sterbefällen der Männer 
über 20 Jahre in der Schweiz mit 10% angegeben wer- 
den, vom 30. bis zum 60. Lebensjahre bewegte sich 
diese Ziffer zwischen 13 und fast 20%. Eine für 
Deutschland mit 8,8—9% angenommene Alkohol- 
sterblichkeit der Todesfälle der erwachsenen Männer 
vom 30. Lebensjahre an hat daher nichts Über- 
raschendes. 

Weiterhin kommt in unserer Schlußtabelle zum 
Ausdruck, daß die Alkoholsterblichkeit im Reichs- 
gebiet sich zwar in einzelnen Jahresgruppen aber im 
Ganzen nicht von Bayern auffallend unterscheidet. 
Selbstverständlich kann dieser Vergleich, der ja von 
nicht ganz einheitlichen Zeiträumen der verglichenen 
Gebiete ausgeht, nur ein allgemein orientierender sein. 
Unzweifelhaft dagegen geht die Tatsache der sehr viel 
höheren Alkoholsterblichkeit in den bayerischen Groß- 
städten gegenüber Bayern und dem Reiche hervor 
entsprechend der bekannten Erfahrung, die in den 
Großstädten, den Stätten der beständigen und auf- 
dringlichen Trinkverführung, seit langem bekannt ist. 
Schließlich kommt die Steigerung der Sterbeziffern 
in der Mitte des Lebens mit der ärztlichen Erfahrung 
an Alkoholikern überein und charakterisiert unsere 
Sterbeziffern noch weiter als Alkoholismussterbe- 
ziffern. In den Städten aber erscheinen auch die jün- 
geren Männer bereits stark bedroht. 

Aus dem Vergleich des Sterblichkeitsverhältnisses 
m:w 1919—1921 mit 1922—1925 können wir im 
Gange unserer bisherigen Betrachtungen für die 
letztere Zeitspanre auch die ‚„Alkoholsterblichkeit“ 
der Männer in München-Nürnberg- Augsburg um 1922 
—1925 schätzen, sie errechnet sich hierbei, in Pro- 
zenten der Sterblichkeit der betreffenden Altersklasse 


ausgedrückt, 
für das Alter 30—40 zu 9,0 
40—50 „ 11,0 
50—60 „ 3,5 
60—70 „ 2,5 
über 70 „ 05 


Unsere Statistik sollte noch nach vielen Seiten hin 
ergänzt werden. Es ist ja anzunehmen, dzß die Arbei- 
ten der statistischen Reichs- und Landesämter in den 
nächsten Jahren noch weiteren Stoff zu unserem 
Gegenstande bringen werden. Daneben wäre die Mit- 
arbeit von hygienischen Vereinen, Universitäten und 
städtischen statistischen Ämtern in hohem Maße wün- 
schenswert. Die Zusammenfassung der Sterblichkeits- 
bewegung in einem mit so verschiedenartigen Volks- 
teilen durchmischten Gebiete, wie es ein großer Staat 
ist, erhält ihren vollen Wert erst, wenn aus möglichst 
vielen Einzelgebieten, die dann unter sich für die be- 
treffende Fragestellung eine gewisse Einheitlichkeit 
aufweisen, Arbeiten mit gleichem Ziele zugetragen 
werden. München, Nürnberg und Augsburg als Städte, 
für die die Alkoholfrage im wesentlichen eine Bier- 
frage ist, konnten als ein solches einheitliches Gebiet 
zusammengefeßt werden. Des weiteren wären solche 
Einzelarbeiten auch aus dem Grunde notwendig, weil 
auf die Bevölkerung nichts so großen Eindruck macht 
als das Ereignis im eigenen Wohnbezirk. Daß ein 
hohes praktisches Interesse besteht, die statistischen 
Ergebnisse auch rasch zu erfahren, kommt außerdem 
hinzu. 

So sehr wir aber auch eine Fortsetzung und Ergän- 
zung der vorliegenden statistischen Untersuchungen 
wünschen, so unzweifelhaft steht heute das Gesamt- 
ergebnis schon fest. Der Alkoholismus ist für die er- 
wachsenen Männer die häufigste Todesursache. Vor 
dieser Tatsache ist es gleichgültig, ob er hierzu für sich 
allein oder zusammen mit anderen Krankheiten wird. 

Und welche Ausblicke eröffnen sich damit für die 
von der Todesursachenstatistik noch nicht erfaßte 
Gegenwart und nächste Zukunft? Die Antwort gibt 
uns das Statistische Jahrbuch des Deutschen Reiches 
mit folgenden Zahlen des Bierverbrauches in Deutsch- 
land: 

Tabelle 19. 


Bierverbrauch in Deutschland 
(Rechnungsjahr April zu April): 


1913 68818000 hl 102,1 Liter pro Kopf 
1920 23399000 hl 18:55. 37. 3 
1924 37783000 hl OLO- 3: 5 
1925 46000 000 hl 140 » » » 


Alle Berichte der Brauindustrie seither heben mit 
sichtlicher Genugtuung hervor, daß ihr Absatz be- 
friedigend ist und im Laufe dieses Jahres eine wei- 
tere Steigerung erfahren hat. 

Und wir werden in den allernächsten Jahren über 
eine weitere Steigerung der Männer-Alkohol-Sterblich- 
keit berichten. 
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Puerperalfieber und legalisierter Abortus. 
Von E. ROESLE, Berlin. 


In meinem Aufsatze über „Die Statistik des lega- 
lisierten Abortus“ 1) habe ich nachgewiesen, daß eine 
auffallend große Differenz zwischen der Mortalität an 
Puerperalfieber in Berlin und Leningrad besteht und 
zwar zugunsten Leningrads. Während nämlich in den 
3 Jahren 1922—1924 zusammen in Berlin 1660 Sterbe- 
fälle an Puerperalfieber auf 121401 Lebend- und Tot- 
geborene trafen, wurden in Leningrad während der 
gleichen Zeit nur 292 solcher Sterbefälle auf 90725 
Lebend- und Totgeborene registriert, das sind im 
ersteren Falle 13,76, im letzteren dagegen nur 3,22 
Sterbefälle an Puerperalfieber auf je 1000 Lebend- und 
Totgeborene. Eine solche Differenz muß man jedoch 
schon a priori erwarten, wenn man bedenkt, daß in 
Rußland der artifizielle Abortus nur von einem Ärzte 
in einem hierzu ermächtigten Krankenhaus ausgeführt 
werden darf, während in Deutschland dessen Aus- 
führung dem freien Spiel der Kräfte, in diesem Falle 
entweder den Frauen selbst oder Pfuschern, über- 
lassen bleibt und sich gezwungenermaßen ganz im 
Verborgenen abspielen muß. Dennoch gibt es selbst 
unter den Ärzten Zweifler an dieser selbstverständlich 
erscheinenden Tatsache, die gar nicht merken, daß sie 
mit ihrem Zweifel die ärztliche Kunst geringer ein- 
schätzen als die der Pfuscher. Zu diesen Zweiflern 
gehört Engelsmann?), der sich lebhaft, wenn auch 
vergeblich bemühte, an der Hand allerlei nebensäch- 
licher Gründe nachzuweisen, daß man diese Verhält- 
nisse in der Weltstadt Leningrad nicht mit denen in 
der Weltstadt Berlin vergleichen dürfe; denn gegen 
die Zuverlässigkeit des von mir benutzten Urmaterials 
müßten ernste Bedenken bestehen. 

Zu seiner Beruhigung muß ich ihm zunächst ge- 
stehen, daß ich die Erhebung des Urmaterials in 
Leningrad ebensogut kenne wie die des Berliner Ur- 
materials; denn meine russische Studienreise führte 
mich auch nach Leningrad. Der einzige Unterschied 
hinsichtlich der Aufbereitung der Medizinalstatistik ist 
nur der, daß die Leningrader Gouvernements-Abtei- 
lung für Statistik zwei bekannte medizinalstatistische 
Autoritäten besitzt, während die Stadt Berlin es noch 
nicht soweit gebracht hat. Einer dieser Autoritäten 


1) Zeitschrift für Schulgesundheitspflege und Soziale Hy- 
giene. 38. Jg., Nr. 10, S. 445—455. 1925. 
2) Desgleichen, 39. Jg., Nr. 2, S. 50—56. 1926. 


verdanken wir die erste Sterbetafel!) nach dem Kriege, 
eine Leistung, die, wie schon ihre Seltenheit anzeigt, 
weit das gewöhnliche Maß der Leistungen einer sta- 
tistischen Provinzialbehörde übersteigt. Aus der Be- 
schreibung dieser Sterbetafel kann man entnehmen, 
daß die starke Bevölkerungsabnahme der Stadt Lenin- 
grad im Jahre 1920 gegenüber 1910 nicht allein durch 
„Mord, Hunger und Abwanderung“, wie Engels- 
mann angibt, verursacht war, sondern dadurch, daß 
in jenem Jahre infolge der Mobilisierung nur die Zivil- 
bevölkerung gezählt werden konnte. Aus unseren 
eigenen Erfahrungen wissen wir, daß in einem solchen 
Falle eine große Differenz zwischen Gesamt- und Zivil- 
bevölkerung entstehen muß. 

Zur weiteren Beruhigung Engelsmanns muß noch 
darauf hingewiesen werden, daß die Sterbefälle 
infolge Mordes und Hungers nicht die Ursache 
der Bevölkerungsabnahme Leningrads um mehr als 
1 Million gewesen sein können, denn dazu war ihre 
Zahl wirklich zu klein. Die Sterbefälle infolge Mordes 
in Leningrad wurden erst kürzlich für die Periode 
1890—1924 einer sehr gründlichen statistischen Unter- 
suchung?) unterzogen, während über die Sterbefälle 
infolge Hungers die Leningrader Todesursachenstati- 
stik 3) seit dem Jahre 1917 Aufschluß gibt. 

Die Angaben hierüber wurden in folgender Tabelle 
zusammengestellt: 


Jahre | infolge Mordes | infolge Hungers 


| auf 10000 | auf 10000 
| absolut Einwohner | absolut Einwohner 


1917 | 1110 
1918 585 
1919 246 
1920 256 
1921 ; 213 
1922 | 256 
213 


1923 | 


ı) Nowosselsky, S. und Pajewsky, W., Life Tables of the 
City of Leningrad. Metron, Vol. V, Nr. 2, S.50—65. 1925. Padova. 

2) Nowosselsky, S., Selbstmord, Mord und tödliche Un- 
glücksfälle in Leningrad. (Russisch.) Bulletin der Leningrader 
Gouvernements-Abteilungfür Statistik. Nr. 14, S. 117—133.1925. 

3) Materialien zur Statistik Leningrads. Band II. (Russisch.) 
Leningrad 1925, S. 224. 
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Von diesen Angaben haben nur die über die Sterbe- 
fälle infolge Hungers während der Jahre 1918—1920 
zur Erhöhung der Mortalität beigetragen. Das gleiche 
erlebten wir in Deutschland in den Jahren 1917 und 
1918, jedoch mußten wir diese Diagnose umschreiben ; 
denn es war nicht möglich, eine solche Hunger-Rubrik 
auch in die deutsche Todesursachenstatistik einzu- 
führen. Um so mehr müssen wir die Offenheit der 
Leningrader Statistik bewundern, die eine solche 
Todesursachendiagnose nicht verschleiert. Wer so 
offen ist und jeden Sterbefall infolge Hungers bekennt, 
wird fürwahr sich auch nicht scheuen, jeden Sterbe- 
fallan Puerperalfieber an richtiger Stelle zu buchen. 
Ebenso liegt auch kein Anlaß für die Ärzte vor, eine 
solche Todesursache zu verschleiern, denn die Erkran- 
kungen an dieser Krankheit sind in Rußland nicht 
wie bei uns anzeigepflichtig. Deshalb muß allen 
Zweiflern an der Richtigkeit der von mir wiedergege- 
benen Angaben über die Sterbefälle an Puerperalfieber 
in Leningrad gesagt werden, daß kein Grund für ihre 
Zweifel vorhanden ist. In Leningrad darf gleichwie 
in Berlin ein Gestorbener nur dann beerdigt werden, 
wenn die Todesursache ärztlich festgestellt ist. Bei 
den Sterbefällen an Puerperalfieber handelt es sich 
bekanntlich meistens um klinische Diagnosen, in die- 
sem Falle um die staatlicher Krankenhäuser, die wie 
alle staatlichen Einrichtungen unter so scharfer Kon- 
trolle der Arbeiterregierung stehen, daß es wohl kein 
Arzt wagen dürfte, den Staat zu belügen. 

Auch der Anstieg der allgemeinen Mortalität in 
Leningrad in den Jahren 1918—1920 war nicht der- 
artig, daß hiermit die tatsächliche Bevölkerungsab- 
nahme erklärt werden könnte, denn die maximale 
natürliche Bevölkerungsabnahme im Jahre 1919 be- 
trug nur 5,8 Prozent der Gesamtbevölkerung, in den 
beiden anderen Jahren dagegen nur je 2,8. Demgegen- 
über ist die natürliche Bevölkerungsabnahme der 
Stadt Berlin bereits chronisch geworden ; denn während 
der Jahre 1916—1924 hatte diese Stadt nur einmal, 
nämlich im Jahre 1920, eine geringe natürliche Be- 
völkerungszunahme aufzuweisen. Es muß daher die 
tatsächliche Abnahme der Bevölkerung Leningrads 
während jener Zeit in der Hauptsache in der Abwan- 
derung der Bevölkerung und in der Übersiedlung der 
Zentralbehörden nach der neuen Landeshauptstadt 
gesucht werden. Dafür hat allerdings Leningrad seit 
dem Jahre 1921 nach Moskau die intensivste Bevöl- 
kerungszunahme von allen europäischen Großstädten 
bis jetzt aufzuweisen, nämlich rund 100000 pro Jahr. 

Diese demographischen Veränderungen haben je- 
doch nichts mit der von mir in Vergleich gestellten 
Statistik über die Mortalität an Puerperalfieber 
in Berlin und Leningrad während der Jahre 1922—1924 
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zu tun. Das Puerperalfieber ist keine Volkskrankheit 
und seine Entstehung ist an bestimmte Voraussetzun- 
gen gebunden. Diese Voraussetzungen sind überall 
dort gegeben, wo Frauen entbunden werden, weshalb 
wir bekanntlich die Sterbefälle an Puerperalfieber 
überhaupt nicht mit der Bevölkerungszahl, sondern 
nur mit der Zahl der entbundenen Frauen beziehungs- 
weise mit der Zahl der Geborenen in Relation setzen 
dürfen. 

Dennoch ist Engelsmann ungehalten darüber, 
daß ich die Ereignisse in Leningrad während der vor- 
ausgegangenen Jahre, die doch Ausnahmejahre ge- 
wesen wären, nicht in Betracht gezogen habe; denn 
er ist der Ansicht, daß eine Bevölkerung, die solche 
Natalitäts- und Mortalitätsziffern wie Leningrad in 
den vorausgegangenen Jahren aufzuweisen hat, nicht 
als normal bezeichnet werden darf. 

Der Vergleich der deutschen und speziell Berliner 
Natalitätsziffer mit der Leningrader dürfte ihn 
jedoch belehren, daß nur zeitliche Differenzen zwischen 
den extremen Schwankungen der deutschen und Lenin- 
grader Natalitätsziffer bestehen; denn das Minimum 
der deutschen Natalitätsziffer entfiel mit 13,9 bereits 
auf das Jahr 1917, das der Leningrader dagegen erst 
auf das Jahr 1919 mit 13,8. Noch tiefer lag das Mi- 
nimum der Berliner Natalitätsziffer mit 10,7 im Jahre 
1917, welche Ziffer bekanntlich nach dem Kriege noch 
tiefer gesunken ist. Ein weiterer Unterschied besteht 
darin, daß die Leningrader Natalitätsziffer nur in den 
beiden Jahren 1918 und 1919 vorübergehend sehr 
stark gesunken ist, während die Berliner Natalitäts- 
ziffer sich nur vorübergehend nach dem Kriege etwas 
von ihrem während des Krieges erreichten Tiefstand 
erholte. Der Statistiker kann daher nicht, wie Engels- 
mann glaubt, aussagen, daß die Leningrader Bevöl- 
kerung hinsichtlich ihrer Natalität als anormal be- 
zeichnet werden darf; denn die Leningrader Natalitäts- 
ziffer weist vielmehr auf eine rasche Wiedergesundung 
im Gegensatz zur Berliner und deutschen Natalitäts- 
ziffer hin. 

Nun ist allerdings die Mortalitätsziffer in Lenin- 
grad in den Jahren 1818—1920 sehr bedeutend an- 
gestiegen und war im Jahre 1919 mit 72,6 genau drei- 
mal so hoch wie die Mortalitätsziffer der deutschen 
Orte mit 15000 und mehr Einwohnern im Epidemie- 
jahr 1918. Der Anstieg der Mortalität in Leningrad 
setzte jedoch nicht bereits während der Kriegsjahre 
wie in den deutschen Städten ein, sondern erst im 
Jahre 1919, also zur Zeit der großen Abwanderung. 
Da vor allem die lebenskräftigste Bevölkerung abwan- 
derte und die alten Leute zurückblieben, so mußte 
sich schon auf Grund dieser Bevölkerungsverschiebung 
ein Anstieg der Mortalitätsziffer ergeben. Dazu kommt 


daß damals in ganz Osteuropa heftige Epidemien aus- 
brachen, die bewirkten, daß in den Jahren 1918 und 
1919 trotz der abnehmenden Bevölkerungszahl die 
absolute Sterbezahl in Leningrad um je 18C00 größer 
war als im Jahre 1917. Dieser Verlust erscheint je- 
doch im Verhältnis zur Bevölkerungszahl nicht so be- 
deutend, daß man deshalb die am Leben gebliebene 
Bevölkerung als anormal bezeichnen kann. Wer die 
Statistik der deutschen Städte kennt, weiß, daß zu 
Beginn des vorigen Jahrhunderts in einer ebenso un- 
ruhigen Zeit wie die des Weltkrieges noch höhere 
Sterbeziffern verzeichnet wurden als die Leningrader 
für das Jahr 1919. 

Es ist mir nicht recht verständlich, in welchem Zu- 
sammenhange alle die hier erwähnten und der Ver- 
gangenheit angehörenden Tatsachen, deren Nicht- 
erwähnung Engelsmann nicht angängig erscheint, 
mit der von mir angeführten Mortalität an Puerperal- 
fieber in den Jahren 1922—1924 stehen sollen. Nun 
wird mir der Vorwurf gemacht, daß ich die Verhält- 
nisse in Leningrad mit denen der „bei weitem schlech- 
testen Stadt Preußens“ verglichen habe. Dies mußte 
jedoch schon aus den Gründen geschehen, weil man 
die Verhältnisse einer Weltstadt wie Leningrad nicht 
mit denen einer beliebigen Provinzstadt in Vergleich 
stellen kann, und weil in Berlin die Feststellung der 
Sterbefälle an Puerperalfieber, wie die zahlreichen 
Rückfragen der statistischen Aufbereitungsstelle be- 
weisen, viel exakter ist als wohl in den meisten übrigen 
deutschen Städten, und deshalb die Angaben hierüber 
einen statistischen Wert besitzen. Im Gegensatz hierzu 
bringt es Engelsmann fertig, die Säuglingssterblich- 
keit in Leningrad mit der Norwegens und mit einzel- 
nen Kreisen Schleswig-Holsteins in Vergleich zu setzen. 
Wer selbst solch Unmögliches leistet, hat wohl keine 
Ursache, den Vergleich zwischen Berlin und Lenin- 
grad als ungeeignet zu bezeichnen, und wer nur wenig 
mit der Statistik vertraut ist, sollte sich hüten, Super- 
lative zu gebrauchen und die Berliner Puerperalfieber- 
Mortalitätsstatistik als die ‚schlechteste‘“ zu bezeich- 
nen. Hätte Engelsmann sich die Ziffern anderer 
deutscher Städte in den Jahresstatistiken des Reichs- 
gesundheitsamts angesehen, so hätte er gefunden, daß 
es noch ‚schlechtere‘ Statistiken als die Berliner gibt. 
Während nämlich nach dem Beiheft 4 des Reichs-Ge- 
sundheitsblattes 1926, das die Ergebnisse der Todes- 
ursachenstatistik aller deutschen Orte mit 15000 und 
mehr Einwohnern für das Jahr 1924 enthält, in Ber- 
lin „nur“ 10,97 Sterbefälle an Puerperalfieber auf je 
1000 Geborene vorgekommen sind, war diese Ziffer 
in 15 dieser Orte noch g.ößer als die für Berlin und 
betrug im Maximum sogar mehr als 20 (Peine, 22,22 
und Neuwied 21,63), ferner in Greifswald 16,71, Bre- 
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merhaven 14,63, Harburg 14,08, Limbach in Sachsen 
13,75, Hamburg 13,62 und Braunschweig 11,04 usw. 
Die angeblich ‚schlechtere‘ Berliner Statistik er- 
setzte Engelsmann durch die viel ‚bessere‘“ Kieler 
Statistik, vergißt jedoch die Quelle und die absoluten 
Zahlen anzugeben, so daß man seine Ergebnisse nicht 
nachprüfen kann. 

Nun ist jedoch die Stadt Kiel ebenfalls an der er- 
wähnten Reichsstatistik beteiligt, so daß man sich 
einen Einblick in die sonderbaren Ergebnisse der Puer- 
peralfieber-Mortalitätsstatistik dieser Stadt verschaf- 


fen kann, wenn man diese Ergebnisse denen Engels- 


manns und der anderen schleswig-holsteinischen 
Großstadt gegenüberstellt. 


Vergleich der Mortalität an Puerperalfieber 
in den Städten Kiel und Altona während der 
Jahre 1921—1924. 


Zahl der Lebend- 
u. Totgeborenen 


Zahl der Sterbefälle 
an Puerperalfieber 


— 


einschließlich der Ortsfremden 


Jahr | — 
absolut absolut auf je 1000 Geborene 
ZN Kiel 
Kiel | Altona | Kiel z Kiel |Altona ne 
g E | | m ann)? 
1921 , 4556 | 3646 2 2 4,66 2,0 
1922 | 3731 3345 | 9 a 7,17 6,0 
1923 3612 | 2818 4 ‚1,11 | 13,48 5,0 
1924 | 3486 | 2947 | 4 a | 1,15 | 10,86 5,6 


1) AA für Schulgesundheitspflege und soziale Hygiene. 
39. Jg., S. 53. 1926. 


Die von Engelsmann angegebenen Mortalitäts- 
ziffern betragen demnach teilweise das Fünffache der 
amtlichen Berechnung auf Grund der aus Kiel ge- 
meldeten amtlichen Angaben über die Geborenen und 
die Sterbefälle an Puerperalfieber. Solche Differenzen 
dürften jedoch etwas Kopfschütteln erregen und in 
Leningrad Zweifel über die Zuverlässigkeit der deut- 
schen Angaben aufkommen lassen. Man tut in solchen 
Fällen gut, wenn man keiner der beiden Quellen Glau- 
ben schenkt. Wie unglaubwürdig die Kieler amtlichen 
Angaben sind, deckt nicht nur der Vergleich mit den 
Altonaer, die auf besserer Erhebung und richtiger 
Auszählung beruhen, sondern auch die Aufteilung die- 
ser Angaben in solche post partum und post abortum 
auf, die allerdings erst seit 1923 möglich ist. Während 
in der Universitätsstadt Kiel im Jahre 1923 nur 2 
Sterbefälle, im Jahre 1924 überhaupt kein Sterbefall 
an Puerperalfieber post abortum vorgekommen sein 
soll, war in Altona deren Zahl in beiden Jahren mit 
27 beziehungsweise 18 viel höher als die Zahl der 
Sterbefälle an Puerperalfieber post partum mit 11 be- 
ziehungsweise 14. Es ist daher verständlich, daß die 
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Statistik der übrigen deutschen Großstädte viel bes- 
ser‘‘ erscheint als die von mir aus oben angeführten 
Gründen gewählte Berliner Statistik; denn es sind 
außer Kiel noch andere deutsche Großstädte nicht 
imstande, die Sterbefälle an Puerperalfieber vollstän- 
dig zu erfassen und richtig auszuzählen, d. h. die ver- 
schleierten Diagnosen aufzudecken. Die Statistik des 
Puerperalfiebers ist nämlich der wundeste Punkt un- 
serer Morbiditäts- und Mortalitätsstatistik, und zwar 
nicht nur deshalb, weil diese Diagnose mit Vorliebe 
verschleiert angegeben wird, sondern auch deshalb, 


weil durch die irreführende deutsche Bezeichnung, 


„Kindbett- oder Wochenbettfieber‘‘ noch viele Ärzte 
das Puerperalfieber post abortum nicht als „Kind- 
bett‘-Fieber ansehen und deshalb auch nicht so be- 
zeichnen. Die neuzeitliche Verdeutschungswut aller 
aus den klassischen Sprachen entlehnten und inter- 
national gebräuchlichen und verständlichen Fachaus- 
drücke hat es fertig gebracht, daß jetzt nicht nur im 
Ausland die deutsche wissenschaftliche Literatur un- 
verständlich geworden ist, sondern auch im Inland 
die deutschen Krankheitsbegriffe nicht einheitlich ge- 
deutet werden. 

Die Berechnungsmethode der Mortalität an Puer- 
peralfieber, deren ich mich bei dem Vergleich zwischen 
Leningrad und Berlin bedienen mußte, ist natürlich 
nur ein Notbehelf und an und für sich unlogisch, da 
nicht nur eine Geburt, sondern schon eine Konzeption 
Anlaß zur Entstehung dieser Krankheit geben kann. 
Da die Leningrader Statistik nicht nur die Lebend- 
und die Totgeborenen, sondern auch die Aborte ver- 
zeichnet, so können wir dort die Gesamtsumme der 
Sterbefälle an Puerperalfieber post partum und post 
abortum in der allein logischen Weise mit der Ge- 
samtzahl der Konzeptionen in Beziehung setzen. 
Dies ist bisher nur für zwei deutsche Großstädte mög- 
lich gewesen, die eine verwertbare und nicht nach dem 
Rezept Engelsmanns aufgestellte Fehlgeburten- 
statistik besitzen, nämlich für Magdeburg und Halle 
a.S. Wie die von mir bearbeitete Magdeburger Fehl- 
geburtenstatistik vom Jahre 19241) ersehen läßt, sind 
in Magdeburg noch einmal so viel Sterbefälle an Puer- 
peralfieber aus 1000 Konzeptionen hervorgegangen wie 
in Leningrad, nämlich in Magdeburg 4,09 und in Lenin- 
grad 1,98. Setzt man die Zahl der Sterbefälle an Puer- 
peralfieber in der Stadt Halle im Jahre 1923, nämlich 
26, mit der dort von H. Wolff?) ermittelten Zahl der 
Konzeptionen in Beziehung, so ergibt sich für diese 


1) Roesle, E., Die Magdeburger Fehlgeburtenstatistik vom 
Jahre 1924. Archiv für soziale Hygiene und Demographie. 
Neue Folge. 1. Jg. Nr.3, S. 189—195. 1926. 

2) Wolff, H., Zur Beobachtung der Fehlgeburten. Allge- 
meines Statistisches Archiv. 14. Bd. S.364. 1925. 
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Stadt sogar eine Puerperalfisber-Mortalitätsziffer von . 
5,15 auf je 1000 Konzeptionen. 

Aus der Magdeburger Fehlgeburtenstatistik kann 
Engelsmann außerdem ersehen, daß es nicht an- 
gängig ist, der Zahl der Lebendgeborenen für das Jahr 
1924 die Zahl der von ihm allein mit Hilfe der Heb- 
ammen ermittelten Fehlgeburten zuzuzählen und die 
Summe aus diesen beiden Zahlen mit der standesamt- 
lichen Geburtenzahl für das Jahr 1913 zu vergleichen 
und hieraus ohne jegliche Kenntnis der Veränderung 
der Zahl der Frauen im gebärfähigen Alter ein Nicht- 
nachlassen der Fruchtbarkeit zu folgern, wie er dies 
in seiner anderen Arbeit!), zu deren Ergebnissen er 
eine Äußerung von mir wünscht, gemacht hat. Wie 
nämlich die Magdeburger Statistik zeigt, trafen schon 
im Jahre 1913 22,4 gemeldete Fehlgeburten auf je 
100 standesamtlich gemeldete Geborene, während 
Engelsmann auf Grund vager Schätzungen nur 
5—10 Prozent Fehlgeburten annimmt. Da jedoch 
die Magdeburger Erhebung im Jahre 1913 unvoll- 
ständig war, müssen schon aus diesem Grunde die 
Angaben für jenes Jahr zu niedrig erscheinen und alle 
Vermutungen über die Zunahme der Fehlgeburten in 
neuerer Zeit als fragwürdig erscheinen lassen. Wirhatten 
bekanntlich kurz vor dem Kriege den intensivsten 
Geburtenrückgang aufzuweisen, jedoch waren wir über 
seine Begleiterscheinungen nur wenig unterrichtet. 

Schließlich kann Engelsmann aus der Magdebur- 
ger Statistik noch weiter ersehen, daß eine Erhebung 
der Fehlgeburten mit alleiniger Hilfe der Heb- 
ammen nach seinem Rezept zu einem ganz wertlosen 
Gebilde führen muß, denn die hebammlichen Mel- 
dungen machten in Magdeburg im Jahre 1924 nur 13 
und im Jahre 1925 sogar nur noch 2,2 Prozent aller 
gemeldeten Fehlgeburten aus. Hieraus kann man er- 
sehen, daß die hilfesuchenden Frauen sich von selbst 
aus jetzt sogleich an die richtige Adresse wenden oder 
von den Hebammen dorthin verwiesen werden. 

Die Magdeburger Statistik ist außerdem die ein- 
zige, die es ermöglicht, die Mortalität an Puer- 
peralfieber post partum und post abortum zu 
berechnen. Wir können daraus ersehen, daß die Mor- 
talität an Puerperalfieber post abortum im Jahre 1913 
12 mal und in den Jahren 1924 und 1925 je 9 mal so 
groß war wie die Mortalität an Puerperalfieber post 


partum. Es trafen nämlich in Magdeburg 
auf je 1000 standes- auf je 1000 ermittel- 


in den amtlich gemeldete te Fehlgeburten mit 
Jahren Entbindungen bekanntem Ausgang 
Sterbefälle an Puerperalfieber 
1913 (ohne ortsfremde Gestorbene) 1,45 17,50 
1924 (mit ortsfremden Gestorbenen) 1,25 11,41 
1925 (mit ortsfrenıden Gestorbenen) 1,36 11,65 


1) Engelsmann, Die bevölkerungspolitische Bedeutung der 
Fehlgeburten. Klinische Wochenschrift. 4. Jg., Nr. 44. 1925. 
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Es bedarf daher nur einer Verhinderung des 
Ausbruches des Puerperalfiebers post abor- 
tum, um die Gesamtmortalität an Puerperalfieber 
herabzudrücken, zumal da den Sterbefällen post 
abortum das numerische Übergewicht zukommt. Den 
einzigen Weg, der hierzu begangen werden kann, hat 
uns Sowjet-RußBland gezeigt. Den Nachweis hierüber 
hat jedoch die von mir verwertete Leningrader Sta- 
tistik noch nicht vollständig erbracht, denn es fehlt 
hierin noch die oben angeführte Trennung der Sterbe- 
fälle an Puerperalfieber in solche post partum und in 
solche post abortum. Die russische Statistik müßte 
sogar noch weiter gehen als die deutsche und die 
Sterbefälle an Puerperalfieber post abortum nach der 
Art des Abortus aufteilen, nämlich in solche nach einem 
genehmigten und in einem Krankenhaus eingeleitetem 
Abortus und in solche nach einem außerhalb des Kran- 
kenhauses, also im geheimen eingeleiteten Abortus, 
und in solche nach spontanem Abortus, während die 
Zahl der Aborte selbst in gleicher Weise ausgezählt 
werden müßte. Vorläufig können wir uns aus dem Ver- 
gleich der rohen, auf die Geborenen bezogenen Puer- 
peralfieber-Mortalitätsziffer Berlins und Leningrads 
und aus dem Vergleich der auf die Gesamtzahl der 
Konzeptionen bezogene Puerperalfieber-Mortalitäts- 
ziffer der Stadt Leningrad einerseits und der deut- 
schen Großstädte Magdeburg und Halle anderer- 
seits nur vermuten, daß diese große Differenz zwi- 
schen den Ziffern Leningrads und denen der deut- 
schen Städte durch einen geringeren Anteil der 
Sterbefälle post abortum in Leningrad verur- 
sacht sein muB. 

Engelsmann irrt, wenn er glaubt, daß die Mortali- 
tät im puerperalen Zustand bevölkerungspolitisch 
nur von geringer Bedeutung sei. Den Nachweis 
hierüber will er damit erbringen, daß er eine unlogische 
Berechnung dieser Sterbefälle, die doch nur aus einer 
bestimmten Bevölkerungsschicht in einem bestimmten 
Alter hervorgehen, wiedergibt, nämlich die Berech- 
nung auf je 10000 der Gesamtbevölkerung. Selbst- 
verständlich muß sich bei einer derartigen Berechnung 
ein viel geringerer Wert ergeben als bei der gleichen 
Berechnung der Sterbefälle an den Krankheiten der 
Kreislaufsorgane, an Lungenentzündung, an Tuber- 
kulose, die in allen Altersklassen und bei beiden Ge- 
schlechtern vorkommen und zum Teil die häufigsten 
‚Absterbekrankheiten des hohen Alters darstellen. So 
hat er gefunden, daß im Jahre 1922 nur 0,72 Sterbe- 
fälle an Puerperalfieber in Preußen auf je 10000 der 
Gesamtbevölkerung entfielen. Hätte er die richtigere 
Berechnung in der Reichs-Todesursachenstatistik sich 
angesehen, so hätte er dort gefunden, daß in jenem 
Jahre 24,0 und im Jahre 1923 sogar 28,8 Sterbefälle 
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an Puerperalfieber auf je 10000 Lebend- und Totge- 
borene im Deutschen Reiche trafen. Dies sind die 
gegenwärtigen Maximalziffern in der ganzen Welt, 
und diese sind unvollständig, wie wir alle wissen, und 
wie wir namentlich aus den Angaben aus der Stadt 
Kiel gesehen haben. 

Die wirkliche Bedeutung der Sterbefälle an Puer- 
peralfieber können wir allein dadurch ersehen, daß 
wir ihre Zahl der Zahl aller Sterbefälle im gebär- 
fähigen Alter gegenüberstellen. Wir müssen hierzu 
allerdings wieder die „schlechteste“ Statistik im Sinne 
Engelsmanns, nämlich die der Stadt Berlin, wählen, 
weil sie in Wirklichkeit die beste und einzige in Deutsch- 
land ist, in der die Sterbefälle an Puerperalfieber so- 
wohl post partum als auch post abortum nach Alters- 
klassen aufgeteilt sind, woran ich, wie ich gestehen 
muß, mit schuld bin. Beschränken wir uns auf das 
fruchtbarste Alter von 15—40 Jahren und auf die 
Sterbefälle an Puerperalfieber post abortum, so neh- 
men letztere folgende Rangnummer unter den häu- 
figsten Todesursachen des Berliner Schemas ein. (Siehe 
Tabelle auf nächster Seite.) 


Hieraus läßt sich ersehen, daß der numerische Ein- 
fluß der Sterbefälle an Puerperalfieber post abortum 
auf die Gesamtzahl der Sterbefälle im gebärfähigen 
Alter in Berlin im Jahre 1923 sehr bedeutsam war, 
denn diese vermeidbaren Sterbefälle machten im Alter 
von 15—20 Jahren 5,5 Prozent, im Alter von 20—30 
Jahren 10,8 Prozent und im Alter von 30—40 Jahren 
8,3 Prozent aller Sterbefälle aus. Zählen wir hierzu 
die sonstigen Sterbefälle nach Fehlgeburt, so erhalten 
wir erst ein vollständiges Bild von der Bedeutung der 
Sterbefälle infolge Fehlgeburt. Es betrug in Berlin 
im Jahre 1923 

die Zahl der Sterbefälle an Puerperal- 
fieber nach Fehlgeburt und an sonstigen 


Folgen der Fehlgeburt 
auf 100 Sterbefälle von 


in den Alt«rsklassen absolut Praten Im eleichen Älter 
15—20 Jahre........... 34 5,4 
20—30 Jahre .......... 244 11,9 
30—40 Jahre ........... 193 10,8 
40—50 Jahre .......... 32 1,3 
15—40 Jahre zusammen 471 9,8 
15—50 Jahre zusammen 503 6,9 


Demnach machten die Sterbefälle infolge Fehlgeburt 
9,8 oder rund 10 Prozent der Gesamtzahl der Sterbe- 
fälle im Hauptgebäralter von 15-40 Jahren, die 
4796 im Jahre 1923 betrug, in Berlin aus. Dieser 


Anteil ist nach dem der Sterbefälle an Tu- 


berkulose der Atmungsorgane der größte. 
Seine Herabdrückung ist daher ein Gebot der Mensch- 
lichkeit. 
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Rangordnung der 4 häufigsten Todesursachen beim weiblichen Geschlecht 
im Alter von 15—40 Jahren in Berlin im Jahre 1923%),. 


Zahl der Sterbefälle an den nebenstehenden Todesursachen im Alter von Jahren 


Häufigste 15—20 \ 20—30 o| 30—40 
Todes TI ee a 
erbefälle, iufigste erbefälle ufigste erbefälle 
zes ads gleichen | an | absolut "gleichen P f un gleichen 
N Alters ‚ Alters , | Alters 
Gesamtzahl der Ä 
Sterbefälle .... 631 100 2052 100 | 2113 100 
darunter an den 
häufigsten 
Todesursachen: | 
1. Tuberkulose der 1. Tuberkulose der 1. Tuberkulose der 
Atmungsorgane .. 290 46,0 Atmungsorgane .. 848 41,3 Atmungsorgane .. 589 27,9 
2. Krankheiten des 2. Puerperalfieber 2. Krebs und andere 
Herzens ......... 36 5,7 nach Fehlgeburt.. 222 10,8 || bösartige Neubil- 
| dungen.......... 229 10,8 
3. Selbstmord ...... 35 5,5 3. Selbstmord ...... 126 6,3 3. Puerperalfieber 
nach Fehlgeburt.. 176 8,3 
4. Puerperalfieber 4. Krankheiten des | 4. Krankheiten des 
nach Fehlgeburt... ı 33 5,2 Herzens ......... 88 4,3 | Herzens ......... 133 6,3 


Wie unnatürlich die Sterbefälle infolge Fehlgeburt 
im Alter von 15—20 und von 20—30 Jahren erschei- 
nen, geht daraus hervor, daß ihre Häufigkeit mit der 
des Selbstmords konkurriert. Die groBe Häufig- 
keit dieser beiden unnatürlichen Todesursachen zeigt 
an, welche große Rolle die Lebenskonflikte bereits 
in diesen Altersklassen, die zu den lebenskıäftigsten 
get.ören, spielen. Vielfach dürfte beiden Todesur- 
sachen die gleiche Ursache zugrunde liegen, denn es 
ist bekannt, d:B die nicht gewollte Gravidität ein 
häufiges ätiologisches Moment für Selbstmord bildet, 
das durch die barbarische Bestrafung der versuchten 
Lösung solcher Konflikte gefördert werden mußte. 

Damit dürfte die Bedeutung der Sterbefälle infolge 
Fel.lgeburt aus dem Dunkel gehoben sein, das En- 
gelsmann hierüber dadurch zu verbreiten versuchte, 
d: B er die Sterbefälle an Puerperalfieber auf die Ge- 
samtbevölkerung berechnete und auf Grund dieser 
nichtssagenden und unlogischen Berechnung erklärte, 
„d: B diese Gruppe von Todesfällen uns bevölkerungs- 
politisch nur wenig interessiert,‘ mit welcher Meinung 
er trotz des Gebrauchs des Plurals wohl vereinzelt da- 
stehen dürfte. Garz anders dürfte der soziale Bevöl- 


1) Zusammengestellt aus den ‚Mitteilungen des Statistischen 
Amts der Stadt Berlin‘. Nr. 4, Dezember 1924, S. 11. — Die 
gleiche Reit enfolge der 4 } äufigsten Todesuisachen beim weib- 
lichen Geschlecht im Alter von 15—40 Jahren läßt auch die 
inzwischen erschienene Berliner Todesursachenstatistik für die 
Jahre 1924 und 1925 (Mitteilungen des Statistischen Amts der 
Stadt Beilin, Nr. 6, November 1926, S. 11 und 12) erset.en mit 
alleiniger Abweict ung im Alter von 30—40 Jal:ren, in welcher 
Alteısklasse im Jahre 1925 das Pueiperalfieber nach Fet lge- 
buit infolge der Zunal me der Heızkıankt.eiten an die vierte 
Stelle rückte. 


kerungspolitiker denken, der die wahre Bedeutung 
dieser Sterbefälle und die Möglichkeit ihrer Vermei- 
dung richtig erkannt hat und der weiß, daß es sich 
bei diesen Sterbefällen meist um verheiratete Müt- 
ter handelt. 

Daher sollte es eine der vornehmsten Aufgaben eines 
Staates sein, den geborenen Kindern auch die Mutter 
zu erhalten, denn wie die Hallenser Fehlgeburten- 
Statistik für die Jahre 1919—1923 zeigt, entfielen 
69,3 Prozent der ehelichen Fehlgeburten auf solche 
Frauen, die bereits ein- oder zweimal entbunden wor- 
den waren. Diese vornehme Aufgabe hat sich die Sow- 
jetregierung gestellt, während die anderen Staaten 
sich hier noch in einem Dilemma befinden. Die 
Politik der Sowjetregierung ist hier wahr und klar, 
und wie jede wahre Idee, so wird auch diese von 
anderen Völkern aufgenommen werden, wenn sich die 
Ei kenntnis Bahn gebrochen haben wird, daß die Ver- 
wiıklichung dieser Idee dazu ausgenutzt werden kann, 
um das rohe Walten der Natur auch in diesem Punkte 
zu meistern. Schon die nächste Generation, die sich 
bereits mit der Tatsache abgefunden haben wird, daß 
die Bevölkerung eines übervölkerten Landes sich nicht 
ins Uferlose vermehren kann, und die nach leichteren 
Lebensbedingungen wieder streben wird, wird es viel- 
leicht nicht verstehen können, weshalb einer imperia- 
listischen Anschauung zuliebe so viele Mütter im Zucht- 
haus veıkümmern oder fıühzeitig dahinsterben muß- 
ten, deB von Idioten immer wieder Idioten und von 
Sypt:ilitikern immer wieder Sypt.ilitiker geboren wur- 
den, ohne d: B der Staat sich darum kümmerte. Wie 
gerade die Entdeckung der U.sache des Puerperal- 
ficbers lehrt, dauert es bei den intelligenten Kreisen 
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am längsten, bis die aus Zahlen erschlossene wissen- 
schaftliche Erkenntnis sich durchsetzt. Das einfache 
Volk denkt jedoch praktischer, denn es erkennt in 
der Legalisierung des Abortus nicht nur ein Mittel 
zur Erhaltung des Lebens von Müttern, sondern auch 
zur Errettung aus dem Elend. Deshalb wird der Ge- 
danke der Legalisierung des Abortus niemals mehr 
ruhen und sich durchringen wie alle fortschrittlichen 
Gedanken der jüngsten Revolutionszeit!). 

Erst jüngst ist im englischen Oberhaus das Recht 
der Geburtenregelung im Prinzip anerkannt worden 
und eine Denkschrift über die Ethik der Geburten- 
kontrolle von der National Council of the Public 
Morals und der National Birth Rate Commission?) er- 
schienen, während in dem fortgeschrittenen Neusee- 
land die erste eugenische Betörde in der Welt ge- 
plant wird. Neuerdings hat das englische Oberhaus 
beschlossen, daß das Verbot, wonach den Leitern der 
mehr als 2000 Mutter- und Säuglingsberatungsstellen 
verboten ist, verheirateten Frauen die von ihnen selbst 
gewünschten Aufklärungen über Schwangerschafts- 
verhütungen zu geben, aufgehoben wird?®). 

Die Eıfahrungen, die hinsichtlich der Legalisie- 
rung des Abortusin Rußland gemacht wurden, sind 
noch jung und bedürfen noch in manchen Punkten der 
statistischen Klärung, wenn auch Versuche hierüber 
an einem allerdings noch rohen Material bereits vor- 
liegen. Aus diesem Material, das von 59 Prozent aller 
Sanitätsärzte Sowjet-Rußlands auf eine Umfrage der 
Abteilung für Mutter- und Säuglingsschutz im Mos- 
kauer Volkskommissariat für Gesundheitswesen ein- 
gesandt und von A. B. GenB*) bearbeitet wurde, 


1) Eine Orientierung über die Stellungnahme breiter Volks- 
schichten zu diesem Problem gibt die Broschüre ‚Zuchthaus 
oder Mutterschaft“ (Heft XI der Beiträge zum Sexualproblem) 
Berlin 1925, deren ernster Inhalt jedem Sozialpolitiker mehr zum 
Nachdenken Anlaß geben sollte, als dies bei dem Kritiker in 
der ‚‚Zeitschrift für ärztliche Fortbildung‘, Jg. 1926, S. 714 
der Fall war. 

2) The Ethics of Birth Control. Being the Report of the Spe- 
cial Committee Appointed by the National Council of Public 
Morals in Connection with the Investigation of the National 
Birth-rate Commission. London 1925. 

3) zum Busch, J. P. (Liestal), Allerlei aus dem Auslande. 
Deutsche medizinische Wochenschrift, 52. Jg., S. 2090. 1926. 

4) Genß, A.B., WaslehrtdieFreigabe derAbtreibung in Sowjet- 
Rußland? Heft I und II. Wien 1926. Deutsche Übersetzung. 


geht die bemerkenswerte Tatsache hervor, daß bisher 
noch kein Todesfall nach kunstgerechtem 
Abortus gemeldet worden ist und daß die 1 700 Todes- 
fälle nach Abortus, die aus 2 207 Bezirken gemeldet 
wurden, nur aus illegalen, außerhalb des Kranken- 
hauses eingeleiteten Aborten hervorgegangen sind. An 
dieser Tatsache kann wohl kein Staat, der um das ge- 
sundheitliche Wohl seiner Mütter besorgt ist, vorüber- 
gehen; denn es handelt sich bei den Folgen der ge- 
heimen Abtreibung nicht allein um den verk.ältnis- 
mäßig seltenen tödlichen Ausgang, sondern vielmehr 
um die viel zahlreicheren krankhaften Folgezustände, 
die käufig’zur Sterilität führen. 

Schon haben die russischen Erfahrungen den Aber- 
glauben zerstört, dzß mit der Aufhebung des Abtrei- 
bungsverbots die Natalität zurückgehen müsse und 
haben gleichzeitig gelehrt, d&ß in der Hauptsache die 
überfruchtbaren Frauen, deren ökonomische Lage sich 
mit steigender Kinderzahl naturgemäß verschlechtern 
muß, sich an die Abortkommission wenden. 

Es dürfte wohl nicht mehr lange währen, bis dem 
Beispiel Rußlands noch andere Länder folgen und ihre 
nicht mehr zeitgemäßen Strafgesetze hinsichtlich der 
Schwangerschaftsunterbrechung einer gründlichen Re- 
vision unterziehen werden. Wie es scheint, sucht man 
in dem Vorentwurf zu dem neuen Strafgesetz der 
Tschechoslowakei!) sogar noch weiterzugehen als bei 
der bereits stattgehabten Revision der Abtreibungs- 
paragraphen des deutschen Strafgesetzbuches, indem 
man dort sowohl der eugenischen als auch der sozialen 
Indikation zur künstlichen Schwangerschaftsunter- 
brechung Berechtigung verschaffen will. Es hat frei- 
lich lange gedauert, bis die statistisch schon längst er- 
gründete Wahrheit, daß Massengeburten in einer Fa- 
milie auch eine Massensterblichkeit nach sich ziehen 
müssen und daher in ökonomischer Hinsicht unratio- 
nell sind, in das Volk eingedrungen ist, und es hätte 
vielleicht noch länger gedauert, wenn Sowjet-Rußland 
nicht vorangegangen wäre, aus dieser Wahrheit die 
logische Schlußfolgerung zum Schutze von Mutter und 
Kind zu ziehen. 


1) Hentig, H. (München), Ärztliche Schwangerschaftunter- 
brechung in den neuen Strafgesetzen von Argentinien und Peru 
und im tschechoslowakischen Vorentwurf. Deutsche medizi- 
nische Wochenschrift, 52. Jg., S. 2130. 1926. 
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Die Bevölkerungsvorgänge von Neu-Seeland. 
Von KARL FREUDENBERG, Berlin. 


Neu-Seeland, das als ‚Dominion‘ ein selbständiges Glied 
des Britischen Reiches bildet, ist ein verhältnismäßig junges 
Kolonialland. Zwar wurde es schon 1642 von dem niederlän- 


dischen Seefahrer Tasman entdeckt und 1840 vom Britischen 
Reich in Besitz genommen; aber bei der ersten Volkszählung, 
die 1858 stattfand, zählte es — ohne Einrechnung der „Maori“ 
genannten Ureinwohner — kaum 60000 Einwohner. Indessen 
hatte schon damals ein mächtiger Einwandererstrom eingesetzt, 
der in dem Dezennium 1861—1870 einen Einwanderungsüber- 
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schuß von 114000, in dem folgenden sogar einen solchen von 
137000 Personen ins Land brachte. Dann ließ die Zuwanderung 
sehr nach und erreichte nach manchen Schwankungen, unter 
denen wieder eine stärkere Einwanderung 1901—1910 hervor- 
zuheben ist, im Durchschnitt der Jahre 1921—1924 wieder etwa 
9000 Personen jährlich, die aber für die unterdessen auf 1,3 
Millionen angewachsene Bevölkerung nicht mehr allzuviel be- 
deuten. 

Die Fläche von Neu-Seeland beträgt 267500 qkm, also 
halb so viel, wie die des Deutschen Reiches in normalen Zeiten 
betrug. Somit kommen auch jetzt einschließlich der etwa 
55000 Maoris erst 5 Menschen auf ein Quadratkilometer (deut- 
sche Vergleichszahlen von 1925: in Mecklenburg-Strelitz 38, 
im Staate Sachsen 333 Einwohner auf ein Quadratkilometer!), 
das Land ist also noch sehr aufnahmefähig. Dabei handelt es 
sich nicht etwa um ein tropisches Gebiet, sondern Neu-Seeland 
liegt völlig innerhalb der südlichen gemäßigten Zone, ungefähr 
zwischen 35° und 47° s. B. (außerdem gehören zahlreiche, aber 
ganz bedeutungslose Inseln der weiteren Umgebung dazu). In 
der ungefähr in derMitte des Landes (41 ° s. B.) gelegenen Haupt- 
stadt Wellington wurde im sechzigjährigen Durchschnitt die 
durchschnittliche Temperatur des kältesten Monats (Juli) mit 
+ 8,7°C, die der wärmsten Monate (Januar und Februar) mit 
+ 16,99 C beobachtet. Auch die ausgedehnte Küstenentwick- 
lung und der gebirgige Charakter des Landes bewirken ein ge- 
sundes Klima. 

Die starke Einwanderung früherer Jahrzehnte brachte haupt- 
sächlich Männer ins Land. Erst allmählich, als der Geburten- 
überschuß stärker wurde als der Einwanderungsüberschuß, ent- 
wickelte sich ein annähernd normales Zahlenverhältnis der Ge- 
schlechter. So betrug (ohne Maoris) die Zahl der Frauen auf 
1000 Männer 1861 nur 622, im Jahre 1881 (also am Ende der 
Haupteinwanderungszeit) 817, nach weiteren zwanzig Jahren 
903, schließlich 1921 schon 956. Aber als Folge dieser Entwick- 
lung ist der eigenartige Zustand zurückgeblieben, daß in den 
hohen Altern die Zahl der lebenden Männer größer als die der 
Frauen ist, zum Beispiel lebten 1921 zwischen 80 und 85 Jahren 
3189 Männer und 2578 Frauen! 

Der gesamte Altersaufbau von 1921 war für beide Ge- 
schlechter folgender: 


Es standen im Alter 


von 0—15 Jahren 31,4 % der Gesamtbevölkerung 


„ 15—30 ž ,, 244% ,, a. 
„ 30—45 2) 23,1 % „ „ 
„ 45—60 » 13,6 % „ „ 
„ 60—75 „ 9,9 % „ „ 
„ über 75 ,, L6% p PR 


Die Verteilung innerhalb der Altersklassen auf die beiden 
Geschlechter war ziemlich gleichmäßig: In den Altersklassen 
von 20—35 Jahren (Kriegsteilnehmer) ein kleiner Frauenüber- 
schuß, in allen anderen Altersklassen ein kleiner Männerüber- 
schuß. 

Der Altersaufbau zeigt also nicht mehr die Zwiebelform eines 
reinen Einwanderungslandes, immerhin ist die frühere starke 
Einwanderung noch deutlich bemerkbar. 

Das absolute und namentlich verhältnismäßige Nachlassen 
der Einwanderung, die vorwiegend junge Menschen ins Land 
brachte, dazu allerdings auch andere Momente, drücken sich 
in der Steigerung des Durchschnittsalters der lebenden Be- 
völkerung aus; dieses betrug bei der Volkszählung von 1896 beim 
männlichen Geschlechte 26,3 Jahre, 1921 aber schon 28,9; beim 
weiblichen Geschlechte 23,8 beziehungsweise 28,1, ist also 
auch stärker gestiegen als beim männlichen Geschlechte und 
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hat sich dessen Durchschnitt angenähert, was völlig begreiflich 
und der schon erwähnten Annäherung des Geschlechtsverhält- 
nisses der Lebenden an das Normalverhältnis ganz analog ist. 
Ähnlich hat sich das Medianalter, das natürlich niedriger als 
das Durchschnittsalter ist, entwickelt, und zwar ist es in dem 
genannten fünfundzwanzigjährigen Zeitraume beim männlichen 
Geschlechte von 22,2 auf 26,6, beim weiblichen von 19,9 auf 
25,8 Jahre gestiegen. 

Aus diesen allmählich vor sich gegangenen Veränderungen 
des Altersaufbaues erklärt es sich, daß ein Vergleich von Ge- 
burtlichkeit und Sterblichkeit, der sich über einen längeren 
Zeitraum erstrecken soll, sich weniger als in irgendeinem euro- 
päischen Lande auf die rohen Ziffern stützen darf, sondern diese 
Veränderungen berücksichtigen muß. 

So betrug die Ziffer der Lebendgeborenen auf 1000 Ein- 
wohner im Durchschnitt der Jahre 


1876—1880 41,2 1901—1905 26,6 
1881—1885 36,4 1906—1910 27,1 
1886—1890 31,2 1911—1915 26,0 
1891—1895 27,7 1916—1920 24,3 
1896—1900 25,8 1921—1924 225 


Im besonderen betrug im Volkszählungsjahre 1878 die 
Lebendgeborenenziffer 41,9 % ,., 1921 aber nur 23,3 %/ ,., hat sich 
also auf 55,6 % der erstgenannten Ziffer gesenkt. Will man nun 
Fruchtbarkeitsziffern berechnen, so ist zu beachten, daß nur 
eheliche Fruchtbarkeitsziffern Bedeutung haben; denn der An- 
teil der unehelich Geborenen betrug im Anfange des obigen 
Berichtszeitraumes nur etwa 3% und hat auch bei seinem spä- 
teren Steigen niemals 5 % erreicht. Die eheliche Fruchtbarkeits- 
ziffer (berechnet auf alle Ehefrauen zwischen 15 und 45 Jahren) 
betrug 1878 340,0 °/,, und 1921 nur noch 181,6 °/,0, ist also so- 
gar auf 53,4% der Ausgangszahl gesunken. Ganz anders wird 
dagegen das Bild, wenn man die ehelichen Fruchtbarkeits- 
ziffern völlig vergleichbar macht, indem man sie auf einen ein- 
heitlichen Altersaufbau standardisiert; wählt man hierzu den 
von 1921, so ergibt sich, daß die eheliche Fruchtbarkeitsziffer 
in diesem Jahre noch 63,0 % der Ziffer von 1878 betrug. Die 
wirkliche Abnahme der Fruchtbarkeit, die doch — abgeschen 
vom Familienstande — vor allem eine Funktion des Alters ist 
und als solche bewertet werden muß, ist also weit geringer ge- 
wesen als die der rohen Geburtenziffer; vielmehr wurde die 
letztgenannte auch dadurch hinabgedrückt, daß der ursprüng- 
liche Altersaufbau des jungen Koloniallandes sich allmählich 
dem einer organisch gewordenen Bevölkerung näherte. 

Die unehelichen Geburten sind — wie schon erwähnt — 
nicht zahlreich; im Durchschnitt der genannten letzten fünf 
Berichtsjahre betrugen sie 4,55% aller Geburten überhaupt. 
Zahlreicher sind dagegen die vorehelich enıpfangenen Geburten: 
Die ehelichen Geburten in den ersten sieben Ehemonaten be- 
trugen im gleichen Zeitraume 5,77 % aller Geburten oder 18,97% 
aller ehelichen Erstgeburten. 

Alle bisherigen Zahlen bezogen sich — wie erwähnt — nur 
auf Lebenägeborene. Die Zahl der Totgeborenen betrug in den 
Jahren 1915—1924 7819, also 2,8% aller Geborenen, wobei die 
Definition der Totgeburt mit der deutschen und der neuer- 
dings international vorgeschlagenen!) übereinstimmt, nämlich 
„a still born child is defined as one which has issued from its 
mother after the expiration of the twenty-eighth week of 
pregnancy and which was not alive at the time of such issue“ ®). 


1) Vgl. Rott, Grundsätze für die internationale Vereinheit- 
lichung der Säuglingssterblichkeitsstatistik. Arch. f. soz. Hyg. 
u. Demogr. N. F. 1, 177. 1925. 

2) The New-Zealand Official Year-Book 1926. 123. 


DEMOGRAPHISCHE RUNDSCHAU 


Die Eheschließungsziffer betrug in den letzten Jahren 
stets ungefähr 8 auf 1000 Einwohner. Daß auch die rohe Ehe- 
schließungsziffer bei starker Veränderung des Altersaufbaues 
ebensowenig ein zutreffendes Bild der Heiratslust gibt wie die 
Geburtenziffer ein solches der Fruchtbarkeit oder die Sterbe- 
ziffer ein solches der Sterblichkeit, zeigen die Berechnungen 
der neu-seeländischen Statistik. Diese gibt nämlich für die Volks- 
zählungsjahre seit 1881 außer den rohen Eheschließungsziffern 
auch die Ziffern auf 1000 lebende unverheiratete Frauen von 
15 Jahren aufwärts an, und außerdem auch die gleichen Ziffern 
auf einen einheitlichen Altersaufbau (1911) standardisiert. 
Dann erhält man, von zwanzig zu zwanzig Jahren vergleichend, 
folgende Ziffern: 


| Zahl der Eheschließungen auf 
Jahr 


1000 1000 heiratsfähige NE 

_į Einwohner | Frauen | (standardisiert) 
1881 6,6 73,9 80,7 
1901 78 50.2 49.0 
1921 8,7 59,7 63,9 


Während also die rohe Eheschließungsziffer in diesen stän- 
dig stark gestiegen zu sein scheint, hat sich die auf die heirats- 
fähigen Frauen berechnete Ziffer bis 1901 auf 68 ° der Ausgangs- 
zahl gesenkt und 1921 auch erst wieder auf 81 % derselben ge- 
hoben.. Die ebenso, aber mit Standardisierung des Altersauf- 
baus berechneteZiffer war bis 1901 sogar auf 61°/. der Ausgangs- 
zahl gesunken; aber wegen des seit damals gestiegenen Durch- 
schnittsalters der unverheirateten Frauen ist sie von da bis 
1921 nicht nur um 19% wie die vorhergenannte Ziffer, sondern 
nur 30 % gestiegen und hat damit — ähnlich wie jene — 79 % 
der: Ausgangszahl erreicht. 


Bezüglich der Sterblichkeit zeigt Neu-Seeland außer- 
ordentlich günstige Verhältnisse, wie sie aus keinem anderen 
Lande der Erde bekannt sind. Die rohe Sterbeziffer (ohne Tot- 
geborene) lag schon vor dem Kriege unter 10°/,, (diese Ziffer 
wurde in den zwanzig Jahren 1895—1914 nur viermal über- 
schritten!) und betrug im Durchschnitt der Jahre 1921—1924 
nur 8,7°/,0.. Betrachtet man hingegen nicht die Höhe der 
Ziffer an sich, sondern ihre zeitliche Veränderung, so erscheint 
die Besserung in den letzten Jahrzehnten äußert geringfügig; 
das Bild ändert sich jedoch, wenn man (nach dem Altersauf- 
bau von 1911) standardisierte Ziffern verwendet: 


' Durchschnittliche Mortalität 


i 


| 

| roh | standardisiert 
1889—1893 | 9,9 11,5 
1899—1903 ` 10,1 10,9 
1909—1913 9,3 9,3 
1921—1924 , 8,7 8,3 


| 
| 


Infolge der allmählichen Altersumschichtung, durch die die _ 
höheren Alter verhältnismäßig immer stärker besetzt wurden, _ 


konnte die rohe Sterbeziffer begreiflicherweise nicht sehr sin- 


ken, obwohl — wie die Ziffern zeigen — die standardisierte 


Ziffer, die ein annähernd richtiges Maß der Sterblichkeitsver- 
hältnisse darstellt, sehr beträchtlich gesunken ist. 

Bei einer Aufspaltung der Sterblichkeit nach Altersklassen 
zeigt sich, daß die im Vergleich zu europäischen Ländern unver- 
hältnismäßig günstige Sterbeziffer nicht nur auf der günstigeren 
Alterszusammensetzung beruht, sondern weitaus in erster Linie 
auf tatsächlich niedrigerer Sterblichkeit. Zum Vergleich sind 


| 
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im folgenden die nach Altersklassen berechneten Sterbeziffern 
für Neu-Seeland mit denen für England und Wales!) — beide 
das Jahr 1924 betreffend — zusammengestellt; die deutschen 
Ziffern, die für dieses Jahr bisher vorliegen®), sind wegen ihrer 
andersartigen Gliederung zum Vergleiche leider nicht geeignet. 
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| Sterbefälle im Jahre 


Sterbefälle im Jahre 

1924auf1000Lebende . i 1924auf1000Lebende 
Alter © Alter 

England Neu- England Neu- 

‚ u. Wales Seeland | | u. Wales Seeland 
0— 5 22,6 11,6 Ä 35—45 5,7 4,4 
5—10 -2,3 1,4 j 45—55 | 10,0 8,2 
10—15 1,7 1,0 | 55—65 21,7 17,2 
15—20 2,5 1,8 | 65—75 53,0 43,8 
22—235 | 33 2,7 15—85 | 1245 \ızı i 
25—35 3,7 3,2 f 


85—w 256,8 


Entsprechend diesen niedrigen Sterbeziffern in den einzelnen 
Altersklassen ergibt auch die Sterbetafel eine höhere mittlere 
Lebensdauer als irgendeine sonstwo bisher berechnete Sterbe- 
tafel. Die günstigste bisher veröffentlichte europäische Sterbe- 
tafel ist die für Schweden 1911—1915; ein Vergleich derselben 
mit der neu-seeländischen für die gleichen Jahre ergibt folgendes: 


Wahrscheinlichkeit, im nächsten ' 


a een? 1 FE 
ernere mittlere Lebensdauer 


F 
‚ Lebensjahre zu sterben, in %/, | in Jahren 
Alter männliches | weibliches , männliches weibliches 
Geschlecht Geschlecht | Geschlecht Geschlecht 
Schwe-| Neu- |Schwe-| Neu- | Schwe- Neu- Schwe-! Neu- 
o den 'Seeland' den Seeland! den Seeland | den Seeland 
| ' 
0 786 | 60,5 , 63,6 | 47,1 | 56,49 60,96. 59,24 | 63,48 
10 | 26. 1,4 24] 1,3 ı 54,36 | 56,53| 56,27 | 58,26 
20 S 29. 51] 25 1 46,11 | 47,61] 48,13 | 49,14 
30 60! 38 55 | 4,0 || 38,78 | 39,03 | 40,49 | 40,53 
40 68! 60 6,8 | 5,6 | 30,97 | 30,69| 32,66 | 32,26 
50 10,8., 10,7 Bo 8,9 | 23,22 | 22,78 | 24,79 | 24,19 
60 1 20,7 | 21,6 , 16,4 | 17,9 || 16,04 | 15.54 | 17,13 | 16,72 
70 . 47,4 | 49,7 : 40,8 | 44,6 || 9,81) 9,31] 10,47 | 10,11 
80 120,0 [135,0 112,4 |113,1 | 5,23] 4,96| 5,59! 5,88 


Die Sterbeziffern sind also in Neu-Seeland etwa bis zum 
Alter von 50 Jahren niedriger alsin Schweden, dann etwas höher. 
Dadurch ist auch der Verlauf der Lebenserwartung bedingt, die 
in Neu-Seeland zwischen dem 30. und 40. Lebensjahre geringer 
als in Schweden wird. Bei der Sterblichkeit vom 50. Jahre an 
ist übrigens bemerkenswert, daß die Übersterblichkeit der 
Männer in diesen Altern in Neu-Seeland kleiner als in dem zum 
Vergleiche herangezogenen Schweden und namentlich im Deut- 
schen Reiche ist; es betragen nämlich die ‚‚wissenschaftlichen‘“ 
Sterbeziffern für die Alter von 50 Jahren aufwärts (= rezi- 
proker Wert der Lebenserwartung des Fünfzigjährigen): 


| WissenschaftlicheSterbeziffer in®/oo 


ı für die Alter von 50 Jahren aufwärts 
Land | 


‚ männliches | weibliches | Verhältnis 
` Geschlecht | Geschlecht | in °/, 
. Deutsches Reich 1910—1911! 50,7 46,6 108,8 
Schweden 1911—1915) 43,1 40,3 106,9 
Neu-Seeland 1911—1915| 43,9 41,3 106,3 


-m 


1) The Registrar-General’s Statistical Review of England 
and Wales for the Year 1925, Part l, 6. 
2) Wirtschaft und Statistik, 6, 679. 1926. 
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Besonders niedrig ist in Neu-Seeland die Säuglingssterb- 
lichkeit. Obwohl — wie schon erwähnt — die Definition der 
Totgeburt mit der deutschen übereinstimmt, so daß die Ziffer 
der Säuglingssterblichkeit nicht etwa durch Ausschaltung bald 
gestorbener Säuglinge künstlich herabgedrückt ist, betrug die 
Säuglingssterblichkeit im Durchschnitt der Jahre 1921—1924 nur 


bei den Knaben...........:.... 49,0 °%/ 00 
bei den Mädchen ............. 37,6% 90 
ZUSAMMEN ......sssesooseso 43,4 ?/ 00 


Die historische Entwicklung der neu-seeländischen Säuglings- 
sterblichkeit nebst Unterscheidung zwischen Todesfällen unter 
und über einem Monat ist im folgenden dargestellt: 


| 


Todesfälle auf 1000 Lebendgeborene 
im Alter von 


Du DZ fi 

Jahte 0—1 1—12 0—1 
Monat Monaten Jahr 

1881—1885 | 29,8 60,8 90,6 
1886—1890 27,6 56,5 84,1 
1891—1895 30,3 57,3 87,6 
1896—1900 30,4 49,7 80,1 
1901—1905 30,6 44,1 14,8 
1906—1910 30,3 39,3 69,6 
1911—1915 29,3 24,4 53,6 
1916—1920 28,2 20,5 48,6 
1921—1924 27,7 15,7 43,4 


Man sieht aus diesen Ziffern mit klassischer Deutlichkeit, 
die auch anderwärts !) beobachtete Tatsache, daß mit den Fort- 
schritten der Hygiene die Sterblichkeit im Alter von 1—12 Mo- 
naten sehr tief sank (im Verlaufe von vier Dezennien fast um 
drei Viertel der Ausgangszahl!), während die Sterblichkeit im 
ersten Monat fast unbeeinflußbar ist. 

Die Verteilung der Säuglingstodesfälle auf die Altersmonate 
ist vorwiegend bedingt durch die Häufigkeit der Todesur- 
sachen. Die verschieden starke Beeinflußbarkeit der einzelnen 
Todesursachen ergibt sich aus folgenden Ziffern: 


Todesfälle im ersten Lebensjahre auf 
1000 Lebendgeborene an 


Krankheiten der un 


Zu- 
| sam- 
men 


Jahre anderen 
Ur- 


„| sachen 


1872—1876 


13,5 
1877—1881 | 10,2 
1882—1886! 9,3 
1887—1891 | 8,9 
1892—1896 | 9,8 
1897—1901 | 6,1 
1902—1906 | 5,5 
1907—1911 || 5,9 
1912—1916 | 3,6 
1917—1921 | 3,2 
1922—1924 1,6 


Bei der Betrachtung derTodesursact en für alleAlter ergibt sich 
vor allem die extrem günstige Tuberkulosesterblichkeit; 
es starben nämlich 1924 auf je 10000 Lebende an Tuberku.ose 
im Alter 0— 5 3,0| im Alter20—25 8,9 | im Alter55—65 5,4 
5—10 1,22) „ „ 25—35 86| „ „ 65-75 5,4 
10—15 1,4| „ „ 35—45 85) „ „ über75 5,7 
nn I 15—20 4,8| „ „ 45—55 6,8linallen Altern 5,7 


1) Vgl. „Wirtschaft und Statistik“, 6, 679. 1926. 
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Von der gesamten Tuberkulosesterblichkeit von 5,7 auf 
10000 Lebende im Jahre 1924 (im Deutschen Reiche im gleichen 
Jahre 11,9!) entfielen 4,4 auf Lungentuberkulose, 0,7 auf Me- 
ningealtuberkulose, 0,4 auf sonstige lokalisierte Tuberkulose und 
0,2 auf allgemeine Miliartuberkulose. 

Die Mortalität an bösartigen Tumoren ist im ganzen 
von normaler Höhe, scheint aber merkwürdigerweise beim weib- 
lichen Geschlechte niedriger als beim männlichen (1924 m.: 
9,9 9/00 W.: 9,2 %/000) und im Durchschnitt der Jahre 1920—1924 
immerhin bei beiden gleich hoch (8,8"/,00) zu sein. Eine Auf- 
klärung dieses Paradoxons bringt die Berechnung nach Alters- 


klassen; diese ergibt nämlich für die Jahre 1920—1924: 
| Todesfälle an malignen _ Todesfälle an malignen 
Tumoren auf | Tumoren auf 
Alt 10000 Lebende jährlich | 10000 Lebende jährlich 
er Alter 
männliches | weibliches | . männliches | weibliches 
Geschlecht | Geschlecht ‚ Geschlecht | Geschlecht 
— — E —— 
0—30 0,3 0,3 55—60 28,6 30,8 
30—35 0,9 1,7 | 60-65 502 | 43,1 
35—40 2,3 4,1 | 65—70" 65,0 58,4 
40—45 4,8 9,3 70—75 — 85,6 87,2 
45—50 9,9 14,9 || 75—80 | 101,7 93,8 
50—55 18,2 244 | 80-w 112,7 | 1125 


Hieraus ergibt sich zweierlei. Erstens sind in den Altern 
zwischen 30 und 60 Jahren die weiblichen Sterblichkeitsziffern 
wirklich weit höher als die männlichen, aber dadurch, daß in 
Neu-Seeland im Gegensatz zu Europa das Durchschnittsalter 
der Frauen niedriger als das der Männer ist, ergibt sich ein ver- 
zerrter Durchschnitt. Zweitens werden in den Altern über 60 
Jahre selbst bei Einteilung in hinlänglich kleine Altersklassen für 
die Frauen niedrigere Ziffern als für die Männer angegeben; 
diese Erscheinung wird aber auch sonst unter ländlichen Ver- 
hältnissen beobachtet — sıe ist bei der sehr geringen Bevöl- 
kerungsdichte Neu-Seelands besonders gut verständlich — und 
beruht einfach darauf, daß alte Frauen seltener als alte Männer 
ärztlicher Behandlung zugeführt werden, so daß bei ihnen die 
Diagnose Öfter unbekannt bleibt. 

Die jetzt sehr geringe Häufigkeit der Todesfälle an akuten 
Infektionskrankheiten wurde schon bei der Säuglings- 
sterblichkeit erwähnt. Auf die Gesamtheit aller Altersklassen 
starben im Durchschnitt der Jahre 1920—1924 auf 10000 
Lebende 


an "Typhus asia. 0,3 
yo Maser see 0,4 
„ Scharlach ...........:... 0,1 
„ Keuchhusten............ 0,4 
„» Diphtherie 4... 0,7 


Die Letalität (bezogen auf die gemeldeten Erkrankungen) 
betrug im gleichen Zeitraume bei 


TYP... 8,6% 
ScHarläachı es... A 
Diphtherie u... 310% 


Über die puerperale Sterblichkeit läßt sich aus der Sta- 
tistik Neu-Seelands nichts Sicheres entnehmen. Die Zahl der 
Todesfälle wird auf die Zahl der Lebendgeburten (natürlich 
nicht der Lebendgeborenen) bezogen und ergibt so für 1924 auf 
1000 Lebendgeburten 5,0 (für den Durchschnitt 1921—1924 bei 
ebensolcher Berechnung 5,1); eine Mitrechnung der Totgeburten 
im Nenner ergibt 4,8 beziehungsweise 4,9. Jedoch fehlt eine 
Abgrenzung der Fälle nach Fehlgeburt, so daß die wirklichen 
Ziffern wesentlich niedriger sein müssen. 
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Schließlich seien noch die Ergebnisse der Bevölkerungs- 
statistik der Maoris erwähnt. Die Zahl derselben beträgt 
etwa 55000, darin sind etwa 3000 Mischlinge einbegriffen, die 
unter ihnen leben, während 4000 unter den Europäern lebende 
Mischlinge diesen zugezählt werden. Ihre Lebendgeborenen- 
ziffer in den Jahren 1921—1924 betrug 23°/,, mit einem Ge- 
schlechtsverhältnis von 107,8, das allerdings wegen der ver- 
hältnismäßig kleinen absoluten Zahlen (2555 Knaben, 2370 
Mädchen) mit einem mittleren Fehler von 2,9 behaftet ist. Ihre 
Sterbeziffer betrug 1920—1924 16°/,,, die Säuglingssterblich- 
keit 131 %/,0. Eine Todesursachenstatistik für die Maoris existiert 
auch, enthält aber viele Zahlen, die ohne weiteres als Produkte 
der mangelhaften Feststellung der Todesursachen erkannt wer- 
den können. So ergeben sich aus einer Gegenüberstellung der 
amtlichen Zahlen der Todesursachen unter anderem folgende 
Ziffern: 


Durchschnitt der Jahre 1920 -- 1924 


Todesursache 
Maoris | andere 
Bevölkerung 

TYPUS eedi nanana 4,5 | 0,3 
RUM correi ee | 0,6 0,0 
Keuchhusten ........ 2,2 0,4 
Lungentuberkulose ...ı 32,2 5,1 
Krämpfe bei Kindern. .|| 2,0 0,4 
Asthma ............. \ 1,4 0,2 
Bösartige Geschwülste. 2,6 8,8 
Herzkrankheiten ..... 4,9 14,8 
Nephrilis.sur:42.3%.= 0,9 2,8 


Es ist ohne weiteres klar, daß die ersten sechs von den hier 
aufgezählten Todesursachen solche sind, welche bei nicht- 
ärztlicher Angabe der Diagnosen leicht aufs geradewohl genannt 
werden, da dann z. B. „Typhus“ bei vielen fieberhaften Er- 
krankungen angegeben wird, ‚‚Keuchhusten‘ bei vielen Todes- 
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fällen von Kindern, die aus irgendeinem Grunde gehustet haben, 
während der Diagnose ‚‚Krämpfe‘ bei Kindern weitester Spiel- 
raum gelassen ist; auch die Lungentuberkulose scheint bei den 
Maoris äußert leicht diagnostiziert zu werden; diese sechs 
Krankheiten weisen daher bei den Maoris 5—15 mal so hohe 
Ziffern auf wie bei der übrigen Bevölkerung; (diese ist zu 99,2 % 
rein europäischer Herkunft). Andererseits sind die drei zuletzt 
aufgezählten Diagnosen von der Art, daß sie im allgemeinen nur 
von Ärzten gestellt werden; für diese betragen denn auch die 
Mortalitätsziffern der Maoris nur ein Drittel derjenigen der an- 
deren Bevölkerung. Als ungenügend bezeichnet oder nicht fest- 
gestellt sind nur 9% aller Todesursachen der Maoris bezeichnet. 

Diese Todesursachenstatistik der Urbevölkerung zeigt — 
wie manches andere auch — die Schwäche, welche die amtliche 
Statistik Neu-Seelands neben ihren unleugbaren großen Vor- 
zügen hat. Ihre Vorzüge liegen zunächst auf quantitativem 
Gebiete: Das statistische Amt dieses Landes, das nur etwa 
1300000 Einwohner (und 55000 Ureinwohner) zählt, gibt jähr- 
lich einen Band ‚The New Zealand Official Year-Book“ 
heraus, der an Umfang das ‚‚Statistische Jahrbuch für das 
Deutsche Reich“ übertrifft und, da er fast gar keinen Platz für 
die nach Landesteilen gegliederten Tabellen des letztgenannten 
braucht, viele Erläuterungen aller Art enthält; dazu kommen 
dann noch die besonderen Bände, die dem deutschen Quellen- 
werke entsprechen. Auch qualitativ leistet die Statistik Neu- 
Seelands Vortreffliches, namentlich durch die genaue Kenntnis 
und Anwendung der formal-statistischen Methoden. Ihre 
Schwäche auf dem Gebiete der Bevölkerungsstatistik liegt 
darin, daß die Zahlen fast kritiklos zur rechnerischen Behand- 
lung übernommen werden; es fehlt anscheinend die Mitarbeit 
eines statistisch geschulten Arztes, der mit den Besonderheiten 
der medizinisch-statistischen Probleme vertraut ist und unzu- 
verlässige Zahlen kritisch zu betrachten weiß. Dann würden 
noch manche Zahlen genauer erhoben oder, soweit dies nicht 
möglich ist, bei der Veröffentlichung mit den nötigen Anmer- 
kungen verschen werden. 


KRITIKEN UNDBESPRECHUNGEN 


Ph. Schwartz (München), Der Beruf in der Statistik der Be- 
völkerungsbewegung. Allg. Statist. Arch. Bd. 15, S. 2. 1926. 
23 S. Der Verfasser zeigt, daß die wichtigsten Erscheinungen 
im Gesamtkomplex ‚‚Beruf und Bevölkerungsbewegung‘‘ zahlen- 
mäßig beleuchtet werden können, daß aber die vorliegenden 
berufsstatistischen Angaben für eine Verwertung unzureichend 
sind. Klar tritt die Notwendigkeit, für die Zukunft einheitliche 
methodische Grundlagen zu schaffen, hervor. Doch bleibt der 
Verfasser, der seit Jahren auf dem Gebiete der Berufsstatistik 
publiziert und zweifellos über eine reiche Sachkenntnis der 
Einzelstatistiken verfügt, die Herausarbeitung wesentlicher 
Richtlinien für die Berufsstatistik in der Zukunft schuldig. 
Dies liegt vielleicht unter anderem in der etwas weiter; Fassung 
der differenzierten Materie begründet, in dem nicht ganz klaren 
Aufbau der Arbeit und in der wenig übersichtlichen Darstellung 
der Ergebnisse. Warum bringt der Verfasser statt ein paar 
kurzer Tabellen, die einen Überblick über die Berücksichti- 
gung des Berufes innerhalb der Bevölkerungsstatistiken ge- 
statten, seitenlange textliche, ermüdende Aufzählungen ? 
Anfechtbar erscheint ferner die vollständige Identifizierung 
der vorliegenden landes- und städtestatistischen Angaben. 
„Eine Statistik der Geborenen nach dem Beruf ihrer Eltern 
findet sich in Preußen, Bayern, Berlin, Nürnberg; Budapest, 


Bulgarien, Bern; in Bulgarien noch ausgeschieden nach Stadt 
und Land.“ (Allgemeines Statistisches Archiv, Bd. 15, S. 338.) 
Solche Ausführungen, die sich in unzähligen Variationen wieder- 
holen, verleihen der Abhandlung einen außerordentlich will- 
kürlichen Charakter. Erst durch eine scharfe Trennung der 
vorhandenen landes- und städtestatistischen Angaben ist die 
Gewinnung einheitlicher methodischer Grundlagen möglich. 
Auch in berufsstatistischer Hinsicht kann es sich in der Zukunft 
nicht um eine vollständige Deckung des Aufgabenbereiches 
landes- und städtestatistischer Ämter handeln. Was erstrebt 
werden muß, ist eine harmonische Zusammenarbeit und sinn- 
volle Ergänzung. 

W. Feld (Zürich), Statistik der Fürsorgeleistungen im Kanton 
Zürich. Zugleich ein Versuch zur Methodik der Fürsorge-Finanz- 
statistik. Zeitschr. f. Schweiz. Statistik u. Volkswirtschaft, 
Bd. 62, S. 1. 1926. 19 S. Der Verfasser gibt eine Übersicht der 
geldlichen Leistungen einer Reihe öffentlicher und privater Für- 
sorgeeinrichtungen des Kantons Zürich im Jahre 1923. Aber 
nicht die Ergebnisse dieser Zusammenfassung stehen im Mittel- 
punkt der Betrachtungen, sondern methodische Grundfragen 
über die zweckmäßigste Gewinnung und Bearbeitung des 
Materials. Große Schwierigkeiten sind hierbei, worauf der Ver- 
fasser hinweist, zu überwinden. Unbrauchbar erscheinen die 
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in ihrer heutigen Form vorliegenden Abrechnungen der Für- 
sorgeeinrichtungen. Umfassende volkswirtschaftliche Kennt- 
nisse, insbesondere Bilanzsicherheit und Beherrschung des ge- 
samten Buchführungswesens, werden von dem Bearbeiter einer 
solchen Statistik verlangt. Eine scharfe theoretische Umgren- 
zung des Fürsorgebegriffes muß crst geschaffen werden. Es 
erscheint besonders wertvoll, daß der Verfasser, frei von ängst- 
licher Systematik, diesen Begriff im weitesten Sinne des Wortes 
faßt, geleitet von dem Gedanken, daß leicht einige Posten zu 
negieren, schwer aber fehlende Angaben zu ersetzen sind. Die 
vorbildliche Organisation in Holland, wo seit langem eine jähr- 
liche Statistik des Armenwesens veröffentlicht wird, und in 
Amsterdam ein eigenes Büro für Fürsorgestatistik besteht, 
wird eingehend berücksichtigt. — Die Arbeit will eine Anregung 
zu umfassenderen und periodisch durchgeführten finanz- 
statistischen Untersuchungen der Fürsorgeleistungen in der 
Schweiz sein. Bei der vollständigen Vernachlässigung, die auch 
in anderen Ländern, besonders in Deutschland, diesen Gesichts- 
punkten zukommt, verdienen Felds Ausführungen allgemeines 
Interesse, besonders in einer Zeit, in der wachsende Not und 
geringere finanzielle Hilfsmittel zu immer größerer Wirtschaft- 
lichkeit der Fürsorgeleistungen zwingen. 
A.Kasten (Berlin). 


W.Schickenberg (Hamburg), Fürsorgestatistik. Soziale 
Praxis. Jg. 35, Nr. 28, Sp. 697. 1926. Es wird eine gründliche 
Statistik des Fürsorgewesens hinsichtlich seiner Leistungen und 
Verwaltungskosten gefordert, um vielleicht doch dem Zustande 
abhelfen zu können, daß politische Parteien aus Agitationsrück- 
sichten riesige und unberechtigte Leistungen bewilligen, deren 
Auswirkung unbekannt bleibt, und daß sie zur Unterbringung 
wenig arbeitseifriger Beamter noch einen sehr kostspieligen 
Verwaltungsapparat hinzufügen. 


Heinrich Ruge (Kiel), Einige Bemerkungen über die Ge- 
sundheitsverhältnisse der Reichsmarine in den Jahren 1920—1924. 
Zeitschrift für Hygiene u. Infektionskrankh. Bd. 105, S. 634. 
1926. Wenn auch die Morbidität eines Söldnerheeres vor allem 
durch die Selektion bestimmt wird, so daß keine weitgehenden 
Schlüsse daraus gezogen werden können, so ist doch interessant, 
daß die Gesamtmorbidität 1921 und 1922 weit über Vorkriegshöhe 
war, jedoch 1923 sich dieser wieder stark näherte und 1924 zu 
ihr zurückkehrte. Besonders gestiegen sind begreiflicherweise 
die venerischen Krankheiten, welche 1921—1923 die doppelte 
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Vorkriegshöhe überschritten, jedoch 1924 wieder bis auf die 
anderthalbfache zurückgingen; dabei hat die Lues stärker zu- 
genommen als die beiden anderen Erkrankungen. Der Wert der 
1924 wieder eingeführten Prophylaxe kommt in allen Zahlen 
deutlich zum Ausdruck. 


Hadrich (Leipzig), Ist die freie Arztwahl wirtschaftlich trag- 
bar? Verlag des Verbandes der Ärzte Deutschlands. 1926. 
Der Statistiker des Ärzteverbandes zeigt hier, wie trotz der 
immer allgemeineren Einführung der freien Arztwahl dennoch 
die Finanzen der Krankenkassen einen (durch die Inflation 
nur vorübergehend unterbrochenen) stetigen Aufschwung ge- 
nommen haben, was sich auch in der großen Fülle der von ihnen 
gewährten ‚‚Mehrleistungen‘ äußert. Die ständige Steigerung 
der Morbiditätsziffern, die man mit der freien Arztwahl in Ver- 
bindung zu bringen geneigt sein könnte, wird auf die zunehmende 
Industrialisierung, Zunahme der Frauenarbeit und veränderten 
Altersaufbau der Versicherten infolge der Kriegsverluste zurück- 
geführt. 


v. Tyszka (Hamburg), Ernährungslage und Lebenshaltung 
des deutschen Volkes in den Jahren 1924/26. Klinische Wochen- 
schrift. Jg. 5, S. 1285, 1334. 1926. Verfasser prüfte 1924 und 
1925 (jedesmal das erste Halbjahr hindurch) die Haushalt- 
rechnungen von ‚‚minderbemittelten‘‘ Familien Hamburgs 
(niederen Angestellten, gelernten und ungelernten Arbeitern); 
das durchschnittliche Monatseinkommen pro Haushalt be- 
trug im ersten Halbjahr 1924 172 RM., im ersten Halbjahr 1925 
260 RM., wobei allerdings vom Verfasser nicht gesagt wird, 
ob es sich tatsächlich um eine so große Einkommenssteigerung 
handelte oder ob diese durch eine stärkere Einbeziehung besser 
bezahlter Gruppen in die Berechnung vorgetäuscht wird. Dar- 
unter leidet auch die Vergleichbarkeit der Verbrauchsmengen; 
es ergab sich pro Tag und ‚‚Vollperson‘ im ersten Halbjahr 1924 
(beziehungsweise 1925) ein Verbrauch von 59 (71) g Eiweiß, 
86 (104) g Fett, 343 (368) g Kohlehydraten mit zusammen 2448 
(2710) Kalorien. Als ‚‚Vollperson‘“ ist übrigens schon jede Per- 
son über 11 Jahren betrachtet, jedes Kind unter 11 Jahren als 
halbe Vollperson; dadurch scheinen die Mengen noch etwas 
kleiner als bei genauerer Berechnung. Von der Eiweißmenge 
waren 1924 52%, und 1925 59% animalischen Ursprunges. In 
Anlehnung an Kestner betrachtet v. Tyszka aber den Fleisch- 
verbrauch als noch zu klein. 

Karl Freudenberg (Berlin). 
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Die ärztliche Schwangerschaftsunterbrechung im künftigen Strafrecht. 
Bemerkungen zu dem gleichnamigen Aufsatz von E. Schubart'). 


Von H. NATANSON, Berlin. 


Schubart schlägt in Ergänzung des $ 228 des 
neuen Reichsstrafgesetzbuches den Passus vor: „Ein 
Arzt bleibt von Strafe frei, wenn er die Handlung mit 
schriftlicher Einwilligung der vom Reichsminister des 
Innern bestimmten Stelle oder zur Abwendung einer 
unmittelbaren Lebensgefahr, welche die Einholung 
dieser Einwilligung ausschließt, vornimmt.“ 

Die Begründung des Verfassers umfaßt folgende 
Punkte: Erstens die medizinisch indizierten Schwan- 
gerschaftsunterbrechungen dürfen nur vom Arzt aus- 
geführt werden. — Das ist aber auch jetzt schon so 
gut wie immer der Fall. 

Ferner: Der Arzt soll noch besser geschützt werden, 
indem etwaige Ermittlungsverfahren und Verhand- 
lungen ihm erspart bleiben. Es ist doch bekannt, daß 
durch diese Verfahren die nach streng medizinischer 
Indikation handelnden Ärzte, besonders wenn sie 
bei nicht ganz einwandfreien Fällen das Attest eines 
Kollegen beziehungsweise Facharztes anfordern, prak- 
tisch überhaupt nicht betroffen werden. Hiermit er- 
ledigt sich auch der dritte Grund, daß Meinungsver- 
schiedenheiten über die medizinische Indikation, um 
Mißlichkeiten zu vermeiden, vor Ausführung des Ab- 
ortes erledigt werden sollen. Sie auszutragen, ist 
mit dem Facharzt mindestens ebensogut möglich, 
wie mit der vorgeschlagenen Instanz. 

Und nun zu dem letzten Grunde: Es sollen die in 


1) Arch. f. Soz. Hyg. u. Demogr. Bd. I, H. 4, S. 334. 1926. 


der Indikation weitherziger Verfahrenden, die „Zucht- 
hausärzte‘“ abgeschreckt und eingeschüchtert werden, 
indem für sie die Gefahr des Gefaßtwerdens gesteigert 
wird. Aber es ist doch jedem Arzt ohne weiteres mög- 
lich, die „Unterbrechung der Schwangerschaft“ in 
eine „Behandlung des Abortes‘‘ zu verwandeln. Doch 
selbst, wenn diese Kollegen abgeschreckt werden 
sollten, so kann der Erfolg nur der sein, daß die 
Frauen lebensgefährlichen Abtreibungshelfern oder 
-handlungen noch mehr in die Arme getrieben werden, 
als dies jetzt schon der Fall ist und — nach den Er- 
fahrungen der praktischen Ärzte — immer häufiger 
wird. 

Ich kann nach dem Gesagten dem Vorschlag 
Schubarts zur Einrichtung einer amtlichen Ent- 
scheidungsstelle über das Vorliegen einer medizini- 
schen Indikation zur Unterbrechung der Schwanger- 
schaft nicht zustimmen. Ich halte eine derartige In- 
stanz, abgesehen von den besonderen Schwierigkei- 
ten, die in ihrer Konstituierung liegen würden, für 
entbehrlich, ja schädlich. Im übrigen bieten die me- 
dizinisch indizierten Schwangerschaftsunterbrechun- 
gen ja überhaupt kein Problem in diesem Zusammen- 
hang. Dieses liegt beim kriminellen Abort, auf den 
ich jedoch hier nicht eingehen will. Dieser aber 
würde, wie bereits dargelegt, durch die von Schubart 
vorgeschlagene Maßnahme nicht betroffen werden. 


Erwiderung. 
Von E.SCHUBART, Berlin-Charlottenburg. 


Die Einwendungen haben mich nicht überzeugt. | wendungen davon aus, daß Ärzte, die nach streng 


Sie unterschätzen meines Erachtens die Wahrschein- 
lichkeit, daß unter der Geltung des künftigen $ 22 
auch Nichtärzte das Recht beanspruchen und im 
Strafverfahren vorschützen werden, Schwangerschafts- 
unterbrechungen als Nothelfer vorzunehmen. 

Bei Bewertung der Wahrscheinlichkeit, daß ein 
gewissenhafter Arzt in ein Ermittelungsverfahren 
oder Strafverfahren wegen Schwangerschaftsunter- 
brechung verwickelt werden könne, gehen die Ein- 


medizinischer Indikation handeln, praktisch solcher 
Gefahr nicht ausgesetzt seien, zumal wenn sie das 
Attest eines zweiten Arztes, insbesondere Facharztes, 
anfordern. Mein Vorschlag rechnet aber gerade mit 
der Möglichkeit, daß die ärztlichen Anschauungen 
sich weiter entwickeln und über die streng medizini- 
sche Indikation hinausgehen Könnten — nur diese 
allein deckt $ 22! — und will auch für diesen Fall 
die Ärzte schützen. Es ist ein offenes Geheimnis, daß 
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heute schon viele gewissenhafte Ärzte tatsächlich 
nach eugenischer Indikation handeln und nur for- 
mell ihre Entschließung mit medizinischer Indikation 
begründen, um strafrechtlichen Weiterungen vorzu- 
beugen. Solche notgedrungene Unwahrhaftigkeit ist 
meines Erachtens für die Ärzte wie für die Gerichte 
unerfreulich. Wenn die Gerichte bisher tatsächlich 
das Attest eines zweiten Arztes fast immer als hin- 
reichenden Beweis betrachtet haben, daß die Schwan- 
gerschaftsunterbrechung gerechtfertigt war, so be- 
ruht dies eben darauf, daß es sich bei diesen Attesten 
immer nur um die medizinische Indikation handelte. 
Sollten aber zwei Ärzte sich zusammenfinden, welche 
beide die eugenische Indikation bejahen, und sollten 
sie so unvorsichtig sein, dies in ihren schriftlichen 
Urkunden wahrheitsgemäß zum Ausdruck zu bringen, 
so wird die Strafverfolgung höchst wahrscheinlich. 

Der weitere Einwand, daß die Abtreibungswilligen 
den Nichtärzten zugetrieben werden würden, wen- 
det sich, wie mir scheint, nicht sowohl gegen meinen 
Vorschlag als dagegen, daB das Strafgesetzbuch 
den Ärzten die Schwangerschaftsunterbrechung nicht 
schrankenlos freigibt. Und dies ist doch nun einmal 
der Standpunkt des Gesetzentwurfes. 

Der Hauptzweck meines Vorschlages ist, dem 
kriminellen Abort entgegenzuwirken, insofern dem- 
jenigen, der ihn verübt oder verüben läßt, die Aus- 
flucht erschwert werden soll, es habe sich um eine zu- 
lässige ärztliche Maßnahme gehandelt. Daß für die 
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Strafgerichte eine wirksame Handhabung der Straf- 
vorschriften durch meinen Vorschlag wesentlich er- 
leichtert werden würde, möchte ich auf Grund meiner 
Erfahrungen als Strafrichter als zweifellos bezeichnen. 
Die Gefahr, deB sogenannte „Zuchthausärzte‘ auch 
noch freigesprochen werden, und damit die ganze 
Strafvorschrift zum Gespött gemacht wird, würde 
wesentlich verringert werden. 

Bei dieser Gelegenheit sei erwähnt, daB von ande- 
rer Seite folgende Fassung der Vorschrift empfohlen 
wird: „Eine strafbare Handlung liegt nicht vor, wenn 
durch einen Arzt die Handlung mit schriftlicher Ein- 
willigung der vom Reichsminister des Innern be- 
stimmten Stelle oder zur Abwendung einer unmittel- 
baren Lebensgefahr, welche die Einholung dieser Ein- 
willigung ausschließt, vorgenommen wird.‘ Mit dieser 
Fassung, der ich nicht widerspreche, wird noch deut- 
licher die Straflosigkeit auch der Frau hervorge- 
hoben. Bemerkenswert scheint mir, daß in ärztlichen 
Kreisen manche Stimmen für folgendes Verfahren 
eintreten: Es soll vor jeder Schwangerschaftsunter- 
brechung sowohl der Arzt, der sie beabsichtigt, wie 
ein zweiter Arzt schriftlich den Befund und die Be- 
g:ündung der Entschließung niederlegen, und diese 
Urkunden sollen versiegelt bei der Ärztekammer mit 
einem Kennwort niedergelegt werden ; sie sollen dort 
mindestens zehn Jahre lang aufbewahrt werden; die 
Eröffnung soll nur erfolgen, falls es zu einem Straf- 
verfahren kommt. 


Wie könnte durch das Gesetz unerlaubte Schwangerschaftsunterbrechung BER: werden? 
Von E.SCHRADER, Gerdauen. 


Die Frage, ob und in welchen Fällen der Arzt be- 
rechtigt sei, eine Schwangerschaft zu unterbrechen, 
ist in den letzten Jahren in der ärztlichen und juri- 
stischen Fachpresse oft erörtert worden. Ärzte und 
Juristen wünschten für $ 228 des Strafgesetzbuches 
(StGB.) eine Fassung, nach der der Arzt in gewissen 
Fällen hierzu berechtigt und dann für den Eingriff 
straffrei sei. Die ärztliche Wissenschaft hat nunmehr 
die Indikationen hierfür festgesetzt. Sie halten sich 
in gewissen groben Grenzen, aber diese genügen dem 
gewissenhaften Arzte; besonders da die Mehrzahl der 
Ärzte die Schwangerschaftsunterbrechung aus sozialen 
und eugenischen Indikationen ablehnt. 

Bei allen diesen Erörterungen spielt eine große 
Rolle die „Instanz“, die für den erlaubten Eingriff 
das „Placet“ geben soll. Man dachte durch eine ärzt- 
liche Kommission die erforderlichen Sicherheiten zu 
schaffen. Man wollte die Protokolle über das Bera- 
tungsergebnis solcher Kommissionen durch die ärzt- 


liche Standesvertretung jahrelang aufbewahren lassen, 
um durch nachträgliche Kontrolle Sicherungen zu 
schaffen. 

Diese ‚Instanz‘ hält auch Schubart t) für erforder- 
lich, der eine Ergänzung zu $ 228 des Strafgesetz- 
buches (StGB.) vorschlägt, die zu begrüßen wäre 
und die restlos befriedigende Gestaltung der Dinge 
wesentlich fördern Könnte. 

Hiermit wird einer der Kernpunkte dieses Pro- 
blemes angeschnitten, aber nicht erschöpft. Gewisse 
politische Parteien verlangen die Beseitigung des $ 228 
des StGB., weil er Klassenjustiz begünstige. Sie 
betonen nämlich, daß auch dann noch die wirtschaft- 
liche Lage der werdenden Mutter in erster Linie mit 
entscheide, ob sie für eine unberechtigte Abtreibung 
bestraft werde. Wohlhabende Frauen sollen sowohl 
die Mitglieder solcher Kommissionen wie den Arzt, 
der dann den Eingriff vornimmt, entgegenkommender 
"9 Arch. f. Soz. Hyg. u. Demogr. Bd. I, H. 4, $. 334. 1926. 
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finden als arme Frauen. Diese seien darauf ange- 
wiesen, sich einem Pfuscher anzuvertrauen, kommen 
durch den unsachgemäßen Eingriff des Laien öfter 
zu Schaden und erst hierdurch wird das Verbrechen 
entdeckt und die Frau zur Verantwortung gezogen. 
Beide Frauen haben sich gleich vergangen. Bei beiden 
Frauen war der Eingriff ärztlich verboten und deshalb 
strafbar. Aber die strafbare Handlung kommt nur 
bei der armen Frau an das Tageslicht, denn sie er- 
krankte durch den Eingriff des Laien, und erst ihre 
Erkrankung entdeckte die strafbare Handlung. 

Übertrieben oder nicht — das bleibe unerörtert ! 
Zweifellos ist richtig, daß sehr oft die Erkrankung der 
Frau die Abtreibung aufdeckt und ebenso richtig ist, 
daß der Eingriff weniger oft zur Erkrankung führt, 
wenn er vom Ärzte ausgeführt wird. 

Deshalb verlangte die ärztliche Standesvertretung 
meines Kreises — von der ärztlichen Zentrale der 
Provinz aufgefordert, sich zu diesen Fragen zu äußern 
— zweierlei: Erstens, daß der Eingriff ausnahmslos 
und ohne Rücksicht auf die wirtschaftliche Lage der 
Frau kostenlos ausgeführt werden müsse und zweitens, 
daB nur bestimmte Ärzte öffentlicher Anstalten hierzu 
befugt sein dürften, und daß dieser Eingriff aus dem 
Bereiche des ärztlichen Handelns der Praxis heraus- 
genommen werden müsse. Mit anderen Worten: Das 
völlige wirtschaftliche Desinteressement. der begut- 
achtenden und ausführenden Ärzte sollte möglichste 
Objektivität sichern und die auf Staatskosten kosten- 
lose Untersuchung, Operation und Verpflegung der 
Frau in einer Öffentlichen Anstalt sollte auf diesem 
Gebiete alle Frauen völlig gleichstellen. 

Der praktische Arzt oder der Besitzer einer Privat- 
klinik würde hierdurch kein untragbares Opfer bringen, 
denn der Eingriff ist nur selten notwendig. Und aus 
gleichem Grunde würde dem öffentlich für diesen 
Eingriff bestellten Arzte einer Öffentlichen Kranken- 
anstalt nichts Unbilliges zugemutet werden, denn seine 
Stellung bedingt es an sich, daB er für sein Gehalt 
einer bestimmten Gruppe von Personen seine Kunst 
umsonst zur Verfügung stellt. 

Auf Staatskosten müßte in allen Fällen der Eingriff, 
wo er notwendig ist, ausgeführt werden, um zu doku- 
mentieren, daß er im öffentlichen Interesse vorge- 
nommen wird. Diese Bestimmung findet ein Ana- 
logum in der Forderung, die Sterilisierung Minder- 
wertiger aus rassehygienischen Gründen ausnahmslos 
auf Staatskosten vorzunehmen. Der Staat hat ebenso 
ein Interesse daran, daß die Schwangerschaft an sich 
nicht eine Frau tötet, wie, daß Minderwertige sich 
nicht fortpflanzen. Hier Erhaltung eines rasse- 
hygienisch wertvollen Menschen, der später wieder 
ohne eigene Gefahr Kinder gebären kann, dort Ver- 
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hinderung der Entstehung eines Menschen, der rasse- 
hygienisch minderwertig sein wird. 

Daß auch die Annahme dieser Vorschläge unmög- 
lich macht, die Fälle zu treffen, in denen eine angeb- 
lich plötzliche Blutung im Privathaushalt zur Be- 
seitigung des angeblich spontan eingetretenen Abortes 
zwingt, weiß ich. Mit 100% Sicherheit arbeitet Kein 
Gesetz und obige Vorschläge steigern die Gefahr für 
die wenigen dann noch in Betracht kommenden gar 
zu gefälligen Ärzte noch mehr und bedeuten deshalb 
einen weiteren Fortschritt im Sinne der Ausführungen 
Schubarts, denn das Gesetz würde festlegen, daß 
auch die ärztlich gebotene Schwangerschaftsunter- 
brechung strafbar ist, wenn und weil sie nicht im 
öffentlichen hierzu bestimmten Krankenhause vor- 
genommen und weil sie dem operierenden Arzte be- 
zahlt wurde. Der Arzt müßte also dann in jedem Falle 
die plötzliche drohende Lebensgefahr durch die starke 
Blutung des angeblich spontanen Abortes begründen, 
mag ihm auch die Begründung nicht schwer fallen. 
Die Zahl solcher Fälle wird einen gewissen Prozentsatz 
aller Aborte seines Bezirkes nicht übermäßig über- 
schreiten dürfen. Es ist natürlich unmöglich, unter 
allen Verhältnissen jeden spontan eintretenden Abort 
dem Krankenhause zu überweisen. Er verbleibt in der 
Hand des Arztes wie bisher, aber die Einleitung des 
künstlichen Abortes gibt er ab. Und er wird darüber 
sehr froh sein. Denn im Privathause ist dieser um- 
ständliche, sich oft über Tage hinziehende Eingriff 
sehr schwierig unter Garantie möglichster Asepsis 
auszuführen. Die Beendigung des spontan einge- 
tretenen Abortes ist jedoch viel einfacher, geht 
in den meisten Fällen schneller vor sich und kann 
deshalb auch im Privathause leichter gleich aseptisch 
als im Krankenhause vorgenommen werden. Daß 
in der Sprechstunde ambulant einen Abort einzuleiten 
oder einen spontanen Abort zu beenden fast durchweg 
von den berufenen Vertretern der ärztlichen Wissen- 
schaft als Kunstfehler betrachtet wird, sei nur neben- 
bei erwähnt. 

Daß Schubart in seiner oben zitierten Veröffent- 
lichung diese rein ärztlichen Dinge fremder sind, ist 
natürlich. Er legt das Hauptgewicht auf die ärztliche 
„Kommission‘‘, die das „Placet“ zur Schwanger- 
schaftsunterbrechung geben soll, wir hingegen auf die 
Art des Eingriffes, seine Würdigung als schwere 
Operation, die ins Krankenhaus gehört und endlich 
auf den metallischen Beigeschmack, den der Eingriff 
in der Öffentlichkeit besitzen wird, solange der Arzt 
von der Frau bezahlt wird. 

Nun würde freilich weder die Annahme des Vor- 
schlages meiner ärztlichen Standesorganisation des 
Kreises Gerdauen noch die des Schubart schen Ent- 
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wurfes einen vollen Erfolg haben, wenn man nicht 
auch die große Gruppe der Personen erfassen würde, 
welche als Nichtärzte massenhaft abtreiben. Viel 
öfter als von Ärzten wird die Schwangerschaft miß- 
bräuchlich schon jetzt und auch in Zukunft bei An- 
nahme des Vorschlages von Schubart unterbrochen 
durch die Personen, die zwar schon jetzt § 228 des 
StGB. trifft, die aber durch andere Gesetze erst die 
Möglichkeit erhalten, sich gegen $ 228 des StGB. zu 
vergehen. Ich meine das große Heer der Kurpfuscher, 
welche die gesetzlich festgelegte, eines Kulturstaates 
unwürdige Kurierfreiheit schützt! Der Kurpfuscher 
darf durch die bekannten Annoncen: ‚Muttertropfen‘“ 
„Mittel gegen Regelstörung‘“‘, „diskrete Hilfe in 
schwierigen Fällen“ usw. seine Opfer anlocken. Jeder 
Kreisarzt weiß, wie schwer es ist, einen Kurpfuscher 
zu wirklich empfindlicher Bestrafung zu bringen. 
Den Verstoß gegen $ 228 ihm nachzuweisen, ist nur 
ganz selten möglich. Und deshalb verstößt der Kur- 
pfuscher ohne besondere eigene Gefahr so oft gegen 
diesen $ 228. Würde die Kurierfreiheit aufgehoben, 
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wiesen werden, sondern die Kurpfuschertätigkeit an 
sich nur. Und dies wäre leicht, weil es eben keine all- 
gemeine Kurierfreiheit mehr gäbe. Aber die schützen 
im Parlamente dem Kurpfuscher die Herren und 
Damen von ganz rechts bis ganz links! Denn ganz 
rechts und ganz links sitzen die Freunde und Anhän- 
ger der Kurpfuscher! Die Reichen und die Armen, 
die angeblich Gebildeten und die völig Ungebildeten 
schwören auf ihn. Es gibt Länder, die kulturell weit 
unter uns stehen und keine Kurierfreiheit kennen, 
Länder, die nicht über einen wissenschaftlich und 
ethisch so hochstehenden Ärztestand wie Deutschland 
verfügen. Aber in Deutschland hält man die Kurier- 
freiheit aufrecht und wundert sich über die Zahl der 
Aborte. Difficile est satiram non scribere! 


Anm. der Schriftleitung: Da es nicht Zweck der Rundschau 
ist, über die Frage der Abtreibung eine sicher endlose Aussprache 
zu eröffnen, schließen wir nunmehr die Aussprache. Vielleicht wäre 
einem Ziele dadurch näherzukommen, daß man ähnlich wie bei den 
Geschlechtskrankheiten die Materie außerhalb des StGB. in 
einem besonderen Gesetze regelt. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


A. Grotjahn (Berlin), Die Hygiene der menschlichen Fort- 
pflanzung. Versuch einer praktischen Eugenik. Urban & 
Schwarzenberg, Berlin-Wien 1926. 344 S. M. 24,—. 

Der Umstand, daß ein Sozialhygieniker das Gebiet der 
Eugenik von seinem Standpunkt aus behandelt, läßt eine be- 
sondere Note der Neuerscheinung von vornherein erwarten, 
gingen doch die bisherigen Autoren fast ausschließlich von der 
Erbbiologie aus, in dem sie aus dieser die für den Menschen 
gültigen Schlüsse zogen. Für Grotjahn ist die Eugenik ein 
Teilgebiet der Sozialhygiene, in dem die sozialwissenschaftliche 
und bevölferungspolitische Seite der Probleme im Vorder- 
grunde steht. 

Der Autor geht von der Tatsache aus, daß die natürliche 
Fruchtbarkeit nur eine geringe Rolle in der Fortpflanzung 
eines Kulturvolkes spiele; sie wird vielmehr durch eine große 
Zahl äußerer Gründe beeinflußt, deren Wirkung jedoch nicht 
im Sinne erhaltungsgemäßer Fortpflanzungsregelung eingreift. 
Aus wirtschaftlichen Gründen sei ein weiteres Ansteigen der 
Bevölkerung so unerwünscht wie ein Absinken. Erhaltung 
des Bestandes laute deshalb die Forderung. Darüber hinaus 
ist aber eine qualitative Hebung des Nachwuchses anzustreben, 
da der Geburtenrückgang gegenwärtig im Sinne einer Ver- 
schlechterung des Erbwertes der folgenden Generationen wirkt. 
Mit diesen Feststellungen ist das Programm der Eugenik grund- 
sätzlich bejaht. 

In längeren Ausführungen wird die Bezeichnung des zu be- 
handelnden Gebietes erörtert. Verschiedene Namen wie Des- 
zendenzhygiene, Genohygiene usw. sind niemals stärker ge- 
braucht worden und scheiden aus. Die Auseinandersetzung 
erstreckt sich deshalb besonders auf ‚‚Rassehygiene oder 
Eugenik‘“. Wohl hat Ploetz dem Wort Rasse den Sinn von 
Vitalrasse gegeben, was Schallmayer durch ‚‚Rasse‘hygiene 
noch besonders betonen wollte, wie es nach ihm auch noch 


v. Drigalski und Zurukzoglu und andere taten. Dem ist 
aber, abgesehen von sprachlichen Einwendungen, entgegenzu- 
halten, daß dieser feinere Unterschied nur dem Eingeweih- 
ten verständlich ist. Das große Publikum denkt bei ‚‚Rasse‘ 
stets an den anthropologischen Begriff und mindestens in 
unterbewußter Ideenverbindung an Antisemitismus. Referent 
mußte sich vor kurzem sogar in einer Versammlung von Sach- 
kundigeren davon überzeugen, daß dieses Mißverständnis un- 
ausrottbar ist. Wir leisten deshalb der Sache einen entschie- 
denen Dienst, wenn wir bewußt das auch international ver- 
ständliche Wort „Eugenik“ gebrauchen. Es ist zu begrüßen, 
daß es G. wieder zu Ehren gebracht hat. Weniger glücklich 
dürfte ‚‚Fortpflanzungshygiene‘ sein, da es in der Regel im 
individualhygienischen Sinne verstanden wird. Gewiß braucht 
es G. gleichbedeutend mit Eugenik, doch warnt die Erfahrung 
mit, ,Rassenhygiene‘ vor solchen Änderungen der imallgemeinen 
Sprachgebrauch verstandenen Bedeutung. 

Die Regelung der menschlichen Fortpflanzung hat einige 
Voraussetzungen. An erster Stelle setzt G. die medizinisch- 
technischen, das heißt die Möglichkeit, Geschlechtsakt und 
Fortpflanzung voneinander zu trennen. Die dafür vorhandenen 
Mittel genügen zur Rationalisierung des Geschlechtslebens. 
Die Präventivmittel sind zwar gefährlich, ja können den Be- 
stand eines Volkes bedrohen. Da sie aber einmal vorhanden 
sind und in immer weiteren Kreisen benutzt werden, bleibt uns 
nichts anderes übrig, als die Prävention in den Dienst der 
Eugenik zu stellen, das heißt, eine gegenwärtig dysgenische 
Erscheinung so zu beeinflussen, daß sie eugenisch wirkt. Man 
wird sich keinesfalls dieser Logik der Tatsachen und praktischen 
Möglichkeiten verschließen dürfen; es ist klar, daß die Prä- 
vention, welche zum überwiegenden Teile den Geburtenrück- 
gang bedingt, durch das gewaltige Ausmaß ihrer praktischen 
Wirkung im Mittelpunkt der Eugenik steht. ‚Kondom und 
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Occlusivpessar bezeichnet Grotjahn als die geeignetsten 
Mittel, die Fortpflanzung zu beeinflussen. Neben diesen 
kommt in geringerem Ausmaße die Sterilisierung in Frage. 
Die Abtreibung rechnet G. zu den ungeeigneten Mitteln, da 
sie große Gefahren für die Frauen brächte. Referent möchte 
auch noch die ökonomische Seite der Abtreibung hervorheben. 

Als massenpsychologische Voraussetzungen der Rationall- 
sierung der Fortpflanzung führt G. an: a) Die Entkirchlichung. 
Wo die Kirche ihren Einfluß verliert, sinkt die Geburtenziffer. 
Weder Protestantismus noch Katholizismus haben dauernden 
Einfluß behaupten können. Auch die Katholiken im Deutschen 
Reich zeigen sinkende Fruchtbarkeit. b) Die privatwirtschaft- 
liche Einstellung. Wirtschaftliche Faktoren spielen eine große 
Rolle. Wohnungslage, städtische Lebensweise usw. erschweren 
die Aufzucht einer großen Kinderzahl. c) Die kulturelle Ver- 
feinerung. Die kulturellen Bedürfnisse werden höher bewertet 
als Nachkommenschaft und diese deshalb künstlich klein ge- 
halten. d) Das mangelnde eugenische Verantwortungsgefühl. 
Es hat zu ungeregelter Geburtenbeschränkung geführt, da bei 
der egoistischen Einstellung der Paare höhere soziale Ver- 
pflichtungen übersehen werden. 


Mit zahlreichen Zahlenangaben versehen sind ‚‚die be- 
völkerungspolitischen Voraussetzungen“. Sie gipfeln in der 
Schlußfolgerung, daß Geburtenrückgang eine unbedingte Not- 
wendigkeit war. Es ist also nicht an sich zu beklagen, sondern 
nur seine Übertreibung, die den Volksbestand gefährdet. Die 
Beweisführung ist auch hier zwingend. Nachdem die Sterblich- 
keit dank der modernen Hygiene immer weiter abnahm, müßte 
bei gleicher Geburtlichkeit der Bevölkerungszuwachs dauernd 
ansteigen und schließlich zu völlig unerträglicher Übervölkerung 
führen. Die Bevölkerungsvermehrung betrug vor dem Kriege 
für ganz Euröpa 0,88% jährlich. Schon bei diesem Überschuß 
würden im Jahre 2000 statt 500 Millionen 1920 1190 Millionen 
Einwohner vorhanden sein, eine Zahl, die nicht mehr ihren 
Lebensunterhalt fände. Sind die Kulturvölker aber gezwungen, 
ihre Fortpflanzung zu beschränken, so muß es unter Berück- 
sichtigung eugenischer Gesichtspunkte erfolgen. Negative Maß- 
nahmen der Eugenik setzen eben selbstverständlich die Zu- 
lässigkeit der Geburtenverminderung voraus. 


Die Regeln, nach denen die Geburtenbeschränkung vorge- 
nommen werden soll, sind der Erbbiologie zu entnehmen. 
Sozialhygiene und Eugenik ergänzen einander in glücklicher 
Weise. 

Der Geburtenrückgang hat ein höchst bedrohliches Tempo 
angenommen. 20 Geburten auf 1000 Einwohner ist bei nor- 
maler Altersklassenbesetzung das Erhaltungsminimum. Wir 
sind im Reichsdurchschnitt an dieser Grenze angelangt und 
es ist wahrscheinlich, daß sie noch unterschritten wird, wie es 
in den Großstädten mit einer Geburtenziffer von rund 14 schon 
geschah. Wir können also die Geburtenziffer nicht sich selbst 
überlassen. Dieses Problem betrifft den ganzen westeuropäi- 
schen Kulturkreis, dessen Überflutung durch die fortpflanzungs- 
freudigeren östlichen Nachbarn droht. Das Bild wird noch 
trüber durch die Tatsache, daß gerade die Familien mit über- 
durchschnittlichen Erbwerten die Kinderzahl am stärksten 
beschränken. Dadurch sinkt die Wertigkeit des Nachwuchses 
ab. Auch diese Erscheinung wieder ist ein internationales 
Problem. 

Im Gegensatz zu den weitverbreiteten falschen Regeln, wie 
Zweikindersystem, begründet G. ausführlich das von ihm pro- 
pagierte Dreikinder-Minimalsystem: Jedes fruchtbare Ehe- 
paar muß, um den Volksbestand zu erhalten, 3 Kinder über 
das fünfte Lebensjahr hinaus aufziehen. Die Bewertung der 


Prävention und das Dreikinder-Minimaisystem sind die Eck- 
pfeiler von Grotjahns eugenischem Gebäude. Im einzelnen 
lautet die Regel: 

1. Jedes Elternpaar hat die Pflicht, eine Mindestzahl von 
drei Kindern über das fünfte Lebensjahr hinaus aufzuziehen. 

2. Diese Pflicht haben auch Eltern, deren erblich bedingte 
Eigenschaften eine unerhebliche Minderwertigkeit der Nach- 
kommen erwarten lassen; doch ist in diesen Fällen die Mindest- 
zahl nicht zu überschreiten. 

3. Jedes rüstige, oder durch vollwertige, erblich bedingte 
Eigenschaften ausgezeichnete Ehepaar hat das Recht, die 
Mindestzahl zu überschreiten und für jedes überschreitende 
Kind eine materielle Gegenleistung zu empfangen, die von den 
Ledigen, kinderlosen und jenen Ehepaaren, die hinter der 
Mindestzahl zurückbleiben, beizusteuern ist. 

Werden diese Regeln sinngemäß angewendet, so ist sicher 
ein gutes Ergebnis zu erwarten, doch liegt der Nachdruck dabei 
auf sinngemäß, wozu leider nicht immer die nötige Einsicht 
bei den Paaren vorausgesetzt werden darf. Erbbiologische 
Bedenken erheben sich gegen den zweiten Satz, in dem eine 
Ergänzung erwünscht wäre, wie: „Heiraten durch den Arzt 
als eheuntauglich befundene Personen, so ist von ihnen wenig- 
stens der völlige Verzicht auf Nachkommenschaft zu ver- 
langen‘, oder: „Eheuntaugliche Personen sind von der Fort- 
pflanzung auszuschließen.“ Da aber, wie Grotjahn selbst be- 
tont, der erste Satz als wichtigster zu betrachten ist, da er die 
Frage der Quantität regelt, wird über die Formulierung des 
zweiten, der Auslese als negative Maßnahme der Eugenik be- 
zweckt, noch die Praxis zu entscheiden haben. Grotjahn 
selbst wünscht eine Reihe von Personen von der Fortpflanzung 
auszuschließen, wie er später genauer auseinandersetzt, so 
zum Beispiel die Astheniker, schwere Psychopathen usw. 

Diesen negativen Maßnahmen stehen die positiven gegen- 
über, die im dritten Satz verankert sind. Sie gipfeln in dem 
Plane einer Eiternschaftsversicherung, der in Bd. I H. 1 dieses 
Archivs veröffentlicht ist und deshalb nicht näherer Er- 
örterung bedarf. 

Sehr ausführlich äußert sich G. über die persönliche und 
ärztliche Prüfung der Ehetauglichkeit. Als eine von der sonst 
vertretenen Anschauung abweichende Auffassung sei erwähnt, 
daß G. wünscht, jeder Allgemeinarzt solle sich zur’ärztlichen 
Eheberatung ausbilden. Nur in besonders schwierigen Fällen 
sollten Fachärzte, das heißt namentlich Erbbiologen zugezogen 
werden. 

Da eine ausreichende bäuerliche Bevölkerung den sicheren 
Grundstock eines Volkes bildet, ist für möglichste Erhaltung 
des Bauernstandes zu sorgen. Die großen Güter sind eugenisch 
ungünstig zu bewerten. Vom Großgrundbesitz ist dem Reichs- 
siediungsgesetz entsprechend für kleinbäuerliche Anwesen 
Ackerland abzutrennen, ferner können noch etwa 3 Millionen 
Hektar Ödland in Deutschland nutzbar gemacht werden. Aber 
auch Steuerung der gegenwärtigen Wohnungsnot der Städte 
ist nötig. Eine Reihe weiterer Fragen, wie Krieg, Proletariat 
und Eugenik, Frauenbewegung werden erörtert. Zu der Frage 
der Abtreibung will G. nur die medizinischen und eugenischen 
Indikationen anerkannt wissen. Bei sozialen oder richtiger 
„privatwirtschaftlichen‘ sei nicht durch Abtreibung, sondern 
dur.h wirtschaftliche Maßnahmen zu helfen. Herabsetzung des 
Strafmaßes für die Frauen sei aber erforderlich. Endlich wird 
noch über Eheberatungsstellen und Asylierung Minderwertiger 
ausführlicher gesprochen. 

Wir haben das Werk eingehender, als sonst in unserer Rund- 
schau üblich ist, referiert, da es gewissermaßen als Programm- 
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werk einer Richtung der Eugenik erscheint; die nüchterne 
Sachlichkeit der Ausführungen, die sich jedes subjektiven 
Werturteils enthalten, verdient besonders hervorgehoben zu 
werden. Es ist nicht nötig, auch nicht zu erwarten, daß jeder 
Grotjahn in allen Punkten zustimmt, doch wird man gegen 
die Richtigkeit des als wesentlich Herausgehobenen, wie Be- 
deutung der Prävention, Dreikinder-Minimalsystem, nichts 
Stichhaltiges erwidern können. Wir begrüßen ausdrücklich 
die Neuerscheinung als besonders wertvoll und freuen uns 
darüber, daß es zugleich die Synthese von Sozialhygiene und 
Eugenik gebracht hat. Fetscher (Dresden). 


A. Fuchs (Wien), Die konträre Sexualempfindung. Ferdinand 

Enke, Stuttgart 1926. 129 S. geh. # 5,—. 

In kurzer Fassung wird versucht, einen Überblick über die 
sexuellen Anomalien zu geben. Kurze Krankengeschichten, 
bei denen in glücklicher Weise nur das Wesentliche heraus- 
gehoben ist, treten vielfach an Stelle langer theoretischer Er- 
örterungen. Man wird die Schrift neben den anderen umfang- 
reicheren Werken nicht missen wollen. F: 


H. Stieve (Halle), Die Unfruchtbarkeit als Folge unnatürlicher 
Lebensweise. (Grenzfragen des Nerven- und Seeleniebens. 
Herausg. Prof. Kretschmer.) Bergmann, München 1926. 
geh. .# 3,50. 

Das Buch Stieves stellt sich die Aufgabe, an Hand der bis 
jetzt bekannten Literatur und einer Reihe von experimentellen, 
bereits veröffentlichten Arbeiten des Verfassers, darzutun, 
daß die Kinderlosigkeit in vielen Fällen durchaus ungewollt 
ist. Sie ist nach dem Verfasser bedingt durch die Einwirkung 
äußerer Ursachen, wie Keimgifte, ungeeignete Ernährung, 
Wärme, nervöse Reize auf die Keimdrüsen, gewisse allgemeine 
Erkrankungen, die nicht zufällig durch die persönliche Stellung 
bedingt, sondern in hohem Maße mit den sozialen Zuständen 
verknüpft sind. Wichtig ist die Feststellung, daß die erwähnten 
Schädigungen die Frau weit mehr schädigen als den Mann, 
und zwar aus dem biologischen Grunde, daß die Eierstöcke an 
und für sich empfindlicher sind und ihnen die Fähigkeit fehlt, 
während des Lebens neue Eier zu bilden, während beim Mannc 
durch die fortwährende Neubildung von Keimzellen eine 
Regeneration nach Eintritt günstiger Lebensumstände möglich 
ist. Die Ausführungen Stieves, die durch überzeugende Tier- 
experimente und durch Heranziehung vieler Beobachtungen 
und Untersuchungen am Menschen belegt sind, werfen Licht 
in die Vorgänge der Dezimierung mancher dem Aussterben 
entgegengehender Familien und verdienen weiter verfolgt zu 
werden. Dieser Weg ist vielleicht derjenige, der uns auch tiefere 
Einblicke in den Mechanismus der Entstehung von Erbentar- 
tungen gewähren wird. — Die vorliegende Arbeit im Zusammen- 
hang mit den gegenwärtig in lebhafter Diskussion stehenden 
Fragen der Eugenik bedeutet eine Unterstützung derjenigen 
Strömungen, die das Schwergewicht auf die Verhütung der 
Dezimierung beziehungsweise der Erbentartungen durch Be- 
kämpfung der Keimschädigungen legen, ohne dabei selbst- 
verständlich die positive und negative Auslese, soweit dieselbe 
sozial durchführbar und wissenschaftlich begründet ist, abzu- 
lehnen. Aber nicht nur für die qualitative, sondern auch für 
die rein quantitative Bevölkerungspolitik sind die Ergebnisse 
Stieves von allergrößter Bedeutung. Welchen Wert hätten 
zum Beispiel die weitgehenden sozialen Maßnahmen zur Unter- 
stützung der gesunden und kulturfähigen Elemente einer 
Vitalrasse, wenn durch fortwährende Keimschädigungen deren 
Fortpflanzung immer wieder beeinträchtigt würde? Die wert- 
volle Arbeit Stieves wird viel zur Klärung der schwebenden 
Probleme der Eugenik beitragen. St. Zurukzoglu (Bern). 
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Friedrich Christoph Johann Fischer über die Probenächte der 


deutschen Bauernmädchen. Herausgegeben von Dr. Fritz 

Dorsch (Bd. I d. Sexualpsychologie, Dokumente zur Ge- 

schichte der Sexualität). Julius Umbach Verlag, Kandern 

(Baden) 1926. 63 S. # 2,—. 

R. Vorster (Mannheim), hat auf Seite 425 des I. Bandes 
dieses Archivs auf den in gewissen Gegenden Oberbayerns 
und Württembergs üblichen ‚‚Probierer‘“ als eine der Ursachen 
der ungeheuren Zunahme der unehelichen Geburten hinge- 
wiesen. In Rußland, wo eine offizielle Registrierung des Abortus 
geführt wird, führt man unter anderem auf die ‚‚Probenächte‘‘, 
allerdings in entlegenen Dörfern, die Schuld der häufigen 
künstlichen Schwangerschaftsunterbrechungen zurück. Diese 
„Probenächte“ sind das Überbleibsel einer Sitte, die im Alter- 
tum und im Mittelalter unter allen Völkern und Stämmen, 
auch unter den Adligen, sehr gebräuchlich war. Die Probe- 
nächte wurden nur ganz selten mißbraucht. Das Hauptziel 
dieser Sitte war ein rein eugenisches. — Darüber gibt uns 
ein Dokument aus dem 18. Jahrhundert, das Dr. Fritz Dorsch 
unter treuer Beibehaltung des Textes und der Orthographie 
wieder herausgegeben hat, wertvolle Aufschlüsse. Der Hallesche 
Rechtsgelehrte Friedrich Christoph Johann Fischer 
(1750—1797) hat das Problem allseitig behandelt, somit liefert 
uns das Büchlein einen wertvollen Beitrag zur Geschichte der 
praktischen Eugenik. M. Kantorowicz (Berlin). 


S. Weißenberg (Sinowjewsk), Die Verbreitung der veneri- 
schen Krankheiten in der Ukraine vor und nach dem Kriege. 
Zschr, f. Sexualw. 13, 137. 1926. Auf 10000 Einwohner kamen 
1912 41,3, 1924 44,9 Syphiliskranke. 13°, von diesen litten an 
primärer, 71 % an sekundärer, 16°, an tertiärer Lues. Unter 
10000 Einwohnern städtischer Bezirke sind 113,8, auf dem 
Lande 30,5 erkrankt. 25 % der ländlichen Syphilitiker haben die 
Krankheit außergeschlechtlich erworben, doch steigt die Zahl 
der geschlechtlichen Fälle an. Da nur die registrierten Fälle 
verwertet sind, liegen die wahren Zahlen erheblich höher. F. 


S. Weißenberg (Sinowjewsk), Ärztliche Schweigepflicht 
und venerische Krankheiten. Zschr. f. Sexualw. 13, 138—139. 
1926. Ergebnis einer Rundfrage in Charkow: in 92% der Fälle 
(bei 2560 Antworten) wurde die Benachrichtigung der Familie 
im Falle geschlechtlicher Erkrankung eines Familienmitgliedes 
für nötig erachtet, in 85% Benachrichtigung von Braut oder 
Bräutigam, in 68% Besuch des kontrollierenden Arztes in der 
Wohnung des Kranken, in 52% desgleichen in der Arbeits- 
stätte. F. 


F. Lenz (München), Ein mendelnder Artbastard. Arch. f. 
Rass. u. Gesellschafts. Biol. 18, 129—152. 1926. Die meisten 
tierischen Artbastarde sind unfruchtbar (Maulesel usw.). Die 
beschriebene Kreuzung zwischen Wolfsmilchschwärmer und 
Fledermausschwärmer und die Nachkommenschaft der Bastarde 
haben deshalb besonderes theoretisches Interesse. Es zeigt sich, 
daß, natürlich polymere, Mendelspaltung vorliegt, nicht aber 
ein konstanter intermediärer Zustand, den Meisenheimer als 
Regel bei Artbastarden behauptet. F. 


R. Baumann (Ludwigsburg), Über die Frage einer familiären 
Häufung von Geburten desselben Geschlechts. Arch. f. Rass. 
u. Gesellschafts-Biol. 18, 152—164. 1926. Baumann hat die 
Ehen in der Stadt Ludwigsburg von 1866—1923 bearbeitet. 
Er bestätigt grundsätzlich die von Fetscher beschriebene 
Tatsache, daß es Familien mit Erhöhung der Knabenziffer 
geben muß. Seine Werte weichen jedoch von denen Fetschers 
erheblich ab, was sich daraus erklärt, daß auch Kleinfamilien 
mitverarbeitet sind, und das Material zum grüßten Teile aus 
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einem fortpflanzungsbiologisch anders zu bewertenden Zeit- 
abschnitt stammt. Im übrigen ergibt eine Durchsicht der 
Kleinfamilien Baumanns eine Bestätigung dafür, daß in 
ihnen, wohl durch bewußte Geburtenbeschränkung je nach 
dem Geschlecht der Geborenen, die Knabenziffer abnorm nie- 
drig ist (rund 101). Da sie außerdem mehr als ein Viertel 
seines Materials ausmachen, ist zu verstehen, daß nur stark 
abgeschwächte familiäre Differenzen gefunden werden konnten, 
was aber B. anscheinend übersehen hat, obgleich Fetscher 
mit Rücksicht auf diesen Umstand nur kinderreiche Familien 
seinen Untersuchungen zugrunde legte. Um so erfreulicher ist 
es, daß B. trotz solch hindernder Umstände doch noch das 
Bestehen familiärer Differenzen der Knabenziffer bestätigen 
konnte. Darüber hinaus sei nicht in Abrede gestellt, daß er- 
hebliche Abweichungen bei anthropologisch oder sozial anders- 
artigem Material zu erwarten sind, was auch von anderer Seite 
längst betont wurde. . F: 


H. Schmidt (Fritzlar), Über die vergleichsweise Fruchtbar- 
keit der Kulturvölker. Arch. f. Rass.- u. Gesellschaft-Biol. 18, 
193—200. 1926. Die allgemeine Fruchtbarkeitsziffer ent- 
spricht im allgemeinen der Geburtenziffer. Ausnahmen davon 
sind in Ländern zu finden, welche abnormen Altersaufbau und 
Geschlechtsgliederung der Bevölkerung aufweisen. Das Ver- 
hältnis von ehelicher zu unehelicher Fruchtbarkeit ist recht 
verschieden. Sch. glaubt aus ihm gewisse Rückschlüsse auf 
naiven oder rationellen Fortpflanzungstyp ziehen zu können. 
Die eheliche Fruchtbarkeit sei beeinflußt von dem Willen zum 
Kinde, der von den kulturellen Verhältnissen abhinge, die un- 
eheliche aber von dem Stande der Präventivtechnik, doch 
spielen auch hier kulturelle Momente, moralische Bewertung 
des außerehelichen Verkehrs, eine Rolle. F. 


H. Heermann (Halle), Rassenhygiene und Steuergesetz- 
gebung. Arch. f. Rass.- u. Gesellschaft-Biol. 18, 200—205. 
1926. Die Forderungen zur Steuergesetzgebung lassen sich 
folgendermaßen zusammenfassen: 

Negative: 
a) Indirekte Steuern: 
Steuerfreiheit aller Gegen- Hohe Besteuerung aller Ge- 
stände des täglichen Be- nußgifte und Lustbar- 
darfs. keiten. 


b) Einkommensteuer: 


Schloßmannsche Steuer- Hohe Zuschläge für Unver- 
formel heiratete und Kleinfamilien 
bei mehr als 2000 M Ein- 

kommen. 


Positive: 


c) Erbschaftssteuer: 


Abzüge bei größerer Kinder- Zuschläge bei weniger als 4 
zahl Kindern. 
Bisher ist die Steuergesetzgebung noch recht unbetriedigend. 
F: 


K. H. Bauer (Göttingen), Genpathologie. Bruns’ Beitr. 
z. klin. Chir. 135, 96—113. 1926. Für die Medizin ist die 
Vererbungspathologie nicht eine Pathologie der Vererbungs- 
formen, sondern eine Genpathologie, das heißt eine krank- 
hafte Erscheinungen letzten Endes auf Gene zurückführende 
Pathologie. Zu den bekannten und anerkannten Korrelationen 
tritt als neue und wichtigste die erbgenetische, durch Gene 
regulierte Korrelation. Wie die Zelle die kleinste morphologische 
Einheit, ist das Gen die letzte funktionelle Einheit. Der Weg 
von der Zelle aus führt zur Erkenntnis des generellen Organis- 


mus, der Weg vom Gen zur Individualität; damit wird die 
Genpathologie zur Grundlage der Konstitutionsforschung. Die 
Arbeit gibt einen Vortrag wieder, den B. auf der 30. Ver- 
sammlung Norddeutscher Chirurgen hielt. Wir begrüßen be- 
sonders die glückliche Formulierung des Begriffes der Gen- 
pathologie. F. 


K. H. Bauer (Göttingen), Konstitutionsforschung beim 
Menschen. Zschr. f. Züchtungskunde. 1, 172—207. 1926. 
Übersichtsreferat, das eine Einführung in die Konstitutions- 
forschung gibt, insbesondere auch die Verquickung mit der Erb- 
biologie betont. Am Schluß findet sich der Hinweis auf die 
Notwendigkeit eugenischer Maßnahmen. F. 


F. K. Scholl (München), Ätiologische Lentigostudien. Inaug. 

Diss. München 1925. 

Neue Berechnungen an 169 Zwillingspaaren (93 E.Z., 76 
Z.Z.) bestätigen die hohe Korrelation der Lentigozahlen zwischen 
Eineiigen. Verfasser schließt daraus auf die Erblichkeit der 
Lentigozahl, hält aber eine Erblichkeit des einzelnen Naevus 
nicht für gegeben. F. 


D. Trautmann (Würzburg), Beitrag zur Kasuistik kongeni- 
taler Facialisparesen. Zschr. f. d. ges. Neur. u. Psych. 100, S.123. 
1926. Zwei Geschwister, deren Mutter, sowie zwei Schwestern 
dieser und der Großvater haben seit der Geburt bestehende 
linksseitige Facialisparese. Traumatische Entstehung ist aus- 
geschlossen wegen der Gleichartigkeit des Leidens bei allen 
Familienangehörigen. F, 


Th. Mironescu und G. Stefanoy (Bukarest), Beitrag zum 
Studium der Beziehungen zwischen Blutgruppen und Infektionen. 
Seuchenbekämpfung. 3, 138. 1926. Bei insgesamt 150 Be- 
obachtungen betrug der Hirschfeldsche Index unter den 
Masernkranken 3,2, bei Keuchhusten 0,7, bei Scharlach 1,0, 
bei Typhus 1,6. Für die Gesamtbevölkerung Rumäniens be- 
trägt er 1,6. Aus der Verteilung folgt, daß die Angehörigen ver- 
schiedener Blutgruppen in ihrer Empfänglichkeit gegen be- 
stimmte InfektionsKrankheiten voneinander abweichen. F. 


Sexus Bd. IV, Zur Reform des Sexualstrafrechts. Verlag Ernst 

Bircher A. G., Bern und Leipzig 1926. 186 S. # 6,—. 

Der Band enthält folgende Beiträge: Mittermaier (Gießen), 
Strafrechtsreform auf dem Gebiete der Sexualdelikte;, Wer- 
thauer (Berlin), Zur Eherechtsreform; A. Kronfeld (Berlin), 
Die ärztliche Sachverständigentätigkeit vor Gericht; O. Julius- 
burger (Berlin); Die strafrechtliche Verantwortung in indi- 
vidueller und sozialer Hinsicht; A. Dührssen (Berlin), Die 
Reform des $ 218; M. Alsberg (Berlin) Rechtspsychologische 
und gesetzestechnische Mängel des Sexualstrafrechts im Ent- 
wurfe zu einem neuen Strafgesetzbuch; K. Hiller (Berlin), 
Das Recht über sich selbst; M. Hirschfeld (Berlin), Die Be- 
strafung sexueller Triebabweichungen; H. v. Tresckow 
(Berlin), Erpressungen auf sexueller Grundlage. Die teilweise 
äußerst temperamentvollen Ausführungen beanspruchen vom 
eugenischen Standpunkt aus erhebliches Interesse. In eine 
Kritik der Einzelheiten kann nicht eingetreten werden; es sei 
nur bemerkt, daß neben sehr wohl vertretbaren auch solche 
Auffassungen zu finden sind, die nicht gut gebilligt werden 
können. Insbesondere tritt die Notwendigkeit, die Jugend vor 
sexueller Verführung zu schützen, nur zu wenig hervor. F. 


Vorläufige Ergebnisse der bevölkerungskundlichen Umfrage 
des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes (A.D.G.B.). 
Ortsausschuß Gera. Der freie Gewerkschaftler (gewerkschaftl. 
Beilage der ‚‚Ostthüringer Tribüne“ in Gera-ReußB, 3. Jg. Nr. 9, 
11,12 u. 13). 1926. Die Umfrage wurde an die gewerkschaftlich 


— 


organisierten Arbeiter gerichtet und hatte das Ziel, den Wunsch 
nach Kindern, die Größe der Nachkommenschaft und etwaige 
Unterschiede nach Berufsgruppen festzustellen. Das Unter- 
nehmen ist außerordentlich zu begrüßen und seine Fortsetzung 
in noch ausgedehnterem Maßstabe sehr zu wünschen. Schon 
jetzt liegen sehr bemerkenswerte Ergebnisse vor, über die kurz 
berichtet sei. 


In 225 abgeschlossenen Ehen betrug im Durchschnitt die 
Geburtenzahl 3,2, die der lebenden Kinder 2,4. Gewünscht 
wurden von den Elternpaaren 0,95 Kinder! Die den Wunsch 
übersteigende Zahl dürfte somit lediglich dem gelegentlichen 
Versagen der Prävention zuzuschreiben sein. Was soll aber 
werden, wenn die Präventivtechnik vollkommene Sicherheit 
bietet, so daß die Kinderzahl völlig der Absicht der Eltern ent- 
spricht? Auch ein anderes Ergebnis der Umfrage ist von 
großem eugenischen Interesse, nämlich die soziale Abstammung 
der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter. Es zeigte sich, daß 
durchschnittlich zwei Drittel der Väter von gelernten Arbeitern 
dem Mittelstand angehörten, Y,—!; der Großväter desgleichen. 
Bei den ungelernten Arbeitern liegen die Dinge anders, da in 
75°, der Fälle Vater und Großvater in proletarischer Lebens- 
stellung waren. Die Zeitschrift zieht die Folgerung: ‚Die 
moderne Gewerkschaftsbewegung knüpft sozialbiologisch aus- 
schließlich an den Prozeß der Unterdrückung des Mittelstandes 
im Verlauf der kapitalistischen Entwicklung an.“ F: 


Hans Harmsen (Berlin), Die amtliche Magdeburger Heirats- 
vermittlung für Kriegerwitwen. Veröff. Mediz. Verwalt. 22, 
257. 1926. Das interessante Experiment, das in Magdeburg in 
den Jahren 1917—1919 mit der amtlichen Heiratsvermittlung 
für Kriegerwitwen vorgenommen wurde, wird eingehend ge- 
schildert und die Einstellung der Tätigkeit dieser Amtsstelle 
seitens des Verfassers bedauert. Karl Freudenberg (Berlin). 


Fritz Schiff (Berlin), Die Technik der Blutgruppenuntersuchung 
für Kliniker und Gerichtsärzte. Julius Springer, Berlin 
1926. VI, 66 S. u. 28 Abb. # 6,—. 

Die Schrift von Schiff ist sehr klar, übersichtlich, seine 
Ausführungen sind durch eine Reihe zum großen Teil schema- 
tischer Abbildungen sehr zweckmäßig erläutert. Schiff gibt 
zunächst eine Übersicht über die theoretischen Grundlagen der 
Blutgruppenuntersuchung und erörtert dann im wesentlichen 
die von ihm geübte und erprobte Technik. Es besteht, wie 
Schiff im Vorwort ausführt, weit über den Kreis der serolo- 
gischen Fachleute hinaus das Bedürfnis, die Isoagglutinations- 
reaktionen praktisch auszuführen (für gerichtsärztliche, kli- 
nische, anthropologische und andere Zwecke), und es ist zweifel- 
los, daß viele auch geübte Untersucher durch dieses Buch An- 
regung und Belehrung finden. Ganz besonders sei auch an die- 
ser Stelle Schiff zugestimmt, daß die Ausführung der Reaktion 
für entscheidende Fragen zum Beispiel für gerichtliche Gut- 
achten eine ganz besondere Vertrautheit mit der Technik und 
die Kenntnis der Fehlerquellen voraussetzt. 

Goroncy (Königsberg Pr.) 

W. Runge (Chemnitz) und O. Rehm (Bremen), Über die Ver- 


wahrlosung von Jugendlichen. Verlag S. Karger, Berlin 
1926. 156 S. Æ 7,50. 


Die Schrift gliedert sich in einen klinischen von Runge ge- 
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schriebenen Teil und in einen sozialen aus der Feder Rehms. 
Runge hat neben den in der Literatur niedergelegten Er- 
fahrungen die Fälle der Psychopathenberatungsstelle in Kiel, 
bei denen auch die hereditären Verhältnisse untersucht wurden, 
herangezogen. Unter den Verwahrlosten ist eine erheblich 
erhöhte Zahl von Abnormen feststellbar, doch ist damit noch 
nicht gesagt, daß diese insgesamt erzieherischer Beeinflussung 
unzugänglich seien. Umwelt und Erbanlage sind zudem nicht 
sicher abgrenzbar. An erster Stelle unter den Verwahrlosten 
stehen die Psychopathen, dann folgen die Debilen und Im- 
bezillen, während Epileptiker und Psychosen nur eine ganz 
untergeordnete Rolle spielen. Die Belastung der Psychopathen 
ist eine auffallend hohe, über 90 °, und zwar bei sozialen und 
asozialen Psychopathen nahezu gleich. Unterschiede ergeben 
sich jedoch in der Art der Belastung, namentlich findet sich 
bei verwahrlosten Psychopathen Trunksucht und Geisteskrank- 
heit in der Elterngeneration häufiger. Unter den sozialen 
Psychopathen sind die Astheniker häufiger, während unter den 
asozialen andere Gruppen überwiegen. Daneben ergeben sich 
geschlechtliche Unterschiede, indem bei den Mädchen die 
Willenlosen und Pseudologischen besonders oft zu finden sind. 
Körperliche Normabweichungen sind in höherer Zahl bei ver- 
wahrlosten als bei nicht verwahrlosten Psychopathen zu fin- 
den. Bei den Schulentlassenen überwiegt die Anlage als Ur- 
sache der Verwahrlosung die Umweltwirkung. Ebenso folgen 
eine große Zahl weiterer Angaben über die Schwachsinnigen. 
Mit der Betonung der ungünstigen prognostischen Bedeutung 
abnormer Konstitution bei Verwahrlosten schließt der aus- 
gezeichnete klinische Teil. Nicht minder zu bewerten sind die 
Ausführungen Rehms, der die Verwahrlosung in eine aktive, 
bei der die Veranlagung den Ausschlag gibt, und eine passive 
einteilt, bei der die Umwelt das wesentliche darstellt. F. 


H. Stratz (Haag), Lebensalter und Geschlechter. 184 S. mit 
84 Abb. F. Enke, Stuttgart 1926. geh. M 15,—, geb. M 17,—. 


Die Schrift ist durch eine größere Anzahl bemerkenswert 
geschickter schematischer Darstellungen der nach Alter und 
Geschlecht wechselnden Körperproportionen ausgezeichnet. 
Die Frage der Vererbung des Geschlechts ist dagegen unrichtig 
wiedergegeben, was um so schwerer ins Gewicht fällt, da einige 
längst widerlegte Behauptungen als feste wissenschaftliche Tat- 
sachen angeführt werden. Ebenso erscheint es mindestens als 
einseitig, wenn lediglich die Cohnheimsche Hypothese zur 
Erklärung der bösartigen Geschwülste erwähnt wird. Mit der 
nötigen Kritik gelesen, gibt das Buch immerhin einen Beitrag 
zur Konstitution der Geschlechter. Da einige Bilder dem ‚‚Be- 
dürfnis‘‘ nach ‚‚pikanter‘‘ Lektüre entgegenkommen, ist aber 
zu befürchten, daß es seinen Weg auch in recht unberufene 
Hände finden wird. 


H. van de Velde (Haarlem), Die vollkommene Ehe, ihre Physio- 
logie und Technik. 336 S. B. Konegens Mediz. Verl. Leipzig- 
Stuttgart 1926. geh. M 9,50, geb. Æ 12,50. 

Eine ars amandi für Eheleute, popularisierte Sexualwissen- 
schaft, die verschiedentlich die Grenzen überschreitet, die in 
einem Buch für das Publikum geboten erscheinen. Im großen 
und ganzen aber durchaus ernst zu nehmen, sei es allenÄrzten, 
die sich mit Eheberatung beschäftigen, empfohlen. F. 


NACHRICHTEN AUS DER ÖFFENTLICHEN 
GESUNDHEITSPFLEGE 


Redigiert von Oberregierungsrat Professor Dr. B. MÖLLE RS, Berlin NW 23, Klopstockstraße 18. 


Typhus und Triakwasserversorgung. 
Übersichtsreferat. 
Von O.SPITTA, Berlin. 


Die heftige Typhusepidemie, von welcher die Be- 
völkerung der Stadt Hannover im September 1926 
heimgesucht worden ist, und die ihre Ursache in 
Fehlern der zentralen Wasserversorgung gehabt hat, 
lenkt die Aufmerksamkeit wieder auf die Frage nach 
dem Zusammenhange des Typhus mit der Wasser- 
versorgung. Die Ansichten über die Beteiligung des 
Wassers an der Entstehung des Abdominaltyphus 
haben im Laufe der Zeiten recht gewechselt. An- 
fänglich schrieb man ihm eine sehr große ursächliche 
Bedeutung zu, dann sah man die Hauptquellen des 
Typhus wieder mehr in Kontaktinfektionen (Hey- 
mann, Messerschmidt?) und neuerdings hat man 
wieder mehr den Eindruck, daß infiziertes Wasser 
neben infizierter Milch eine der Hauptursachen der 
Typhusepidemien darstellt. Einige Zahlen mögen das 
erläutern. 1901 berechnete Schüder?) aus der in- und 
ausländischen Literatur für die Zeit von 1870—1899 
den Prozentsatz der ‚Wasserinfektionen‘‘ noch zu 
70,8%, 1903 Schlegtendahl°?) nur noch zu 33%, 
Dönitz’) zu 16% und Solbrig) zu 18%. Nach den 
Berichten der Untersuchungsanstalten zur Typhusbe- 
kämpfung im Südwesten Deutschlands®) wurden von 
4093 Typhusfällen nur 329 durch infizieries Wasser her- 
vorgerufen, dagegen 3453 durch Kontakt. Man kam da- 
her zu dem Schlusse, daß bei dieser relativ geringen 
Beteiligung des Wassers die Sanierung der Wasserver- 
sorgung im Südwesten des Reiches allein keinen großen 
Einfluß auf das Zurückdrängen des Typhus haben 
könne. Die Typhusepidemien, die in den letzten 
Jahren hauptsächlich preußisches Gebiet heimge- 
sucht haben, zum Beispiel die des Sommers 1925°), 
gehen nun aber wieder fast nur auf infiziertes Wasser 
und infizierte Milch zurück. Die Zunahme des Typhus 
in den letzten Jahren ist überhaupt eine merkwürdige 
Erscheinung. | 

Es ist daher vielleicht von einem gewissen Interesse, 

1) Zschr. f. Hyg. 86, 245. 1918. — Med. Kl. 1920, 259. 

2) Zschr. f. Hyg. 38, 343. 1901. 

3) Z. f. Med.-Beamte 1903, 64. 

4) Festschr. f. Rob. Koch 1903, 297. 

5) Kli. Jahrb. 21, 349. 1909. 


6) Arb. aus d. Kais. Ges.-Amt 41. 
?) Veröff. Mediz. Verwalt. 20, H. 10. 


1917. 
1926. 


sich eine Reihe von durch die Wasserversorgung her- 
vorgerufenen Typhusepidemien der letzten Dezennien 
in das Gedächtnis zurückzurufen und an der Hand 
dieser Beispiele sich über die Art der Verseuchung des 
Wassers klar zu werden. Ich wähle dabei nur solche 
Fälle, in welchen ganze Wasserleitungen infiziert wor- 
den sind und berücksichtige die von Einzelbrunnen 
ausgegangenen Infektionen nicht. 

Betrachtet man die drei Grundformen der zentralen 
Wasserversorgung, die Versorgung mit gereinigtem 
Oberflächenwasser, die Versorgung mit Quellwasser 
und die Versorgung mit Grundwasser im engeren Sinne, 
so drängt sich ohne weiteres die Vorstellung auf, daB 
— ordnungsmäßige Anlage des Werkes vorausgesetzt 
— die beiden ersten Arten der Wasserversorgung am 
ehesten noch zu einem Seuchenausbruch führen kön- 
nen. Die hohe Wertschätzung der Grundwasserver- 
sorgung vom hygienischen Standpunkt aus beruht 
ja gerade in ihrer angeblichen Sicherheit gegen In- 
fektion. Praktisch ergibt sich aber ein etwas anderes 
Bild. Nicht die Art der Wassergewinnung an sich ist 
es, welche einen Schutz vor Infektionskrankheiten 
gewährleistet, sondern ihre technisch richtige Ein- 
richtung und die Zuverlässigkeit der Überwachung. 

Unter den im folgenden aufgezählten Beispielen 
findet sich keine Epidemie, die auf künstlich filtriertes 
Oberflächenwasser zurückzuführen wäre, ein Zei- 
chen, daß im allgemeinen die langsame Sandfiltration 
— sie kommt in Deutschland hauptsächlich zur An- 
wendung — bei richtigem Betriebe Sicherheit gibt. 
Und doch wissen wir, daß solche Sandfilter eine be- 
stimmte Menge von Rohwasserkeimen hindurchlassen. 
Gelangen aber einmal wirklich Typhusbazillen in das 
Filtrat, so ist entweder ihre Menge so gering, daß sie 
zu einer Infektion nicht ausreichen oder es werden 
eben nur vereinzelte Personen krank gemacht. Spora- 
dische Fälle können daher wohl auf diesem Wege ent- 
stehen, aber keine Epidemie. Bruns hat allerdings 
auf der 10. Tagung der Deutschen Vereinigung für 
Mikrobiologie 1924 in Göttingen darauf aufmerksam 
gemacht, daß es zum Beispiel bei Grundwasserver- 
sorgungen atypische Typhusepidemien gibt, die äußer- 
lich mehr den Eindruck machen, als seien sie durch 


Kontaktinfektion entstanden und die doch auf eine 
Infektion einer zentralen \Wasserversorgungsanlage 
zurückzuführen sind. Solche Fälle werden eben be- 
obachtet, wenn Typhusbazillen in kleineren. Mengen 
und in mehreren Schüben nacheinander in das Wasser 
gelangen, so daß nur ein geringer Bruchteil der Be- 
völkerung Gefahr läuft, zu erkranken. Er leitet daraus 
die Forderung ab, nicht immer — wie das neuerdings 
üblich war — an eine Wasserinfektion zuletzt zu 
denken, sondern ihre Möglichkeit auch in solchen 
Fällen im Auge zu behalten und rein prophylaktisch 
den Wasserverhältnissen wieder mehr Aufmerksamkeit 
zu schenken, als es Mode geworden ist. Daß solche Er- 
scheinungen auch bei Oberflächenwasserversorgungen 
vorkommen können, darauf deuten die Beobachtungen, 
die Kirstein?) in Stettin gemacht hat. Hier häuften 
sich in der Beobachtungszeit (1907—1916) in heißen 
Jahren gewöhnlich im September auffällig die Typhus- 
erkrankungen, weil zur Deckung des gesteigerten 
Wasserbedarfes höhere Filtrationsgeschwindigkeiten 
angewandt werden mußten. Die Filterfläche war zu 
klein geworden. Immerhin kam es durch diesen 
Übelstand noch nicht zu einer wirklichen Epidemie, 
wie solche anderenorts sich ereignet haben. 

Daß Quellwasserversorgungen unter gewissen 
Umständen sehr bedenklich sein können, darauf hat 
schon Gärtner in seiner ausgezeichneten Arbeit 
„Die Quellen in ihren Beziehungen zum Grundwasser 
und zum Typhus“ ?) eindringlichst hingewiesen. 

Aus den von mir für die letzten Dezennien ausge- 
wählten Beispielen von Typhusepidemien mögen fol- 
gende durch Quellwasserleitungen verursachte erwähnt 
werden: 

Im Herbst 1904 trat in dem Vorort der Stadt 
Gräfrath Oben-Flachsberg eine schwere Typhus- 
epidemie auf, welche unter 420 Einwohnern 118 Er- 
krankungen hervorrief (Bornträger?). Als Ursache 
wurde die Verbindung eines gemauerten Wasch- 
bassins mit der Quellfassung festgestellt. In dem 
Waschbassin hatten die Frauen nicht nur Wäsche 
gespült, sondern sogar gewaschen. Darunter war 
nachweislich auch die Wäsche von einigen Typhus- 
kranken gewesen. Im gleichen Jahre wurde die 
Stadt Detmold schlimm vom Typhus heimgesucht: 
etwa 6%, der Bevölkerung wurden von der Seuche er- 
griffen (Beck und Ohlmüller®). Auch hier handelte 
es sich mit größter Wahrscheinlichkeit um die In- 
fektion einer der drei die Stadt mit Wasser versorgen- 
den, am Fuße des Teutoburger Waldes gelegenen 


1) Veröff. Mediz. Verwalt. 7, 397. 
3) Jena, 1902. 

3) Kli. Jahrb. 14, 439. 1905. 

t) Arb. aus d. Kais. Ges.-Amt 24, 138. 


1917. 


1906. 
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Quellen, die ihr Einzugsgebiet zum Teil in klüftiger 
Kalksteinformation haben. Eine Kommunikation 
des Quellwassers mit der Erdoberfläche ließ sich experi- 
mentell nachweisen und später, nach Ablauf der 
Epidemiewelle, als man schon die notwendigen Vor- 
sichtsmaßregeln gegen ihre \Weiterverbreitung ge- 
troffen hatte, konnten im Wasser einer Quelle auch 
Typhusbazillen, von Erdarbeitern, die Typhusbazillen- 
träger waren, herrührend, nachgewiesen werden. Der 
explosionsartige Ausbruch und der Umstand, daß alle 
anderen Möglichkeiten einer Infektion der Bevölkerung 
mit Sicherheit auszuschließen waren, hätten auch ohne 
diesen Nachweis zu der Diagnose Wasserepidemie 
berechtigt. 

Zu nennen ist dann ferner die Jenaer Typhus- 
epidemie im’Spätsommer 1915 mit fast 600 Typhus- 
fällen. Bei ihr handelte es sich um die Infektion des 
einen damals die ganze Stadt versorgenden, von 
Quellen des Kalksteins gespeisten Wasserbezugs- 
gebietes. Die Stadtverwaltung brachte die Ver- 
seuchung der einen Quelle in ursächliche Beziehung 
zur Unterbringung von Typhusrekonvaleszenten des 
XI. Armeekorps, aber für diese Behauptung (in der 
Literatur ist eine Beschreibung der Epidemie vom 
epidemiologischen Standpunkt aus meines Wissens nie 
erfolgt) fehlen anscheinend zwingende Beweise. Ein 
Zweifel darüber, daß es sich um eine Verseuchung des 
Quellwassers gehandelt hat, besteht aber nicht 
(Abel), 

Am mörderischsten hauste wohl der Typhus 1919 
in Pforzheim. Diese Epidemie unterscheidet sich 
von den übrigen schon dadurch, daß sie sich im Früh- 
jahr ereignete. Ungefähr fünf Prozent der Bevölke- 
rung wurden ergriffen. Die Zahl der Erkrankungen 
betrug rund 4000. Als Ursache wurden (ursprünglich 
nicht als solche erkannte) Typhusfälle im benach- 
barten Orte Waldrennach festgestellt (Daur und 
Röhrer?). Die undesinfizierten Stuhlentleerungen 
der Kranken gelangten in die Abortgrube, der Abort- 
grubeninhalt auf die Wiese, die ein Gefälle zum 
Größelthal, aus dem Pforzheim sein Wasser durch eine 
Hochquellenleitung bezog, hatte. Mit eintretender 
Schneeschmelze wurde der Unrat mitsamt den Typhus- 
bazillen zu Tal gewaschen und gelangte nachweislich 
durch eine Versickerungsstelle ın eine der Quellstuben. 

Was schließlich die Verbreitung von Unterleibs- 
typhus durch Grundwasserwerke betrifft, so möge 
zunächst an die Epidemie des Jahres 1897 in Beuthen 
i. Oberschlesien erinnert werden?). Von rund 42000 
Einwohnern erkrankten rund 1400, das heißt über 3%. 


- 1) Öff. Ges.-Pflg., 2, 469. 1917. 


2) Das Gas- u. Wasserfach. 1921, 277. 206. 319. 
3) Vgl. Das Gesundheitswesen d. Preuß. Staates 1895/97, 152. 
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Durch das Verschwinden der Wasservorräte in den 
oberen Bodenschichten in Folge des Bergbaues war 
Beuthen gezwungen, sein Trinkwasser einem alten 
Bergwerksschacht, der Karsten-Zentsumsgrube zu 
entnehmen. Diese Grube wurde aber zum Teil noch 
befahren und so gelangte unglücklicherweise der Inhalt 
einiger Abortkübel durch eine Verbindungsstelle aus 
dem noch benutzten Grubenfeld in die Wasserent- 
nahmestelle hinüber. In diesen Fäkalien waren, wie 
sich später auch bakteriologisch nachweisen ließ, 
Typhusbazillen gewesen. Die Epidemie konnte erst 
durch Desinfektion der Trinkwasserleitung, Außer- 
betriebsetzung der Wassergewinnungsstelle und Ersatz 
durch eine einwandfreie Wasserversorgung zum Er- 
löschen gebracht werden. 

Wer erinnert sich unter den Fachgenossen ferner 
nicht mehr der GelsenkirchenerTyphusepidemie 
des Jahres 1901, die so berechtigtes Aufsehen hervor- 
rief? Sie ging mit größter Wahrscheinlichkeit von dem 
Wasserwerk für das nördlich-westfälische Kohlen- 
revier aus, welches das Wasser aus Brunnen entnahm, 
die nahe der Ruhr im Ruhrkies niedergebracht waren. 
Das Wasser wurde hier also einer natürlichen 
Filtration durch gewachsenen Boden unterzogen. In 
einem Bezirk mit rund 400000 Einwohnern erkrankten 
im Laufe eines Monats rund 5500 Personen, das heißt 
über 1% an Typhus (Springfeld!). Daß hier eine 
gemeinsame Ursache vorliegen mußte, war klar. An 
keiner Stelle überschritt die Seuche die Grenzen des 
Versorgungsgebietes. Wie sich bei der Untersuchung 
herausstellte, hatte man zur Steigerung der Ergiebig- 
keit der Wasserversorgung unerlaubterweise von 
einem Sammelbrunnen aus ein Stichrohr unmittelbar 
in die Ruhr geführt. Auf diese Weise wurde neben 
dem durch Bodenfiltration gereinigten, auch un- 
filtriertes Ruhrwasser der Leitung in Mengen zuge- 
leitet, die bis zu 20000 cbm im Tage gehen konnten. 
Kaum 200 m oberhalb des Stichrohres mündete aber 
der Eibergbach, der in der kritischen Zeit zweifellos 
mit Typhusbazillen infiziert gewesen ist. 

Schließlich sei noch der Epidemie Erwähnung getan, 
die im Jahre 1921 sich in Dittersbach und Ober- 
waldau in Schlesien abspielte und 600 Typhusfälle 
brachte. Auch hier war die Ursache eine Stichrohr- 
verbindung zwischen einem kleinen Oberflächenge- 
wässer und der Sickerleitung der gemeinsamen Wasser- 
leitung. Typhus- und Wasserversorgungsfeld deckten 
sich vollkommen (Kathe und Schaede?). 

Diesen durch Grundwasserwerke verursachten Epi- 
demien schließt sich nun die Epidemie in Hannover 
an. Der vorläufige Bericht der staatlichen Unter- 


1) Kli. Jahrb. 10, 323. 1903. 
2) Kathe u. Schaede, Zbl. Bakt. I. Orig. 90, 129. 1923. 
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suchungskommission!) bringt noch keine Einzelheiten, 
ich möchte daher darauf verzichten, auf ihre Ent- 
stehungsursache hier näher einzugehen. So viel 
scheint indessen festzustehen, daß sie bedingt worden 
ist durch Fehler in der Ricklinger Wassergewinnungs- 
anlage, die auf dem linken Leineufer zwischen Leine, 
Schnellengraben und Ricklinger Beeke angelegt ist. Die 
Wasserfassung besteht aus geschlitzten wagerechten 
Sammelrohren und vertikalen Brunnen, deren geringste 
Entfernung von den offenen Wasserläufen zwischen 30 
und 270 Metern beträgt. Die Epidemie hat bekannt- 
lich zu weit über 2000 Typhuserkrankungen geführt. 

Was lehrt nun der Rückblick auf die angeführten 
Beispiele großer, durch Trinkwasser hervorgerufenen 
Seuchen? Einmal zeigt er, daß der ursächliche Zu- 
sammenhang zwischen dem Wasser und der Entste- 
hung der Seuche streng bakteriologisch ‚das heißt, durch 
Feststellung des Typhusbazillus in dem verseuchten 
Wasser, in der Mehrzahl der Fälle sich sicher nicht 
nachweisen läßt. Die Gründe dafür liegen bekanntlich, 
sofern eine einmalige Infektion des Wassers statt- 
gefunden hat, in der langen Inkubationszeit des Ab- 
dominaltyphus. Es genügten aber gewöhnlich andere 
Indizien, um den Beweis für den Zusammenhang zu 
erbringen. Sodann ist bei den Wasserepidemien, wie 
übrigens auch bei der auf anderen Wegen erfolgten 
Übertragung des Typhus, charakteristisch, daß sie 
fast ausnahmslos in die Zeit des Hochsommers und 
Herbstes fallen. Neesemann?) hat durch Zusammen- 
stellung von Material auf diese Tatsache besonders 
hingewiesen. Die Beuthener Epidemie fiel auf die 
Monate Juli—September, die Gräfrather auf den 
Oktober, die Detmolder begann im August, die 
Gelsenkirchener fiel auf den September—Oktober, die 
Jenaer auf den September, die Dittersbacher auf den 
Juli und die Hannoversche auf den September. Nur 
die Epidemie von Pforzheim ereignete sich, wie oben 
schon erwähnt, in der kalten Jahreszeit. 

Es gibt also besonders kritische Zeiten im Jahre, in 
denen den Wasserversorgungsanlagen eine gespannte 
Aufmerksamkeit von seiten der Gesundheitspolizei 
geschenkt werden muß. Ferner lassen die angeführten 
Beispiele erkennen, daß es im allgemeinen nur grobe 
Verunreinigungen der Wassergewinnungs- oder Was- 
serförderungsanlage gewesen sind, die zu einer Epide- 
mie geführt haben. Diese Tatsache führt zu dem er- 
freulichen Schlusse, daß solche Epidemien vermeidbar 
sein müßten, vor allem in den Fällen, in welchen zur 
Versorgung der Städte Grundwasser benutzt wird. 
Seitens des Reiches sind zur Sicherstellung einer ein- 
wandfreien gesunden Trinkwasserversorgung Vor- 


1) Kli. Wo. 1926, 2412. 
2) Vierteljahrsschr. f. ger. Mediz. 29, 124. 1905. 
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schriften und Anleitungen gegeben worden, die sich 


ausgezeichnet bewährt haben, sofern man ihnen ge- 
folgt ist, für die Trinkwasserversorgung durch Ober- 
flächenwasser zunächst die „Grundsätze für die 
Reinigung von Oberflächenwasser durch Sandfiltra- 
tion“ vom 13. Januar 1899 und dann die vom Bundes- 
rat herausgegebene, im Reichsgesundheitsamt bear- 
beitete „Anleitung für die Einrichtung, den Betrieb 
und die Überwachung öffentlicher Wasser versorgungs- 
anlagen, welche nicht ausschließlich technischen 
Zwecken dienen“ vom 16. Juni 1906. Sie gilt für 
Wassergewinnungsanlagen aller Art. Es scheint leider, 
als ob diese vorzügliche Anleitung nicht überall die 
Beachtung gefunden hat, die sie verdient oder als ob 
sie stellenweise in Vergessenheit geraten ist. Es möge 
daher auch an dieser Stelle noch einmal auf sie ver- 
wiesen werden. Sie ist erschienen als besondere Beilage 
zu den „Veröffentlichungen des Kaiserlichen Gesund- 
heitsamtes‘‘ 1906, Nr. 30. 

Die Tatsache, daß der Abdominaltyphus, der trotz 
der schlimmen Kriegs- und Nachkriegsjahre die 
deutsche Bevölkerung verschont hatte, zur Zeit 
wieder ohne ersichtlichen äußeren Grund kräftiger 
sein Haupt in den deutschen Landen, insbesondere in 
Preußen erhebt, hat dazu geführt, daß von einzelnen 
Stellen aus die alten Pettenkoferschen, uns heute 
etwas verstaubt vorkommenden Anschauungen von 
den örtlichen und zeitlichen Vorbedingungen für das 
Auftreten der Typhusepidemien wieder neu belebt 
worden sind (vgl. Wolter!). Ärzte mit angesehenem 


1) „Aufgaben u. Ziele der epidemiologischen Forschung“ 
1925, und ‚Die Entstehungsursachen der Alfelder Typhus- 
epidemie von 1923/24“. München 1926. 


175 


Namen treten heute wieder dafür ein, sich von allzu 
einseitig starren bakteriologischen Anschauungen frei 
zu machen und bei der Deutung von Seuchen auch 
andere Gesichtspunkte zu berücksichtigen. Das sind 
ja an und für sich keine neuen Gedanken und im 
gleichen Sinne hat erst jüngst wieder zum Beispiel 
Friedberger!) darauf hingewiesen, daß wir von den 
zahlreichen Faktoren, die zur Entstehung einer 
Seuche notwendig sind, eigentlich nur den einen, den 
Infektionserreger kennen, und daß wir von den mannig- 
fachen anderen Voraussetzungen und Bedingungen, 
die zum Eintritt einer Infektionskrankheit gehören, 
im Grunde genommen recht wenig wissen. Es ist hier 
nicht der Ort, auf diese Fragen einzugehen. Solange 
man die bakteriologische Grundlage der Seuchenlehre 
nicht antastet, wird man es nur gutheißen können, 
wenn der Gesundheitsbeamte seinen Blick weitet und 
nicht einseitig dem „suggestiven Einfluß der Bakterio- 
logie“ unterliegt. So interessant die hier in Rede 
stehenden Streitfragen vom wissenschaftlichen Stand- 
punkt aus sind, für die Praxis können sie einstweilen 
im Hintergrunde bleiben. Zur Verhütung von Seuchen 
wird man praktisch stets das Schwergewicht auf die 
peinlichste Einhaltung aller der Vorschriften legen 
müssen, welche die Überwachung der Wasserwerke zum 
Gegenstand haben. Nur dann wird sich die Zahl der 
„unglücklichen Zufälle“ verringern lassen und nur dann 
wird die Bevölkerung vor den Schrecken so gewal- 
tiger Epidemien bewahrt bleiben können, wie wir sie 
oben in einzelnen Beispielen uns in das Gedächtnis 
zurückgerufen haben. 


1) Kli. Wo. 5, 782. 1926. 


Wege zur hygienischen Milchversorgung. 
Von MAX GRÜNEWALD, Dortmund. 


Auf der 88. Versammlung Deutscher Naturforscher 
und Ärzte zu Innsbruck im Herbst 1924 sagte v.Oster- 
tag!) (Stuttgart) unter anderen, die Kontrolle des 
Milchverkehrs sei erheblich weniger befriedigend ge- 
regelt als die Fleischbeschau, und forderte deshalb 
einen weiteren Ausbau der Stall- und der tierärztlichen 
Milchkontrolle. Wie berechtigt diese Ausführungen 
gewesen sind, zeigten die Untersuchungen von Lentz?) 
(Berlin) über die Typhusepidemien im Sommer 1925. 
In Anklam, Hanau, Solingen und Rheine (Westfalen) 
sind die Typhuserkrankungen sicher durch Milchgenuß 
zustande gekommen; in Anklam, Hanau und Rheine 


1) M. m. W. Nr. 45, S. 1591. 1924. 
2) Kli. Wo. Nr. 40, S. 1924. 1925. 


gingen Epidemien von Molkereien mit völlig unzurei- 
chendem Betriebe aus. Lentz konnte feststellen, daß 
mit Typhusbazillen infizierte Milch auBerordentlich 
gefährlich ist, wenn sie schlecht oder gar nicht pasteuri- 
siert wird, daß aber dieselbe Milch, wenn sie einer 
ordnungsmäßigen Dauerpasteurisierung unterworfen 
wird, als völlig ungefährlich angesehen werden kann. 

Das gehäufte Auftreten des Typhus infolge von 
Milch- und Wasserinfektionen im Sommer 1925 hat 
auch den Preußischen Minister für Volkswohlfahrt 
veranlaßt, am 4. März 1926 einen Runderlaß betreffend 
Besichtigung der Sammelmolkereien und der zentralen 
Wasserversorgungsanlagen durch den Kreisarzt heraus- 
zugeben. Der Kreisarzt soll sein Augenmerk richten 
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auf die allgemeine Sauberkeit in den Anstaltsräumen, 
die Wasserversorgung der Anstalt, das zuverlässige 
Arbeiten der Apparate, insbesondere der Pasteurisier- 
apparate, die Vorrichtungen zur Säubesung der Milch- 
kannen und die Vertrautheit des Leiters und des Per- 
sonals mit den Vorschriften der Milchhygiene; den 
Vorständen und den zuständigen unterhaltungs- 
pflichtigen Verbänden oder Gemeinden wird im Inter- 
esse der Verhütung einer Seuchenverbreitung durch 
Milch oder Wasser dringend empfohlen, bei den An- 
gestellten der Molkereien, soweit sie an der Verarbei- 
tung der Milch, der Herstellung der Milchprodukte und 
ihrer Abgabe an die Bevölkerung unmittelbar be- 
teiligt sind, eine bakteriologische Stuhl- und Urin- 
untersuchung auf Typhus- und Ruhrbazillen vor- 
nehmen sowie bei allen neueinzustellenden Personen 
dieser Art regelmäßig vor der endgültigen Anstellung 
die gleiche Untersuchung ausführen zu lassen. Die 
zweckmäßigste Art der Milchversorgung besitzt wohl 
die Stadt Mannheim, wo die ganze städtische Milch- 
versorgung auf eine einzige Milchzentrale konzentriert 
ist, an deren Kapital die Stadt mit 83% beteiligt ist. 
In einem Antrag des Verbandes badischer Milch- 
bedarfsgemeinden auf Einführung eines Reichsmilch- 
gesetzes heißt es über diese Milchverordnung unter 
anderen: 

„Die in den Liefergemeinden, deren Entfernung von der 
Stadt zum Teil über 150 km beträgt, anfallende Milch wird 
nicht wie früher durch einzelne Landwirte oder als Sammel- 
sendung in die Stadt geschickt, sondern einer in jeder Ge- 
meinde von der Milchzentrale eingerichteten Sammelstelle 
zugeführt. Hier wird die angelieferte Milch auf ihre Frische 
und Beschaffenheit geprüft, zur Entfernung des groben 
Schmutzes gesiebt, mit Wasser vorgekühlt, sodann mit Fuhr- 
werk oder Bahn in die benachbarte Tiefkühlstation gebracht. 
Die Milchzentrale hat an wichtigen Verkehrspunkten in den 
Erzeugungsgebieten vorerst 26 Tiefkühlstationen errichtet, 
in denen die Milch erneut gesiebt und durch Kohlensäure oder 
Eis auf 3° gekühlt wird, um ein Sauerwerden auf der Bahn 
zu verhüten. Die Sammelstellen und Tiefkühlstationen üben 
durch die bequeme und sichere Art des Absatzes, die sie den 
Landwirten bieten, eine stark werbende Kraft aus, und ihre 
Verwalter sind die berufenen Vertreter zur Aufklärung der 
Landwirte über die gesundheitlich einwandfreie Gewinnung 
der Milch. Der Bahnversand der gekühlten Milch erfolgt dann 
in besonders eingerichteten Kühlwagen. In der Zentralstelle 
in Mannheim kommen die Milchkannen aus den Waggons 
unmittelbar in die Annahmestelle und werden dort nochmals 
sorgfältig geprüft; saure oder angesäuerte Milch wird aus- 
geschieden und verkäst. Die gute Milch wird durch Zentrifugen 
von jedem Schmutz befreit, einer Dauerpasteurisierung unter- 
worfen und wieder auf 3° gekühlt. Diese Milch wird dann dem 
Milchhandel übergeben.‘ 


Die Dauerpasteurisierung besteht in einem halb- 
stündigen Erhitzen auf 63° Celsius. Der Erfolg des 
geschilderten Erhitzens ist für Mannheim gewesen, 
daß der Verbraucher heute gegen früher eine unver- 
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fälschte, nicht verschmutzte, in jeder Beziehung 
hygienisch einwandfreie Milch erhält, welche von 
groBer Haltbarkeit ist, einen Frischmilchcharakter 
hat, sowie hohen und gleichmäßigen Fettgehalt, also 
auch Nährwert, besitzt. Während in den Jahren 
1912/1913 durchschnittlich 14% aller Milchproben 
beanstandet wurden, waren im Jahre 1924 nur 0,75 % 
und im Jahre 1925 nur noch 0,12% aller in den Milch- 
verkaufstellen in Mannheim polizeilich erhobenen 
Milchproben wegen Verfälschung, wegen des Schmutz- 
gehaltes aber keine einzige Probe zu beanstanden. 
Die Pasteurisierung der Milch bezweckt, die Halt- 
barkeitsdauer zu verlängern und etwa vorhandene 
schädliche Keime und Krankheitserreger unschädlich 
zu machen. Diese Absicht wird um so sicherer er- 
reicht, je höher und je länger die Milch erhitzt wird. 
Durch Erhitzen wird aber unter Umständen der Er- 
nährungs- und der Genußwert der Milch sowie ihre 
molkereimäßige Verwendbarkeit beschädigt. Man 
darf daher die Milch nicht höher und nicht länger 
erhitzen, als die Hygiene es fordert. Es muß ferner 
darauf geachtet werden, daß alle Milchteilchen die 
vorgeschriebene Temperatur auch wirklich erreichen 
und während der ganzen Dauer des Prozesses gleich- 
mäßig erwärmt bleiben. Die technische Einrichtung 
der Pasteurisierapparate muß so sein, daß die Milch 
an keiner Stelle der vorgeschriebenen Erhitzung ent- 
geht, zum Beispiel durch Schaumbildung, Spritzen, 
oder in der Nähe der Hähne. Amerikanische Ver- 
suche haben besonders auf die Wichtigkeit dieser 
letztgenannten Forderung hingewiesen und sind zu 
dem Ergebnis gekommen, daß zur Vernichtung der 
besonders schädlichen Tuberkelbazillen ein halb- 
stündiges Erhitzen auf mindestens 61° notwendig ist. 

Durch die Dauerhitzung auf nicht über 65° will 
man außer dem Rohmilchcharakter die Vitamine, 
besonders das sogenannte Vitamin C erhalten, um 
vor allen Dingen bei Säuglingen die durch Vita- 
minmangel entstehende Skorbuterkrankung zu ver- 
hüten. Im hygienischen Institut der Universität 
Königsberg in Preußen sind Versuche angestellt wor- 
den, über welche Selter!) berichtet: Die Milch, 
welche einer Dauerpasteurisierung unterworfen ge- 
wesen ist, weist nach Aufbewahrung über Nacht eine 
Keimzahl auf wie Rohmilch, während ein 15 Minuten 
langes Erhitzen auf 85° bedeutend wirksamer ist und 
alle vegetativen Formen der Bakterien abtötet. Der 
C-Vitamingehalt der Kuhmilch, welcher an sich ge- 
ring ist, und welcher bei Sterilisieren über 100° voll- 
ständig vernichtet wird, soll durch halbstündiges Er- 
hitzen auf 63° schwerer getroffen werden als durch 
15 Minuten langes Erhitzen auf 85°; dazu kommt 


1) Kli. Wo. Nr. 17, S. 763ff. 1926. 
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noch, daß der Bedarf des Säuglings an Vitamin C 
überhaupt gering sein soll. Aus diesem Grunde zieht 
Selter eine kurzdauernde Pasteurisierung auf 85° 
einer Dauerpasteurisierung auf 63° vor. 

Da aber für den Säugling die Rohmilch unter der 
Bedingung, daß sie, von gesunden Kühen stammend, 
unter hygienisch einwandfreien Verhältnissen ge- 
wonnen wird, unbedingt den Vorzug verdient gegen- 
über jeder verarbeiteten Milch, so hat Winkler auf 
der Tagung der Gesellschaft für innere Medizin und 
Kinderheilkunde zu Wien im November 19241) fol- 
gende beachtenswerte Forderung gestellt: 

„Die Milch muß von gesunden Kühen stammen und von 
gesunden Personen behandelt werden. Sie muß schon vom 
Euter an keimarm sein (300 Keime pro ccm). Die ersten 
Striche aus jeder Zitze müssen als besonders keimreich weg- 
gemolken werden. Für Kindermilchkühe ist holländische 
Aufstallung zu verlangen. Melkmaschinen setzen den Keim- 
gehalt herab. Keimreiches Futter (Gärfutter, verdorbenes 
Futter, erdige, ungewaschene Kartoffeln und Rüben) darf 
an Kindermilchkühe nicht verfüttert werden. Das Melk- 
geschirr muß keimfrei und gedeckelt sein. Von größter Wichtig- 
keit ist ein genügender Vitamingehalt durch Grünfutter und 
Weidegang; im Winter entsprechende Zufütterung (Kohlrüben, 
gekeimte Gerste, Haferschrot). Die Kindermilch soll womöglich 
roh in den Verkehr kommen oder bei 63° 25 Minuten lang in 
geschlossenen Gefäßen dauerpasteurisiert werden. Der Fett- 
gehalt muß mindestens 3,5 % betragen, der Milchzucker darfnicht 
vermindert und die Weiden müssen frei von Giftkräutern sein.“ 


Der Fettgehalt der Milch stellt den teuersten Be- 
standteil dar. Während der im Kriege vorhandenen 
Unterernährung hat der Mangel an Milchfett sich be- 
sonders bemerkbar gemacht. Um den Fettgehalt der 
Milch möglichst sicher zu stellen, ist der Vorschlag ge- 
macht worden, die Milch nach ihrem Fettgehalt zu 
bezahlen. In New-York, wo die städtischen Milch- 
versorgungen unter strengster Aufsicht der Ge- 
sundheitsbehörde stehen, sind dementsprechend je 
nach der Qualität drei Sorten Milch, A, B und C, zu- 
gelassen. Die Mannheimer Verhältnisse aber haben 
gezeigt, daß bereits eine Zentralisierung der Milch- 
versorgung genügt, um eine möglichst fettreiche Milch 
sicherzustellen; in Mannheim betrug nämlich der 
durchschnittliche Fettgehalt im Jahre 1924 3,6%, 
gegen 3,4%, in den Jahren 1912/1913. Friedberger?) 
(Greifswald) ist der Meinung, daß die Festsetzung 


1) Kli. Wo. Nr. 5. 1923. 
2) Kli. Wo. Nr. 5, S. 215. 1923. 
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eines Mindestfettgehaltes für die Vollmilch und die 
Unterscheidung in Voll- und Magermilch sich er- 
übrigt, wenn die Preisfestsetzung der Milch sich ledig- 
lich nach dem Fettgehalt richtet. Der Milchpreis soll 
sich dann errechnen, indem man den allgemeinen 
Fettpreis mit der jeweiligen Prozentzahl des Milch- 
fettes vervielfacht, zu der so erhaltenen Zahl den 
Magermilchpreis hinzuzählt und die Summe mit dem 
jeweiligen Teuerungsindex multipliziert. Dadurch 
würde dann der Anreiz geschaffen werden, Kühe zu 
halten, welche eine möglichst fettreiche Milch liefern, 
und die Verbraucher würden die Milch lediglich nach 
ihrem tatsächlichen Wert bezahlen. 

Alle Anregungen zur hygienischen Milchversorgung 
lassen sich am besten durchführen, wenn ein ent- 
sprechendes Reichsmilchgesetz besteht, bei dessen 
Zustandekommen die Milchhersteller gehört werden 
müssen. Es liegt nicht nur im Interesse der. Ver- 
braucher, eine einwandfreie Milch zu schaffen, sondern 
alle Verhütungsmaßregeln zur Ausschließung von 
Milchepidemien sind auch für den Produzenten von 
Nutzen. Durch die entsprechenden Maßregeln steigt 
das Vertrauen der Bevölkerung zu der Gefahrlosigkeit 
des Milchgenusses so, daß der Milchverbrauch eine 
Steigerung erfährt. Auf jeden Fall haben die gesetz- 
lichen Maßnahmen in Amerika mit einer entsprechen- 
den Propaganda zu einer Steigerung des Milchver- 
brauchs geführt. Durch Anordnung der Hauptver- 
waltung der Deutschen Reichsbahngesellschaft vom 
20.März 1926!) sind die Reichsbahndirektionen z.B. 
nunmehr auch veranlaßt worden, den Bahnwirten 
die Bereithaltung von frischer Milch zum Verkauf 
an Reisende zur Pflicht zu machen. Beim Säug- 
ling ist die Muttermilch zwar durch keine andere 
Milch vollwertig zu ersetzen; für das Gedeihen des 
heranwachsenden Kindes und für den Erwachsenen 
aber stellt eine sorgfältig behandelte und gesunde 
Milch ein ausgezeichnetes und wertvolles Nahrungs- 
mittel dar. Schließlich ist die Milchproduktion auch 
von volkswirtschaftlicher Bedeutung. Alle Bevölke- 
rungskreise müssen daher der hygienischen Milch- 
versorgung Beachtung schenken und können auf diese 
Weise auch ihr Teil beitragen zur Förderung der 
Volksgesundheit. 


1) Reichsgesundhbl. Nr. 23. 1926. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeines. 


Deutscher Ärztekalender. Urban & Schwarzenberg, Berlin 
1927. 1. Jg. 406 S. geb. M 4,—. 
Der neue Ärztekalender enthält eine Fülle von wertvollen 
Angaben für den praktischen Arzt, darunter ein alphabetisches 
Verzeichnis der gebräuchlichsten Arzneimittel, die dringliche 


Therapie bei inneren Nerven-, Geistes-, chirurgischen-, Augen- 
und Ohrenerkrankungen, geburtshilfliche Winke, Fortschritte 
der Diagnostik und Therapie, die preußische Gebührenordnung 
und anderes. Den Abschluß bildet ein Notizkalender. Das 
preiswerte Büchlein dürfte manchem Arzte ein brauchbarer 
Wegweiser im neuen Jahre sein. Möllers (Berlin). 
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Organisation des Gesundheitswesens. 


Prinzing (Ulm), Die Ärzte Deutschlands im Jahre 1925. 
D. m. W. 52, 498. 1926. Bei 62474872 Einwohnern hat sich 
im Jahre 1925 die Zahl der Ärzte auf 41650 (= 6,67 Ärzte auf 
10000 Einwohner) belaufen. Die Zunahme gegenüber 1913 
beträgt somit 30,5%. In den Orten mit unter 10000 Ein- 
wohnern und auf dem Lande ist die Zunahme verhältnismäßig 
am stärksten. Wo in einzelnen größeren Städten eine prozen- 
tuale Abnahme der Ärzteschaft festzustellen ist, beruht dies 
auf der Eingemeindung von Vororten mit niedriger Ärztezahl. 
Sehr wenig Ärzte sind im Rheinland und in Westfalen, be- 
sonders in Essen, vorhanden wegen der dort überwiegenden 
Tätigkeit der Knappschaftsärzte, deren Versorgung ein sehr 
erheblicher Bruchteil der Gesamtbevölkerung anvertraut ist. 
Der Zugang zum Studium der Medizin muß auch weiterhin 
eingeschränkt, für die alten Ärzte müssen wirksame Ver- 
sorgungseinrichtungen geschaffen werden. 

L. Händel (Berlin), Reichsgesundheitsamt und wissen- 
schaftliche Forschung. Kli. Wo. 5, 1377. 1926. Anläßlich des 
50 jährigen Bestehens des Amtes gibt Verfasser einen zusammen- 
fassenden Überblick über die Entwicklung der wissenschaft- 
lichen Forschungstätigkeit dieser Behörde. Unter dem Einfluß 
führender Persönlichkeiten (Robert Koch und anderen) hat 
aus bescheidensten Anfängen heraus wertvollste wissenschaft- 
liche Arbeit die Grundlagen der heutigen Bakteriologie ge- 
schaffen. Auch auf den sonstigen Gebieten der gesamten Ge- 
sundheitspflege hat das Reichsgesundheitsamt bedeutsame 
Erfolge erzielt, ebenso hinsichtlich der Organisation oder Teil- 
nahme bei wissenschaftlichen Forschungsexpeditionen. 

Erich Hesse (Berlin). 


Heil- und Pflegeanstalten. 

Franz Bardachzi (Aussig) und Theodor Gruschka (Aussig), 
Das Provinz-Krankenhaus. Verlag der Arztl. Nachrichten, 
Aussig 1926. 51 S. Kr.8,—. 

Verfasser schildert die Entwicklung des Krankenhauswesens 
in den Ländern der ehemaligen österreichischen Monarchie und 
hebt die groBe Bedeutung der Provinzkrankenhäuser für die 
überwiegende Zahl der Bevölkerung hervor. In der Tschecho- 
slowakei leben von der Bevölkerung von 13 Millionen Ein- 
wohnern nur 1,085 Millionen Menschen in den drei Städten Prag, 
Brünn und Preßburg mit Universitätskliniken. — In dem 
Büchlein werden nacheinander behandelt die Zahl und Größe 
der Krankenhäuser, der Bau der Spitäler, die vorgesetzte Be- 
hörde und Leitung der Anstalten, der ärztliche Dienst, die Zu- 
sammenarbeit mit den praktischen Ärzten, das Pflegepersonal, 
die Verwaltung, innere Einrichtung, Arzneiverordnung, physi- 
kalische Therapie, Küche, Unterbringung und Pflege von 
Geisteskranken, Tuberkulösen und Geschlechtskranken, die 
Apotheken, Prosekturen, Siechenhäuser und Erholungsheime, 
das Krankentransportwesen und die Finanzierung der öffent- 
lichen Krankenhäuser. — Die geschilderten Verhältnisse und 
Abänderungsvorschläge treffen auf die deutschen Kranken- 
häuser vielfach nicht zu. Möllers (Berlin). 


Seuchenbekämpfung. 

M.-F. Carrieu,et A. Brugairolle (Montpellier), Du rôle 
des ustensiles de table dans la transmission des maladies. [Die 
Rolle der EBßbestecke bei der Krankheitsübertragung.] Rev. 
d’hyg. 48, 334. 1926. Übertragungen von Krankheitskeimen 
durch Eßgeschirre, die in der üblichen küchenmäßigen Weise 
gesäubert wurden, sind sehr wohl möglich, wie durch bakterio- 
logische Kulturverfahren erwiesen wurde. Jedoch wurden 
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durch Abwaschen mit 4prozentiger Sodalösung (bei 40°5 Minu- 
ten, bei 50° 1 Minute) und anschließendes gründliches Abreiben 
und Abtrocknen alle Keime entfernt. Die Versuche wurden 
mit Diphtheriebazillen ausgeführt, jedoch liegen bei Tuberkel- 
bazillen die Verhältnisse anscheinend ebenso. 

Rimpau (Müncken), Genehmigungspflicht für Arbeiten mit 
menschlichen Ausscheidungen zu diagnostischen Zwecken. 
Zschr. f. Mediz. Beamte 39/48, 291. 1926. Verfasser schlägt 
den genau gefaßten Wortlaut für einschlägige Vorschriften vor, 
durch die erreicht werden soll, daß die Ausführung der in Frage 
stehenden Untersuchungen nur hierfür geeigneten Personen 
und Stellen vorbehalten bleibt. Die bisherigen Vorschriften, 
die auf der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 21. No- 
vember 1917 und auf deren Ausführungsbestimmungen be- 
ruhen, sind unzureichend. 

Johann v. Bökay (Budapest), Über die Dicksche Reaktion 
und die aktive Immunisierung gegen Scharlach. D. m. W. 52, 
1250. 1926. Bei 4344 vom Verfasser ausgeführten Dick-Reak- 
tionen stimmten die Ergebnisse mit denen Dicks überein. 
Zwischen dem Ausfall der Hautreaktion und der Scharlach- 
empfänglichkeit besteht zweifellos ein Zusammenhang. Wenn 
die verwandte Toxinlösung einwandfrei ist und die Intrakutan- 
reaktion richtig ausgeführt wird, ist das Verfahren völlig ge- 
fahrlos. Mittels methodisch durchgeführter Toxinbehandlung 
kann eine aktive Immunisierung erreicht werden, wodurch die 
Hautreaktion meist negativ wird. Das Verfahren ist für den 
Arzt ein wertvolles Hilfsmittel; gewisse Einzelfragen bedürfen 
noch der weiteren Durchforschung. Erich Hesse (Berlin). 


Impfwesen. 


E. Paschen (Hamburg), Über zweitägige Vaccine. D. m. 
W. 52, 1301. 1926. Beim Kalb wie beim Kaninchen enthält 
die Epithelschicht der Impffläche den Pockenerreger in Rein- 
kultur. Diese kann in schonendster Weise und ohne Verun- 
reinigung mit Gewebsteilen und Begleitbakterien entfernt wer- 
den und ist noch in Verdünnungen von 1 : 5000 hochvirulent. 
Auf diese Weise können von kleinsten Impfflächen große 
Mengen wirksamen Impfstoffes gewonnen werden. Dieser läßt 
sich leicht standardisieren und ist auch für serologische Arbeiten 
gut geeignet; er ist in erheblich kürzerer Zeit zu gewinnen. 

Erich Hesse (Berlin). 


Kurpfuscherei. 


Jacobi (Borken i. W.), Zur Bekämpfung des Kurpfuscher- 
tums. Zschr. f. Mediz. Beamte 39/48, 343. 1926. Zwei Land- 
gerichtsentscheidungen (Wiesbaden und Marburg) bekennen 
sich im Gegensatz zu anderen Gerichten nicht zu dem Stand- 
punkte, daß ein Wanderbandagist, der Sprechstunden zum 
Zwecke der Entgegennahme von Bestellungen auf Bruchbänder 
abhält, wegen Ausübung der Heilkunde im Umherziehen zu 
verurteilen sei. Erich Hesse (Berlin). 


Rettungswesen und Unfallfürsorge. 


Im Anschluß an das Übersichtsreferat von Erich Hesse 
(Berlin) über ‚Das Rettungswesen, Entwicklung, Stand und 
kulturelle Bedeutung‘ (Dieses Archiv Bd. I, H. 5, S.452ff. 1926) 
werden uns vom Deutschen Roten Kreuz nachstehende 
Angaben über die Leistungen des Roten Kreuzes auf diesem 
Gebiete gemacht: Die Anfänge der Friedenstätigkeit der Rot- 
kreuz-Vereine reichen bis in das Jahr 1869 zurück. In der da- 
mals in Berlin abgehaltenen internationalen Konferenz von 
Vertretern der der Genfer Konvention beigetretenen Regie- 
rungen und Rotkreuz-Vereine wurde von preußischer Seite in 
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einer Denkschrift folgender für die Gestaltung des Rettungs- 
wesens grundlegende Satz festgelegt: ‚Der zweite große Wir- 
kungskreis der Hilfsvereine im Frieden besteht darin, in allen 
Not- und Ausnahmezuständen des Friedens in derselben tätigen 
und geschlossenen Weise Hilfe zu bringen wie im Kriege. Zu 
diesen Notständen gehören: Seuchen, Überschwemmungen, 
Feuersbrünste, Unglücksfälle auf Eisenbahnen und in Berg- 
werken, endlich Teuerungs- und Hungersnot.“ Ferner heißt es: 
„Nach den Bedürfnissen des Friedens würden sich auch die vor- 
bereitenden Maßregeln richten müssen, deren erste und all- 
gemeine sein wird: Die vorsorgliche Auswahl einer An- 
zahltatkräftiger, rüstiger Männer, Heranbildung der- 
selben zu einem möglichst streng organisierten Hilfs- 
körper,zweckentsprechende Ausrüstung desselben mit 
den für den ersten Beistand notwendigen Hilfs- und 
Rettungsmitteln.‘‘ — Hatte zwar die Betätigung der Rot- 
kreuz-Formationen im Friedens-Wohlfahrtsdienst im allge- 
meinen und in der Ersten Hilfeleistung unter anderem den End- 
zweck, die entsprechend geschulten Hilfskräfte für den Fall 
der Hilfeleistung in einem etwaigen Kriege in ausreichender 
Übung zu halten, so war selbstverständlich die Wirkung dieses 
freiwilligen Hilfsdienstes für den einzelnen wie für die Volks- 
gesamtheit mit der in den Jahren zunehmenden Zahl von 
Rettungsbetätigungen auch im Frieden von immer steigender 
Bedeutung. Sie trat in größerem Umfange in die Erscheinung, 
als die systematische Bildung von Sanitätskolonnen, die bis 
dahin nur hier und da sporadisch erfolgte, vom Jahre 1882 ab 
in allen Teilen des Reiches betrieben wurde. Ihre allmählich 
zu achtunggebietender Höhe gebrachten Leistungen der 
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Öffentlichkeit in größerem Rahmen bekanntzugeben, bot die 
erste Gelegenheit der 1. Kongreß für Rettungswesen in Frank- 
furt a. M.im Jahre 1908. Es konnte vor diesem internationalen 
Forum, das seither im Jahre 1913 in Wien und im September 
1926 in Amsterdam erneut zusammentrat, berichtet werden, 
daß die damals im Bereiche des Deutschen Roten Kreuzes be- 
stehenden 1514 Sanitätskolonnen, 53 Pflegerschaften, 7 Sama- 
ritervereine mit insgesamt 65097 Mitgliedern bereits 731 
Sanitätswachen und Unfallstationen sowie 3574 Unfallmelde- 
stellen und ähnliche Einrichtungen unterhielten und über 141 
Krankenwagen sowie 8464 sonstige Transporteinrichtungen 
verfügten. Die vorgenannten Formationen traten in jenem 
Jahre bei 184814 Unfällen jeglicher Art helfend in Tätigkeit; 
von ihren Unfallmeldestellen und Alarmeinrichtungen wurde 
38538mal Gebrauch gemacht. Nicht eingerechnet in diese 
Zahlen ist der Bereitschaftsdienst bei Volksansammlungen, 
Festen, Notständen, Feuersbrünsten, Eisenbahnunfällen, Explo- 
sionen, Grubenkatastrophen und ähnlichem. Der Rettungs- 
dienst wurde bis zum Jahre 1914 immer weiter ausgebaut und 
auch während der Kriegsjahre, ungeachtet der Heranziehung 
der Kolonnenmitglieder zur freiwilligen Krankenpflege wie zum 
Heer, soweit irgend tunlich, aufrecht erhalten. Nach dem 
Weltkriege war das Sanitätskolonnenwesen dasjenige Glied der 
Vereinsorganisation vom Roten Kreuz, das trotz der starken 
Verluste an Vereinen und Mitgliedern in den durch den Versailler 
Vertrag von Deutschland abgetrennten Gebieten am frühesten 
wieder zu einer neuen Blüte gelangte. Die nachstehende zahlen- 
mäßige Darstellung für die Jahre 1907—1926 gibt darüber 
einen sprechenden Aufschluß: 


Sanitäts- p Es traten geschlossene Formationen 
kolonnen, || Rettungs- | Unfall- Kranken- E Verleih- oder einzelne Mitglieder in Tätigkeit 
Pfleger- wachen, || melde- Wagen Sonstige = || anstalten bei Aufzügen, a FR 
schaften, Unfall- stellen, ransport 3 von Veranstaltungen bei bahnunfällen, 
Samariter- || stationen | Depots einrich- |  |Kranken- || Zur Pflege von |. \eren | Feuersbrünsten, 
vereine und der- || und der- be- || tungen 3 pflege- Lerbesubungen, Unruhen | Fabrik-, Gruben- 
| gleichen | gleichen ||Kraft- | spann- = gerät Voikatesten katastrophen 
An- | Mit- | | te = und dergleichen usw. Unfällen 
i zahl glieder) | A (mal (mal (mal 


us) SEE 
3 574 141 8 464 
1911 6111 265 11 440 
1923 8675 543 14 832 
1924 1171 | 8065 || 168] 397| 16666 
1925 1310 | 9742 25 454 | 18235 


293 368 83 371 1574 103 329 
337 647 153 658 598 139 622 
402 1 401 106 990 260 211137 ° 


1) In den Jahren 1908—1910 und 1914—1922 wurde eine Statistik nicht geführt. 


Diese Zahlen zeigen, wie außerordentlich wichtig die Hilfs- 
arbeit der Sanitätskolonnen, Pflegerschaften und Samariter- 
vereine vom Roten Kreuz — ganz besonders auf dem Lande, 
in kleinen und mittleren Städten — ist. Es geht aus den einzel- 
nen Jahresleistungen aber auch erfreulicherweise hervor, daß 
das Rote Kreuz seinen Mitgliederstand, dessen Ausbildung und 
seine Rettungseinrichtungen dauernd vermehrt und damit der 
ganzen freiwilligen Wohlfahrtspflege neue Kräfte und Mittel 
zuführt. Diese Leistung verdient angesichts der jeder frei- 
willigen Wohlfahrtsarbeit heutzutage entgegenstehenden schwe- 
ren Hemmungen ganz besondere Anerkennung. 


Kommunale Hygiene. 


Hans Krauß (Lichtenfels a. M.), Arzt und Bodenreform. 
M. m. W. 73, 658. 1926. Infolge der Bodenspekulation von 


Einzelpersonen und Terraingesellschaften werden die Boden- 
preise hochgetrieben und eine wirksame Bekämpfung der 
Wohnungsnot mit ihren mannigfachen Nachteilen unmöglich 
gemacht. Dieser Bodenwucher, der in der Umgebung von 
Nürnberg in 50 Jahren die Preise zum Teil auf das 30fache ge- 
steigert hat, muß durch eine vernünftige Bodenreform be- 
kämpft werden. Zahlreiche diesbezügliche Anregungen (Da- 
maschke und andere) sind bisher ohne Erfolg geblieben, der 
Bau von Kriegerheimstätten ist viel zu spät erfolgt und die ge- 
setzlichen Unterlagen hierfür sind unzureichend geblieben. Der 
Staat müßte ein Verkaufs- und Enteignungsrecht erhalten, 
die Baukosten könnten durch Einschränkung der Ausgaben 
für Tabak und Alkohol bestritten und die Ausführung der 
Arbeiten den Erwerbsiosen übertragen werden. 
Erich Hesse (Berlin). 
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Spezial- oder Familienfürsorge? 
Von H. HELBICH, Berlin-Schöneberg. 


Die reine Bezirksfamilien- oder Universalfürsorge, 
bei der also sämtliche Zweige der Fürsorge — die ge- 
sundheitliche, die erzieherische und die wirtschaft- 
liche — in einer Hand liegen, wird vor allem von 
Marie Baum, aber auch von anderen propagiert. 
Indessen hat dieses System nicht eine solche Ver- 
breitung gefunden, wie vielfach angenommen zu wer- 
den scheint. Wenn man z. B. immer wieder noch 
hören kann, daß im rheinisch-westfälischen Industrie- 
gebiet die reine Bezirksfamilienfürsorge strikte durch- 
geführt sei, so entspricht dies nicht den Tatsachen. 

Einig ist man sich im großen und ganzen darüber, 
daß für weit auseinandergezogene, also hauptsächlich 
ländliche Bezirke wegen der besonderen Verhältnisse 
im allgemeinen nur die reine Bezirksfamilienfürsorge 
in Frage kommen kann. Aber darüber gehen die 
Meinungen auseinander, ob sie auch in den dicht 
bevölkerten Bezirken zu bevorzugen oder abzulehnen 
sei. Neuerdings wird sie von Stadtarzt Dr. Grubet), 
der im übrigen für gesundheitliche Familienfürsorge 
eintritt, abgelehnt mit der Begründung, daß sie „eine 
unerträgliche Verquickung mit der allgemeinen Wohl- 
fahrtspflege‘‘ bedeute. „Wir können,‘ fährt er fort, 
„nicht darauf verzichten, unsere eigenen selbständigen 
Außenorgane zu haben. Die unerläßliche engste Ver- 
bindung zwischen Arzt und Fürsorge wird unmöglich, 
wenn diese einer Unmenge von Dienststellen unter- 
stellt ist oder auch nur für mehrere arbeitet... 
Außerdem liegen doch die Verhältnisse so, daß es 
heutzutage ausgeschlossen ist, so viel höchstgeschulte 
Fachkräfte anzustellen, wie sie eine reine Bezirks- 
fürsorge erfordert, wenn sie das will, was ihr Sinn ist, 
nämlich die höchste Intensität der Fürsorge zu er- 
reichen.“ In ähnlichem Sinne äußert sich auch 
Hedwig Landsberg?): „Nicht zu verkennen ist 
auch die Gefahr, daB die Allgemeinfürsorgerin (= 
reine Bezirksfamilienfürsorgerin) bei der Menge ihrer 
Vorgesetzten leicht zum Spielball der Ressorts wer- 


1) Grube, Spezialfürsorge und Familienfürsorge. Referat, 


gehalten auf der VII. Deutschen Tagung für Säuglings- und |! 


Kleinkinderschutz in München am 21. und 22. März 1925. 
Bericht S. 133. Selbstverlag Berlin-Charlottenburg 5, Frank- 
straße 3. 

2) Hedwig Landsberg, Allgemein- oder Spezialfürsorge. 
Referat, gehalten am Sozialhygienischen Seminar der Uni- 
versität Berlin am 12. Januar 1925. Zschr. f. Schulgeshtspfl., 
Jg. 38, Nr. 4, S. 150. 1925. 


den kann.‘ H. Landsberg tritt daher für eine 
derartige Familienfürsorge ein, bei welcher in jedem 
Bezirk eine Fürsorgerin nur die Gesundheitsfürsorge, 
eine zweite nur die erzieherische und wirtschaftliche 
Fürsorge ausüben soll. Dies sei aus verschiedenen 
Gründen besonders zweckmäßig. So erscheint es ihr 
nicht richtig, eine einzige Persönlichkeit zum Richter 
über das Schicksal der Familien eines Bezirks zu 
machen. Auch für die persönliche Entwicklung der 
Fürsorgerin hält sie es für ungünstig, sie zur Allein- 
herrscherin eines Bezirks zu machen. Sie würde, meint 
sie, unter diesen Umständen der Versuchung zur Selbst- 
überschätzung und Herrschsucht nicht entgehen. 

Ich möchte davon absehen, hier selbst dazu Stellung 
zu nehmen, in welcher Weise die Bezirksfamilien- 
fürsorge am zweckmäßigsten ausgeübt wird, ob sämt- 
liche Zweige der Fürsorge von einer einzigen Person 
wahrgenommen werden oder etwa zwei oder mehrere 
sich darin teilen sollen. Vielmehr möchte ich die Frage: 
Gesundheitliche Spezial- oder Familienfürsorge kri- 
tisch zu klären versuchen, eine Frage, die seit Jahren 
Gegenstand lebhaftester Diskussion ist. Obwohl ich 
hierzu schon einmal!) das Wort ergriffen habe, sehe 
ich mich genötigt, dies nochmals zu tun, und zwar 
deshalb, weil der gesundheitlichen Spezialfürsorge 
so häufig Dinge vorgeworfen werden, die entweder 
völlig unbegründet oder zum mindesten stark über- 
trieben sind. 

Betrachten wir zuerst die angeblichen Nachteile 
der Spezialfürsorge. Ich beginne mit einem — Mär- 
chen, das sich zwar mit seltener Konsequenz bis auf 
diesen Tag erhalten hat, das aber stets die auf Er- 
fahrungstatsachen fußende Begründung vermissen 
läßt. So heißt es in dem kürzlich erschienenen Buch 
„Ein Tag aus dem Leben einer Wohlfahrtspflegerin“ 
von Dr. Margarete Dyck und Hedwig Stiewe?) 
(in einem wohl fingierten Brief einer Fürsorgerin an 
ihre Freundin): „Erinnerst Du Dich, wie ich Dir 
einmal vorzählte, daß in einer Familie unter Um- 
ständen ein halbes Dutzend Fürsorgerinnen aus- und 
eingehen könnten. Die eine sieht sich nach dem 
Säugling um, die andere nach dem Schulkind, die 
dritte macht Ermittelungen für die Kriegshinter- 


1) Zschr. f. Säuglings- und Kleinkinderschutz, Bd. 14, H. 9, 
S. 356. 1922. 
2) Verlag für Kulturpolitik. Berlin 1926. 
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bliebenenfürsorge, die vierte besucht die lungenkranke 
Mutter und so fort.“ Bereits in meiner ersten Arbeit 
über unsern Gegenstand konnte ich diesen Vorwurf 
entschieden zurückweisen, nicht etwa auf Grund 
theoretischer Spekulationen, sondern auf Grund lang- 
jähriger praktischer Erfahrungen. Hören wir noch, 
was Hedwig Landsberg selbst als Anhängerin der 
gesundheitlichen Familienfürsorge hierzu sagt: „Die 
Behauptung von den viel zu vielen Spezialfürsorge- 
rinnen, die eine Familie heimsuchen, ist in der Literatur 
und auf Konferenzen so oft ausgesprochen worden, 
daß man allmählich geneigt ist, sie als anerkannte 
Tatsache anzusehen. Ich möchte vor allzu großer 
Gläubigkeit in dieser Beziehung warnen. In meiner 
langjährigen Praxis als Krankenhausfürsorgerin sind 
mir viel mehr Familien begegnet, die dringend der 
Fürsorge bedurften und um die sich niemand kümmerte 
als solche, in denen eine Spezialfürsorgerin der anderen 
die Türklinke in die Hand gab.“ 

Es wird weiterhin behauptet, daß der Beruf einer 
Spezialfürsorgerin wenig Abwechslung bringe und 
deshalb nicht: so viel Interessantes biete wie der der 
Familienfürsorgerin. Wer die Arbeit in der Spezial- 
fürsorge kennt und weiß, wie verschiedenartig selbst 
hier die Fälle oft liegen, wie vielseitig auch die für- 
sorgerische Tätigkeit ist und insbesondere die Maß- 
nahmen sind, die ergriffen werden müssen, der kann 
sich davon nicht überzeugen, daß der Beruf einer 
Spezialfürsorgerin eintönig sei. 

Viel berechtigter erscheint jedoch die Behauptung, 
daß bei der Durchführung der Familienfürsorge eine 
nicht unerhebliche Zeitersparnis resultiere. Aber auch 
hier lehrt die Erfahrung, daß auf eine Zeitersparnis 
nicht zu rechnen ist, wie es sich bald offenbart, wenn 
man von der Spezialfürsorge zur Familienfürsorge 
übergeht. So berichtet die Oberfürsorgerin Marie 
Lusch!), obwohl Anhängerin der Familienfürsorge, 
folgendes: „Bei der zentralisierten Fürsorge, sei es 
der Gesundheitsfamilienfürsorge oder der allgemeinen 
Fürsorge, liegt von vornherein eine Minderung des 
Erfolges, ein scheinbares Versagen der Organisation 
dann vor, wenn die Personal- oder Finanzdezernenten 
der Verwaltungen durch diese Form glauben, Personal 
sparen zu können, und das räumliche Arbeitsgebiet 
der Fürsorgekräfte damit überspannt wird.“ Der 
Vorteil einer Zeitersparnis kann bei der Allgemein- 
fürsorge eben anscheinend nur bei weit auseinander- 
gezogenen Bezirken zur Geltung kommen, während 


1) Marie Lusch (Kiel), Wechselbeziehungen zwischen den 
einzelnen Fürsorgezweigen vom Standpunkt der Fürsorgerin. 
Referat, gehalten auf der Tagung der Vereinigung deutscher 
Kommunal-, Schul- und Fürsorgeärzte in Marienruhe 1925. — 
Zschr. f. Schulgeshtspfl., Jg. 38, Nr. 12b, S. 641. 1925. 
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er in den dichtbevölkerten Bezirken viel weniger 
oder überhaupt nicht in Erscheinung tritt. 

Aber der schwerste Vorwurf, der der Spezialfür- 
sorge wieder und immer wieder gemacht wird, ist der, 
daß eine lückenlose Erfassung der Fürsorgebedürftigen 
bei ihr nicht möglich sei, daß vielmehr organisch auf- 
bauende Arbeit nur die Familienfürsorge leisten könne. 
Derartige Gründe erscheinen natürlich zu plausibel, 
als daß sie, ganz besonders von den Fernerstehenden, 
nicht ohne weiteres als pure Wahrheit hingenommen 
würden. Ich möchte jedoch wissen, wie und wo der 
Beweis für obige Behauptung erbracht worden ist. 
Jedenfalls besteht sie nach den eigenen, hier in 
Schöneberg gemachten Erfahrungen nicht zu recht. 
Danach ist es bei der Spezialfürsorge wohl möglich, 
lückenlose aufbauende Arbeit zu leisten durch ein 
zweckmäßiges Handinhandarbeiten der einzelnen Für- 
sorgezweige untereinander gleich einem gut einge- 
spielten Räderwerk, zumal wenn sie räumlich nicht 
getrennt, sondern möglichst in einem Gebäude unter- 
gebracht sind, wie es z. B. in Schöneberg der Fall 
ist. Und warum sollte auch bei der Spezialfürsorge 
nicht ebenso gut aufbauende Arbeit geleistet werden 
können wie bei der Familienfürsorge? Hören wir die 
Auffassung von Regierungsrat Dr. Gerda Simons!) 
die gleichfalls mehr für Familienfürsorge eintritt, in 
dieser Frage: ‚... Sie (die Familienfürsorgerin) soll die 
Nöte und Leiden des einzelnen Familienmitgliedes 
betrachten auch in ihrer Bedeutung und Wirkung auf 
die Familiengemeinschaft und soll ihre Maßnahmen 
eben der Eigenart dieser Familiengemeinschaft an- 
passen. Diese Forderung ist nun aber meines Er- 
achtens an jede Fürsorgerin zu stellen. DaB man in 
Reaktion auf die Zeit der reinen Spezialfürsorge — 
von der die Karikatur uns das Zerrbild einer Säug- 
lingsfürsorgerin malt, die hypnotisiert auf den Säug- 
ling starrt, einer Lungenfürsorgerin, die ohne Rück- 
sicht auf die Gesamtverhältnisse die Mutter aus der 
Familie herausreißt und dergleichen —, die Be- 
tonung der Familie als eine Einheit, die Forderung 
nach fürsorgerischer Betreuung im Sinne einer Fami- 
lienfürsorge erhob, war notwendig und sehr gut. 
Einen Irrtum aber begehen wir, glaube ich, 
wenn wir nun die Familienfürsorgerin in 
einen Gegensatz zur Spezialfürsorgerin stel- 
len. Jede Fürsorgerin sollte, aus welchem Grunde sie 
auch immer in eine Familie hineinkommt und mit 
der Durchführung welcher fürsorgerischen Maßnahmen 
sie im Einzelfalle auch betraut sein mag, die Familie 
als eine Gemeinschaft ansehen, in die sie hinein- 
kommt und eventuell hineingreift.“ 


1) Gerda Simons (Hamburg), Familienfürsorge oder Spe- 
zialfürsorge. Soziale Berufsarbeit, Jg. 5, H. 1/2, S. 4. 1926. 
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Wir gehen nunmehr zu den Vorzügen der Spezial- 
fürsorge vor der Allgemeinfürsorge über. In meinem 
ersten Aufsatz zu diesem Thema schrieb ich : „Neigung 
und Eignung für jeden der verschiedenen Zweige der 
Fürsorge sind bei den einzelnen Personen nicht die 
gleichen... Anders liegen die Verhältnisse bei der 
Familienfürsorge. Da kann es leicht sein, daß der 
eine oder andere Fürsorgezweig dabei zu kurz kommt.“ 
Obwohl dies eigentlich eine selbstverständliche und 
psychologisch wohlbegründete Tatsache ist, wurde 
dies von anderer Seite bestritten. Vor kurzem las 
ich nun in einem Artikel ‚Aus dem Leben einer Kreis- 
fürsorgerin“!) folgende beachtenswerte Stelle, die 
meine Behauptung vollauf bestätigt. „Wenn auf den 
Zusammenkünften der Kreisfürsorgerinnen die ein- 
zelnen von ihrer Arbeit, den Freuden und Nöten be- 
richten, so ist mir jedesmal aufgefallen, wie ganz un- 
endlich verschieden sich die Arbeit jeder ein- 
zelnen gestaltet, selbst dort, wo die ländlichen Ver- 
hältnisse sehr ähnlich sind. Der Grund liegt einmal 
in dem groBen Umfang des Arbeitsgebietes — man 
wird nie fertig mit dem, was man gerne tun möchte — 
und zum anderen bleibt die Fürsorge immer Persön- 
lichkeitsarbeit. Jede Fürsorgerin hat ihr be- 
sonderes Steckenpferd, ein Arbeitsgebiet, das ihr 
persönlich am meisten liegt und ihr vielleicht gerade 
darum als das wichtigste erscheint.“ 

Weiterhin habe ich damals an gleicher Stelle mit 
Nachdruck betont, daß die Spezialfürsorgerin in 
ihrem Fache der Allgemeinfürsorgerin an Kenntnissen 
und Fähigkeiten überlegen sei. Auch dies wurde be- 
stritten. Jetzt, also wenige Jahre später, ist man 
doch schon anderer Meinung geworden. Ich lasse 
wieder andere reden. Die schon zitierte Oberfür- 
sorgerin Lusch äußerte sich auf der erwähnten Tagung 
in Marienruhe hierzu folgerdermaßen: „Die Durch- 
führung der Spezialfürsorge ... hat, — das wird auch 
von den Fürsorgerinnen zugegeben — vor der zentra- 
lisierten Fürsorgearbeit die Möglichkeit der besseren 
Verfolgung ihres besonderen Zieles und ihre intensivste 
Durchsetzung im Einzelfall voraus z. B. in der Tuber- 
kulosenfürsorge, in der Absonderung und Erziehung 
der Patienten, der Einleitung der Desinfektion usw.“ 
Sie tritt dann dafür ein, „für Großstädte von 100000 
Einwohnern an auf Einzelgebieten der Säuglings- 
und Kleinkinder-, der Tuberkulose- oder der Ge- 
fährdetenfürsorge ergänzende Spezialkräfte einzu- 
stellen, um die besonderen, zeitraubenden oder be- 


2) Zitiert aus ‚Mutter und Kind“ Ausg. B, Jg. 3, Nr. 7, 
S. 60. 1925. Aus ‚Soziale Arbeit auf dem Lande‘, heraus- 
gegeben von der Kreisverwaltung Norderdithmarschen in der 
Sammlung „Beiträge zur Heimat- u. Wohlfahrtskunde‘“, 
H. 2. 1925. l 
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sonderes Wissen erfordernden Aufgaben am Einzel- 
fall lösen zu können, wozu der allgemeinen Für- 
sorgerin Zeit und bisweilen die Kenntnisse fehlen.“ 
Andere äußerten sich auf dieser Tagung in ähnlichem 
Sinne. Lautet doch eine Diskussionsbemerkung von 
Obermedizinalrat Dr. Tjaden-Bremen: ‚Anschei- 
nend aus Zweifel an der Ausbildungsmöglichkeit 
(nämlich der Familienfürsorgerin) tauchte... schon 
bei verschiedenen Vortragenden — wenn auch etwas 
verschämt — die Forderung auf, neben die Familien- 
fürsorgerin noch Ergänzungs- und Spezialfürsorge- 
rinnen zu stellen.“ Zu dem gleichen Resultat kam 
man auf einer Arbeitstagung des Deutschen Ver- 
bandes für Schulkinderpflege am 6. November 1924 
in Braunschweig, wo auch die Frage: „Familien- oder 
Spezialfürsorge‘‘ eingehend behandelt wurde. Es 
zeigte sich nämlich, daß die Forderung absolut 
einheitlicher Familienfürsorge, die noch vor wenigen 
Jahren erhoben wurde, jetzt stark modifiziert wird 
und an Vertretern verloren hat.‘‘ Man trat dann auch 
für die Ergänzungsfürsorge ein (Gefährdeten-, Säug- 
lings- und Tuberkulosenfürsorge'). 

Die Erfahrung weniger Jahre hat also ausgespro- 
chene Anhänger der Familienfürsorge — ob nur der 
gesundheitlichen oder auch noch der erzieherischen 
und wirtschaftlichen, ist hier völlig belanglos — be- 
lehrt, daß eine Familienfürsorgerin bezüglich der 
Leistungsfähigkeit hinter der Spezialfürsorgerin zu- 
rücksteht derart, daß man sich genötigt sah, auf 
letztere für verschiedene Zweige der Fürsorge zurück- 
zugreifen. Und das ist ja auch gar kein Wunder, wenn 
man bedenkt, wie mangelhaft die krankenpflegerische 
Ausbildung einer Fürsorgerin sein darf. Anstatt diese 
Ausbildung mehr und mehr zu vervollkommnen, um 
der Fürsorgerin ein möglichst gediegenes Rüstzeug 
auf ihren überaus verantwortungsvollen Weg mit- 
zugeben, begnügt man sich nach den neuesten Be- 
stimmungen sogar mit einem einzigen Jahre. Das ist 
mir unverständlich! Daß aber eine Fürsorgerin nun 
dieses eine Lehrjahr der praktischen Krankenpflege 
in einem anerkannten allgemeinen Krankenhaus oder 
in einer Säuglingspflegeanstalt zubringen darf, ist 
noch weniger verständlich. Dagegen hat die Für- 
sorgerin im Anschluß an ihre pflegerische Ausbildung 
2 volle Jahre die Wohlfahrtspflegeschule zu be- 
suchen, die ihr bekanntlich in der Hauptsache nur 
theoretische Kenntnisse vermittelt. Und dabei liegen 
selbst bei reiner Bezirksfamilienfürsorge nach Klein?) 


1) Zitiertt nach einem Referat der 
Rundschau‘, 4. Jg., Nr. 1. 1925. 

2) Stadtarzt Dr. Klein (Herne), Die Gesetzgebung in der 
Nachkriegszeit und die kommunale Gesundheitsfürsorge. Zschr. 
f. Schulgeslitspfl. Bd. 38., S. 199. 1925. 


„Sozialhygienischen 
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laut Aufzeichnungen der Fürsorgeschwester 90%?) 
der fürsorgerischen Tätigkeit auf dem Gebiete der 
Gesundheitsfürsorge. Hervorheben möchte ich schließ- 
lich noch, daß eine definitive Auswirkung der gesetz- 
lichen Bestimmungen bezüglich der ungenügenden 
gesundheitlichen Ausbildung der Fürsorgerinnen uns 
noch bevorsteht. Noch ist nämlich eine ganze An- 
zahl von Fürsorgerinnen tätig, die in jahrelanger 
Krankenhaustätigkeit sich wertvolle Kenntnisse er- 
worben hatten. In dem Maße nun, wie diese gut aus- 
gebildeten Kräfte im Laufe der Jahre ausscheiden, 
werden sie von den nach dem neuen Ritus Ausge- 
bildeten ersetzt werden. Und dann wird — das ist 
mit Sicherheit zu erwarten — weit mehr als heute die 
Unzulänglichkeit des gesundheitspflegerischen Kön- 
nens dieses Nachwuchses um so sichtbarer zu Tage 
treten. 

Schließlich sei noch auf einen letzten Vorzug der 
Spezialfürsorge vor der Allgemeinfürsorge hinge- 
wiesen, wie ich ihn bereits in meinem früheren Aufsatz 
entwickelt habe. „Ein erfolgreiches Arbeiten der 
Fürsorgerin ist nach unserer Erfahrung nur denkbar, 
wenn sie den Sprechstunden beiwohnt, die von den 
Pflegebefohlenen ihres Bezirks besucht werden, schon 
aus dem Grunde, um vom Arzte besondere Weisungen 
über besondere Fälle entgegenzunehmen und dem 
Arzt Mitteilungen über irgendwelche Beobachtungen 
zu machen. Daß sie an allen Sprechstunden der ver- 
schiedenen Fürsorgezweige teilnehmen könnte, ist 
natürlich unmöglich, da ihr in der Regel nur wenig 
Zeit mehr für Hausbesuche bleiben würde. Der Aus- 
weg, durch schriftlichen Verkehr einen Ersatz für 
mündliche Aussprache zu schaffen, wie vorgeschlagen 
wurde, ist doch sicherlich ganz ungangbar.‘‘ Anders 
liegen allerdings die Verhältnisse bei Einteilung selbst 
großer Städte in relativ kleine Bezirke, für die neben 
einer entsprechend beschränkten Anzahl Schwestern 


1) Es ist klar, daß der Prozentsatz je nach der Gegend 
Schwankungen unterworfen ist. 
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je ein Arzt bestimmt ist, der sämtliche Fürsorgezweige 
ärztlich versieht. Das hat wiederum den Nachteil, 
daß viel weniger Sprechstunden im Monat abgehalten 
werden können, was z. B. für die Säuglingsfürsorge 
sehr ins Gewicht fällt, und daß man dadurch also ge- 
wissermaßen ländliche Verhältnisse erst künstlich 
schafft. | 

Zwischen der ersten Veröffentlichung und dem hier 
Gesagten liegen ungefähr vier Jahre. Während ich 
damals aus Mangel an Material zu der Beweisführung 
im großen und ganzen auf mich selbst angewiesen 
war, habe ich diesmal auch andere, und zwar in aus- 
giebigem Maße, sprechen lassen können. Aber die 
gebrachten Zitate stammen — das erscheint mir be- 
sonders bemerkenswert — in der Mehrzahl nicht etwa 
von den Anhängern der Spezialfürsorge sondern von 
denen der Familienfürsorge.. Aus meinen Ausfüh- 
rungen geht hervor, daß letztere vielfach nicht die 
Hoffnungen, die man auf sie gesetzt hatte, erfüllt hat. 
Man .sah sich genötigt, neben Familienfürsorgerinnen 
Spezialfürsorgerinnen einzustellen. Ob das die beste 
Lösung des vielumstrittenen Problems ist? Ich 
möchte es bezweifeln. Ich will es hier unterlassen, 
mich auf das Für und Wider des gemischten Systems 
näher einzulassen, ich will nur daran erinnern, daß 
es dabei wohl leicht zu Reibereien unter den Für- 
sorgerinnen kommen kann, und überhaupt der Bereich 
der Spezialistinnen nicht immer leicht abgrenzbar 
ist. Dann aber kann es nach meinem Dafürhalten 
beim Publikum leicht Befremden hervorrufen, wenn 
noch eine zweite Kraft zu Hilfe gerufen wird. Da ist 
es doch einfacher, wenn eben nur gutgeschulte Spezial- 
kräfte ihre Fälle von vornherein übernehmen. Ob 
man aber hoffen darf, daß Professor Engel recht be- 
halten wird, der in einer Diskussionsbemerkung auf 
der erwähnten VII. Tagung für Säuglings- und Klein- 
kinderschutz der Meinung Ausdruck gab, wir würden 
in einigen Jahren reuig zur Spezialfürsorge zurück- 
kehren, wage ich nicht zu entscheiden. 


| BESPRECHUNGEN UND BERICHTE | 


Allgemeines. 


Schweizerische hygienische Arbeitsgemeinschaft. Schweiz. 
Zschr. f. Geshtspfl., Bd. 6, H. 5, S. 589. 1926. Nach einem 
Bericht ist die seit 3 Jahren diskutierte Arbeitsgemeinschaft 
zwischen einer größeren Zahl von Verbänden, welche an der 
gesundheitlichen Forschung des Volkes arbeiten, jetzt ge- 
gründet. Sie umfaßt: Die schweizerische Gesellschaft für Ge- 
sundheitspflege, die Verbindung der Schweizer Ärzte, die schweiz. 
Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, das 
Cartel! roman d’hygiene sociale et morale, die schweiz. Kropf- 
kommission, die schweiz. Gesellschaft zur Bekämpfung des 
Krebses, den nationalen Verband gegen die Schnapsgefahr, die 


Stiftung Pro Juventute, die Association d'hygiène et de tech- 
nique urbaine. Sie bezweckt eine engere Fühlung zwischen den 
einzelnen Verbänden durch Besprechung in den verschiedenen 
Jahresversammlungen und in den Publikationsorganen der 
einzelnen Gesellschaften, durch eine nach Bedürfnis einzu- 
berufende Delegiertenversammlung aus den zugehörigen Gesell- 
schaften, durch einen periodisch zu veranstaltenden Hygiene- 
kongreß. — Eine Delegiertenversammlung hat bereits im 
Oktober 1925 zur Sportsfrage Stellung genommen und die 
Schaffung eines allgemeinen sportärztlichen Untersuchungs- 
dienstes und von Lehrgelegenheiten zur Ausbildung von Turn- 


lehrern und Sportsleitern gefordert. 
ar: po 6 Stephan (Mannteim). 
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L. Langstein (Berlin), Dystroptiien und Durchtallskrankheiten 
im Säuglingsalter. Ihre Beurteilung und Behandlung mit 
einfachen Methoden. Wegweiser für den praktischen Arzt. 
Verlag Georg Thieme, Leipzig 1926. 207 S. Mit 79 Ab- 
bildungen und 70 Kurven. geh. M 14,—, geb. M 16,—. 
Der Untertitel dieses Buches gibt schon das Programm, 

das der Verfasser seinem Werke zugrunde legt. Er versucht, 

das, was in den letzten Jahren von einer in manchen Richtun- 
gen zu ‚‚wissenschaftlichen‘‘ Stoffwechsel- und Ernährungs- 
lehre in das Problem der Säuglingsaufzucht hineingeheimnist 
wurde, wieder auf eine einfache Formel zu bringen, um so 
auch dem Nichtfacharzt die Fortschritte der Kinderheilkunde 
und ihre Nutzanwendung nahe zu bringen. Der Wechsel der 

Begriffsfassung der Ernährungsstörungen, die mangelnde Ein- 

heit in der Systematik der Ernährungsstörung, die ständige 

Änderung der Ernährungsvorschriften, die zu einem erheblichen 

Teil nur von Beobachtungen aus dem Laboratorium herrühren 

und häufig einer breiteren Grundlage der praktischen Er- 

fahrung entbehren, verhindern eine klare Übersicht. Gegen- 
über dem Begriff der ‚‚Ernährungsstörung‘“, der durchaus nicht 
nur die Störungen ex alimentatione betrifft, sondern in vielen 

Fällen auch die des Ernährungszustandes miteinschließt, 

unterscheidet der Verfasser scharf die Dystrophien (im Gegen- 

satz zur Eutrophie) und die nach ihren klinischen Erscheinun- 
gen als ‚„‚Durchfallskrankheiten‘ charakterisierten. Die Syste- 
matik der Ernährungsstörungen, die sich bisher nur nach ätio- 
logischen Gesichtspunkten gerichtet hat, (Ernährungsstörungen 
ex alimentatione, ex infectione und e constitutione) oder 
aber sich einseitig auf die klinischen Gesichtspunkte stützt 

(Bilanzstörung, Dyspepsie, Dekomposition, Toxikose), ist nicht 

erschöpfend. So teilt der Verfasser die Ernährungsstörungen 

ein in Dystrophien durch Erkrankung (nicht nur ex infectione, 

z. B. Herzfehler u. a.), Dystrophien durch ungeeignete Ernäh- 

rung = chronische Ernährungsstörungen, Dystrophien durch 

Umwelt und Pflege (Hospitalismus u. a.), Dystrophien durch 

konstitutionelle Momente. Dabei betont er, daß bei jeder 

Dystrophie ceteris paribus die Konstitution maßgebend ist. 

Besonderer Nachdruck wird auf die Feststellung gelegt, ob es 

sich um einen leichten, beziehungsweise einen schweren Fall 

handelt. Für die Durchfallskrankheiten kommen die gleichen 
ätiologischen Momente in Betracht. — Die große Menge der in 
den letzten Jahren empfohlenen Nährgemische, die bei gleicher 

Indikation ganz verschiedene, zum Teil entgegengesetzte Zu- 

sammensetzung aufweisen, haben ja auch gezeigt, daß, wahr- 

scheinlich infolge der außergewöhnlich guten Toleranz gesunder 

Säuglinge, auf sehr verschiedene Weise zum Ziel zu gelangen 

ist. Bis zu einem gewissen Grad gilt dies übrigens auch für den 

kranken Säugling; immerhin ist hier die Gefahr einer Toleranz- 
schädigung natürlich größer. Ist es schon für den Facharzt 
nicht immer leicht, sich ein klares Bild über Wirkung und Indi- 
kation dieser zahlreichen Nährgemische zu machen, so muß es 
für den Praktiker geradezu unmöglich werden. Langstein 
beschränkt sich daher auf die einfachsten Nährgemische (Halb- 
und Zweidrittelmilch, Buttermilch und Frauenmilch) und gibt 
damit eine Ernährungsmethodik, die nach seiner Erfahrung 
immer zum Ziele führt. Nächst der Frauenmilch ist eine nicht 
zu fettarme Buttermilch absolut zuverlässig auch bei den 
schwereren Ernährungsstörungen. Es darf aber nicht ver- 
schwiegen werden, daß es heute noch nicht überall so leicht 
wie in der Musterklinik des Verfassers sein dürfte, eine so ein- 
wandfreie Buttermilch zu bekommen, da ja die bisherige Kon- 
servenbuttermilch auf die Dauer der frischen Buttermilch nicht 
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ebenbürtig ist und man so doch auch gelegentlich zu anderen 
Nahrungsgemischen greifen muß. 

Abgesehen davon, — und eine Besserung dieser Verhält- 
nisse wird ja auch nur noch eine Frage der Zeit sein — 
muß die Vereinfachung des Ernährungsregimes — (die rich- 
tige und rechtzeitige Art der Beifütterung (Vitamine!) ist 
natürlich auch ausführlich behandelt) — für den Praktiker, 
besonders für den Säuglingsfürsorgearzt ein erheblicher 
Fortschritt sein, da er so wieder einmal festeren.Boden unter 
die Füße bekommt. — Das Buch gibt durch die schulmäßige 
Darstellung typischer Fälle auch dem auf diesem Son- 
dergebiete Unerfahrenen die Möglichkeit, sich rasch einzu- 
arbeiten; die vorzüglichen Abbildungen und Kurven tragen 
weiterhin dazu bei. Aber auch der Facharzt wird zur Kritik 
seines diätetischen Handelns erzogen und wird in mancher 
Hinsicht auf Dinge verzichten, die er auch heute schon — wenn 
er ehrlich ist — nur als eine Konzession gegenüber seiner 
Klientel betrachtet. Eckstein (Düsseldorf). 


G. Labeaume (Paris), Hygiène sociale du premier âge. 
[Soziale Hygiene des Säuglings- und Kleinkindesalters.] 
Préface de Jules Renault. 2. edit. Paris: Masson et Cie 1926. 
XII, 216 S. Frcs. 17,—. 


Inhaltsangabe: Statistik der Säuglingssterblichkeit für 
Frankreich, verglichen mit dem Auslande. Die Ursachen der 
Säuglingssterblichkeit und die Faktoren, welche sie beein- 
flussen. Öffentliche und private Fürsorgeeinrichtungen, be- 
sonders für Waisen und kranke Kinder. Organisation der Für- 
sorge in Frankreich und im Auslande. (Für Deutschland 
werden nur das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz und die Jugend- 
ämter erwähnt.) 


E. Zeltner (Nürnberg), Statistische Lehren für die Für- 
sorgearbeit: Unverminderte Säuglingsfürsorge, verstärkte Neu- 
geborenenfürsorge. Ges.-Fürs. f. d. Kindesalt., Bd. I, H. 4, 
S. 237—258. 1926. Die Untersuchungen, welche ihrer vielen 
interessanten Einzelheiten wegen nutzbringend im Original 
nachzulesen sind, betreffen die Säuglingssterblichkeit in Nürn- 
berg während der letzten 15 Jahre. Der Sommergipfel der 
Säuglingssterblichkeit, vielfach als überwunden angesehen, ist 
noch vorhanden, jedoch wesentlich abgeschwächt. Bezüglich 
des Wintergipfels ist bedeutungsvoll, daß an den Todesur- 
sachen Pneumonie und Lebensschwäche besonders die ersten 
zwei Lebenswochen beteiligt sind und zwar steigend im Laufe 
der Jahre. Als Ursache wird vorwiegend die Wohnungsnot an- 
gesehen. Die Frühsterblichkeit der Säuglinge, welche aus- 
schlaggebend von der Sterblichkeit der Frühgeborenen beein- 
flußt wird, kann wirksam bekämpft werden, indem der Für- 
sorge der letzteren alle Aufmerksamkeit gewidmet wird, und 
zwar kommt hier vorwiegend Anstaltsbehandlung in Betracht. 
Die Sterblichkeit der Unehelichen bewegt sich solange in 
niedrigen Grenzen, wie die Unehelichen vorwiegend in An- 
stalten sind, erst die späteren Lebensmonate bedingen die hohe 
Sterblichkeit der unehelich Geborenen. 


E. Oberwarth und A. Lange (Berlin-Charlottenburg), 
Über den Massenpflegeschaden. Ges.-Fürs. f. d. Kindesalt., 
Bd. 1, H. 6, S. 427—439. 1926. Mitteilungen aus einer größeren 
Anstalt, in welcher vorwiegend Pflegekinder aus schlechtem 
Milieu, teils mit, teils ohne Mütter aufgenommen werden. 
Dank guter technischer Einrichtungen und exakter Pflege wird 
ein ‚‚körperlicher‘‘ Hospitalismus, gemessen an Infektions- 
häufigkeit, Längenwachstum, Gewicht, Turgor und Hautfarbe 
kaum beobachtet. Er wird aufgewogen durch den Nutzen, den 


die Anstaltsbehandlung für debile und frühgeborene Kinder 
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erzielt. Schwerwiegend aber ist ein „seelischer“ Hospitalismus, 
der sich am sinnfälligsten durch die Rückständigkeit der 
geistigen und statischen Funktionen äußert. Da der Weg, 
diesen Schaden durch Vermehrung kindergärtnerisch vorge- 
bildeter Pflegerinnen zu beheben, eine zu kostspielige Maß- 
nahme ist, bleibt nur übrig, das Kind, sobald es nicht mehr 
anstaltsbedürftig ist, in die eigene oder fremde Familie zu 
bringen. 


C. Wiese (Berlin), Die „höhere Sterblichkeit‘ der unehe- 
lichen Säuglinge in Berlin. Ges.- Fürs. f. d. Kindesalt., Bd. 1, 
H. 6, S. 439—446. 1926. Der Anstieg der Sterblichkeit der un- 
ehelich Geborenen in Berlin während der Inflationsjahre scheint 
überwunden zu sein, der Stand von 1913 ist mit 16,9 % (für 
1925) erreicht. Das Verhältnis der Sterblichkeit der Ehelichen 
und Unehelichen ist 1:2. Die höhere Gefährdung des Unehe- 
lichen kommt dadurch zustande, daß diese Gruppe bestimmten 
Todesursachen weit häufiger zum Opfer fällt, als die der Ehe- 
lichen. Besonders fallen ins Gewicht: Frühgeburt und Lues, 
Ernährungsstörungen, grippale Infekte, Keuchhusten und 
Masern. Diesen Erscheinungen muß die offene Fürsorge, durch 
die geschlossene ergänzt, Rechnung tragen. 


I. Dzialoszynski (Berlin, Was leisten offene Boxen 
bei der Bekämpfung der Tröpfchenintektion in Kinderspitälern? 
(Städt. Kinderkrankenhaus, Berlin.) Zschr. f. Kindhlk., Bd. 41, 
H. 5/6, S. 685—691. 1926. In Krankenräumen ohne Venti- 
lationsdämpfung verstreuen hustende Kinder Tröpfchen im 
Umkreis von 4—5 m, nicht nur von 1,5 m, wie bisher ange- 
nommen wurde. Schutz gegen Tröpfcheninfektion bieten nur 
die allseitig, auch oben geschlossenen, nicht dagegen die oben 
und vorne offenen und nicht bis zum Boden reichenden Boxen. 
Die Ausbreitung der Keime erfolgt vorwiegend in der Richtung 
des Luftstroms, also meistens vom Fenster zur Tür. Durch 
Luftwirbel kann aber auch eine gegenläufige Verbreitung er- 
folgen. 


P. Misch (Charlottenburg), Die Entlastung des Kranken- 
hauses durch Säuglingsfürsorgestellen und Säuglingskrippen. 
Kli. Wo., Jg. 5, Nr. 33, S. 1527— 1529. 1926. Für die im Jahre 
1924 unter Fürsorgeaufsicht stehenden Säuglinge betrug die 
Mortalitätsziffer 1,5 %. (Ein Resultat, das keinen endgültigen 
Schluß zuläßt, da die nicht von der Fürsorge erfaßten Todes- 
fälle nicht mit einbegriffen sind. D. Ref.) Ohne Zweifel hat die 
andauernde Belehrung dies günstige Resultat gezeitigt. Würde 
auch eine Morbiditätsstatistik aufgestellt, so würde sich sicher 
zeigen, daß auch die Krankheitsfälle, besonders was Ernährungs- 
störungen, Rachitis, Tetanie und Tuberkulose anbetrifft, zu- 
rückgegangen sind. Das alles bedeutet, daß die offene Fürsorge 
die kostspielige Anstaltsfürsorge entlastet. In demselben Sinne 
wirkt auch die Krippe, indem sie im schlechten häuslichen 
Milieu oft unvermeidliche Krankheiten verhütet und, sofern 
sie selbst hygienisch einwandfrei eingerichtet ist (Isolierraum, 
Freiluftbehandlung), leichte Krankheitsfälle zur Heilung bringt, 
ohne das Kind in eine Krankenanstalt überführen zu müssen. 

Schur (Berlin). 


Schulkinderfürsorge. 


Hoppe (Charlottenburg), Über die körperliche Entwicklung 
der Lehrlinge. Zschr. f. Schulgeshtspfl. u. soz. Hyg., Bd. 39, 
S. 337. 1926. Der Verfasser sucht als Schularzt an einer Be- 
rufsschule die Frage zu prüfen, ob sich ein Einfluß des Berufes 
auf die körperliche Entwicklung der Berufsschüler ermitteln 
läßt. Er bestimmte Alter, Länge und Gewicht bei der Ein- 
schulung und Ausschulung und vergleicht die gewonnenen 
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Maße mit dem Normalgewicht nach den Tabellen von Oet- 
tinger. Weiterhin errechnet er die Entwicklungsleistung und 
vergleicht sie mit der zu erwartenden Entwicklungsleistung, 
ausgedrückt in einem Entwicklungsindex. Wenn so vielleicht 
auch nicht absolute Exaktheit erreicht wird, erhält der Ver- 
fasser doch höchst interessante Resultate. Bei den Lehrlingen 
in den Nahrungsmittelberufen ergeben sich im Verhältnis zur 
mäßigen Körperlänge auffallend günstige Zahlen für den Ent- 
wicklungsindex. Die kaufmännischen Lehrlinge nehmen eine 
Mittelstellung ein, sie bieten ein ähnliches Bild, wie die Lehr- 
linge in den leichteren gewerblichen Berufen. Die schlechtesten 
Verhältnisse finden sich bei den ungelernten Arbeitern, die 
zwar in bezug auf den Relationsindex nicht ungünstig dastehen, 
aber absolut an Länge und Gewicht beträchtlich zurückbleiben, 
Zeichen einer körperlichen Minderwertigkeit mit nicht weit ge- 
stecktem Entwicklungsziel. Beachtenswert ist, daß die Lehr- 
linge in den schweren gewerblichen Berufen mit gleichmäßiger 
Inanspruchnahme des ganzen Körpers durch den dadurch be- 
dingten Reiz eine günstige Entwicklung zeigen. Schließlich 
kommt der Verfasser zu dem Ergebnis, daß bei bestimmten 
Berufen die körperliche Entwicklung der in ihnen tätigen Lehr- 
linge eine ungenügende Förderung erfährt, wodurch eine an 
sich vermeidbare aber bleibende Verkümmerung des allge- 
meinen Körperzustandes herbeigeführt wird. Für die Praxis 
folgert der Verfasser aus den Ergebnissen seiner Untersuchung, 
daß die Lehrlinge, die in Berufen mit geringer körperlicher 
Inanspruchnahme tätig sind, zum Ausgleich zu Leibesübungen 
durch Vermittlung der Schule und des Schularztes herange- 
zogen werden müssen. Die Untersuchungen des Verfassers ver- 
dienen Beachtung und weitere Nachprüfung. 


Bachmann (Zürich), Der schulärztliche Dienst in der 
Kantonschule Zürich. Schweiz. Zschr. für Geshtspfl., Bd. 6.. 
S.489. 1926. Im Rahmen eines Tätigkeitsberichtes äußert sich 
der Verfasser über die Körpererziehung und glaubt feststellen 
zu müssen, daß man mit seinen Forderungen über das Ziel 
hinausschießt. Anfechtbar ist der Satz, daß das Wachstum 
gerade in der Pubertätszeit wenig durch exogene Faktoren be- 
einflußt werde. Interessant ist, daß in der Schweiz von manchen 
Seiten ein 5Oprozentiges Verhältnis in der Berücksichtigung der 
körperlichen und geistigen Entwicklung in der Schule ge- 
fordert wird. Der Verfasser möchte sich mit einer täglichen 
Turnstunde am Vormittag begnügen und fürchtet von häufigen 
Spielnachmittagen eine Überanstrengung ehrgeiziger, schwäch- 
licher Schüler. Solche Überanstrengungen habe er selbst bei 
jugendlichen Skifahrern feststellen können. Auch bei sonstiger 
sportlicher Betätigung der Jugend fürchtet er Schädigungen. 


Dehmel (Berlin), Reform des Schularztwesens. ‚Die neue 
Erziehung“. Bd. 7, S. 126. 1925. Der Verfasser übt scharfe 
Kritik an der heutigen körperlichen Erziehung in der Schule. 
Er rechnet aus, daß für die körperliche Erziehung bei etwa 
400 Kindern eine Lehrkraft genügen soll, während für die 
geistige Ausbildung auf etwa 40 Kinder eine Lehrkraft zur Ver- 
fügung stünde. Noch viel weniger könnten die Schulärzte 
wegen ihrer geringen Zahl für die körperliche Ertüchtigung 
sorgen. Dazu käme, daß dem Turnlehrer auch die notwendigen 
ärztlichen und gesundheitlichen Kenntnisse und Erfahrungen 
fehlten und schließlich auch die Zahl der Turnstunden völlig 
unzureichend sei. Der Verfasser kommt zu dem eigenartig er- 
scheinenden Vorschlag, die Turnlehrer allmählich durch voll- 
ständig ausgebildete Ärzte zu ersetzen, die außerdem das Turn- 
lehrerexamen gemacht haben müssen. Diese neuen hauptamt- 
lichen Schulärzte sollen außer der üblichen schulärztlichen 
Tätigkeit Turnunterricht und Unterricht in der Gesundheits- 
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lehre geben. Sie sollen Mitglieder des Lehrkörpers sein, aber 
nicht dem Schulrat, sondern dem zuständigen Kreisarzt unter- 
stellt sein. Es müßte zunächst auf 300, später auf etwa 100 
Kinder ein derartiger Schularzt kommen. Der Verfasser 
empfiehlt eine beschleunigte gesetzliche Einführung seiner 
Reform, würde sich aber auch damit begnügen, seine Vor- 
schläge zunächst einmal im kleinen eingeführt und erprobt zu 
sehen. Stephan (Mannheim). 


Erholungsfürsorge. 


Gehrig (Zürich), Die Erholungsfürsorge für die schulent- 
lassene Jugend im Kanton Zürich. Schweiz. Zschr. f. Geshtspfl., 
Bd. 6, S. 519. 1926. Die auch in Deutschland seiner Zeit sehr 
aktuelle Frage der Erholungsfürsorge für Jugendliche, wird an 
Hand der Verhältnisse im Kanton Zürich unter Zugrunde- 
legung der gesetzlichen Bestimmungen eingehend erörtert. Er- 
hebungen werden angestellt bei Gewerbeschulen, Fabrik- 
betrieben und bei Organisationen der Jugendfürsorge. Es wird 
nachgewiesen, daß die Gewährung ausreichender Erholungszeit 
und die Anleitung zu deren zweckmäßiger Verwendung sozial- 
politisch und wirtschaftlich gleich wichtig ist. Trotz guter An- 
sätze bedarf die freiwillige Feriengewährung weiteren Aus- 
baues, auch die gesetzliche Verankerung müßte bald erfolgen. 
Geschaffen sollen werden weitere Ferienheime und Jugend- 
herbergen. Auch die Geldmittelbeschaffung wird gestreift. 
Sehr empfohlen wird die Gründung von Arbeitsgemeinschaften, 
die für eine systematische Arbeit in der Erholungsfürsorge die 
beste Gewähr bieten. Stephan (Mannheim). 


Leibesübungen. 


Sippel (Berlin), Körper, Geist, Seele. Grundlage einer Psycho- 
logie der Leibesübungen. Weidmannsche Verlagsbuchhand- 
lung, Berlin 1926. 


Wer sich in den letzten Jahren mit der Frage beschäftigt hat, 
die psychologischen Dinge beim Sport zu analysieren, um viel- 
leicht zum Zwecke einer Typologie oder anderen Dingen zu 
Normen zu kommen, wird im allgemeinen die Hoffnungslosig- 
keit des Bemühens eingesehen haben, auf dem Wege der expe- 
rimentellen Prüfmethoden diesem Ziel näher zu kommen, denn 
die Psyche des Menschen ist so vielgestaltig, daß sie durch 
derartige Tests nicht erfaßt wird. So berührt dieses Buch be- 
sonders sympathisch, das unter Vermeidung aller experimen- 
tellen Fragen auf Grund der Beobachtung nach den Motiven 
des Handelns fragt. Sippel zeigt auf dieser Basis, wie das 
Kind triebhaft aus dem Lustgefühl heraus, aus dem Drang nach 
Tätigkeit, aus dem Drang nach Vervollkommnung, aus dem 
Drang nach etwas Unerhörtem, aus dem Drang nach Kampf 
zum Spiel, zum Kampfspiel, zum Sport kommt. Mit großem 
Geschick sind vor allen Dingen für das Kleinkindesalter die 
Beispiele und die Motive herausgegriffen. Es ist nichts uner- 
hört Neues, was dieses Buch bringt. Gedanken, die von vielen 
in ähnlicher Form mindestens zum Teil gedacht waren, aber die 
Art, wie sie klar nebeneinander gestellt sind, gibt dem Buch 
seinen Reiz. Voll befriedigend ist es vor allem für das frühe 
und spätere Kindheitsalter, während das Alter der Reifung, 
also das, in dem die Differenzierungen viel schärfer in die Er- 
scheinung treten und das ja auch dem Beobachter die größten 
Schwierigkeiten macht, für mein Gefühl zu kurz behandelt ist. 
Dieses Alter möchte aber für sich vielleicht ein ganzes Buch 
ähnlicher Beobachtungen verlangen und wir mögen hoffen, 
daß es uns noch gegeben wird. 
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Stephani (Heidelberg), Schularzt und Leibesübungen. Aus dem 
Arbeitsgebiet d. Sportarztes v. Rautmann. Verlag Fischer, 
Jena 1926. 

Verfasser wünscht die Aufgaben des Schularztes wieder wie 
früher auf die hygienische Überwachung der Schulbauten und 
des Unterrichts ausgedehnt, wünscht, daß er die hygienische 
Belehrung und die Aufsicht über die Leibesübungen führe. Er 
hat für die Hygiene der Turnhallen, für den Bau solcher Hallen 
vor allen Dingen für die Anlage geeigneter Nebenräumlichkeiten 
usw. Sorge zu tragen. Ferner hat er das Sonderturnen zu über- 
wachen und nach Möglichkeit sich an den regelmäßigen Wande- 
rungen zu beteiligen. Viel stärker als es meist geschieht, muB 
der Schularzt mit dem Lehrerkollegium zusammenarbeiten. 


Aschoff (Freiburg), Turn- und Sportbilder von einer Weltreise. 
Aus dem Arbeitsgebiet des Sportarztes von Rautmann. Ver- 
lag Fischer, Jena 1926. 

Als bester Ausdruck der Bedeutung akademischer Leibes- 
übungen in England kann das Wettrudern zwischen Oxford 
und Cambridge gelten. Kein noch so großes politisches Er- 
eignis kann die fieberhafte Aufregung vor diesem Kampfe be- 
einflussen. In Amerika legt wie in England die Schule das 
größte Gewicht auf die körperliche Erziehung, und um die 
höheren Grade der Universität beziehen zu können, muß jeder 
Student die Teilnahme an einer Pflichtstundenzahl nachweisen. 
In den höheren Studentensemestern pflegt aber auch kaum ein 
amerikanischer Student mehr an den Leibesübungen teilzu- 
nehmen, ja zum Teil ist ihnen die Teilnahme an den Wett- 
kämpfen der Universitätsmannschaften verboten (z. B. Medizin- 
studenten durch die medizinische Fakultät der Yale-Univer- 
sity). Alle Universitäten haben glänzend ausgestattete Spiel- 
plätze. In Japan hat das schwedische und das deutsche Turnen 
vor allem den Universitätssport befruchtet, daneben wird aller- 
dings ein volkstümliches Fechten und Jiu-Jitsu geübt. In 
China gibt es kaum Turnunterricht in der Volksschule. 


Rautmann (Freiburg), Die Grundlagen der Therapie durch 
Leibesübungen. Handbuch der praktischen Therapie als 
Ergebnis experimenteller Forschung. 1926. 

Erste Vorbedingung ist die Freude an der betreffenden 
Übung, da keine sportliche Betätigung ihre volle Wirkungs- 
kraft entfalten kann, wenn Lust und Liebe fehlen. Es werden 
sodann die Möglichkeiten der Herzbeeinflussung und deren 
diagnostische Festlegung besprochen (Hypertrophie oder 
Dilatation usw.). Für die Diagnose ist außer der Herzgröße 
und -form und außer sonstigen klinischen Hilfsmitteln auch die 
Leistungsfähigkeit des Betreffenden heranzuziehen. — Wichtig 
erscheint ihm die therapeutische Beeinflussung der Atmungs- 
organe. Hier betont er die Wichtigkeit der Ausatmung, was 
von den Sportleuten häufig vergessen wird. F. A. Schmidt 
habe z. B. bei einem Lauf auf 13 Laufschritte Einatmung und 
auf nur 5 Ausatmung beobachtet. Was die Nierenfunktion an- 
betrifft, so brauchten die gelegentlichen Eiweißausscheidungen 
zu Befürchtungen keinen Anlaß zu geben. Sie gingen rasch 
wieder zurück. Zum Schluß werden für die Ausübung der 
Leibesübungen eine Reihe von wertvollen Ratschlägen gege- 
ben, Vermeidung der Pressung usw. Auf die theoretischen 
Grundlagen sowie auf die reichhaltige physiologische Literatur 
ist in der Arbeit immer wieder sehr weitgehend hingewiesen. 


Hagen (Frankfurt a. M.), Sport und Körper. Deutsches Hygiene- 
museum, Leben und Gesundheit, Bd. Il. Deutscher Verlag 
f. Volkswohlfahrt, Dresden. 
Das Büchlein war als begleitender Text zu den von Hagen 
bearbeiteten Bildtafeln des Deutschen Hygienemuseums über 
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Sport und Körper gedacht. Es ist mehr geworden. Es ist eine 
Niederschrift seiner bewegungsmechanischen Studien sowie 
seiner Beobachtungen in hygienischer Beziehung beim Sport 
geworden, das so viel eigene Gedanken und Neues enthält, daß 
es eine Freude ist, das Buch zu lesen. Selbstverständlich 
müssen die anatomisch und physiologisch bekannten Tat- 
sachen in ihren Grundzügen besprochen werden, da ja die Bild- 
tafein erläutert werden sollen, aber durch die vielen geist- 
vollen Gedanken erhalten sie eine besondere eigene Note. Die 
Schrift ist für den medizinischen Laien bestimmt. 


Rautmann (Freiburg), Sportärztliche Tagung auf dem Feld- 
berg. M. m. W. 1926, Nr. 27, S. 1132, Referat über die ver- 
schiedenen Vorträge, die dort gehalten sind, das soweit aus- 
führlich gehalten ist, daß der Leser damit den Kernpunkt der 
Vorträge erfährt. Kohlrausch (Berlin). 


Krüppelfürsorge. 


Der Aufstieg der deutschen und österreichischen Krüppel- 
türsorge und ihr Stand im Jahre 1925. Dr. Michel (Berlin- 
Dahlem) berichtet im Heft 9/10, Bd. 19 der „Zeitschrift für 
Krüppelfürsorge‘‘ zusammenfassend über das Ergebnis der 
Erhebung der ‚Deutschen Vereinigung für Krüppelfürsorge‘“, 
die sich an alle Entkrüppelungseinrichtungen wandte, die neben 
einer orthopädischen Klinik über eine Krüppelschule und Lehr- 
werkstätten verfügen. Der ausführliche Bericht über diese Um- 
frage ist in der soeben erschienenen 3. Auflage des ‚‚Leitfadens 
der Krüppelfürsorge‘ enthalten. Die Ergebnisse der Umfrage 
des Jahres 1925 zeigen, daß trotz der Kriegsjahre und der 
wirtschaftlichen Not der Nachkriegszeit der Aufstieg der deut- 
schen Krüppelfürsorge ein gewaltiger und bewunderungs- 
würdiger ist. Die Zahl der Heime hat sich seit 1916 von 64 mit 
7234 Betten auf 78 mit 10877 Betten erhöht. Davon stellt 68 
Heime mit 9297 Betten die freie Wohlfahrtspflege. 23 Heime 
sind interkonfessionellen, 32 evangelischen und 23 katholischen 
Charakters. Auch die inneren Einrichtungen der Heime, wie 
- Operationssäle, Röntgeneinrichtungen, Einrichtungen für phy- 
sikalische Therapie u. s. f. haben eine außerordentliche Ver- 
mehrung und Verbesserung erfahren. Als Leiter der Anstalten 
wirken gegenwärtig 29 Geistliche, 20 Ärzte, 2 Lehrer, 7 Schwe- 
stern, 16 Laien und 4 Vereine. Das für den allgemeinen Betrieb 
und die Verwaltung vorhandene Personal umfaßt rund 3000 
Personen, worunter sich über 1000 Schwestern und Helferinnen 
befinden. In den 73 Heimen und den ihnen angeschlossenen 

34 Krüppelfürsorgestellen sind rund 4000 Personen beruflich 
tätig, die 37000 Pfleglinge betreuen. — Auch das Erziehungs- 
und Schulwesen hat an dem großartigen Aufstieg teilgenom- 
men. 1902 wurde nur 1 Lehrkraft angegeben, 1925 dagegen 277, 
wobei 48 Jugendleiterinnen und Hortnerinnen mitgerechnet 
sind. Insgesamt gibt es in den Krüppelheimen 388 Schulklassen. 
Das Schulwesen hat eine Vertiefung erfahren, wie aus der Ein- 
führung von Erziehungs-, Pflicht- und Neigungsgruppen in 
8 Anstalten hervorgeht. 13 Handübungsklassen sind eingeführt, 
eine Anstalt verfügt über eine besondere Ohnhänderklasse, eine 
andere über eine Schule für Einarmige. In 42 Anstalten finden 
Bettunterricht und Bettbeschäftigung statt. 31 Anstalten er- 
teilen Fortbildungsunterricht. Berufsausbildung treiben gegen- 
wärtig 48 Anstalten, wobei 71 Berufe gelehrt werden. 18 Heime 
haben ein besonderes Handwerkerhaus, 29 Anstalten Verkaufs- 
stellen in der Anstalt, 4 Heime solche außerhalb. 53 Heime 
haben eigene Feldwirtschaft, Gartenbau und Viehzucht. Auch 
das Werkstättenpersonal hat in den letzten Jahren eine wesent- 
liche Vermehrung erfahren. So sind z. B. in den Heimen 197 
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Meister und Meisterinnen und 142 Gchilfen tätig. 27 Heime 
treiben Berufsberatung. Die Entwicklung läßt erkennen, daß 
die Krüppelfürsorge in Deutschland, die vornehmlich in den 
Händen der freien Wohlfahrtspflege liegt, mit Eifer bemüht ist, 
den gesetzlichen Forderungen zum Erfolge zu verhelfen. 


Eckhardt (Berlin-Dahlem). 


Fürsorge für psychopathische und geistig 
zurückgebliebene Kinder. 


Carl Pototzky (Berlin), Konzentrationsgymnastik für zerstreute 
und nervöse Kinder. Ein Buch für Ärzte, Lehrer und Eltern. 
Verlag Georg Thieme, Leipzig 1926. 80 S. geb. 46 3—. 
Die Konzentrationsgymnastik stellt keine Gymnastik im 

eigentlichen Sinne dar, sondern dient vielmehr als „Mittel zum 

Zweck“, indem Konzentrationsübungen unter dem Bilde einer 

Gymnastik vorgenommen werden. Die Konzentrationsgym- 

nastik ist demnach gewissermaßen eine psychische Gymnastik, 

wenn auch dabei physische Momente nicht gänzlich vernach- 
lässigt werden. Die einzelnen Übungen dieser Gymnastik 
stellen Phasen aus dem Tageslauf des Kindes dar, die folge- 
richtig aneinander anschließen, und sind nach genauem Kom- 
mando auszuführen. Das Kind muß sich dabei äußerst kon- 
zentrieren, und die Erfahrungen haben gezeigt, daß diese 

Gymnastik in der Tat ein wichtiges Anregungs- und Förde- 

rungsmittel zur Stärkung des Konzentrationsvermögens dar- 

stellt. Außer bei gesunden zerstreuten Kindern wird diese 

Gymnastik bei psychopathischen und sogar auch bei leicht 

debilen Kindern — bei einer gewissen variablen Dosierung der 

Übungen — anzuwenden sein. R. 


E. Corte und L. Corvinus (Berlin), Entwicklungsgehemmite 
Kinder in Vorbereitungsklasse und Sonderkindergarten. Ver- 
lag von Quelle & Meyer, Leipzig 1926. 135 S. geb. # 4—, 
Nach einem Vorwort von Lili Droescher behandelt Dr. 

Erna Corte die organisatorische Ausgestaltung der Vorberei- 

tungsklassen (Schulkindergärten, Vorklassen), während in einem 

zweiten Teile Lucy Corvinus aus der Arbeit in einer Vorbe- 
reitungsklasse berichtet. In einem dritten Teil schreibt eben- 
falls Lucy Corvinus über den Sonderkindergarten für geistig 
minderwertige und schwer erziehbare Kleinkinder. Die Arbeiten 
lehnen sich an die Einrichtungen des Pestalozzi-Froebel-Hauses 
an. Im ersten Teil geht E. Corte, Abteilungsleiterin am 
Deutschen Archiv für Jugendwohlfahrt in Berlin, auf die Er- 
gebnisse einer Rundfrage ein, die die Abteilung Kleinkinder- 
und Schulkinderpflege des Deutschen Archivs für Jugendwohl- 
fahrt im Jahre 1925 unternommen hat. Dabei stellte es sich 
heraus, daß die Benennung der besonderen Einrichtungen für 
schulaltrige, aber nicht schulfähige Kinder bisher keine einheit- 
liche ist. Die Bezeichnungen Schulkindergarten, Vorklasse, 

Sonderklasse, Vorbereitungsklasse werden nebeneinander ge- 

braucht. Am besten erscheint der Verfasserin die Bezeichnung 

Vorbereitungsklasse, wie sie im letzten Jahre für die Schöne- 

berger Einrichtungen im Pestalozzi-Froebel-Haus neu einge- 

führt wurde. Des weiteren wird über Organisation, Zuführung, 

Unterbringung am Nachmittag, Besoldung der Leiterinnen 

unter vergleichenden Betrachtungen der Einrichtungen in den 

einzelnen Städten berichtet. Im zweiten Teil wird die Vor- 
bereitungsklasse im Pestalozzi-Froebel-Haus eingehend be- 
handelt, Ziele und Arbeitsplan, Beschäftigungsmittel, körper- 
liche Pflege und Gemütsbildung werden im einzelnen einer Be- 
trachtung unterzogen. Im dritten Teil wird über den Sonder- 
kindergarten für Kleinkinder berichtet, einzelne Gruppen von 
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— für den Sonderkindergarten geeigneten — Kleinkindern 
werden aufgestellt, weiterhin werden die Beziehungen einer 
Gruppe von geistig schwach veranlagten Kindern zu einer 
Gruppe psychopathischer Kinder näher betrachtet. Jedenfalls 
solle man im Kindergartenwesen durch Sondereinrichtungen 
dem abnormen Kinde weitgehende Beachtung schenken. 
Pototzky (Berlin-Grunewald). 


J. Zappert (Wien), Kritisches über Enuresis nocturna. 
Arch. f. Kindhik., Bd. 79, S. 80. 1926. Es handelt sich um die 
kritische Besprechung von etwa 100 seit 1920 erschienenen 
Arbeiten über das Bettnässerleiden. Nach Ansicht des Ver- 
fassers wirken alle therapeutischen Verfahren’ entweder sug- 
gestiv oder symptomatisch. Zu der Suggestivbehandlung ge- 
hören auch vielfach die empfohlenen Medikamente. Je mehr 
der Arzt die erziehliche psychische Beeinflussung verwendet, 
desto zweckentsprechender ist sein Vorgehen. Bei schweren 
Fällen ist Milieuveränderung nötig. Besonders empfohlen wird 
die Einrichtung von Bettnässerabteilungen in Waisenhäusern 
und von besonderen Bettnässerheimen. 

Stephan (Mannheim). 


Unterbringung nervöser Kinder in Arztfamilien. Zwecks 
Aufstellung neuer Listen bitten wir Ärzte in Stadt und 
Land um Mitteilung, ob sie nervöse Kinder zur Erziehung 
in ihre Familie aufnehmen wollen. Genaue Angaben und Be- 
dingungen an das Organisationsamt für Säuglings- und Klein- 
kinderschutz des Kaiserin Auguste Victoria Hauses, z. Hd. von 
Dr. Pototzky, Berlin-Charlottenburg 5, Frankstr. 3, erbeten. 


Soziale Psychiatrie. 


K. Birnbaum (Berlin), Die psychopathischen Verbrecher. Ver- 
lag Georg Thieme, Leipzig 1926. 2. Aufl. 287 S. 


Der Verfasser, bekanntlich durch eine Reihe von Schriften 
um die wissenschaftliche Erforschung der verbrecherischen 
Psychopathen verdient, gibt in der vorliegenden zweiten, völlig 
neubearbeiteten und verkürzten Auflage seines Buches eine 
genaue Darstellung all der verschiedenen klinischen Typen und 
Verlaufsarten. Es ist dem Verfasser gelungen, unter möglichst 
scharfer Umreißung der Gesamtbilder sowie unter Heraus- 
hebung der grundlegenden Gesetzmäßigkeiten die wesentlichen 
Sachverhalte und grundsätzlichen Zusammenhänge festzulegen. 
Für die sozialhygienisch eingestellten Leser dieser Zeitschrift 
sind am wichtigsten die Ansichten des Verfassers zur straf- 
rechtlichen und sonstigen Sonderbehandlung der Psychopathen. 
Dieselben entsprechen im großen und ganzen den auch sonst 
aufgestellten Forderungen. Als Hauptgrundsatz steht im 
Mittelpunkt aller verschiedenen Behandlungsformen der psycho- 
pathischen Gemindert-Zurechnungsfähigen der Ausbau eines 
strafgesetzlichen Systems, das im Grunde die Ausspannung 
eines umfassenden strafgesetzlichen Netzes bedeutet: Es hält 
alle infolge krimineller Entgleisungen einmal eingefangenen 
psychopathischen Schädlinge der Gemeinschaft mit allen ihrer 
krankhaften Eigenart und Unsozialität entsprechenden Mitteln 
in der Strafsphäre fest, um sie soweit wie möglich sozial- 
psychisch umzugestalten, jedenfalls aber nur in sozial fähigem 
Zustand ins Gemeinschaftsleben zurück zu lassen, sonst dauernd 
von ihm fernzuhalten. 

Dieses große, der Bekämpfung des psychopathischen Ver- 
brechertums dienende Netz muß selbstverständlich auch außer- 
halb des Strafrahmens ausgespannt bleiben. Großzügige, für 
das freie Leben entworfene und in ihm systematisch durch- 
geführte Fürsorge- und Abwehrmaßnahmen müssen dazu 
dienen, auch die im freien Gemeinschaftsleben sich bewegenden 
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unsozialen Psychopathen in sozialen Grenzen zu halten und die 
bisher noch nicht kriminell Entgleisten, aber infolge ihrer 
Psychopathie Gefährdeten in geordneten Bahnen zu halten: 
Zeitweise Ausschaltung dieser sozial bedenklichen Elemente 
aus dem öffentlichen Leben auch unabhängig von Strafver- 
fahren, wenn ihr gleichgewichtsloser Geisteszustand oder 
vorübergehende Steigerungen der Psychopathie oder die Un- 
gunst äußerer Einflüsse gemeinschaftsschädliche Entgleisun- 
gen befürchten lassen; vorübergehende Unterbringung in 
Irrenanstalten oder in sonstigen, die ungehemmte Lebensfüh- 
rung einschränkenden, zu Ordnung und Arbeit, zu seelischer 
Selbststeuerung anhaltenden und erziehenden Anstaltsbe- 
trieben, sollen diesen sozial gefährdeten Psychopathen über die 
krisenhaft bedenklichen Zeiten hinweghelfen. Andere soziale 
Hilfen: Versorgung in Familien, in Heimen, die ihnen ge- 
nügenden Halt und Schutz gewähren, Schutzaufsicht u. a. m., 
sind wieder in anderen passenden Fällen heranzuziehen. Die 
Schwierigkeiten dieser sozialen Versorgung sind recht oft erheb- 
lich. Manchmal kann die Entmündigung, zumal die gleich nach 
dem Eintritt ins Mündigkeitsalter, aber auch die später nach 
erfolgtem sozialen Verfall vollzogene, die Durchführung der 
jeweilig erforderlichen Maßnahmen erleichtern. — Freilich ge- 
nügt es nicht, wenn man unsystematisch mit vereinzelten zer- 
streuten, bald da, bald dort einsetzenden Schutzversorgungs- 
und Bekämpfungsmaßnahmen vorgeht. Frühzeitig einsetzend, 
dauernd weiter geführt und vielseitig gerichtet müssen vielmehr 
alle Maßregeln sein, wenn anders sie überhaupt Aussicht auf 
Erfolg bieten sollen. In diesem Sinne müssen die sozial unzu- 
länglichen Psychopathen möglichst schon in früher Kindheit 
aufgefangen werden, wofür die unsozialen Frühformen der 
Schwererziehbarkeit und der Verwahrlosungstendenz aus- 
reichende Handhabe bieten. Individuell angepaßte Vorkeh- 
rungen: Einordnung in geeignete Familien, in Erziehungs- 
anstalten, in Sonderheime für schwer Erziehbare, in ärztliche 
Pädagogien haben früh einzugreifen und dem Fehlgehen des 
natürlichen Hineinwachsens in die Gemeinschaft entgegen- 
zuarbeiten. Die Leitung der Jugendentwicklung muß des 
weiteren diesen Frühgefährdeten über die kritische Lebensphase 
der Pubertät hinweghelfen. Aber auch späterhin bleibt die 
ständige fürsorgerische Begleitung des ganzen Lebensganges 
die Voraussetzung für die Sozialerhaltung dieser psycho- 
pathischen Naturen. Eine möglichst frühzeitige Anlegung und 
systematische Weiterführung besonderer Personalbogen, die 
den Psychopathen nach Abstammung, körperlicher und geistiger 
Eigenart, Milieuschäden, Krankheiten usw. charakterisiert, 
sichert hierbei zunächst die rechtzeitige Herauskennung dieser 
sozialpsychisch Unzulänglichen und gewährleistet im weiteren 
Leben ständig ergänzt und vervollkommnet, ein rechtzeitiges 
Eingreifen im Falle psychopathisch-unsozialer Abirrungen des 
Lebensganges. Zugleich ermöglichen diese Personalbogen die 
richtige Entscheidung bei der Berufswahl, bei bedenklichen 
Lebensbelastungen wie Militär- und Kriegsdienst oder bei 
schweren äußeren Schäden wie der Haft. Die Hauptsache muß 
immer wieder sein, die Psychopathen ständig im Auge zu be- 
halten, um jederzeit ihr Verbleiben beziehungsweise ihre Rück- 
kehr in sozial gesicherte Bahnen durch fürsorgerische Maß- 
nahmen: durch Mithilfe bei Beschaffung und Erhaltung geeig- 
neter Unterkunfts- und Arbeitsstellen, durch Beratung in gesund- 
heitlichen, häuslichen, wirtschaftlichen Angelegenheiten, durch 
geeignete Ausschaltung äußerer Schädlichkeiten und Reize. 
insbesondere auch des Alkohols, sicherzustellen. 


W. Heinicke (Chemnitz), Die unzulängliche Fürsorge für 
chronische Encephalitiker. Arch. f. Psychiatrie. Bd. 77, H. 5, 


Seite 702. 1926. Seit dem Kriege sind über die Erde mehrere 
Wellen der epidemischen Encephalitis gegangen. Sie haben eine 
große Zahl von Personen im chronischen Stadium dieser ge- 
fährlichen Krankheit hinterlassen. Sie sind zumeist gekenn- 
zeichnet durch den Mangel an Antrieb, äußerlich wie be- 
wegungsgestörte menschliche Ruinen erscheinend, aber dabei 
besonnen und orientiert, oft noch gequält von dem Drange zu 
Zwangshandlungen, viele je nach dem Grade der Muskelstarre 
völlig hilflos, manche auch geistig abwegig, Schädlinge der 
Gesellschaft. Stern und Heinicke haben für Deutschland die 
Zahl von 20000 solcher chronischen Kranken errechnet. In 
Übereinstimmung mit Schultze- Göttingen fordert Heinicke 
die Errichtung von Sonderabteilungen in den Heil- und Pflege- 
anstalten für diese Kranken, in welchen auch die im gesetz- 
lichen Sinne als nicht-geisteskrank zu bezeichnenden aufge- 
nommen werden können, während die ausgesprochen Geistes- 
kranken und asozialen unter den übrigen Insassen der Irren- 
anstalten verpflegt werden können. Die Provinzen beziehungs- 
weise Gliedstaaten werden vielleicht für mehrere Anstalten 
ihres Bezirkes nur eine Encephalitikerstation einzurichten 
brauchen. — In Sachsen ist auf Heinickes Anregung eine 
solche Abteilung für Jugendliche und eine beschränkte Zahl 
Erwachsener in Chemnitz-Altendorf eingerichtet. Für die 
Irrenschutz-Gesetzgebung, für die Entwicklung unserer Heil- 
und Pflegeanstalten überhaupt ergibt sich aus der Unter- 
bringung und Behandlung auch der nicht-geisteskranken Ence- 
phalitiker ein neuer Antrieb. Wie der Referent gemeinsam mit 
Landesrat Thode-Kiel in der deutschen Wot.fahrtzeitung, 
Berlin 1927, auseinandersetzt, ist im Interesse der Volksge- 
sundheit möglichst frühzeitige Behandlung der Paralytiker in 
den Heil- und Pflegeanstaiten seit Einführung der Infektions- 
therapie zu fordern. Es muß in jeder Provinz usw. wenigstens 
eine Anstalt für diese Behandlung gerüstet sein. Damit sie dies 
immer ist, stets einen reinen Stamm zur Überimpfung und 
auch zur Abgabe an andere Krankenhäuser zur Verfügung hat, 
empfiehlt sich die übermäßige Verzettelung der Behandlung 
auf zu viele Anstalten und Krankenhäuser nicht. Selbstver- 
ständlich darf man mit der Behandlung nicht warten, bis der 
betreffende Paralytiker im rechtlichen Sinn geisteskrank und 
anstaltspflegebedürftig ist. Es muß also für Heil- und Pflege- 
anstalten, welche keine eigene Abteilung für Nervenkranke be- 
sitzen, die Aufnahme auch nicht-geisteskranker Paralytiker 
förmlich erlaubt sein, etwa so wie die Epileptikeranstalten 
schon jetzt neben den geisteskranken Epileptikern auch geistes- 
gesunde zur Behandlung aufnehmen. — Eine ganz ähnliche 
Erwägung ist für die jetzt von Heinicke geforderten Ence- 
phalitikerstationen der Heil- und Pflegeanstalten anzustellen. 
Drittens steht uns von ganz anderer Seite, durch die im neuen 
Strafgesetz geplante Unterbringung und psychiatrische Beauf- 
sichtigung der Gemindert-Zurechnungsfähigen eine weitere Zu- 
mischung von Nicht-Geisteskranken bevor. Mit dem Fort- 
schritt der Wissenschaft und der Fürsorge müssen wir auf der 
ganzen Linie von dem Dogma loskommen, daß wir in unseren 
Heil- und Pflegeanstalten nur Formell-Geisteskranke zu be- 
handeln haben. 


H. Schmidt (Klingenmünster), Erfahrungen mit den 
Typhusbazillenträgern in der pfälzischen Heil- und Pflegean- 
stalt Klingenmünster. Psychiatr.-Neurolog.Wo., 28. Jg., Nr.47. 
Seite 517. Die umfangreichen Erfahrungen der Heil- und 
Pflegeanstalt Klingenmünster bestätigen, daß es viel mehr 
weibliche Typhusbazillen-Ausscheider gibt als männliche. 


Bratz (Wittenau). 
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Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 


Breger (Berlin), Die Geschlechtskrankheiten in ihrer Bedeutung 
tür Familie und Staat. R. v. Deckens Verlag, G. Schenk, 
Berlin 1926. 62 S., 34 Tafeln. # 1.20. 


Breger betont einleitend die Schwierigkeiten, die im Kampfe 
gegen die Geschlechtskrankheiten liegen. Es handelt sich nicht 
um eine rein ärztliche Angelegenheit, sondern viele soziale, sitt- 
liche, wirtschaftliche, polizeiliche, strafrechtliche, fürsorgerische, 
erzieherische, religiöse und andere Weltanschauungsfragen spie- 
len hinein. Nur die Zusammenfassung aller Kräfte kann Erfolg 
bringen und diesem Zweck will die Schrift dienen, die eine Zu- 
sammenstellung zweier Beihefte des Reichsgesundheitsblattes 
bringt. — Das erste Heft behandelt die Frage „Was lehrt uns 
die Statistik der Geschlechtskrankheiten?“ Es werden 
dabei nicht nur die deutschen Erhebungen, sondern auch die 
ausländischen erläutert. Die Zahlen sind in 14 für aen Laien 
sehr übersichtlichen Tafeln wiedergegeben worden. — Im 
zweiten Heft wird des näheren auf die soziale Bedeutung 
der Geschlechtskrankheiten eingegangen. 44jährige ge- 
naue Aufzeichnungen der Gothaer Lebensversicherung haben 
ergeben, daß an Syphilis erkrankt gewesene Personen eine weit 
höhere Sterblichkeit an fast allen Todesursachen aufweisen als 
Nichtsyphilitiker. Auf der Tafel 4 wird eine erschütternde 
Statistik über 4134 Österreichische Offiziere veröffentlicht, die 
in den Jahren 1880—1900 an Syphilis erkrankt gewesen sind 
und deren Schicksal bis zum Jahre 1912 hat verfolgt werden 
können. 1912 waren schon 12 % an sicheren, 2,64 % an wahr- 
scheinlichen Folgen der Syphilis gestorben, 3,6 % an Tuber- 
kulose, 2% durch Selbstmord, insgesamt 20,2 %. Bei den 
Überlebenden wurden in 4,8 % der Fälle Gehirnerweichung 
(progressive Paralyse), 2,7 % Gehirnsyphilis und 1,9% ver- 
schiedene Geistesstörungen festgestellt. Die hohe Tuber- 
kulosesterblichkeit von 3,6 % weist darauf hin, daß eine be- 
stehende Tuberkulose durch Hinzutreten von Syphilis sehr ver- 
schlimmert werden kann. — Im Jahre 1922 wurden in Deutsch- 
land 47820 männliche Geisteskranke in Anstalten aufgenom- 
men, davon waren 4205 d.h. 8,8 %, Paralytiker. In der Leip- 
ziger Irrenklinik betrug der Prozentsatz der Paralytiker 1916 
sogar 22 %, in England 15 %. Allein die Paralyse erfordert 
in England einen Aufwand von jährlich 90000 Pfund Ster- 
ling = 1800000 Goldmark. Dazu kommen noch die anderen 
Formen der syphilitischen Geistesstörung, die einen Aufwand 
von 60000 Pfund 1200000 4 erheischen. Dabei ist 
der wirtschaftliche Verlust an Arbeitskraft sowie körperlicher 
und geistiger Produktionskraft noch nicht berechnet. Alle 
diese Angaben werden durch Tafeln mit anschaulichen 
Statistiken belegt. — Mit besonderer Sorgfalt ist den Folgen 
der Syphilis in der Ehe und beim Nachwuchs nachgegangen. 
In 150 Ehen, in denen eine Syphilis festgestellt wurde, trat 
1001 mal eine Schwangerschaft ein. Es erfolgten 172 Fehl- 
und Totgeburten, sowie 227 Todesfälle im Säuglingsalter. 
Nur 600 Kinder blieben am Leben, von diesen waren aber 
390 siech und kränklich. Es waren also 80 % der Kinder 
syphilitischer Eltern dem frühen Tode oder dem Siechtum ver- 
fallen. — Auch die Gefahren, welche gesunden Säuglingen durch 
kranke Ammen und gesunden Ammen durch kranke Säuglinge 
drohen, werden eingehend geschildert. Mit gleicher Gründlich- 
keit wie die Syphilis wird der Tripper in seinen verschiedenen 
verhängnisvollen Auswirkungen behandelt. — B. schätzt die 
wirtschaftlichen Verluste, die dem deutschen Volke durch die 
Geschlechtskrankheiten auferlegt werden auf hunderte von 
Millionen, wenn man auch diese Ausgaben in keinem Haushalte 
des Staates oder der Gemeinden sieht. Besserung erwartet B. 
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nicht allein von dem neuen Gesetz zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten, so wichtig und nötig dasselbe auch ist, 
sondern von der verständnisvollen Mitarbeit der gesamten Be- 
völkerung. Diese ist aber nur durch eine zweckdienliche Auf- 
klärung zu erreichen. — Auf den Tafeln 24—34 gibt B. Plakate 
aus Deutschland, den Vereinigten Staaten, England und 
Italien wieder, die ein Bild davon geben, wie die Aufklärungs- 
arbeit in den einzelnen Ländern durchgeführt wird. — Das 
Buch bietet allen denen wertvolle Belehrung, welchen die Ge- 
sunderhaltung unseres Volkes am Herzen liegt. Es muß vor 
allem denen warm empfohlen werden, die an verantwortlicher 
Stelle im öffentlichen Leben stehen. Die auf 48 Tafeln unter- 
gebrachten Statistiken und bildlichen Darstellungen bieten für 
Vorträge in größerem oder kleinerem Kreise reiches Anschau- 
ungsmaterial. | 


Heller (Berlin), Ist die Syphilis der Eltern ein Grund zum 
Verzicht auf Nachkommenschaft und zur Tötung des keimenden 
Lebens? Aus Kultur und Leben. Augustheft 1926. Heller 
geht einleitend auf die jetzt herrschende Abortseuche ein, 
deren Bekämpfung er für eine der wichtigsten Fragen vor- 
sorgender Bevölkerungspolitik hält. Die wirtschaftliche Indi- 
kation zur Einleitung des Abortes widerspricht dem heutigen 
Strafgesetz, ihre Berücksichtigung ist auch im neuen Straf- 
gesetzbuch nicht beabsichtigt. Auch die eugenische will H. 
nicht zulassen, bis ein sicherer Beweis gegeben werden kann, 
daß das zu erwartende Kind mit Sicherheit als völlig lebens- 
unwert anzusehen ist. Wenn auch die schweren Folgen der 
Syphilis für die Nachkommen bekannt sind und die Blut- 
untersuchungen gezeigt haben, daß sich unter den Epilep- 
tikern, Idioten, Degenerierten, Geisteskranken und Ver- 
brechern viele Syphilitiker finden, so ist es doch auch hier nicht 
angebracht, sich einem Pessimismus hinzugeben. — Es handelt 
sich bei der angeborenen Syphilis nicht um eine ererbte Krank- 
heit, sondern um eine Übertragung des Krankheitserregers von 
der Mutter auf die Frucht. Daß diese Krankheitserreger durch 
eine zweckdienliche Behandlung, sowohl vor der Übertragung 
in der Mutter wie auch noch nachher im Kinde abgetötet und 
unschädlich gemacht werden können, beweist H. an der Hand 
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Tuberkulosetagungen. 
Honnef a. Rh. und Düsseldorf, Mai 1926. 

Die diesjährigen Tuberkulosetagungen in Honnef a. Rh. 
und Düsseldorf beschäftigten sich in der Hauptsache mit den 
Fragen, die zur Zeit besonders im Vordergrund des Interesses 
stehen, der Bekämpfung der Kindertuberkulose una dem 
Schutz vor Ansteckung, durch Herausnahme entweder der 
Schwertuberkulösen aus ihrer Wohnung oder aber der besonders 
gefährdeten Kinder. Das erstere Thema wurde in Honnef von 
dem Facharzt Dr. Simon (Aprath) dahin erläutert, daß vor- 
läufig, solange eine brauchbare Schutzimpfung noch nicht er- 
probt und ein zuverlässiges Heilmittel gegen die Tuberkulose 
nicht erfunden ist, sozialhygienische Maßnahınen das Feld be- 
herrschen müssen. Hauptsache ist dabei, daß die Notwendig- 
keit der Einleitung von örtlichen oder Verschickungsmaß- 
nahmen in Genesungsheime und dergleichen einerseits, in Heil- 
stätten und Krankenhäuser andererseits sorgfältig geprüft und 
abgewogen wird. Genaue Kenntnis der Erscheinungsformen 
der kindlichen Tuberkulose muß dafür die Grundlage abgeben. 
Der Vortragende gruppierte die Kinder in nichttuberkulöse und 
tuberkulöse (tuberkulinpositive) und unterscheidet bei den letz- 


vieler beobachteter Fälle. Somit kommt H. zu dem Schluß, 

daß auch die Syphilis kein Grund zum Verzicht auf Nach- 

kommenschaft und zur Tötung des keimenden Lebens ist. 
Roesch mann (Berlin). 


P. Kasius, Venereal disease aspects of delinquency. [Ge- 
sc.lechtskrank..eiten und Straifälligkeit.] Soc. pathol. Bd. 1, 
Nr. 8. 1926. Untersuchungen bei in Haft genommenen 
Jugendlichen ergaben in hohem Prozentsatz Erkrankungen 
an Geschlechtsleiden, so einmal 24,6 °, positive Wa R. bei 
236 jugendlichen Mädchen; an anderer Stelle wurde ziem- 
lich gleichbleibend ein Anteil von 20 °% festgestellt. Nach- 
forschungen bei 15000 jugendlichen Straffälligen führten zu 
dem Ergebnis, daß über die Hälfte bereits vor dem 17. Le- 
bensjahr Geschlechtsverkehr ausgeübt hatte. Diese Fest- 
stellungen veranlassen den Verfasser zu folgenden Forderungen: 
l. genaue klinische und bakteriologisch-serologische Durch- 
untersuchung sämtlicher jugendlicher Straffälliger ohne Rück- 
sicht darauf, ob Verdacht auf Geschlechtskrankheit vorliegt; 
2. Einrichtung von Sonderabteilungen zur Behandlung und 
von Bewahrungsanstalten (detention homes); 3. Ausbau der 
Gefährdetenfürsorge; 4. Vorbeugung der kongenitalen Lues 
durch Behandlung der Schwangeren. 


W. I. V. Deacon, A statistical study of 60000 cases of 
venereal diseases. [Eine statistische Untersuchung bei 60000 
Fällen von Geschlechtskrankheiten.] Soc. pathol. Bd.1, Nr.7. 
1925. In Michigan wurden in den Jahren 1922—1924 61738 
Fälle vonGeschlechtskrankheiten beobachtet, die sich auf29741 
Fälle von Gonorrhöe, 31534 Fälle von Syphilis und 508 Fälle 
von weichem Schanker verteilten. Die absolut größte Zahl der 
Erkrankungen entfiel auf die Altersklassen von 20—24 Jahren. 
Unverhältnismäßig hoch war der Anteil der Farbigen unter 
den Erkrankten. Die Gliederung des Beobachtungsmaterials 
nach Alter und Geschlecht zeigte bei der weißen Bevölkerung 
das bekannte Bild: Starke Beteiligung Lediger mit dem Höhe- 
punkt bei den Männern etwa um das 24. Lebensjahr, bei den 
Frauen etwa um das 19. Lebensjahr. 

Goldmann (Berlin). 
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teren zwischen 1. klinisch gesunden, für die nichts zu geschehen 
braucht, 2. kränklichen beziehungsweise inaktiv Tuberkulösen 
und 3. aktiv Tuberkulösen. Während nur die letztgenannten in 
die Kinderheilstätten gehören, sind die übrigen Objekte der 
Erholungsfürsorge (örtliche Maßnahmen wie Luft- und Sonnen- 
bäder, Waldschulen, Anstalten wie Genesungsheime, See- 
hospize, Solbäder). Ganz akut fortschreitende Prozesse und 
die Endstadien chronischer Fälle sind den (Tuberkulose-) 
Krankenhäusern zuzuweisen. Der Vortragende brachte ein 
Schema in Vorschlag, das diagnostische Einteilung und ent- 
sprechende Behandlungsfürsorge einander gegenüberstellt. 


Anschließend behandelte Caritasdirektor Dr. Wolters 
(Münster) die Zusammenarbeit der Schul-, Wohlfahrts- und 
Fürsorgestellen sowie der karitativen Organisationen. Dem 
Arzt und der Tuberkulosefürsorgestelle gebühre die Führung 
im Kampf gegen die Kindertuberkulose. Dieser bestehe in vor- 
beugenden Maßnahmen zur Verhütung der Ansteckung und 
Weiterverbreitung einerseits in der Erfassung und Betreuung 
der Erkränkten andererseits. Für die Vorbeugung wichtig seien 
systematische Volksaufklärung, insbesondere durch Fürsorge- 
und Schuläjrzte sowie die Lehrerschaft, Wohnungspolitik, wirt- 
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schaftliche Maßnahmen zur Sanierung in den Wohnungen, er- 
forderlichenfalls Herausnahme der bedrohten Kinder oder der 
Ansteckungsauelle, des offentuberkulösen Schwerkranken. So- 
dann alles das, was man unter Dispositionsprophylaxe zu- 
sammenfaßt: Körperliche Ertüchtigung durch Turnen, Spiel 
und Sport, ausreichende Ernährung und Körperpflege, örtliche 
Erholungsfürsorge, Freiluftschulen, Landaufenthalt. Die Er- 
fassung der tuberkulösen Kinder erfordere ein Zusammen- 
wirken von Schularzt, Kreis- und Kommunalarzt, Fürsorge-, 
Gesundheitsamt und Schlue sowie den karitativen Vereinen. 
Referent verlangte systematische Kinderuntersuchungen in 
Schulen, Kinderhorten, Bewahranstalten und Fortbildungs- 
schulen. Für die weitere Betreuung der als tuberkulös Er- 
mittelten ist das kommunale Gesundheitsamt beziehungsweise 
die Tuberkulose-Fürsorgestelle zuständig. Hierfür sollen die 
seitens der Arbeitsgemeinschaft sozialhygienischer Reichsfach- 
verbände im Jahre 1923 aufgestellten Richtlinien nach wie vor 
maßgebend sein. Bei der Heimunterbringung und Entsendung 
zu Kuren ist unbedingt sorgfältige Trennung je nach Lage des 
Falles und dem Charakter der verschiedenen Anstalten vorzu- 
nehmen. Die Durchführung ist eine Fıage der inneren Organi- 
sation und wird zweckmäßig in besonderen zentralen Aus- 
gleichsstellen zusammengefaßt. Die Heilbehandlung aktiv 
tuberkulös erkrankter Kinder muß nach Ansicht des Vor- 
tragenden in jedem Fall, ohne Rücksicht auf die Kosten, sicher- 
gestellt werden. 


Zur Frage der Herausnahme der Schwertuberkulösen aus 
Familie und Wohnung erklärte Dr. Harms (Mannheim), daß 
dies theoretisch zwar eine ideale Lösung des Seuchenproblems 
darstelle, praktisch aber an der Undurchführbarkeit in größerem 
Umfang scheitere. Es bleibe aber anzustreben, einen Bruchteil 
besonders der gefährlicheren Kranken zu isolieren. Die beste 
Gelegenheit dazu bietet das neuzeitliche Tuberkulose-Kranken- 
haus, es ist allerdings für Dauerisolierung von Halbinvaliden zu 
teuer; hier klafft noch eine Lücke, die durch Schaffung kleiner 
Heime oder Errichtung von Tagesliegestätten an leicht erreich- 
baren Stellen teilweise geschlossen werden könnte. Die Für- 
sorge für die Schwertuberkulösen erfordere große Mittel, weil 
es sich um meist langfristige Maßnahmen handelt. Der Staat 
müßte dafür eintreten. 


Die Kostenfrage spielte auch in den Ausführungen des Kor- 
referenten Präsident Biesenberger (Stuttgart) eine wesent- 
liche Rolle. Er bezweifelte, daß unter den heutigen Verhält- 
nissen der Bau von eigenen Tuberkulose-Krankenhäusern mög- 
lich sei, man müsse sich vorerst auf Räume in den allgemeinen 
Krankenanstalten beschränken. Die Wohnungspolitik der 
Städte müsse die Isolierung der Schwerkranken innerhalb ihrer 
Wohnungen besonders berücksichtigen. Die Aufbringung der 
Kosten der Isolierung sei Aufgabe von Arbeitsgemeinschaften 
und Zweckverbänden. 


Auf dem dann folgenden Fürsorgestellentag erörterte Medi- 
zinalrat Dr. Ickert (Gumbinnen) die Aufgaben der Tuber- 
kulosefürsorge als Seuckenkampf. Ein solcher erstrebt einer- 
seits den Schutz der Gesunden vor den Krankheitskeimen, 
andererseits Beseitigung der Vorbedingungen für das Ent- 
stehen der Seuche. Zwar betreffen die Erstinfektionen mit 
Tuberkelbazillen vorwiegend das Kindesalter, aber auch bei 
Erwachsenen sind sie viel öfter als man früher annahm, be- 
obachtet. Referent besprach ausführlich die neueren For- 
schungen über die Neuinfektion (endogene oder exogene Rein- 
fektion) und kam zu der Forderung: alle Menschenalter sind 
vor dem Bazillus zu schützen. Hierbei seien beide genannten 
Prinzipien der Seuchenbekämpfung anzuwenden. Die ‚‚Fest- 
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stellung der Seuche“ sei vor allem Aufgabe diagnostisch gut 
eingerichteter Fürsorgestellen. Referent verlangte Ausdehnung 
der Meldepflicht auch auf die Früh- und „geschlossenen“ 
Fälle. Nach Sicherung der Diagnose ergeben sich die weiteren 
Maßnahmen: Überwachung der Bazıllenhuster, eventuell ihre 
Absonderung, Fürsorge für die Eıkrankten, daß sie nicht 
„Offen“ werden, Fürsorge für die Ansteckungsgefährdeten. Vor- 
läufig zeige die Organisation des Tuberkulosekampfes noch 
folgende Lücken: 1. in bezug auf Mangel an Wohnungen und 
Tuberkulose-Krankenhäusern, 2. in bezug avf die Ausbildung 
der Gesamtheit der überwachenden Ärzte (Fürsorgestellen- 
leiter); diese und die Einrichtung der Fürsorgestellen bedarf 
zentraler Regelung (provinz- oder regierungsbezirksweise), 
3. in bezug auf die Regelung der Kostenfrage; die Bildung von 
Arbeitsgemeinschaften der Versicherungsträger usw. ist weiter- 
hin anzustreben. 

Die Versammlung nahm zum Schluß folgende von Professor 
Petruschky (Danzig) eingebrachte Entschließung an: 


„Die Versammlung hält eine Erweiterung der im preußi- 
schen Tuberkulosegesetz vorgesehene Meldepflicht für er- 
wünscht. Sie befürwortet eine Unterstützung der Boden- 
reform.‘ 


Die Versammlungen der Tuberkuloseärzte in Düsseldorf 
galten zunächst den neueren Forschungen auf dem Gebiete 
der Tuberkulosebehandlung, vor allem der vielgenannten 
Chemotherapie (Sanokrysin u. a) sowie der künstlichen Im- 
munisierungsversuche (Calmette, Langer). Die bisher mit- 
geteilten Ergebnisse sind noch recht vorsichtig zu bewerten, 
weitere Versuche und sorgfältige kritische Prüfung notwendig. 
Nach Vorträgen über die Phrenikusexairese und den Pneu- 
mothorax wandte sich die Erörterung den Verbreitungswegen 
der Tuberkulose zu. Die Ansichten darüber, ob nun Kontakt- 
(Schmier-), Staub- oder Tröpfchen-Inhalations-Infektion vor- 
wiegende Bedeutung haben, gehen immer wieder auseinander. 
Der Referent Lange (Berlin) legte das Gewicht auf die Stäub- 
cheneinatmung und bezweifelte die praktische Wichtigkeit der 
Tröpfcheninfektion Flügges. 

Nachdem dann im Anschluß an einen Vortrag Professor 
Sauerbruchs (München) über Fragen der Lungenchirurgie 
noch einige speziellere Themata (Stö,ungen des Wasserhaus- 
halts, Beziehungen der Atmung zum Säure-Basen-Haushalt 
bei Tuberkulose u. a) behandelt waren, galt der dritte Tag 
den Angelegenheiten der Heilstätten- und Fürsorgeärzte. Man 
besprach die neuen Forschungen über die perifokale Entzündung 
(Redeker, Kleinschmidt) und wi. mete sich dann gewissen 
Mängeln der Tuberkulosebekämpfung in Luftkurorten. Der 
Referent Schulz (Oberschreiberhau) kam zu der Forderung, 
das preußische Tuberkulosegesetz dahin zu ergänzen, daß 
1. die Anzeige der ansteckend Kranken nicht nur bei den für 
die Heimat, sondern auch den für den Kurort zuständigen 
Stellen erfolgen muß, und 2. die Aufnahme ansteckend Tuber- 
kulöser nur solchen Häusern gestattet ist, die eine medizinal- 
behördliche Erlaubnis haben. 

Geißler (Karlsruhe) berichtete über die praktischen Er- 
fahrungen mit freiwilliger und zwangsweiser Entfernung von 
Kindern aus den Familien Offentuberkulöser ($ 1666 BGB.). 
Erstere sei in höchstens 15 % der Fälle zu erreichen, letztere 
komme nur bei grob schuldhafter Vernachlässigung der Vor- 
sichtsmaßnahmen in Betracht. Öfter gelingt die Herausnahme 
des Kranken selbst (35 %). Gute Ergebnisse hatte „ambulante“ 
Isolierung durch Aufenthalt außer dem Hause während des 
Tages. 

Anschließend wurden von Ballin (Spandau) die Erfolge der 
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sogenannten „Œuvre Grancher“ in Frankreich (Herausnahme 
noch nicht infizierter Kinder aus dem tuberkulösen Milieu) 
sowie von Gebser (Reiboldsgrün) die der Kolonie am Adels- 
berg bei Chemnitz erläutert, die seit 1912 ebenfalls Kinder für 
1—3 Jahre aus der häuslichen Umgebung fernhielt. 

Nachdem noch Krutzsch (Altenburg) eine Verschärfung 
der Tuberkulosegesetzgebung durch Schaffung der Möglichkeit 
zwangsweiser Isolierung und des zwangsweisen Berufswechsels 
gefordert hatte, wurden schließlich noch eine Reihe von Fragen 
erörtert, die die Behandlung in den Heilstätten betrafen. 

Der ausführliche Bericht über die diesjährigen Tuberkulose- 
tagungen ist in der Zeitschrift für Tuberkulose als Sonderheft 
und in Brauers Beiträgen zur Klinik der Tuberkulose erschienen. 

Denker (Berlin). 


21. Kongreß der Deutschen Orthopädischen Gesellschaft. 
Köln, 13.—15. September 1926. 


Nach Eröffnung des von zahlreichen Orthopäden des In- und 
auch Auslandes besuchten Kongresses durch den Vorsitzenden, 
Professor Cramer (Köln), hielt Geheimrat Sch morl (Dresden) 
einen außerordentlich fesselnden Vortrag über die pathologische 
Anatomie der Wirbelsäule. Es ist ein ganz erstaunliches Heer 
von leichten und schweren Krankheiten, das Wirbelkörper oder 
Bandscheiben befallen kann. Die gründlichen Untersuchungen, 
die neue Erkenntnisse in manche bisher unerklärliche Wirbel- 
erkrankung brachten, haben ergeben, daß die Veränderungen 
an der Wirbelsäule mit dem Alter in solchem Umfange zu- 
nehmen, daß es im höheren Alter keine normale Wirbelsäule 
mehr gibt. Besonders auffallend ist. daß die an Präparaten und 
mikroskopischen Bildern zum Teil recht ausgedehnten Ver- 
änderungen während des Lebens nicht erkannt wurden. Selbst 
Wirbelbrüche können dem untersuchenden Arzt entgehen, 
Anamnese, Blutuntersuchungen und vor allem Röntgenunter- 
suchungen sind neben Prüfung der Funktion der Wirbelsäule 
bei Rückenschmerzen vorzunehmen. 

Der Hauptgegenstand der Erörterungen des 1. Verhandlungs- 
tages bildete die Abgrenzung zwischen Orthopädie und Leibes- 
übungen. Professor Blencke (Magdeburg) wies auf die bisher 
unbeachtet gebliebene Eingabe der Deutschen Orthopädischen 
Gesellschaft an das Ministerium vom Jahre 1910 hin. Die 
damals für das Sonderturnen aufgestellten Richtlinien haben 
heute noch Gültigkeit und decken sich fast ausnahmslos mit 
dem allgemein bekannten Gutachten von Professor Bier 
(Berlin). Es wird die Entfernung der Bezeichnung ‚‚ortho- 
pädisches‘“ Turnen gefordert, denn hier sollen nicht etwa echte 
Wirbelsäulenverkrümmungen behandelt werden, sondern hier 
gilt es der weit verbreiteten Bänderschwäche durch Haltungs- 
gymnastik entgegenzuwirken. Entspannungs- und Lockerungs- 
übungen wirken eher schädlich als bessernd. Besonders zu 
warnen ist vor der Einführung und Propagierung bestimmter 
Systeme, die, wie z. B. das Kriechen, vielfach schablonenhaft 
Anwendung finden. Dazu hat die Methode der Schnellausbil- 
dung von Lehrern in l4tägigen gänzlich unzulänglichen Kursen 
beigetragen. Sind die Forderung der täglichen Turnstunde und 
die Einführung von Haltungsübungen, die möglichst im Freien 
stattfinden sollen, erst einmal zur Durchführung gelangt, dann 
kann das hei tige Sonderturnen entbehrt werden. 

Dr. Möhring (Cassel) schließt sich diesen Forderungen an. 
Er weist besonders darauf hin, daß solche Kinder, die mit einem 
körperlichen Fehler behaftet sind, vom Schulturnen zumeist 
befreit werden. Gerade diese Kinder haben aber das Turnen 
besonders notwendig, das auf ihre Eigenarten entsprechend 
Rücksicht nimmt. Wie sich die ‚‚Hilfsschule‘‘ der Kinder an- 
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nimmt, die auf einer geringeren Geistesstufe stehen, so sollte 
sich ein ‚‚Schulhilfsturnen‘‘ der allgemeinen Schwächlinge, der 
Rückenschwächlinge, ‚Steiflinge‘, der nervösen Kinder, aber 
auch der Herz- und Lungenschwächlinge, gewisser Gruppen 
geistig Minderbegabter und psychopathischer Kinder annehmen. 

Professor Spitzy (Wien) weist darauf hin, daß der Orthopäde 
und der Turnlehrer aufeinander angewiesen sind. Manche von 
den in Deutschland noch vorwiegend theoretisch aufgestellten 
Leitgedanken sind in Österreich bereits verwirklicht. In den 
Lehrerbildungsanstalten werden von Fachärzten die ortho- 
pädischen Unterlagen des Turnens gelehrt. Dadurch wird er- 
reicht, daß der Jugendbildner selbst einen Blick für das Nor- 
male und dasKrankhafte bekommt, und daß er sich der Grenzen 
der körperlichen Beanspruchungsmöglichkeit seiner Zöglinge 
stets bewußt bleibt. Das Turnen für Normale ist in Österreich 
ein Haltungsturnen, das für körperlich Minderwertige nur nach 
Angabe des Arztes zu dosieren ist. Auch Spitzy tritt für die 
tägliche Turnstunde ein, verlangt aber zur Vermeidung einer 
größeren Belastung der Kinder eine Komprimierung des übrigen 
Lehrstoffes zugunsten der Leibeserziehung. 

Auch Dr. Tichy (Schreiberhau) verlangt eine strenge Tei- 
lung der Arbeit, je nachdem, ob es sich um Gesunde (Sache des 
Sportarztes), Schwächlinge (Obliegenheit des Schularztes) oder 
Kranke (Facharzt) handelt. Der Lehrer hat lediglich die tech- 
nische Ausführung der erforderlich erachteten Übunger. zu über- 
wachen. Dr. Tichy bespricht ausführlich die Anwendung der 
Leibesübungen in der Therapie. 

Nach einer Darstellung Professor Haglunds (Stockholm) 
über die unerquicklichen Verhältnisse, wie sie sich in Schweden 
durch eine grundsätzliche Trennung der Heilgymnasten von 
den eigentlichen Ärzten schon seit langer Zeit entwickelt haben, 
äußerten sich noch zwei Vertreter der Zentraibehörden, der 
Ministerialrat Professor Ottendorf und der Oberregierungs- 
medizinalrat Dr. Mallwitz zu dem in Rede stehenden Be- 
ratungsgegenstand. Sie bekundeten im allgemeinen ihre völlige 
Übereinstimmung zu den Ansichten und Zielen der Orthopäden 
und erinnerten daran, daß die Unterrichtsverwaltung die heute 
von allen Rednern erhobene Forderung einer scharfen Ab- 
grenzung des Arbeitsbereichs der Ärzte und der Turnlehrer 
auch zu der ihrigen mache und namentlich in ihrem Erlaß vom 
Jahre 1924 bereits in diesem Sinne gewirkt habe. Niemals dürfe 
der Turnunterricht eine Form ärztlicher Behandlung dar- 
stellen; anderseits sei es dringend erforderlich, daß Turnlehrer 
und Ärzte Hand in Hand gingen, um die Ziele der ‚‚vorbeugen- 
den Leibesübungen“, die Ertüchtigung der deutschen Jugend, 
unter den heutigen ungünstigen Verhältnissen zu erreichen. 

Am zweiten Verhandlungstage wurde in zahlreichen Vor- 
trägen die Therapie der Wirbelsäulenverkrümmungen ein- 
gehend erörtert und verschiedene neue Erklärungen über die 
Ursache und vor allem den Entstehungsmecharismus der 
Wirbelsäulenverkrümmung gebracht. Die echten Skoliosen 
sind übr'gens bei weitem nicht so verbreitet, wie vielfach ange- 
nommen wird. Blencke (Magdeburg) fand bei Untersuchung 
von 30000 Schulkindern in 1,20 % Skoliosen und starre Rund- 
rücken bei Knaben und 2,86 % bei Mädchen. 

Eingehende Betrachtungen waren der Kinderlähmung ge- 
widmet. Professor Stoffel (Mannheim) gab einen Gesamt- 
überblick über die verschiedenen Lähmungstypen, den Ein- 
fluß derselben auf die Statik und die verschiedenen Methoden 
zur Wiedererlangung der Steh- und Gehfähigkeit. 

Professor Biesalski (Berlin-Dahlem) zeigte die neuen Ge- 
sichtspunkte, die bei der Behandlung der Kinderlähmung aus- 
schlaggebend sein müssen. Der gesamte Körper ist als eine 
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dynamische Einheit zu betrachten, wobei jedoch jeder Mensch 
wiederum seine eigene Dynamik besitzt. Der Knochen-, Gelenk- 
und Muskelapparat bilden einen einheitlichen Organkomplex 
und zwischen dem motorischen und vegetativen Nervensystem 
bestehen innige Beziehungen. Das Ziel der Therapie ist die 
Zurückführung dieser zerstörten Einheit zur physiologisch- 
mechanischen Norm. 

Dr. Mommsen (Berlin-Dahlem) führt diese Allgemein- 
betrachtungen näher aus und weist auf die Balancierung der 
Teilschwerpunkte hin, die mechanischen und neurotonisch- 
physiologischen Gesetzen folgen. 

Dr. Pröbster (Berlin-Dahlem) berichtet ergänzend zu den 
beiden vorherigen Vorträgen über Untersuchungen des Aktions- 
stromes im gesunden und gelähmten Muskel. 

Eine weitere Reihe verschiedener Themen brachte manche 
Klärung und bedeutete vielfach einen Fortschritt zu erfolg- 
reicher Bekämpfung des Krüppeltums. 

Eckhardt (Berlin-Dahlem). 


Die Alkoholfrage auf zwei bedeutsamen Reichstagungen. 


Auf der Jahrestagung des Deutschen Ärztevereins- 
bundes (‚Deutscher Ärztetag‘“) in Eisenach bildete einen 
Hauptgegenstand: „Die Bedeutung der Alkoholfrage für Volk 
und Staat.“ Ihm war ein eingehender Vortrag von Ministerial- 
rat Dr. Beyer vom Preußischen Wohlfahrtsministerium am 
28. Juni 1926 gewidmet. Der Redner ging davon aus, daß 
es sich um ein Problem handle, das schon heute die breite 
Öffentlichkeit beschäftigte, und das voraussichtlich in naher 
Zukunft zu heftigen Kämpfen (auf gesetzgeberischer Linie) 
führen werde. Dieses Problem gebe es nur, weil es einen Alkohol- 
mißbrauch gebe, und diesen nur, ‚‚weil die alkoholischen Ge- 
tränke keine indifferenten Getränke sind... ., weil es eine eigen- 
artige Wirkung derartiger Getränke ist, daß sie physiologisch 
und psychologisch die Hemmungen beseitigen, die bei anderen 
Getränken einen unmäßigen Konsum verhindern,“ und weil 
es ferner eine Eigenart von ihnen ist, daß man sich an sie ge- 
wöhnt und sie so Bedürfnis werden. Es sei nun Sache des Deut- 
schen Ärztetages, die heiß umstrittene Frage sachlich einwand- 
frei, auf Tatsachen und Erfahrungen gestützt, zu prüfen und 
nachdrücklich zu ihr Stellung zu nehmen. An einigen Zahlen- 
und Tatsachenangaben veranschaulichte der Berichterstatter 
— zugleich unter Hinweis auf die erfahrungsgemäße Kuppelung 
des Alkohols mit den Geschlechtskrankheiten —, „daß die 
Alkoholfrage nicht nur ein medizinisches, sondern eines der ge- 
waltigsten sozialen und volkswirtschaftlichen Probleme ist.‘ 
— Im überwiegenden Teile seiner Darlegungen beschäftigte 
er sich dann mit der Frage der Bekämpfung und Vorbeugung 
der Alkoholschäden, wobei er wiederholt die Mitverantwortung 
der deutschen Ärzteschaft an ihrer Lösung eindringlich betonte 
und dieselbe zur Mitarbeit daran aufrief. Ausführlich setzte er 
sich dabei mit dem Verbotsgedanken beziehungsweise der in 
manchen Ländern eingeführten Verbotsmaßnahme auseinander, 
obwohl diese für Deutschland — mindestens auf alle absehbare 
Zeit hinaus — nicht ernstlich ihn Frage steht oder im Bereich 
der Möglichkeiten liegt. Das Gemeindebestimmungsrecht, 
auf das sich die ganze organisierte deutsche Nüchternheits- 
bewegung seit einigen Jahren geeinigt hat, und wofür sehr weite 
wissenschaftliche, Wohlfahrts- und sonstige Kreise sich hinter 
sie stellen und mehr als 21, Millionen Wahlberechtigte unter- 
schriftlich sich erklärten, hat in der Form, wie es von der Deut- 
schen Reichshauptstelle gegen den Alkoholismus ‚‚offiziell‘ 
aufgestellt und formuliert ist, mit einem allgemeinen Alkohol- 
verbot nichts zu tun. Und auch gewisse radikale Teile der deut- 
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schen Alkoholgegnerbewegung, die ein solches Verbot anstreben, 
sind sich darüber klar, daß in naher Zeit in Deutschland an ein 
solches (gar als gefürchtete ‚‚drakonische Zwangsmaßnahme‘“) 
nicht zu denken ist. Auch das Gemeindebestimmungsrecht 
lehnte der Redner, von unseres Erachtens irrigen Voraussetzun- 
gen aus, ab. Im ganzen legte er überhaupt für die ,für unser 
Volk mehr als je gebotene fortschreitende Beschränkung des 
Alkoholkonsums‘‘ mehr als auf gesetzgeberische Maßnahmen 
auf die mittelbaren Wege Gewicht: Aufklärung und Erziehung, 
Sport, soziale Verbesserungen, Förderung guter Unterhaltungs- 
möglichkeiten usw., was auch in einem Entschließungsvor- 
schlag, in den er ausmündete, zum Ausdruck kam. 


Nach einer sich anschließenden sehr regen und vielseitigen 
Aussprache wurde beschlossen, daß die in ihrem Verlauf ab- 
geänderte Entschließung des Berichterstatters zusammen mit 
andern aus der Erörterung erwachsenen Anträgen zu einer ge- 
meinsamen Entschließung verarbeitet und diese als maßgeb- 
liche Kundgebung des Ärtzetages herausgegeben werden solle. 
Die so zustandegekommene Entschließung lautete: 


„Der 45. Deutsche Ärztetag erblickt in der gegenwärtigen 
Höhe des Alkoholverbrauches, namentlich in Hinsicht auf die 
wirtschaftliche und gesundheitliche Lage des deutschen Vol- 
kes, eine Gefahr für die Volksgesundheit, die um so größere 
Beachtung verdient, als der Verlauf der letzten Jahre einen An: 
stieg des durchschnittlichen Alkoholverbrauches erkennen 
läßt. — Der Deutsche Ärztetag verspricht sich weniger von 
harten gesetzgeberischen Maßnahmen, als von weitgehender 
Aufklärung, von Nüchternheitsunterricht in den Schulen und 
von alkoholfreier Erziehung der Jugend, von der Unterdrückung 
der Alkoholpropaganda, von der Bekämpfung der Trinksitte 
und der Unterstützung der Abstinenz- und Mäßigkeitsvereine. — 
Die tatkräftige Förderung der Alkoholbekämpfung durch Staat, 
Gemeinde und private Organisationen ist erforderlich. Die be- 
stehenden Vorschriften zum Schutze der Jugend sind streng 
durchzuführen. Bei Konzessionierung von Schankstätten 
müssen die persönliche Eignung der Bewerber und die Bedürf- 
nisfrage sorgfältig geprüft werden. Wünschenswert ist die Herab- 
setzung der Vergnügungssteuern bei Volksveranstaltungen, wenn 
an sie ein Verbot des Alkoholausschanks geknüpft ist. Als ge- 
eignet für die Eindämmung des Alkoholverbrauchs erscheinen 
dem Ärztetage die Unterstützung der Sportbewegung, die För- 
derung des Wohnungsbaues, des Siedlungswesens und der 
Kleingartenbewegung sowie die Sorge für physiologisch und 
psychologisch günstige Arbeitsbedingungen und für gute und 
wohlfeile Erholungsmöglichkeit und bildende Unterhaltung.“ 


Von vereinsmäßig zusammengefaßter Alkoholgegnerseite 
haben immer die Jahresversammlungen des Deutschen Ver- 
eins gegen den Alkoholismus auch einer breiteren Öffent- 
lichkeit etwas zu sagen. So wiederum die diesjährige Jahres- 
tagung dieses Vereins Ende September 1926 in Barmen, in 
Verbindung mit einer Trinkerheilstättentagung und einer 
Trinkerfürsorgekonferenz. Im Mittelpunkt der stark besuchten 
und unter vielseitiger Beteiligung der Behörden und weiter 
sonstiger Kreise sehr eindrucksvoll verlaufenen Veranstaltungen 
standen die Verhandlungen der Hauptversammlung über den 
Schutz der Jugend gegen die Alkoholgefahren. An einen sehr 
wirkungsvollen Hauptvortrag (von Studienrat Merbitz, 
Dresden) schlossen sich eine Anzahl kürzere Ansprachen, die 
die grundlegend wichtige Frage — die auch in den Verhand- 
lungen und der obigen Entschließung des Ärztetages betont 
wurde — von den verschiedenen in Betracht kommenden Stand- 
orten und Lebenskreisen aus beleuchteten. Eine ausführliche 
Entschließung faßte die Forderungen zusammen, die an alle 
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einschlägigen Stellen und Personenschichten zu stellen sind. 
Sie wenden sich angesichts der schweren Bedrot.ung der Ju- 
gend durch die ständig steigende Herstellung, Anpreisung und 
Anbietung alkoholischer Getränke mit bestimmten Vorsch.lägen 
und Zielpunkten an Rezierung, Reichstag und Staats- und 
Gemeindebet.öı den, Kirche, Unterrichtsverwaltung und Lehrer- 
schaft, Wohlfahrts- und Jugendpflege, Turn- und Sportführer, 
die Gastwirte, die Elternschaft, die organisierte Jugend. 

Die Trinkerheilstättentagung bot zunächst einen Be- 
richt des Gesch äftsführers des Heilstättenveıbandes, Pastor 
Kruse (Lintorf), über die Lage der Trinkerheilstätten. Der 
Verband umfaßt ihrer zur Zeit 24 mit 1175 Plätzen, worunter 
200 für Frauen. Die Benutzung kommt fast der vor dem 
Kriege wieder gleich, einzelne Heilstätten sind sogar überfüllt. 
Ein (infolge Erkrankung vertretungsweise vorgelesener) Vor- 
trag des Veıbandsvorsitzenden San.-Rat Dr. Colla (Bielefeld), 
verbreitete sich über „Die Schuldfrage beim Alkoholkranken‘“, 
San.-Rat Seiffert (BeutFen) über: „Unsere Forderung eines 
Trinkerfürsorgegesetzes“. In der Besprechung zum letzteren 
Gegenstand wurde betont, wieviel schon unter den heutigen 
Gesetzen zu erreichen sei, wenn man diese nur recht anwende, 
wobei außer den Wotlfahrts- und Fürsorgeämtern auch den 
Ärzten eine wichtige Rolle und Mitwirkungsmöglichkeit zu- 
komme. — Die Trinkerfürsorgekonferenz beschäftigte 
sich mit der Frage: ‚Sollen Trinkerfürsorgestellen bekenntnis- 
mäßig oder gemeindlich (Wot Ifahrtsämter) aufgebaut werden ?“ 
Direktor Czeloth (katholisches Kreuzbündnis) unterschied 
zwischen Trinkeı fürsorge- und Trinkerrettungsaıbeit, bei welch 
letzterer die religiö eErziehung wichtige Heilfaktoren biete. Die 
gemeindliche Tıinkerfürsorge müsse sich deshalb auf die eigent- 
liche Füısorgeaıbeit beschränken, während die Rettungsaıbeit 
einschließlich der Betreuung der Familien den bekenntnismäßi- 
gen Fürsorgestellen überlassen werden müsse. Stadt-Med.-Rat 
Dr.Schröder(Oberhausen) sprach sich für einen sozusagen ‚‚ge- 
mischt-wirtschaftlichen‘ Betrieb aus: amtliche, in eine gutaus- 
gebaute Wot Ifahrts-, Jugend- und Gesundteitsfürsorge rich- 
tig eingesckaltete Trinkerfürsorge, aber unter voller Heran- 
ziehung der Trinkerrettungsvereine zur persönlich-seelischen 
Beeinflussung der Trunksüchtigen. 

In einer öffentlichen Abendversammlung sprachen 
Univ.-Prof. Dr. Kessler (Jena) und Kreiskommunalarzt Dr. 
Fels (Lennep) über die Fıage: ‚Werden wirklich ‚Millionen 
von Existenzen vernichtet‘, wenn weniger getrunken wird?“ 
Die überzeugungsvoll begiündete Antwort lautete im wesent- 
lichen: Es werden bei Abnahme des ‚Trinkens‘‘ mancherlei, 
übrigens nicht allzu tiefgreifende, weil erst allmät lich eintretende 
Umsstellungen erforderlich sein; es stelt aber fest, daß es für 
die Volkswotlfahrt und Volkswiıtschaft um so besser sein wird, 
je weniger getrunken wird. In einer anderen Versammlung 
redete der Weltmeister im Kurzstreckenlauf Dr. Peltzer zu 
mehreren Tausend jungen Leuten über ‚Sport, Jugend und 
Alkohol“. Flaig (Berlin). 


Tagung des Deutschen Verbandes für Schulkinderpfiege. 
Heidelberg, 21. Oktober 1926. 


Der Deutsche Veıband für Schulkinderpflege hat seiner dies- 
jährigen Sommertagung in Dortmund, die sich mit dem Thema: 
„Wohnungs- und Bettennot‘ befaßte und Abhilfemaß- 
nahmen vor allem vom Standpunkt des Arztes und des Archi- 
tekten eıörtert hatte, eine Heıbsttagung in Heidelberg folgen 
lassen, in der „Wohnungs- und Kindernot“ nochmals genauerer 
Betiachtung unterzogen wurde, und die nun vor allem Sozial- 
pädagogen über die Bekämpfung solcher Nöte in erzieherischer, 
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gesundheitlicher und wirtschaftlicher Richtung zu Worte kom- 
men ließ. Nicht die großen grundlegenden Fragen volkswirt- 
schaftlichen Charakters — Baupolitik, Verwendung der Haus- 
zinssteuer usw. — galt es zu behandeln, sondern, wie die Vor- 
sitzende des Verbandes, Anna von Gierke (Berlin) in ihren 
einleitenden Worten ausführte, die Aufgaben, die der Verband 
selbst auf seinem eigensten Arbeitsgebiete zu propagieren und 
zu fördern hat. Es galt überhaupt weniger den Fragen der 
Wohnungsnot an sich, als spezieller der schädigenden Ein- 
wirkung auf die Kinder infolge der Not und deren Bekämpfung. 

Als höchst eindrucksvollen Beginn der Verhandlung gab die 
im Berliner Bezirk Wedding tätige leitende Fürsorgerin, Fräu- 
lein Klapper, erschütternde Bilder aus ihrer Praxis, schilderte, 
wie gesundheitliche, aber noch mehr, wie tiefste sittliche Not 
die Folge der unerträglich engen Wohnungen, des Mangels an 
Betten, der Unbehaglichkeit enger, schlecht möblierter, über- 
füllter Wohnräume ist, wie die Fürsorge angesichts solchen 
Elends immer wieder sich fast vor der Unmöglichkeit findet, in 
diese Not auch nur Linderung, geschweige denn Abhilfe, zu 
tragen. 

Was kann nun durch die Fürsorge in der Tat dagegen ge- 
geschehen? Im Einzelnen gesehen, sind es ‚Kleine Mittel‘, die 
in den folgenden Referaten geschildert wurden; aber in ihrer 
Gesamtheit, in organischem Aufbau und planmäßiger Durch- 
führung können sie doch den schlimmsten Schäden Einhalt tun. 
Die folgenden Referenten waren sämtlich aus süddeutschen 
Orten, allerdings sehr verschiedener Struktur und demzufolge 
mit verschiedenartigen Arbeitsgebieten. 

Fräulein Kiene (Freiburg), Referentin für Kinderfürsorge 
im Deutschen Caritasverband, wies zunächst in ihrem Referate 
über „Gesundheitliche Maßnahmen der Bekämpfung“ 
auf die in neuerer Zeit so vielfältig gestaltete örtliche Er- 
holungsfürsorge!) hin, die die Kinder großenteils wenigstens 
den Tag über, oder doch für einen Teil des Tages aus den über- 
füllten Wohnungen in Sonne, gute Luft, hygienisch gehaltene 
Umgebung führt. Sie forderte, daß möglichst alle Horte sich 
Grundstücke mit Baracken zu solchen Zwecken angliedern 
sollten. Neben dieser Einrichtung haben natürlich die anderen 
Formen der örtlichen Erholungsfürsorge fortzubestehen. Ge- 
legentlich ihrer Ausführungen über die Verschickungsfürsorge 
stellte die Referentin die Forderung nach stärkerer Zusammen- 
arbeit mit dem Arzt, nach Schaffung geeigneter Heime für 
nachgehende Fürsorge. Sie wies besonders darauf hin, daß wir 
jetzt eine viel zu große Zahl von Kindererholungsheimen be- 
sitzen, die sich daher in wirtschaftlich bed.ängter Lage be- 
finden. Umgestaltung dieser Häuser zu den wirklich notwendi- 
gen Arten wäre sehr begrüßenswert. Hierzu gehört u. a. 
die Einrichtung von Genesungsheimen, Heilstätten, Über- 
gangsheimen. Diese Ausführungen leiteten über zu der bedeut- 
samen Erörterung der Spezialisierung von Heimen überhaupt. 
— Neben der Heimunterbringung ist gıößtes Gewicht auf Ver- 
anstaltung von Spielen und auch — aber mit entsprechender, 
sehr vorsichtiger Handhabung — auf Kinderwanderungen zu 
legen. Für alle diese Maßnahmen ist natürlich ein in geeigneter 
Weise geschultes Personal unerläßlich. 

Die erzieherischen Maßnahmen erörterte Rechtsrat 
Dr. Ammann, der Leiter des Heidelberger Jugendanites: Er 
schilderte den vom Jugendamt geführten Kampf gegen die 


1) Das Deutsche Archiv für Jugendwohlfahrt hat unter dem 
Titel: „Öttliche Erkolungsfürsorge“ eine Schrift über die ent- 
sprechenden Maßnahmen, die damit gemachten Erfahrungen 
und praktische Vorschläge zu ihrer Durchführung veröffent- 
licht. Verlag Herbig, Berlin 1925. 
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Schäden der Wohnungsnot, dessen stärkstes Mittel natürlich 
die völlige Fortnahme der Kinder aus dem Elternhaus ist. 
Diese darf aber aus leicht ersichtlichen Gründen nur in wirklich 
unumgänglich notwendigen Fällen erfolgen. Verhältnismäßig 
leichter als bei den Kindern, die im Elternhaus leben, kann das 
Jugendamt für seine Pflegekinder und Amtsmündel sorgen. 
Für diese wird jetzt an Stelle der in den letzten Jahren (haupt- 
sächlich als Notmaßnahme) vorgenommenen Anstaltsunter- 
bringung wieder die Familienpflege in möglichst großer Aus- 
dehnung, ‚‚bis zur Grenze der Familienfähigkeit des Kindes‘‘, 
angewendet. Die Schwierigkeiten der Auswahl müssen durch 
Verfeinerung der sozialen Diagnose noch erfolgreicher über- 
wunden werden. Gegen sittliche Gefährdung der heranwachsen- 
den Jugend soll nach der Absicht des Reichsjugendwohlfahrts- 
gesetzes die Schutzaufsicht eine gewisse Gewähr bieten; jedoch 
dürfe sie nicht zu einer „bequemen Beruhigung des sozialen Ge- 
wissens“ werden. Eine sorgfältige Verteilung der hier liegenden 
Aufgaben unter amtliche und ehrenamtliche Helfer ist Vorbe- 
dingung. Die für wirklichen Erfolg notwendige ‚‚Lebensgemein- 
schaft“ zwischen Helfer und Zögling kann zumeist nur durch 
ehrenamtliche Kräfte, die je nur wenige Fälle betreuen, erreicht 
werden. Amtliche Kräfte sollten nur für besonders schwierige 
Fälle dazu berufen werden. Zur Fürsorge für die Jugendlichen, 
denen kein Elternhaus Schutz und Heim bietet, besonders für 
wandernde, brauchen wir noch geeignete Spezialheime. Erheb- 
liche Bedenken äußerte der Referent gegen eine zu lebhafte 
Mitarbeit der Jugendbewegung bei der Fürsorge für die ge- 
fährdete Jugend; solche sei nur mit sorgfältigster Auswahl und 
Organisation nutzbringend. Direktor Aldinger, Leiter des 
Stuttgarter Jugendamtes, bot sodann in bezug auf die Wirt- 
schaftlichen Maßnahmen eine Übersicht über das, was eine 
Stadttunkann. Von hervorragendster Wichtigkeit hierbei sprang 
das Hand-in-Hand-Arbeiten der verschiedenen städtischen so- 
zialen Ämter, vor allen Dingen des Jugendamtes mit dem 
Wohnungsamt, hervor. Geldgewährung an Familien, um 
Mieterückstände zu zahlen und Ausweisung zu verhindern, oder 
um notwendigen Umzug oder Reparatur der Wohnung zu er- 
möglichen, war das erste der erwähnten Mittel, bei dem natür- 
lich sorgfältige Auswahl der Familien, unter Umständen nach 
Auskunft des Jugendamtes, Vorbedingung ist. Das Jugendamt 
kann auch darauf hinwirken, daß bei Vergebung neuer Woh- 
nungen die der Fürsorge bedürftigsten Familien, — kinder- 
reiche, tuberkulöse usw. -- z. B. durch Vordatierung bei der 
Meldeliste, bevorzugt werden. Durch Aufklärung der Eltern 
über hygienische Pflege der Wohnung, Mütterkurse, durch Er- 
richtung von Horten, Kindergärten, Waldheimen, oder Förde- 
rung der dahin strebenden privaten Einrichtungen kann viel 
getan werden. Eine möglichst allgemeine Ausdehnung der Er- 
holungsfürsorge über die Ferien hinaus auf die Schulmonate und 
über die bis! er befürsorgten Gruppen von Schulkindern auf Schul- 
entlassene muB erstrebt werden. Interessant war in bezug auf 
den ersteren Punkt die Schilderung der in Stuttgart einge- 
führten Frühjahrs- und Herbst-,‚Erholungskurse‘“ mit Schul- 
betrieb von 10—12 Wochen; hierfür werden hauptsächlich die 
unter der Wohnungsnot leidenden Kinder ausgewählt. — Die 
Bekämpfung der Gefahren für jugendliche Erwerbslose, die 
gerade durch die Wohnungsnot (Straßen-, Kneipenaufenthalt) 
zu schwerer moralischer Schädigung wird, gehört ebenfalls 
hierher. Als eigentlich vorbeugendes Mittel (für gelernte Ar- 
beiter ist meistens die Erwerbslosigkeit von kürzerer Dauer als 
für ungelernte) wird die möglichst früh einsetzende Berufsaus- 
bildung in Stuttgart in weitherziger Anwendung der Reichs- 
grundsätze zur Fürsorgepflichtverordnung sehr vielen hilfs- 


bedürftigen Jugendlichen vermittelt. Auch hier bietet die Zu- 
sammenarbeit der zuständigen Stellen, in diesem Fall be- 
sonders mit den Trägern der sozialen Versicherung, weittragende 
Vorteile. Das Jugendamt übernimmt hierbei einen Teil der 
Kosten als ‚„‚Minderjährigen-Fürsorge“. Neben diesen Maß- 
nahmen schilderte der Referent die hierzu als Ergänzung tre- . 
tende halboffene Fürsorge. Gerade bei dieser wird von der 
freien Jugendwohlfahrt umfassende Mitwirkung erwartet und 
auch geleistet. Entsprechende Subventionierungen durch die 
Öffentlichkeit werden natürlich gewährt. In solcher Weise 
werden in Stuttgart z. B. die bekannten Waldheime sämtlich 
durch freie Tätigkeit errichtet und betrieben und vom Jugend- 
amt unterstützt. 

In der Aussprache wurde zunächst durch Fräulein Geppert 
(Nürnberg) ein sehr lebendiges Bild der von ihr gegründeten und 
geleiteten Mütterkurse im Anschluß an ihren Kindergarten für 
schwer erziehbare psychopathische Kinder gegeben. Von der 
Teilnahme der Mütter an diesen dreijährigen Kursen mit haus- 
wirtschaftlicher, pädagogischer, hygienischer Handfertigkeits- 
belehrung wird die Zulassung der Kinder in den Kindergarten 
abhängig gemacht. Zur Überwachung der Kinder, die während 
der Abwesenheit der Mütter vom Hause sonst unbeaufsichtigt 
wären, hat der Kindergarten sich eine ‚‚Kinderstube‘‘ ange- 
gliedert. Die rege Teilnahme der Frauen an diesen Veranstal- 
tungen, die deutlich bemerkbare Einwirkung auf die Erziehung 
der Kinder, auf die Gestaltung der Familienwohnungen, hat 
trotz mannigfacher Enttäuschungen und Erschwerungen doch 
bereits erwiesen, welch ein segensreicher volkserzieherischer Er- 
folg diesem Versuch beschieden ist. 

Aus der großen Zahl der in der Aussprache gegebenen An- 
regungen sei genannt: Schaffung von Übernachtungsheimen für 
Kinder aus überfüllten und auch sonst schädlichen Wohnungen 
(eine nur mit großer Vorsicht durchzuführende Maßnahme), die 
Verbringung ganzer Kindergärten ins Freie, der Zusammen- 
echluß von Kinderanstalten verschiedener Zwecke oder aus ver- 
schiedenen Gegenden zu planmäßiger Ergänzung und Aus- 
gleichung, der stärkere Ausbau der volkserzieherischen Auf- 
gaben der Tagesstätten, gerade in bezug auf Wohnungspflege, 
die notwendige Wiederbelebung der Horte, neben denen wäh- 
rend der Zeit der Wohnungsnot auch einfacher organisierte 
Nachmittagsheime nach amerikanischem Muster angeregt wur- 
den (auch dieser Vorschlag ließ jedoch Bedenken pädagogischer 
Art laut werden); ferner sorgfältigster Ausbau der offenen Für- 
sorge als Unterbau und Stütze der halboffenen. 

K. Mende (Berlin). 


Jahresversammlung badischer Schul- und Fürsorgeärzte. 
Baden-Baden, 14. November 1926. 


Erster Verhandlungsgegenstand war eine Aussprache über die 
neuen Richtlinien der schulärztlichen Berichterstattung, die 
zu dem Zwecke eingeführt wurden, ein einheitliches Arbeiten 
der badischen Schulärzte auf Grund der Ministerialverordnung 
von 1913 sicherzustellen. Berichterstatter war Medizinalrat 
Dr. Stephani (Mannheim), der betonte, daß die Herausgabe 
der Richtlinien durch das Ministerium erst im Anschluß an 
Verhandlungen mit den Vertretern der Schulärzte stattgefunden 
hat. Man war sich einig, daß die Richtlinien im Interesse der 
vereinfachten Betriebsführung liegen. 

Über die Frage der Beziehungen von der Sozialversicherung 
zur Gesundheitsfürsorge sprach Stadtschularzt Dr. Lußhei- 
mer (Mannheim). Ausgehend von dem Gesetz vom 28. VII. 
1925 wies er darauf hin, daß die Gesundheitsfürsorge in Zu- 
kunft der Mitarbeit der Versicherungsträger bedarf. Zu dieser 
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Notwendigkeit sei man durch die Tendenz des Städtetags, | 


wo immer möglich zu sparen, gekommen. Die Hauptsache sei 
ein planmäßiges Zusammenarbeiten von Kommunen und Ver- 
sicherungsträgern unter der Führung der Kommunen mit der 
Bedingung, daß keine Eingriffe von Laienseite in die ärztlichen 
Entschließungen stattfinden dürften. Nach Darlegung der für 
eine solche Regelung wichtigen organisatorischen Momente 
kam der Referent auf die Frage der ‚Hilfsbedürftigkeit‘‘ im 
Sinne der Reichsgrundsätze für Art und Maß der öffentlichen 
Fürsorge zu sprechen und wies auf die Gefahr hin, die die 
‚Forderung der Ärzteschaft auf der Tagung in Eisenach in sich 
schließt, nur die Hilfsbedürftigen fürsorgerisch erfassen zu 
können. Weiterhin wurde die Frage der Behandlung durch 
den Fürsorgearzt besprochen und darauf hingewiesen, daß 
eine solche die Intensität des fürsorgerischen Wirkens beein- 
trächtige. Folgende Entschließung wurde nach anregender 
Aussprache einstimmig angenommen: 

1. Die Teilnahme der Träger der Sozialversicherung an den 
Kosten der Gesundlieitsfürsorge und der Wohlfahrtspflege 
kann prinzipiell als ein Fortschritt bezeichnet werden, der nicht 
nur wirtschaftlich bedeutungsvoll ist, sondern auch den Grund- 


gedanken der Fürsorge, nämlich die Verhütung von Krank- | 
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heiten durch rechtzeitige sachgemäße Vorbeugung, wesentlich 
zu fördern vermag. 2. Der auch vom Städtetag vertretene 
Standpunkt, daß die Kommunen nach wie vor die Führung in 
der vorbeugenden Gesundheitsfürsorge behalten sollen und das 
bisherige Prinzip der fürsorgeärztlichen Tätigkeit beibehalten 
werden muß, wird nachdrücklich unterstützt. 3. An der Forde- 
rung, daß die fürsorgeärztliche Tätigkeit mit der Übernahme 
der Individualbehandlung nicht verknüpft werden darf, wird 
unbedingt festgehalten. 4. Die Forderung des Deutschen 
Ärztetages vom 28. VI. 1926, daß nur „H:lfsbedürftige‘“ (ge- 
mäß $ 5 der Reichsgrundsätze vom 4. XII. 1924) fürsorgerisch 
betreut werden dürfen, bedeutet die Gefahr, daß durch die 
Nichterfassung eines Teils der Fürsorgebedürftigen, die nicht 
gleichzeitig ‚‚Hilfsbedürftige‘‘ sind, Schaden für das Volks- 
ganze erwächst. 5. Eine zweckmäßige und zielbewußte Gesetz- 
gebung über Gesundheitsfürsorge ist ohne Mithilfe der Ärzte- 
schaft unmöglich. Bei allen gesetzlichen Regelungen, die in 
der Praxis eine Mitwirkung der Ärzte erfordern, sind Vertreter 
der Fürsorgeärzte und der praktizierenden Ärzte unter allen 
Umständen zu den Verhandlungen schon von den Vorberatungen 
ab aus Nord- und Süddeutschland zuzuziehen. 
Stephan (Mannheim). 
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Die sozialhygienische Seite des Arbeitszeitproblems. 
Von OTTO LIPMANN, Berlin-Neubabelsberg. 


Die Wirkungen von Verkürzungen oder Verlänge- 
rungen der Arbeitszeit sind strittig und unterliegen 
zur Zeit einer lebhaften Erörterung. Die Freunde ver- 
kürzter Arbeitszeit behaupten, die Verkürzung der 
Arbeitszeit führe 
l. zur Intensivierung der Arbeit und zwar 

a) auf direktem Wege, durch stärkere Kräftean- 
spannung des Arbeiters, 

b) auf indirektem Wege, indem der Unternehmer 
zur Rationalisierung und Intensivierung der 
Arbeitsverfahren genötigt werde, 

2. zur Verminderung der Unfall-, Krankheits- und 

Sterbeziffer, | 
3. nicht nur zu einer Verlängerung, sondern auch zu 

einer rationelleren Ausnutzung der Freizeit, 

4. zur Steigerung der Macht und des Ansehens der 

Gewerkschaften. 

Ob und in welchem Umfange alle diese Behauptun- 
gen zutreffen, sei hier nicht erörtert); es sei nur er- 
wähnt, daß die Untersuchung der wirtschaftlichen 
Bedeutung der Arbeitsdauer eine der Aufgaben des 
von der Reichsregierung eingesetzten „Ausschusses 
zur Untersuchung der Erzeugungs- und Absatz- 
bedingungen der deutschen Wirtschaft‘ ist. 

Ebenso sollen hier die allgemeinen Fehlerquellen, 
die bei der vergleichenden Untersuchung der Wirkung 
verschiedener Arbeitsdauern zu beachten sind — die 
in jedem Falle neu zu erhebende Frage der cetera 
paria —, unerörtert bleiben. 

Wir beschränken uns hier auf die Erörterung der 
Bedeutung der Arbeitsdauer für die Volksgesund- 
heit, müssen aber in diesem Zusammenhange wenig- 
stens auf einige besondere ,„imparia“ hinweisen, 
welche die für unser Problem in Betracht kommenden 
Ergebnisse verwischen oder verfälschen: 

1. Gleichzeitig mit der Einführung des Achtstunden- 
tages wurde häufig die Arbeitszeit-Einteilung durch 
Fortlassung oder Verkürzung der Arbeitspausen in 
hygienisch ungünstigem Sinne verändert, so deß da- 
durch eine etwaige hygienische Wirkung der Arbeits- 
zeitverkürzung als solcher oft nicht rein in Erscheinung 
treten kann. 


1) Vgl. Otto Lipmann, Das Arbeitszeitproblem. Nr. 2 
der ‚„Arbeitswissenschaftlichen Monographien aus dem Institut 
für angewandte Psychologie in Berlin“. Veröff. Mediz.-Verwalt. 
(Richard Schoetz, Berlin), 2. Aufl., 22. Bd., H. 6, 497 S. 1926. 


2. Wenn den Unfall- und Krankenstatistiken die 
Zahl der Meldungen bei Kassen und dergleichen zu- 
grunde liegen, so ist zu beachten, daß diese Meldungen 
in der Inflationszeit — unabhängig von sonstigen Ur- 
sachen — auch deshalb stark zurückgingen, weil die 
zu erwartenden Krankengelder und dergleichen un- 
erheblich waren. 

Unter den Wirkungen der Arbeitsdauer auf die 
Volksgesundheit unterscheiden wir direkte und in- 
direkte, und wir verstehen dabei unter ‚indirekten‘ 
solche, die nicht so sehr als Folgen der verkürzten oder 
verlängerten Arbeitszeit, wie als Folgen der damit 
Hand in Hand gehenden Verlängerung oder Verkür- 
zung der Freizeit aufzufassen sind. 


Eine zwar direkte, aber doch nicht eindeutige Be- 
ziehung liegt vor zwischen der Arbeitsdauer und der 
Unfallhäufigkeit!). Wir haben drei Fälle zu 
unterscheiden: 

l. Mit der Verkürzung oder Verlängerung der 
Arbeitsdauer (zum Beispiel um 20%) geht eine pro- 
portionale Verminderung oder Vermehrung der Un- 
fälle (wiederum um 20%) Hand in Hand. Solche Er- 
gebnisse sind belanglos ; denn sie besagen nur, daß der 
Arbeiter, der zehn Stunden lang an einer gefährlichen 
Maschine steht, einer um 20%, größeren Gefährdung 
ausgesetzt ist als ein Arbeiter, der nur acht Stunden 
lang an dieser Maschine beschäftigt ist. Immerhin ist 
auf diese banale Erklärung besonders hinzuweisen, 
weil irrtümlicherweise jede Vermehrung der Unfall- 
häufigkeit bei Arbeitszeitverlängerungen und jede 
Verminderung der Unfallhäufigkeit bei Arbeitszeit- 
veıkürzungen propagandistisch ausgebeutet wird. — 
Theoretisch belangreich sind nur solche Ergebnisse 
der Unfallstatistik, bei denen die Vermehrung oder 
Verminderung der Unfälle mehr oder weniger beträgt 
als die Verlängerung oder Verkürzung der Arbeits- 


zeit. Das nachstehende Beispiel — nach den Be- 
richten der Rheinisch-westfälischen Hütten- und 
Walzwerks-Berufsgenossenschaften — ist also in 


diesem Sinne im wesentlichen nicht verwendbar: 


1) Vgl. Otto Lipmann, Unfallursachen und Unfallbe- 
kämpfung. Nr. I der „Arbeitswissenschaftlichen Monographien 
aus dem Institut für angewandte Psychologie in Berlin‘. 
Veröff. Mediz.-Verwalt. 20. Bd., H. 3, 126 S. 1925. 
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Anzahl d. ent- 


y Anzah! der Anzahl der 
er: Arbeits- 


gemeldeten | schädigungs- tödlichen 
glichene zeit Betriebsun- | pflichtigen Unfälle auf 
Zeit- a fälle auf je | Unfälle auf je] je 10000 
perioden (täglich) |10000 Arbeit.| 10000 Arbeit.| Arbeiter 
pro Jahr pro Jahr pro Jahr 
1918 | 12 St. 1541 171 21 
1919 | 8 St. | 952 122 14 
-3%,| 38% | — 2% | — 33% 


2. Findet sich, daß die Unfallhäufigkeit um einen 
geringeren Betrag gesunken ist, als die Ver- 
kürzung der Arbeitszeit betrug, mit anderen Worten, 
daß die Stundenhäufigkeit der Unfälle gestiegen 
ist, so müssen wir untersuchen, ob gleichzeitig auch 
die Stunden-Arbeitsleistung gewachsen ist, das 
heißt, ob die Arbeitszeitverkürzung eine Intensivierung 
der Arbeit mit sich brachte. Ist dies der Fall, so liegt 
gleichfalls — wie bei einer Verlängerung der Arbeits- 
zeit — eine Erhöhung des Gefahrmomentes vor, indem 
wir nun das Gefahrrisiko zwar nicht mehr auf die 
Zeiteinheit, aber auf die Arbeitsleistungs-Einheit 
zu beziehen haben. (Die Dauer einer Arbeit, die eine 
gefährliche Verrichtung in sich schließt, sei von 10 
auf 8 Stunden verkürzt worden; dies habe eine In- 
tensivierung der Arbeitsleistung derart zur Folge ge- 
habt, daß die Verrichtung nun nicht 8mal, sondern 
iOmal stündlich vollzogen wird, das heißt, daB die 
Tages-Arbeitsleistung die gleiche blieb. Infolge- 
dessen wäre natürlich auch das Gefahrrisiko pro 
Stunde gestiegen, die Stunden-Unfallhäufigkeit hätte 
sich vermehrt, die Tages-Unfallhäufigkeit und das 
„Unfallrisiko‘‘ [das heißt die Unfallhäufigkeit, be- 
zogen auf die Produktionseinheit] wären die gleichen 
geblieben.) 

Natürlich kommt aus analogen Gründen auch der 
umgekehrte Fall vor, daß nämlich die Unfallhäufig- 
keit bei einer Arbeitszeitverlängerung um einen 
geringeren Betrag wächst, als die Verlängerung 
betrug. 

3. Von der günstigen Wirkung einer Arbeitszeit- 
verkürzung (oder der ungünstigen Wirkung einer 
Arbeitszeitverlängerung) auf die Unfallhäufigkeit kön- 
nen wir streng genommen nur dann sprechen, wenn die 
Verminderung (beziehungsweise die Vermehrung) der 
Unfallhäufigkeit prozentuell größer ist als die Arbeits- 
zeitverkürzung (oder-Verlängerung). Entweder näm- 
lich äußert sich dann die mit kürzerer Arbeitszeit ver- 
bundene höhere Arbeitsintensität überhaupt nicht 
in einer Temposteigerung der Arbeit, sondern nur 
in vermehrter Aufmerksamkeit und Arbeitsfreudigkeit 
und ert.öhter subjektiver und objektiver Leistungs- 
bereitschaft!), so daß das Unfallrisiko nicht durch 


1) Vgl. Otto Lipmann, Grundriß der Arbeitswissenschaft 


Steigerung der Arbeitsleistung, sondern durch Ver- 
minderung der Unfallhäufigkeit herabgesetzt wird; 
oder diese Vermehrung der Leistungsbereitschaft ist 
so erheblich, daß die Aufmerksamkeit auch dem 
rascheren Arbeitstempo ohne vermehrte Fehler zu 
folgen vermag, und daß auch das raschere Arbeits- 
tempo den Arbeiter nicht stärker ermüdet, als das bei 
längerer Arbeitszeit befolgte langsamere Tempo. 


Für die mit dem Jahre 1919 einsetzende Verminde- 
rung der Unfälle, wie die nachstehende Mitteilung 
sie zeigt, war anscheinend die Arbeitszeitverkürzung 
eine der Hauptursachen: auf je 100000 bei den ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften Deutschlands ver- 
sicherte Personen entfielen nach den amtlichen Nach- 
richten des Reichsversicherungsamtes!) 


in den Jahren 1912 bis 1918 durchschnittlich 739, 


in den Jahren 1919 bis 1923 durchschnittlich 541 
Unfälle jährlich, das ist eine Verminderung um 27%, 
die jedenfalls größer ist als die Verkürzung der Ar- 
beitszeit. 


Umgekehrt liegen die Verhältnisse bei Verlänge- 
rungen der Arbeitszeit, wie bei dem Bericht über eine 
Generatorenanlage Mitteldeutschlands; hier entfielen 
auf je 100000 Arbeiter-Arbeitstage 


im Jahre 1923 bei 8stündiger Arbeitszeit 46 Unfälle, 
im Jahre 1924 bei IOstündiger Arbeitszeit 104 Unfälle. 


Bei einer Verlängerung der Arbeitszeit um 25% ver- 
mehrten sich also die Unfälle um 126% 2). 


Aber weder sind die statistischen Angaben über die 
Tageshäufigkeit der Unfälle so zu verstehen, daß 
auf jede Stunde, zum Beispiel eines lOstündigen 
Arbeitstages 1/,, der mitgeteilten Unfallziffer entfiele, 
noch auch dürfen statistische Angaben über die 
Stunden-Unfallhäufigkeiten während eines zum Bei- 
spiel 1Ostündigen Arbeitstages dahin interpretiert 
werden, daß durch Verkürzung der Arbeitsdauer auf 
8 Stunden die Tages-Unfallhäufigkeit um den Betrag 
der Stunden-Unfallhäufigkeiten der beiden letzten 
weggelassenen Stunden vermindert werden. Denn 
die letzten Stunden eines Arbeitstages, sowohl eines 
10- wie eines 8stündigen, stehen unter besonderen 
Bedingungen der „Leistungsbereitschaft‘‘ (sogenann- 
ter „Schlußantrieb‘‘), und eine geringe Unfallhäufig- 
keit in den letzten Stunden eines Arbeitstages be- 
weist daher nicht ohne weiteres, daß die Arbeitsdauer 
dieses Arbeitstages nicht „zu lang“ ist. 


und Ergebnisse der arbeitswissenschaftlichen Statistik. Gustav 
Fischer, Jena 1926. 93 S. S. 19ff. 

1) Vgl. Wilhelm Wolff, Der Achtstundentag. Verlags- 
gesellschaft des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
Berlin 1926. 112 S. S. 90. 

2) Proletarier. 23. August 1924. 
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Ein besserer Maßstab für die Wirkung der Arbeits- 
dauer ergibt sich aus einem Vergleich der Schwan- 
kungen der Stundenhäufigkeiten der Unfälle während 
der Arbeitstage von verschieden langer Dauer, zum 
Beispiel aus dem Vergleiche der Unterschiede zwischen 
Vor- und Nachmittags-Unfallhäufigkeiten oder aus 
dem Vergleiche der Abweichungen der einzelnen 
Stundenhäufigkeiten vom Tagesdurchschnitte. 

In einem von Vernon!) berichteten Falle ver- 
teilten sich die Vor- und Nachmittags-Unfallhäufig- 
keiten 

bei I2stündiger Arbeitszeit wie 1:5, 
bei 8stündiger Arbeitszeit wie 1:3. 

Ebenso sind übrigens die Schwankurgen der Tages- 
unfallhäufigkeiten während der Arbeitswoche ein 
Maßstab für die Wirkung der wöchentlichen Arbeits- 
dauer. 


Dem Gebiete der Unfälle benachbart ist das der 
Berufskrankheiten. Daß in gesundheitsgefährden- 
den Betrieben die Arbeitsdauer besonders geregelt 
werden muß, ist auch durch die Gesetzgebung aner- 
kannt, und der Sozialpolitische Ausschuß des Vorl. 
Reichswirtschaftsrates hat eine erhebliche Arbeit 
darauf verwandt, festzustellen, welche Betriebe im 
Sinne des Gesetzes als gesundheitsgefährdend anzu- 
sehen seien. Die Sondeıifrage, wie in solchen Be- 
trieben die Arbeitsdauer sich hygienisch auswiıkt, ist 
hier, wo nur allgemeine und grundsätzliche Fregen 
erörtert werden sollen, auszuscheiden. Nur eine inter- 
essante Nebenwirkung einer Arbeitszeitverkürzung 
in einem solchen Betriebe sei hier nebenbei erwähnt. 

Wiedeking?) berichtet über eine Chromfarben- 
fabrik (Fabrikation von Naphtol-Bronze) folgendes: 
„Da die 8stündige Arbeitszeit mit zur Seßhaftig- 
machung der Arbeiter beitiägt, müssen sich Chrom- 
vergifturgen und gesundheitliche Schädigungen ver- 
mindern.“ 


Sehen wir von der Arbeit in ausgesprochen gesund- 
heitsgefährdenden Betrieben ab, so ist — anders als 
bei der Unfallhäufigkeit — die Wirkung auf den Ge- 
sundheitszustand und das Lebensalter der 
Aıbeiter vielleicht nicht so sehr eine solche der Ar- 
beitsdauer, wie eine solche der Freizeitda er. Bevor 
wir näher auf diese Wirkungen eingehen, müssen wir uns 
über den Begriff der Freizeit klar werden. Keineswegs 
nämlich ist die Summe von täglicher Arbeitsdauer und 
Freizeit gleich 24 Stunden ; der Betrag, der die Arbeits- 


1) H. M. Vernon, Industrial fatigue and efficiency. George 
Ru ledge and Sons, London 1921. 

2) Wiedeking, Der gesetzliche Acktstundentag. Wilhelm 
Greven, Kıefeld 1920. 
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dauer auf 24 Stunden ergänzt, ist vielmehr die „arbeits- 
freie Zeit“, und diese wiederum setzt sich zusammen 
aus der eigentlichen Freizeit‘, die der Arbeiter wirk- 
lich zu seiner freien Verfügung hat, und der Zeit, die 
er auf die Wege zwischen seiner Wohnung und seiner 
Arbeitsstätte verwenden muß. Die Formel „8 Stunden 
Arbeit, 8 Stunden Muße und 8 Stunden Ruhe‘ trifft 
also für moderne Wohn- usw. Verhältnisse, auch bei 
8stündiger Arbeitszeit keineswegs zu, da man ja 
doch weder die Betriebspausen der eigentlichen 
„Ruhe‘-Zeit, noch die Wege von und zur Arbeits- 
stätte der ‚„‚Muße“-Zeit zurechnen kann. 

Nach einem von Preller!) wiedergegebenen und 
erweiterten Berichte der sächsischen Gewerbeauf- 
sichtsbeamten für 1923/1924 ergab sich für 22000 
Arbeiter in 23 sächsischen Betrieben die folgende 
durchschnittliche Zeitbilanz: 


Regelmäßige Arbeitsdauer 83/, Stunden 


ArDeitspausen: ausssnwe0n.uas ende 1 

Zeit für die Wege zwischen Wohnort N 
und Arbeitsstätte .... 222222222... 134 n 

Preizèlt 230er 121%, j 


24 Stunden 


Der berechnete Durchschnittsbetrag von 134 Stun- 
den (gleich 2mal 50 Minuten) für die Wege setzte sich 
aus den folgenden Einzelwerten zusammen: Für den 
Weg vom Wohnort zur Betriebsstätte (und ebenso 
zurück) werden gebraucht: 


0— 1, Stunden von 51,1% der Arbeiter 


Y—1 33 33 32,7 % „ ” 

1—1 Ya » „ 11,4 % 3 2 
11,—2 „ „ 3,5 % „ ” 
mehr als 2 n in La 5 j 


Rager?) berechnet für den österreichischen Arbeiter 
ganz ähnliche Durchschnittszeiten, nämlich: 


für die Betriebsanwesenheit ....... 91, Stunden 
für die Wege seen Iy y 
also für die Freizeit ............. 13 ji 


Es sei hier angemerkt, deß der Kampf um den 
Achtstundentag für den Arbeiter im wesentlichen 
ein Kampf um Verlängerung der Freizeit, für den 
Unternehmer ein Kampf um Verlängerung der Ar- 
beitsdauer ist. Ein Ausgleich zwischen beiden For- 
derungen, ohne daß die eine oder die andere der 
kämpfenden Parteien erheblich nachzugeben brauchte, 


erscheint möglich durch eine entsprechende Pausen- 


1) Ludwig Preller, Die Entfernung vom Wohnort zur 
Arbeitsstätte. Reichsarb.-Bl., N. F., Bd. 5, H. 24, S. 398—402. 
24. Juni 1925. 

2) F. Rager, Nutzung der Freizeit in Österreich. 
national Labour Review. Februar 1924. 


Inter- 
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Ordnung und durch Verkürzung der auf die Wege 
zu verwendenden Zeit, das heißt durch Verbesserung 
der Siedelungs- und der Verkehrsverhältnisse. Das zu- 
zweit genannte dieser Probleme ist theoretisch leichter 
zu lösen als das erste; denn auch beim Pausenproblem 
liegen Interessengegensätze vor : Pausen in genügender 
Zahl und Länge erhöhen die Arbeitsleistung und sind 
auch aus gesundheitlichen Gründen notwendig; aber 
jede Pause verlängert die Dauer der Betriebsanwesen- 
heit des Arbeiters. — Jedoch die Pausenfrage, und 
besonders ihre hygienische Seite, bildet ein so um- 
fassendes Problemgebiet, daß sie im Rahmen dieses 
Aufsatzes, der sich mit der Arbeitsdauer und nicht 
mit der Arbeitszeit-Einteilung zu befassen hat, 
nicht nebenher behandelt werden kann. 


Wir haben hier nur die Tages-Zeitbilanz des 
Arbeiters erörtert ; aber es muß doch erwähnt werden, 
daß gerade unter hygienischen Gesichtspunkten auch 
die Wochen-Zeitbilanz, die Frage des arbeitsfreien 
Wochenendes, eine mindestens ebenso erhebliche Be- 
deutung hat, und daß sich daraus wiederum neue Ge- 
sichtspunkte für die Arbeitszeit-Einteilung ergeben. 


Noch in einem weiteren Sinne als in dem bereits er- 
wähnten sind die nun zu behandelnden Beziehungen 
zwischen Arbeitsdauer beziehungsweise Freizeitdauer 
und gesundheitlichen Verhältnissen „indirekte‘“. Wenn 
wir nämlich von der allgemeinen — und in dieser All- 
gemeinheit sicher falschen — Formulierung: „Nicht- 
arbeiten ist gesünder als Arbeiten‘ absehen, so ist 
eine längere Dauer der Freizeit nur insofern von Ein- 
fluß auf den Gesundheitszustand des Arbeiters, als 
sie ihm eine gesündere Lebensweise gestattet. Ob 
der Arbeiter von dieser Möglichkeit Gebrauch 
macht, ist nicht ohne weiteres zu bejahen, und in der 
Tat ist gegen die Verkürzung der Arbeitszeit ge- 
legentlich auch dies angeführt worden, daß der Arbei- 
ter eine längere Freizeit ja nur zum vermehrten und 
verlängerten Besuche von Kneipen benutzen würde. 
Mit Deduktionen ist also hier nichts zu beweisen, und 
nur die Tatsachen können entscheiden. 


Diese hier noch zu behandelnden Tatsachen sind 
von zweierlei Art; nämlich: 


l. Wie verbringt der Arbeiter seine Freizeit, wenn 
ihm die Arbeitsdauer mehr oder weniger Freizeit 
übrig läßt? 

2. Wie wirkt die Arbeits- beziehungsweise die Freizeit- 
dauer von verschiedener Länge, beziehungsweise 
wie wirken die damit verbundenen verschiedenen 
Verwendungen der Freizeit auf den Gesundheits- 
zustand und die Sterblichkeit der Arbeiter ? 


Was zunächst die Alkoholfrage betrifft, so wird 


fast übereinstimmend, besonders aus Belgien!), Eng- 
land®2), Frankreich®), Holland), Österreich®), der 
Schweiz®) und der Tschechoslowakei’) berichtet, daß 
die Arbeitszeitverkürzung — im Zusammenhang mit 
der Verteuerung der alkoholischen Getränke, mit ge- 
wissen gesetzgeberischen Maßnahmen und mit der 
Temperenzpropaganda usw. — eine Abnahme des 
Alkoholismus bewirkte. Manchmal wird geradezu eine 
„Verödung‘ der Schankstätten festgestellt. Gelegent- 
lich wird beobachtet, daß die Arbeitszeitverkürzung 
zunächst zu einer Vermehrung des Wirtshaus- 
besuches führte, daß der Arbeiter dann aber sehr bald 
zu einer „Organisierung seiner Freizeit“ überging. 
Das französische Arbeitsministerium®) stellt die 
folgenden, auf Paris bezüglichen Zahlen zusammen: 


| 1901 bis 1913] 1919 bis 1922 


Jährlicher Verbrauch pro Kopf der | 


Bevölkerung 
an reinem Alkohol ......... 4,77 Itr. 3,82 Itr. 
an. Wein. sun 225 Itr. 173 Itr. 
Zahl der Schankstätten auf je 
1000 Einwohner............... 11,6 9,5 
Zahl der wegen Trunkenheit Ver- 
hafteten pro Jahr............ 1828 2970 


In Deutschland betrug der Verbrauch an Trink- 
branntwein im Jahre 1912/1913 2,8 Liter, im Jahre 
1921/1922 nur 2 Liter pro Kopf der Bevölkerung?). 

Tarle, der Besitzer einer Möbelfabrik in Paris, be- 
richtet im Jahre 1922, daß die Einführung des Acht- 
stundentages einer der Hauptgründe für die Abnahme 
der Trunkenheit bei seinen Arbeitern sei. Wenn 
Arbeiter 10 oder 11 Stunden arbeiten, so nehmen sie 
ihre Zuflucht zu alkoholischen Getränken als An- 
regungsmitteln. Unter dem Achtstundentage brau- 
chen sie solche Anregungen nicht mehr 1°). 


1) L. G. Fromont, Une experience industrielle de reduction 
de la journée de travail. Misch et Thron, Brüssel-Leipzig 1906. 

2) Whiting Williams, Ingots, pigs and men. The eight- 
hour shift in British iron and steel. Survey, 5. März 1921, 
799 bis 807. 

3) Enquête sur les progrès et regressions de l’alcoolisme. 
Bulletin du Ministère du Travail. Juli bis September 1923. 

4) Bureau International du Travail. Enquête sur la pro- 
duction. Paris-Nancy-Strasbourg, Berger-Levrault. 1923/1924. 

6) F. Rager, Nutzung der Freizeit in Österreich. Inter- 
national Labour Review. Februar 1924. 

6) Berichte der Schweizerischen Fabrikinspektion für die 
Jahre 1920/1921. 

?) Internationaler Kongreß für Sozialpolitik. Prag 1924. 

8) Enquête sur les progrès et regressions de l’alcoolisme. 
Bulletin du Ministère du Travail. Juli bis September 1923. 

9) Wilhelm Vleugels, Der Achtstundentag in Deutschland. 
Robert Engelmann, Berlin 1924. 

10) Enquête sur les progrès et regressions de l’alcoolisme. 
Bulletin du Ministere du Travail. Juli bis September 1923. 
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Während diese Bemerkung von Tarlé sich vielleicht 
mehr auf den Alkoholismus während der Arbeit 
bezieht, läßt der Zusammenhang zwischen dem Alko- 
holkonsum in der Freizeit und der Dauer der Freizeit 
sich wohl auf die folgende Weise erklären: Je weniger 
der Arbeiter sich im Betriebe als „Mensch“: und nur 
als „Nummer“ und Arbeitsmittel gewertet fühlt, um 
so mehr strebt er von dort heraus, und desto mehr ist 
er auf Möglichkeiten bedacht, sich menschlich zu be- 
tätigen und Mensch unter Menschen zu sein ; er sucht 
das Wirtshaus auf, um sich in seiner Weise „auszu- 
leben“, wieder frei reden, handeln, sich bewegen zu 
können, sich wieder als freier Mann zu fühlen. Dazu 
kommt, daß der Alkohol dieses Freiheitsgefühl und 
Freiheitsbewußtsein in relativ kürzerer Zeit als jede 
andere Betätigung, zum Beispiel sportliche, erzeugt; 
der Drang, sich dieses Freiheitsgefühl so rasch und 
so intensiv wie möglich zu verschaffen, ist um so 
stärker, je länger und je intensiver der Arbeiter sich 
durch den Zwang seiner Berufsarbeit bedrückt fühlt, 
und je kürzer die Freizeit ist, die ihm die Erfüllung 
dieses Bedürfnisses gestattet. 


Mit dieser oder ähnlicher Begründung haben der 
Schweizer Nationalrat Gschwind schon im Jahre 
1895 (beim 5. Alkoholgegnerischen Kongreß in Basel) 
und neuerdings der Preußische Ministerialrat Dr. 
Beyer (beim 45. Deutschen Ärztetage, 1926) als ein 
wesentliches Mittel des Kampfes gegen den Alkoholis- 
mus die Verkürzung der Arbeitszeit empfohlen. 


Soviel also über die negative Seite der Tatsachen- 
feststellung: wir haben gefunden, daß der Arbeiter 
eine Vermehrung seiner Freizeit im allgemeinen nicht 
zu vermehrtem Alkoholgenuß verwendet. Andere 
Seiten des Problems haben wir hier als nicht zu unserem 
Thema gehörig zu übergehen: die Verwendung der 
Freizeit zu einer zweiten Berufsarbeit, zur geistigen 
Fortbildung, zum Besuch von Theatern, Konzerten, 
Lichtspieltheatern, sportlichen Veranstaltungen usw. 
Unter gesundheitlichen Gesichtspunkten dagegen ha- 
ben wir unser Augenmerk noch zu richten auf die 
eigene sportliche Betätigung des Arbeiters, auf die 
Verwendung der Freizeit zum Wandern, zum Garten- 
bau und dergleichen und auf das Siedelungswesen und 
die Wohnverhältnisse. 


Auch hier wird man die anzuführenden Daten über 
die ungeheuren Veränderungen, denen diese Ver- 
hältnisse in den letzten Jahren unterworfen waren, 
nicht ohne weiteres allein als Wirkung der Freizeit- 
verlängerung betrachten dürfen; aber die außer- 
ordentliche sozialhygienische Bedeutung der Arbeits- 
dauer liegt doch zweifellos zum mindesten darin, daß 
die Arbeitszeitverkürzung diese Veränderungen ge- 


g 
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stattet hat, eine Verlängerung sie unmöglich ge- 
macht hätte. 


Deutschland: | 194 | 192 
Mitgliederzahl des | ET 
Deutschen Fußballbundes...... | 189 294 l = a 
Schwimmverbandes ........... | 65 000 
Arbeiter-Turn- und Sportbundes | 186 958 a = 


Schweden:!) 


Anzahl der Sportvereine. ........ 601 | 7 | 1200 


Vermehrung pro Jahr um ....... 4% 14°%/, 
Anzahl der Mitglieder von Sport- 

vereinen sus ee 59 000 | 93 000 | 140 000 
Vermehrung pro Jahr um ....... 82%, 12,6% 


Ähnliches wird aus England®), Finnland ®), Frank- 
reich 4), Holland), Österreich®) und der Tschecho- 
slowakei?) berichtet. 


Über den Zusammenhang zwischen der Arbeits- 
dauer einerseits, der Abwanderung der Arbeiter 
in die Vorstädte, dem Siedelungswesen und 
der Nebenbeschäftigung des Arbeiters mit Gar- 
tenbau und Feldarbeit andererseits, brauchen 
nicht viel Worte verschwendet zu werden. Es ge- 
nügt wohl, darauf hinzuweisen, daß auch über 
diese Zusammenhänge Berichte aus Belgien °), 
Deutschland®), England"), Frankreich?!), Holland'?), 


1) Bertil Nystroem, L’utilisation des loisirs des travail- 
leurs en Suède. Revue Internationale du Travail. B. 9, H. 6, 
S. 899 bis 916. Juni 1924. 

2) Annual Report of the Chief Inspector of Factories and 
Workshops for the year 1919. 

3) Niilo A. Mannio, The utilisation of leisure in Finland. 
International Labour Review, Bd. 9, H. 4, S. 573 bis 586. 
April 1924. 

4) Enquête sur les progrès et regressions de l’alcoolisme. 
Bulletin du Ministere du Travail. Juli bis September 1923. 

6) Bureau International du Travail. Enquête sur la pro- 
duction. Paris-Nancy-Strasbourg, Berger-Levrault. 1923/1924. 

6) F. Rager, Nutzung der Freizeit in Österreich. Inter- 
national Labour Review. Februar 1924. 

7) Internationaler Kongreß für Sozialpolitik. Prag 1924. 

8) L. G. Fromont, Une experience industrielle de réduction 
de la journée de travail. Misch et Thron, Brüssel-Leipzig 1906. 

®) Jahresberichte der Gewerbeaufsichtsbeamten und Berg- 
behörden für das Jahr 1921. 

1) Whiting Williams, Ingots, pigs and men. The eight- 
hour shift in British iron and steel. Survey, 5. März 1921, 799 
bis 807”. — Annual Report of the Chief Inspector of Factories 
and Workshops for the year 1919. 

11) Enquête sur les progrès et regressions de l’alcoolisme. 
Bulletin du Ministère du Travail. Juli bis September 1923. 

12) Bureau International du Travail. Enquête sur la pro- 
duction. Paris-Nancy-Strasbourg, Berger-Levrault. 1923/1924. 
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Österreich!), Schweden?) und der Schweiz®) vor- 
liegen. 

In der Umgebung von Wien hat sich von 1920 bis 
1922 die Grundfläche der Kleingartengrundstücke von 
1700 auf 2400 Hektar vermehrt. Die Zahl der Arbeiter- 
gärten hat sich in Schweden von 1917 bis 1922 von 
12000 auf 30000 vermehrt, in Frankreich ist sie — 
nach einer Mitteilung des Arbeitsministers Godart 
bei der 7. Internationalen Arbeitskonferenz — von 
1919 bis 1924 um 45%, gewachsen. Seit Einführung 
des Achtstundentages sind überall Arbeitsgarten- 
gesellschaften ins Leben gerufen worden, und inner- 
halb der Bannmeile der Arbeiterstädte bleibt nicht 
das geringste Stückchen Boden unbewirtschaftet. 
Die Einführung des Achtstundentages bewirkte, daß 
300000 Pariser Arbeiter in die Vorstädte abwanderten 
und sich dort kleine Häuser kauften, bauen ließen 
oder selbst errichteten. Alle diese Arbeiter sind den 
Kneipen entfremdet und ihren Familien zurück- 
gegeben‘). 

In der Umgebung von Paris wurden für die in Paris 
beschäftigten Arbeiter und Angestellten 

im Jahre 1913...... 3509171 
im Jahre 1921...... 5597704 
Wochenfahrkarten ausgegeben?). 


Unter den hygienischen Wirkungen der verkürzten 
Arbeitszeit verdienen auch die Beobachtungen ver- 
zeichnet zu werden, die eine Verbesserung des Fami- 
lienlebens zum Gegenstande haben. Die volle 
hygienische Bedeutung jeder Stunde, die besonders 
die zum Mitverdienen gezwungene Arbeiterfrau ihrem 
Haushalte, der sorgfältigen Zubereitung der Mahl- 
zeiten, der Sauberkeit der Wohnung, der Kinder- 
pflege und der Kindererziehung widmen kann, kann 
ja wohl gar nicht hoch genug eingeschätzt werden. 

Ein Bericht aus der Schweiz®) sagt hierüber: Die 
Mütter brauchen nicht mehr ihre Kinder am fiühen 


1) F. Rager, Nutzung der Freizeit in Österreich. Inter- 
national Labour Review. Februar 1924. — Bureau Internatio- 
nal du Travail. Enquete sur la production. Paris-Nancy- 
Strasbourg, Berger-Levrault. 1923/1924. 

2) Bertil Nystroem, L’utilisation des loisirs des travail- 


leurs en Suède. Revue Internationale du Travail. Bd. 9, H. 6,” 


S. 899 bis 916. Juni 1924. 

3) Theodor Tobler, Arbeitszeit und Arbeitsiohn. Ernst 
Bircher, Bern 1924. — Vgl. auch Berichte der Schweizerischen 
Fabrikinspek.ion für die Jahre 1920/1921. 

4) Jacques Valdour, De la Poping à Menilmuch. Edition 
Spes. Paris 1924. 

6) Der Einfluß des Achtstundentages auf die Abwanderung 
der Pariser Arbeiter nach den Vorstädten. Informations 
Sociales. S. 21. 7. September 1923. 

6) Berichte der Schweizerischen Fabrikinspektion für die 
Jahre 1920/1921. 


Morgen zu verlassen, zu einer Zeit, in der die Kinder 
noch zu Bette liegen. Sie haben abends und morgens 
Zeit, ihre Wirtschaft zu besorgen und sich selbst um 
die Kinder zu kümmern. Hierauf führt die Jugend- 
fürsorge in Zürich es zurück, d: B die Zahl der Kinder, 
die Krippen und Horten anvertraut werden, sich ver- 
mindert hat. 

Ein Bericht des Besitzers einer Ziegelbrennerei in 
Menetreux-le-Pilon?) lautet: „Die jungen Leute gehen 
nicht mehr ins Wirtshaus, sie treiben Sport. Und wenn 


auch der Vater von seiner Trunkenheit noch nicht 


vollkommen geheilt ist, so hat er sich doch mehr in der 
Gewalt; denn er fürchtet Vorwürfe seiner Kinder. 
Auch in der Haltung der Wohnung ist eine große Ver- 
änderung eingetreten. Sie ist jetzt allgemein sauber, 
gut aufgeräumt und atmet Gemütlichkeit. Die Familie 
kleidet sich ordentlich. Das Einschmuggeln von Ge- 
tränken in die Fabrik hat völlig aufgehört. Jeder 
Arbeiter arbeitet die volle Woche.“ 


Endlich sei noch eine Bemerkung aus dem Bericht 
von Fromont?) über die Einführung des Drei- 
schichtensystems in der Zinkentschwefelungshütte der 
Société Anonyme des Produits Chimiques d’Engis 
angeführt: „Kein Arbeiter verläßt mehr die Fabrik, 
ohne sich sorgfältig gewaschen zu haben.“ So un- 
scheinbar diese Bemerkung sein mag, so weist sie 
doch auf Zusammenhänge zwischen Arbeitsdauer und 
Hygiene hin, die unter Umständen von erheblicher 
Bedeutung sein können. Der Arbeiter braucht, wenn 
ihm eine längere Freizeit zur Verfügung steht, nicht 
mehr so mit seiner Zeit zu geizen und nicht so sehr 
auf ihre — in seinem Sinne — möglichst ergiebige 
Ausnützung bedacht zu sein. Wir sind dieser Wirkung 
verlängerter Freizeit bereits bei der Erörterung des 
Alkoholismus begegnet, und wir begegnen ihr hier 
wieder mit der Nebenwirkung, daß ein Teil der ge- 
wonnenen Freizeit der Gesundheitspflege zustatten 
kommt. 

Damit sei dieses Kapitel verlassen. Wir hätten nun 
noch einen Blick auf die statistischen Daten zu werfen, 
die uns zeigen könnten, wie die durch die Arbeits- 
dauer mitbeeinflußte, mehr oder weniger gesundheits- 
fördernde Lebensweise der Arbeiter sich in den 
Krankheits- und Sterbeziffern auswirkt. Natürlich 
wäre auch solchen Statistiken gegenüber der Vor- 
behalt zu.machen, daß sie dieses Kausalverhältnis 
nicht rein zum Ausdruck bringen, und daß möglicher- 


1) Enquête sur les progrès et regressions de l’alcoolisme. 
Bulletin du Ministere du Travail. Juli bis September 1923. 

2) L. G. Fromont, Une expérience industrielle de reduction 
de la journée de travail. Misch et Thron, Brüssel-Leipzig 1906. 


-M_ 
EY 


” 


SOZIALPOLITISCHE RUNDSCHAU 


weise auch andere Faktoren (allgemeine soziale und 
hygienische Fortschritte) hier mitwirken. Wir ver- 
zichten daher auf die Wiedergabe solcher allgemeiner 
und gewöhnlich mangelhaft erläuterter Statistiken, 
die an anderen Stellen!) leicht zu finden sind, und 
begnügen uns mit der Mitteilung einiger instruktiver 
Spezialbeobachtungen. 


John B. Andrews berichtete bei dem Prager Inter- 
nationalen Kongreß für Sozialpolitik über eine vom 
Illinois Industrial Survey im Jahre 1919 an 4711 
Arbeiterinnen durchgeführte Untersuchung. Es ergab 
sich, daß die Prozentzahl derjenigen Arbeiterinnen, 
die sich über Ermüdung, Fußschmerzen, Rücken- 
schmerzen, Augenermüdung, Nervosität usw. be- 
klagen, 

bei weniger als 43 Stunden wöchentlicher Arbeit 

weniger als 20%, 
bei mehr als 55 Stunden wöchentlicher Arbeit 
mehr als 50% 


betrug. Auch die Ärzte stellten fest, „daß die lange 
Arbeitszeit eine deutliche Wirkung auf die Gesundheit 
ausübt, und daß eine günstige Wirkung bei Ver- 
kürzung der Arbeitszeit beobachtet werden konnte“. 

In einem wichtigen englischen Unternehmen ging 
im Jahre 1919 nach der Verkürzung der Arbeitszeit 
auf 44 Wochenstunden die Zahl der täglich wegen 
Krankheit fehlenden Arbeiter von 40 auf 10 zurück). 

In einer deutschen Stickstofffabrik betrug der 
durchschnittliche Krankenstand 


im Jahre 1918 bei 12stündiger Arbeitszeit 5,9%, 
im Jahre 1922 bei 8stündiger Arbeitszeit 3,1%; 


dabei fielen in das Jahr 1922 zwei Grippeepidemien, 
und die Belegschaft enthielt viele Kriegsbeschädigte 3). 


In der Jalousiefabrik von Freese entfielen auf 
jeden Arbeiter 


im Jahre 1888 bei 10stündiger Arbeitszeit durch- 
schnittlich 7,5, 

im Jahre 1892 bei 8stündiger Arbeitszeit durch- 
schnittlich 4,2 

Krankentage 4). 


1) Vgl. Otto Lipmann, Das Arbeitszeitproblem. Nr. 2 der 
„Arbeitswissenschaftlichen Monographien aus dem Institut 
für angewandte Psychologie in Berlin‘. Veröff. Mediz.-Verwalt. 
(Richard Schoetz, Berlin), 2. Aufl., 22. Bd., H. 6. 497 S. 1926. 
— Vgl. Wilhelm Wolff, Der Achtstundentag. Verlagsgesell- 
schaft des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, Berlin 
1926. 112 S. 

2) Annual Report of the Chief Inspector of Factories and 
Workshops for the year 1919. 

3) Betriebsräte-Zschr. f. d. Funktionäre d. Metallindustrie, 
Bd. 4, H. 13, S. 398/9. 23. Juni 1923. 

*) Bericht von Otto Pringsheim in Brauns Arch. f. Soziale 
Gesetzgebung und Statistik. Bd. 6, S. 14ff. 1893. 
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Vernon?) hat in den Jahren 1916/1917 in einer eng- 
lischen Munitionsfabrik folgendes festgestellt; 


Zahl der wöchentlich wegen 
Krankheit versäumten Arbeits- 
stunden, durchschnittlich 


Wöchentliche 
Arbeitszeit 


Männer 
216 „ 
2,32 „ 
| 1 ‚24 ” 


4,42 Stunden 
Frauen 


In England stieg von 1871 bis 1889 das durch- 
schnittliche Sterbealter der männlichen Arbeiter von 
381, auf 48%, Jahre, das der Arbeiterinnen von 371, 
auf 43 Jahre, und dies wird als Wirkung der im 
Jahre 1872 durchgeführten Verkürzung der Arbeitszeit 
von 10 auf 9 Stunden betrachtet). 

In Deutschland betrug die Sterblichkeit auf je 
10000 Einwohner 


im Jahre 1913...... 158 
im Jahre 1919...... 162 
im Jahre 1921...... 147. 


Carl Hamburger hält den Rückgang der Sterblich- 
keit für besonders stark bei der handarbeitenden Be- 
völkerung, und als eine der Ursachen hierfür sei ‚die 
enorme hygienische Bedeutung des achtstündigen 
Arbeitstages‘‘ anzusehen 3). 


Völlig läßt sich allerdings der Zusammenhang zwi- 
schen Arbeitsdauer und Gesundheitszustand über- 
haupt statistisch nicht erfassen. Mennicke®) sagt 
hierüber: 

„Leider wird es statistisch nie exakt nachweisbar 
sein, wieviel gesundheitliches und damit auch finan- 
zielles Kapital dadurch verschleudert wird, daß die 
Arbeitskraft mißbraucht wird. Daß aber zwischen 
einer zu langen Arbeitszeit und den Summen, die für 
Bekämpfung der Tuberkulose und überhaupt für 
Gesundheitsfürsorge ausgegeben werden (von Unfall- 
renten und dergleichen ganz zu schweigen), sehr 
direkte Beziehungen bestehen, ist für den Unter- 
richteten vollkommen evident.“ 


1) H. M. Vernon, The speed of adaptation to altered hours 
of work. Industrial Fatigue Research Board, Report 6. 1920. 

2) Gerhard von Schulze-Gaevernitz, Zum sozialen 
Frieden. Leipzig 1890. 

3) Carl Hamburger, Über die Sterblichkeit in Deutschland 
nach dem Kriege. Med. KI. 1923. 

4) Carl Mennicke, Die Frage des Achtstundentages in 
ihren kulturellen, volkswirtschaftlichen und politischen Be- 
ziehungen. Reichsarb.-Bl., N. F., Bd. 5, H. 25, S. 417 bis 419. 
1. Juli 1925. 
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Wir haben die Wirkungen der Arbeitsdauer auf den 
Gesundheitszustand hier im wesentlichen als ‚in- 
direkte“ behandelt, das heißt eigentlich als Wirkungen 
der Freizeitdauer hingestellt. Aber sicherlich sind 
diese Wirkungen wenigstens zum Teil und wenigstens 
dann, wenn die Arbeitsdauer eine gewisse Grenze 
überschreitet, auch direkte, das heißt solche der Über - 
müdung. Eine akute oder chronische Übermüdung 
mit ihren wiederum akuten oder chronischen Wir- 
kungen auf den Gesundheitszustand, die allgemeine 
Widerstandsfähigkeit des Arbeiterorganismus gegen 
Infektionen und sonstige Schädigungen, die wiederum 
auch für das Sterbealter mit maßgebend ist, tritt 
ein bei einem vorübergehenden oder dauernden Miß- 
verhältnis zwischen Arbeit und Erholung. Die relativ 
harmloseste Übermüdung ist diejenige, die eine Folge 
des Mißverhältnisses nur zwischen der täglichen Ar- 
beitsdauer und der täglichen Freizeit ist; schwerere 
Folgen hat bereits das Mißverhältnis zwischen der 
wöchentlichen Arbeitsdauer einerseits und der 
Summe der einzelnen Tagesfreizeiten und der Dauer 
des arbeitsfreien Wochenendes andererseits; am be- 
denkliehsten ist ein Mißverhältnis zwischen der Zahl 
der Jahresarbeitsstunden auf der einen Seite und 
den täglichen und wöchentlichen Freizeiten und der 
Dauer der Urlaube auf der anderen Seite. Eine (täg- 
liche, wöchentliche oder Jahres-)Arbeitsdauer ist im 
Verhältnis zu der entsprechenden Freizeit oder zu 
den entsprechenden Freizeiten dann — auch unter 
hygienischen Gesichtspunkten — „zu lang“, wenn 


SOZIALPOLITISCHE RUNDSCHAU 


die Freizeit nicht ausreicht, um die durch die Arbeit 
verbrauchten Kräfte des Arbeiters wieder völlig zu 
restituieren, mit anderen Worten, wenn an den Kräften 
des Arbeiters Raubbau getrieben wird. 

Daraus geht hervor, daß Beziehungen zwischen 
Arbeitsdauer und Gesundheitszustand nicht nur in 
der von uns hier zu behandelnden Richtung vorliegen, 
sondern auch umgekehrt. Je ungünstiger der Gesund- 
heitszustand einer Bevölkerung ist, in desto höherem 
Maße erscheint hier eine Arbeitszeitverkürzung not- 
wendig. Und unter je ungünstigeren Gesundheits- 
verhältnissen eine Arbeitszeitverkürzung eintriti, desto 
weniger dürfen dieser Maßnahme die in ihrer Folge 
auftretenden wirtschaftlichen Schäden zugerechnet 
werden. Aber selbst wenn die Privatwirtschaft 
tatsächlich zeitweilig unter solchen sich als hygienisch 
notwendig erweisenden Arbeitszeitverkürzungen lei- 
det, so ist doch jedenfalls der Gesundheitszustand 
der Arbeiterschaft in der volkswirtschaftlichen 
Bilanz ein Posten, der zwar nicht zahlenmäßig in die 
Vermögensbilanz eingestellt werden kann, dessen Be- 
deutung aber darum doch wohl nicht übersehen werden 
darf. Wenn die von einem Arbeiter im Laufe seines 
Lebens zu vollbringende Arbeitsleistung beziehungs- 
weise die Zahl der Arbeitsstunden, während derer er 
mit voller Kraft tätig ist, dadurch vermehrt wer- 
den kann, daß die tägliche oder wöchentliche Arbeits- 
dauer herabgesetzt wird, so muß die Arbeitszeit- 
verkürzung wohl in das Programm einer gesunden 
„Bevölkerungspolitik‘‘ mit aufgenommen werden. 


BESPRECHUNGENUNDBERICHTE 


Allgemeine volkswirtschaftliche Fragen. 


Ferdinand Tönnies (Kiel), Gemeinschaft und Gesellschaft. 
Karl Curtius, Berlin 1926. XVI u. 254 S. 46 6,—. 


Von der allgemeinen Volkswirtschaftslehre hat sich als 
Sonderfach in letzter Zeit die Soziologie als Lehre von der 
Gesellschaft und Gesellschaftsphilosophie immer mehr ab- 
gezweigt, wenn auch die Begriffsbestimmung noch keineswegs 
eng umgrenzt ist. Doch stehen hier die Beziehungen der Men- 
schen untereinander, ihre psychologischen und sozialökonomi- 
schen, mehr im Vordergrund, während dort die durch die 
Warenwirtschaft gekennzeichneten Einrichtungen überwiegen. 
Einer der markantesten Vertreter der Soziologie in Deutschland 
ist Ferdinand Tönnies, dessen Grundwerk ‚‚Gemeinschaft 
und Gesellschaft“ nunmehr schon in sechster und siebenter 
Auflage vorliegt. Von den einfachsten menschlichen Be- 
ziehungen beginnend, entwickelt Tönnies bis zu den kompli- 
zierten sozialen Gebilden der Gegenwart in prägnanter Form die 
Unterschiede zwischen Gemeinschaft und Gesellschaft, die 
sich auch im Sprachgebrauch verfolgen lassen. Jedermann 
spricht von einer religiösen, einer Familien-, Dorf-Gemein- 
schaft (nicht -Gesellschaft), wohl aber von einer Aktien- 
Gesellschaft. „Gemeinschaft ist das dauernde und echte 


Zusammenleben, Gesellschaft nur ein vorübergehendes und 
scheinbares.‘‘ Diese Begriffe werden auf breiter philosophischer 
und sozialpsychologischer Basis weiter verfolgt bis zu den 
letzten Auseinandersetzungen individualistischer und sozialisti- 
scher Gesellschaftsauffassung. Ein Werk wie das von Tönnies 
kann nicht überflogen werden, es muß durchgearbeitet werden, 
zumal auch die Schreibweise und die Begriffsprägungen nicht 
ganz einfach sind. Da aber auch der Hygieniker Kenntnis 
haben muß von den gesellschaftlichen Strömungen der Gegen- 
wart, die nur aus ihrer Entwicklung verstanden werden 
können, ist die Auseinandersetzung mit den soziologischen 
Grundbegriffen ein wissenschaftliches Erfordernis. Es mag 
ihn aber auch vor jener oberflächlichen Auffassung schützen, 
die etwa meint, mit ein paar formal-statistischen Berech- 
nungen das Wesen der sozialen Hygiene hinlänglich ergrün- 
den zu können. Die Statistik als Methode ist ihm ein wich- 
tiges Hilfsmittel, wie auch sonst in den Sozialwissenschaften, 
nicht Selbstzweck; zum Problem selbst dringt er nur vor 
durch die intensive Beschäftigung mit den soziologischen und 
sozialphilosophischen Grundlagen selbst. Dazu kann in 
seiner strengen Begriffsentwicklung ein Werk wie das von 
Tönnies die wertvollsten Dienste leisten, der nach der Be- 
gründung der Soziologie durch Auguste Comte und Herbert 
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Spencer gegenwärtig zu den markantesten Vertretern der j 


Gesellschaftswissenschaft in Deutschland gehört. 
G. Wolff (Berlin). 


Franz Oppenheimer und Gottfried Salomon, Soziologische Lese- 
stücke. Verlag G. Braun, Karlsruhe 1926. Bd. I—III, jed. 
Bd. geb. A 4,—. 

Der Frankfurter Soziologe, Franz Oppenheimer, der von 
Haus aus Arzt ist und zum Beginn seiner Laufbahn seine ärzt- 
liche Tätigkeit in einer Berliner Arbeitervorstadt ausübte, hatte, 
wie mancher andere mit ihm, den Zusammenhang vieler Krank- 
heiten mit der sozialen Lage zeitig erkannt; der Bekämpfung 
dieser Krankheiten stand er als Arzt machtlos gegenüber. 
Dieses Erlebnis hat ihn veranlaßt, ganz zur Ökonomik überzu- 
gehen (vgl. das Vorwort seines ‚System der Soziologie‘). Das 
war vor etwa 3—4 Jahrzehnten. Seitdem sind die soziale Hygiene 
sowie die soziale Medizin in voller Entwicklung begriffen. Wenn 
er aber in erwähntem Vorwort behauptet, daß alle zur Soziologie 
kommen müssen, so hat er zum Teil doch recht. Denn die 
Praxis hat gezeigt, wie wichtig es auch für den Arzt, geschweige 
denn für einen Sozialhygieniker ist, soziologische Kenntnisse 
zu besitzen. Die Soziologie ist aber eine relativ junge Wissen- 
schaft, und es fehlt ein objektiv geschriebenes, kurzes, aber 
systematisches Werk. Andererseits ist aber die Literatur viel 
zu umfangreich. Es ist darum das neue Unternehmen Oppen- 
heimers und Salomons, Soziologie in ausgewählten Lese- 
stücken darzulegen, lebhaft zu begrüßen. Vor uns liegen die 
drei ersten Bändchen. Jedes Bändchen ist einem bestimmten 
Thema gewidmet. Die ersten beiden sind der ‚Gesellschaft‘ 
gewidmet, wobei das I. Bändchen das Thema ‚‚Begriff der Ge- 
sellschaft in der allgemeinen Soziologie“ und das Il. ‚‚Begriff 
der Gesellschaft in der deutschen Sozialphilosophie‘“ behandelt. 
Das Ill. Bändchen erörtert das viel diskutierte Thema ‚‚Indivi- 
duum und Gesellschaft“. Es würde zu weit führen, in dieser 
kurzen Abhandlung jeden der behandelten Gegenstände aus- 
führlich zu besprechen. Wir wollen nur hervorheben, daß in 
jedem Bande prägnante Auszüge der Klassiker der Soziologie 
und der Philosophie untergebracht worden sind. Es genügt, 
nur Comte, Spencer, Schäffle, Gumplowicz, Kant, 
Fichte, Hegel, Schleiermacher, Lorenz v. Stein, 
Marx, Treitschke, Wundt, Stammler, Tönnies, v. 
Wiese, Weber, Oppenheimer, Vierkandt, Simmel zu er- 
wähnen, um die Bedeutung der neuen Sammlung hervorzu- 
heben. M. Kantorowicz (Berlin). 


Soziale Einrichtungen der Arbeitgeber in Frankreich. Die 
Internationale Rundschau der Arbeit berichtet in Heft 7, 1926, 
daß das Textil-Konsortium für den Bezirk Roubaix-Tourcoing 
Familienzuschüsse und Zuschüsse bei Geburten und Krank- 
heiten gewährt. Anfang Februar 1926 wurden deraitige Bei- 
hilfen oder Soziallöhne an mehr als die Hälfte der Beschäftigten, 
nämlich an 33226 Familien, gezahlt. Die Höhe des Zuschusses 
beträgt täglich 2 Franken für 1 Kind, 5 frs. für 2 Kinder usw., 
bei Geburten je nach Lage des Falles 100—200 frs. 

Bregmann (Magdeburg). 


Arbeitskunde, Arbeitsrationalisierung. 


Reinhardt, Rhythmus und Arbeitsleistung. Industrielle 
Psychotechnik 1926, H. 8, S. 225. Bei Untersuchungen an 
Schülern und Lehrlingen, die sich in einer Vorprüfung als 
rhythmisch begabt erwiesen hatten, ergab sich, daß bei ein- 
fachen Verrichtungen der Rhythmus eines Metronoms oder 
ähnliches die Arbeitsleistung in Geschwindigkeit, Gleichmäßig- 
keit und Arbeitsfreude steigen, die Genauigkeit unbeeinflußt 
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läßt. In den ersten Minuten kann allerdings durch den Rhyth- 
mus die Aufmerksamkeit abgelenkt werden. Von vielen Prüf- 
lingen wurde der Arbeitsrhythmus umgewandelt, indem z. B. 
eine halbe Taktnote durch zwei Vierteltakte oder einen Viertel- 
takt und Viertelpause ersetzt wird. Je komplizierter die Arbeit 
ist, um so mehr tritt der individuelle Rhythmus hervor, bei 
komplizierten Gemeinschaftsarbeiten tritt er als Gegenrhythmus 
so störend auf, daß die Gesamtleistung sinkt. Rhythmische 
Gemeinschaftsarbeit verlangt daher, je komplizierter sie ist, 
um so mehr rhythmisch aufeinander abgestimmte Individuen. 
Von den Prüfmethoden für rhythmische Empfindung stimmen 
das Festhalten eines angegebenen Rhythmus in bezug auf 
einfache und das Nachfahren vorgezeichneter Figuren im Takt 
in bezug auf komplizierte Arbeiten am besten mit der Praxis 
überein. 


Berger(Berlin),Wirtschaftsrationalisierung und Facharbeiter- 
trage. Reichsarb.-Bl., 6. Jg., Nr. 25, S.443. 1926. Verfasser unter- 
sucht, ob die rationalisierte Wirtschaft, die zum Zwecke der 
rationellen Herstellung und Verwertung der Produkte sich fort- 
schreitender Arbeitsteilung, Typisierung und Normung, wissen- 
schaftlicher Betriebsorganisation und der optimalen Verwen- 
dung des Arbeiters bedient, noch Facharbeiter brauchen kann. 
Herstellung normierter Artikel macht an sich, besonders, 
wenn die Arbeitsleistung intensiviert und komplizierte Maschi- 
nen verwendet werden, den Facharbeiter ebensowenig über- 
flüssig, wie betriebsorganisatorische Maßnahmen, etwa die 
Beleuchtung oder den Arbeitsplatz betreffend. Dagegen ver- 
wickelt sich die Frage bei weitgehender Arbeitsteilung und 
Durchführung der Fließarbeit, die Arbeitshandlung und 
Arbeitstempo nicht mehr vom Arbeiter aus zu bestimmen 
erlaubt. Ford selbst berichtet über seine Gießerei, daß 95% 
der Gießer nur einen einzigen Handgriff zu erlernen brauchen, 
„den auch der Dümmste in zwei Tagen sich aneignen könne“. 
Andererseits gibt er Beispiele seiner Schätzung der Qualitäts- 
arbeit. So gibt er an, daß in jeder Abteilung A-, B-, C-Klassen 
je nach der erforderlichen Geschicklichkeit der Arbeiter be- 
stehen, in die sie nach und nach aufrücken können. Durch 
Fragebogen, die bisherige Tätigkeit betreffend, können bei Bedarf 
Facharbeiter aus dem Betrieb selbst hervorgezogen werden. 
Großer Wert wird der Lehrwerkstätte beigemessen, wie über- 
haupt gerade die amerikanischen Ausbildungsbestrebungen 
Beachtung verdienen. In den besonders gelagerten amerikani- 
schen Verhältnissen muß an und für sich mit einer großen Zahl 
Ungelernter gerechnet werden. Welcher Wertung sich der 
Facharbeiter erfreut, zeigt in den Vereinigten Staaten die hohe 
Spanne zwischen den Löhnen der Gelernten und Ungelernten. 
Auch die russische Arbeitswissenschaft, die stark zu Taylor 
hinneigt, scheint mehr auf die Berücksichtigung arbeitsphysio- 
logischer Forschung bei der Ausbildung als auf Ablehnung der 
Fachbildung hinzustreben. — Für Deutschland spielt der starre 
Taylorismus mit seinen schematischen Handgriffen keine 
wesentliche Rolle, Fließarbeit im Sinne Fords ist für uns 
bedeutungsvoller. Es bleibt dabei zu beachten, daß das 
fließende Band in erster Linie als Transportmittel — also 
zum Ersatz unqualifizierter Menschenarbeit — gedacht ist 
und in zweiter Linie erst als Regulator des Arbeitstempos. 
Wird dieses nicht allzu sehr beschleunigt, dann bleibt dem 
Arbeiter ein Anteil eigener Verantwortung, die der gelernte 
Arbeiter, der auch die Abhängigkeit der Einzelvorgänge 
voneinander besser zu überblicken vermag, sinnvoller treffen 
wird, als der ungelernte. Die Schadenswirkungen der Mono- 
tonie der Arbeit werden sich für den Gelernten selbst besser 
ausgleichen lassen, da er leichter andere Teilarbeit zu überneh- 
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men vermag, wenn er den Gesamtberuf beherrscht; z. B. | schlossenheit, zur Verhütung aktiver Unfälle in Gefahrsmomen- 
bei Konjunkturschwankungen, Erkrankungen usw., wodurch ten Sorgfalt, Vorsicht, Aufmerksamkeit, Reaktionsgeschwindig- 


sich die Gefahr der Arbeitslosigkeit verringert. — Die Aus- 
bildungswege zur Facharbeit sind im Wandel begriffen und 


werden es noch stärker sein, wenn die Gesetzgebung mit 


der Entwicklung Schritt hält. Die. großbetriebliche Lehr- 
werkstatt erzwingt immer stärkere Beachtung, die im Zu- 
sammenhang mit der Berufspraxis stehende schulmäßige 
geistige Fachausbildung zur Vermittlung des notwendigen 
Überblicks über die sich wahrscheinlich noch vermehrenden 
Unterberufe bedarf des Ausbaues, Berufsberatung und Be- 
rufsauslese der Förderung. Bregmann (Magdeburg). 


| Arbeiterschutz, Arbeitszeit. 


Ein „Gesetz über die Fristen für die Kündigung der Ange- 
stellten‘ vom 9. Juli 1926 (Reichsges.-Bl. I, 3. 399, Reichsarb.- 
BI. Nr.27)hat der Reichstag in der sozialpolitischen Hochflut vor 
den Sommerferien beschlossen. Es geht zurück auf die Anregung 
des Gewerkschaftsbundes der Angestellten, die zu einem Ge- 
setzesvorschlag durch den sozialpolitischen Ausschuß des Vorl. 
Reichswirtschaftsrats geführt hatte!). Schon der Name des 
‚Gesetzes läßt erkennen, daß es weit hinter den Forderungen des 
RWR. zurückbleibt, die einen gewissen Einstellungszwang 
vorsahen. Diesen Wünschen gegenüber hatten sowohl Reichs- 
regierung wie Reichstag zu starke Bedenken. Immerhin ist 
auch der durch das Gesetz gegebene Kündigungsschutz — 
der in seinem Ausmaß über die Vorschläge des RWR. hinaus- 
geht und der einem Gedanken Rechnung trägt, der im wesent- 
lichen zuerst von Professor Dr. Heyde, Generalsekretär der 
Gesellschaft für soziale Reform und Herausgeber der ‚Sozialen 
Praxis‘, in die Debatte geworfen worden ist — von erheblicher 
grundsätzlicher Bedeutung. Das Gesetz schreibt vor, daß 
‚Arbeitgeber, die in der Regel mehr als zwei Angestellte, aus- 
schließlich der Lehrlinge, beschäftigen, solchen Angestellten, 
die nach Vollendung des 25. Lebensjahres mindestens fünf Jahre 
lang in ihrem Betrieb beziehungsweise dessen Rechtsvorgängers 
beschäftigt waren, nur mit einer Frist von mindestens 3 Mona- 
ten,. nach 8 Jahren mindestens 4 Monaten, nach 10 Jahren 
mindestens 5 Monaten, nach 12 Jahren mindestens 6 Monaten 
zum Schlusse des Kalendervierteljahrs kündigen dürfen. Der 
Angestellte kann seinerseits von einer vertraglich vereinbarten 
andersartigen Kündigungsfrist Gebrauch machen. Die neuen 
Fristen finden auf Kündigungen, die mit kürzerer Frist zwischen 
dem 15. Mai.1926 und dem Inkrafttreten des Gesetzes (27. Juli 
1926). ausgesprochen worden sind, Anwendung. 

Ä Gertrud Israel (Berlin). 


Grünewald (Dortmund), Zur Psychologie des Unfalls und 
der Unfallverhütung. Reichsgesundh.-Bl. 1926, Nr. 43, S. 916. 
Trotz Verbesserung der Unfallverhütungstechnik hat die stei- 
gende Industrialisierung und der wachsende Verkehr in Deutsch- 
land eine stets zunehmende Unfallziffer zur Folge. Der psycho- 
logische Faktor wird nicht genügend beachtet, während es in 
England und Amerika gelungen ist, durch die ‚Safety first“- 
Bewegung (Propaganda auf Plakaten, Marken, Flugblättern, 
in Vereinen) die Zahl der Unfälle auf ?/, beziehungsweise die 
Hälfte herabzudrücken. Es gibt Individuen, die besonders 
zu Unfällen neigen. Man kann solche (Kinder z.B.) psychotech- 
nisch erkennen, wenn man sie auffordert, in 6 steilstehende 
Reagenzgläser je 3 Erbsen zu schütten. Zur Verhütung passiver 
Unfälle, d. h. solche, die ohne Mitverschirlden des Betroffenen 
geschehen, gehören Geistesgegenwart, Mut und sichere Ent- 


1) Vgl. Arch. f. Soz. Hyg. u. Demogr. 1, 369. ‚1926. 
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keit, Sinnestüchtigkeit, Körpergewandtheit und Handge- 
schicklichkeit. Arbeiter, die in einem Betrieb in den ersten 
Jahren nicht verunglücken, tun es auch in den späteren Jahren 
viel seltener als die ‚‚Unfäller‘. Die zur Unfallverhütung er- 
forderlichen Eigenschaften sind zum Teil anerziehbar, wie die 
amerikanischen ‚Safety first‘-Erfolge beweisen. 


Bestimmungen über die Zusammensetzung und Aufgaben der 
Grubensicherheitskommissionen. 3. Juli 1926. Minister für Han- 
del und Gewerbe. Reichsarb.-Bl. 1926, Nr. 35, S. 303. Es 
sollen bei jedem Oberbergamt paritätische, durch Bergräte 
und Parlamentarier ergänzte Grubensicherheitskommissionen, 
denen der zuständige Gewerbemedizinalrat, sowie Beirat und 
Sachverständige des Oberbergamts mit beratender Stimme 
angehören, und beim Ministerium für Handel und. Gewerbe 
eine paritätische, durch Vertreter der Oberbergämter und 
Parlamentarier ergänzte Hauptkommission unter dem Vorsitz 
des Leiters des. Grubensicherheitsamtes, der Sachverständige 
des Handelsministeriums und ein Vertreter des Volkswohl- 
fahrtsministers mit beratender Stimme angehören, gebildet 
werden, die jährlich mindestens einmal zusammentreten. 
Die Aufgabe der Hauptkommission ist die Beratung in Fragen 
von allgemeiner Bedeutung; wichtigere müssen von Fachaus- 
schüssen vorbearbeitet werden. Die Grubensicherheitskom- 
missionen lassen durch Ausschüsse Grubenunfälle durch 
Zeugenvernehmungen und Besichtigungen miterforschen und 
legen nach Anhörung des Berichtes und eventuell Ergänzung 
durch weitere Zeugenvernehmungen dem ÖOberbergamt und 
dem Ministerium ihr Ergebnis und ihre Vorschläge vor. Sie 
sollen, auch auf eigene Initiative, zu Umständen Stellung 
nehmen, aus denen sich eine erhöhte Unfallgefahr ergeben 
könnte, und dürfen zu diesem Zwecke ebenso wie zur Er- 
forschung von Unfallursachen Befahrungen von Gruben vor- 
nehmen, auch wenn dort noch kein Unfall vorgekommen ist. 
Zu den Entwürfen der. Bergpolizeiverordnungen soll ihr Ein- 
verständnis eingeholt werden. (Neu sind vor allem die Er- 
weiterungen der Befugnisse der Sicherheitskommissionen bei 
den Oberbergämtern.) Bregmann (Magdeburg). - 


Sozialversicherung 


und sonstiges Versicherungswesen. 


Alfred Manes (Berlin), Auferstehung der Volksversicherung. 
Magazin der Wirtschaft. Berlin. Jg. 3, Nr. 23, S. 715—717. 
1926. Unter ‚„Volksversicherung“ verstehen wir in Deutschland 
den Zweig der privaten Lebensversicherung, der im Gegensatz 
zur Sozialversicherung keinen Zwang ausübt, und der sich durch 
folgende vier Besonderheiten auszeichnet: Versicherung kleiner 
Summen, kurzfristige (ehemals wöchentliche) Prämienzahlun- 
gen, Abholung der Prämien beim Versicherten und Fortfall 
der ärztlichen Untersuchung. Allerdings kann die eine oder 
andere der erwähnten Eigentümlichkeiten fehlen. Also es 
handelt sich hier um die Versicherung von Unbemittelten. 
Früher erfreute sich die Volksversicherung einer großen Popu- 
larität. So waren nach der letzten, das Jahr 1917 umfassenden 
amtlichen Statistik allein bei den unter Reichsaufsicht stehenden 
privaten Versicherungsunternehmungen (12 Aktiengesellschaf- 
ten und 4 Gegenseitigkeitsvereinen) rund 81%, Millionen Volks- 
versicherungspolicen, auf 1,7 Milliarden Mark lautend, in 
Kraft. Dazu kommen noch einige Hunderttausende sonstiger 
kleiner, volksversicherungsähnlicher Policen bei reichsauf- 
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Reichsaufsicht stehenden Betrieben. Auf Grund im Jahre 1919 
vorgenommener privater Ermittlungen entfiel auf jeden fünften 
bis sechsten Deutschen eine Police. 

Während der Inflation machte das Versicherungsgewerbe 
eine außerordentliche Krise durch. Da die Policeinhaber auf 
dem Gebiete der Volksversicherung zweifelsohne die wirtschaft- 
lich schwächsten Versicherten waren, ist die Belebung der 
Volksversicherung, wie es nach einigen Geschäftsberichten für 
das Jahr 1925 zu ersehen ist, überraschend. Es ist die Gründung 
mehrerer Volksversicherungen unter den veıschiedenartigsten 
Bezeichnungen, wie zum Beispiel Sterbe- und Begräbniskassen, 
festzustellen, die Hunderttausende von Policen aufzuweisen 
haben. Aber auch große Konzerne, dem wiedererwachten 
Sparsinn und der Rückkehr des Vertrauens in die Versicherungs- 
Institutionen entsprechend, lassen die Volksversicherung wieder 
auferstehen ; allerdings, der Nachkriegszeit entsprechend, um- 
gemodelt. Die Namen sind jetzt verschieden: ein Konzern be- 
nennt seine frühere Volksversicherung jetzt ‚‚Kleine Lebens- 
versicherung‘, ein anderer benennt sie ‚„Familienversicherung‘ 
und so fort. Die Prämienzahlung erfolgt überall monatlich, und 
zwar wird sie von Agenten abgeholt. Auch jetzt fällt die ärzt- 
liche Untersuchung fort. Man begnügt sich mit einer mehr oder 
minder ausführlichen Erklärung der Versicherungsnehmer über 
ihre gesundheitlichen Verhältnisse unter Angabe der Ärzte, 
welche sie zu behandeln pflegen. Als Neuerungen sind unter 
anderen die Verwendung einer einzigen Police und einer einzigen 
Beitragsquittung für mehrere Personen anzugeben. Dies ver- 
einfacht den Betrieb und erspart Kosten. Einige Konzerne 
zahlen beim Tod durch Unfall die doppelte Versicherungs- 
summe. 

Der Verfasser meint, daß die Auffassung — die ausgebreitete 
Sozialversicherung Deutschlands mache eine private kleine 
Lebensversicherung überflüssig — verfehlt ist. ‚Gerade 
das Gegenteil ist der Fall, wie ein Blick in die Geschichte der 
Volksversicherung lehrt; denn diese ist in Deutschland groß 
geworden im ursächlichen Zusammenhang mit der Sozial- 
versicherung. Diese, mit Zwang ausgestattet, stellt gewisser- 
maßen die Volksschule dar, in der ein Wissensminimum ge- 
boten wird. Von diesem Minimum ausgehend, sich aber ein 
Maximum an Wissen beziehungsweise an Versicherung zu ver- 
schaffen, muß der Initiative des Einzelnen überlassen werden, 
deren Ausschaltung oder Schwächung nur eine ganz falsch auf- 
gefaßte Sozialpolitik befürworten Könnte. Die deutschen Ver- 
sicherungsunternehmungen, die die Volksversicherung in irgend- 
einer Form wieder aufnehmen, erfüllen daher zweifelsohne auch 
eine soziale Aufgabe.‘' M. Kantorowicz (Berlin). 


Alfred Manes (Berlin), Private Krankenversicherung. 
Magazin der Wirtschaft. 2. Jg., Nr. 27, S. 843—845. 1925. Es be- 
stehen zur Zeit über 300 private Krankenversicherungsorgani- 
sationen mit etwa 3 Millionen Versicherten. Diese Erscheinung 
ist lediglich der wirtschaftlichen Schwäche des Mittelstandes 
zuzuschreiben. Vor dem Kriege gab es zwar auch private 
Krankenversicherungen, aber bei weitem nicht in solcher Aus- 
dehnung wie jetzt, denn damals konnte der Mittelstand die 
Kosten, die durch die Erkrankung entstanden selbst, bestreiten. 
Jetzt aber ist der Mittelstand auf die Krankenversicherung an- 
gewiesen. Der Unterschied zwischen der privaten Kranken- 
versicherung und der sozialen Zwangsversicherung besteht 
darin, daß bei der letzteren das Krankengeld eine ungewöhn- 
lich große Rolle spielt, während bei der ersteren Krankengeld 
überhaupt nicht in Betracht kommen darf. In der privaten 
Krankenversicherung handelt es sich also um Schadenver- 
sicherung, während die soziale Krankenversicherung über den 
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Ersatz des reinen Vermögensschadens mehr oder weniger weit 
hinausgeht. Der Verfasser meint, daß die soziale Kranken- 
versicherung höchstwahrscheinlich die Sympathie der über- 
wiegenden Mehrzahl ihrer Anhänger verlieren würde, wenn sie 
gleich der privaten Krankenversicherung die Zahlung von 
Krankengeld abschaffen oder sogar nur reduzieren wollte. Der 
Verfasser äußert sich ferner gegen Bestrebungen gewisser 
sozialer Krankenkassen, die private Krankenversicherung als 
solche zu beseitigen und sie den sozialen Krankenver- 
sicherungsträgern anzugliedern. Denn abgesehen davon, 
daß in der Abneigung gegen das Krankengeld eine höchst be- 
deutsame Wesensverschiedenheit der beiden Krankenver- 
sicherungssysteme liegt, fehlt es den über 8000 sozialen Krank- 
heitsversicherungsträgern, die nicht weniger als 36 Millionen 
Menschen umfassen, nicht an Aufgaben, ‚‚deren ideale Lösung 
sie bisher noch nicht gefunden haben. Man verkennt hier“ — 
fährt der Verfasser fort — ‚bei diesen Krankenkassen (deren 
hohe Bedeutung ich übrigens seit fast drei Jahrzehnten immer 
wieder hervorgehoben habe), daß auch sie der Gefahr einer 
Hypertrophie ausgesetzt sind und an Wert verlieren können, 
wenn sie über gewisse Grenzen hinaus Expansionspolitik 
treiben, die Intensivierung ihres Betriebes erscheint wenig- 
stens auf weite Zeiten hinaus volkswirtschaftlich wie sozial- 
politisch dringender als eine unnatürliche, unlogische Aus- 
dehnung ihres Herrschaftsbereiches.‘‘ (S. 844.) Jedoch sollte 
die private Krankenversicherung der Reichsaufsicht unter- 
stellt werden. Die Staatsaufsicht reicht nicht aus. Um die 
Klienten zu gewinnen, haben die privaten Krankenversiche- 
rungen weitgehende Leistungen versprochen. Die Ver- 
sicherten haben hier völlig freie Wahl des Arztes und be- 
kommen die Auslagen ersetzt, die ihnen durch die Inanspruch- 
nahme des Arztes erwachsen. Außerdem werden ihnen die 
Kosten für die Apotheke und kleine Heilmittel, für Operationen, 
Unterbringung im Krankenhaus, für Wochenhilfe, Zahnbe- 
handlung und Begräbnis ersetzt. Von allen diesen Ausgaben 
machen die Arztkosten 1, bis 34 aus. Erst später hat man ein- 
gesehen, daß „ohne Normierung von bestimmten Höchst- 
beträgen auf die Dauer einen rationellen Versicherungs- 
betrieb durchzuführen, nicht möglich ist“. Denn man müßte 
sonst die Beiträge, die jetzt noch häufig geradezu auffällig 
niedrig sind, sehr wesentlich erhöhen. 


So scheint es, als ob die private Krankenversicherung die 
Richtung einschlägt, eine Art Katastrophenversiche- 
rung zu werden, d. h. allein oder wenigstens vorwiegend nur 
dann einzutreten, wenn es sich um verhältnismäßig hohe 
Krankheitskosten handelt. Der Versicherungsschutz gegen 
Operations- und Krankenhauskosten erscheint jedenfalls drin- 
gender als der Versicherungsschutz gegen Arzt- und Arznei- 
kosten. Erwähnt man noch letzteren, so wird man früher 
oder später zu dem Maximalsystem übergehen müssen und 
das Prozentualsystem aufgeben, d. h. für einzelne ärztliche 
Leistungen bestimmte Beträge vorsehen, nicht aber 100 oder 
80 % aller Arztkosten ohne Rücksicht auf ihre absolute Höhe 
ersetzen. — Doch hiermit wird nur eines von vielen Problemen 
angedeutet (einegroße Reihe von Einzelheiten schildert Bieder- 
mann in seinem Aufsatz: ‚‚Entwicklung und Ziele der privaten 
Krankenversicherung‘' in Heft 39 der ‚‚Veröffentlichungen 
des Deutschen Vereins für Versicherungswissenschaft‘“ Berlin 
1926), welches bei der privaten Krankenversicherung noch der 
Lösung harrt“ (S. 845). 


Ein erheblicher Teil der Unternehmungen ist erst 2—3 Jahre 
alt. Der Verfasser wünscht zum Schluß, daß man sich mit 
dem Problem der privaten Krankenversicherung mehr be- 
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schäftigen möge, damit sie nicht so rasch verschwindet, wie 
sie aufgeschossen ist. M. Kantorowicz (Berlin). 


Die Heilfürsorge der Angestelltenversicherung. 


Der Geschäftsbericht des Direktoriums der Reichsver- 
sicherungsanstalt für Angestellte über das Jahr 1925 
enthält interessante Angaben über die Heilfürsorge im Berichts- 
jahr und aufschlußreiche Statistiken über die Jahre 1921—1924. 

Das Heilverfahren ist erst im Jahre 1924 wieder neu auf- 
gebaut worden. So namhaft die Leistungen dieses ‚‚Stabili- 
sierungs‘- Jahres auch waren (es waren insgesamt 19699 
ständige Heilverfahren — Verschickungen — und 3991 nicht- 
ständige — Zuschüsse zum Zahnersatz und zu größeren Heil- 
mitteln — durchgeführt worden), so konnten sie doch unter 


mehrfachen Gesichtspunkten nicht ganz befriedigen. Die Ge- 
samtaufwendungen betrugen mit rund 6,4 Mill. RM. nur 
5,1% der Beitragseinnahmen (rund 125,6 Mill... Besonders 


auffällig war, daß nach Angabe des Geschäftsberichtes für 1924 
im Haushalt rund 12,5 Mill. RM. für das Heilverfahren bereit- 
gestellt waren, dagegen kein Wort der Begründung dafür 
gegeben wurde, warum nur reichlich die Hälfte verwandt 
worden war. Die Zahl der Ablehnungen ständiger Heilver- 
fahren — 42,8 % der erledigten Fälle — war auch noch reich- 
lich hoch, vor allem im Hinblick darauf, daß hier auf das Prinzip, 
auch in als dringlich anerkannten Fällen Wiederholungen 
nach weniger als 2 (jetzt sogar 3) Jahren, bei Tuberkulose 
weniger als 1 Jahr, abzulehnen, stark gewirkt hat. In dieser 
Handhabung mußte eine Verkennung der dringenden Not- 
wendigkeit, alle irgend verfügbaren Mittel für Gesundheits- 
zwecke aufzuwenden, erblickt werden. 

Erfreulicherweise zeigt der Bericht für das Jahr 1925, daß 
diese Erkenntnis in der R.f. A. gewachsen ist. Das Jahr 
weist sowohl eine absolute wie eine relative Steigerung auf. 
Es wurden 28963 ständige Heilverfahren durchgeführt, 
das sind 60,7 % der erledigten Fälle, und 20086 nichtständige 
= 97,2% der erledigten. Der Gesamtkostenaufwand be- 
trug 11,8 Mill. RM., das sind 6,4% der Beitragseinnahmen 
(rund 185,7 Mill. RM.). Als der günstigen Finanzlage der 
R.f. A. gemäß völlig ausreichend können freilich auch diese 
Leistungen noch nicht angesehen werden. Die gesundheit- 
lichen Verhältnisse sind eben doch noch durchaus anormal. 
Die nicht bestreitbare Tatsache, daß viele erwerbslose An- 
gestellte die Zeit erzwungener Untätigkeit zur Wiederher- 
stellung ihrer Gesundheit benutzen, ist unter höheren Ge- 
sichtspunkten nur zu begrüßen. Aber auch unter rein finanz- 
wirtschaftlichen Rücksichten, die gewiß von der R. f. A. nicht 
außer acht gelassen werden können, sind die Aufwendungen 
für das Heilverfahren keine reine Belastung, sondern wohl- 
angelegtes Kapital, da sie vorzeitige Berufsunfähigkeit ver- 
hindern und somit Kosten für Ruhegelder oder Hinterbliebenen- 
renten ersparen. Zu bemängeln ist weiter noch, daß, insbe- 
sondere während der Sommermonate, die Erledigung der An- 
träge zu lange Zeit in Anspruch nimmt. Es scheint, daß einmal 
der Beanmitenstab, dem allerdings in dieser Abteilung wohl 
auch während der Hochsaison keine Urlaube erteilt werden 
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dürften, zu gering ist, zum anderen die Vertrauensärzte zu 
stark überlastet sind. 


Von den ständigen Heilverfahren wurden 40,9% in Sana- 
torien, 34,9% in Lungenheilstätten (ein erfreulicher Rück- 
gang gegen 1924 mit 45,12%), 21 % in Bädern, 0,8% in fach- 
ärztlicher Behandlung, 2,4% unter Zuschußgewährung durch- 
geführt. Die durchschnittliche Dauer der Kuren betrug in 
den Lungenheilstätten 80 Tage, in den Sanatorien 33 Tage, 
in den Bädern 30 Tage. Die Unterbringung erfolgte zum Teil 
in den 4 eigenen Heilanstalten der R.f. A., zum anderen 
in der stattlichen Zahl von 87 vertraglich verpflichteten Heil- 
anstalten und Bädern. Die R.f. A. hat ferner im Berichts- 
jahr wieder stärker, in Gemeinschaft mit den Landesver- 
sicherungsanstalten, an der Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten mitgewirkt. Es wurden 992 Fälle bewilligt. 
Über die neu eingeführte Kinderfürsorge (vgl. Heft 4, 
S. 370) sind Zahlen noch nicht angegeben. 


Die verschiedenen Statistiken über die Jahre 1921 — 
1924 — insgesamt 72939 Heilverfahren, davon 32468 an 
Männern, 40471 an Frauen — gliedern zunächst die Fälle nach 
5l Krankheitsgruppen. An der Spitze stehen: Tuberkulose 
der Lunge mit 46,97% (47,76% der Männer, 46,34%, der 
Frauen), Neurasthenie, Hysterie, Basedowsche Krankheit 
mit 18,14 % (15,26 % beziehungsweise 20,45 °,), Blutarmut mit 
6,81 °% (2,21 % beziehungsweise 10,50 %), Krankheiten des 
Herzens und der Hauptschlagader 5,65 °; (9,32% beziehungs- 
weise 4,75 9%). 


Die Verteilung auf die Altersgruppen zeigt folgendes 
Bild: Bei den Lungenheilverfahren standen von den Männern 
im Alter bis zu 19 Jahren 9,9%, von 20—24 Jahren 32,9 °,, 
von 25—29 Jahren 22,2%, dann folgt ein ziemlich gleichmäßig 
sich steigerndes Absinken bis auf 1,5% von 55 Jahren ab, 
Von den Frauen waren unter 19 Jahren 11,1 %, 20—24 Jahre 
38,6%, 25—29 Jahre 26,6°%, dann noch stärkeres Absinken 
bis auf 0,2% von 55 Jahren ab. Wesentlich anders ist der Ver- 
lauf bei den anderen Heilverfahren. Bei den Männern bewegt 
sich der Anteil in den Jahrfünften von 20—54 Jahren zwischen 
10,7% (50—54 Jahre) und 14% (25—29 Jahre), bei den 
Frauen entfallen auf die Jahresgruppen 20—24 24,8%, 25—29 
25,3%, 30—34 16,6%, um dann viel stärker abzusinken. 


Schließlich seien zwei Übersichten über die klinischen Er- 
folge — die ausdrücklich als ‚‚Anfangserfolge‘“ bezeichnet 
werden — und die Erfolge hinsichtlich der Wiedererlangung 
der Berufsfähigkeit nach den ärztlichen Entlassungs- 
berichten hier im Auszug zusammengestellt, obschon solche 
Erfolgsstatistiken stets mit Vorsicht zu bewerten sind. 
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Neue Literatur zur Rechtsstellung der unehelichen Kinder. 
Übersichtsreferat. 
Von F. ROTHSCHILD, Frankfurt a. M. 


Das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz (RJWG), das in 
den meisten Ländern Deutschlands seit 1924 und, 
nachdem es in Bayern am 1. Januar 1926 eingeführt 
wurde, nun im ganzen Reich gilt, hat die Durch- 
führung der Rechte der unehelichen Kinder in die 
Hände der Jugendämter ( J Ae.)gelegt,die—neben ande- 
ren ihnen übertragenen Aufgaben — für alle nach In- 
krafttreten des Gesetzes geborenen unehelichen Kin- 
der kraft Gesetzes, also nicht durch Bestellung im 
Einzelfall, Vormund werden. Hierdurch ist eine gleich- 
mäßige, planvolle und sachverständige Wahrnehmung 
dieser Rechte gesichert, an der es bei dem System der 
Einzelvormundschaft des BGB. vielfach gefehlt hatte. 
Freilich war dieses System durch eine teils durch 
Landesgesetzgebung, teils durch die Praxis geschaffene 
Berufsvormundschaft schon durchlöchert gewesen. 
Nachdem nun durch die Ausführungsgesetze zum 
RJWG. solche Berufsvormundschaften auf das JA. 
übergegangen sind und nachdem die JAe. von Fall zu 
Fall dazu fortschreiten, bereits bestehende, schwierig 
gelagerte Einzelvormundschaften über uneheliche Kin- 
der in der Form der bestellten Amtsvormundschaft zu 
übernehmen, ist erreicht worden, daß die unehelichen 
Kinder ganz allgemein von den JAe. betreut werden, 
soweit ihre Interessen nicht durch Einzelvormünder 
zweckentsprechend wahrgenommen werden können. 
Da das JA. nicht nur Vormund des unehelichen Kin- 
des ist, sondern auch die Pflegekinderaufsicht über sie 
ausübt, da es weiter bei Schutzaufsicht, Fürsorgeer- 
ziehung und im Jugendgerichtsverfahren zu einer 
weitgehenden Mitwirkung berufen ist, ist das Jugend- 
amt die Behörde, der — neben dem Vormundschafts- 
gericht — recht eigentlich der Schutz der unehelichen 
Kinder übertragen ist. Daß nicht ihm die öffentliche 
Unterstützung der hilfsbedürftigen Minderjährigen 
entgegen der ursprünglichen Fassung des RJWG., 
sondern gleichmäßig mit der der Erwachsenen, den 
Fürsorgeverbänden obliegt, wird ziemlich allgemein 
als unzweckmäßig angesehen. 


Ist durch diese Regelung die Wahrnehmung der 
Rechte des unehelichen Kindes gesichert, so hat sie 
doch die Rechte selbst unverändert gelassen. Diese 
Rechte haben seit dem BGB. keine grundlegende Än- 


derung erfahren. Freilich ist in der Verfassung des 
Deutschen Reiches, Art. 121 bestimmt, ‚den unehe- 
lichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die glei- 
chen Bedingungen für ihre leibliche, seelische und ge- 
sellschaftliche Entwicklung zu schaffen, wie den ehe- 
lichen Kindern‘ ; aber dieses Versprechen der Ver- 
fassung ist noch nicht eingelöst, und nur auf einem be- 
schränkten Gebiet ist eine annähernde Gleichstellung 
bereits heute rechtens. Es sei an das in den ersten 
Augusttagen 1914 erlassene Gesetz betr. die Unter- 
stützung der Familien der in den Dienst eingetrete- 
nen Mannschaften erinnert, das die Unterstützung 
auch den unehelichen Kindern einräumte, sofern die 
Verpflichtung des Eingezogenen als Vater zur Ge- 
währung des Unterhalts festgestellt war. Diese Be- 
stimmung ist in der Folgezeit in die Sozialgesetze in- 
haltlich übergegangen, hat aber leider bis in die 
neueste Zeit in den zahlreichen hierher gehörigen Ge- 
setzen eine im einzeln durchaus uneinheitliche Fassung 
erhalten. Eine gute und erschöpfende Zusammen- 
stellung für die Zeit bis 1. Januar 1926 findet man in 
dem Heft „Rechte unehelicher Kinder aus den Sozial- 
gesetzen‘‘ von Dr. Hanna Scherpner-Drexelt). 
Unterdessen ist die Reichsregierung daran gegan- 
gen, das Versprechen der Verfassung einzulösen. Am 
22. Mai 1925 hat der Reichsminister der Justiz dem 
Reichsrat ‚den Entwurf eines Gesetzes über die un- 
ehelichen Kinder und die Annahme an Kindes Statt“ 
nebst Begründung vorgelegt?). Der Entwurf setzt an 
die Stelle der §§ 1705—1718 BGB. etwas über 50 Para- 
graphen, deren wesentlicher Inhalt zum Verständnis 
der daran anknüpfenden Stellungnahme der Literatur 
hier ganz kurz wiedergegeben werden muß. Der Ent- 
wurf unterscheidet zwischen Kindern, bei denen die 
Vaterschaft feststeht, sie haben einen Vater im Rechts- 
sinne, und solchen, bei denen nur einer oder auch 


1) Ind. v. Prof. Klumker herausgegebenen ‚‚Fortschritten 
der Jugendfürsorge‘“. (Verlag von Hermann Beyer & Söhne, 
Langensalza 1926.) 

3) Drucksachen des Reichsrates Nr. 108/25; im Buchhandel 
nicht erhältlich, aber i. Reichsarb.-Bl. Nr. 37, Oktober 1925, 
ohne Begründung abgedruckt; s. auch Zbl. f. Jugendr. u. 
Jugendwohlf., 147. Jg., S. 175, 1925 und Arch. f. Soz. Hyg. 
und Demogr. 1. Bd., S. 96, 1925. S. 269, 377, 1926. 
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mehrere ermittelt sind, die möglicherweise das Kind 
erzeugt haben; diese Kinder haben nur einen oder 
mehrere ‚„Unterhaltsverpflichtete‘‘. Die Vaterschaft 
setzt ein freiwilliges Anerkenntnis, dem Mutter und 
Kind zustimmen müssen, das aber in sehr weitem 
Maße, zeitlich unbeschränkt, angefochten werden kann 
oder eine gerichtliche Entscheidung voraus. Letztere 
erfolgt, nicht wie bisher durch das Prozeßgericht, son- 
dern durch das Vormundschaftsgericht, und zwar 
dann, wenn der Verkehr in der Konzeptionszeit fest- 
steht, es sei denn, daß erhebliche Zweifel an der Vater- 
schaft begründet sind. Die Vaterschaft hat eine bis 
zum 16. Lebensjahr reichende, familienrechtliche 
Unterhaltspflicht zur Folge; die Höhe des Unterhalts 
richtet sich prinzipiell nach der Lebensstellung der 
Mutter, so jedoch,.daß auch die Vermögens- und Fa- 
milienverhältnisse des Vaters billig zu berücksichtigen 
sind. Wird durch Erfüllung der Unterhaltspflicht sein 
standesgemäßer Unterhalt gefährdet, so hat er, wie 
ein ehelicher Vater, alle verfügbaren Mittel zu seinem 
und des Kindes Unterhalt gleichmäßig zu verwenden. 
Er kann dies — anders nach heutigem Recht — schon 
im Prozeß und nicht erst gegenüber der Vollstreckung 
des Urteils geltend machen. Auch die Eltern des Vaters 
sind bei Unvermögen des letzteren und der mütter- 
lichen Verwandten unterhaltspflichtig. Die Unter- 
haltspflicht des Vaters geht prinzipiell der der Mutter 
und deren Verwandten vor, soweit nicht das Gericht 
aus Billigkeitsgründen anders erkennt. Die Unter- 
haltspflicht ist passiv vererblich; der Ehefrau des 
Vaters und dessen ehelichen Ankömmlingen steht es 
als Erben des Vaters offen, das Kind mit einem Pflicht- 
teil abzufinden ; entfernteren Erben gegenüber hat das 
Kind sogar einen Anspruch auf einen Pflichtteil. Ein 
Erbrecht steht dem Kinde nicht zu. Der Vater kann 
das Kind abfinden, außer wenn ihm die Sorge für die 
Person des Kindes übertragen ist. Das uneheliche 
Kind führt den Familiennamen der Mutter, kann, wie 
bisher, durch Namensgebung den Namen des Stief- 
vaters erhalten, kann aber weiterhin durch das Vor- 
mundschaftsgericht auf Antrag des Vaters dessen 
Namen erhalten. War die Mutter des Kindes vor des- 
sen Geburt verheiratet, so kann das Kind mit Zustim- 
mung des früheren Ehemanns dessen Namen bekom- 
men. Die Sorge für die Person des Kindes steht, wie 
bisher, der Mutter zu, sie kann aber ebenso wie das 
Recht zum persönlichen Verkehr dem Vater verliehen 
werden. Diesem oder der Mutter kann ausnahmsweise 
sogar die volle elterliche Gewalt übertragen werden. 


Soweit die Vaterschaft nicht festzustellen ist, haftet 
jeder, der in der Empfängniszeit mit der Mutter ver- 
kehrt hat, auf Unterhalt, außer wenn offenbar un- 
möglich ist, daß das Kind aus seiner Beiwohnung ent- 
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standen ist. Der Umfang der Unterhaltspflicht ist im 
wesentlichen der gleiche, wie beim Vater, jedoch haften 
die Eltern des „nur Unterhaltsverpflichteten‘“ nicht. 
Die ‚mehreren‘ haften dem Kind als Gesamtschuldner 
und können untereinander Ausgleich verlangen. Ab- 
findung des Kindes ist zulässig. 

Daneben ist im Gesetz die Ehelichkeitserklärung und 
die Annahme an Kindes Statt erleichtert und verein- 
facht, die Adoption ist schon bei vollendetem 40. Jahre 
(bisher 50.) zulässig und mit Dispens auch statthaft, 
wenn eheliche Kinder vorhanden sind. Neu enthält 
das Gesetz den „Pflegekindschaftsvertrag‘‘, eine zeit- 
lich beschränkte Übertragung des Personenfürsorge- 
rechts an eine physische oder juristische Person. 
Schließlich ist das Recht, die Ehelichkeit anzufechten, 
auch dem Kinde zugestanden. Erwähnenswert ist aus 
den Übergangsbestimmungen, daß ein nach altem 
Recht abgefundenes Kind, dessen Abfindung durch 
die Inflation vernichtet ist, für die Zeit nach der 
Klageerhebung eine Zusatzrente nach Billigkeit ver- 
langen kann. 

Seit 11, Jahren liegt der Entwurf in dem Schoße 
des Reichsrats, der, soweit bekannt geworden, in des- 
sen Erörterung noch nicht eingetreten ist, wohl weil 
sich die Stellungnahme der Länder verzögert hat. In 
der sehr umfangreichen Literatur hat der Entwurf 
wenig Anerkennung gefunden; es ist ja auch erklär- 
lich, daß die Gegner sich lauter zum Wort melden. 
Als erster trat Klumker (Frankfurt a. M.), seit einem 
Vierteljahrhundert der Vorkämpfer für den Schutz 
der Unehelichen, auf den Plan, zunächst mit einem 
Artikel „Der Gesetzentwurf über das Unehelichen- 
recht“ im Zbl. f. Jugendr. und Jugendwohlf. (17, 
S. 157, 1925, sodann mit einem Aufsatz von fast 
50 Seiten im Archiv für Sozialwissenschaft und Sozial- 
politik Bd. 55, S. 156ff.‘). Bemängelt er im ersten 
Artikel im wesentlichen, daß der Verfasser des Ent- 
wurfs die Jugendämter überhaupt nicht erwähne und 
deren Bedeutung für den Unehelichenschutz ganz 
übersehen habe — ein Vorwurf, der in diesem Maße 
sicher unzutreffend ist und gesetzestechnische Gründe 
hat —, so holt er, temperamentvoll wie stets, in der 
zweiten Arbeit weiter aus, begründet aus der Ent- 
wicklung der Vormundschaft heraus, daß die Zurück- 
drängung des JA. ein wesentlicher Rückschritt sei und 
bekämpft den „Grundfehler des Entwurfs, daß er die 
Gewißheit der Vaterschaft voraussetzt und sie be- 
wiesen haben will“ mit beachtenswerten Gründen. 
Die Unterhaltsverpflichteten würden im Volksmunde 
zu „Vätern“, und so gäbe es künftig uneheliche Kinder 


1) Vergl. auch seine Aufsätze in Blättern des Deutschen 
Roten Kreuzes, Bd. 5, S. 15. 1926 und Zeitschrift für soziale 
Hygiene, 1925. S. 96. 
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mit mehreren Vätern, was der Stellung dieser Kinder 
- Abtrag tue. Er macht es dem Entwurf zum Vorwurf, 
daß er ohne alle statistischen Grundlagen und ohne 
Berücksichtigung der Fortschritte des ausländischen 
Rechts verfaßt worden seit). Im gleichen Sinne spricht 
sich auch die Entschließung des Archivs Deutscher 
Berufsvormünder, Frankfurt a. M., dessen Vorsitzen- 
der Klumker ist, scharf gegen die Grundlagen des 
Entwurfs aus?). Von einem anderen, aus der frühe- 
ren Literatur bereits bekannten Gesichtspunkt aus 
wendet sich Storck, (Lübeck®) gegen den Entwurf. 
Eine im Sinne des Art. 121 der Verfassung anzustre- 
tende Verbesserung der Stellung der Unehelichen sei 
nur zu erreichen bei einem „primären Eintreten der 
Gemeinschaft‘ für den Teil der Versorgung, der nicht 
der Mutter aufzuerlegen sei, mit einem Rückgriff der 
Gemeinschaft gegen den Unterhaltsverpflichteten. Er 
sucht — und darin stimmt er mit Klumker über- 
ein — die Lösung der Frage mehr auf dem Wege des 
öffentlichen als des privaten Rechts. In dieser Rich- 
tung macht Müller, Berlin, positive Vorschläge®). 
Dieser stellt an anderer Stelle5) die 8 Einwendungen zu- 
sammen, die dem als Vater Belangten nach dem Ent- 
wurf gegen die Klage zustehen : eine Zusammenstellung 
die allerdings beweist, daß gewichtige Bedenken gegen 
den Entwurf sprechen. Mehr von der rechtlichen als 
der sozialen Seite her wendet sich Tomforde, Frank- 
furt®), gegen den Entwurf; ‚weil das von der Natur 
in einen undurchdringbaren Schleier gehüllte Geheim- 
nis der Vaterschaft nicht gelöst werden kann“, muB 
man „die nur scheinbar rücksichtsiose Lösung des 
Code civil als die denkbar beste anerkennen‘ mit der 
Ergänzung eines Öffentlich rechtlichen Unterstützungs- 
anspruchs der nicht anerkannten Kinder gegen den 
Staat. 

Diesen Kritiken gegenüber nimmt der Verfasser 
des Entwurfs, Ministerialrat Dr. Brandis, in einem 
kurzen Aufsatz im Zbl. f. Jugendr. und Jugend- 


1) Vgl. über das ausländische Recht insbesondere Tom- 
forde, Das Recht des unehelichen Kindes und seiner Mutter 
im In- und Ausland, 2. Aufl., Hermann Beyer & Söhne, Langen- 
salza 1924. Vergriffen; eine dritte Auflage ist in Vorbereitung. 
Ferner: Uneheliche Kinder in den nordischen Ländern und im 
Deutschen Reich in den Fortschritten der Jugendfürsorge. 
Hermann Beyer & Söhne, Langensalza 1925. Fürer, Die 
Adoption, Legitimation und die Kindesanerkennung im inter- 
nationalen Rechte, daselbst 1926. Eine wertvolle Sammlung 
enthält Bergmann, Internationales Ehe- und Kindschafts- 
recht der europäischen Staaten (mit Ausnahme der Türkei). 
Reichsbund der Standesbeamten Deutschlands, Berlin 1926. 

?) Zbl. f. Jugendr. und Jugendwohlf., 17. Jg., S. 265. 1925. 

3) Daselbst S. 160. 

4) Zbl. f. Jugendr. u. Jugendwohlf. 17. Jg., S. 234. 1925. 

5) daselbst S. 163. 

€) D.R.Z. 18. Jg., S. 116. 1926. 
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wohlf.!), und in einer ausführlichen Abhandlung 
in der JW.?) Stellung, indem er die in der weiteren 
Kreisen nicht zugänglichen Begründung zum Entwurf 
angeführten und dort eingehend erörterten Gesichts- 
punkte bekannt gibt. Ihn unterstützt in der Bekämp- 
fung der Kritik Müller, Hamburg?). „Der Entwurf 
scheint im großen und ganzen den unehelichen Kin- 
dern in solchem Maße zu helfen, als es mit Rücksicht 
auf den Gedanken der Ehe und den Schutz der ehe- 
lichen Familie vereinbar ist‘. Müller betont im 
Gegensatz zu der von Klumker und Storck ziem- 
lich ausschließlich geforderten Stärkung der Stellung 
des JA.’s die Bedeutung der dem Vormundschafts- 
richter zugewiesenen Aufgaben. Der Rechtsschutz, 
die Rechtsgestaltung müsse unabhängigen Behörden 
anvertraut werden. Diese Ausführungen, die in der 
Literatur nur wenig hervortreten, weil sich leider die 
Vormundschaftsrichter bisher mit dem Entwurf nur 
wenig beschäftigt zu haben scheinen, bedürfen einer 
starken Betonung, um einseitige Beurteilung zu ver- 
meiden. 

Dies muß man sich auch bei einer Prüfung der auf 
den ersten Blick bestrickenden Einwendungen von 
Hilde Eiserhardt vor Augen halten‘). Die Frau, 
die hier den Entwurf kritisch beleuchtet, fragt, ob 
durch den Entwurf das Hineinwachsen des unehe- 
lichen Kindes in die Familie erleichtert werde, ob es 
gelungen sei, die Tatsache der unehelichen Geburt so 
wenig wie möglich hervortreten zu lassen. Vielleicht 
berücksichtigt sie bei der Verneinung dieser Frage 
die Bedeutung der Mitwirkung des Vormundschafts- 
gerichts nicht genügend oder unterschätzt dessen 
soziales Verständnis. Auch die „Vereinigung der groß- - 
städtischen Jugendämter‘ hat in einer eingehend be- 
gründeten Entschließung zum Entwurf Stellung ge- 
nommen). Sie begrüßt die Teile des Entwurfs, die 
ja ganz allgemein prinzipielle Zustimmung gefunden 
haben, die Vorschriften über Annahme an Kindes 
Statt, Ehelichkeitserklärung und Pflegekindschaft, 
tritt aber den Vorschriften des Entwurfs über die Fest- 
stellung der Vaterschaft scharf entgegen und schlägt 
als Ersatz für die heute geltende exceptio plurium 


1) 17, 245, 1925. 

2) 1925, S. 2735. 

3) Zbl. f. Jugendr. u. Jugendwohlf. 17. Jg., S. 248, 1925 
u. D.R.Z. 18, S. 34. 1926. 

*) Vgl. die Aufsätze: Bringt der Reichsentwurf über die un- 
ehelichen Kinder diesen wirklich eine Besserstellung? Nach- 
richtendienst des Deutschen Vereins für Öffentliche und pri- 
vate Fürsorge 1925, 468 und ‚Was will die Reform des Un- 
ehelichenschutzes‘. Blätter d. Deutschen Roten Kreuzes 5, 
33, 1926. 

5) Zbl. f. Jugendr. u. Jugendwohlf. 17. Jg., S. 265, 1925 
u. Arch. f. Soz. Hyg. u. Demogr. 1. Bd., S. 269. 1926. 
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eine recht bedenkliche Fassung vor, indem sie eine Bei- 
wohnung eines Dritten dann als unbeachtlich gelten 
lassen will, wenn es unwahrscheinlich sei, daß die 
Mutter das Kind aus dieser Beiwohnung empfangen 
habe. Hinsichtlich der persönlichen Beziehungen 
billigt sie prinzipiell den Entwurf, der hierin dem Vor- 
mundschaftsrichter weiten Spielraum lasse, dagegen 
wendet sie sich in verschiedener Richtung gegen die 
Regelung der Unterhaltsverpflichtung durch den Ent- 
wurf. | 

In der grundlegenden Frage, wer als Vater des un- 
ehelichen Kindes zu gelten habe, spitzte sich der 
heftig geführte Kampf immer deutlicher darauf zu, 
ob es richtig sei, an der — im Entwurf vielleicht auf 
die Spitze getriebenen — Gewißheit der Vaterschaft 
festzuhalten oder in Anlehnung an das österreichische 
Recht und im Hinblick auf die neue Regelung in 
Schweden Einen herauszugreifen, der in der Emp- 
fängniszeit mit der Kindesmutter verkehrt hatte. In 
der Hoffnung, über diesen Punkt Klarheit gewinnen 
zu können, veranstaltete das Archiv Deutscher Be- 
rufsvormünder im Februar 1926 eine Sachverständi- 
genkonferenz in Dresden. Vorbereitet wurde diese 
durch drei Gegenentwürfe, deren erster von Storck, 
Lübeck und Georgi, Nürnberg, deren zweiter von 
Polligkeit, Frankfurt und Eiserhardt, Frank- 
furt, und deren dritter vom Verfasser dieser Über- 
sicht stammt. Diesen drei Gegenentwürfen!) sind 
kurze Begründungen beigegeben. Die beiden ersten 
Gegenentwürfe stehen, bei vielfachen Unterschie- 
den im einzelnen, prinzipiell auf dem Standpunkt 
des österreichischen Rechts, wonach unter völligem 
Verzicht auf die Gewißheit der Vaterschaft, der- 
jenige als Vater haftet, der in der Empfängniszeit 
mit der Mutter verkehrt hat. Ihm ist (etwas ab- 
weichend Georgi) nur der Einwand der Unmög- 
lichkeit der Zeugung gegeben. Zu diesen Gegen- 
entwürfen sind auch die Ausführungen Storcks?) 
zu vergleichen. Seine Ausführungen gipfeln in dem 
Satze, daß „wir auch in außerehelichen Verhält- 
nissen die geschlechtliche Treue als Regel bezeichnen 
dürfen“, und er basiert auf diesem von anderer Seite 
sehr angegriffenen Grundsatz die nur durch die Un- 
möglichkeit der Zeugung widerlegbare Rechtsvermu- 
tung, daB der, dessen Verkehr mit der Mutter in 
der Empfängniszeit erwiesen ist, auch der Vater des 
Kindes sei. Beachtenswerter ist die Kritik des Regie- 
rungsentwurfs, soweit er eine „dauernde Gewißheit 
der Vaterschaft“ verlangt, die Beleuchtung der „Ge- 
fahrengenossenschaft der Uhnterhaltsverpflichteten‘“ 


1) Heft 2 der Flugschriften des Archivs Deutscher Berufs- 
vormünder. 
2) Soziale Praxis, 35. Jg., S. 169. 1926, 
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und die Einwürfe gegen die familienrechtliche Rege- 
lung der Vaterschaft im Regierungsentwurf. Der 
Gegenentwurf von Polligkeit und Eiserhardt 
zeichnet sich dadurch aus, daß er neben der Aner- 
kennung der Vaterschaft noch eine ausdrückliche 
„Verwandtschaftserklärung‘‘ des Vaters kennt, die 
erst die Möglichkeit einer Verleihung familienrecht- 
licher Beziehungen, nicht deren unmittelbaren Ein- 
tritt von Gesetzes wegen, gibt. Es sei gestattet, hier- 
zu das Bedenken zu äußern, ob ein solches Rechts- 
institut, das der Volksanschauung völlig fremd ist, 
diese potenzierte Anerkennung, die unmittelbare 
Rechtsfolgen nicht hat, sondern nur die Grundlagen 
zu solchen abgibt, volkstümlich werden kann. Der 
dritte Gegenentwurf vom Verfasser dieser Übersicht 
ist erwachsen aus seinen Ausführungen über den ‚‚Mehr- 
verkehr“ 1), in denen er die Bedenken gegen die öster- 
reichische Lösung dahin zusammenfaßt, daß es dem 
Belieben der Mutter oder dem unanfechtbaren Er- 
messen des Vormunds überlassen sei, wer beim Vor- 
handensein mehrerer möglicher Erzeuger als ‚Vater‘ 
herausgegriffen werde. Dieser dritte Gegenentwurf 
lehnt an den Regierungsentwurfan, der zwischen Vater 
und Unterhaltsverpflichtetem unterscheidet,sucht aber 
die hiergegen erhobenen Bedenken dadurch abzu- 
schwächen, daß er die Heranziehung eines Zweiten 
und auch die Ausgleichsklage von einer vormund- 
schaftsgerichtlichen Genehmigung abhängig macht; 
er läßt Jeden für den Unterhalt des Kindes haften, 
der in der Empfängniszeit mit der Mutter verkehrt 
hat (wenn Zeugung nicht unmöglich war) und gibt 
dem Vormundschaftsgericht die Befugnis, dem, der 
sich als Vater bekennt, verwandtschaftliche Rechte 
zu verleihen. 

Die gut vorbereitete und von interessierten Teil- 
nehmern stark besuchte Konferenz in Dresden (26. und 
27. Februar 1926) war bestimmt, die Kenntnis des 
österreichischen Rechts (keine exceptio plurium) und 
die des Schweizer Rechts, der sich der Regierungs- 
entwurf hinsichtlich der Betonung der Gewißheit der 
Vaterschaft anlehnt, zu vermitteln und die prakti- 
schen Erfahrungen mit diesen Rechten aus berufenem 
Munde kennen zu lernen. Die Referate von Esel- 
böck (Wien) und Lederer (Teplitz) über das öster- 
reichische Recht und von Wiesendanger (Zürich) 
und Grob (Zürich) über das Schweizer Recht (,er- 
hebliche Zweifel“ und „Zusprechung mit Standes- 
folgen‘), sowie eine eingehende Wiedergabe der 
Diskussion sind im Druck?) erschienen und ent- 
halten wohl alles, was für und gegen den Ent- 

1) Sächs. Blätter für Wohlfahrtspflege, 6. Jg., S. 44. 1926. 


2) Heft 3 der Flugblätter des Archivs Deutscher Berufsvor- 
mûnder. 
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wurf vorgebracht werden kann. Als positives Er- 
gebnis aus dieser Tagung kann festgestellt werden, 
daß einigermaßen Einverständnis darüber erzielt 
wurde, daß Abweisung der Klage schon bei „,er- 
heblichen Zweifeln an der Vaterschaft“ eine Über- 
spannung bedeutet, was auch vom Vertreter der 
Reichsregierung als dessen persönliche Meinung ein- 
geräumt wurde. Im übrigen aber spaltete sich die 
Konferenz in zwei Lager, den Anhängern des Ent- 
wurfs und denen des österreichischen Rechts. Daß 
die letzteren stärker vertreten waren, mag wohl auf 
die Zusammensetzung der Konferenz zurückzuführen 
sein. Eine Einigung ist nicht erzielt worden, und wenn 
im Schlußwort der Satz aus der teilweise recht er- 
regten Debatte wiederholt wurde: der österreichische 
Entwurf sei Kindesrecht, der Entwurf schaffe ein 
Väterrecht, so ist dem entgegenzuhalten, daß mit 
einem solchen Schlagwort die Differenz der beiden 
Anschauungen mit nichten gekennzeichnet werden 
kann. 


Aus den späteren Besprechungen des Entwurfs 
muß noch auf zwei Aufsätze von Hertz (Hamburg)') 
hingewiesen werden, in denen sich der Verfasser, wie 
er dies auch bei verschiedenen Tagungen früher ge- 
tan, als entschiedener Anhänger des Entwurfs frei- 
lich mit gewissen Einschränkungen auch nach der 
Dresdener Tagung bekennt. Allerdings sagt er an an- 
derer Stelle2), daß man, je länger man über dieses 
schwierige Problem nachdenke, der Meinung zu- 


!) Soziale Praxis, Jg. 35, S. 514. Arch. 1926, und in Jugend- 
und Volkswohl, Jg. 2, S. 49. 1926. 

2) Besprechung der Flugschrift des Arch. D. B. über diese 
Tagung in Jugend- und Volkswohl, Jg. 2, S. 64. 1926. 


neigen könne, daß die österreichische Lösung doch 
wohl die relativ beste seit). 

Es ist nun die Frage, ob die Reichsregierung diesen 
Entwurf in unveränderter Form der Beschlußfassung 
des Reichsrats überlassen und demnächst dem Reichs- 
tag vorlegen wird, in dem auf die Geschicke desselben 
auch politische und konfessionelle Anschauungen er- 
heblichen Einfluß ausüben werden. 

Im Gegensatz zu der Regelung des Unehelichen- 
rechts haben die Vorschläge über Annahme an Kindes 
Statt, die Ehelichkeitserklärung und den Pflegekind- 
schaftsvertrag in der Kritik im allgemeinen volle Zu- 
stimmung erfahren; bei der Adoption wird eine Än- 
derung zur Ermöglichung der „Inkognito-Adoption“ 
verlangt. Auch die schon erwähnte Übergangsbe- 
stimmung für die durch die Inflation betroffenen Ab- 
findungsanträge hat Zustimmung gefunden, und es 
ist nur bedauerlich, daß sie nicht längst in Kraft ge- 
setzt ist, um Härten zu vermeiden. Sie ist notwendig 
geworden, weil nach langem Schwanken der Rechts- 
sprechung durch die Judikatur des Reichsgerichts?), 
die mit großem Scharfsinne auf Grund des geltenden 
Rechts unternommenen Versuche, einer nochmaligen 
Heıanziehung des außerehelichen Vaters, der bereits 
eine Abfindungssumme gezahlt hat, — von Ausnahme- 
fällen abgesehen — mißbilligt worden sind. 


1) Wir müssen uns auf diese wichtigsten Besprechungen be- 
schränken und wollen, ohne damit freilich auf Vollständigkeit 
Anspruch zu erheben, noch einige Aufsätze zitieren: Behrend, 
Soziale Praxis, Jg. 35, S. 1009 u. 1048. 1926; Winkler 
D. R. Z., S. 114. 1920: Bovensiepen, daselbst S. 137. 1926; 
Webler, Mutter u. Kind, Ausg. A, 4. Jg., S. 69. 1926; Samer- 
mann, Zbl. f. Jugendr. u. Jugendwohlf., 27, S. 289. 1926. 

2) RGE., Bd. 106 S. nn i a. WarneyerE25, S. 132 — 
Rundbriefe des A.D.B. 


[Bi BESPRECHUNGEN UND BERICHTE | 


Der Stand der Durchführung des Reichsjugendwohl- 
fahrtsgesetzes und der Organisation der Jugendämter. 


Das Reichsministerium des Innern hat vor kurzem dem 25. 
Ausschuß des Reichstages eine Denkschrift über die bisherigen 
Maßnahmen der deutschen Länder zur Durchführung des 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes zugehen lassen. Das Ge- 
setz ist im großen ganzen seit dem 1. April 1924 in Kraft, seine 
Vorschriften waren aber in einigen Ländern teilweise schon 
vorher durchgeführt, der Zeitpunkt des Inkrafttretens war mit- 
hin sehr verschieden; in Bayern gilt es erst seit dem 1. Januar 
1926. Es hatte zudem durch die am 14. Februar 1924 er- 
lassene Verordnung über sein Inkrafttreten einige so einschnei- 
dende Änderungen erfahren, daß eine Übersicht über die sehr 
verschiedenartig abgestufte Durchführung im allgemeinen, so- 
wie über die durch die erwähnte Verordnung zugelassenen Er- 
leichterungen sehr wertvolle Aufschlüsse enthalten muß. Die 
Denkschrift bringt zunächst eine Liste der in allen 18 deut- 
schen Ländern erlassenen Ausführungsgesetze und Verordnun- 


gen!). Aus der Zusammenstellung geht hervor, daß mit Aus- 
nahme der Länder Württemberg, Baden, Thüringen und 
Mecklenburg-Schwerin jetzt überall Ausführungsgesetze er- 
lassen sind. Zugleich wird aber betont, daß diese Tatsache 
keineswegs als Maßstab für die wirkliche Durchführung gelten 
dürfe, da gerade die genannten Länder durchaus nicht hierin 
zurückstehen. Wie stark die Entwicklung auf dem ganzen Ge- 
biet ist, zeigen die in der Liste vielfach zu findenden Auf- 
hebungen oder Abänderunger der Erlasse aus dem ersten oder 
zweiten Jahr. Einige Gebiete — darunter z. B. die meist an 
erster Stelle erfolgte Organisationsregelung oder der Pflege- 
kinderschutz — finden in fast allen Ländern ihre gesetzlichen 
oder verordnungsmäßigen Vorschriften, gemäß den entspre- 
chenden Rahmenparagraphen des Reichsgesetzes. 

Höchst interessant ist ferner die Bestätigung, daß die ge- 


1) Das Deutsche Archiv für Jugendwohlfahrt hat eine solche 
Zusammenstellung gemäß dem Stande vom 1. X. 1926 soeben 
in der Novembernummer 1926 des Zentralblatts für Jugend- 
recht und Jugendwohlfahrt veröffentlicht. 
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mäß der Verordnung vom 14. Februar 1924 zulässigen Befrei- 
ungen doch nur in geringerem Maße, als pessimistische Beurteiler 
seiner Zeit gefürchtet hatten, im Jugendwohlfahrtswerk derÄmter 
eingetreten sind und dies also weder nach Maß noch nach Inten- 
sität gehemmt haben. Vielfach hat auch die landesrechtlich ge- 
währte Erleichterung nur für eine bestimmte Übergangszeit Gel- 
tung besessen. Die Denkschrift führt dies im einzelnen zu $3 aus: 
es gilt sowohl für die Amtsvormundschaft (für deren möglichst 
volle Durchführung das Reich den Ländern Mittel zur Verfügung 
gestellt hatte), wie für die Herabsetzung des Schutzalters im 
Pflegekinderwesen. Die Durchführung der Jugendgerichtshilfe, 
die durch die Februarverordnung des obligatorischen Charakters 
entkleidet war, habe ebenfalls tatsächlich keine Schwächung er- 
litten — um so mehr als gerade hier freiwillige Kräfte schon vor- 
her in großer Zahl tätig waren und weiterhin für die Arbeit zur 
Verfügung standen. Die Mitwirkung der Jugendämter bei der 
Beaufsichtigung von arbeitenden Kindern und Jugendlichen, so- 
wie bei der Fürsorge für Kriegerwaisen— von deren obligatorischer 
Durchführung die Jugendämter ebenfalls befreit waren und deren 
Einzelregelung dem Ermessen der Länder verblieb — harren 
zum großen Teil noch der Regelung (nur Sachsen hat bisher 
für den ersten der beiden Punkte Bestimmungen erlassen). 

Einige Aufgaben, deren einheitliche Regelung notwendig 
ist, — zum Beispiel die über Landesgrenzen hinausgreifende 
Ordnung des Pflegekinderwesens, die Führung einer Statistik 
u. a. m. — können laut RJWG. durch Vorschriften des Reiches 
oder aber durch gemeinschaftliche Verabredung der Länder 
geordnet werden und haben solche Regelung auf dem letzteren 
Wege gefunden. Andere sollen folgen. 

Die Übersicht über die Typen der Jugendämter ergibt, daß 
neben selbständigen Ämtern (der Minderheit in der Gesamtzahl) 
die Form der Abteilung im Wohlfahrtsamt vorherrscht. Die Her- 
anziehung ehrenamtlicher Mitarbeiter, die zum Teil schon in den 
Ausführungsgesetzen festgelegt ist, wird in den meisten Ländern 
erstrebt.Für ihre Organisation und ihre Tätigkeit ist die badische 
‚„Dienstweisung für Ortsjugendräte und Ortsjugendhelfer‘‘, die 
u.a. eingehend die Aufgaben des Gemeindewaisenrats behandelt, 
sehr bedeutsam. Neben Einzelkräften kommt die Übernahme 
ganzer Aufgaben durch Vereine in Betracht, die sich hier und da 
findet, aber vielleicht im ganzen noch nicht so weit Platz ge- 
griffen hat, wie es die freie Jugendwohlfahrtspflege erwünschte. 

Daß die Jugendämter nicht nur in bezug auf die ihnen ge- 
währten Erleichterungen zu $ 3, sondern auch sonst über die 
eigentlichen ‚‚Pflichtaufgaben‘ hinaus wirken, zeigt die Tat- 
sache der weit ausgebauten Durchführung des $ 4; bei ihm steht 
die Gesundheitsfürsorge (Mütter-, Säuglings- und Kleinkinder- 
fürsorge, Erholungsfürsorge für Schulkinder) mit an erster 
Stelle. Die in Thüringen durchgeführte ärztliche Überwachung 
sämtlicher Jugendlichen muß hier hervorgehoben werden. 

Der letzte Abschnitt der Denkschrift enthält sehr ausführ- 
liche Darlegungen über die verschiedenen Formen, in denen sich 
die Jugendämter bei der Durchführung des Jugendschutzes 
bei Lichtspieltheatern betätigen. Landes- und Ortsvor- 
schriften, Ortsausschüsse, ehrenamtliche Helfer, Zusammen- 
arbeit mit der Polizei, der Schulbehörde usw. ergeben hier 
zahlreiche verschiedene Typen!), deren Studium auch für die 
übrigen Organisationsfragen in diesem Zusammenhang, beson- 
ders aber für die vornehmste Aufgabe der Jugendämter — für 
die Jugenderziehung — von größtem Interesse ist. K.Mende. 


1) Das Deutsche Archiv für Jugendwohlfahrt hat kürzlich 
auch zu dieser Frage eine Schrift: ‚Der Jugendschutz im 
deutschen Lichtspielwesen‘ von Dr. E. Corte (Verlag Herbig, 
Berlin) veröffentlicht. 
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Wilhelm Polligkeit (Frankfurt a. M.), Kongreßreform im Für- 
sorgewesen. Deutscher Verein für öffentliche und private 
Fürsorge. 1926. 

Aus seinen reichen Erfahrungen heraus gibt Polligkeit 
seine Gedanken zur Kritik des gegenwärtigen Kongreßwesens 
wieder und unterbreitet beachtenswerte Vorschläge zu dessen 
Reform. Er setzt sich mit der Meinung auseinander, die Kon- 
gresse ablehnt, ‚‚weil bei ihnen nichts herauskommt‘, und 
schält die Bedeutung der Kongresse auch in der Jetztzeit für 
die Gestaltung der Fürsorge heraus. Durchaus zuzustimmen ist 
seinem Schluß, daß Kongresse auch heute noch notwendig 
sind, daß für ihre Abhaltung aber nicht die Gewohnheit und 
die Satzung, sondern das innere Bedürfnis zu entscheiden habe, 
wobei natürlich im Einzelfall die Entscheidung über dieses 
Bedürfnis Irrtümern unterliegen kann. Notwendig ist eine 
gute Vorbereitung der Kongresse und deren zielentsprechende 
Führung, wofür Polligkeit wichtige Fingerzeige gibt. Der 
Befürwortung einer in ein- oder zweijährigen Pausen abzuhal- 
tenden Fürsorgewoche möchte ich zustimmen. Es wird damit 
eine Zusammenlegung der einzelnen Fürsorgefachkongresse er- 
strebt. Eine solche gemeinschaftliche Veranstaltung einer deut- 
schen Fürsorgewoche durch alle einschlägigen oder eine Mehr- 
heit von Fachverbänden hat sich 1921 in Jena außerordentlich 
bewährt, ist nicht nur aus Ersparnis- und technischen Ver- 
einfachungsgründen zweckmäßig, sie kann auch vor alleın die 
leicht der Einseitigkeit anheimfallenden Spezialisterı vor einer 
solchen bewahren und dadurch den in der Fürsorgearbeit 
Stehenden allgemein ein weiteres Blickfeld verschaffen. H.M. 


Bruno Klopfer (Berlin), Jugendpflege an erwerbslosen Jugend- 
lichen. Schriftenreihe des Deutschen Archivs für Jugendwohl- 
fahrt. H. 2. F. A. Herbig Verlagsbuchhandlung, Berlin 1926. 
Die Verhandlungen des Hildesheimer Schwurgerichts haben 

die Aufmerksamkeit weitester Kreise auf das soziale Problem 

der Jugendpflege an erwerbslosen Jugendlichen gelenkt, das 
in seiner Bedeutung den Fachkreisen schon seit der Zunahme 
der Erwerbslosigkeit unter den Jugendlichen in seiner vollen 

Schwere bewußt war. Davon legt das vorliegende Buch einen 

Beweis ab. Es stellt die bisherigen Maßnahmen und die vor- 

handene Literatur, die seit dem Erscheinen der Schrift aller- 

dings nicht unerheblich zugenommen hat, übersichtlich zu- 
sammen und bearbeitet die Ergebnisse einer Rundfrage des 

Deutschen Archivs für Jugendwohlfahrt. In einem Anhang 

sind Auszüge aus den für die Gestaltung der Jugendpflege- 

maßnahmen bedeutsamen Berichten des Regierungspräsidenten 
in Münster i. W., der gewerblichen Berufsschulen in Hannover 
und ein Lehrplan aus Gladbeck abgedruckt. Erwünscht wäre 
eine kritische Stellungnahme zu den mit Pflichtarbeit, Freizeit 
und anderen Formen der Jugendpflege zusammenhängenden 
jugendpsychologischen Einflüssen gewesen, im übrigen ist das 
Büchlein für alle, die sich um die erwerbslose Jugend zu küm- 
mern haben, als Ratgeber sehr nützlich. H. M. 


Über Findelfürsorge berichtet eingehend in der neuesten Liefe- 
rung zum 4. Bd. des Handwörterbuchs der Staatswissen- 
schaften der Züricher Volkswirtschaftler Dr. Wilhelm Feld. 
Die Abhandlung, die sich scharf gegen die neuerlich in 

Deutschland wieder aufgetretene Befürwortung von Findel- 

häusern wendet, bildet eine wertvolle Bereicherung der neueren 

Literatur zur Fürsorge für Uneheliche (s. Übersichtsreferat in 

diesem Heft). H. M. 

Taschenbuch für Kindergärtnerinnen, Hortnerinnen und Jugend- 
leiterinnen. Herausg. v. D. Arch. f. Jugendwohlf. F. A. 
Herbig, G. m. b. H., Berlin 1927. 

Erstmalig gibt das Deutsche Archiv für Jugendwohlfahrt 
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ein Taschenbuch für Kindergärtnerinnen, Hortnerinnen und 
Jugendleiterinnen heraus, das neben einem Aufsatz von Lili 
Droescher über Mütter- und Elternabende Gesetzesmaterial, 
nützliche Winke für die Anstaltspraxis, eine Organisationsüber- 
sicht und Literaturangaben enthält. Das Büchlein hat auch 
nach Entfernung des herausnehmbaren Kalendariums blei- 
benden Wert. Für künftige Jahrgänge wäre der Abdruck der 
ganzen Gesetze an Stelle von Auszügen zu empfehlen, damit 
die Berufsangehürigen allmählich das einschlägige Gesetzes- 
material vollständig sammeln können, wie dies vorbildlich bei 
den Beilagebänden des Kalenders für Kommunalbeamte mög- 
lich ist. H. M. 


Jugendbewegung und soziale Arbeit. Die Überbündische 
Zeitschrift des Reichsausschusses der Deutschen Jugendver- 
bände „Das junge Deutschland“, bringt in H. 7 vom Juli 1926 
eine Aufsatzreihe über „Nächstenhilfe und Jugendbünde‘“, in 
denen über die Mitarbeit der Juzgendbewegung in der Jugend- 
fürsorge berichtet wird. Justus Erhardt (Berlin) gibt einen 
guten Überblick über die Stellung der Jugendbewegung in der 
sozialen Arbeit, in dem er die Tätigkeit der einzelnen Jugend- 
verbände auf dem Gebiete der Fürsorge aufzählt. Lennhoff 
(Berlin) erzählt von dem interessanten Versuch des Arbeits- 
kreises „Zugscharen für Jugendselbsthilfe‘“ in Berlin, der die 
Sammlung und Beaufsichtigung gefährdeter Kinder zunächst 
in einzelnen Tagesstunden, später in einem Kindertagesheim 
in die Wege geleitet hat. Die Tätigkeit der katholischen Ju- 
gend auf dem Fürsorgegebiet schildert Constantin Noppel 
(München). Über die Einstellung sozialistischer Arbeiter- 
jugend zur Jugendhilfe spricht, zum Teil in grundsätzlichen, 
bedeutsamen Ausführungen Rudolf Abraham, während 
Lubinski die Jugendhilfe der jüdischen Jugendbewegung 
schildert. — Die Aufsätze geben die Vorträge wieder, die der 
Bund für Jugendgerichtshilfe zu Berlin über die Fragen der 
Jugendbewegung und Jugendhilfe veranstaltet hat. H.M. 


Wolf Ritter-Bern, „Der Drahtzaun‘‘, Aufzeichnungen des Für- 
sorgezöglings Günther Rodegast. Fackelreiter-Verlag, Ham- 
burg-Bergedorf 1926. 

Der Verfasser gibt im Vorwort an, er habe sein Buch nach 
Mitteilungen von Fürsorgezöglingen geformt und sich besonders 
auf ein ihm dazu übergebenes Tagebuch gestützt. Wie jeder, 
der die Seelenveranlagung vieler Fürsorgezöglinge kennt, weiß 
auch der Herausgeber = Verfasser, — und er erwähnt es in 
seinem Vorwort, — welche zwiespältigen unausgeglichenen Na- 
turen unter ihnen sind. ‚Frühreifsein, labile Hochintelligenz, 
Ichgefühl bis an die Grenze des Unsympathischen (NB. in 
diesem Buch wird die Grenze sehr weit überschritten), ein gut 
Teil Sentimentalität‘“ usw. führt der Verfasser an. Er gibt 
dabei zu, daß die geschilderten Erlebnisse aus einer vergan- 
genen Zeit herübergreifen. Ihm selbst sind die Bestrebungen 
moderner Fürsorgeerziehung nicht unbekannt. 

Um so bedauerlicher ist es, daß Ritter-Bern, als Herausgeber 
und Former der betreffenden Mitteilungen, nicht stärker zum 
Ausdruck gebracht hat, das Buch dürfe lediglich als persön- 
liche Äußerungen einiger Fürsorgezöglinge, also aufs Stärkste 
voreingenommener, unreifer und unaufhörlich mit ihrem Ge- 
schick und ihren Anlagen — das Wort sei gestattet — kokettie- 
render Knaben, nicht aber als Darstellung der Institution ‚‚Für- 
sorgeerziehung‘“ aufgefaßt werden. In der jetzigen Form ist 
es leider sehr geeignet, sich sachunkundigen Lesern als Bild einer 
tatsächlichen Fürsorgeerziehung darzustellen, wenn auch im 
Stil sentimentaler und stellenweise bewußt aufreizender min- 
derwertiger Romanhaftigkeit, und das in der Öffentlichkeit 


herrschende, von unsachlichen Zeitungsberichterstattern gern 
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genährte Vorurteil gegen die Fürsorgeerziehung durch uner- 
laubt einseitige, fast durchweg — bis zur Karikatur — über- 
treibende Schilderungen zu nähren. Dem Erzieher wird da- 
durch die Arbeit sehr erschwert, eine Wirkung, die der Heraus- 
geber wohl nicht beabsichtigt hat, wie aufmerksames Lesen 
seines Vorwortes ergibt. Inwieweit die Erzeugnisse dieses 
Günther Rodegast für wissenschaftliche Psychologen von Wert 
sein können, bleibe dahingestellt. Da der Herausgeber, wie er 
selbst schreibt, das Tagebuch zusammengesetzt, ausgebaut, 
gefeilt hat, so daß die ursprüngliche Form nicht rein erkenn- 
bar ist, dürfte auch nach dieser Seite hin der Wert zweifelhaft 
sein. Insofern als das Buch auf die schwierige Veranlagung 
vieler Fürsorgezöglinge hinzuweisen geeignet ist, mag es — 
mit aller Vorsicht — als Anregung für eine Beobachtung der- 
artiger Individualitäten angesehen werden. 
K. Mende (Berlin). 


H. Francke (Berlin), Das Jugendgerichtsgesetz vom 16. Februar 
1923. Verlag H. W. Müller, Berlin-München 1926. 2. Aufl. 
Der allgemein geschätzte Kommentar des bekannten Ber- 

liner Jugendrichters liegt in 2. Aufl. vor. Sein Umfang ist um 

etwa die Hälfte der 1. Aufl. gewachsen. Der aus reichen Er- 
fahrungen und psychologischen Forschungen schöpfende Ver- 
fasser hat auf Grund seiner Praxis die Erläuterungen zu einigen 

Paragraphen, deren Durchführung z. T. umstritten, z. T. aus 

praktischen Gründen schwierig ist, ganz neu gefaßt; es han- 

delt sich um den § 3, der sich mit der geistigen und sittlichen 

Reife des straffälligen Jugendlichen befaßt, ferner um die Ein- 

stellung des Verfahrens oder das Absehen von Klageerhebung 

($ 32) und um die Strafverfügung und die Umwandlung der 

Geldstrafen in Haft ($ 40). — Wie der Kommentator im Vorwort 

erwähnt, waren infolge der am 4. Januar 1924 erlassenen Ver- 

ordnung über Gerichtsverfassung und Strafrechtspflege zahl- 
reiche Veränderungen notwendig. Einen wichtigen Zuwachs 
hat das Buch ferner dadurch erhalten, daß jetzt die in der 

1. Aufl. nur im Wortlaut abgedruckten Grundsätze für 

den Vollzug von Freiheitsstrafen (soweit sie sich auf 

Jugendliche beziehen) nunmehr ausführlich erläutert wer- 

den. Das Werk, dessen anerkannte Vorzüge zu erörtern nicht 

mehr notwendig sein dürfte, hat dadurch noch erheblich an 

Interesse und Wert gewonnen. K. Mende. 


Preisaufgabe. Die Sächsische Landeswohlfahrtsstiftung hat 
beschlossen, in diesem Jahre zur Förderung der wissenschaft- 
lichen Bearbeitung wohlfahrtspflegerischer Fragen folgende 
Preisaufgabe zu stellen: Vorbeugende Fürsorge als Spar- 
maßnahme. 2 

Es ist aus der Tätigkeit der öffentlichen oder freien Wohl- 
fahrtspflege für ein Gebiet der vorbeugenden Fürsorge, sel es 
aus der Gesundheitsfürsorge (Tuberkulosenfürsorge, Krüppel- 
fürsorge, Geschlechtskrankenfürsorge usw.) oder der Jugend- 
fürsorge zu untersuchen, inwieweit sich Maßnahmen vorbeu- 
gender Fürsorge als Sparmaßnahmen erwiesen haben. — Die 
Arbeiten sind mit dem Kennwort und einem verschlossenen 
Briefumschlag, der äußerlich das Kennwort angibt und den 
Namen des Absenders, enthält, bis zum 1. Oktober: 1927 an 
das Sächsische Landeswohlfahrts- und Jugendamt, 
Dresden-N. 6, Düppelistr. 1, einzureichen. Für die beste Lösung 
der Preisarbeit wird ein Preis von 1000 RM. ausgesetzt. Das 
Prüfungskollegium ist ermächtigt, den Preis unter mehreren 
gleichwertigen Arbeiten zu teilen. Die preisgekrönten Arbeiten 
werden Eigentum der Sächsischen Landeswohlfahrtsstiftung, 
die verpflichtet ist, die preisgekrönte Aıbeit oder Arbeiten 
innerhalb 6 Monaten nach der Preiszuteilung im Drucke unter 
Benennung des Verfassers zu veröffentlichen. Die Landes- 
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wohlfahrtsstiftung ist berechtigt, auch nichtspreisgekrönte 
Arbeiten gegen entsprechendes Verfasserhonorar zu veröffent- 
lichen. Das Kollegium der Preisrichter setzt sich zusammen 
aus den Herren: Amtshauptmann Hardraht, Grimma; 
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Tagung des Hauptausschusses 
des Aligemeinen Fürsorge-Erziehungs-Tages. 
Hildesheim, 23. und 24. September 1926. 

Da der Allgemeine Fürsorge-Erziehungs-Tag im Jahre 1926 
von der Veranstaltung einer großen öffentlichen Tagung abge- 
sehen hat, wurde eine erweiterte Sitzung des Hauptausschusses 
abgehalten. Zwei wichtige Punkte standen auf der Tages- 
ordnung: ‚„Fürsorgeerziehung und Jugendamt‘ und die 
schon mehrfach auf Tagungen des Allgemeinen Fürsorge-Er- 
ziehungs-Tages behandelte, aber noch nicht gelöste Frage 
„Anstaltsdisziplin‘“. 

Zum ersten Thema, mit dessen Behandlung der Vorstand 
bewußt über den Rahmen der bisher im wesentlichen der Er- 
ziehungsarbeit gewidmeten Vorträge hinausging, waren um- 
fangreiche Vorarbeiten geleistet worden: der Vorstand hatte 
einen ausführlichen Fragebogen an 127 städtische wie ländliche 
Jugendämter versandt, der von 76 Jugendämtern beantwortet 
worden ist. Das in den Antworten mitgeteilte wertvolle Mate- 
rial war in einem 54 Seiten langen Vorbericht (Schriftenreihe 
des Allgemeinen Fürsorge-Erziehungs-Tages, Heft 3, 1926) 
den Teilnehmern vor der Tagung zugänglich gemacht worden. 
Der Berichterstatter, Dr. Wehn (Frankfurt a. M.) behandelte 
in eingehenden Ausführungen auf Grund dieses Materials zu- 
nächst die vorbeugende Tätigkeit des Jugendamts zur Ver- 
hütung künftiger Verwahrlosung, dann die verantwortungsvolle 
Mitwirkung des Jugendamts im Antragsverfahren und schließ- 
lich seine Mitarbeit bei der Durchführung der Fürsorgeerziehung. 
Er betonte besonders die Notwendigkeit, daß gute geschulte 
Fürsorger und Fürsorgerinnen in ausreichender Zahl gewonnen 
werden, und daß alle am Erziehungswerk Beteiligten ständig 
miteinander in enger Fühlung stehen; er trat weiter für die 
möglichst frühzeitige Einleitung entsprechender Maßnahmen 
ein und forderte hierzu ständige Zusammenarbeit mit der 
Schule. Bei der Durchführung der Fürsorgeerziehung und be- 
sonders bei der Unterbringung der Jugendlichen müsse die 
Mitwirkung des Jugendamts gesichert werden. Der Mitbericht- 
erstatter, Amtsgerichtsrat Dr. Blumenthal (Altona), ver- 
breitete sich besonders über das Verhältnis zwischen Schutz- 
aufsicht und Fürsorgeerziehung. Er lehnte die Forderung ab, 
daß der Fürsorgeerzichung stets oder doch in der Regel eine 
Schutzaufsicht vorangehen müsse, und verlangte die unverzüg- 
liche Anordnung der Fürsorgeerziehung, wenn von vornherein 
feststehe, daß Schutzaufsicht keinen Erfolg verspricht. Damit 
aber die Fürsorgeerziehung immer mehr aus ihrer Isolierung 
heraustrete und Glied einer einheitlichen Jugendwohlfahrts- 
pflege werde, müsse der meist sehr schroffe Übergang zwischen 
offener und geschlossener Jugendfürsorge bei Beginn und 
auch nach Abschluß der Anstaltserziehung gemildert werden. 
Jugendämter und Fürsorgeerziehungsbehörden müßten ge- 
meinschaftlich halboffene Einrichtungen (Vorasyle, Ledigen-, 
Lehrlings-, Obdachlosenheime) schaffen und ausbauen. Weiter 
müsse in allen zweifelhaften Fällen vor Beginn der Anstalts- 
erziehung eine eingehende pädagogische und psychiatrische Be- 
obachtung stattfinden. In der sich anschließenden Aussprache 
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nahm einen breiten Raum die schon von den Berichterstattern 
angeschnittene Frage ein, ob es zweckmäßig sei, auch in Preußen 
die Durchführung der Fürsorgeerziehung den Jugendämtern zu 
übertragen oder ob sich etwa die preußische Einrichtung einer 
zentralen Fürsorgeerziehungsbehörde auch anderwärts emp- 
fehle. Die Auffassungen hierüber waren geteilt. 


Zur Frage der Anstaltsdisziplin waren drei Berichterstatter 
bestellt. Der erste Berichterstatter, Pastor Büchsel (Nein- 
stedt, evangelische Anstaltserziehung), ging davon aus, daß 
man in der Erziehungsanstalt — gerade wie in der Familie — 
um die autoritative, patriarchalische Disziplin nicht herum- 
komme, die aber eine angemessene Beteiligung der Zöglinge 
an Pflicht und Recht, an Dienst und Verantwortung nicht aus- 
schließe. Weil man mit der Macht des Bösen zu rechnen habe, 
so müsse die Anstaltsdisziplin auch repressive Züge an sich 
tragen. Da aber, wenn der autoritative und repressive Charak- 
ter der Anstaltsdisziplin einseitig betont werde, die Gefahr be- 
stehe, daß der Patriarchalismus in Despotie ausarte, sei eine 
geordnete Beaufsichtigung derer, die die Disziplin handhabten, 
die Sichtung und Durchbildung des Erzieherpersonals unter 
dem obersten Gesichtspunkt der gewissengebundenen Persön- 
lichkeit und die Stärkung des Gottesgedankens zu fordern. 
Gegenüber diesen grundsätzlichen, den tiefsten Kern berühren- 
den Erörterungen beleuchtete der zweite Berichterstatter, 
Direktor Petto (Birkeneck bei Freising, katholische Anstalts- 
erziehung) mehr die praktischen Ergebnisse. Er betonte, daß 
die Anstaltsdisziplin auf die Eigenart der Zöglinge Rücksicht 
nehmen müsse, sie dürfe nicht auf das Leben der Erzieher, son- 
dern auf das der Zöglinge zugeschnitten sein. Zur Selbstzucht 
und Charakterbildung führe sie nur, wenn sie allmählich von 
den Zöglingen eingesehen wird, der Freiwilligkeit und Selbst- 
entscheidung weitgehende Möglichkeit bietet und nicht nur 
Pflichten, sondern auch Rechte der Zöglinge ordnet. Die An- 
staltsdisziplin müsse vom Erzieher nach dem Präventivsystem 
gehandhabt, in rein erzieherischer Absicht angewandt und mit 
Konsequenz und Gleichförmigkeit durchgeführt werden. Die 
dritte Berichterstatterin, Frau Stadtrat Weyl (Berlin, weltliche 
Erziehung) erklärte mit dem Kern der Pettoschen Ausführun- 
gen ihr Einverständnis. Auch sie hielt die Anstaltsdisziplin als 
Norm für das Verhalten in einer Gemeinschaft für notwendig 
und als Grundlage für die Erziehungsarbeit in einem Heim für 
unentbehrlich, betonte aber, daß es zu einer inneren Aneignung 
und freiwilligen Bejahung der Disziplin durch die Jugendlichen 
kommen müsse. Deshalb müsse die Norm der Anstaltsdisziplin 
dem berechtigten Eigenleben der Jugendlichen sich anpassen 
und ihrem Lebensrhythmus entsprechen. Aus dem Erziehungs- 
ziel „Eignung für die Gemeinschaft‘ und aus der Erziet.ung 
zur Selbstdisziplinierung folge die Ablehnung der Prügelstrafe. 
Die autoritative, patriarchalische Disziplin des ersten Redners 
lehnte sie mit Entschiedenheit ab. In einer eingehenden Aus- 
sprache, die sich vor allem mit den Ausführungen Pastor 
Büchsels befaßte, schloß die Tagung, freilich ohne ein bestimm- 
tes in eine Resolution oder in Thesen zu fassendes Ergebnis. 

Walther Gerth (Dresden). 
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Über die zum Schutze der Schwangeren und Wöchnerinnen 
gegen die Gefahren der Frauenerwerbsarbeit einzuführenden Maßnahmen’). 
Von L. TELEKY, Düsseldorf. 


Die Fragestellung, welche Maßnahmen zum Schutze 
der Schwangeren und Wöchnerinnen gegen die Ge- 
fahren der Frauenerwerbsarbeit einzuführen wären, 
bringt es schon mit sich, daß nicht nur jene Maß- 
nahmen zu erörtern sind, diewährend der Schwanger- 
schaft und des Wochenbettes zur Anwendung kommen 
sollen, sondern überhaupt alle jene Maßnahmen, die 
notwendig sind, um einer Schädigung der Geschlechts- 
organe, sowie einer diese in Mitleidenschaft ziehenden 
Schwächung des Gesamtorganismus der Mädchen und 
Frauen durch die Erwerbsarbeit vorzubeugen. Ande- 
rerseits würde es wohl dem Sinne aller auf Wöchne- 
rinnenschutz abzielenden Bestrebungen widersprechen, 
wenn nicht auch das Schicksal des Neugeborenen, die 
ihm durch die Erwerbsarbeit der Mutter, zumindest 
im Säuglings- und Kleinkindesalter drohenden Ge- 
fahren und die Mittel zu deren Verhütung Berück- 
sichtigung finden würden. Auszuscheiden aus unserer 
Betrachtung sind jedoch alle Maßnahmen, die für 
den ebenfalls notwendigen Schutz der nicht erwerbs- 
tätigen Frauen in Schwangerschaft und Wochenbett 
sowie deren neugeborener Kinder notwendig sind. 

Ich will, trotzdem wohl alle auf Körper und Geist 
des weiblichen Geschlechts wirkenden Einflüsse 
schließlich auch auf die Generationsvorgänge von 
EinfluB sind, von einer eingehenderen Erörterung 
aller Probleme der Frauenarbeit absehen und nur 
kurz darauf hinweisen, daß einerseits die Frau infolge 
ihrer geringeren Muskulatur, ihrer Blutbeschaffenheit, 
ihrer geringeren Lungenkapazität, der geringeren 
Höhe des Stoffwechsels, der durch die Menstruation 
hervorgerufenen monatlichen Schwankungen für 
schwere oder anstrengende Arbeit weniger 
geeignet ist als der Mann, daß aber andererseits 
schon das berufstätige Mädchen meist auch mehr oder 
weniger im Haushalt tätig ist, stets aber eine Reihe 
von Arbeiten — Sorge für Instandhaltung von Klei- 
dung, Wäsche, Bereitung der Mahlzeiten — selbst ver- 
richten muß, die der männliche Arbeiter von anderen 
verrichten läßt, also mehr mit Arbeit belastet ist 
als der männliche Mitarbeiter, daB vor allem aber die 
berufstätige Frau die dreifache Last des Berufs, des 
Haushaltes, des Kindergebärens und -aufziehens zu 
tragen hat. 


1) Nach einem dem Ausschuß des Landesgesundheitsrates 
erstatteten Gutachten. 


Wenn ein Autor (Martin) die Arbeitsleistung der Textil- 
arbeiterin mit der der Hausfrau vergleicht, dabei aber über- 


sieht, daß die verheiratete Textilarbeiterin stets beide Arbeiten 


zu verrichten hat, wenn er infolge des Umstandes, daß in der 
Fabrik gewisse schwere Arbeiten von Männern verrichtet werden 
und daß manche Handgriffe männlichen Arbeitern vorbehalten 


sind, zu der Annahme gelangt, daß der Arbeiterin Erleichte- 


rungen durch männliche Hilfe zur Verfügung stehen, der Haus- 
frau aber nicht, so zeugt dies von einer beim Facharzt begreif- 
lichen Unkenntnis des werktätigen Lebens, so daß es auch nicht 
weiter Wunder nehmen kann, wenn er die gleichförm:ge, immer 
dieselben Muskeln in Anspruch nehmende, dauernd mit gleicher 
Intensität während der ganzen Arbeitszeit auszuführende 
Fabrikarbeit in gesundheitlicher Beziehung und in bezug auf 
Inanspruchnahme der Körperkräfte gleichsetzt der abwechse- 
lungsreichen, bald im Stehen und bald im Gehen oder Sitzen zu 
verrichtenden Arbeit der Hausfrau, während der in weitem 
Maße nach dem Belieben der Arbeitenden Pausen eingeschoben 
werden können. 


Es ist nicht verwunderlich, daß die Erkrankungs- 
häufigkeit der Frau gerade in den Jahren der Mutter- 
schaft eine ganz besonders hohe ist, wie es wohl auch 
deutlich die folgende Kurve zeigt. 


Erkrankungshäufigkeit in Barmen. 
80 
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Diese Kurve entstammt der von mir bearbeiteten 
Rheinischen Krankenkassenstatistik 1). Ich habe da- 


1) Reichsarbeitsblatt 1924. 
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mals zwar festgestellt, daß der Gesundheitszustand 
der männlichen Arbeiter der Textilindustrie — so- 
weit er in der Erkrankungshäufigkeit zum Ausdruck 
kommt — ein besserer ist als der des Durchschnitts 
der Arbeiterschaft und die Häufigkeit von Krank- 
meldungen an Tuberkulose nicht größer ist als in 
anderen Berufen; ich habe aber weiter festgestellt: 
„in allen Orten ist der Gegensatz der hohen 
Erkrankungshäufigkeit der Textilarbeite- 
rinnen zu der ihrer männlichen Berufsge- 
nossen, die ja gerade in den Hauptsitzen der Tex- 
tilindustrie eine weit unterdurchschnittliche Erkran- 
kungshäufigkeit aufweisen, sehr groß, überragt 
diese um 30—4A0%“ ... „über dem Durchschnitt 
der weiblichen Arbeiterinnen überhaupt ist (in der 
Textilindustrie) überall, mit Ausnahme von Barmen, 
die Häufigkeit der Erkrankungen an Tuberkulose, 
überschreitet auch in allen Orten, an denen ein Ver- 
gleich möglich, die der männlichen Textilarbeiter‘. 
Auch kann man in allen Orten, auf die sich diese 
Statistik erstreckt, einen Hochstand der Erkrankungs- 
häufigkeit in allen Krankheitsgruppen, mit Ausnahme 
von Rheumatismus, Herzkrankheiten und Verletzun- 
gen feststellen. 

Dabei sei aber nicht verschwiegen, daß auch andere 
als rein körperliche Verhältnisse zu dem Verlauf die- 
ser Kurve beitragen. Unbedingt beweisend für den 
schädigenden EinfluB der Berufstätigkeit und der 
Vorbereitung zu ihr erscheint aber der Umstand, daß 
zu einer Zeit allgemein sinkender Tuberkulosesterb- 
lichkeit die Tuberkulosesterblichkeit der Mädchen 
von 10 bis 15 Jahren in Preußen stieg; — sie war in 
Preußen in den Städten und auf dem Lande 1905/1906 
größer als 1885/1886, und daß in Berlin in den Jahr- 
zehnten vor dem Kriege die Sterblichkeit auch der 
15—20 jährigen anstieg. 

Schon diese letzteren Daten weisen auf die Not- 
wendigkeit erhöhten Schutzes der weiblichen 
Jugendlichenhin. Da die Verhältnisse, unter denen 
die jugendlichen Arbeiterinnen zur Zeit der in den 
Gesamtorganismus so tief eingreifenden Geschlechts- 
reifung leben, von großem Einfluß auf die weitere 
körperliche Entwicklung, die physische und geistige 
Eignung des Weibes zur Mutterschaft sind, muß hier 
die dringende Notwendigkeit betont werden, den 
Schutz der jungen Leute zu vertiefen. 

Der Arbeitszeitschutz der 14—16jährigen hat seit dem 
Jahre 1839 keinerlei Verbesserungen erfahren. Das preußische 
„Regulativ über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in 
Fabriken“ beschränkte die Arbeitszeit der 9—16jährigen auf 
10 Stunden, die im ganzen durch 113, Stunden Pause unter- 
brochen werden mußten. Die Gewerbeordnung von 1869 setzte 


die Pausen auf zusammen 2 Stunden fest (die einstündige 
Mittagspause für Frauen wurde erst 1891 eingeführt). Die 
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gegenwärtig geltenden Bestimmungen, die Arbeitszeitverord- 
nung vom 21. Dezember 1923, gestatten eine Dauer des 
Arbeitstages von 10 Stunden; und tatsächlich wird in 
vielen Betrieben 91,—10 Stunden gearbeitet. $ 136 GO. 
schreibt vor, daß unter 16 Jahre alten Arbeitern bei einer 
Arbeitszeit von nur 6 Stunden eine Pause von mindestens 
l2 Stunde gewährt werden muß, bei längerer Arbeitsdauer 
mindestens eine Mittagspause von einer Stunde und wenn die 
Arbeit über 8 Stunden und die Arbeitszeit vor- und nachmittags 
über 4 Stunden dauert, je 1, Stunde vor- und nachmittags; 
weiblichen Arbeitern muß eine Mittagspause von 1 Stunde 
gewährt werden (solchen, die ein Hauswesen zu versorgen haben, 
auf ihren Wunsch eine weitere halbe Stunde). Doch ist diese 
Bestimmung durch die Arbeitszeitverordnung vom 17. Dezem- 
ber 1918 aufgehoben, die für jugendliche und für weibliche Arbei- 
ter bei 4—6stündiger Arbeitszeit eine Viertelstunde. bei mehr als 
sechsstündiger bis zu achtstündiger Arbeitszeit eine halbe Stunde 
oder zwei 14 Stunden als Pause vorsieht und bei länger als acht- 
stündiger Arbeitszeit erst die Bestimmungen der Gewerbe- 
ordnung gelten läßt. Da der preußische Minister für Handel 
und Gewerbe, um zwischen der %stündigen Pause bei acht- 
stündiger und den 11%,—2 Stunden Pause bei mehr als acht: 
stündiger Arbeitszeit einen Übergang zu schaffen, angeordnet 
hat!), daß bei über 6—8 14stündiger Arbeitszeit die Pausen 
für die weiblichen Arbeiter in der Regel mindestens 1, Stunde, 
bei mehr als 8%—91, Stunden einschließlich mindestens 
34 Stunden und bei mehr als 91, Stunden mindestens erne 
Stunde betragen, bei Jugendlichen ihrer größeren Schutz- 
bedürftigkeit entsprechend längere Pausen vorgesehen werden 
sollen, — so bleibt heute der Arbeitszeitschutz der 14—16 jähri- 
gen hinter dem, der 1839 wenigstens theoretisch festgelegt 
wurde, zurück. Aber auch dieser Schutz gilt keineswegs für 
alle Jugendliche ı, sondern nur für diejenigen, die in Betrieben 
mit mindestens 10 Arbeitern oder in gleichgestellten (Motor- 
betrieben, Hüttenwerken, Bauhöfen, Werften und ferner in 
Ziegeleien mit mehr als 5 Arbeitern) beschäftigt sind. 


Notwendig wäre einerseitseinerhöhter Arbeits- 
zeitschutz der Jugendlichen — sowohl eine Ver- 
kürzung der Gesamtarbeitszeit als auch eine Ver- 
längerung der Pausen — dann aber eine Ausdehnung 
der Schutzbestimmungen bis zum 18. Lebens- 
jahr — hat doch England einen Schutz der Jugend- 
lichen bis zum 18. Lebensjahr und schreibt mindestens 
2 Stunden Pausen innerhalb der Arbeitszeit für Textil- 
fabriken, 114 Stunden für andere Betriebe vor. 


Der gegenwärtig in Beratung stehende Entwurf eines Arbeits- 
Schutzgesetzes bringt zwar die sehr erhebliche Besserung, daß 
das Schutzalter für Jugendliche bis zum 18. Jahre verlängert 
wird und daß die Schutzbestimmungen alle Arten von gewerb- 
lichen Arbeitnehmern erfassen; in bezug auf Ruhepausen aber 
heißt es, daß Arbeitnehmern unter 18 Jahren und weiblichen 
Arbeitnehmern über 18 Jahren bei einer täglichen Arbeitszeit 
von mehr als 4 Stunden eine oder mehrere, im voraus fest- 
stehende Ruhepausen gewährt werden müssen, ‚Die Ruhe- 
pausen müssen betragen bei mehr als vier bis zu sechs Stunden 
Arbeitszeit mindestens eine Viertelstunde, bei mehr als sechs bis 
zu acht Stunden mindestens eine halbe Stunde, bei mehr als 
acht bis zu neun Stunden mindestens drei Viertelstunden und 
bei mehr als neun Stunden mindestens eine Stunde. Arbeit- 
nehmer unter 16 Jahren dürfen nicht länger als vier Stun- 


1) Erl. d. M. f. H. v. 24. V1. 1924. 


den hintereinander ohne Ruhepause beschäftigt werden. Als 
Ruhepausen dürfen nur Arbeitsunterbrechungen von mindestens 
einer Viertelstunde gerechnet werden.“ 

Auch dieser Entwurf bleibt also in bezug auf das Maß der 
Arbeitspausen weit hinter den Bestimmungen von 1839 zurück. 

Erwähnt sei noch, daß die Schulordnungen für Volksschulen 
auch noch für die I3jährigen viel längere Pausen vorschreiben. 
So schreibt die in Düsseldorf geltende innerhalb eines 4stündigen 
Vormittagsunterrichts 30 Minuten Pause vor (20 Minuten nach 
zweistündigem Unterricht, 10 Minuten nach einer weiteren 
Stunde) und innerhalb des nach zweistündiger Mittagspause 
stattfindenden Nachmittagsunterrichts eine Pause von 15 Minu- 
ten. — Schulunterricht ist aber für die Kinder viel weniger an- 
strengend als gewerbliche Arbeit. 

Dringend notwendig erscheint mir auch ein Schutz 
der Jugendlichen vor Akkordarbeit. Ich sah zahl- 
reiche Jugendliche in angestrengter Tätigkeit im Ak- 
kord an der Nähmaschine Knopflöcher nähen, Knöpfe 
in Pappendeckel stecken oder Bonbons in Papier 
wickeln, bis 6000 Stück am Tage! Jedem, der solches 
sieht, muß die verderbliche Wirkung derartiger Tätig- 
keit ganz junger Personen auf Körper und Geist klar 
werden. 

Diese drei Maßnahmen: Ausdehnung des 
Schutzes der Jugendlichen biszum 18. Lebens- 
jahr, gesetzliche Festlegung von kürzerer 
Arbeitszeit und längeren Pausen, Verbot der 
Akkordarbeit der Jugendlichen — scheinen mir 
erst die* Grundlage zu geben, auf der ein Schutz der 
erwerbstätigen Frauen aufgebaut werden kann. 


xk x * 


Zu allen Zeiten hat das weibliche Geschlecht ein 
reichliches Maß von Arbeit zu tragen gehabt. Die 
moderne Entwicklung der Industrie aber hat zu zwei, 
gerade die Frau besonders schwer treffenden neuen 
Schädigungen geführt: zur Gleichförmigkeit der 
Arbeit und zur Trennung der Arbeit vom Haus- 
halt. 

Frauen und Mädchen werden in weit größerem Um- 
fange zu gleichförmiger Arbeit verwandt als 
Männer. Die gleichmäßige und dauernd festgehaltene 
Körperhaltung führt bei beiden Geschlechtern zu be- 
stimmten Schädigungen: dauerndes Sitzen zu Ver- 
krümmungen der Wirbelsäule, schlechter Durch- 
lüftung der Lungenspitzen und damit zu Neigung zu 
tuberkulösen Erkrankungen, dauerndes Stehen zur 
Entwicklung von Plattfüßen und Krampfadern, welche 
Leiden bei der Frau durch die Schwangerschaft und 
insbesondere durch Fortführung der Arbeit während 
der Schwangerschaft noch erhebliche Verschlechterung 
erfahren. Solche gleichmäßige und dauernd fest- 
gehaltene Körperstellung führt beim weiblichen Ge- 
schlecht auch zu einer Schädigung der für die Fort- 
pflanzung bedeutungsvollen Organe. 
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Führte das dauernde Stehen jugendlicher Individuen bei 
jungen Männern in der glücklicherweise jetzt schon größtenteils 
überwundenen Zeit endlos ausgedehnter Arbeitszeit zu star- 
ken Verkrümmungen der Beine, so führt nach den Angaben 
von Köttnitz (1886) es bei Mädchen zu einer ungünstigen Ge- 
staltung des Beckens. Laubenburg-Remscheid!) bestätigt 
auf Grund seiner Erfahrungen das Vorkommen solcher 
platten Becken mäßigen Grades, die ein schweres Geburts- 
hindernis bilden und zur Einleitung der künstlichen Frühgeburt 
und Kaiserschnitt Anlaß geben, bei Frauen, die in ihrer Jugend 
dauernd im Stehen beschäftigt waren. Der letzgenannte Ver- 
fasser verfügt über ein großes Material, eine große Fülle von 
Beobachtungen und Erfahrungen als Geburtshelfer und Frauen- 
arzt. Er legt in einer durchaus nüchternen und sachlichen 
Arbeit die Beobachtungen aus seiner vieljährigen Tätigkeit dar, 
und ihnen kommt um so größere Bedeutung zu, als sie aus 
einem Gebiete und einer Bevölkerung stammen, in der eine 
Trübung des beobachteten Bildes durch Geschlechtskrankheiten 
zu den größten Seltenheiten gehört und als sich unter den von 
ihm Beovbachteten auch zahlreiche Jungfrauen in älteren 
Jahren befanden, bei denen Krankheitserscheinungen als 
Folgen geschlechtlicher Ansteckung, schlechter Entbindungen 
und Wochenbetten auszuschließen sind. Bei solchen Frauen 
und Mädchen, die dauernd im Stehen gearbeitet haben, fand 
er Lageveränderungen der Gebärmutter (retroflexio uteri) 
dreimal so häufig als bei im Sitzen arbeitenden, welch letztere 
dafür um sehr viel häufiger, erschreckend häufig, an schwerer 
chronischer Gebärmutterentzündung litten, mit ihren Folge- 
erscheinungen mannigfacher Art: heftigen Menstruations- 
beschwerden, Ausfluß, Rückenschmerzen, aber auch Unfrucht- 
barkeit, Neigung zu Fehl- und Frühgeburten, sowie erschwer- 
ten Entbindungen. Er sieht mit Straßmann für ungünstiger 
noch als das dauernde Stehen die dauernd im Sitzen verrichtete 
Arbeit an. Auch Erhebungen des „Deutschen Textilarbei- 
terverbandes“2) und M. Hirsch?) bringen Angaben über er- 
schwerte Entbindungen. Ganz abgesehen aber von den lokalen 
Schädigungen führt gerade während der Zeit der Geschlechts- 
reife dauerndes Sitzen oder dauernd anstrengende Arbeit, 
dauernde Arbeit in geschlossenen Räumen zu einer un- 
günstigen Beeinflussung des Gesamtorganismus (ungünstiger 
körperlicher Weiterentwicklung, Blutarmut, leichter Erschöpf- 
barkeit), insbesondere bei von Haus aus schwächlichen oder 
schlecht genährten Individuen; und diese Störung des Gesamt- 
organismus wirkt wieder ungünstig zurück auf die Entwicklung 
der Geschlechtsorgane. — Zu diesen so bedeutungsvollen Punk- 
ten sind weitere Erhebungen notwendig. 


1) Archiv f. Frauenheilkunde. 1915. 

2) Deutscher Textilarbeiter-Verband: Umfang der Frauen- 
arbeit in der deutschen Textilindustrie. Erwerbsarbeit, Schwan- 
gerschaft, Frauenleid. 1923. 

Erwerbsarbeit, Schwangerschaft, Frauenleid. 1925. 

Erwerbsarbeit, Frauenleid, Neue Folge, Heft II. 1926. 

3) M. Hirsch: Die Gefahren der Frauenerwerbsarbeit für 
Schwangerschaft, Geburt, Wochenbett und Kinderaufzucht, 
mit besonderer Berücksichtigung der Textilindustrie. Archiv 
für Frauenkunde und Konstitutionsforschung Bd. XI. 1925. 

Frauenarbeit und Frauenkrankheiten. Biologie und Patho- 
logie des Weibes. Herausgegeben von Halban und Seitz. 

Mit Rücksicht darauf, daß Dr. M. Hirsch ebenfalls einer der 
Berichterstatter für den Ausschuß des Landesgesundheitsrates 
war, wurde von einer auszugsweisen Wiedergabe des reichen, 
in diesen Schriften enthaltenen Materials im allgemeinen ab- 
gesehen. 
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Diese Schädigungen zu verhüten, sind nur die oben 
erwähnten Maßregeln: ausgedehnter Jugendschutz 
mit gekürzter Arbeitszeit und reichlichen Pausen im- 
stande; Schädigungen durch dauerndes Stehen sollen 
durch Beistellung von Sitzgelegenheiten je 
nach Möglichkeit zur dauernden oder zeitweisen Be- 
nutzung während der Arbeitsverrichtung selbst oder 
aber während sich ergebender kurzer oder vorge- 
schriebener Pausen gemildert werden. 

Der Absatz 2 $ 136 GO., der es als Regel angesehen wissen 
will, daß während der Pausen von den Jugendlichen die 
Arbeitsräume verlassen werden, ist mangels geeigneter und 
leicht erreichbarer Aufenthaltsräume in weitem Umfange auch 
heute noch nicht durchgeführt. Eine Verordnung über Sitz- 
gelegenheiten besteht bisher nur für offene Verkaufsstellen 
und dazu gehörige Kontore!), während der Erlaß des preußi- 
schen Ministers für Handel und Gewerbe vom 11. Juni 1897 
sich darauf beschränkt, die Gewerbeaufsichtsbeamten darauf 
aufmerksam zu machen, daß Sitzgelegenheiten nach $ 120a 
und d GO. verlangt werden können. 

Die beiden Forderungen des Deutschen Textil- 
arbeiter-Verbandes, die sich auf Beistellung von 
Sitzgelegenheiten und von geeigneten Auf- 
enthaltsräumen erstrecken, sind demnach keines- 
wegs auf die schwangeren Arbeiterinnen zu be- 
schränken: sie sind allgemein und für alle Be- 
triebezu verlangen, insbesondere für jene, in denen 
Frauen und Mädchen beschäftigt sind. 


= kad x% 


Was den Schutz der Schwangeren und Wöchnerinnen 
selbst anbelangt, so muß vor allem darauf hingewiesen 
werden, daß die derzeit geltenden gesetzlichen Schutz- 
bestimmungen sich auf einen allzu kleinen Personen- 
kreis beschränken: 


$ 137 GO., Absatz 6, schreibt für vor und nach der Nieder- 
kunft eine Arbeitsruhe von zusammen 8 Wochen vor, von 
denen mindestens 6 auf die Zeit nach der Geburt fallen müssen. 
Aber auch dieser Schutz gilt nur für Arbeiterinnen in Betrieben 
mit mehr als 10 Arbeitern oder ihren gleichgestellten Betrieben 
— also selbst unter den gewerblich tätigen Frauen für nur knapp 
2/,,;im Jahre 1907 waren von 2 Millionen in der Industrie tätigen 
Frauen nur 1,3 Millionen Arbeiterinnen in solch geschützten 
Betrieben. Keinerlei Schutz haben: 

Die „Selbständigen“ aller Berufszweige: 1,2 Millionen (1907); 

die landwirtschaftlichen Arbeiterinnen und Angestellten: 

1,43 Millionen; 

die Dienstboten: 1,25 Millionen; 

die 176000 Angestellten in Industrie und Handel usw.,; 

die rund 500000 Arbeiterinnen in Betrieben mit weniger als 

10 Arbeitern. 

Natürlich haben sich diese Zahlen seit dem Jahre 1907 
wesentlich verschoben, wesentlich vergrößert, die Zahl der in 
Betrieben mit mehr als 10 Arbeitern beschäftigten Arbeiterinnen 
ist von 1,3 Millionen (1907) auf 2,016 Millionen (1922) gestiegen. 

Die Daten der Berufszählung vom 16. Juni 1925 liegen uns 
erst zum geringsten Teile vor (Wirtschaft und Statistik, 6. Jahr- 


1) Bekanntmachung d. Reichskanzlers vom 28. XI. 1900. 
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gang), aber aus den vorliegenden geht die große Zunahme außer- 
häuslicher Frauenarbeit mit aller Deutlichkeit hervor: In 
Hamburg hat die Zahl der Arbeiterinnen seit 1907 um 69,8 °;,, 
die der weiblichen Angestellten um 278,7°, zugenommen; in 
Süddeutschland (Bayern, Württemberg, Baden) betrug die Zu- 
nahme der in Industrie und Bergbau beschäftigten weiblichen 
Personen 49,7°,. Während in Sachsen die weibliche Be- 
völkerung nur um 10,8°%, zugenommen hat, nahm die Zahl der 
weiblichen Erwerbstätigen um 37,8°, zu, mit Hinzurechnung 
der mithelfenden Famflienmitglieder um 56,9%. 

In der Textilindustrie betrug von 1907 bis 1925 die Zunahme 
der Beschäftigten in: 


| Bayern Württern- Baden -l Sachsen in diesen 4 Län- 

I berg dern zusammen 
Männer ... | 4,6°, | 31,0°, | 11,2°, | 4,6°, | 11%, 
Frauen ..... j 18,4%, | 72,9%, | 14,4%, | 44,5%, ı 41,2% 


Die Zahl der in diesen 4 Ländern in der Textilindustrie be- 
schäftigten Frauen ist von 275053 auf 388476 gestiegen. In 
Mitteldeutschland (Thüringen, Anhalt und Provinz Sachsen) 
hat in der genannten Zeit die Za!ıl der erwerbstätigen Männer 
um 18,3°,, die der erwerbstätigen Frauen um 46,9 °, zuge- 
nommen. Die Zahl der erwerbstätigen Frauen dürfte heute 
ungefähr 10 Millionen, die der industriellen Arbeiterinnen un- 
gefähr 3 Millionen betragen. 


Wenn auch keineswegs vergessen werden darf, daß 
die Wochenhilfe und für Nichtversicherte die Familien- 
hilfe und die Wochenfürsorge eine sehr wesentliche 
Unterstützung der Wöchnerinnen darstellen und vielen 
unbemittelten Frauen die Möglichkeit teilweiser Scho- 
nung während Schwangerschaft und Wochenbett geben, 
so muß doch andererseits daran festgehalten werden, 
daß das Arbeitsverbot von heutevonrund 8Mil- 
lionen erwerbstätiger Frauen nur für 2 Millionen 
industrieller.Arbeiterinnen gilt. 


Der von der Internationalen Arbeitskonferenz in Washington 
ausgearbeitete Entwurf eines internationalen Übereinkommens 
zum Schutze der Frauen vor und nach der Entbindung sieht 
einen Schutz aller in Bergbau, Industrie, Gewerbe, Handel be- 
schäftigten Frauen, sowohl der Arbeiterinnen als auch der An- 
gestellten vor und der oben erwähnte Arbeitsschutz-Gesetzent- 
wurf, dessen Bestimmungen den Beitritt Deutschlands zu dem 
Washingtoner Abkommen ermöglichen sollen, will den von ihm 
gewährten Schutz auf alle diese Frauen ausdehnen. Auch 
für Ausdehnung dieses Schutzes auf die landwirtschaftlichen 
Arbeiterinnen sind vom Internationalen Arbeitsamt die ersten 
Schritte unternommen worden. Es hat sich dabei gezeigt, daß 
in nur wenigen Ländern ein Arbeitsverbot für landwirtschaftlich 
tätige Wöchnerinnen, in mehreren Ländern aber eine Wöchne- 
rinnen- oder Wöchnerinnen- und Schwangerenunterstützung !) 
besteht. Da in Deutschland die landwirtschaftlichen Arbeite- 
rinnen während desselben Zeitraumes Unterstützung erhalten 
wie die Industriearbeiterinnen, so wäre diese Grundlage für 
Schwangerenschutz und Arbeitsverbot dieser Wöchnerinnen 
bei uns gegeben. 


Die Ausdehnung aller Schwangeren- und Wöchne- 
rinnen-Schutzbestimmungen auch auf landwirtschaft- 
liche Arbeiterinnen und die Hausangestellten ist leider 


I!) Lüders, Reichsarbeitsblatt 1922. 


ZUM SCHUTZE DER SCHWANGEREN UND WÖCHNERINNEN EINZUFÜHRENDE MASSNAHMEN 


bisher bei uns weder eingeführt noch in Aussicht ge- 
nommen. Ihre Eirführung aber wäre dringend not- 
wendig. 

Die Notwendigkeit einer Schwangerenruhe vor der 
Entbindung, einer Befreiung der Frau von der Er- 
werbsarbeit, wenigstens in den letzten Wochen vor der 
Entbindung bedarf keiner Begründung. Man muß 
wohl nicht Arzt und nicht von besonders weicher 
Gemütsart sein, um den Wunsch zu haben, daß die 
Hochschwangere von der Fabrikarbeit befreit wird. 

Ein gesetzlicher Schutz der erwerbstätigen Schwan- 
geren — soweit er sich nicht im Einzelfall auf den 
§ 120a GO. stützen läßt — besteht aber bei uns 
derzeit nicht. 


$ 137, Absatz 6 lautet ‚Arbeiterinnen dürfen vor und nach 
ihrer Niederkunft im ganzen während 8 Wochen nicht be- 
schäftigt werden. Ihr Wiedeıeintritt ist an den Ausweis ge- 
knüpft, daß seit ihrer Niederkunft wenigstens 6 Wochen ver- 
flossen sind.“ 


Der Unternehmer ist nicht verpflichtet, die Arbei- 
terin während der letzten Schwangerschaftswochen 
nicht zu beschäftigen, und die Schwangere hat auch 
keinen Anspruch darauf, die Arbeit ohne Kündigung 
oder Einhaltung einer Kündigungsfrist zu verlassen, 
hat, wenn sie wegen vorgeschrittener Schwanger- 
schaft feiern will, nur die Möglichkeit, ihre Arbeits- 
stelle aufzugeben, zu kündigen. Die Erfahrungen der 
Gewerbsaufsichtsbeamten stimmen darin überein, 
daß durch diese gesetzliche Bestimmung nur die 
Arbeitsruhe nach der Entbindung und zwar nur in 
dem für diese Zeit vorgeschriebenen Mindestmaß von 
6 Wochen halbwegs sichergestellt ist. 


Aus der Schrift des Arbeitgeberverbandes der deutschen 
Textilindustrie geht hervor, daß 21,27 °;, der Textilarbeiterinnen 
„bis zur Niederkunft‘, 16,49°, bis einen Tag vor der Nieder- 
kunft, 5,11 °% bis zwei Tage vor der Niederkunft, also minde- 
stens 42,87 %, nahezu die Hälfte der Frauen bis zu den ersten 
Zeichen der bevorstehenden Niederkunft gearbeitet hat, nur 
15,08 °% haben früher als einen Monat vor der Geburt die Arbeit 
eingestellt. 


Gerade diese Zahlenangaben zeigen mit aller 
Deutlichkeit, wie dringend notwendig gesetz- 
liche Maßnahmen zur Verbesserung des Schwan- 
gerenschutzes sind, und ich glaube, daß die Bestim- 
mungen der Novelle zur RVO. vom 9. Juli 1926 allein 
(Auszahlung der Unterstützung während der letzten 
Schwangerschaftswochen, statt wie bisher nach der 
Entbindung) keine sehr weitreichende Änderung her- 
beiführen werden. 

Einem Verbot der Schwangerenarbeit stehen aller- 
dings große praktische Schwierigkeiten entgegen, da 
ja jedes Verbot, um wirkungsvoll zu sein, mit Straf- 
androhung versehen und jemand für seine Einhaltung 
haftbar gemacht werden muß. Nun kann aber nie- 
mand von dem im allgemeinen für Durchführung der 
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Arbeiterschutzgesetze, auch für Durchführung des 
Wöchnerinnenschutzes, verantwortlichen Arbeitgeber 
verlangen, daß er über den Schwangerschaftsmonat 
seiner Arbeiterinnen unterrichtet sei; selbst wenn man 
aber — was ja undurchführbar ist — die Schwangere 
selbst für Einhaltung der Vorschrift verantwortlich 
machen wollte, müßte man innerhalb weiter Grenzen 
ein Nichtwissen des Schwangerschaftsmonats als Ent- 
schuldigung gelten lassen. 

Es läßt sich eine Ruhezeit für Schwangere dem- 
nach nicht durch ein Verbot erzwingen. Der Ge- 
setzgeber kann nur ein Recht auf Ruhezeit der 
Schwangeren sicherstellen und durch weitere 
Bestimmungen dafür sorgen, daß durch Inanspruch- 
nahme dieses Rechtes ihr nicht weitere Nachteile in 
ihrem Arbeitsverhältnis (Verlust der Arbeitsstelle 
durch Kündigung) erwachsen, wie dies auch das 
Washingtoner Abkommen und ihm entsprechend der 
bereits erwähnte Entwurf eines Arbeitsschutzgesetzes 
vorsieht. Die betreffenden Paragraphen des Ent- 
wurfs lauten: 

Mutterschutz. 


1. Weibliche Arbeitnehmer, die der Krankenversicherungs- 
pflicht unterliegen, sind berechtigt, die ihnen aus dem Arbeits- 
vertiag obliegende Arbeitsleistung zu verweigern, wenn sie 
durch ärztliches Zeugnis nachweisen, daß sie voraussichtlich 
binnen sechs Wochen niederkommen werden. Sie dürfen binnen 
sechs Wochen nach ihrer Niederkunft nicht beschäftigt werden. 
Während weiterer sechs Wochen sind sie berechtigt, die ihnen 
aus dem Arbeitsvertrag obliegende Arbeitsleistung zu verwei- 
gern, wenn sie durch ärztliches Zeugnis nachweisen, daß sie 
wegen einer Krankheit, die eine Folge ihrer Schwangerschaft 
oder Niederkunft ist, an der Arbeit verhindert sind. Der Arbeit- 
geber ist zur Gewährung des Entgelts für die Zeit, in der Arbeit 
nicht geleistet wird, nur verpflichtet, soweit dies ausdrücklich 
vereinbart ist. 

2. Weibliche Arbeitnehmer, die schwanger sind oder stillen, 
sind nicht verpflichtet, über die im Betriebe oder in der Be- 
triebsabteilung regelmäßige bestehende Arbeitszeit hinaus zu 
arbeiten. Weiblichen Arbeitnehmern, die stillen, ist auf ihı 
Verlangen während sechs Monate nach ihrer Niederkunft die 
zum Stillen erforderliche Zeit bis zu zweimal einer halben oder 
einmal einer Stunde täglich von der Arbeit freizugeben; eine 
Verpflichtung des Arbeitgebers zur Zahlung eines Entgelts 
wird hierdurch nicht berührt. 

3. In einem Zeitraum von sechs Wochen vor bis sechs Wochen 
nach der Niederkunft ist eine Kündigung des Arbeitgebers un- 
wirksam. Sind weibliche Arbeitnehmer bei Ablauf dieser Frist 
wegen einer Krankheit, die nach ärztlichem Zeugnis eine Folge 
ihrer Schwangerschaft oder Niederkunft ist, an der Arbeit ver- 
hindert, so verlängert sich die Frist um die Dauer der Verhinde- 
rung, längstens jedoch um weitere sechs Wochen. Ist auf einen 
Zeitpunkt gekündigt, der in die Satz 1 und 2 bezeichnete Frist 
fällt, so ruht der Lauf der Kündigungsfrist bis zum Ablauf dieser 
Frist. Unberührt bleibt die Wirksamkeit von Kündigungen, 
die aus einem wichtigen, nicht mit der Schwangerschaft oder 
Niederkunft zusammenhängenden Grund erfolgen. Die Vor- 
schriften der Sätze 1—3 finden keine Anwendung, falls der 
Arbeitsvertrag ausdrücklich zu einem bestimmten Zweck ab- 


222 


geschlossen und dieser Zweck an dem Zeitpunkt, zu dem die 
Kündigung erfolgt, erfüllt ist. 

4. Die Vorschriften der Absätze 1—3 gelten auch für die 
Beschäftigung in Betrieben der See- und Binnenschiffahrt, der 
Flößerei und der Luftfahrt, einschließlich der Nebenbetriebe, 
die ihrer Art nach unter das Arbeitsschutzgesetz fallen. Sie 
gelten ferner für Familienbetriebe, sowie für Arbeitnehmer, die 
nur in ihrer eigenen Wohnung oder Werkstätte tätig sind. 

Von den ihr gegebenen Rechten wird aber die 
Schwangere nur dann Gebrauch machen, wenn sie 
dadurch nicht wirtschaftlich schwer benachteiligt wird. 
Mit der Einräumung des Rechts auf Ruhezeit muß 
Hand in Hand gehen die gesetzliche Zusicherung 
ausreichender, das jetzige Maß überschreiten- 
der Unterstützung durch die RVO. Ausreichende 
Schwangerenfürsorge ist die Voraussetzung für 
Durchführung des gesetzlichen Schwangerenschutzes. 

Die RVO. sieht in ihrer Fassung vom 9. Juli 1926 für weibliche 
Versicherte vor — neben ärztlicher Behandlung Hebammen- 
hilfe, Arznei und kleineren Heilmitteln bei Entbindung und 
Schwangerschaftsbeschwerden, einem Beitrage zu den sonstigen 
Entbindungskosten, eventuell Kosten bei Schwangerschafts- 
beschwerden — ein Wochengeld in der Höhe des Krankengeldes, 
jedoch mindestens 50 Reichspfennige täglich für 4 Wochen vor 
und 6 zusammenhängende Wochen unmittelbar nach der Nieder- 
kunft. Frauen, die das Neugeborene selbst stillen, erhalten ein 
Stillgeld in der Höhe des halben Krankengeldes, mindestens 
25 Reichspfennige täglich durch 12 Wochen. Die Satzung kann 
die Dauer des Wochengeldes bis zu 13 Wochen, des Stillgeld- 
bezuges bis auf 26 Wochen erweitern, das Wochengeld bis zu 
34 des Grundlohnes erhöhen. Das Wochengeld für die Zeit vor 
der Entbindung wird jeweilig sofort fällig. 

„Die Dauer des Wochengeldbezugs vor der Entbindung wird 
auf zweiweitere Wochen erstreckt, wenn die Schwangere während 
dieser Zeit keine Beschäftigung gegen Entgelt ausübt und vom 
Arzt festgestellt wird, daß die Entbindung voraussichtlich inner- 
halb sechs Wochen stattfinden wird. Irrt sich der Arzt bei der Be- 
rechnung des Zeitpunktes der Entbindung, so hat die Schwangere 
gleichwohl Anspruch auf das Wochengeld von dem in dem ärzt- 
lichen Zeugnis angenommenen Zeitpunkt bis zur Entbir dung.“ 

Die Satzung oder die oberste Landesbehörde können auch 
bestimmen, daß die Kassen bei Zahlung des Stillgeldes auf den 
Wert der regelmäßigen Inanspruchnahme von Mutterberatungs- 
stellen, Säuglingsfürsorgestellen oder gleichartigen Einrichtun- 
gen hinweisen. 

Es wäre zu wünschen, daß die Krankenkassen mög- 
lichst Hand in Hand mit den Fürsorgestellen arbeiten, 
möglichst das Zeugnis eines Arztes der Fürsorgestelle 
verlangen. Durch ein solches Verlangen wird die 
Schwangere zu der Mutterberatungsstelle hingewiesen, 
in der sie sachverständigen Rat für sich und später 
für ihr Kind erhalten wird. 

Wenn auch viele Frauen, deren Verhältnisse es er- 
lauben, dem natürlichen Gefühl der Schwangeren 
nachgebend, die letzten Wochen zu Hause bleiben, so 
ist es doch andererseits ganz begreiflich, daß Frauen, 
die auf sich selbst angewiesen sind oder z. B. in- 
folge Arbeitslosigkeit des Mannes in schlechten Ver- 
hältnissen leben, das Bestreben haben, bis zur Ent- 
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bindung zu arbeiten, wenn das Nichtarbeiten für sie 
eine Verschlechterung ihres Einkommens mit sich 
bringt. Meine eigenen Beobachtungen stimmen da mit 
denen der übrigen Gewerbeaufsichtsbeamten!) überein. 

Noch heute gilt die Feststellung des großen Arztes 
und Gewerbehygienikers Friedrich Schuler auf der 
Versammlung des Deutschen Vereins für öffentliche 
Gesundheitspflege 1885: „und zu alldem habe ich 
unzähligemal die Erfahrung gemacht, daß keine Frau 
so wie die Schwangere geneigt ist, sich einem Übermaß 
von Arbeit hinzugeben, wenn sie ihren Erwerb da- 
durch einigermaßen glaubt steigern zu können. Sie 
versteht sich äußerst selten zu einem Aufgeben der 
Arbeit bis zur Niederkunft, wenn nicht ernste Be- 
schwerden sie zwingen ; sie verheimlicht ihre Schwan- 
gerschaft, wenn sie solche Meinungen glaubt voraus- 
sehen zu können.“ Dieses ja an sich lobenswerte 
Streben der künftigen Mutter, für die Zeit des Wochen- 
bettes und für das Neugeborene zu sorgen, wird alle 
Bemühungen um Schwangerenschutz, dessen 
Durchführung nach dem Ausgeführten stets Frei- 
willigkeit voraussetzt, vergeblich machen, wenn 
dieSchwangerenunterstützungnicht dieHöhe 
des Arbeitsverdienstes erreicht. Allerdings 
müßte die Gewährung eines Schwangerengeldes in 
dieser Höhe an die Voraussetzung der Arbeitsent- 
haltung geknüpft sein, die zum Beispiel auch für das 
österreichis:he Krankenversicherungs-Gesetz die Vor- 
aussetzung für Schwangeren- und Wochengeld ist. 

Erscheint es selbstversiändlich, daß das Kranken- 
geld bei Erkrankungen (insbesondere kürzerer Dauer 
und leichterer Art) niedriger sein muß als der Arbeits- 
verdienst und würde eine Gleich- oder Höherstellung 
des Krankengeldes mit dem Arbeitsverdienst die Zahl 
der Krankmeldungen allzu sehr erhöhen, so besteht 
ja bei Schwangerschaft (und Wochenbett) dieser Ein- 
wand gegen eine Gleichstellung von Arbeitsverdienst 
und Schwangeren- und Wochengeld nicht. Das heute 
zur Auszahlung gelangende Schwangerengeld (minde- 
stens 50 Pf., meist 50—65% des Grundlohnes) aber 
bleibt sehr häufig hinter dem Existenzminimum 
zurück (siehe Tabelle). 

Erhöhung des Schwangerengeldes auf den 
vollen Arbeitslohn, mindestens den Grundlohn, bei 
Enthaltungvon Erwerbsarbeit erscheint miralsdaswirk- 
samste Mittel zur Förderung des Schwangerenschutzes. 


Der von der Internationalen Arbeitskonferenz in Washington 
ausgearbeitete Entwurf eines internationalen Übereinkommens 
zum Schutze der Frauen vor und nach der Entbindung be- 
tont die Notwendigkeit ausreichender wirtschaftlicher Unter- 
stützung von Schwangeren und Wöchnerinnen. Er begnügt 
sich — seinen internationalen Zwecken entsprechend — mit 
dem allgemeinen Ausdrucke ‚‚eine Unterstützung ausreichend 


1) Vgl. Margarete Trapp, Reichsarbeitsblatt 1923. 


für den Unterhalt der Frau und des Kindes unter guten hy- 
gienischen Verhältnissen‘, die aus öffentlichen Fonds oder auf 
Grund einer Versicherung gezahlt werden soll. 

Die sehr bemerkenswerten Bestimmungen des Washingtoner 
Abkommens über Irrtum des Arztes bei Voraussage des Ge- 
burtstermins und den Schutz der Frau vor Kündigung während 
Schwangeren- und Wochenruhe sowie noch während einer 
an das Wochenbett sich anschließenden Eıkrankung sind oben, 
in der Fassung der RVO., wiedergegeben worden. 

Allerdings müßte das Kündigungsverbot, um voll 
wirksam zu seir, sich auch noch auf einige Wochen 
nach der Rückkehr zur Arbeit erstrecken. 
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Wenden wir uns nun dem Wöchnerinnenschutz zu, 
so sind die geltenden und dis für künftig geplanten ge- 
setzlichen Bestimmungen bereitsoben erwähnt worden. 

Bemerkt sei noch, daß sehr viele Betriebe glauben, 6 Wochen 
nach der Entbindung die Arbeiterin wieder einstellen zu können, 
auch wenn sie bis zur Entbindung gearbeitet hat — also Ver- 
kürzung der durch die GO. vorgeschriebenen Schutzfrist von 
8 Wochen, ein Vorgehen, daß noch dadurch gefördert wird, daß 
die Krankenkasse nach der RVO. das Wochengeld nur für 
6 Wochen nach der Entbindung auszahlt. Einzel..e Unter- 
nehmer sind, wohl in Erinnerung an frühere Bestimmungen, 
auch der irrigen Meinung, daß auf Grund eines ärztlichen 
Zeugnisses die Schutzfrist abgekürzt werden kann. 

Allgemein wird die Beobachtung gemacht, daß 
Frauen, die dazu wirtschaftlich in der Lage sind, 
häufig weit über die Schutzfrist hinaus, unter Um- 
ständen nach der ersten oder zweiten Geburt dauernd 
oder wenigstens bis die Kinder ein höheres Alter er- 
reicht haben, der Fabrikarbeit fernbleiben, daß aber 
die in schlechten Verhältnissen sich befindenden 
Wöchnerinnen möglichst bald wieder zur Arbeit zu- 
rückzukehren streben, unter Umständen auch vor 
Ablauf der Schutzfrist entweder dadurch, daß sie den 
Betrieb wechseln oder daß sie nun in einen Betrieb 
gehen, für den die Schutzfrist nicht gilt (Kleinbetriebe). 

Auch hier ist es die zu geringe Höhe der Unter- 
stützung, die die Frauen wieder zur Arbeit treibt. Die 
Einkommensverhältnisse von Schwangeren und Wöch- 
nerinnen zeigt die folgende Tabelle, die ich der Düssel- 
dorfer Ortskrankenkasse verdanke. 
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Krankengeld © 
für Familien- 


‚, verdienst Grund- väter oder 
SE an. lohn | nn erhöhte | Familien 
 Kalendertag) j & erhaltende 
} Mütter 
E SEES L l 50% | 65% | 75% | 
i | pa 
Ii = 60 Pf. : 0,60 | o 0,30°)| 0,39) 0,45 }) 
2 61-120. Pf. 0,90 0,451)| 0,58 0,67 
3 a 1,60 0,80 1,04 1,20 
4 {201—300 Pf. 2,50 1,25 1,62 1,87 
5 301-400 Pf. | 1,75 2,27 2,62 
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1) Wochengeld: 50 Pf. 
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Man ersieht aus ihr nicht nur die hohe Einbuße, die 
das Einkommen der Schwangeren bei Arbeitsnieder- 
legung erleidet, sondern auch die, die die Wöchnerin, 
die das 11% fache Krankengeld (Krankengeld und Still- 
geld) erhält, erleidet, wenn sie sich mit ihrem Ein- 
kommen an der oberen Grenze der Stufe befindet; 
zweite Stufe :75Pf. gegen 120 Pf., dritte Stufe: 1,20 Mk. 
gegen 2.— Mk., vierte Stufe: 1,88 Mk. gegen 3.— Mk. 

Mit Recht hat deshalb eine Verfügung des Regierungs- 
präsidenten von Düsseldorf den Wohlfahrtsämtern empfohlen, 
bedürftigen Wöchnerinnen, wenigstens der unteren Lohnklasse, 
insbesondere in der 4. bis 6. Woche (da in dieser Zeit der 
Wunsch nach Arbeitsaufnahme lebhafter als in den früheren 
ist) Zuschüsse zu dem von der Krankenkasse gegebenen Wochen- 
und Stillgeld zu gewähren und zwar zweckmäßigerweise in der 
Höhe der halben von der Krankenkasse ausgezahlten Unter- 
stützung. 

Auch der Wöchnerinnenschutz ist nicht nur durch 
gesetzlicheSchutzmaßnahmen,sondern durch 
gesetzlich festgelegte reichliche Unterstüt- 
zungauszubauen. Erhöhungdes Wochengeldes 
(für Schwangere und Wöchnerinnen) auf den vollen 
Grundlohn, des Stillgeldes auf die Hälfte desselben, 
also Unterstützung der Schwangeren durch Zu- 
weisung des vollen Grundlohnes, der stillen- 
den Mutter durch Zuweisung des I !sfachen 
Grundlohnes wäre notwendig. 
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Was die Dauer der Schutzfrist anlangt, so er- 
scheint die im Arbeitsschutzgesetzentwurf vorge- 
sehene Schaffung einer Schwangerenschutzfrist, Ver- 
längerung der heute bestehenden Wöchnerinnen- 
schutzfrist gewiß notwendig. In je größerem Umfange 
beide wirtschaftlich möglich sind, um so besser ist es. 

Mir erscheint die Schutzfrist nach der Ent» 
bindung viel bedeutungsvoller als die vor der 
Entbindung, da die erstere, trotzdem sie auch etwas 
dem künftigen Kinde zugute kommt, doch für das 
Kind nicht jene Bedeutung hat, wie eine Verlängerung 
der Schutzfrist und der Unterstützung nach der Ent- 
bindung. 

Wenn es auch feststeht, daß Fabrikarbeit zur Fehlgeburt füh- 
ren kann — ich will hier auch nıch erwähnen, daß nach der Stati- 
stik der rheinischen Krankenkassen 1922 auf 100 21—30 jährige 
Krankenkassen-Pflichtmitglieder bei den Hausangestellten 
1,87, den Handelsangestellten 2,13, hingegen bei den Metall- 
arbeiterinnen 4,07, bei den Textilarbeiterinnen 5,55 Fehl- 
geburten kamen —, so sind wir doch nicht imstande, die Schutz- 
frist bis zu den hier in Betracht kommenden Schwangerschafts- 
wochen — meist erfolgt die Fehlgeburt im 2. und 3., spätestens 
im 6. Schwangerschaftsmonat — zu erstrecken. 

Was die annähernd rechtzeitig zur Welt gekommenen Kinder 
anbelangt, so haben die Untersuchungen meines Schülers 
Peller an großem Material und bei genauester Verarbeitung 
desselben gezeigt, daß wesentliche Unterschiede im Geburts- 
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gewicht der Kinder von Wohlhabenden und Unbemittelten, 
aber auch unter den Unbemittelten selbst zwischen den Kindern 
der ‚‚Hausschwangeren“, die einige Zeit bei leidlicher Er- 
nährung und mäßiger hauswirtschaftlicher Arbeit in der 
Gebäranstalt untergebracht waren und den Kindern jener, die 
erst zur Entbindung in die Anstalt kommen, bestehen). 
Daraus geht die Bedeutung des Schwangerenschutzes in den 
letzten Wochen auch für das Kind wohl hervor. Aber viel be- 
deutungsvoller ist das, was über die Beeinträchtigung der 
Lebensaussichten der Kinder durch die Erwerbstätigkeit der 
Mutter festgestellt wurde. Marie Baum hat in einer mehrere 
Städte und Kreise des Regierungsbezirkes Düsseldorf um- 
fassenden, sich auf Erhebungen aus den Jahren 1908—1909 
stützenden Arbeit gezeigt, daß von den Berufslosen 51,5 °% ihren 
Kindern ausschließlich Brustnahrung gaben, von den Berufs- 
tätigen nur 25,9°,; ausschließlich künstliche Nahrung er- 
hielten von den Berufslosen 34,3 °,, den Berufstätigen 58,2 2%. 
Die Säuglingssterblichkeit betrug unter der unbemittelten Be- 
völkerung bei den natürlich Genährten in den verschiedenen 
Orten 7,1—12,2°,, bei den künstlich Genährten 20,5—43,2°/, 
— aus welchen Zahlen man wohl schließen kann, wieviele 
Todesfälle unter Säuglingen die Erwerbstätigkeit der Mütter 
verursacht. Ob und inwieweit sich die Verhältnisse gebessert 
haben, müßten neue Erhebungen zeigen. 


Sowie die Frau die Arbeit wieder aufnimmt, wird 
die Pflege des Kindes mangelhaft; die natürliche Er- 
nährung wird eingeschränkt, immer mehr tritt die 
künstliche an ihre Stelle, und damit steigen die Ge- 
fahren für das kindliche Leben und die körperliche 
Entwicklung des Kindes. Wenn auch das Stillen heute 
bis zur 12. Woche (einschließlich) mit Rücksicht auf 
die Stillunterstützung fortgesetzt wird, so ist es von 
Beginn der Arbeit der Mutter an doch nur auf ver- 
einzelte Male, vor allem morgens und abends be- 
schränkt und hört vielfach nach der 12. Woche ganz 
auf. Nur eine Verlängerung der Schutzfrist kann hier 
Wandel schaffen. Die heute geltende Schutzfrist 
von 6 Wochen ist zu kurz, um dem Neugebore- 
nen über die gefährlichsten Wochen seines 
Lebens hinwegzuhelfen. Jede Woche Verlänge- 
rung der Schutzfrist bedeutet einen Gewinn an 
Kindesleben. 

Betrachten wir die auswärtige Gesetzgebung zu dieser Frage, 
so sieht der Washingtoner Entwurf eine Arbeitsruhe nach der 
Entbindung von 6 Wochen und das Recht, auf Grund eines 
ärztlichen Zeugnisses die Arbeit zu verlassen in einem Zeitraum 
von 6 Wochen vor der Entbindung, vor. Diesem Vorschlag 
schließt sich die Gesetzgebung von Argentinien, Polen, der 
Tschechoslowakei an, während das südslawische Königreich 
zwei Monate vor und zwei Monate nach der Entbindung als 
Schutzfrist bestimmt, Portugal 6 Wochen vor und 4 Wochen 
nach der Entbindung, Lettland 4 Wochen vor und 8 Wochen 
nachher, Rußland 8 Wochen vor und 8 Wochen nachher für 
körperlich Arbeitende, 6 Wochen vor und 6 Wochen nachher 
für in Büros Tätige und geistig Arbeitende, England 6 Wochen 
vor und nach der Entbindung. 

Eine Schutzfrist der Schwangeren von 6—8 Wochen 
und deren Sicherung durch die oben erwähnten Maß- 
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1) Wiener Arbeiten aus d. Gebiete d. sozialen Medizin. 5. Heft. 
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regeln, Verlängerung der Schutzfrist der Wöchnerinnen 
auf 12 Wochen, wenn das Kind lebt — sonst genügen 
6—8 Wochen — erscheint mir notwendig. 


Nach dem Jahrbuch der Krankenversicherung 1925, das eine 
Statistik über 8,7 Millionen Mitglieder bringt, entfallen an Bar- 
leistung für ‚Wochenhilfe‘ der Versicherten 17,443 Millionen. 
Einfache Erhöhung der Barleistungen bis zur Höhe des Grund- 
lohnes würde — wenn jetzt alle Wöchnerinnen nur 50%, des 
Grundlohnes als Wochenunterstützung beziehen würden — 
eine Verdoppelung dieser Summe bedeuten. Da aber schon 
heute die Unterstützung (entsprechend der Höhe des Kranken- 
geldes) mehrfach 60 °; beträgt, so wäre mit einer Erhöhung um 
16 Millionen zu rechnen. Eine Erweiterung der Schwangeren- 
unterstützung‘ auf 6, der Wöchnerinnenunterstützung auf 
12 Wochen würde (ohne Erhöhung der Leistung) eine Mehr- 
ausgabe von 14,6 Millionen bedeuten. Eine Verlängerung und 
Erhöhung zusammen eine Ausgabe von ungefähr 40 Millionen. 
Da dies sich nur auf die von der Statistik des Hauptverbandes 
der Ortskrankenkassen Erfaßten bezieht,so würde bei Inbetracht- 
ziehung sämtlicher Kassen die Summe sich noch um Y, erhöhen, 
was einer Erhöhung der Gesamtausgaben der Krankenkassen 
um 50 Millionen oder 5°, ihrer gegenwärtigen Ausgaben gleich- 
käme. 

Allerdings ist es nur billig, daß diese Erhöhung ihrer 
Ausgaben, die nicht nur zum Nutzen der einzelnen, 
sondern zum Nutzen der Volksgesamtheit herbeige- 
führt werden soll, nicht von den Krankenkassen allein 
getragen werde, sondern daß der Staat hier in ähnlicher 
Weise, wie dies schon heute bei der Familienwochen- 
hilfe geschieht, beitrage und dies um so mehr, als von 
dieser Leistungserhöhung ja vor allem nur die Kassen, 
die viel weibliche Mitglieder haben, getroffen würden. 

Esseinoch betont, daßeine derartige Unter- 
stützung von Schwangeren und Wöchnerinnen 
daseinzige Mittelist, dasderimmer mehr fort- 
schreitenden Geburteneinschränkung ent- 
gegenzuwirken imstande sein kann. 

Fassen wir die bisherigen auf den unmittelbaren 
Schwangeren- und Wöchnerinnenschutz bezüglichen 
Ausführungen zusammen, so kommen wir zu folgenden 
Forderungen: 

1. Ausdehnung aller auf Schwangerenschutz und 
Schwangerenfürsorge gerichteten Maßnahmen auf 
sämtliche unselbständig erwerbstätige Frauen, 

2. Recht auf Schwangerenruhe mindestens während 
der letzten 6 Wochen, Verbot der Wöchnerinnen- 
arbeit, wenn das Kind lebt, durch mindestens 
12 Wochen. 

3. Wöchentlich auszuzahlende Schwangerenunter- 
stützung in der Höhe des vollen Grundlohnes, 
Wöchnerinnen- und Stillgeld in der Höhe des 
| !,fachen Grundlohnes während der oben ange- 
gegebenen Zeit — bei Arbeitsenthaltung. 

4. Sicherstellung der Frau während der Schutzzeit 
gegen Kündigung. 
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Es wären nun noch eine Reihe von anderen Maß- 
nahmen zu erwähnen, die von verschiedenen Seiten 
vorgeschlagen, in manchen Ländern auch Gesetzes- 
kraft erlangt haben. Ehe wir auf diese eingehen, sei 
einiges Allgemeines über die Grundzüge moderner 
Gesundheitsfürsorge vorausgesandt. 

Ziel der modernen Gesundheitsfürsorge ist die Ver- 
hütung von Gesundheitsschädigungen. Dieses Ziel 
kann aber nicht dadurch erreicht werden, daß im 
Moment des Eintretens einer Schädigung oder gar 
einer Notlage eingegriffen wird, sondern dadurch, daß 
durch entsprechende Belehrung und durch Unter- 
stützung entsprechender Lebensführung und ent- 
sprechenden Verhaltens das Eintreten von Schädi- 
gungen möglichst verhütet oder diese auf ein möglichst 
geringes MaB herabgesetzt werden. Belehrung und 
Einwirkung muß möglichst frühzeitig ein- 
setzen, in unserem Falle also schon bei der 
Schwangeren in möglichst frühem Schwanger- 
schaftsmonat. 

Ein zweiter Grundsatz jeder modernen Gesundheits- 
fürsorge ist das Streben nach Einheitlichkeit der 
Fürsorge. Es ist nicht zweckmäßig, wenn bald dieser, 
bald jener einen Rat erteilt, wenn der zu Befürsor- 
gende von einer Hand in die andere geht, wenn in 
unserem Falle ein Fürsorgeorgan die Schwangere, ein 
anderes die Hochschwangere, ein weiteres die Mutter 
und eventuell gar wieder ein anderes den Säugling 
betreut. Allzu leicht ergeben sich bei solcher Zer- 
splitterung Widersprüche bei der Ratserteilung, die 
die Schwangere dann gegen jeden Rat mißtrauisch 
machen. Derselbe Arzt, dieselbe Fürsorgeschwester, 
die die Schwangere beraten, die sich hierbei ihr Ver- 
trauen erwerben, sollen auch die Mutter und ihren 
Säugling beraten und betreuen. Je früher sie der 
Schwangeren zur Seite stehen, um so leichter wird es 
ihnen gelingen, ihren auf zweckmäßige Aufzucht des 
Kindes gerichteten Ratschlägen bei der Mutter Gehör 
und Durchführung zu verschaffen. Deshalb muß die 
Fürsorge so organisiert sein, daß sie der Frau 
während der ganzen Zeit ihrer Schwanger- 
schaft, der Säuglings- und Kleinkinderauf- 
zucht und womöglich der Kindererziehung überhaupt 
zur Seite steht. Das kann aber nicht eine Beratungs- 
und Fürsorgestelle in der Fabrik, an die die Arbeiterin 
selbstverständlich sich nur dann wenden kann, so- 
lange sie mit der Fabrik in Zusammenhang steht, also 
dann nicht mehr, wenn sie z. B. nach der Geburt 
des Kindes für längere Zeit nicht mehr zur Arbeit 
zurückkehren, sondern sich ihrem Haushalte widmen 
will. Schwangerenberatungsstellen in der Fabrik sind 
unzweckmäßig, da sie die Fürsorge zersplittern — 
selbst ganz abgesehen davon, daß sich Gegensätze 
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zwischen den Interessen der Fabrik, die z. B. Ar- 
beiterinnen braucht und den fürsorgerischen Grund- 
sätzen, die möglichst langes Fernbleiben der Schwan- 
geren und der Mutter von der Arbeit verlangen, er- 
geben können, und daß nur in sehr großen Betrieben 
die Zahl der Schwangeren eine so große sein wird, daß 
besondere Sprechstunden in der Fabrik für sie in Frage 
kommen können. So erscheint als das einzig zweck- 
mäßige: eine Schwangeren-,Mutter- und Säug- 
lingsfürsorgestelle fürein bestimmtes Gebiet, 
erhalten von der Gemeinde oder sonst einer 
Organisation, was ja nicht ausschließt, daß der 
Betriebsinhaber diese Organisation oder diese Für- 
sorgestelle mit Geldmitteln unterstützt, und daß ein 
Zusammenarbeiten zwischen dieser Fürsorgestelle und 
eventuell von der Fabrik geschaffenen Wohlfahrts- 
einrichtungen stattfindet. Auch sei zugegeben, daß 
unter ganz besonderen örtlichen Verhältnissen Über- 
nahme der gesamten Fürsorge durch die Fabrik prak- 
tisch nützlich sein kann. 

Wichtig erscheint mir auch bei allen Maßnahmen des 
Schwangeren- und Mutterschutzes ein Zusammen- 
arbeiten von Fürsorge und Krankenkasse, da 
die letztere das gesetzlich Vorgeschriebene zu leisten 
verpflichtet, andererseits aber über dieses nicht im 
Einzelfall hinauszugehen imstande ist, während die 
Fürsorgestelle ihre Maßnahmen gerade dem Einzel- 
falle anpassen und dort wirkungsvoll eingreifen kann, 
wo die Krankenkasse versagen muß. Es ist durch- 
aus zweckmäßig, wie oben bereits ausgeführt, wenn 
die Krankenkasse zur Auszahlung von Schwangeren- 
unterstützung und Stillgeld eine Bescheinigung der 
Fürsorgestelle verlangt und wenn die Auszahlung des 
Schwangeren- oder Wöchnerinnengeldes durch die 
Mutterberatungsstelle oder während der Mutterbe- 
ratungsstunde durch einen Kassenangestellten erfolgt. 

Ein weiterer, allgemein anerkannter Grundsatz der 
Gesundheitsfürsorge ist es, daB Mutter und Kind 
möglichstbeisammengelassen werden müssen, 
daß die Aufzucht des Kindes durch die eigene 
Mutter — von besonderen Ausnahmefällen abge- 
sehen — das Erstrebenswerte ist. Eine Unterbringung 
von Kindern in Stillkrippen in oder in der Nähe der 
Fabrik ist stets nur ein Notbehelf!), durch den das 
Kind alltäglich zweimal einem Wechsel in der Pflege 
und durch das Zusammenbringen mit anderen Säug- 
lingen in großer Zahl Infektionsgefahren ausgesetzt 
wird — ein Notbehelf, der praktisch überdies nur 
durchführbar ist, wenn die Entfernung zwischen Woh- 
nung der Arbeiterin und der Fabrik nicht groß 
ist, wenn mindestens 1,stündige Pausen zum Stillen 
gewährt werden, wenn ständig auf mindestens 5—10 


1) Vgl. mein Referat auf d. V. Krippenkonferenz 1925. 
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Säuglinge gerechnet werden kann und wenn die Still- 
krippe gut eingerichtet ist und unter sachverständiger 
Leitung steht!). Gerade diese letzteren Momente ver- 
teuern den Betrieb einer Krippe sehr. Elisabeth 
von Harnack hat mit Recht darauf hingewiesen, 
deB die Verwahrung eines Säuglings in der Krippe 
heute einen Tagesaufwand von ungefähr 1,60 Mk. er- 
fordert, eine Summe, die, der Mutter gegeben, hin- 
reichen würde, ihr das Fernbleiben von der Arbeit zu 
ermöglichen, wodurch bei entsprechender Anleitung 
und Überwachung der Mutter durch die Säuglings- 
fürsorgestelle das erstrebenswerte Ideal: Aufzucht des 
Säuglings durch die Mutter unter sachverständiger 
Anleitung erreicht werden Könnte. 

Säuglingsheime, in denen die Kinder vollständig, 
nicht nur wie in der Krippe untertags untergebracht 
sind, haben vor der Krippe den Vorzug voraus, daß 
die bei Krippen kaum vermeidbare Gefahr der Ein- 
schleppung von Infektionskrankheiten vermieden wer- 
den kann, und daß das Kind wenigstens dauernd unter 
derselben Pflege bleibt und nicht zweimal täglich die 
Pflege wechselt, auch nicht täglich vom Haus in 
die Krippe und zurück getragen werden muß. Sie 
sind eine notwendige Einrichtung für besondere 
Verhältnisse, bei denen ein Beisammenlassen von 
Mutter und Kind unmöglich durchgeführt werden 
kann. Solche Verhältnisse wird es in einzelnen Fällen 
immer geben — aber ganz abgesehen von der Kost- 
spieligkeit ihres Betriebes, werden bei der Lösung des 
Problems ‚„außerhäusliche Arbeit von Müttern‘ auch 
sie nur als ein Notbehelf anzusehen sein, wird als Ziel, 
in gesundheitlicher und wirtschaftlicher Richtung, 
immer das Beisammenlassen von Mutter und Kind 
unter sachverständiger Beratung angesehen werden 
müssen. 

Die Gewährung von Stillpausen, die in Süd- 
slavien, Lettland, Rußland und anderen Ländern ge- 
setzlich vorgeschrieben und auch von dem Washing- 
toner und dem Arbeitsgesetzentwurf vorgeschen ist, 
bereitet nicht nur dort, wo ein Hand-in-Handarbeiten 
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stattfindet, gewisse betriebstechnische Schwierigkeiten, . 


die ja bei gutem Willen meist zu überwinden wären, — 
sie sind — abgesehen von dem Bestehen einer Still- 
krippe, über deren Nachteile ja oben gesprochen wurde 
— nur unter besonderen örtlichen Verhältnissen, dieein 
Nachhausegehen der Mutter in !„stündiger Pause oder 
ein Hinbringen des Kindes in die Fabrik ermöglichen, 
von praktischer Bedeutung. Wo die Kirder in die 
Fabrik gebracht werden, müssen natürlich „Stillst u- 
ben“ mit Vorrichtungen, die der Mutter eine Reinigung 
von Händen und Brust ermöglichen, vorhanden sein. 


1) Rundschreiben d. Reichsministers des Innern v. 10. VI. 
1920. 


Da bei uns die Voraussetzung der räumlichen Nähe nur 
selten gegeben ist, kommt dieser Einrichtung für uns 
im allgemeinen — Örtliche Ausnahmen können vor- 
kommen — nur wenig Bedeutung zu; in den Regie- 
rungsbezirken Erfurt und Düsseldorf sind die Still- 
stuben, die früher bestanden, eingegangen. 

Was weiter die in der Eingabe des Textilarbeiter- 
Verbandes angeregten, in den Fabriken zu ergreifenden 
Maßnahmen anbelangt, so erscheinen mir gute Auf- 
enthaltsräume und guteingerichtete Kantinen 
(diese letzteren mit Ausschluß der Alkoholverab- 
reichung), gute Einrichtungen für erste Hilfe 
gewiß überall am Platze und notwendig. Ihr Vor- 
handensein ist gewiß für Schwangerebesondersnützlich ; 
ich sehe aber darin Forderungen des allgemeinen 
Arbeiter- und nicht des besonderen Schwangeren- 
schutzes. Speisen und Getränke, die „den besonderen 
Bedürfnissen der schwangeren Arbeiterin“ entsprechen, 
sind mir nicht bekannt, ebensowenig besondere Medi- 
kamente, die während der Schwangerschaft erforder- 
lich sind. Grundsätzlich aber bin ich und mit mir die 
Arbeitsgemeinschaft deutscher Gewerbeärzte dagegen, 
daß in den Verbandschränken und -stuben Medi- 
kamente zu innerer Darreichung bereitgehalten wer- 
den, abgesehen von harmlosen Dingen wie Hoffmanns- 
oder Baldriantropfen. Wirksame Medikamente sollen 
nur nach ärztlicher, für den betreffenden Fall getroffe- 
ner Verordnung verabreicht werden. Das Vorrätig- 
halten von Medikamenten führt nur zu deren kritik- 
loser Anwendung und kann unter Umständen ernsten 
Schaden stiften. 

Ärztliche Sprechstunden für Schwangere sind 
nach dem oben Ausgeführten in die Mutterbera- 
tungsstelle zu verlegen. Dort erfüllen sie zugleich 
den Zweck, die Schwangere bereits mit diesen Ein- 
richtungen vertraut zu machen und auf deren spätere 
Benutzung hinzuweisen und hinzuleiten. 

Die Einrichtung von Fabrikärzten erscheint mir 
im Zeitalter der öffentlichen Gesundheitsfürsorge und 
der Krankenversicherung nicht am Platze; das Be- 
handeln desselben Leidens bald durch den Fabrikarzt, 


bald durch den freigewählten Kassenarzt ist gewiß 


unzweckmäßig. Eine wirklich genaue und wirkungs- 
volle Überwachung des Gesundheitszustandes der Ar- 
beiterin durch regelmäßige ärztliche Untersuchung — 
wie sie der Schularzt bei Schulkindern vornimmt — 
wäre wohl praktisch (Widerstreben der Arbeiterin 
aus verschiedenen Gründen, eventuell aus Sorge vor 
Entlassung) mit soviel Schwierigkeiten verknüpft, daß 
deren allgemeine Einführung nicht in Frage kommen 
kann. Bisher haben (abgesehen von bestimmten ge- 
sundheitsgefährlichen Betrieben) nur wenige Firmen 
solche Untersuchungen von (männlichen) Arbeitern 
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eingeführt, sie aber auf die sich freiwillig Meldenden 
beschränkt. 

Wichtig erscheint mir, um Härten und Unbilligkeiten 
im Einzelfalle zu beseitigen oder zu vermeiden, ein 
Zusammenarbeiten der Gewerbeaufsicht mit 
der Fürsorge. Hierbei fällt den weiblichen und 
den ärztlichen Gewerbeaufsichtsbeamten eine be- 
sondere Rolle zu. Die Stellung, die heute die „‚Ge- 
werbepflegerin‘‘ einnimmt, ist eine solche, daß sie 
für keine Ärztin etwas Verlockendes bietet, und ist 
gewiß nicht zu erwarten, daß sich Ärztinnen um diese 
Stelle bewerben. Da aber heute in ganz Preußen nur 
5 Gewerbeärzte tätig sind, so ist die Einführung einer 
entsprechenden Anzahl weiblicher Gewerbeärzte in 
nächster Zeit kaum zu erwarten. Immerhin wäre es 
wohl zweckmäßig, wenn unter den Assistenzärzten, 
deren Zuteilung zu den Gewerbeärzten eine dringende 
Notwendigkeit und auch bereits in Aussicht genommen 
ist, sich auch 1—2 geeignete Ärztinnen finden 
würden und diese gerade in jenen Bezirken ihren Sitz 
hätten, die eine größere Zahl von Arbeiterinnen auf- 
weisen. Auf jeden Fall erscheint es notwendig, die 
Gewerbeärzte an den hier zu lösenden Auf- 
gaben in erster Linie zu beteiligen. Wenn vor 
6 Jahren die Erkenntnis, daß zu wirkungsvoller Durch- 
führung der Gewerbeaufsicht ärztliches Fachwissen 
herangezogen werden muß, zur Anstellung der Ge- 
werbeärzte geführt hat, so sollte eingesehen werden, 
daß es wohl nur zu schlimmem Dilettantismus auf ge- 
sundheitsfürsorgerischem Gebiet führen muß, wenn 
technischen Gewerbeaufsichtsbeamten und -beamtin- 
nen Zusammenarbeit mit der Fürsorge aufgetragen, 
dabei aber eine Mitwirkung der Gewerbeärzte nicht 
vorgesehen wird. Es ist dringend notwendig, daß bei 
allen sich hier ergebenden Fragen die Gewerbe- 
ärzte zugezogen werden und mitarbeiten. 


x% %* x% 


Ich habe oben einige Beispiele und Daten angeführt, 
die auf die Notwendigkeit erhöhten Schutzes der 
Arbeiterin, insbesondere der Schwangeren und Wöch- 
nerin hinweisen. Zahlreiches Material über die Ge- 
sundheitsschädigungen der Frau und insbesondere der 
Frau als Mutter durch die Erwerbstätigkeit hat 
M. Hirsch gesammelt und die verdienstvollen Er- 
hebungen des Deutschen Textilarbeiter-Verban- 
des, die den Anstoß zu den weiteren Beratungen ge- 
geben haben, haben weiteres, sehr schätzbares Material 
zu diesen Fragen beigebracht. Ich bin der Anschauung, 
daB die erhöhte körperliche Schutzbedürftigkeit der 
Schwangeren und der Wöchnerin so sehr aus unserer 
allgemeinen Kenntnis des weiblichen Körpers und der 
Vorgänge während der Schwangerschaft, der Geburt 
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und des Wochenbettes hervorgeht, daß so zahlreiche 
Einzelbeispiele und Massenbeobachtungen für die 
Schädigung der Frau durch die Erwerbsarbeit, für die 
Schädigung des Kindes durch die außerhäusliche Er- 
werbsarbeit der Mutter beigebracht wurden, daß an 
der Notwendigkeit erhöhten Schutzes über das Maß 
des heute der Frau gebotenen hinaus nicht gezweifelt 
werden Kann. 

Da aber über das notwendige Maß der Erweiterung 
der Schutzvorschriften Meinungsverschiedenheiten be- 
stehen werden, da zweifellos gegen jede Ausdehnung 
der Schutzmaßnahmen wirtschaftliche Bedenken gel- 
tend gemacht werden Können, so erscheint es mir 
dringend notwendig, daß — unbeschadet der baldigsten 
Erweiterung der Schutzvorschriften im angegebenen 
Umfang — genaue Feststellungen über den 
Schaden, den der weibliche Organismus und 
insbesondere die Fortpflanzungsorgane und 
-Funktionen der Fraudurch die Erwerbsarbeit 
erfahren, vorgenommen werden, denn gar manches 
hierüber bisher vorgebrachte Material — soweit es 
überhaupt sich bemüht, zahlenmäßig die Häufigkeit 
der vorkommenden Schädigungen festzustellen — ist 
in hohem Grade unvollkommen. 

Um nur ein Beispiel herauszugreifen: die so vielfach zitierten 
Zahlen der Leipziger Ortskrankenkasse über den Abortus bei 
Pflichtmitgliedern und freiwilligen Mitgliedern, also erwerbs- 
tätigen und nichterwerbstätigen Mitgliedern sind vollständig 
irreleitend. Es wird dabei übersehen, daß zahlreiche Frauen, 
die während der ersten Schwangeıschaftsmonate Pflichtmit- 
glieder sind, in den späteren Schwangerschaftsmonaten aus der 
versicherungspflichtigen Beschäftigung austretend, ihren An- 
spruch als freiwillige Mitglieder aufrecht erhalten. So finden 
sich unter den freiwilligen Mitgliedern zahlreiche in vorge- 
schrittenem Schwangerschaftsstadium: kamen doch auf 1000 
weibliche versicherungspflichtige Vollmitglieder jährlich 42,9, auf 
1000 freiwillige 427,9 Wochenbetten, auf 1000 freiwillige weib- 
liche Vollinitglieder aus der Metallverarbeitung im Alter von 
20—24 Jahren gar 2244, auf 1000 Textilarbeiterinnen 2066 
Wochenbetten jährlich! Es sind also unter den Freiwilligen viele 
in einem Zustande, in dem eine Fehlgeburt überhaupt nicht mebr 
möglich ist, viele, die wegen vorgeschrittener Schwangerschaft 
„freiwillige“ Mitglieder wurden. Dadurch muß sich natürlich 
das Verhältnis von Wochenbett zu Fehlgeburt die Verhältnis- 
zahl von Fehlgeburt zu Mitgliedern bei diesen beiden Gruppen 
von Mitgliedern vollkommen verschieben. 


Ich möchte nicht mißverstanden werden: ich be- 
zweifle nicht die höhere Erkrankungshäufigkeit der 
Frau, verglichen mit der des Mannes und ebensowenig, 
daß Eıwerbsarbeit zum Abortus (siehe oben), zur 
Frühgeburt, zur erschwerten Entbindung Anlaß geben 
kann und gibt. Was ich wünschen würde, wäre nur, 
daß ein exaktes Maß, exakte Zahlen für den Umfang 
all dieser Vorkommnisse vorhanden wären, und daß 
diese, da sie eben nicht vorhanden sind, beschafft 
werden. Solches Material läßt sich nicht durch 
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Umfragen bei vielen einzelnen mehr oder weniger 
Nichtsachverständigen beschaffen — wie es überhaupt 
ein Mangel ist, daß in Deutschland auch von Behörden 
allzuhäufig versucht wird, gewerbehygienische Fragen 
durch Rundfragen zu lösen, statt sie durch sorgfältige, 
ins Detail gehende Untersuchungen einzelner dazu Be- 


rufener zur Klärung zu bringen. Gerade bei der uns | 


interessierenden Frage kann nur durch sorgfältige 
Untersuchungin geeigneten Gebieten exaktes 
Materialerhalten werden. Ich würde es für emp- 
fehlenswert halten, daß einzelne Landesgewerbe- 
ärzte, in deren Gebiet sich in größerem Umfange 
Frauenarbeit findet und in deren Gebiet eine seit 
langem bestehende, wohlausgebaute Fürsorge Beob- 
achtungsmaterial ansammelt, unter zur Verfügungstel- 
lung der nötigen Geldmittel und Arbeitskräfte, beauf- 
tragt werden, hier eingehende Untersuchungen 
und Erhebungen überdie Wirkung der Frauen- 
arbeit auf die Gesundheit, insbesondere aber auf die 
Fortpflanzungsvorgänge anzustellen. Als geeignetes 
Gebiet kämen hier vor allem die Gebiete der rheinischen 
Textilindustrie, in denen auch die Fürsorgeeinrich- 
tungen besonders weit ausgebaut sind, in Betracht. 


Leitsätze. 

1. Ausbau der Schutzbestimmungen für jugendliche 
Arbeiterinnen ist eine Voraussetzung für das 
Heranwachsen möglichst gesunder und kräftiger 
Mütter. 

2. Der Schwangeren- und Wöchnerinnenschutz, der 
heute nur die Arbeiterinnen in Betrieben mit minde- 
stens 10 Arbeitern und ihnen gleichgestellten Be- 
trieben umfaßt, muß auf alle unselbständigEr- 
werbstätigen ausgedehnt werden. 

3. Einführung des Rechtes auf Ruhe vor der Ent- 


bindung, Verlängerung der Schutzzeit nach 
der Entbindung ist notwendig; letzteres allein 
mit Ausnahme jener Fälle, in denen das Kind nicht 
am Leben ist. 


. Mit Schwangeren- und Wöchnerinnenschutz muß 


Schwangeren- und Wöchnerinnenhilfe und -für- 
sorge eng verbunden sein; sie ist geradezu eine 
Voraussetzungfür die tatsächliche Durchführung 
der Schutzbestimmungen; Schwangeren- und 
Wochengeld müssen in Höhe des Grundlohnes 
ausgezahlt werden. 


. Krankenkassen, Fürsorgestellen und Gewerbeauf- 


sicht haben bei Durchführung des Schwangeren- 
und Wöchnerinnenschutzes zusammenzuarbeiten. 
Für Errichtung von Schwangeren-, Mutterbe- 
ratungs- und Säuglingsfürsorgestellen in 
den Gemeinden ist Sorge zu tragen. Von den Ge- 
werbeaufsichtsbeamten haben sich Gewerbeärzte 
und Gewerbepflegerinnen auf diesem Gebiete be- 
sonders zu betätigen. 


. Ziel der Wöchnerinnenfürsorge muß sein, dahin zu 


wirken, daß sich die Mutter möglichst lange aus- 
schließlich der Sorge für das Kind widmet; alle 
anderen Einrichtungen sind nur als Notbehelf an- 
zusehen. 


. Um möglichst genau die Einwirkung von außer- 


häuslicher Erwerbsarbeit der Frau auf deren Ge- 
sundheit, Geburt, Wochenbett und Kinderaufzucht 
kennen zu lernen, sind eingehende Unter- 
suchungen notwendig, die von den Gewerbeärzten 
in hierfür geeigneten Gebieten vorzunehmen sind. 
Nicht zu empfehlen ist die Durchführung der Er- 
hebungen durch Personen, die weder ärztliche noch 
krankenpflegerische Vorbildung besitzen. 


Die Rentenbezugsdauer der Alters- und Invaliditätsrentner. 
Von KURT SENGER, Düsseldorf. 


Die Hauptgründe für die schwierige finanzielle Lage 
der Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung sind 
einmal die ungünstigen allgemeinen Wirtschaftsver- 
hältnisse im Deutschen Reiche und die dadurch be- 
dingte Arbeitslosigkeit, welche Umstände für die 
Invalidenversicherung eine geringe Beitragseinnahme 
und eine sehr große Zahl von Rentenanträgen und 
Rentenfestsetzungen mit sich bringen, sodann aber 
auch die sehr lange Bezugsdauer der Renten. 
Es erscheint daher berechtigt und notwendig, diese 
Frage erneut!) zu untersuchen, wenn es auch leider 
nicht möglich war, die Erhebung auf andere Ver- 
sicherungsträger zu erstrecken. 

Der Umfang des Materials und die Methode seiner 
Verarbeitung ist die gleiche wie in den Vorjahren ge- 
blieben. Es sind also wiederum sämtliche im Jahre 
1925 bei der Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz 
weggefallenen Alters- und Invaliditätsrenten auf 
Grund der über jede Rentenfestsetzung geführten 
Zählkarten bearbeitet worden, nachdem diese durch 
Eintragung des Tages und des Grundes des Renten- 
wegfalls ergänzt und die Rentenbezugsdauer und das 
Lebensalter zu Beginn und bei Wegfall der Rente 
berechnet worden ist. Bei der großen Zahl von Fällen 
ließ sich die Untersuchung bis zu einer weitgehenden 
Gliederung von einzelnen Invaliditätsursachen, be- 
ziehungsweise kleineren Gruppen von solchen, und 
fünfjährigen Altersklassen ausdehnen, ohne daß hier- 
durch, abgesehen von einigen wenigen Fällen, die be- 
sonders gekennzeichnet worden sind, das statistische 
Grundgesetz der großen Zahl verletzt wurde. 

Da die Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz 
etwa !/,, aller Versicherten und aller Rentner umfaßt 
und da der Bezirk der Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz neben einer starken industriellen Be- 
völkerung auch zahlreiche landwirtschaftliche Be- 
triebe besitzt, kann mit Recht angenommen werden, 
daß die für die Landesversicherungsanstalt Rhein- 
provinz festgestellten Ergebnisse ungefähr auch für 
das ganze Reich zutreffen werden. 


Il. Alters- und Altersinvalidenrenten. 
Im Jahre 1925 fielen 1252 von der Landesversiche- 
rungsanstalt Rheinprovinz festgesetzte Altersrenten 
weg und zwar: 


1) Vgl. Reichsarbeitsblatt (nichtamtlicher Teil) 1926, Seite 
16*—21*. 


durch Tod des Berechtigten ............... 521 
durch Umwandlung in eine Invalidenrente .. 606 
aus anderen Ursachen .......2222ccccccc en. 125 


Die Umwandlungen bleiben hier unberücksichtigt, da 
diese Renten im Berichtsjahre oder später unter den 
weggefallenen Invalidenrenten erscheinen und dann 
unter Hinzurechnung der Altersrenten-Bezugszeit be- 
arbeitet werden. Dagegen wurde das vorliegende 
Material der durch Tod und aus anderen Ursachen 
weggefallenen Altersrenten durch Hinzunahme von 
714 Alters-Invalidenrenten erweitert, da diese trotz 
ihrer Bezeichnung als Invalidenrenten nichts anderes 
als Altersrenten sind. Die Untersuchung erstreckt 
sich also an dieser Stelle auf insgesamt 2026 Fälle, 
von denen 


1834 wegen Tod des Berechtigten und 
192 aus anderen Ursachen 


weggefallen waren, und zwar waren es 1688 und 187 
Männer und 146 beziehungsweise 5 Frauen. 

Die durchschnittliche Bezugsdauer dieser 2026 weg- 
gefallenen Renten war folgende (die in Schrägschrift 
hochgestellten Zahlen geben die Zahlen der Per- 
sonen an): 


N 


| Männer | Frauen | Zusammen 


Wegfall der Rente 


| Zahl der Monate 


Durch Tod des Be- 


1688 146 1834 
rechtigten ...... 64 63 64 
Aus anderen Ur- 187 5 192 
Sachen 32.045: 50 30 49 


Überhaupt | 1875 I5I 2026 
| 63 62 63 


Bei der ganz geringen Zahl der weiblichen Rentner 
sind die für sie festgestellten Durchschnittsziffern ohne 
Bedeutung. — Die im Vorjahre für die gestorbenen 
Altersrentner gefundene durchschnittliche Bezugs- 
dauer war die gleiche wie in diesem Jahre; dagegen 
war für die Gesamtzahl der Alters- und Altersinvaliden- 
rentner die Durchschnittsziffer von 59 auf 63 Monate 
heraufgegangen, weil die Durchschnittsbezugszeit der 
aus anderen Ursachen weggefallenen Renten in diesem 
Jahre erheblich höher als im Vorjahr war. 


Auf die nachstehenden Jahresgruppen von Renten- 
bezugszeiten verteilten sich die gestorbenen Alters- 
und Altersinvalidenrentner in den beiden letzten 
Jahren wie folgt: 
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Zeitraum des Rentenbezuges | 1924 il 1925 o 

| abs vH | abs v. H. 

i 
a) bi zu  E.Jaıe sense ei 143 9,6 157 8,6 
B) von:miehr als T Dis- zu -2 Jahren ars. aa y 178 11,9 232 12,6 
c) von mehr als 2 bis zu 3 Jahren ........::cceeneeeeeeeeennenn i 198 13,2 | 278 15,1 
d) von mehr als 3 bis zu 4 Jahren .........222ceeueeerereenennn i 128 8,6 129 7,0 
e) von mehr als 4 bis zu 5 Jahren ........enuneuunnunnunnnnnenso 137 9,2 168 9,2 
f) von mehr als 5 bis zu 6 Jahren ........oennuununaananan enn ; 110 7,3 142 7,7 
g) von mehr als 6 bis zu 7 Jahren .....:222eeeeeeeeeeeeeesnnnnn | 15 | 77 | 145 7,9 
h) von mehr als 7 bis zu 8 Jahren .......ccceeeeeeeneeeeennenn 129 86 139 7,6 
i) von mehr als 8 bis zu 9 Jahren .....ccccaeeneeeeeeneen 0251 16,7 | 133 7,3 
k) von mehr als 9 bis zu 12 Jahren ........uououuinanuenuenannnunen | 42 2,8 | 234 12,8 
). von mehr als 12 Jahren zes. russ re | 66 4,4 | 77 4,2 
zusammen | 1497 | 10,0 | 1834 | 100,0 


Die hohen Anteilziffern für 1924 in der Gruppe i) 
und für 1925 in der Grxppe k) erklären sich aus der 
im Jahre 1916 erfolgten Herabsetzung der Alters- 
grenze für den Bezug der Altersrente vom 70. auf das 
65. Lebensjahr. Abgesehen von diesen beiden Gruppen 
waren die Unterschiede in den Anteilziffern der Be- 
zugsdauergruppen zwischen den beiden Jahren nicht 
sehr groß. — Über 15 Jahre hatten die Rente 22 Per- 
sonen erhalten und über 20 Jahre 
3 längsten Bezugszeiten waren: 


25, 28 und fast 29 Jahre. 
| 


Il. Invaliditätsrenten. 


Unter Invaliditätsrenten werden die eigentlichen 
Invaliden- (also ohne die Alters-Invalidenrenten), 
Kranken-, Witwen(Witwer)- und Witwenkranken- 
renten verstanden: zur Gewinnung eines möglichst 
großen Zahlenmaterials sind also diese 4 Rentenarten 
im folgenden zusammengefaßt. 

Auf die nachstehend angegebenen Wegfallgründe 


14 Personen. Die | verteilten sich die 1925 weggefallenen Renten (ohne 


|! die Umwandlungen aus einer Rentenart in die andere) 
' folgendermaßen: 


| Witwen- und 
| Invaliden- und Krankenrenten Witwen- Invaliditätsrenten zusammen 
, krankenrenten 
Wegfallursache -> BEE EEE 
| absolut v. H. “absolut! v. H. absolut v. H. 
a a a a E ae ee nee en 
M. | F. | zus. | M. | F. | zus. : nur F. nur F., M | F. | zu. | M | F | zus. 
Tod 7926 | 89,4 8947 | 89,3 | 85,7| 88,2 
Wiedererlangung der Er- ' 
werbsfähigkeit ........ 622 | 237 | 859 9,3 | 978 9,3 | 10,2 9,6 
Wiederverheiratung....... Ro: il 94| — 2,71 0,9 
Andere Ursachen......... 85 | 22, 107| 13) 10| 1,2; 26 E 85| 48| 133| 13| 14| 13 
zusammen || 6664 | 2228 8892 100,0 | 100,0 | 100,0, 1260 ' TTS ! 6664 | 3488 [10152 | 100,0 | 100,0 | 100,0 


Der Tod der Berechtigten war auch in diesem Jahre 
wie bisher die weitaus häufigste Wegfallsursache für 
sämtliche Invaliditätsrenten, indem fast 90% aller 
Wegfälle hierdurch herbeigeführt war. Die durch- 
schnittliche Rentenbezugsdauer der gestorbenen Män- 
ner betrug 108 (1924: 106) und der gestorbenen 
Frauen 101 (98) Monate, also etwa 9 und 81, Jahre, 
was im Hinblick darauf, daß es sich um sehr kranke 
Personen handelt, als eine sehr hohe Durchschnitts- 
ziffer bezeichnet werden muß. Die Abnahme der 
Sterblichkeit in der Gesamtbevölkerung traf auch bei 
den Rentnern zu, wie sich aus der Zunahme der durch- 
schnittlichen Rentenbezugszeit ergibt. Die im Ver- 
gleich mit den Männern erheblich niedrigere Durch- 
schnittsziffer der Frauen ist in der großen Zahl von 


Empfängerinnen einer Witwenrente begründet, da 
diese Rentenart erst seit dem I. Januar 1912 besteht 
und sich daher die höchsten Rentenbezugszeiten noch 
nicht vollkommen auswirken konnten. Die weiblichen 
Invalidenrentner allein erreichten in diesem Jahre 
eine durchschnittliche Rentenbezugszeit von 124 
Monaten gegen 108 Monate, die sich für die männlichen 
Invalidenrentner ergaben ; bei dieser Rentenart war 
also die Rentenbezugszeit der Frauen erheblich größer 
als die der Männer. 

Unter Anlehnung an die vom Reichsversicherungs- 
amt herausgegebene ‚Statistische Zusammenstellung 
der Ursachen der Invalidität‘, einem Krankheits- 
schema mit 50 Abteilungen, sind in der Übersicht I 
die 50 Abteilungen in XII (meist Sammel-)Gruppen 
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zusammengefaßt. Bei den Männern war die durch- 
schnittliche Bezugsdauer der wegen Krebs und Ge- 
schwülste Invalidisierten mit nur 43 Monaten am ge- 
ringsten. Ferner hatten die Tuberkulösen noch die 
geringe durchschnittliche Rentenbezugsdauer von 
54 Monaten. In den übrigen Gruppen waren die 
Renten im Durchschnitt mindestens etwa 8 Jahre 
gezahlt worden, und zwar gingen in vielen Gruppen 
die Ziffern erheblich hierüber hinaus. Sehr lange 
Rentenbezugszeiten hatten die Rheumatismus- und 
Gichtkranken mit 165 Monaten im Durchschnitt und 
die Augenkranken mit sogar 190 Monaten. Eine 
durchschnittliche Rentenbezugszeit von etwa 11 Jahren 
hatten die an den Atmungsorganen Erkrankten 
(außer Tuberkulose) und die Magen- und Darm- 
kranken. Eine Zunahme der Durchschnittsziffern, wie 
dieses für die Gesamtheit der Fall war, konnten bei 
allen Krankheitsgruppen nicht festgestellt werden. 
So zum Beispiel war die durchschnittliche Renten- 
bezugsdauer der Tuberkulösen im vorigen Jahre 
64 Monate gegen 54 Monate in diesem Jahre und die 
Magen- und Darmkranken hatten im Vorjahre eine 
durchschnittliche Rentenbezugszeit von 155 Monaten 
gegen 135 in diesem Jahre. Dagegen war die Steige- 
rung der Durchschnittsziffern bei einigen Gruppen 
eine sehr viel höhere als in der Gesamtheit : so betrug 
die Durchschnittsziffer für die Augenkranken im Vor- 
jahre 177 Monate gegen 190 in diesem Jahre und auch 
in der Gruppe VIII (Lungenkranke außer Tuberkulose) 
war die Durchschnittsziffer von 120 auf 131 Monate 
angestiegen. — Die weiblichen Invalidisierten zeigten 
in den meisten Gruppen etwas niedrigere Ziffern als 
die Männer. Nur in der Gruppe IV (Krebs usw.), der 
Gruppe V (Geisteskrankheiten usw.) und der Gruppe 
XII (übrige Krankheiten) hatten die Frauen erheblich 
höhere Ziffern als die Männer, wobei noch berück- 
sichtigt werden muß, daß wegen der erst seit 1912 
bestehenden Rentenart der Witwenrenten die Bezugs- 
zeit der Frauen sich noch nicht voll auswirken konnte. 
Auch bei den Frauen zeigte sich in den Durchschnitts- 
bezugszeiten der einzelnen Krankheitsgruppen im 
Vergleich mit dem Vorjahre recht bedeutende Unter- 
schiede. Da aber die Besetzung aller übrigen Gruppen 
im Vergleich zu der Gruppe I (Altersschwäche und 
dergleichen) sehr gering war, ist die Verschiedenheit 
in den Jahren wahrscheinlich in der Hauptsache auf 
zufällige Ursachen zurückzuführen. 

Einen genaueren Einblick in die Verschiedenartig- 
keit der Rentenbezugsdauer bei einzelnen Krankheiten 
und Krankheitsgruppen gewähren die Anteilziffern 
für jede Bezugsdauergruppe in der Übersicht I. 
(Siehe Seite 232.) 

Von der Gesamtzahl der Männer waren schon über 


t 


eaa aaaea e—a — 


13 v. H. im ersten und etwa 14 in den ersten beiden 
Jahren des Rentenbezuges gestorben. Andererseits 
hatten 39 v. H. die Rente mehr als 10 Jahre bezogen 
und über 22 v. H. sogar über 15 Jahre. Wie schon 
die Durchschnittsziffern zeigten, waren die Unter- 
schiede zwischen den Krankheitsgruppen zum Teil 
sehr große: so starben von den Krebskranken schon 
fast 60 v.H. im ersten Jahr und von den Tuberkulösen 
fast 34 v. H., dagegen von den wegen Altersschwäche, 
Rheumatismus und Gicht und Augenleiden Invalidi- 
sierten nur etwa 3 v. H. Bei den weiblichen Rent- 
nern lagen die Verhältnisse ähnlich wie bei den 
Männern ; nur waren die kurzen und die sehr langen 
Rentenbezugszeiten seltener vertreten, ietztere aus 
dem schon mehrfach erwähnten Grunde. Soweit 
größere Unterschiede zwischen den Ziffern der beiden 
Geschlechter vorliegen, sind sie in der Hauptsache 
auf ein zu geringes Zahlenmaterial, das leicht Zufällig- 
keiten unterliegt, zurückzuführen. 

Zwischen dem Alter der Rentner zur Zeit des Ein- 
tritts der Invalidität und der Rentenbezugsdauer 
bestehen insofern starke Beziehungen, als die in 
jungen Jahren eingetretenen Invaliditäten meist 
schon nach einer sehr kurzen Zeit durch den Tod be- 
endigt werden, oder — anders ausgedrückt — daß die 
jungen Rentner in der Regel eine erheblich kürzere 
Rentenbezugsdauer haben als ihre Leidensgenossen 
in mittleren Jahren und selbst im höchsten Alter. 
Allerdings ist nicht das Alter zur Zeit des Eintritts 
der Invalidität die Ursache der längeren oder kürzeren 
Rentenbezugsdauer, vielmehr wird diese nur durch die 
Art und den Grad der Krankheit bestimmt, die die 
Invalidität herbeigeführt hatte. 

(Übersicht II siehe Seite 233.) 

Die Übersicht II, in der für fünfjährige Alters- 
gruppen die Durchschnittsbezugszeiten berechnet 
sind, zeigt, daß bei den männlichen Rentnern die 
durchschnittliche Rentenbezugsdauer von 36 Monaten 
in der Gruppe I (bis 24 Jahre) bis auf 128 Monate in 
Gruppe VII (50—54 Jahre) anstieg. Von der Gruppe 
IX ab (60 und mehr Jahre) nahm die durchschnitt- 
liche Rentenbezugsdauer erheblich ab, stieg allerdings 
in der Gruppe der 65—69jährigen wiederum auf 115 
Monate. Gegen das Vorjahr, das anscheinend in dieser 
Hinsicht etwas ungewöhnlich war, zeigten sich in 
diesem Jahre bedeutende Unterschiede: so waren 
in den untersten 3 Gruppen die durchschnittlichen 
Rentenbezugszeiten im Vorjahre um etwa ein Jahr 
höher als in diesem Jahre. Dagegen war die Zunahme 
der durchschnittlichen Rentenbezugszeiten in den 
beiden ältesten Gruppen um 114 bis 2 Jahre länger 
als im Vorjahre. — Die Frauen hatten bis zum 
54. Lebensjahre wie bisher in fast allen Altersklassen 
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DIE RENTENBEZUGSDAUER DER ALTERS- UND INVALIDITÄTSRENTNER 


Übersicht II. 


Die 1925 gestorbenen Invaliditätsrentner 
derLandesversicherungsanstaltRheinprovinz 
nach Geschlecht, Alter zu Beginn des Renten- 
bezuges und der durchschnittlichen Renten- 
bzzugsdauer in den Altersklassen. 


l Männer Frauen 
Alter in | oe re 
Grup- vollen Lebens- ' Durch- Durch- 
pen f amen zu | zu Pkt] zu [Mn 
Beginn der- bezugs- der bezugs- 
mer der Rente ; Personen ae A Personen e i 
Monaten Monaten 
I bis 24 182 | 36 96 49 
I i 25 „ 29 140 ; 54 76 51 
11 | 30 „3 175 | 68 75 99 
IV 35 , 39 169 106 76 119 
V d0 „ 4 230 89 121 119 
VI 45 ,„ 49 416 112 | 169 122 
VII | 50 , 54 636 ;: 128 | 320 135 
VIII | 55 ,, 59 1068 127 | 512 116 
IX | 60 ,„ 64 1431 104 | 669 103 
x | 65 „69 988 115 || 568 89 
XI 70 u. mehr 522 308 67 


zusammen ` 5957 | 108 © 2990 | 101 


längere Durchschnittszeiten als die Männer. Vom 
55. Lebensjahre ab waren die Ziffern für die Frauen 
geringer als.die der Männer, da in diesen Altersklassen 
die groBe Zahl der Witwen die Rentenbezugszeit aus 
dem mehrfach schon angegebenen Grunde herab- 
drückte. Ein fernerer Unterschied gegenüber den 
männlichen Rentnern lag darin, daß nur in der 
II. Gruppe (25—29 Jahre) die Durchschnittsziffer er- 
heblich geringer als im Vorjahre war, während bei den 
Gruppen I und III eine geringe Zunahme gegen das 
Vorjahr festgestellt werden konnte. 

Die Sterbeziffern, d. h. der Anteil der 1925 ge- 
storbenen Invaliden auf je 1000 in der Mitte des Jahres 
lebende Invaliden, waren naturgemäß sehr hohe und 
bedeutend größere als in der Gesamtbevölkerung. 
Da seit 1923 durch die Abschaffung der Altersrente 
in den Bestandszahlen der Invalidenrentner von mehr 
als 65 Jahren viele Personen enthalten sind, deren 
Rentnereigenschaft durch die Erlangung des 65. 
Lebensjahres, also durch Altersinvalidität und nicht 
durch den Eintritt einer Krankheitsinvalidität be- 
gründet war und diese sich nicht von den eigentlichen 
Invalidenrenten trennen lassen, so beziehen sich die 
nachstehenden Sterbeziffern der Rentner auf die 
Alters- und Invaliditätsrentner zusammen: in den 
Altersstufen bis zum 64. Lebensjahre einschließlich 
waren nur Invaliditätsrentner vorhanden, vom 65. 
Lebensjahre ab treten noch die Altersrentner hinzu, 
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woraus sich in den höheren Altersklassen die sehr 
günstigen Sterbeziffern der Rentner zum Teil er- 
klären. 

In der nachfolgenden Übersicht sind die Sterbe- 
ziffern für die Gesamtbevölkerung Deutschlands in 
den Jahren 1923 und 1924 und des Rentnerbestandes 
der Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz ın der 
Jahren 1924 und 1925 gegenübergestellt worden. 
Leider war es nicht möglich, für die beiden Bevölke- 
rungsmassen die gleichen Jahre zu nehmen; da aber 
die Unterschiede in der Sterblichkeit der Bevölkerung 
in dem Zeitraum 1923—1925 nur gering waren, läßt 
sich eine derartige zeitlich verschiedene Gegenüber- 
stellung vertreten. 

Auf je 1000 Lebende der bezeichneten Bevölkerungs- 
masse starben in den nachstehenden Altersklassen 
Personen aus den gleichen Gruppen: 


Alters- und Ir Invaliditäts- 


Alters- | Gesamtbevölkerung rentner der Landesver- 


stufen | Deutschlands im Jahre | sicherungsanstalt Rhein- 
in vollen | provinz im Jahre 
Lebens- 1923!) 1924!) 1924 | 1925 
jahren Män- Män- | Män- ie 
| ner Frauen! ner Frauen] ner ann ner |Frauen 


| 406,31337,5 |400,0] 361,1 


bis 24 | 5,0 45 


20 4,81 3,9 
25 „29 | 53 5,0| 4,5! 4,3|115,4|130,0'127,3| 131,0 
30,34 | 49 51l 42 4,6 66,5 86,6! 47,5 
35 „39 | 551 57 48 5,1 32,0 55,7| 38,4 
40 „ 44 | 68 6,4! 62 6,0 31,3|| 78,1) 33,6 
a5, 49 | 91! 82) 85 76: 31,3) 77,2! 31,7 
50 „54 j 13,1] 11,2; 12,4) 10,6, 74,5 31,2) 80,0 28,6 
55 „ 59 || 19,9) 16,4! 18,9 15,6 81,71 34,6 , 79,1" 26,0 
60, 64 | 31,6) 26,2: 29,7) 24,8) 74,1 370| 67,9| 30,3 
65 ,„ 69 || 49,61 43,1" 46,41 40,3! 52,91 46,6] 46,8] 40,9 
70 „ 74 | 82,7) 74,0 75,01 67,2 87,4 6.6 77,9| 67,1 
75 „ 79 |133,9|124,3 119,3] 110,9,,117,11118,4 |123,3| 102,0 
80 ,, 84 |213,9] 196,1 159,9 164,8 | 201,7| 165,8 
85 ,, 89 |326,6|306,0 284.31270,5, ‚220,3, 215,4 |284,0| 244,6 
90 u. mehr||371,1|389,1 323,5 302.8. 164 4|203,4 [300,0] 174,6 


Die sehr bedeutenden Unterschiede in den Sterbe- 
ziffern der beiden Bevölkerungsmassen bis zum 64. 
Lebensjahre erklären sich leicht daraus, daß die In- 
validitätsrentner, da sie mehr als ?/s erwerbsunfähig 
waren, sehr schwerkrank waren. Besonders hoch 
waren die Sterbeziffern der Rentner in den beiden 
jüngsten Altersklassen ; die Zahl der Gestorbenen aus 
diesen beiden war allerdings sehr gering, so zum Bei- 
spiel 1925 nur 112 und 133 Männer und 52 und 76 
Frauen, wie überhaupt die zur Berechnung der Ziffern 
verwandten absoluten Zahlen in der Rentnermasse 
gegenüber der Gesamtbevölkerung Deutschlands 
äußerst gering waren, was bei der Beurteilung der sehr 
hohen Sterbeziffern der Rentner auch nicht unbe- 

1) Wirtschaft und Statistik, 6. Jahrgang, 1926, Seite 679. 
Die Angaben für 1925 waren noch nicht veröffentlicht. 

17 


234 


achtet bleiben darf. Vom 65. Jahre ab waren die 
Sterbeziffern der Rentner in allen Altersklassen nur 
um ein Geringes höher oder sogar günstigere als die 
der Gesamtbevölkerung, was zum Teil darauf zurück- 
zuführen ist, daß von dieser Altersgruppe ab unter 
den Rentnern sich ein großer Teil von völlig gesunden 
Personen, nämlich die Altersrentner, befand. Trotz- 
dem bleibt es doch sehr bemerkenswert, daß die 
Rentnerziffern zum Teil geringer als die der Gesamt- 
bevölkerung waren — die Verschiedenheit der Jahre 
(bei der Gesamtbevölkerung 1923 und 1924 und bei 
den Rentnern 1924 und 1925) ist hierbei von einer 
ganz geringen Bedeutung —, obgleich unter den 
Rentnern dieser Altersklassen sich auch viel kranke 
Personen befanden. 


Die Sterbeziffern für den gesamten Rentnerbestand 
in den Jahren 1924 und 1925 waren bei den Männern 
79,9 und 77,9 und bei den Frauen 54,3 und 41,1: die 
Sterblichkeit in dem Gesamtrentnerbestande hatte 
sich also von 1924 auf 1925 verringert und zwar bei 
den Frauen ziemlich erheblich. In den Altersklassen 
zeigten sich zwischen beiden Jahren teilweise größere 
Unterschiede, die aber in der Hauptsache wegen des 
geringen Zahlenmaterials als zufällige anzusprechen 
sind. Bei der Bildung größerer Altersgruppen zeigte 
sich, daß die Sterblichkeit in der jüngsten Alters- 
klasse (bis 34 Jahre) bei den Männern größer geworden 
war; bei den Frauen traf dieses erst in der 2. Gruppe 
(35—49 Jahre) zu. Ferner hatte bei beiden Geschlech- 
tern die Sterblichkeit in der letzten Altersgruppe 
(80 und mehr Jahre) zugenommen. In den übrigen 
Gruppen war eine Abnahme von 1924 auf 1925 fest- 
zustellen, die ungefähr das gleiche Ausmaß wie bei 
dem gesamten Rentnerbestand hatte. Die Ziffern 
sind folgende: 


Altern Jjolleh | Auf je 1000 in der Mitte des betreffenden 
Lebensjahren Jahres lebende Rentner kamen gestorbene 
zur Zeit des Wegfalls Männer Frauen 
der Rente se = er 
| 1924 | 1925 | 1924 1925 
bis 34 107,4 | 130,8 1131 | 1042 
35 „ 49 73,0 71,7, 31,4 33,7 
50 , 64 76,4 73,2 " 35,1 28,6 
65 ,„ 79 73,7 67,8 j 64,0 59,5 
80 u. mehr 171,8 219,8 175,4 179,8 
zusammen ` 79,9 77,9 | 54,3 | 41,1 


| 


In den fünfjährigen Altersgruppen waren die Unter- 
schiede in den Sterbeziffern zwischen den beiden Ge- 
schlechtern sehr viel größere als in der Gesamt- 
bevölkerung. Dieses zeigte sich auch bei den 15jähri- 
gen Altersgruppen. Wahrscheinlich ist dieses darauf 
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zurückzuführen, daß die Invalidisierung der Männer 
erst bei einem schlimmeren Krankheitszustande als 
bei den Frauen in der Regel eintritt, so daß jene 
früher als die Frauen ihren Leiden erliegen. Ferner 
ist wohl mit Recht anzunehmen, daß gewöhnlich die 
Männer durch ihre schwere Berufsarbeit stärker ver- 
braucht sind als die Frauen durch ihre hauswirtschaft- 
liche Tätigkeit, die von einem sehr großen Teil der 
invalidisierten Frauen viele Jahre vor dem Eintritt 
der Erwerbsunfähigkeit ausgeübt wird. 

Die Zusammenhänge zwischen dem Alter zur Zeit 
des Beginns der Rente und der durchschnittlichen 
Rentenbezugsdauer für die Krankheiten und 
Krankheitsgruppen mit einer größeren Zahl von 
Fällen sind aus der Übersicht III zu entnehmen. Da 
für die jüngste Altersgruppe meist nur sehr geringes 
Zahlenmaterial vorlag, zeigt sich die oben erwähnte 
Tatsache, daß die Rentenbezugsdauer bei der in ganz 
jungen Jahren eingetretenen Invalidität kürzer ist, 
als wenn dieses in höheren Lebensjahren geschieht, 
nur bei den Tuberkulosen, den sonstigen Lungen- 
krankheiten der Männer und den weiblichen Herz- 
kranken. Wie in der Gesamtheit hatten auch bei den 
in der Übersicht III gebildeten Krankheitsgruppen 
die beiden Altersklassen „40-49“ und „50—59 Jahre“ 
meist die längsten durchschnittlichen Rentenbezugs- 
zeiten. Bei vielen Krankheiten, die in diesen Alters- 
klassen die Invalidität herbeigeführt hatten, fanden 
sich durchschnittliche Rentenbezugszeiten von 10 bis 
15 Jahren und in mehreren Fällen sogar noch über 
15 Jahre. Bemerkenswert sind die in allen Alters- 
klassen sehr geringen durchschnittlichen Bezugszeiten 
bei Tuberkulose und namentlich bei Krebs und sonsti- 
gen Geschwülsten. 

Wenn auch der Tod stets die weitaus häufigste 
Wegfallursache war, so war in früheren Jahren die 
Zahl der Fälle, in denen die Rente wegen Wieder- 
erlangung der Erwerbsfähigkeit weggefallen 
war, relativ häufig. So machte dieser Wegfallgrund 
in den Jahren 1922 und 1923 noch 22,6 und 17,1v.H. 
der Gesamtzahl der weggefallenen Renten aus, wäh- 
rend im Jahre 1924 wegen der besonders schwieri- 
gen wirtschaftlichen Verhältnisse in der Rheinprovinz, 
namentlich wegen der ganz ungewöhnlich großen 
Arbeitslosigkeit, diese Ziffer nur 7,8 v. H. lautete. Im 
Jahre 1925 hatte sich der Anteil der erwerbsfähig 
Gewordenen an der Gesamtzahl der Wegfälle auf 
9,6 v. H. erhöht, war also auch in diesem Jahre noch 
erheblich geringer als in den beiden letzten Inflations- 
jahren. — Im Gegensatz zu den Ergebnissen der 
früheren Jahre, auch dem von 1924 trat diese Wegfall- 
ursache zum ersten Male bei den Männern seltener 
auf als bei den Frauen: bei den Männern wurde eine 
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Anteilziffer von 9,3 (wie 1924), dagegen bei den 
Frauen eine solche von 10,2 (1924: 5,0) v. H. fest- 
gestellt. — Auf je 1000 in der Mitte des Jahres vor- 
handene Invaliditätsrenten unter 60 Jahren wurden 
wieder erwerbsfähig bei den 


1925 1924 1923 
Männern ...... 32 23 48 
Frauen........ 17 6 15 
zusammen 25 14 32 


Der Rückgang der Erwerbsfähigkeitsziffer von 1923 
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auf 1924 ist also sehr bedeutend gewesen, und die Zu- 
nahme von 1924 auf 1925 erreichte noch nicht den 
Stand von 1923. — Die Zunahme der Erwerbsfähig- 
keitsziffer bei den Frauen ist dadurch zu erklären, daß 
im Berichtsjahre im Gegensatz %u den früheren Jahren 
das weitere Bestehen der Invalidität bei den Frauen 
in dem gleichen Maße wie bei den Männern nachge- 
prüft worden ist, wobei sich ergab, daB gerade unter 
den Frauen eine nicht ganz geringe Anzahl von Per- 
sonen die Erwerbsfähigkeit wiedererlangt hatte, so 
daß ihnen die Rente entzogen werden konnte. 


Übersicht IV. 


Die 1925 erwerbsfähig gewordenen Invaliditätsrentner der Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz nach Geschlecht, Invaliditätsursache und Rentenbezugsdauer. 


Hauptursache der Invalidität Frauen 
Durch- Durch- 
schnittliche G schnittliche 
Gruppen- | Nummern Bezeichnun Renten- esamt- Renten- 
nummer des R.V. A £ bezugsdauer |! zahi bezugsdauer 
t in vollen in vollen 
Monaten Monaten 
I | 2a—3 ' Rheumatismus, Gicht ...........222e220020. 17 44 
Il | 4 Tuberkulose der Lungen .................. 75 57 
lI 5 Tuberkulose anderer Organe .............. 24 73 
IV | 8, 9 Geisteskrankheiten, Krankheiten des Gehirns | 
und seiner Häute .........ccer0ccccunne | 28 68 11 88 
V 10a—12 Epilepsie und sonstige Neurosen, Krankheiten 
des Rückenmarks und der Nerven ....... | 64 68 ie 48 59 
VI 15—17 Krankheiten der Atmungsorgane außer Tuber- | | 
külose un. ee re 51 | 51 | 27 76 
vi 18 Krankheiten des Herzens und der Haupt- | | 
Schlagader.....:....::..80.s4. 222 ur 29 | 63 | 32 67 
VIII 20—21 b Krankheiten des Magens, Darmes, Bauchfelles, | 
der Leber und anderer innerer Organe ... 21 65 | 22 91 
IX 28a, b Bei den Männern: Folgen mechanischer Ver- | 
bzw letzungen und anderer äußerer Einwirkungen | 
la, b Bei den Frauen: Entkräftung, Blutarmut . 173 66 45 63 
X Übrige Sonstige Krankheiten .........22csssene 0. 73 47 55 66 
zusammen 622 61 356 65 


In der Übersicht IV sind die erwerbsfähig ge- 
wordenen Personen nach der durchschnittlichen Ren- 
tenbezugsdauer und Krankheitsgruppen ge- 
gliedert. Die Einteilung mußte etwas anders als bei 
den Gestorbenen gemacht werden, um zu vermeiden, 
daß einzelne Krankheitsgruppen ein zu geringes 
Zahlenmaterial aufweisen. Die Unterschiede zwischen 
den Krankheitsgruppen hinsichtlich der Bezugsdauer 
waren sehr viel geringere als bei den Gestorbenen. Bei 
den männlichen Rentnern war die kürzeste Durch- 
schnittsbezugszeit 38 Monate (Rheumatismus und 
Gicht) und 48 Monate (Tuberkulose anderer Organe). 


Die längsten Bezugszeiten hatten mit über 60 Monaten 
die Krankheiten des Herzens (63 Monate), des Magens 
usw.(65 Monate), die Folgen mechanischer Verletzungen 
usw. (66 Monate), Lungentuberkulose (66 Monate), 
Geisteskrankheiten usw. und Epilepsie usw. (beide je 
68 Monate). — Bei den Frauen war das Zahlenmaterial 
für alle Krankheitsgruppen sehr gering, so daß die 
errechneten Durchschnittsziffern in vielen Gruppen 
kaum eine Bedeutung besitzen. 

Auf die nachstehend gebildeten Rentenbezugsdauer- 
gruppen verteilten sich die wiedererwerbsfähig ge- 
wordenen Rentner wie folgt: 
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Ser 


Männer 


Rentenbezugsdauer ` En Frauen 
IL N OLIEILNONAIEN . absolut v. H. absolut v. H. 
bis 12 188 30,2 39 11,0 
13 4.24 48 447 41 11,5 
29.33: 790 28 4,5 39 11,0 
NE u E 6,3 51 14,3 
49 ,, 60 28 4,5 46 12,9 
i y T2 | 5 8,7 45 12,6 
73 $4 | 6 10,5 22 6,2 
85 „ 96 | 43 6,9 5 1,4 
97 ,, 120 | 66 10,6 26 7,3 
121 u.mehr | 63 10,1 42 11,8 
zusammen ' 


622 | 100,0 | 356 | 100,0 
| 


| 
Von den Männern wurde eine größere Anzahl 
schon im ersten Jahre nach Beginn des Rentenbezuges 
wieder erwerbsfähig und zwar fast 1, aller Fälle. Im 
Gegensatz zu den Vorjahren war die Anteilziffer für 
das erste Bezugsjahr dieses Mal besonders hoch, ohne 
daß hierfür eine Erklärung gegeben werden könnte. 
Über 15 Jahre hatten 32 Personen die Rente bis zur 
Wiedererlangung der Erwerbsfähigkeit bezogen und 
über 20 Jahre auch noch 16 Personen. — Bei den 
Frauen war die Verteilung auf die Rentenbezugs- 
dauergruppen in diesem Jahre ähnlich wie im Vor- 
jahre. Ebenso konnte auch dieses Mal beobachtet 
werden, daß, abgesehen von der ersten Bezugsdauer- 
gruppe die Frauen in den kürzeren Bezugsdauer- 
gruppen stärker als die Männer vertreten waren. Über 
15 Jahre hatten die Rente 23 Frauen und über 20 
Jahre 11 Frauen bezogen, bis sie wieder erwerbsfähig 
geworden waren. 


Während vom Jahre 1921 ab die Durchschnitts- 
Rentenbezugszeiten für die wieder erwerbsfähigen 
Personen von Jahr zu Jahr zugenommen hatten, 
konnte für 1925 eine solche Zunahme nicht mehr fest- 
gestellt werden, da die Ziffern für beide Geschlechter 
mit 61 beziehungsweise 65 Monaten aus dem Jahre 
1925 fast genau die gleichen wie im Vorjahre waren. 


In der Übersicht V ist das Alter der wiedererwerbs- 
fähig gewordenen Rentner zur Zeit des Beginns der 
Rente zu ihrer Rentenbezugsdauer in Beziehung 
gesetzt. Gegenüber den Ergebnissen bei den Ge- 
storbenen ist hier das Bemerkenswerte, daß die durch- 
schnittlichen Rentenbezugszeiten für die fürfjährigen 
Altersklassen bei beiden Geschlechtern in einer großen 
Zahl der Altersklassen ungefähr gleich waren. So war 
die Durchschnittsbezugsdauer in den Altersklassen 
bis zu 39 Jahren bei den Männern zwischen 67 und 
80 Monaten und bei den Frauen sogar in den Alters- 
klassen bis zu 44 Jahren zwischen 63 und 81 Monaten. 
Dagegen hatte die jüngste Altersklasse der Ge- 
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storbenen eine durchschnittliche Rentenbezugs- 
dauer von 36 beziehungsweise 49 Monaten und in den 
Altersklassen zwischen 35 und 45 Jahren etwa 110 und 
120 Monate. — Die sehr lange Bezugszeit von 80 Mona- 
ten in der jüngsten Altersklasse der Männer ist bisher 
in früheren Jahren nicht beachtet worden: wahr- 
scheinlich ist diese hohe Ziffer auf die verschärfte 
Rentnerkontrolle zurückzuführen, die sich natur- 
gemäß in erster Linie auf die jüngsten Rentner er- 
streckte. 


Übersicht V. 


Die 1925 wegen Wiedererlangung der Erwerbs- 
fähigkeit ausgeschiedenen Invaliditätsrent- 
ner der Landesversicherungsanstalt Rhein- 
provinz nach Geschlecht, Alter zu Beginn des 
Rentenbezugsunddurchschnittlicher Renten- 
bezugsdauer in ı den Altersklassen. 


| 


t Frauen 


Männer 
Alter in | 
Grup- , ‚vollen Lebens- ' Durch- | Durch- 
pen- h schnittliche schnittliche 
num- ' jahren zu | Zahl Renten- i Zahl Renten- 
Beginn | der bezugs- der bezugs- 
mer der Rente | Personen a Personen A 
Monaten ' Monaten 
he ER A zu; Er rg a > kr nz 
| 
Ei 9 | 80 u 39 | 66 
H | 25 „ 29 110 7 ' 72 76 
IE © 30 ,, 34 110 i 78 | 53 8l 
IV 35 „39 94 | 79 73 
v4, 44 65 i 47 6l 63 
VI 3 „4 6l 35 51 46 
VIE. 50 u. mehr 8 | 28 31 37 
j ' | 
| zusammen | 6 2 | 6 i 356 65 
i a 
Wie leicht erklärlich, nahm die Zahl der erwerbs- 


fähig Gewordenen von Altersgruppe zu Altersgruppe 
ab, das heißt, die Zahl dieser Personen war in den 
jüngsten Altersklassen relativ am häufigsten und in 
den ältesten ebenso am seltensten. So wurden 1925 
auf je 1000 in der Mitte des Jahres vorhandene In- 
validitätsrentner erwerbsfähig in den nachstehenden 
Altersklassen : | 


Alter in vollen í 
Lebensjahren zur Zeit 


Männer j Frauen | Überhaupt 
der Wiedererlangung 


l 


der ESERE | ; \ 
rn De | 
bis 29 87 79 
30 „ 39 52 | 36 45 
40 , 49 | 36 25 31 
50 , 59 14 | 7 j 10 
n ae Bar u a 
Überhaupt | 31 11 25 


i 
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Die Erwerbsfähigkeitsziffer war für die Frauen in 
allen Altersklassen wie auch in der Gesamtheit be- 
deutend geringer als die für die Männer, was daraus 
zu erklären ist, daß letztere nur bei allerschwerstem 
Siechtum ohne eigentliche Berufsarbeit ihr Leben 
fristen können, während die invaliden Frauen häufig 
noch im Haushalt tätig sind, wenn vielleicht auch 
meist im verminderten Grade, bei welcher Tätigkeit 
allein es schwierig ist, ihnen die Rente zu entziehen. — 
Gegen das Vorjahr war die Häufigkeit des Wieder- 
eintritts der Erwerbsfähigkeit in fast allen Alters- 
klassen etwas größer geworden:: so betrug im Vorjahre 
für die Gesamtheit der Männer diese Ziffer nur 23 
und für die Frauen nur 6 gegen 31 und 11 in diesem 
Jahre. Die Zunahme der Erwerbsfähigkeitsziffer ist 
auf die Wiederaufnahme der örtlichen Rentnerkontrolle 
zurückzuführen. Trotzdem sind die aus den Jahren 
1922 und 1923 festgestellten Ziffern auch in diesem 
Jahre noch lange nicht erreicht. 


Von den 1260 weggefallenen Witwen- und Witwen- 
Krankenrenten waren 94 = 7,5 v.H. wegen Wieder- 
verheiratung eingestellt worden. Gegen das Vor- 
jahr war die Zahl der wieder heiratenden Witwen 
absolut wie anteilmäßig zurückgegangen, da im Vor- 
jahre 108 = 9,2 v.H. Witwen eine neue Ehe schlossen. 
Die Heiratenden waren auf die meisten Invaliditäts- 
ursachen in kleinen und kleinsten Gruppen verteilt 
und zwar waren unter den die Invalidisierung be- 
sonders häufig verursachenden Krankheiten auch die 
Eheschließenden zahlreicher vertreten, so auch 13 
Tuberkulöse, was bei der starken Ausbreitung der 
Tuberkulose nicht hoch erscheint. Dagegen ist es auf- 
fällig, daß unter den 94 Frauen dieser Art 5 wegen 
Altersschwäche und 11 wegen Herzkrankheiten In- 
validisierte eine neue Ehe eingegangen waren. Von 
den heiratenden Frauen standen zur Zeit der neuen 
Eheschließung im Alter von 


bis zu 29 Jahren 3 


von 30 bis 39 ,, 20 
„40 ,„4 „17 
I a 
„ 60 u.mehr ,„ 17, darunter eine Witwe 


von 71 Jahren. 


Das Durchschnittsalter zur Zeit der Eheschließung 
betrug für die 94 Frauen 49 Jahre und war gegen das 
Vorjahr (50 Jahre) fast gleich geblieben. Da durch 
den Krieg der Überschuß an jungen Frauen über die 
Männer ein sehr großer ist, und da die heiratenden 
Rentnerinnen meist in hohen Lebensjahren standen 
und in sehr vielen Fällen wahrscheinlich noch schwer 
krank waren, muß die hohe Zahl der alljährlich eine 
neue Ehe eingehenden Witwen als sehr auffällig be- 
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zeichnet werden. — Die durchschnittliche Renten- 
bezugsdauer der 94 Witwen betrug 38 Monate und 
hatte sich gegen das Vorjahr um 5 Monate erhöht. 


IV. 


Für sämtliche in den Jahren 1923 bis 1925 wegge- 
fallenen Alters- und Invaliditätsrenten (ohne die Um- 
wandlungen) betrug die durchschnittliche Renten- 
bezugsdauer bei den 


1925 1924 1923 
Männern ...... 94 93 88 
Frauen ......... 94 62 85 
Überhaupt 94 93 88 


Nach Rentenartenunterschieden betrug die durch- 
schnittliche Rentenbezugsdauer der in den Jahren 1923 
bis 1925 weggefallenen Renten (ohne die Umwand- 
lungen) bei den 


1925 1924 1923 

Alters- und Alters-Inva- 

lidenrenten ......... 63 59 63 Monate 
Eigentliche Invaliden- 

und Krankenrenten.. 107 105 95 i 
Alters-, Invaliden- und 

Krankenrenten...... 99 47 92 a 
Witwen- und Witwen- 

krankenrenten ...... 54 52 46 i; 


Die im Vergleich mit den Invaliden- und Kranken- 
renten geringere Rentenbezugsdauer bei den Witwen 
wie auch bei den Altersrenten erklärt sich daraus, daß 
die Berechtigten der letzteren beiden Arten in den 
meisten Fällen erheblich später in den Rentengenuß 
gelangt waren als die eigentlichen Invalidenrentner. 
Bei den Witwenrenten kommt noch hinzu, daß diese 
Rentenart erst seit dem Jahre 1912 besteht und daß 
daher die längste Bezugsdauer für eine Rente dieser 
Art höchstens 14 Jahre betragen konnte, wäl:rend 
bei den übrigen Rentenarten erheblich längere Be- 
zugszeiten, und zwar nicht nur ganz vereinzelt, vor- 
kamen. 


Von Interesse dürften auch noch die Wegfall- 
ziffern für die Gesamtheit der Wegfallgründe 
(wiederum ohne die Umwandlungen) bei sämtlichen 
Alters- und Invaliditätsrenten sein. Auf je 1000 in 
der Mitte der Jahre 1924 beziehungsweise 1925 leben- 
den Alters- und Invaliditätsrentner der nachstehenden 
Altersklassen kamen weggefallene Rentner aus den 
gleichen Altersklassen: 


| 
Alter zur | 


Zeit des 1925 1924 
Wegfalls || 
der Rente | 
in vollen ERS 2 zZ = 
a | Männer | Frauen | Br Männer | Frauen 
| 
bis 29 266 | 257 | 263 253 | 210 236 
30 ,„ 39 123 88 109 121 83 105 
40 ,„ 49 115 61 88 | 118 48 82 
50,59" 95 39 63 93 4o 64 
60 ,„ 69" 56 38 49 65 46 58 
70 „ 79} 95 79 89 9y 82 93 
80 u. m. | 222 182 210 i 173 175 : 174 
| 
87 58 76 


In den beiden jüngsten und der ältesten Altersklasse 
war die Wegfallhäufigkeit im Jahre 1925 größer als 
1924, während für die mittleren Altersklassen und 
die Gesamtheit das Umgekehrte der Fall war. Neben 
der Verlängerung der Krankheits- und Lebensdauer 
der gestorbenen Rentner rief die sehr große Zahl der 
Neufestsetzungen des Berichtsjahres ein Herabgehen 
der Wegfallziffern in den mittleren Altersklassen her- 
vor. Da auch weiterhin mit einer Zunahme der Dauer 
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der Rentenbezugszeiten zu rechnen ist, so erhöhen 
sich die Rentenlasten der Versicherungsträger und des 
Reiches, ganz unabhängig von der sonstigen Er- 
höhung der Rentenbeträge nicht unbedeutend. 

Eine Verringerung der sehr hohen Rentenlasten 
durch Herabsetzung der Rentenbeträge im einzelnen 
oder durch den Wegfall der Rentengewährung an die 
noch nicht invaliden 65jährigen Versicherten, eine 
immer wieder von sehr beachtenswerter Seite ver- 
tretene Forderung, ist unter den zur Zeit für die Ver- 
sicherten und Rentner besonders schwierigen wirt- 
schaftlichen Verhältnissen gänzlich ausgeschlossen. So 
bleibt als einziges wirksames Mittel zur Verhinderung 
oder Herausschiebung des Eintritts der Invalidität 
nur die Heilverfahrenstätigkeit der Versicherungs- 
träger. An dieser in großzügigem Maßstabe durch- 
geführten Betätigung der Versicherungsträger haben 
nicht nur die Versicherten, die hierdurch vor dem 
großen Unglück frühzeitiger, beziehungsweise vor- 
zeitiger Invalidität bewahrt werden, sondern auch 
ganz besonders die Gesamtheit des Deutschen Volkes 
und die Versicherungsträger aus finanziellen Gründen 
ein großes Interesse, um die Anschwellung der Renten- 
last aufeine nurschwer zutragende Höhe zu verhindern. 
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Der medizinalstatistische Unterricht in England. 
Von M. GREENWOOD, London. 


Die Geschichte der Statistik in England liefert gute 
Beispiele von dem Empirismus, dem „gesunden Men- 
schenverstand‘‘,der als eine besondere englische Eigen- 
schaft gilt. Es kann ja sein, daß der Urheber der eng- 
lischen Gesundheitsstatistik, John Graunt (1620 bis 
1673), etwas Höheres als unmittelbare praktische An- 
wendungen im Auge hatte, denn er schrieb: „I might 
answer, that there is much pleasure in deducing so 
many abstruse and unexpected inferences out of these 
poor despised Bills of Mortality ; and in building upon 
that ground which hath lain waste these sixty years‘). 
Zweifellos war Edmund Halley (1650—1742), Er- 
finder der Sterbetafel, ein hervorragender Natur- 
forscher. Es war aber nicht England, sondern Deutsch- 
land, wo John Graunt im 18. Jahrhundert einen 
Nachfolger und Erweiterer fand (Johann Peter Süß- 
milch); es war nicht England, sondern die Schweiz 
und Frankreich, wo man die Wahrscheinlichkeits- 
berechnung weiter als Halley bearbeitete; wenn in 
England etwas geleistet wurde, war es kein Engländer, 
sondern der Franzose Abraham de Moivre, der mit 
den Bernouillis sich messen durfte. Am Ende des 
18. Jahrhunderts war die englische Vital-Statistik 
keineswegs besser ausgebildet als am Anfang jenes 
Jahrhunderts und die ‚Observations on the Increase 
and Decrease of Different Diseases and particularly 
of the Plague“ des berühmten Arztes William Heber- 
den des Jüngeren, im Jahre 1801 herausgegeben, sind 
technisch nicht weiter entwickelt und viel weniger 
sinnreich als die Bemerkungen. des schon 130 Jahre 
verstorbenen Tuchhändlers John Graunt. 

Vom medizinalstatistischen Unterricht war, wie vom 
statistischen Unterricht überhaupt, damals in Eng- 
land noch keine Rede, obgleich der letztere vor dem 
Ende des 18. Jahrhunderts in Deutschland und Öster- 
reich (wenigstens im Sinne Achenwalls) ziemlich 
hoch stand. 

In einem im Jahre 1803 geschriebenen Brief an 
Lord Grenville entwarf der berühmte Minister 
William Pitt der Jüngere einen Lehrplan für zu- 
künftige Staatsmänner und empfahl: ‚authors in the 
several branches of classics (especially Greek) mathe- 


1) Natural and Political Observations mentioned in a follow- 
ing Index and made upon the Bills of Mortality, by Capt. 
John Graunt. 4!" Edition. Oxford, 1665. p. 146. 


matics, and philosophy, ethics, public law and treaties, 
history and memoirs, and what (for want of any other 
term) I am afraid I must be contented to call statis- 
tics. By the latter I mean of course Adam Smith, 
and a very little besides‘‘?). 

Da der allgemeine statistische Unterricht so niedrig 
stand, kann es nicht überraschen, daß von einem 
medizinalstatistischen Unterricht noch keine Rede sein 
konnte. Das erste Lehrbuch ‚Elements of Medical 
Statistics‘, im Jahre 1829 von Francis Bisset 
Hawkins, M.D. (1796—1877) herausgegeben, hat 
keine große wissenschaftliche Bedeutung. 

Ein neues Zeitalter für die englische Sanitäts- 
statistik fängt im Jahre 1839 mit der Einberufung von 
William Farr (1807—1883) in eine untergeordnete 
Stelle in dem kurz vorher begründeten General 
Register Office an. Farr war ein echt englischer 
Typus, nicht sehr akademisch gebildet, aber mit un- 
geheurem Fleiß, Selbstvertrauen und Enthusiasmus 
ausgerüstet. Man kann fast sagen, daß die Geschichte 
der englischen Vital-Statistik zwischen 1840 und 1880 
eine einfache Beschreibung von Farrs amtlichen und 
außeramtlichen Abhandlungen ist. Es war Farr, der 
Staatsmänner, Privatleute, ja selbst einzelne Medi- 
ziner davon überzeugte, daß die medizinische wie die 
politische Arithmetik (von Sir William Petty) etwas 
Nützliches leisten kann. Zur gleichen Zeit wendete 
Francis Galton (1822—1911), der mehr Genie, aber 
nicht soviel Ausdauer wie Farr besaß, die statistische 
Methode bei den verschiedensten Problemen der 
Anthropologie, der Erblichkeitslehre und der Sozio- 
logie an. Trotzdem der Einfluß von Farr auf die 
amtlichen und medizinischen Kreise und von Galton 
(Vetter und intimster Freund Charles Darwins) auf 
die Anthropologen und Naturforscher nicht sehr groß 
war, genügte er doch dazu, einzelne Mediziner zu 
begeistern, worunter Longstaff, Tatham, Shirley 
Murphy und Newsholme die bekanntesten sind. 
Es fehlte aber immer noch an akademischem Unter- 
richt. Wahr ist es, daß schon damals, als man das 
öffentliche Gesundheitsdiplom (Diploma in Public 
Health) einführte und dessen Besitz als obligatorische 


t) Report on the Manuscripts of J. P. Fortescue Esq. 
preserved at Dropmore. Vol. VII. p. 192 (Historical Manu- 
scripts Commission, 1910). 
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Vorbedingung für die Bekleidung des Amtes eires 
Medical Officer of Health (nur für die großen Ge- 
meinden) gesetzmäßig vorschrieb, die Vital-Statistik 
einen Platz im Lehrplan fand; nicht aber außerhalb 
des Lehrplans! Höchstens hörte der Student eine oder 
zwei Vorlesungen über Vital-Statistik an, niemals aber 
wurden seine Kenntnisse (oder, richtiger gesagt, seine 
Unkenntnisse) akademisch geprüft. Am Ende des 
19. Jahrhunderts fing'wieder eine Epoche für die eng- 
lische Statistik an. Damals erschien der größte der 
englischen statistischen Forscher und Lehrer, Karl 
Pearson (geb. 1858). In seiner Eigenschaft als 
Fachmathematiker und zuerst Professor für ange- 
wandte Mathematik im University College London 
interessierte sich Pearson dafür, Galtons sinnreiche 
Ideen mathematisch zu gestalten. Anfangs war die 
Statistik für ihn mehr ein Steckenpferd. Allmählich 
aber lenkte sich sein Interesse mehr und mehr auf 
die statistische Methode und ihre Anwendungen. 
Seit 1911 ist Pearson Professor für Eugenik und Leiter 
des Galton-Instituts an der Universität von London. 
Hier ist es nicht angebracht, Pearsons Versuche, 
noch weniger die heftige Polemik über einzelne der- 
selben zu besprechen. Es genügt festzustellen, daß in 
den letzten 25 Jahren der Einfluß Pearsons fast un- 
beschränkt gewesen ist. Die große Mehrzahl der be- 
deutenden englischen Statistiker des 20. Jahrhunderts 
sind seine Schüler gewesen, und es gibt keinen, der 
von seinem Einfluß frei geblieben ist. Bis 1910 war 
es nur in Pearsons Laboratorium möglich, einen gründ- 
lichen statistischen Unterricht zu bekommen, und sein 
Institut war — und wird immer sein — das Mekka der 
englischen und der amerikanischen Studenten. 

Die Gründung einer Medizinalstatistischen Ab- 
teilung im Lister Institute of Preventive Medicine im 
Jahre 1910, die Ernennung von Udny Yule (ein 
früherer und hervorragender Schüler Pearsons) zum 
statistischen Lehramt an ‘der Universität Cambridge 
im Jahre 1911 und die Gründung einer Statistischen 
Abteilung in dem Medical Research Council im Jahre 
1913 waren Folgen des Anstoßes, den Pearson zur 
Entwicklung der Statistik als Wissenschaft gegeben 
hatte. Vor 1914 war die Zahl der Mediziner, die 
statistische Ausbildung bekamen, klein, jedoch nahm 
sie später regelmäßig zu. 

Nach dem Weltkrieg wurde die Statistische Ab- 
teilung im Lister Institut aufgegeben, jedoch ernannte 
das Gesundheitsministerium einen Medizinalstatistiker 
als etatsmäßiges Mitglied des Stabes. Seitdem haben 
im University College (in Pearsons Institut), in 
Cambridge (in Yules Laboratorium) und im Natio- 
nal Institute for Medical Research (wo der 
Statistiker des Gesundheitsministeriums, Greenwood, 
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und der Statistiker des Medical Research Council, 
Brownlee, ihre Arbeitsplätze haben), verschiedene 
Mediziner studiert. 

Es ist aber nicht zu verhehlen, daß die Zahl der 
Studenten ziemlich klein bleibt und daß die Mehrzahl 
Ausländer sind. Dafür gibt es verschiedene Gründe, 
hauptsächlich aber zwei. 

1. Die allgemeine akademische Vorbildung der eng- 
lischen Mediziner ist ziemlich ungenügend. Sehr wenige 
unter ihnen besitzen die mathematische Bildung eines 
deutschen Gymnasiasten in Unterprima. Die moderne 
Statistik aber, bearbeitet fast ausschließlich von Fach- 
mathematikern, ist, eben im „praktischen‘“ England, 
ziemlich mathematisch ausgestaltet und muß daher 
einem jungen Mann, der zum Beispiel den Binomial- 
satz vergessen oder niemals gelernt hat, verhängnis- 
voll erscheinen. Ob die Werke von Bortkiewicz, 
Bruns und Czuber die jungen deutschen Mediziner 
leichter anziehen als unsere Lehrbücher die jungen 
Engländer, kann ich nicht sagen; jedoch, wenn es so 
sein sollte!), gebe ich gern zu, daß meine Verehrung 
des deutschen Gymnasialsystems in eine Art von Ver- 
wunderung sich verschmelzt! Sicher ist es nur, daß, 
wenn wir den gewöhnlichen Mediziner für die Statistik 
begeistern wollen, wir erstreben müssen, die rein 
mathematische Seite des Faches zu vereinfachen. 
Zwischen der Scylla eines kargeren Empirismus und 
der Charybdis einer mißverstandenen Logik hat der 
Lehrer seinen Weg zu finden ; solch einen Weg findet 
man nicht leicht. 

2. Bis jetzt bietet eine medizinalstatistische Be- 
fähigung dem jungen Mediziner, der sein Brot zu ver- 
dienen hat, keinen großen Vorteil. Mit Abdrucken von 
statistischen Abhandlungen oder mit akademischen 
Zeugnissen gewinnt man nicht so leicht die Stimmen 
eines Stadt- oder Gemeinderats! Der praktische 
Mensch, der, wie Disraeli sagte, die Irrtümer seiner 
Vorfahren ausnützt, wenn auch schon ein wenig ver- 
welkt, blüht noch bei uns. 

Ich glaube aber, daß die Zukunft keineswegs hoff- 
nungslos ist. Man fängt an, eine besser unterrichtete 
öffentliche Meinung über die praktische Bedeutung 
von medizinalstatistischen Untersuchungen zu schaf- 
fen. Der Maßstab der hiesigen Redakteure von medi- 
zinischen Journalen läßt offenkundig vieles zu wün- 
schen übrig, jedoch verlangt man jetzt mehr als vor 
zehn Jahren. Man nimmt kritiklose Berichte über 
ein paar Fälle von Schutzimpfungen oder sechs Fälle 
von Krebsbehandlungen nicht mehr so leicht auf. 
Die Gründung eines Lehrstuhls für Epidemiologie und 
Medizinalstatistik in der neuen London School of 
Hygiene and Tropical Medicine hat auch seine 


t) Es ist leider nicht so. (Anmerkung der Redaktion.) 
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Bedeutung. Zuerst wird das Unterrichtssystem der 
Schule dasselbe sein, das ich jetzt im National-Institut 
ausübe. Meiner Meinung nach sind Vorträge — ob- 
wohl sie ja ein Interesse erzeugen können — kein ge- 
nügendes Unterrichtsmittel. Flügge’s Lehrplan für 
die Abteilung für soziale Hygiene an der Universität 
von Berlin (von Grotjahn auf S. 396 des I. Bandes 
des Handbuchs der Sozialen Hygiene und Gesundheits- 
fürsorge, 1925, beschrieben) habe ich schon lange — 
mutatis mutandis — verfolgt. 

Meine Studenten fangen meistens an, die einfachsten 
statistischen Rechnungsmethoden nicht an ausge- 
arteten Kunststücken, sondern an wirklichen Daten 
zu probieren. In einer amtlichen medizinalstatisti- 
schen Abteilung hat man fast immer Daten von allerlei 
Art an der Hand und kann nun dem Schularzt Mes- 
sungen aus den Elementarschulen, dem Epidemiologen 
eine Statistik von ansteckenden Krankheiten usw. an- 
bieten. Nach ein paar Wochen, in denen der Student 
etwas Selbstvertrauen gewonnen hat, eine Rechen- 
maschine, Tafeln und die einfachsten Formeln zu 
handhaben versteht, soll er mit dem Stoff, der ihn 
selbst interessiert, fortfahren. Was zur Beherrschung 
der Theorie übrig bleibt, solvitur ambulando. Es ver- 
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steht sich von selbst, daß ein fleißiger Student gleich- 
zeitig ein Lehrbuch durchblättert und über Schwierig- 
keiten den Rat seines Lehrers einholt. Ein- oder zwei- 
mal wöchentlich findet eine allgemeine Besprechung 
über ein bestimmtes Thema statt. Für einzelne, die 
eine tiefere mathematische Bildung suchen, bietet 
Pearsons Institut eine reiche Anzahl von Vorlesungen 
und Übungen. Weder das National-Institut jetzt, noch 
die School of Hygiene später können den Anspruch 
erheben, daß sie nach -dieser Methode Fachstatistiker 
heranbilden können. Ein Ausländer, der sich in der 
allgemeinen Theorie von der mathematischen Statistik 
vervollkommnen will, sollte sich in Pearson’s Institut 
oder zu Yule in Cambridge begeben. Ich und meine 
Kollegen sind nur geeignet, denjenigen zu helfen, die 
die statistische Methode als ein brauchbares Werkzeug 
in epidemiologischen und öffentlich-gesundheitlichen 
Untersuchungen handzuhaben streben. Mit einem Wort, 
wir sind nicht epidemiologische Statistiker, sondern sta- 
tistische Epidemiologen. Es kann nicht lange dauern, 
bis man in allen deutschen Universitäten ebensoviel 
oder vielleicht mehr erreichen dürfte, als wir in London 
bisher erreicht haben. Ad interim können wir vielleicht 
etwas hilfreich sein. 


Morbidität und Mortalität im Kohlenbergbau. 
Von KARL FREUDENBERG, Berlin. 


In den Besprechungen und Erklärungen der schwe- 
ren Wirtschaftskrise. die auf dem deutschen Kohlen- 
bergbau lastet, spielen die „Soziallasten‘ eine be- 
deutende Rolle. Infolge der leider recht geringen Ge- 
wissenhaftigkeit, die heutzutage fast alle Wirtschafts- 
kreise bei der Verfechtung ihrer Interessen zu bekun- 
den pflegen, geben natürlich Arbeitgeberverbände, 
Gewerkschaften und Sozialversicherungsbürokratie 
sehr verschiedenartige Darstellungen der Sachlage, 
und es ist schwierig, ein objektives Bild derselben zu 
gewinnen. 

Die Soziallasten werden hauptsächlich durch zwei 
Faktoren bestimmt, nämlich einerseits Erkrankungen 
(einschließlich Unfällen) und Todesfälle, andererseits 
die auf diese bezügliche Gesetzgebung und Hand- 
habung der Gesetze. Dabei sollten eigentlich Erkran- 
kungen und Todesfälle das logisch Primäre sein, an 
das die Tätigkeit der Sozialversicherung erst an- 
knüpft ; tatsächlich tritt aber oft eine Umkehrung des 
Vorganges ein, indem die Art, in der die Sozialver- 
sicherung durchgeführt wird, die Anzahl der Krank- 
meldungen und Todesfälle beeinflußt. So veranlaßt 
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eine hohe Entschädigungspflicht für Unfälle die Arbeit- 
geber zum sorgfältigeren Ausbau der Unfallverhütung, 
während umgekehrt gerade eine knappere Entschä- 
digung die Arbeitnehmer veranlaßt, vorsichtiger zu 
sein und besonders auch bei leichten Erkrankungen 
und Unfällen eher noch als sonst der Arbeit nachzu- 
gehen. Ferner gibt es gerade in der knappschaftlichen 
Krankenversicherung einen schlagenden Beweis dafür, 
daß die Art der Krankenversorgung großen Einfluß 
auf die Zahl der Krankmeldungen hat : Das ist die ver- 
gleichsweise auffallend niedrige Morbidität beim Ober- 
schlesischen Knappschafts-Verein ; so kamen zum Bei- 
spiel 1909 auf 1000 Belegschaftsmitglieder Erkran- 
kungsfälle beim 

Allgemeinen Knappschafts-Verein zu Bochum . 634 


Altenburger Knappschafts-Verein ........... 600 
Sächsischen Knappschafts-Verein ........... 630 
Oberbayerischen Knappschafts-Verein ....... 700 
Niederschlesischen Knappschafts-Verein....... 647 
Oberschlesischen Knappschafts-Verein ....... 320 


Dieses Rätsels Lösung liegt darin, daß seitens 
des Oberschlesischen Knappschafts-Vereins 90%, aller 
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Erkrankten der unter den Versicherten unbeliebten 
Krankenhausbehandlung überwiesen werden, seitens 
der anderen Knappschafts-Vereine aber höchstens ein 
Viertelt). 

Auch die bekannte Erscheinung, daß bevorstehende 
Arbeitslosigkeit stets zahlreiche Krankmeldungen im 
Gefolge hat, gehört hierher*). 

Andererseits wäre es natürlich außerordentlich 
übertrieben, anzunehmen, daß die Morbidität im Be- 
reiche der Sozialversicherung vorwiegend ein Produkt 
solcher als ‚sozial‘ in einem engeren Sinne zu be- 
zeichnenden Faktoren wäre, und erst recht für die 
Mortalität kommen sie kaum in Frage; entschei- 
dend bleiben immer die gesundheitlichen Verhältnisse 
an sich. 

Zwei Momente bestimmen die gesundheitlichen 
Verhältnisse einer Berufsschicht:: Erstens ist es die 
Berufsauslese, d.h. die gesundheitliche Beschaffen- 
heit der dem Berufe Zuströmenden, wobei auch zu be- 
achten ist, wieweit etwa die Wiederabwanderung aus 
dem Berufe das Bild verschiebt ; zweitens sind es die 
gesundheitlichen Bedingungen, unter denen 
der Beruf ausgeübt wird. 

Eine günstige Berufsauslese ist für den Bergbau 
dadurch gesichert, daß nur Leute eingestellt (,an- 
gelegt“) werden, bei denen eine ärztliche Unter- 
suchung ein zufriedenstellendes Ergebnis hatte. Im 
Zusammenhange damit steht auch, daß im deutschen 
Kohlenbergbau fast ausschließlich Männer beschäftigt 
sind; die Tätigkeit von Frauen unter Tage ist hier 
überhaupt verboten, und auch über Tage werden in den 
meisten Bergbaugebieten des Deutschen Reiches nur 
vereinzelt Frauen beschäftigt. Dementsprechend er- 


gab die Berufszählung vom 12. Juni 1907 folgendes 


Bild?): 

Im deutschen Kohlenbergbau Männer | Frauen zu- 
f Beschäftigte mmen 
Überhaupt 2... ocean. | 


Davon | 
in leitender Stellung ........ = 1360 20 ' 1380 
als Angestellte.............. 27252 77 27329 
als Arbeiter ........2222.... ‚ 564368 | 9237 573605 


ı 
Während des Krieges stieg begreiflicherweise der 
Anteil der beschäftigten Frauen, sank aber nachher 
schnell wieder ab; so betrug er im Bereiche des All- 


1) Lindemann, Hygiene der Bergarbeiter. 
Handbuch der Hygiene, Bd. VII. 1913. 

*) Nachtrag bei der Korrektur: Nach den bisher vor- 
liegenden Meldungen hatte auch die am 1. August 1926 einge- 
tretene Erhöhung des Krankengeldes bei den deutschen Knapp- 
schafts-Vereinen eine beträchtliche Steigerung der Morbiditats: 
ziffer zur Folge. 

2) Statistik des Deutschen Reichs, Bd. 203. 
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gemeinen en zu Bochum (auf die 


Gesamtbelegschaft bezogen): 


im Jahresdurchschnitt 1914........ 0,1%, 
T ie |) RE 0,7% 
1 1 EoD o RE 34%, 
” „ S y TEE 5, 2 
” 3) 1918 | |||... 6,69%, 
1 5 191925245 330, 
„ ó 120 E 0,9%, 
3 S A DE 0,49%, 


Auch das jugendliche Alter (unter 16 Jahren) ge- 
nießt im deutschen Bergbau den Schutz eines Verbots 
der Untertagearbeit, das nur während des Krieges 
außer Kraft war. 

Es ist also ein wohlausgelesenes Menschenmaterial, 
das zur Arbeit im Bergbau zugelassen wird. 

Die gesundheitlichen Bedingungen des Be- 
rufes selbst sind gegenwärtig auch nicht mehr sonder- 
lich ungünstig. Im Altertum freilich galten die Berg- 
werke als schlimmster Schreckensort und wurden 
hauptsächlich mit Verbrechern und mit Kriegsge- 
fangenen, die man möglichst schnell los sein wollte, 
betrieben. Je weiter indessen die Technik fortschritt, 
desto mehr verschwanden die langen nur im Kriechen 
passierbaren Stollen, desto mehr wurden mechanische 
Hilfsmittel der Förderung eingeführt, desto besser 
wurde die Bewetterung, bis endlich auch das sehr an- 
strengende und namentlich das Herz schädigende 
Ein- und Ausfahren mittels Leiternsteigens aufhörte, 
um zuerst durch „Fahrkünste‘‘ und dann durch Seil- 
fahrten ersetzt zu werden. Andererseits brachte der 
technische Fortschritt aber zwei neue Gefährdungen 
der Gesundheit des Bergmanns: Durch die Möglich- 
keit, bis in große Tiefen vorzudringen, wurde er dem 
heißen oder auch feucht-heißen Klima derselben aus- 
gesetzt, und gleichzeitig trat der Kohlenbergbau, der 
bis ins 19. Jahrhundert hinein nur ein Anhängsel 
des Erzbergbaus gewesen war, mächtig in den Vorder- 
grund, und mit ihm kam die höhere Unfallgefahr, die 
durch die Explosionsfähigkeit des Kohlenstaubes be- 
dingt ist ; jedoch fehlen dem Kohlenbergbau die spezi- 
fischen chemischen Schädigungen, die der Erzberg- 
bau dem Bergmann bringt. 

Hieraus ergeben sich die gesundheitlichen Ver- 
hältnisse im Kohlenbergbau. Ihre statistischen Maße 
sind Morbidität, Invalidität und Mortalität. 
Von diesen können die Ziffern der Mortalität ohne 
weiteres mit denen anderer Berufe verglichen werden, 
wenn man die nötigen methodologischen Kautelen 
beobachtet; bei der Morbidität ist dies aus den dar- 
gelegten Gründen schon wesentlich zweifelhafter ; 
ganz unmöglich ist ein solcher Vergleich aber bezüglich 
der Invalidität, da diese bei der allgemeinen Invaliden- 
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versicherung erst bei Einbuße von zwei Dritteln der 
Erwerbsfähigkeit, bei der Knappschaftsversicherung 
hingegen schon bei einer Minderung derselben um ein 
Drittel zuerkannt wird. 

Diese besondere Stellung der bergmännischen 
Invalidität macht folgende Tabelle begreiflich: 


Auf je 1000 gegen Invalidität Versicherte wurden jährlich 


invalidisiert 
Alter bei der Landesver- | beim Allg. Knapp- ; desgl. bei Abzug 
sicherungsanstalt schafts-Verein zu der 

j Baden 1 1909) | Bochum 1907—1913) | Reaktivierungen®) 
20—30 2,6 4,1 2,0 
30—40 | 5,4 9,7 3,5 
40—50 | 9,8 26,5 13,7 
50—60 | 26,6 98,5 91,6 


Der Vergleich ist korrekter, wenn man die Reak- 
tivierungen berücksichtigt, die bei der Knappschaft 
sehr zahlreich sind, bei den Landesversicherungsan- 
stalten dagegen völlig vernachlässigt werden können. 
Dann zeigt sich, daß die Invalidisierungen bei der 
Knappschaft in den Altern unter 40 Jahren seltener 
sind als bei der Landesversicherungsanstalt — eine 
Folge der Berufsauslese —, daß sie aber bei jener schon 
in den vierziger Jahren häufiger und in den fünfziger 
Jahren dreiundeinhalbmal so häufig wie bei dieser 
sind, wenn eben der Bergmann sich mit Hilfe seines 
Invaliditätsbegriffs zur Ruhe setzen oder, was wohl 
häufiger ist, unter Mitnahme der Rente in einen 
anderen Beruf übergehen will. 

Daß dies sich wirklich so verhält und die verhältnis- 
mäßig frühzeitige Invalidisierung der Bergleute nicht 
etwa auf schnellem Kräfteverbrauche im Berufe be- 
ruht, ergibt sich sehr deutlich aus der Sterblichkeit 
der Knappschaftsinvaliden. Berechnet man nämlich 
aus den Sterbetafeln für die männliche Bevölkerung 
Berlins 1906—1910 die erwartungsmäßigen Sterbefälle 
der Invaliden des Allgemeinen Knappschafts-Vereins 
zu Bochum 1907-—-1913, so findet man?): 


| Krank- | 
: Unfall- 
heits- | zusammen 


Sterbefälle Ä 
Invalide | 


Erwartungsmäßige ......... i 7529 684 | 8213 

Beobachtete ............... 10376 793 . 11169 

Beobachtete in °, der erwar- Ä 
tungsmäßigen............ 137,8, 1159 136,0 


Das ist also eine äußerst kleine Übersterblichkeit 
und mit derjenigen der Invaliden bei den Landes- 


1) Alfons Fischer, Invaliditätsbedingungen und Invalidi- 
tätsursachen. Berlin 1914. S. 26. 

2) Bruno Heymann und Karl Freudenberg, Morbidität 
und Mortalität der Bergleute im Ruhrgebiet. Essen 1925. S. 180. 

3) Ebendort, S. 181. 

4) Ebendort, S. 183. 
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versicherungsanstalten, die mehrere hundert Prozente 
beträgt, überhaupt nicht zu vergleichen, was eben 
nur auf dem unverhältnismäßig günstigeren Gesund- 
heitszustande der Knappschaftsinvaliden beruhen 
kann. 

Die Erkrankungshäufigkeit im Bergbau ist schon 
deshalb mit der in anderen Berufen nicht ohne weiteres 
vergleichbar, weil die Unfälle eine überragende Stellung 
in der Morbidität der Bergleute einnehmen ; mehr 
als ein Viertel aller mit Arbeitsunfähigkeit verbun- 
denen Erkrankungen entfällt hierauf. 

Diese besondere Häufigkeit der Unfälle im Berg- 
bau ergibt sich aus folgender vergleichender Dar- 
stellung der Häufigkeit der entschädigungspflichtigen 
Unfälle bei den deutschen Berufsgenossenschaften mit 
der größten Unfallgefahr!): 


+ 


|| Auf 10000 Ver- 
Berufsgenossenschaft?) | en ne: ne 
. digte Unfälle 

Su u, S | ar | 
Fuhrwerksberufsgenossenschaft . | 169,1 | 114,7 | 15,9 | 12,8 
Knappschaftsberufsgenossen- | 

sehat Susanne | 149,4 | 97,4 | 23,1 | 18,3 
Binnenschiffahrtsberufsgenossen- | 

Seha na 127,7 | 65,9! 31,8 | 15,7 
Eisen- und Stahlberufsgenossen- | | 

schaft once 9771| 625| 69 | 48 
Holzindustrieberufsgenosen- ' 

SChaft onen. 88,9| 74,71 31 | 42 
Tiefbauberufsgenossenschaft ... 76,5| 87,5| 7,6 | 14,5 
Baugewerksberufsgenossenschaft 71,7 | 482! 59 5,6 
Berufsgenossenschaft der chemi- ! 

schen Industrie ............ 69,7 | 65,5] 5,1 | 13,6 
Straßen- und Kleinbahnberufs- | 

genossenschaft ..........2... p 69,3| 69,8| 5,3 4,8 
Steinbruchsberufsgenossenschaft 55,2 | 47,1| 6,3 6,6 
Berufsgenossenschaft der Fein- | 

mechanik und Elektrotechnik ' 49,8| 52,4| 4,2 4,5 
Seeberufsgenossenschaft........ | 496| 17,3) 8,2 5,8 
Tabakberufsgenossenschaft..... | 5,6 46| 0,3 0,3 


Nach dem Kriege ergab sich, wie aus der Tabelle 
ersichtlich, für die Unfallhäufigkeit im allgemeinen 
und auch für die Mortalität an Unfällen im Betriebe 
ein wesentlich günstigeres Bild als vorher. Ergänzt 
man dieses durch eine Zerlegung nach Beschäftigungs- 


1) Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1915 be- 
ziehunzsweise 1923. 

2) Wo es im Reiche mehrere Berufsgenossenschaften der 
gleichen Berufsgruppe gibt, wurden die Zahlen zusammenge- 
zogen. 


DEMOGRAPHISCHE RUNDSCHAU 


arten, so erhält man für den Bereich des Allgemeinen 
Knappschafts-Vereins zu Bochum folgendes?): 


Beschäftigungsart von Unfällen im Betriebe 
1907—1913 | 1914—1919 | 1920—1922 


Beamte........... 1,8 2,1 ‚10 


Arbeiter unter Tage 2,5 3,3 2,0 

darunter: 
Hauer.......... 2,9 3,9 2,3 
Zimmerhauer.... 1,5 1,4 0,7 
Schlepper ...... | 1,9 2,9 2,9 
Sonstige ....... | 2,8 2,8 1,3 

Arbeiter über Tage |) 1,6 1,8 1,2 


zusammen | 2,3 | 2,9 1,8 
| 


Die Gesamtmorbidität bei den deutschen Knapp- 
schafts-Vereinen hat sich seit 1913 folgendermaßen 
entwickelt?) : 


Auf ein männliches Mitglied kamen 


Jahr Erkrankungsfälle | Krankheitstage 
1913 | 0,6 9,4 
1914 0,6 11,2 
1915 0,6 9,6 
1916 0,6 10,1 
1917 0,7 12,0 
1918 | 0,9 16,9 
1919 0,6 11,0 
1920 0,5 9,4 
1921 0,5 8,8 
1922 0,5 7,7 
1923 | 


0,4 7,1 


Zu diesen Ziffern ist zu erwähnen, daß die Steigerung 
in den letzten Kriegsjahren teils auf der Grippe- 
pandemie von 1918 beruht, teils aber auch, wie sich 
nachweisen läßt,auf der Einstellung minderwertigen -— 
namentlich ausländischen — Ersatzes für die im 
Heeresdienste befindlichen Bergleute. Andererseits 
müssen zur Erklärung der abnorm niedrigen Kranken- 
ziffer des Jahres 1923 die besonderen Verhältnisse 
dieses Jahres herangezogen werden, daß nämlich wegen 
der feindlichen Invasion im Ruhrgebiet vielfach die 
vollen Löhne ohne Arbeit fortbezahit wurden, so daß 
kein Anreiz zur Krankmeldung bestand. 


Ein Vergleich mit der Morbidität bei den Kranken- 
versicherungspflichtigen anderer Berufe ist für die 
neuere Zeit mit den Ziffern der Allgemeinen Orts- 
krankenkasse in Düsseldorf möglich, die Teleky für 
1922 für standardisierte Alterszusammensetzungen 


1) Bruno Heymann und Karl Freudenberg a.a. O., 
S. 164. 


2) Statistik des Deutschen Reichs, Bd. 324, S. 14. 


Auf 1000 Lebende starben jährlich infolge 
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veröffentlicht hat!); zum Vergleiche damit standardi- 
sierte ich die Morbiditätsziffern des Allgemeinen 
Knappschafts-Vereins zu Bochum für 1921 nach dem 
von Teleky verwendeten Altersaufbau und rechnete 
dann auf die Morbidität von 1922 um, da die Zahlen 
für 1922 nicht nach Altersklassen veröffentlicht 


wurden. Dann ergibt sich für die größeren Berufs- 
gruppen: 
Standardisierte 
Erkrankungs- 
Beruf fälle 
auf 1000 Ver- 


| sicherte 1922 


Allg. Ortskrankenkasse Düsseldorf im ganzen . | 576 

Darunter: ; 
Metallverarbeitung usw. .....ccceceneee | 594 
Chemische Industrie zucccaaaeeeeeeenen | 627 
Holz- und Schnitzstoffgewerbe ........... | 599 
Industrie der Nahrungs- und Genußmittel. | 608 
Baugewerbe .. 2222200 een N 606 
Vervielfältigungsgewerbe .........c.2.... | 403 
Handelsgewerbe .........22escneeseeenen ' 513 
Verwaltungsdienst ........2222cr0eeenenn | 664 
Gast- und Schankgewerbe ............... ; 480 
466 


Allg. Knappschafts-Verein zu Bochum ...... | 
| 


Aus diesen Ziffern ergibt sich eine sehr günstige 
Stellung des Kohlenbergbaus bezüglich der Morbi- 
dität. 

Der beste Maßstab der wirklichen Gesundheitsver- 
hältnisse ist jedoch zweifellos die Mortalität. Frei- 
lich muß man bei der Berechnung und Vergleichung 
derselben die notwendigen statistischen Kautelen be- 
achten; neben der selbstverständlichen Berücksich- 
tigung des Altersaufbaus ist auch eine Heranziehung 
der Invaliden nötig, da deren Abgrenzung bei ver- 
schiedenen Berufen verschieden ist; ferner müssen 
auch die ‚Wanderungen‘ im weitesten Sinne des 
Wortes in Betracht gezogen werden. 

Wie nun dank den bereits erwähnten Verbesserungen 
der gesundheitlichen Verhältnisse im Bergbau die 
Sterblichkeit der Bergleute gesunken ist, erkennt man 
aus der Zusammenstellung von Ziffern aus einer 
Sterbetafel für alle preußischen Knappschafts-Vereine 
1868--1878°2) und einer Sterbetafel für den Allge- 
meinen Knappschafts-Verein zu Bochum 1907—1913°) ; 
diese ergibt: 


1) L. Teleky, Die Statistik der rheinischen Krankenkassen 
1922. Reichsarbeitsblatt 1924. 

2) A. Morgenbesser, Sterblichkeits- und Invaliditätstafeln 
für preußische Bergleute. Berlin 1882. 

3) Bruno Heymann und Karl Freudenberg a. a. O., 
S. 188. 
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‚ Sterbewahrscheinlichkeit für ein Jahr in °/,,' 


Alter dei allen preußischen | bei den Bergleuten im 

_Bergleuten 1868—1878 u 1907—1913 
25 l 8,08 5,19 
30 9,34 5,24 
35 10,68 6,89 
40 14,94 8,70 
45 21,60 11,06 
50 31,30 15,74 
55 38,47 22,92 
60 50,72 35,75 
65 75,83 52,55 
70 105,84 80,02 


Auch die allgemeine Sterblichkeit ist in dieser Zeit- 


spanne wegen der Hebung der Lebensverhältnisse der 


breiten Massen der Bevölkerung und besonders auch 
wegen der Besserung der hygienischen Verhältnisse 
sehr gesunken. Dies muß man berücksichtigen, wenn 
man die besondere Verminderung der Sterblichkeit der 
Bergleute erhalten will. Ein Vergleich des Sterblich- 
keitsrückganges bei der männlichen Gesamtbevölke- 
rung Deutschlands und den Bergleuten zeigt nun 
folgendes: 


Die Sterbewahrscheinlichkeit für ein Jahr 
ging zurück um °/, 


bei der männlichen bei den preußischen 


Alter Gesamtbevölkerung | Bergleuten bzw. Berg- 
Deutschlands leuten im Ruhrgebiet 
von 1871:72—1880/81 von I 8 

Lei _ bis 1901—1910 _ | _ bis I07—-1913___ 
25 39,5 35,8 
30 40,1 43,9 
35 36,7 35,9 
7 32,4 41,8 
45 26,0 48,8 
50 21,1 49,7 
55 15,5 40,4 
60 14,7 29,5 
65 14,7 30,7 
70 14,5 | 24,4 


Noch deutlicher wird vielleicht die Veränderung der 
Verhältnisse aus folgender Tabelle ersichtlich: 


Setzt man die gleichzeitige Sterbewahrschein- 
lichkeit der männlichen Gesamtbevölkerung 


Alter Deutschlands = 100, so betrug sie bei den 
Bergleuten 
| in Preußen im Ruhrgebiet 
1868—1878 = 

25 95 101 

30 | 101 94 

35 | 97 99 

0 | 110 94 

45 129 89 

50 146 93 

55 138 97 

60 | 133 110 

65 137 112 

oo o! 131 115 
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Während also die Sterblichkeit der Bergleute in 
jüngeren Altern im gleichen Maße wie die der Ge- 
samtbevölkerung gesunken ist, ist der Unterschied 
in den Altern über 40, und zwar namentlich in 
den fünfziger Jahren ganz frappant. Eine hinläng- 
liche Todesursachenstatistik war zwar in der Zeit 
1868—1878 noch nicht vorhanden, doch läßt sich 
aus dem Verhalten der einzelnen Alter ohne weite- 
res schließen, daß die Sterbefälle infolge von Krank- 
heiten der Kreislauforgane besonders abgenommen 
haben müssen; und dies erklärt sich zwanglos 
aus den großen technischen Fortschritten, die der 
Bergbau zwischen den beiden hier verglichenen: 
Perioden gemacht hat, wodurch jetzt die frühere 
Überanstrengung des Bergmannsherzens vermieden 
wird. 

Die jüngsten Alter waren in diesen Vergleich 
nicht einbezogen, weil hier für die Bergleute im 
ersten Vergleichszeitraum nur ungenaue Ziffern zur 
Verfügung stehen; für den zweiten Zeitraum er- 
gibt sich eine beträchtliche Übersterblichkeit der 
Bergleute dieser Alter, die sich vor allem aus 
der großen Unfallhäufigkeit erklärt, die bei 
der geringen natürlichen Sterblichkeit unter 25 
Jahren relativ um so stärker hervortritt. Man 
sieht dies deutlich aus folgender Tabelle, welche 
die Sterblichkeit der Ruhrbergleute mit der der 
männlichen Bevölkerung Berlins vergleicht, dabei 
aber gewaltsame und andere Todesursachen unter- 
u: 


| Durchschnittliche Sterbewahrscheinlichkeit für ein Jahr in ° an 


gewaltsamen li nicht-gewaltsamen \ allen 
Nilai Trissa rs at hen 
Ber- Ber- | Ber- ' 

Rer Amer | verz | Bergr | peer ver Bergr | Diner ver 

P ni tente: ner nis L ner nis 

93 re Re ie 1013, aT Baal 
15-20 15-20 2,23| 0,42] 531. 282| 3,09 91 505| 351 |144 
20-25 2,82! 0,621 455 || 3,12 | 3,85 | 81. 5,94 | 4,47 | 133 
25-30 2,52: 0,63| 400 | 2,47 | 4,47| 55 4,99 | 5,10| 98 
30-35. 2,58| 0,69 374 | 3,18 | 5,78 | 55 | 5,76 | 6,47 | 89 
35-40 3,18) 0,87 370 | 445 | 7,711 58: 7,63| 8,58) 89 
40-45 3,03! 1,10| 275 ! 6,47 11,41 | 57 9,50 |12,51 | 76 
45-50 3,10, 1,19 261 | 9,71 | 16,26 , 60 12,81 | 17,45 | 73 
50-55 2,82) 1,42 199 15,60 | 22,97 | 68 || 18,42 | 24,39| 76 
55-60 216 1,57 138 |23, 89 | 31,68 | 75 26,05 | 33,25 | 78 
60-65 ' 2,04: 1,90! 107 | 38,02 1337. 88 | 40,06 | 45,27 | 88 
65- 70 | 1,42] 2,27 63; 60,51 |61,92, 98 | 61,93 64,19 96 
70-75 | 1,05) 2,36| 44 !194,51 | 87,55 | 108 | 95,56 | 89,91 ` 106 
zusam-' Ä j | l 
men AE | i 
(stan- | | | 
dardi- 
siert) 2,65 0,91 291; 9,02,12,00 75 11,67|12,91 90 


1) Vgl. ebendort, S. 194. 


DEMOGRAPHISCHE RUNDSCHAU 247 


Zu einem Vergleich der Sterblichkeit der Bergleute 
(unter Einbeziehung verwandter Berufe) mit anderen 


Berufen steht an deutschem Material die folgende 
Tabelle (für Preußen 1906—1908) zur Verfügung?): 


m 
| Mortalität im Alter (in s) | zusammen 


Berufsgruppe standardi- 
15-2 | 0-25 | 25—20 | 0-0 | 0-0 | 0-0 | m über 70 | roh ae 


Landwirtschaft, Gärtnerei und Tierzucht, Forst- 
wirtschaft und Fischerei ..........cse2cscrs0000 


r,s 14,01 | 9,26 


Bergbau, Hütten- und Salinenwesen, Torfgräberei . | 6,54 83,55; 8,68 | 12,11 
Industrie der Steine und Erden, auch Steinbrüche, ` 

Glashütten -reisseri ranita Bern | 2,89 | 3,50 158,43) 8,63 | 11,05 
Metallverarbeitung, auch Drahtzieherei ........... i 4,19 | 6,49 251,35: 11,47 | 15,88 
Maschinen, Werkzeuge, Instrumente, Apparate .... || 2,59 | 3,53 178,8 | 7,09 9,40 
Chemische Industrie .........22-e2eeeeeerneeen nn 2,69 | 3,77 111,73) 6,53 8,08 
Textiindüstrie „arm. tee 3,30 | 4,66 250,521 13,66 | 11,81 
Papier, auch Buchbinderei .................c.00.: 3,76 | 5,80 162,39] 8,66 9,73 
Leder, auch Lohmühlen, Tapezierarbeiten ....... 4,05 | 5,41 210,97 11,93 | 13,76 
Holz- und Schnitzstoffe .......22222eeeeeseenene i 3,99 | 5,85 238,901 14,53 | 14,61 
Nahrungs- und Genußmittel, auch Destillation .... | 3,36 | 5,07 232,08| 11,33 | 14,87 
Bekleidung und Reinigung ............222220000. 5,09 | 8,11 230,821 18,47 | 16,18 
Baügéwerbess ispre cerere dnia tie a EA 3,42 | 4,92 221,17 12,66 | 15,52 
Polygraphische Gewerbe ........susuunessussenss 4,48 | 6,59 135,42| 9,37 | 14,57 
Handeisgewerbe .........-::2crcersereeeenenn nen 4,44 | 6,97 153,36) 15,66 | 16,90 


Verkehrsgewerbe (einschließlich Straßenreinigung, 
Abdeckerei, Leichenbestattung ...............- 


6,74 | 5,96 | 5,29 | 6,80 | 11,67 | 23,94 | 48,81 |177,82| 11,92 | 13,48 


Beherbergung und Erquickung ...........ce..00 2,80 | 4,67 | 5,80 110,17 | 19,86 | 35,70 | 62,42 |150,46| 17,74 | 19,56 
zusammen ' 3,78 | 5,43 | 4,89 | 6,31 | 11,14: 21,67 | 47,11 169,58] 12,56 | 12,63 
Ganz ähnliche Verhältnisse, wie die, die sich hier ' Neben den Unfällen — aber im Range weit hinter 


aus den deutschen statistischen Quellen ermitteln 
lassen, zeigt auch die englische amtliche Statistik der 
Berufsmortalität, die zuletzt für die Jahre 1910—1912 
vorliegt?). So ergibt sich aus ihr folgender Vergleich 
der Sterblichkeit der Kohlenbergleute mit der aller 
berufstätigen und berufstätig gewesenen Männer in 
England und Wales: 


un mm - - 


diesen zurücktretend — sind die Lungenentzün- 
dungen von besonderer Bedeutung, weil auch an 
dieser Todesursache, und zwar besonders in jüngeren 
Jahren, die Kohienbergleute häufiger sterben als 
gleichaltrige Männer überhaupt. Dies liegt nicht an 
einer größeren Erkrankungshäufigkeit, die auch nur 

in den jüngsten Altersklassen vorhanden ist, sondern 
" Tännliche: Sterblichkeit in England 19102191240 Yan am schwereren Verlauf der Krankheitsfälle, wie nach- 


anderen allen Todesursachen | stehende Tabelle!) zeigt: 


Unfällen Todesursachen 
Alter ||Koh-| „ye | Ver- | Koh- | zye | Ver- || Koh- | 
‚ len- hält- || len- hält- || den- Auf 10000 Lebende kamen an Lungenentzündungen 
berg- Män-| nis berg- Män- i berg- 
leute in %, '| leute | in %, || leute Alter Erkrankungen | Sterbefälle 


bei den Ruhr- [beider a bei den Ruhr- |beider Leipziger 
bergleuten Ortskranken- bergleuten Ortskranken- 


| 
15-20 || 1,32| 0,40 330! 1,85 | 
1911—1913 [kasse 1887—1905 1911—1913 | kasse 1887—1905 


20-25 || 1,30| 0,44' 295 | 2,53 
25-35 || 1,38 0,18 288! 3,01 


35-45 | 1,57: 0,63) 249 | 5,13 F 
45-55 | 1,86! 0,80 233! 10,79 59 
55-65 || 2,30| 1,06; 217 , 27,77 11,6 
65-75 || 2,30) 1,35 170 79,98 
Bi 2,88. 2,80 103 [218,89 182,57 Die englische Statistik der Berufsmortalität zeigt 
N zwar dieses Bild nicht, doch liegt dies teilweise 
dard- | | daran, daß in England auffallend viele Todesfälle 


unter der Diagnose ‚Bronchitis‘ gemeldet werden, 
von denen wohl ein Teil Lungenentzündungen dar- 
stellen dürfte, wobei Todesfälle an Bronchitis bei 
den Kohlenbergleuten relativ häufiger als bei der 


2565| 118| 48 |246 ; 609 | 742 | 82] 727 | 79a | 92 
1) Vgl. ebendort, S. 190. 
23) Mortality of Men in Certain Occupations in the Three 
Years 1910, 1911 and 1912. Supplement to the Seventy- 
fifth Annual Report of the Registrar-General for England and 
Wales. Part IV. 


4) Bruno Heymann und Karl Freudenberg, a. a. O., 
S. 78. 


248 


gleichalterigen Gesamtbevölkerung in der Statistik 
erscheinen. 

Obwohl die Unfallsterblichkeit der Kohlenbergleute 
weit höher als die der Gesamtbevölkerung ist und ob- 
wohl sie auch häufiger Lungenentzündungen zum 
Opfer fallen, ist ihre Gesamtsterblichkeit dennoch 
nennenswert kleiner. Dies liegt hauptsächlich an der 
guten Auslese, die durch Fernhaltung Kränklicher und 
Schwächlicher vom Bergbau geübt wird; und da auch 
der Kohlenstaub die Entstehung der Tuberkulose 
nicht fördert, kommt namentlich diese wichtige 
Krankheit bei Kohlenbergleuten weit seltener als in der 
Gesamtbevölkerung vor. | 

Auch die Sterblichkeit an bösartigen Geschwül- 
sten ist bei Kohlenbergleuten in allen Altersstufen 
deutlich kleiner als bei der männlichen Gesamt- 
bevölkerung der gleichen Alter. Zwar ist eine Er- 
klärung hierfür nicht bekannt, doch geht die Tatsache 
als solche aus deutschem wie aus englischem Material 
unzweifelhaft hervor; das erstgenannte ergibt z. B. 
aus neuester Zeit!): 


T Aut 1 Auf 10000 Lebende klärben jährlich an 


bösartigen Neubildungen 


Alter i REE iE Ruhr Männliche Ein- 
(aktive u. invalide) wohner Preußens 
1920-1922 a. 
bis 20 | 
(Gesamtbev | 
15—20) | 0,0 0,4 
20—30 Ol ` 0,6 
30—40 1,3 1,8 
40—50 7,0 6,9 
50—60 18,0 25,4 
über 60 48,5 59,5 
zusammen | 5,3 | 11,4 
zusammen 
(standardisiert)) 9,1 | 11,4 


Einen Gesamtüberblick über die Bedeutung der 
wichtigsten Todesursachen für die Kohlenbergleute 


1) Ebendort, S. 156. 
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gibt nachfolgender Auszug aus der englischen Statistik 
der Berufssterblichkeit in den Jahren 1910—19121): 


| „Standardsterblichkeitsziffer““ 


Todesursache | Kohlen- alle | Verhältnis 
| Bergleute: | Männer in 9%, 
Tuberkulose ............... Br 85 152 56 
Krebs a ses .. i| 6l 78 78 
Herzklappenerkrankungen... 38 39 97 
Arteriosklerose und Schlag- | | 
anaes ein einnersen o 1 38 45 84 
Andere Krankheiten der | 
Kreislauforgane .......... 65 70 93 
Bronchitis und Lungenentzün- | 
EE E A ES | 115 105 110 
Andere Krankheiten der At- | 
mungsorgane ...........- | 16 15 107 
Krankheiten der Verdauungs- Ä 
DIPANE en ud aaan 35 47 74 
Nierenentzündung ......... | 26 39 67 
Selbstmord ...22222222 220. | 11 19 58 
Untallasr ses ı 118 48 246 
Andere Ursachen .......... | 119 133 89 
zusammen | 727 | 7% | 92 


Aus diesen Ziffern, mit denen die deutschen Er- 
fahrungen, soweit sie in ausreichendem Umfange vor- 
liegen, völlig übereinstimmen, geht also bezüglich der 
Kohlenbergleute hervor: 

Eine hohe Übersterblichkeit an Unfällen, die 
sich ohne weiteres aus den besonderen Gefahren des 
Kohlenbergbaus erklärt ; 

eine — trotz der geübten Auslese vorhandene — 
leichte Übersterblichkeit an Krankheiten 
der Atmungsorgane und nur geringe Unter- 
sterblichkeit an Herz- und Gefäßkrankhei- 
ten, beides Folgen des Grubenklimas; 

eine beträchtliche Untersterblichkeit an Tu- 
berkulose, die hauptsächlich durch die ärztliche 
Auslese bedingt ist; 

eine deutliche Untersterblichkeit an allen an- 
deren Todesursachen, die teils auf Auslesewir- 
kung, teils auf unbekannten Ursachen beruhen dürfte. 


1) a.a.0. 


| KRITIKEN UNDBESPRECHUNGEN | 


A. Tschuprow (+), Grundbegriffe und Grundprobleme der Kor- 
relationstheorie. 
VI und 153 Seiten. Preis geb. I 8,—. 
Korrelationsberechnungen pflegt der durchschnittliche ‚‚amt- 

liche Statistiker“ und ebenso der Medizinalstatistiker nur ungern 

vorzunehmen, weil er den Argwohn hat, daß zu viel Mathematik 

im Spiele sei. Meist hilft er sich dann mit allerhand Schätzungs- 

verfahren, die Tschuprow als ‚elementare‘‘ Forschungsver- 

fahren den ‚‚mathematischen‘‘ gegenüberstellt. Er zeigt in 
einer didaktisch vortrefflich gelungenen Darstellung, daß kein 


scharfer Unterschied zwischen den beiden Formen besteht, son- 


Leipzig und Berlin 1925. B. G. Teubner. ` 


' an die Aufmerksamkeit des Lesers. 


dern die ‚‚elementaren‘‘ Verfahren bei konsequentem Ausbau 
unmittelbar zu den mathematischen überleiten. Auch die weitere 
Darstellung der für die Korrelationsforschung in Betracht kom- 
menden Begriffe ist mit meisterlicher Klarheit durchgeführt 
und kann jeden Leser davon überzeugen, daß wenigstens die 
Grundbegriffe der Korrelationstheorie durchaus nichts allzu 
Schwieriges enthalten, und daß die Kenntnis dieser Dinge für den 
statistischen Forscher unentbehrlich ist. Die Darstellung der 
Methoden im einzelnen stellt natürlich höhere Anforderungen 
Jedenfalls liegt aber hier 
eine Monographie dieses schnell aufgeblühten Zweiges der 


ie 
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Statistik vor, die jeder Interessierte als Ergänzung zu Czubers 
„statistischen Forschungsmethoden‘‘ gern zur Hand nehmen 
wird. 

H. Rautmann (Freiburg i. B.), Wege und Ziele der klinischen 
Variationstorschung. Klinische Wochenschrift, 5, 493, 551. 
1926. Rautmann hat das große Verdienst, die Gedanken- 
gänge der Kollektivmaßlehre in das Gebiet der klinischen For- 
schung eingeführt zu haben. Seine Gedanken, die er 1921 in 
einer ausführlichen Arbeit niedergelegt hat, setzt er in dem vor- 
liegenden Aufsatz. für ein breiteres Publikum verhältnismäßig 
kurz auseinander. Wichtig ist, daß Verfasser immer wieder 
betont, daß die Konstitutionsforschung nicht nur aus Ver- 
erbungsforschung besteht, sondern auch die Kollektivgegen- 
stände, die durch die verschiedenen menschlichen Maße ge- 
bildet werden, zahlenmäßig erfassen muß; unter „Maßen“ sind 
hierbei natürlich nicht nur solche im engeren Sinne zu verstehen, 
sondern auch z.B. Pulszahl und Blutdruck, das heißt also, alles 
am Menschen, was überhaupt nach einem quantitativen Merk- 
mal geordnet und daher nach der Definition von Bruns Gegen- 
stand der Kollektivmaßlehre sein kann. Hierbei untersucht 
Rautmann nicht nur die einzelnen Kollektivgegenstände für 
sich, sondern auch die sehr interessanten und wichtigen Be- 
ziehungen, welche durch die Korrelation mehrerer gegeben sind. 


R. Meyer (Berlin), Zur Statistik der Fleischvergiftungen in den 
Jahren 1923—1925. Reichs-Gesundheitsblatt, 1, 1027. 1926. 
Auf Grund der amtlichen Meldungen sind die Fleischvergif- 
tungen sowohl nach der Zahl der Epidemien als auch der Fälle 
zusammengestellt. Die Zahlen der Epidemien sind von ge- 
ringerer Bedeutung, da wegen der verhältnismäßigen Kleinheit 
der Zahlen Zufälligkeiten im Spiele sein können. Auch die 
Zahlen der Todesfälle sind ohne Belang, bei Zusammenfassung 
hinlänglich großer Gruppen von Fällen ergibt sich immer wieder 
eine Letalität, die bei 1°, liegt und sich hiervon nur in den 
Grenzen des Zufallsmäßigen entfernt. An Erkrankungen sind 
in den drei Berichtsjahren im Reichsgebiete insgesamt 6453 
vorgekommen, an denen ursächlich ganz überwiegend Wurst, 
Pferdefleisch und Rindfleisch (zu ungefähr gleichen Teilen) im 
Spiele waren. Ungefähr die Hälfte aller Erkrankungen erfolgte 
nach Notschlachtungen (meist von Pferden). 


K. A. Heiberg und P. Heiberg (Kopenhagen), Die gesetzliche 
Regeiung der Alkoholfrage in Dänemark. Deutsche med. 
Wochenschrift, 52, 1823. 1926. In Dänemark wurde der 
Alkoholverbrauch durch eine im. Jahre 1917 eingeführte hohe 
Steuer um mehr als 50°, vermindert. Seit damals ist die 
Sterblichkeit der Männer zwischen 35 und 65 Jahren sehr ge- 
sunken, während die der Frauen unverändert geblieben ist — 
also ein ähnliches Bild, wie wir es auch aus der deutschen 
Statistik kennen. In der für die alkoholisch bedingten Todes- 
fälle besonders wichtigen Altersklasse von 45—55 Jahren be- 
trug die Mortalität in Kopenhagen auf 1000 Lebende: 


1910—1914 1920—1924 
Männer......... 19 12 
Frauen ........ 11 10 


Diese Ziffern lassen sich sicher in dem Sinne einer unmittel- 
baren Wirkung der Verminderung des Alkoholverbrauchs deuten. 


E. Lindhagen (Stockholm), Grippe und Lungentuberkulose. 
Zeitschrift für Tuberkulose, 46, 321. 1926. Die wohlbekannte 
Tatsache, daß in Grippezeiten die Zahl der gemeldeten Todes- 
fälle an Lungentuberkulose höher als sonst ist, wird vom Ver- 
fasser an Hand eines äußerst umfangreichen Tabellenmaterials 
„bewiesen“. Die natürliche Erklärung hierfür, daß nämlich 
zahlreiche Todesfälle Tuberkulöser, deren Tod durch eine inter- 
kurrente Grippe beschleunigt wurde, als Todesfälle an Tuber- 
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kulose gemeldet werden, will Verfasser aber durchaus nicht 
gelten lassen! Gerade bei einem Kliniker klingt die Auffassung 
besonders befremdlich, daß immer eine bestimmte Todes- 
ursache angenommen werden müßte. Da Verfasser also den 
natürlichen Zusammenhang leugnet, bleibt ihm nichts übrig, 
als irgendeine geheimnisvolle Verknüpfung anzunehmen, über 
die er sich aber nicht näher ausspricht. 


R. Engelmann (Kiel), Statistik und Tuberkulosefürsorge. 
Zeitschrift für Tuberkulose, 46, 290. 1926. Verfasser gibt 
Ziffern der Tuberkulosemortalität in den einzelnen Kreisen 
Schleswig-Holsteins vor und nach dem Kriege. Leider fehlt 
die Angabe der absoluten Zahlen, die die Bedeutung der Zu- 
fallsschwankungen erst recht gezeigt hätte. Als mögliche 
Fehlerquellen führt Verfasser die Ungleichmäßigkeit der Dia- 
gnosen im allgemeinen und besonders infolge verschiedener 
Fürsorgetätigkeit an und versucht diese Möglichkeiten als 
unbedeutend hinzustellen. Unter anderem übersieht er hierbei, 
daß in den einzelnen Landkreisen (nicht kreisfreie) Städte in 
verschiedenem Anteil an der Einwohnerzahl vorhanden sind. 
Ferner können zwar in den größeren Städten (Verfasser sagt 
irrtümlich ‚‚Großstädten‘‘) die ortsfremden Gestorbenen aus- 
geschaltet werden, auf jeden Fall fehlen sie aber in den Ge- 
storbenenzahlen der Landkreise, und das ergibt je nach der 
größeren oder geringeren Entfernung des Kreises von der näch- 
sten Groß- oder gar Universitätsstadt beträchtliche Unter- 
schiede, die es ohne weiteres erklären, daß sich für den Norden 
der Provinz höhere Tuberkulosemortalitätsziffern als für den 
Süden ergeben. Besonders hervorgehoben sei nur noch, daß 
die besondere Berechnung der Ziffern für extrapulmonale 
Tuberkulose für die einzelnen Kreise und ihr Vergleich mit den 
entsprechenden Ziffern für Lungentuberkulose wegen des 
gıoßen mittleren Fehlers der Ziffern für extrapulmonale Tuber- 
kulose (kleine Grundzahlen!) und also erst recht des Quotienten 
keinesfalls zulässig ist. Die Hauptergebnisse sind übrigens nicht 
in Tabellen, sondern in Form von drei Landkarten zusammen- 
gestellt, in die die Mortalitätsziffern auf 1000 Lebende eingesetzt 
sind, während es in den Legenden heißt: ‚auf 10000“. 


W. Rohardt (Rio Grande), Beiträge zur Klinik der Pest. 
Reichs-Geundheitsblatt, 1,947. Das Klinische als solches kommt 
hier nicht in Betracht; aber die Arbeit muß als ein Beispiel da- 
für genannt werden, wie manche Ärzte Statistik treiben. Von 
24 beobachteten Pestkranken sind 15 gestorben, ‚‚das entspricht 
einer Mortalitä. von 62,5 °,.° Abgesehen davon, daß man nicht 
„Mortalität“ schreiben darf, wenn man ‚‚Letalität‘‘ meint, 
wird die aus solch winzigen Grundzahlen errechnete Letalität 
vom Verfasser mit der anderer Autoren, die 70—90 %, betrug, 
verglichen und sein günstigeres Ergebnis hervorgehoben! Von 
den 24 Erkrankten waren 16 männlich (vielleicht aber auch nur 
15, denn selbst die Addition dieser einstelligen Zahlen stimmt 
nicht!), und daran knüpft Verfasser Betrachtungen über die 
Ursachen der größeren Morbidität der Männer; dabei ist — 
außer der Winzigkeit der Zahlen — nicht einmal gesagt, ob 
nicht etwa in Rio Grande das Verhältnis der lebenden männ- 
lichen Bevölkerung zur weiblichen — namentlich in den beson- 
ders gefährdeten Altern — auch dem der Erkrankten ähnelt, 
was ja in Kolonialländern häufig ist. Ebenso zu beurteilen ist 
die Betrachtung der Letalität nach dem Alter; es sind nämlich 
unter anderem von insgesamt 2(!) beobachteten Fällen unter 
10 Jahren und ebenso von 3 (!) über 50 Jahren alle gestorben 
(von den 19 Fällen zwischen 10 und 50 Jahren aber auch 10!), 
woraus der Verfasser schließt: ‚Das erste Kindesalter und die. 
Jahre über 50 scheinen also besonders zu ungünstigem Ausgang 
zu neigen.“ Karl Freudenberg (Berlin). 
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Franz Koelsch (München), Berufsmorbidität und -Mortalität. 
Handbuch der Sozialen Hygiene, herausgegeben von A. 
Gottstein (Charlottenburg), A. Schloßmann (Düsseldorf) 
und L. Teleky (Düsseldorf). Zweiter Band: Gewerbe- 
hygiene und Gewerbekrankheiten. Berlin 1926. Verlag von 
Julius Springer. Seiten 203—224. 


Die Morbiditäts- und Mortalitätsstatistik nach dem Beruf, 
beziehungsweise nach der Beschäftigung ist stets stiefmütterlich 
behandelt worden. Leider wurde diese Frage auch auf der im 
Oktober 1926 tagenden dritten Konferenz von Arbeitsstatisti- 
kern im Internationalen Arbeitsamt nicht behandelt. Um so 
dringender ist es Aufgabe der Wissenschaft, Anregungen auf 
diesem Gebiete zu geben. Eine recht dankbare Gelegenheit 
dazu bietet eine spezielle Abhandlung in dem großzügig ange- 
legten Handbuch der sozialen Hygiene. Leider aber hat der 
Verfasser diese Gelegenheit nicht in vollem Maße ausgenutzt. 
Zwar hat Koelsch auf die viel zu verbreiteten Fehlerquellen 
der Morbiditäts- und Mortalitätsstatistik nach dem Beruf hin- 
gewiesen. In der Tat sind jedoch die Fehler, besonders die der 
Morbiditätsstatistik, die meistens aus der Krankenkassen- 
statistik stammen, derart, daß ihre Benutzung so gut wie un- 
möglich ist. Es erscheinen uns daher die Ausführungen von 
Koelsch nicht ausführlich genug. Allerdings bieten seine Aus- 
führungen sowohl für Produzenten als auch für Konsumenten 
der Statistik mancherlei Anregungen, aber sie können nicht die 
in der Literatur fehlende ausführliche Behandlung der Theorie 
und Praxis der Erkrankungs- und Sterblichkeitsstatistik nach 
Beruf, beziehungsweise nach Beschäftigung ersetzen. Besonders 
zu bedauern ist es, daß Koelsch das Problem der einwand- 
freien Untersuchungsmethode der Wirkung der Arbeitsverhält- 
nisse auf den Gesundheitszustand nicht ausführlich behandelt 
hat. Eine lückenlose Behandlung dieser Frage erscheint uns 
um so notwendiger, als sie — wie es nach der neuen Schrift 
von Otto Lippmann!) zu ersehen ist — auf dem Gebiete der 
Arbeitswissenschaft nicht in entsprechender Weise behandelt 
wird. Hier ein einwandfreies Material mittels der zuverlässigen 
Statistik zu schaffen, ist die Losung. 

Koelsch hat zur Ergänzung seiner. Ausführungen. über 
Methodologie der Erkrankungs- und Sterblichkeitsstatistik ‚‚Er- 
gebnisse der neueren beruflichen Krankheits- und Sterblich- 
keitsstatistik‘“ beigefügt. Leider sind aber nicht alle von ihm 
angegebenen Tabellen neu. Wenn es für das deutsche Material 
allerdings schwer war, für die im Jahre 1910 erschienenen 
„Krankheits- und Sterblichkeitsverhältnisse in der Orts- 
krankenkasse für Leipzig und Umgegend‘“ eine gleichwertige 
Statistik aus den neuesten Quellen zu gewinnen, so bleibt es 
doch unbegreiflich, warum der Verfasser als englisches Material 
nicht den vor etwa 3 Jahren erschienenen ‚Supplement to the 
75th Annual Registrar-General of Births, Deaths, and Marriages 
in En,lani and Wales‘, sondern immer noch den Supplement 
to the 65th Annual Report benutzt hat. Der Hauptvorteil des 
„Supplement to the 75th Annual Report‘ im Vergleich zu den in 
früheren Supplementbänden veröffentlichten Statistiken liegt, 
abgesehen von der Vermehrung der Beschäftigungsgruppen, 
darin, daß in dem ersteren zum ersten Male die Todesursachen- 
statistik nach der Beschäftigung für jede Altersklasse be- 
sonders in ‚Standard Population‘ geteilt wird. Dies erleichtert 
uns eine vervollkommnete Untersuchung. Wenn wir zum 
Beispiel in der ersten in der Tabelle angegebenen Altersklasse 
eine relativ große Tuberkulosesterblichkeit feststellen, so ist an- 
zunehmen, daß wir es hier nicht mit einer schädlichen Wirkung 


1) Otto Lippmann, ‚Grundriß der Arbeitswissenschaft und 
Ergebnisse der arbeitswissenschaftlichen Statistik.“ Jena 1926. 
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der Beschäftigung auf die Tuberkulosesterblichkeit zu tun 
haben, sondern vielmehr mit einer Bevorzugung der Beschäf- 
tigung durch die körperlich schwächeren Personen. Dagegen 
läßt das große Anwachsen der Sterblichkeit in den nächst- 
folgenden Altersklassen vermuten, daß die betreffende Be- 
schäftigung für die Tuberkulosesterblichkeit ungünstig ist. 
Durch feinere Beobachtung können wir in manchen Fällen bei 
einem Vergleich der Tuberkulosesterblichkeit in verschiedenen 
Altersklassen bei gewissen Beschäftigungen feststellen, inwie- 
fern die Beschäftigung auf die Tuberkulosesterblichkeit ge- 
wirkt hat. — Außerdem besitzt dieser Supplementband eine 
Statistik der Sterblichkeit nach 8 sozialen Klassen, nämlich: 


I: Obere und Mittlere Klassen, 
Il: Zwischenklasse, ausgenommen Unbeschäftigte, 
Ill: Gelernte Arbeiter, 
IV: Zwischenklasse, 
V: Ungelernte Arbeiter, 
VI: Textilarbeiter, 
VII: Bergleute, 
VIII: Landarbeiter. 


Allerdings kann dieser Versuch nicht als ganz gelungen gelten, 
denn ein und derselben sozialen Klasse sind verschiedene Be- 
schäftigungsarten eingegliedert, die ganz verschiedene Wir- 
kungen auf die Todesursache haben können. (Zum Beispiel in 
der Gesellschaftsklasse ‚.Bergarbeiter‘‘ — Zinnbergarbeiter mit 
einer erstaunlich hohen Tuberkulosesterblichkeit und Kohlen- 
bergarbeiter mit einer sehr niedrigen Tuberkulosesterblichkeit.) 
Es wäre viel zweckmäßiger, die Gesellschaftsklassen innerhalb 
jeder Beschäftigung zu unterscheiden, wie es die niederländische 
Statistik tut. Koelsch erwähnt diese niederländische Statistik, 

aber er hätte auch hier ausführlicher sein müssen. Seine Aus- 

führungen hätten nur gewonnen, wenn er anstatt Tabellen aus 

Quellen, die auch sonst dem Leser verhältnismäßig leicht zu- 
gänglich sind, den niederländischen mehr Platz gewidmet hätte. 
Mit Recht hebt er hervor, daß die Unterschiede in der Sterblich- 
keit unter den Selbständigen und Unselbständigen in Gewerbe 
und Industrie nicht so groß sind, da die Selbständigen im Klein- 
gewerbe nicht selten wirtschaftlich weniger günstig gestellt 
sind als die Fabrikarbeiter. Es wäre eine dankbare Aufgabe, 
auch hier eine mögliche Korrektur zu schaffen. 


M. Kantorowicz (Berlin). 


R. Hauger (Karlsruhe), Geburtenhäufigkeit und Kinder- 
sterblichkeit in den vorwiegend ländlichen Bezirken Badens. 
Soz.-hyg. Mitteil., Jg. 10, Heft 4, S. 112. 1926. Rückblick 
auf das letzte Jahrzehnt vor dem Kriege, um zu untersuchen, 
welche Faktoren Geburtenhäufigkeit (G) und Kindersterblich- 
keit (K) beeinflussen. 1. Klimatische Einflüsse: In den hoch- 
gelegenen Bezirken (Schwarzwald) sind, ähnlich wie in der 
Schweiz, G. und K. niedriger als im Gesamtdurchschnitt 
von Baden. 2. Einflüsse der Konfession: Die Geburtenhäufig- 
keit ist bei den Katholiken größer, der Geburtenrückgang 
geringer als bei den Protestanten. So verhielten sich bei- 
spielsweise die beiden Konfessionen hinsichtlich des Geburten- 
rückganges in den Jahren 1904—1913 wie 5,2 zu 7,9. 3. Ein- 
fluß der Art des Grundbesitzes. In Gegenden mit vorwiegend 
kleineren landwirtschaftlichen Betrieben (Zwergwirtschaften) 
sind G. und K. niedrig, da die Kinder nicht als Arbeitskräfte 
gewünscht werden und die Bäuerin Zeit hat, sich um die Kinder 
selbst zu kümmern. Umgekehrt liegen die Verhältnisse in 
Gegenden mit größeren landwirtschaftlichen Betrieben. Und 
weiter: Wo vorwiegend Viehzucht und Milchwirtschaft herr- 
schen, wenig Arbeitskräfte gebraucht werden, sind G. und K. 
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niedrig, wo Ackerbau und damit Nachfrage nach Arbeitskräften 
herrscht, sind beide hoch. Analoge Erscheinungen zeigen sich 
beim Vergleich von industriearmen und -reichen Gegenden. Ord- 
net man die Bezirke Badens schließlich nach der Geburtenziffer, 
so ergibt sich die auch anderwärts gemachte Beobachtung, daß 
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mit der Geburtenziffer die Säuglings- und Kleinkindersterblich- 
keit fällt. Uneheliche Geburten sind in den Industriebezirken 
weit häufiger als in den ländlichen Gegenden. Der Rückgang der 
Sterblichkeit der Unehelichen hält mit dem der Sterblichkeit 
der Ehelichen nicht Schritt. Schur (Berlin). 


INEUE DEMOGRAPHISCHELITERATUR 


(Fortsetzung von Heft 2.) 
Statistik der Sozialversicherung. 


Deutsches Reich. Statistisches Reichsamt (Berlin), Die Kranken- 
versicherung in den Jahren 1922 und 1923. Statistik des 
Deutschen Reichs, Band 324. Berlin 1926. Reimar Hobbing. 
14 S. Text und 23 S. Tabellen. Preis RM. 4, —. 

Desgleichen für das Jahr 1924. Statistik des Deutschen 
Reichs, Band 331. Berlin 1926. Reimar Hobbing. 76 S. 
Preis RM. 9,—. 


Jahresbericht der Betriebskrankenkasse der Allgemeinen Elek- 
trizitäts-Gesellschaft und Tochtergesellschaften in Berlin für 
1925. Berlin 1925. 29 S. und 1 Tafel. 


Allgemeine Ortskrankenkasse München (Stadt), Verwaltungs- 
bericht für das Geschäftsjahr 1925. München 1926. 93 S. 


Allgemeine Ortskrankenkasse München, Die Errichtung von 
Ortskrankenkassen in München und ihre Entwicklung. 
München 1926. 80 S. 


Statistik der Fürsorge. 


Amsterdam. Mededeeling van het Medisch statistisch Bureau 
van den gemeentelijken geneeskundigen- en gezondheids- 
dienst te Amsterdam. Nr. 7. Zuiglingenstatistik betreffende 
in 1922 geboren kinderen, die onder toezicht stonden van de 
gemeentelijke Consultatiebureau’s voor zuigelingen. (Säug- 
lingsstatistik betreffs der im Jahre 1922 geborenen Kinder, 
die unter Aufsicht des städtischen Konsultationsbureaus 
standen.) Amsterdam 1926. VI und 8 S. Preis f. 1,— 


Feld, W. (Zürich), Fürsorgestatistik. S.-A. aus dem IV. Band 
des Handwörterbuchs der Staatswissenschaften. Vierte 
Auflage. Herausgegeben von L. Elster, Ad. Weber, Fr. 
Wieser. Jena 1926, Gustav Fischer. 15 S. 


Sozialstatistik. 


Die Arbeit im Moskauer Gouvernement in den Jahren 1923— 
1925. Sammlung statistischer Materialien. Bearbeitet im 
Bureau der Statistik der Arbeit unter der Redaktion von 
F. Markuson. (Russisch.) Moskau 1926. Verlag ‚‚Trud 
i Kniga“. 435 S. 

Aus dem Inhalt: Bestand der arbeitenden Bevölkerung. 
Arbeitsjahr, -Monate und -Tage. Arbeitsmarkt und Arbeits- 
losigkeit. Lohn der Arbeiter und Angestellten. Budget der 
Moskauer Arbeiter und Angestellten. Arbeiterschutz. Sani- 
tärer Zustand der jugendlichen Fabrikarbeiter. Soziale 
Versicherung. 


Markuson, F. D. (Moskau), Lohnarbeit in den westlichen Län- 
dern während der Jahre 1913—1925. (Russisch.) Teil II 
der statistischen Sammlung über Erwerbsarbeit in Rußland 
und in den westlichen Ländern während der Jahre 1913—1925 
unter der Hauptredaktion von S. G. Strumilin. Moskau 
1926. Verlag ‚‚Woprossy Truda“. 109 S. Preis Rb. 3,20. 
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The American Journal of Hygiene. 
Fortsetzung der Übersicht im Band I Seite 208. 
Volumen VI, 1926. 


Tewksbury, R. B., A Biometric Study of Infant Mortality in the 
United States Birth Registration Area. No. 1, p. 32—73. 


Kung, H. W., Life Tables for Various Racial Groups in Havaii. 
No. 1, p. 74—118. 


Pope, A. S., Studies on Epidemiology of Scarlet Fever. No. 3, 
p. 389—430. 


Grant, J. B., Appraisal of National Health Administration. 
No. 3, p. 450—462. 


Rosenau, M. J., Felton, L. D. and Atwater, R. M., An Epidemio- 
logic Study of Pneumonia and its Mode of Spread. No. 3, 
p. 463—483. 


Pearl, R., New Data on Differential Fertility in the United 
States. No. 4, p. 610—616. 


The School of Hygiene and Public Health of the Johns Hopkins 
University. Monographic Series No. 6, 55 pp. 


Wjestnik Statistiki. 


Herausgegeben von der Statistischen Zentralverwaltung 
der RSFSR in Moskau. 
Übersicht über die demographischen Abhandlungen. 
6. Jahrgang 1924. 


Bogdanow, I., Das Kontingent der Schulkinder in den Jahren 
1924—1928 und die Perspektive der allgemeinen Schulpflicht. 
Heft XV11)), Nr. 4—6, S. 87—106. 


Bogoslowski, S., Die sanitäre Statistik in bezug auf die Er- 
forschung der schädlichen Einflüsse der Arbeit. Heft XVIII, 
Nr. 7—9, S. 113—120. 


Rodin, D., Die Bewegung der Selbstmorde in verschiedenen 
Ländern während des Krieges und später. Heft XVIII, 
Nr. 7—9, S. 206—210. 


Jefremoff, W., Die Arbeiten der Abteilung für Kriegsstatistik 
während der Periode von Oktober 1923 bis zum 1. Oktober 
1924. Heft XIX, Nr. 10—12, S. 216—224. 


7. Jahrgang 1925. 


Romanowsky, W., Gegenwärtiger Stand der Korrelations- 
theorie. Heft XX, Nr. 1—3, S. 1—46. 


Worobjew, N. 1., Die Familien in der Stadt Nerecht. Heft XX, 
Nr. 1—3, S. 81—102. 


Wichljaew, P., Über statistische Kurse. Heft XX, Nr. 1—3, 
S. 213—220. 


Nowosselsky, S. A., Über den engen Zusammenhang zwischen 
der Geburtenhäufigkeit und Kindersterblichkeit. Heft XXI, 
Nr. 4-6, S. 1—26. 


Ptucha, M., Die Geschichte der ersten Eheschließungstabelle. 
Heft XXI, Nr. 4—6, S. 27—56. 


Kuwschinnikow, P., Die natürliche Bewegung der Bevölkerung 
in der RSFSR in den Jahren 1920—1922. Heft XXI, 
Nr. 4-6, S. 99—136. 


Lossitzky, A., Untersuchungen über die Ernänrung der Be- 
völkerung. Heft XXIII, Nr. 10—12, S. 85—123. 


1) Ordnungszahl der ausgegebenen Hefte seit Begründung 
dieser Zeitschrift im Jahre 1919. 
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Woronoft, I. K., W. I. Lenin über statistische Zählungen. Heft 
XXII, Nr. 10—12, S. 125—139. 


Gosuloff, A., Versuch der Erforschung des Einflusses der 
Mächtigkeit der Wirtschaft auf den sozial-hygienischen 
Stand des Dorfes. Heft XXIII, Nr. 10—12, S. 141—180. 


Sydenstricker, Edgar (Washington), Zur Frage über die inter- 
nationale demographische Statistik. Übersetzt von P. Kuw- 
schinnikow. Heft XXIII, Nr. 10—12, S. 215—224. 


Bogoslowsky, S., Stand der medizinal-statistischen Registration 
und der Berichterstattung in RSFSR. Heft XXIII, Nr. 
10—12, S. 301—315. 


8. Jahrgang 1926. 


Gumbel, E. J. (Heidelberg), Über die falsche Korrelation und 
deren Bedeutung in der Physiologie. Heft XXIV, Nr. 1—6, 
S. 33—50. 


Jastremski, B., Die ‚‚falsche‘‘ und die „richtige“ Korrelation. 
Heft XXIV, Nr. 1—6, S. 105—110. 


Ptucha, M. W., Internationales Statistisches Institut und seine 
XVI. Session. Heft XXIV, Nr. 1—6, S. 155—192. 


- Bogdanow, 1., Indices der Volksbildung in verschiedenen Län- 
dern. Heft XXIV, Nr. 1—6, S. 193—202. 


Bibliographie Major Greenwood. 


Professor .Dr. med. Major Greenwood, der bekannte Mit- 
begründer der experimentellen Vital-Statistik und Vorstand 
des Statistischen Laboratoriums im Ministry of Health in 
London, wurde an die projektierte London School of Hygiene 
and Tropical Hygiene berufen und ihm der Lehrstuhl für 
Epidemiologie und Vital-Statistik übertragen. Über seine 
sämtlichen bisherigen statistischen Arbeiten gibt die nach- 
stehende Bibliographie Aufschluß. 


I. Theoretische Statistik. 


l. On Errors of Random Sampling in Certain Cases not 
suitable for the Application of a ,,normal“ Curve of Frequen- 
cy. „Biometrika“, Vol. IX, No. I, 1913, pp. 69—90. 
Cambridge. 

2. M. Greenwood and G. Udny Yule, On the Determination 
of Size of Family and of the Distribution of Characters in 
Order of Birth from Samples taken through Members of 
the Sibships. Journal of the Royal Statistical Society, 
Vol. LXXVII, Jan., 1914, pp. 179—199. London. 

3. J. W. Brown, M. Greenwood, Frances Wood, A Study 
of Index Correlations. Journal of the Royal Statistical 
Society, Vol. LXXVII, February, 1914, pp. 317—346. 
London. 

4. M. Greenwood, G. Udny Yule, On the Statistical Inter- 
pretation of Some Bacteriological Methods employed in 
Water Analysis. The Journal of Hygiene, Vol. XVI, July, 
1917, pp. 36—64. Cambridge. 

5. M. Greenwood, G. Udny Yule, An Inquiry into the 
Nature of Frequency Distributions Representative of 
Multiple Happenings with Particular Reference to the 
Occurrence of Multiple Attacks of Disease or of repeated 
Accidents. Journal of the Royal Statistical Society, 
Vol. LXXXIII, March, 1920, pp. 255—279. London. 

6. Professor Tschuprow on the Theory of Correlation. Journal 
of the Royal Statistical Society. Vol. LXXXIX, Part Il, 
March, 1926, pp. 320—325. London. 


Il. Demographie. 


a) Entwicklung der Bevölkerung. 


7. The Growth of Population in England and Wales. ‚‚Metron‘“ 
Vol. V, N.2, pp. 66—85. Padova 1925. 


8. 


13. 


14. 


18. 


19. 


20. 


21. 


22: 


23. 


24. 
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b) Natalität. 


J. W. Brown, M. Greenwood, Frances Wood, The 
Fertility of the English Middle Classes. A Statistical Study. 
„The Eugenics Review‘, Vol. X11, 1920—21, pp. 158—211. 
London. 

c) Mortalität. 


. M. Greenwood and J. W. Brown, An Examination of 


Some Factors influencing the Rate of Infant Mortality. 
The Journal of Hygiene, Vol. XII, No. 1, May, 1912, 
pp. 5—45. Cambridge. 


. Infant Mortality and its Administrative Control. ‚The 
Eugenics Review‘‘, October, 1912, pp. 23. 
. Value of Life-Tables in Statistical Research. Journal of 


the Royal Statistical Society, Vol. LXXXV, Part IV, 
July, 1922, pp. 537—560. London. 


. M. Greenwood and E. Newbold, On the Excess Mortali- 


ty of Males in the first Year of Life. ‚‚Biometrika‘‘, Vol. 
XVII, Parts 3 and 4, December, 1925, pp. 327—342. 
Cambridge. 

The Vital Statistics of Sweden and England and Wales; 
An Essay in International Comparison. Journal of the 
Royal Statistical Society, Vol. LXXXVII, Part IV, July, 
1924, pp. 493—543. London. 

The Problem of Marital Infection in Pulmonary Tuber- 
culosis. ‚‚Proceedings of the Royal Society of Medicine‘. 
Vol. II (Section of Epidemiology and State Medicine), 
June, 1909, pp. 259—282. London. 


. M. Greenwood and R. H. Candy, The Fatality of Frac- 


tures of the Lower Extremity and of Lobar Pneumonia. 
A Study of Hospital Mortality Rates, 1751—1901. Journal 
of the Royal Statistical Society. Vol. LXIV, Part IV, 
March, 1911, pp. 365—405. London. 


d) Statistik der Krankheiten und Todesursachen. 
16. 


M. Greenwood and F. Wood, On Changes in the re- 
corded Mortality from Cancer and their Possible Inter- 
pretation. ‚Proceedings of the Royal Society of Medicine‘, 
Vol. VII (Section of Epidemiology and State Medicine), 
April, 1914, pp. 119—170. London. 


. M. Greenwood and Frances Wood, The Relation between 


the Cancer and Diabetes Death-Rates. The Journal of 
Hygiene, Vol. XIV, No. 1, April, 1914, pp. 83—118. 
Etude statistique sur le cancer du sein et de l’uterus, 
d’après les données de la statistique officielle de l!’Angleterre 
et du Pays de Galles. League of Nations. Health Organi- 
sation. C. H. 333. Vol. I, pp. 36—104. Genève 1925. 

A Report on the Natural Duration of Cancer. Ministry of 
Health Reports on Public Health and Medical Subjects, 
No. 33. London 1926. 


III. Epidemiologie. 
a) Faktische Epidemiologie. 


On the Spread of Epidemic Plague through Districts with 
scattered Villages. The Journal of Hygiene, Vol. X, No. 3, 
November, 1910, pp. 351—443. Cambridge. 

Statistical Investigation of Plague in the Punjab. Second 
Report: On the Connection between Proximity to Railways 
and Frequency of Epidemics. The Journal of Hygiene, 
Vol. XI, December, 1911, pp. 47—61. Cambridge. 
Statistical Investigation of Plague in the Punjab. Third 
Report. On Some of the Factors which influence the 
Prevalence of Plague. The Journal of Hygiene, Vol. XI, 
December, 1911, pp. 62—156. Cambridge. 

The Factors that determine the Rise, Spread and Degree 
of Severity of Epidemic Disease. Report to Section XVIII 
(Hygiene and Preventive Medicine) of the 17th. Inter- 
national Congress of Medicine, London, 1913, pp. 49—80. 
M. Greenwood and G. Udny Yule, The Statistics of 
anti-typhoid and anti-cholera Inoculations and the Inter- 


26. 


27. 
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Vol. XXI, No. 4, August 1923, pp. 440—450. 
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pretation of such Statistics in general. „Proceedings of 
the Royal Society of Medicine‘, Vol. VIII (Section of 
Epidemiology and State Medicine), 1915, pp. 113—190. 
London. 


. The Outbreak of Cerebrospinal Fever at Salisbury in 


1914—15. ‘Proceedings of the Royal Society of Medicine“ 
Vol. X (Section of Epidemiology and State Medicine), 1917, 
pp. 44—55. London. 

M. Greenwood and Cecily M. Thompson, An Epidemio- 
logical Study of the Food Problem. ‚‚Proceedings of the 
Royal Society of Medicine‘, Vol. XI (Section of Epidemio- 
logy and State Medicine), 1918, pp. 61—84. London. 
The Epidemiology of Influenza. British Medical Journal, 
November 23rd, 1918, pp. 563—566. 

Sydenham as an Epidemiologist. ,‚‚Proceedings of the 
Royal Society of Medicine‘, Vol. XH (Sectjon of Epidemio- 
logy and State Medicine), 1919, pp. 55—65. London. 

The Epıdemiological Point of View. ‚The British Medical 
Journal‘, September 27th. 1919, pp. 405—407. London. 
Galen as an Epidemiologist. ‚Proceedings of the Royal 
Society of Medicine‘, Vol. XIV (Section of History of 
Medicine), 1921, pp. 3—16. London. 


b) Experimentelle Epidemiologie. 


M. Greenwood and W. W. C. Topley, A Further Con- 
tribution to the Experimental Study of Epidemiology. 
The Journal of Hygiene, Vol. XXVI, No. 1, 1925, pp. 
54—110. Cambridge. 

M. Greenwood and W. W. C. Topley. Experimental 
Epidemiology: Some General Considerations. ‚Proceedings 
of the Royal Society of Medicine“, Vol. -XIX (Section of 
Epidemiology and State Medicine), 1926, pp. 31—40. 
London. 

M. Greenwood, E. M. Newbold, W. W. C. Topley and 
J. Wilson, On the Mechanisms by which Protection 
against Infectious Disease is Acquired in ‚Natural‘ Epi- 
demics. The Journal of Hygiene, Vol. XXV, No. 3, 1926, 
pp. 336—353. Cambridge. 


IV. Biometrische Statistik. 


M. Greenwood and J. D. C. White, A Biometric Study 
of Phagocytosis with Special Reference to the ‚‚Opsonic 
index“. Second Memoir. On the Distribution of the Means 
of Samples. ‚‚Biometrika‘‘, Journal for the Statistical 
Study of Biological Problems, Vol. VII, No. 4, Nov. 1910, 
pp. 505—530. Cambridge. 

M. Greenwood and J. W. Brown, A Second Study of the 
Weight, Variability and Correlation of the Human Viscera. 
„Biometrika“, Vol. IX, No. 3 and 4, Oct. 1913, pp. 473— 
485. Cambridge. 

On the Efficiency of Muscular Work. ‚‚Proceedings of the 
Royal Society‘, Vol. 90, 1918, pp. 199—214. London. 
L. D. Cripps, M. Greenwood, and E. Newbold, A 
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Redigiert von Privatdozent Dr. med. R. FETSCHER, Dresden N 23, Weinbergstraße 96. 


Aus der Praxis der Eheberatung. 
Von R. FETSCHER, Dresden. 


Im Nachärehenden sei. über einige Fälle von Ehe- 
beratungen berichtet, welche ein gewisses allgemeineres 
Interesse für sich in Anepriich nehmen dürfen, da bis- 
her über diese Fragen noch PAUSIDIEMENIE wenig in 
der Literatur niedergelegt ist. 

Fall 1: Ein Suaheli-Neger M. , vermutlich zwischen 
1897—1899 in Daresalam geboren‘ beabsichtigt die 
italienische Staatsangehörige Ch. zu heiraten. 
italienischem wie deutschem Recht bestehen keine 
Ehehindernisse, doch ist der zur Zeit staatenlose Neger 
M. nicht in der Lage, ein Ehefähigkeitszeugnis bei- 
zubringen. Das Sächsische Ministerium des Inneren 
übersandte mir die Akten mit der‘ Aufforderung, mich 
vom erbbiologischen Standpunkt aus zu dieser ge- 
planten Eheschließung zu äußern. Es wurde darauf- 
hin folgendes Gutachten erstattet, das dem Sinne nach 
wiedergegeben sei: 

Von einzelnen Autoren, wie Mjoen, wird bec- 
hauptet, daß aus der Kreuzung zweier Menschen- 
rassen, die große Unterschiede aufweisen, Kinder 
hervorgingen, die relativ minderwertig wären. Gegen 
diese Auffassung wird indes mit Recht geltend ge- 
macht, daß mindestens bei den heutigen Kulturvölkern 
alle Personen ein so verschiedenartiges Erbgut auf- 
weisen, daß jede Ehe zugleich eine Kreuzung ver- 
schiedenartiger Erbanlagen bedeutet 1). Ehen zwischen 
Personen, die verschiedenen Rassen angehören, sind 
von den übrigen somit nicht prinzipiell, sondern nur 
graduell verschieden. Besonders bei Pflanzenkreu- 
zungen fällt eine Erscheinung auf, die als „Luxurieren 
der Bastarde‘‘ bezeichnet wird und sich darin kund- 
gibt, daß diese üppigeren Wuchs als die elterliche 
Generation aufweisen. Castle hat neuerdings be- 
hauptet, daß eine dieser Erscheinung durchaus ent- 
sprechende Beobachtung auch bei menschlichen Ras- 
senmischlingen gemacht werden könne. Keinesfalls 
stünden sie unter der durchschnittlichen Wertigkeit 
der Elternrassen. Wo dies anscheinend der Fall sei, 
handle es sich um eine soziale Auslese der zur Mischehe 
bereiten Personen, die um so schlechter sein müsse, 
je größere Vorurteile gegen die Heirat mit anderen 
Rassenangehörigen bestünden. Wo dieses Vorurteil 
nicht vorhanden sei, wären auch die Ergebnisse der 
Mischehen günstig. Im übrigen sei auch auf Fischers 


f 1) Vgl. Marcuse, Der Zeugungswert der Mischehe. Arch. 


f. Soziale Hyg. u. Demogr. Bd. 1, H. 4, S. 295. 1926. 


Nach 


Bericht über die Rehoboter Bastards verwiesen, ein 
im ehemaligen Deutsch-Südwest-Afrika befindliches 
Mischvölkchen aus Hottentotten und Buren, der ein 
durchaus günstiges Urteil über ihre Wertigkeit fällt. 

Sind somit vom erbbiologischen Standpunkt aus 
begründete Bedenken gegen die Mischehe nicht zu er- 
heben, so muß sie dach vom sozialpolitischen aus als 
nicht ganz erwünscht bezeichnet werden. Es scheint 
deshalb gerade bei Mischehen eine Eheberatung be- 
sonders angezeigt. 

Das Paar hat sich tatsächlich zur Pucberatung ein- 
gefunden: 

a) Die Braut, Fräulein Ch., 24 Jahre alt, stammt aus 
gesunder, unbelasteter Familie. Sie selbst ist gesund; 
vor 5 Jahren Geburt eines unehelichen Kindes, das 
sich normal entwickelt hat. | 

b) Der Bräutigam, M., gibt an, bisher völlig gesund 
gewesen zu sein. Über seine Familie vermag er nur 
äußerst spärliche Angaben zu machen, die körperliche 
Untersuchung gibt keine Anhaltspunkte für irgendein 
Ehehindernis. Blutentnahme verweigert der Patient 
mit der Begründung, daß er schwerer Bluter wäre. 

Mit Rücksicht auf die letzte Angabe wird M. 
für eheuntauglich erklärt. Kurz nach Erhalt des 
mit der Post gesandten Zeugnisses meldet sich die 
Braut und erklärt, die Angabe M.’s, er wäre Bluter, 
entspricht nicht den Tatsachen. Dieser wird deshalb 
nochmals zur Blutentnahme Bestellt; Gerinnungszeit 
durchaus normal; Wassermannsche Reaktion 
positiv. Daraufhin wurde auf gegenwärtige Ehe- 
untauglichkeit erkannt und das Paar in spezial- 
ärztliche Behandlung überwiesen. 

Abgesehen von dem rein theoretischen Interesse, 
das die Beurteilung der Mischehe bot, beleuchtet dieser 
Fall die Gefahren, die sich ergeben, wenn das Paar 
nicht freiwillig, sondern wie hier auf die nachdrück- 
liche Empfehlung durch eine Behörde zur Unter- 
suchung kommt. Diese Personen werden häufig mit 
der Absicht kommen, über etwaige Ehehindernisse 
den Arzt zu täuschen, so daß weitgehende Vorsicht 
nicht genug empiohien werden kann. Ein weiterer 
Fall einer von dem Brautpaar nicht gewünschten Ehe- 
beratung bot eine ähnliche Erfahrung. 

Fall 2: Der 24jährige E. beabsichtigt die 22jährige 
L. zu heiraten. Der Vater des Bräutigams hat Be- 
denken gegen die Verbindung und veranlaßt das Paar, 
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sich beraten zu lassen. Dieses erklärt bei der ersten 
Besprechung, ohne Rücksicht auf das ärztliche Urteil, 
auf jeden Fall die Ehe schließen zu wollen. 

a) E. ist körperlich gesund. Außer Blutarmut ge- 
ringeren Grades und einer Andeutung von astheni- 
schem Habitus nichts Besonderes. Wa. negativ ; keine 
ernste Erkrankung durchgemacht. Nach dem bisheri- 
gen Verhalten E.’s im Leben, über das sich der Vater 
äußerte, muß er als Psychopath bezeichnet werden. 

b) L. ist körperlich gesund, Wa. negativ, Schwanger- 
schaft im 4. Monat liegt vor. Andeutung von Turm- 
schädel, Kopfumfang 51 cm. Intelligenzprüfung er- 
gibt erhebliche Defekte. L. versagt bei den einfachsten 
Rechenaufgaben völlig, ist nicht in der Lage, die 
Namen der Monate in umgekehrter Reihenfolge richtig 
aufzuzählen, ebensowenig gelingt dies mit den Wochen- 
tagen usw. Sie war Hilfsschülerin und später im 
Heim für halbe Kräfte beschäftigt. Eine Schreib- 
prüfung wird verweigert: 

Da nach dem ganzen Bilde die Braut L. als imbezill 
zu bezeichnen ist, muß die Ehe besonders mit dem 
Psychopathen E. widerraten werden. Erschwert wird 
diese Entscheidung durch die schon bestehende 
Schwangerschaft, da das Mädchen mit einem unehe- 
lichen Kinde belastet ist, falls die Ehe nicht zustande 
kommt. Im Hinblick darauf aber, daß von diesem 
Paare mit großer Wahrscheinlichkeit minderwertige 
Nachkommenschaft zu erwarten ist, sowie unter Be- 
rücksichtigung des Umstandes, daß vermutlich im 
Falle der Ehe eine recht erhebliche Kinderzahl bei der 
bekannten starken Triebhaftigkeit Minderwertiger zu 
gewärtigen sein dürfte, schien es zweckmäßig, trotz 
der bestehenden Bedenken die Ehe zu widerraten. Da 
jedoch das Paar seinen Willen zur Ehe auch bei un- 
günstigem ärztlichen Urteil geäußert hatte, mußte 
versucht werden, die Eheschließung zu verhindern. 
Es geschah dies dadurch, daß der Braut das Recht 
zur selbständigen Verehelichung entzogen wurde, in- 
dem ihre Geschäftsfähigkeit im Sinne des $ 104 
BGB. verneint wurde. Auch dieser Fall zeigt wieder, 
daß die irgendwie erzwungene Eheberatung wenigstens! 
gegenwärtig noch zu recht unangenehmen Schwierig- 
keiten in der Praxis führt. 

Fall 3: s) ? 
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3 und 5 planen zu heiraten; es handelt sich also unı 
eine Vetternehe 1. Grades. Der gemeinsame Großvater 
(1) des Brautpaares wird als äußerst wortkarg und 
übertrieben streng geschildert. Die Großmutter (2) 
sei fanatisch religiös gewesen. Von den Kindern des 
Paares (1) und (2) war ein Sohn (6) wegen Geisteskrank- 
heit entmündigt; es handelt sich um Schizophrenie; 
‘ein anderer Sohn (7) ist sozial entgleist; er wird als 
willensschwach und leichtsinnig geschildert. Ein 
Bruder (4) der Braut (3) ist schwachsinnig. Das 
Brautpaar selbst ist völlig gesund, ebenso sind keine 
Anomalien der beiderseitigen Eltern vorhanden. Mit 
Rücksicht auf die starke Belastung der Familie sind 
jedoch krankhafte, heterozygote Erbanlagen bei beiden 
Partnern zu erwarten. Damit sind aber die Aussichten 
für die Nachkommenschaft ungünstig. Beide Teile 
sind demnach als beschränkt ehetauglich!) zu 
bezeichnen. Das Paar hat sich im Sinne des ärztlichen 
Rates entschieden und auf die Ehe verzichtet. 
Fall 4: 
J 
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Proband ~ wünscht sich über seine Ehetauglich- 
keit zu unterrichten. (1), (2) und (3) sind geisteskrank 
(dementia praecox nach den erbetenen Krankenhaus- 
diagnosen). Da die Schwester des Probanden an einem 
schweren Erbleiden erkrankt ist, ist eralsbeschränkt 
ehetauglich zu bezeichnen. Der Stammbaum seiner 
Braut bietet folgendes Bild: 


? 
AAR 
38) 99) L10919 3112) 913) 31 915) 
L- l 
3» Q’) g’) 2; 


(1) Die Braut ist gesund, deren Vater (2) wegen 
Magengeschwür operiert, sonst gesund, die Mutter (3) 
völlig gesund. (4) Vatersvater litt an Nieren und 
Blasensteinen und starb an Atherosklerose. (5) Vaters- 
mutter starb an Lungenentzündung, war herzleidend. 


1) Vgl. Fetscher, Über den Austausch von Gesundheits- 
zeugnissen vor der Ehe. Arch. f. Soziale Hyg. u. Demogr. 
Bd. 2, H. 1, S. 54. 1926/27. 
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(6) Muttersvater anLeberleiden gestorben, (7) Mutters- 
mutter starb an Unterleibskrebs. (8) starb an Lungen- 
entzündung, desgleichen (9), (10) an chronischen Nieren- 
leiden, (11) an Lungenentzündung. Über die weiteren 
angeführten Personen liegen nur kurze Personal- 
daten, aber keinerlei Todesursachen vor. In geistiger 
Hinsicht war in dieser Familie, auch in der Seiten- 
verwandtschaft, alles gesund. Die Braut (1) ist somit 
als allgemein ehetauglich zu bezeichnen. Die Ehe mit 
dem Probanden kann trotz Belastung seiner Familie 
zugelassen werden, wenn auch die Aussicht auf min- 
derwertige Nachkommenschaft etwas größer ist, als 
der Norm entspricht. 


Fall 5: 


H 


Q; 
3 
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R.(1), 34 Jahre alt, wünscht darüber beraten zu sein, 
ob er dem Drängen seiner Mutter und dem Vorschlage 
des Hausarztes nachgebend, in der Ehe Heilung seiner 
Homosexualität suchen solle. R. ist körperlich ge- 
sund, Dysplastiker, auffallend hüftbreit, genitale Be- 
haarung mäßig reichlich, horizontal über dem Mons 
Veneris abschneidend. Muttersbruder ist geisteskrank 
(Schizophrenie), derVater(4) ist an Paralyse gestorben, 
Vatersbruder (3) beging Anfang 40 Selbstmord. 
Ursache ist nicht bekannt. Mit Rücksicht auf die er- 
hebliche familiäre Belastung, dem körperlichem Bilde 
des Patienten, sowie seiner völlig eindeutigen sexuellen 
Neigung (er hat nie von Frauen geträumt), hat R. als 
echter Homosexueller zu gelten. Änderung seiner Ver- 
anlagung in der Ehe ist ausgeschlossen. Er ist dauernd 
allgemein eheuntauglich. Gegen jede Heirat 
sind schwerste Bedenken zu erheben. 


Fall 6: 
Q 6) 
| | 
39 gə 95) 
Í | | | | 
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Fräulein R. (1) beabsichtigt zu heiraten. Sie selbst 
ist völlig gesund, 30 Jahre alt. Ein Bruder (2) ist 
verschollen ; er hat die Familie mit 25 Jahren verlassen, 
die seitdem nichts mehr von ihm gehört hat. Er sei 
stets „wunderlich‘‘ gewesen. Mutter (5) ist gesund, 
Vater (4) wegen dementia praecox in einer Anstalt, 
wo er an Ruhr starb. Vatersbruder (3) war Trinker. 
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Der Bräutigam C. stammt aus folgender Familie: 


ag» Q g?) 


Der Bräutigam (1) ist völlig gesund; sein Bruder 
(2) ist schwachsinnig, äußerst jähzornig und kann nur 
inn Haushalt der Familie beschäftigt werden. Der 


"Vater (3) war Bierfahrer und zeitlebens starker 


Trinker (durchschnittlich 6 I Bier im Tage!), der 
Großvater (4) beging in hohem Alter Selbstmord, ob- 
gleich er sich in guten Verhältnissen befand. 


Nach dem Bilde der Familie sind Braut und Bräuti- 
gam beschränkt ehetauglich. Die Ehe ist deshalb 
zu widerraten. Da jedoch das Paar schon seit längerer 
Zeit einen gemeinsamen Haushalt führt, dessen Ein- 
richtung sie gemeinsam aus ihrem Arbeitsverdienst 
beschafft haben, wollen sie trotz des ungünstigen ärzt- 
lichen Urteils heiraten. Da die Aussicht auf minder- 
wertigen Nachwuchs recht erheblich ist, schien es aus 
eugenischen Gründen geboten, dem Paar den frei- 
willigen Verzicht auf Nachkommenschaft zu emp- 
fehlen. Beide erklären, auf Kinder keinen Wert zu 
legen. Sie werden deshalb über gesundheitlich un- 
schädliche Vorbeugungsmittel belehrt. 


Es ist mir bewußt, daß dieser letzte Fall von man- 
chen Seiten Widerspruch erfahren wird. Denncch 
glaube ich, daß der gegebene Rat der zweckmäßigste 
war, der nach Lage der Dinge erteilt werden konnte. 
Die eugenische Aufgabe bestand zunächst darin, die 
Ehe zu widerraten, dann aber, als das Paar von seinem 
Entschluß nicht abzubringen war, naturgemäß in 
nichts anderem als wenigstens minderwertigen Nach- 
wuchs zu verhüten. Abgesehen von der augenblicklich 
noch gesetzlich in ihrer Zulässigkeit ungeklärten 
Moglichkeit der Sterilisierung stehen nur die empfäng- 
nisverhütenden Mittel zur Verfügung. Ich glaube 
aber, daß selbst dann, wenn Sterilisierung ohne ge- 
setzliche Schwierigkeiten zulässig wäre, ein solcher 
Eingriff bei keinem der beiden Personen zu verant- 
worten gewesen wäre, da sie nur beschränkt ehe- 
tauglich, nicht aber dauernd eheuntauglich sind. 
Es blieb also meines Erachtens nur der eingeschlagene 
Weg als gangbar übrig. 

Es sei damit die kurze Kasuistik beschlossen, der 
gelegentlich Berichte über weitere Fälle folgen sollen, 
soweit sie ein allgemeineres Interesse für sich bean- 
spruchen dürfen. 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


R. Fueter (Zürich), Das mathematische Werkzeug des Chemikers, 
Biologen und Statistikers. Orell Füßli, Zürich, Leipzig, 
Berlin 1926. S. 268. Brosch. .#& 12.—. 

Ein gewisses Maß mathematischer Kenntnis vorausgesetzt, 
darf das Werk als eine besonders gut gelungene und anregende 
Einführung in die höhere Mathematik für den Biologen be- 
zeichnet werden. Neben Differential- und Integralrechnung 
wird auch die Wahrscheinlichkeits- und Fehlerrechnung be- 
handelt. Dieser Abschnitt, der sogar noch ausführlicher sein 
dürfte, ist für die Erbbiologie wie die Eugenik von besonderer 
Wichtigkeit; die Kenntnis der in ihm ausgeführten Gesetze ist 
Voraussetiung wissenschaftlicher Arbeit auf den genannten 
Gebieten, weshalb das Buch mit zu dem Rüstzeug des Eu- 
genikers gehört. F. 
A. Huth (München), Korrelationstafel. Abh. a.d. Geb. d. Päd- 

agogik u. ihrer Hilfswissenschaften H. 1005. Beyer & Söhne, 

Langensalza 1925. S. 79. Preis .# 2.40. 

Die Erblichkeitsverhältnisse der meisten normalen Eigen- 
schaften, die in zahlreichen Gradabstufungen zur Beobachtung 
kommen, können mit Erfolg nur mit mathematisch einwand- 
freien Methoden untersucht werden. Die Korrelationsrechnung 
gehört zu den wichtigsten von ihnen. Das vorliegende Heft 
will die Rechnungsarbeit vereinfachen, ein Versuch, der ent- 
schieden zu begrüßen ist. Die Tafeln werden vielfach mit Vor- 
teil gebraucht werden können. F: 

O. v. Verschuer (Tübingen), Die vererbungsbiologische 
Zwillingsforschung. Ergebn. d. inneren Mediz. u. Kinderheilk. 
Bd. 31, S. 35—120. 1926. Gründlichen Überblick über den 
gegenwärtigen Stand der Zwillingsforschung, der augenblick- 
lich aktuellsten erbbiologischen Methode. Das ausführliche 
Literaturverzeichnis sei besonders hervorgehoben. 18 Bilder 
verschiedener Zwillingspaare ergänzen die Erfahrungen an 
102 Zwillingspaaren des Verfassers, die nach der klinischen 
wie anthropologischen Seite hin ausgewertet sind. F. 

M. Zarfl (Wien), Neue Beiträge zum Studium der blauen Ge- 
burtsflecke (Mongolenflecke). Ztschr. f. Kinderheilk. Bd. 41, 
S. 354—369. 1926. Das Auftreten des Mongolenfleckes ist als 
Folge des Herausmendelns einer durch Rassenkreuzung auch 
bei uns vorkommenden Erbanlage zu erklären. 3 Fälle mit 
ungewöhnlicher Ausdehnung der Pigmentierung werden be- 
schrieben und durch gute farbige Abbildungen erläutert. F. 
Th. Brugsch u. F. H. Lewy (Berlin), Die Biologie der Person. 

Lief. 4. Bd. IV. S.1—234. Preis # 13,80. 

E. Keeser (Berlin) behandelt das vielfach noch recht un- 
klare Gebiet von ‚Konstitution und Arzneiwirkung‘“, wobei 
der Autor naturgemäß vielfach auf Hypothesen angewiesen ist. 
E. Joël und F. Fränkel (Berlin) behandeln in gewohnter 


Meisterschaft ‚Konstitution und Konstellation in ihrer Bedeu- | 


tung für den Mißbrauch der Rauschgifte‘“. Körperliche und 
seelische Momente führen zu Modifikationen ihrer Wirkungs- 
weise. Auch Gewöhnung und bestimmte äußere Momente 
sind nicht gleichgültig für ihre Wirkung. G. Florschütz 
(Gotha), Versicherungslehre. Aus der Fülle von Einzel- 
tatsachen seien besonders die Angaben über die hereditären 
Verhältnisse bei Tuberkulösen hervorgehoben, wie die Betonung 
einer vermuteten ursächlichen Beziehung zwischen Krebs und 
Syphilis. R. Heind! (Berlin). Individuelle Besonderheiten des 
Körperbaues und ihre Verwertung in der Kriminalistik. Be- 
sonders wertvoller Abschnitt, in dem namentlich auch die Frage 
der Papillarlinien eingehend behandelt ist. F. 


L. Borchardt (Königsberg), Konstitution und innere 
Sekretion. Sammlung zwang]. Abh. a. d. Geb. d. Verdauungs- u. 
Stoffwechselkrh. Bd. IX. H. 6. S. 56. Preis geh. M 2,20. 
C. Marhold, Halle a. S. 1926. Überblick über den gegenwärtigen 
Stand der Forschung. Die enge Verquickung zwischen Erb- 
anlage und Konstitution wird betont. Das Heft ist auch als 
erste Einführung in das Gebiet wohl geeignet. F. 


F. v. Rohden (Halle a. S.), Körperbauuntersuchungen an 
geisteskranken und gesunden Verbrechern. Arch. f. Psych. u. 
Nervenkrh. Bd. 97,S.151. 1926. Diedemschizophrenen Formen- 
kreis zugehörigen Formen herrschen beim geistig gesunden wie 
kranken Verbrecher vor. Pyknischer Habitus ist am seltensten. 
Zwischen Verbrechen und Verbrecher bestehen konstitutionelle 
Beziehungen. F. 

J. Sellei u. M. Berger, Sarkoide Geschwülste in einer 
Familie. Arch. f. Dermat. u. Syphilis. Bd. 150, S.47. 1926. Von 
7 Geschwistern sind 5 erkrankt (2 Männer, 3 Frauen). Auch der 


Vater scheint an einem Lymphsarkom (?) gestorben zu sein. 
F: 


F. Schiff u. W. Halberstaedter (Berlin), Über Aggluti- 
nationserscheinungen bei gealterten Blutkörperchen. Ztschr. f. 
Immunitätsforschung. Bd. 48, S. 414—427. 1926. Die Blut- 
körperchen einer Person reagierten zunächst gruppenspezifisch 
Nach 4tägigem Stehen wurden sie von jedem beliebigen Serum 
agglutiniert. Stärkste Zusammenballung trat in der Kälte auf, 
bei 37°C keine mehr. Auf eine Bluttransfusion hatte der Pa- 
tient vorher mit hohem Fieber reagiert. Es ist fraglich, ob das 
Verhalten der Blutkörperchen damit zusammenhängt. F; 


A. Ritter (Bern), Ergebnisse der Konstitutionsforschung und 
ihre Beziehungen zur Chirurgie. Schweiz. Mediz. Wochenschr. 
Jg. 56, Nr. 43, S. 1141—1147. 1926. Die Konstitutions- 
forschung und Erbbiologie hat auch im Bereiche der Chirurgie 
erhebliche Bedeutung. Bestimmte Konstitutionstypen neigen 
zu gewissen chirurgischen Erkrankungen. Die Prognose wird 
gleichfalls unter Berücksichtigung des Habitus des Patienten 
zu stellen sein. Vorbeugende Aufgabe ist es, die Orte vermin- 
derter Widerstandsfähigkeit zu kräftigen, um dadurch bei kon- 
stitutionell Gefährdeten eine Erkrankung zu verhüten. F. 


E. Kretschmer (Marburg), Lebensalter und Umwelt in ihrer 
Wirkung auf den Konstitutionstypus. Ztschr. f. d. ges. Neur. 
u. Psych. Bd. 101, S.278. 1926. Alter und Umwelt sind für 
die Konstitution, wie jahrelange Beobachtungen beweisen, von 
Bedeutung. Dabei sind jedoch die konstitutionellen Grundlagen 
nur innerhalb gewisser Grenzen veränderlich, aber nicht völlig 
zu beseitigen. F. 


J. Siegl (Graz), Ein Beitrag zur Zwillingspathologie. Arch. 
f. Kinderheilk. Bd. 78, S. 198. 1926. Beschreibung des völlig 
gleichartigen abnormen Verhaltens zweier eineiiger Zwillinge 
gegen Atropin. Auf die gleiche Infektion erkranken sie völlig 
gleichartig zu gleicher Zeit. Das kräftigere Kind erholt sich 
und bleibt am Leben, das schwächere geht schließlich an einer 
Komplikation zugrunde. F. 


E. Stransky (Berlin), Ein Beitrag zur Frage der Pubertas 
praecox. Klin. W. Jg. 5, S. 2358. 1926. Beschreibung eines 
Falles von primärem Hypergenitalismus und mit Menstruation 
in der ersten Hälfte des zweiten Lebensjahres. Zugleich damit 
setzt plötzlich abnormes Längenwachstum ein (15 cm in 6 Mo- 
naten). Die Knochenentwicklung des Kindes ist um Jahre 
voraus und dürfte baldigen Wachstumsstillstand bedingen. F. 
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E. Wichmann u. H. Paal (Köln), Die Blutgruppenverteilung 
in der Bevölkerung der Eifel und Westfalens im Vergleich zu jener 
in der Kölner Bevölkerung. Münch. Med. W. Jg.73, S.2202. 1926. 
Auf dem Lande in der Umgebung Kölns mit bodenständiger 
Bevölkerung zeigt sich eine andere Blutgruppenverteilung als 
in Köln. Die Gruppenverteilung der Großstadt erklärt sich 
demnach durch die Mischung verschiedenartiger Elemente. F. 


G. Sch milga (Riga), Über Kiumpfußbildung bei einem zwei- 
eligen Zwillingspaar. Münch. Med. W. Jg. 73, S. 2125. 1926. 
Eingehende Beschreibung eines Falles, aus dem eine Stütze der 
idiotypischen Bedingtheit des Leidens hergeleitet wird. F. 


W. Lüdecke (Danzig), Familienkundlicher Beitrag zur 
Pathologie der Jeanne d’Arc. Ztschr. f. Sexualw. Bd. 13, S. 308. 
1926. Wirsind nur über die Eltern der Jeanne d’Arc genügend 
unterrichtet. Sie waren wohl körperlich gesund, aber neuro- 
pathisch veranlagt. Ihr Vater war mit dem ‚‚zweiten Gesicht“ 
begabt, eine Schwester kinderlos verheiratet, ein Bruder starb 
früh infolge seelischer Erschütterungen, zwei andere Brüder 
waren moralisch defekt. Jeanne d’Arc litt an Atresie der Va- 
gina, war amenorrhoisch, asexuelle Transvestitin. F. 


R. Fetscher (Dresden), Zur Vererbung der Gynäkomastie. 
Ztschr. f. Sexualw. Bd. 13, S. 208. 1916. Beschreibung einer 
Familie, in welcher der Vater und 2 von 3 Söhnen die Anomalie 
zeigen. Über einen Fall werden Körpermaße nach Martin mit- 
geteilt. Lichtbilder ergänzen die Beschreibung. F: 


A. MacDonald (London), Mentality and anthropometrical 
tests. (Der Zusammenhang geistiger und körperlicher Maß- 
zahlen). Med. times. Bd. 53, S. 277. 1925. Höherer Körper- 
wuchs ist ın der Regel bei Kindern mit größerer Leistung ver- 
knüpft. In Zusammenhang zwischen Kopfform und Schul- 
leistung ist in folgender Tabelle ersichtlich: 


dolicho- meso- 
cephal cephal 


brachy- 
cephal 


Zahl 


schlechte Schüler . 


mittlere a 142 
gute T 237 
unlenksame ,, 10 


Beachtenswert ist ferner: 


S Pron TRAE nee ern 
dolicho- meso- brachy- Zahl 
cephal cephal cephal 


Jungen vor der | | | 


t 
i 


Pubertät go% | 4o | 480; | 315 
Jungen nach der 
Pubertät 16°, | 48%, 36%, | 201 
l ) 
Abnormitäten wiesen auf: 
körperlich unlenksam 
Defekte und faul ! an 
Tr za a Caen e EE, R SE ga z BR En ee ge or u 
gute Schüler ..... ; 1% 2°, | 2899 
schlechte ,„ ..... 10% 13% | 1214 
mittlere „ ...... 130, 10% | 3373 


Die Verteilung auf die Gruppen der guten, mittleren und 
schlechten Schüler weist geschlechtsspezifische Differenzen auf. 
Bei den Jungen gehören im 6. Lebensjahr 50 ®, zu den mittleren 
Schülern, im 15. nur noch 24°,. Bei den Mädchen steigt die 
Häufigkeit der mittleren Leistung von 38°, im 6. auf 49°; im 
15. Lebensjahr an. Hierin drückt sich die Bedeutung der Kon- 
stitution aus. F: 
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E. Meirowsky (Köln), Zwillingsbiologische Untersuchungen 


mit besonderer Berücksichtigung der Frage der Ätiologie der 


Muttermäler. Arch. f. Rassen- u. Gesellschaftsbiologie. Bd. 18, 
S. 270. 1926. M. setzt sich nochmals mit den verschiedenen 
Deutungen der Zwillingsbefunde auseinander. Manifestations- 


“schwankungen könnten auch bei Eineiern gelegentlich Unter- 


schiede im Phänotypus bedingen. Dennoch bleibt die idio- 
typische Bedingtheit der Muttermäler bestehen und darf als 
endgültig bewiesen angesehen werden. F.: 


Tia = 


W. Neubauer (Hamburg), Statistische Ergebnisse der Se xual- 
beratungsstellen der Hamburger Ortsgruppen des Deutschen 
Bundes für Mutterschutz und Sexualreform e. V. in den Jahren 
1924 und 1925. Arch. f. Frauenkunde u. Konstitutionsf. Bd. 12, 
S. 483. 1926. Aus den Angaben interessiert besonders die 
Beratungsgründe, welche in folgender Tabelle zusammengefaßt 
sind: 

a) Männer (168) 


l. Rat über Ehefrau, Braut usw. ............. 61 =36,3 
davon wegen Verhütung ......... 33=19,6°% 
2. Geschlechtskrankheit ............222ec2000 0. 41 =24,4°, 
3. Eheschließungsberatung ...........crerrcn0. 15= 8,9°, 
4. Störung des Sexualverkehrs ................ 31 =18,5°%, 
5. Perversionen 222 0nneeeeeeeenneesenenene nn 15 = 8,9°, 
6. Juristische Beratung .........222eecceeenenn y=.30% 
b) Frauen (630) 
1. Schwangerschaft betreffend ................. 499 = 79,2", 
a) Verhütung ........22eccceec nn 225 =35,7°, 
b) normale Schwangerschaft ..... 96 = 15,2, 
c) patholog. ee 22 =: 9,9% 
d) Unterbrechungswunsch ........ 156 = 24,8°%, 


davon wegen: 1.soziale Gründe . 58=37,2°, 
2. Lungenerkrankg. 57 =36,5% 
3. Herzerkrankung. Il= 7,1% 
4. Nervenleiden.... Il= 7,1% 
5. andere Leiden .. 19=12,2°,, 


`. 2. Krankheiten 2.32.8408 51 = 81" 
a) Frauenleiden ................. 29= 4,6°, 
b) Lues und Folgen............. 9= 1,4% 
c) Gonorrhoe u. Folgen........... Il= 1,8°, | 
d) andere Leiden ............... 2= 0,3", 
3. Sexualberatung im engeren Sinne............ 57= 9,1%. i 
a) Eheschließung ............... 8= 1,3%, 
b) Ehestörung ........2..2:22220.. 44 = 7,0%, 
c) Perversionen ......22222222 00. 5= 0,8%, 
4. Juristische Beratung .........2222cceeeren en 16= 2,5% 
5. Fälle ohne Grundangabe .........22rec....- T= 1,10 
F. 


M. Hirsch (Berlin), Der Erlaß des Preußischen Ministers für 
Volkswohlfahrt über die Eignungsprüfung bei der Eheschließung 
und über das Heiratszeugnis. Medizin. Klinik Jg. 52, S. 1428. 
1926. Ausführungen über den in der Eugen. Rundschau 
schon besprochenen Erlaß. H. hält aber die obligatorische Prü- 
fung der Ehetauglichkeit für beide Geschlechter für nötig. Wenn 
auch die Allgemeinheit der Ärzte noch nicht geeignet sei Ehe- 
beratung zu treiben, so müsse doch darauf hingewirkt werden. 

F. 


J. Schwalbe (Berl'n), Gesundheitliche Beratung vor der 
Eheschließung. D. m. W. Jg. 52, Nr. 44,48, S. 1862, 1911, 
1952, 1998, 2004, 2170. 1926. In ausführlicher Weise geht 
der Verfasser auf die geschichtliche Entwicklung der gesundheit- 
lichen Beratung vor und bei der Eheschließung ein. Schon 1895 
bestand in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
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im Staate Connecticut ein Gesetz, das eine Ehe bei Geistes- 
krankheiten, Epilepsie, Schwachsinn und Geschlechtskrank- 
heiten verbot. Gleiche Gesetze folgten 1903—1909 in mehreren 
anderen Staaten der Union, jedoch wird nur eine eidliche Ver- 
sicherung der Ehebewerber, daß sie an den angeführten Krank- 
heiten nicht leiden, gefordert, nicht aber eine ärztliche Unter- 
suchung. Der angestrebte Zweck wurde somit nicht erreicht. 

Es folgt dann eine Darlegung der Verhältnisse in Schweden, 
wo seit 1915 ein Gesetz die Ehe geisteskranker, geistesschwacher 
epileptischer und mit einer Geschlechtskrankheit behafteter 
Personen verbietet. Auch hier besteht nur die Forderung, daß 
die Verlobten auf Ehre und Gewissen versichern, an den an- 
geführten Krankheiten nicht zu leiden. Nach Berichten von 
Professor Pettersson, Stockholm, hat dieses Gesetz ‚un- 
zweifelhaft eine gute Wirkung ausgeübt‘. 

In Norwegen bestehen seit 1918 und in Dänemark seit 
1922 Gesetze, die aber noch weniger umfassend und eingreifend 
sind wie die in Schweden. 

In der Tschechoslowakei, wo man sich seit 1924 ein- 
gehend mit diesen Fragen beschäftigt, ist es zu einem formalen 
Gesetzentwurf bisher noch nicht gekommen. 

Ungarn bereitet eine obligatorische ärztliche Untersuchung 
bei der Eheschließung vor. Ähnliche beabsichtigte oder durch- 
geführte Einrichtungen anderer europäischer oder außer- 
europäischer Länder kennt der Verfasser nicht. 

Schwalbe kommt dann auf die Entwicklung dieser Fragen 
in Deutschland zu sprechen. Dort stellte der Deutsche Mo- 
nisten-Bund unter Leitung von Ernst Haeckel bereits 1908 
die Forderung, „daß unter den staatlich verlangten Verehe- 
lichungspapieren von beiden Seiten ein Gesundheitsattest bei- 
zubringen sei“. Diesen Beschluß unterstützte eine Petition des 
Apothekers Breitfeld, der verlangt, „daß eine Bescheinigung 
eines approbierten Arztes, nicht älter als 6 Monate, dahin lau- 
tend, daß der (die) Verlobte eine ärztliche Beratung im Hinblick 
auf die beabsichtigte Eheschließung in Anspruch genommen 
hat“, beigebracht wird. 1910 hat Schwalbe als erster aus 
ärztlichen Kreisen diese wichtige Forderung Breitfelds sehr 
unterstützt; jedoch blieben diese Anregungen erfolglos. Im 
gleichen Jahre reichte der Deutsche Monisten-Bund die oben 
formulierte Forderung an den Reichstag ein, ebenfalls ohne Er- 
folg. Die Berliner Gesellschaft für Rassenhygiene beschäftigte 
sich 1916 in einer Verhandlung mit der Frage des Austausches 
von Gesundheitszeugnissen vor der Eheschließung. Jedoch 
fanden in der Verhandlung diese Ansichten wenig Freunde, son- 
dern hauptsächlich Gegner. Bekannt sind dann ‚‚die Leitsätze‘ 
von Trumpp geworden, die er als Ergebnis der Verhandlungen 
der vom Ärztlichen Verein München eingesetzten „Kommission 
zur Beratung von Fragen der Erhaltung und Mehrung der Volks- 
kraft“ 1916 veröffentlichte: Um eine Fortpflanzung der Kran- 
ken und Minderwertigen und ihre schädliche Vermischung mit 
tüchtigen Volkselementen möglichst zu verhindern, sollen von 
Staatswegen geprüfte und vereidigte Eheberater bestellt werden, 
von deren Gutachten die Zulässigkeit der Eheschließung ab- 
hängig gemacht werden soll.“ 

Auch verlangte er zur Erleichterung dieser Verordnungen eine 
genügende Aufklärung des Volkes in Wort und Schrift. Diese 
viel besprochenen Forderungen Trumpps unterzog auch der 
Oberreichsanwalt Ebermayer einer Kritik und äußerte über 
die Durchführung in der vorgeschlagenen Form erhebliche Be- 
denken. „Eingriff in die persönliche Freiheit des Staatsbürgers 
und an Stelle der verhinderten ehelichen die vermehrte unehe- 
liche Fortpflanzung der Minderwertigen.‘“ Ebermayer hält die 
Belehrung, Aufklärung, Hebung des sittlichen Verantwortlich- 
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keitsgefühls, die energische Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten und des Alkoholismus für viel wichtiger zur Erlangung 
des erstrebten Zieles. 

Das Ergebnis der neuen Verhandlungen der Berliner Gesell- 
schaft für Rassenhygiene führte 1917 zur Befürwortung von 
Gesundheitszeugnissen vor der Eheschließung, aber Ablehnung 
eines gesetzlichen Zwanges. Es wurde nach dem Entwurf von 
Schwalbe ein Merkblatt angenommen, das von den Standes- 
beamten den Verlobten vor der Eheschließung ausgehändigt 
werden sollte. Einige Jahre später ordnete die ‚Verfassung- 
gebende Deutsche Nationalversammlung‘“ auf die Eingabe von 
Amtsgerichtsrat Schubart-Charlottenburg hin, 1920 die Ver- 
teilung eines aufklärenden Merkblattes gesetzlich an, das von 
da ab durch die Standesämter an die Ehekandidaten beim Auf- 
gebot verteilt wird. Der Titel und der Inhalt des Merkblattes 
ist im Reichsanzeiger August 1920 veröffentlicht. 

Inden Jahren 1921 und 1922 beschäftigte sich der preußische 
Landtag und das preußische Ministerium für Volkswohlfahrt 
eingehend mit der Frage der Forderung von Gesundheitszeug- 
nissen vor der Eheschließung. Jedoch konnte die vom preu- 
Bischen Landtage im Dezember 1922 geforderte gesetzliche 
Regelung nur auf dem Wege der Reichsgesetzgebung gelöst 
werden und unterblieb deshalb damals. 

1925 wurde das Problem wieder aufgerollt und nach Refe- 
raten von Poll und M. Hirsch folgte am 19. Februar 1926 ein 
Erlaß des preußischen Ministers für Volkswohlfahrt über die 
Einrichtung von ärztlich geleiteten Ehebratungs- 
stellen und die Ausstellung von Heiratszeugnissen. 
„Die Beratung soll sich lediglich auf die ärztliche Prüfung von 
Ehebewerbern hinsichtlich ihrer gesundheitlichen Eignung zur 
Eheschließung sowie darauf erstrecken, ob und inwieweit bei der 
Ehe sowie bei der Erzeugung und Aufzucht von Nachkommen 
etwa vom Standpunkte der Vererbungslehre gewisse Gefahren 
drohen.“ Es soll eine Zentrale im Ministerium für Volkswohl- 
fahrt zur Sammlung des Materials der Eheberatungsstellen ein- 
gerichtet werden. Auch sollen die Kreisärzte zur Durchführung 
der neuen Organisation, sowie die Lehrer, die Geistlichen und 
alle anderen interessierten Kreise zur Förderung der Einrich- 
tungen angeregt werden. | 

In Berlin besteht seit Juni 1926 eine Eheberatungsstelle 
vom Bezirksamt ‚‚Prenzlauerberg‘‘ unter Leitung von Dr. 
Scheumann. Es werden Ehekandidaten und Verheiratete be- 
züglich ihrer eigenen gesundheitlichen Eignung und ihrer euge- 
nischen Eignung als Eltern beraten, auch wird Rat erteilt bei 
Schwierigkeiten sexueller oder allgemein psychischer Natur so- 
wie in Fragen der Fortpflanzung. Eine Behandlung findet nicht 
statt. Stadtarzt Dr. Korach vom Bezirksamt ‚‚Prenzlauer- 
berg“ äußert sich günstig über den guten Besuch durch ernste 
Ratsuchende in der Eheberatungsstelle. Es wird ein kurz ge- 
faßtes Heiratszeugnis den Ehekandidaten mitgegeben. — In 
Berlin, wie auch in Hamburg, Frankfurt a. M., Breslau und 
Mannheim bestehen in den ,Ehe- und Sexualberatungsstellen“ 
des ‚Bundes für Mutterschutz und Sexualreform‘ ähnliche Ein- 
richtungen. 

Seit 1924 besteht in Frankfurt a. M. unter Leitung von 
Prof. Raecke eine Eheberatungsstelle, die Frequenz der Rat- 
suchenden ist dort eine sehr geringe im Vergleich zur Zahl der 
Eheschließungen. Auch besteht in Bonn seit kurzer Zeit die 
gleiche Einrichtung unter Leitung des dortigen Kreisarztes. 

Viel größer ist das Arbeitsgebiet der Eheberatungsstelle in 
Dresden unter Leitung des Privatdozenten Dr. R. Fetscher. 
Schon 1911 bestand im Auftrage des Monisten-Bundes eine 
„Eugenische Beratungsstelle‘, die unter Leitung von Dr. 
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Braune bis 1915 existierte. Im Herbst 1923 übernahm die | während bei ihren Großeltern die Zahl noch 5,21 betrug. Die 


Ortskrankenkasse Dresden die Kosten der Beratung. Fetscher 
unterscheidet bei der Beurteilung der Ehekandidaten vier Quali- 
täten: Ehetauglich, beschränkt ehetauglich, gegenwärtig ehe- 
untauglich und dauernd eheuntauglich. Er hält einen ‚‚Gesund- 
heitspaß‘“, wie ihn Czellitzer vorschlug, für entschieden nötig, 
ebenso schlägt er eine ‚‚Inventarisierung der Bevölkerung‘, wie 
es Lundborg nennt, vor. Er hat eine ‚‚erbbiologische Kartei 
des sächsischen Ministeriums der Justiz“ begründet und er 
hofft, daß in zu begründenden ‚‚erbbiologischen Landesstellen‘“ 
möglichst vollständig die Minderwertigen aller Art zu erfassen 
und so unsere erbbiologischen Erfahrungen auf allen praktischen 
Gebieten der Medizin und sozialen Fürsorge auszuwerten seien. 
Auch weist Fetscher auf die Adoptionsberatung hin, die er 
für ein wichtiges Gebiet hält. 

In Österreich besteht nur in Wien eine Eheberatungs- 
stelle unter Leitung von Dr. Kautsky seit 1. Juni 1922. 
Kautsky hält den Zweck der Eheberatung für zweifach: 1. Sie 
soll pädagogisch und 2. medizinisch-hygienisch wirken. In seine 
Beratungsstelle kommen fast ausschließlich arbeitende Men- 
schen, besonders manuelle Arbeiter, Hausgehilfinnen, Ange- 
stellte, viel weniger Intellektuelle oder Angehörige der be- 
sitzenden Klassen. 

Schwalbe beschließt seine umfassenden, lesenswerten wich- 
tigen Ausführungen mit einem Wort des Grafen Keyserling, 
aus dessen „Ehebuch‘: ‚Wenn die Menschenrassen gegenüber 
früheren Zeiten geschwächt oder verringert erscheinen, dann 
kommt allerdings alles darauf an, das noch vorhandene Erbe voll 
auszunützen und weise zu vermehren. Deswegen schlägt 
heute auf Erden die historische Stunde der Eugenik.“ 

Th. Behrendt (Berlin-Wilmersdorf). 


R. Fetscher (Dresden), Vererbung u. soziale Fürsorge. Ber. über 
d. Ill. Kurs d. Vereinigung. D. Kommunal-Schul- und 
Fürsorgeärzte. L. Voß, Leipzig 1926. S.3—9. 

Eugenik u. Fürsorge lassen sich in glücklicher Weise verbinden. 
Die Erbbiologie kann als angewandte Wissenschaft den Nutz- 
effekt der sozialen Fürsorge steigern. Die Ehebratung ist ein 
neuer Zweig sozialer Fürsorge und muß im Sinne negativer 
Eugenik, durch Verhütung der Fortpflanzung, bzw. Ver- 
heiratung Minderwertiger, ausgebaut werden. F. 


A. Lenz (Graz), Die Reform des strafrechtlichen Unterrichts. 
Mitt. d. Internat. Kriminalist. Vereinigung (20. Tagung). 1926. 
S. 3. Das Strafrecht muß individualisieren, die Person des 
Täters neben der Tat gebührend berücksichtigen. Dazu ist 
„Kriminalbiologie‘“ nötig, d. h. die Kenntnis der Gesamt- 
struktur des Rechtsbrechers. F. 

S. J. Holmes, The fertility of the stocks which supply college 
students [Die Fruchtbarkeit der Familien, aus denen Hochschul- 
studenten stammen]. Journ. of heredity. Bd. 17, S. 235. 1926. 
Jene Familien, aus denen Studenten der Universität Califor- 


nien stammten, wiesen eine mittlere Kinderzahl von 3,66 auf, | 


| 
| 


Universität Wisconsin zeigte 3,35, unter Berücksichtigung der 
unfruchtbaren Ehen 2,81 als mittlere Nachkommenziffer. Die 
ungewöhnlich hohe Zahl von 3,40, welche Termans als durch- 
schnittliche Kinderzahl hervorragend Begabter fand, erniedrigt 
sich durch die nötigen statistischen Korrekturen auf 2,18. 
In den landwirtschaftlichen Gruppen ist die Kinderzahl größer, 
ebenso im Süden gegenüber dem Norden; am geringsten ist 
sie im Nordwesten der Union. F: 


F. v. Neureiter (Riga), Die Bekämpfung der Fruchtabtreibung 
in Lettland durch Gesetz und verbindliche Verordnung. Ver- 
handl. des I. Kongr. lettländ. Ärzte u. Zahnärzte, 11.—13. 
Sept. 1925. S.1. 

Das lettländische Strafgesetz bestimmt: $ 465: Eine Mutter, 
welche ihre Frucht tötet, wird bestraft mit Korrektionshaus 
nicht über 3 Jahre. § 466: Wer die Frucht einer Schwangeren 
tötet, wird bestraft mit Korrektionshaus. Ist die Tötung der 
Frucht durch einen Arzt oder eine Hebamme begangen, so ist 
dem Gericht anheimgestellt, dem Schuldigen die Ausübung 
der Praxis für die Dauer von 1 bis 5 Jahren zu untersagen und 
das Urteil zu veröffentlichen. Ist die Tötung der Frucht ohne 
Zustimmung der Schwangeren selbst begangen, so wird der 
Schuldige bestraft mit Zwangsarbeit nicht über 8 Jahre. Zu 
bemängeln sei, daß der Versuch straflos bleibt, ferner daß 
Ärzte und Hebammen verschärfter Strafandrohung unter- 
liegen statt die gewerbsmäßige Abtreibung zu erfassen. Es 
fehlt auch eine Regelung des ärztlich indizierten Aborts. Ferner 
sind soziale Maßnahmen zur Eindämmung der Fruchtabtreibung 
erforderlich. F. 


M. Veillard (Lausanne), Comment prévenir l’indigence des 
tamilles nombreuses? [Wie beugen wir der Armut kinderreicher 
Familien vor?] Der Armenpfleger, Jg. 1926. S. 1003. 

1926 wurden in Lausanne 15000 Mahlzeiten an Bedürftige 
abgegeben; darunter waren: 


5000 Personen ohne Kind =32% 
4300 m mit 1 3 =28 9, 
3200 x „ 2 Kindern =21 % 
1700 m »„ 3 ii =11°; 
700 ve „ 4 i Enpo 
300 P s D ” = 2 
200 i » 6u.mehr = 14%% 


Von 108 Familien mit einem Jahreseinkommen bis zu 4000 Fr. 
und 6 und mehr Kindern waren 67 unterstützungsbedürftig. 
Erst jene Familien mit über 8000 Fr. Einkommen wiesen keine 
Unterstützungsbedürftigkeit auf. Das Einkommen muß der 
Familiengröße angepaßt werden, Witwenpensionen und sonstige 
Vergünstigungen wie für Bahnfahrten usw. sind nötig um einen 
wirtschaftlichen Ausgleich zu schaffen. Einzelne Ansätze dazu 
sind vorhanden, z. B. werden kinderreiche Familien in Luzern 
und Zürich bei Siedlung unterstützt. F: 
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NACHRICHTEN AUS DER ÖFFENTLICHEN 
GESUNDHEITSPFLEGE 


Redigiert von Oberregierungsrat Professor Dr. B. MÖLLE RS, Berlin NW 23, Klopstockstraße 18. 


Impfgegnerische Kampfmittel. 
Von J. BREGER, Berlin. 


Das Jahr 1926 ist in der Geschichte der Pocken in- 
sofern bemerkenswert, als im Deutschen Reich, soweit 
es sich bisher feststellen ließ, ein Todesfall an den 
Pocken nicht vorgekommen ist. Die Zahl der Erkran- 
kungen betrug 7. Damit können die Pocken, die 
bisher immer als eine „gemeingefährliche‘‘ Krankheit 
gegolten haben, bei uns als ausgerottet bezeichnet 
werden, ein Erfolg, wie er in der Geschichte der 
Seuchenbekämpfung einzig dasteht. Diese Errungen- 
schaft ist um so höher einzuschätzen, als sie keineswegs 
in Zeiten eines günstigen Standes der hygienischen 
Lebensbedingungen erreicht worden ist. Die er- 
schreckende Wohnungsnot in Stadt und Land sowie 
die Massenerkrankungen an Uhnterleibstyphus weisen 
nur zu deutlich auf Schwierigkeiten in der gesundheit- 
lichen Lebensgestaltung hin. Man sollte nun glauben, 
daß ein durchschlagender Erfolg in der Ausrottung der 
Pocken den Gesundheitsbehörden als ein Verdienst 
gutgeschrieben würde, und daß die Impfgegner durch 
die Tatsachen entwaffnet seien. Das Gegenteil ist der 
Fall. In Zeiten der Pockengefahr ist von einer Impf- 
gegnerschaft kaum etwas zu bemerken. Um so lauter 
erheben aber die Widersacher der Impfung ihre 
Stimmen, je weniger eine Ansteckung zu befürchten ist. 

Für die meisten Ärzte ist es schwierig, die Bedeutung 
der von den Impfgegnern vorgebrachten Einwände zu 
würdigen, weil es ein besonderes Studium erfordert, 
die statistischen Unterlagen aus den verschiedensten 
Ländern zu sammeln sowie die in- und ausländischen 
Quellen der Literatur zu erschließen. Das Reichs- 
gesundheitsamt hat unlängst eine Neuauflage der von 
Martin Kübler vor drei Jahrzehnten verfaßten 
Denkschrift „Blattern und Schutzpockenimpfung‘‘!) 
herausgegeben, um denjenigen Ärzten, welche den 
Kampf mit den Impfgegnern aufnehmen wollen, diese 
Aufgabe zu erleichtern. Darüber hinaus ist es aber 
auch notwendig, fortlaufend Ausschau zu halten, 
welche neuen Beweismittel die Impfgegner vor- 
zubringen haben. Oft ist aber die Neuheit nur eine 
scheinbare, indem abgenutzte Waffen ausgegraben 
und mit frischem Schwung vorgeführt werden. Eine 
gewisse Neuerung ist es allerdings, wenn die impf- 


1) Vierte Auflage, Verlag von Julius Springer, Berlin W 9. 
Preis #6 3,—. 


gegnerische Bewegung unter der Flagge einer Liga 
für Mutterrecht und Kindesschutz!) Deckung 
sucht. Diese Körperschaft wird vertreten durch den 
Professor der Philosophie an der Universität Bonn, 
Dr. J. M. Verweyen, 1. Vorsitzenden des Reichs- 
bundes für Lebens- und Heilreform. Die Flugschrift 
beruft sich auf Leitsätze, die ein bekannter und eifriger 
Impfgegner, der Realschul-Professor a. D. Dr. Mole- 
naar aufgestellt hat. Dieser Schulmann hat auf 
diesem Gebiete auch den Pegasus getummelt. Seine 
Verse sind in der Form nicht schlecht: 


„Impfmorde — Mahnung an den Reichstag“. 
Wie lange noch soll dieses Morden dauern ? 
Ich frag es Euch, des Volks erwählte Hüter, ` 
Beschirmer unserer höchsten Lebensgüter! 
Wie lange sollen deutsche Eltern trauern, 
Daß dogmenblinde Theorienbrüter, 
Fanatisch blinde Schutzvergiftungswüter 
Auf unser Kinder Blut mit Messern lauern ? 


Dem Dichter darf man wohl ein gewisses Recht der 
Übertreibung und Entstellung zugestehen. Es muß 
aber betont werden, daß Molenaar in seinen Prosa- 
schriften in unbelehrbarem Fanatismus und einseitiger 
Tendenz alles zusammengetragen hat, was irgendwo 
und irgendwann gegen die Impfung geschrieben wor- 
den ist, ohne daß er in der Lage war, zu den Behaup- 
tungen kritisch Stellung zu nehmen. Von den Mole- 
naarschen Leitsätzen sei hier nur der folgende an- 
geführt, der zeigt, wohin der Weg führt, wenn An- 
gelegenheiten des praktischen Lebens vom Standpunkt 
einer bestimmten Weltanschauung aus beurteilt wer- 
den: 

25. „Die Einführung von Tierstoff in die Blutbahn 
des Menschen ist vom religiös-sittlichen wie hygie- 
nisch wissenschaftlichen Standpunkt aus gleich verwer/- 
lich, und sollte daher gesetzlich verboten werden.“ 

Den religiösen Einwand gegen die Impfung, der be- 
sonders von gewissen Sekten der buddhistischen 


2?) Schriften der Liga für Mutterrecht und Kindesschutz. (2.) 
Gegen die Impfung Minderjähriger! Eingabe an den Hohen 
Reichstag, betr. Heraufsetzung der Altersgrenze der Impflinge. 
Verlag Dr. Madaus & Co., Radeburg (Bez. Dresden). 
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Religion erhoben wurde, hat niemand besser zurück- 
gewiesen als A. Kußmaul, der in seiner klassischen 
Schrift „Zwanzig Briefe über Menschenpocken- und 
Kuhpockenimpfung‘“ folgendes ausführte: 


„Mit aller Kraft müssen wir Ärzte das theologische 
Mäntelchen zurückweisen, das manche moderne Impfgegner 
sich umhängen, wenn es gilt, in medizinischen Streitfragen als 
Kämpfer aufzutreten. Sie fechten mit Bibelsprüchen und mit 
Äußerungen der Päpste, die wir am liebsten für apokryphe 
hielten. Hier ist nicht der Boden zu theologischen Scharmützeln, 
die Impffrage hat nichts mit der Kirche und nichts mit dem 
christlichen Glauben zu schaffen. Christliche Bischöfe haben 
sich für und gegen die Impfung erklärt, aber nicht als Bischöfe, 
sondern nach ihrer redlichen privaten Überzeugung vom Wert 
oder Unwert der Impfung. Ist die Impfung ein Eingriff in die 
Majestätsrechte Gottes, wie es Herr Dr. Hansjakob!) zu ver- 
stehen gibt, so hole er zuerst den Blitzableiter von dem Gottes- 
hause, das unsere Stadt schmückt, denn dieser Blitzableiter 
ist dann nicht minder eine solche Sünde.“ 

Bekanntlich läßt sich die Frage der Impfgesetz- 
gebung in zwei Gebiete abgrenzen: das ärztlich-wissen- 
schaftliche und das juristisch-administrative. Die 
Rechtssphäre umfaßt vor allem die Frage des persön- 
lichen Zwanges und der wiederholten Bestrafung bei 
Ablehnung der Impfung. Hier haben die Juristen und 
Politiker ein gewichtiges Wort mitzureden. Um so 
mehr muß es aber dem Arzte vorbehalten bleiben, als 
maßgebender Sachverständiger auf dem medizinischen 
und sozialhygienischem Gebiet zu gelten. 

Gegen die Übergriffe nichtärztlicher Widersacher 
hat sich wiederum KußBmaul mit folgenden Aus- 
führungen gewandt: 

„Von vornherein muß ich den Ärzten als einzigen Sachver- 
ständigen das Recht zuschreiben, über den Wert der Impfung 
das gültige Urteil zu fällen. Es ist in hohem Maße beklagens- 
wert, daß Nichtärzte sich anmaßen oder dazu hinreißen lassen, 
in der Impffrage, soweit sie sich auf medizinischem Boden be- 
wegt, das große Wort zu führen. Eine Menge der unsinnigsten 
Mißverständnisse sind daraus hervorgegangen, die das Publikum 
in immer heillosere Verwirrung zu bringen drohen. Die Impf- 
frage ist nicht so einfach, wie diese Herren, die sicherlich oft 
in bester Absicht handeln, meinen, sie setzt Kenntnisse voraus, 
die sich der Nichtarzt unmöglich erwerben kann. Schließlich 
muß derselbe doch immer auf die Worte von Ärzten schwören, 
und wenn er nicht reiflich prüft und die Achtung nicht in Rech- 
nung zieht, in welcher sein ärztlicher Vertrauensmann in der 
wissenschaftlichen Welt steht, so läuft er Gefahr, dem ersten 
besten, der ihm vielleicht durch die demagogische Leidenschaft 
seines Auftretens und die übertriebenste Schilderung der 
Schattenseiten der Impfung zu imponieren versteht, blindlings 
zu seinem Nachteil Glauben zu schenken...“ 

Diese Worte sind im Jahre 1870 veröffentlicht 
worden, kurz vor dem Ausbruch einer Pockenepidemie, 
die in Deutschland in den Jahren 1871 und 1872 
162111 Menschenleben dahingerafft hat. 

Unter den Aussprüchen nichtärztlicher Autoritäten, 


1) Volksschriftsteller und vormals Stadtpfarrer in Frei- 
burg i. B. 
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die gegen die Impfung ins Feld geführt werden, findet 


sich in der erwähnten Flugschrift auch nachstehender 
Satz: 


„Die Aufhebung aller Gesetze, welche die Impfung er- 
zwingen oder befördern, ist wesentlich wichtiger und un- 
aufschiebbarer für die Lebensinteressen der Menschheit 
als irgendein politisches Programm.“ 

Dr. Alfred Russel-Wallace. 
Englands berühmtester Naturforscher. 


Alfred Russel Wallace ist ein aus dem Lehrerstand 
hervorgegangener Forschungsreisender, der in jahre- 
langer Arbeit den Malaiischen Archipel durchforschte. 
Er gilt als. einer der genialsten Mitbegründer der 
Selektionstheorie und hat sie durch zahlreiche Unter- 
suchungen wesentlich gefördert. In mehreren Schriften 
(Miracles and modern spiritualism) ist Wallace auch 
für den Spiritismus eingetreten. Im Jahre 1904 gab 
er ein Buch „Vaccination a delusion“ heraus, in dem 
er den Nachweis zu führen suchte, daß der Glaube an 
die schützende Kraft der Impfung nur eine Illusion sei. 
Dieses Werk hat seinerzeit eine eingehende Wider- 
legung gefunden, insbesondere hat der Leiter der 
Hamburger Staatsimpfanstalt, Leonhard Voigt, die 
Irrtümer der Wallaceschen Statistik nachgewiesen. 
Der englischen Impfkommission wurde im Jahre 1896 
von Wallace eine ausführliche Impfstatistik einge- 
reicht, um zu zeigen, daß die Pocken im bestgeimpften 
Teile Frankreichs am schlimmsten auftreten, so daß 
anzunehmen sei, die Impfung verbreite die Pocken. 
Von der Kommission wurden jedoch diese Tafeln als 
gänzlich fehlerhaft und irreführend erkannt und als 
solche von Wallace selbst zurückgezogen, aber doch 
im Bericht der Kommission abgedruckt mit dem aus- 
drücklichen Vermerk: „Die Liste ist von mir, weil 
falsch, zurückgezogen worden. Wallace.“ Trotzdem 
wurde im Jahre 1905 diese Liste in der Schrift von 
Wallace „My life‘‘!) erneut aufgenommen und die 
Kommission als ganz unwissend dargestellt?). Es 
sei bei dieser Gelegenheit daran erinnert, daß die 
englischen und deutschen Forschungsreisenden, die 
mit gut geimpften Trägerkarawanen Afrika durch- 
quert haben, übereinstimmend den Segen der Impfung 
hervorheben. Sie konnten, ohne auch nur ein Mitglied 
ihrer Expedition zu verlieren, Gebiete durchwandern, 
in denen die einheimische Bevölkerung aufs schwerste 
von den Pocken heimgesucht wurde. 

Während man mit Vertretern der Naturwissen- 
schaften immerhin noch über die Impffrage diskutieren 
kann, ist von einem Meinungsaustausch mit nicht 
approbierten Laienpraktikern, die als „Sachverstän- 


1) Bd. 11, S. 352. 


2) Brit. med. journ. 1911. 11, S. 696. 
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dige“ in Impfangelegenheiten auftreten, ein frucht- 
bares Erlebnis kaum zu erwarten. Bei seiner ärzte- 
feindlichen Einstellung wird der Kurpfuscher lediglich 
das Bestreben haben, den Eindruck zu erwecken, als 
ob seine Kunst mancherlei andere Künste übersteige. 
Ein Kronzeuge der genannten Liga, der Pastor 
Felke, gibt folgende Erklärung über die Schutz- 
pockenimpfung àb: 
„Jeder Geimpfte leidet lebenslänglich an geschwächter 
Magen- und Darmtätigkeit.... Wer die Irisdiagnose 


kennt, wird diese Wahrheit immer wieder bestätigt fin- 


den. — Wer die lieben Kinder vor der Impfung mit 
himmelblauen Augen in den Imp/saal kommen sah, 
kann sie schon nach ganz kurzer Zeit, oft schon nach 
einer halben Stunde, mit total verfärbter Iris wiedersehen, 
ein Verbrechen an unserem wehrlosen kommenden Ge 
schlecht. Meist ersetzt sich die gesunde Irisfarbe wieder 
bis auf */s der Iris, um die Pupille her kommt die natür- 
liche, gottgewollte Farbung nie mehr zum Vorschein, ein 
Zeichen dafür, daß das Zentrum des Menschen, Magen 
und Darm, fürs ganze Leben verbestet sind. — Zwei 
Drittel aller Luesfälle, sonderlich des weiblichen Ge- 
schlechts, leider schon mit Salvarsan und Quecksilber 
mißhandelt, sind auf Impfung zurückzuführen, sind 
aber auch durch Antiimpfmiltel in kurzer Zeit be- 
seitigt.“ 

Bekanntlich lehnen alle ernst zu nehmenden Ärzte 
die Irisdiagnose ab, da sich für ihre Begründung keine 
Spur eines Beweises beibringen läßt. 

Es verdient aber auch, der Vergessenheit entrissen 
zu werden, daB die „Augendiagnose‘ eine richterliche 
Verurteilung gefunden hat. Der Pastor Felke war 
im Jahre 1909 wegen fahrlässiger Tötung angeklagt. 
Es wurde angenommen, daß er den Tod eines an 
Blinddarmentzündung erkrankten Bäckerlehrlings ver- 
ursacht habe. Aus dem Urteil des Landgerichts zu 
Krefeld interessieren hier folgende Feststellungen?): 

„In ganz besonderem und auffälligem Maße hat sich 
die Augendiagnose als unzutreffend erwiesen bei den 
in Gegenwart des Gerichts vom Angeklagten im 
Städtischen Krankenhaus zu Krefeld vorgenommenen 
Untersuchungen. Von den dem Angeklagten vorge- 
stellten 20 Kranken hat er nur in 2—3 Fällen die Dia- 
gnose annähernd richtig, bei den übrigen Patienten aber 
offensichtlich eine Fehldiagnose gestellt. Der krasseste 
Fall ist wohl der gewesen, daß der Angeklagte nicht 
erkannt hat, daß der ihm vorgestellte Patient auf einem 
Auge fast ganz erblindet war, daß sich noch ein Stahl- 
splitter in dem Auge befand und daß der Blinddarm 
des Kranken herausgenommen worden war. Er hat 


1) Veröffentlichungen des Kaiserlichen Gesundheitsamtes. 
Beilage B. Sammlung gerichtlicher Entscheidungen, VII. Band, 
S. 788. 
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hier nur festgestellt, was der Wirklichkeit. nicht ent- 
sprach, daß der Patient an Kopfschmerz und zeit- 
weiligem Schwindelgefühl leide, unklaren Urin habe, 
daß sein Herz sich bemerkbar mache, die Nieren nicht 
ganz in Ordnung seien und daß der Kranke unter 
Neigung zu Tagesschläfrigkeit zu leiden habe. In 
einem anderen Falle ist frische Syphilis als Behaf- 
tung mit Wurmplage, Blutdrang, Schmerzgefühl des 
Leibes und im Kreuz, Neigung zur Migräne, Magen- 
schmerz, Gallenstein diagnostiziert worden, weiter 
Gebärmutterkrebs als Neigung .zu schlechter Ver- 
dauung, zu Rheumatismus, zu schlechten Blutsäften, 
sodann frischer Bruch des Vorderarmes als „Unregel- 
mäßigkeiten am Herzen, Magenschmerzen, eventuell 
mit Gallensteinen und Kolik, Schmerzen an der 
Schulter... .“ 

„Bei dem Zeugen Dr. N. hat der Angeklagte festge- 
stellt, daß in den Augen Zeichen vorhanden seien, die 
auf „Krätze‘‘ schließen ließen. Als der Zeuge dem An- 
geklagten vorhielt, daß er niemals diese Krankheit ge- 
habt habe, hat er erklärt, daß er dann früher daran ge- 
litten haben müsse, und als auch dies von dem Zeugen 
verneint wurde, daß sein Vater oder sein Großvater 
daran gelitten haben müßte. Auch dies ist nicht rich- 
tig, ebensowenig, wie die weitere Feststellung des An- 
geklagten, daß der Zeuge einen Tripper gehabt habe.“ 

Die in Rede stehende Denkschrift der Liga für 
Mutterrecht und Kindesschutz benutzt als Beweis- 
mittel auch die Äußerungen impfgegnerischer Ärzte. 
Daß es unter den 44000 approbierten deutschen 
Ärzten auch solche gibt, die gewissen Fragen gegenüber 
anders eingestellt sind ‚als es die auf Beweise gestützte 
Wissenschaft lehrt“, ist nach den Erfahrungen in 
anderen Disziplinen nicht erstaunlich. Wenn man sich 
aber auf Autoritäten berufen will, so darf nicht über- 
sehen werden, daß es keinen ärztlichen Forscher von 
Bedeutung gibt, der die Schutzwirkung der Impfung 
bestritten hätte. 

Als ein Bahnbrecher auf dem Gebiete der Bakterio- 
logie wird allerdings in den Schriften der Impfgegner 
ein Dr. van Niessen, Dresden, gefeiert. Von ihm 
finden wir in der Flugschrift das folgende Zitat: 

„Es ist durchaus nichts Unerhörtes, wenn ich, auf 
neue in der Technik fortgeschrittene bakteriologische 
Untersuchungen gestützt, behaupte, daß die Pocken auf 
das engste ursächlich verwandt, wenn nicht gleich sind 
mit Tuberkulose, Gonorrhöeund Syphilis. Diese Tat- 
sache dürfte ausschlaggebend sein, um über ein derart 
unnützes, unwissenschaftliches, gefährliches und wider- 
wärtiges Verfahren, wie die Impfung den Stab zu 
brechen.“ Dr. med.van Niessen-Dresden. 

Obgleich täglich in fast allen Lymphegewinnungs- 
anstalten der Welt bakteriologische Untersuchungen 
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des Kuhpocken-Impfstoffes vorgenommen werden, 
konnte der Befund van Niessens niemals bestätigt 
werden. Mit Recht ist daher in einer denkwürdigen 
Plenarsitzung des Reichstags, am 3. Mai 1911, Ministe- 
rialdirektor Kirchner jenen angeblichen Befunden 
van Niessens entgegengetreten. Er führte aus: 


„Herr Dr. van Niessen, den ich persönlich nicht kenne, ist 
in meinen Augen ein Ehrenmann, aber von Bakterien versteht 
er nichts. Er hat behauptet, der Erreger der Syphilis, der 
Gonorrhöe und der Pocken wäre genau derselbe. Ja, meine 
Herren, wer nur einmal durch das Mikroskop geguckt hat, weiß, 
daß das nicht möglich ist. Den Erreger der Pocken kennen wir 
nicht; der Erreger der Syphilis ist eine wohlcharakterisierte 
Spirochäte, und der Erreger der Gonorrhöe ist ein Mikrokokkus. 
Wenn ein Herr, der durch diese Behauptung beweist, daß er 
von der Sache nichts versteht, als Zeuge angeführt wird, daß 
durch die Impfung die Syphilis übertragen werden kann, so 
ist es nicht möglich, ihn ernst zu nehmen. Durch Forscher 
dieser Art können sie sich nicht bestimmen lassen. Sie sollten 
sich bestimmen lassen durch Männer, wie unseren unsterblichen 
Robert Koch, Frosch, Schulz und andere, die den Nachweis ge- 
führt haben, daß in der Lymphe keine gefährlichen Erreger ent- 
halten sind. Ich selber habe mit animaler Lymphe lange 
bakteriologische Untersuchungen angestellt. Ich habe aller- 
dings Bakterien darin gefunden, die eine gewisse Ähnlichkeit 
mit Eitererregern haben; aber ich habe durch Tierversuche den 
Nachweis geführt, daß sie absolut unschädlich für den Menschen 
waren. Meine Herren, ich möchte bitten, wozu sind die Sach- 
verständigen da, wozu bezahlen die verbündeten Regierungen 
die vielen Tausende für die staatlichen Institute, und die 
Männer, die in ihnen arbeiten, wenn sie ihnen nicht glauben 
wollen? Da könnte man die Institute doch lieber zumachen.“ 


Was von den bakteriologischen Befunden van 
Niessens zu halten ist, hat ferner in deutlichster Weise 
Gins!) durch den Versuch enthüllt: Er berichtet uns 
darüber: 


„Nachdem van Niessen aus einer von mir durch mehrmalige 
Untersuchung als bakterienfrei befundenen Lymphprobe seinen 
Erreger leicht und reichlich herauszüchtete, war es mir schon 
sehr wahrscheinlich, daß seine Kulturen nicht aus dem ihm zur 
Verfügung stehenden Material herstammen, sondern zu- 
fälligen Verunreinigungen seiner Nährböden ihr Dasein 
verdanken. Um nach dieser Richtung hin endlich einmal 
Klarheit zu schaffen, habe ich ihm im Juli 1922 eine Lymph- 
probe geschickt, die an sechs aufeinanderfolgenden 
Tagen je 1, Stunde langin kochendem Wasser sterili- 
siert worden war. In dem Begleitschreiben zu dieser ‚‚bak- 
terienfreien Lymphe‘ machte ich besonders darauf aufmerk- 
sam, daß mir der Nachweis von Bakterien hierin mit keiner 
Methode gelungen sei. Auch aus dieser Probe hat van 
Niessen seinen Pockenerreger gezüchtet, der allerdings diesmal 
„nur zögernd anging“. Die mir übersandten Kulturen enthielten 
banale Keime, die als gelegentliche Verunreinigung überall ein- 
mal vorkommen können. Die Angelegenheit: ‚‚Pockenbazillus 
van Niessen“ dürfte damit endgültig erledigt sein, und die 
Impfgegner werden sich wohl nach einem anderen Sachver- 
ständigen umsehen müssen — wenn sie nicht vorziehen, von 
jetzt ab zu glauben, daß man das Vakzine- und Pockenvirus 


1) Gins, Zur Charakterisierung des van Niessenschen 
Pockenbazillus. Deutsche med. Wochenschr. 1922, Nr. 52. 
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beliebig lang kochen kann, ohne seine Lebensfähigkeit zu ver- 
mindern!).“ | 

Unter den impfgegnerischen Ärzten wird auch ein 
Dr. Albu mit folgender Meinungsäußerung erwähnt: 


Von 500 gesunden Kindern, die ich impfte (alle, die 
Zeichen von Skrofeln usw. an sich trugen, wurden aus- 
geschlossen), blieben nur 86 gesund. Alle anderen er- 
krankten; die meisten an Hautausschlägen, Eklampsie, 
Intestinalkatarrh usw. Von diesen 500 Kindern starben 
103 innerhalb des nächsten Jahres. Bei fast der Halfte 
dieser Kinder führte eine ununterbrochene Reihe von 


. Erkrankungen den Tod herbei.“ 


Dr. med. Albu 
vom Lazaruskrankenhaus in Berlin. 


Dr. Albu hatte am 26. Mai 1871 in der Hufeland- 
schen Gesellschaft einen Vortrag „Über 500 Vakzina- 
tionen und deren Folgen‘ gehalten?). Danach starben 
von den 500 von Albu geimpften Kindern tatsächlich 
103 innerhalb eines Jahres, also 20,6%. Ein solches 
Sterblichkeitsverhältnis kann indes nicht auffallen, 
wenn man bedenkt, daß damals die Kindersterblich- 
keit in Berlin recht groß war. Die Säuglingssterb- 
lichkeit betrug daselbst auf je 100 Lebendgeborene 


berechnet: 
1867 1868 1869 1870 187 


Jahr 1866 
2824 27,71 3347 2967 33,16 40,06 


Dabei ist zu berücksichtigen, daB die Beobach- 
tungen Albus „aus einer Kientel gewonnen sind, 
welche den unteren Schichten der Bevölkerung an- 
gehört‘. Dem Redner wurde bereits in der Sitzung 
entgegengehalten, daß bei seinen Erhebungen die 
Frage des ursächlichen Zusammenhangs zwischen der 
tödlichen Erkrankung und der vorausgegangenen 
Impfung nicht geprüft sei und daß „wenn die Zah- 
len irgendwelchen Wert haben sollten, aus gleichen 
Proletarierkreisen 500 nicht geimpfte Kinder beob- 
achtet werden müßten. Die Hausärzte aus den 
besseren Familien könnten doch die Kinder 15 bis 
20 Jahre nach dem Impfen beobachten und man habe 
keine schlimmen Folgen vom Impfen gesehen.“ 
Erwähnenswert ist auch das nachstehende Zitat: 


„Die Abschaffung des Impfzwanges ist die dringendste 
Angelegenheit für unser ganzes deutsches Vaterland. Mit 
der Verteidigung der Impfung kann man sich nur 


blamieren.“ 
Univ.-Prof. Dr. med. Germann-Leipzig. 


1) Nach einer Mitteilung des Dresdener Anzeigers vom 
28. Januar 1927 ist Dr. v. Niessen wegen Vergehens gegen 
das Opiumgesetz (Ausstellen von Rezepten zum Bezug von 
Kokain zu Genußzwecken an kokainsüchtige Personen) zu 
50) Mark Geldstrafe verurteilt worden. 

2) Berliner klinische Wochenschrift 1871, S. 581. 
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Professor H. F. Germann war in den Jahren 1861 
bis .1878 außerordentlicher Professor für Geburtshilfe 
und Frauenkrankheiten an der Universität Leipzig ge- 
wesen. Er hat im Jahre 1875 „Historisch-kritische 
Studien über den jetzigen Stand der Impffrage‘ 
herausgegeben. (Leipzig, Verlag von Hermann Fries.) 
Sein Hauptargument bestand darin, daß in früheren 
Zeiten, wo nicht selten von Mensch zu Mensch ab- 
geimpft wurde, gelegentlich die Syphilis übertragen 
worden ist. 

Die von Germann erhobenen Einwände sind heute 
gegenstandslos. „Die Impfung ist sowohl bei öffent- 
lichen als auch bei Privatimpfungen nur mit Tier- 
lymphe vorzunehmen“, lautet die derzeitige Vor- 
schrift. 

Auf den unbefangenen Leser muß es naturgemäß 
auch den größten Eindruck machen, wenn unter den 
impfgegnerischen Ärzten auch Robert Koch zitiert 
wird. Es wird ihm folgende Äußerung zugeschrieben : 

„Es ist allerdings richtig, daß infolge der Impfung ec- 
wisse Krankheiten entstehen können, von denen Syphilis 
und Wundkrankheiten, namentlich Wundrotlauf, am 
meisten zu fürchten sind.“ 

Geheimrat Prof. Dr. Koch- Berlin. 

Mit dieser angeblichen Äußerung Kochs, deren 
Wortlaut nicht mehr nachgeprüft werden kann, hat 
es folgende Bewandtnis: Im Jahre 1885 hat die Reichs- 
regierung dem Bundesrat eine „Denkschrift über 
die Notwendigkeit der allgemeinen Einfüh- 
rung der Impfung mit animaler Lymphe“') 
vorgelegt. In dieser von Robert Koch bearbeite- 
ten Denkschrift wird auf die Gefahren der Verwen- 
dung von Menschenlymphe hingewiesen. Es wer- 
den Fälle von Impfsyphilis, Massenerkrankungen an 
Erysipel und anderen Wundinfektionskrankheiten er- 
wähnt. Diese Bedenken führten zur allgemeinen An- 
wendung der animalen Lymphe, die schon durch die 
Bundesratsbeschlüsse vom 18. Juni 1885 vorgeschrie- 
ben wurde. Bei den vorangegangenen Beratungen 
einer besonderen Sachverständigen-Kommission war 
Robert Koch als Berichterstatter tätig. Dabei ist 
er während der sechstägigen Verhandlungen mit un- 
ermüdlichem Eifer für die Impfung eingetreten. Die 
Niederschrift seiner Ausführungen umfassen allein 
66 Druckseiten. Diese wichtige Tatsache wird von 
den Impfgegnern verschwiegen. Robert Koch hat 
von seinem Opponenten Dr. Böing damals eine 
' schlechte Zensur erhalten. Nach dem „Impfspiegel‘?) 


‘) Gesammelte Werke von Robert Koch, II. Band, 2. Teil, 
S. 978. 

2) Der Impfspiegel. 13. Auflage. Herausgegeben vom Impf- 
zwanggegnerverein Dresden. 1890. Kommissionsverlag v. 
C. Winter. S. 29. 
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hat Böing sein Urteil in folgende Sätze zusammen- 
gefaßt: 

„I. Herr Koch mischt wahre, halbwahre und un- 
wahre Behauptungen über die Impffrage durcheinan- 
der und kommt so zu ganz verkehrten Vorstellungen 
über dieselbe. 

2. Herr Koch ignoriert sämtliche Tatsachen, welche 


. die Unzulänglichkeit des Impfschutzes beweisen. 


3. Herr Koch ist in Unkenntnis der wichtigsten 


historischen und epidemiologischen Verhältnisse: der 


Pockenseuche und der Impfung. 


4. Herrn Kochs Kompetenz zu einem sachver- 
ständigen objektiven Urteil über den gegenwärtigen 
Stand der Impffrage muß demnach entschieden be- 
stritten werden.“ 


Gegen diese Kritik, die des unfreiwilligen Humors 
nicht entbehrt, ließe sich vieles sagen. Hier sei nur 
hervorgehoben, daß die Impfgegner sich selbst wider- 
sprechen, indem sie einerseits auf die Autorität völlig 
unbekannter Autoren sich berufen, andererseits das 
Ansehen des erfolgreichsten Epidemiologen aller Zeiten 
mit Füßen treten. Unbekannt aber sind die meisten 
ärztlichen Kronzeugen der Impfgegner. Auch ist eine 
Nachprüfung ihrer Aussprüche nicht möglich. Denn 
so gut wie niemals ist bei den Zitaten eine 
Quelle oder eine Jahreszahl angegeben. Ihr 
Zitatenschatz bedeutet daher nur eine Irre- 
führung der Öffentlichkeit. Dies gilt auch für 
die nachstehenden Worte: 

„Das Kaiserliche Reichsgesundheitsamt sagt: Die 
Pocken nehmen trotz der Impfung langsam aber regel- 
mäßig zu.“ 

Dieser Satz fand sich noch unlängst als Motto auf 
dem Kopfe der Briefbogen des „Deutschen Reichs- 
verbandes zur Bekämpfung der Impfung“. Infolge 


| einer Beanstandung des Reichsgesundheitsamtes er- 


klärte man, daß dieser Satz kein wörtliches Zitat sein 
solle. Es wurde ihm seitens der Impfgegner folgende 
Fassung gegeben: 

„Die Veröffentlichungen des Reichsgesundheits- 
amtes zeigen, daß die Pocken im Deutschen Reiche 
trotz der Impfung in gewissen Zeitabschnitten langsam 
aber regelmäßig zugenommen haben.“ Eine solche 
Selbstverständlichkeit braucht kaum ausgesprochen 
zu werden, denn niemand hat behauptet, daß die 
Kurve der Pockenerkrankungen dauernd horizontal 
verlaufe. 

Das einzige sachliche Argument, das sich in der 
Flugschrift der Liga für Mutterrecht und Kinderschutz 
findet, ist der Hinweis auf die geringe Pockensterblich- 
keit in England und die dort ermittelten Todesfälle 
an Folgekrankheiten der Impfung. Es erkrankten 
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(starben) an den Pocken in Deutschland und Eng- 
land: 


| Deutsches Reich England 
| Erkrankungen | Todesfälle || Erkrankungen | Todesfälle 
2115 354 280 30 
689 100 336 5 
215 28 973 27 
17 2 2504 7 
16 20 3797 8 
23 9 5354 6 
7 -— 10222 5 


Diese Zahlenreihe läßt erkennen, daß einerseits die 
Pockenerkrankungen in England außerordentlich 
häufig sind; ihre Zahl ist in den letzten 7 Jahren von 
Jahr zu Jahr gestiegen. Wie die geringe Anzahl der 
Todesfälle zeigt, handelt es sich aber um eine Pocken- 
form mit besonders mildem Verlauf. Hierzu hat der 
impfgegnerische Arzt Dr. Winsch-Berlin die These 
aufgestellt: 


„Die angeblich zahlreicheren Pockenfälle (mit sehr 
geringer Sterblichkeit), welche in den letzten Jahren dort 
von impffreundlicher Seite verzeichnet werden, sind nur 
ein Bluff der dort immer noch herrschenden amtlichen 
Impjfreunde, die das verlorengegangene Gelände um 
jeden Preis zurückerobern wollen; in Wahrheit handelt 
es sich um etwas zahlreichere Windpocken.“ 


Diese Winsch’sche Deutung entbehrt jeden Beweises. 

Die ärztliche Wissenschaft kennt eine ganze Anzahl 
klinischer, mikroskopischer und biologischer Unter- 
schiede zwischen Pocken und Windpocken, die eine 
Klarstellung selbst der leichtesten Pockenfälle er- 
möglichen. An der Hand dieser Methode ist die 
Richtigkeit der Pockendiagnose in England von den 
erfahrensten Spezialisten nachgeprüft und bestätigt 
worden. Die englische Medizinalverwaltung würde 
sich übrigens in ihrem Ansehen schwer schädigen, 
wenn sie mehr Pockenfälle zugeben würde, als tat- 
sächlich vorgekommen sind. 

Schließlich haben die Widersacher der Impfung 
darauf hingewiesen, daß in England neuerdings all- 
jährlich mehr Kinder an den Folgen der Impfung ge- 
storben sind, als solche durch die Pocken dahingerafft 
wurden. In Jahren einer geringen Pockensterblichkeit 
kann dieser Einwand als berechtigt gelten. Gelingt 
es doch, wie eingangs erwähnt, durch die Impfung die 
Zahl der Pockentodesfälle auf Null herabzudrücken. 
Dagegen werden sich einzelne Unglücksfälle bei der 
Impfung von Millionen von Kindern nicht ganz ver- 
meiden lassen. Es wäre aber widersinnig, deshalb die 
Impfung preiszugeben. Bei der Beurteilung dieser 
Frage in bezug auf die Verhältnisse in England ist 
übrigens zu beachten, daß dort die Erhebungen über 
wirkliche oder angebliche Impfschädigungen ungenau 
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sind. Als Quellenmaterial werden lediglich die Ein- 
tragungen in die Sterbescheine benutzt, die eine 
Unterscheidung zwischen einem rein zeitlichen und 
ursächlichen Zusammenhang zwischen Impfung und 
nachträglicher tödlicher Erkrankung meist nicht er- 
kennen lassen. Als Beweis hierfür sei aus der neuesten 
englischen Todesursachenstatistik folgende Mitteilung 
wörtlich wiedergegeben : 

„Vaccinia!). Neun Todesfälle, alle bei Kindern 
unter einem Jahr wurden im Jahre 1920 dieser Gruppe 
zugerechnet (gegen nur I im Jahre 1919). Außer- 
dem wurden 8 Todesfälle an Septikämie, einer an 
Zellgewebsentzündung und einer an Erysipel einer 
Infektion der Impfwunden zugeschrieben. Aber selbst 
in den Fällen, in denen der Todesfall als eine Folge 
der Impfung bezeichnet wird, ist es meist schwierig, 
an der Hand des Sterbescheines zu entscheiden, in 
welchem Umfang der Tod unmittelbar durch die 
Impfung veranlaßt war. Angaben, wie „Marasmus, 
wahrscheinlich verschlimmert durch frühzeitige Imp- 
fung“, „Status Iymphatiens, Impfung“, „Masern, 
Impfung und Darmkatarrh sind unter die Impf- 
schädigungen gebracht worden. Indes ist es zweifel- 
haft, ob in einem dieser Fälle der Aussteller des 
Sterbescheines die Impfung als die primäre Todes- 
ursache angesehen hat. Nur in 4 Fällen war zu er- 
sehen, daß diese Auffassung bestand.“ 

Interessant ist noch die Feststellung, daß die Heraus- 
geberin der Flugschrift, Firma Dr. Madaus & Co. in 
Radeburg, nicht nur ein impfgegnerischer Verlag ist, 
sondern auch eine Erzeugerin sogenannter biochemi- 
scher Präparate. Solche werden in einem ihrer Ver- 
lagswerke zur Verhütung von Impfschädigungen emp- 
fohlen: l 

„Impfung (Verhütung böser Folgen). Zur Ver- 
hütung böser Impffolgen gebe man 3 Wochen vor der 
Impfung Silicea und Kalium chloratum (Sil. nüchtern 
und vor der Ruhe, Kal. ch. um 9, 11, 3 und 5 Uhr). 

Nach erfolgter Impfung no:h Kalium phosphoricum 
dazu, und zwar über Tag mit Kal. ch. im 2stündigen 
Wechsel. 

Sollte trotzdem ein Ausschlag auftreten, so ist der- 
selbe innerlich wie unter Ausschlag angegeben zu be- 
handeln. Äußere Behandlung fällt hier fort. Impf- 
rotlauf siehe unter Rose“‘?). 

Es sind also zur Verhütung ‚böser Impffolgen“ drei 
verschiedene Präparate einzunehmen. Hier verhüllt 
die Muse der Wissenschaft schamhaft ihr Haupt und 
räumt das Feld dem listenreichen Götterboten Merkur. 


1) 38. Annual Report of the Registrar General for England 
and Wales 1920. S. 69. 

2) Deters, Handbuch der Dr. Schüßlerschen Biochemie. 
Verlag Dr. Madaus & Co., Radeburg (Bez. Dresden). S. 174, 
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[| BESPRECHUNGEN UND BERICHTE | UNDBERICHTE 


Organisation des | BESPRECHUNGEN UND BERICHTE | 


Ivan Golosmanoft (Sofia), Les services d’hygiöne publique en 

Bulgarie. Société des nations. Genève 1926. 77 S. 

Die Hygieneabteilung des Völkerbundes hat es sich zur Auf- 
gabe gemacht, nach einem einheitlichen Plan ausgearbeitete 
Beschreibungen des Gesundheitswesens und der Medizinal- 
verwaltung in den verschiedenen Staaten zu veröffentlichen. 
Solche Darstellungen sind bisher erschienen aus Deutschland, 
Österreich, Holland, Ungarn, der Tschechoslowakei, der Ukraine, 
Lettland, Jugoslavien, Australien und aus den französischen 
Kolonien. Die Schilderung des Medizinalwesens in Bulgarien 
behandelt sämtliche Zweige des Gesundheitsdienstes und ge- 
währt insbesondere einen Einblick in die Zentralverwaltung 
(Ministerium des Innern und für öffentliche Gesundheits- 
pflege) sowie in die Organisation der beamteten Ärzte, denen 
als Hilfskräfte Feldscherer und Gesundheitsaufseher zur Ver- 
fügung stehen. Eine unentgeltliche Krankenfürsorge ist von 
Staatswegen seit langem eingerichtet. Sie erstreckt sich auf 
die ärztliche Beratung in einem Dispensaire, die Krankenhaus- 
behandlung, die häusliche Behandlung und die unentgeltliche 
Arzneiversorgung. Zur Bekämpfung der Infektionskrankheiten 
ist ein besonderes mobiles Seuchenpersonal in Bereitschaft 
(Epidemiologen, Bakteriologen, Kliniker, Desinfektoren, Feld- 
scherer usw.). Eine allgemeine Wiederimpfung gegen Pocken 
ist nicht nur im 7., sondern auch im 20. Lebensjahr vorge- 
schrieben. Die Zahl der Erkrankungen ist von 8746 im Jahre 
1919 auf 20 im Jahre 1923 gefallen. Besondere Erwähnung ver- 
dient die Organisation der Malariabekämpfung, bei der Spezial- 
arzt, Zoologe und Ingenieur Hand in Hand arbeiten. Gegen die 
endemische Syphilis in einzelnen Dörfern sind fliegende Be- 
handlungszentren eingerichtet; hat sich doch gezeigt, daß in 
einzelnen Dörfern 46—62% der Einwohnerschaft an einer 
Syphilis leiden, die auf nichtgeschlechtlichem Wege übertragen 
wird. — Diese vergleichenden internationalen Beschreibungen 
der Gesundheitsverwaltungen sind eine wertvolle Bereicherung 
unserer Fachliteratur und geeignet, in vieler Beziehung anregend 
im Sinne eines Fortschritts zu wirken. Breger (Berlin). 


F.Prinzing(Ulm), Die Ärzte Deutschlands im Jahre 1926. D.m. 
W. 52, 1394. 1926. Aus dem nach langer Unterbrechung wie- 
der erschienenen ‚„Reichsmedizinalkalender für Deutsch- 
land“ geht hervor, daß anfangs 1926 bei 63 Millionen 
Einwohnern 44715 Ärzte (gegen 34 136 im Jahre 1913) im Reiche 
tätig waren. Auf 10000 Einwohner kamen somit 7,10 Ärzte. 
Dieses Verhältnis ist aber in einzelnen Landesteilen starken Ab- 
weichungen unterworfen. Assistenz- und Volontärärzte wurden 
etwa 3000 gezählt, also etwa 6,5 % aller Ärzte. Etwa ein bis zwei 
Fünftel der Ärzte sind Spezialisten, jedoch treten unter diesen 
die Ärztinnen sehr in den Hintergrund. Im übrigen aber hat 
sich die Zahl der Ärztinnen bedeutend erhöht (1913 = 195, 
1926 = 1627). Ärztinnen sind meist in den großen Städten 
ansässig. Der Nachwuchs ist noch immer sehr reichlich, wenn- 
gleich er etwas, namentlich beim weiblichen Geschlecht, nach- 
gelassen hat. 


J. Breger (Berlin), Zur Internationalen Sanitätskonferenz, 
Paris 1926. Arb. a. d. Reichsgesundheitsamte, 57, 629. 1926. 
Da die früheren Sanitätsübereinkünfte und internationalen 
Sani ätskonferenzen nicht mehr die nötige Beachtung gefunden 
haben und deren Bestimmungen vielfach als überholt anzu- 
sehen waren, hatte die französische Regierung im April 1925 zu 


— 
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einer neuen Sanitätskonferenz für das Jahr 1926 eingeladen. 
Hierzu ist ein Abänderungsentwurf für die Pariser Übereinkunft 
von 1912 vorgelegt worden. Dieser ist teils vom Internationalen 
Gesundheitsamt in Paris, teils von der durch die Hygiene- 
abteilung des Völkerbundes eingesetzten Studienkommission 
ausgearbeitet worden. Verfasser bespricht die einzelnen 
Punkte des neuen Entwurfes und unterzieht sie einer Kritik. 
Er weist auf die Schwierigkeiten hin, die durch eine halbjährige 
Wiederholung der Schiffsentrattung den Reedern erwachsen 
„werden, auf die Hemmungen, die dem Schiffsverkehr durch die 
"vorgeschriebenen Gesundheitspässe entstehen werden. So er- 
wünscht es sei, den Hafenstädten einen zuverlässigen Seuchen- 
schutz zu sichern, so notwendig sei es, hierbei übertriebene 
Verkehrserschwerungen und zu weitgehende Sperrmaßregeln zu 
vermeiden. 

R. Otto (Berlin), Die Internationale Sanitätskonferenz zu 
Paris (10. V. bis 21. VII. 1926). D. m. W. 52, 1694. 1926. Ver- 
fasser berichtet über den Verlauf der in der Überschrift bezeich- 
neten Konferenz. Von etwa 40 Ländern waren 170 Abgeordnete 
(darunter 7 deutsche) entsandt worden. Der umgearbeitete und 
zur Beratung vorgelegte Entwurf der neuen Bestimmungen 
wurde von zwei Kommissionen behandelt, die unter dem 
Vorsitz von Madsen-Kopenhagen und Jitta-Amsterdam 
tagten. Die wichtigsten Ergebnisse der Beratungen sind: An- 
zeigepflicht auch für epidemisches Auftreten von Fleckfieber 
und Pocken (bisher nur Pest, Cholera und Gelbfieber), Anzeige- 
pflicht auch der Nagetierpest oder des Verdachtes auf diese, 
Angabe auch der ermittelten Cholerakeimträger, Angabe über 
Vorhandensein und Index von Stegomyia callopus bei Gelb- 
fieber. Die Vereinbarungen haben dazu geführt, daß künftighin 
das Internationale Gesundheitsamt in Paris, in dem zur Zeit 
43 Staaten vertreten sind, eine Zentrale der internationalen 
Seuchenbekämpfung sein wird. Über eine Reihe von Punkten 
konnte nur nach Überwindung erheblicher Schwierigkeiten 
und nur infolge des überall bestehenden Wunsches nach Ver- 
ständigung eine Einigung erzielt werden. Die neue Konvention 
hat zwar verschiedentliche Erschwerungen für Handel und 
Verkehr geschaffen, sie entspricht aber durchaus den Fort- 
schritten der Wissenschaft und darf als eine erhebliche Ver- 
besserung angesehen werden. Erich Hesse (Berlin). 


Seuchenbekämpfung. 


Rimpau (München), Typhussorgen in Preußen. M. m. W. 73, 
998. 1926. Die gesetzliche Anzeigepflicht des Typhusverdachtes, 
wie sie im Entwurf zu dem preußischen Seuchengesetz vorge- 
sehen war, ist bei dessen im Jahre 1905 erfolgter Verabschie- 
dung leider gestrichen worden. Trotz offensichtlicher, aus 
diesem Mangel sich ergebender Mißstände, konnte bisher keine 
Abhilfe geschaffen werden. Die Typhusepidemien der letzten 
Jahre haben die Angelegenheit endlich in Fluß gebracht und 
der Landesgesundheitsrat hat einen Gesetzentwurf gebilligt, 
wonach der Typhusverdacht anzeigepflichtig werden soll. Es 
ist mit der baldigen Annahme dieses Gesetzes durch den Land- 
tag zu rechnen. Nach dem Entwurf sollen auch die Bazillen- 
ausscheider als typhusverdächtig angesehen werden, wodurch 
deren Ausscheidungen zwangsweise einer Untersuchung zu- 
geführt werden können; es fehlt jedoch eine Vorschrift, die eine 
Entfernung der Bazillenträger aus den Lebensmittelbetrieben 
ermöglicht. 
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P. Schmidt (Halle a. S.), Über die Typhusgefahr und ihre 
Bekämpfung. D. m. W. 52, 1239. 1926. Da der Typhus am 


häufigsten durch Kontaktinfektion verbreitet wird, muß in. 


erster Linie die Übertragung von Mensch zu Mensch verhindert 
werden. Dies kann durch Behebung der Wohnungsnot, Er- 
ziehung des Volkes zur Reinlichkeit und Belehrung über die 
Gefahren hygienischer Mißstände erreicht werden. Molkereien 
und deren Personal sind unter strengste Kontrolle zu stellen, 
bakteriologische Untersuchungsämter und Medizinalbeamte 
müssen an Ort und Stelle die Bekämpfungsmaßnahmen leiten 
und sind daher von anderweitiger (Büro-)Arbeit zu entlasten. 
Der Frühdiagnose ist größte Aufmerksamkeit zuzuwenden, der 
Typhusverdacht muß anzeigepflichtig werden. Gegen gesunde 
Bazillenträger und zur Behebung der Gefahren, die durch das 
Fleisch notgeschlachteter Tiere verursacht werden, sind strenge 
Maßnahmen erforderlich. Besondere Ortskommissionen müssen 
bei Epidemieausbrüchen gebildet werden. Die hierdurch ent- 
stehenden Kosten stehen in keinem Verhältnis zu den durch 
eine erfolgreiche Prophylaxe zu erzielenden Ersparnissen. 


Fr. v. Gröer und Fr. Redlich (Lemberg), Der gegenwärtige 
Stand der biologischen Masernprophylaxe. Ergebn. d. inn. Med. 
u. Kinderheilk. 30, 506. 1926. Aus theoretischen Erwägungen 
ist den auf eine passive Immunisierung durch Rekonvaleszenten- 
und Tierimmunserum gerichteten Versuchen die größte Aus- 
sicht auf Erfolg zuzusprechen. Die aktive Immunisierung 
durch Behandlung mit dem Krankheitsstoff oder dem bisher 
allerdings noch nicht in eindeutiger Weise isolierten Masern- 
erreger und die Versuche einer unspezifischen resistenzsteigern- 
den Behandlung (Normalserum, Organextrakte und andere) 
haben ebenfalls eine Reihe von Forschern beschäftigt. Eigene 
Nachprüfungen haben ergeben, daß die Prophylaxe mit Re- 
konvaleszentenserum nach Degkwitz sehr wirksam ist, sich 
aber nur für die Anstaltsbehandlung empfiehlt. Ist Rekon- 
valeszentenserum nicht zu beschaffen, so kann ein Versuch mit 
dem allerdings weniger sicher wirkenden gewöhnlichen Serum 
Erwachsener gemacht werden, wobei vorausgesetzt wird, daß 
dieses infolge überstandener Masern Schutzstoffe enthält. 
Die von Degkwitz gleichfalls empfohlene ‚‚Moıbillisation‘“ 
mit infektiösenı Blut und Nasenrachensekret scheint nicht hin- 
reichend sicher zu sein. Das Degkwitzsche Hammelimmun- 
serum wird bezüglich seiner Wirksamkeit in Zweifel gezogen, 
es bringt die Gefahr der Anaphylaxie mit sich, seine Anwendung 
wird durch die schwierige Bestimmung des richtigen Applika- 
tionstermins beeinträchtigt. Die aktive Immunisierung nach 
Herrmann ist empfehlenswert, aber für die Praxis nicht ge- 
eignet, die nach Caronia völlig unsicher. Die unspezifische Be- 
handlung kann gelegentlich von vorübergehendem Nutzen sein. 


Arthur Schloßmann (Düsseldorf), Schutz vor dem Schutz- 
serum. D. m. W. 52, 1241. 1926. Der in Chemnitz beobachtete 
Todesfall (Sepsis) nach Einspritzung von Masernrekonvales- 
zentenserum ist auf dessen Gehalt an Staphylokokken zurück- 
zuführen gewesen. Es muß daher schärfste staatliche Kontrolle, 
wie sie zum Beispiel für Diphtherieserum besteht, auch für 
Herstellung und Abgabe anderer Sera gefordert werden. Ein 
Vorwurf kann im vorliegenden Falle weder den behandelnden 
noch den Arzt treffen, der das Serum entnommen hatte. 


„Schutz vor dem Schutzserum.‘‘ Bemerkungen zu dem Auf- 
satz von Geh.-Rat Schloßmann in Nr. 30 dieser Wochenschrift. 
D. m. W. 52, 1311. 1926. Das Reichsgesundheitsamt teilt zu 
voıstehend besprochenem Aufsatz von Schloßmann mit, daß 
bereits im Mäız 1925 der Reichsgesundheitsrat sich mit Aus- 
arbeitung von Richtlinien tür Herstellung und Autbewahrung 
der vom Menschen gewonnenen Schutz- und Heilsera beschäftigt 


hat, daß aber gewisse Einzelheiten noch der Prüfung durch 
Sachverständige bedürfen. Der von Schloßmann erhobene 
Vorwurf kann daher das Reictsgesundkeitsamt nicht treffen. 


W. Schmidt (Lübeck), Erfahrungen mit Maserntierserum. 
D. m. W. 52, 1303. 1926. Ein abschließendes Urteil über das 
Maserntierserum kann noch nicht gefällt werden. Wird es an- 
gewandt, so muß dies genau nach den Degkwitzschen Vor- 
schriften — erst vom 7. Inkubationstage an — geschehen, da 
anderenfalls, wie auch Verfasser an einer Reihe selbstbehandel- 
ter Fälle beobachtet hat, die Schutzwirkung ausbleibt. 

Rudolf Degkwitz (Greifswald), Weitere Erfahrungen mit 
Masernserum vom Tier. Kli. Wo. 5, 1361. 1926. Da die Fähig- 
keit des artfremden Serums, einen genügend dichten Blutblock 
zu legen, anscheinend sehr schnell sinkt, kommt es bei Ver- 
wendung von Maserntierserum leicht zu einer Erkrankung, 
wenn zu früh gespritzt wurde. An Hand einer größeren Anzahl 
behandelter Fälle, bei denen das Serum zu Beginn oder 12 bis 
24 Stunden vor oder nach Beginn des Prodromalfiebers an- 
gewandt wurde, weist Verfasser nach, daß die Krankheitsdauer 
erheblich verkürzt und die Erscheinungen wesentlich gemildert 
wurden. Durch richtige Wahl des Injektionstermins, wobei 
der Krankheitsbeginn nicht abgewartet zu werden braucht, 
ist es möglich, die Krankheit völlig zu unterdrücken. Von 
Wichtigkeit ist es hierbei, den Stand der Inkubation mit 
Sicherheit zu ermitteln. Erich Hesse (Berlin). 


Jorge (Lissabon), Les Pestilences et la Convention Sanitaire. 

Hygienisches Zentralinstitut, Lisbonne 1926. 107 S. 

Es gehört zu den Aufgaben des Internationalen Gesundheits- 
amtes zu Paris, Abänderungsvorschläge zu den Internationalen 
Sanitätsübereinkünften zu machen. (Diese umgrenzen die- 
jenigen Maßnahmen, die im Weltverkehr zu Abwehr der Pest, 
Cholera und des Gelbfiebers zulässig sind). Zur Neugestaltung 
der zur Zeit geltenden Sanitätsübereinkunft vom 17. Januar 
1912 haben in dem permanenten Komitee des Internationalen 
Gesundheitsamtes seit Mitte 1919 in 12 Sessionen Beratungen 
stattgefunden, an denen als amtlicher Vertreter Portugals der 
Leiter des dortigen Medizinalwesens, Ricardo Jorge, regen 
Anteil genommen hat. Seine Referate und Diskussionsbemer- 
kungen sind in der obigen Broschüre gesammelt. Sie behandeln 
die wissenschaftlichen Grundlagen der Abwehrmaßnahmen, vor 
allem die epidemiologische Verschiedenheit der Bubonenpest 
und der Lungenpest, die Nagetiere und Rattenflöhe als Träger 
der Pestinfektion, die Frage der Cholerabazillenträger und die 
„Paracholera‘‘. Der Verfasser kämpft an gegen die gedankenlose 
und unwissenschaftliche Routine, die sich zum Schaden von 
Handel und Wandel im Quarantänewesen vieler Staaten breit 
macht. Ersagt:,,Meine Ausführungen sind durch eine bestimmte 
und feste Haltung gekennzeichnet, durch die Opposition gegen 
Übertreibungen in den internationalen Abwehrmaßnahmen, 
durch den Widerspruch gegen alles, was an die Willkürherrschaft 
des alten Quarantänewesens erinnert und durch den Protest 
gegen ein System, das behauptet, mit aller Gewalt einen an- 
geblich vollkommenen Schutz gegen die Seucheneinschleppung 
zu gewähren.“ In diesem Sinne ist auch Jorge auf der letzten 
Internationalen Sanitätskonferenz zu Paris (Mai- Juni 1926) 
allen übertriebenen Verkehrsbeschränkungen entgegengetreten. 

Breger (Berlin). 


Nahrungs- und Genußmittel. 

Fr. Pavlica (Brünn), Pathologisch anatomisches Bild der 
kleinen Trichinoseepidemie in Mähren im Jahre 1925. Med. 
Klin. 23, 167 und 209. 1927. Es wurden insgesamt 9 erkrankte 
Personen festgestellt, von denen eine das von einem Tiere 
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stammende infizierte Schweinefleisch roh, die anderen in un- 
genügend gekochtem Zustande (geselchtes Fleisch) gegessen 
hatten. Von den Erkrankten starben 3 Personen (33,3 °%5). 
Bei der Obduktion einer zur Sektion gekommenen Leiche wur- 
den zahlreiche Parasiten in der quergestreiften Muskulatur 
gefunden, ferner eine eosinophile Myokarditis, Steatosis der 
Leber und Bronchopreumonie. Außerdem wurden auch in- 
fizierte Tiere beobachtet und untersucht. Die epidemiologischen 
Gesichtspunkte der Epidemie werden besprochen unter Würdi- 
gung der Tatsache, daß die Trichinose am Ende des vorigen und 
zu Beginn des laufenden Jahrhunderts in Südwestmähren en- 
demisch geherrscht hat. 


Kossmag (Lage), Betrachtungen zu den Fleischvergiftungen. 
Tierärztl. Rundsch. 32, 713. 1926. Da in den letzten Jahren 
die Fleischvergiftungen außerordentlich zugenommen haben, 
sollten zum Schutze des Publikums wie zur Deckung des 
Fleischbeschauers gegen gerichtliche Verfolgung die bestehenden 
Vorschriften abgeändert werden. Es ist nicht angängig, wenn 
die ‚Vermutung‘ einer Blutvergiftung bei notgeschlachteten 
Tieren eine bakteriologische Untersuchung erforderlich macht. 
Grundsätzlich müßte bei jeder Notschlachtung das Fleisch 
bakteriologisch untersucht werden, sofern diese nicht wegen 
Traumas oder anderer Gewalteinwirkung ausgeführt wurde. 
Notgeschlachtetes Fleisch darf nur auf der Freibank vertrieben 
werden, soll aber in weitestem Maße nutzbar gemacht werden. 
Die durch postmortale Infektionen verursachten Fleischver- 
giftungen werden aber auch durch diese Maßnahmen nicht er- 
faßt. 


C. S. Engel (Berlin), Über ein Verfahren zur besseren Aus- 
nutzung der zellulosereichen pflanzlichen Nahrungsmittel. D. 
m. W. 52, 1682. 1926. Die in der Zellulose vorhandenen Nähr- 
stoffe müssen von dieser befreit werden, wenn die Verdauungs- 
säfte des Menschen oder des Tieres sie angreifen sollen. Der 
Muskelmagen des Vogels erreicht dies mit Hilfe verschluckter 
Steine und Sandkörner, das Säugetier braucht bakteriologisch- 
chemische Mittel. Der menschliche Darm baut Zellulose erst 
in seinem Endabschnitt ab, wo die wertvollen Nährstoffe nicht 
mehr verwertet werden. Durch Vermahlen, Backen und Braten 
läßt sich die Zellulose aufschließen und nutzbar machen. (An- 
rühren des Mehls mit Wasser, sodann Erhitzung mit Fett auf 
über 100°.) Eiweißstoffe und Kohlehydrate erfahren hierdurch 
eine Umsetzung und nehmen ein wohlschmeckendes, appetit- 
anregendes Röstaroma an. So zubereitete Nahrungsmittel be- 
sitzen oft wegen ihres Kalk- und Eisenreichtums und ihrer ver- 
dauungsanregenden Wirkung besondere Vorzüge, sie sind be- 
sonders für Gichtiker und Diabetiker zuträglich und wegen des 
niedrigen Preises zu emptehlen. 


A. Frank (Leipzig), Über Vitamine und Vitaminmangelkrank- 
heiten. Med. Klin., 22, 1591. 1926. Ohne den Begriff der Vita- 
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mine kommt man nicht aus, man darf aber ihre Bedeutung 
weder hinsichtlich des Wertes noch der Anzahl überschätzen. 
Reine Vitaminmangelkrankheiten sind wahrscheinlich sehr 
selten oder ohne das gleichzeitige Vorhandensein anderer 
Faktoren (Störungen der Ernährungsorgane, Infektionen) über- 
haupt ausgeschlossen. Dies trifft insbesondere zu für die 
Keratomalacie, die Rachitis und den Skorbut. Neben den durch 
Vitaminmangel hervorgerufenen Störungen ist auch die Ein- 
tönigkeit und die Minderwertigkeit der Nahrung von großer 
Bedeutung. Weitere Forschungen sind erforderlich und müssen 
sich besonders auf die chemischen und physikalischen Eigen- 
schaften der Vitamine erstrecken. Erich Hesse (Berlin). 


Rettungswesen und Unfallfürsorge. 


E. Eger (Berlin), Der Rettungsdienst in kleinen Städten und 
auf dem Lande. Nachrichtenblatt des deutschen Roten Kreuzes, 
6, 375. 1926. Die Notwendigkeit des Ausbaues des Rettungs- 
dienstes in kleinen Städten und auf dem Lande ergibt sich unter 
anderem aus der Steigerung des Verkehrs, der Verwendung 
landwirtschaftlicher Maschinen und von Starkstromanlagen, 
sowie der Verbreitung des Sports. Die Organisation desselben 
ist mit Unterstützung der Staats- und Kommunalverwaltungen, 
der Träger der Sozialversicherung, der Sport- und dergleichen 
Vereine sowie unter Teilnahme der gesamten Bevölkerung auf- 
bzw. auszubauen. Der Unfallmeldedienst ist vorhandenen 
Alarmeinrichtungen anzugliedern, und zwischen den Rettungs- 
gesellschaften, der Polizei, Feuer- und Wasserwehr, dem Forst- 
schutz sowie der Post- und Eisenbahn sind nach dieser Richtung 
hin Vereinbarungen zu treffen. Das gleiche gilt für die Ein- 
richtung von Rettungsdepots, Rettungswachen und dergleichen. 
Der Krankenbeförderung müssen geeignete Automobile in aus- 
reichender Zahl zur Verfügung stehen. Die Rettungsgesell- 
schaften müssen sich verpflichten, männliches und weibliches 
Personal zu stellen, das nach seinen körperlichen, geistigen und 
sittlichen Eigenschaften für den Rettungsdienst durchaus ge- 
eignet ist und die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten 
besitzt. Zur Bestreitung der Werbe- und Ausbildungskosten, 
der Kosten für Beschaffung einer zweckmäßigen Diensttracht 
und des erforderlichen Materials sowie für eine ausreichende 
Unfall- und Haftpflichtversicherung erhalten die betreffenden 
Vereinigungen Zuschüsse aus Öffentlichen Mitteln. Die Ret- 
tungsgesellschaften müssen einen Teil ihrer Mitglieder zu Hilfs- 
desinfektoren ausbilden lassen und ebenso wie geeignetes 
Material für die Seuchenbekämpfung bereit halten. Erforder- 
lich ist es, daß die Rettungsgesellschaften der Länder im Falle 
nationaler und internationaler Katastrophen ihr Personal und 
Material auch außerhalb des sonstigen Geschäftsbereichs zur 
Verfügung stellen. Erich Hesse (Berlin). 
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Redigiert von Professor Dr. F. ROTT, Berlin-Charlottenburg, Frankstraße 3. 


Das Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten in seiner Entwicklung. 
Von H. ROESCHMANN, Berlin. 


Nachdem das Gesetz am 26. Januar 1927 im Reichs- 
tag angenommen worden ist und am 9. Februar die 
Billigung des Reichsrates erhalten hat, dürfte es von 
allgemeinem Interesse sein, einen kurzen Rückblick 
auf die wechselvollen Geschicke der verschiedenen Ge- 
setzesvorlagen zu werfen. 

In Deutschland hat man am Anfang dieses Jahrhun- 
derts die heiklen und schwierigen Fragen der Bekämp- 
fung der Geschlechtskrankheiten energischer in An- 
griff genommen und zwar durch Gründung der Deut- 
schen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten, die im Jahre 1902 erfolgte. Vorange- 
gangen waren in den Jahren 1899 und 1902 zwei große 
internationale Kongresse ‚pour la prophylaxie sani- 
taire et morale‘‘ in Brüssel, auf denen alle Fragen sehr 
gründlich besprochen worden waren. Die Anregung 
zu diesen internationalen Kongressen war auf der inter- 
nationalen Leprakonferenz in Berlin im Jahre 1897 
entstanden, die von Gelehrten aus allen Ländern sehr 
zahlreich besucht war. Einer der Hauptförderer dieses 
Planes war Blaschko gewesen. Man hattesich damals 
gesagt, daß es notwendiger und dringender wäre, gegen 
so weitverbreitete und verheerende Krankheiten wie 
die Geschlechtskrankheiten einen Völkerfeldzug zu 
organisieren als gegen eine so seltene Krankheit wie 
den Aussatz. Der Umstand, daß erst nach 2 Jahren der 
erste und nach weiteren 3 Jahren der zweite inter- 
nationale Kongreß zustande kam, zeigt am besten, 
welche Schwierigkeiten zu überwinden waren. 

Die Auswirkung der Brüsseler Kongresse war aber 
eine sehr gute, denn in fast allen Kulturländern setzte 
ein energischer Kampf gegen die Geschlechtskrank- 
heiten ein. Der erste große praktische Erfolg der 
Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten bestand in einer Abänderung der 
668 6 und 26 des Krankenversicherungsgesetzes, welche 
die Gewährung von Krankengeld und freier ärztlicher 
Behandlung an Geschlechtskranke ausschlossen, weil 
die Geschlechtskrankheiten als selbstverschuldete 
Krankheiten angesehen wurden. Infolgedessen ließen 
sich die erkrankten Versicherten oft entweder gar 
nicht oder nur ungenügend behandeln, sie blieben also 
selbst den schwersten Folgezuständen ausgesetzt, bil- 
deten vor allem aber für andere eir.e sehr gefährliche 
Ansteckungsquelle. Im Jahre 1903 wurden diese Be- 


stimmungen glücklicherweise aufgehoben und die 
Geschlechtskrankheiten ganz den anderen Erkran- 
kungen gleichgestellt. 

Im Jahre 1900 war das Gesetz betreffend die ge- 
meingefährlichen Seuchen, das sogenannte Reichs- 
seuchengesetz, erlassen worden. Wenn auch die Ge- 
schlechtskrankheiten zu den folgenschwersten und weit- 
verbreitetsten ansteckenden Krankheiten gehören — 
sie werden an Häufigkeit nur von den Masern über- 
troffen —, so hatte man sie doch mit vollem Recht 
nicht in diesem Gesetz aufgenommen, weil sie sich in 
ganz wesentlichen Punkten von den anderen gemein- 
gefährlichen Seuchen unterscheiden. Man war sich 
aber in den Kreisen der Deutschen Gesellschaft zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten von Anfang 
an darüber klar, daß auch auf diesem Gebiete beson- 
dere gesetzliche Bestimmungen erlassen werden mug- 
ten, wenn ein erfolgreicher Kampf gegen die Ge- 
schlechtskrankheiten geführt werden sollte. Als die 
Regierung den wiederholt von der Deutschen Gesell- 
schaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
gestellten Anträgen, einen Gesetzentwurf vorzulegen, 
immer wieder auswich, berief die DGBG. von sich aus 
eine Sachverständigenkommission, die sich aus Ver- 
tretern der Behörden, Ärzten, Juristen, Verwaltungs- 
beamten, Geistlichen, Volkswirten, Parlamentariern 
und Frauen, also kurz aus Vertretern aller Kreise zu- 
sammensetzte, die sich für das Allgemeinwohl inter- 
essierten. 

Der Krieg unterbrach die Kommissionsberatunger., 
sie wurden aber schon im Jahre 1916 wieder aufge- 
nommen und gaben die Unterlagen für den Gesetz- 
entwurf, der im Jahre 1918 dem Reichstag von der 
damaligen Kaiserlichen Regierung vorgelegt wurde. 
Die Begründung, die dem Gesetzentwurf beigegeben 
wurde, beginnt mit der Anführung „der ernsten und 
jeden Vaterlandsfreund mit banger Sorge erfüllenden 
Tatsache, daß seit einiger Zeit die relative Größe der 
Bevölkerungszunahme, in der Deutschland früher die 
meisten europäischen Länder übertraf, immer mehr 
abnimmt.“ Es wird dann gezeigt, daß die Zahl der 
Lebendgeborenen berechnet auf je 1000 Einwohner 
im Jahrfünft 1841/45 im Jahresdurchschnitt 36,7 be- 
tragen hätte und nach einem vorübergehenden Nieder- 
gange bis auf 34,6 im Jahrfünft 1851/55 beständig 
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angewachsen wäre, bis sie im Jahrfünft 1876/80 den 
Gipfel mit 39,2 erreicht hätte. Von da an hätte die 
Geburtenziffer ständig abgenommen: 1901/05 34,4, 
1906/10 31,6, 1911 28,6, 1913 27,5, 1914 26,8 %/go- 

Es werden die anderen Ursachen, die diesen Ge- 
burtenrückgang veranlaßt haben, nicht übersehen, es 
wird aber doch in der Gesetzesbegründung sehr darauf 
hingewiesen, daß die Geschlechtskrankheiten zur 
Steigerung des Geburtenrückganges wesentlich bei- 
getragen haben, weil sie die Zeugungsfähigkeit des 
Mannes aufheben, zur Unfruchtbarkeit der Frau 
führen und bei der Syphilis die gezeugten Früchte 
meist vorzeitig absterben oder, falls sie lebend ge- 
boren werden, siech und krank sind und dann auch 
bald zugrunde gehen. 

Der Gesetzentwurf, der nur 7 Paragraphen enthielt, 
wurde in der zuständigen Kommission des Reichstages 
sehr schnell beraten und auch angenommen; er wäre 
auch im Reichstag selbst angenommen worden, wenn 
nicht durch den Ausbruch der Revolution die Verab- 
schiedung verhindert worden wäre. 

Einige der Hauptbestimmungen erhielten aber durch 
die Verordnung der Volksbeauftragten vom 10. De- 
zember 1918 Gesetzeskraft. Es stellte sich jedoch bald 
heraus, daß diese Verordnung nicht genügte, um wirk- 
liche Fortschritte in dem Kampfe gegen die Ge- 
schlechtskrankheiten zu bringen. Die dauernden 
Mahnungen der DGBG. und die beunruhigenden 
Nachrichten über die Zunahme der Geschlechtskrank- 
heiten namentlich im besetzten Gebiete bestimmten 
dann den 14. Ausschuß des Reichstages, sich in den 
Sitzungen vom Juli—November 1921 wieder eia- 
gehender mit diesen Fragen zu beschäftigen und die 
Reichsregierung um eine beschleunigte "Wiedereia- 
bringung eines Gesetzentwurfes zu bitten. Am 9. 
Februar 1922 wurde dieser Entwurf vorgelegt und in 
der Zeit vom 31. März 1922 bis zum 16. Februar 1923 
in 27 Sitzungen bearbeitet. Er ging dann gleich dem 
Reichstage zu und kam anschließend im Plenum zur 
Verhandlung. 

Am umstrittensten war auch damals der sogenannte 
Kurpfuschereiparagraph. Wohl selten ist der Reichstag 
mit einer solchen Flut von Druckschriften urd Ein- 
gaben überschüttet worden, wie bei jenen Beratungen 
von den interessierten Kreisen der Laienbehandler, 
die es verstanden hatten, die sogenannten Naturheil- 
vereine und -verbände für ihre Interessen einzuspan- 
nen. Man griff zu den verwerflichsten Mitteln der Ver- 
leumdung und Fälschung. Es sei dabei nur an die Ver- 
öffentlichung gefälschter Sektionsprotokolle von angeb- 
lich an Salvarsanvergiftung Verstorbenen erinnert, die 
seinerzeit um so größeres Aufsehen erregte, da man 
sich nicht gescheut hatte, sie mit den Namen hervor- 
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ragender ärztlicher Autoritäten zu zeichnen. Wenn 
auch dieses Vorgehen von den Vertretern fast aller 
Fraktionen bei den Verhandlungen im Plenum des 
Reichstages auf das schärfste mißbilligt wurde, so 
blieb doch ein Erfolg nicht aus: der Kurpfuscherei- 
paragraph wurde in einer Fassung angenommen, die 
den Laienbehandlern die Hintertüren weit öffnete, 
der Reichsrat erhob infolgedessen Einspruch und 
brachte damit den Entwurf zu Fall. 

Die Reichsregierung reichte am 6. Juni 1925 erneut 
dem Reichstage den Gesetzentwurf in nur wenig ver- 
änderter Form ein, der Ausschuß beriet ihn in 15 
Sitzungen in der Zeit vom 10. Juli 1925 bis 1. Juli 1926. 
Wiederum stand der Kurfuschereiparagraph im Vor- 
dergrund des Kampfes, besonders auch bei den Ver- 
handlungen im Plenum, die im Januar dieses Jahres 
aufgenommen wurden. Von den Laienbehandlern war 
an ihre Anhänger die strenge Anweisung ausgegeben 
worden, die früher gemachten Fehler zu vermeiden 
und eine sachlichere Propaganda zu betreiben, um 
nicht wieder das Mißtrauen der Abgeordneten zu er- 
regen. Der Kampf wurde aber hinter den Kulissen um 
so energischer von ihnen geführt. Auch diesmal blieb 
der Erfolg nicht aus, denn bei der zweiten Lesung im 
Ausschuß erhielt der $ 7 wieder eine Fassung, die den 
Laienbehandlern weitere Betätigung ermöglicht hätte. 
Damit wäre der Entwurf wieder gefallen, wenn es nicht 
gelungen wäre, bei der endgültigen Abstimmung im 
Plenum des Reichstages die Regierungsfassung wieder- 
herzustellen, die bestimmt, daß die Behandlung 
der Geschlechtskrankheiten und der Krank- 
heiten und Leiden der Geschlechtsorgane nur 
den in Deutschland approbierten Ärzten ge- 
stattet ist. Damit ist ein Fortschritt in der Volks- 
gesundheitspflege erzielt worden, der nicht hoch 
genug veranschlagt werden kann, denn nur, wenn 
die Geschlechtskrankheiten sofort in sachgemäße Be- 
handlung kommen, ist mit einer Eindämmung der Ge- 
schlechtskrankheiten zu rechnen. Es ist durch diesen 
Paragraphen eine Bresche in die Front der Kurpfuscher 
geschlagen worden, die sich mehr und mehr erweitern 
wird. Man ist sich des Ernstes der Lage in den betei- 
ligten Kreisen der Laienbehandlung sehr wohl bewußt. 

Das Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten wird die Öffentlichkeit in der nächsten Zeit 
stark beschäftigen. Es wird deswegen nötig sein, die- 
sem Rückblick einen Ausblick folgen zu lassen. Die 
DGBG. hat sich schon in einer Sitzung ihres Aus- 
schusses am 3. März d. J. mit den Ausführungsbe- 
stimmungen beschäftigt, die vor allem von den Landes- 
regierungen erlassen werden. Es ist zu hoffen, daB 
sich alle beteiligten Kreise — die zuständigen Regie- 
rungsstellen, die Kommrr2lverweltungen, die Versiche- 
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rungsträger und die Vertreter der öffentlichen und 
privaten Wohlfahrtspflege — zu gemeinsamem Vor- 
gehen mit der Ärzteschaft zusammenfinden werden, 
um das Gesetz so durchzuführen, daß es uns auch 
wirklich einen Fortschritt im Kampfe gegen diese 
gefährliche und heimtückische Seuche bringen wird. 
Man hat versucht und wird es weiter tun, es so darzu- 
stellen, als ob sich das Gesetz nur auf unerträgliche 


und verhängnisvolle Zwangsmaßnahmen stützt. Nichts 
ist falscher als diese Annahme. Jeder Geschlechts- 
kranke, ganz einerlei ob männlich oder weiblich, bleibt 
völlig unbehelligt, wenn er sich gewissenhaft behan- 
deln läßt. Nur wenn er es nicht tut, wenn er also eine 
Gefahr für seine Mitmenschen bildet, wird gegen ihn 
eingeschritten, das liegt aber durchaus im Interesse 
der Allgemeinheit. 


Anhang. 
Wortlaut der Beschlüsse des Reichstages betr. den Gesetzentwurf zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 


Der Reichstag hat in seiner Sitzung am 26. Januar 1927 den 
ihm zur Beschlußfassung vorgelegten Entwurf eines Gesetzes 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten Nr. 975, 2714, 
2926 der Drucksachen in der beiliegenden Fassung angenommen. 


Ferner hat der Reichstag beschlossen: 
A. die Reichsregierung zu ersuchen: 


1. die Behandlungspflicht der Krankenkassen für die Be- 
handlung der Geschlechtskranken bis zur Beseitigung der 
Ansteckungsgefahr zu verlängern; 


2. auf die Länder dahin einzuwirken, daß 


a) die in dem $ 6 der Reichsgrundsätze über Voraus- 
setzung, Art und Maß der öffentlichen Fürsorge vom 
4. Dezember 1924 (Reichsgesetzblatt I, Seite 765) als 
Pflichtaufgabe vorgeschriebene Krankenhilfe den von 
der Sozialversicherung nicht erfaßten wirtschaftlich 
hilfsbedürftigen Geschlechtskranken in ausreichendem 
Maße zuteil wird, 

b) die Prüfung der wirtschaftlichen Hilfsbedürftigkeit 
dieser Kranken ohne jede Engherzigkeit erfolgt, 

c) die Hilfe sich von den Mängeln der alten Armenpflege 
grundsätzlich freihält, 

d) von der im § 9 Abs. 2 der Reichsgrundsätze vorge- 
sehenen Möglichkeit, auf die Zurückzahlung zu ver- 
zichten, in weitgehendstem Umfange Gebrauch ge- 
macht wird, namentlich keine Zurückzahlung aus dem 
Arbejtsliohn verlangt wird. 


B. die Reichsregierung zu ersuchen, dafür zu sorgen, daß auf- 
klärende Vorträge, Schriften, Abbildungen oder Darstellun- 
gen über Geschlechtskrankheiten, ihre Verhütung und ihre 
Erscheinungen nicht von dieser Strafbestimmung betroffen 
werden, soweit sie sich nicht auf die Behandlung von Ge- 
schlechtskrankheiten erstrecken oder nicht unter den Be- 
griff oder den Tatbestand der Fernbehandlung fallen. 


Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das mit 
Zustimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird: 


§ 1. 
Geschlechtskrankheiten im Sinne dieses Gesetzes sind Syphi- 
lis, Tripper und Schanker, ohne Rücksicht darauf, an welchen 
Körperteilen die Krankheitserscheinungen auftreten. 


§ 2. 

Wer an einer mit Ansteckungsgefahr verbundenen Ge- 
schlechtskrankheit leidet und dies weiß oder den Umständen 
nach annehmen muß, hat die Pflicht, sich von einem für das 
Deutsche Reich approbierten Arzt behandeln zu lassen. Eltern, 
Vormünder und sonstige Erziehungsberechtigte sind verpflich- 


tet, für die ärztliche Behandlung ihrer geschlechtskranken 
Pflegebefohlenen zu sorgen. 

Durch Ausführungsbestimmungen ist dafür Sorge zu tragen, 
daß die Behandlung der Minderbemittelten, die keinen An- 
spruch auf anderweitige ärztliche Behandlung haben oder denen 
die Behandlung auf Grund einer Versicherung wirtschaftliche 
Nachteile bringen könnte, aus öffentlichen Mitteln sichergestellt 
wird. 

$ 3. 


Die Durchfühung der aus diesem Gesetze erwachsenden ge- 
sundheitlichen Aufgaben ist Gesundheitsbehörden zu übertra- 
gen, die sich mit den Beratungsstellen für Geschlechtskranke, 
den Pflegeämtern und den sonstigen Einrichtungen der sozialen 
Fürsorge möglichst im Einvernehmen zu halten haben. Die Be- 
amten der Ordnungs- und Wohlfahrtspolizei haben die Durch- 
führung der gesundheitlichen und sozialfürsorgerischen Auf- 
gaben, insbesondere das Eingreifen der Fürsorgestellen Minder- 
jährigen gegenüber, in jeder Weise zu unterstützen. 


§ 4. 


Die zuständige Gesundheitsbehörde kann Personen, die 
dringend verdächtig sind, geschlechtskrank zu sein und die Ge- 
schlechtskrankheit weiterzuverbreiten, anhalten, ein ärztliches 
Zeugnis, nur in begründeten Ausnahmefällen ein von einem 
durch die zuständige Gesundheitsbehörde benannten Arzte aus- 
gestelltes Zeugnis über ihren Gesundheitszustand vorzulegen 
oder sich der Untersuchung durch einen solchen Arzt zu unter- 
ziehen. Auf Antrag des untersuchenden Arztes können solche 
Personen angehalten werden, wiederholt derartige Gesundheits- 
zeugnisse beizubringen. | 

Personen, die geschlechtskrank und verdächtig sind, die Ge- 
schlechtskrankheit weiterzuverbreiten, können einem Heilver- 
fahren unterworfen, auch in ein Krankenhaus verbracht werden, 
wenn dies zur Verhütung der Ausbreitung der Krankheit er- 
forderlich erscheint. 

Anzeigen, deren Urheber nicht erkennbar sind, dürfen nicht 
beachtet werden. Personen, die mit Namensnennung andere 
einer Geschlechtserkrankung bezichtigen, sind zunächst münd- 
lich zu vernehmen und die Anzeigen erst dann weiter zu ver- 
folgen, wenn die Vernehmung ergeben hat, daß ein ausreichender 
Anhalt für die Richtigkeit der behaupteten Tatsachen vorhan- 
den ist. 

Soweit andere Mittel zur Durchführung der in Abs. 1, 2 vor- 
gesehenen Maßnahmen nicht ausreichen, ist die Anwendung un- 
mittelbaren Zwanges zulässig. Ärztliche Eingriffe, die mit einer 
ernsten Gefahr für Leben oder Gesundheit verbunden sind, 
dürfen nur mit Einwilligung des Kranken vorgenommen werden. 
Die Reichsregierung bestimmt, welche ärztlichen Eingriffe inş- 
besondere hierunter fallen, 
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8 5. 

Wer den Beischlaf ausübt, obwohl er an einer mit An- 
steckungsgefahr verbundenen Geschlechtskrankheit leidet und 
dies weiß oder den Umständen nach annehmen muß, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft, sofeın nicht nach den 
Vorschriften des Strafgesetzbuchs eine härtere Strafe ver- 
wirkt ist. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Ist der Täter ein 
Angehöriger des Antragstellers, so ist die Zurücknahme des An- 
trags zulässig. ` 

Die Strafverfolgung verjährt in sechs Monaten. 


§ 6. 


Wer weiß oder den Umständen nach annehmen muß, daß er 
an einer mit Ansteckungsgefahr verbundenen Gesçhlechtskrank- 
heit leidet und trotzdem eine Ehe eingeht, ohne dem anderen 
Teil vor Eingehung der Ehe über seine Krankheit Mitteilung 
gemacht zu haben, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren be- 
straft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme 
des Antrages ist zulässig. 

Die Strafverfolgung verjährt in sechs Monaten. 


8 7. 

Die Behandlungen von Geschlechtskrankheiten und Krank- 
heiten oder Leiden der Geschlechtsorgane ist nur den für das 
Deutsche Reich approbierten Ärzten gestattet. Verboten ist, 
solche Krankheiten anders als auf Grund eigener Wahrnehmung 
zu behandeln (Fernbehandlung) oder in Vorträgen, Schriften, 
Abbildungen oder Darstellungen Ratschläge für die Selbst- 
behandlung zu erteilen. 

Wer einen anderen einem der im Absatz 1 enthaltenen Ver- 
bote zuwider behandelt oder sich zu einer solchen Behandlung 
öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen 
odeı Darstellungen, wenn auch in verschleiernder Weise, er- 
bietet, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

Gleiche Strafe trifft den Aızt, der sich zur Behandlurg der 
in Abs. 1 bezeichneten Krankheiten in unlauterer Weise er- 
bietet. 

§ 8. 

Wer eine geschlechtskranke Person ärztlich untersucht oder 
behandelt, soll sie über die Art der Krankheit und über die An- 
steckungsgefahr sowie über die Strafbarkeit der in §§ 5, 6 be- 
zeichneten Hardlungen belehren und ihr hierbei ein amtlich ge- 
nehmigtes Merkblatt aushändigen. 

Fehlt dem Kranken die zur Erkenntnis der Arsteckungsge- 
fahr erforderliche Einsicht, so soll die Belehrung und die Aus- 
händigung des Merkblatts an denjenigen eıfolgen, der für das 
persönliche Wohl des Kranken zu sorgen hat. 


$ 9. 

Wer eine Person, die an einer mit Ansteckungsgefahr ver- 
bundenen Geschlechtskrankheit leidet, ärztlich behandelt, hat 
der im $ 4 bezeichneten Gesundheitsbehörde Anzeige zu er- 
statten, wenn der Kranke sich der ärztlichen Behandlung oder 
Beobachtung entzieht oder wenn er andere infolge seines Be- 
rufes oder seiner persönlichen Verhältnisse besonders gefährdet. 

Die oberste Landesbehörde kann bestimmen, daß die Anzeige 
anstatt der Gesundheitsbehärde einer Beratungsstelle für Ge- 
schlechtskranke zu eıstatten ist. Kommt der Kranke den An- 
weisungen der Beratungsstelle nicht nach, so hat diese der Ge- 
sundheitsbehörde Kenntnis zu geben. 
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§ 10. 


Wer als Beamter oder Angestellter einer Gesundheitsbehörde 
oder einer Beratungsstelle unbefugt offenbart, was ihm über Ge- 
schlechtskrankheiten eines anderen oder ihre Ursache oder über 
die sonstigen persönlichen Verhältnisse cer Beteiligten dienst- 
lich bekannt geworden ist, wird mit Geldstrafe oder mit Ge- 
fängnis bis zu einem Jahre bestraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Den Antrag kann 
auch die Gesundheitsbehörde stellen. 

Die Offenbarung ist nicht unbefugt, wenn sie von einem in der 
Gesundheitsbehörde oder in elner Beratungsstelle tätigen Arzte 
oder mit Zustimmung eines solchen Arztes an eine Behörde oder 
an eine Person gemacht wird, die ein berechtigtes gesundheit- 
liches Interesse daran hat, über die Geschlechtskrankheit des 
anderen unterrichtet zu werden. j 


§ 11. 


Wer zum Zwecke der Heilung oder Linderung von Geschlechts- 
krankheiten Mittel, Gegenstär.de oder Verfahren öffentlich oder 
durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder Dar- 
stellungen, wenn auch in verschleiernder Weise, ankündigt oder 
anpreist, oder solche Mittel oder Gegenstände an einem all- 
gemein zugänglichen Orte ausstellt, wird mit Gefängnis bis zu 
sechs Monaten und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

Straflos ist, soweit nicht anderweitige reichs- oder landes- 
rechtliche Vorschriften entgegenstehen, die Ankündigung oder 
die Anpreisung dieser Mittel oder Gegenstände an Ärzte oder 
Apotheker oder an Personen, die mit solchen Mitteln oder Gegen- 
ständen erlaubterweise Handel treiben, oder in wissenschaft- 
lichen ärztlichen oder pharmazeutischen Fachzeitschriften. 


§ 12. 


Vorträge, Schriften, Abbildungen urd Darstellungen, die nur 
der Aufklärung über die Geschlechtskrankheiten, insbesondere 
über ihre Erscheinungsformen, dienen, sind straflos, soweit sie 
nicht unter die Strafbestimmungen des $ 7 fallen. 


§ 13. 


Die Reichsregierung kann das Inverkehrbringen von Mitteln 
oder Gegenständen, die zur Verhütung von Geschlechtskrank- 
heiten dienen sollen, von dem Ergebnis einer amtlichen Prüfung 
abhängig machen und das Inverkehrbringen hierfür nicht ge- 
eigneter Gegenstände verbieten. Sie kann auch Vorschriften 
über das Ausstellen, Ankündigen oder Anpreisen der. hiernach 
zugelassenen Mittel oder Gegenstände treffen. 

Wer Mittel oder Gegenstände, die auf Grund des Abs.1 Satz 1 
vom Verkehr ausgeschlossen sind, in Verkehr bringt, wird mit 
Gefängnis bis zu sechs Monaten und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. Ebenso wird bestraft, wer einer 
nach Abs. 1 Satz 2 getroffenen Vorschrift zuwiderhandelt. 


§ 14. 


Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen wird bestraft, sofern nicht nach den Vor- 
schriften des Strafgesetzbuches eine härtere Strafe verwirkt ist, 

1. eine weibliche Person, die ein fremdes Kind stillt, obwohl 
sie an einer Geschlechtskrankheit leidet und dies weiß oder den 
Umständen nach annehmen muß; 

2. wer ein syphilitisches Kind, für dessen Pflege er zu sorgen 
hat, von einer anderen Person als der Mutter stillen läßt, obwohl 
er die Krankheit des Kindes kennt oder den Umständen nach 
kennen muß; 
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3. wer ein sonst geschlechtskrankes Kind, für dessen Pflege er 
zu sorgen hat, von einer anderen Person als der Mutter, ohne 
sie vorher über die Krankheit und die gebotenen Vorsichtsmaß- 
nahmen durch einen Arzt mündlich unterweisen zu lassen, 
stillen läßt, obwohl er die Krankheit des Kindes kennt oder den 
Umständen nach kennen muß; 

4. wer ein geschlechtskrankes Kind, obwohl er die Krankheit 
kennt oder den Umständen nach kennen muß, in Pflege gibt, 
ohne den Pflegeeltern von der Krankheit des Kindes Mitteilung 
zu machen. 

Straflos ist das Stillen oder Stillenlassen eines syphilitischen 
Kindes durch eine weibliche Person, die selbst an Syphilis leidet. 


8 15. 

Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit 
Haft wird bestraft: 

l. eine Amme, die ein fremdes Kind stillt, ohne im Besitz 
eines unmittelbar vor Antritt der Stellung ausgestellten ärzt- 
lichen Zeugnisses darüber zu sein, daß an ihr keine Geschlechts- 
krankheit nachweisbar ist; 

2. wer zum Stillen eines Kindes eine Amme in Dienst nimmt, 
ohne sich davon überzeugt zu haben, daß sie im Besitze des in 
Nr. 1 bezeichneten Zeugnisses ist; 

3. wer, abgesehen von Notfällen, ein Kind, für dessen Pflege 
er zu sorgen hat, von einer anderen Person als der Mutter stillen 
läßt, ohne vorher im Besitz eines ärztlichen Zeugnisses darüber 
zu sein, daß eine gesundheitliche Gefahr für die Stillende nicht 
besteht. 

Die Vorschriften des Abs. 1 finden im Falle des $ 14 Abs. 2 
keine Anwendung. 


§ 16. 

Das Strafgesetzbuch wird abgeändert wie folgt: 

I. $ 180 erhält folgenden zweiten und dritten Absatz: 

Als Kuppelei gilt insbesondere die Unterhaltung eines Bor- 
dells oder bordellartigen Betriebes. 

Wer einer Person, die das 18. Lebensjahr vollendet hat, Woh- 
nung gewährt, wird auf Grund des Abs. I nur dann bestraft, 
wenn damit ein Ausbeuten der Person, der die Wohnung ge- 
währt ist, oder ein Anwerben oder ein Anhalten dieser Person 
zur Unzucht verbunden ist. 


II. Im $ 184 wird hinter Nr. 3 folgende Vorschrift eingefügt: 
3a. Wer in einer Sitte oder Anstand verletzenden Weise 


Mittel, Gegenstände oder Verfahren, die zur Verhütung von Ge- 
schlechtskrankheiten dienen, öffentlich ankündigt, anpreist oder 
solche Mittel oder Gegenstände an einem dem Publikum zugäng- 


lichen Ort ausstellt. 

111. § 361, Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

Wer öffentlich in einer Sitte oder Anstand verletzenden oder 
andere belästigenden Weise zur Unzucht auffordert oder sich da- 
zu anbietet. 

IV. Im $ 361 wird hinter Nr. 6 eingefügt: 

6a. Wer gewohnheitsmäßig zum Zwecke des Erwerbes in der 
Nähe von Kirchen oder in der Nähe von Schulen oder anderen 
zum Besuche durch Kinder oder Jugendliche bestimmten Ört- 
lichkeiten oder in einer Wohnung, in der Kinder oder jugendliche 
Personen zwischen drei und achtzehn Jahren wohnen, oder in 
einer Gemeinde mit weniger als 15000 Einwohnern, für welche 
die oberste Landesbehörde zum Schutze der Jugend oder des 
öffentlichen Anstandes eine entsprechende Anordnung getroffen 
hat, der Unzucht nachgeht. 

V. Im 8 362 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte: „Im Falle des 
§ 361 Nr.6“ durch die Worte ‚‚In den Fällen des $ 361 Nr.6, 6a‘ 
ersetzt. 

§ 17. 


Wohnungsbeschränkungen auf bestimmte Straßen oder 
Häuserblocks zum Zwecke der Ausübung der gewerbsmäßigen 
Unzucht (Kasernierungen) sind verboten. 


§ 18. 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes, insbesondere für das 
Zusammenwirken der Behörden mit den Einrichtungen der 
sozialen Fürsorge notwendigen Vorschriften werden von der 
obersten Landesbehörde erlassen. Die Aufbringung der ent- 
stehenden Kosten regelt sich nach Landesrecht. 


$ 19. 


Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1927 in Kraft. 

Mit dem gleichen Tage treten die Verordnung zur Bekämp- 
fung der Geschlechtskrankheiten vom 11. Dezember 1918 und 
die Verordnung über Fürsorge für geschlechtskranke Heeres- 
angehörige vom 17. Dezember 1918 (Reichsgesetzblatt S. 1431, 
1433) außer Kraft. 


.BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeines. 


M. Vogel (Dresden), Hygienische Volksbelehrung. Sonderdruck 
aus: Handbuch der sozialen Hygiene und Gesundheitsfür- 
sorge, hrsg. von Gottstein-Schloßmann-Teleky. Bd. I. 
Julius Springer, Berlin 1925. 

Immer mehr setzt sich die Anschauung. durch, daß die Auf- 
gaben der Fürsorge sich nicht in der Betreuung gefährdeter 
Individuen oder gefährdeter Menschengruppen erschüpfen, son- 
dern daß sie vorwiegend darin bestehen, durch allgemeine Volks- 
erziehung dem Schaden vorzubeugen. Der ganze geschichtliche 
Entwicklungsgang der Volksbelehrung findet durch Vogel 
eine eingehende Würdigung. Kritisch wird, wie im Vorwort 
betont ist, den Zusammenhängen zwischen wissenschaftlicher 
und volkstümlicher Hygiene nachgegangen, um die treibenden 
Kräfte und die Hemmungen auf beiden Seiten besser zu er- 
kennen. Systematisch werden danach abgehandelt: Die Träger 
der Volksbelehrung und ihre Schulung, der Erwachsenenunter- 


richt in Gesundheitspflege, die Technik des Unterrichts und 
seine Hilfsmittel, möge es sich dabei um das gesprochene oder 
geschriebene Wort, Wandbild und Plakat, Lichtbild, Film, 
Bühnendarstellung oder die Ausstellung handeln. Eine Zu- 
sammenstellung der Organisationen, welche sich hygienische 
Volksbelehrung zur Aufgabe gemacht haben und ein 377 Titel 
umfassendes Literaturverzeichnis ergänzen die Ausführungen. 
Schur (Berlin). 


Mutter-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge. 


Erna Eckstein-Schloßmann (Düsseldorf), Zur Frage des 
Hospitalismus in Säuglingsanstalten. Ztschr. f. Kinderheilk. 
Bd. 42, H. 1—2, S. 31. 1926. Die Untersuchungen aus dem 
Auguste-Victoria-Haus in Düsseldorf umfassen die Jahre 1921 — 
1925 und beziehen sich auf 537 Kinder. In der Anstalt selbst 
betrug die Mortalität der aufgenommenen Kinder 10,6% (der 
Kinder im ersten Lebensjahr 9,7%,); nach der Entlassung, 
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meistens innerhalb dreier Monate, starben weitere 4,3%. Diese 
letzte Ziffer zeigt, daß die Kinder, gegen den Wunsch des Arztes, 
häufig zu früh entlassen werden und den Anforderungen der 
Außenpflege nicht gewachsen sind. Relativ niedrig sind die 
Mortalitätsziffern der Unehelichen. Die Unehelichen werden 
meistens in den Kliniken geboren, letal endigende Schädigungen 
können hier verhindert werden. Ehelich Geborene dagegen 
werden gerade wegen irgendwelcher Schäden, Lebensschwäche, 
Ernährungsstörungen, Lues u. a. in die Anstalt gebracht und, 
ohne daß hier von Hospitalismus gesprochen werden kanı, be- 
einflussen sie die Mortalitätsziffer ungünstig. Die Tatsache, daß 
die Morbiditätsziffer mit Dauer des Anstaltsaufenthalts steigt, 
wird bestätigt. In den ersten Lebensmonaten herrschten Er- 
nährungsstörungen, später Infektionskrankheiten vor. Das 
gute Überstehen dieser Schäden aber spricht für die Güte der 
Heimpflege. Hinsichtlich der geistigen Entwicklung bleiben 
die Anstaltskinder jedoch hinter den Kindern, die im Eltern- 
haus oder in guten Pflegestellen aufwachsen, zurück. 
Schur (Berlin). 


Schulkinderfürsorge. 


Stephan (Mannheim), Schulfähigkeit und Schulunreife. 
Zschr. f. Schulgeshtspfl. u.soz. Hyg. Jg. 39, Nr. 9, S. 393. 1926. 
Die schulhygienisch so bedeutungsvollen Fragen der Schul- 
fähigkeit und Schulunreife sind lange stiefmütterlich behandelt 
worden. Die alte Forderung der Heraufsetzung des Einschu- 
lungstermins ist nur in einzelnen deutschen Ländern erfüllt, 
dagegen ist das Unterrichtspensum herabgesetzt, die Unter- 
richtsmethode durch Verbreitung des Arbeitsschulgedankens 
gebessert, die Klassendichte aber vorerst noch nicht einwandfrei. 
Die in der Vorkriegszeit aufgestellten Normen für den körper- 
lichen und geistigen Entwicklungszustand eines Schulanfängers 
gelten im großen ganzen auch heute noch, ebenso bestehen die 
seiner Zeit geltenden Grundsätze für die Zurückstellung noch 
zu Recht. Die Entscheidung über die Schulfähigkeit zu fällen 
ist Sache des Schularztes, dessen Aufgabe es auch ist, das nötige 
Verständnis bei Eltern und Lehrern zu wecken. Die Anzahl 
der schulpflichtigen, aber noch nicht schulfähigen Kinder ist 
schwankend, sie ging dort erheblich zurück, wo der Ein- 
schulungstermin heraufgesetzt wurde. Zur Versorgung derarti- 
ger Kinder stehen nur in den großen Städten sogenannte Schul- 
kindergärten zur Verfügung, deren Einrichtung und Betrieb 
aber zum Teil noch sehr zu wünschen übrig läßt. Zur Vor- 
beugung der Schulunreife muß der Schularzt auch immer wieder 
Ausbau der Kleinkinderfürsorge fordern. Schließlich muß er 
aber auch verlangen, daß die Schule Rücksicht nimmt auf die 
große Zahl schwächlicher Schulneulinge und alle unnötigen 
Schädigungen von ihnen fernhält. .Eigenbericht. 


Ruff (Augsburg), Augenärztliches für den Schularzt. Zschr. 
f. Schulgeshtspfl. u. soz. Hyg. Jg. 39, Nr. 9, S. 401. 1926. 
Ein Praktiker gibt hier brauchbare Winke für die wichtigen 
augenärztlichen Prüfungen des Schularztes. Mit Recht legt 
er großen Wert auf die Augenprüfung der Schulneulinge. Die 
Bekämpfung der Schulmyopie darf sich, wie er ausdrücklich 
betont, nicht nur auf Brillenverordnung beschränken, sondern 
muß auch auf Förderung des Allgemeinzustandes bedacht sein. 
Schließlich wird auf die Bedeutung der Sehprüfungen bei der 
Berufsberatung hingewiesen. 


Szagunn (Charlottenburg), Schulärztliche Untersuchungen 
an Lyzeen und Studienanstalten. Zschr. f. Schulgeshtspfl. u. 
soz. Hyg. Jg. 39, Nr. 10, S. 459. 1926. Die Verfasserin tritt 
nachdrücklich dafür ein, daß die schulärztlichen Untersuchungen 
obligatorisfh für die Kinder sind und verlangt, wenn es nicht 
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anders geht, eine gesetzliche Regelung. Sie weist mit Recht 
darauf hin, daß die Schwierigkeiten, die eigentlich nur an Ly- 
zeen vorkommen, nicht auf sachlichen Gründen beruhen. 
` Hoppe (Charlottenburg), Schwierigkeiten ärztlicher Berufs- 
beratung. Zschr. f. Schulgesthspfl. u.soz. Hyg., Jg. 39, Nr. 12a, 
S. 546. 1926. Die Berufsberatung ist noch ein sehr junges 
Arbeitsgebiet des Schularztes. So ist es nicht verwunderlich, 
daß in der Praxis sich allerlei Schwierigkeiten zeigen, von denen 
der Verfasser eine Reihe aufführt. Vor allem warnt er vor 
Schematismus. Er hält es im Interesse der Sache für notwendig, 
daß der Arzt individualisierend vorgeht und unter Umständen 
die Strenge seiner Indikationsstellung lockert. Auch in seiner 
Prognosenstellung bei der Berufsberatung wird der Arzt nicht 
immer Recht behalten, sehr zum Schaden seines Ansehens und 
der ganzen Einrichtung. Besonders kommt es häufig vor, daß 
anscheinend schwächliche, aber gesunde Individuen sich gerade 
unter dem Einfluß schwerer Arbeit sehr gut entwickeln. 
Ortmann, (Berlin-Reinickendorf-Ost), Ein neuer Beruf: 
der orthopädische Turnlehrer. Zschr. f. Schulgeshtspfl. u. soz. 
Hyg. Jg. 39, Nr. 12a, S. 556. 1926. Der Verfasser weist auf 
den Erlaß des Preußischen Ministeriums für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung vom März 1926 hin, der eine Prüfungs- 
ordnung für Lehrer und Lehrerinnen der vorbeugenden und 
ausgleichenden Leibesübungen (orthopädisches Schulturnen) 
bringt. Zur Prüfung werden nur solche Bewerber zugelassen, 
die in einem staatlichen oder staatlich anerkannten Lehrgang 
in Preußen vorgebildet und außerdem das staatliche Zeugnis 
als Turnlehrer besitzen. Nur solchen Lehrkräften darf in Zu- 
kunft der Sonderturnunterricht übertragen werden. Für die 
Übergangszeit sind Sonderbestimmungen getroffen. 
Stephan (Mannheim). 


Erholungsfürsorge. 


Behm (Bad Orb), Erholungsfürsorge. Quelle & Meyer, Leipzig 

1926. 217 S. 

Der leitende Arzt der Kinderheilanstalt in Bad Orb im 
Spessart und frühere leitende Arzt der Kindererholungsfürsorge 
Heuberg konnte aus langjähriger Erfahrung heraus diesen 
Leitfaden zur Arbeit an erholungsbedürftigen Kindern schrei- 
ben. Das Buch ist gegliedert in drei Abschnitte: Vorbereitende 
Arbeit in der Heimat, Arbeit am Erholungsort und Auswir- 
kungen der Erholung. Aus der Fülle der Einzelthemen sei 
hervorgehoben: Erholungsbedürftigkeit und Erholungsmittel, 
Kinder auf der Eisenbahn, Gesundheitsförderung, das Geistig- 
Seelische, Beobachtung des Erholungsfortschrittes, das erholte 
Kind wieder daheim, weltfremder Idealismus? eine Recht- 
fertigung des Heuberggedankens. Schon aus dieser Aufzählung 
geht hervor, daß es sich nicht um eine einfache Anleitung 
handelt. Ein Arzt mit warmem Herzen, der zugleich auch Er- 
zieher ist, versucht den Helfern und Helferinnen nicht nur 
Wissen zu vermitteln, sondern auch Liebe zu der Arbeit in der 
Erholungsfürsorge zu wecken. Alle, die mit Kindern zu tun 
haben, Eltern, Erzieher und Ärzte werden aus diesem einzig- 
artigen Buch wertvolle Anregungen schöpfen. Es läßt sich aber 
auch daraus erkennen, was für Kräfte wir in der Fürsorge 
brauchen, Menschen mit warmem Herzen und mit lebens- 
kräftigem Idealismus. 


Örtliche Erholungsfürsorge. Mitt. aus der Jugendwohlfahrts- 
schule der Provinz Niederschlesien, Selbstverlag, Breslau 
1926. 

Diese Vorträge, gehalten auf einem vom Niederschlesischen 

Landesjugendamt veranstalteten Lehrgang für Leiterinnen und 

Helferinnen in der örtlichen Erholungsfürsorge in Breslau vom 
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14.—16. Juni 1926, beleuchteten die Bedeutung der örtlichen 
Erholungsfürsorge, die Mindestforderungen an hygienischen 
Einrichtungen, die praktische Gestaltung unter ländlichen 
Verhältnissen, die Auswahl geeigneter Kinder, Ernährungs-, 
Erziehungs- und Finanzierungsfragen. Wenn das Heft auch 
das Thema nicht erschöpft und nicht wesentlich Neues bringt, 
so enthält es doch manche Anregung. Wertvoll erscheint, daß 
besonders von ärztlicher Seite sehr scharf die Aufgaben und 
Grenzen der örtlichen Erkolungsfürsorge aufgezeichnet werden. 
Darauf hinzuweisen erscheint besonders deswegen sehr not- 
wendig, weil trotzdem noch oft genug die örtliche Erholungs- 
fürsorge gegenüber den Verschickungskuren allzusehr hervor- 
gehoben wird, während doch heute sich schon wieder die Er- 
kenntnis Bahn bricht, daß man die Verschickungskuren zu- 
gunsten einer oft nur allzu mangelhaften örtlichen Erholungs- 
fürsorge zu stark vermindert hat. 


Winterliche Erholungsfürsorge für schulentlassene Mädchen. 
Der Heuberg. Jg. 6, H. 6. 1926. Das bekannte Kinder- 
erholungsheim auf dem Heuberg hat auch in diesem Winter 
wieder 120 junge Mädchen aufgenommen, um ihnen neben 
körperlicher Gesundung und Ertüchtigung hauswirtschaftliche 
Kenntnisse zu vermitteln. Die Kur dauert 4 Monate. Der 
Verpflegungssatz beträgt 3 .# täglich. 

Stephan (Mannheim). 


Leibesübungen. 


Rautmann (Freiburg), Sportärztliche Beurteilung des Herzens. 
Aus dem Arbeitsgebiet des Sportarztes. Herausgegeben 
von H. Rautmann. Gustav Fischer, Jena 1926. 
Herzvergrößerungen sind bei Sportleuten seltener als meist 

angenommen wird. Herzverkleinerungen unter dem Normwert 

sind nicht beobachtet. Bekannt dagegen ist, daß eine reaktive 

Verkleinerung nach größeren Anstrengungen 2 Tage lang be- 

stehen bleiben kann. In dieser Zeit nach sportlichen An- 

strengungen sind daher Röntgenbilder zur Normbestimmung 
von zweifelhaftem Wert. Akute Dilatationen bedürfen der 

Ruhe. Nach Rückgang der Erscheinungen (orthodiagraphische 

Nachprüfungen) ist Sport erlaubt. Der Rückgang erfolgt zum 

Teil erst nach einer längeren Stillstandsphase. Bei akzidentellen 

Geräuschen glaubt Verf. mit Kylin an eine verminderte Lei- 

stungsfähigkeit des Herzens. Wettkampfsport ist bedingt erlaubt. 

Bei kompensierter Mitralinsuffizienz scheint ihm vernünftige, 

körperliche Betätigung meist erlaubt, bei Mitralstenose ver- 

boten. Die Aorteninsuffizienz steht zwischen beiden. Extia- 
systolen und respiratorische Arythmie brauchen durchaus kein 

Grund zu sportlicher Zurückhaltung zu sein. Zum Teil vei- 

langen sie im Gegenteil Sport als Behandlung oder können als 

physiologisch betrachtet werden. Außer der Trainingsbrady- 
kardie kommt auch Überanstrengungsbradykardie gelegentlich 

vor und ist demnach zu beachten. Tachykardie scheint R. 

selbst unter psychischen Einflüssen der Ausdruck einer gewissen 

Gefäßlabilität. Pulsberuhigung nach 10 Kniebeugen in einer 

Minute als Funktionsprobe erscheint ihm geeignet. Zu beachten 

ist der Pulsus paradoxus bei Dilatationen, da er bei geübten 

Sportleuten oft die einzigste auffällige Veränderung am Pulse 

ist. Der Blutdruck schwankt bei gesunden Männern zwischen 

105 und 120 mm Hg. Höhere Werte machen ungeeignet 

zum Wettkampf, niedrigere werden dagegen häufig gefunden 


De la Camp (Freiburg), Das Übungsbedürfnis des menschlichen 
Herzens. In: Aus dem Arbeitsgebiet des Sportarztes. Her- 
ausgegeben von H. Rautmann. Gustav Fischer, Jena 1926. 
Der Herzmuskel ist wie jeder Skelettmuskel in seiner Ak- 

kommodationsbreite übungsfähig und übungsbedürftig. Das 
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gleiche gilt vom kompensierten Herzfehler und vom Getäß- 
system. In der regelmäßigen Erhaltung der Kräfte liegt der 
Schlüssel zu langem gesunden Leben. (Jeder ist so alt wie seine 
Gefäße.) Auf die Übungsformen wird näher eingegangen. Daß 
auch Höchstleistungen, selbst wenn sie vom rein hygienischen 
Gesichtspunkt nicht nötig sind, aus erzieherischen Gründen 
sehr erwünscht sein können, wird energisch betont. Mit der 
Klarheit, mit der dieser Aufsatz überhaupt das Wesentliche 
der Sportarztfrage erfaßt, wird dem Studierenden ans Herz 
gelegt, sich mit den Fragen der Leibesübungen als einer posi- 
tiven Hygiene dringend zu beschäftigen. 


Pleickart-Stumpf (München), Wesen und Wege der Heil- 
gymnastik. Verl. d. Ärztl. Rundschau. Otto Gmelin, München 
1926. 

Zum ersten Male baut eine Heilgymnastik hier nur auf den 
modernen Systemen von Mensendieck, Bode usw. aus, ein Ver- 
such, der immerhin einiges Interesse erweckt. Es werden die 
verschiedenen Erkrankungen, bei denen die Körperübungen in 
der Lage sind, Heilung zu bringen, erwähnt und in kurzen Zügen 
die physiologischen Gedankengänge, die zu dieser Therapie 
führen, auseinandergeseizt, in der Hauptsache also die Gym- 
nastik in der Rekonvaleszenz, bei Konstitutionserkrankungen, 
bei Fettleibigkeit, Gicht, Zuckerkrankheit, rheumatischer und 
nervöser Veranlagung, bei chronischen Lungenkrankheiten, 
bei Herz- und Gefäßkrankheiten, Magen-, Darm- und Frauen- 
erkrankungen. Kurz wird auch die Heilgymnastik in der 
Orthopädie gestreift. Gewißhaben die Formen der rhyth mischen 
Gymnastik zum Teil einen allgemeinen, zum Teil sogar einen 
spezifischen heilgymnastischen Wert, aber wir glauben doch, 
daß diese nur einer der Wege ist, die die Heilgymnastik zu gehen 
hat. Daß dieser sonst nicht beschriebene Weg hier einmal 
näher gezeichnet ist, ist erfreulich. 


Gabriel (Nauheim), Heilgymnastik besonders bei Herzkranken 
und Nervösen. Verl. d. Ärztl. Rundschau Otto Gmelin. 
München 1926. 

Nach einer kurzen geschichtlichen Einleitung beschreibt 
Verfasser die einzelnen Formen der Heilgymnastik, unter denen 
er alle selbsttätigen und fremdtätigen Bewegungen des Körpers 
und seiner Gliedabschnitte ohne oder mit Widerstand, ohne 
oder mit Apparat versteht. Verfas:er propagiert im folgenden 
die Behandlung durch die Zander-Apparate von dem Gesichts- 
punkt aus, daß die Pflichten eines von seiner Leistungsfähigkeit 
und Steigerung abhängigen Menschen einer zuverlässigen 
Maschine übertragen seien, und daß durch sie die Dosierung 
leichter sei als durch einen Gymnasten. In diesem Sinne werden 
eine Reihe von Apparaten zu Kräftigungs- und Dehnübungen 
beziehungsweise Beweglichkeitsübungen beschrieben mit be- 
sonderer Berücksichtigung der Erkrankungen des Herzens, 
deren Indikationsgebiet für die gymnastische Behandlung viel 
weitgehender sei als man im allgemeinen annehme, und mit 
besonderer Berücksichtigung auch der nervösen Erkrankungen, 
deren Heer durch nichts so wie durch Gymnastik beeinflußbar 
sei. Das Buch läßt die große Erfahrung des Verfassers auf 
diesen verschiedenen Gebieten erkennen, und wir, die wir grund- 
sätzlich der Ansicht sind, daß die freieren Formen der Leibes- 
übungen als die interessanteren und die manuelle Gymnastik 
durch einen Heilgymnasten als die viel individueller zu ge- 
staltende vor der Apparatebehandlung den Vorzug haben, 
freuen uns, hieraus zu sehen, daß auch mit dieser Methode 
ganz zweifellos gute Erfolge erzielt werden. 


Werner Ruhemann (Berlin), Zur Psychologie des Sports- 
mannes. M. m. W., Jg. 73, Nr. 38, S. 1580—1582. 1926. 
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Durch gesundheitsgemäße gymnastische Übungen sind Jüng- 
linge nicht zu fesseln. Der Wettkampfgedanke dagegen hält 
sie bei den Leibesübungen fest. Vom erzieherischen Gesichts- 
punkt aus sind diese in der Pubertätszeit mit ihren starken 
affektiven Schwankungen als Gegengewicht gegen die erotischen 
Triebe besonders wichtig. Beim älteren Sportmann ist das 
Aussetzen der Leibesübungen aus dem psychologischen Ge- 


danken heraus, daß der Ehrgeiz nicht mehr befriedigt werden . 


kann, erklärlich. Hiergegen ist aus gesundheitlichen Gründen 
seitens des Sportarztes anzukämpfen. Psychologisch kommt 
weiter bei der Beratung in Frage, daß der Sportmann eventuell 
bestehende Beschwerden dissimuliert. Ebenso wird ein ver- 
ständiger Sportarzt die Auswüchse theatralischer Neigung, wie 
sie sich im Hinstürzen bei aussichtslosen Rennen und der- 
gleichen zeigen, anzugehen bestrebt sein. 
Kohlrausch (Berlin). 


Krüppelfürsorge. 


Konrad Biesalski (Berlin-Dahlem), Grundriß der Krüppel- 


fürsorge. Dritte Auflage des Leitfadens der Krüppelfür- 
sorge. Mit 120 Abbildungen und zahlreichen Tabellen. 


Verlag von Leopold Voß, Leipzig 1926. 


In der 3. Auflage des ‚‚Grundrisses der Krüppelfürsorge‘“ — 
früher: Leitfaden der Krüppelfürsorge — ist das Grundgerüst 
im wesentlichen beibehalten worden, doch sind zahlreiche 
wichtige Bereicherungen hervorzuheben. Erstmalig sind hier 
die reichsgesetzlichen Bestimmungen aus dem Reichsjugend- 
wohlfahrtsgesetz und der Reichsverordnung über die Fürsorge- 
pflicht, soweit sie die Krüppelfürsorge betreffen, zusammen- 
gestellt. Außerdem ist das preußische Gesetz betreffend die 
öffentliche Krüppelfürsorge abgedruckt und ausführlich be- 
handelt. Von den landesrechtlichen Vorschriften der übrigen 
Länder sind vor allem die Bestimmungen abgedruckt, die von 
dem Reichsgesetz beziehungsweise dem preußischen Krüppel- 
fürsorgegesetz abweichen. Auf 60 Seiten erscheint eine sonst 
nirgendwo veröffentlichte tabellarische Übersicht aller Krüppel- 
fürsorgeeinrichtungen Deutschlands und Österreichs, aus wel- 
cher der Charakter der Heime, die Bettenzahl, die Pflegesätze, 
die ärztlichen, pädagogischen und schulischen Einzelheiten, die 
Werkstätten, Berufsberatung, Verwaltungsbetriebe und alle 
Nebenumstände ausführlich hervorgehen. Im Text und in über 
100 äußerst instruktiven Bildern sind die neuesten Forschungs- 
ergebnisse, Behandlungsmethoden und Erfolge aus Klinik, 
Schule und Berufsausbildung berücksichtigt. In seiner Aus- 
führlichkeit ist das Buch mit einem Lehrbuch zu vergleichen, 
das auch den besonderen Vorteil einer Allgemeingültigkeit be- 
sitzt, da es vor Drucklegung von sämtlichen Vorstandsmit- 
gliedern der vier im Titel genannten Gesellschaften durchge- 
sehen und ohne die geringste Einschränkung gutgeheißen wurde. 
Das Buch stellt also gleichsam einen Kanon der Krüppelfür- 
sorge dar, der für Ärzte, Lehrer und alle Fürsorgeorgane, die auf 
diesem Spezialgebiete tätig sind, unentbehrlich ist. Doch er- 
blicken wir auch in dem Grundriß in Anbetracht seiner gemein- 
verständlichen Darstellungsweise ein äußerst wertvolles Mittel 
zur Aufklärung weiter Volkskreise. 


Prüfungsordnung für Lehrer(innen) der vorbeugenden und aus- 
gleichenden Leibesübungen (orthopädisches Schulturnen). 
Unter Hinweis auf den Erlaß vom 29. September 1924 ver- 

öffentlichte der preußische Minister für Wissenschaft, Kunst und 

Volksbildung am 6. März 1926 die Prüfungsordnung für 
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Lehrer(innen) der vorbeugenden und ausgleichenden Leibes- 
übungen (orthopädisches Schulturnen). Der Unterricht in 
diesen Leibesübungen wird in Zukunft nur Lehrkräften über- 
tragen werden können, die diese Prüfung abgelegt haben. Zur 
Prüfung zugelassen sind nur solche Bewerber(innen), die dazu 
in einem staatlichen oder staatlich anerkannten Lehrgang in 
Preußen ordnungsmäßig vorgebildet sind und außerdem das 
staatliche Zeugnis als Turnlehrer(innen) besitzen oder gleich- 
zeitig erwerben. Die Bewerber(innen) werden in Kenntnissen 
(schriftlich und mündlich), in Fertigkeiten und im Lehrgeschick 
geprüft. Die schriftliche Arbeit wird dem Gebiet der vorbeugen- 
den und ausgleichenden Leibesübungen entnommen. Die 
mündliche Prüfung erstreckt sich auf den Einfluß der vor- 
beugenden und ausgleichenden Leibesübungen auf die Ent- 
wicklung, den Bau und die Bewegung der menschlichen Wirbel- 
säule und des menschlichen Brustkorbes, die Erkrankungen und 
Formveränderungen der menschlichen Wirbelsäule und des 
Brustkorbes sowie deren Beeinflussung durch körperliche 
Bewegung, den Blutkreislauf, die Atmung und deren Verhalten 
bei körperlichen Übungen, außerdem auf die Lehrweise und 
Technik der einzelnen Übungen einschließlich der vorhandenen 
Hilfsmittel und die einschlägige Literatur. Weiterhin werden 
sachgemäße Beobachtung von Formveränderungen der Wirbel- 
säule und des Brustkorbes und einfache Körpermessungen ver- 
langt. Schließlich müssen die Bewerber beurteilen können, 
welche Übungen im einzelnen Falle vorzunehmen sind. Körper- 
liche Fertigkeit in den praktischen Übungen und Lehrbe- 
fähigung sind ebenfalls nachzuweisen. Die Prüfung kann ein- 
mal, jedoch nicht vor Ablauf eines halben Jahres, wiederholt 
werden. Eine zweite Wiederholung ist nur ausnahmsweise mit 
Genehmigung des Ministers zulässig. Da vorläufig jedoch mit 
einer genügenden Zahl geprüfter Lehrkräfte nicht gerechnet 
werden kann, ist für die Übergangszeit verfügt worden, daß 
das orthopädische Turnen auch von nicht geprüften Lehr- 
kräften erteilt werden kann, sofern diese Unterrichtstätigkeit 
von ihnen bereits ausgeübt wurde und der Arzt, der nach dem 
Erlaß vom 29. September 1924 das orthopädische Turnen der 
Schulkinder überwacht, keine Bedenken erhebt. Für die Über- 
gangszeit kann auch von der Beibringung des Turnlehrer- 
zeugnisses in den Fällen abgesehen werden, in denen die 
Bewerber(innen) die übrigen im $ 5 der Prüfungsordnung 
für Turn- und Schwimmlehrer(innen) vorgeschriebenen Be- 
dingungen erfüllt haben und durch Vorlegen einer Bescheini- 
gung eines orthopädischen Arztes nachweisen, daß sie an dessen 
orthopädischem Ausbildungslehrgang teilgenommen haben. 
Der Erlaß ist als Heft der Weidmannschen Taschenausgaben 
erschienen. Eckhardt (Berlin-Dahlem). 


Blindenfürsorge. 


H. Peyer (Hamburg), Blindenhandwerk und Blindenhandwerks- 
genossenschaften. Vogel, Hamburg. 130 S. 4 3,—. 


Der Verfasser legt den Stoff seiner Arbeit in 3 Teilen dar. 
Er bringt zunächst eine kurze Geschichte des Blindenwesens 
und eine Übersicht über fördernde Einrichtungen auf dem Gebiet 
desselben, auch über die Selbsthilfeorganisationen, soweit sie 
sich über das ganze Reich erstrecken; als für das Blindenhand- 
werk von Bedeutung ist auch die Kreditgemeinschaft gemein- 
nütziger Selbsthilfeorganisationen Deutschlands charakterisiert. 
Der zweite Teil der Schrift würdigt zunächst die sogenannten 
typischen Blindenberufe, Korbmachen, Stuhlflechten, Bürsten- 
machen, Seilen, Mattenflechten, Schuhmachen und Maschine- 
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stricken, Handwerke, welche sich im Laufe der Jahre als be- 
-~ sonders geeignet für Blinde erwiesen haben, die überall ausgeübt, 
dem geschickten Blinden bei günstigen örtlichen Verhältnissen 
den Lebensunterhalt sichern, für den noch durch andere Leiden 
erwerbsbeschränkten Blinden eine angemessene Beschättigung 
bieten. Klavierstimmen und Massieren sind schon an bestimmte 
Befähigungen gebunden, zählen daher nicht in die Kategorie 
der typischen Blindenberufe. Ein besonderer Abschnitt ist der 
Industriearbeit Blinder gewidmet, die auch von dem Unter- 
zeichneten seiner Zeit gefördert und propagiert worden ist. Bei 
aller Anerkennung der vielen Arbeitsmöglichkeiten in der 
Industrie klingt doch eine Warnung vor Überschätzung der 
Industriearbeit durch die Darstellung, insbesondere begrüßt es 
der Verfasser, aaß die Blindenanstalten der Forderung, die 
typischen Blindenberufe zu kassieren, nicht gefolgt sind, son- 
dern sie weiter kultivieren. Schwieriger gestaltet sich die Be- 
schäftigung blinder Frauen und Mädchen, besonders der allein- 
stehenden, da mit der Unterbringung in Heimen das Problem 
an sich nicht gelöst ist. Nach Schilderung der Ausbildung eines 
Blinden wendet sich P. der Stellung des blinden Handwerkers 
in der heutigen Wirtschaft zu; er betont dabei die Schwierig- 
keiten, die den Existenzkampf des Blinden besonders erschweren 
und weist auf fürsorgerische Einrichtungen, zuletzt auch auf die 
neuen Erwerbsbeschränkten-Werkstätten hin, welche die wirt- 
schaftliche Sicherung des Blinden erstreben. Besonders ge- 
kennzeichnet und gewürdigt werden hier im 3. Teil die Hand- 
werker- und Blindenhandwerksgenossenschaften. Der letzteren 
Bedeutung ist noch umstritten, so daß vor übereilten Grün- 
dungen zu warnen ist. Der Verfasser wendet sich zum Schluß 
an alle beteiligten Kreise mit dem Appell, das Blindenhandwerk 
auf jede nur mögliche Weise zu fördern. Die vorliegende 
Schrift ist im wesentlichen eine Quellenstudie; die angezogene 
Literatur erschöpft fast das vorhandene fachliche Schriftwerk, 
soweit das Blindenwesen in Frage kommt. 


H. Otto (Halle a. S.), Grundriß des Blindenwesens. Springer, 
Berlin 1926. 38 S., 19 Abb. f6 1,50. 


Ein Sonderabdruck aus dem ‚‚Kurzen Handbuch der Ophthal- 
mologie“ von Pref. Dr. Schieck (bei Springer, Berlin) und 
gerade deshalb ein besonderer Hinweis auf das Gebiet des 
Blindenwesens. Freilich, kein erschöpfendes Buch, aber eine 
kurze, orientierende Darstellung, die dem vielbeschäftigten Arzt 
willkommen sein wird, der doch einen Einblick auch in dieses 
Gebiet haben muß, will er gegebenenfalls auch Berater und Für- 
sorger sein. Das Büchlein sprieht zunächst von den Jugend- 
blinden, von ihrer Erziehung und besonderen gesetzlichen Be- 
schulung, gibt dabei eine Aufzählung der sämtlichen Blinden- 
anstalten in Deutschland und orientiert über Kostenaufbringung, 
Anstaltserziehung, Unterricht und Ausbildung. Bezüglich der 
Sehschwachen (S. 9) wäre jedoch eine strengere Beachtung der 
auch an dieser Stelle veröffentlichten Richtlinien, betreffend 
Trennung der Sehschwachen von den Blinden, zu wünschen. 
Die eingestreuten Bilder unterstützen die kurzen Ausführungen 
bestens. Der 2. Abschnitt ist den Spätererblindeten und ihrer 
Ausbildung und Beschäftig ng gewidmet, unter besonderem 
Hinweis auf die Fürsorgepflichtverordnung vom 13. Februar 
1924. Der 3. und 4. Teil geben einen Überblick über die private 
Fürsorge für ausgebildete Blinde, über die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der Blinden, die Arbeit der Blindenfürsorge- 
vereine und über die Selbsthilfe der Blinden. Einem kurzen 
Abriß der Geschichte des Blindenwesens folgt noch ein Ver- 
zeichnis der wichtigsten Literatur des Blindenwesens. 


Niepel (Berlin). 


Taubstummen-, Schwerhörigen- und Sprach- 
heilwesen. 


Gutzmanns Übungsbuch für Stotternde. Neu herausgegeben von 
Herm. Gutzmann (Berlin-Zehlendorf) und Max Nado- 
leczny (München), 19. Aufl. 1926. Elwin Staudes-Verlag, 
Osterwieck a. H., 84 S. brosch. .# 2,50. 

Die von Albert Gutzmann (ł 1910) eingeführte Übungs- 
behandlung ist beibehalten. Die Teilvorgänge des Sprechens, 
Atmung, Stimme und Artikulation werden zunächst einzeln 
geübt und dann miteinander verknüpft, so daß die bei Stotte- 
rern gestörte Koordination der Sprache wieder hergestellt 
wird. Die psychologische Wirkung dieser Übungen ist bewiesen, 
so daß sie bei richtiger Auswahl auch bei dem von Liebmann, 
Fröschels, Stein, Homburger empfohlenen Heilverfahren 
angewendet werden können. Mit Recht sind die Atem- und 
Lautübungen verkürzt worden. Der Lesestoff hat eine Ver- 
mehrung erfahren. 


Albert Liebmann (Berlin), Sprachstörungen und ihre Behand- 
lung. 17. Bändchen von Schwabachers medizinischer Biblio- 
thek, herausgegeben von Felix Klemperer und Adolf 
Heilborn. Schwabachers Verlags-Buchhandig., Berlin. 
52 S. brosch. 46 —,80, geb. .K& 1,20. 

Der Verfasser, der in seinen ‚Vorlesungen über Sprach- 
störungen‘‘ (10. Heft, Il. Aufl. Berlin 1924) und in den für Er- 
zieher und Lehrer bestimmten Abhandlungen ‚Die Sprach- 
störungen geistig zurückgebliebener Kinder“ (Berlin 1901) und 
„Untersuchung und Behandlung geistig zurückgebliebener 
Kinder“ (Il. Aufl. Berlin 1920) Ursachen und Behandlung der 
Sprachleiden ausführlicher darstellt, macht im vorliegenden 
Bändchen kurze, für jeden Lehrer und Erzieher verständliche 
Angaben über Wesen und Behandlung der Hörstummtheit, des 
Stammelns, Polterns, Stotterns und der Sprachstörungen bei 
Schwerhörigkeit. 


Wilhelm Frohn (Brühl bei Köln), Untersuchungen über das 
Denken der Taubstummen (aus dem psychologischen Institut 
der Universität Köln). S.-A. aus dem Archiv für die gesamte 
Psychologie. Bd. 55, H. 3/4. 1926. Akademische Verlags 
Gesellschaft m. b. H., Leipzig. 62 S. 

Nicht nur für die unterrichtliche Behandlung der Taub- 
stummen, sondern auch für ihre Berufsberatung, Berufswahl, 
sowie ihre Einführung in die Volkswirtschaft ist es wesentlich, 
sich über ihr eigenartiges inneres Geschehen zu besinnen. Der 
Verfasser hat eine Reihe von Versuchen mit den Kindern einer 
Taubstummenklasse angestellt und dazu Paralleluntersuchungen 
mit Hörenden gemacht. Er faßt seine Ergebnisse wie folgt zu- 
sammen: 1. Der Taubstumme verfügt nicht über so hohe Be- 
wußtseinsschichten wie der gleichaltrige Hörende. Die wirklich- 
keitsnahen Inhalte herrschen vor. 2. Dieser Entwicklungs- 
rückstand ist verursacht durch den Rückstand in der Sprach- 
entwicklung. 3. Aus der Hinwendung zu den unteren Schichten 
folgt, daß mit kleinen Komplexen gearbeitet wird. 4. Als weitere 
Folgeerscheinung ergibt sich ein Rückstand in den Denk- 
leistungen und ein Vorherrschen der Phantasie. 5. Aus der Enge 
der Korrelation zwischen den Rangplätzen der Versuchsperso- 
nen, wie sie unsere Versuche ergeben, und aus dem Ergebnis des 
Leseunterrichts ist zu schließen, daß die aufgezeigten Faktoren 
auch die Leseschwierigkeiten bedingen. 6. Als letzte Ursache 
der Minderleistungen ist also der Rückstand in der Sprach- 
entwicklung anzusehen. — Diese Ergebnisse erklären das oft 
wunderliche Verhalten im übrigen ganz normal begabter Taub- 
stummer im gesellschaftlichen und im Berufsleben. 

Schorsch (Berlin). 


Soziale Psychiatrie. 


Heinicke (Chemnitz), Die Enzephalitikerabtellung der 
Landeserziehungsanstalt Chemnitz-Altendorf. Allgemeine Zeit- 
schrift für Psychiatrie, Bd. 50, H.5 u. 6, S. 205. Die Erfolge 
der in engster Arbeitsgemeinschaft zwischen Facharzt und 
Heilpädagogen geübten Behandlung sind so, daß man unbedingt 
der Gründung weiterer solcher Abteilungen für Kinder und 
Jugendliche das Wort reden muß. Dieselbe Forderung muß 
auch für erwachsene Enzephalitiker erhoben werden, für die 
leider noch gar nicht zweckentsprechend gesorgt ist. Am wenig- 
sten erzielte man bisher in Chemnitz wie anderwärts natur- 
gemäß beim Narbenenzephalitiker, immerhin gelingen Besse- 
rungen. Bedeutsamer ist aber die Tatsache, daß es durch eine 
energische Therapie möglich erscheint, ein Stationärwerden des 
sonst meist in Schüben verlaufenden oder ständig progredienten 
Zustandes zu erreichen. Je früher man die Fälle in Behandlung 
bekommt, desto besser werden sie hinsichtlich ihrer Schul- 
und Berufsausbildung oder der Erhaltung ihrer Erwerbsfähig- 
keit dastehen. Am günstigsten dürften prognostisch die bei 
Kindern und Jugendlichen so häufig in Erscheinung tretenden 
Wesensveränderungen sein. Bratz (Wittenau). 


Bekämpfung des Alkoholismus. 


E. G. Dresel (Heidelberg), Der Alkohol und seine Bekämpfung. 
In: Handbuch der sozialen Hygiene und Gesundheitsfür- 
sorge, hrsg. von Gottstein-Schloßmann-Teleky, Bd.Ill. 
S. 403—550. Julius Springer, Berlin. 1926. 


Es entspricht nur der heutigen sachgemäßen Einreihung des 
Alkoholismus unter die großen Volkskrankheiten, daß ihm in 
dem vorliegenden umfassenden Werke ein seiner Bedeutung ent- 
sprechender Raum gewidmet ist. D. war bei seiner Arbeit von 
der Absicht geleitet, nach Möglichkeit alle Gesichtspunkte, die 
für die Besprechung der Alkoholfrage in Betracht kommen, 
heranzuziehen, aber ‚‚bei der ungeheuren Fülle des Stoffes und 
der fast unübersehbaren Literatur nur das Wesentliche heraus- 
zuheben‘“. Dabei will er eine kritische Würdigung der bisher 
über den Alkohol und seinen Einfluß auf den Menschen beige- 
brachten Tatsachen und Behauptungen geben. ‚‚Andererseits 
war die sozialhygienische, nationalökonomische und sozial- 
politische Seite der Frage in den Vordergrund zu rücken, weil 
zwischen sozialer Notlage und Alkoholverbrauch eine schwer- 
wiegende Wechselbeziehung besteht, die sich in den breiten 
Massen unseres Volkes, besonders den Arbeiterkreisen, unheil- 
voll auswirkt. Ganz abgesehen davon, ob Alkoholgenuß an sich 
gesundheitsschädlich ist oder nicht, belasten Trinksitten und 
Alkoholverbrauch den Haushalt weitester Kreise so nachhaltig, 
daß dadurch die Aufwandmöglichkeiten für Gesundheit und 
Kulturbedürfnisse in gefährlichem Maße eingeschränkt werden.“ 
— Nach einem kurzen, grundlegenden Abschnitt über Ent- 
stehung und Zusammensetzung der geistigen Getränke gibt D. 
eine Menge von Tabellen über die Erzeugung und den Verbrauch 
derselben in Deutschland — die allerdings zum überwiegenden 
Teile vorkriegszeitlichen Ursprungs sind oder doch nicht nahe 
genug an die Gegenwart heranreichen, also die neuere Ent- 
wicklung nicht genügend zur Darstellung bringen —, um dann 
zum Aufwan für die geistigen Getränke überzugehen, wobei 
er sich vorwiegend auf Haushalterhebungen aus der Zeit vor 
dem Kriege stützt. Er kommt dabei zu dem schon gestreiften 
Schlusse, daß die wirtschaftliche Belastung, besonders des 
Arbeiterhaushalts, durch die Ausgaben für den Alkoholgenuß 
viel zu groß ist, zum Schaden der Ausgaben für die dringenden 
und lebenswichtigen Bedürfnisse an Wohnung, Kleidung, Er- 
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nährung und Bildung, namentlich auch zum Schaden der Kinder 
in materieller, wie in seelischer Hinsicht. Nach einer Darlegung 
der physiologischen Wirkungen des Alkohols werden sodann 
ausführlich die Schädigungen durch diesen an Leib und Leben 
behandelt (S. 449—486): Krankheit, Verminderung der Wider- 
standsfähigkeit, Unfälle, Sterblichkeit, alkoholische Geistes- 
störungen vor, in und nach dem Weltkrieg. Daran anschließend 
die mancherlei sittlichen Schädigungen: Alkohol und Straf- 
fälligkeit; Prostitution mit ihren Folgen in Gestalt der Ge- 
schlechtskrankheiten (dieses Gebiet wird nur kurz gestreift); 
der verhängnisvolle Einfluß auf das Familienleben. Drei weitere 
Abschnitte berühren die Belastung der Öffentlichkeit (Armen- 
wesen usw.) durch die Trinker und ihre Familien, Alkohol und 
Sport — wobei zutreffend auf die heute drohende große Gefahr 
der Finger gelegt wird, daß das Alkoholgewerbe mittelbar und 
unmittelbar die deutsche Sportbewegung sich abhängig macht 
— und, mit Recht wieder ausführlicher, das tief bedeutsame 
Gebiet ‚Alkohol und Entartung‘“. Kann man doch dem Ver- 
fasser nur zustimmen, daß letzten Endes ‚im Brennpunkt der 
Alkoholfrage das Problem steht, welchen Einfluß der Alkoholis- 
mus der Eltern auf die Nachkommenschaft hat“. — Ein ein- 
gehender Schlußabschnitt (S. 509—549) ist dann der Be- 
kämpfung des Schadens gewidmet, die ‚unter sozial-wirt- 
schaftlichen und sozial-hygienischen Gesichtspunkten für das 
deutsche Volk eine ernstere Bedeutung denn je vorher gewinnt“. 
Hier befaßt sich D. besonders mit den schon vorhandenen und 
den noch zu fordernden ‚‚repressiven‘‘ oder abwehrenden und 
„prohibitiven‘‘ oder vorbeugenden Maßnahmen des Staates. 
Bei ersteren wird die freie Trinkerfürsorge und Trinkerheilung 
entsprechend berücksichtigt und der ausführliche Wortlaut des 
Entwurfs eines Trinkerfürsorgegesetzes für Baden wiederge- 
geben, bei den zweiten die Regelung des Schankerlaubnis- 
wesens samt Polizeistundenfrage, Gasthausreform, Branntwein- 
monopol, Verbotsgesetzgebung (einschließlich der ausländi- 
schen Vorgänge) u. a.; endlich die Antialkoholbewegung. — 
Eine reiche Fülle von wertvollem Stoff und anregenden Ge- 
danken ist hier zusammengetragen und ausgebreitet, wobei 
man allerdings bedauert, daß die verwendeten Statistiken, wie 
schon angedeutet, großenteils alt und veraltet sind (was freilich 
zum Teil an ungenügendem Zurverfügungstehen neuer Zahlen- 
reihen liegen mag). In dem Umstand, daß die ausführliche, 
vielteilige Abhandlung naturgemäß nicht in einem Zuge ge- 
schrieben werden konnte, mag es weiter begründet sein, daß 
sie mancherlei Widersprüche und Unausgeglichenheiten auf- 
weist. Daß auch unabhängig davon der mitten in der Sache 
Stehende da und dort kleinere oder ernstere Fragezeichen an- 
zubringen hat, tut der Anerkennung und dem Danke keinen 
Eintrag, daß hier in diesem allgemein sozialhygienischen Rah- 
men vor allem dem mit der Frage noch nicht Vertrauten eine 
wertvolle und ergiebige wissenschaftlich-praktische Fundgrube 
und Handreichung mit viel treffenden Einzelbeobachtungen 
und Beleuchtungen dargeboten ist. 
Flaig (Berlin-Wilmersdorf). 


Tuberkulosefürsorge. 


E. Dorn (Charlottenhöhe), Ein neuer Weg in der Tuberkulose- 
bekämpfung. Die Tuberkulose 1926, Nr. 23. Die ansteckungs- 
gefährlichen Tuberkulösen, die aus einer Heilstätte als be- 
schränkt arbeitsfähig entlassen werden, kummen in ihre un- 
günstigen Wohnungsverhältnisse zurück, gefährden von neuem 
ihre Umgebung und müssen meistens Vollarbeit versehen, der 
sie überhaupt nicht oder nur für kurze Zeit gewachsen sind. Ein 
baldiger Rückfall und Verschlechterung tritt in 50 % ein. Zwi- 
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schen die Kur und die Arbeit muß für einige Zeit als Übergang 
die Kur-Arbeit eingeschaltet werden. Mit der hygienischen 
Wohnung ist es bei vielen Tuberkulösen nicht getan. Der 
springende Punkt ist neben günstiger Wohnung die beschränkte 
Arbeitsmöglichkeit, und die Erfüllung dieser beiden Forderungen 
gibt es in Deutschland bisher nicht. Dorn sieht den einzigen 
und besten Weg dazu in Einrichtung von Siedlungskolonien 
für Offentuberkulöse, angelehnt an die Heilstätten. Er stützt 
seine Begründung auf die guten Erfahrungen, die mit Arbeits- 
siedlungen in anderen Ländern, besonders in Amerika und in 
England von Varrier- Jones seit 1916 ir Bourn und Papworth 
gemacht wurden. Seit Januar 1916 hat eine rege Werbetätig- 
keit für seine Pläne eingesetzt, und deı gegründete ‚‚Verein für 
Tuberkulösen-Siedlungen‘“, der schon 600 Mitglieder zählt, 
unterstützt ihn in der Erreichung seines weitausschauenden 
Planes. In Anlehnung an die Grundgedanken von V:arrier- 
Jones, auf deutsche Verhältnisse übertragen, entwickelt Dorn 
seine Ausführungen dazu. Die Siedlungskolonie soll einige Kilo- 
meter von der Mutter-Heilstätte Charlottenhöhe in schöner, ge- 
sundheitlicher Lage errichtet werden; die geeigneten Siedler 
werden aus den Heilstättenpatienten herausgesucht und weiter 
von der Heilstätte aus in der Siedlung ärztlich betreut; Art und 
Dauer der Arbeit wird ihnen zugewiesen; keine ländliche Arbeit, 
weil zu schwer, sondern Arbeit industrieller Art im Heinibetrieb, 
wie für Männer Kartonnagen, Feinmechanik, Schnitzereien, 
Flechtarbeiten, für Frauen Anfertigung von Ärzte- und Pfleger- 
mänteln u. anderen. Die Kranken sollen nur den Unterhalt für 
sich selbst erarbeiten; die notwendigen Kaufleute und Betriebs- 
leiter gehen ebenfalls aus dem Patientenkreis hervor. Zunächst 
sollen 40 bis 50 heilstättenentlassene Offentuberkulöse dort 
Wohnung und Arbeit finden, anfangs nur wenige Verheiratete, 
um an den Kosten zu sparen und möglichst viele Seuchenherde 
zu isolieren. Auf die Baupläne der Siedlungen, speziell der 
Ledigen- und Familienheime, kann hier nicht näher eingegangen 
werden, sie bieten aber vielerlei Neues und Eigenartiges. Der 
Vertasser ist sich bewußt, daß viel von der Persönlichkeit des 
leitenden Arztes abhängt, ob eine solche Siedlung sich bewährt 
oder nicht, ist aber überzeugt, daß bei geeigneter Leitung die 
Kranken in der klimatisch-idealen Wohnung und vor allem bei 
der verkürzten Arbeitszeit körperlich und seelisch gesunden 
werden. 


A. Brecke (Stuttgart), Zur Frage der Übung bei der 
Lungentuberkulose. Beitr. z. Klin. d. Tub., Bd. 65, H. 1. 1926. 
Brecke hat als überzeugter Anhänger der Bewegungs- und 
Arbeitstherapie für einen Teil der Tuberkulösen in 3 Heilstätten 
mit stark abweichenden klimatischen Verhältnissen — Gra- 
bowsee, Davos, Überruh — bei Lungenkranken verschie- 
dener Art systematisch und zielbewußt das Prinzip der Übung 
für die Behandlung und Wiederherstellung von Kranken mit 
gutem Erfolg nutzbar gemacht. Je nach den landschaftlichen 
und klimatischen Faktoren der Heilstätte stellte er seine Übungs- 
therapie ein. Auf die Auswahl der geeigneten Kranken wurde 
großer Wert gelegt. Nur gutartige Fälle bei normaler Tempera- 
tur, gutem Allgemeinzustand und ohne starke katarrhalische 
Erscheinungen wurden herangezogen. Es wurden in Grabow- 
see Atem- und Freiübungen, Spaziergänge gemacht, ländliche 
und gärtnerische Verrichtungen leichter Art ausgeführt, die 


langsam gesteigert wurden bis auf 3 Stunden am Tage. Zu- | 


nahme der Eßlust, des Körpergewichts, Besserung des Aus- 
sehens und des Lungenprozesses, Kräftigung der Muskulatur, 
Hebung des Kraftbewußtseins waren die Wirkung; Schädi- 
gungen wurden nie festgestellt. In der deutschen Heilstätte in 
Davos wurde neben den Spielen therapeutische Verwendung 


gemacht von Freiübungen, Gartenarbeit, Ruderübungen und 
besonders Matsch- und Steigübungen unter zeitweiliger genauer 
Kontrolle der Temperatur und des Pulses. Neben geschlossenen 
Spitzentuberkulosen wurden hier auch Offenkranke heran- 
gezogen, die mehrere Monate mit gutem Erfolge vorher be- 
handelt wurden. In der Lungenheilstätte Überruh wurden 
die geeigneten Kranken — auch Offentuberkulöse mit aus- 
gedehnterem Befund — besonders mit Garten- und Feldarbeit 
beschäftigt, außerdem aber auch bei Leichtlungenkranken und 
20 Nichttuberkulösen Probemärsche gemacht, und — was be- 
sonders wertvoll — es konnten bei Mannschaften des Ersatz- 
bataillons in Isny Vergleichsuntersuchungen von Marsch- 
übungen angestellt werden. Aus den Beobachtungen ergeben 
sich für Brecke folgende Schlüsse: 1. Die Temperatursteige- 
rungen waren nach den starken Steigübungen in Davos nicht 
viel höher (bis 38,7) als nach den geringeren Leistungen ge- 
sunder Soldaten (38,1) und niedriger als bei den leicht Kran- 
ken in Überruh. Auch die Rückkehr zur Norm war bei den 
Davoser Kranken nicht merklich verzögert. 2. Die Körper- 
wärme steigt beim Bergabgehen mehr an als bergauf. 3. Die 
Temperatursteigerungen nach Bewegungen bei den Tuber- 
kulösen sind nicht als toxisches Fieber, sondern im wesentlichen 
als Bewegungstemperatur anzusehen, da die Bewegungs- 
temperaturen der Gesunden in Überruh und der geübten 
Tuberkulösen in Überruh und Davos nahezu die gleichen 
waren und beide fast in gleicher Zeit zur Norm zurückkehrter.. 
4. Schädigungen wurden niemals beobachtet, wohl aber die an- 
fangs aufgeführten günstigen Wirkungen, die auch anhaltend 
waren. Auch der psychische Einfluß — Bewußtsein der wieder- 
erlangten körperlichen Leistungs- und Arbeitsfähigkeit und 
Hoffnung auf volle Genesung — ist nicht zu unterschätzen. 

5. Zur Übungstherapie können Kranke aller Stadien heran- 

gezogen werden, sobald die Heilung weit genug fortgeschritten 

ist. 6. Für den Erfolg ist die sorgfältige und vorsichtige Durch- 

führung der Übungen maßgebend. 7. Die Methodik der Übungen 

richtet sich nach den besonderen Verhältnissen der Anstalt, An- 

weisungen dazu werden gegeben. Die Übungstherapie wird von 

Brecke in möglichst großem Umfang für ausgesuchte Kranke 
empfohlen. 


F. Reuter (Greiz), Beitrag zur Erfassung der Offentuber- 
kulösen aus der Praxis. Zschr. f. Schulgesdhtspfl. u. soz. Hyg., 
Jg. 40, Nr. 1, S. 32. 1927. Bis 1923 leitete die Greizer Fürsorge- 
stelle ein praktischer Arzt ehrenamtlich ; die Zahl der bekannten 
Offentuberkulösen betrug jährlich etwa 50. Nach Anstellung 
eines Stadtarztes 1923 übernahm dieser die Fürsorgestelle; 1924 
blieb die Zahl der bekannten Offentuberkulösen noch die gleiche. 
Durch ein Rundschreiben 1924 wurde den praktischen Ärzten 
dargelegt, daß die Fürsorgestelle eine Notwendigkeit sei, daß 
dort keinerlei ärztliche Behandlung stattfände, auch wurde auf 
die Unterstützung der Ärzte durch eingehende Untersuchung der 
Kranken und Mitteilung des Befundes hingewiesen. Der Erfolg 
blieb nicht aus, es wurde ein gutes Einvernehmen erzielt, und 
die Zahl der Überweisungen durch die Ärzte stieg erheblich an. 
Hierdurch sowie ferner durch die Mitteilung von Bazillen- 
trägern seitens der Heilstätten und durch das systematische 
Absuchen der Umgebung von Tuberkulosekranken oder -Ver- 
dächtigen, besonders Kindern, stieg die Zahl der bekannten 
Offentuberkulösen 1925 auf 125. Falls der Fürsorgearzt zu- 
gleich Schul- und Armenarzt ist und dieselbe Schwester ihm in 
allen Dienstzweigen zur Verfügung steht, wird die E fassung der 
Offentuberkulösen sehr erleichtert. Wenn Braeuning und 
Blümel zur Berechnung der Zahl der vorhandenen Offen- 
tuberkulösen empfohlen haben, die jährliche Todesziffer der 
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Tuberkulösen mit 2,5 beziehungsweise 3,2 zu multiplizieren, so 
würden die auf diese Weise für Greiz gefundenen Zahlen zu 
gering sein, denn Reuter nimmt als Mindestzahl der Offen- 
tuberkulösen tür Greiz 1925 142 an. Braeunings und Blümels 
später angegebene Multiplikationszahlen von 3,5 DEAL BUNG 
weise 4,2 werden der Wirklichkeit näherkonimen. 


K orge (Berlin), Darf der Arzt der Tuberkulosefürsorgestelle 
dem Vermieter von der Erkrankung des Untermieters Mitteilung 
machen? Zschr. f. Schulgeshtspfl. u. soz. Hyg., Jg. 40, Nr. 1, 
S. 34. 1927. Die Frage wird auf Grund des $ 300 StGB. be- 
jahend von Verfasser beantwortet, wenn die Offenbarung zur 
Wahrnehmung berechtigter privater oder öffentlicher Interessen 
erforderlich ist und dabei die sich gegenüberstehenden Interessen 
pflichtmäßig berücksichtigt worden sind. Zuerst soll der Arzt 
versuchen, die Entscheidung des Kranken zur Offenbarung 
herbeizuführen und nach Einverständnis persönlich mit dem 
Vermieter eine für beide Teile günstige Regelung zu erzielen 


versuchen. Hollmann (Berlin). 


Berufs- und Gewerbehygiene. 


Bericht über die 1. Internationale Tagung der Gewerbeärzte, 
erstattet von L. Teleky (Düsseldorf). In: Arbeit und Ge- 
sundheit, Schriftenreihe zum Reichsarbeitsblatt, Heft 5. 
Verlag Reimar Hobbing, Berlin 1927. 88 S. # 2,80. 


Die Gewerbeaufsicht hat in den letzten Jahrzehnten überall 
eine Wandlung durchgemacht; immer mehr tritt neben dem 
Unfallschutz der Gesundheitsschutz in den Vordergrund, und 
damit tritt neben den Techniker der Arzt. Gesundheitsschutz 
aber bedarf auch der Forscherarbeit; die Wirkung der verschie- 
denen äußeren Verhältnisse auf den Organismus muß von ärzt- 
licher Seite erforscht werden. Beides: Heranziehung der Ärzte 
zur Gewerbeaufsicht, Organisation der Forscherarbeit ist in 
verschiedenen Ländern verschieden weit gediehen und ver- 
schieden gestaltet. Dieser Umstand veranlaßte die ‚‚Arbeits- 
gemeinschaft deutscher Gewerbeärzte‘, eine Internationale Zu- 
sammenkunft der ärztlichen Gewerbeaufsichtsbeamten einzu- 
berufen und die Organisation der ärztlichen Gewerbeaufsicht 
und die Durchführung gewerbehygienischer Erhebungen auf 
die Tagesordnung der Zusammenkunft zu setzen. Zu der am 
15. und 16. September 1926 in Düsseldorf tagenden Zusammen- 
kunft waren die leitenden Gewerbeärzte aller europäischen 
Länder und die deutschen Gewerbeärzte erschienen. Jeder er- 
stattete Bericht über die Verhältnisse in seinem Lande: 

In Belgien besteht eine 14 Mitglieder zählende Körperschaft 
ärztlicher Gewerbeaufsichtsbeamten, neben und ganz unab- 
hängig von der übrigen Gewerbeaufsicht. England besitzt 4 
ärztliche Gewerbeaufsichtsbeamte, an deren Spitze ein Chef- 
inspektor steht. In den Niederlanden sind 5 ärztliche Gewerbe- 
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aufsichtsbeamte vorhanden, die dem ärztlichen Sachberater im 
Arbeitsministerium unterstellt sind. In Italien sind 3 Gewerbe- 
ärzte vorhanden, deren Zahl in Vermehrung begriffen. Am 
weitesten ausgebaut ist der gewerbeärztliche Dienst in Rußland. 
| Über die deutschen, erst in einem früheren Stadium der Ent- 
wicklung begriffenen, in den einzelnen Ländern voneinander ab- 
weichenden Verhältnissen berichteten die Gewerbeärzte der 
verschiedenen deutschen Länder. — Mannigfache Unterschiede 
bestehen in der Organisation, den Rechten und Pflichten der 
ärtzlichen Gewerbeaufsichtsbeamten, die hier darzulegen zu 
weit führen würde. In allen Ländern haben sie neben der Pflicht, 
praktische Gewerbeaufsicht zu üben, auch die Pflicht wissen- 
schaftiicher Arbeit. Großzügig ist diese in England und in 
Rußland organisiert. — Die Versammlung nahm einstimmig 
vom belgischen Chef-Gewerbeinspektor Glibert vorgelegte 
„Grundsätze, auf denen die Organisation der ärztlichen Ge- 
weıbeaufsicht in allen Ländern beruhen soll“, an: vollste Frei- 
heit in der Besichtigung aller Arbeitsstätten und bei der Vor- 
nahme der dort notwendigen Erhebungen (Befragung, Probe- 
entnahme). Recht der Gewerbeärzte ohne Zwischenschaltung 
nicht-ärztlicher Stellen, direkt dem Minister zu berichten; Ver- 
pflichtung aller Behörden, den Gewerbearzt in allen Angelegen- 
heiten des gesundheitlichen Arbeiterschutzes zu Rate zu ziehen; 
Schaffung einer von anderen Verwaltungsorganisationen unab- 
hängigen behördlichen Organisation der ärztlichen Gewerbe- 
aufsicht; genügende Rechte der Gewerbeärzte, um die Durch- 
führung der gesundheitlichen Arbeiterschutzvorschriften sicher- 
zustellen; Recht und Pflicht, Vorschläge für gesetzliche Ände- 
rungen zu machen; Bestimmungen über die Zusammenarbeit 
der Gewerbeärzte mit den übrigen Gewerbeaufsichtsbeamten 
auf dem Grundsatz vollständiger Gleichberechtigung. — Auf 
diese Besprechung der Hauptthemen der Tagesordnung folgten 
kasuistische Mitteilungen. — Der vorliegende Bericht bringt als 
Anhang die englischen Formulare über die anzeigepflichtigen 
Gewerbekrankheiten (in deutscher Übersetzung) und einer Reihe 
weiterer englischer Vorschriften und Vordrucke, ferner die Über- 
setzung eines russischen Formulars für die sanitäre Charakte- 
ristik der Arbeit und schließlich ein Verzeichnis der ärztlichen 
Gewerbeaufsichtsbeamten aller Länder. 

Es ist das erste Mal, daß eine Darstellung der ärztlichen Ge- 
werbeaufsicht in den verschiedenen Ländern, ihrer Organisa- 
tion, ihrer Aufgaben und der Organisation der Forschung ge- 
geben wird, die noch dazu von berufenster Seite, von den Lei- 
tern der ärztlichen Gewerbeaufsicht der verschiedenen Länder 
erfolgt. So hat die Schrift ein weit über den Kreis der Gewerbe- 
ärzte hinausgehendes Interesse für alle jene, die sich mit Fragen 
der Gewerbeaufsicht, der Gewerbehygiene und des Arbeiter- 
schutzes beschäftigen. Der Bericht wird auch in englischer und 
französischer Sprache vom Internationalen Arbeitsamt heraus- 
gegeben werden. Teleky (Düsseldorf). 
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Redigiert von Stadtschularzt Dr. GEORG WOLFF, Berlin-Charlottenburg 4, Fritschestraße 57 


Die rechtliche und soziale Stellung der „Krankenkassenärzte‘“ in England. 
Von ERICH GOTTSCHLING, Berlin. 


Die Stellung der englischen „Krankenkassenärzte‘ 
und ihre Beziehungen zu den Krankenversicherungs- 
institutionen beruhen auf dem Versicherungsgesetz 
von 1911 mit seinen Nachträgen und der Neufassung 
des Gesetzes unter der Bezeichnung ‚Nationales Ge- 
sundheitsversicherungsgesetz‘‘ vom 7. August 1924 
und den ergangenen Ausführungsbestimmungen!?). 
Jedoch war die mit der Einführung der staatlichen 
Krankenversicherung auftretende Kassenärzteschaft 
nicht eine vollkommen neue soziale Erscheinung, sie 
hatte vielmehr ihr Vorbild in den sogenannten Klub- 
ärzten. Die Regierung, mit der Schaffung einer all- 
gemeinen Krankenversicherung beauftragt, fand be- 
reits einen Apparat vor. Das waren die seit fast 100 
Jahren bestehenden Arbeiterunterstützungsvereine 
(Friendly Societies), die ihre Mitglieder im Falle der 
Krankheit durch Geldleistungen unterstützten und aus 
ihren Mitteln die Ärzte, die für ihre Mitglieder tätig 
waren, die bereits genannten Klubärzte, honorierten 2). 
Diese Friendly Societies wurden in den neuen staat- 
lichen Versicherungsapparat übernommen und bilden 
zusammen mit den Gewerkvereinen, den Kassen 
industrieller Versicherungsvereine und den Arbeit- 
geberkrankenkassen für Angestellte der Arbeitgeber 
die sogenannten „anerkannten Kassen“, welche die 
Träger der Versicherung sind. Jedoch ist die Stellung 
der jetzigen für die Versicherten tätigen Ärzte von der 
der früheren Klubärzte wesentlich verschieden. 

Wenn oben von „Krankenkassenärzten“ gesprochen 
wird, so ist diese Bezeichnung ungenau. Der englische 
im Rahmen der staatlichen Versicherung tätige Arzt 
steht in keinerlei persönlicher Verbindung mit den 
anerkannten Kassen. Das System, auf das der ärzt- 
liche Dienst bei der Einführung der Versicherungs- 
pflicht 1911 aufgebaut wurde, ist das „Panel Service“. 
so genannt, weil es auf der Führung von Listen be- 
ruht. Die für die Versicherten tätigen Ärzte werden 
daher in den Ausführungsbestimmungen „‚panel practi- 
tioners‘“?) genannt, eine Bezeichnung, die am besten 
mit „Listenarzt‘“ wiedergegeben wird. In den amt- 

i) National Health Insurance Act (N.H. 1.) vom 7. August 
1924 in der Sammlung: General Public Acts. London 1924 + 1925. 

2) Internationale Zeitschrift für Sozialversicherung 1926. 
Heft 6/7. S. 156. 

3) Cf. Halsbury, The Laws of England. London 1914. Vol. 28, 
S. 946. 


lichen Berichten des Gesundheitsministeriums?) wer- 
den sie auch als ‚insurance practitioners‘‘ = „Ver- 
sicherungsärzte‘‘“ bezeichnet (eine Benennung die 
wir vermeiden wollen, weil sie im Deutschen an einen 
für eine Lebensversicherungsgesellschaft tätigen Arzt 
erinnern Könnte, während sie im Englischen unzweifel- 
haft ist, da man Sozialversicherung und Privatver- 
sicherung durch verschiedene Worte, insurance und 
assecurance, unterscheidet). 

Jeder approbierte Arzt, der sich der Behandlung 
Versicherter zur Verfügung stellen will, ist in eine 
öffentlich bekannt zu machende Liste aufzunehmen, 
die bei der zuständigen Versicherungskommission (die 
keine Ähnlichkeit mit unserem Versicherungsamt hat; 
s. u.) geführt wird. Er hat ein Recht darauf und 
darf nicht zurückgewiesen werden. Nur der Minister 
darf nachträglich, wenn er nach eingehender Unter- 
suchung zu der Überzeugung gelangt ist, daß die 
Tätigkeit eines Arztes Versicherten schädlich ist, den 
Namen des Arztes von der Liste streichen. Anderer- 
seits erwächst dem Arzte aus der Eintragung eine 
Pflicht. Denn jeder Versicherte kann sich aus der 
Liste den Arzt auswählen, von dem er behandelt zu 
werden wünscht und erlangt durch Bekanntgabe 
seiner Wahl an die Versicherungskommission ein 
Recht,gerade von diesem Arzte behandelt zu werden’). 

Die Versicherungskommissionen haben mit den 
Ärzten, die sich in die genannte offizielle Liste ein- 
tragen lassen, schriftliche Verträge abzuschließen. In 
diesen muß zum Ausdruck gebracht sein, daß der Arzt 
für seine Tätigkeit den vierten Teil des Versicherungs- 
beitrags jedes Versicherten, der in seiner Patienten- 
liste verzeichnet ist, erhält. Dieses Verfahren ist das 
sogenannte „Kopfsystem‘“. Die genannte Quote ist 
für gewisse besonders benannte ärztliche Leistungen 


‚ um einen bestimmten Betrag zu erhöhen?). Die Ver- 
_ sicherungsbeiträge zerfallen in Beiträge des Arbeit- 


gebers und des Arbeitnehmers je zur Hälfte und fließen 
in den „Nationalen Gesundheitsversicherungsfonds“, 
der unter anderen auch den „Ärztefonds‘ bei den Ver- 
sicherungskommissionen speist, welche letztere für die 


1) Seventh Annual Report of the Ministry of Health 1925/20. 
London 1926. 
2) N. H. 1. art. 24. 


3) The Laws of England. S. 947. 
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Honorierung der Listenärzte zuständig sind. Diese 
Ärztefonds zahlten in England (ohne Wales und 
Schottland) im Rechnungsjahre 1924/1925 rund 
5700000 Pfd. Sterling und 1925/1926 rund 5176000 
Pfd. Sterling Honorar an die Ärzte. Außerdem wurden 
den Landärzten in diesen Jahren 219000 beziehungs- 
weise 211000 Pfd. als Meilengelder vergütet!). Für 
die Behandlung Versicherter, die vorübergehend sich 
am Orte aufhalten, erfolgt die Bezahlung nach einem 
besonderen Maßstabe aus dem bei den Versicherungs- 
kommissionen bestehenden Spezialfonds. Beim Be- 
stehen von Zweifeln, ob eine Operation oder eine andere 
Behandlung in der Behandlung eingeschlossen ist, 
welche der Arzt vertragsmäßig zu gewähren hat, ist 
der Fall vom Arzt an das lokale Ärztekomitee (siehe 
unten) zu verweisen. Kann sich diese Körperschaft 
nicht mit der zuständigen Versicherungskommission 
einigen, so ist an den für diese Zwecke eingesetzten 
Schiedsrichter zu berichten?). Es ist natürlich dem 
Arzte gestattet, mit mehreren Versicherungskommis- 
sionen Verträge abzuschließen, zum Beispiel einmal 
mit der Kommission bei der Stadtverwaltung, das 
andere Mal mit der Kommission bei der Grafschaft 
(für das Land). Davon machen 27 bis 28%, der Ärzte 
Gebrauch?). 

Der eben genannte Vertrag mit den Ärzten muß 
außerdem über das Verhältnis des Arztes zum Pa- 
tienten folgendes enthalten: Der Arzt muß dem 
Patienten ärztliche Behandlung gewähren in einer 
Weise, wie sie den besten Interessen des Patienten 
entspricht und wie sie von den Fähigkeiten und 
Kenntnissen eines approbierten Arztes normalerweise 
verlangt werden kann. Er ist nicht zur Behandlung 
verpflichtet im Falle einer Niederkunft oder (es sei 
denn, daß der Arzt häuslicher Behandlung zustimmt) 
beim Vorliegen von Tuberkulose, wenn in diesen 
Fällen der Patient Änspruch auf Krankenhausbehand- 
lung hat. Wenn der Zustand des Patienten es erfordert, 
muß ihn der Arzt in seiner Wohnung besuchen, die 
auf dem Lande auch an einem anderen Orte als dem 
Niederlassungsorte des Arztes liegen darf, falls dieser 
Ort innerhalb einer festgesetzten Entfernung von der 
Wohnung des Arztes liegt. Der Arzt soll ferner die 
für die Patienten notwendigen Arzneien und Heilmittel 
in der von der Versicherungskommission vorgeschrie- 
benen Form verordnen®). 

Ein Versicherter, der während des laufenden Jahres 
den Arzt zu wechseln wünscht (innerhalb desselben 
Bezirkes), kann dieses nur mit Zustimmung seines ihn 


1) National Health Insurance Fund Accounts. 
23) The Laws of England Vol. 28 a. a. O. 

3) Seventh Annual Report usw. 

4) The Laws of England S. 946. 
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behandelnden Arztes. Der neue Arzt muß der Ver- 
sicherungskommission von dem Wechsel Kenntnis 
geben ?). 

In der englischen Krankenversicherung ist die Ge- 
währung von Geldleistungen an den Versicherten im 
Falle der Krankheit und die von Sachleistungen an ihn 
getrennt. Für die ersteren ist die Krankenkasse, für 
die letzteren die schon erwähnte Versicherungs- 
kommission zuständig. Der Arzt, der, wie gesagt, in 
keiner Beziehung zur Kasse steht, hat nur mit den 
Versicherungskommissionen zu arbeiten. 

Die Gewährung der Arzthilfe an den Versicherten 
ist die Hauptaufgabe der Versicherungskommission, 
und darum spielt sie im englischen Krankenversiche- 
rungssystem eine wichtige Rolle. (Daneben hat sie 
auch die Aufgabe der Berichterstattung über die Ge- 
sundheitsverhältnisse in ihren Bezirken, der Lieferung 
sonstiger statistischer Berichte, der Abgabe gutacht- 
licher ÄuBerungen usw. an den Gesundheitsminister, 
sowie der Förderung des Gesundheitswesens durch 
öffentliche Vorträge und Sprechstunden.) Versiche- 
rungskommissionen bestehen bei jedem Grafschafts- 
rat (für das Land) und bei jeder Stadtverwaltung. Ihre 
Mitgliederzahl beträgt 20 bis 40, wovon ?°/, den an- 
sässigen Versicherten angehören müssen, während der 
Rest aus Mitgliedern der Grafschaft oder der Stadt- 
verwaltung, aus Vertretern des Staates und minde- 
stens vier Ärzten — nämlich zwei von der örtlichen 
Ärztevereinigung zu wählenden, mindestens einem aus 
der Zahl der vom Staat zu bestellenden Mitglieder und 
einem von der Grafschaft beziehungsweise Stadtver- 
waltung zu ernennenden — gebildet wird?). Der Ein- 
fluß der Ärzte in der Verwaltung wird, abgesehen 
davon, daß mindestens vier Ärzte als ständige Mit- 
glieder der Kommission angehören müssen, noch da- 
durch erhöht, daß die Versicherungskommission bei 
der Beratung über Gegenstände, welche die Gewährung 
der Arzthilfe betreffen, die Meinungen und Wünsche 
der Ärzte zu ermitteln und zu diesem Zwecke die 
örtliche Ärztevereinigung hinzuzuziehen hat. Diese 
ärztliche Vereinigung wird in der Versicherungs- 
kommission durch das von ersterer gebildete Fach- 
komitee vertreten, welches nicht nur eine beratende 
Funktion hat, sondern auch berechtigt ist, Anträge zu 
stellen, so zum Beispiel bezüglich der Verwendung der 
für die Arzthilfe zur Verfügung gestellten Mittel?). 

Jede Versicherungskommission bildet außerdem aus 
sich eine besondere ‚‚Arztdienst-Unterkommission‘‘ zum 
Zwecke der Untersuchung von Streitigkeiten zwischen 
dem Versicherten und dem ihn behandelnden Arzte. 


1) Ebenda S. 948. 
23) N. H. I. art. 48—50. 
3) N. H. l. art. 51, 52. 
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Die Versicherungskommissionen (mit ihren Unter- 
kommissionen) sind nicht nur zuständig für die un- 
mittelbaren dienstlichen Verhältnisse der Ärzte, son- 
dern auch für alles, was Beschaffung, Bereitstellung, 
Bezahlung, Verteilung der Arzneien und Heilmittel 
angeht. 

Die Stellung der englischen Listenärzte erscheint 
somit gegenüber den Krankenkassenärzten anderer 
Länder als eine günstige, da ja die Standesinteressen 
dieser Ärzte in England keineswegs eingeschränkt 
sind. Dafür aber besteht zwischen Kassen und Ärzten 
eine Feindschaft, die schon mit der Schaffung der 
staatlichen Krankenversicherung, also 1911, begann, 
aber doch niemals zu so heftigen Kämpfen geführt 
hat wie etwa in Deutschland. Damals kämpften die 
Führer der Arbeiterunterstützungsvereine lange darum, 
maßgebenden Einfiuß auf die Gestaltung des ärztlichen 
Dienstes zu gewinnen und sie in eine ähnliche ab- 
hängige Stellung zu bringen, wie sie die damaligen 
Klubärzte hatten. Daß es ihnen nicht gelang, ist im 
Interesse der Sache zu begrüßen. Denn die Kontrolle 
von Fachleuten durch Laien ist für die Ärzte ver- 
stimmend und keineswegs geeignet, die Berufsfreudig- 
keit des Arztes zu steigern. | 

Bezüglich der Honorierung stehen sich die eng- 
lischen Listenärzte bedeutend besser als die Klubärzte 
vor 1911. Die Bezahlung unter den Friendly Societies 
war ungenügend. Gordon, englischer Publizist und 
Mitglied des Vereinigten Frauenversicherungsvereins, 
meint zwar!), das Honorar des Listenarztes sei zweifel- 
los reichlich, bisweilen sogar „übermäßig“. Die Fälle 
des „übermäßigen“ Einkommens mögen jedoch wohl 
selten sein. Denn da in Großbritannien (also hier ein- 
schließlich Wales und Schottland) ca. 15000 Ärzte 
unter dem Krankenversicherungsgesetz tätig sind und 
die Ausgaben für die Bezahlung der Ärzte nach dem 
Durchschnitt der letzten 13 Jahre in Großbritannien 
jährlich 71/, Millionen Pfd. beträgt, stellt sich die Durch- 
schnittseinnahme eines Arztes aus der Krankenkassen- 
praxis, also ohne die „Privatpraxis‘‘, auf 500 Pfd. 

Gordon beklagt auch, daß infolge des Fehlens der 
Laienkontrolle, das er an sich gutheißt, der Ärztestand 
in England autonom nach jeder Richtung hin geworden 
sei. Der Listenarzt von heute sei seinen Patienten 
gegenüber „nicht annähernd so ergeben‘, ja „nicht 
einmal mehr so höflich“ wie der Klubarzt von ehedem 
Auch hört man, wie anderwärts, auch in England die 
üblichen, aber dadurch nicht begründeten Klagen, 
daß Krankenkassenpatienten oft minder sorgsam be- 
handelt würden. Hierauf dürfte zu erwidern sein, daß 
bei einer Praxis von 15000 Ärzten, deren Umfang 
daran zu erkennen ist, daß diese 15000 im Jahre 1925 
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allein bezüglich der Krankenkassenpatienten 71; 
Millionen Krankheitsfälle behandelten, rund 50 Mil- 
lionen Krankheitsfälle behandelten, rund 50 Millionen 
Konsultationen gaben und 45003000 Rezepte aus- 
stellten, naturnotwendig hie und da Mängel auftreten 
können, besonders wo es sich um überlastete Ärzte 
handelt. Der Bericht der „Königlichen Kommission“, 
die zur Untersuchung und Berichterstattung über die 
Auswirkungen des Gesundheitsversicherungsgesetzes 
eingesetzt war!) — sie tagte vom Februar 1922 bis 
Juli 1924 —- stellt daher auch fest, daß förmliche An- 
klagen in dieser Hinsicht nicht zu verzeichnen seien. 
Trotzdem sind, wie aus Objektivität hervorgehoben 
werden muß, disziplinarisch zu ahnende Verstöße vor- 
gekommen. Der 7. Jahresbericht des Gesundheits- 
ministeriums zählt die Fälle gewissenhaft auf?). 
Darunter befindet sich nur ein Fall, in dem einem 
Arzte wegen nachlässiger und mangelhafter Behand- 
lung eines Patienten 50 Pfd. von seiner Remuneration 
abgezogen wurden. Ein Arzt wurde von der Liste ge- 
strichen, weil er einer nicht qualifizierten Person er- 
laubt hatte, in seinem Namen Bescheinigungen und 
Rezepte auszustellen. Im ganzen wurden bei 106 
Ärzten 1653 Pfd. 4 sh abgezogen wegen kleinerer 
Pflichtversäumnisse, wovon die nennenswertesten 
waren: Verabsäumung der Führung des Patienten- 
registers, Verweigerung des Hausbesuchs, Belastung 
eines Patienten mit Kosten, unordentliche Bescheini- 
gung. ungenügende Beschaffung chirurgischen Mate- 
rials. Als rechtliche Grundlage für den Abzug wird 
angenommen, daß der Arzt die Remuneration in 
solchen Fällen ‚nicht voll verdient‘ habe. 

Während in Deutschland ein System der Kontrol- 
lierung des Ärztestandes durch Laien, die zum Teil 
Vertreter eines kleinlichen Bürokratismus sind, be- 
steht, finden wir also in England völlige Befreiung von 
der Laienaufsicht. Die Königliche Kommission hat 
es jedoch für gut gehalten, gewissermaße ı einen Mittel- 
weg vorzuschlagen, wonach die für ärztliche Behand- 
lung zu zahlende Kopfquote ‚für eine vernünftige 
Reihe von Jahren so festzusetzen sei, daß allen Teilen 
eine finanzielle Basis ihrer gegenseitigen Beziehungen 
gegeben werde“. Ferner beantragte sie die Auf- 
hebung der Versicherungskommissionen die sowieso 
als schwerfälliger und veralteter Apparat angesehen 
werden, und die Unterstellung des ärztlichen Dienstes 
unter einheitliche lokale Kontrolle?). 

Die für eine erfolgreiche ärztliche Hilfe unbedingt 
notwendige Sicherstellung der Medikamente ist in 


!) Report of the Royal Commission on National Health 
Insurance. London 1926. 

2) Seventh Annual Report S. 137. 

3) Report of the Royal Commission S. 186. 


- e nn ea p- 


En unge ine m 


England ebenfalls eine Aufgabe der genannten Ver- 
sicherungskommissionen. Zwischen den ‚chemists“ 
(Apothekern, Drogisten) und den Kommissionen be- 
stehen Verträge (wie zwischen Arzt und Kommission), 
es gelten dieselben Vorschriften für die Aufnahme in 
die Liste urd die Streichung von derselben. Ent- 
sprechend dem Komitee der Ärzte besteht an jedem 
Sitze einer Versicherungskommission ein von den 
Apothekern usw. gewähltes „pharmazeutisches Komi- 
tee‘, das in allen einschlägigen Angelegenheiten zu 
befragen ist und ähnliche Rechte besitzt wie jenes'). 
Außerdem wählt die Versicherungskommission aus 
sich selbst eine „Pharmazeutendienst-Unterkommis- 
sion‘ zwecks Untersuchung von Verstößen der im 
Vertragsverhältnisse stehenden chemists. Endlich 
besteht noch bei jeder Versicherungskommission eine 
„Vereinigte Dienst-Unterkommission“, deren Mit- 
glieder von der erwähnten Arztdienst-Unterkommis- 
sion, der eben genannten Pharmazeutendienst - Unter- 
kommission und der Versicherungskommission selbst 
ernannt werden. Ihre Aufgabe ist, die Angelegenheiten 
zu behandeln, die in die Zuständigkeit beider Unter- 
kommissionen übergreifen?). Für Arzneien und Heil- 
mittel wurden aus den (bei den Versicherungskommis- 
sionen) bestehenden Arzneifonds in England aus- 
gegeben 1923: 1422181 Pfd., 1924: 1644682 Pfd., 
1925: 1753000 Pfd.?), das heißt auf den Kopf der 
versicherten Bevölkerung bei einer Kopfzahl von 
12674000 im Jahre 1923: 21/5 sh., 1924 bei 
12785000 Versicherten: 2 3.5 sh., 1925 bei 13 134000 
Versicherten: 2 4/5 sh. Die Ausgaben für Arzthilfe 


1) N. H. I. art. 24,5; 53. 
2) The Laws of England S. 950. 
3) National Health Insurance Fund Accounts. 
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(Medikamente und sonstige Heilmittel und Arzt- 
honorierung) betrugen in England (ohne Wales und 
Schottland) 1923: 7544000 Pfd., 1924: 7544000 Pfd., 
1925: 7913000 Pfd.!), das heißt auf den Kopf der Ver- 
sicherten jährlich 12 sh. 

Schließlich sei noch auf eine sehr wichtige, auf das 
juristische Gebiet übergreifende Befugnis des eng- 
lischen Arztes hingewiesen, die in Deutschland leider 
fehlt. Der Gesetzgeber ist von dem sehr richtigen 
Grundsatze ausgegangen, daß dem Versicherten im 
Falle der Krankheit nicht nur unmittelbar durch Ge- 
währung ärztlicher Hilfe und durch Geldleistung ge- 
holfen werde, sondern daß auch alles von ihm abge- 
wendet werden müsse, was seine Genesung verzögern 
oder sein Leben durch andere hinzutretende Um- 
stände gefährden könnte, soweit solchen Umständen 
entgegengetreten werden kann. Deshalb darf in der 
Wohnung eines Kranken keine Beschlagnahme und 
keine Pfändung vorgenommen, darf kein gerichtliches 
Räumungsurteil vollstreckt, ja es darf selbst nicht 
einmal eine Klage auf Räumung oder auch nur auf 
Zahlung des Mietzinses erhoben werden, wenn der 
Arzt bescheinigt, daß die Vornahme einer solchen 
Handlung oder die Anstrengung eines solchen Pro- 
zesses das Leben des Patienten gefährden würde?). 
Dieser Schutz kann bis zur Dauer von drei Monaten 
ausgedehnt werden. In jedem anderen Kulturstaate 
sollte sich der Gesetzgeber zugunsten eines höheren 
Rechts von dem starren formalen Rechte losringen in 
der Überzeugung, daß der Schutz des Lebens eines 
Menschen in jedem Falle höher steht als das noch so 
wohlbegründete Privatrecht seines Gegners. 


1) National Health Insurance Fund Accounts. 
2) N. H. I. art. 102. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeine volkswirtschaftliche Fragen. 


Karl Vorländer (Münster), Von Machiavelii bis Lenin. Neu- 
zeitliche Staats- und Gesellschaitstheorien. Leipzig, Quelle 
& Meyer. 1926. Geb. .# 10,—. 


In einer Reihe von Einzelkapiteln hat Karl Vorländer, 
Professor für Soziologie und Gesellschaftsphilosophie in Münster, 
die Haupttheorien der neueren Staats- und Gesellschaftslehren 
anschaulich zu machen verstanden, indem er die leitenden 
Persönlichkeiten der verschiedenen Epochen in den Mittelpunkt 
seiner Beschreibung stellt und dabei nach Möglichkeit ihre 
Beziehungen bis zu den Lehren der jüngsten Gegenwart ent- 
wickelt. Hier können nur einige Kapitel vom ersten über 
Machiavelli, der dem Fürsten als Vertreter der Staatsgewalt 
die absolute Macht zubilligte, über dessen Antipoden Thomas 
More und die Utopisten, die Aufklärungszeit in England 
(Locke) und Frankreich (Montesquieu), über die Ausbildung des 
wirtschaftlichen Liberalismus und der klassischen National- 


ökonomie unter Adam Smith und David Ricardo, über Rous- 
seaus Gesellschaftsvertrag (Contrat social) und die französische 
Revolution, über die Staatsideen Immanuel Kants und des 
„ersten deutschen Sozialisten“ J. G. Fichte, über Hegels 
Staats- und Gesellschaftsphilosophie und seine Nachfolger, 
über die Vorläufer der sozialistischen Staatsauffassung von 
Saint-Simon, Fourier, Louis Blanc in Frankreich, Robert 
Owen in England, Karl Rodbertus in Deutschland bis zu den 
sogenannten Kathedersozialisten der jüngsten Zeit (Schmoller 
Wagner, Brentano, Herkner), deren Werk allerdings nur 
kursorisch betrachtet ist, genannt werden. In den beiden letzten 
Kapiteln wird der marxistische Sozialismus, seine wissenschaft- 
liche Begründung durch Marx, Engels, Lassalle, aber auch die 
sozialethische Richtung der Marburger Philosophenschule bis 
zum ‚‚Sozial-Idealismus‘‘ Natorps und schließlich die Bewegung 
des Anarchismus und Bolschewismus geschildert, von deren 
charakteristischen Persönlichkeiten der Deutsche Max Stirner, 
der Franzose Proudhon, die Russen Krapotkin und Lenin ein- 


288 SOZIALPOLITISCHE RUNDSCHAU 


gehender gewürdigt sind. Ein gutes Literaturverzeichnis 
schließt das inhaltsreiche Werk ab, in dem ein echter Gelehrter 
ohne einseitige Stellungnahme die Entwicklung der neueren 
Staats- und Gesellschaftstheorie dargestellt hat. Sind auch 
manche Teile im Verhältnis zu anderen zu kurz fortgekommen, 
so etwa die Begründung der Soziologie durch Auguste Comte 
und ihre biologische Fundierung durch Herbert Spencer, voll- 
kommen auch die eugenischen Bestrebungen der jüngeren Ge- 
seilschaftstheoretiker, so verdient die biographische Methode des 
Verfassers doch wärmste Empfehlung und wird vielen will- 
kommen sein, die sich schnell einen Überblick über das wichtige 
Gebiet verschaffen wollen. G. Wolff (Berlin). 


WI. Woytinsky (Berlin), Die Welt in Zahlen. In sieben Büchern. 
Rudolf Mosse-Buchverlag, Berlin 1925/26. 
Woytinskyhates unternommen, die ganze Welt in Tabellen 

und Diagrammen in sieben Bänden darzustellen. Als Heraus- 

geber dieses großzügigen Unternehmens zeichnet der bekannte 

Berliner Nationalökonom und Statistiker L. v. Bortkiewicz. 

Die ersten vier Bände liegen in vorzüglicher Ausstattung vor, 

und wir dürfen sagen: der Verfasser verdient jede Anerkennung 

für die gewaltige Arbeit, die er schon bisher geleistet hat. Die 

Zahlen sind sachgemäß und geschickt ausgewählt und in an- 

schaulicher Form wiedergegeben. Die graphischen Darstellungen 

sind mannigfaltig und von erfreulicher Farbenpracht. Der Text 
ist populär, aber dabei streng wissenschaftlich. Hier wird der 

Leser nicht nur Erläuterung zu dem angegebenen Tabellenwerk 

finden, sondern auch Erörterung zahlreicher Methodenfehler, 

unter denen leider die heutige Statistik noch viel leidet. Das 
erste Buch enthält wichtige Angaben über Erde, Bevölkerungs- 
stand und -bewegung, Volksreichtum, Reichtumsverteilung. 

Viel wichtiger in unserem Zusammenhang ist der zweite Band, 

der der Arbeit gewidmet ist. Hier finden wir vor allem An- 

gaben über Größe und Zusammenhang der Arbeiterklasse, über 

Frauen- und Kinderarbeit, über gewerkschaftliche Organisation, 

Tarifverträge, Arbeitslohn, Arbeitszeit, Arbeitslosigkeit, Streiks, 

Aussperrungen, Sozialversicherung. Der letzteren hätte der 

Verfasser freilich mehr Raum widmen müssen. Besonders ver- 

missen wir Angaben über die Heilstättenbewegung. Das 

Reichsversicherungsamt veröffentlicht ausführliche statistische 

Angaben darüber. Diese Zahlen hat aber Woytinsky leider 

so gut wie nicht verwendet. Auch hätte er der englischen 

Arbeitslosenversicherung und der australischen Altersver- 

sicherung mehr Aufmerksamkeit schenken können. Denn wie 

Deutschland auf dem Gebiete der Krankenversicherung, so 

stellen England auf dem Gebiete der Arbeitslosenversicherung 

und Australien auf dem Gebiete der Altersversicherung Muster- 
länder in der Sozialversicherung dar. Auch fehlen hier solche 
in sozialpolitischer Hinsicht besonders wichtigen Abschnitte 
wie zahlenmäßige Angaben über Berufskrankheiten, Betriebs- 
unfälle und Sterblichkeit nach Beschäftigung. Diese wich- 
tigen Gebiete sind freilich statistisch noch so schlecht auf- 
gebaut, daß sie in einem Vergleichswerk noch kaum Berück- 
sichtigung finden konnten. Auch einige andere Kapitel scheinen 
dem Verfasser aus ähnlichen Gründen Schwierigkeiten bereitet 
zu haben. So hat er viele Tabellen mit ihren Widersprüchen 
wiedergegeben; jedoch hat er damit Anregung gegeben, die 

Ausarbeitung einer internationalen Arbeitsstatistik zu fördern. 

Auch das dritte Buch, daß uns Aufschlüsse über die Landwirt- 

schaft gibt, ist für uns von Bedeutung. Besonders wichtig sind 

die Kapitel, die uns Zahlenmaterial über die Landwirtschaft 

im Wirtschaftsleben der verschiedenen Länder, die landwirt- 

schaftlichen Betriebe, die Nahrungs- und Genußmittel, die 

Viehzucht, Jagd und Fischerei geben. Hervorzuheben ist ferner, 


daß der dritte Band über Handel und Preise der Nahrungsmittel 
wichtige Zahlen enthält, die zuweilen bis 1926 reichen. Von 
besonderem Interesse ist in sozialpolitischer Hinsicht sodann 
der kürzlich erschienene vierte Band, der Gewerbe und 
Industrie in ihrer vielfältigen Entwicklung gewidmet ist und 
viel wichtiges Zahlenmaterial enthält. Er behandelt in Einzel- 
kapiteln die Industrie im Wirtschaftsleben der verschiedenen 
Länder, die verschiedenen Industriezweige der einzelnen 
Länder, Größe der Betriebe und ihre motorischen Kräfte und 
geht dann in Spezialkapiteln auf die einzelnen Industriearten 
ein. Auch hier illustrieren zahlreiche graphische Darstellungen 
den Begleittext, während die Quellenangaben auf diesem aus- 
gedehnten Wirtschaftsgebiet nicht immer gleichmäßig verteilt 
sind. Im ganzen aber muß der mit emsigen Fleiß und großer 
Energie durchgeführten Arbeit die höchste Anerkennung aus- 
gesprochen werden. M. Kantorowicz (Berlin). 


Berufsberatung. 


Helmuth Bogen (Berlin), Erziehung zur Berufswahl. 
Jugend und Beruf, Jg. 1, H. 7, S. 250. Der ursprünglich 
vor Landbewohnern und Lehrern gehaltene Vortrag legt dar, 
daß berufskundlicher Unterricht, Lektüre über einzelne Be- 
rufe dem Jugendlichen kein der Wirklichkeit annähernd ent- 
sprechendes Berufsbild vor der Berufswahl vermitteln können. 
Dies vermag nur eigene Beobachtung, daher muß die gesamte 
Erziehung zum ‚‚Sehen‘ hinleiten. Durch Weckung der Neugier 
des Jugendlichen, durch möglichst weitgehende Freiheit zum 
Selbstausproben und Basteln gewinnt der Jugendliche — an 
die Stätten der Arbeit herangeführt — wirklich ein Abbild 
vieler Berufe. Nur auf diesem Wege wird dem Jugendlichen 
einerseits sein eigener Arbeitscharakter (Reaktionsfähigkeit, 
Art der Aufmerksamkeit usw.) andererseits der zur Wahl 
stehende Beruf klar. 

Ebert (Berlin), und Dej (Berlin), Vom Gärtnerberut. 
Jugend und Beruf, Jg. 1, H. 7, S. 270ff. Es ist eine falsche 
Ansicht, daß Schwächliche oder geistig Zurückgebliebene dem 
Gärtnerberuf zuzuführen seien. Der Gartenbau bedarf stärkster 
Intensivierung. Naturverständnis ist Voraussetzung für diesen 
Beruf, dazu erfordert er Ausdauer, Körperkraft und Geschick- 
lichkeit, Widerstandsfähigkeit gegen Wetterunbilden, gute Be- 
obachtungsgabe, besonders bei Züchtungen. 

In Anerkennung dieser Voraussetzungen verlangen die 
besseren Gärtnereibetriebe bei Einstellung eines Lehrlings ein 
Gesundheitsattest und die Absolvierung der obersten Volks- 
schulklasse. Die Gartenbauschulen und die bestgeleiteten 
Betriebe nehmen als Gehilfen nur junge Leute auf, die vor der 
Landwirtschaftskammer die Lehrlingsprüfung bestanden haben; 
hierzu aber werden nur Lehrlinge aus von den Landwirtschafts- 
kammern anerkannten Lehrbetrieben zugelassen. Allgemeine 
gesetzliche Vorschriften über die Lehrlingshaltung in der 
Gärtnerei liegen nicht vor. Es ist den einzelnen Landwirtschafts- 
kammern auf Grund eines preußischen Ministerialerlasses vom 
10. Februar 1919 überlassen, Vorschriften herauszubringen. 

Die Berufswechselziffer für Gärtner ist sehr groß, eine Ab- 
wanderung in verwandte Berufe kann nicht stattfinden, stark 
berufsabwendig macht der Logiszwang. Die Arbeitslosenkurve 
der Gärtnereigehilfen ist höher als in anderen Berufen. Arbeits- 
zeit (Winter 7, Sommer 10 Stunden) und Löhne (Spitzenlohn 
58—97 Pfg. die Stunde) sind durchgängig tariflich geregelt. Für 
Frauen ohne höhere Schulbildung bietet die Gärtnerei wenig 
Aussicht. Schon die Erlangung einer Lehrstelle scheitert ge- 
wöhnlich an der Unterbringungsfrage. 

Bregmann (Mägdeburg). 
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Arbeiterschutz, Arbeitszeit. 


deutung für die Gegenwart. Gustav Fischer, Jena 1926. 

Diese Biographie des Begründers der modernen Genossen- 
schaftsbewegung und der Arbeiterschutzgesetzgebung in Eng- 
land, der dort seine Tätigkeit als praktischer Fabrikherr und 
Theoretiker einer neuen Gesellschaftsiehre vor mehr als 100 
Jahren (1771—1858) entwickelte, liest sich spannend wie ein 
Roman. Helene Simon führt uns an Hand seiner auto- 
biographischen Daten und seiner zahlreichen Schriften zugleich 
durch die verschiedenen Etappen der sozialpolitischen Gesetz- 
gebung Englands. Die Kämpfe, die Robert Owen dort um 
Beseitigung der Auswüchse der industriellen Kinderarbeit — 
die Armenverwaltungen waren meist über die Unterbringung 
der Kinder in den Fabriken froh, fielen sie ihnen doch dann selbst 
nicht zur Last — und um die Einführung eines staatlichen 
Arbeiterschutzes und einer Arbeitslosenbeschäftigung führte, 
werden eindringlich geschildert, ebenso seine Bemühungen um 
die Einrichtung eines regulären Schulunterrichtes am Tage, 
nicht wie bisher, in den späten Abendstunden, um die Be- 
gründung der ersten Kleinkinderschulen und zahlreicher 
anderer Reformen mehr. Das Kind vor ungünstigen Umwelts- 
einflüssen zu schützen, war zeitlebens eine seiner Lebensauf- 
gaben. Sodann werden Owens eigentliche sozialreforme- 
rische Pläne geschildert, die vorwiegend auf dem Gebiet kon- 
sumgenossenschaftlicher Wirtschaft lagen und in seinen eigenen 
Schöpfungen in New Lanark und in New Harmony praktisch 
erprobt wurden, freilich nicht immer mit Erfolg. In seiner 
Baumwollspinnerei in New Lanark (Schottland) schrieb er, 
um zugleich andere Unternehmer seinen Reformplänen zu- 
gänglich zu machen: ‚‚Von Anbeginn meiner Verwaltung der 
Fabriken und des Dorfes von New Lanark betrachtete ich die Be- 
wohner, die Maschinen und jeden anderen Teil des Etablisse- 
ments als ein aus vielen Gliedern bestehendes Ganze. Und es 
erschien mir sowohl meine Pflicht als auch in meinem Interesse, 
sie so zu verbinden, daß jede Hand, jede Triebkraft, Hebel und 
Rad wirksam kooperierten, um dem Eigentümer den größten 
pekuniären Gewinn zu sichern.“ (S. 53.) Er glaubte, daß nur 
ein gutgestellter Arbeiterstand die Vorbedingung geschäftlicher 
Erfolge auf die Dauer ist, und kam damit praktisch zu ganz 
ähnlichen Ergebnissen, wie 100 Jahre nach ihm Ford, der 
freilich in seiner theoretischen Begründung von ganz anderen 
ökonomischen Vorstellungen ausgeht. In der Praxis begegnen 
sich die beiden Wirtschaftsführer aber vielfach. Die Bedeutung, 
die Owen der Volksaufklärung und Schulbildung, seinen 
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Lieblingsideen, zumaß, kennzeichnet Helene Simon mit einem 


anderen charakteristischen Ausspruch von ihm: ‚Die Un- 
wissenheit des Volkes ist der Fußschemel des Despotismus.‘“ 
(S. 338.) Möchten recht viele Sozialhygieniker, die den Fragen 
des wirtschaftlichen Kinder- und Arbeiterschutzes ja nicht 
fremd gegenüberstehen, diese lebenswarm geschriebene Bio- 
graphie eines der größten Idealisten und Kämpfers auf wirt- 
schafts- und sozialpolitischem Gebiete, die jetzt in zweiter 
Auflage vorliegt, zur Hand nehmen. Sie werden dann freilich 
nicht verkennen, daß heute — nicht nur in demersten Industrie- 
staat der Welt — recht viel anders geworden ist, und sich nicht 
wundern, daß die Sterblichkeitsziffern und andere Gesundheits- 
indices so viel günstiger geworden sind als in jener ‚guten, 
alten Zeit“. G. Wolff (Berlin). 
Milhaud, Die Ergebnisse der Einführung des Achtstunden- 
tages. Intern. Rundschau d. Arbeit, 1926, S. 301 u. 428. Über 
den in 8 Bänden vorliegenden Bericht über die im Auftrage 
des Internationalen Arbeitsamtes vorgenommene Rundfrage 
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werden die Schlußfolgerungen zusammengefaßt. Weniger be- 


' achtet, aber im Ergebnis am eindeutigsten, ist die Wirkung 
Helene SIMON (PETIN) RODEN: OWEN; PAN Leven and seint Be des Achtstundentages, den Unternehmer zu technischen und 


organisatorischen Verbesserungen anzuregen, deren Anlaß 
durch den Zeitpunkt nach Einführung des Achtstundentages 
einwandfrei klar erscheint und deren Erfolg eine Vermehrung 
der Produktion ist, die allermeist über die rechnungsmäßige 
Verringerung durch Arbeitszeitverkürzung weit hinausgeht. 
Manchmal stehen der technischen Verbesserung Schwierig- 
keiten entgegen, die teils in der weiteren Unmöglichkeit be- 
stehen, die Maschinen noch mehr zu rationalisieren, teils 
in der Überlastung der Maschinenindustrie mit Aufträgen bei 
plötzlicher Regelung der Arbeitszeitfrage oder in Schwierig- 
keiten der Übergangszeit, teils auch weil die Qualität der 
Arbeit vom Arbeiter allein abhängt oder der Produktionsprozeß 
ansich an eine bestimmte Zeit gebunden ist (z. B. im Transport- 
gewerbe). Im allgemeinen aber kann als bezeichnend betrachtet 
werden, daß in 22 von 28 französischen Betrieben die Zunahme 
der Stundenleistung ausreichte, um eine Vermehrung der 
Tagesleistung herbeizuführen. Als Verbesserungen der Arbeits- 


‚organisation haben sich bewährt Akkordentlöhnung (strittig), 


bessere Einteilung der Betriebsräume, Normierung der Er- 
zeugnisse, stärkere Arbeitsteilung (unter anderen Befreiung der 
gelernten Arbeiter von Säuberungsarbeiten), Beseitigung von 
Zeitverlusten durch pünktlichere Materialbelieferung, Aus- 
schaltung überflüssiger Pausen und vermehrte Kontrolle der 
Arbeit, mehrfach durch Mehreinstellung von Meistern. Hin- 
sichtlich der Wirkung auf den Arbeiter ist die Einführung des 
Achtstundentages, soweit nicht zu gleicher Zeit Unterernährung, 
Lohnschwankungen und die körperlichen und sittlichen Folgen 
der Kriegszeit das Ergebnis verwischen, von einer Besserung 
des Gesundheitszustandes, Abnahme der Unfallhäufigkeit, 
Förderung des Familienlebens, des Bildungsbestrebens und der 
Sportbetätigung und Rückgang des Alkoholismus begleitet 
gewesen, im Gefolge dieser Tatsachen größere Arbeitsfreude, 
energischere, weniger unterbrochene, gleichmäßigere und 
schnellere Leistung in der Zeiteinheit und Rückgang der Feier- 
schichten. Bregmann (Magdeburg). 


Gesetz über eine Krisenfürsorge für Erwerbslose vom 19. No- 
vember 1926. Reichs-Ges.-Bl. I, S. 489, Reichs-Arb.-Bl. Nr. 44. 
1926. Das Gesetz, das am 21. November 1926 in Kraft getreten 
und zunächst bis zum 31. März 1927 in Geltung ist, regelt die 
Fürsorge für die in der Erwerbslosenfürsorge ‚‚Ausgesteuerten‘“, 
also in der Regel diejenigen, die nach 52wöchiger Unter- 
stützungsdauer aus der Erwerbslosenfürsorge ausgeschieden, 
aber noch immer erwerbslos sind. Es ist erst nach schwierigen 
parlamentarischen Kämpfen und nach einigen Zwischen- 
regelungen durch den Reichsarbeitsminister (vgl. hierzu 
Gertrud Israel, Krisenfürsorge und Erhöhung der Unter- 
stützungssätze in der Erwerbslosenfürsorge, Soz. Prax. 1926, 
XXXV, Sp. 1195) auf der Grundlage zustandegekommen, daß 
auch die Durchführung der Krisenfürsorge den öffentlichen 
Arbeitsämtern übertragen worden ist, die unverschuldet 
Arbeitslosen also grundsätzlich der öffentlichen Wohlfahrts- 
pflege entzogen werden. Das Gesetz bestimmt im wesentlichen: 

Die Errichtungsgemeinden der öffentlichen Arbeitsnachweise 
sind verpflichtet, eine Krisenfürsorge für nach 52wöchiger 
Unterstützungsdauer nicht mehr bezugsberechtigte Erwerbslose 
einzurichten. Krisenfürsorge ist auch Erwerbslosen zu gewähren, 
die in der Zeit vom 1. April 1926 bis zum Inkrafttreten des Ge- 
setzes (21. November 1926) wegen Ablaufs der gesetzlichen 
Unterstützungsdauer (die damals in der Regel höchstens 39 
Wochen betrug) ausgeschieden sind. Auf Antrag können auch 
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Erwerbslose, die in dieser Zeit ausgesteuert, aber nicht laufend 
von der öffentlichen Fürsorge unterstützt worden sind, in die 
Krisenfürsorge aufgenommen werden. Für besondere Härte- 
fälle waren ferner Ausnahmen vorgesehen, die aber bis zum 
31. Dezember 1926 befristet waren. Die grundlegenden Be- 
stimmungen der Verordnung über Erwerbslosenfürsorge sind 
in das Gesetz übernommen worden, mit Ausnahme der Mittel- 
aufbringung. Diese erfolgt nicht durch Beiträge der Arbeit- 
nehmer und ihrer Arbeitgeber, sondern zu %, durch das Reich 
und zu Y, durch die Gemeinde. Das Gesetz bestimmt ferner, 
daß Erwerbslose, die Krisenunterstützung erhalten, bevorzugt 
zu Öffentlichen Notstandsarbeiten heranzuziehen sind. 

Im Zusammenhang mit dem Gesetz von Interesse ist das 
Ergebnis einer Zählung der in der Wohlfahrtspflege stehenden 
Ausgesteuerten, die auf Veranlassung des Reichsarbeits- 
ministers am 30. September 1926 durchgeführt worden ist. 
Es zeigt, daß am Stichtage insgesamt 66934 Ausgesteuerte 
betreut wurden, das sind rund 5 Ausgesteuerte auf je 100 
Unterstützte. Im Reichsarb.-Bl. 1926, Nr. 46, wird hierzu 
bemerkt, daß für den 15. Februar 1927 — dem regelmäßigen 
Höhepunkt der winterlichen Arbeitslosigkeit — mit einer 
Höchstzahl von 300000 Ausgesteuerten gerechnet werden müsse. 


Wichtige Erweiterungen in der Erwerbslosenfürsorge. Durch 
ein „Gesetz zur Abänderung der Verordnung über Er- 
werbslosenfürsorge‘“ vom 10. Dezember 1926 (Reichs-Ges.- 
Bl. I, S. 493 — vergleiche auch Soz. Prax. XXXV, Sp. 1311, 
1926) — das auch für die Krisenfürsorge Geltung hat — ist 
eine Reihe wichtiger sozialer Forderungen erfüllt worden. Die 
Bestimmungen über die Anrechnung von Einnahmen, Renten- 
bezügen und ähnlichem auf die Erwerbslosenunterstützung sind 
dahin ergänzt worden, daß die Leistungen der Wochenhilfe 
gemäß § 195a RVO.,der Familienwochenhilfe gemäß §205a 
RVO. und der Wochenfürsorge gemäß der Fürsorgepflicht- 
Verordnung völlig anrechnungsfrei bleiben. Es handelt sich 
hierbei praktisch um Leistungen, die an Familienangehörige 
eines Erwerbslosen gewährt werden, bei denen es nach den 
bisherigen Bestimmungen zweifelhaft blieb, ob sie als ‚Renten- 
bezüge“ von Familienangehörigen auf seine Unterstützung 
angerechnet werden konnten. Die Bestimmung, daß eine Er- 
werbslose selbst neben der auf Grund eigener Versicherung 
bezogenen Wochenhilfe eine eigene (Haupt-)Unterstützung aus 
der Erwerbslosenfürsorge nicht erhalten kann, ist davon — be- 
rechtigterweise — unberührt geblieben. Ferner ist neu die 
Bestimmung eingefügt worden, daß die Gemeinde aus Mitteln 
der Erwerbslosenfürsorge die zur Aufrechterhaltung der 
Anwartschaften des Erwerbslosen in der Invaliden-, An- 
gestellten- und knappschaftlichen Pensionsversicherung not- 
wendigen Beiträge zu enirichten hat. Die dritte wichtige Be- 
stimmung besagt, daß der Reichsarbeitsminister Vorschriften 
erläßt, durch die eine gleichmäßige Prüfung der Bedürftig- 
keit der Erwerbslosen sichergestellt und Härten ausgeschlossen 
werden sollen. 


Das Arbeitsgerichtsgesetz vom 23. Dezember 1926 (Reichs- 
Ges.-Bl. I, S. 507) ist vom Reichstag noch vor Jahresschluß 
verabschiedet worden. Es tritt mit dem 1. Juli 1927 (hinsichtlich 
der Maßnahmen zu seiner Durchführung sofort) in Kraft. Mit 
dem gleichen Tage werden das Gewerbe- und das Kaufmanns- 
Gerichts-Gesetz außer Kraft gesetzt. Das Gesetz bringt einen 
der bedeutsamsten arbeitsrechtlichen Fortschritte der letzten 
Zeit. Es erstreckt die Arbeitsgerichtsbarkeit auf die Gesamt- 
heit der Arbeiter und Angestellten einschließlich der 
Lehrlinge, ohne Rücksicht auf deren Einkommen und den 
Wert des Streitgegenstandes. Es schafft ein für das Reich 


lückenloses Netz von Arbeitsgerichten, die als selbständige 
Gerichte regelmäßig für den Bezirk eines Amtsgerichts errichtet 
werden. Ihre Vorsitzenden sind in der Regel ordentliche Rich- 
ter. Die Beisitzer, ‚‚Arbeitsrichter‘‘ genannt, werden in gleicher 
Zahl aus den Reihen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber auf 
Grund von Vorschlagslisten ihrer wirtschaftlichen Vereinigungen 
berufen (bei den Gewerbe- und Kaufmannsgerichten wurden 
die Beisitzer gewählt — vergleiche hierzu Mag.-Rat Dr. Max 
Michel, Frankfurt a. M., ‚Die Berufung der Beisitzer für die 
‚Arbeitsgerichtsbehörden‘“, Soz. Prax. XXXV, Sp. 1209, Ger- 
trud Israel, Berlin, „Wahl oder Berufung der Beisitzer für 
die Arbeitsgerichtsbehörden ?“, Arbeitsrecht, XII, Heft 12). 
Als Berufungsinstanzen werden Landesarbeitsgerichte bei 
den Landgerichten errichtet, die Vorsitzenden werden aus den 
Direktoren und ständigen Mitgliedern des Landgerichts oder 
aus dem Oberlandesgericht, die Beisitzer, ‚‚Landesarbeits- 
richter“, wie bei den Arbeitsgerichten berufen. Revisions- 
instanz ist das Reichsarbeitsgericht beim Reichsgericht, 
Vorsitzende Senatspräsidenten beim Reichsgericht, für jeden 
Senat ferner 2 Reichsgerichtsräte als richterliche Beisitzer und 
je 1 Beisitzer der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, ‚‚Reichs- 
arbeitsrichter“, die in ihrer Gesamtheit auf Grund von Vor- 
schlagslisten der Spitzenverbände berufen werden. Zur Zu- 
ständigkeit der Arbeitsgerichte gehören alle bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten aus Tarifverträgen, aus dem persönlichen 
Arbeits- oder Lehrverhältnis (mit Einschränkungen in bezug 
auf Erfindungsstreitigkeiten), zwischen Arbeitnehmern aus ge- 
meinsamer Arbeit und aus einer Anzahl von Bestimmungen des 
Betriebsrätegesetzes. Im Verfahren vor den Arbeitsgerichten 
sind Rechtsanwälte als Prozeßvertreter ausgeschlossen, Ver- 
bandsvertreter jedoch zugelassen, ebenso vor den Landes- 
arbeitsgerichten, bei denen im übrigen, wie auch beim Reichs- 
arbeitsgericht, Anwaltszwang besteht. 


Forderungen zum Schutz der älteren Arbeiter, in Angleichung 
an das Kündigungsschutzgesetz für Angestellte (vergleiche 
Archiv II, Heft 2), haben, wie die Soz. Prax. XXXV, Sp. 1199, 
1926, berichtet, der freigewerkschaftliche ‚‚Allgemeine Deutsche 
Gewerkschaftsbund‘‘ und der christlich-nationate ‚‚Deutsche 
Gewerkschaftsbund‘‘ dem Reichsarbeitsminister überreicht. 
Der ADGB. fordert Anmeldungszwang beim öffentlichen Ar- 
beitsnachweis für alle offenen Stellen und die grundsätzliche 
Verpflichtung, Arbeitskräfte nur durch Vermittlung des Ar- 
beitsnachweises einzustellen, den Zwang, auf 5 beschäftigte 
Arbeiter ausschließlich der Lehrlinge mindestens einen Arbeiter 
oder eine Arbeiterin über 50 Jahre zu beschäftigen, den Kün- 
digungsschutz des Betriebsrätegesetzes auch für die Betriebe, 
in denen ein Betriebsrat nicht wählbar ist. Der DGB fordert 
Herabsetzung der Altersgrenze in der Invalidenversicherung, 
Verschärfung der Stillegungsverordnung und in gewissen Fällen 
Entschädigung der entlassenen Arbeitnehmer, Ausdehnung des 
Kündigungsschutzes nach dem BRG wie oben und Berück- 
sichtigung eines gewissen Alters, Unterbindung aller nicht von 
Gemeinden oder anerkannten Berufsvereinen getragenen 
Arbeitsnachweise. Gertrud Israel (Berlin). 


Arbeitskunde, Arbeitsrationalisierung. 


Frank Mäckbach (Berlin) und Otto Kienzle (Berlin), Fließ- 
arbeit. 1926. VDI-Verlag G. m. b. H., Berlin SW 19, VIH, 
360 S., geb. I 123,—. 

Über das Problem der Fließarbeit ist in relativ kurzer Zeit 
eine umfangreiche Literatur entstanden. Trotzdem schulden 
wir dem Ausschuß für Fließarbeit beim Reichskuratorium für 
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Wirtschaftlichkeit sowie den Herausgebern Mäckbach und 
Kienzle Dank dafür, daß sie es uns ermöglicht haben, in einem 
konzentrierten Werk das komplizierte Problem kennen zu 
lernen. Hier wird an Hand der Beschreibung der Fließarbeit 
in der Metallindustrie die technische, wirtschaftliche, soziale, 
psychologische und physiologische Seite des Problems behandelt. 
Dank der sachlichen und — wenige Stellen ausgenommen — 
klaren Darstellung und der zahlreichen Tafeln und Abbildungen 
können wir das Produktionssystem mit allen seinen Begleit- 
erscheinungen kennen lernen. Allerdings erhebt die Schrift 
keinen Anspruch auf Endgültigkeit und Vollständigkeit. Aber 
als Einführung in das Problem hat sie ihre Aufgabe beinahe 
restlos gelöst. Beinahe; denn die Erörterung des Problems 
Mensch-Maschine scheint uns viel zu kurz. Auch hätte die von 
Ewald Sachsenberg verfaßte Abhandlung über ‚,‚soziale, 
physiologische und psychologische Wirkungen der Fließarbeit 
und die hierbei auftretenden Lohnfragen‘ (S. 242ff.) schon 
etwas ausführlicher gehalten sein müssen; denn im Rahmen 
von 8 Seiten läßt sich dieses komplizierte Problem kaum an- 
deuten. — In einem besonderen Abschnitt ist eine Übersicht 
mit kurzen Referaten über die bis jetzt vorhandene Literatur 
gegeben. M. Kantorowicz (Berlin). 


Devinat, Die amerikanische Arbeiterbewegung und die 
wissenschaftliche Betriebsführung. Intern. Rundschau d. Arbeit, 
4. Jg., Heft 6, S. 502ff. Verfasser legt dar, wie sich die ameri- 
kanische Arbeiterschaft vor dem Kriege gegen das Taylor- 
system gewendet hat, in dem sie nur ein Mittel zur Überproduk- 
tion und damit zur Arbeitslosigkeit, ein Ausbeutungssystem, 
das den Arbeiter durch übertriebene Spezialisierung zur Ma- 
schine herabwürdigte und durch den Prämienlohn zu unmensch- 
lichen Anstrengungen antrieb, sah. Diese Grundeinstellung 
änderte sich nach dem Kriege durch die Übernahme der Leitung 
oder die Kontrolle der großen Industrien durch die Regierung, 
die eine Menge passiven Widerstand der Arbeiter durch eine 
gewisse Sicherheit der Beschäftigung, angemessenen Lohn und 
den Willen, der Allgemeinheit zu nützen, hinwegfegte. Taylors 
eigentliches Ziel: ‚‚den Arbeiter fähig zu machen auf Grund 
eigener Ausbildung, für einen höheren Lohn mehr Arbeit zu 
leisten anstatt für gleichen Lohn weniger“ fand nach seinem 
Tode willigere Ohren. Die Arbeiterschaft begann einzuschen, 
daß eine Steigerung der Produktion ihre Arbeitsgelegenheiten 
vermehre, und daß sie vom industriellen Frieden und der Er- 
reichung von wirtschaftlichen Höchstleistungen bei guter 
Organisation selbst Vorteilhabe. 1923 wurde bei der (privaten) 
Baltimore. und Ohio-Eisenbahngesellschaft eine Art ‚‚Betriebs- 
rat“ eingeführt, in dem Gewerkschaften und Leitung ‚‚zur Ver- 
besserung des Dienstes im Interesse der Öffentlichkeit zu- 
sammen arbeiteten und für eine gerechte Verteilung der ent- 
stehenden Gewinne sorgten‘. Es kamen innerhalb von 9 Mona- 
ten 5272 Vorschläge zur Leistungssteigerung aus den Reihen 
der Belegschaft, von denen 72°, brauchbar waren. Die Folge 
war die Durchführung von Arbeiten, die früher ausgegeben 
wurden, in den eigenen Werkstätten, größere Sicherheit und 
regelmäßigere Beschäftigung der Arbeiter durch die bessere 
Arbeitsanordnung. Auch der vielumkämpfte Prämienlohn 
wurde abgeändert, ein fester Wochenlohn gezahlt, Mindest- 
standards auf Grund sorgfältiger Arbeitsstudien durch beide 
Parteien aufgestellt, dazu kamen ‚‚Förderzuschläge‘“ für darüber 
hinaus geleistete Arbeit. Das Beispiel, das die Ohio- and Balti- 
more-Gesellschaft gegeben hatte, fand zahlreiche Nachahmun- 
gen. Das Organ des Amerikanischen Gewerkschaftsbundes wür- 
digt nunmehr die Vorteile der wissenschaftlichen Betriebsfüh- 
rung für die Arbeiter: Durch ‚‚Arbeitsstudien‘“ werden die Pro- 
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duktionskosten objektiv ermittelt, die Produktion planmäßig 
gestaltet, der Akkordlohn gerecht berechnet, die Arbeiter nach 
ihrer Eignung ausgewählt und herangebildet, die Eintönigkeit 
der Spezialisierung dadurch gemildert, daß der Arbeiter selbst 
Beobachtungen anstellt, um die Leistung zu heben. Seibstver- 
ständlich dürfen als Vertreter der Arbeiterschaft nur die Ge- 
werkschaften anerkannt werden, nicht die gelben Werkvereine. 
Bregmann (Magdeburg). 


Frieda Wunderlich (Berlin), Neue Ergebnisse der Ermü- 
dungsforschung. Soz. Praxis, Jg. 35, Nr. 36, Sp. 914. 1926. Es 
werden hier die wichtigsten Beobachtungen vorwiegend aus 
englischen und amerikanischen Betrieben besprochen. In bezug 
auf die Augenermüdung hat der Ausschuß für wirtschaft- 
liche Fertigung beim Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit 
(Deutschland) Richtlinien herausgegeben, die darauf hinweisen, 
daß die Beleuchtung den Rücksichten auf Gefahrlosigkeit, Ge- 
sundheit und Betriebssicherheit entsprechen muß. Im psycho- 
logischen Laboratorium der Universität Manchester haben 
Versuche, die Blendung der Bergleute durch ihre Lampen zu 
beseitigen, durch opale Färbung der Gläser dazu geführt, die 
infolge der Blendung erscheinenden Nachbilder von 3,4 auf 1,7 
und ihre Dauer von 48,4 Sekunden auf 23,8 herabzusetzen. 
Sehschärfe und Leistung der Bergleute steigerten sich. In 
Fabrikbetrieben wurden durch Verbesserung der Beleuchtung 
Steigerungen der Produktmenge um 5—11 % erzielt. Durch gute 
Ventilation erzielte Leistungssteigerung wird vom englischen 
Amt für Ermüdungsforschung auf mindestens 12°, geschätzt. 
Über die günstige Wirkung der Verminderung von Geräuschen 
sagt eine deutsche Beobachtung, daß der Bau bestimmter 
Geräte nach Versetzung der Arbeiter in einen ruhigen: Raum 
von 80 auf 100 Stück täglich stieg, die Fehler von 59 auf 5—6 
zurückgingen. — Besonders beobachtet wird die Arbeitsvor- 
bereitung: handliche Anordnung der Werkzeuge, richtiger 
Stand, gute Haltung des Arbeiters, Ausschaltung des Bückens. 
In Amerika sind für im Stehen auszuführende Arbeiten Bänke 
konstruiert worden, die eine halbsitzende Stellung ermöglichen. 
Der Gestaltung der Arbeit selbst dienen insbesondere 
Bewegungsstudien. Aus England wird über Leistungssteige- 
rungen bis zu 35°, durch Rhythmisierung der Arbeit berichtet. 
In Deutschland haben Versuche mit Verwendung von zu der 
Arbeit passenden Tonreizen dazu geführt, daß Wohlbefinden 
und Leistung stiegen, Ungelernte in einem Drittel bis höchstens 
der Hälfte der sonst erforderlichen Zeit angelernt werden 
konnten. Wunderlich bemerkt abschließend, daß die Organi- 
sation der Arbeit, sofern sie zur Monotonie führt, nach einiger 
Zeit ungünstig wirken könne. Trotz dieser Einschränkung sei 
der industriellen Psychologie größte Bedeutung beizumessen, 
als eines Hilfsmittels, menschliche und wirtschaftliche Interessen 
unabhängig von Kämpfen zu fördern. 

Gertrud Israel (Berlin). 


Wohnungs- und Siedlungswesen. 


Hans Kampfmeyer (Wien), Wohnungen, Siedlungen und 
Gartenstädte in Holland und England. Schriften der Deut- 
schen Gartenstadt-Gesellschaft. Nr. 7. 1926. 96 S. Deutscher 
Kommunalverlag, G. m. b. H., Berlin Friedenau. Vor einiger 
Zeit hat der Wohnungs- und Heimstättenausschuß des 
Preußischen Landtages eine Studienreise durch das west- 
fälisch-rheinische Industriegebiet, sowie durch Holland unter- 
nommen. Wenn schon die neuen Siedlungen in unserem 
Industriegebiet auf die Mitglieder der Studienkomniission einen 
sehr günstigen Eindruck gemacht haben, so hat die holländische 
Besichtigung vollends ihre Bewunderung hervorgerufen. Be- 
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züglich der Amsterdamer Wohnungspolitik schreibt ein Be- 
richterstatter: „Ich glaube, daß es keine zweite Stadt auf der 
Erde gibt, in der mit gleicher Planmäßigkeit und Tatkraft in 
verhältnismäßig kurzer Zeit gleiche Erfolge erzielt worden 
sind.“ (Vgl. Ferdinand Hoff, Die billige Wohnung. 
Amsterdams Beispiel: Vgl. Vossische Zeitung, Nr. 398 vom 
24. August 1926 [Morgen].) In der Tat war es den Holländern 
dank der vorbildlichen Wohnungspolitik gelungen, in relativ 
kurzer Zeit die auch dort seit dem Kriege herrschende Woh- 
nungsnot wesentlich zu lindern. 
Fortschritte, wenn auch in langsamerem Tempo, in dieser Be- 
ziehung zu verzeichnen. Alle diese Errungenschaften sind auch 
in anderen Ländern, besonders in Deutschland, gut anwendbar, 
Um sich das Bild dieser Errungenschaften zu veranschaulichen. 
hat die Deutsche Gartenstadtgesellschaft im August 1925 eine 
Studienreise unternommen. Damit die wertvollen Ergebnisse 
dieser Reise weiteren Kreisen zugänglich gemacht werden 
können, hat Hans Kanıpfmeyer das vorliegende Buch ver- 
faßt, das viele Anregungen gibt. Ca. 200 vorzügliche Bilder be- 
ziehungsweise Pläne illustrieren das Werk. Auch fehlt es nicht 
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Albert Thomas, Direktor des Internationalen Arbeitsamts, 
Genf, über „Internationale Sozialpolitik und Völkerfrieden‘“. 

Zu einem Ereignis von ebenso hohem außen- wie sozialpoliti- 
schen Interesse gestaltete sich ein Vortrag, den Thomas im 
Dezember 1926 in der Gesellschaft für soziale Reform, Orts- 
gruppe Kiel, vor etwa 1000 Vertretern der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, der Behörden und der Wissenschaft gehalten hat. 
Das Internationale Arbeitsamt beruhe auf dem 13. Teil des 
Versailler Vertrages, der nicht Diktat war. Unmittelbar nach 
Abschluß des Friedensvertrages wurde die Aufnahme Deutsch- 
lands in die Internationale Arbeitsorganisation beschlossen, in 
dessen Verwaltungsrat zwei Deutsche eintraten. In der ersten 
Zeit hätten seine unausgesetzten Bemühungen, mittels der 
Organisation bessere Beziehungen zu Deutschland zu erzielen, 
sich nicht verwirklichen lassen. Die ungünstigen Rückwir- 
kungen des Mißtrauens zwischen den beiden Nationen auf die 
Arbeitsorganisation haben aber dann die Erkenntnis gesteigert, 
daß die Bewegung für den Frieden über das wirtschaftliche Ge- 
biet hinaus auch auf das politische übertragen werden müsse. 
Es sei zu hoffen, daß die neue politische Entwicklung des 
Völkerbundes sich bald für die Politik des Internationalen 
Arbeitsamts auswirken werde, auch hinsichtlich des vermehrten 
Gebrauchs der deutschen Sprache und der Erhöhung der Zahl 
der deutschen Beamten, die bereits für den 1. Januar eingeleitet 
sei. — Thomas erläuterte dann, daß die Internationale Arbeits- 


England hat noch größere | 
,ı Fürsorge getroffen wird; auch an Tuberkulöse hat man gedacht. 
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an statistischen Angaben. Um uns den Einfluß der Gartenstadt- 
siedlung auf die Gesundheit der Bewohner zu vergegenwärtigen, 
seien nur ein paar Zahlen angeführt: Auf 1000 Einwohner 
starben durchschnittlich in der Zeit von 1916 bis 1922 jährlich: 
in der Gartenstadt Bournville 7,2, in ganz England und Wales 
13,4. In der gleichen Zeit starben im ersten Lebensjahr von 
1000 Lebendgeborenen: in Bournville 66, in England und Wales 
90,6. Auch die Messungen der Schulkinder zeigen sehr günstige 
Resultate für Bournville. Es soll noch erwähnt werden, daß in 
Holland im Zusammenhang mit den neuen Siedlungen besondere 


So ist in den Gemeindewohnungen eine große Anzahl von 
Familien untergebracht worden, von denen ein oder mehrere 
Angehörige an Tuberkulose leiden. Zwei Wohnungen sind in 
Amsterdam versuchsweise auf Antrag des Direktors des Ver- 
eines zur Bekämpfung der Tuberkulose speziell für diese Pa- 
tienten eingerichtet worden. Das Buch bringt nicht nur dem 
Fachmann Dankenswertes, sondern auch jedem, der in der 
vorbildliichen Wohnungspolitik den Weg zu Gesundheit und 
Kultur sieht. M. Kantorowicz (Berlin). 
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organisation dem Frieden dienen wolle durch Förderung ihrer 
Aufgabe, einen internationalen Schutz der Arbeit zu schaffen 
mit dem Zweck, die Arbeitsbedingungen in allen Staaten zu 
verbessern, die soziale Gerechtigkeit zu entwickeln und den 
unlauteren Wettbewerb zu bekämpfen. Der Durchführung 
stellen sich große Schwierigkeiten in den Weg. Die Staaten 
erklären sich alle zur Mitarbeit an der Verwirklichung eines 
solchen Programms bereit, aber sie wollen sich keine Vor- 
schriften machen lassen. Trotzdem ist es der intensiven Arbeit 
des I1.A. gelungen, bisher 214 Ratifikationen zu erreichen. 
In 20 Ländern, selbst in den größten industriellen, sind die 
Übereinkommen über den Schutz der Frauen gegen Nacht- 
arbeit, den Schutz der Kinder und den der Arbeitslosen rati- 
fiziert worden. Die Ratifikation des 8-Stundentages wird 
in Frankreich, in Deutschland, in Großbritannien unter Bezug- 
nahme aufeinander und unter dem hemmenden Einfluß von 
Arbeitgeberkreisen verzögert. Grundsätzlich freilich vermöge 
niemand die Ratifikation zu verweigern. Es hänge daher alles 
von einer wachsenden allgemeinen Verständigung ab. Deutsch- 
land, das Europa das Beispiel einer methodischen Organisation 
der Industrie und Wirtschaft im allgemeinen gegeben habe, 
werde es mit dem nötigen Zutrauen möglich machen, eine 
starke Erneuerung des Völkerbundes herbeizuführen. 


Gertrud Israel (Berlin). 
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Der staatliche Kinderschutz in Ungarn. 
Von ERNÖ DEUTSCH, Budapest. 


Das Motto von Dr. Jöseph Vass, Minister für 
Volkswohlfahrt und Arbeitswesen, des idealen Vor- 
kämpfers des ungarischen Menschenschutzes 

„Ein Gotteslächeln blinkt durch das strahlende 
Säuglingsauge in die Welt, die ohne Kinder ebenso 
unsinnig wäre, wie ziel- und zukunftslos alle Be- 
mühungen der Erwachsenen. Nehmt uns die Sonne 
und die Welt erstarrt zu Eis ; — nehmt uns das Kind 
und man hat uns die Sonne des Lebens genommen.“ 

ist das Grundprinzip des ungarischen staatlichen Kin- 
derschutzes. 

„Ungarn ist das erste Land, das die Kinderfür- 
sorge von vornherein zur Staatssache gemacht hat — 
neben vielen anderen Erscheinungen, die dem Be- 
sucher dieses merkwürdigen Landes auffallen, ein 
AusflußB des hochgespannten Nationalismus der 
Magyaren. 

„Ethische und philosophische Motive haben bei der 
Ausarbeitung des ungarischen Kinderschutzgesetzes 
zweifellos auch mit eine Rolle gespielt. — Sie ver- 
kennen wollen, hieße dem ritterlichen Sinne dieses 
stolzen Volkes Unrecht tun. Ausschlaggebend aber 
und als in letzter Linie treibendes Motiv ist das 
nationale Moment... 

„Dieser rassenegoistische Einschlag nimmt der gan- 
zen Organisation nichts an ihrem inneren Werte und 
läßt sie trotzdem als ein nach jeder Richtung be- 
wundernswertes Gesetzgebungswerk erscheinen, auf 
dessen genauere Bestimmungen wegen ihrer Einzig- 
artigkeit einzugehen sich wohl verlohnt.‘“ (Würtz.) 
Diese warmen Worte der Anerkennung aus der 

Feder eines deutschen Fachmannes, auf den Spalten 
des „standard work‘ der sozialen Hygiene, dem Hand- 
wörterbuch der Sozialen Hygiene, herausgegeben von 
Grotjahn und Kaup!) sind für uns Ungarn überaus 
wohltuend. Nur will ich ganz objektiv als gründlicher 
Kenner des ungarischen staatlichen Kinderschutzes 
hervorheben, daß einerseits das nationale Moment bei 
uns keineswegs mehr über das ethische und philo- 
sophische prädominiert als in anderen Ländern, und 
daß andererseits es — meiner bescheidenen Ansicht 
nach — sogar die Pflicht jeder Nation ist, die Satzun- 
gen der allgemeinen Menschenliebe vor Auge haltend, 
national zu denken und national zu handeln. 


1) F. C. Vogel, Leipzig 1912. 


Staatssekretär - Stellvertreter Aladär v. Pettkö- 
Szandtner, jetziger Leiter der Kinderschutzabtei- 
lung des Ministeriums für Volkswohlfahrt und Arbeits- 
wesen schreibt: ‚Die allbeherrschende Kraft der 
Menschenliebe hat bei uns schon vor 25 Jahren den 
Gedanken zur Reife gebracht, daß es die Aufgabe des 
Staates ist, für die verlassenen Kinder zu sorgen. 
Fünfundzwanzig Jahre sind es, daß die Gesetzartikel 
VIII und XXI vom Jahre 1901, welche von den staat- 
lichen Kinderasylen und von den über 7 Jahre alten 
unterstützungsbedürftigen Kindern handeln, erlassen 
wurden und in Kraft getreten sind.“ 

Bis zum Jahre 1919 gehörte die staatliche Kinder- 
fürsorge in den Wirkungskreis des Ministeriums des 
Innern, von diesem Zeitpunkt ab ist sie dem Ministe- 
rium für Volkswohlfahrt und Arbeitswesen unterstellt. 

Vor dem Frieden zu Trianon besaß der ungarische 
Staat 17 Kinderasyle, heute nur mehr 8 (Budapest, 
Debrecen, Gyula, Kecskemét, Pécs, Szeged, Szom- 
bathely, Veszprém). Neuerdings wird in Miskolc die 
Gründung eines neuen Asyls geplant. 

Den weiteren Ausführungen will ich, die Bestimmun- 
gen der Gesetzartikel VIII und XXI vom Jahre 1901 
und den Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt und 
Arbeitswesen vom 1. Juli 1925 unter Zahl 2000/1925 
zusammenfassend, die Erläuterungen v. Pettkö- 
Szandtners zugrunde legen. 

Findlinge sowie behördlich als verlassen erklärte 
Kinder haben Anspruch auf die Aufnahme in ein staat- 
liches Kinderasyl. Als verlassen sind jene mittellosen 
Kinder unter 15 Jahren zu erklären, die keine zu ihrer 
Versorgung und Erziehung verpflichteten und fähigen 
Angehörigen haben und für deren Versorgung und Er- 


.ziehung die Verwandten, Wohltäter, Wohltätigkeits- 


institute oder-Vereine nicht in genügender Weise Sorge 
tragen. 

Die endgültige Feststellung der Verlassenheit gehört 
zur Kompetenz der Vormundschaftsbehörde. Das 
Waisenamt der Haupt- und Residenzstadt Budapest 
kann indessen die behördliche Verlassenheitserklärung 
den Bezirksvorständen übertragen. 

Die Übergabe des verlassenen Kindes in die Obsorge 
des Asyls erfolgt durch den gesetzlichen Vertreter des 
Kindes. Wenn dieser es nicht in die Obsorge des Asyls 
gibt oder die Versorgung und Erziehung des Kindes 


vernachlässigt, die Sittlichkeit oder körperliche Wohl- 
fahrt desselben gefährdet, so wird dem Kind ein Vor- 
mund bestellt, der es bis zum vollendeten 15. Lebens- 
jahr in die Obsorg> des Asyls gibt oder für dessen Ver- 
sorgung, Erziehung, Sittlichkeit und körperliche Wohl- 
fahrt entsprechend Sorge trägt. 

Ist die Ortszuständigkeit des Kindes festgestellt, so 
schreitet jenes Waisenamt ein, auf dessen Gebiet die 
Zuständigkeitsgemeinde liegt ; ist dieselbe jedoch nicht 
festgestellt, so ist — ohne jede vorherige Verhandlung 
über die Ortszuständigkeit — jenes Waisenamt dazu 
berufen, auf dessen Gebiet sich das Kind aufhält. Hält 
sich das als verlassen erscheinende Kind ungarischer 
Staatsangehörigkeit im Ausland auf, oder wird ein 
solches Kind vom Ausland heimbefördert und ist 
dessen Ortszuständigkeit noch nicht festgestellt, so 
ist jenes Waisenamt kompetent, auf dessen Gebiet 
sich das Asyl befindet, in welches man das Kind brin- 
gen wird oder gebracht hat. 

Zur Verlassenheitserklärung eines sich auf dem 
Landesgebiete aufhaltenden verlassenen ausländischen 
Kindes unter 15 Jahren ist jenes Waisenamt kompe- 
tent, auf dessen Gebiet sich das Kind aufhält. 

Das Waisenamt ist verpflichtet, in der Angelegen- 
heit des als verlassen erscheinenden Kindes, bis zur 
Inkrafttretung der die Verlassenheit aussprechenden 
endgültigen Entscheidung, jede Eingabe umgehend zu 
erledigen. Sobald das Kind unter 15 Jahren rechts- 
kräftig als verlassen erklärt ist, verständigt das 
Waisenamt hiervon die zuständigen Behörden. 

Die Gemeinde (Stadt) ist verpflichtet, jedes Kind 
unter 15 Jahren, das als verlassen erscheint, unver- 
züglich in Obsorge zu nehmen und so lange in Obsorge 
zu halten, bis es in den Verband des Asyls aufgenom- 
men wird. 

In unaufschiebbar dringlichen Fällen, wenn die 
Existenz des Kindes es erfordert und in der Ver- 
zögerung, welche durch Abwarten der waisenamtlichen 
Verfügung entsteht, eine Gefahr liegt, kann die provi- 
sorische Aufnahme in das Asyl durch die verschiedenen 
Instanzen der Obrigkeit selbständig erfolgen. 

Das staatliche Kinderasyl ist jene Institution, in 
deren Rahmen der Staat für sämtliche verlassene 
Kinder bis zur Vollendung ihres 15. Lebensjahres 
Sorge trägt. Jedes Kind, das seitens der Behörde bis- 
her als verlassen erklärt wurde oder in Zukunft als 
verlassen erklärt wird, gehört in den Verband des 
staatlichen Kinderasyls. 

Der Minister für Volkswohlfahrt teilt das Land vom 
Gesichtspunkt des staatlichen Kinderschutzwesens 
in Distrikte ein. Die Anstalten des Asyls errichtet der- 
selbe je nach Bedarf. 

Zu den anstaltsmäßig aufgezogenen Kinderasylen 
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gehören staatliche Kinderkolonien, in denen die 
Kinder einzelnen Pflegeeltern zur Obhut übergeben 
werden. Jedes Kind ist womöglich bei Pflegeeltern 
der eigenen Konfession unterzubringen. Eine Kinder- 
kolonie kann nur in einer solchen Stadt oder Gemeinde 
gegtündet werden, die in territorialer Beziehung dem 
Wirkungskreis des Kinderasyls angehört, deren klima- 
tische und territoriale Verhältnisse vom Gesichts- 
punkte des Kindersanitätswesens geeignet sind und 
in der beziehungsweise in deren Nähe ein Bezirks-, Ge- 
meinde- oder ein praktischer Arzt wohnt, der sich für 
das Amt eines Koloniearztes eignet. Vorbedingung ist 
ferner, daß der Ort leicht erreichbar ist, sowie daß 
wenigstens 30 zur Aufnahme von Pflegekindern ge- 
eignete Familien dort wohnen. Des weiteren ist bei 
der Koloniegründung auch auf das Vorhandensein 
einer Kleinkinderbewahranstalt (Kindergarten) und 
einer Volksschule Rücksicht zu nehmen. 

Bei der Gründung solcher Familienkolonien durch 
den Direktor-Chefarzt unter Mithilfe des Kolonie- 
ausschusses, eventuell des Asylausschusses, sind in 
erster Reihe die Lehrer mit heranzuziehen. Geeignete 
Familienkolonien können auch zur Unterbringung 
solcher verlassenen Kinder dienen, die an einer dau- 
ernden körperlichen oder geistigen Krankheit leiden; 
diesen Kindern wird daselbst eine besonders sorg- 
fältige Pflege zuteil, sie stehen unter dauernder Auf- 
sicht. 

Als Ergänzung der Anstalten und der Kolonien des 
Kinderasyls dienen Erziehungsanstalten (Waisenhäu- 
ser), Internate für besonderen Fachunterricht, Sana- 
torien für heilbar kranke Kinder, die einer Spezialbe- 
handlung bedürfen, heilpädagogische Anstalten und 
ähnliche Institute für die an chronischen körperlichen 
oder seelischen Defekten leidenden Kinder. 

Das Personal des Asyls besteht aus Beamten (Ärzten, 
Verwaltern, Kontrolleuren, Kanzleipersonal) und ver- 
schiedenen Angestellten (Wärten, Ammen, Dienst- 
personal). 

Der Direktor-Chefarzt hat die ärztliche, pflegerische 
und verwaltungsmäßige Leitung des Asyls. Zu seinem 
Aufgabenkreis gehören auch die Unterbringung kran- 
ker Kinder in Spitälern, die Überprüfung des Gesund- 
heitszustandes der sich meldenden Pflegeeltern, die 
Festsetzung der Zeitdauer der Ammenpflicht von Fall 
zu Fall, die Vermittlung der Unterbringung in der 
Anstalt nicht gebrauchter Ammen bei privaten 
Familien, Besuche der Kinderkolonien, soweit dies 
notwendig ist, überhaupt die Förderung der Be- 
strebungen zur Versorgung verlassener Kinder bei 
Verwandten und wohltätigen Familien. Dem Direktor- 
Chefarzt liegt es ob, alljährlich einen eingehenden 
Tätigkeitsbericht über das Kinderasyl zu erstatten; 
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dieser Bericht wird dem Minister für Volkswohlfahrt 
übermittelt. 

Der Sekundararzt des Asyls vertritt den Direktor- 
Chefarzt im Falle seiner Abwesenheit. 

Der Aufsichtsarzt kontrolliert die Kolonien von 
Zeit zu Zeit, sucht die hier untergebrachten Kinder an 
Ort und Stelle auf und veranlaßt im Einvernehmen 
mit dem Koloniearzt die Unterbringung schlecht ver- 
sorgter Kinder bei anderen Pflegeeltern. In solchen 
Fällen erstattet er dem Direktor-Chefarzt unverzüglich 
Bericht. 

Der Zeitraum, binnen welchem der Aufsichtsarzt 
Inspektionen vornimmt, wird vom Direktor-Chefarzt 
in Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse fest- 
gesetzt. Der Aufsichtsarzt erstattet über jede In- 
spektionsreise dem Direktor-Chefarzt des Asyls Be- 
richt. In dem Bericht ist besonders auszuführen, ob 
die Kolonieärzte ihren Pflichten pünktlich nach- 
kommen. 

Der Koloniearzt hat die Verpflichtung, die in Außen- 
pflege untergebrachten Kinder zu beaufsichtigen und 
die erkrankten Kinder zu behandeln, namentlich aber 
ist es seine Aufgabe, die in der Kolonie untergebrach- 
ten Kinder unangemeldet aufzusuchen. Über jede un- 
günstige Wahrnehmung erstattet er dem Direktor- 
Chefarzt unverzüglich Bericht. Er kontrolliert den 
Gesundheitszustand der Pflegeeltern und deren Haus- 
genossen, die Wohnungs- und Personalverhältnisse, 
die Reinlichkeit und Ernährungsweise. Er macht dem 
Direktor-Chefarzt Vorschläge, um die Übergabe der 
schlecht untergebrachten Kinder an andere Pflege- 
eltern zu veranlassen ; in dringenden Fällen veranlaßt 
er dies auf eigene Verantwortung und erstattet von 
seiner Verfügung an den Direktor-Chefarzt unver- 
züglich Bericht. Er macht dem Direktor-Chefarzt 
Vorschläge bezüglich der Organisation von neuen 
Familienkolonien oder Auflassung von bereits be- 
stehenden, aber nicht zweckentsprechenden Kolonien. 
Er legt die Liste derjenigen, welche sich als Pflege- 
eltern gemeldet haben, von Zeit zu Zeit dem 
Direktor-Chefarzt vor. Bei der Prüfung in bezug auf 
ihre Eignung zur Aufnahme von Pflegekindern und 
bei Ausstellung des auf Grund dieser Prüfung ver- 
faßten Zeugnisses wirkt er mit und stellt denen, die sich 
als Amme melden, nach Untersuchung einen Ausweis 
unentgeltlich aus. Er behandelt die erkrankten Kinder. 
Ist die Krankheit ansteckender oder solcher Natur, 
daß bei häuslicher Behandlung eine Heilung nicht zu 
erwarten ist, so veranlaßt er sofort die möglichste 
Isolierung beziehungsweise Unterbringung in einem 
Spital und erstattet dem Direktor-Chefarzt unver- 
züglich Bericht. Die Medikamente, die für das in den 
Verband des Asyls aufgenommene Kind erforderlich 
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sind, werden von dem Koloniearzt auf Rechnung des 
Fandeskrankenpflepefönds bestellt. Im Falle das Kind 
an einer infektiösen Krankheit stirbt, veranlaßt er so- 
fort die Desinfektion. Das Ableben des Kindes zeigt 
er dem Direktor-Chefarzt unverzüglich an. Ebenso 
meldet der Koloniearzt Wohnungsveränderungen der 
Pflegeeltern oder deren Absicht, aus der Gemeinde 
zu verziehen oder aus dem Lande auszuwandern. 

Die Beschwerde gegen den Direktor-Chefarzt ist 
beim Ministerium, gegen das übrige Asylpersonal beim 
Direktor-Chefarzt vorzubringen. 

Das Kind bleibt so lange in der Anstalt, als es die 
Verhältnisse erfordern. Der Säugling, der gewöhnlich 
mit der Mutter zugleich aufgenommen wird, ist an 
der Brust aufzuziehen, es sei denn, daß die Mutter 
ihr Kind nicht stillen kann und gesundheitliche 
Gründe es verbieten, es von einer Nährmutter stillen 
zu lassen. Jede Mutter, deren Säugling in das Asyl 
aufgenommen wird, ist verpflichtet, ihr Kind im Asyl 
so lange zu stillen, als es seine Gesundheit erfordert. 
Gibt man das Kind einer Nährmutter zum Stillen, 
so ist die eigene Mutter verpflichtet, zwei Monate Kin- 
durch im Asyl bei einem fremden Kinde Ammen- 
dienste zu verrichten. Während dieser Dienstleistung 
erhält sie eine vom Direktor-Chefarzt festgesetzte Be- 
zahlung, wovon die Pflegegebühr für ihr eigenes Kind 
in Abzug zu bringen ist. 

In Fällen, in denen die Mutter im Asyl nicht mit 
a on werden kann, gibt der Direktor -Chef- 
arzt, wenn das Interesse des Kindes es verlangt, das- 
selbe während der Stillung und des darauf folgenden 
Monats in die Obhut der Mutter. Diese erhält dann 
statt der Pflegegebühr eine entsprechende Unter- 
stützung, die nicht größer sein darf, als drei Viertel der 
für gewöhnlich entrichteten Pflegegebühr. Das Ausmaß 
der Unterstützung wird vom Direktor-Chefarzt fest- 
gestellt. Befindet sich an dem Orte oder in der Nähe 
des Ortes, wo sich die Mutter mit ihrem Kinde aufhält, 
kein Koloniearzt, so ist der Gemeindearzt verpflichtet, 
bei dem Kinde die Aufgaben eines Koloniearztes zu ver- 
sehen. 

Erfordert es das Lebensinteresse des Kindes, daß 
dasselbe während der ganzen Stillzeit von der 
Mutter — die materiell und sozial übel dasteht — 
selbst gesäugt werde, und gestattet der Gesundheits- 
zustand des Kindes seine Unterbringung außerhalb 
einer Anstalt, so wird dasselbe ausnahmsweise während 
der Stillung und des darauf folgenden Monates vom 
Direktor-Chefarzt in der Kolonie bei einer geeigneten 
Familie zusammen mit der Mutter untergebracht. In 
diesem Falle wird statt der Zahlung einer Pflege- 
gebühr an die Mutter die Beköstigung der Mutter be- 
stritten. Die Unterbringung solcher Mütter ist auf 
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ganz besonders geeignete Kolonien zu beschränken. 
Bei der Wahl der Familien ist darauf zu achten, daß 
nicht nur die leibliche und seelische Wohlfahrt des 
Kindes, sondern auch die der Mütter geschützt sei. 
Die bei einer solchen Familie untergebrachte Mutter 
steht unter der Aufsicht des Familienoberhauptes. 
Die Mutter kann von diesem in und außer dem Hause 
zwar zu mäßiger Arbeit angehalten werden, jedoch 
nur insoweit, daß ihre Nährkraft nicht vermindert 
und sie in der Besorgung und Pflege ihres Kindes nicht 
eingeschränkt wird. In strittigen Fällen entscheidet 
der Koloniearzt. Für die im Sinne dieses Paragraphen 
mit ihren Säuglingen zusammen untergebrachten 
Mütter können den örtlichen Verhältnissen ent- 
sprechend Arbeitshäuser und Heime (Weberei, 
Korbflechterei usw.) geschaffen werden, in denen 
solche Mütter einträgliche Arbeit verrichten können. 

Nur die kranken, schwach entwickelten, besonderer 
Pflege und ärztlicher Behandlung bedürftigen Kinder 
werden in dem Asyl behalten. Bei Familien, welche 
das vom Asyl übernommene Kind tadellos pflegen, 
können auf Vorschlag des Koloniearztes je nach den Ver- 
hältnissen auch mehrere Kinder untergebracht werden. 
Die Zahl derselben darf aber in der Regel drei nicht 
übersteigen. Geschwister sollen womöglich bei der- 
selben Familie oder mindestens in derselben Kolonie 
untergebracht werden. 

Für das Kind, welches vom Asyl in Außenpflege ab- 
gegeben wird, sucht der Direktor-Chefarzt die geeigne- 
ten Pflegeeltern aus. Diejenige Person, welche ein Kind 
in Pflege zu nehmen beabsichtigt, hat einen von der 
zuständigen Ortsbehörde ausgestellten und auch vom 
Koloniearzt unterzeichneten stempelfreien Ausweis 
beizubringen. Sie muß nachweisen, daß sie in legitimer 
Ehe lebt oder verwitwet ist, daß sie gesund ist, daß sie 
eine eigene, zum mindesten aus einem Zimmer und 
einer halben Küche bestehende Wohnung hat — also 
nicht Aftermieter ist —, daß die Wohnung nicht über- 
füllt und für die Gesundheit des Kindes nicht schädlich 
ist; wieviel Kinder sie gehabt hat und wieviel davon 
noch am Leben sind; an welcher Krankheit ihr letztes 
Kind, wenn dasselbe nicht mehr am Leben ist, ge- 
storben ist; daß sie in solchen materiellen Verhält- 
nissen lebt, daß sie nicht ausschließlich auf den aus 
der Obhut für das Kind erwachsenden Verdienst ange- 
wiesen ist ; daß sie solide und in moralischer Beziehung 
unbescholten ist; schließlich, ob sie bereits fremde 
Kinder gewartet hat und mit welchem Erfolg. 

Wenn die Nährmutter einen Säugling übernimmt, 
weist der Koloniearzt in einem besonderen Zeugnis 
nach, daß dieselbe zum Stillen geeignet und nicht 
schwanger ist, ferner, daß ihr eigenes Kind wenigstens 
sechs Monate alt ist und entwöhnt werden kann oder 
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gestorben ist. Die sich meldende Nährmutter wird 
vom Direktor-Chefarzt untersucht. Die Nährmutter 
muß ihren eigenen Säugling entwöhnen. Die Aufsicht 
über den Gesundheitszustand und die Lebensver- 
hältnisse des entwöhnten Kindes führt der Kolonie- 
arzt. Zwillingssäuglinge sind in der Regel derselben 
Nährmutter zu übergeben. | 

Die Kontrolle über Kinder unter 2 Jahren muß in 
den ersten Monaten der Außenpflege wöchentlich, 
später monatlich ausgeübt werden. In den Monaten 
Juni, Juli und August erfolgt die Kontrolle wöchent- 
lich. Kinder über 2 Jahre sind mindestens viertel- 
jährlich, Kinder über 7 Jahre mindestens halbjährlich 
einer Kontrolle zu unterziehen. Wie oft der Kolonie- 
arzt das Kind im Erkrankungsfalle zu besuchen hat, 
wird durch die Natur der Krankheit bestimmt. 

Den Pflegeeltern, die sich in der Anstalt zur Über- 
nahme eines Kindes melden und für geeignet be- 
funden werden, gibt die Anstalt bis zu der Zeit, wo 
sie mit dem ihnen übergebenen Kinde nach dem 
eigenen Wohnort abgehen, Tages- und Nachtquartier. 
Dieses Quartier müssen auch alle Pflegemütter in 
Anspruch nehmen, die das ihnen anvertraute Kind 
aus welchem Grunde immer in das Asyl zurückge- 
bracht haben. 

Pflegeeltern, die das Kind mindestens 3 Jahre hin- 
durch tadellos besorgt haben, werden auf Vorschlag 
des Direktor-Chefarztes durch Geldprämien und An- 
erkennungsurkunden ausgezeichnet. Sollte durch die 
Nachlässigkeit oder Fahrlässigkeit der Pflegeeltern 
der Tod des Kindes verursacht werden oder die leib- 
liche und geistige Wohlfahrt des Kindes Schaden 
nehmen, so ist der Direktor-Chefarzt verpflichtet, 
gegen dieselben behufs Einleitung des Straf- oder 
Übertretungsverfahrens die notwendigen Schritte zu 
unternehmen. 

Das Kind muß zurückgenommen werden: wenn die 
Nährmutter den Säugling, statt ihn zu stillen, auf 
künstlichem Wege ernährt; wenn die Ernährung des 
Kindes erfolglos oder mangelhaft ist, wenn das Kind 
schlecht behandelt und gewartet, seine Erziehung ver- 
nachlässigt wird, wenn man es unbeaufsichtigt herum- 
streifen läßt, zum Betteln verwendet und überhaupt, 
wenn solche Umstände obwalten, welche die geistige 
und körperliche Wohlfahrt des Kindes gefährden ; wenn 
die Wohnung der Pflegeeltern ungesund ist, die Pflege- 
eltern oder deren Hausgenossen unsittlichen oder 
öffentliches Ärgernis erregenden Lebenswandel führen ; 
wenn die Pflegeeltern das Kind eigenmächtig anderen 
Personen anvertrauen ; wenn die Pflegeeltern das Kind 
in die Anstalt zurückbringen. 

Das Kind ist aus dem Verband des Asyls zu ent- 
lassen : wenn es in den Besitz eines solchen Vermögens 
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gelangt, von dem es erhalten werden kann ; wenn die 
Alimentationspflichtigen in den Besitz eines solchen 
Vermögens gelangen, oder in solchem Maße erwerbs- 
fähig werden, daß sie das Kind erhalten können. 

Das Kind kann aus dem Verband des Asyls ent- 
lassen werden: wenn die Eltern oder der gesetzliche 
Vertreter um die Entlassung des Kindes ansuchen ; 
wenn ein Verwandter, Wohltäter oder ein vater- 
ländisches Wohltätigkeitsinstitut, das die Interessen 
des Kinderschutzes systematisch und im Einklang mit 
dem staatlichen Kinderschutzwesen fördert, oder ein 
Verein mit gleichen Zielen seine weitere Versorgung 
übernimmt. | 

Der Direktor-Chefarzt ist verpflichtet, durch alle 
ihm zu Gebote stehenden Mittel und Wege dafür zu 
sorgen, daß das Fortkommen eines Kindes, das sein 
15. Lebensjahr vollendet hat, durch Unterbringung 
in einer Familie, einem landwirtschaftlichen, industri- 
ellen oder Handelsunternehmen, einem Wohltätigkeits- 
institut oder Verein gesichert werde. Diesbezüglich 
entscheidet nach Anhören des Kindes und dessen ge- 
setzlichen Vertreters der Direktor-Chefarzt. 

Ist ein Kind besonders befähigt, so macht der Direk- 
tor-Chefarzt eine Vorlage, daß das Kind einen Frei- 
platz in einer der verschiedenen Landesanstalten erhält. 

Die in den Verband der staatlichen Kinderasyle 
gehörigen 7—1Sjährigen Kinder werden, insofern sie 
weder in dem Asyl selbst noch in den angeschlossenen 
sonstigen Instituten aufgenommen werden, bei ver- 
läßlichen Pflegeeltern, in erster Linie bei Landwirten 
und Gewerbetreibenden, untergebracht. 

In jeder Kinderkolonie — bei der Gründung der 
Kolonien wird auch berücksichtigt, ob ein für Feld- 
oder Gartenbau geeignetes Gebiet vorhanden ist — 
können von den 7—1Sjährigen Kindern 10—20 unter- 
gebracht werden. Neben dem Schulunterricht werden 
die Kinder hier in sämtliche Wirtschaftsarbeiten ein- 
geführt ; tritt in den außerhäuslichen Arbeiten eine 
Pause ein, zum Beispiel im Winter, so erhalten die 
Kinder Unterricht in der Hausindustrie. 

Die Kinder müssen so erzogen werden, daß sie 
patriotische, moralische, religiöse und arbeitsame 
Bürger des Landes werden. Sie sind in solchen 
Lebensverhältnissen aufzuziehen, in denen sie für 
gewöhnlich ihr ganzes Leben lang bleiben werden. 
Bei älteren Kindern hat die Erziehung namentlich 
darauf hinzuwirken, daß sich die Kinder an Arbeit 
gewöhnen, um sich später ihren Lebensunterhalt er- 
werben zu können. Die Pflegeeltern sollen das Kind 
ohne jede Gefährdung seiner körperlichen und geistigen 
Entwicklung derart beschäftigen, wie es ein fürsorg- 
licher Familienvater tut, damit sich sein Kind an die 
Arbeit gewöhne. Die Pflegeeltern dürfen das Kind 
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behufs Gelderwerbs zu Fremden nicht in Arbeit geben. 
Das Kind soll bis zu seinem 12. Lebensjahre überhaupt 
keine Arbeit zu Erwerbszwecken leisten, vom 12. bis 
15. Lebensjahr nur insofern, als dies seine Ausbildung 
erfordert. 

Die Höhe der Pflegegebühr wird vom Minister nach 
Anhören des Landesausschusses für das Gebiet jedes 
staatlichen Kinderasyls gesondert bestimmt und zwar 
verschiedene Pflegesätze für Kinder unter 1 Jahr, ferner 
für solche von 1—2, 2—7, 7—12 und 12—15 Jahren. 
Wenn das Kind mit geringerem Kostenaufwand ebenso 
gut untergebracht werden kann, ist der Direktor-Chef- 
arzt selbstverständlich berechtigt, dies zu tun. Die 
Pflegegebühr für die an chronischen körperlichen oder 
seelischen Gebrechen leidenden oder unheilbar kranken 
Kinder kann um die Hälfte des normalen Pflegegeldes 
erhöht werden. 

Die Landes-, Asyl- und Kolonieausschüsse, die mit 
den Asylen und Kolonien zusammenarbeiten, sind 
einerseits Aufsichtsbehörden, andererseits bilden sie 
eine Verbindung zwischen staatlichem, gesellschaft- 
lichem und religiösem sozialen Wirken. Ihre Mitglieder 
sind solche, die ernannt, die gewählt und die von 
Amts wegen bestellt sind. 

Wenn körperliche oder geistige Gebrechen oder 
andere wichtige Momente es wünschenswert machen, 
so können auf Grund des erwähnten ministeriellen 
Erlasses die Kinder bis zum 18. Lebensjahr in der 
Versorgungssphäre des Asyls bleiben. Es gehören be- 
reits 38000 Kinder dem Verband der Kinderasyle an. 

Der staatliche Kinderschutz umfaßt nicht nur 
normale Kinder, er versorgt auch Krüppel, Taub- 
stumme, Blinde, geistig Minderwertige, schwer Er- 
ziehbare in seinen eigenen oder — gegen entsprechen- 
des Entgelt — in Instituten, die durch die Gesellschaft 
oder durch religiöse Genossenschaften erhalten werden. 

Zur Versorgung der Kriegerwaisen hat der ungari- 
sche Staat 7 Kriegerwaisenanstalten gestiftet und in 
verschiedenen anderen Instituten Plätze zu diesem 
Behufe gesichert. 

Es stehen ganz oder zum Teil dem genannten 
Ministerium 7 Waisenanstalten, 17 Internate, 1 Gar- 
tenschule, 1 Haushaltungsschule, 1 Krüppelheim, . 
6 Taubstummen-Institute, 2 Waldschulen zur Ver- ` 
fügung. Die Institute stehen teilweise auf Konfessio- 
neller, teilweise auf interkonfessioneller Basis. 

Die Internate bieten in den meisten Fällen Volks- 
schulbildung und Erziehung zu einer agrarischen oder 
industriellen Beschäftigung. 

Ministerialrat Dr. Georg v. Gortvay führt in 
seiner Arbeit ‚„Sozialbiologische Gesichtspunkte in der 
ungarischen sanitären Administration‘‘!) überaus rich- 


1) Nepegeßsegügy (Volksgesundheitswesen) 1927, Heft 1—3. 
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tig folgendes aus: „Während die ältere Auffassung den 
Bakterien und der Rolle der physischen und chemi- 
schen Faktoren die Hauptaufmerksamkeit widmete 
und den amtlichen sanitären Apparat auf dieser Basis 
aufbaute, mißt die neue hygienische Schule den 
sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Verhält- 
nissen, in welchen der Mensch geboren wird, auf- 
wächst, arbeitet, sich vermehrt und stirbt, größere 
Wichtigkeit und ätiologische Bedeutung zu.“ 

„Die Aufgabe der Kinderschutzpolitik soll in Zu- 
kunft nicht nur die Versorgung verkrüppelter und ver- 
lassener Kinder, sondern in erster Linie die vorbeu- 
gende Fürsorge für jedes neugeborene Kind sein. Zu 
diesem Zwecke sieht ein neuer Gesetzentwurf des 
Ministeriums für Volkswohlfahrt, den Mutter- und 
Säuglingsschutz betreffend, zur Ausübung der vor- 
beugenden Fürsorge die Bestimmung vor, Anmel- 
dungen von Geburten an die zuständige Säuglings- 
schutzanstalt weiter zu leiten“ (v. Gortvay). 
Staatssekretär Professor Dr. Cornelius Scholtz 
schreibt in seiner Arbeit „Über den jetzigen Stand 
der sanitären Verhältnisse in Ungarn“ 1): ‚Es ist ein 
Naturgesetz, daß in dem durch die Krankheit ge- 
schwächten Organismus nach Ablauf des patho- 
logischen Prozesses eine Reparation auftritt, um den 
entstandenen Verlust wieder auszugleichen. Ähnlichen 
Gesetzen ist die ganze Menschheit unterworfen ; auch 
in ihrem Organismus begann die Reparationsarbeit in 
vereinzelten Fällen schon in der letzten Phase des 
Krieges und setzte sich mit fulminanter Energie nach 
Friedensschluß bei den Siegern fort. Der Kriegsverlust 
lähmte die Völker durch das große Elend des einzelnen 
wie der Gesamtheit. Nun sind auch wir Ungarn über 


1) Nepegeßsegügy (Volksgesundheitswesen) 1927, Heft 1—3. 
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das Gröbste hinweg, und der nationale gesunde Lebens- 
erhaltungstrieb zeigt sich mit elementarer Kraft. Um 
nicht langsam, aber sicher zu verkommen und um 
nicht im Rahmen der hohen Politik als ‚„quantite 
negligeable‘‘ zu gelten, haben wir den Kampf aufge- 
nommen, auch mit Völkern, die in viel günstigeren 
Verhältnissen leben wie wir. 

„Wie der Arzt den Pulsschlag seines Kranken, so be- 
obachteten wir mit Hangen und Bangen die Ergebnisse 
der Statistik und Demographie als Symptome unserer 
nationalen Lage. Bis zum Jahre 1924 waren wir be- 
klommen und verstimmt, in der folgenden Zeit, durch 
die sich stetig zeigenden Symptome der stabilen 
Besserung, freudig und hoffnungsvoll gestimmt.“ 

Ich schließe mit den anerkennenden Worten eines 
deutschen Fachmannes (A. Würtz)!): „Das ungari- 
sche staatliche Kinderschutzgesetz, das übrigens mit 
der mit großem Segen wirkenden privaten Kinder- 
schutzliga?) Hand in Hand arbeitet, die überall da 
eingreift, wo der staatliche Schutz noch nicht oder 
nicht mehr wirksam ist, zum Beispiel in der Sorge 
für schwangere Mädchen, stellt trotz noch bestehen- 
der Lücken und mancher Verbesserungsmöglichkeiten 
einen großartigen ersten Versuch der Verwirk- 
lichung der sozialen Forderung „Schutz des 
Kindes — Recht des Kindes‘ dar, der sowohl dem 
hochentwickelten sozialen wie nationalen Empfinden 
des ungarischen Volkes im allgemeinen zur höchsten 
Ehre gereicht.“ 


1) 1. c. S. 293. 

2) Seit 1912, in welchem Jahre das ,,Handwörterbuch der 
sozialen Hygiene“ (Grotjahn und Kaup) erschienen ist, stehen 
der Liga die ‚‚Stephanie-Vereinigung für Mutter- und Säuglings- 
schutz“ und das ‚‚Ungarische Rote Kreuz“ als gleichwertige 
Arbeitsgenossen zur Seite. 


Der Streit um die Bevölkerungspolitik in Norwegen. 
Von HELJAR MJÖEN, Oslo. 


Die bevölkerungsbiologische Lage Norwegens zeigt 
das für ein modernes Land des westlichen Kultur- 
kreises typische Bild: eine sinkende Geburtenzahl. 
Die höchste Geburtenziffer, von der man sichere 
Kenntnis hat, ist: 36,1 Lebendgeborene auf 1000 Ein- 
wohner (im Jahre 1756). Vor dem Jahre 1898 war die 
Natalitätskurve, abgesehen von wenigen gelegentlichen 
Schwankungen, nicht unter 30 auf 1000 gekommen. 
Mit der Jahrhundertwende aber setzt ein stetes, nicht 
wieder zurückoszillierendes Sinken der Kurve ein: 
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Im Laufe der letzten Jahrzehnte ist ein Geburten- 
rückgang von mehr als einem Viertel (26,7%) zu ver- 
zeichnen. | 

In dem Streit um die bevölkerungspolitischen Fragen, 
welcher jetzt in Norwegen angeht, haben sich zwei 
Parteigruppen gebildet, die sich gegenseitig bekämp- 
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fen, die eine ist für, die andere ist gegen Öffentliche 
Propaganda für die künstliche Begrenzung der Kinder- 
zahl. 

Betrachten wir zunächst die erste Gruppe, also die- 
jenige, welche eine Verminderung der Kinderzahl für 
zweckmäßig hält. Ihre Argumente sind verschieden- 
artig: teils beziehen sie sich auf den Grundgedanken 
von Malthus, teils sind sie rein ideologischer Art und 
finden ihren hauptsächlichen Ausdruck in dem mehr 
oder weniger mißbrauchten Schlagwort „der Kampf 
gegen das Leiden“. Anführer dieser sogenannten neo- 
malthusischen Bewegung in Norwegen ist Dr. Otto 
Lous Mohr, Professor der Anatomie in Oslo. In einer 
neulich erschienenen Broschüre ‚„Menschenzucht unter 
Kultur‘‘!) belegt er seinen Standpunkt unter anderem 
mit einer ausgiebigen Reihe statistischer Zahlen : unsere 
Erde würde der Menschheit mit ihrem jetzigen Fortpflan- 
zungstempo im Laufe von 1800 Jahren nur noch Steh- 
plätze übrig lassen, und was Norwegen anbelange, 
dessen Bevölkerungszuwachs zur Zeit etwa 1% be- 
trägt, so würde im Laufe der nächsten 60 Jahre seine 
Einwohnerzahl verdoppelt sein; hiermit verglichen 
würden die Nahrungsquellen nicht Schritt halten 
können, ihre Grenzen wären bald erreicht, es würden 
Hunger und Elend entstehen. 

Abgesehen davon, daß einige der zahlenmäßigen 
Angaben oder sonstigen Ausführungen von Professor 
Mohr nicht immer absolut objektiv zu sein scheinen, 
so deckt sich sein Programm, das letzten Endes auf 
die Notwendigkeit einer ausgiebigen Präventivpropa- 
ganda abzielt, im großen und ganzen mit demjenigen 
der in Norwegen stark vertretenen Neo-Malthusianer. 

Um nun die Notwendigkeit einer beschränkten — 
also bequemen — Kinderzahl weiterhin zu begründen, 
werden die Argumente der Gegenpartei teils mit 
Phrasen widerlegt. So unternahm Professor Axel 
Holst den Versuch, geschichtliche Parallelen zwischen 
unserer Zeit und derjenigen der klassischen Völker, 
deren Verfall und Untergang zum großen Teil der sin- 
kenden Kinderzahl zugeschrieben wird, zu ziehen. 
Die Neo-Malthusianer erteilten auf diesen historischen 
Hinweis von Professor Holst folgende Antwort: „Es 
dürfte überflüssig sein, darauf aufmerksam zu machen, 
daß Betrachtungen dieser Art reine Philosophie sind.“ 
— An einer anderen Stelle wird das nationalistisch be- 
tonte Argument vom Kinde als zukünftiger Schützer 
der Nation folgendermaßen bekämpft: „Es war nicht 
das kinderreiche Deutschland, sondern das ‚Zwei- 
kinder-Land‘‘ Frankreich, das den Krieg gewann.“ (!) 

Die Tatsache, daß solche und ähnliche nicht er- 
schütternde Argumente so viele Anhänger finden, 
wie es — vielleicht besonders bei den Neo-Malthu- 


1) Aschehougs Forlag, Oslo 1925. 


sianern — der Fall ist, läßt in mancher Hinsicht tief 
blicken: Man kann wohl nicht umhin, anzunehmen, 
daB die ursprünglichen Instinkte und Triebe der 
Menschheit durch den allgemeinen Fortschritt modi- 
fiziert und, was den Fortpflanzungstrieb oder vielmehr 
dessen Konsequenzen — die Kinder —, also den 
Wunsch, Kinder in die Welt zu setzen, angeht, stark 
beeinträchtigt worden sind. Dies ergibt sich ohne 
weiteres aus der sinkenden Geburtenzahl der meisten 
Kulturvölker. Dieser Wunsch nun, so wenig wie mög- 
lich oder gar keine Kinder in die Welt setzen zu wollen, 
soll begründet werden. Es wird also nach Argumenten, 
auch nach wohlfeilen, gesucht und zur Begründung 
des Standpunktes verwertet. Daher kommt es wohl, 
daß ein so fragliches und „zukünftiges‘‘ Argument wie 
das der angeblichen Begrenztheit der Nahrungsquellen 
einen so großen Anklang gefunden hat, auch bei Men- 
schen, die in den besten sozialen Verhältnissen und 
sonst nur „in den Tag hineinleben‘‘, bei denen man 
also annehmen kann, daß ihre Einstellung zum Kinder- 
problem ausgesprochen a priori und unabhängig von 
einer aktuell-sachlichen Begründung sei. Andererseits 
aber läßt es sich natürlich nicht ohne weiteres bestrei- 
ten, daß die ‚öffentliche Meinung“ einen gewissen 
Einfluß auf die individuelle Einstellung zum Problem 
ausüben mag, weshalb auch jede Theorie, die auf 
falschen Tatsachen aufgebaut ist, als doppelt gefährlich 
zurückgewiesen werden muß. 

Betrachten wir nunmehr die Gegner der Neo- 
Malthusianer. Auch ihre Argumente sind verschieden- 
artig: teils beziehen sie sich auf konservativ-religiös 
bedingte Ansichten — solche, die a priori jeglichen 
künstlichen Eingriff in natürliche Geschehnisse ab- 
lehnen —, teils beziehen sie sich auf reale Tatsachen, 
und zwar zum Teil auf dieselben statistischen 
Zahlen, welche die Neo-Malthusianer zu- 
gunsten ihres Standpunktes verwenden! Bei 
unrichtiger Anwendung läßt sich mit derselben Sta- 
tistik eben vieles beweisen. So lassen sich zum Bei- 
spiel aus den obengenannten Zahlen über die Ge- 
burtenhäufigkeit der letzten Dezennien in Norwegen 
zwei äußerst verschiedene Schlüsse ziehen: 

l. Da die Mortalität in Norwegen eine außerordent- 
lich geringe ist, ergibt sich trotz der niedrigen Ge- 
burtenziffer von 20 auf 1000 Lebendgeborene im Jahre 
1925 immer noch ein Geburtenüberschuß von etwa 
1%. Mit einem Geburtenüberschuß von 1% aber 
wird sich die Bevölkerung mit mathematischer Sicher- 
heit im Laufe von 60 Jahren verdoppeln. Bei der 
selbstverständlich fraglichen Begrenztheit der Nah- 
rungs- und Energiequellen wäre somit eine natürliche 
Basis für die Beschränkung der Kinderzahl gegeben 
(Mohr). 
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2. Vor der Jahrhundertwende war die Geburten- 
häufigkeit in Norwegen beträchtlich höher als in den 
letzten Jahren. Durch Vergleich der Zahlen, von 
denen man sichere Kenntnis hat, ergibt sich im Laufe 
der letzten Dezennien ein Geburtenrückgang von 
mehr als einem Viertel. Demnach aber würde es nur 
etwa ein Mannesalter dauern, bis die Bevölkerungszahl 
stationär wäre, um sodann ins Sinken überzugehen. 


Diese und andere Betrachtungsweisen der Neo- 
Malthusianer bewirkten, daß unter anderen der Pro- 
fessor der Hygiene Axel Holst in einer Reihe von 
Zeitungsartikeln und Vorträgen dagegen Stellung 
nahm. Sein Standpunkt läßt sich in kurzen Zügen 
wie folgt kennzeichnen: 


Wohl müßte es dem einzelnen überlassen sein, die 
Anzahl seiner Kinder zu bestimmen ; doch eine öffent- 
lich gestützte Propaganda für weitgehende künstliche 
Beschränkung der Kinderzahl!) müßte bestimmt ab- 
gelehnt werden und zwar aus folgenden Gründen: 
Die Geburtenhäufigkeit in Norwegen ist sowieso im 
Sinken begriffen. Eine weitere Beschränkung wäre 
nicht nur auf jeden Fall überflüssig, sondern könnte 
geradezu verhängnisvoll werden. So würde zum Bei- 
spiel die Durchführung eines Zwei-Kindersystems die 
Einwohnerzahl im Laufe von 75 Jahren auf die Hälfte 
herabsetzen. Weiter: aus den Tatsachen der augen- 
blicklichen Arbeitslosigkeit, der großen Auswanderung 
usw. darf man nicht — wie es die Neo-Malthusianer 
tun — ohne weiteres den Schluß ziehen, daß das Land 
schon jetzt sein Maximum an Bevölkerungszahl er- 
reicht habe oder übervölkert sei. Es ist sogar sehr 
fraglich, wie hoch die optimale Einwohnerzahl ein- 
zuschätzen ist. So behaupten zum Beispiel manche 
Sozialökonomen, daß eine Bevökerungszahl von etwa 


1) Von links-radikaler Seite wurden sogar Fruchtabtreibung 
und Kindermord als rechtlich zugelassene Mittel im Kampfe 
gegen das Kind vorgeschlagen. 
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VII. Internationaler zahnärztlicher Kongreß. 
Philadelphia, 23.—27. August 1926. 
Der in Philadelphia stattgehabte VII. Internationale Zahn- 
ärztekongreß war mit einer wissenschaftlichen Ausstellung, bei 
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6 Millionen Menschen für eine rationelle Ausnutzung 
der Möglichkeiten des Landes weit günstiger wäre als 
die jetzige Anzahl von ungefähr 2,7 Millionen. Somit 
wäre in Frage gestellt, ob eine Verminderung der Volks- 
zahl aus quantitativen Gründen erwünscht oder 
zweckmäßig sei. Verhängnisvoller noch wird der 
Malthusianische Gedanke in seinem Verhalten zur 
qualitativen Bevölkerungspolitik. Werden doch 
immer die — biologisch gesprochen — am besten Aus- 
gerüsteten, die Verantwortungsvollen, in einer Ra- 
tionalisierung ihrer Kinderzahl vorangehen. Die 
biologisch Minderwertigen wird man niemals auf 
diesem Wege erreichen können. Sollte es doch schlieB- 
lich jedem einleuchtend sein: wenn man erst an eine 
öffentlich gestützte Rationalisierung der Nachkommen- 
schaft geht, dann muß man gleichzeitig dafür sorgen, 
daß nicht die besten Elemente des Volkskörpers ihre 
Kinderzahl beschränken, sondern auch, und zwar in 
erster Linie, diejenigen, welche von einer Präventiv- 
propaganda immer relativ unberührt bleiben werden), 
und daher auf anderem Wege erreicht werden müssen. 

Die Wellen schlagen augenblicklich hoch um das 
Bevölkerungsproblem in Norwegen. Jede Meinung, 
die in diesem Kampfe geäußert wird, beruht auf per- 
sönlicher Wertung, beruht letzten Endes auf Tempera- 
ment des einzelnen, auf seinem sittlichen Maßstabe, 
seiner Lebensform im allgemeinen. Exakt wissen- 
schaftlich können Fragen dieser Art nicht behandelt, 
geschweige denn endgültig gelöst werden. Ein jeder, 
der für seinen Standpunkt mit seiner Persönlichkeit 
eintritt, hat „Recht“. Zutiefst ist der „Kampf ums 
Kind‘ ein Ideenkampf — ein Streit zwischen Gegnern, 
die ihre Werte wahren wollen. 


t) Einen glücklichen Ausdruck für diese Tatsache hat der 
Münchener Rassenhygieniker Fritz Lenz gefunden, indem er 
sagt: „Ich halte es für ausgeschlossen, daß die minder Be- 
gabten jemals von der künstlichen Geburtenverhütung mehr 
Gebrauch machen werden als die höher Begabten.“ 


NGEN 


| für Zahnpflege in den Schulen gebeten worden, den sozial- 


der unter anderem auch der sozialhygienische Teil besonders 


berücksichtigt war, verbunden. Mit Unterstützung des Aus- 
wärtigen Amtes hatte das Deutsche Nationalkomitee (Vor- 
sitzender: Prof. Dr. Dieck, Schriftführer: Dr. Konrad Cohn) 
eine Beschickung dieser Ausstellung durch eine Deutsche 
Kollektivausstellung in die Wege geleitet. 
leitung in Philadelphia hatte dem deutschen Nationalkomitee 
für diesen Zweck 250 qm zur Verfügung gestellt. Von dem 
deutschen Nationalkomitee war das Deutsche Zentralkomitee 


Die Ausstellungs- ` 


hygienischen Teil zu bearbeiten. Für diesen Zweck sind Tabellen 
über Karies-Statistik bei Kindern im vorschrl- und schul- 
pflichtigen Alter, ferner Tabellen über die Tätigkeit einiger 
Schulzahnpflegestätten vom Jahre 1925 und eine Karte von 
Deutschland mit Bezeichnung aller vorhandenen Fürsorge- 
stellen auf diesem Gebiete hergestellt worden. Das Haupt- 
gesundheitsamt der Stadt Berlin hat eine Zusammenstellung 
der Fürsorge auf diesem Gebiete in Groß-Berlin geliefert. 
Weiterhin ist eine Darstellung der Fürsorge der Kranken- 
kassen, Tätigkeitsberichte einzelner Krankenkassen und ein 
Gesamtbericht über den Stand der sozialen Versicherung in 
Deutschland aufgestellt worden. k 


Das Deutsche Zentralkomitee hat dann auch sein Propaganda- 
material zur Ausstellung gebracht, um zu zeigen, wie in Deutsch- 
land die Aufklärung in die breiten Massen des Volkes getragen 
wird. Auch der Film des Deutschen Zentralkomitees ‚‚Des 
Menschen Zähne und ihre Pflege“ (1100 Meter lang) ist in 
Amerika zur Anschauung gekommen. 

Der Unterschied zwischen unseren und den amerikanischen 
Verhältnissen auf diesem Gebiete beruht hauptsächlich darin, 
daß in Amerika der Hauptwert auf die Erziehung zur Zahn- 
pflege vom frühesten Alter an gelegt wird, die Versorgung mit 
zahnärztlicher Hilfe aber meist Privatsache bleibt, während bei 
uns, gestützt auf die Sozialversicherung, neben der Aufklärung 
die Bekämpfung der Zahnkrankheiten durch zahnärztliche 
Hilfe im Vordergrund steht. Konrad Cohn (Berlin). 


III. Internationaler Kongreß für Rettungswesen und Erste 
Hilfe bei Untällen. 


Amsterdam, 6.—11. September 1926. 


Über die Vorgeschichte dieses Kongresses hatte Referent 
bereits in diesem Archiv!), über die Erledigung des sehr um- 
fangreichen Arbeitsplanes an anderer Stelle?) berichtet. Wenn 
auch ein erschöpfendes und völlig zutreffendes Urteil über die 
Ergebnisse des Kongresses, ehe nicht der gedruckte, voraus- 
sichtlich erst in mehreren Monaten zu erwartende Kongreß- 
bericht vorliegt, nicht gefällt werden kann, so läßt sich eine 
kurze Übersicht über die vielfachen Anregungen und Förde- 
rungen, die das gesamte Rettungswesen durch diesen Kongreß 
erfahren hat, immerhin schon jetzt geben. 

Wie bei den früheren Kongressen war der sehr reichhaltige 
Verhandlungsstoff seiner Art nach gegliedert und 11 Abtei- 
lungen zur Erledigung zugewiesen worden; diese tagten zum 
Teil gleichzeitig in getrennten Räumen. Jedoch ging diesen 
Abteilungsverhandlungen eine gemeinsame Sitzung voraus, 
in der mehr allgemeine Fragen des Rettungswesens erörtert 
wurden, so insbesondere dessen internationale Nutzbarmachung 
bei schweren katastrophalen Ereignissen, die durch Annahme 
bedeutsamer Resolutionen zu einem befriedigenden Abschluß 
gebracht wurden. Weiterhin begegnete großem Interesse ein 
ausgezeichnetes Referat des Verwaltungsdirektors Loh mar in 
Köln über die Bedeutung der Ersten Hilfe für die Sozialver- 
sicherung, für die sie von größtem ökonomischen Wert sein 
kann. Sehr beachtenswert waren ferner Ausführungen, die 
sich auf die Zusammenhänge von Alkohol und Unfällen und 
auf die Verhütung derartiger Vorkommnisse bezogen. 

Abteilung I behandelte die Fragen der ersten ärztlichen 
Hilfe bei Unglücksfällen. Diese läßt, wie von mehreren 
Rednern ausgeführt wurde, vielfach noch zu wünschen übrig, 
weil die Ärzte oft den an sie herantretenden Aufgaben nicht in 
dem erforderlichen Maße gewachsen sind. Es muß daher für 
eine bessere Ausbildung gesorgt werden und die Erste Hilfe- 
leistung ein besonderes Lehrfach für den Medizinstudierenden 
werden. Namentlich bezüglich der elektrisch Verunglück- 
ten scheinen auch ärztlicherseits vielfach noch schwere Fehler 
begangen zu werden, wie aus einem Referat von Jellinek- 
Wien zu entnehmen war. Für solche Unfälle wurde ein vom 
Vortragenden zusammengestellter eigener Rettungskasten emp- 
fohlen. Auch für die erste Wundbehandlung wurden be- 
merkenswerte Vorschläge gemacht. Großem Interesse begeg- 
neten die Ausführungen über künstliche Atmung und 
Wiederbelebung (Pulmotor und Inhabad), die vorwiegend 
1) Arch. f. Soz. Hyg. u. Demographie 1, 452. 1926. 

2) Reichsgesundheitsblatt 1, 933. 1926. 
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von deutschen Rednern (Koch-Bochum, Bruns-Königsberg, 
Korff-Petersen-Kiel) behandelt wurden und äußerst wert- 
volle Anregung für die weitere Behandlung dieser noch immer 
nicht befriedigend geklärten Fragen gaben. 

Abteilung 11 galt der Ausbildung von Nichtärzten in 
der Ersten Hilfe. Man gelangte auf Grund der Vorträge zu 
der Anschauung, daß auf diesem Gebiete die für das Rettungs- 
wesen in Betracht kommenden Behörden, Vereine und Körper- 
schaften recht nutzbringende Arbeit geleistet haben, daß aber 
doch noch manche Verbesserung möglich ist. So wurde es für 
dringend notwendig erachtet, den Unterricht in Erster Hilfe 
nicht nur den Nothelfern sowie dem berufenen Personal, der 
Polizei, der Feuerwehr und der Eisenbahn zu erteilen, sondern 
allen Kreisen der Bevölkerung, eine Erziehung, die bereits 
in den höheren Schulklassen beginnen müsse. 

Abteilung III befaßte sich mit dem Rettungswesen in 
Städten und auf dem Lande. Dieses kann wirksam ge- 
fördert werden durch eine planmäßige Unfalistatistik, die be- 
deutsame Fingerzeige für organisatorische Verbesserungen gibt. 
Mehr als bisher müssen die Städte das Rettungswesen in eigene 
Verwaltung nehmen und die hierfür erforderlichen Geldmittel 
aufbringen. Alle in Betracht kommenden Stellen sind zu plan- 
mäßiger Zusammenarbeit zu vereinigen, um ein nutzloses und 
kostspieliges Nebeneinanderarbeiten zu verhüten. Dies gilt 
besonders für die Sicherstellung eines zuverlässigen Alarm- 
und Meldewesens sowie eines einwandfreien Krankentransport- 
wesens. Der Unfallverhütung und Ersten Hilfe in Fabrik- 
betrieben ist hierbei besondere Beachtung zu schenken, und es 
muß in weitgehendem Maße den eigenartigen Verhältnissen der 
einzelnen Betriebe Rechnung getragen werden. Die Rettungs- 
einrichtungen solcher Unternehmungen müssen aber auch 
durch entsprechende Vereinbarungen der Allgemeinheit zu- 
gängig gemacht werden. 


Aufgabe der Abteilung IV war das Rettungswesen im 
Eisenbahn- und Automobilverkehr. Trotz aller techni- 
schen Verbesserungen werden Eisenbahnunfälle nie ganz ver- 
mieden werden können, und es ist daher unerläßlich, unter den 
Bahnbeamten Samariter in hinreichender Zahl auszubilden und 
ein allen Anforderungen entsprechendes Rettungsmaterial bereit- 
zustellen. Für notwendig wurde es ferner erklärt, Personen, 
die wegen körperlicher Fehler oder Gebrechen für den verant- 
wortungsvollen Dienst im Eisenbahnbetrieb nicht geeignet 
sind und daher eine Gefahr für die Betriebssicherheit bedeuten, 
auszuschalten. Zu diesem Zweck müsse der Arzt von seiner 
Schweigepflicht entbunden werden und verpflichtet sein, 
der zuständigen Behörde Anzeige zu erstatten. 


Das Rettungswesen auf See und an Binnen- und 
Küstengewässern war Verhandlungsstoff der Abteilung V. 
Es wurden die neuesten technischen Verbesserungen bezüglich 
der Sicherheits- und Rettungseinrichtungen auf Übersee- und 
Binnenschiffahrts-Fahrzeugen, zum Teil durch Lichtbilder er- 
täutert, vorgeführt und, bezüglich der Binnenschiffahrt, auf den 
hohen Wert einer geeigneten Mitwirkung der Wasserpolizei 
hingewiesen. Sehr lehrreich waren die Verhandlungen bezüglich 
des Küstenrettungswesens, das durch Vervollkommnung der 
Rettungsboote, des Signal- und Alarmwesens wertvolle Ver- 
besserungen erfahren hat und, wie der Kongreß für notwendig 
anerkannte, durch internationale Vereinbarungen seitens der 
interessierten Regierungen vereinheitlicht und möglichst ge- 
fördert werden muß. 

Die Verhandlungen der Abteilung VI betrafen das Rettungs- 
wesenunddie Erste Hilfeim Luftverkehr. Diese gipfelten 
in den Forderungen, die Betriebssicherheit durch technische 
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Verbesserungen und einwandfreie Schutz- und Rettungsein 
richtungen, durch strengste Auswahl und dauernde Kontrolle 
des Personals zu erhöhen und das Flugzeug durch entsprechende 
Ausrüstung und organisatorische Maßnahmen zu einem be- 
sonders wertvollen Hilfsmittel für den Rettungsdienst zu ge- 
stalten. Alle diese Bestrebungen sollen durch internationale 
Vereinbarungen auf ein® breite Grundlage gestellt werden. 

Abteilung VII beschäftigte sich mit dem Rettungswesen 
in Bergwerken und verwandten Betrieben. Es konnte 
festgestellt werden, daß auch auf diesem Gebiete in allen Län- 
dern seit dem letzten Kongreß wichtige Verbesserungen ge- 
schaffen worden sind, und daß namentlich die deutschen Appa- 
rate zur Verhütung von Schlagwetterexplosionen äußerst wert- 
volle Dienste geleistet haben. Sehr erfreuliche Fortschritte sind 
ferner hinsichtlich der Atemschutzgeräte zu verzeichnen. 
Immerhin ist festzustellen, daß das Grubenrettungswesen noch 
nach den verschiedensten Richtungen hin verbesserungsfähig 
ist. Wenn also hier die Verhandlungen auch nicht immer zu 
abschließenden Ergebnissen geführt haben, so wurden doch den 
Fachleuten sehr wertvolle Anregungen und Richtlinien für 
weitere Arbeiten gegeben. 


Die Verhandlungen der Abteilung VIII gewährten vielseitige 
Eindrücke in die wirkungsvolle Mitarbeit der Feuerwehren 
beim Rettungswesen, die in Deutschland, Österreich und 
anderswo vortrefflich organisiert ist. Voraussetzung bleibt 
dabei, daß gerade die Feuerwehr über besonders gut ausge- 
bildete Samariter verfügt, die mit dem eigentlichen Feuerlösch- 
dienste nichts zu tun haben und, bei der Eigenart der gerade 
für Feuerwehrhilfe besonders häufig in Betracht kommenden 
Unfälle (Wiederbelebung durch künstliche Atmung mittels der 
hierfür verwandten Apparate), auf diesem Gebiete besonders 
erfahren sein müssen. Seitens der deutschen Feuerwehrver- 
bände ist ein umfangreiches kasuistisches Material über derartige 
Hilfeleistung zusammengestellt worden, das für die vergleichende 
Auswertung der verschiedenen Verfahren der Wiederbelebung 
von sehr großer Bedeutung sein wird. Mit lebhafter Befriedigung 
wurde ferner davon Kenntnis genommen, daß nicht nur die 
städtischen Feuerwehren, sondern auch die der industriellen 
Betriebe mit ausgezeichnetem Erfolge im Rettungsdienste ver- 
wandt werden, wie zum Beispiel im rheinisch-westfälischen 
Industriebezirk, wo namentlich im Grubenrettungswesen die 
Betriebsfeiterwehren wertvolle Hilfe leisten. 


Über das Rettungswesen im Gebirge gaben die Ver- 
handlungen der Abteilung IX wertvolle Aufschlüsse. Es wurde 
eingehend Bericht erstattet über die vorzüglichen Rettungs- 
einrichtungen, die der deutsche und österreichische Alpenverein 
in seinem Zuständigkeitsgebiete geschaffen hat, und die dank 
ihrer hervorragenden Organisation jährlich zahlreichen Ver- 
unglückten und Erschöpften Hilfe bringen. Es ist dabei hervor- 
zuheben, daß gerade an den Unfalldienst im Gebirge oft recht 
schwere Anforderungen gestellt werden, die nur in verständnis- 
voller Anpassung an die hier zu beachtenden besonderen Ver- 
hältnisse und meist nur unter Verwendung sinnreicher Behelfs- 
gegenstände eine befriedigende Lösung finden können. Erwähnt 
sei ferner, daß die für Alarımmeldungen eingeführten akustischen 
und optischen Notsignale allgemein als zweckmäßig anerkannt 
wurden. 

Auch das Rettungswesen bei sportlichen Veran- 
staltungen, mit dem sich Abteilung X befaßte, hat in den 
letzten Jahren einen erfreulichen Aufschwung zu verzeichnen. 
Man hat mehr und mehr die Notwendigkeit erkannt, die Sport- 
treibenden einer ärztlichen Untersuchung auf ihre körperliche 
Eignung zu unterziehen und sie dauernd ärztlich überwachen zu 


INTERNATIONALE KORRESPONDENZ 


lassen. Großer Wert muß ferner darauf gelegt werden, daß der 
Sportsmann durch planmäßiges Trainieren nur allmählich zu 
gesteigerten körperlichen Leistungen herangezogen wird, und 
daß bei allen größeren Veranstaltungen ein Arzt zugegen ist, 
der hinsichtlich der typischen und meist gleichartigen sport- 
lichen Verletzungen und Unfälle eine eigene Ausbildung ge- 
nossen hat. Daneben sollen aber die Sportverbände auch der 
zweckmäßigen Ausbildung ihrer Mitglieder in Erster Hilfe- 
leistung die erforderliche Beachtung schenken. 


Von großer praktischer Bedeutung für die Unfallver- 
hütungim Haushalte und im täglichen Leben (Theater, 
Kino, Hotels usw.) waren die Verhandlungen der Abteilung XI. 
Es wurden hier die baupolizeilichen und sonstigen behördlichen 
Vorschriften erörtert, die Unfällen, Feuersgefahr, Schädi- 
gungen durch Leuchtgas und elektrischen Strom vor- 
beugen sollen. Alle diesbezüglichen Anordnungen bleiben aber 
nur halbe Maßnahmen, wenn sie nicht durch ein verständnis- 
volles Mitarbeiten der durch Belehrungen, Presseaufklärungen 
usw. entsprechend geschulten Bevölkerung unterstützt werden. 
Gerade nach dieser Richtung hin zeigte sich im Verlauf der Ver- 
handlungen, daß in Holland und in Amerika bereits Einrich- 
tungen getroffen sind, die anderen Ländern als vortreffliches 
Vorbild dienen können. 


Die Vorträge wurden vielfach durch Ichrreiche Licht- 
bilder und Kinomatogramme erläutert, von denen eine 
Reihe in einer besonderen Veranstaltung vorgeführt wurde und 
äußerst anschauliche Eindrücke in das Rettungswesen im Hoch- 
gebirge und in den nordischen Ländern gewährte. Von be- 
sonderem Interesse waren ferner die in mustergültiger Weise 
durchgeführten Rettungsarbeiten bei einem unterstellten 
Eisenbahnunglück in der Nähe von Amsterdam und bei 
einer angenommenen Schiffsstrandung bei Hoek van 
Holland, wo die Kongreßteilnehmer sämtliche für das Küsten- 
rettungswesen in Betracht kommenden Hilfsmittel kennen 
lernen konnten. Sehr Iehrreich und für die künftige Samari- 
terausbildung von großer Bedeutung waren endlich die auf 
diesem Kongreß zum ersten Male veranstalteten internatio- 
nalen Wettkämpfe in Erster Hilfe bei Unfällen, bei 
denen Rettungsmannschaften aus Deutschland, Holland, Eng- 
land, Belgien und Dänemark an der Hand ausgewählter Auf- 
gaben ihre Kenntnisse und Fertigkeit im praktischen REUNEA: 
dienste zu beweisen Gelegenheit hatten. 

Alles in allem kann festgestellt werden, daß der Amsterdamer 
Kongreß zu einem vollen Erfolge geführt hat, für dessen 
Zustandekommen die deutsche Mitwirkung in erheblichem 
Maße beigetragen hat. Es wurden wertvolle Erfahrungen 
auf dem gesamten Gebiete des Rettungswesens ausgetauscht 
und sehr beachtenswerte Anregungen für weitere Ver- 
besserungen der Organisation und der Einrichtung des Rettungs- 
dienstes gegeben, deren Früchte hoffentlich der nächste, für 
das Jahr 1932 in London geplante Kongreß erkennen 
lassen wird. Als eine der vornehmsten Errungenschaften des 
Amsterdamer Kongresses darf es angesehen werden, daß die 
internationale Vereinigung für Rettungswesen und 
Erste Hilfe, die bereits auf dem I. Rettungskongreß be- 
schlossen, auf dem II. begründet wurde, aber bisher noch nicht 
in Wirksanıkeit treten konnte, nunmehr durch Festlegung der 
Statuten und Annahme wichtiger Entschließungen, wodurch 
die internationale Hilfeleistung bei groBen Katastrophen sicher- 
gestellt werden soll, endgültig ins Leben gerufen worden ist. 
Wenn auch eine Beschlußfassung noch nicht bezüglich aller 
Einzelheiten erfolgen konnte, so sind doch die Vorarbeiten so 
weit gediehen, daB die noch notwendigen Klärungen der 


diplomatischen und schriftlichen Erledigung überwiesen wurden, 
und es darf erwartet werden, daß diese sehr zu begrüßende 
Einrichtung nunmehr in kürzester Zeit ihre volle Tätigkeit im 
Dienste wahrer Humanität und selbstloser Nächstenliebe ent- 
falten wird. Erich Hesse (Berlin). 


Erster Internationaler Kongreß für Sexualtorschung. 
Berlin, 10.—16. Oktober 1926. 


Die wichtigen und vielseitigen Probleme des Geschlechts- 
lebens haben schon vor dem Kriege Forscher und Praktiker 
auf das lebhafteste beschäftigt. Im Jahre 1913 wurde die 
internationale Gesellschaft für Sexualforschung gegründet, ein 
großer Kongreß war gründlich vorbereitet, als der Krieg aus- 
brach und alle Vorbereitungen sowie jede internationale Zu- 
sammenarbeit völlig vernichtete. Auf keinem Gebiete sind aber 
durch den Krieg größere Verheerungen angerichtet worden als 
auf diesem. Mit den Kriegsverwüstungen und dem zügellosen 
Leben, dem man sich in allen Ländern und in allen Schichten 
der Bevölkerung hingab, nahmen vor allem die Geschlechts- 
krankheiten in erschreckender Weise zu. 

Erfreulicherweise hat der Kampf gegendiese gefährlichen Seu- 
chen zuerst die Völker nach dem Kriege wieder zu gemeinsamer 
Arbeit zusammengeführt. Vom internationalen Roten Kreuz 
wurden zunächst die nordischen Länder einschließlich Deutsch- 
lands nach Kopenhagen, die romanischen nach Paris, die östlichen 
und südöstlichen nach Prag und schließlich die desOrients nach 
Singapore zusammengerufen, um über Maßnahmen gegen die 
weitere Verbreitung dieser Seuche zu beraten. Der Zusammen- 
schluß in der Union internationale contre le Péril venerien, der 
auch die Deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten im Jahre 1923 beitrat, war das erfreuliche Ergeb- 
nis dieser Verhandlungen. Im Vordergrund der Arbeit standen 
aber zunächst nur rein praktische Fragen. Daß nun endlich 
diese Arbeit auch wieder auf die mehr wissenschaftlichen Fragen 
ausgedehnt worden ist, ist das Verdienst Molls (Berlin), dessen 
Einfluß es gelungen ist, Vertreter der wissenschaftlichen Welt 
zu einem Internationalen Kongreß für Sexualforschung in Ber- 
lin zu vereinigen. Moll leitete die Verhandlungen. In seiner 
Begrüßungsrede sprach Reichsminister des Innern Dr. Külz 
die Hoffnung aus, „daß die Zeit völkerpsychologischer Kriegs- 
verwüstungen auf dem Gebiete der Forschung und Wissenschaft 
endgültig überwunden sein möge. Die Mitglieder des Kongresses, 
die aus dem Auslande gekommen wären, würden ein Deutsch- 
land finden, das in starkem nationalen Wollen zur Höhe strebe, 
das sich aber der Notwendigkeit und des Segens der inter- 
nationalen Gemeinschaftsarbeit besonders im Reiche der Wissen- 
schaft wohl bewußt wäre.“ Im gleichen Sinne sprachen die 
Vertreter der verschiedenen Länder — es waren etwa 20 — 
unter ihnen besonders warm und eindringlich Gley (Paris). 

Für die wissenschaftlichen Verhandlungen, welche eine ganze 
Woche in Anspruch nahmen, waren 5 Abteilungen gebildet 
worden: 1. Biologie, Physiologie, Pathologie, Therapie, 2. Psy- 
chologie und Pädagogik, 3. Soziale Hygiene und Eugenik, 4. So- 
ziologie und Kultur, 5. Kriminologie und Familienrecht. 

In der ersten Abteilung beschäftigte man sich in der Haupt- 
sache mit den Fragen, die sich an den Namen Steinach knüp- 
fen. Steinach selbst hatte für die erste öffentliche Sitzung am 
11. Oktober einen Vortrag über das Thema ‚Demonstration 
der antagonistischen Wirkung der Sexualhormone‘“ angesetzt, 
konnte einer Erkrankung wegen den Vortrag aber erst am 15.0k- 
tober halten. Steinach erlebte die Genugtuung, seine Lehre 
schon vorher von den verschiedensten Seiten bestätigt zu 
sehen. W. Frei (Zürich) berichtete über erfolgreiche Keim- 
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drüsenüberpflanzung auf Haustiere, Grüter (Willisau) über 
Keimdrüsenüberpflanzung bei jungen Rindern, Riddle (Wa- 
shington) über die vollständige Geschlechtsumwandlung der 
Tiere, Berner (Oslo) über Maskulinisation durch Ovarial- 
geschwülste, Bergauer (Prag) über den Einfluß der Steinach- 
schen Operation auf den Altersstar. Loewe (Dorpat) glaubte 
auf Grund seiner Versuche die Frage ‚Gibt es weibliche Ge- 
schlechtshormone im Pflanzenreich ?“ bejahend beantworten 
zu dürfen. Benjamin und Schmidt (New York) gaben nach 
nunmehr 6jähriger Beobachtung an der Hand von 400 Fällen 
ihre Erfahrungen bekannt, die sie in der Altersbekämpfung 
durch die Keimdrüsentherapie erzielt haben. Besonders be- 
merkenswert ist ein Versuch, der von ihnen ın chinesischen Ge- 
fängnissen angestellt worden ist. Um zu beweisen, daß weder 
das Moment der Suggestion noch etwaige Änderungen der 
äußeren oder inneren Lebensbedingungen eine Rolle spielt, 
waren diese nach dem Verfahren Steinachs Operierten über 
die Art und Folgen der Operation völlig im unklaren gelassen 
worden. Es ist bei den Operierten Gewichtszunahme bis zu 
30 Pfund erreicht worden, das Aussehen wurde derart ver- 
ändert, daß man kaum glaubte, dieselben Menschen vor sich 
zu haben; die Leute wurden vor allem auch wieder brauchbare 
Arbeiter. 

Die zweite Abteilung Psychologie und Pädagogik wurde mit 
einem sehr zeitgemäßen Thema von dem Holländer van Bem- 
melen (Groningen) „Der Kriegsdrang als sexuelle Erschei- 
nung‘ eröffnet. Moll warnte in einem Vortrage ‚„‚Homosexua- 
lität und der sogenannte Eros‘ sehr vor einer neuen und ge- 
fährlichen Umdeutung und Verschleierung der Homosexualität. 
Er betonte, daß mit dem Worte ‚‚Eros‘“ neuerdings eine Ver- 
wirrung angestiftet würde, die den Homosexuellen sehr will- 
kommen wäre und von ihnen in jeder Weise unterstützt würde. 
Ihnen läge sehr daran, daß ihre Triebe nicht als rein geschlecht- 
liche hingestellt würden. Charlotte Bühler (Wien) sprach 
über die „männliche und weibliche Pubertätsentwicklung‘. 
Else Voigtländer (Waldheim-Sachsen) über ‚Beziehungen 
von Liebe und Sexualität“, Alfred Adler (Wien) über ‚‚Eroti- 
sches Training, erotischer Rückzug‘ und Stern, der Psychologe 
der Hamburger Universität, über ‚Der Ernstspiel-Charakter 
der Jugend-Erotik und -Sexualität‘“. Daneben wurden Fra- 
gen der Sexualpädagogik eingehend behandelt. 

Bei den weiteren Verhandlungen nahmen die Erörterungen 
über den gewollten und ungewollten Rückgang der Geburten 
einen breiten Raum ein. Die Beziehungen der Geschlechter zu- 
einander in der früheren und heutigen Zeit, die Unterschiede 
in Stadt und Land, zwischen der weißen und farbigen Rasse, 
die Bedeutung der Ehe, der verhängnisvolle Einfluß der Woh- 
nungsnot und andere wichtige Fragen mehr wurden ebenso 
gründlich von hervorragenden Sexualethikern wie Bohn (Ber- 
lin), von Rhoden (Halle), Ruland (Würzburg), Ude (Graz), 
wie von bekannten Sozialhygienikern wie Engelsmann (Kiel), 
Grotjahn (Berlin), Haire (London), Silbergleit (Berlin) 
behandelt. Die amerikanischen und englischen Vertreter teil- 
ten im besonderen ihre recht umfangreichen Erfahrungen über 
den Erfolg und die Durchführung des Präventivverkehrs und 
der eugenischen Sterilisierung mit. 


Sehr wichtige Verhandlungen brachte die Abteilung für 
Kriminologie und Familienrecht. Sie wurden eröffnet von Wul- 
fen (Dresden), dem Leiter des sächsischen Gefängniswesens, mit 
einen Vortrage ‚‚Die Sexualnot der Straf- und Untersuchungs- 
gefangenen“. Grat Gleispach (Wien) sprach über ‚Ätiologie 
der Sexualdelikte‘‘, Hübner (Bonn) über ‚Kriminalität als 
Ausdruck der sexuellen Konstitution‘, Loewenstein (Ber- 


2. 


lin) über ,Dıe Sexualverbrechen nach künftigem deutschen 
Strafrecht‘. Stern (Hamburg) behandelte das schwierige Thema 
„Psychologische Begutachtung jugendlicher Zeugen in Sexual- 
prozessen‘‘, Hellwig (Potsdam) und Moll (Berlin) erstatteten 
das Korreferat. 


Auf den verhängnisvollen Einfluß, den die Geschlechtskrank- 
heiten ausüben, wiesen im besonderen Almkvist (Stockholm) 
und Jadassohn (Breslau) hin; sie zeigten in ihren Vorträgen 
„Der Rückgang der Geschlechtskrankheiten in Schweden und 
seine Lehren“ und ‚‚Syphilisrückgang und Salvarsan (eine En- 
quête)“ gleichzeitig die Wege, wie dieser Gefahr zu begegnen 
ist. Gewisse Schwankungen sind im Auftreten der Geschlechts- 
krankheiten immer nachweisbar gewesen. Seit dem Jahre 1913 
ist in Schweden ein ständiges und starkes Ansteigen beobachtet 
worden. Im Jahre 1913 sind in Schweden von 1000 Einwohnern 
als erkrankt gemeldet an Gonorrhoel, 83, an Syphilis 0,13; 
im Jahre 1919 an Gonorrhoe 3,54, an Syphilis 1,02. Nach 1919 
erfolgte dann ein steiler Abfall, der angehalten hat, so daß 1924 
die Erkrankungsziffern in Schweden geringere waren als vor 
vor dem Kriege. Almkvist übersah nicht den Anteil, den die 
Kriegsverhältnisse sowohl an dem Ansteigen wie auch nach der 
Besserung der Verhältnisse an der Abnahme der Erkrankungs- 
ziffern gehabt haben. Hauptsächlich ist aber die Abnahme durch 
die günstigen Auswirkungen des am 1. Januar 1919 in Schweden 
eingeführten Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten erzielt worden. Das Hauptprinzip dieses Gesetzes ist, 
daß jeder Kranke verpflichtet ist, sich von einem Arzt behandeln 
zu lassen und den erhaltenen Vorschriften zur Heilung der 
Krankheit wie zur Verhütung einer Weiterverbreitung zu fol- 
gen, bis er als gesund erklärt worden ist. Jeder Kranke hat das 
Recht auf kostenlose Behandlung. Wichtig ist, daß mit dem 
Inkrafttreten dieser Bestimmungen in Schweden die Regle- 
mentierung der Prostitution aufgehoben worden ist. Die Ab- 
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nahme der Geschlechtskrankheiten bezieht sich auch in Schwe- 
den hauptsächlich auf die Syphilis. Den Grund dafür sieht 
Almkvistin der sehr wirksamen antisyphilitischen Therapie, 
die sich während des vorigen Jahrzehntes mehr und mehr ent- 
wickelt hat. — Über diese wichtigen Fragen berichtete Ja- 
dassohn (Breslau) auf Grund einer Enquête, an der sich 51 
Fachärzte aus 19 europäischen Ländern beteiligt haben. Fast 
ausnahmslos haben sich die ausländischen Syphilidologen der 
Erklärung der Deutschen Dermatologischen Gesellschaft aus 
dem Jahre 1923 angeschlossen, in welcher die hervorragende 
Bedeutung des Salvarsans zur Bekämpfung der Syphilis als 
Volkskrankheit und seine relativ große Ungefährlichkeit bei 
Vorsicht in Fabrikation und Anwendung betont wird. Auch 
durch diese Enquête ist festgestellt, daß die frische‘ Syphilis 
in fast allen Ländern zurückgegangen ist. Die Gonorrhoe hat 
dagegen in 16 Ländern entweder nicht abgenommen oder sogar 
zugenommen. Wertvoll ist auch die Feststellung, daß nirgends 
eine Vermehrung der Tabes und Paralyse aufgetreten ist, welche 
in Zusammenhang mit Salvarsan gebracht werden könne. Ab- 
schließend betonte Jadassohn die große Bedeutung, welche 
der zur Zeit dem Reichstag vorliegende Gesetzentwurf zur Be- 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten für Deutschland hat, der 
sich auf derselben Grundlage aufbaut wie der schwedische und 
der gleiche Hoffnungen bei uns rechtfertigt. 

Zusammenfassend darf von dem internationalen Kongreß 
für Sexualforschung gesagt werden, daß die wissenschaftlichen 
Verhandlungen nicht nur allen Teilnehmern viel Anregung, 
sondern auch der Forschung neue Wege gewiesen und Inter- 
essantes gebracht haben. Sie waren umrahnıt von einer Reihe 
gesellschaftlicher Veranstaltungen, bei denen reichliche Ge- 
legenheit zu persönlicher Aussprache gegeben war. Als nächster 
Tagungsort ist Rom in Aussicht genommen. 


Roeschmann (Berlin). 


Verantwortlicher Schriftleiter: Professor Rott, Berlin-Charlottenburg 5, Frankstraße 3. 


Druck: Ohlenroth’sche Buchdruckerei Erfurt. 


Die Säuglingssterblichkei in den ersten Lebenstagen und ihre Bedeutung 
für die Fürsorge. 


Die gegenüber anderen deutschen Ländern hohe 
Säuglingssterblichkeit Bayerns (1925 = 13,5 gegen 
Reichsdurchschnitt 10,5) gibt Anlaß, die Frage der 
Säuglingsfürsorge in Bayern nochmals eingehend zu 
überprüfen, ob nicht ein Ausbau nach neuen Rich- 
tungen eine Besserung der Verhältnisse möglich macht. 
Der erste Schritt bei diesen Untersuchungen ist eine 
statistische Überprüfung der Verhältnisse unter Ver- 
wendung des bislang veröffentlichten, sowie eigens für 
diesen Zweck durch das Bayerische statistische Landes- 
amt neu zusammengestellten Zahlenmaterials. 

Die Säuglingssterblichkeit Bayerns ist regionär 
außerordentlich verschieden. Es betrug z. B. die 
Säuglingssterblichkeit in den bayerischen Regierungs- 
bezirken 1913 und 1923 auf 100 Lebendgeborene: 


Tapene ad 


Oberbayern 


nee 15,9 

Niederbayern ................. ' 22,9 
Pfalz oo. een i 11,5 
Oberpfalz un. 24,1 
Oberfranken ........2222220.. 13,8 
Mittelfranken ................ 14,5 
Unterfranken ................. 13,9 
Schwaben ......c2ecceeneeen 15,2 
Bayti nun 16,5 


Die Gebiete mit überdurchschnittlicher Säuglings- 
sterblichkeit decken sich vornehmlich mit den Wohn- 
gebieten der Bajuwaren, was zu der Vermutung führte, 
daß vielleicht diese Übersterblichkeit mit gewissen 
Rasseneigentümlichkeiten in Beziehung steht!). Auch 
um hierüber Klarheit zu gewinnen, dienen folgende 
Untersuchungen, die sich vornehmlich mit der Säug- 
lingssterblichkeit Bayerns in dem ersten Lebens- 
monat bzw. Lebenstagen unter besonderer Berück- 
sichtigung der ländlichen Verhältnisse befassen. 

Es ist besonders Rott?) zu danken, daß er die Be- 


1) Seiffert, Beziehungen zwischen Säuglingssterblichkeit 
und Rasse. In: Bericht über die VIII. Deutsche Tagung für 
Säuglings- und Kleinkinderschutz, Düsseldorf, 13. und 14. Sep- 
tember 1926, Selbstverlag Berlin-Charlottenburg 5, Frankstr. 3; 
ferner in: Archiv für Rassenhygiene, Bd. 19, H. 3. 

*) Rott, Die Sterblichkeit in den ersten 7 Lebenstagen. 
Ges.-Fürs. f. d. Kindesalt., Bd. 1, Nr. 1, S. 33. 1925. 
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deutung der Säuglingssterblichkeit in den ersten Le- 
benstagen wieder in den Vordergrund der Betrachtung 
stellte und damit diese Frage, die wohl zuerst von 
Dietrich!) angeschnitten wurde, neuerdings zur Dis- 
kussion stellte. Rott hat in seiner erwähnten Arbeit 
wichtiges zur Frage vorliegendes statistisches Material 


“mitgeteilt. Es ist vielleicht nicht wertlos, es durch 


entsprechende Zahlen über die Säuglingssterblichkeit 
Bayerns mit seinen besonderen Verhältnissen, im be- 
sonderen auf dem Lande, zu ergänzen, um dann daran 
die Betrachtung anzuschließen, welche Gegenmaß- 
nahmen die Fürsorge vornehmlich auf dem Lande 
treffen kann. 

Nach einer für das Jahr 1923 über die bayerische 
Säuglingssterblichkeit in den ersten Lebenstagen 
durchgeführten eingehenden Aufstellung des statisti- 
schen Landesamtes — das Urmaterial wurde in der 
Geschäftsstelle der Bayerischen Arbeitsgemeinschaft 
vornehmlich durch Dr. Arnold für die Untersuchun- 
gen vorbearbeitet — verteilt sich die Säuglingssterb- 
lichkeit in Bayern prozentual auf die ersten Lebens- 
tage und späteren Monate nach folgendem Verhältnis 
(Tabelle 2). In der Tabelle ist außerdem die Säuglings- 
sterblichkeit, für die entsprechenden Zeiten auf 100 
Lebendgeborene berechnet, wiedergegeben. 


Tabelle 2 
Sterblichkeitsantell in Pro- in Pro- 
Sterblichkeit auf 
Gestorben I 100 ae wen | ken, ee ne ngs- 
P ne ah 
o—_ı. Tag . 1,93 12,0 
2.— 5. ,„ ;: 1,27tägl.Durchschn. 0,32 | 7,8 tägl. Durchschn. 1,9 
6.—10. , | 0,93 zi 0,19 5,7 5 1,1 
11.30. „ | 2,17 i 0,11 | 13,2 , 0,6 
eE E SEA 
0.— 1.Monat 6,30 38,7 
2. „ | 1,67 10,3 
S ei tlich er tlich 
n on 
4.— 6. „ | 3,18 Durchschnitt 160| 19,7 Durchschnitt 6,6 
7.212; y | 3,55 u 0,59| 22,2 p 3,7 
| 
insgesamt | 16,17 100,0 


1) JIme Congrès International des Gouttes de lait. Brüssel 
1907. Zschr. f. Säuglingsschutz. Bd. II, S. 162. 1910. — 
Roesle, Die Sterblichkeit im ersten Lebensmonat. Zschr. f. 
soziale Med. Bd. 5, H. 2, S. 151. 1910, 
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Säuglingssterblichkeit in Bayern (1923) 


Prozentuale Verteilung 
nach Monaten und Tagen 


-7. Tag 


2-5. Tag 


-6 -10. Tag 
| Qurosseaniit 
11.30 ag 4-6 Mon | 


Durchschnitt 7-12. Mon. 


vu 


Monat:| I | M KARSKATLAL AN 2ER 


Abb. I. 


Abbildung 1 gibt die Zahlen graphisch in der Art 
wieder, daß die Prozentzahlen in entsprechendem Ver- 
hältnis für die einzelnen Zeiten eingetragen werden. 

Die Abbildung bedarf keiner weiteren Erläuterung, 
um die Bedeutung der ersten Lebensmonate und im 
besonderen der ersten Lebenstage für die Säuglings- 
sterblichkeit noch mehr hervorzuheben. Das Ver- 
hältnis, wie es für Bayern gilt, dürfte im großen und 
ganzen auch für andere Länder durchaus ähnlich sein. 

Wie verhält sich die Säuglingssterblichkeit des 
ersten Lebensmonats regionär in Bayern? Ist ihre 
örtliche Verteilung der für die Gesamtsterblichkeit 
ähnlich oder sind hier Besonderheiten vorhanden ? 
Tabelle 3 gibt die Säuglingssterblichkeit der Kreise 
(Regierungsbezirke) im ersten Lebensmonat im Ver- 
gleich zur gesamten Säuglingssterblichkeit wieder. 
Die Kreise werden hierbei nach Höhe der Säuglings- 
sterblichkeit geordnet. Wie für diese Tabelle gilt auch 
für die folgenden, daß Zahlen ohne weitere Erläuterung 
der betreffenden Sterblichkeit auf 100 Lebendgeborene 
für das Jahr 1923 entsprechen. 


Tabelle 3. 


Sterblichkeit 
im I. Lebens- 
monat in ə 
der Gesamt- 
säuglings- 

sterblichkeit 


Sterblichkeit 
im 1. Lebens- 
monat 1923 


Gesamtsäug- 
lingssterblich- 
keit 1923 


(auf 100 Lebendgeborene) 


Oberpfalz 


Niederbayern ..... 22,9 8,8 38,2 
Oberbayern ...... 15,9 6,7 42,0 
Schwaben ........ 15,2 6,7 41,5 
Mittelfranken ..... 14,5 5,3 36,2 
Unterfranken ..... 13,9 4,9 35,2 
Oberfranken ...... , 13,8 5,2 37,6 
Plalzius ea | 11,5 4,3 37,4 
Bayern .......... | 16,5 6,3 38,2 


(Fette Zahlen liegen über dem Landesdurchschnitt.) 


E 
| 
| 
| 


| 
| 
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Es ergibt sich aus dieser Aufstellung, daß die Sterb- 
lichkeit im ersten Monat regionär in fast ganz gleicher 
Art vom Durchschnitt abweicht wie die Sterblichkeit 
im ersten Jahre. Der prozentuale Anteil der Sterbe- 
fälle im ersten Monat an der gesamten Säuglingssterb- 
lichkeit wechselt in den einzelnen Kreisen etwas. 
Mindestens 1⁄4 der Sterbefälle im Säuglings- 
alter fällt in allen Kreisen Bayerns auf den 
ersten Lebensmonat. Der höchste prozentuale An- 
teil trifft auf Oberbayern und Schwaben, die zusammen 
mit Oberpfalz und Niederbayern auch auf 100 Ge- 
borene die größte Sterblichkeit im ersten Monat haben. 

Im Vergleich zu der Sterblichkeit im ersten Lebens- 
monat mögen nunmehr die Sterblichkeitszahlen für 
den 0—10., 11.—20., 21.—30. Lebenstag für die Kreise 
gegeben werden, wobei sie nach Höhe der Sterblichkeit 
im 1. Monat geordnet sind. 


Tabelle 4. 
Sterblich- 
| keit im | ee | 0 | ee 
Niederbayern Baal | 88 5,2 2,2 1,4 
Oberpfalz ........ 78 4,7 2,0 1,1 
Oberbayern ...... 6,7 4,6 1,2 0,9 
Schwaben ........ 67 4,7 1,2 0,7 
Mittelfranken ..... | 5,3 3,5 1,1 0,7 
Oberfranken ...... w 942 3,5 1,1 0,6 
Unterfranken ..... 49 3,5 0,9 0,5 
Pfalz: 22.42.5554 4,3 3,1 0,9 0,4 
Bayern .......... 6,3 | 4,1 1,4 0,8 


Die Unterschiede der beiden Gruppen von Kreisen 
mit über-, bzw. unterdurchschnittlicher Säuglings- 
sterblichkeit im 1. Monat spiegeln sich auch in der 
Sterblichkeit der drei Untergruppen wieder. Das Bild 
für die ersten 10 Tage ist völlig gleich. Für die Gruppe 
11—20 Tage scheiden Oberbayern und Schwaben, für 
die Gruppe 21—30 Tage Schwaben in dem Sinne aus, 
daß sie unter Landesdurchschnitt liegen. Am schärf- 
sten tritt der Unterschied bei der über Durchschnitt 
liegenden Gruppe für die ersten 10 Lebenstage hervor. 

Der prozentuale Anteil der Säuglingssterblichkeit in 
den ersten 10 Lebenstagen zur gesamten Säuglings- 
sterblichkeit beträgt in Prozenten: 


-— e 

| ekustinas | Prozentualer 

E Ar 

ee en ae Tage: nn as 
Niederbayern RER T ES 28 ‚8 
Oberpfalz 5,200 sau | : 2 | 19,4 
| Oberbayern 2.2222 4,6 28,9 
Schwaben u... 4sn.3:3228 eita 4,7 31,0 
Mittelfranken ©... 2 ccceannnn. | 3,5 24,1 
Oberfranken ........222ce20.. | 3,5 25,0 
Unterfranken ..........2...2... f 3,5 25,2 
Pfalz ETE a ee | 3,1 26,0 
Bayern ana 4,1 25,0 


Der hohe. prozentuale Anteil Oberbayerns und 
Schwabens an der Sterblichkeit in den ersten Tagen 
ist noch deutlicher wie für den ersten Monat. Auf- 
fallend dagegen sind die verhältnismäßig niedrigeren 
Zahlen für Niederbayern und Oberpfalz. Hinzuweisen 
ist auch auf den hohen Prozentsatz der Pfalz. 

Die Verteilung der Säuglingssterblichkeit in den 
ersten fünf und weiter vom 6.—10. Tag ergibt sich 
nach Tabelle 6. | 


Tabelle 6. 


ww 

E 

= 

| 
= oo 
Niederbayern .. 5,2 | 2,3 
Oberpfalz ..... 4,7 | 2,1 
Schwaben .... 4,7 | 2,6 
Oberbayern ... 4,6 | 2,4 
Mittelfranken .. , | 3,5 | 1,4 
Oberfranken ... 35 | 1,4 
Unterfranken .. 3,5 | 1,4 
Pfalz ......... 3,1 | 1,4 
Bayern ....... 4,1 | 1,9 


Die Sterblichkeit in den ersten fünf Tagen ist fast 
dreimal so hoch wie in den 6.—10. Lebenstagen. Der 
erste Tag hat fast ?/, der gesamten Todesfälle in den 
ersten fünf Tagen. Von den Sterbefällen der 
ersten 10 Tage trifft fast die Hälfte auf die 
ersten Tage. Deutlich sind für den 1.—5., sehr 
scharf für den ersten Tag, weniger deutlich für den 
5.—10. Tag, sowie 2., 3., 4., 5. Tage die Unterschiede 
der beiden Gruppen mit über-, bzw. unterdurchschnitt- 
licher Säuglingssterblichkeit. Sie treten am schärfsten 
am 1. Lebenstag in Erscheinung. Am geringsten oder 
zum Teil verwischt sind die Unterschiede am 5. und 
6.—10. Tag. Besonders auffallend ist, daß die Sterb- 
lichkeit am 1. Lebenstag in Schwaben am höchsten 
ist, für das die Säuglingssterblichkeit im späteren 
Alter wesentlich besser ist. 

Prozentual entfallen auf die Gesamtsäuglingssterb- 
lichkeit: 


Tabelle 7. 
4 Sterblichkeit am 1. Tag 
am 1.—5.Tag °% o/o 
l 
Schwaben ......... naonana. l 26,2 17,2 
Niederbayern ................. | 16,5 10,1 
Oberbayern .....22ceeeeeeecnn | 23,1 15,0 
Oberpfalz o...n... aoon. 14,0 8,8 
Mittelfranken .......22222220. | 17,9 9,7 
Oberfranken .......22ccec200: | 17,3 10,1 
Pine aeg 20,8 12,2 
Unterfranken ......cccccenn. - 16,7 10,1 
Bayem Sara 19,8 12,0 


Der prozentuale Anteil ist am höchsten in Schwa- 
ben, Oberbayern und Pfalz, am niedrigsten in der 
Oberpfalz. 

Die Sterblichkeit am ersten Tage wird nicht überall 
ganz einheitlich erfaßt, in verschiedenen Gegenden 
werden Kinder oft als lebendgeboren gezählt, die nur 
unsichere Lebenszeichen geben und anderweitig als 
Totgeburten erfaßt werden. Es ist daher eine Prüfung 
nötig, ob das regionäre Verhältnis der Sterblichkeit 
am ersten Lebenstag sich nicht ändert, wenn man Tot- 
geburten und Gestorbene zusammenzählt und in ent- 
sprechende Beziehungen setzt. Hierdurch ergeben sich 
gewisse Änderungen, wie Tabelle 8 zeigt. Bei dieser 
Tabelle wurden die Zahlen nur für das Land genom- 
men, um die Einflüsse, die bei den wesentlich zahl- 
reicheren Totgeburten der Städte mitspielen, auszu- 
schalten und nur eine durch Wanderungseinflüsse 
weniger veränderte Bevölkerung zu erfassen. 


Tabelle 8. 


Totgeborene und am 
ersten Tag Gestorbene 


Schwaben 
Oberbayern asus 
Niederbayern 
Oberpfalz... 
Mittelfranken 
Oberfranken 

Unterfranken 
Pfalz un. asus 


ze BT 8 Te 


Auch bei der Zusammenfassung von Totgeborenen 
und am I. Lebenstag Gestorbenen bleibt das Verhält- 
nis zwischen den beiden über-, bzw. unterdurchschnitt- 
lichen Gruppen bestehen. Eine zweifelsohne nicht ge- 
ringe Fehlerquelle bei der Erfassung ändert demnach 
die bei der regionären Verteilung der Säuglingssterb- 
lichkeit festgestellten Unterschiede nicht. 

Wenn man die Säuglingssterblichkeit der beiden 
Gruppen I. Oberbayern, Niederbayern, Schwaben, 
Oberpfalz mit Überdurchschnitt, II. Oberfranken, 
Mittelfranken, Unterfranken, Pfalz mit Unterdurch- 
schnitt für die einzelnen Zeiten zusammenfaßt, so 
ergibt sich Tabelle 9. 


Tabelle 9. 
Ea 7 ; o Kreise Kreise 

Sterblichkeit mit Über- mit Unter- 

ı durchschnitt durchschnitt 
0.12. Monat een | 195 | 13,4 
1. Monat 522 7,5 4,9 
1.—10. Tag Anna 4,8 3,4 
O 5 Tapes 3,7 2,4 
a E sans 2,4 © 14 
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Aus der Zusammenstellung ergibt sich, daß die 
Sterblichkeit im I. Monat bei Gruppe II fast so groß 
ist, wie die Sterblichkeit in den ersten 10 Tagen bei 
Gruppe I. Die Sterblichkeit in den ersten 5 Tagen ist 
bei Gruppe II so groß wie die Sterblichkeit am I. Tage 
bei Gruppe I. Die Unterschiede sind demnach 
in den ersten Lebenstagen am deutlichsten. 

In die Karte von Bayern (Abb. I.) sind die Kreise mit 
überdurchschnittlicherSterblichkeitschwarz,mitunter- 
durchschnittlicher Sterblichkeit weiß eingezeichnet. 


Kreise mit über- (schwarz) und unterdurchschnittlicher 
(weiß) Säuglingssterblichkeit in Bayern. 


Abb. II. 


Faßt man die sich aus den regionären Verhältnissen 
der Sterblichkeit in den ersten Lebensmonaten er- 
gebenden Verhältnisse zusammen, so ist zu sagen: 
Mehr als ein Drittel der gestorbenen Säug- 
linge trifft auf den ersten Monat, mehr als 
ein Zehntel auf den ersten Tag. Die sich bei 
der Gesamtsäuglingssterblichkeit ergeben- 
den Unterschiede zwischen Kreisen mit 
überdurchschnittlicher (Oberbayern, Nieder- 
bayern, Oberpfalz, Schwaben) und unter- 
durchschnittlicher (Ober-, Mittel-, Unter- 
franken, Schwaben) Säuglingssterblichkeit 
lassen sich auch für den ersten Lebens- 
monat sowie für die ersten Lebenstage zei- 
gen. Sie treten sogar in den ersten Lebens- 
tagen bei einzelnen Kreisen noch wesentlich 
schärfer hervor. In Schwaben und in Ober- 
bayern ist die Säuglingssterblichkeit gegen- 
über dem Durchschnitt in den ersten Le- 
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benstagen prozentual erheblich höher als 
in den folgenden Lebensmonaten. Das Ver- 
hältnis.der am ersten Tag Verstorbenen än- 


dert sich auch bei Zuzählung der Totgebur- 


| 


| 


ten (Ausschaltung verschiedener Erfassungsweise) 
nicht. 

Die Säuglingssterblichkeit Bayerns zeigt nach 
Stadt und Land aufgeteilt erhebliche Verschieden- 
heiten. Es starben 1923 auf 100 Lebendgeborene: 


Tabelle 10. 
in Bayern insgesamt (Stadt und Land) .... | 15,8 
in den kreisunmitteibaren Städten (Stadt)... | 14,9 
in den Bezirksämtern (Land) .............. i 16,2 


Die Sterblichkeit ist demnach auf dem Lande wesent- 
lich höher. Für die verschiedenen Monate ist der Ab- 
stand zwischen Stadt und Land zu Ungunsten des 
Landes ziemlich gleichmäßig. 


Tabelle 11. 
Stadt | Land 
ee T e a S er Zua cail a a 
l Monat uns 5,35 | 6,60 
2. MPa oraa ELAn EEEE 1,40 1,76 
3-:Milabar sent 1,33 1,52 
4. 6. Monat (Durchschnitt für 
den einzelnen Menat) ....... | 0,99 1,08 
7.-— 12. Monat (Durchschnitt für | 
den einzelnen Monat) ....... 0,60 | 0,62 


Im ersten Monat sind die Unterschiede entsprechend. 


Tabelle 12. 
Ka —— _ —— 
Stadt | Land 
O10 Tap ei 1 3,85 4,22 
11:20, Tag aus er | 0,90 1,48 
21.—30. Tagan sun. | 0,60 0,90 


In den ersten 5 Lebenstagen aber ändern sich die 
Verhältnisse. 
Tabelle 13. 


Stadt Land 
Top 2a ans 1,93 | 1,95 
2: LaR ses en ea 0,53 0,48 
I»lap riesen 0,40 0,35 
4: Tapas ea 0,25 0,24 
DE-TOE San 0,13 0,17 
DE: TaR es 2,24 2,19 
6—10: Tag rn 2 each 0,61 1,03 


Setzt man die betreffenden Zahlen für die Stadt 
gleich 100, so ergeben sich für das Land folgende 
Zahlen: 
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Tabelle 14. 


Sterblichkeit 
auf dem Lande 


1.12: Monat... 124 
1:.Monat: ie | 123 
0.—10. Tag ee RE RL RR E E E I 109 
MEI TR dee | 158 
De Ta a e ARA ! 83 
E see ern i 101 


Säuglingssterblichkeit 
auf dem Lande 


Vergleich zur Stadt 
(entsprechende Zahlen = 100) 


7-12.Mon. 1. Mon. 1-30.79. 0-10.79. 05.79. 
Abb. II. 


7.79. 


In den 4 ersten Lebenstagen sind die Zahlen für 
Stadt und Land fast gleich oder für die Stadt höher. 
In dieser Zeit liegen die Verhältnisse umgekehrt, 
wie in den folgenden Zeiten: Die in dieser Zeit 
ungünstigeren Verhältnisse der Stadt gegenüber dem 
Lande lassen sich noch deutlicher zeigen, wenn man 
das Prozentverhältnis der zu den betreffenden Zeiten 
gestorbenen Säuglinge zu den gesamten im Säuglings- 
alter Verstorbenen feststellt (Tabelle 15). 


Tabelle 15. 


Gestorben im | Stadt ' Land 
7.—12. Monat ...........2.2... ; 21,4 22,2 
1. Monat onen 38,0 39,2 
0.—10. Tag nn. | 27,3 25,1 
Pa T see 13,7 11,7 
6.—10. Tag 2.2. 1 0483 6,1 
(l 


Diese Unterschiede zeigen sich ebenfalls recht stark 
bei der regionären Aufteilung der Säuglingssterb- 
lichkeit in den ersten 10 Tagen nach Stadt und 
Land (Tabelle 16). 


ap... EEE, 


Tabelle 16. 
E ; T i nn 0.—1. Tag i 5.10. Tag = 
s starben -a 

i Stadt | Land l Stadt Land 

npa SaR E A T er _ = = Toa een o = are 
Oberbayern ...... | 2,67 2,18 0,59 0,95 
Niederbayern ..... ı 2.18 2,34 | 0,93 1,39 
Oberpfalz ........ | 1,85 2,16 | 0,82 1,37 
Schwaben ........ 2,33 2,68 0,49 0,78 
Oberfranken ...... 1.29 1,40 0,76 1,17 
Mittelfranken ..... 1.1, 1.33 0,58 1,07 
Unterfranken ..... 1,70 11,75 0,51 0,78 
Pfalz»: 2350: i 1,58 1,29 0,55 0,62 
Bayern .......... 1,95 1,95 ' 0,61 1,03 


Am ersten Tag ist die Sterblichkeit in der Stadt 
höher in Oberbayern, Mittelfranken und Pfalz als auf 
dem Lande. Für die anderen Kreise gilt das Umge- 
kehrte. In Schwaben ist die Sterblichkeit am ersten 
Tag ganz wesentlich höher auf dem Lande. In den 
erstgenannten drei Kreisen ist die hohe Zahl vornehm- 
lich bedingt durch München, Nürnberg, Ludwigshafen 
und andere pfälzische Industriestädte. Wie die Zahl 
der Totgeburten für die Städte allgemein höher ist wie 
für das Land, so ist auch hier die Sterblichkeit in den 
ersten Lebenstagen größer als in ländlichen Gegenden 
oder industrieärmeren Städten. In den folgenden vier 
Tagen wird dieser Unterschied immer undeutlicher. 
Vom 6. Tage ab ist durchwegs die Sterblichkeit in 
allen Kreisen auf dem Lande höher als in der Stadt. 
Die Unterschiede der über- und unterdurchschnitt- 
lichen Gruppen der Kreise sind auf dem Lande wesent- 
lich stärker ausgeprägt als für die Stadt. 

Die Zahlen für Stadt und Land ergeben, daß die 
SäuglingssterblichkeitaufdemLandemitAus- 
nahme der ersten Lebenstage durchwegshöher 
ist als in der Stadt. In den ersten 5 Tagen 
haben die Großstädte, vor allem die mit stär- 
kerer Industrie, eine höhere Sterblichkeit 
als das Land. Der Unterschied zwischen den 
beiden über- und unterdurchschnittlichen 
Gruppen der Kreise ist fürdas Land wesent- 
lich schärfer ausgeprägt als für die Stadt. 

Bei Sterblichkeit nach Geschlechtern haben die 
Knaben durchwegs höhere Zahlen wie die 
Mädchen. Die Unterschiede sind in den ersten Le- 
benstagen stärker als in den späteren Monaten, wo sie 
dauernd kleiner werden. 


Tabelle 17. 
| Knaben 
Knaben Mädchen |(wenn Mädchen 
en u een 
7.—12. Monat 3,64 3,47 105 
1. Monat ......... 6,12 4,52 135 
0.—10. Tag ....... 4,32 3,44 126 
L Tape 2,24 1,63 138 
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Die Unterschiede sind für Stadt und Land gleich, 
ebenso lassen sich regionär keine Besonderheiten fest- 
stellen. 

Die Sterblichkeit nach Ehelichen und Unehe- 
lichen zeigt in allen Lebenszeiten für die Unehe- 
lichen ungünstige Zahlen. 


Tabelle 18. 


i Uneheliche f 
Eheliche Uneheliche |(wenn Eheliche 


E = 100 gesetzt) 
CEE E : | Ir 
712. Monat .... | 3,45 4,03 116 
1. Monat ......... 5,81 9,55 163 
0.—10. Tag....... 3,92 5,62 144 
11.30. Tag....... 1,89 3,93 204 
1. Tag ee 1,85 | 2,54 140 


In den späteren Monaten verringern sich die Unter- 
schiede mehr und mehr. Sie sind für die ersten 10 Le- 
benstage wesentlich geringer als für die weiteren Tage 
des ersten Monats, für die die Unterschiede am größten 
sind. 

In der Stadt wie auf dem Lande ist die Sterblichkeit 
der unehelichen allgemein höher wie die der ehelichen 
Kinder. Die Sterblichkeit der Unehelichen ist 
aber in der Stadt wesentlich höher wie auf 
dem Lande. 

Tabelle 19. 


—— 


6.—12. Monat ........2222220.. 142 110 
1,:MoNat ae 192 160 
0:10, Tap 2... 185 129 
11.—30. Tag inne 206 219 
a E ee E EE 176 121 


Nach Tabelle 16 und Abb. IV nähert sich die Sterb- 
lichkeit der Unehelichen auf dem Lande in den 
späteren Monaten wesentlich mehr den Zahlen der 
Ehelichen, als in der Stadt. Die höchsten Unter- 
schiede gegenüber den Ehelichen liegen in der Zeit 
vom 11.—30. Tag. In dieser Zeit sind die Zahlen 
der unehelich Verstorbenen auf dem Lande 
ungünstiger als in der Stadt. Man könnte bei 
den auffallenden Differenzen zwischen Stadt und 
Land für den I. und 0.—10. Tag gegenüber der Zeit 
vom 11.—30. Tag den Einwand machen, diese Unter- 
schiede sind dadurch erklärbar, daß uneheliche Kinder 
von Landfrauen zum Teil in den Städten geboren 
werden und auch sterben, nach dem 10. Tage kämen 
die Frauen wieder auf das Land und deshalb erscheine 
von dieser Zeit ab die Sterblichkeit der Unehelichen 
auf dem Lande höher. Es mag hierzu darauf hin- 
gewiesen werden, daß auch die Geburten der Unehe- 


lichen in Bayern auf dem Lande entsprechend wie die 
der Ehelichen fast durchweg zu Hause erfolgen. Un- 
eheliche Geburten in den Städten in Anstalten oder bei 
Hebammen sind für Landfrauen große Ausnahmen. 
Mit diesem Einwand ist daher der Unterschied nicht 
erklärbar. 


Sterblichkeit der Unehelichen in Stadt und Land 
Vergleich zu Ehelichen (entsprechende Zahlen = 100) 


EEE -S47 
=land 


200 


750 


700 


50 


Å EES‘ 


SSSI SSS 
SAINI EES 


72-72.Mon. 1.Mon. 0-710. /g. 77.30. 
Abb. IV. 


Die Bearbeitung der Sterbefälle im ersten‘ Lebens- 
monat nach Todesursachen konnte in diesem Zu- 
sammenhang nicht erfolgen, sie wird für ein späteres 
Jahr nachgeholt werden. Es ist nur möglich, für den 
ersten Monat die an angeborener Lebensschwäche Ver- 
storbenen zu erfassen. Mag man auch dieser Todes- 
ursache mit Recht statistisch nur eine geringere Be- 
deutung zumessen, so dürfen doch einige Zahlen mit- 
geteilt werden, da sie bei den späteren Ausführungen 
benötigt werden. Es starben an angeborener Lebens- 
schwäche im ersten Monat: 


Tabelle 20. 


| Staat | 


D 
St 
~N 
N 


Stadt | Land 


— 
Insgesamt ........ | 4,5 4,2 | 4,6 
Männlich ......... 5,1 4,7 52 
Weiblich ......... 3,9 36 | 3,9 
Ehelich .......... | 4,2 3,6 4,4 
Unehelich ........ | 67 6,9 | 6,5 


Der prozentuale Anteil dieser Fälle an der Gesamt- 
säuglingssterblichkeit ist recht erheblich, er beträgt 


durchschnittlich mindestens ein Viertel aller Fälle. 


Von den Sterbefällen im ersten Monat sind als an an- 


—._.— 


-e 
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geborener Lebensschwäche gestorben gut zwei Drittel 
der Fälle bezeichnet. Die Zahlen sind für das Land 
höher als für die Stadt, für männliche höher als für 
weibliche, für uneheliche höher als für eheliche. Die 
regionären Unterschiede in Bayern treten gleichfalls 
für diese Zahlen sehr scharf hervor. 


Tabelle 21. 


Sterblichkeit an 
' angeborener Lebens- 
| schwäche im 1. Monat 


— a nn 1 


— m ee Ő Á i — EN EREN 


Niederbayern .........222srccseeeen. 5,7 
Oberpfalz recreere 0 5,4 
Schwaben wis er | 5,2 
Oberbayern: 2... | 4,9 
Mittelfranken »..:: 2.0 3,9 
Oberfranken: #2... u 3,7 
Unterfranken: si...u.0 2 | 3,6 
Pfalz sul ATEENA | 3,4 
Bayern... erstere | 45 


Die statistischen Befunde geben über mannigfache, 
für das Leben der Säuglinge in den ersten Lebens- 
monaten bedeutsame Verhältnisse Aufschluß; sie sind 
Wegweiser zu den gefährlichsten Zeiten in der Säug- 
lingssterblichkeit. Sie geben naturgemäß nur eine 
Darstellung, aber keine Erklärung der Verhältnisse. 
Die Beschreibung der Befunde muß durch eine Be- 
gründung ergänzt werden. Die tieferen Ursachen der 
wechselnden Befunde sind zur Zeit nicht leicht oder 
gar nicht feststellbar. 

Die hohe Sterblichkeit der ersten Lebensmonate 
drängt sich vornehmlich auf die frühesten Tage, beson- 
ders den ersten Lebenstag, zusammen. Bei der Sterblich- 
keit gerade am ersten Tag gibt die Statistik kein ganz 
zuverlässiges Bild, da besonders in ländlichen, streng- 
gläubigen Gegenden viele zweifelhafte Totgeburten 
stets als nach der Geburt gestorben angesehen werden, 
um den Neugeborenen den Segen der Nottaufe zu- 
kommen zu lassen. Für den ersten Lebenstag ist 
statistisch über die wahre Todesursache recht wenig 
zu erfahren. Beim allergrößten Teil dieser Fälle wird 
als Todesursache angeborene Lebensschwäche ange- 
geben. Tatsächlich ist hiermit nichts anzufangen. 
Man ist daher auch heute nicht in der Lage, über die 
wahren Todesursachen in den ersten Lebenstagen Ge- 
naueres auszusagen und damit anderseits Schlüsse zu 


ziehen, worin für diese Todesfälle die Vorbedingungen - 


liegen. An kleinerem Material wurde von verschiedenen 
Seiten!) die genauere Todesursache festzustellen ver- 
sucht. Eine größere Statistik lieferte Berlin(nachRott), 
bei der sehr zweckmäßig die Rubrik „Lebensschwäche‘‘ 

1) Thomas, Über Lebensschwäche. In: Beiträge zur Phy- 
siologie, Pathologie und sozialen Hygiene des Kindesalters. 


Springer, Berlin 1919. — Kirchheimer, Die Säuglingsverluste 
in den ersten zehn Lebenstagen. Inaug.-Diss. Göttingen 1919, 


aufgeteilt wurde nach Frühgeburt, Geburtseinwirkung, 
angeborene Lebensschwäche. 1923 trafen hierbei auf 
Frühgeburten 69,3 %. Nach diesen Zahlen, nach den 
Untersuchungen von Thomas, der 79%, Frühgeborene 
unter seinem Material feststellt, und Kirchheimer 
scheint es so, als ob die Frühgeburt die Haupt- 
todesursache in den ersten Lebenstagen ist, 
mag die Frühgeburt bedingt sein durch eine anormal 
kurze Schwangerschaftsdauer oder durch ein Zurück- 
bleiben der Entwicklung bei einem zeitlich normal Ge- 
borenen. Man verdankt in dieser Richtung besonders 
Yllpö!) außerordentlich wichtige Untersuchungen. 
Yllpö sieht als unmittelbare Todesursache der Früh- 
geborenen die mehr oder minder starken Blutungen im 
Zentralnervensystem an, die ihrerseits bei dem Ge- 
burtsvorgang offenbar deshalb entstehen, weil das 
noch weniger entwickelte Blutgefäßsystem den mecha- 
nischen Geburtseinwirkungen gegenüber noch nicht 
ausreichend widerstandsfähig ist. Als weitere Ursache 
werden Geburtseinwirkungen mit 10,3 %, angegeben; 
unter der dritten Rubrik angeborene Lebensschwäche 
findet man 20,4 der Verstorbenen für Berlin. Von 
letzteren fällt wohl noch ein erheblicher Teil unter 
Geburtseinwirkung, wobei vor allem wieder an intra- 
cranielle Blutungen zu denken ist. Das vorliegende 
Material gibt seinerseits wohl einen tieferen Einblick 
in die Sterblichkeitsverhältnisse am ersten Lebenstag, 
als man bislang besaß, löst aber die Frage durchaus 
noch nicht. Es wird noch einer großen Zahl weiterer 
Untersuchungen und zwar nicht nur an dem Material 
einer Anstalt, nicht nur bei städtischen Geburten, son- 
dern auch auf dem Lande bedürfen, um die genauen 
Ursachen in ihrem wirklichen Umfang festzustellen. 
Man wird sich hierbei nicht nur mit Sektionen der 
Kinder, klinischen Beobachtungen und Messungen bei 
der Mutter begnügen dürfen, es wird außerdem nötig 
sein, möglichst eingehende Untersuchungen über so- 
ziale und rassische Verhältnisse der Mutter anzustellen. 
Die nach Rott in Preußen eingeführte Meldung der 
Sterbefälle in den ersten 10 Lebenstagen durch die 
Hebammen dürfte statistisch bedeutsames Material 
ergeben. Bislang ist über die Ergebnisse aus Preußen 
noch nichts bekannt geworden, auch wurde nicht be- 
richtet, ob sich die Berichte praktisch gut durch- 
führen lassen. In letzterem Falle wäre die Einführung 
in anderen Ländern zu wünschen. Es müssen Geburts- 
helfer, Kinderarzt und entsprechend interessierte Für- 
sorgeorgane zusammenarbeiten, um für jeden Fall, so- 
weit es geht, nicht nur die unmittelbare Todesursache 
des Kindes festzustellen, sondern um weiter zu unter- 
suchen, welche Verhältnisse waren für sie bestimmende 


1) Yllpö, Zur Psychologie, Klinik und Schicksal der Früh- 
geburten. Zschr. f. Kinderhik. 1919. 
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Vorbedingungen. Bei einer Frühgeburt wird man zu 
fragen haben, wodurch ist die vorzeitige Geburt aus- 
gelöst, was etwa war Ursache für eine anormal langsame 
Entwicklung des Kindes. Man wird sorgsam zu prüfen 
haben, ob in etwaigen Konstitutionseigenheiten der 
Mutter, in der Arbeit, in anderen äußeren Umständen 
Ursachen gefunden werden können. Wenn man der- 
artige Forschungen bei einer größeren Zahl von Frauen 
aus verschiedenen Volksschichten, Berufen (im be- 
sonderen Landfrauen) angestellt hat, kann man zu den 
tieferen Ursachen — es wird wohl eine Anzahl zu- 
sammenwirken — kommen, und dann erst ist die Mög- 
lichkeit gegeben, an wissenschaftlich begründete, neue 
Fürsorgemaßnahmen zu denken. Man kann vermuten, 
daß die Frauenarbeit ganz wesentlich bei den zahl- 
reichen Frühgeburten mitwirkt, es hat aber den An- 
schein, daß hierbei noch andere, weniger beachtete 
Ursachen mitspielen. Eine eingehende Erforschung 
in dem skizzierten Rahmen wird der Mutterfürsorge 
manche neue Wege weisen können. 

Eine gewisse, in ihrem Umfang schwer schätzbare 
Quote der in den ersten Tagen Verstorbenen dürfte 
trotz bester Fürsorge für die Mutter nicht zu retten 
sein. Wie bei der Fortpflanzung aller Lebewesen, so 
zieht auch hier die Natur eine Anzahl Nieten. Immer 
wird aus Gründen, die man kaum erkennen, kaum be- 
einflussen wird, eine gewisse Zahl von Früchten sich 
mangelhaft entwickeln und lebensunfähig sein. Die 
Ursachen können durch irgendwelche Mißbildungen, 
Funktionsunfähigkeit lebenswichtiger Organe, Kon- 
stitutionseigentümlichkeiten und andere tiefere Be- 
ziehungen bedingt sein. Sie können sich auch bei 
günstigsten Umweltverhältnissen der Mutter aus- 
wirken. Zum größten Teil werden sie ärztlich und für- 
sorgerisch unbeeinflußbar sein, bei einem kleineren 
Teil kann man vielleicht gegen sie etwas tun. Man 
muß aber erwägen, ob es, biologisch gedacht, nützlich 
ist, durch zu weitgehende Maßnahmen lebensschwache 
Früchte zu erhalten. Hier könnte ein Übermaß von 
Fürsorge auf die Dauer schädlicher als nützlicher wer- 
den, da es sich um eine gewisse Auslese handelt, der 
der Mensch nicht in den Rücken fallen soll. Wie groß 
der Prozentsatz der unvermeidbaren Todesfälle in den 
ersten Tagen ist, müßten auch Untersuchungen oben- 
erwähnter Art noch klären. 

Wenn fürsorgerisch die Sterblichkeit in den aller- 
ersten Tagen beeinflußbar ist, so wird es nur über den 
Weg der Fürsorge für die Mutter möglich sein, wobei 
man an entsprechende Maßnahmen in der Schwanger- 
schaft und bei der Entbindung zu denken hat. Was 
die Schwangerschaftsfürsorge betrifft, so muß die Not- 
wendigkeit besonders hervorgehoben werden, sie nicht 
nur auf die Stadt zu beschränken ; man darf das Land 
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nicht vergessen. Die Schwierigkeiten sind wie für jede 
Fürsorge auf dem Lande wesentlich größer. Man hat 
fürsorgerisch viel für die in der Fabrik arbeitende 
Frau, aber verhältnismäßig wenig für die in der Land- 
wirtschaft tätige Frau getan. Es macht oft den Ein- 
druck, als würde der gesundheitsschädliche Einfluß 
der Landarbeit für die Frau gegenüber der Fabrik- 
arbeit unterschätzt. Man darf annehmen, daß die Frau 
in einem viel höheren Grade bei der Landwirtschaft, 
wie bei den meisten Industriebetrieben gesundheitlich 
geschädigt wird. Es ist Zeit, daß man endlich die 
schwere Arbeit der Landfrau gegenüber der weiblichen 
Industriearbeit gesundheitlich richtig einschätzt und 
auch der Landfrau entsprechenden Schutz und Für- 
sorge verschafft. Hierzu gehört an erster Stelle eine 
entsprechende Fürsorge bei der Schwangerschaft und 
Entbindung, die natürlich der Arbeiterin in der Stadt 
ebensowenig fehlen darf. Welcher Art diese Fürsorge 
sein soll, wie sie durchzuführen ist, kann hier nicht 
weiter ausgeführt werden. 

Die Fürsorge für das Kind muß aber auch schon von 
den ersten Lebenstagen an einsetzen,sie kann nicht früh 
genug beginnen. Gerade das lebensschwächere Kind 
bedarf in den ersten Tagen besonderer Pflege. Es ist 
durchaus möglich, daß aus derartigen Kindern bei ent- 
sprechender Pflege vollwertige Menschen werden. Die 
Sterblichkeit der allerersten Tage ist, welche Ursache 
sie auch immer hat, in fast allen Fällen auf lebens- 
schwächende oder -gefährdende Einflüsse im Mutter- 
leib zurückzuführen. Schädliche Umweltsverhältnisse, 
die nach der Geburt auf das Kind einwirken, werden 
in den allerersten Tagen an sich nur in selteneren 
Fällen zum Tode führen, sie werden aber das lebens- 
schwächere Kind wesentlich schwerer treffen. Der 
Einfluß der Umweltsverhältnisse wird sich daher 
statistisch in der Höhe der Sterblichkeit auch erst in 
späteren Wochen äußern. Hierfür sprechen besonders 
die Verhältnisse in Stadt und Land (Abb. III). Die 
Sterblichkeit am ersten Tag ist für Stadt und Land 
fast gleich, am 0.—5. Tag sind die ländlichen Kinder 
günstiger gestellt. Die Verhältnisse schlagen aber dann 
schnell zu ihren Ungunsten um und in der Zeit vom 
11.—30. Tag ist ihre Sterblichkeit gegenüber den 
städtischen außerordentlich hoch. Hier äußern sich 
schon die besonders auf dem Lande für die Neuge- 
borenen vielfach ungünstigen Umweltsverhältnisse, 
hier äußert sich schon der schädliche Einfluß schlechter 
Pflege und falscher Ernährung. Gewiß werden es auch 
hier wieder die nicht vollwertigen Kinder sein, die 
diesen ungünstigen Bedingungen schneller erliegen wie 
die lebenskräftigen. Entsprechend sind auch bei den 
Unehelichen in der Stadt und noch mehr auf dem 
Lande (Abb. IV) die Folgen der Umweltsgefährdung 
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in der erhöhten Sterblichkeit vom 11.—30. Tage fest- 
zustellen. Diese statistischen Befunde dürften von be- 
sonderer Wichtigkeit sein, da sie deutlich die Not- 
wendigkeit entsprechender Fürsorge in den ersten 
Lebenswochen dartun. Die Fürsorge erfaßt besonders 
auf dem Lande die Kinder verhältnismäßig sehr spät. 
Wertvolle Zeit geht der Fürsorge verloren. Es muß 
unbedingt — das gilt besonders für das Land — ange- 
strebt werden, daß die Fürsorge das Kind möglichst 
früh erfaßt. Die sich in der Praxis ergebenden Schwie- 
rigkeiten sind groß. Sie lassen sich erst dann einiger- 
maßen überwinden, wenn eine eng mit der Säuglings- 
fürsorge zusammenarbeitende Mutterfürsorge vorhan- 
den ist, die neben der Fürsorge für die Mutter auch 
eine frühzeitige Erfassung der Neugeborenen vorbe- 
reitet. Eine gute Fürsorge für das Kind in den ersten 
Lebenswochen wird sich ohne eine entsprechende 
Mutterfürsorge kaum durchführen lassen. 

Die Art der zurzeit üblichen Säuglingsfürsorge 
sichert die notwendige frühzeitige Erfassung der Säug- 
linge nicht, sie setzt im allgemeinen erst gegen Ende 
des ersten Monats ein. Sie kann daher bislang auch 
eine Beeinflussung der frühen Säuglingssterblichkeit 
nicht als ihren Erfolg buchen. Die Säuglingssterblich- 
keit in Bayern fiel bis zum Jahre 1910 ziemlich lang- 
sam, um dann schnell zu sinken. Dieser Abfall hängt 
wohl zu einem gewissen Teil von der Entwicklung der 
Säuglingsfürsorge ab. Er betrifft aber vornehmlich die 
Sterblichkeit im 2.—12. Monat, während die Sterblich- 
keit im 1. Monat sich seit 1880 langsam und völlig 
gleichmäßig senkt (Abb. V). 


Säuglingssterblichkeit in Bayern 1880 — 1924 
im 1,Monat: «== im2.-12. Monat: === 


1920 ` 


7890 7900 7970 
Abb. V. Kurven zu Tabelle 22. 


1880 


Tabelle 22. 


Säuglingssterblichkeit in Bayern | 1. Monat 2-12 Monat 


| 


1890 euere | 17,3 p 10,1 
ET RE SE REERRERE 18,5 9,3 
0 er 15,9 8,2 
(0). REN NER ER NEE 10,6 6,5 
1924 nahe 8,1 5,9 


Der verschiedene Kurvenverlauf ist besonders in 
seinem Verhalten für Stadt und Land von Interesse 
(Abb. VI). 


Säuglingssterblichkeit im 1. u. 2.—12. Monat 
1880—1924 


= -igdi 
waa- land 


70 


1880 


7890 7900 7910 
Abb. VI. Kurven zu Tabelle 23. 


1920 


Tabelle 23. 


| Säuglingssterblichkelt im 


| 
1880 en 10,8 | 11,8 Ä 21,1 17,6 
1890 nn. 83 | 105 | 18,5 16,9 
1900 an 77 | 98 19,9 18,1 
1910 ee. 5,5 | 7,3 12,0 13,9 
1920 en 5,5 6,8 8,2 9,4 
1924 aaa. | 51 | 6,2 6,2 8,5 


Die Säuglingssterblichkeit im ersten Lebensmonat 
liegt auf dem Lande vom Jahre 1880 dauernd über der 
Säuglingssterblichkeit in der Stadt. Der Abstand beider 
Zahlen ist für die Jahre ziemlich gleichmäßig, in den 
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letzten Jahren nähern sie sich etwas mehr. Beide Kur- 
ven verlaufen von 1880 ab mit gleichmäßiger Senkungs- 
tendenz. Anders ist das Bild für die Säuglingssterblich- 
keit vom 2.—12. Monat. Sowohl für Stadt und Land 
gemeinsam ist die Erscheinung, daß bis 1900 eine 
Senkung nicht vorhanden ist, daß aber von 1900 die 
Kurven schnell fallen. Die Säuglingssterblichkeit im 
2.—12. Monat war bis etwa 1905 in der Stadt höher 
als auf dem Lande. Von dieser Zeit ab ist die Sterblich- 
‚keit in der Stadt erheblich niedriger als auf dem Lande. 
Deutlicher werden die Verhältnisse vielleicht noch 
durch die Darstellung des prozentualen Anteils der 
Säuglingssterblichkeit im I. und 2.—12. Monat. 


Tabelle 24. 


Stadt Ä Land 


1.Monat |2.-12. Monat 1.Monat |2.-12. Monat 
34%, 66% 41% | 59 % 
43 % 57 % 28 % 12 % 

Tabelle 24 zeigt die Umkehr zwischen Stadt und 
Land, die vornehmlich durch die starke Abnahme 
der Säuglingssterblichkeit im 2.—12. Monat in der 
Stadt bedingt ist, während auf dem Lande eine ent- 
sprechende Senkung nicht eintrat. Die Abnahme der 
Sterblichkeit im 1. Monat ist für das Land verhält- 
nismäßig stärker als für die Stadt, trotzdem hier die 
Fürsorgebedingungen schlechter sind. Im ersten Mo- 
nat wird die Senkung der Kurve durch andere äußere 
Momente bestimmt, unter denen gewisse Änderungen 
der Frauenarbeit wohl mit bestimmend sind. Bei der 
Frauenarbeit in der Industrie wurden einmal durch 
Schutzgesetze, dann aber auch durch Fortschritte der 
maschinellen Verfahren manche Schäden zu einem 
gewissen Ausgleich gebracht. In der Landwirtschaft 
dürfte auch die steigende Verwendung landwirtschaft- 
licher Maschinen der Frau manche Arbeit abgenom- 
men bzw. erleichtert haben. In der Senkungskurve 
ist demnach auch die Wirkung einer sich ändernden 
Frauenarbeit zu sehen ; sie zeigt, daß trotz stärkeren 
Eindringens der Frau in die Industrie das Leben des 
Kindes in den ersten Lebenswochen nicht stärker ge- 
fährdet ist als in früheren Jahrzehnten, wo die Frau 
mehr ausgenützt wurde als heute. Der maschinellen 
Entwicklung ist hier in Bezug auf die Nachkommen- 
schaft eher ein nützlicher als ein schädlicher Einfluß 
zuzuerkennen. | 

Es wurde mehrfach auf die zwei regionär verschie- 
denen Gruppen der Säuglingssterblichkeit in Bayern 
hingewiesen. Auch bei diesen zeigen sich eigentümliche 
Differenzen, die mit einer Umstellung der Landarbeit 
in Beziehung gebracht werden könnten. Die Gruppe I 


umfaßt die von Bajuwaren und Schwaben besiedelten 
Gebiete mit ausgedehnter Landwirtschaft, in der auch 
die Frau viel mitarbeitet, in der Gruppe II liegen die 
fränkischen und pfälzischen Kreise, in denen die Frau 
nicht so weitgehend landwirtschaftlich tätig ist, in 
denen sie aber dafür reichlich in der Industrie be- 
schäftigt wird. 


Tabelle 25. 


Sterblichkeit im 
2.— 12. Monat 


| 1. Monat 
| Gruppe I | Gruppe Il || Gruppe I | Gruppe II 


1880 ciocie 
IM ie 
1910... 
1920 u sea 
Säuglingssterblichkeit 
im 1. Monat im 2.--12. Monat 
— e ruppe I — s Gruppe I 
ms ” = a a s Cd z 
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p% 
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Abb. VII. Kurven zu Tabelle 25. 


Im 2.—12. Monat ist die Sterblichkeit bei Gruppe I 
wesentlich höher als bei Gruppe II, der Kurvenverlauf 
ist aber in der Hauptsache ähnlich. Im 1. Monat ist für 
Gruppe II aber kaum eine Senkung festzustellen, 
während sie für Gruppe I sehr stark ist. Auch das 
dauernde Fallen der Totgeburten auf dem Lande 
scheint für diese Ansicht zu sprechen. Die Zahl der 
Totgeburten war früher höher als in der Stadt. Seit 
etwa 1880 ist das Land gegenüber der Stadt im Vor- 
teil, während in der Stadt die Zahl der Totgeburten 
etwas steigt. 


Tabelle 26. 


— 


| Auf 100 Lebendgeborene trafen Totgeborene 
| in der Stadt | auf dem Lande 


< 
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Totgeburten Notwendigkeit einer ausgedehnteren Schwangeren- 
fürsorge nicht nur im Interesse der Mutter, sondern 
- Stadt auch des Kindes, dessen so nötige frühzeitige Er- 


fassung erst durch engste Zusammenarbeit zwischen 

Schwangeren- und Säuglingsfürsorge möglich wird. 

Der Ausbau der Fürsorge nach der Richtung für die 

Mutter und das Neugeborene wird für Stadt und Land 

gleichmäßig nötig sein. Auf dem Lande ist nebenbei 

ein stärkerer Ausbau der Fürsorge für den älteren 
| Säugling erforderlich, die selbstverständlich auch in 
' der Stadt nicht vernachlässigt werden darf. 


| 


| Zusammenfassung. 


y „ou: (and 
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Abb. VIII. Kurven zu Tabelle 26. 
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Man ist wohl berechtigt, die Verschiebungen der an- 
geführten Zahlen teilweise als Ausdruck eines Erfolges 
der Säuglingsfürsorge im 2.—12. Monat anzusehen. 
Vor 1900 waren die Verhältnisse für den Säugling 
in der Stadt schlechter als auf dem Lande. Wie 
nun die Fürsorge einsetzte, wie Stillpropaganda ge- 
trieben wurde, wie durch Belehrung usw. dafür gesorgt 
wurde, daß auch die künstliche Ernährung sachge- 
mäßer und einwandfreier wurde, sank die Säuglings- 
sterblichkeit in Stadt und Land — es muß aber zu- 
gestanden werden, daß neben den erwähnten Maß- 
nahmen auch andere indirekte, nicht so sehr zu Tage 
tretende Einflüsse eine Rolle mitspielen. Die Für- 
sorge erfaßte in erster Linie die Stadt, die schlechten 
Verhältnisse wurden daher in der Stadt schneller ge- 
bessert als auf dem Lande. Hiermit kann die heute 
vorhandene Untersterblichkeit der Stadt wohl erklärt 
werden. Die Kurven zeigen für die Praxis, daß die 
Säuglingssterblichkeit für die Zeit vom 2.—12. Monat 
auf dem Lande intensiver zu betreiben ist. Ein Ein- 
fluß der Fürsorge im I. Monat ist weder in der Stadt 
noch auf dem Lande erkennbar, hier muß mit anderen 
Methoden wie bislang üblich vorgegangen werden. 

Die durch die statistischen Verhältnisse aufgedeckten 
Untersuchungen sind in ihren inneren Ursachen noch 
wenig geklärt, sie bedürfen einer wissenschaftlichen 
Bearbeitung auf breiterer Basis. Nach dem heutigen 
Stand der Kenntnisse ergibt sich aber praktisch die 


l. Etwa ein Drittel der 1923 in Bayern gestorbenen 
Säuglinge entfällt auf den ersten Lebensmonat, 
mehr als ein Zehntel auf den ersten Lebenstag. 
Von den Sterbefällen in den ersten 10 Tagen trifft 
fast die Hälfte auf den ersten Tag. 

2. Regionäre Verschiedenheiten in der Höhe der 
Säuglingssterblichkeit, wie sie sich besonders für 
Bayern ergeben, treten am schärfsten bei der Säug- 
lingssterblichkeit am 1. Lebenstag hervor. 

3. Diese Differenzen bleiben auch bestehen, wenn 
man (zur Ausschaltung verschiedener Erfassung) 
regionär die Zahlen für Totgeburten und Sterblich- 
keit am 1. Lebenstag zusammenstellt. 

4. Die Sterblichkeit der Säuglinge war in Bayern 
1923 auf dem Lande vom 11. Tage ab wesentlich 
höher als in der Stadt. Am ersten Tage sind die 
Zahlen gleich, in den ersten Tagen ist das Land 
günstiger gestellt als die Stadt. Die größten 
Unterschiede liegen zu Ungunsten des Landes 
während des 11.—30. Tages. Die regionären 

= Unterschiede für die ersten Lebenstage zeigen 
sich am deutlichsten für das Land. 

5. Die Sterblichkeit in den ersten Lebenstagen ist für 
Stadt und Land bei den Knaben höher als bei den 
Mädchen. 

6. Die Sterblichkeit der Unehelichen ist in den ersten 
Lebenstagen durchwegs höher als bei den Ehe- 
lichen. Der größte Unterschied liegt während des 
11.—30. Tages. Die Sterblichkeit der Unehelichen 
ist in der Stadt höher als auf dem Lande. Nur in 
der Zeit vom 11.—-30. Tage ist die Sterblichkeit 
auf dem Lande höher als in der Stadt. 

7. Die Zeit vom 11.—30. Tag scheint eine besonders 
kritische zu sein, ihre Sterblichkeitszahlen scheinen 
statistisch das erste Zeichen für die Einwirkung 
ungünstiger Umweltsverhältnisse zu sein. 

8. Die Sterblichkeit an sogenannter angeborener Le- 
bensschwäche im ersten Lebensmonat beträgt im 
ersten Monat etwa ?/, aller Todesfälle. Ihre Zahl 
ist für Knaben höher als für Mädchen, für Unehe- 
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liche größer als für Eheliche. Sie ist auf dem 
Lande höher als für die Stadt. Die regionären 
Unterschiede treten scharf hervor. 


. Die Ursachen der Sterblichkeit in den ersten Le- 


benstagen sind für Bayern noch zu wenig erforscht. 
Frühgeburt, intracranielle Blutungen und andere 
Geburtseinwirkungen dürften Haupttodesursachen 
sein. 


. Der Begriff angeborene Lebensschwäche soll bei 


der Todesursachenstatistik aufgegeben werden. 
Die hierauf treffenden Fälle sind sachgemäßer zu 
bezeichnen. Zum Beispiel ist anzugeben, ob Früh- 
geburt und Geburtseinwirkungen vorliegen. 


. Bei einer genaueren Erforschung der frühen Todes- 


fälle sind neben den ärztlichen Untersuchungen 
von Mutter und Kind auch Untersuchungen über 
Umweltsverhältnisse und Arbeit der Mutter anzu- 
stellen. Hierbei muß auch die Bedeutung der Land- 
arbeit für die Mutter entsprechend gewertet werden. 


12. 


13. 


17. 


Ein Erfolg der Säuglingsfürsorge kann statistisch 
für den 2.—12., nicht aber für den 1. Monat ver- 
mutet werden. 

Der Abfall der Säuglingssterblichkeit im ersten 
Lebensmonat scheint im engen Zusammenhang 
mit Änderungen der Frauenarbeit zu stehen. 


. Die Fürsorge für den Säugling muß nicht nur in 


den ersten Lebenstagen, sie soll schon bei der 
Schwangeren beginnen. 


. Die Säuglingsfürsorge auf dem Lande ist inten- 


siver auszubauen. 


. Säuglingsfürsorge kann auch auf dem Lande mit 


Erfolg durchgeführt werden, aber nur unter der 
Voraussetzung, daß die Fürsorgerinnen Gesund- 
heitsfürsorgerinnen und nicht allgemeine Wohl- 
fahrtspflegerinnen sind. 

Schwangerenfürsorge, die eng mit der Säuglings- 
fürsorge verbunden sein muB, ist auf dem Lande 
ebenso nötig wie in der Stadt. 
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Kritische Bemerkungen zum Bewahrungsproblem vom ärztlichen und 
juristischen Standpunkt. 


Von GEORG LOEWENSTEIN, Berlin-Lichtenberg. 


Die Praxis des Strafvollzugs, der Fürsorgeerziehung 
und Gefährdetenfürsorge zeigt zahlreiche Fälle, die 
einer pädagogischen Beeinflussung unzugänglich sind 
und als ‚„unverbesserlich‘‘ gelten. Die Vertiefung des 
psychischen und psychiatrischen Wissens führte zu 
der Erkenntnis, daß es sich bei den sogenannten aso- 
zialen Elementen um meist erblich belastete oder 
degenerierte Personen handelt, die durch ihre Ver- 
anlagung mehr oder weniger in den Zustand der Ver- 
wahrlosung hineingeraten sind. Bei ihnen: hat sich die 
Freiheitsstrafe als unzweckmäßig herausgestellt. Der 
neue Strafgesetzbuchentwurf anerkennt deshalb durch 
Schaffung von Maßnahmen zur Sicherung und Besse- 
rung den Begriff der Verwahrung. 


Unter Bewahrung!) versteht man eine staatliche, 
durch Gesetz geregelte, durch eine besondere Be- 
wahrungsbeschlußbehörde durchgeführte Maßnahme 
vorbeugender Art. Sie dient der Allgemeinheit zum 
Schutze gegen Verwahrloste und dem einzelnen Ver- 
wahrlosten zum Schutze gegen eigenes asoziales oder 
antisoziales Handeln. Besonders leicht verwahrlosen 
psychopathische Naturen, deren Seelenzustand infantil 
oder in einer gewissen Entwicklung stehen geblieben 
ist, und die sich durch Haltlosigkeit oder Labilität der 
Affekte auszeichnen. Oft besteht geistige, seelische 
oder moralische Minderwertigkeit, beziehungsweise 
Stumpfheit bei gesteigertem Geltungsdrang. 


Unter Verwahrlosung versteht man beim Erwachse- 
nen das Aufhören oder die Vernachlässigung der- 
jenigen Pflichten, die die soziale, sittliche und hygieni- 
sche Einheit und Existenz einer Familie sichern. Der 
Verwahrloste oder in Verwahrlosung Begriffene ist 
durch Willenshemmungen meist außer Stande, von 
sich aus aktiv der Verwahrlosung entgegenzuarbeiten. 
Der Zustand der Verwahrlosung ist kein einheitlicher 
Begriff. Er kann, ohne sich zunächst kriminell auszu- 
wirken, zu einem Komplex von langsam sich sozial 
schädlich auswirkenden Handlungen oder Unter- 
„lassungen pflichtbetonten Tuns führen. 


Häufig wird die Verwahrlosung sekundär die von 
der verwahrlosenden Person sozial Abhängigen oder 
moralisch oder seelisch Beeinflußten der Verwahr- 
losung entgegenführen. l 


1) Das Gesetzesmaterial wird im gleichen Heft 4 dieses 
Bandes, S. 394, unter „Gesetze und Erlasse“ veröffentlicht. 


Der Zustand der Verwahrlosung löst, ohne sofort zu 
einer strafbaren Handlung zu führen, Zustände, Hem- 
mungen, Unterlassungen aus, die den Boden für einen 
Konflikt mit Bestimmungen des Strafrechts und des 
öffentlichen Rechts vorbereiten. 

Der Bewahrungsgedanke stellt neben einer wün- 
schenswerten Schutzmaßnahme für den Einzelnen, 
einen ernsten aufbauenden Versuch dar, der Zer- 
rüttung eines Familienlebens vorzubeugen. Die Fa- 
milie bedeutet eine Arbeitsgemeinschaft mit gemein- 
schaftlichen Interessen. Zu diesen Interessen gehören 
die Sicherung der sozialen Existenz und die Sorge für 
die sozial abhängigen Mitglieder der Familie. Die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit einer Familie gehört 
zu den Hauptvoraussetzungen staatlicher und kul- 
tureller Gemeinschaft. Beginnende oder vollendete 
Verwahrlosung vernichtet die Familie. Sie ist gegen 
die Grundlagen staatlicher Gemeinschaft gerichtet. 

Die asoziale oder antisoziale Lebensführung einer 
Person oder Familie bedeutet deshalb eine Gefahr für 
die Allgemeinheit und eine unproduktive wirtschaft- 
liche Belastung jedes einzelnen, sozial gesunden Mit- 
gliedes eines Staatswesens. 

Jeder der Verwahrlosung anheim Gefallene ist wirt- 
schaftlich, vorübergehend oder dauernd auf Armen- 
unterstützung oder fremde Hilfe angewiesen. Mit der 
Dauer der Verwahrlosung nimmt nicht nur der Grad 
der Verwahrlosung zu, sondern es entsteht ein Zustand 
allgemeiner körperlicher Widerstandslosigkeit mit zu- 
nehmender Krankheitsbereitschaft und Krankheits- 
dauer. 

Die von Verwahrlosten abhängigen Jugendlichen 
sind ebenfalls der Verwahrlosung ausgesetzt. Die not- 
wendig werdenden Erziehungsmaßnahmen bedeuten 
eine Umlagerung der Erziehungskosten von der Fa- 
milie auf die Gemeinschaft. 

Durch kriminelle Delikte oder Vergehen entstehen, 
ganz abgesehen von den Verlusten, die durch ange- 
richteten Schaden entstanden sind, nicht einzu- 
schätzende Kosten für Gerichtsverfahren, Anstalts- 
unterbringung, Abschließung in Verwahrungsanstalten 
usw., die die Allgemeinheit tragen muß. Während es 
umstritten sein darf, ob Armut Verwahrlosung bedingt, 
zeichnen sich die verwahrlosten Elemente infolge der 
Verwahrlosung durch Armut, Mangel an Vorsorge und 
Gleichgültigkeit der Zukunft gegenüber aus. 
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Moralische und ethische Stumpfheit lösen häufig 
bestehende verbrecherische Neigungen aus und führen 
zu Konflikten mit der Gesellschaftsordnung. 

Die sich häufig zeigende moralische Stumpfheit 
macht aus dem erkrankten Verwahrlosten wegen seiner 
Gleichgültigkeit gegen sich und andere einen Gefährder 
der Volksgesundheit. Aus diesem Kreise stammt eine 
große Zahl moralischer oder sexuell Stumpfer, die mehr 
als jede andere Bevölkerungsschicht zur Verbreitung 
der Unzucht und der Geschlechtskrankheiten beitragen. 

Der Kreis der Bewahrungsbedürftigen besteht also 
aus einer Menschengruppe, vor der sich die Allgemein- 
heit aus ethischen, volkswirtschaftlichen, sozialpoliti- 
schen und gesundheitlichen Gründen schützen muß. 

Um die Bewahrung pädagogisch auszubauen, muß 
sie dahin zielen, durch geeignete Maßnahmen dem 
Verwahrlosten einen produktiven Lebensinhalt zu 
geben. Deshalb ist es das Ziel der Bewahrung, die 
durch Veranlagung oder Milieuschädigung verwahr- 
'osenden Elemente rechtzeitig vor weiterem Verfall zu 
bewahren, sie zur Selbständigkeit zu erziehen oder 
wenn dies unmöglich ist, die etwa vorhandenen Willens- 
kräfte in den Dienst der Personen und der Allgemein- 
heit zu stellen. 

Zu den weiteren Aufgaben der Bewahrung gehört 
die Fernhaltung dieser Elemente von gesellschafts- 
feindlichen Handlungen und der Möglichkeit mora- 
lische, sittliche oder gesundheitliche Infektionen her- 
beizuführen. 

Das geltende deutsche Recht bietet außerordentlich 
wenige Bewahrungsmöglichkeiten. 

Die Fürsorgeerziehung Minderjähriger gehört nicht 
hierher. Es bleibt allein die Unterbringung gemein- 
gefährlicher Geisteskranker und die Unterbringung 
Arbeitsscheuer. 

Die Bewahrung gemeingefährlicher Geisteskranker 
erfolgt nach polizeilichen Gesichtspunkten zur Auf- 
rechterhaltung der Öffentlichen Sicherheit und Ord- 
nung: sie regelt sich nach Landesrecht. Die Unter- 
bringung Arbeitsscheuer hat ihre gesetzliche Grund- 
lage in der Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 
13. Februar 1924 ; sie ist mit Arbeitszwang verbunden, 
um soweit wie möglich die Kosten der Armenunter- 
stützung zu decken. Eine Bewahrung vom fürsorge- 
rischen Standpunkt aus gibt es vorläufig nicht. 

In den Gesetzentwürfen der letzten Jahrzehnte 
spielt die Bewahrung eine erhebliche Rolle. In Deutsch- 
land wurde die Bewahrung Minderwertiger fast aus- 
schließlich im Rahmen der Strafrechtsreform behan- 
delt. In erster Linie handelt es sich dabei um Per- 
sonen, die in einem Strafverfahren infolge Zurech- 
nungsunfähigkeit oder verminderter Zurechnungs- 
jähigkeit freigesprochen waren. 


GEORG LOEWENSTEIN 


Im Jahre 1904 veröffentlichte Franz von Liszt auf 
Veranlassung der Internationalen kriminalistischen 
Vereinigung den Entwurf eines Gesetzes betreffend 
die Verwahrung gemeingefährlicher Geisteskranker 
und vermindert Zurechnungsfähiger. Dieses Gesetz 
sollte eine Verbesserung und Ergänzung des $ 51 
unseres geltenden Strafgesetzbuches darstellen. 

Die Bewahrung unzurechnungsfähiger und vermin- 
dert Zurechnungsfähiger ist dann in die Strafgesetz- 
entwürfe von 1909, 1913 und 1919 und auch in den 
amtlichen Entwurf eines allgemeinen deutschen Straf- 
gesetzbuches, der jetzt dem Reichsrat vorliegt, über- 
nommen. Der Ausbau der sogenannten sichernden 
Maßnahmen, die neben der Strafe in den Entwürfen 
vorgesehen sind, ist im Laufe der Zeit immer weiter 
fortgeschritten, so daß der jetzige amtliche Entwurf 
die weitaus meisten Bewahrungsmöglichkeiten vor- 
sieht; er kennt davon vier verschiedene Arten: 

l. die Unterbringung in einer öffentlichen Heil- und 
Pflegeanstalt für Zurechnungsunfähige und ver- 
mindert Zurechnungsfähige; 

2. die Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt für 
Trunksüchtige ; 

3. die Sicherungsverwahrung von Gewohnheitsver- 
brechern; 

-4. die Unterbringung im Arbeitshaus für gemein 
schädliches Verhalten, das ist für Bettler, Land- 
streicher, Dirnen und Arbeitsverweigerer. 

Die Unterbringung soll die Verwaltungsbehörde be- 
sorgen. Sie geschieht auf unbestimmte Zeit, bis der 
Zweck der Unterbringung erreicht ist. Die Ent- 
lassung erfolgt auf Probe und kann widerrufen werden, 
wenn die Unterbringung weiterhin erforderlich er- 
scheint. 

Während nun die Unterbringung der Zurechnungs- 
unfähigen, der Trinker und Gewohnheitsverbrecher 
auf die Begehung einer strafbaren Handlung, und 
zwar eines Verbrechens oder Vergehens hin erfolgt, 
geschieht die Unterbringung ins Arbeitshaus ohne 
Vorliegen einer strafbaren Handlung. Der amtliche 
Entwurf hat die Unterbringung ins Arbeitshaus des- 
halb besonders in einem dritten Buch behandelt; das 
erste Buch handelt von Verbrechen und Vergehen, das 
zweite von Übertretungen. Bei der Unterbringung ins 
Arbeitshaus liegt eine reine Bewahrung vor, die an be- 
stimmte Tatbestände als Voraussetzungen geknüpft ` 
ist. Die Tatbestände sind eine kleine Auswahl von 
Handlungen, die zum Teil nach geltendem Recht als 
Übertretungen strafbar sind. Es sind Betteln, das 
Ausschicken von Kindern und Jugendlichen zum 
Betteln, Landstreichen, Arbeitsverweigerung bei Ar- 
beitsunterstützung und das sogenannte gemeinschäd- 
liche Verhalten bei. Ausübung: der Unzucht, ein. Er- 
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fassen von Prostituierten, die die zum Schutze der 
Jugend getroffenen Vorschriften nicht beachten oder 
die wiederholt wegen Aufforderung zur Unzucht be- 
straft sind. 

Das gemeinschädliche Verhalten, wie es im dritten 
Buch des amtlichen Strafgesetzbuchentwurfs festgelegt 
ist, stellt also keine strafbaren Handlungen dar. Die 
Unterbringung ins Arbeitshaus, die bei Erfüllung der 
Tatbestände angeordnet wird, ist eine reine Bewah- 
rung. 

Nun ist das dritte Buch des Strafgesetzbuchentwurfes 
ein Fremdkörper im deutschen Strafrecht, zum min- 
desten in diesem Entwurfe, der klarer als alle früheren 
das Schuldprinzip herausgearbeitet hat. Die Tatbe- 
stände des dritten Buches sind nicht mit Strafe be- 
droht, sondern nur mit der bessernden und sichernden 
Maßregel des Arbeitshauses. Infolgedessen haben sie 
in einem Strafgesetzbuch nichts zu suchen. 

Sodann aber erfassen diese Tatbestände nur einige 
wenige, rein äußerliche und zufällige Symptome der 
Verwahrlosung, ohne die Möglichkeit zu geben, der 
Verwahrlosung selbst durch eine zweckmäßige Be- 
wahrung entgegenzutreten. Die Voraussetzungen für 
eine fürsorgerische Bewahrung können nicht in einer 
tatbestandsmäßigen Handlung liegen, sondern sie 
müssen ähnlich wie bei der Entmündigung des bürger- 
lichen Rechts und ebenso wie bei der Fürsorgeerziehung 
in der Person des zu Bewahrenden liegen. Nur dann 
wird eine Erfassung der verwahrlosten asozialen Ele- 
mente, die sowohl in deren eigenem Interesse als auch 
in dem der Allgemeinheit erforderlich ist, möglich sein. 

Diesen Anschauungen trägt die inzwischen erfolgte 
erste Reichsjustizratsberatung über den Strafgesetz- 
buchentwurf Rechnung. 

Nach diesen Beratungen muß das dritte Buch des 
Strafgesetzbuches fallen und die Verbringung ins 
Arbeitshaus in den ersten Teil, die Heilanstaltenver- 
bringung in den 2. Teil kommen. 

Die Schutzaufsicht wird aus dem Strafgesetzbuch 
herausgenommen und ins Strafvollzugsgesetz hinüber- 
gebracht. Die Justiz kann die Voraussetzungen für 
die Bewahrung durch die Erklärung der Zulässigkeit 
der Bewahrung schaffen, nicht aber ohne weiteres die 
Bewahrung anordnen, mit Ausnahme derjenigen Per- 
sonenkreise, die an sich schon in den Teil 2 des Ent- 
wurfs fallen. | 

Ein Reichsbewahrungsgesetz muß sich soweit wie 
möglich in die bestehende Gesetzgebung und in die 
bestehende Behördenorganisation einordnen. Für das 
Verfahren zur Unterbringung in Bewahrung geben die 
Vorschriften des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes über 
die Anordnung der Fürsorgeerziehung ein Vorbild ab, 
im übrigen müssen auch die Bestimmungen der Zivil- 


prozeßBordnung über das Entmündigungsverfahren her- 
angezogen werden. Die Zuständigkeitsbestimmungen 
sollen im wesentlichen die gleichen wie im Reichs- 
gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit sein. 

Die Entscheidung über die Unterbringung in Be- 
wahrung trifft am besten das Amtsgericht. Als aus- 
führende Behörde kommt eine Bewahrungsbeschluß- 
behörde, die möglichst mit der Fürsorgeerziehungs- 
behörde zu vereinigen ist, in Frage. 

Auf diese Bewahrungsbeschlußbehörde ist der größte 
Wert zu legen. Sie allein enthält die sorgfältigsten 
Sicherungen gegen Mißgriffe, Ungerechtigkeiten und 
Härten. 

Es könnte für die Allgemeinheit eine Regelung nicht 
gleichgültig sein, die die Durchführung der Bewahrung 
in die Hand der Justiz legt. 

Selbst der Hinweis auf den fürsorgerischen Zweck 
der Bewahrung könnte nicht ausreichen, um die Be- 
denken auszulöschen, die gegen einen Vollzug durch 
die Justiz sprechen. Ein warnendes Beispiel hierfür 
ist die Schweiz, die eine gesetzliche Bewahrung bereits 
im Kanton Zürich, St. Gallen und Basel Land durch- 
führt. Dieser Vollzug der Bewahrung unterscheidet 
sich nur wenig vom Strafvollzug. 

In Deutschland sind warnende Erfahrungen mit der 
Fürsorgeerziehung gemacht worden, die seit ihrem Be- 
stehen sich in ihrem Vollzug nur wenig geändert hat 
und eine Abschwächung nur durch die Schutzmaß- 
nahmen erfahren hat, die vor Verhängung der Für- 
sorgeerziehung für schwer erziehbare und psycho- 
pathische Jugendliche getroffen sind. 

Der Strom der zu bewahrenden Menschen ist nach 
der durch das Strafgesetz geschaffenen Regelung 
aus zwei Quellen zu erwarten. Die eine entspringt auf 
dem Boden der Justiz. Sie umfaßt alle kriminellen 
Geisteskranken, Geistesschwachen und gemeingefähr- 
lichen Verbrecher. Außer bei gemeingefährlichen Ver- 
brechern und gemeingefährlichen Geisteskranken ist 
es bei den von der Justiz erfaßten Personen nur ein 
zeitlicher Zufall, daß sie zu den von der Justiz zu Be- 
treuenden gehören. Bei einer größeren Anzahl dieser 
Personen wird es sich während der Strafhaft oder auch 
nach der Strafhaft herausstellen, daß sie zu einer 
Personengruppe gehören, die von der Bewahrung er- 
faßt werden soll. 

Da nun die von der Justiz für die Bewahrung in 
Aussicht zu nehmenden Anstalten mehr oder weniger 
den Charakter eines Gefängnisses oder Arbeitshauses 
haben werden, würde sich die Gefahr ergeben, daß es 
zweierlei Arten von Bewahrung gäbe. Die von der 
Justiz auszuübende Bewahrung dürfte aus rein ver- 
waltungstechnischen . Gründen sich nur wenig von 
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einem Strafvollzug unterscheiden. Dies aber wider- 
spricht den Grundsätzen und Aussichten des Bewah- 
rungsproblems. 

Die andere Quelle fließt aus dem bereits ange- 
führten Personenkreis, setzt sich also aus Menschen 
zusammen, die außerhalb der Zugriffsmöglichkeit der 
Justiz stehen. 

Um den Personenkreis ist ein Streit der Meinungen 
entstanden. Die Möglichkeit, festumschriebene Typen 
zu erfassen, besteht nicht. 

Eine Prostituierte, die geistig gesund ist, einen 
freien Willen hat und sozial nicht verwahrlost ist, 
fällt nicht unter das Bewahrungsgesetz. Ein Wan- 
derer mit Wanderschein, ein nicht krimineller Ge- 
legenheitsarbeiter gehört nicht in den Kreis der Be- 
trachtung; ausschlaggebend ist das Stigma der Ver- 
wahrlosung. 

Eine Bewahrungsbeschlußbehörde und Bewahrungs- 
vollzugsbehörde sind erforderlich, um die Durchfüh- 
rung der Bewahrung aus dem Rahmen eines Strafvoll- 
zuges in pädagogische und pflegerische Bahnen zu 
bringen. 

Es ist nicht gesagt, daB in jedem einzelnen Fall eine 
Asylierung oder eine Anstaltsbewahrung in Frage 
kommt, deshalb kann die Bewahrung in einer geeig- 
neten Familie oder in einer der Eigenart des Falles 
entsprechenden Anstalt oder in einer Arbeitskolonie 
unter Öffentlicher Aufsicht und auf öffentliche Kosten 
durchgeführt werden. 

Die Unterbringung in der eigenen Familie 
des Bewahrten ist zulässig. 

Weiterhin ist notwendig eine Behörde, die über die 
Aufhebung der Bewahrung entscheiden soll: eine 
Kommission mit richterlicher Unabhängigkeit unter 
Mitwirkung von Sachverständigen und Laien. 

Die Bewahrung soll in erster Linie eine Einrichtung 
für Erwachsene sein, die nicht mehr in Fürsorge- 
erziehung untergebracht werden können. Anderer- 
seits soll bei Minderjährigen, so lange irgend möglich, 
das heißt, so lange die Erziehung noch irgendwelchen 
Erfolg verspricht, die Fürsorgeerziehung zur Anwen- 
dung kommen. Deshalb muß bestimmt werden, daß, 
soweit Fürsorgeerziehung nach den Vorschriften des 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes angeordnet werden 
kann, die Unterbringung in Bewahrung ausgeschlossen 
ist. Eine Ausnahme bildet der Fall des $ 73 Jugend- 
wohlfahrtsgesetzes. Hier ist bestimmt, daß ein Minder- 
jähriger vorzeitig wegen Unausführbarkeit der Für- 
sorgeerziehung entlassen werden kann. An sich wäre 
hier noch die Möglichkeit einer nochmaligen Anord- 
nung der Fürsorgeerziehung gegeben. Für diesen Fall 
ist jedoch die Unterbringung in Bewahrung zuge- 
lassen, zumal, da das Jugendwohlfahrtsgesetz nur 


dann die Entlassung zuläßt, wenn eine anderweitige 
gesetzlich geregelte Bewahrung der Minderjährigen 
sichergestellt ist. Ferner kommt die Bewahrung für 
solche zwischen 18 und 20 Jahren stehende Minder- 
jährige in Frage, bei denen eine Aussicht auf Erfolg 
der Fürsorgeerziehung nicht mehr besteht. 

Das Verfahren zur Unterbringung in Bewahrung ist 
möglichst dem Fürsorgeerziehungsverfahren nachzu- 
bilden. Im Gegensatz zum Jugendwohlfahrtsgesetz 
sind besondere Zuständigkeitsbestimmungen nötig. 
Denn das Jugendwohlfahrtsgesetz fand das nach 
bürgerlichem Recht zuständige Vormundschaftsge- 
richt schon vor, während dem Bewahrungsgesetz, so- 
weit es Erwachsene und nicht Straffällige betrifft 
kein Gericht zur Verfügung steht, das sich von Amts 
wegen mit Wohlfahrt und Fürsorge beschäftigt. Es 
ist daher außer einer besonderen Zuständigkeitsvor- 
schrift die Bestimmung erforderlich, daß die Unter- 
bringung in Bewahrung vom Amtsgericht beschlossen 
wird. Nicht angebracht ist es, im Gesetz zu bestim- 
men, daß dieses Gericht das Vormundschaftsgericht 
sein solle. Da eine solche Regelung nicht unbedingt 
notwendig erscheint, kann die Übertragung des Be- 
wahrungsverfahrens auf den Vormundschaftsrichter 
der Geschäftsverteilung überlassen bleiben. — Daraus, 
daß von vornherein ein Gericht, das sich von Amts 
wegen mit Fürsorgeangelegenheiten befaßt, nicht da 
ist, ergibt sich die Notwendigkeit eines Antrages, 
der das Verfahren in Gang setzt. Antragsberechtigt 
sind Verwandte oder Behörden. Das Antragsrecht der 
Verwandten müßte sich im wesentlichen mit dem der 
Zivilprozeßordnung bei der Entmündigung wegen 
Geisteskrankheit und Geistesschwäche decken. Der 
Antrag soll von dem Ehegatten, einem Verwandten 
oder demjenigen gesetzlichen Vertreter des zu Be- 
wahrenden gestellt werden, dem die Sorge für die 
Person zusteht. Das Antragsrecht der Verwandten 
ist auszuschließen bei Personen, die unter elterlicheı 
Gewalt oder Vormundschaft stehen. Ebenso darf 
gegen einen Ehegatten der Antrag von einem Ver- 
wandten nur gestellt werden, wenn auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft erkannt ist oder wenn der 
eine Ehegatte zur Stellung des Antrages dauernd 
außerstande oder sein Aufenthalt dauernd unbe- 
kannt ist; das heißt also: bei einer tatsächlich be- 
stehenden Ehe kann ein außenstehender Verwandter 
nicht den Antrag auf Unterbringung in Bewahrung 
stellen. 

Zu den antragsberechtigten Behörden gehören an 
erster Stelle die Träger der behördlichen Wohl- 
fahrtspflege wie Wohlfahrtsamt, Gesundheitsamt, 
Pflegeamt, Jugendamt, staatliche Fürsorgestellen, 
Gerichte usw. 
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Die Polizeibehörden kommen als Antragsteller 
bei gemeingefährlichen Geisteskranken in Frage, da 
ihnen die Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit 
und Ordnung obliegt. — Das Antragsrecht der Für- 
sorgeerziehungsbehörde käme in erster Linie 
dann zur Anwendung, wenn es sich bei einem Für- 
sorgezögling ergibt, daß er nach Beendigung der Für- 
sorgeerziehung bewahrungsbedürftig bleibt. Aber 
auch wenn sich während der Fürsorgeerziehung ihre 
Unausführbarkeit ergibt, wird die Fürsorgeerziehungs- 
behörde den Antrag auf Unterbringung in Bewahrung 
stellen. — Ähnlich ist die Ausübung des Antragsrechts 
der Strafvollzugsämter oder der ihnen ent- 
sprechenden Aufsichtsbehörden der Strafanstaltsver- 
waltung. 

Die Strafvollzugsämter sind die unmittelbaren, 
meist provinzialen Aufsichtsbehörden der Gefangenen- 
anstalten. In kleineren deutschen Ländern unter- 
stehen die Gefängnisse und Strafanstalten unmittelbar 
dem Staatsministerium, Justizministerium oder Senat. 
Welche Behörden im einzelnen den Strafvollzugs- 
ämtern entsprechen, müßte die Landesgesetzgebung 
bestimmen. 

Nach dem geltenden Strafrecht könnten diese Be- 
hörden nur dann für einen Strafgefangenen den An- 
trag auf Unterbringung in Bewahrung stellen, wenn 
sich herausstellt, daß der Gefangene nach der Straf- 
verbüßung bewahrungsbedürftig bleibt. Wünschens- 
wert wäre auch eine Unterbringung in Bewahrung 
vor Beendigung der Strafverbüßung. Hier fehlt es 
aber an einer entsprechenden Bestimmung sowohl im 
geltenden Strafrecht als auch inı neuen Strafgesetz- 
buchentwurf. Sie müßte ähnlich wie $ 73 des Reichs- 
jugendwohlfahrtsgesetzes dahin gehen, daß die Über- 
führung von der Strafhaft in die Bewahrung dann zu 
erfolgen hat, wenn der ordentliche Strafvollzug an 
dem Gefangenen unausführbar ist. Von dem Gesichts- 
punkt der Sicherung der Allgemeinheit vor asozialen 
Elementen ließe sich die Bestimmung allerdings nicht 
rechtfertigen; denn der Gefangene ist in der Ge- 
fangenenanstalt ebenso abgeschlossen und für die All- 
gemeinheit unschädlich wie in der Bewahrung. Aber 
das Bewahrungsgesetz ist in erster Linie ein Fürsorge- 
gesetz und soll daher eine fürsorgerische Bewahrung 
schaffen. Die Zahl der Gefangenen, bei denen ein 
ordentlicher Strafvollzug unausführbar ist, ist erheb- 
lich. Nach den Reichsratsgrundsätzen über den Voll- 
zug von Freiheitsstrafen vom 7. Juni 1923 soll der 
Strafvollzug der Erziehung zum gesetzmäßigen Leben 
dienen. Für solchen erzieherischen Strafvollzug ist 
aber die große Zahl der Minderwertigen untragbar; 
dieser Strafvollzug ist bei ihnen unausführbar und 
daher gehören sie in die Bewahrung. Eine dahin- 
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gehende Änderung des materiellen Strafrechts dürfte 
für eine konsequente Durchführung des Bewahrungs- 
gesetzes unumgänglich notwendig sein. Auch aus dem 
Wesen der Strafe werden sich Schwierigkeiten nicht 
ergeben; denn auch der amtliche Strafgesetzentwurf 
läßt für die Fälle seiner Verwahrung zu, daß der Voll- 
zug der Strafe unterbleibt, wenn er durch die Unter- 
bringung in Bewahrung überflüssig geworden ist. — 
Die notwendige Erweiterung des Antragsrechtes der 
Strafvollzugsämter für die Unterbringung von Ge- 
fangenen in Bewahrung während der Strafver- 
büßung liegt also auf dem Gebiete des materiellen 
Strafrechts. -— Die letzte Antragsbehörde wäre das 
Vormundschaftsgericht; es ist antragsberechtigt 
für solche Minderjährige, die nicht unter Fürsorge- 
erziehung gestellt werden können und für Entmün- 
digte. 

Für die Einleitung des Verfahrens käme das Ge- 
richt in Frage, bei dem der zu Bewahrende zu der Zeit, 
zu der der Antrag auf Unterbringung eingeht, seinen 
Wohnsitz oder in Ermangelung eines inländischen 
Wohnsitzes seinen Aufenthaltsort hat. — Der Richter 
müßte sich in jedem Falle einen persönlichen Ein- 
druck von dem zu Bewahrenden verschaffen. Deshalb 
kann das Verfahren an ein anderes Gericht abgegeben 
werden, wenn der zu Bewahrende nach der Einleitung 
des Verfahrens seinen Aufenthalt wechselt. 

Im allgemeinen gelten für das Verfahren die Vor- 
schriften des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. Die besonderen Vor- 
schriften sind ähnlich denen des Verfahrens zur Über- 
weisung in Fürsorgeerziehung. Das Gericht muß vor 
der Beschlußfassung den Antragsteller und zwei Sach- 
verständige hören. Einer der Sachverständigen soll 
ein Arzt sein. Daraus ergibt sich, daß hier nicht allein 
Ärzte als Sachverständige in Frage kommen. Zur Be- 
urteilung der Verwahrlosung sind insbesondere auch 
Persönlichkeiten aus der praktischen Fürsorge heran- 
zuziehen. — Ferner soll das Gericht den gesetzlichen 
Vertreter und Verwandte des zu Bewahrenden hören, 
die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben oder in 
persönlicher Verbindung stehen. Um ein zuverlässiges 
Bild von dem zu Bewahrenden zu bekommen, muß 
das Gericht seine ärztliche Untersuchung anordnen 
und kann ihn auf die Dauer von höchstens 6 Wochen 
in einer öffentlichen Heil- und Pflegeanstalt zur Be- 
obachtung unterbringen lassen. Die Unterbringung 
soll jedoch nur erfolgen, wenn sie nach dem Gutachten 
des ärztlichen Sachverständigen zur Vorbereitung der 
Entscheidung geboten erscheint. — Nachdem der zu 
Bewahrende noch unter Zuziehung von einem oder 
mehreren Sachverständigen gehört ist, wird das Ver- 
fahren durch einen Beschluß abgeschlossen, der ent- 
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weder die Bewahrung ausspricht oder den Bewahrungs- 
antrag ablehnt. Gegen den Beschluß, der den Be- 
wahrungsantrag ablehnt, steht dem Antragsteller und 
der Bewahrungsbehörde die sofortige Beschwerde zu. 
Ebenso steht gegen den Bewahrungsbeschluß dem zu 
Bewahrenden, seinem gesetzlichen Vertreter und der 
Bewahrungsbehörde die sofortige Beschwerde zu; 
diese Beschwerde hat aufschiebende Wirkung, das 
heißt, die Unterbringung in Bewahrung kann erst er- 
folgen, wenn das Landgericht oder auf weitere Be- 
schwerde das Oberlandesgericht den Bewahrungsbe- 
schluß bestätigt hat. 

Für den Fall, daß der Antragsteller glaubhaft macht, 
daB Gefahr im Verzuge ist, kann die sofortige 
Unterbringung beschlossen werden, die sofort aus- 
geführt werden kann, auch wenn die an sich zulässige 
sofortige Beschwerde eingelegt ist. — Da für diese 
dringenden Fälle nicht erst das zuständige Gericht ge- 
sucht werden kann, bedurfte es hierbei der Aufstellung 
einer besonderen Zuständigkeit. Für die sofortige 
Unterbringung ist das Gericht zuständig, in dessen 
Bezirk das Bedürfnis der Fürsorge hervortritt. Das 
Verfahren geht dann auf Mitteilung des zuerst be- 
schließenden Gerichts an das endgültig zuständige 
über. 

Die Ausführung der Bewahrung muß, wie schon 
ausgeführt, einer besonderen Bewahrungsbehörde ob- 
liegen und zwar muß eine vom Gericht angeordnete 
Bewahrung von der Bewahrungsbehörde des Ortes 
ausgeführt werden, die die Zuständigkeit des Gerichts 
begründet hat. Bei der verschiedenen Organisation der 
Verwaltungsbehörden in den deutschen Ländern 
müßte die Bestimmung der Bewahrungsbehörde der 
Landesgesetzgebung überlassen bleiben. Die Be- 
wahrungsbehörde soll nur nach Möglichkeit mit der 
Fürsorgeerziehungsbehörde vereinigt werden, da die 
Aufgabenkreise beider Behörden im wesentlichen die 
gleichen sind. 

Die Bewahrung dauert solange, wie es der Zweck 
der Maßregel erfordert. Sie ist aufzuheben, wenn die 
Voraussetzungen nicht mehr vorliegen, unter denen 
sie angeordnet ist. Die Aufhebung der Bewahrung er- 
folgt stets unter Vorbehalt des Widerrufs und solange 
die Bewahrung unter Vorbehalt des Widerrufs aufge- 
hoben ist, muß der Bewahrte unter Schutzaufsicht ge- 
stellt werden. Ergibt sich während dieser Zeit, daß 
die Entlassung verfrüht war, daß der Bewahrte dem 
Leben in der Freiheit noch nicht oder überhaupt nicht 
gewachsen ist, so wird die Aufhebung widerrufen und 
die Bewahrung fortgesetzt. 

Die Entscheidung über die Aufhebung der Be- 
wahrung kann nur eine Behörde treffen, die in un- 
mittelbarem Zusammenhang mit der praktischen Aus- 
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führung der Bewahrung stehen muß. Der Entwurf 
sieht daher eine Kommission vor, die bei der Be- 
wahrungsbehörde zusammentritt und als entschei- 
dende Instanz mit richterlicher Unabhängigkeit aus- 
gestattet ist. Die Zusammensetzung im einzelnen 
soll der Landesgesetzgebung vorbehalten bleiben. In 
jedem Falle sollen ihr aber angehören: ein richterlicher 
Beamter, ein Vertreter der Bewahrungsbehörde, ein 
Arzt und mindestens zwei Laien; zwei Mitglieder der 
Kommission sollen Frauen sein. Bei der Anstalts- 
bewahrung soll möglichst ein leitender Beamter der 
Anstalt, in der sich der Bewahrte befindet, mitstim- 
men. Bei der Auswahl der Laien sind in erster Linie 
Persönlichkeiten aus der praktischen Fürsorge heran- 
zuziehen. 

Die Einrichtung einer derartigen sachkundigen Ent- 
lassungskommission ist untrennbar verknüpft mit der 
zeitlich unbeschränkten Unterbringung in Bewahrung. 
Für die Aufhebung der Bewahrung sind allein maß- 
gebend die Wirkungen der Bewahrung. Für diese 
fehlt aber einem Gericht jede Beurteilungsmöglich- 
keit. Die Kommission soll bürokratische Aktenent- 
scheidungen verhindern; sie soll aus eigener Kenntnis 
und aus eigener Sachkunde urteilen. Vor allen Dingen 
aber soll sie möglichst weitgehende Garantien schaffen, 
sowohl zum Schutze der Gesellschaft als auch zum 
Schutze des Bewahrten. Die weitgehende Bewahrungs- 
möglichkeit erfordert auf der anderen Seite eine weit- 
gehende Garantie der persönlichen Freiheit. Deshalb 
tritt die Kommission nicht nur auf Antrag in Tätig- 
keit, sondern sie muß auch von Amts wegen alle zwei 
Jahre prüfen, ob die Bewahrung noch erforderlich ist. 
Sie beschließt dann entweder die Fortdauer der Be- 
wahrung oder ihre Aufhebung. — Einen Antrag auf 
Aufhebung der Bewahrung können stellen: die Be- 
wahrungsbehörde, der Bewahrte und sein gesetzlicher 
Vertreter; die Bewahrungsbehörde kann diesen Be- 
schluß jederzeit stellen, wenn nach ihrer Ansicht die 
Voraussetzungen für die Bewahrung nicht mehr vor- 
liegen. Die anderen Antragsberechtigten sind an eine 
Frist von einem Jahre gebunden, die von der Rechts- 
kraft des die Bewahrung oder die Fortdauer der Be- 
wahrung anordnenden Beschlusses an läuft; ein ab- 
gewiesener Antrag kann vor Ablauf von 6 Monaten 
nicht erneuert werden. —- Nähere Bestimmungen über 
die Art des Verfahrens der Aufhebungskommission 
sind der Landesgesetzgebung überlassen. 

Die bei der Ausführung der Bewahrung sich er- 
gebenden Kostenfragen sind ebenso wie diejenigen der 
Fürsorgeerziehung im Reichsjugendwohlfahrtsgesetz 
zu regeln. Die Landesgesetzgebung bestimmt die 
Träger der Kosten der Bewahrung. Wird eine vor- 
läufige Unterbringung angeordnet und der zu Be- 
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wahrende zunächst von einer nicht zuständigen Be- 
wahrungsbehörde bewahrt, so trägt die Kosten doch 
in jedem Falle derjenige Kostenträger, der für die end- 
gültige Bewahrung zuständig ist und zwar auch dann, 
wenn der Beschluß auf sofortige Unterbringung wieder 
aufgehoben wird und die endgültige Bewahrung gar 
nicht angeordnet wird. 

Die gerichtlichen Verhandlungen und das Verfahren 
der Aufhebungskommission müssen gebühren- und 
stempelfrei sein, die baren Auslagen der Staatskasse 
zur Last fallen. — Die Auskunftspersonen, die bei dem 
Verfahren zur Unterbringung in Bewahrung vom Ge- 
richt gehört werden, sollen Ersatz ihrer Auslagen nach 
den für Zeugen geltenden Vorschriften verlangen 
können. 

Die Bewahrung wird zunächst auf öffentliche 
Kosten durchgeführt; die Kosten sollen jedoch dem 
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Kostenträger auf sein Verlangen aus dem pfändbaren 
Vermögen des Bewahrten oder des auf Grund des 
bürgerlichen Rechts zu seinem Unterhalte Verpflichte- 
ten erstattet werden. Im Vermögensfalle hat also der 
Bewahrte selbst die Kosten seiner Bewahrung zu 
tragen. 

Damit sind die ärztlichen und juristischen Rahmen- 
betrachtungen des Bewahrungsproblems abgeschlos- 
sen. Ein entsprechendes Gesetz regelt die vorbeugende 
fürsorgerische Bewahrung. So verschieden in der 
Praxis die einzelnen Formen der Bewahrung je nach 
der Eigenart des Falles sein werden, so einheitlich 
muß die ärztliche und rechtliche und erzieherische 
Grundlage sein; denn sie richtet sich nach dem 
Zweck der Maßnahme, und dieser Zweck ist einheit- 
lich: Schutz der Gesellschaft durch Bekämpfung der 
Verwahrlosung. 
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Pflegekinderfürsorge und Tuberkulosefürsorge. 
Von WALTER OERTEL, Chemnitz. 


Die Beziehungen zwischen der Pflegekinderfürsorge 
und der Tuberkulosefürsorge sind engere, als es auf 
den ersten Blick den Anschein hat. Wer in der Arbeit 
unter Lungenkranken steht, weiß, daß gerade diese 
Kinder — die sogenannten Zieh- oder Pflegekinder, 
zu denen neben ehelichen der Mehrzahl nach die un- 
ehelichen gehören — nicht selten aus einem gesund- 
heitsbedrohten Milieu, insbesondere von Müttern oder 
Vätern, die an Tuberkulose erkrankt oder schwächlich 
sind, stammen und zumeist in schwierigen und ärm- 
lichen häuslichen Verhältnissen geboren werden und 
leben, und daß unter den Pflegekindern sich viele be- 
finden, die bereits tuberkulosegefährdet, wenn nicht 
tuberkuloseverdächtig sind. 

Auf der anderen Seite bewerben sich um Pflege- 
kinder Familien, in denen die Tuberkulose — sei es er- 
kannt, sei es unerkannt — zu Hause ist; maßgebend 
mag für sie der Wunsch sein, ihre infolge der Erkran- 
kung eines Familienmitgliedes an Tuberkulose ver- 
minderten Einnahmen oder vermehrten Ausgaben 
durch einen bescheidenen Erwerb aus der Pflege 
solcher Kinder einigermaßen auszugleichen. 

Diese Tatsachen lassen es als eine dringliche und 
unabwendbare Aufgabe der Tuberkuloseorganisationen 
und insbesondere der Auskunfts- und Fürsorgestellen 
für Lungenkranke erscheinen, gerade der Pflege- 
kinderfürsorge unter dem Gesichtspunkte der Tuber- 
kulosefürsorge ihre besondere Aufmerksamkeit zuzu- 
wenden. 

Nach meinen Erfahrungen dürfte die öffentliche 
Vor- und Fürsorge für diese häufig so bedauernswerten 
Kinder ganz allgemein noch bei weitem nicht den An- 
forderungen gerecht werden, die in Wahrnehmung 
ihrer Interessen vom erzieherischen und gesundheit- 
lichen Standpunkt aus zu stellen sind. In vielen Ge- 
meinden bestehen wohl zum Schutze dieser Kinder 
sogenannte Ziehkinder- und Pflegekinderordnungen, 
und nach Erlaß der neueren reichs- und landesrecht- 
lichen Bestimmungen zur Jugendfürsorge und Wohl- 
fahrtspflege sind neue Pflegekinderordnungen be- 
arbeitet worden. Es ist aber schwer zu erkennen, daß 
diese neueren Pflegekinderordnungen einen wesent- 
lichen Fortschritt gegenüber den bisher in Geltung ge- 
wesenen bezüglichen Vorschriften bedeuten. Im Inter- 
esse dieser Kinder und damit des öffentlichen Wohles 
müssen in ihnen unbedingt alle Maßnahmen festgelegt 
und dann auch durchgeführt werden, die erzieherisch 


und gesundheitlich angezeigt erscheinen, um jenen 
die bestmögliche Fürsorge und Pflege angedeihen 
zu lassen. Eigenbelange der Pflegefamilien, die sich 
mit denen der Pflegekinder stoßen, haben unbedingt 
zurückzutreten. Dies gilt insbesondere auch unter dem 
Gesichtspunkte der Tuberkulosefürsorge und Tuber- 
kulosebekämpfung. 

Die Verhältnisse in der Unterbringung von Pflege- 
kindern sind vielfach nicht zufriedenstellend. Schwe- 
ren Bedenken muß schon der häufige Wechsel der 
Pflegefamilien begegnen. In der Arbeit‘der Chem- 
nitzer Auskunfts- und Fürsorgestelle für Lungen- 
leidende ist erst vor kurzem ein Fall bekannt geworden, 
in dem ein vierjähriges Kind in den 4 Jahren seines 
zarten Lebens in 14 verschiedenen Pflegestellen unter- 
gebracht war. Der Fall steht in den Großstädten 
durchaus nicht vereinzelt da, und doch, wie er- 
zieherisch und gesundheitlich unerwünscht ist dieser 
häufige Wechsel der Pflegefamilien, wie bedenklich 
insbesondere auch vom Standpunkte der Tuberkulose- 
fürsorge aus! Je größer die Zahl der Pflegefamilien, 
umso größer die Gefahr, daß die Kinder auch in Fa- 
milien mit lungenkranken Angehörigen Aufnahme 
finden. Von den 14 Familien, in denen das bezeichnete 
Kind nach und nach untergebracht war, standen 4 
bei der Chemnitzer Auskunfts- und Fürsorgestelle in 
gesundheitlicher Überwachung. Es erscheint deshalb 
zunächst notwendig, daß bei der Auswahl der Pflege- 
familien von vornherein nur solche Familien in Be- 
tracht gezogen werden, bei denen annehmbar ein 
baldiger Wechsel ohne zwingende Notwendigkeit aus- 
geschlossen ist. Die Gründe, die die Pflegefamilien zur 
Abgabe des Kindes veranlassen, sind verschiedener 
Art. Zunächst geben diese die Kinder wieder ab, 
weil die Unterhaltspflichtigen das Pflegegeld nicht, 
nicht regelmäßig oder nicht in ausreichender Höhe 
zahlen. Dem läßt sich dadurch vorbeugen, daß das 
zuständige Jugend- und Wohlfahrtsamt bei Erteilung 
der Genehmigung zur Aufnahme eines Pflegekindes 
die Pflegefamilie verpflichtet, im Falle nicht recht- 
zeitigen oder nicht entsprechenden Eingangs des 
Pflegegeldes seitens der Unterhaltspflichtigen zunächst 
dem Amt Mitteilung zu machen, damit gegebenen- 
falls von dort aus die erforderlichen Zahlungen zur 
Vermeidung eines Wechsels in der Pflegestelle ver- 
lagsweise angewiesen werden, was umso unbedenk- 
licher erscheint, als das Wohlfahrtsamt durch die be- 
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züglichen Bestimmungen der Fürsorgepflichtverord- 
nung und der zu ihrer Ausführung erlassenen landes- 
rechtlichen Bestimmungen eine Handhabe zur Wieder- 
erlangung der Verläge besitzt. Jedenfalls müßte in die 
Pflegekinderordnungen eine Bestimmung und bezüg- 
liche Richtlinie eingeschaltet werden, daß die Auf- 
nahmegenehmigung nur solchen Familien erteilt wird, 
die an sich die Gewähr bieten, daß ein Wechsel der 
Pflegestelle in absehbarer Zeit auf seiten der Pflege- 
familien nicht zu erwarten ist. Der Einwand, daß sich 
eine solche Bestimmung zu einer satzungsgemäßen 
Festsetzung nicht eignet, ist nicht zutreffend. Auch 
eine dahingehende Vorschrift wäre empfehlenswert, 
daß die Pflegeeltern vor Ausführung ihrer Absicht, 
das Kind wieder abzugeben, dem Jugendamt recht- 
zeitig Meldung zu erstatten haben, damit das Amt in 
der Lage ist, die Gründe des Wechsels zu prüfen und 
gegebenenfalls vermittelnd einzugreifen. Umgekehrt 
dürfte auch den Kindeseltern die Verpflichtung aufzu- 
legen sein, wenn sie ihr Kind aus der Pflegestelle 
nehmen wollen, vorher dem Jugend- und Wohlfahrts- 
amt rechtzeitig von dieser Absicht Mitteilung zu geben, 
und nicht erst, wenn sie schon — wie das häufig ge- 
schieht — eine andere Pflegestelle vereinbart haben. 

Strenge Durchführung fordert die Bestimmung, daß 
Familien erst nach Erhalt der behördlichen Ge- 
nehmigung das Pflegekind zu sich nehmen dürfen. 
Erfahrungsgemäß werden die Pflegekinder zumeist 
schon vorher in die gewählten Pflegefamilien gebracht. 
In vielen Fällen fanden und finden die Schwestern der 
Chemnitzer Fürsorgestelle für Lungenkranke, wenn sie 
auf Anfrage des Jugend- und Wohlfahrtsamtes, ob 
Bedenken gegen Erteilung der Erlaubnis zur Auf- 
nahme des Pflegekindes vom Standpunkt der Tuber- 
kulosefürsorge bestehen, die Pflegefamilie besuchen, 
dort das Kind schon vor — bei den weitgehenden 
nachteiligen Folgen, die ein auch nur wenige Tage 
dauerndes Zusammenleben einer tuberkulösen Person 
mit Kindern und namentlich mit solchen jüngeren 
Alters — Säuglingen und Kleinkindern — für die Ge- 
sundheit der letzteren nach sich ziehen kann, eine 
höchst bedenkliche Feststellung. Notwendig ist, 
Kindeseltern und Pflegeeltern in geeigneter Weise auf 
diese Hauptbestimmung der Pflegekinderordnungen 
ständig und aufklärend hinzuweisen. Dies genügt aber 
nicht; nur entsprechende Strafvorschriften werden 
diesen Zuwiderhandlungen mit ihren für die ganze 
künftige gesundheitliche Entwicklung der betroffenen 
Kinder oft so verderblichen Folgen einigermaßen be- 
gegnen können. Die Zulassung von Familien zur Auf- 
nahme von Kindern hat zur unbedingten Voraus- 
setzung, daß sie erziehungsgeeignet und gesundheitlich 
einwandfrei sind. Die Erfüllung dieser Bedingungen 
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ist nicht leicht, da die Zahl der Pflegefamilien, die 
ihnen vollkommen entsprechen, gegenüber der Nach- 
frage nicht erheblich ist — auch nicht in der Groß- 
stadt. Wiederholt sind Kindesmütter unserer Für- 
sorge in unsere Chemnitzer Fürsorgestelle gekommen 
und haben geklagt, daß sie die Pflegestelle für ihr 
Kind wechseln müßten, aber keine geeignete neue 
Stelle fänden. Deshalb ist es eine der brennendsten 
Maßnahmen der Kinderfürsorge und im besonderen 
der Pflegekinderfürsorge, daß jedes Jugend- und 
Wohlfahrtsamt für solche Fälle über entsprechende 
Unterbringungsmöglichkeiten verfügt, in denen diese 
Kinder so lange eine Heimat finden können, bis eine 
in jeder Beziehung einwandfreie Pflegestelle für sie ge- 
funden ist, Unterbringungsmöglichkeiten in einem 
eigenen Pflegeheim für solche Kinder — wie es für die 
Großstädte ein dringendes Bedürfnis ist!) — oder in 
einem allgemeinen Kinder- oder Erziehungsheim. 
Beim Mangel solcher Unterbringungsmöglichkeiten 
sich mit Zulassung nicht vollwertiger Pflegestellen zu 
begnügen, wäre nicht zu verantworten. Die Forde- 
rung, daß nur erziehungsgeeigneten Familien Pflege- 
kinder anvertraut werden sollten, ist auch vom Stand- 
punkte der Tuberkulosefürsorge unerläßlich. Pflege- 
mütter, denen die erforderlichen Kenntnisse zum 
Aufziehen und die vorauszusetzenden Eigenschaften 
zum Erziehen von Kindern fehlen, bieten auch keine 
Gewähr, daß sie die Forderungen der Gesundheits- 
pflege und der Tuberkulosevorbeugung gewissenhaft 
durchführen. Es ist deshalb auch die „Kann‘fassung 
einer Bestimmung der Pflegekinderordnungen nicht 
verständlich, nach der das Jugend- und Wohlfahrts- 
amt nicht verpflichtet, sondern nur berechtigt ist, 
die Genehmigung zu versagen, wenn der Pflegeberech- 
tigte oder die sonst mit der Pflege befaßten Personen 
infolge Alters oder körperlicher Gebrechen nicht in der 
Lage sind, ihre Pflichten gegenüber dem Pflegekind 
zu erfüllen. Diese Bestimmung wäre als „Muß-Vor- 
schrift‘‘ zu fassen. 

Vom Standpunkt der Tuberkulosefürsorge sind die 
gesundheitlichen Verhältnisse, in denen die auszu- 
wählende Pflegefamilie lebt, von ausschlaggebender 
Bedeutung. Die wohnlichen Zustände, in denen gegen- 
wärtig Pflegekinder vielfach untergebracht sich be- 
finden, sind, zumal bei der bestehenden und sich 
immer noch nicht mindernden Wohnungsnot, oft recht 
ungünstig. Es handelt sich nicht selten um enge, 
dumpfe, dichtbewohnte, zum Teil nicht sauber ge- 
haltene Kleinwohnungen, die nicht einmal den gesund- 
heitlichen Mindestforderungen einigermaßen genügen, 
um unhygienische Wohnungen, die als Brutstätten 


1) Zu vgl. „Mitteilungen‘‘ des Vereins zur Bekämpfung der 
Schwindsucht in Chemnitz und Umgebung vom 15. 11. 1925, S.6. 
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von Krankheitskeimen überhaupt und insbesondere 
der Tuberkulose gelten müssen. Nicht minder un- 
günstig ist oft der persönliche Gesundheitszustand der 
einzelnen Angehörigen der Pflegefamilie. Wieviele 
Pflegemütter sind an Tuberkulose erkrankt! Zahl- 
reich sind aber auch die Fälle, in denen zwar die Pflege- 
mutter bei der vorgenommenen ärztlichen Unter- 
suchung keine Anzeichen einer tuberkulösen Er- 
krankung zeigt, aber eines oder mehrere Familien- 
glieder an Tuberkulose leiden. Wie oft müssen die 
Fürsorgeschwestern bei ihren Besuchen in den Fa- 
milien mit lungenkranken Angehörigen feststellen, daß 
tuberkulös erkrankte und wegen ihrer Erkrankung 
arbeitsunfähig gewordene Personen tagsüber der Für- 
sorge für ein Pflegekind sich widmen. Zu fordern 
ist aber, daB die Pflegefamilie tuberkulose- 
frei ist und eine gesundheitlich einwand- 
freie Wohnung innehat. In der Praxis macht die 
Feststellung der Tuberkulosefreiheit der Pflegefami- 
lien oft nicht geringe Schwierigkeiten. Es ist erforder- 
lich, daß vor Erteilung der Erlaubnis zur Annahme 
eines Pflegekindes an sich sowohl die in Aussicht ge- 
nommene Pflegemutter wie alle den Haushalt mit ihr 
teilenden Personen ein fachärztliches Zeugnis bei- 
bringen müßten, daß sie nicht tuberkulös sind!). Daß 
allerdings der Durchführung dieser Forderung gewisse 
praktische Schwierigkeiten entgegenstehen, muß zu- 
gegeben werden. In der Chemnitzer Auskunfts- und 
Fürsorgestelle für Lungenleidende findet eine Unter- 
suchung sämtlicher Familienmitglieder zurzeit nicht 
statt, obwohl sie sich dem Jugend- und Wohlfahrts- 
amt gegenüber auf Erfordern jederzeit hierzu bereit 
erklärt hat, und es wird im allgemeinen auch nicht die 
Beibringung eines fachärztlichen Zeugnisses der Tuber- 
kulosefreiheit gefordert. In allen Fällen aber, in denen 
beim Jugend- und Wohlfahrtsamt ein Antrag auf Ge- 
nehmigung zur Aufnahme eines Pflegekindes eingeht, 
fragt es bei der Fürsorgestelle an, ob die nachsuchende 
Pflegemutter ihr bekannt ist. Es wird daraufhin zu- 
nächst in den Akten der Fürsorgestelle nachgesehen, 
ob über die betreffende Person und ihre Familie Unter- 
lagen vorhanden sind. Liegen Akten vor, so wird ge- 
prüft, ob Bedenken unter dem Gesichtspunkte der 
Tuberkulosefürsorge oder sonstige gesundheitliche Be- 
denken aus ihnen hervorgehen. Gleichzeitig hat sich 
die Bezirksfürsorgeschwester, in deren Bezirk die Fa- 
milie wohnt, aus ihrer Kenntnis der derzeitigen ge- 
sundheitlichen Verhältnisse der Familie zu der An- 
frage zu äußern. Befindet sich in der Familie ein 


1) Vgl. hierzu Altstaedt im Handbuch der Tuberkulose- 
fürsorge von Blümel Bd. Il, S. 110, München 1926, übri- 
gens die einzige Stelle, die die Frage der Pflegekinderfürsorge 
berührt. 
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tuberkulöses oder tuberkuloseverdächtiges Familien- 
glied, und ist es längere Zeit nicht zur fürsorgeärzt- 
lichen Vorstellung gekommen, so wird es zu erneuter 
Vorstellung eingeladen. Leistet ein als tuberkulose- 
verdächtig bekanntes Mitglied der Haushaltung der 
Einladung der Fürsorgestelle zur Untersuchung, gleich- 
viel aus welchen Gründen, nicht Folge, so wird die 
Anfrage in der Weise ablehnend beantwortet, daß Ge- 
nehmigungserteilung bis zur Beibringung eines fach- 
ärztlichen Zeugnisses, das Tuberkulosefreiheit be- 
stätigt, abgelehnt werden müsse. Ist die Familie nicht 
bekannt, so besucht die Fürsorgeschwester sie in der 
Wohnung, um zu ergründen, ob in der Familie Per- 
sonen tuberkulös, tuberkuloseverdächtig oder sonst 
krankheitsverdächtig sind. Ergeben sich aus ihrem 
Gesundheitszustand in dieser Beziehung Zweifel, klagt 
eine oder die andere etwa über Erscheinungen, die als 
Anzeichen einer tuberkulösen Erkrankung gewertet 
werden können, so wird sie zur fürsorgeärztlichen Vor- 
stellung geladen. Bietet der Besuch keinen Anhalt 
dafür, Tuberkulose oder Tuberkuloseverdacht anzu- 
nehmen, ergeben sich aber sonst Beanstandungen in 
erzieherischer oder gesundheitlicher Hinsicht, etwa 
insofern, als die Wohnung ungesund, überfüllt und 
unsauber gehalten ist, oder in ihr eine Person lebt, von 
der die Schwester erfährt, daß sie geschlechtskrank 
oder geistig minderwertig ist, so werden diese Wahr- 
nehmungen gleichfalls mit gutachtlicher Äußerung be- 
richtet. Im allgemeinen dürfte dieses Verfahren die 
unbedingte Vorstellung sämtlicher Familienglieder 
beim Fürsorgearzt entbehrlich machen. Das Gut- 
achten unserer Fürsorgestelle geht in allen Fällen von 
der einen Erwägung aus, daß die Pflege fremder 
Kinder als Erwerb für Familien, in denen keine 
Tuberkulosefreiheit herrscht, ausgeschlossen sein muß. 
Es können deshalb auch Bestimmungen, wie sie in den 
neueren Pflegeordnungen enthalten sind, nicht gut- 
geheißen werden, nach denen das Jugend- und Wohl- 
fahrtsamt die Aufnahme von Pflegekindern versagen 
kann, wenn bei den Angehörigen des Haushaltes, ein- 
schließlich der Untermieter, Schlafgänger und Kost- 
gänger, in dem das Pflegekind aufgenommen werden 
soll, ansteckende Krankheiten, vor allem Tuberkulose 
herrschen oder erst kürzlich geherrscht haben, so daß 
die Möglichkeit einer Übertragung von Krankheits- 
stoffen gegeben ist. Eine solche Vorschrift müßte un- 
bedingt MuBvorschrift sein. Nach der ‚Kann‘ fassung 
wäre es wohl möglich, daß im einzelnen Falle ein 
Pflegekind — wie die Erfahrung vielfach lehrt — 
in einer Familie mit Tuberkulose Aufnahme findet, 
die augenblicklich eine geschlossene ist. Weder der 
Tuberkulöse noch die Pflegefamilie. noch die Fürsorge- 
stelle sind aber in der Lage, den Zeitpunkt zu erfassen, 
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zu dem die geschlossene Form in die offene übergeht, 
und so die Tuberkulose zur Ansteckungsquelle wird. 
Vielfach vergeht längere Zeit, ehe die Ansteckungs- 
fähigkeit in die äußere Erscheinung tritt, und auf wie- 
viele Mitmenschen der engeren und weiteren Um- 
gebung kann der Kranke inzwischen den Ansteckungs- 
keim übertragen haben und nicht zuletzt auf die in 
der Familie untergebrachten Pflegekinder! Baer!) 
sagt: „Zeitunterschiede von wenigen Wochen in der 
Erfassung können oft das Schicksal eines Kindes ent- 
scheiden.‘ Er hätte besser sagen mögen : „von wenigen 
Tagen, ja Stunden.“ 

Unter die Gründe, die ein Versagen der Erlaubnis- 
erteilung zur Annahme von Pflegekindern recht- 
fertigen, gehört noch ein wenig beachteter: Pflege- 
kinder sollten nicht in Familien Aufnahme finden, in 
denen Hunde oder Katzen gehalten werden. 

Hierzu ein Bild aus der Arbeit der Chemnitzer Auskunfts- 
und Fürsorgestelle?). Bei einem Besuch in der Familie einer 
als tuberkuloseverdächtig bekannten Frau traf die Fürsorge- 
schwester ein Pflegekind an. Die Pflegemutter, die einen kränk- 
lichen Eindruck machte, behauptete allerdings keinen Auswurf 
zu haben und auch nicht lungenkrank zu sein. Nach ihrer An- 
gabe hat sie das Pflegekind nur angenommen, um Zerstreuung 
zu haben. In der Wohnung befanden sich zwei Katzen, die sich 
bei dem Besuch der Schwester häuslich auf dem Tisch nieder- 
gelassen hatten, und zwei Hunde, von denen der eine noch nicht 
stubenrein war. Das Pflegekind selbst lag in einem Korb, der 
auf dem Erdboden stand. 

Mit Recht ist wiederholt darauf hingewiesen worden, 
daß Hunde und Katzen nicht selten an Tuberkulose 
erkranken und dann für ihre Besitzer und insbesondere 
deren Kinder eine gefährliche, meist unterschätzte An- 
steckungsquelle bilden. Wie oft muß man auch be- 
obachten, daß namentlich Hunde sich in allem mög- 
lichen Unrat und so auch in dem auf den Fußboden 
entleerten Auswurf herumwälzen, und nicht minder 
oft, daß sie Auswurf — nicht selten ist es solcher 
mit Tuberkulosebazillen — und sonst verunreinigte 
Gegenstände belecken, insbesondere die Spucknäpfe 
aussaufen ; andererseits werden sie als unzertrennliche 
Spielkameraden der Kinder im engsten Verkehr von 
ihnen gestreichelt und geliebkost, wie sie umgekehrt 
nicht selten die Kinder belecken; so werden die in 
Nase und Maul, sowie in der Umgebung des Maules 
enthaltenen Reste des von ihnen aufgenommenen 


1) „Blätter für Gesundheitsfürsorge‘‘ Bd. 4, S. 2, 1926. 
2) Vgl. „Mitteilungen‘‘ des Vereins zur Bekämpfung der 
Schwindsucht in Chemnitz und Umgebung vom 15. V. 1925. 
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Tuberkuloseauswurfs auf Kinder übertragen! Diese 
Ansteckungsquelle scheint mir eine größere Bewertung 
zu verdienen ! 

Muß hiernach gefordert werden, daß die Aufnahme 
der Pflegekinder nur bei solchen Familien erfolgt, die 
tuberkulosefrei sind, so ist weiter darüber zu wachen, 
daß, wenn während der Dauer des Pflegeverhältnisses 
Tuberkulose in der Familie auftritt, etwa ein Familien- 
glied an Tuberkulose erkrankt oder ein tuberkulöser 
Untermieter zuzieht!), das Kind nicht weiter in ihr 
verbleibt. Deshalb müßte in den Pflegekinderord- 
nungen eine Bestimmung enthalten sein, daß in solchen 
Fällen die Pflegefamilie sofort Anzeige an das Jugend- 
und Wohlfahrtsamt zu erstatten verpflichtet ist. Nicht 
ausreichend sind Bestimmungen der Pflegekinderord- 
nungen, nach denen nur der Ausbruch einer anstecken- 
den Krankheit in der Familie des Pflegeberechtigten 
innerhalb einer bestimmten Frist gemeldet werden 
muß. Handelt es sich um Tuberkulose, so müßte ge- 
fordert werden, daß schon jeder Verdacht an Tuber- 
kulose meldepflichtig sein müßte, aus der gleichen 
Erwägung, daß nicht gewartet werden darf, bis die 
Tuberkulose ansteckend geworden ist. Aber auch 
daran muß gedacht werden, daß das Pflegekind selbst 
an Tuberkulose erkranken kann, ein Fall, der gerade 
bei Pflegekindern leider nur zu häufig ist. Es ist des- 
halb auch eine Bestimmung der Pflegekinderord- 
nungen nicht genügend, in der nur bestimmt wird, 
daß eine ‚schwere‘ Erkrankung des Pflegekindes dem 
Jugendamt unverzüglich anzuzeigen ist. Die Be- 
stimmung, daß bei Erkrankung des Pflegekindes die 
Pflegefamilie verpflichtet sein soll, sofort ärztliche 
Hilfe in Anspruch zu nehmen, kann nicht für aus- 
reichend erachtet werden. Zu fordern wäre auch hier, 
daß schon jeder Verdacht an Tuberkulose dem Jugend- 
und Wohlfahrtsamt und noch besser der zuständigen 
Fürsorgestelle für Lungenkranke gemeldet wird, dies 
allein schon um deswillen, um darüber zu wachen, daß 
bereits bei den ersten Anzeichen einer beginnenden 
Tuberkulose ärztliche Hilfe früh- und rechtzeitig in 
Anspruch genommen wird. 

Bei einer solchen Unterordnung unter den Ge- 
sichtspunkt der Vorbeugung stellt eine gute Pflege- 
kinderfürsorge ein außerordentlich wertvolles, freilich 
noch viel zu wenig gewürdigtes Hilfsmittel im Kampfe 
gegen die Tuberkulose dar. 


1) Zu vgl. hierzu Oertel in der „Freien Wohlfahrtspflege‘‘ 
Bd. I, S. 463ff. 1927. 
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Die Lebenshaltung minderbemittelter Familien in Hamburg im Jahre 1925. 
Von A. KASTEN, Berlin. 


„Wie lebt die breite Masse? Ist sie vor allem im- 
stande, sich ausreichend, d. h. so zu ernähren, daß sie 
im Vollbesitz ihrer geistigen und körperlichen Kräfte 
bleibt ?“ | 

Diese Fragen, die bereits Engel!) auf Grund von 
vielen und einheitlich geführten Haushaltungsrech- 
nungen?) zu lösen hoffte, sind, wie aus dem Vorwort 
Sköllins, Regierungsdirektors des Hamburgischen 
Statistischen Landesamtes, hervorgeht, auch der Anlaß 
zu der vorliegenden Untersuchung gewesen, die in 
Nr. 20 der Statistischen Mitteilungen über den Ham- 
burgischen Staat erschienen ist?). 

Die Arbeit bedeutet gewissermaßen eine Fortsetzung 
bereits vorhandener Versuche, exaktes Zahlenmaterial 
über die Lebensweise der Bevölkerung zu gewinnen. 
Als erster ist hier die Erhebung der Gesellschaft der 
Freunde des vaterländischen Schul- und Erziehungs- 
wesens zu erwähnen, die sich auf 14 Hamburger Volks- 
schullehrerfamilien bezieht. Später kommen dann vor 
allen Dingen die Erhebungen des Hamburgischen 
Statistischen Landesamtes in Betracht, die auf Grund 
der vom Statistischen Reichsamt angeregten und 
durchgeführten Sammlung und Bearbeitung von 
Haushaltungsrechnungen vorgenommen wurden. So 
ist für das Jahr 1907 von 274 Hamburger Haushal- 
tungen brauchbares Material geliefert und statistisch 
ausgewertet worden‘). 

Auch in den folgenden Jahren ist die Sammlung von 
Material über Haushaltungsrechnungen versucht wor- 
den, doch war die Beteiligung so gering, daß die wissen- 
schaftliche Auswertung dieser Ergebnisse kaum Be- 
achtung verdient. Noch dürftiger ist das Material, das 
aus der Nachkriegszeit vorliegt. Einer privaten und 
ungedruckten Untersuchung von Gertrud Oehlke 
über die Lebenshaltung von 147 Familien des Eisen- 
bahnerverbandes Groß-Hamburgs kommt wegen der 


1) Engel, E., Die Lebenskosten belgischer Arbeiterfamilien 
früher und jetzt. Dresden 1895. S. 43. 

2) Hierunter sind die Buchführungen über die Einnahmen und 
Ausgaben von Haushaltungen zu verstehen. 

3) Die Lebenshaltung minderbemittelter Familien in Ham- 
burg im Jahre 1925. Hamburg 1926. Otto Meißners Verlag. 
43 S. Preis 4 2,—. 

*) Siehe Sonderheft 2 des Reichsarbeitsblattes, S. 31—34, 
1909, und Statistik des Hamburgischen Staates, Heft XXV. 
S. 121. (1910.) 


mangelhaften methodischen Grundlagen nur eine 
sekundäre Bedeutung zu. Die Beobachtungszeit, die 
sich lediglich auf einen Monat ausdehnt, erscheint als 
Grundlage allgemeiner Schlußfolgerungen ungenügend. 
Da die Reduktion auf eine Konsumeinheit unterblieben 
ist, sind die Ergebnisse der einzelnen Haushaltungs- 
rechnungen nicht miteinander vergleichbar. Die ver- 
brauchten Mengen an Nahrungsmitteln sind nicht an- 
gegeben, sondern lediglich die Kosten usw.!). Auch 
die amtlichen Versuche, exakte Anhaltspunkte über die 
Lebenshaltung der Bevölkerung zu gewinnen, sind in 
den ersten Jahren der Nachkriegszeit von geringem Er- 
folg gekrönt. 1923 gelingt es dem Statistischen Landes- 
amt, 86 Familien zur gewissenhaften Führung von 
Haushaltungsbüchern zu veranlassen?). Die steigende 
Geldentwertung, die besonders gegen Ende 1923 kata- 
strophale Dimensionen annimmt, macht dann die 
wissenschaftliche Auswertung der Ergebnisse unmög- 
lich. Bereits 1924 nach der Stabilisierung der Mark 
nahm dann das Hamburgische Statistische Landesamt 
seine Arbeit wieder auf?). Doch konnte in diesen 
Jahren nur eine Beteiligung von 22 Haushaltungen 
mit 87 Vollpersonen erreicht werden. Die vorliegende 
Untersuchung für das Jahr 1925 bezieht sich auf 80 
Familien mit einer Personenzahl von 309. Sie trägt 
also durchaus einen fragmentarischen Charakter. Doch 
hat sich das Hamburger Statistische Landesamt be- 
müht, Familien auszuwählen, die als typische Re- 
präsentanten der Hamburger Arbeiterbevölkerung an- 
zusehen sind; so vermag eine wissenschaftliche Aus- 
wertung der Ergebnisse, trotz des relativ geringen 
Quellenmaterials, wertvolle Einblicke in die Lebens- 
weise der Hamburger Bevölkerung in der Nachkriegs- 
zeit zu gewähren. Diese Einblicke dürfen jedoch nicht 
als maßgebend für die allgemeinen Verhältnisse in 
Deutschland betrachtet werden, denn sie sind stark 
lokal bestimmt. Immerhin verdient die Hamburger 
Untersuchung das größte allgemeine Interesse, da sie 
eine der umfassendsten Untersuchungen ist, die in der 
Nachkriegszeit vorgenommen wurden. 

1) C. v. Tyszka, Die gegenwärtige Ernährungslage des 
deutschen Arbeiters im Vergleich zur Vorkriegszeit. Klinische 
Wochenschrift, 1. Jg., S. 1679. 1922. 

2) Amtlicher Anzeiger Nr. 218 v. 31. VII. 1923. 


3) Hamburgische Statistische Monatsberichte für das Jahr 
1925, S. 238 ff. 
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Als Beobachtungszeit dienen die 12 Monate des 
Jahres 1925. Die Angaben über die Einnahmen be- 
ziehungsweise Ausgaben sind täglich in den von dem 
Statistischen Landesamt zu diesem Zwecke heraus- 
gegebenen Haushaltungsbüchern eingetragen und nach 
Monaten zusammengefaßt. Um eine genaue Anschrei- 
bung zu erreichen und das Interesse für die Sache zu 
wecken, waren vom Statistischen Landesamt für ein- 
wandfrei geführte Bücher Prämien in Gestalt von 
wissenschaftlichen oder schöngeistigen Büchern, die 
sich jederTeilnehmer selbst auswählen konnte, gewährt. 

In methodischer Hinsicht erscheint wesentlich, daß 
nicht nur die Einnahmen und Ausgaben der Familien, 
insbesondere die Ausgaben für Ernährung, erfaßt und 
nach verschiedenen Gesichtspunkten näher charak- 
terisiert werden. Es werden im Gegensatz zu den mei- 
sten Statistiken der Vorkriegszeit und zu den Arbeiten, 
die unmittelbar aus der Nachkriegszeit vorliegen, neben 
den Ausgaben für Ernährung auch die verbrauchten 
Mengen an Nahrungsmitteln angegeben und sowohl 
der Nährwert der verbrauchten Nahrungsmittel 
als auch ihr Kaloriengehalt berechnet. 

Die Arbeit gliedert sich in den eigentlichen Tabellen- 
teil (S. 26—46), der 11 Einzeltabellen umfaßt, und in 
eine eingehende textliche Beschreibung (S. 5—25). 
Dieser textlichen Beschreibung, die in 4 Hauptteile 
zerfällt, sind 17 größere und kleinere statistische Über- 
sichten eingefügt, die die Ergebnisse des Tabellenwerks 
nach diesen und jenen Gesichtspunkten erläutern. Die 
Nahrungsmittel sind in engster Anlehnung an die im 
Statistischen Reichsamt bearbeitete Statistik der 
Haushaltungsrechnungen vom Jahre 1909 nach 20 
Einzelpunkten gegliedert. Die Ergebnisse sind für die 
einzelnen Monate zusammengefaßt, ferner zu einem 
Gesamtergebnis für das Jahr 1925. 

Von grundlegender Wichtigkeit ist nun für eine 
Statistik der Haushaltungsrechnungen eine klare Dar- 
legung über die Zusammensetzung der Familien. Diese 
Forderung erscheint bei der vorliegenden Unter- 
suchung nur unzureichend gelöst. Dieses Urteil bezieht 
sich nicht auf die gewählte Methode, die Konsumein- 
heit oder Vollperson zu berechnen!). Das Hamburger 
Statistische Landesamt rechnet als Konsumeinheit 
oder Vollperson jede erwachsene männliche und weib- 
liche Person, ferner jedes Kind über und je zwei Kinder 
unter I] Jahren. Die Unterschiede des Geschlechts 

1) Die Einheitsberechnung hat den Zweck, die verschiedene 
Zusammensetzung der einzelnen Haushaltungen auszuschalten, 
eventuellen Veränderungen innerhalb der Familie, die durch 
Geburt, Tod, Annahme von Pflegepersonen, Dienstpersonal 
usw. verursacht werden können, Rechnung zu tragen usw. Erst 
durch die Errechnung der Konsumeinheit wird es möglich, die 


Ergebnisse der einzelnen Haushaltungsrechnungen zueinander 
in Beziehung zu setzen und wissenschaftlich auszuwerten. 


329 


bleiben also bei der Hamburger Methode unberück- 
sichtigt. Irgendwelche Angaben, weshalb gerade das 
11. Lebensjahr als grundlegend für die unterschiedliche 
Registrierung der Kinder angesehen wird, fehlen. Der 
Zeitpunkt scheint so lediglich schätzungsweise und 
willkürlich gewählt. Doch bedeutet dies kein beson- 
deres Manko für die Qualität der gewonnenen Er- 
gebnisse. Denn noch heute muß das Urteil, das 
Schiff bereits vor zirka 14 Jahren ausgesprochen hat, 
als berechtigt anerkannt werden. Schiff!) urteilt: 
„In der ganzen Frage des Einheitsmaßes und der Re- 
duktionsziffern muß also heute ein non liquet ge- 
sprochen werden. Es fehlt eben durchaus an den 
wissenschaftlichen Grundlagen, um solche Ziffern em- 
pirisch festzustellen... Sicher aber ist, daß man für 
die in Rede stehenden Untersuchungen ein Einheits- 
maß und Reduktionsziffern absolut nicht entbehren 
kann. Es bleibt daher nichts übrig, als sie nach freiem 
Ermessen und mit einer gewissen Willkür zu wählen.“ 


Es kann im Rahmen dieses Aufsatzes nicht auf die 
Vorteile beziehungsweise Nachteile hingewiesen wer- 
den, die den verschiedenen bisher angewandten Re- 
duktionsziffern anhaften?). Es erscheint hingegen 
tröstlich, daß der Wert einer Haushaltungsstatistik 
letzten Endes gar nicht davon berührt wird, ob es ge- 
lingt, die physiologisch notwendige und tatsächlich 
verbrauchte Nahrungsmenge bis ins einzelne zu be- 
stimmen. Es genügt vollkommen, hierfür Annähe- 
rungswerte zu schaffen, da wir uns bei dem Stand 
der heutigen Nahrungsmittellehre doch mit der Auf- 
stellung von allgemeinen Durchschnittswerten be- 
gnügen müssen, und da die individuelle Veranlagung 
der einzelnen Menschen auch kaum jemals ermöglichen 
wird, mehr als Durchschnittswerte zu ermitteln. So 
mag das Hamburgische Statistische Landesamt mit 
Recht die Roheit seiner Methode?) mit ihrem Vorzug 
der Einfachheit und bequemen Anwendbarkeit recht- 
fertigen. 


Anfechtbar hingegen erscheint es, daß die Kinder 
über 11 Jahre nicht näher nach schulpflichtigen und 


1) Schiff, W., Zur Methode und Technik der Haushaltungs- 
statistik. Annalen für Soziale Politik, S. 103. 1914. 

2) Siehe über das Engelsche ‚Quet-Verfahren‘ die Kritiken 
von Rubner und Ritzmann. Die Methode des Deutschen 
Statistischen Reichsamts ist von Lichtenberg, Bauer und 
anderen beurteilt worden, zu der Wörrishofer und Kuhna- 
schen Einheit haben unter anderen Schiff, Albrecht und 
andere Stellung genommen. Im wesentlichen darf man wohl 
urteilen, daß die meisten heutigen Untersuchungen — ab- 
weichend von dem Vorgehen des Hamburgischen Statistischen 
Landesamtes — sich einer Modifikation der Engelschen oder 
der 1909 vom Statistischen Reichsamt verwendeten Methode 
bedienen. 

3) a. a. O. S. 8. 
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anderen charakterisiert werden, und die schulent- 
lassenen nach berufstätigen und solchen ohne Beruf?). 
Es muß scharf betont werden, daß bei der vorliegenden 
Arbeit die Bezeichnung ‚‚Kind‘‘ keineswegs eine Aus- 
sage über das Alter enthält, sondern lediglich das Ver- 
hältnis der betreffenden Person zu dem Haushaltungs- 
vorstand kennzeichnet. So können ein Teil der unter 
„Kinder“ klassifizierten Personen erwachsene, im Be- 
ruf stehende Menschen sein, während die Rubrik der 
„sonstigen Personen“ Kinder unter Il Jahren um- 
fassen kann. 

Eine nähere Charakterisierung der 10 „sonstigen Per- 
sonen‘‘ wäre, wie die der angegebenen Kinder, für eine 
einwandfreie Darlegung über die Zusammensetzung 
der Familien unbedingt erforderlich gewesen. Sind 
diese 10 aufgeführten Personen?) im wesentlichen 
arbeitsunfähige, entferntere Familienmitglieder, Kranke 
Angehörige, die unterstützt werden müssen, allein- 
stehende Anverwandte, die einen vollen Beruf aus- 
üben und einen vollen Arbeitslohn beziehen, in Kost 
gegebene Kinder usw.? Dies allessind wichtige Fragen, 
die für eine richtige Beurteilung der Gesamtangaben 
von hohem Wert scheinen. 

Der Nachteil dieser ungenügenden Klarlegung in 
bezug auf die Zusammensetzung der Familien fällt 
besonders störend durch die angewandte Methode der 
Registrierung der Einnahmen und Ausgaben ins Ge- 
wicht. Das Statistische Landesamt schreibt hierzu: 

„Besondere Schwierigkeiten machten die Ein- 
nahmen der Kinder und ‚sonstiger zum Haushalt ge- 
höriger Personen‘‘. Diese Einnahmen sind nur soweit 
berücksichtigt, als sie Beiträge für die Ernährung, 
Wohnung, Heizung, Beleuchtung darstellen, da nur 
so eine einwandfreie Bilanzierung der Einnahmen und 
Ausgaben möglich ist. Auf die Erfassung eines Teils 
der Ausgaben dieser Personen (für Bekleidung, Kultur- 
bedürfnisse) ist also verzichtet‘‘ 3). 

Demgegenüber sei das Hamburger Statistische 
Landesamt auf die sehr instruktiven Ausführungen 
von W. Schiff*) verwiesen, der bereits vor langen 
Jahren auf die Notwendigkeit hingewiesen hat, Fami- 
lien mit erwachsenen Kindern oder familienfremden 
Mitgliedern nicht als Beobachtungseinheiten heranzu- 
ziehen oder das eigentliche Haushaltungsbuch durch 
sogenannte Zusatzbücher zu ergänzen. In diese Zu- 
satzbücher sollen die Kinder und die „sonstigen zum 

1) a.a. O. Übersicht 1. Die Familiengröße der Haushaltungen. 

2) Bemerkt werden muß, daß im Tabellenteil (Tabelle 11, 
S. 34—42) nicht 10 sondern 19 sonstige Personen aufgeführt 
werden, also vermutlich einige Druckfehler stehen geblieben 
sind. 

$) a. a. O. S. 7. 


*) Schiff, W., Zur Methode und Technik der Haushaltungs- 
statistik. Annalen für Soziale Politik S. 57. 1914. 
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Haushalt gehörigen Personen“ ihre Einnahmen be- 
ziehungsweise Ausgaben, soweit sie nicht bereits in 
dem allgemeinen Haushaltungsbuch erscheinen, ein- 
tragen, wodurch es dann ein leichtes wird, die gesam- 
ten Familieneinnahmen und -ausgaben zusammenzu- 
fassen und ‚einwandfrei zu balancieren‘“. Dieses Ver- 
fahren ist heute bereits mit Erfolg bei vorliegenden 
größeren und kleineren Untersuchungen angewandt 
worden). 

Die methodischen Mängel, die in der unvollkomme- 
nen Registrierung der Einnahmen und Ausgaben lie- 
gen, deren monatliche Schwankungen für das Jahr 
1925 verfolgt werden, fallen erheblich zum Nachteil der 
Statistik ins Gewicht. Aus Übersicht 1 ergibt sich, 
daß es sich bei der Hamburgischen Untersuchung zwar 
im ganzen um kinderarme Familien handelt. Auf 80 
Familien entfallen nur 139 Kinder. Aus der Reduktion 
der Gesamtzahl der 309 Personen auf 287 Vollpersonen 
ist jedoch leicht zu ersehen, daß, da je zwei Kinder 
unter 11 Jahren als eine Vollperson erfaßt werden, von 
den unter der Rubrik „Kinder“ und ‚sonstigen Per- 
sonen‘ erfaßten Haushaltsmitgliedern nur 44 unter, 
jedoch 105 über Il Jahren stehen, und zwar spricht 
die Tatsache, daß im Jahresdurchschnitt von 100 RM. 
Einnahmen 9,37 auf Einnahmen der Kinder beruhen?), 
dafür, daß bereits ein erheblicher Teil dieser Personen 
im Berufsleben steht und einen vollen Arbeitslohn be- 
zieht. Die Tabelle 11 (S. 34—42) rechtfertigt diese Auf- 
fassung. Sie läßt erkennen, daß in 14 Haushaltungen 
keine Kinder oder sonstige Personen vorhanden sind, 
in weiteren 27 Haushaltungen die Arbeitsverdienste 
der Kinder nicht zu Beiträgen für die physiologisch 
notwendigen Lebensbedürfnisse herangezogen werden, 
falls die Kinder überhaupt Einnahmen beziehen soll- 
ten. In 8 Familien ist der herangezogene Beitrag so 
gering, daß man nicht berechtigt ist, hieraus eine 
hauptberufliche Tätigkeit und ein volles Arbeitsein- 
kommen zu mutmaßen. In 31 Fällen darf man diese 
jedoch aus der Höhe der angegebenen Beiträge anneh- 
men; das aber bedeutet nichts anderes, als daß von 
etwa 40%, der beobachteten Familienhaushalte die 

1) So in Österreich. Siehe Wirtschaftsrechnungen und Lebens- 
verhältnisse von Wiener Arbeiterfamilien in den Jahren 1912 
bis 1914. Erhebung des K. K. Arbeitsstatistischen Amtes im 
Handelsministerium. Wien 1916. 

Rußland: Die wirtschaftliche Lage der arbeitenden Klassen 
in Moskau in den Jahren 1922—1923. Herausgegeben von dem 
Leiter des Moskauer Büros für Arbeiterstatistik, F. D. Mar- 
kuson. Moskau 1924. 

2) Siehe Übersicht 2. Von 100 M. der Einnahmen waren 
Arbeitsverdienst: 

dés Ehemannes „u.:3 23. ee 84,74%, 

der- Ehefrau nun. essen 


Beiträge aus dem Arbeitsverdienst der Kinder.... 9,37% 
Sonstige Einnahmen... .....srecsncrcn00n ernennen 349% 
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Einnahmen beziehungsweise die Ausgaben ungenau 
erfaßt werden. Hierdurch erscheinen alle Versuchet), 
einen Überblick über die Höhe und das Verhältnis der 
einzelnen Ausgaben zu geben, relativ wertlos, da die 
Homogenität der einzelnen Posten nicht gewahrt ist. 
Beziehen sich doch die Angaben über die Ausgaben für 
Wohnung, Ernährung, Heizung, Beleuchtung auf die 

Bedürfnisbefriedigung von 287 Personen, die über die 

Ausgaben für sonstige Bedürfnisse auf eine weit ge- 

ringere Zahl. So entsprechen die Ausgaben für sonstige 

Bedürfnisse im Vergleich zu den Ausgaben für Er- 

nährung, wie sie Übersicht 3 bringt, keineswegs den 

realen Verhältnissen, sondern erscheinen viel zu gering, 
und Tabelle 2, die eine Übersicht über die auf den 

Kopf einer Vollperson entfallenden Ausgaben für 

Lebensmittel und sonstige Bedürfnisse bringt, ver- 

fehlt. Ebenso werden die Ausgaben für Kleidung?), 

Vergnügungen, Ersparnisse usw. in Wirklichkeit weit 

höhere Beträge ausmachen, als wie Übersicht 4 und 6 

erkennen lassen. 

Es erübrigt sich deshalb, näher auf die hierbei an- 
gewandte Klassifikation der Ausgaben und auf die 
hierbei erzielten Ergebnisse, die die Tabellen erkennen 
lassen, einzugehen. Es muß hingegen betont werden, 
daß die eben erwähnten methodischen Mängel doch 
nur bis zu einem gewissen Grade zum Nachteil der 
Arbeit ins Gewicht fallen. Nicht davon berührt werden 
die Ausführungen, die sich lediglich auf die Ausgaben 
für Lebensmittel beziehen und die verbrauchten Men- 
gen an Nahrungsmitteln®), wie ihren Nährwert, be- 
treffen. Gerade diese Ausführungen bilden aber den 
wesentlichsten Bestandteil der vorliegenden Arbeit 
und dürfen das größte Interesse beanspruchen. 

Die Resultate über die Höne der einzelnen Ausgaben 
für Lebensmittel bestätigen im ganzen bisher gemachte 
Erfahrungen®?). Besonders aufschlußreich erscheint 

1) Siehe Tabellenteil, Tabelle 1,2, 3,11. Textteil, Übersicht 1, 
2, 3, 6. 

3) Aus den vorhandenen statistischen Untersuchungen läßt 
sich erkennen, daß vor allem die Ausgaben der ledigen Berufs- 
tätigen für Kleidung außerordentlich hoch sind. 

3) Die Ausgaben für Ernährung sind in folgenden Tabellen 
und Übersichten dargestellt: 

Tabelle 4. Die Ausgaben für Lebensmittel in Verhältnisziffern. 

Tabeile 6. Die auf eıne Haushaltung entfallenden durchschnitt- 
lichen Ausgaben für Lebensmittel. 

Übersicht 5. Die monatlichen Schwankungen in den Ausgaben 
für Lebensmittel. 

Übersicht 7. Die Ausgaben für tierische und pflanzliche Nah- 
rungsmittel. 

Übersicht 8. Die durchschnittlichen auf eine Haushaltung ent- 
fallenden Jahresausgaben für besonders wichtige Lebens- 
jmittel. 

*) Die Ausgaben für Fleisch sind in den Herbst- und Winter- 
monaten am bedeutendsten, während das Maximum infolge des 
Weihnachtsfestes in den Monat Dezember fällt. Für Eier ist 
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Übersicht 7, die erkennen läßt, daß in Prozenten der 
Gesamtausgaben 46,31 %, auf tierische Nahrungsmittel, 
hingegen nur 40,52% auf pflanzliche Nahrungsmittel 
entfallen, während 13,17% unter ‚Sonstiges‘ zu- 
sammengefaßt werden. Von den 46,31 %, für tierische 
Nahrungsmittel entfallen: 

25,41 °% auf Fleisch, Fleischwaren, Fische; 

20,90%, auf Milch, Molkereiprodukte, Eier. 


Die pflanzlichen Nahrungsmittel sind ebenfalls 
näher charakterisiert. 
Es entfielen auf: 


Kartoffel, Gemüse, Gewürze ............ 8,15%, 
Brot, Mehl und Hülsenfrüchte........... 16,28% 
Vegetabilische Fette .........2.ccc0c00. 7,63% 
Zucker, Obst, Tee, Kakao, Schokolade 8,46% 


Ein großes Verdienst des Hamburger Statistischen 
Landesamtes erscheint es nun, daß die Haushaltungs- 
bücher nicht nur eine Rubrik für die Kosten der ver- 
brauchten Nahrungsmittel enthalten, sondern daneben 
eine Spalte für die Angabe der verbrauchten Mengen 
nach dem Gewicht !). 


Tabelle 1 (Seite 332) läßt den Jahres- und Tagesver- 
brauch einer Vollperson an Nahrungsmitteln erkennen. 


Durch diese Gewichtsangabe ist es für das Ham- 
burgische Statistische Landesamt jetzt leicht, den 
Nährwert der verbrauchten Nahrungsmittel nach 
ihrem Gehalt an pflanzlichen und tierischen Eiweiß- 
stoffen, Fetten und Kohlehydraten näher zu be- 
stimmen und diese nach Wärmeeinheiten zu messen. 


am meisten in den Frühlings- und Sommermonaten verausgabt, 
das heißt zur Hauptlegezeit der Hühner, wo die Eier am billig- 
sten sind und infolgedessen am stärksten zur Bedarfsdeckung 
herangezogen werden. Die Höchstausgaben für Butter ent- 
fallen ebenfalls in die Zeit der höchsten Produktion und der 
billigsten Preise d. h. in die Sommermonate. Die Ausgaben 
im Oktober für Kartoffeln, Feuerung usw. lassen deutlich die 
Bedarfseindeckung für den Winter erkennen usw. 


1) Es werden in der Arbeit folgende Angaben über die ver- 
brauchten Mengen an Nahrungsmitteln gebracht: 

Übersicht 9. Der Verbrauch an Nahrungsmitteln im Durch- 
schnitt einer Haushaltung und einer Vollperson. 

Übersicht 9a. Durchschnittlicher täglicher Verbrauch einer 
Vollperson an Lebensmitteln in Gramm. 

Übersicht 10. Die monatlichen Schwankungen im Verbrauch 
an den einzelnen Nahrungsmitteln. 

Übersicht 11. Der durchschnittliche auf eine Haushaltung ent- 
fallende Jahresverbrauch einiger besonders wichtiger Nah- 
rungsmittel. 

Tabelle 7. Durchschnittlicher Verbrauch einer Haushaltung an 
Lebensmitteln in Kilogramm, Stück, Litern. 

Tabelle 8. Durchschnittlicher Verbrauch einer Vollperson an 
Lebensmitteln, Stück, Litern. 

Tabelle 9. Der auf eine Haushaltung entfallende durchschnitt- 
liche Verbrauch einzelner besonders wichtiger Nahrungs- 
mittel. 
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Tabelle 1. 


Jahres- und Tagesverbrauch Hamburger 
Familien an Nahrungsmitteln im Jahre 1925. 


Nahrungsmittel | Jer Vollperson | einer Vollperson 
Fleisch an... 0er 29,436 kg 8l g 
Wurst arrete utari 9,714 ,, V 
Eische a... 5424200 10,205 ,, 29 ,, 
Bütter 3u.4#:452082.480% 4,531 ,, 12; 
Käse rei 5,100 ,„, 14 ‚, 
Eler nasse weisser 127 Stück 21 „ 
Kartoffeln ............. 122,469 kg 336 ,, 
Felle 22er 17,943 ,, 49 „ 
Kalfee 2: u 0a 4,187 „ Eis; 
Milch. „25:4. 104,178 Liter 285 „, 
Gemüse ... 22222220 eee 37,622 kg 103 ,, 
Salz und Gewürze ...... ' 15,505 ,, 42 
ZUckKer ana 17,412 ,, 48 „ 
Mehl und Mühlenfabrikate| 19,116 ,, 52 „ 
Ib rer 26,625 „, 73 „ 
Drol „rss ned 131,650 ,, 361 „, 
Tee, Kakao, Schokolade . 1,004 ,, | Ju 
Außerdem: Tabak, Zigar- 

ren, Süßigkeiten ...... 3,495 ,, 10 ‚, 


Das Hamburgische Statistische Landesamt bedient 
sich zu diesem Zweck der Nahrungsmitteltabellen von 
Schall und Heißler, denen die Königschen Durch- 
schnittszahlen für die Kalorienberechnung zugrunde 
gelegt sind). 

Hiernach ist die Energiemenge von: 


| g Eiweiß gleich 4,6 Kalorien 
| g Fett » 93 in 
I g Kohlehydrate ,, 4,0 = 


Übersicht 12 läßt erkennen, daß der Nährwert der 
durchschnittlich von einer Vollperson verbrauchten 
Lebensmittel gleich 68,80 g Eiweiß, 94 g Fett, 373,90 g 
Kohlehydrate beträgt und demnach nach den König- 
schen Durchschnittszahlen einer Wärmemenge von 
2648 Kalorien entspricht?). (Siehe Tabelle 2 dieser 
Arbeit.) Aus der Scheidung in tierische und pflanzliche 
Nahrungsmittel ist zu ersehen, daß von der Gesamt- 
Eiweißzufuhr 54,8%, auf pflanzliche Nahrungsmittel, 
45,2% auf tierische Nahrungsmittel entfallen, während 


1) Mit Recht bemerkt das Hamburger Statistische Landes- 
amt, daß die Schall-Heißlersche Berechnung nur wenig von 
der von Otto-Kestner und H. W. Knipping aufgestellten 
neueren Berechnungsart abweicht. Diese Abweichungen be- 
stehen im wesentlichen darin, daß Kestner der Kalorienbe- 
rechnung die Rubnerschen Durchschnittszahlen zugrunde legt, 
nach denen 


Il g Eiweiß gleich 4,1 Kalorien, 
1 g Fett „ 9,3 „ 
I g Kohlehydrate „ 4,1 un betragen. 


2) Der berechnete Kaloriengehalt entspricht nicht ganz den 
Königschen Durchschnittszahlen. Er würde hiernach nicht 
2648, sondern 2686 betragen. 
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bei der Fettzufuhr die tierischen Nahrungsmittel noch 
stärker überwiegen, nämlich 57,8%, betragen und bei 
den Kohlehydraten lediglich 3,9%, ausmachen, wäh- 
rend 96,1%, auf die vegetabilischen Nahrungsmittel 
entfallen. Sehr wertvoll erscheint es ferner, daß in 
Tabelle 12 die tierischen und pflanzlichen Nahrungs- 
mittel näher spezialisiert sind und genau zu ersehen 
ist, in welchem Maße die hauptsächlichsten Nahrungs- 
mittel an Eiweiß-, Fett- und Kohlehydratzufuhr be- 
teiligt sind, und durch welche Ernährung dem Körper 
die meisten Kalorien zugeführt werden. (Siehe Ta- 
belle 2.) 
Tabelle 2. 


Der Nährwert der voneiner Vollperson täglich 
verbrauchten Nahrungsmittel. 


Kohle- 
Nahrungsmittel Eiweiß | Fett | Sarate || Kalorien 
| g_ _ absolut| v. H. 


Fleisch und Fleischwaren : 


Fische... 54.2 
Tierische Fette.......... 0,09 
Bier nee 1,28 
Milch und Milchprodukte | 12, 


Tierische Nahrungsmittel. 


Getreideerzeugnisse 


Kartoffeln ............. | 5,38 
Pflanzliche Fette........ | 0,28 0,40 11,67 
Gemüse, Obst ..........] 2,38 0,21| 16,41] 79 | 2,98 
Zucker een. ae 46,99 188 | 7,10 
Tee, Kakao, Schokolade 1 0,15 | 0,53 1,67 13 | 0,49 
Pflanzliche Nahrungs- 

Mitteln 31,12 | 36,29 | 359,45) 1899 | 71,72 


94,00 | 373,90 


.». ee 818 019 E E 58 


a 


Interessant ist ferner Übersicht 13, die die monat- 
lichen Schwankungen im täglichen Verbrauch 
von Eiweiß, Fett und Kohlehydraten und die 
tägliche Aufnahme von Kalorien durch die Nahrung 
erkennen läßt. Die Tabelle bestätigt die Erfahrungen, 
die bereits bei den Beobachtungen des verbrauchten 
Quantums der Nahrungsmittel gewonnen sind. Der 
Eiweiß- wie Fettgehalt der Nahrung waren in den Win- 
termonaten erheblich größer als in den Sommermona- 
ten. Diese Tendenz zeigt sich bei den animalischen und 
vegetabilischen Nahrungsmitteln in bezug auf die 
Fettzufuhr in gleich starkem Maße. 

In bezug auf die Eiweißzufuhr haben die animali- 
schen Lebensmittel an dieser Steigerung einen erheb- 
licheren Anteil als die pflanzlichen. Der Kohlehydrat- 
verbrauch war weniger starken monatlichen Schwan- 
kungen unterworfen, doch läßt sich auch hier eine 
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Steigerung während der Wintermonate beobachten. 
Deutlich tritt ein Parallelismus zwischen Kohlehydrat- 
verbrauch und Kaloriengehalt der Nahrung hervor, 
das heißt die Monate mit einem stärkeren Kohlehydrat- 
verbrauch waren im allgemeinen auch diejenigen, in 
denen die Nahrung am kalorienreichsten war. 

Auf Grund dieser Darlegungen untersucht nun das 
Hamburger Statistische Landesamt die Frage: Ent- 
spricht die Ernährung der untersuchten Familien den 
Anforderungen, die in physiologischer Hinsicht zu 
stellen sind ? 

Es wird darauf hingewiesen, daß die Beantwortung 
dieser Frage nicht leicht sei, da der Nahrungsmittel- 
bedarf eines Menschen nicht nur durch Geschlecht, 
Alter, Konstitution, sondern auch durch Art und 
Intensität der Arbeit bestimmt würde!). Die Unter- 
suchungen Rubners, Kestners, Osbornes hätten 
erwiesen, daß der schwer arbeitende Mensch einen 
größeren Kalorienbedarf benötige, der geistig sehr an- 
gestrengt tätige eine erhöhte Eiweißzufuhr, da bei 
geistiger Arbeit eine regelmäßige, wenn auch ver- 
schieden groBe Zunahme des Phosphorsäuregehaltes 
im Blute stattfände. Für diese Deckung des notwen- 
digen Eiweißbedarfes schienen nun infolge ihres großen 
Eiweißgehaltes bei relativ geringem Volumen vor allem 
Milch und Fleisch geeignet. Als ein weiterer Vorzug 
der Fleischnahrung wird ferner insbesondere der hohe 
Sättigungsgrad betont. Auch für diese Ausführungen 
bieten die Forschungen Kestners die Grundlagen?). 

Wie verhalten sich jetzt die von einer Vollperson 
täglich aufgenommenen Nahrungswerte zu den für 
den Menschen von der Wissenschaft errechneten 
Durchschnittswerten ? 

Das Hamburger Statistische Landesamt zieht hier 
als Norm die Rechnung der Physiologen heran, nach 
denen der tägliche Normalbedarf eines Mannes 100 g 
Eiweiß, 60 g Fett, 500 g Kohlehydrate beträgt, der 
einer Energiemenge von 3000 Kalorien entspricht, 


während für die Frau 2400 Kalorien als ausreichend 


angesehen werden, die einen täglichen Verbrauch von 
80 g Eiweiß, 48 g Fett, 400 g Kohlehydrate erfordern. 
Unter Berücksichtigung der der Hamburgischen Unter- 
suchung zugrunde gelegten Normaleinheit beträgt 
hiernach der physiologisch notwendige tägliche Nah- 
rungsbedarf für eine Vollperson das arithmetische 
Mittel von den eben für Mann und Frau angeführten 


1) Eine gute Übersicht der verschiedenen Auffassungen be- 
deutender Physiologen findet sich bei C. v. Tyszka, Die gegen- 
wärtige Ernährungslage des deutschen Arbeiters im Vergleich 
zur Vorkriegszeit. Klinische Wochenschrift, 1. Jg., S. 1679. 

922. 


‚) Kestner, B., Der Sättigungswert der Nahrung. Deutsche 
medizinische Wochenschrift. 1919, Nr. 10. 


333 


Durchschnittswerten, das heißt 90 g Eiweiß, 54 g 
Fett, 450 g Kohlehydrate, 2700 Kalorien. 

Angesichts dieser physiologisch notwendig errech- 
neten Nahrungswerte erscheint dem Hamburgischen 
Statistischen Landesamt der tatsächliche tägliche Ei- 
weißverbrauch von 68,8 g zu gering, um dem Körper 
die nötige Stickstoffmenge zuführen zu können, die er 
zur Erhaltung seines Wohlbefindens und seiner Arbeits- 
kraft braucht. Es wird eingehend darauf hingewiesen, 
daß der untersuchte Personenkreis dem gelernten 
Arbeiterstande, den Angestellten und unteren Be- 
amtenkreisen angehört, das heißt, daß es sich um Per- 
sonen handelt, von denen nach dem heutigen Stande 
der wirtschaftlichen Entwicklung ein strenges Auf- 
passen und eine angestrengte geistige Tätigkeit ver- 
langt wird, die also nach dem Urteil unserer Physio- 
logen eine äußerst reichhaltige Eiweißkost benötigen. 
Zugunsten der Qualität der verbrauchten Nahrung 
wird hervorgehoben, daß das animalische Eiweiß mit 
54,8%, das vegetabilische, das lediglich 45,2 v. H. 
der gesamten Eiweißzufuhr ausmacht, überwiegt. 
Doch wird“darauf hingewiesen, daß hierin keineswegs 
ein Ausgleich in der mangelhaften Gesamteiweißzufuhr 
zu erblicken sei. Über dem als normal angesehenen Be- 
darf liegt hingegen der tägliche Fettverbrauch der 
Hamburger Familien mit 94 g für die Vollperson. Dies 
ist ohne Zweifel teilweise, worauf das Hamburger 
Statistische Landesamt hinweist, auf das nordische 
maritime Klima zurückzuführen. Der Kohlehydrat- 
gehalt bleibt mit 90 g hinter der errechneten notwen- 
digen Durchschnittsmenge zurück, die Kalorienmenge 
um 52 Einheiten. 

Instruktiv erscheint Übersicht 14, die einen Über- 
blick über die Entwicklung des Verbrauches einer Voll- 
person an Nährwerten und Kalorien nach den Unter- 
suchungen der Jahre 1923—1925 gibt, aus der eine 
ständige Zunahme der Eiweißzufuhr zu ersehen ist. 
(Tabelle 3.) 

Tabelle 3. 
Untersuchungen über den Nährwert der von 
Hamburger Familien verbrauchten Nahrungs- 
mittel 1923—1925. 


|| Nährwert pre pro Tag gund |, f 


— L — nn 


Vollperson 
Zeitraum 2 Kohle- Gesamtzahl 
aka Fett | hydrate || der Kalorien 
Juli 193 ec. I 58,3 18,2 | 381,4 | 2510 
1. Vierteljahr 1924 53,3 | 80,1 | 316,7 2261 
2 „n 1924 64,5 | 92,4 | 369,8 2635 
Eo 5 1925 69,1 | 94,9 | 372,9 | 2652 
2. 1925 |: 68,3 95,5 : 356,8 2577 
en 1925 66,7 ı 93,7 ` 360,2 2568 
4. „: 1925 | 68,7 95,1 | 372,1 | 2685 


Zu den gesamten Ausführungen des Hamburgischen 


334 


Statistischen Landesamts über den biologischen Wert 
der verbrauchten Nahrungsmittel ist vielleicht ganz 
allgemein zu bemerken, daB sie mehr von den For- 
schungen des Hamburger Physiologen Kestner be- 
einflußt scheinen, als im Interesse der Objektivität der 
Wissenschaft wünschenswert erscheint. Der Vorwurf 
der Einseitigkeit kann dem Hamburger Statistischen 
Landesamt in bezug auf die Wertung der Nahrungs- 
mittel in physiologischer Hinsicht nicht erspart bleiben. 

Es ist zu berücksichtigen, daß eine wissenschaftliche 
Ernährungstherapie heute noch nicht geschaffen ist, 
daß man vielmehr erst seit 50 Jahren an ihrem Werden 
zu arbeiten beginnt!). Bei dem harten Kampf, in dem 
sich heute noch die wissenschaftlichen Meinungen auf 
dem Gebiet der Ernährungswissenschaft gegenüber- 
stehen, ist für die Haushaltungsstatistik in bezug auf 
jede Wertung animalischer und vegetabilischer Nah- 
rungsmittel die größte Vorsicht geboten, ebenso größte 
Zurückhaltung in der wertenden Beurteilung der Ge- 
samt-Eiweiß-, Kohlehydrat- und Fettzufuhr. 

Bei aller Anerkennung der Verdienste des Physio- 
logen Kestner und seiner Anhänger vefdienen da- 
neben — um nur einige Namen herauszugreifen — 
auch die Forschungsergebnisse eines Forster, Bunge, 
Beneke, Berg, Vogel und anderer Erwähnung. 

Die Haushaltungsstatistik muß sich vorläufig auf 
eine exakte Erfassung der Nahrungsmittel und auf ihre 
Gliederung nach den angeführten Gesichtspunkten be- 
schränken; leicht werden dann später aus solchen 
Untersuchungen auch der Vitamin- und Nährsalz- 
gehalt der verbrauchten Lebensmittel näher zu be- 
stimmen sein. Es scheint ein Verdienst der kürzlich 
für die Schweiz erschienenen Untersuchung von 
Abelin und Waldburger, auf die Grenzen, die der 
Haushaltungsstatistik durch den Stand der heutigen 
Ernährungswissenschaft gezogen sind, hingewiesen zu 
haben?). So betonen sie unter anderen die Schwierig- 
keit, die bei Beurteilung der Nahrung in biologi- 
scher Hinsicht darin zu sehen ist, daß der Wert man- 
cher Nahrungsstoffe sich weniger nach ihrem Kalorien- 
gehalt, als nach ihrer Bedeutung im Ersatz- und Regu- 
lationsstoffwechsel richtet. Das Hamburger Statisti- 
sche Landesamt hätte also bei der Wertung der Er- 
nährung der Hamburger Familien den unvollkomme- 
nen Stand der heutigen Wissenschaft eingehender be- 
rücksichtigen müssen. 


1) Sehrinstruktiv erscheinen die Ausführungen vonBircher- 
Benner, M., Grundzüge der Ernährungstherapie auf Grund 
der Energetik. Verlag von Otto Salle. Berlin 1926. 

2) J. Abelin und J. Waldsburger, Beiträge zu den Er- 
nährungsverhältnissen bernischer Arbeiter und Beamtenfamilien 
in der Nachkriegszeit. Schweizer Zeitschrift für Gesundheits- 
pflege, VI. Jg. S. 231, 1926. 
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Abschnitt C der Arbeit, der einen Vergleich mit der 
in der Vorkriegszeit im Jahre 1907 durchgeführten 
Untersuchung bringt, scheint in mehrerer Hinsicht 
unzureichend. 

Wesentlich wäre gewesen, auf die unterschiedliche 
Berechnung der Konsumeinheit oder Vollperson bei 
beiden Erhebungen hinzuweisen und Anhaltspunkte 
über die Zahl der 1907 innerhalb der 274 Familien Er- 
werbstätigen zu geben,deren Einnahmen und Ausgaben 
nur teilweise für einige physiologisch notwendige 
Lebensbedürfnisse erscheinen, da dieser Prozentsatz 
in den 1925 beobachteten 80 Familien außerordentlich 
hoch ist. Es erscheint deshalb fraglich, ob man aus 
Übersicht 15 die Schlußfolgerungen zu ziehen berech- 
tigt ist, wie es das Hamburger Statistische Landesamt 
tut, wenn es urteilt: 

„Der Vergleich wird erst dann einwandfrei, wenn 
man die unterschiedliche Preisentwicklung der einzel- 
nen Bedarfsgruppen in Betracht zieht. Denn die 
Lebensmittel sind weit weniger im Preis gestiegen als 
die Bekleidungsgegenstände und die unter ‚übrige 
Lebensbedürfnisse‘ zusammengefaßten Ausgaben ... 
Das Gleichbleiben des auf die Ernährung entfallenden 
Anteils 1925 gegenüber 1907 bedeutet somit, daß — da 
die Lebensmittel weniger im Preis gestiegen sind als 
die sonstigen Lebensbedürfnisse — 1925 verhältnis- 
mäßig mehr für Ernährung aufgewendet werden 
mußte als 1907.“ 

Übersicht 16 gibt eine Darstellung der Ausgaben 
einer Familie für die Ernährung nach den Unter- 
suchungen für das Jahr 1925 und 19071). Die Tabelle 
läßt deutlich die Preissteigerung der meisten Nah- 
rungsmittel erkennen. Um allerdings deutlich zu er- 
sehen, in welchem Maße und in welcher Weise die Er- 
nährung nach dem Kriege eingeschränkt werden 
mußte?), hätte das Hamburger Statistische Landesamt 
die Ausgaben und verbrauchten Nahrungsmengen 
nicht auf eine Familie, sondern auf eine Vollperson 
reduzieren müssen. Bei Berechnung des Nährwerts der 
täglich aufgenommenen Nahrungsmittel (Übersicht 17) 
ist dies geschehen. Zum mindesten aber wäre hier ein 
Hinweis notwendig gewesen, daß bei der Berechnung 
für 1907 nicht die damals gewählte Konsumeinheit zu- 


1) a. a. O. S. 23. 

23) Es ist bereits auf S. 331 darauf hingewiesen worden, daß 
die Ausgaben über Ernährung im Vergleich zu den sonstigen 
Lebensbedürfnissen viel zu hoch erscheinen. 

Interessant sind in Übersicht 15 die geringen Ausgaben für 
Wohnung, die 1907 18,5 %, 1925 12,1 % betragen. Deutlich ist 
hier die Wirkung der Niedrighaltung der Mieten durch die 
Wohnungszwangswirtschaft erkennbar. Eine anteilsmäßige 
Steigerung zeigen die Ausgaben für Versicherung, Rechts- 
schutz, Steuern usw., worauf das Statistische Landesamt mit 
Recht hinweist. 


— g 


grunde gelegt wurde!), sondern dieselbe Methode wie 
1925. (Jede männliche und weibliche Person über 
Il Jahre gilt als Vollperson, ferner je zwei Kinder 
unter 11 Jahren.) Nimmt man an, daß dies geschehen 
ist, so vermag Übersicht 11 interessante Einblicke zu 
vermitteln). 


Es zeigt sich, daß die Eiweißzufuhr 1907 nur gering- 
fügig höher war als 1925, der Fettgehalt 1925 zirka 
11 g hinter dem des Jahres 1907 zurückbleibt, Kohle- 
hydratzufuhr und Kalorienmenge ungefähr zu beiden 
Zeitpunkten dieselbe Höhe erreichen. 


Es betrug der Nährwert der von einer Vollperson 
täglich verbrauchten Nahrungsmittel in den Jahren 
1907 und 1925: 


BEE az e ee a 
Jahr Eiweiß Fett hydrate Kalorien 
ETELE ETENEE DELTE -ER 


1907 | 70,07 101,61 393,63 2751 
1925 ; 68,80 373,90 

Wesentlich erscheint, daß von der Gesamt-Eiweiß- 
wie Fettzufuhr 1907 ein höherer Prozentsatz durch 


1) Siehe Reichsarbeitsblatt, Sonderheft 1—5. 1909—1912, 

Das Statistische Reichsamt legt der Konsumeinheit die 
Engelsche Methode unter Modifikation zugrunde. 

Als Konsumeinheit gilt: 

Jede erwachsene männliche Person mit 15 und mehr 


Jahren. 22:52 22, 225820. euere lese 1 
Jede erwachsene weibliche Person mit 15 und mehr 
Jahren 22.0: ee 0,8 
Kinder von 13—15 Jahren ..........2c222ccceeecen 0,5 
jj w TES a Sure 0,4 
a w Tl . jp doninte iere ra 0,3 
7 „ 4-7 u. ae ee ern 0,2 
a „ 0—4 E E EE E ENT 0,1 


3) Eine Nachprüfung war nicht möglich, da im Reichs- 
arbeitsblatt lediglich das Material über 179 Familien veröffent- 
licht ist, die Hamburger Sonderveröffentlichung nicht zur Ver- 

' fügung stand. 
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tierische Nahrungsmittel gedeckt wird. Für die Ei- 
weißzufuhr ist im Jahre 1907 insbesondere das starke 
Überwiegen des Fleisch- und Milcheiweißes bemerkens- 
wert. 

Rückblickend darf man zusammenfassend urteilen, 
daß der vorliegenden Untersuchung methodische 
Mängel anhaften, wie sie bei einem noch so wenig aus- 
gebauten Gebiet, wie die Haushaltungsstatistik dar- 
stellt, in der Praxis unvermeidlich sein werden. Diesen 
Mängeln aber stehen außerordentliche Vorzüge gegen- 
über. Diese sind vor allem darin zu sehen, daß die 
Hamburger Haushaltungsbücher neben der Angabe 
der Kosten eine genaue Angabe der verbrauchten 
Menge der Nahrungsmittel verlangen. Im übrigen 
erscheint wesentlich, daß bei der vorliegenden Unter- 
suchung, im Gegensatz zu den meisten bis heute vor- 
liegenden Arbeiten, der Schwerpunkt auf eine genaue 
Berechnung des Nährwertes der verbrauchten Nah- 
rungsmittel gelegt wird, und die Gliederung nach 
pflanzlichen und tierischen Nahrungsmitteln einwand- 
frei durchgeführt ist, wenn auch die wertende Stellung- 
nahme nach dem Stande unserer heutigen Nahrungs- 
mittellehre abzulehnen ist. 

Durch diese genaue Berechnung des Nährwertes 
weist die Hamburger Untersuchung den Weg, den die 
Haushaltungsstatistik ganz allgemein einschlagen muß, 
wenn sie jemals das hohe Ziel, das Sköllin ihr zu- 
weist, erreichen will, das heißt die Beantwortung der 
Frage: Wie lebt die breite Masse? Ist sie vor allem 
imstande, sich ausreichend, daß heißt so zu ernähren, 
daß sie im Vollbesitz ihrer geistigen und körperlichen 
Kräfte bleibt? 

Durch die vom Hamburgischen Statistischen Lan- 
desamt in Aussicht genommenen Untersuchungen für 
die folgenden Jahre ist die Möglichkeit gegeben, die 
in der vorliegenden Arbeit gewonnenen Einblicke in 
vielfacher Hinsicht zu erweitern und zu vertiefen. 
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Die Fehlgeburten im lübeckischen Freistaat 
im Jahre 1925. 
Von J. HARTWIG, Lübeck. 


Die Statistik der Fehlgeburten, die 1923 in Angriff genommen 
wurde, fand zunächst in ärztlichen Kreisen mancherlei Wider- 
spruch. Im Laufe der Zeit ist er aber immer geringer gewor- 
den. Für das Berichtsjahr fehlen uns nur noch die Angaben 
von rund 10 Ärzten, darunter von einem Frauenarzt und einem 
praktischen Arzt mit großer geburtshilflicher Praxis. Aber nur 
einige wenige machten wegen grundsätzlicher Ablehnung nicht 
mit. Wir dürfen also hoffen, mit der Zeit immer vollständigeres 
Material zu erhalten. Lückenlos wird es selbstverständlich auch 
bei Teilnahme aller Ärzte niemals werden. 

Insgesamt wurden 578 (1924: 434) Fehlgeburten gemeldet, da- 


von 335 (227) vonÄrzten, 149 (83) von Hebammen (6 weitere Mel- 
dungen blieben unberücksichtigt, weil der Fall auch von einem 
Arzt gemeldet war) und 94 (124) vom Allgemeinen Krankenhaus. 
Die Zahl der Lebendgeburten betrug in derselben Zeit 2226 
(2153) und die der Totgeburten 60 (71). Letztere machten 
also etwa den 10. Teil der Fehlgeburten aus. Die Gesamtzahl 
der Geborenen (Lebend-, Tot- und Fehlgeburten) stellt sich 1925 
im lübeckischen Staatsgebiet, soweit sie erfaßt werden konnte, 
auf 2864 Fälle. Auf 100 Geburten überhaupt kamen mithin 
nicht weniger als 20,18 (16,29) Fehlgeburten und zwar bei den 
ehelichen 18,54 und bei den unehelichen 27,73. In Magdeburg 
wurden in den Jahren 1924 und 1925 26—27°/, Fehlgeburten 
festgestellt. 

Von den 578 Fehlgeburten waren 436 ehelich und 142 un- 
ehelich. 
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_ Das Alter der Mutter stellte sich auf . 


aea papa peser 


. Jahre č < 


-= 
10-3 ie 


006 


ehe- 

liche | 4 54 135 110 85 | 28 l 19 
% 09| 12,4 810| 25,2| 195 Ä 641 02 4,4 

unehe- | 

liche || 36 71 16 13%)! 3*) — — 3 
yA 25 4 50,0 11,3 91 2,1 — — 2,1 


Die unehelichen Mütter haben wie immer ein erheblich nied- 
riges Alter; über drei Viertel sind noch keine 25 Jahre, von den 
ehelichen nur ein Achtel. 

Die Fehlgeburt war nach der Reihenfolge der bisherigen 
Schwangerschaften die _ — _ _ die 


Zivilstand 2. af awaa aa E p = Re 

eheliche 32 76 | 111 61 47 17 32 
o 74| 174 | 255| 14,0 | 10,7 |176 | 74 

uneheliche | 108 | 22 7*)| 3*) — 1 || 
% 760| 155 | 50| 21 | — | 07 | 07 


*) Es sind zumeist Witwen und Geschiedene. 


Bei den ehelichen Müttern erfolgte die Fehlgeburt am meisten 
bei der 3. Schwangerschaft, bei den unehelichen handelte es sich 
dagegen in über drei Viertel aller Fälle um eine Erstgeburt. 

Das Alter der | Frucht rucht betrug in in Monaten 


eheliche 13 154 161 50 22 9 27 
% 3,0 35,3) 36,9| 11,5 5,0 2,1 6,2 

uneheliche | 2 4l 45 |23 15 11 5 
% 1,4 28,8| 31,7 | 16,2 | 10,5 7,9 3,6 


Die meisten Fehlgeburten erfolgten im 2. und 3. Monat. 
Wieder hatten die unehelichen Mütter an den Fehlgeburten in 
den höheren Monaten einen wesentlich stärkeren Anteil. 

Von den unausgetragenen Früchten waren, soweit 
Feststellungen gemacht wurden, 36 männlichen und nur 13 
weiblichen Geschlechts. Dieser hohe Knabenüberschuß ist ja 
eine längst festgestellte Erscheinung. 

Die Fehlgeburt erfolgt über 40mal spontan, darunter 12ma) 
infolge Falls und Überarbeit, 6mal wegen Krankheit, 10mal 
wegen körperlicher Mängel der Mutter, 2mal wegen seelischer 
Erregung usw. Künstlich eingeleitet wurde sie in 31 (20) 
Fällen, darunter 5mal bei Unehelichen, und zwar 13mal wegen 
Tuberkulose, ferner wegen Herzfehlers, Nervenstörung, Blut- 
armut, allgemeiner Schwäche usw. Verdacht strafbarer 
Abtreibung lag 71 mal vor, darunter 31 mal bei unehelichen 
Müttern. In rund drei Viertel aller Fälle hat der Grund der Fehl- 
geburt nicht angegeben werden können. Zweifellos spielt die 
Abtreibung hier noch eine große Rolle. 

Erkrankt ist die Mutter an den Folgen der Fehlgeburt 49 | 
(29) mal und in8 (3) Fällen hat sie das Leben dabei lassen müssen. 

Dem Beruf nach waren von den unehelichen Müttern 
46 Stützen und Hausangestellte, 32 Witwen und Haustöchter, 
24 Arbeiterinnen, 15 Kontoristinnen, 6 Verkäuferinnen, 5 Nähe- 
rinnen und Schneiderinnen usw. 


Die Männer der ehelichen Fehlgebärenden waren in 165 | 


Fällen ungelernte und in 88 gelernte Arbeiter, 53mal Kaufleute 
beziehungsweise kaufmännische Angestellte, 37 Staatsbeamte 
und -angestellte, 26 Gewerbetreibende, 22mal Privatbeamte 
usw., 18 Landleute und Gärtner usw. 
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Die Ergebnisse einer statistischen Untersuchung 
über die Fehlgeburten in Moskau im Jahre 1925. 


Von A. GENSS, Moskau. 


Um die Frage der Aborte in Moskau aufzuklären, stand uns 
für das Jahr 1924 nur ungenügendes Material zur Verfügung, 
nämlich die 2496 Registrationskarten von denjenigen Frauen, 
welche die „Kommission zwecks Erteilung der Genehmigung des 
Abortus‘‘ vom September 1924 bis 1. Januar 1925 passiert hatten. 

Im Jahre 1925 wurde die Registration mehr oder weniger 
vollständig ausgeführt; es wurden von uns bearbeitet: 10222 
Karten, ausgestellt von der Kommission, die die Genehmigung 
für kostenlose Aborte erteilt, 4340 in Privatkrankenhäusern 
(Abortierung gegen Bezahlung) ausgefüllte Karten, 1782 in 
staatlichen Krankenhäusern ausgefüllte Karten über Aborte, 
welche außerhalb des Krankenhauses eingeleitet worden waren, 
und 321 Karten, aus denen der Registrationsort nicht zu er- 
sehen war. Insgesamt wurden 16665 Registrationskarten für 
Aborte bearbeitet. 

Nach dem Alter verteilen sich die Abortierten prozentual, 
wie folgt: bis zum Alter von 17 Jahren — 46 = 0,3°,, von 18 
bis 19 Jahren — 438 = 2,7%, von 20 bis 29 Jahren — 9785 = 
61,3 %, von 30 bis 39 Jahren — 4033 = 31,5 % und von 40 und 
mehr Jahren — 662 = 4,1% aller registrierten Fälle. 

Auf je 10000 Einwohner weiblichen Geschlechts (nach den 
Daten der Volkszählung vom Jahre 1923!)) entfallen in Moskau 
für das Jahr 1925 Aborte: 

im Alter: 15—19 20—29 30—39 40—49 15—50 Jahre 
61 459 383 74 312 

Aus diesen Angaben ist zu ersehen, daß die meisten Aborte 
im Alter von 20—29 Jahren — 459 auf je 10000 Einwohner weib- 
lichen Geschlechts desselben Alters — entfallen. 

Zwecks Feststellung der Häufigkeit der Aborte und der 
effektiven Fruchtbarkeit der Frauen in Moskau wurde 
folgende Tabelle für das Jahr 1924 aufgestellt, in der die im 
Jahre 1925 registrierten Aborte wegen ihrer größeren Voll- 


; ständigkeit mit den erst bis zum Jahre 1924 vorliegenden An- 


l 


| 


gaben über die Geburten kombiniert wurden. (S. nächste Seite.) 

Obwohl die Zahl der Gebärenden nach Altersgruppen in 
dieser Tabelle für das Jahr 1924 angegeben ist und die Daten 
über das Alter der Frauen der Zählung von 1923 entnommen 
sind, meinen wir, daß die damit verursachten Abweichungen 
nicht erheblich sein können. 

Die Angaben über die Zahl der Aborte auf je 10000 Frauen 
zeigen die Dynamik der Fruchtbarkeit der Bevölkerung; die 
Abweichungen der Dynamik (s. Kolonne 7) beweisen, daß die 
Häufigkeit der Aborte proportionell mit dem Alter wächst. 

18,2% der Abortierten standen (im Jahre 1924: 13,2%) in 
nicht registrierter Ehe. Es ist ja bestimmt anzunehmen, daß 
die Nichtregistrierung der Ehe eine gewisse Wirkung auf die 
Häufigkeit der Aborte ausübt. Im Alter bis zu 20 Jahren stan- 
den 5,6 % in nicht registrierter Ehe, 2,5 °5 in registrierter Ehe. 
' Folglich sind Frauen im Alter bis zu 20 Jahren infolge der 
nicht festen Eheverhältnisse (nicht registrierte Ehe) gezwungen, 
häufiger zum Abortus zu greifen. 

Die soziale Stellung der Abortierten war im Jahre 1925 
folgende: Arbeiterinnen — 13,9%, Frauen der Arbeiter — 
21,1%, Angestellte (Frauen) — 15,3% und Frauen Angestellter 
— 23,8%, Landbewohner — 1,1 %, Frauen von Heimarbeitern, 
Heimarbeiterinnen und andere — 5,1 %, arbeitslose Frauen und 
Frauen Arbeitsloser — 13,8%, Studierende (Frauen) — 3,7% 


1) S. Statistischen Atlas der Stadt und des Gouvernements 
Moskau, 1. Ausgabe. 1924. 
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Häufigkeit der Aborte im Jahre 1925 und der effektiven Fruchtbarkeit im Jahre 1924 in Moskau. 


A e e a a a a n a e mÁ M 


¿Weibliche Ein- Effektiver Frucht- Zahl der Aborte , Erhöhung des 
Alter der Frauen | wohner der Stadt Geburten BE mit bekannten di aa it a : u 
in Jahren | Muskau im Jahre 1924 (auf je 1000 Frauen Alter = denien bel Ein 
| «(Zählung 1923) gleichen Alters) im Jahre 1925 schluß der Aborte 


Insgesamt im Alter 
von 16—49 Jahren 


50387 | 


489914 


und Frauen von Studierenden — 1,5 °;, ein freies Gewerbe be- 
treibende Frauen und Frauen von ein freies Gewerbe Betreiben- 
den — 1,1%. 

Die Zahi der Abortierten nach dem Alter entsprechend der 
sozialen Gruppe der Abortierten zeigt fast dieselben Daten mit 
Ausnahme der Studierenden, welche im Alter bis zu 20 Jahren 
7,4% ergaben (Durchschnitt für dieses Alter: 3%) und für die- 
selben im Alter 20—29 Jahre 87,2 °%, (Durchschnitt: 61,5 %). 
Diese Abweichung erklärt sich natürlich aus der abweichenden 
Alterszusammensetzung der Studierenden. 

Jedoch ist aus diesen Angaben keine Folgerung zu ziehen, 
daß diese oder jene Gruppe mehr als die andere abortiert, oder 
daß Frauen der Arbeiter und Angestellten (44,9 %3) häufiger als 
Arbeiterinnen und Frauenangestellte (29,8 %) sich dem Abortus 
unterziehen lassen, da es sich hier nur um Gliederungsziffern, 
nicht aber um Häufigkeitswerte handelt. 

Um diese Frage zu entscheiden, müßten wir das Verhältnis 
der Abortierten jeder sozialen Gruppe zur entsprechenden 
sozialen Struktur und dem Zivilstand der Gesamtbevölkerung 
der Stadt Moskau für das Jahr 1925 feststellen. Letztere An- 
gaben sind jedoch nur auf Grund der Volkszählung von 1923 
vorhanden, während die soziale Struktur der Bevölkerung der 
Stadt Moskau in den Jahren 1924 und 1925 eine starke Änderung 
erlitt, so daß eine solche zeitlich uneinheitliche Kombination 
zu ganz unsicheren Werten führen müßte. 

Es entsteht alsdann die Frage, ob die soziale Stellung eine 
verschiedene Wirkung auf den Eintritt in die Krankenhaus- 
behandlung seitens solcher Frauen, bei denen die Abortierung 
außerhalb des Krankenhauses begonnen hat, ausübt? Be- 
merkenswert ist, daß am häufigsten mit außerhalb des Kranken- 
hauses begonnenen Aborten Heimarbeiterinnen, Arbeiterinnen, 
Angestellte, sowie Frauen von Angestellten und ein freies Ge- 
werbe Betreibenden eingeliefert werden. 

Die Zahl der Schwangerschaften, der Kinder sowie 
die Zahl der früher stattgefundenen Aborte im Zu- 
sammenhange mit der sozialen Stellung. Bei je 100 der 
im Jahre 1925 abortierten Frauen bildete der Abortus die erste 
Schwangerschaft nur in 9,9 Fällen, die zweite Schwangerschaft 
in 17,1, die dritte in 17,4, die vierte und mehr als vierte in 
55,6 Fällen. Hiermit bestätigt sich die Erfahrung, daß die erste 
Schwangerschaft am seltensten unterbrochen wird. 

Bei einigen sozialen Gruppen ist jedoch dieser befriedigende 
Zustand nicht zu konstatieren. So zum Beispiel haben die erste 
Schwangerschaft von je 100 abortierten Frauen der gleichen 
Kategorie unterbrochen: Studierende (Frauen) und Frauen von 
Studierenden — 33%, Bäuerinnen — 21,5%, ein freies Gewerbe 
betreibende Frauen und Frauen von ein freies Gewerbe Be- 
treibenden — 14,5%, ; dagegen unterbrachen am wenigsten die 
erste Schwangerschaft: Arbeiterinnen und Frauen von Arbei- 
tern — 4,3%, Hausfrauen und Frauen der besitzenden Klasse — 
6%, Arbeitslose — 8,3%. 


102,9 | 


134,1 | 30,3% 


Die zweite Schwangerschaft endete mit Abortus bei Studie- 
renden in 28,9 %, bei ein freies Gewerbe betreibenden Frauen in 
27,1 °;, bei Arbeitslosen in 19,4% und bei Landbewohnern in 
18,9%, aller Aborte bei Frauen der gleichen Kategorie. 

Unter je 100 Abortierten waren zu verzeichnen: Kinderlose — 
19,3%, mit je einem Kinde — 32,3%, mit zwei Kindern — 
22,3 %4, mit drei Kindern — 13,6 %, mit vier Kindern — 7,3% 
und mit fünf und mehr Kindern — 5,2%. 

Bei Durchsicht der Erlaubnisse, welche die Kommission 
zwecks Erteilung von Genehmigungen für Aborte ausgehändigt 
hat, werden wir bemerken, daß solche Genehmigungen am 
meisten an kinderreiche Frauen erteilt wurden. Die die Kom- 
mission passierten kinderlosen Abortierten (7,6%) betragen 
etwa 1 der allgemeinen Zahl (19,3 °,) und dementsprechend ist 
die Zahl der den Kinderreichen erteilten Genehmigungen größer. 

Wenn wir die Zahl der durch die Kommission in den Jahren 
1924 und 1925 ausgeführten Aborte vergleichen, erhalten wir 
folgendes Bild von der prozentualen Verteilung der mit Ge- 
nehmigung abortierten Frauen nach ihrer Kinderzahl: 


15311 


1924 1925 
Kinderlose ............:.. 7,8% 176% 
Ein Kind................ 32,8 °,, 31,7% 
Zwei Kinder ............ 25,39, 26,3% 
Drei Kinder und mehr ... 34,1% 34,3% 


Dieses fast gänzliche Zusammentreffen der Ziffern beweist, 
daß die Richtlinien der Kommission in beiden Jahren die 
gleichen geblieben sind. 

Wenn wir jedoch die Kinderzahl bei Frauen, welche mit 
außerhalb des Krankenhauses begonnenen Aborten ins Kranken- 
haus kamen, und bei Frauen, welche in Privatkrankenhäusern 
abortiert wurden, vergleichen, gelangen wir zur Folgerung, daß 
die Kommission ein größeres Entgegenkommen den Kinderlosen 
erweisen muß, damit die Zahl der außerhalb unternommenen 
Aborte geringer wird. Die außerhalb des staatlichen Kranken- 
hauses, wie auch in Privatkrankenhäusern abortierten Kinder- 
losen ergeben fast den doppelten Anteil (34,5% und 39,5%) 
gegenüber diesem Anteil bei den Abortierten überhaupt (19,3 9%) 


. und fast den fünffachen Anteil gegenüber dem Anteil der kinder- 


losen Abortierten, welche die Kommission passierten (7,6%). 

Wenn wir es als positives Faktum betrachten können, daß 
nur 9,9% aller Abortierten die erste Schwangerschaft unter- 
brechen, so ist es eine bestimmt negative Erscheinung, wenn 
viele Kinderlose ihre Schwangerschaft unterbrechen. 

Am meisten abortierten Kinderlose: Studierende — 65,6 °,, 
ein freies Gewerbe betreibende Frauen — 43 °%,, Angestellte — 
39,2 °, Bäuerinnen — 26,6 °;, am wenigsten Frauen von Arbei- 
tern — 5,2 °, ; dagegen mit einem Kinde: Arbeitslose — 38,1 %, 
Frauen von Studierenden — 56,2%, ein freies Gewerbe be- 
treibende Frauen — 33,7 %. 

Wenn wir die Gesamtzahl der Kinder der abortierten Frauen 
jeder sozialen Gruppe durch die Zahl der Mütter (ohne die 
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Kinderlosen) dividieren, so erhalten wir folgende durchschnitt- 
liche Kinderzahl für jede Gruppe: 


für jede Arbeiterin......-..2-cencrsncencnne 2,1 Kinder 
für jede Frau eines Arbeiters .........c22... 26 ,„ 
für jede Frau eines Angestellten ............ 22, 
für jede angestellte Frau ........ce2ccccec0. 18 ,, 
für jede Landbewohnerin ..........cerer0r0n 29 ,„ 
für jede Arbeitslose ..... PE ee 1,9 ,„ 
für jede Studierende 2.4... cs 00 0.00% 1,1 AR 
für jede Frau eines Studierenden ........... L3 


für jede ein freies Gewerbe betreibende Frau und 
Frau eines ein freies Gewerbe betreibenden 
Mannes. zarte 16 , 


Durchschnitt: 2,3 Kinder 


Wir glauben, daß diese Daten gewissermaßen die Kinderzahl 
in den Familien einer bestimmten sozialen Bevölkerungsschicht 
widerspiegeln und unsere Ausführungen ergänzen, wobei aller- 
dings zu bedenken ist, daß es sich hier zu zwei Dritteln noch um 
junge Frauen unter 30 Jahren handelt. Arbeitende und ange- 
stellte Frauen sowie Frauen von Angestellten abortieren häu- 
figer und haben weniger Kinder als Frauen von Arbeitern. 

Auf eine registrierte Ehe entfallen 3,25 Schwangerschaften, 
von welchen 0,9 durch Aborte ihr Ende finden. Auf nicht re- 
gistrierte Ehen entfallen 2,7 Schwangerschaften, von denen 0,8 
durch Aborte enden. Auf -100 Schwangerschaften entfallen 
28 Aborte. 

Aborte zum ersten Male waren 8,1 %, zum zweiten — 7,8%, 
zum dritten — 5,5 %, zum vierten Male und häufiger — 6,5 %. 

Die Verteilung der Aborte nach ihrer Ordnungszahl bei 
registrierten und nicht registrierten Ehen war folgende: 


| Registrierte 


Ordnungszahl der Aborte | Nicht regi- 


| Ehen strierte Ehen 
Erster Abortus ....222222r000. } 6,5% 21,4% 
Zweiter Abortus ........sese.. E KA E 20,6 % 
Dritter Abortus .....seseses. 12,2% 16,7% 
Vierter und mehr ............ 591% 41,3% 
Unbekannt u. 5,1% -— 


zusammen | 


(Fortsetzung siehe rechte Spalte.) 


Die prozentuale Verteilung der Aborte nach dem Alter bei 
den beiden Arten von Ehen war folgende: 


Altersklassen N 
Art der Ehen ah 


M] Zah 
bis 17 | 18—19 | 20—29 | 30—39 |40 Jahre|| der 
Jahre | Jahre | Jahre | Jahre |u. älter || Aborte 


Registrierte Ehe... 0,2 | 2,3 | 60,9 | 32,3 | 4,3 113,063 
Nicht registrierte 
Ehe 0,9 | 4,8 | 62,9 | 28,1 | 3,3 || 2,908 


Aus alledem ist zu ersehen, daß bei nicht registrierten Ehen 
die ersten und zweiten Aborte fast das Doppelte, nämlich 
42,0 %, deren Anteils bei den registrierten Ehen, nämlich 23,6 %, 
betragen, und daß diese Aborte öfter auf das jüngere Alter zu 
buchen sind. 

Ursachen der Aborte im Zusammenhang mit der 
sozialen Stellung. Mangel an Geldmitteln ist das Leitmotiv 
bei 46,5 % (51,1 %) Aborten; Krankheit — 11,5% (10,0%); der 
Wunsch, die Schwangerschaft zu verheimlichen — 0,6 % ; Vor- 
handensein eines Säuglings — 10,3% (15,9%); der Wunsch, 
aus anderen Gründen keine Kinder zu haben — 30,0 % (22,1 %). 

Diese Beweggründe beruhen auf den Angaben in den Frage- 
bogen, die teils von den Kommissionen, teils von den Privat- 
krankenhäusern und bei der Krankenhausaufnahme solcher 
Frauen, bei welchen der Abort außerhalb des Krankenhauses 
begonnen war, gemacht worden waren. Nur in den Kommis- 
sionen mußte die Frau eine begründete Motivierung abgeben, 
denn von der Art der Motivierung war es abhängig, ob die Ge- 
nehmigung zu einem kostenlosen Abort erteilt werden konnte 
oder abgelehnt wurde. In allen übrigen Fällen trägt die 
Motivierung einen weniger zuverlässigen Charakter. 

Deshalb geben wir hier in Klammern auch die Daten der 
Motivierung der Aborte durch die Kommission. Von beson- 
derem Interesse ist zu bemerken, daß ‚‚Krankheitszustand‘ als 
Grund für Aborte in 11,5% aller Fälle, in den Privatkranken- 
häusern dagegen in 18,2 % aller Fälle angegeben wurde. Wir er- 
klären uns diese Erscheinung aus dem Wunsche der Frauen, den 
tatsächlichen Grund der Aborte zu verheimlichen (ein Wunsch, 
der gewissermaßen dem Interesse der Inhaber von Privat- 
krankenhäusern entspricht). 

Da die Verteilung der Bevölkerung Moskaus nach Nationali- 
täten nur auf Grund der Volkszählung vom Jahre 1923 bekannt 
ist, läßt sich dieVerteilung der Aborte nach Nationalitäten im 
Jahre 1925 nur mit jener Verteilung der Bevölkerung kombinieren: 


BESADEDE NO SFTUNE Russen Litauer Letten Deutsche | Tataren Polen Juden | Armenier Andere 
im Jahre 1923 Nationen 


1511025 1354734 | 2445 11423 
100 % 89,0 02 0,7 
Aborte im Jahre 1925 
16665 14960 7 66 
100 % 89,0 0,004 0,4 


Am intensivsten treffen wir Aborte bei Russen, Juden und 
in der Gruppe ‚‚der anderen Nationalitäten‘ an. 

Was die Frage der Aborte in Moskau im allgemeinen betrifft, 
so wurden in den Entbindungsheimen im ganzen 10312 Aborte 
im Jahre 1925 ausgeführt, in Privatkrankenhäusern — 7759, ins- 
gesamt 18071, das sind um 1406 mehr als die anfangs angegebene 
Zahl der bearbeiteten Registrationskarten. Die gesamte Be- 
völkerung Moskaus wird für den 1. Januar 1926 auf 1900000 ge- 
schätzt. Auf je 1000 Einwohner entfallen demnach 9,5 Aborte 
(in Leningrad allerdings auf Grund unvollständiger Angaben im 
Jahre 1924 5,6%). In Moskau wurden im Jahre 1925 57128 


12295 17884 86 171 4554 13482 
0,5 0,8 1,5 5,7 0,3 1,3 
45 45 160 874 32 508 
0,3 0,3 1,1 5,2 0,02 3,9 


Kinder geboren. Auf je 100 Geborene entfallen 31,6 %Aborte 
und Fehlgeburten (im Jahre 1924 — 28,6 %, 1923 — 33 %). 


Auf je 1000 Einwohner 


Zahl der 


Zahl der 


Jahr Lebend- Zahl der | 23h} der 
Geborenen Lebend- 
Geborenen | Aborte 


1994 Moskau ..... | 51 881 
Leningrad... | 31906 6692!1)| 26,6 
1925 | Moskau ...... || 57128 18071 30,1 


1) Unvollständige Angabe. 
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Die Gesamtzahl der Frauen, bei denen der Abortus außer- 
halb des Krankenhauses begonnen hatte, betrug 3810, dar- 
unter 2095 mit Schwangerschaft über den dritten Monat hin- 
aus. Im Verhältnis zur Gesamtzahl der 18071 Aborte ergibt 
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die Zahl derer, welche mit vorher begonnenem Abort in ein 
Krankenhaus eintraten, 21,1%. Diese Zahl ist bedeutend 
gesunken, denn im Jahre 1924 machte sie noch 61 % aller 
Aborte aus. 


KRITIKEN UND BESPRECHUNGEN 


A. Gottstein (Berlin), Die Bewegung der akuten Seuchen im 
letzten Jahrfünft mit besonderer Berücksichtigung des Unter- 
leibstyphus. Klinische Wochenschrift, Jg. 6, H. 1, S. 1. 1927. 
Nach einem Überblick über das Verhalten der wichtigsten 
akuten Seuchen bis 1925 in Deutschland und auch im Auslande, 
bei dem Gottstein besonders betont und belegt, daß Ver- 
wirrungen und Nöte des öffentlichen Lebens die Verbreitung 
außerordentlich zu fördern vermögen, wendet er sich zur Ent- 
wicklung der Typhussterblichkeit und weist durch eine Analyse 
des statistischen Materials, und zwar hauptsächlich des preußi- 
schen, nach, daß die viel beachteten Epidemien der letzten Jahre 
nur kleine Zacken auf der ständig sinkenden Gesamtkurve dar- 
stellen, und daß die Gelegenheitsursachen für das Auftreten 
örtlicher Epidemien in ihrer quantitativen Bedeutung weit gegen 
die dauernden Ursachen „höherer Ordnung‘ zurücktreten, die 
eine dauernd gleichmäßige Stelle der einzelnen Regierungs- 
bezirke bei ihrer Einordnung nach der Typhusmortalität be- 
dingen; ferner macht Verfasser noch auf den großen Unter- 
schied zwischen Typhus und anderen Todesursachen hinsichtlich 
der Bedrohung der einzelnen Lebensalter aufmerksam. 


P. Lauener (Bern), Schlaf- und Wohnverhältnisse stadt- 
bernischer Schulkinder in den Jahren 1919 und 1925. Beiträge 
zur Statistik der Stadt Bern, H. 7, S. 43. 1926. Die sozial- 
hygienisch äußerst bedeutsame Untersuchung der Schlafver- 
hältnisse pflegt man im Reiche nur anläßlich der Tuberkulose- 
fürsorge, und dann meist sehr mangelhaft durchzuführen; die 
Belegung der Wohnungen dagegen wird anläßlich der Wohnungs- 
zählungen genau erfaßt. Demgegenüber geht man in Bern so 
vor, daß ungefähr alle fünf Jahre durch Befragen der Schul- 
kinder in etlichen Stadtteilen die Wohnverhältnisse und gleich- 
zeitig auch die Schlafverhältnisse ermittelt werden. Die vor- 
letzte Erhebung fand 1919 statt, die letzte 1925, wobei die 
gleichen Stadtteile wie vorher und außerdem noch einer mit 
besonders ungünstigen Verhältnissen herangezogen wurden. 
Trotzdem zeigte sich in jeder Hinsicht eine erhebliche Besserung; 
so ist zum Beispiel der Anteil der Kinder, die zu viert oder 
mehreren in einem Zimmer schliefen, von 39,7 °% auf 30,5 % ge- 
sunken, der Anteil derer, die nicht allein im Bette schliefen, 
von 64,7% auf 57°,, darunter der Anteil derer, die sogar zu 
dritt oder mehreren ein Bett benützen mußten, von 4,02, auf 
2,0%. Die Besserung ist darauf zurückzuführen, daß zwar auch 
in der Schweiz die Geburtenzahl (sogar absolut) zurückgegangen 
ist, die Bautätigkeit aber (außer in der eigentlichen Kriegszeit) 
keine Hemmungen erfahren hat. 


P. Lauener (Bern), Geburtenrückgang und Säuglingssterb- 
lichkeit in der Stadt Bern. Beiträge zur Statistik der Stadt Bern, 
H. 7, S. 71. 1926. Die Geburtenziffern der Stadt Bern, die 
Lauener zusammenstellt, unterscheiden sich kaum von 
denen reichsdeutscher Großstädte: Einer Lebendgeburtlichkeit 
von 30%. um die Jahrhundertwende steht eine solche von 
kaum 15°/,, in den Jahren 1924 und 1925 gegenüber. Auch die 
Ausdehnung des Geburtenrückgangs auf die unteren Schichten, 
von der Verfasser aus der Schweiz berichtet, entspricht genau der 
im Reiche beobachteten. Ebenso bieten die Berichte über den 
Rückgang der Säuglingssterblichkeit in der Schweiz nichts, was 


aus dem internationalen Rahmen fiele. Lauener ist der An- 
sicht, der Geburtenrückgang sei ein wichtiges ursächliches 
Moment für den Rückgang der Säuglingssterblichkeit gewesen; 
die oberflächliche Ansicht mancher Autoren, der Geburten- 
rückgang sei eine körperliche Degenerationserscheinung, be- 
kämpft er mit dem bereits von anderen hiergegen angeführten 
Sinken der Sterblichkeit und außerdem mit den Ergebnissen 
seiner Untersuchungen über die Verbreitung der Rachitis bei 
stadtbernischen Schulkindern, die eine beträchtliche Besserung 
in den letzten Jahren aufwiesen. 


W. Böhmert (Bremen), 100 Jahre Geburtenstatistik in 
Bremen nebst Angaben über die Säuglingssterblichkeit. Mit- 
teilungen des Statistischen Landesamts Bremen im Jahre 
MCMXXVI, Nr. 3. Bremen 1926. 56 S. Eine vergleichende 
Übersicht über einen Zeitraum von hundert Jahren zusammen- 
zustellen und sie — wie es hier geschah — in guter Ausstattung 
zu veröffentlichen, ist an sich gewiß ein verdienstvolles Werk. 
Leider wird dies aber dadurch zunichte gemacht, daß Verfasser 
einen umfangreichen Exkurs in das Gebiet der theoretischen 
Statistik hineinzuarbeiten versucht, deren Methoden ihm an- 
scheinend nicht bekannt sind. Er will nämlich die Frage lösen, 
„wie groß die statistischen Beobachtungsmassen sein müssen, 
um daraus allgemeine soziologische Regeln zu gewinnen‘; in 
Unkenntnis der Tatsache, daß die Wahrscheinlichkeitsrechnung 
hierfür fein ausgearbeitete Methoden zur Verfügung stellt und 
diese schon oft hierbei verwendet wurden, versucht Böhmert das 
Problem auf roh-empirische Weise zu lösen. Die Behandlung 
der geradezu elementaren Aufgabe, die nötige Anzahl von Ge- 
burten für die Bestimmung des ‚wahren‘ Geschlechtsverhält- 
nisses zu ermitteln, auf S. 7 ist ein Musterbeispiel für diese 
Methode, die nicht über J. P. Süßmilch (gestorben 1767) hin- 
ausgekommen ist. Da dem Verfasser also auch nicht bekannt ist, 
daß die mittlere Abweichung einer erwartungsmäßigen Zahl eine 
Funktion von p(I—p) ist, kommt er zum Beispiel zu der Auf- 
fassung, die Unehelichenquote habe infolge ihrer Abhängigkeit 
vom menschlichen Willen eine größere Konstanz als zum Beispiel 
die Totgeborenenquote; diese eigenartige und leicht widerlegbare 
Auffassung ist nur ein Teil der als Quintessenz der ganzen 
Schrift anzusprechenden Behauptung, „daß die Beobachtungs- 
masse um so kleiner sein kann, je reiner der menschliche Wille, 
also die psychologischen — subjektiven — Antriebe darin zur 
Auswirkung kommen und je weniger sie durch physiologische, 
materielle — objektive — Antriebe bestimmt (determiniert) 
ist.“ Dazu kommt, daß in dieser Schrift selbst bei elementaren 
Berechnungen Fehler enthalten sind, die hier nicht unbeachtet 
bleiben können. So ist in der Tabelle I mit stereotyper Regel- 
mäßigkeit das Geschlechtsverhältnis, wenn zum Beispiel 2 
Knaben und kein Mädchen geboren wurden, mit ‚200,0‘ an- 
gegeben; es kann sich hierbei nicht um ein Verschen oder einen 
Druckfehler handeln, da sich diese ‚Berechnung‘ an allen (ins- 
gesamt sechs) Stellen dieser Tabelle findet, an denen keine 
Mädchengeburt vorkommt. Nicht minder unverständlich er- 
scheint es, daß in Tabelle 2 für alle Jahre von 1900 bis 1925 das 
Geschlechtsverhältnis auf nur eine Dezimale berechnet, an diese 
aber jedesmal noch eine Null angehängt ist. Erwähnt werden 
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muß schließlich noch die äußerst flüchtige Abfassung der gan- | S. 29 (in Sperrdruck!) behauptet wird, der Geburtenrückgang 


zen Arbeit. Ein Beispiel hierfür ist, daß auf S. 7 über das 
Geschlechtsverhältnis der Totgeborenen gesprochen wird und 
dann auf S. 10 über das gleiche Thema mit fast den gleichen 
Ausführungen noch einmal. Noch schlimmer ist aber, daß auf 


sei in allen Altersklassen gleich stark, während auf S. 32 gesagt 
wird, daß die Geburten bei jungen Ehefrauen um ein Drittel, 
bei älteren dagegen um zwei Drittel abgenommen haben! 

Karl Freudenberg (Berlin). 


MITTEILUNGEN 


40 jähriges Jubiläum der öffentlichen Tätigkeit des russischen 
Medizinalstatistikers Pjotr Iwanowitsch Kurkin. Der ehemalige 
Leiter des Sanitäts statistischen Bureaus desMoskauer Semstwo, 
Dr. Pjotr Iwanowitsch Kurkin, feierte im Juni 1926 das 
4Djährige Jubiläum seiner öffentlichen Tätigkeit. Seine großen 
Verdienste um die russische Sanitäts-Statistik, das heißt um die 
Semstwo-Sanitäts- Statistik, sind nicht nur in Rußland, son- 
dern auch im Ausland gut bekannt und wurden in der deut- 
schen und holländischen Literatur schon mehrmals gewürdigt. 
Durch seine klassische Schrift über ‚Die Semstwo-Sanitäts- 
Statistik des Moskauer Gouvernements, ihre historische Ent- 
wicklung und ihre gegenwärtigen Ergebnisse‘, die als Er- 
gänzungsheft Nr. 3 zu dem Archiv für Soziale Hygiene und 
Demographie im Jahre 1916 erschienen ist, hat er das Ausland 
nicht nur mit der Eigenart dieser Statistik, sondern auch mit 
der Organisation der Semstwo-Medizin bekannt gemacht. 
Dieses Werk bildet noch heute die einzige Statistik, die über die 
Morbidität einer Gesamtbevölkerung nach Alter, Geschlecht 
und Morbiditätsursachen Aufschluß gibt. Der Verfasser wan- 
delte hier auf statistischen Höhen, die zu erklimmen bisher 
keinem Statistiker wieder vergönnt war. Außer diesem unver- 
gänglichen Werke war es vor allem sein „Sanitäts-statistischer 
Atlas‘‘, der das Interesse des Auslandes erregte, da in diesem 
Werke viele interessante Ergebnisse der statistischen Welt- 
literatur mit großem Geschick für das Verständnis der All- 
gemeinheit dargestellt sind. Es ist begreiflich, daß auch die 
Sowjet-Medizin das seltene Talent dieses Mannes in ihre Dienste 
stellte und ihn sowie einige Künstler mit der Bearbeitung einer 
neuen Auflage dieses Atlasses beauftragte. Damit ist die russi- 
sche Literatur um ein Werk reicher, dem kein Gegenstück aus 
anderen Ländern gegenübergestellt werden kann. 

Wenn wir einen Blick in die zahlreichen statistischen Publi- 
kationen des Jubilars werfen, so müssen wir gestehen, daß sie 
sich durch eine seltene Klarheit und Überzeugungskraft aus- 
zeichnen. Diese Publikationen waren richtungsgebend nicht 
nur für die ehemalige Semstwo-Medizin, die sich auf statistischen 
Grundlagen aufbaute, sondern auch für die Sowjet-Medizin, die 
das angefangene Werk der Semstwo-Medizin in einer unge- 
ahnten Weise ausbaute. Wie sehr die Verdienste dieses Mannes 
in seinem Heimatlande geschätzt werden, lehrt ein ihm gewid- 
meter Jubiläumsartikel in dem ersten Heft des Jahrgangs 1927 
der Zeitschrift ‚‚Gigiena iEpidemivlogia'‘‘, in dem seine schöpfe- 
rische Arbeit nach ihren wichtigsten Seiten geschildert wird. 
Gleichwie die Redaktion dieser Zeitschrift, so sprechen auch 
wir den Wunsch aus, daß es dem Jubilar vergönnt sein möge, 
seine geliebte Arbeit noch weiterhin glücklich fortzuführen, denn 
das neue und an Ideen reiche Rußland bedarf erfahrener 
statistischer Wegweiser, die die Realisierung seiner Ideen in 
sichere Bahnen leiten. 

Konferenz der Medizinalstatistiischen Kommission des Inter- 
nationalen Statistischen Instituts. Aus Anlaß der bevorstehenden 
3. Revision der Internationalen Liste der Krankheiten und 
Todesursachen trat am 4. April 1927 die Medizinalstatistische 
Kommission des Internationalen Statistischen Instituts zu einer 
mehrtägigen Konferenz in Paris zusammen. Dieses Institut 


hat bekanntlich im Jahre 1900 eine detaillierte und eine ab- | 


gekürzte Liste der Krankheiten und Todesursachen für sta- 
tistische Zwecke in Vorschlag gebracht und eine Nomenklatur 
aller Krankheiten und Todesursachen ausgearbeitet, die als 
Richtlinie für die uniforme Rubrizierung der zu einer bestimm- 
ten Nummer der Internationalen Liste gehörenden Krank- 
heiten und Todesursachen dienen soll. Um diese Liste den Fort- 
schritten der medizinischen Wissenschaft anzupassen, muß sie 
bestimmungsgemäß alle 10 Jahre einer Revision unterzogen 
werden. Die nächste Revision ist daher im Jahre 1929 fällig. 

Die Konferenz beschäftigte sich zunächst mit den Vor- 
sehlägen, die für die Aufstellung einer neuen systematischen 
Liste der Todesursachen mittleren Umfangs für Länder, 
denen die detaillierte Liste aus verschiedenen Gründen zu 
umfangreich erscheint, und einer kurzen Liste , die jedoch 
nur für die Publikation der Ergebnisse der Todesursachen- 
Statistik der administrativen Einheiten der einzelnen Länder 
bestimmt ist, gemacht worden sind. Der Entwurf dieser beiden 
Listen stimmt im wesentlichen mit den von der 1. Konferenz 
der Statistischen Kommission der Hygiene-Sektion des Völker- 
bundes vorgeschlagenen Listen überein. (Vgl. den Bericht 
über diese Konferenz in der ‚Internationalen Korrespondenz‘ 
in diesem Heft.) Die bisherige, 33 Nummern zählende abge- 
kürzte Liste kommt dadurch in Wegfall. 

Die hauptsächliche Aufgabe der Pariser Konferenz bildete 
die Durchsicht der detaillierten Liste. Dieses ursprüngliche 
Meisterwerk Bertillons hat alle bisherigen nosologischen 
Listen überdauert und sich nunmehr den größten Teil der Welt 
erobert. Um so mehr erscheint es wichtig, sie periodisch zu 
modernisieren, damit sie nicht, wie die starren Todesursachen- 
verzeichnisse der noch abseits stehenden Länder, veraltet. In 
diesem Bestreben sind in der Gegenwart die skandinavischen 
Länder dadurch vorangegangen, daß sie gemeinsam im Jahre 
1926 eine neue Liste der Todesursachen aufstellten, die bereits 
eine Modernisierung der Internationalen Liste darstellt. Um 
hiermit Schritt zu halten, hielt es die Pariser Konferenz für 
zweckmäßig, die Modifikationen der Skandinavischen Liste so- 
weit zu übernehmen, als sie für die Verbesserung der Inter- 
nationalen Liste vorteilhaft erscheinen, wobei zugleich auch die 
Vorschläge anderer Organisationen und der Mitglieder der Kon- 
ferenz selbst berücksichtigt wurden. Infolgedessen war es nötig, 
einige Krankheitsklassen, die bisher mit anderen zusammen- 
gefaßt waren, zu separieren, indem die Krankheiten des Blutes, 
der Ernährung, der endokrinen Drüsen, der Harnorgane, der 
Genitalorgane und gewisse Vergiftungen zu je einer besonderen 
Klasse vereinigt wurden. Um die Nummern der auszuzählenden 
Krankheitsarten zu reduzieren, wurden diejenigen bisher auf- 
geführten Krankheitsarten, die von geringer praktischer Be- 
deutung sind, in die Kollektivnummern der Krankheitsklasse, 
zu der sie gehören, eingereiht. Satzungsgemäß müssen nunmehr 
die Entwürfe der von der Konferenz ausgearbeiteten Listen 
dem Plenum des Internationalen Statistischen Instituts auf 
dessen Tagung in Kairo im Dezember 1927 vorgelegt werden. 

Über die übrigen Punkte der Tagesordnung (Regeln für die 
Auszählung bei Angabe mehrerer Todesursachen) wird erst 
später eine Entscheidung getroffen werden. 

E. Roesle (Berlin). 
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Gegen die Überwertung der Auslese in der Eheberatung. 
Von L.BREGMANN, Magdeburg. 


In Band II Heft 1 dieses Archivs befinden sich zwei 
Aufsätze über die Eheberatung!). In einem von 
ihnen?) kann man lesen, daß man „die Ehe zweier 
Personen mit Hasenscharte nicht werde gutheißen 
können“, und kurz darauf wird festgestellt, daß ‚‚das 
zum Austausch bestimmte Zeugnis nichts über die Art 
des Ehehindernisses aussagen, sondern lediglich eine 
einfache Feststellung enthalten darf.‘ Diese beiden, 
auch mit dem übrigen Inhalt der beiden Aufsätze sehr 
übereinstimmenden Sätze, können als Symptom der 
Strömungen gewertet werden, welche augenblicklich 
die Gründung von Eheberatungsstellen veranlassen, 
und zwingen, auch wenn man an sich eine ärztliche 
Eheberatung durchaus begrüßt, zu einer Entgegnung, 
damit nicht der Gedanke der Eheberatungsstellen als 
einseitige Angelegenheit von Rassenzüchtern seitens 
der Bevölkerung verlacht werde. 

Es ist als ein Gebot ärztlicher und bevölkerungs- 
politischer Bescheidenheit anzuerkennen, daß eine Ehe 
nicht nur einen Wert besitzt, wenn sie Kinder zeugt, 
"sondern daß in ihr für die beiden Eheschließenden 
groBe Werte liegen, indem sie ihnen an Stelle des Ge- 
fühls der Vereinsamung gemeinsames Verständnis und 
gegenseitige Hilfe setzt und manchen überhaupt erst 
durch die häusliche Stütze und die häusliche Ver- 
pflichtung zu einem brauchbaren Glied der mensch- 
lichen Gesellschaft werden läßt, ja manchmal sogar 
eine ideale Bewahrung genannt werden kann, ferner 
auch vom ärztlichen Standpunkt, indem sie den Men- 
schen vor den großen gesundheitlichen Gefahren des 
Nachtschwärmens, des Stammtischhockens und des 
Wirtschaftsessens behütet. Und die andere Forderung 
geht dahin, nicht wegen eines jeden Fehlers, der die 
Erbmasse mit mehr oder weniger großer Wahrschein- 
lichkeit belastet, das Leben des eventuellen Nachkom- 
men als lebensunwert zu brandmarken, und ich glaube, 
daB der Fehler, eine Hasenscharte zu besitzen oder 
fettleibig zu sein, es immerhin noch zuläßt, daß der 
davon Betroffene wesentlich mehr und besseres für die 
Menschheit leistet als das Gros der jetzigen Menschen. 


1) Fetscher, Über den Austausch von Gesundheitszeug- 
nissen vor der Ehe — Schubart, Freiwillige Heiratsberatungs- 
stellen in Preußen Arch. f. soz. Hyg. u. Demogr. Bd. Il, H. 1, 
S. 54 und 59. 1926. 

2) bei Fetscher S. 56. 


Wenn es schon ganz unverständlich scheint, daß man 
derartige Gebrechen als eugenische Minderwertigkeit 
zu einem Ehehindernis werden lassen kann, so wird 
man doch zum mindesten den beiden Ehepartnern die 
Verantwortung, ob sie ein solches Menschenkind in die 
Welt setzen wollen, überlassen müssen. Sie werden 
vielleicht durch ihre sonstigen guten Erbmassen die 
Gewähr dafür bieten, leistungsfähige Individuen zu 
zeugen, sie werden vielleicht durch ein vorbildliches 
Familienleben, durch vortreffliche pädagogische Be- 
fähigung das Milieu schaffen, in dem aus einer jeden 
Erbmasse das Beste zur Entfaltung kommt. (Diese 
pädagogische Fähigkeit kann ja auch vom Standpunkt 
der Erbforschung nicht geleugnet werden.) Eine solche 
Verantwortung kann zwei Menschen aber nur dann 
überlassen werden, wenn sie über die Art und Trag- 
weite des Ehebedenkens vollständig aufgeklärt sind. 
Es ist leicht, aber nicht richtig, einem Konflikt der 
Pflichten durch eine Unterlassung (in diesem Falle 
eine Unterlassung der Eheschließung) aus dem Wege 
zu gehen. Eine Schärfung der Verantwortung, das 
Ziel, welches von den Befürwortern der Eheberatung 
immer in den Vordergrund gerückt wird, ist nur mög- 
lich, wenn der Entschluß zur Schließung beziehungs- 
weise zum Verzicht auf die Ehe eine Frucht gewissen- 
hafter Abwägung von pro und contra ist. Gerade hin- 
sichtlich dieser Ermöglichung einer gewissenhaften 
Überlegung werden jetzt die größten Sünden begangen. 
In welcher Weise soll zum Beispiel die Verantwortung 
geschärft, die Sicherheit des Ehepartners geschützt 
sein, wenn ein auch von dermatologischer Seite freudig 
begrüßter Spruch des Reichsgerichtes entschieden hat, 
daß ein Ehepartner, der an einer Geschlechtskrankheit 
gelitten hat, nicht verpflichtet ist, diese dem anderen 
mitzuteilen, wenn ihm vom Ärzte beteuert worden ist, 
daß diese Geschlechtskrankheit ausgeheilt sei? 

Es wird viel von der noch mangelnden Fähigkeit der 
ärztlichen Wissenschaft gesprochen, die Wahrschein- 
lichkeit des Eintritts eines Erbfalles vorauszusehen ; 
auch in der eben bezeichneten Frage der Ausheilung 
einer Geschlechtskrankheit, derjenigen Frage, welche 
als erste eine Bedeutung für den Ehekonsens gewonnen 
hat, ist doch auch von einer Sicherheit des ärztlichen 
Urteils bisher noch keine Rede. Ganz abgesehen da- 
von, daß es unwahrscheinlich ist, daß bei einem jeden 
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Ehekonsens sämtliche Voraussetzungen für die Ge- 
sunderklärung eines ehemalsGeschlechtskranken durch- 
geführt sind (mehrmalige Provokation bei Gonorrhoe, 
Wassermannreaktion im Liquor), wird das ärztliche 
Urteil über die Ansteckungsfähigkeit dieser Ge- 
schlechtskrankheiten und ihre Übertragbarkeit auf die 
Nachkommenschaft nur ein Wahrscheinlichkeitsurteil 
sein. Und was kann ein Arzt, der keine exakte Liquor- 
Untersuchung durchgeführt hat, für ein Urteil darüber 
abgeben, ob sein Patient nicht nach kurzer Ehe an 
einer Tabes oder einer progressiven Paralyse erkranken 
wird; wir wissen doch über die Entstehungsbedingun- 
gen dieser beiden syphilitischen Nachkrankheiten 
noch recht wenig. Aber gerade die Möglichkeit dieser 
Erkrankungen bedeutet für den Ehepartner ein Risiko 
hinsichtlich des Bestandes der Ehe, das er vielleicht 
nicht zu tragen gewillt ist. Wenn nun von dermatolo- 
gischer Seite und auch vom Standpunkt eines jeden 
denkenden Arztes betont werden muß, daß bei der 
Häufigkeit der Geschlechtskrankheiten ein Eheverbot 
für alle früheren Geschlechtskranken ein Ding der Un- 
möglichkeit ist, so wäre es doch die Pflicht des Ehe- 
beraters, beide Teile, wie oben erwähnt, genau darüber 
zu informieren, welche Wahrscheinlichkeit für eine 
weitere Erkrankung eines von beiden oder der Nach- 
kommenschaft vorliegt (dieses Wahrscheinlichkeits- 
urteil ist möglich), und es nun dem nichterkrankten 
Teile zu überlassen, ob er das Wagnis eingehen will. 

Wie steht es nun mit dem Werte des entgegenge- 
setzten Urteils des Eheberaters, daß die Geschlechts- 
krankheit nicht geheilt sei, wie steht es mit dem daraus 
gefolgerten Rate, die Ehe aufzuschieben beziehungs- 
weise zu unterlassen? Ein jeder Dermatologe wird 
wissen, daß es in der Praxis trotz gesetzlicher Vor- 
schriften, trotz einer Aufrüttelung des Gewissens des 
Einzelnen, wie sie wohl in der Mehrzahl der Fälle ja 
nicht einmal erfolgen wird, gar nicht möglich ist, das 
Gros der Geschlechtskranken von dem außerehelichen 
Verkehr auch nur so lange fernzuhalten, bis die Hei- 
lung erfolgt. Es erübrigt sich, darauf einzugehen, ob 
dies an Mängeln unseres Gesetzes oder an Mängeln der 
Erziehung oder an sonst irgend etwas liegen mag. Für 
denjenigen, der bei der Eheberatung sich darüber Ge- 
danken macht, was der verzichtende männliche Ehe- 
partner nach dem abratenden Urteil wohl tun wird, 
wird es wohl keinem Zweifel unterliegen, daß dieser 
statt einer Frau nunmehr viele anstecken wird. Wäh- 
rend bei einer Ehe immerhin die Verantwortung für 
eine geliebte Frau und auch schließlich die Rücksicht 
auf die Geldtasche ihn eher geneigt machen wird, zu 
einem Condomverkehr zu greifen, wird er entweder 
diese Rücksicht bei der Prostitution oder anderen For- 
men des unterschiedslosen Geschlechtsverkehrs weiter- 
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hin ebenso wenig nehmen, wie er sie bei Erwerbung 
seiner eigenen Geschlechtskrankheit genommen hat — 
der dabei übliche Alkoholgenuß wird das Seine in dieser 
Beziehung auch tun —, oder er wird mit der Ehe- 
partnerin, mit der er die Ehe nicht eingehen soll, oder 
mit irgendeiner anderen weiblichen Person ein Ver- 
hältnis eingehen, und wird in dieser Form dasselbe tun, 
was er auch in der Ehe getan oder gelassen hätte. Will 
man bei der Eheberatung Verantwortungsgefühl schär- 
fen, so wird man diesen Menschen dann doch anraten 
müssen, entweder (in dem einen Falle) von dem unter- 
schiedslosen, ungebändigten Geschlechtsverkehr abzu- 
gehen, oder (im anderen Falle) die Frau, die er sich als 
Verhältnis angeschafft hat, dann auch zu heiraten. 
In jedem Falle erfolgt also ein Aufschub, der weder für 
die Gesundheit des Betreffenden, noch für die Gesund- 
heit der Frauenwelt, noch für die Schärfung von irgend 
jemandes Verantwortungsgefühl von irgend welchem 
Vorteil sein kann. Man wende nicht ein, daß auch der 
Verheiratete, wenn er geschlechtskrank sei, außerehe- 
lichen Geschlechtsverkehr betreibe. Die Statistiken 
von Breger?) beweisen an der Hand von Zahlen, was 
auch sonst ganz wahrscheinlich klingt, daß die ledigen 
Männer in einem ganz beträchtlich höheren Prozent- 
satz an Geschlechtskrankheiten erkranken, als die ver- 
heirateten (4:1). Man vergesse nicht, daß die Ver- 
hütung der Geschlechtskrankheit in großem Maße eine 
Frage der Disziplin und des Mangels des Alkohol- 
genusses vor dem Verkehr ist, beides Dinge, die manm 
vom ehelichen Zusammenleben eher erwarten kann 
als von dem außerehelichen, und daß die Möglichkeit 
eines Wiederaufflackerns einer Gonorrhoe unter den 
Bedingungen des Nachtschwärmens wesentlich eher zu 
einer Gefährdung des Beischlafpartners führen kann 
als im Eheleben. Mit diesen Ausführungen soll nicht 
befürwortet werden, daß von dem selbstverständlichen 
Grundsatz abgegangen wird, daß der Geschlechts- 
kranke bis zu seiner Heilung keinen Geschlechtsver- 
kehr ausüben dürfe, sondern es soll nur darauf hinge- 
wiesen werden, daß die Ausbreitung der Geschlechts- 
krankheiten, also das, was von sozialhygienischer Be- 
deutung ist, durch die Eingehung der Ehe nicht ge- 
fördert, sondern gerade vermindert wird, und daß die 
Eingehung der Ehe für solche Leute, die durch die Er- 
werbung einer Geschlechtskrankheit bewiesen haben, 
daß sie beim außerehelichen Verkehr nicht die nötige 
Vorsicht walten lassen, sozialhygienisch sogar das Er- 
strebenswertere wäre, wenn dem anderen Ehepartner 
bei Kenntnis dieser Umstände eine solche Ehe billiger- 
weise zugemutet werden könnte. Und nur aus diesem 
rein menschlichen und individuellen (nicht sozialen) 


1) Breger, Was lehrt uns die Statistik der Geschlechts- 
krankheiten ? Reichsgesundh.-Bl. Beiheft 1, 1926. 
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Grunde ist der Eheberatung eines Geschlechtskranken 
das Wort zu reden. Dann aber muß auch dem anderen 
Ehepartner gegenüber die vollste Offenheit walten. 


Noch auf eine andere Gefahr der Eheberatungsstelle 
muß hingewiesen werden. Es ist nicht nur an sich 
denkbar, sondern es kommt auch vor, daß Männer, 
die sich um ein Eheversprechen drücken wollen, in dem 
Ehezeugnis die beste Handhabe zu einem solchen Vor- 
gehen finden. Die Eheberatung wird sich hüten 
müssen, in solchen Fällen, wenn dann auch noch, wie 
auch von Fetscher!) bemerkt worden ist, vorehe- 
licher Verkehr stattgefunden hat, in einer Hasen- 
scharte oder Fettsucht eines Aszendenten einen Vor- 
wand zu bieten. 


Was wird nun die Aufgabe der Eheberatung sein ? 
Sie wird sich nicht auf die Aufgabe beschränken 
dürfen, unter den zu schließenden Ehen eine Auslese 
zu treffen, und damit, wenn auch vielleicht im rassen- 
hygienisch günstigen Sinne, enehemmend zu wirken, 
sondern sie wird sich darauf einstellen müssen, die be- 
reits bestehenden Ehen so zu fördern, daß aus dem 
Zusammenleben zweier Menschen diejenigen Faktoren 
ausgeschaltet werden, welche einerseits drohen, die 
Harmonie der Ehe zu sprengen, andererseits nicht 
durch die Kenntnisse eines verständnisvollen Freundes 
oder eines Seelsorgers aus der Welt geschafft werden 
können, weil eben verschiedene Fragen des Ehelebens 
ärztliche Kenntnisse voraussetzen (Fragen der sexuel- 
len Hygiene, Beschränkung der Kinderzahl). Sie wird 
darüber hinaus eventuell auch auf einen vollständigen 
Verzicht auf Kinder (das bedeutet nicht Verzicht auf 
die Ehe) hinwirken. Die Eheberatungsstelle wird aber 
auch vor allem im Rahmen dieser individuellen Be- 


1) Fetscher |. c. 
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ratungen wie auch in der breiten Öffentlichkeit auf 
diejenigen Schäden hinzuweisen haben, welche darauf 
hinwirken, daB die in unserem Volke vorhandene ge- 
sunde Erbmasse eheuntauglich gemacht wird, daß der 
Keim (ohne daß hier von irgendwelcher Vererbung die 
Rede ist) durch Alkohol oder durch Geschlechtskrank- 
heiten geschädigt wird. Sie wird auch als soziale Ein- 
richtung dahin zu streben haben, Ehen, die aus wirt- 
schaftlichen Gründen nicht erfolgen können, durch 
Fürsorgemaßnahmen zu ermöglichen, sie wird ihren 
Einfluß auf die Gesetzgebung nicht nur in dem Sinne 
geltend zu machen haben, daß der Standesbeamte 
mehr oder weniger verspätet, mehr oder weniger aus- 
führlich, mit größerem oder geringerem Zwange eine 
Aufforderung verteilt, zur Eheberatungsstelle zu 
gehen, sondern daß die Möglichkeit zur Eheschließung 
erleichtert wird (durch Verkürzung der Ausbildungs- 
zeiten, durch Besserung der Wohnungsverhältnisse, 
durch Beihilfen zur Wohnungseinrichtung), und daß 
die Kinderzeugung nicht nur denjenigen Familien im 
größeren Ausmaße vorbehalten bleibt, die durch Ver- 
antwortungslosigkeit oder Schwachsinn jedes Jahr ein 
neues Kind in die Welt setzen, sondern auch den- 
jenigen Familien, die ihren Nachkommen außer einer 
gesunden Erbmasse auch die ausreichende Erziehung 
mitgeben wollen (Elternschaftsversicherung oder ähn- 
liches). Durch diese sozialgesetzgeberischen Anregun- 
gen und sexualberatenden Maßnahmen werden die 
Eheberatungsstellen über den Weg der Förderung der 
Familienbildung soziale und hygienische und damit 
auch rassenhygienische Erfolge aufzuweisen haben. 
Die Überwertung der reinen erbbiologischen Forde- 
rungen in der Eheberatungsstelle kann, wie ich durch 
die obigen Ausführungen glaube dargelegt zu haben, 
vorläufig nur den entgegengesetzten Erfolg haben. 


Erwiderung. 
Von R. FETSCHER, Dresden. 


Es sei im folgenden richtiggestellt, was Bregmann 
in erbbiologischer Hinsicht einwendet. Ich habe aus- 
drücklich geschrieben, daß Hasenscharte an sich 
kein Ehehindernis wäre, daß aber eine Ehe zweier 
Personen mit Hasenscharte nicht zu billigen sei. Der 
nicht ausgesprochene Grund — ich hielt dies für über- 
flüssig — zu dieser Stellungnahme liegt darin, daß bei 
solcher Erbkombination leicht besonders schwere For- 
men von Gesichtsspalten bei den Kindern auftreten, 
wodurch ihre Lebensaussichten von vornherein wesent- 
lich verschlechtert erscheinen und später auch ernste 
Sprachstörungen sie oft in große Schwierigkeiten 
bringen. In meinem Aufsatz über Eheberatung ist das 
Wort Fettleibigkeit überhaupt nicht gebraucht. Breg- 


mann ist wohl zu dieser Behauptung dadurch gekom- 
men, daß auf der Rückseite der von mir benutzten erb- 
biologischen Fragebogen eine ähnliche Bezeichnung 
— Fettsucht — gebraucht ist. Den Fragebogen habe 
ich seinerzeit, Juni vorigen Jahres, an das Gesund- 
heitsamt des Magistrats in Magdeburg mit ent- 
sprechender schriftlicher Äußerung gesandt, als man 
von dort Auskunft über die Dresdner Eheberatungs- 
stelle erbat, um deren Erfahrungen zu nutzen. Im 
übrigen sei noch hinzugefügt, daß bei schweren For- 
men der Fettsucht, die auf schweren endokrinen Stö- 
rungen beruhen und mit Impotenz verbunden sind, 
gelegentlich — nicht von Rassezüchtern —, sondern 
von Ärzten Bedenken gegen eine Ehe erhoben werden 
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können. Endlich sei noch betont, daß ich ausdrücklich 
hervorgehoben habe, daß auch die psychologische 
Seite der Eheschließung erörtert werden muß. Wegen 
eines weiteren Vorwurfes, Eheberatung brächte die 
Gefahr, daß sich mit Hilfe des ärztlichen Urteils ein 
Mann von seinem Eheversprechen drücken könne, sei 
auf meine von J. Schwalbe (D. m.W. 1926 Nr.46—48) 
wiedergegebenen Ausführungen verwiesen, ebenso auf 
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die in Band II, Nr. 3, S. 256 dieser Zeitschrift, aus 
denen klar hervorgeht, in welcher Weise eine sach- 
gemäße Eheberatung dies vermeidet. Man hat dann 
einfach so vorzugehen, als ob das Paar verheiratet 
wäre, ohne Rücksicht darauf, ob das Standesamt schon 
in Tätigkeit getreten ist oder nicht. Zu erörtern bleibt 
dann lediglich, ob dem Paar Verzicht auf Kinder nahe- 
zulegen ist. 


Erwiderung. 
Von E. SCHUBART, Berlin-Charlottenburg. 


I. 


Gegen raffinierte Einbrecher gibt es keinen Schutz, 
weder durch Sicherheitsschlösser, noch sonst; trotz- 
dem pflegt man seine Wohnungstür nicht -sperrangel- 
weit offen zu lassen; gleichermaßen sollte man auch 
den mäßigen Schutz, den ein Arztzeugnis vor der 
Heirat bringt, nicht verschmähen. 


11. 


Anscheinend kennt Bregmann nicht das Urteil des 
Reichsgerichts vom 24. Juni 1926, Aktenzeichen IV, 
151/26. Es handelte sich um eine Eheanfechtungs- 
klage ($ 1333 BGB.) des Mannes. Die Frau war 
nämlich 1914 vor der Heirat an Syphilis ärztlich be- 
handelt und geheilt worden. Nach der Heirat er- 
krankte sie im Sommer 1924 an dementia paralytica. 
Das Reichsgericht ging davon aus, daß diese Krank- 
heit nach feststehender wissenschaftlicher Ansicht 
stets die Folge einer früheren Syphilis ist. Es müssen 
also, trotz der äußeren Heilung, die latenten Nach- 
wirkungen der Erkrankung die ganze Zeit über, also 
auch zur Zeit der Heirat, noch fortbestanden haben. 
Das ist eine persönliche Eigenschaft im Sinne von 
§ 1333 BGB. Der Kläger hat davon bei Eingehung der 
Ehe nichts gewußt. Die Nichtkenntnis von der syphi- 
litischen Erkrankung und ihrer latenten Fortdauer be- 
rechtigt den Ehemann zur Anfechtung der Ehe, mag 
er sich auch über den Gesundheitszustand seiner Ver- 
lobten damals keine besondere Vorstellung gemacht 
haben. 

So das Reichsgericht. Das ist also geltendes Recht 
mit und ohne Bestehen von Heiratsberatungsstellen ! 

Will der geheilte Luetiker die Gefahr der Eheanfech- 
tung abwenden, so muß er dem anderen Teile den 
Sachverhalt vor der Heirat offenbaren. 

Angesichts dieser Rechtslage sehe ich nicht, was 
Bregmann hieraus herleiten will zur Bekämpfung 
der ärztlichen Heiratsberatung. Deren Wert ist gerade 
bei Lues groß, indem sie manche Heirat während der 
Ansteckungsfähigkeit verhindern wird, da der allzu 
optimistisch über seinen Zustand denkende, tatsäch- 


lich noch ansteckungsfähige Luetiker auf den geringen 


Grad seiner Heilung aufmerksam gemacht wird. . 


II. 


Zwischen ärztlicher Heiratsberatung (also vor der 
Heirat) und ärztlicher Eheberatung (während der Ehe) 
muß scharf unterschieden werden. 

Wenn ich recht verstehe, lehnt Bregmann jede 
ärztliche Heiratsberatung völlig ab, hält es also nicht 
für wünschenswert, daß sich bei uns die Sitte ein- 
bürgere, vor dem Heiraten ärztlichen Rat einzuholen. 

Jeder Vormund muß nachdrücklich gewarnt werden, 
diese Ansicht zur Richtschnur seines Handelns zu 
machen und demgemäß dem minderjährigen Mündel 
die Einwilligung zur Heirat mit einem Manne zu geben, 
dessen Gesundheitszustand nicht ärztlich geprüft ist. 
Denn der Vormund läuft — wie Reichsgerichtsrat Dr. 
Zeiler überzeugend dargelegt hat!) — hierdurch Ge- 
fahr, dem Mädchen viele Tausende an Schadenersatz 
zahlen zu müssen, wenn der Mann etwa an einer für 
jeden Arzt sofort auffindbaren ansteckenden Go- 
norrhoe oder Lues zur Zeit der Heirat leidet und im 
Brautbette das Mädchen ansteckt. Da sich das Gesetz 
selbst (durch die Vorschrift des Personenstandsge- 
setzes über die Merkblattausteilung im Standesamt) 
und ebenso der Reichsgesundheitsrat, der Preußische 
Landtag, der Preußische Landesgesundheitsrat und 
viele andere Stellen für Einbürgerung der ärztlichen 
Heiratsberatung eingesetzt haben, so braucht dieses 
Bestreben die von Bregmann erwartete Verlachung 
nicht zu befürchten. 


IV. 


Bregmann wendet sich gegen eine „‚Überwertung 
der Auslese‘‘ in der Heiratsberatung. Er scheint also 
anzunehmen, daß die Freunde der Heiratsberatung 
die Wirkung von ihr erwarten, zahlreiche Personen am 
Heiraten überhaupt zu hindern (Auslese). 

Diese Wirkung erwarte ich nicht, wünsche sie auch 
nicht, sondern erhoffe als Haupterfolg die Vornahme 


1) Vossische Zeitung vom 23. Dezember 1921. 
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zahlreicher Kuren gegen die Gonorrhoe und Lues 
einige Zeit vor der Heirat mit dem Ergebnis, daß die 
Ansteckungen im Brautbett seltener als jetzt werden, 
— ferner manche Fälle eines mäßigen Eheaufschubes 
bis zu einer Gesundheitsbesserung, — ferner ver- 
einzelte Fälle einer geänderten Gattenwahl wegen 
Feststellung gleichartiger Erbübel in beiden Sippen, 
und endlich fast nie den Entschluß zum völligen Ver- 
zicht auf Heirat überhaupt. 

Die erbbiologischen Punkte werden in der Praxis 
wohl weit geringere Tragweite erlangen, als die noch 
ansteckenden Krankheitsreste, deren Beseitigung ge- 
lingt. 

Eine Bestätigung meiner Anschauung durch die 
Praxis erblicke ich in einem mir zugegangenen Schrei- 
ben des städtischen Jugendanits in Frankfurt a. M., 
das folgende Sätze enthält: 


„In Erwiderung Ihres Schreibens vom 10. 2. 27 teilen wir 
Ihnen ergebenst mit, daß wir als Vormund die Eheeinwilligung 
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für minderjährige Mädchen und Jünglinge schon seit vielen 
Jahren erst dann geben, wenn seitens unseres Amtsarztes ärzt- 
licherseits keine Bedenken erhoben werden. Handelt es sich um 
ein minderjähriges Mädchen, das wir bevormunden, so ver- 
langen wir von dem Bräutigam ein Zeugnis darüber, daß sowohl 
Wassermann- als auch Pirquet-Untersuchung negativ verlaufen 
sind. 


Als Gemeinde-Waisenrat werden wir ja bei Volljährigkeits- 
erklärungen von jungen Männern zum Zwecke der Eheschlie- 
Bung vorher gehört. Auch hier machen wir unsere Einwilligung 
abhängig von einem beizubringenden ärztlichen Attest. Über 
die gemachten Erfahrungen zu berichten, sind wir leider nicht 
in der Lage. Bis jetzt ist es uns noch nicht vorgekommen, daß 
wir die Einwilligung zur Eheschließung oder die Zustimmung 
zur Volljährigkeitserklärung versagen mußten, weil ärztlicher- 
seits Bedenken entgegenstanden.“ 


Eine vom Landesjugendamt einberufene Versamm- 
lung der Berufsvormünder Groß-Berlins beschloß am 
23. Februar 1927 einstimmig, die Eheeinwilligung für 
Mündel erst zu erteilen, nachdem ein Arztzeugnis über 
den Bewerber vorgelegt ist. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


K. Roth (Kaiserslautern), Über Ergebnisse rassen- und 
körperbaukundlicher Studien in der Pfalz. Pfälz. Heimatk. 
Jg. 22, H.5/6, S. 127. 1926 und Verhandl. d. Ges. f. Physische 
Anthropologie 1926, S. 67. Auswertung der Ergebnisse von 
2269 Männern über 17 Jahre, die nach Martin biometrisch 
aufgenommen wurden. Nach ihnen stellt sich die Pfalz als ein 
einheitliches Rassengemisch dar. Besonders bemerkenswert ist, 
daß R. bei der Gegenüberstellung von Handarbeitern und 
geistigen Arbeitern wohl konstitutionelle Unterschiede, nicht 
aber anthropologische feststellen Konnte. Ein Ausleseprozeß 
auf rassenbiologischer Grundlage findet also nicht statt. Es 
ist dies ein neuerlicher Hinweis darauf, daß Eugenik mehr als 
bisher im Sinne der Konstitutionsforschung betrieben werden 
muß und — weniger im Sinne der Anthropologie, wie es mancher 
Autor gerne möchte. F: 


K. O. Henckel! (Freiburg i. Br.), Schizophrenie und nor- 
dische Rasse. Ztschr. f. d. ges. Anat. II. Abt., Bd. 12, S. 525. 
1926. Verf. hat in Schweden versucht, die Zusammenhänge 
zwischen Schizophrenie und nordischer Rasse zu klären. Er 
kommt zu dem Ergebnis, daß der nordischen Rasse keine er- 
höhte Neigung zu Schizophrenie eigen sei. Die Konstitution 
scheint demnach unabhängig von der anthropologischen Zu- 
gehörigkeit. F. 


K. O. Henckel (Freiburg i. Br.), Über Konstitution und 
Rasse nach Körperbaustudien an Geisteskranken in Schweden. 
Ztschr. f. Konstitutionsl. Bd. 12, H. 2, S. 215. 1926. Ausführ- 
liche Darstellung mit zahlreichen wertvollen Tabellen. Wenn 
auch das angegebene Zahlenmaterial teilweise nicht völlig aus- 
reicht, so gestattet es doch schon weitgehende Schlüsse. Haar- 
und Augenfarbe zeigte bei der Gegenüberstellung von Leptomen 
und Pyknikern mit der Gesamtbevölkerung solche Überein- 
stimmung, daß daraus zu folgern ist, daß beide Konstitutions- 
formen unabhängig von der Rasse auftreten. Das gleiche zeigte 
sich bei den Schädelindizes. Einzelheiten müssen im Original 
nachgelesen werden. F. 


H. W.Siemens (München), Untersuchungen über die Bezie- 
hungen verschiedener Naevusformen zueinander. Klin. Wochen- 
schr. Jg. 6, S. 127. 1927. S. steht auf dem Standpunkt, daß der 
Nachweis der Erblichkeit der Lentigozahlen nicht zugunsten 
der keimplasmatischen Naevustheorie spreche, da diese die Erb- 
lichkeit des einzelnen Muttermals voraussetze.. Ein Zu- 
sammenhang zwischen Tierfellnaevus und Lentigozahl bestehe 
nicht, wie aus der Untersuchung an 15 Fällen beleuchtet wird. 
Klinisch ähnliche Gefäßanomalien traten weitgehend unab- 
hängig voneinander auf, so daß ein Schluß von der Ätiologie 
der einen Form auf die andere nicht möglich sei. S. scheint also 
hier den Standpunkt zu vertreten, daß die von ihm in die Erb- 
biologie eingeführten Begriffe der Heterotopie und Hetero- 
phänie hier keine Gültigkeit hätten, was allerdings noch 
dringend weiterer Beweise bedarf. F. 


L. Hirszfeld (Warschau), Über die Konstitutionsserologie 
im Zusammenhang mit der Biutgruppenforschung. Ergebn. d. 
Hyg. Bakt., Immunitätsfschg. u. exp. Therapie. Bd. 8, S. 367. 
1926. Sammelreferat über das Gesamtgebiet mit ausführlicher 
Wiedergabe der Auffassungen und Erfahrungen der einzelnen 
Autoren. Dringend nötig wäre es, sich dem einen Vorschlag 
H.’s allgemein anzuschließen und der Gruppenbezeichnung 
nach Jansky zu folgen, das heißt als I das Fehlen von A und 
B im Serum und dementsprechend das Vorhandensein von 
Anti-A und Anti-B in den Blutkörperchen zu bezeichnen. Es 
folgt dann eine Auseinandersetzung mit den beiden Erbtheorien 
der Haemagglutinine, wobei H. der Landsteinerschen Hypo- 
these gegenüber der Bernsteinschen den Vorzug gibt. Es 
beständen Zusammenhänge zwischen Krankheitsverlauf und 
Blutgruppenzugehörigkeit, von deren Erforschung noch wich- 
tige konstitutionelle Aufschlüsse zu erwarten seien. Die aus- 
gezeichnete Arbeit sei als Einführung in das schwierige Gebiet 
bestens empfohlen. F. 


W. H. Stefko (Moskau), Veränderungen in den Geschlechts- 
drüsen bei Unterernährung mit nachfolgenden konstitutionellen 
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Anomalien. Ztschr. f. Sexualw. Bd. XI, S. 345. 1927. Verf. 
konnte bei hungernden Knaben Aufhören der Geschlechts- 
zellenbildung beobachten, bei Erwachsenen Degeneration der 
Zellelemente der Samenkanälchen. Chronische Unterernährung 
im Verein mit anderen ungünstigen Umwelteinflüssen hat in 
den meisten Fällen das Aufhören der Spermatogenese zur Folge. 
Bei der Frau findet sich Follikelatrophie als Folge von Unter- 
ernährung. Verf. fand bei 29 % der untersuchten Jugendlichen 
eine Minderwertigkeit der Geschlechtsdrüsen. Bei den Mädchen 
sei als Umweltfolge ein neuer Konstitutionstyp zu erwarten, 
der infantile und eunuchoide Züge im leptosomen Typus zeige. 


T. Liepin, S. Lus, Jin. Philiptschenko (Leningrad), 
Über die Mitglieder der Akademie der Wissenschaften in den 
letzten 80 Jahren. Bull. of the Bureau of Eugenics Nr. 4, S. 3. 
1925 (Leningrad). Original russisch. Der Untersuchungsab- 
schnitt wird in 3 Perioden geteilt: von 1846—1883, von 1883— 
1905 und von 1905 bis zur Gegenwart. Das Alter der berufenen 
Personen betrug durchschnittlich in den 3 Perioden 43 — 49 — 
53 Jahre. Sie erreichten ein Durchschnittsalter von 67 Jahren. 
76 °% von ihnen wurden an russischen Universitäten ausgebildet, 
82 », waren Hochschulprofessoren. In ihrer Verwandtschaft 
sind die gehobenen Berufe stark vertreten. Sie hatten, soweit 
sie fruchtbar verheiratet waren, im Durchschnitt 2 Kinder, 
im Durchschnitt der Verheirateten überhaupt 1 Kind, ihre 
Väter aber 3. F. 


L. Hoche und H. Brandenburg (Berlin), Der Kampf gegen die 
Abtreibungsseuche. Georg Thieme, Leipzig 1927. 47 S. 
* 1,50. 

Die Schrift will die Veröffentlichung von Vollmann, die 
unter dem gleichen Titel im gleichen Verlag erschien, nach der 
juristischen Seite ergänzen. Sie vertreten die Auffassung, daß 
eine wirksame Bekämpfung der Abtreibung möglich ist, wenn 
sich die Ärzteschaft tätiger als bisher in den Dienst strafrecht- 
licher Verfolgung der Abtreibungsdelikte stellt. Man wird aller- 
dings mit dem Strafgesetz kaum die Ursachen der Abtreibung 
beseitigen können, worauf es vor allem ankäme. Es ist wohl 
möglich, die Zahl der Verurteilungen zu vermehren, aber recht 
zweifelhaft ist es, ob vermehrte Verurteilungen verminderte 
Zahl der Abtreibungen im Gefolge haben. F. 


Denkschrift zur Besoldungsneuordnung für Beamte und Lehrer. 
Hrsg. vom Familienbund der Reichs-, Staats- und Ge- 
meindebeamten, Berlin 1927. 

Der von Thiede (Berlin) geführte Bund wendet sich in dieser 
Denkschrift an die Regierungen und Parlamente, um eine aus- 
giebigere Berücksichtigung der Familiengröße in der Reichs- 
besoldungsordnung zu erreichen. Gegenüber den bisherigen 
Forderungen des Bundes ist der Divisor des Einkommens ver- 
ändert, weshalb die neue Tabelle mitgeteilt sei: 


Platzordnung |] JI II IV V VI VI vi IX 

Familien- ledige lediger Ehe- Mit 3 3 mit ng 
stand Frau Mann paar Kind Kindern 

Ab- und 

Zuschläge —7/is — ya —/ıs — je 16/16 + */ıs + 5/16 +"ıs + */ıs 
Elnkom- 


en in 


m 9 
Sechzehnteln hs 


10/6 P/s le 16/16 1/ie e "lu 35/6 


Der Vorschlag hat sicher vieles für sich. Es bleiben aber 
immer noch eine Reihe von Bedenken bestehen. Die Normal- 
zahl von 16/,, darf nicht bei 2 Kindern erreicht sein, schon aus 
psychologischen Gründen. Der Unterschied von ledigem Mann 
und verheiratetem von nur !/,, ist zu gering, dafür die Ein- 
kommenszunahme für das erste Kind mit °/,, demgegenüber zu 
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hoch. Unverständlich ist die verschiedene Bewertung der ver- 
schiedenen Geburtennummern. Warum soll für das 1. und 
4. Kind °/,,, für alle übrigen nur ?/,, angemessen sein? Diese 
Unebenheiten sollten aus dem sonst recht anerkennenswerten 
Vorschlag verschwinden. F. 


M. Vogel (Dresden), Hygienische Filme. Hygien. Wegweiser 
Bd. 1, H. 4. 1926. Verf. hat sich der gecht schwierigen, aber 
sehr dankenswerten Aufgabe unterzogen, die zur Zeit verfüg- 
baren hygienischen Filme zusammenzustellen. Leider müssen 
wir feststellen, daß ein eugenischer Film noch nicht existiert, 
wenngleich eine ganze Reihe eugenische Bedeutung besitzen, 
namentlich soweit sie sich auf Geschlechtskrankheiten, Tu- 
berkulose und Alkoholismus beziehen. Aus der ganzen Fülle 
seien die Angaben über einen Film herausgegriffen: 


Tite: | Akt, | Fänge | Hersteller: | Verleiher: Inhalt: 
Hygiene 5 1800 Panfilm D. Nord- | 1. Teil: Nur Gesunde 
der Ehe Prof. Film- dürfen heiraten. 

Tandler Union ll. Teil: Verschwie- 
Wien usw., gene Krankheit ist 


für Verbrechen. 


Deutsch- 111. Teil: Geschlecht- 
land über- liches darf nicht 
arbeitet Geheimnis sein. 
von der IV.Teil : Schwanger- 
Kulturfilm- schaft und Geburt 

A.G. sind heilige Natur- 


erscheinungen. 
V. Teil: Das Glück 
der Ehe sind ge- 
sunde Kinder. 


(Angaben gekürzt.) 


Leider liegt auch hier der Nachdruck auf den Geschlechts- 
krankheiten; es fehlt die ganze Erbbiologie. Es wäre dringend 
erwünscht, daß ein Film dieser Art geschaffen würde, was der 
modernen Technik doch kaum unüberwindliche Schwierig- 
keiten bereiten könnte. F. 


Linne (Barmen), Die Gefahren der Eheberatungsstellen. 
Ärztl. Mitt. 1926, Nr. 48, S. 762. 


Leven (Düsseldorf), Eheberatung. Ärztl. Mitt. 1926, Nr. 51, 
S. 821. 


Niedermeyer (Schönberg OL.), Zwei Probleme der Bevöl- 
kerungspolitik und Sozialhygiene. Ärztl. Mitt. 1927, Nr.1, S.13. 


Über kein Gebiet der öffentlichen Fürsorge wird augenblick- 
lich soviel gesprochen und geschrieben wie über das der Ehe- 
beratung. Es stehen sich hier zwei grundverschiedene An- 
sichten gegenüber. Interessant ist es, diesen Streit zu beobach- 
ten, und wir wollen das Wesentliche aus den oben genannten 
drei Artikeln hervorheben und beleuchten. 

Zunächst der Aufsatz von Linne, der in kurzen scharfen 
Worten von den Gefahren der Eheberatungsstellen spricht. Er 
unterscheidet die Gefahren der Eheberatungsstellen für das 
deutsche Volk, für den Einzelnen und für den freien Ärztestand. 
Zu dem ersten Punkt, das deutsche Volk betreffend, sagt er, 
die Eheberatungsstellen würden eine Abnahme der Ehen und 
eine Zunahme der außerehelichen Kinder hervorrufen, auch 
würden die Abtreibungen zunehmen. Eine sichere Voraussage 
bezüglich der gesundheitlichen Beschaffenheit des Nachwuchses 
eines beratenen Ehepaares gibt es seiner Ansicht nach nicht. 
Somit erwartet er eine Verbesserung der Volksgesundheit oder 
Rassenverbesserung durch die Eheberatungsstellen nicht, nur 
durch Hebung der wirtschaftlichen Verhältnisse wäre dieses 
möglich. Die Eheberatungsstellen werden den Staat oder die 
Gemeinde Geld kosten, das besser anderweitig angelegt würde. 
Sie werden die Erwartungen des Volkes täuschen und somit 
eine Blamage des Ärztestandes werden. Zu den Gefahren für 
den Einzelnen bemerkt Linne, daß die Eheberatungsstellen 
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Machtbefugnisse bekommen würden, die ihnen nicht zukämen, 
daß mit den Gesundheitsattesten Mißbrauch getrieben werden 
könnte und daß durch diese ganze Entwicklung eine Einschrän- 
kung der persönlichen Freiheit zugunsten der Allgemeinheit 
entstehen würde, wie nie zuvor. — Das Schlimmste aber ist, daß 
die Eheberatungsstellen eine neue, und zwar unlautere Kon- 
kurrenz des freien Arztes sein würden. Der Arzt kann den 
Konkurrenzkampf mit den Beratungsstellen auf die Dauer nicht 
bestehen. Immer neue Beratungsstellen werden gegründet, und 
man muß endlich mal einen Strich unter den Beratungsunfug 
machen. Die Sprechstunde des Arztes ist und bleibt die beste 
Beratungsstelle. ‚Wir sind vollkommen enteignet ohne voraus- 
gegangenen Volksentscheid!“ 

Dem gegenüber stehen die ruhigen und sachlichen Worte von 
Leven, eines Vorkämpfers der Eheberatungsstellen. Er will 
nur auf einige Punkte Linnes kurz eingehen. Er sieht die 
Basis zu einer Ehe, die ohne herzliche Zuneigung gewiß nicht 
möglich ist, nicht in erster Linie in Besitz und sozialer Stellung. 
sondern in körperlicher Gesundheit und guter geistiger Be- 
schaffenheit. Wir müssen die Notwendigkeit guter Erbanlagen 
dem Volksbewußtsein einprägen, um so mehr wird sich das 
Schönheitsideal nach diesen Anschauungen gestalten. Die Ehe- 
beratung soll dafür sorgen, daß die Tüchtigen stärker zur Fort- 
pflanzung gelangen als die Minderwertigen. Leven weist die 
Behauptung Linnes zurück, es gebe keine sichere Voraussage 
auf gesundheitliche Beschaffenheit des Nachwuchses eines be- 
ratenen Ehepaares. Es hat unbedingt Wert, Ehekandidaten 
vorauszusagen, daß sie 50 % kranke Kinder bekommen würden. 

Eine Gefahr oder Konkurrenz für die freien Ärzte besteht 
durch die Eheberatungsstellen keineswegs. Sie sollen pro- 
phylaktische Tätigkeit treiben und zwar in völligem Einver- 
nehmen mit den behandelnden Ärzten. Dasjenige Volk wird 
einen Vorsprung vor den anderen haben, das die Notwendigkeit 
der Vorsorge für die Gesundheit, die die Hygiene der Erb- 
anlagen einschließt, am frühesten in die Tat umsetzt! — 


Nun zu den Worten von Niedermeyer. Zu Anfang meint 
er, der Aufsatz von Linne weise eine ausgesprochene indivi- 
dualistische Einstellung auf. Gewiß haben die Eheberatungs- 
stellen Gefahren, aber deswegen braucht man ja noch nicht die 
Bedeutung der gesundheitlichen Eheberatung völlig zu ver- 
neinen. Wenn Linne auf die Literatur mehr geachtet hätte, 
würde er viele Bedenken als gegenstandslos erkannt haben. 
Wir müssen Eheberatung im Sinne einer wahrhaft christlichen 
Ethik treiben. Der vielbeschäftigte Arzt hat in der Sprech- 
stunde wohl kaum Zeit für Eheberatungsfragen. Es kommt 
vor allen Dingen auf den Geist an, ob eine Eheberatungsstelle 
Wertvolles leistet oder nur Geld ausgibt und Mißstände zeitigt. 
Auch in der Frage, ob die Beratungsstellen eine unlautere Kon- 
kurrenz für die freien Ärzte wären, kommt es lediglich auf den 
Geist an. Wenn sie in engster Fühlung mit den behandelnden 
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Ärzten bleiben und jeden Eingriff, jede Behandlung unter- 
lassen, dann werden sie der freudigen Mitarbeit aller Ärzte 
gewiß sein dürfen. Demoralisierend dürfen die Eheberatungs- 
stellen keinesfalls wirken, im Gegenteil sind sie besonders ge- 
eignet, den Kampf gegen die Abtreibung zu führen. 

Niedermeyer schließt: „Die Rechte des Individuums müssen 
ihre Schranken dort finden, wo die Rechte der Gesamtheit 
höhere Güter zu schützen berufen sind.“ Es besteht kein 
Widerstreit zwischen Sozialhygiene und Individualhygiene, 
sondern man muß beides betreiben, jedes am richtigen Platze. 
Der gute Arzt muß Heilarzt und Sozialarzt sein. 

Die Ansichten von Linne sind nicht nur stark indivi- 
dualistisch, sondern sie überschätzen die Gefahren der Ehe- 
beratungsstellen entschieden. Die Entgegnung Levens ist zu 
maßvoll und kurz, als daß sie die scharfen Angriffe Linnes 
widerlegen könnte. Im Ganzen können wir uns jedoch den An- 
schauungen Levens anschließen. Den Kern der Sache trifft 
Niedermeyer. Wie bei allen, so kommt es auch hier bei unserem 
Problem auf den Geist an. Wir müssen uns bemühen, Heilärzte 
und Sozialärzte zu sein, und bestrebt sein, im einzelnen Men- 
schen das Verantwortungsgefühl der Gesamtheit gegenüber zu 
wecken und zu fördern! 

Th. Behrendt (Berlin). 


M. Springer (Gera), Volk, Stand, Rasse. Der biologische 
Nachweis für die Notwendigkeit der Erhaltung des Mittel- 
standes. Verlag der Gesellschaft zur Pflege mittelständischer 
Kultur, Dresden 1926. 

Als Grundlage der Arbeit wird eine Knappe Darstellung der 
Rassenhygiene vorausgeschickt. Sie ist mit Ausnahme einiger 
Punkte, und zwar ganz besonders der Zugrundelegung der 
Weismannschen Mosaiktheorie bei der Darstellung der Erblich- 
keitslehre, der Überwertung der kulturschöpferischen Kraft der 
nordischen Rasse und des starken Hinneigens zur selektio- 
nistischen Seite, als sehr gut zu bezeichnen. In bezug auf den 
Hauptteil des Werkes, das heißt die erbbiologische Beweis- 
führung des großen Wertes des Mittelstandes ist es dem Ver- 
fasser, der sich hauptsächlich auf die Arbeiten von Karl Valentin 
Müller stützt, gelungen zu zeigen, wie wertvoll der Mittelstand 
für die Kulturentwicklung und -Erhaltung eines Volkes ist. 
Nur in einem Punkte kann man mit dem Verfasser nicht einig 
gehen, nämlich in der Betrachtung des Mittelstandes und seiner 
wertvollen Erbanlagen als etwas Isoliertes, das durch seine teil- 
weise Dezimierung den kulturellen Niedergang des Volksganzen 
herbeiführen würde. Es wird bei dieser Betrachtungsweise ver- 
gessen, daß neue kulturfähige Kräfte, neue Erbkombinationen, 
beständig von unten nach oben drängen und die Lücken im 
Mittelstande auffüllen. Dem Buch, das sich zum Ziel setzt, 
die Pflege mittelständischer Kultur zu fördern, ist ein voller 
Erfolg zu wünschen. 

S. Zurukzoglu (Bern). 
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Bemerkungen zum Wirkungsbereich des neuen Lebensmittelgesetzes ^). 
Von E. MERRES, Berlin. 


In der Öffentlichkeit hat es ein gewisses Aufsehen 
erregt, daß in das dem Reichstag zur Beschlußfassung 
vorliegende neue Gesetz über den Verkehr mit Lebens- 
mitteln und Bedarfsgegenständen auch Tabak, tabak- 
haltige und tabakähnliche Erzeugnisse, die zum Rau- 
chen, Kauen oder Schnupfen bestimmt sind, einbe- 
zogen sind. 

Die Einbeziehung des Tabaks usw. in dieses Ge- 
setz stellt aber keine neue gesetzliche Regelung dar. 
Denn schon der geltende Rechtszustand ist der, daß 
diese Genußmittel den Bestimmungen des Gesetzes, 
betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genuß- 
mitteln und Gebrauchsgegenständen, vom 14. Mai 
1879, unterworfen sind. Hierfür liegen verschiedene 
Urteile des Reichsgerichts sowie anderer Gerichte vor. 
Wenn von einer Seite behauptet worden ist, die vor- 
handenen Steuergesetze und Verordnungen sowie die 
gemäß dem $ 120e der Reichsgewerbeordnung erlas- 
senen Vorschriften gewährleisteten einen ausreichen- 
den Schutz der Verbraucher, so ist diese Auffassung 
irrig. Die auf Grund der Reichsgewerbeordnung er- 
gangene Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
17. April 1907, betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der zur Anfertigung von Zigarren bestimmten 
Anlagen, enthält in $ 10 eine einzige Sondervorschrift, 
die vielleicht auch als solche zum Schutze der Ver- 
braucher ausgelegt werden kann, nämlich die, daß die 
Arbeiter Zigarren nicht mit dem Munde bearbeiten 
und die Zigarrenmesser nicht mit Speichel befeuchten 
dürfen. Aus dem Tabaksteuergesetz vom 12. Sep- 
tember 1919?) und der Tabakersatzstoff-Ordnung?), 
Anlage A zu den Tabaksteuer-Ausführungsbestim- 
mungen des Reichsfinanzministers vom 26. März 1920$) 
kommen für den Schutz der Verbraucher allerdings 
zum geringen Teil die Bestimmungen über die Ver- 
wendung von Tabakersatzstoffen in Betracht, ob- 
wohl diese in der Hauptsache natürlich dem Zwecke 
der Vermeidung von Steuerhinterziehungen dienen. 
Nun können aber die Verfälschungen auch bestehen 


1) Vgl. dieses Archiv, Bd. I, S. 341. 1926. Ferner: Reichs- 
tagsdrucksache 1924/27, Nr. 3349. 

2) Reichsgesetzblatt S. 667. 

3) Zentralblatt für das Deutsche Reich. 

4) Ebenda. S. 158. 


1920. S. 281. 


in der Belegung geringwertiger Tabaksorten mit dem 
Namen höherwertiger, ferner in der sogenannten Ver- 
besserung des Tabaks durch Zusatz fremder Stoffe, 
durch seine Auslaugung oder durch seine Parfümierung. 
Erwähnung verdient auch das neuerdings geübte 
Pudern der Zigarren mittels verschiedener nicht immer 
gesundheitlich unbedenklicher Stoffe, wodurch eine 
helle Farbe des Deckblattes vorgetäuscht werden soll. 
Sodann erfordert die Fabrikation des Schnupftabaks 
und des Kautabaks den Zusatz verschiedener Stoffe, 
die manchmal hygienisch nicht unbedenklich sind. 
Alles dies wird nicht durch die Steuergesetzgebung ge- 
regelt. Einschlägige Vorschriften hierüber sind aber 
ebenso erforderlich wie für andere Genußmittel. Des- 
gleichen ist es notwendig, daß an die Verpackung von 
Tabak und Tabakerzeugnissen dieselben Anforderun- 
gen gestellt werden wie an die von Lebensmitteln. Die 
Einbeziehung des Tabaks in das Gesetz erscheint aber 
auch wegen der mehr oder minder großen Schädlich- 
keit des Nikotingehaltes dringend erforderlich. Die 
Zigarrenfabriken sind infolge entsprechender Nach- 
frage gezwungen, neuerdings in stärkerem Maße als 
bisher zur Herstellung von sogenannten nikotinfreien 
Zigarren überzugehen. Nun ist aber die Herstellung 
vollständig freier und dabei genußfähiger Zigarren 
nach dem gegenwärtigen Stande der Technik schwer 
möglich. Das Nikotin kann nur bis zu einem be- 
stimmten Grade aus dem Tabak entfernt werden. 
Hinzu kommt, daß die gebräuchlichen Verfahren zur 
Nikotinentziehung — es gibt zur Zeit nicht weniger als 
30 patentierte Verfahren und außerdem noch eine An- 
zahl Geheimverfahren — nicht alle gleichwertig und 
vielfach unvollkommen sind. All dies bringt es mit 
sich, daß Zigarren, die als ‚nikotinfrei‘‘ oder ‚nikotin- 
arm‘ feilgehalten werden, nicht selten Nikotinmengen 
enthalten, die denen gewöhnlicher Zigarren keineswegs 
nachstehen. Ist Personen ärztlicherseits nur das 
Rauchen nikotinarmer. Zigarren erlaubt, so erleiden 
sie Schaden an ihrer Gesundheit, wenn ihnen schwere 
Zigarren unter täuschenden Bezeichnungen wie ‚‚niko- 
tinfrei‘“ oder ‚nikotinarm‘‘ verkauft werden. 

Bei den in $ 2 des Lebensmittelgesetzes aufgeführten 
„Gegenständen zur Beförderung“ hat teilweise 
Unklarheit geherrscht, was für Gegenstände darunter 
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zu verstehen sind. Nach der Begründung des Gesetz- 
entwurfes soll die Fassung dieser Ziffer dem Umstand 
Rechnung tragen, daß häufig Gesundheitsschädigun- 
gen durch Geräte vorgekommen sind, die mit den 
Lebensmitteln bei der Behandlung bestimmungs- 
gemäß in Berührung kommen, ohne daß sie unter den 
Begriff EB-, Trink- und Kochgeschirr fallen. Daher 
werden jetzt neben dem genannten Geschirr auch Ge- 
räte zur Gewinnung usw. sowie zur Verpackung, Auf- 
bewahrung und Beförderung von Lebensmitteln als 
solche Bedarfsgegenstände aufgeführt, die den be- 
züglichen Vorschriften des Lebensmittelgesetzes unter- 
liegen. Mithin sind unter den Gegenständen zur Be- 
förderung von Lebensmitteln Geräte gemeint, die mit 
letzteren in ebenso nahe Berührung kommen wie obiges 
Geschirr und teilweise zugleich zur Verpackung und 
Aufbewahrung dienen. Als derartige Gegenstände sind 
zu nennen: Milchkannen, Butter-, Bier- und andere 
Fässer, Kästen zur Aufbewahrung und Beförderung 
von Mehl, Schokolade, Teigwaren usw., Eimer, Töpfe 
und andere Gefäße, die zum Einholen benutzt werden, 
Schlächtermollen und dergleichen mehr. Eisenbahn- 
wagen und andere Transportmittel kommen nur dann 
in Betracht, wenn sie ausdrücklich für die Zwecke der 
Lebensmittelbeförderung bestimmt sind, zum Beispiel 
Kesselwagen für Branntwein. Was die Verwendung 
von gewöhnlichen Wagen für die besonderen Zwecke 
der Lebensmittelbeförderung betrifft, so fallen diese 
nicht unter den Begriff der ‚„Beförderungsgeräte für 
Lebensmittel“ und unterliegen bezüglich Herstellung 
usw. nicht den Bestimmungen des $ 3 Nr. 2; hier 
kommt es vielmehr darauf an, daß die Beförderung so 
vor sich geht, wie es §3 Nr. 1 verlangt, das heißt diese 
Beförderungseinrichtungen müssen sich in einem sau- 
beren Zustande befinden und dürfen durch ihre voran- 
gegangene Benutzung nicht mit Krankheitskeimen be- 
haftet sein, wie etwa durch den Transport kranker 
Tiere. Die Lebensmittel dürfen während der Be- 
förderung nicht mit Gegenständen zusammen verpackt 
sein, die schädliche Stoffe an sie abgeben oder sie sonst 
gesundheitsschädlich machen können; auch müssen 
sie gegen äußere Einflüsse, wie Staub, Nässe usw. ge- 
schützt sein. Hierbei ist auf die Natur der einzelnen 
Lebensmittel, zum Beispiel ob sie Vor-, Zwischen- oder 
Enderzeugnisse darstellen, Bedacht zu nehmen. Die 
Art und Weise der Beförderung der verschiedenen 
Lebensmittel ist daher vielfach erst auf Grund von Aus- 
führungsbestimmungen nach $ 5, Nr. la zu regeln. 

Zu den „Bedarfsgegenständen‘ im Sinne des 
Lebensmittelgesetzes gehören auch Mittel zur Reini- 
gung, Pflege, Färbung oder Verschönerung der Haut, 
des Haares, der Nägel oder Mundhöhle. Daß diese so- 
genannten kosmetischen Mittel unter Umständen dem 
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Körper gesundheitsschädliche Stoffe zuführen können, 
liegt auf der Hand. Zu diesen Mitteln ist unstreitig 
Toilettenseife zu rechnen, dagegen nicht die gewöhn- 
liche Waschseife, die der Reinigung von Wäsche und 
anderen Kleidungsstücken dient. Vielfach war ge- 
wünscht worden, auch solche Seife und überhaupt alle 
Waschmittel in das Gesetz hineinzubeziehen. Diesem 
Wunsche ist aber nicht entsprochen worden, weil 
Schädigungen der Wäsche usw. hauptsächlich auf 
wirtschaftlichem Gebiete liegen. Erhebliche Gesund- 
heitsschädigungen durch das Waschen im Haushalt 
sind bisher so gut wie gar nicht beobachtet worden. 
Soweit es sich um Schädigungen in gewerblichen 
Wäschereien handelt, kommen gewerbehygienische 
Maßnahmen in Betracht. Die Annahme, daß Menschen 
Hauterkrankungen durch das Tragen von Wäsche 
erleiden, in der noch Reste hautreizender Waschmittel 
anhaften, dürfte kaum zutreffen. Es handelt sich dabei 
wohl gewöhnlich um eine Verwechselung mit der Über- 
empfindlichkeit der Haut einzelner Personen gegen- 
über gewissen Geweben (z. B. gegen wollene Unter- 
kleidung), auch mag gelegentlich die in einem neuen 
Wäschestück noch haftende Appretur oder die Farbe 
des Stoffes Hautreizungen bedingen. Sollten spätere 
Erfahrungen einen Schutz der Bevölkerung für 
Waschmittel erforderlich machen, so ist hierzu durch 
die Nr. 6 des $ 2 des Gesetzes die Möglichkeit ge- 
geben, welche bestimmt, daß nötigenfalls noch an- 
dere Bedarfsgegenstände dem Schutz des Gesetzes 
unterstellt werden können. 

Weiterhin war mehrfach der Wunsch geäußert wor- 
den, die Bekleidungsgegenstände nicht den Be- 
stimmungen des neuen Lebensmittelgesetzes zu unter- 
werfen. Schon das noch geltende Nahrungsmittel- 
gesetz vom 14. Mai 1879 umfaßt diese Gegenstände. 
Nach den gemachten Erfahrungen ist dies auch unbe- 
dingt notwendig. Es dürfte noch erinnerlich sein, daß 
im Sommer des Jahres 1920 in der Tagespresse sowie 
in der medizinischen und chemischen Fachpresse zahl- 
reiche Mitteilungen veröffentlicht wurden über zwar 
nicht gefährliche, aber doch lästige ekzemartige Er- 
krankungen der Stirn und der Gesichtshaut bei Per- 
sonen, die Hüte mit einem aus Kunstleder herge- 
stellten Hutschweißlederersatz getragen hatten. Durch 
Untersuchungen, die unter anderen vom Reichsge- 
sundheitsamt angestellt worden waren, hat sich er- 
geben, daß der Schweißlederersatz, vermöge eines Ge- 
haltes von Stoffen, die bei bestimmungsgemäßer An- 
wendung des Ersatzstoffes Phenol abspalten, die ge- 
schilderten Hauterscheinungen hervorruft!). Durch 

1) Froboese, Kunstleder als Schweißlederersatz und seine 


Prüfung: Arbeiten aus dem Reichsgesundheitsamt, Bd. 53 
S. 117. 1923. 
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die Unterstellung der Bekleidungsgegenstände unter | Lebensmittel anzusehen und unterliegen also den hier- 
das Lebensmittelgesetz besteht eine gesetzliche Hand- | für geltenden strengeren Vorschriften. 
habe, derartigen Mißständen im Bedarfsfalle ent- | Endlich gehören zu den Bedarfsgegenständen noch 
gegenzutreten. andere Gegenstände, die die Reichsregierung mit Zu- 
Des weiteren sei darauf hingewiesen, daB Pe- | stimmung des Reichsrats bezeichnen kann. Außer den 
troleum auch in dem neuen Gesetz noch als ein | oben erwähnten Waschmitteln käme als ein solcher 
„Bedarfsgegenstand‘ behandelt wird, der unter Um- | Gegenstand zum Beispiel der Kaugummi in Betracht, 
ständen bei seiner bestimmungsgemäßen Verwendung | der nicht ohne weiteres als „Lebensmittel“ anzu- 
zu Gesundheitsschädigungen führen kann, wenn auch | sprechen sein dürfte, dessen immer mehr überhand 
das Petroleum als Beleuchtungsmittel nicht mehr die | nehmender Gebrauch aber vielleicht zur Notwendig- 
große praktische Bedeutung hat, wie früher. Die auf | keit macht, ihn den Bestimmungen des Lebensmittel- 
Grund des $ 5 des Nahrungsmittelgesetzes vom 14. Mai | gesetzes zu unterstellen. Ferner wären vielleicht ein 
1879 erlassene Kaiserliche Verordnung über das ge- | Beispiel dieser Art Blumen mit hautreizenden Eigen- 
werbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Petroleum, | schaften, wie sie unter anderem in der Becherprimel 
vom 24. Februar 18821) gilt weiterhin als Verordnung | (Primula obconica Hance)!) vorkommen. Mehrfach 
auf Grund des $ 5 Nr. Ic des neuen Lebensmittel- | ist schon die Frage erörtert worden, ob es das Interesse 


gesetzes. Die Verordnung besagt, daB Petroleum — | der Gesundheit erfordere, den Vertrieb dieser Blume 
wozu auch Rohpetroleum und dessen Destillations- | zu verbieten?). Ohne damit der Notwendigkeit eines 
produkte gehören — als feuergefährlich zu kenn- | solchen Verbots zustimmen zu wollen, glaube ich 
zeichnen ist, wenn es schon bei weniger als 21° C ent- | dennoch darauf hinweisen zu müssen, daß meines Er- 
flammbare Dämpfe abgibt. achtens hierzu wohl die Nr. 6 des $ 2 des Lebens- 


Bedarfsgegenstände im Sinne des Lebensmittel- | mittelgesetzes, gemäß der im Bedarfsfalle noch weitere 
gesetzes sind ferner Farben, die zum Färben solcher Gegenstände in den Wirkungsbereich genannten Ge- 
Gegenstände und Einrichtungen dienen, mit denen der | setzes einbezogen werden können, eine gesetzliche 
Mensch in dauernde nahe Berührung kommt, zum Bei- | Handhabe böte. 
spiel Farben für kosmetische Mittel, für Spielwaren, | — | 
Papier, Bücher, Bekleidungsgegenstände, Tapeten, 1) Rost, Zur Kenntnis der hautreizenden Wirkungen der 
Möbelstoffe, künstliche Blumen, Kerzen, Fußböden, | Becherprimel. Arbeiten aus dem Reichsgesundheitsamt, Bd. 47, 


Wände, Türen usw. Soweit Farben aber bei der Her- | S- cn eg ee REIHE RRERREN 

stellung von Lebensmitteln Verwendung finden, zum s i s: e Zn 

Beispiel Konditorfarben, Butterfarben, sind sie als Nestler, Zur Kenntnis der Primeldermatitis. Ebenda, 
1) Reichsgesetzbl. S. 40. Bd. 23, Heft 9. S. 315. 1927. 


Das neue Gesetz zur Regelung des Verkehrs mit Milch. 
Von MAX LEHMANN, Liegnitz. 


Die Rechtsgültigkeit der Verordnung vom 6. Juli ; same Änderung, nämlich die, daß die Milchhandels- 
1924!) betr. Änderung der Regelung des Verkehrs erlaubnisstelle nunmehr in einer Besetzung (einschließ- 
mit Milch ist durch ein Urteil des Oberverwaltungs- | lich des Vorsitzenden) von 7 Mitgliedern zu entscheiden 
gerichts vom 23. September 1926 zweifelhaft geworden, |, hat, von denen 2 Vertreter der Landwirtschaft, 2 Ver- 
so daß zur Beseitigung des Zustandes der Rechtsun- | treter des Milchhandels und 2 Vertreter der Verbrau- 
sicherheit die Reichsregierung die Bestimmungen der | cher sein müssen). Es ist zu erwarten, daß durch diese 
Verordnung unverändert am 23. Dezember 1926 in Erweiterung der über die Zulassung entscheidenden 
ein Reichsgesetz zur Regelung des Verkehrs mit Milch | Kommission die Beschwerden, die insbesondere über 
übernahm ?). einseitige, weniger der Bedürfnisfrage als der Furcht 

Lediglich die neue Ausführungsanweisung, welche | vor einer weiteren Konkurrenz Rechnung tragende 
die Minister des Innern, für Handel und Gewerbe sowie , Entscheidungen solcher Kommission erhoben worden 
für Landwirtschaft, Domänen und Forsten am 8. Jan. | sind, aufhören?). 


1927 herausgegeben haben?®), brachte eine bedeut- Bemerkt sei, daß eine Milchhandelserlaubnisstelle 
1) RGBI. I S. 643. 1) Hiermit ist einem Beschlusse des Preußischen Landtages 
2) RGBI. I S. 528. Rechnung getragen worden. 


3) Nr. I 37110 M. f. L.; Nr. II E. 3248 M. d. J.; Nr. Ilb 68 2) Erl. des Min. f. Landw., Dom. u. Forsten vom 8. 1. 1927 
M. f. H. u. G. Nr. 137110. ; 
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nur in den Gemeinden in Tätigkeit tritt, die von der 
Kannvorschrift des Gesetzes Gebrauch machen: an- 
zuordnen, daß der Handel mit Vollmilch, Magermilch 
und Sahne in ihrem Bezirk von einer besonderen Er- 
laubnis abhängig ist!). Wie früher die offiziellen 
Handelserlaubnisstellen kann auch die jetzige be- 
sondere Milchhandelserlaubnisstelle eine einmal er- 
teilte Erlaubnis zurücknehmen und zwar dann, wenn 
sich nachträglich Umstände ergeben, die die Ver- 
sagung der Erlaubnis rechtfertigen würde. Gegen die 
Versagung der Erlaubnisstelle steht dem Betroffenen die 
Beschwerde beim Oberpräsidenten zu, die endgültig ist. 

Zu beachten ist, daß die Versagung der Erlaubnis 
lediglich aus den 3 im Gesetz ausgeführten Gesichts- 
punkten: 

l. Fehlen persönlicher Sachkenntnis und Zuver- 
lässigkeit. 

2. Ungeeignete Räumlichkeiten und Einrichtungen. 

3. Mangelnder Nachweis einer gewissen Mindest- 
menge von Milch erfolgen, daß dagegen die Bedürfnis- 
frage hierbei nicht mit in Betracht gezogen werden 
darf?). Es muß daher, wenn die Bedingungen zu 1—3 
erfolgt sind, auch dann die Genehmigung erteilt wer- 
den, wenn scheinbar bereits durch andere zugelassene 
Milchhändler der Bedarf an Milchhändlern innerhalb 
der Gemeinde oder eines bestimmten Bezirks der Ge- 
meinde gedeckt erscheint. Über diejenigen Mindest- 
mengen an Milch, die nach $ 1 Ziff. 3 für die Zulassung 
zum Milchhandel von den Gemeinden vorgeschrieben 
werden können, werden einheitliche Grundsätze nicht 
aufgestellt werden können. Die Verhältnisse werden 
hierfür in den einzelnen Gemeinden sehr verschieden 
liegen. Der Zweck der Bestimmung ist aber zweifellos 
der, Personen, denen eine zu geringe Menge an Milch 
zur Verfügung steht und bei denen daher die Gefahr 


1) Gemeinden mit weniger als 50000 Einwohnern bedürfen 
zu einer solchen Anordnung der Zustimmung der obersten 
Landesbehörde. 

23) Erl. des Min. für Landw., Dom. u. Forsten vom 24. VI 
1924. Nr. I 37062. 
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einer unhygienischen und unrentablen Verteilungsart 
zu befürchten ist, von der Zulassung zum Milchhandel 
auszuschließen. Es wird sich daher im allgemeinen 
empfehlen, diese Menge nicht zu niedrig zu nehmen. 

Es sei auch darauf hingewiesen, daß Milchprodu- 
zenten, die ihre selbstgewonnene Milch an die Ver- 
braucher absetzen, nicht der Konzessionspflicht unter- 
liegen, da sie keine Händler sind, dagegen bedürfen 
Molkereien entsprechend der bisherigen Bestimmung 
im $ 2 Abs. 2 der Verordnung über Handelsbeschrän- 
kungen vom 13. VII. 1923 diese Erlaubnis, wenn sie in 
den Gemeinden, die die Konzessionierung eingeführt 
haben, eigene Milchverkaufsstellen errichten wollen. 
Zutreffend bemerkt der Landwirtschaftsminister hier- 
zu, daß es im eigensten Interesse der Gemeinden 
liegen dürfte, solche Molkereien, deren örtliche Lage 
ihnen ermöglicht, die Milch unmittelbar an die Ver- 
braucher abzugeben, hierbei nach Möglichkeit zu unter- 
stützen und ihnen alle Schwierigkeiten aus dem Wege 
zu räumen. Ebenso müssen sich die Gemeinden vor 
Augen halten, daß der Konzessionszwang ihnen 
lediglich die Möglichkeit geben soll, in qualitativer 
Hinsicht und mit Hilfe der nahrungsmittelpolizeilichen 
Bestimmungen für eine einwandfreie Beschaffung der 
Milch zu sorgen. Grundsätzlich sind alle zwangswirt- 
schaftlichen Hemmungen und Eingriffe, die früher 
bestanden, in Fortfall gekommen. 

Nicht unerwähnt sei, daß dieVorschriften des Milch- 
regelungsgesetzes nur für Kuhmilch und Sahne gelten, 
auf Dauermilch und Dauersahne jedoch keine An- 
wendung finden. Auch können die obersten Landes- 
behörden wie bisher Anordnungen über den Fett- 
gehalt und Kennzeichnungen über die einzelnen Käse- 
sorten treffen. 

Wer den gesetzlichen Bestimmungen zuwiderhan- 
delt, wird mit Gefängnis bis zu 3 Monaten und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 
Neben der Strafe kann auf Einziehung der Erzeugnisse 
erkannt werden, auf die sich die strafbare Handlung 
bezieht, auch wenn sie dem Täter nicht gehören. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeines. 


Schwalbe (Berlin), Reichs-Medizinal- Kalender für Deutsch- | 


land. (Begründet von Dr. Paul Börner.) Teil Il, 1926/27. 
Verlag Georg Thieme, Leipzig 1926. 1020 S., geb. .ft 16,50. 
Der Il. Band des Reichsmedizinalkalenders, welcher zuletzt 
im Vorkriegsjahr 1913 erschienen war, ist nach weitgehender 
Neubearbeitung wieder in der alten Ausstattung herausgegeben, 
was einem langgehegten Wunsche seiner früheren Bezieher ent- 
spricht. Die erste Abteilung, von Solbrig (Berlin) bearbeitet, 
enthält die Entscheidungen des Reichsgerichts, der Landes- und 
Verwaltungsgerichte, der Ehrengerichtshöfe und des Reichs- 


versicherungsamts aus der Zeit vom Januar 1914 bis 1. Februar 
1926 und die einschlägige Medizinalgesetzgebung aus dem 
gleichen Zeitraum. Es folgen die Bestimmungen der Reichs- 
versicherungsordnung, die Gebührenordnungen, die Vereins- 
organisationen und die medizinischen Fakultäten des Deutschen 
Reiches. In der zweiten Abteilung hat Giulini (Berlin) die 
Personalien des deutschen Zivil- und Militär-Medizinalwesens 
zusammengestellt nebst einer Statistik der Ärzte, Zahnärzte 
und Apotheken im Deutschen Reiche. In der Statistik werden 
für das ganze Deutsche Reich (ohne Saargebiet) 44356 Ärzte, 
8825 Zahnärzte und 6416 Apotheken aufgeführt, so daß auf je 
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10000 Einwohner 7,11 Ärzte, 1,42 Zahnärzte und 1,03 Apotheken 
entfallen. 


Eine Deutsche Gesellschaft für Krankenpflege ist inı Februar 
1927 unter Mitwirkung von Ärzten und Vertretern der beruf- 
lichen Krankenpflege, Gesundheitsfürsorge und Wohlfahrts- 
pflege gegründet worden. Zum ehrenamtlichen Vorsitzenden 
der gemeinnützigen, vorwiegend wissenschaftlichen und ethi- 
schen Zwecken dienenden Vereinigung wurde Georg Streiter 
(Geschäftsstelle Berlin N 58, Schönhauser Allee 130) gewählt. 


Heinrich Berger (Düsseldorf), Gesundheits-Attaches. Köl- 
nische Zeitung 1927 Nr. 198a vom 16. März 1927. Verfasser 
macht den überaus bemerkenswerten Vorschlag, daß nicht nur 
landwirtschaftliche Attachcs in fremde Länder entsandt werden 
sollten, sondern daß es viel wichtiger sei, Gesundheitsattaches 
zu schaffen, um die Errungenschaften in dem einen Lande auf 
dem Gebiete des Gesundheitswesens und der Gesundheitspflege 
schnell den anderen Ländern zugängig zu machen. (Den 
gleichen Zweck verfolgen bereits die seit mehreren Jahren von 
der Hygieneorganisation des Völkerbundes ins Leben gerufenen 
ärztlichen Austauschreisen. Ref.) Müllers (Berlin). 


Organisation des Gesundheitswesens. 


Fischer (Essen), Das städtische bakterivlogische Labora- 
torium im Dienste des Krankenhauses und der öffentlichen Ge- 
sundheitspflege unter Berücksichtigung seiner Anerkennung als 
staatliche Medizinaluntersuchungsstelle.e Zschr. f. d. ges. 
Krankenhauswesen, Bd. 22, S. 639. 1926. Durch die Ver- 
mehrung bakteriologischer Untersuchungsanstalten wird die 
Leistungsfähigkeıt der einzelnen nicht herabgesetzt, wohl aber 
wird die Schlagfertigkeit bei der Seuchenbekämpfung in bezug 
auf Meldung, Krankheitsermittlung, Feststellung der Infektions- 
quellen und der zu ergreifenden Maßnahmen in bedeutsamer 
Weise erhöht. Die entstehenden Mehrkosten werden hierdurch 
reichlich ausgeglichen. Ferner sollen heute die Laboratorien zu- 
gleich Forschungsinstitute sein, die das aus Krankenhäusern 
und von praktischen Ärzten eingehende Material wissenschaft- 
lich verwerten und wiederum für die Praxis nutzbar machen. 
Ein Laboratorium soll in seiner Ausstattung immer den ihm 
erwachsenden Aufgaben angepaßt sein, es muß aber in einem 
großen Krankenhaus auch schwierige Arbeiten erledigen können. 
Der Staat sollte auch die städtischen Einrichtungen dieser Art 
nach Möglichkeit fördern und als staatliche Medizinalunter- 
suchungsstellen anerkennen. Erich Hesse (Berlin). 


Ausbildung des ärztlichen Hilispersonals. 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung (Zu- 
lassung zum Hebammenberuf). Reichstag 111/1924— 27. 
Drucks. Nr. 2887. 

Nach § 30 der Reichsgewerbeordnung bedurfte bisher eine 
Hebamme zur Ausübung ihres Berufes nur des vorgeschriebenen 
Prüfungszeugnisses. Es bestand also völlige Niederlassungs- 
freiheit. Durch das Hebammengesetz vom 20. VII 1922 hat 
Preußen diese eingeschränkt, indem es neben dem Prüfungs- 
zeugnis eine „Niederlassungsgenehmigung‘‘ vorschreibt. Diese 
Vorschrift, der sich auch andere Länderregierungen ange- 
schlossen haben, ist vom Preußischen Oberverwaltungsgericht 
durch Urteil vom 7. I. 1926 als gegen das Reichsrecht ver- 
stoßend erklärt worden. Seitdem ruht die Durchführung des 
preußischen und der übrigen Landeshebammengesetze. Der 
vorliegende Gesetzentwurf beabsichtigt das Reichsrecht derart 
zu ändern, daß die Durchführung der Landeshebammengesetze 
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möglich würde. — Da das preußische Hebammengesetz be- 
sonders in den größeren Städten nicht befriedigt hat, sind Be- 
strebungen im Gange, den Reichstag zu veranlassen, den vor- 
liegenden Gesetzentwurf abzulehnen und an seiner Stelle ein 
Reichshebammengesetz zu fordern. Schweers (Berlin). 


Seuchenbekänmpfung. 


Takano, Ohtsubo und Inouye, Etude du Cholera au Japon. 

Völkerbund Genf. 127 S. 1926. 

Japan ist durch seine geographische Lage zu einer dauernden 
Bereitschaft gegenüber der Choleragefahr gezwungen. Die fast 
alljährlich ermittelten Choleraausbrüche gaben den dortigen 
Bakteriologen reichliche Gelegenheit, den Choleraerreger zu 
studieren, insbesondere die Züchtungsverfahren zu vervoll- 
kommnen und die verschiedenen Abarten sowie die cholera- 
ähnlichen Vibrionen voneinander zu trennen. Auch die Ge- 
winnung von Impfstoffen wurde verbessert. Außer diesen 
Fragen sind in dem Werke eingehend behandelt die Bildung 
von Toxinen und Fermenten durch die Choleravibrionen, ihre 
Lebensfähigkeit außerhalb des menschlichen Körpers, die 
Vibrionenträger, die Pathologie sowie die in Japan gemachten 
epidemiologischen Beobachtungen. In diesem Zusammenhange 
wird eine durch den Genuß von Seefischen hervorgerufene 
explosionsartige Choleraepidemie beschrieben. Eine neue „An- 
leitung für die bakterivlogische Feststellung der Cholera‘ ist 
dem Werke beigefügt. Es stellt ein auf reicher Erfahrung be- 
ruhendes Handbuch der praktischen Cholerabekänipfung dar 
und wird die in Japan gemachten Fortschritte dem westlichen 
Kulturkreis zugängig machen. Breger (Berlin). 


Friedrich Wolter (Hamburg), Die Grundlagen der beiden Haupt- 
richtungen in der epidemiolugischen Forschung. Denkschrift 
zur Errichtung des Hamburgischen Forschungsinstituts für 
Epidemiologie. Pettenkofer-Gedenkschrift Bd. VII, H. 1. 
Verlag J. F. Lehmann, München 1926. 40 S. Geh. .# 3,—. 
Das Hamburgische Forschungsinstitut für Epidemiologie 

wurde am 1. Mai 1926 im Rahmen der Hamburgischen For- 

schungsinstitute errichtet. Zu den speziellen Aufgaben des 

Instituts gehört die Herausgabe von Arbeiten, die für die 

epidemiologische Forschung von besonderer Wichtigkeit sind. 

Dabei wurde es ausdrücklich zur Voraussetzung gemacht, daß 

die Arbeiten beiden Forschungsrichtungen ın der Epidemiologie 

Rechnung tragen sollten. Die vorstehende Denkschrift des 

Leiters des Instituts vertritt in der Hauptsache den Standpunkt 

der lokalistischen Lehren Pettenkofers, zu dessen Schülern 

Wolter gehört. 


Friedrich Wolter (Hamburg), Das Auftreten der Haffkrankheit 
am Frischen Haff und an der Nogatmündung in den Jahren 
1924 und 1925. Pettenkofer-Gedenkschrift Bd. VII, H. 2. 
Verlag J. F. Lehmann, München 1926. 27 S. Geh. .# 2,—. 
Verfasser ist der Ansicht, daß ‚‚die sogenannte Haffkrankheit 

sich den Erscheinungsformen des epidemischen Erkrankens an- 

reiht, deren primäre gasförmige Krankheitsursachen sich in 
essentieller Spezifität aus gewissen Bodenverhältnissen in 
lokaler Umgebung entwickeln, und deren periodisches Auf- 
treten in längeren oder kürzeren Zeiträumen von kliınatischen 

Faktoren in ihrem Einfluß auf die Feuchtigkeitszustände des 

Bodens bestimmt wird, wie ihre Abhängigkeit von den Klima- 

schwankungen und ihr vorzugsweises Auftreten in Küsten- 

gegenden, Flußdelten, Überschwemmungsgebieten, Niederungen 
und Flußnetzen zeigt.“ DieTheorie der Entstehung der Seuche 
durch vergiftete kranke Aale lehnt Wolter ab. 

Möllers (Berlin). 


in 


‘Eugen Neter (Mannheim), Einige Bemerkungen über die 
gesundheitlichen Verhältnisse an der Front. Münch. med. 
Wochenschr. Jg. 73, S. 1366. 1926. Angesichts der äußerst un- 
günstigen hygienischen Bedingungen, unter denen die Front- 
soldaten leben mußten, ist es fast als ein Rätsel anzusehen, daß 
der Gesundheitszustand der Truppen meist außerordentlich gut 
war. Der Frontsoldat war ferner im Ertragen körperlicher An- 
strengungen viel widerstandsfähiger und kam mit verhältnis- 
mäßig niedrigen Nahrungsmittelmengen aus. Namentlich die 
Nervenkrankheiten, die in der Etappe sehr häufig waren, kamen 
in der Front selten vor. Ein längerer Aufenthalt in der Etappe 
oder in der Heimat hatte auch einen ungünstigen Einfluß auf 
den Frontsoldaten, während eine kurze Erholung in Ruhe- 
stellung ihn sehr schnell wieder voll kampffähig machte. Diese 
Erscheinungen beruhen zweifellos auf psychischen Einflüssen, 
die sich in erhöhter Willenskraft und in einem größeren Selbst- 
vertrauen äußerten, das durch die „Frontatmosphäre‘“ ver- 
mittelt wurde. 


J. Wilhelmi und O. Janke (Berlin-Dahlem), Die Stech- 
mückenplage und die Verwendung des Staubsaugers zu ihrer Be- 
kämpfung. Desinfektion. Jg. 11, S. 26 und 50, 1926. Solange 
gesetzliche Unterlagen für zwangsmäßige Durchführung der 
Mückenbekämpfung fehlen, wird deren allgemeine Durch- 
führung nicht möglich sein. Um die dadurch beeinträchtigten 
Einzelerfolge zu verbessern, muß man gute Verfahren anwenden, 
die billig und sauber sind, keine Geruchsbelästigung und keine 
Feuersgefahr mit sich bringen. Die Staubsauger, und zwar alle 
Systeme, haben sich als recht brauchbar zur Mückenbekämpfung 
erwiesen. Die angesaugten Insekten müssen jedoch vor Ent- 
leerung des Staubbeutels abgetötet werden, was durch ein nach- 
folgendes Ansaugen von Kresolpuder oder Insektenpulver 
Riedel sehr gut gelingt. Die Mücken sterben wahrscheinlich 
nach Aufnahme gasförmiger Bestandteile dieser Stoffe in die 
Tracheen an Erstickung. Vermutlich wird das Verfahren auch 
für Bekämpfung anderer Schädlinge verwendbar sein. 


Vorläufiger Bericht der staatlichen Untersuchungskommission 
über die Typhusepidemie in Hannover Herbst 1926. Klin. 
Wochenschr. Jg. 5, S. 2412. 1926. Der bezeichneten Epidemie 
ging eine viele Tausende von Fällen umfassende Massenerkran- 
kung an akuten Magen- und Darmkatarrhen kurz voraus. Es 
konnten aber bei den Kranken, die zum Teil fieberten, keine 
Typhus-, Paratyphus- oder Ruhrkeime gefunden werden. Die 
eigentliche Typhusepidemie begann um den 7. September, an 
dem etwa 20 Personen wegen Typhus oder Verdacht auf solchen 
in das städtische Krankenhaus eingeliefert wurden. Innerhalb 
der nächsten 14 Tage stieg die Zahl der Erkrankten auf etwa 
1700, sie betrug am 30. Oktober 2500 mit 260 Todesfällen. Es 
gelang mit Sicherheit, eine Typhusverbreitung durch Milch aus- 
zuschließen, so daß für das explosionsartige Auftreten der 
Epidemie nur das Wasser verantwortlich gemacht werden 
konnte. Nachdem nur das Ricklinger Wasserwerk, wie das Ver- 
breitungsgebiet der Krankheitsfälle erkennen ließ, als Ursache 
in Betracht kommen konnte, wurde festgestellt, daß in der 
zweiten Augusthälfte eine außerordentlich hohe Keimzahl dieses 
Wassers beobachtet worden war, die zu den eingangs erwähnten 
Darmerkrankungen geführt hatte. Genauere Untersuchungen 
ergaben ferner, daß im Bereiche des Ricklinger Werkes eine 
Reihe von Fehlern vorhanden waren, die leicht zu einer Infek- 
tion des Wassers mit Typhusbazillen führen konnten. Wenn 
auch nach dieser Richtung hin keine restlose Aufklärung zu er- 
zielen war, so muß doch mit größter Wahrscheinlichkeit der be- 
schriebene Zusammenhang angenommen werden, wobei aller- 
dings noch mit verschiedenen anderen ungünstigen Begleit- 
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umständen zu rechnen ist. Es sind für die Zukunft verschiedene 
Verbesserungen am Ricklinger Wasserwerk erforderlich, zum 
Teil sind sie, wenn auch nur behelfsmäßig, schon durchgeführt. 
Diesem Gutachten hat sich auch der städtische Untersuchungs- 
ausschuß mit Ausnahme von zwei Sachverständigen, die sich 
gegen eine Verseuchung des Ricklinger Werkes ausgesprochen 
haben, im allgemeinen angeschlossen. 


Ricardo Moragas y Gracia (Barcelona), Die Verteilung 
und die Häufigkeit einiger Bakterienkrankheiten in Spanien. 
Med. Klin. Jg. 22, S. 1257. 1926. Wenn auch die statistischen 
Ermittlungen nicht ganz zuverlässig sind, scheint doch ein 
Rückgang der Tuberkuloseerkrankungen in Spanien — als 
Folge planmäßiger Bekämpfungsmaßnahmen — feststellbar zu 
sein. Die Impfung nach Ferrän wird vielfach angewandt und 
hat sich gut bewährt. Typhusartige Erkrankungen werden. 
häufig beobachtet in Barcelona, Madrid und anderen großen 
Städten. Nachdem in den letzten Jahren umfangreiche Sa- 
nierungen auf dem Geb iete der Wasserversorgung stattgefunden 
haben, darf in Zukunft mit einer Besserung der Verhältnisse ge- 
rechnet werden. Der Bazillus Eberth wird bei den Erkran- 
kungen sehr häufig festgestellt. Die Typhusschutzimpfung ist 
sehr verbreitet, und zwar finden die verschiedensten Methoden 
Anwendung. Fleckfieber ist häufig in Madrid und im südlichen 
Spanien, es tritt in Epidemien mit erheblicher Mortalität auf. 
Die Einschleppung erfolgt wahrscheinlich aus den nordafrikani- 
schen Kolonien. In bestimmten Gegenden des Landes kommt 
sehr viel Maltafieber vor, das wahrscheinlich durch die aus 
Malta und Algerien eingeführten Ziegen verbreitet wird, wäh- 
rend die spanischen Ziegen nur selten infiziert sind. Über das 
Wesen der Krankheit, ihren Erreger, seine Kultur, die serolo- 
gischen Eigenarten und die Immunisierungsmethoden sind in 
den letzten Jahren durch spanische Forscher sehr bedeutsame 
Untersuchungsergebnisse erzielt worden. 


Ernst Fränkel (Berlin), Über den gegenwärtigen Stand der 
peroralen Immunisierungsmethoden. Med. Klin. Jg. 23, S. 157. 
1927. Nachdem im Tierversuch festgestellt war, daß die per os 
zugeführten Antikörper eine Immunität herbeizuführen im- 
stande sind, haben auch zahlreiche praktische Versuche, ins- 
besondere bei Typhusepidemien, erwiesen, daß das Verfahren 
sich mit gutem Erfolge beim Menschen anwenden läßt. Es sollte 
daher auch in Deutschland mehr eingeführt werden, zumal es 
bei der Seuchenbekämpfung in der Bevölkerung nicht auf die 
Widerstände stößt wie die Schutzimpfungen. Allerdings müssen 
weitere Forschungen zur Zeit noch bestehende Unklarheiten 
über die Wirkungsweise, den Beginn und die Dauer des Impf- 
schutzes ergründen. Erich Hesse (Berlin). 


Impiwesen. 


C. Baron (Dresden), Erfahrungen mit dem Degkwitzschen 
Masernschutzserum. Mediz. Klin., Jg. 23, S. 48. 1927. Bei 
100 °% der im Findelhause in Dresden am 9. Tage gespritzten 
Säuglinge wurde kein Erfolg erzielt und bei 46 % traten mehr 
oder weniger schwere Komplikationen ein. Die zur Erreichung 
eines milderen Verlaufes gegebenen Einspritzungen blieben 
ohne Einfluß, und bei 83 % der am 11. Tage nach Feststellung 
des ersten Masernfalles gespritzten älteren Kinder traten be- 
denkliche Nebenerkrankungen auf. 70 % der Säuglinge und 
50 °; der übrigen Kranken wiesen verlängerte Inkubation auf. 
Die Schutzwirkung des Degkwitzschen Serums ist also nicht so 
sicher, wie anfänglich vermutet wurde. Die Mißerfolge bei den 
Säuglingen, die doch an sich nicht sehr zu einer Masernerkran- 
kung neigen, lassen vielleicht, trotz erhöhter Anaphylaxiegefahr, 


25 


354 NACHRICHTEN AUS DER ÖFFENTLICHEN GESUNDHEITSPFLEGE 


auch in diesem Lebensalter größere Serumdosen angezeigt er- 
scheinen. Auch der Einfluß auf den Verlauf der Krankheit ist 
sehr schwankend, ebenso erschwert die oft nicht mögliche ge- 
naue Ermittlung des Infektionstermins die Anwendung. Auf 
jeden Fall müssen noch weitere Versuche mit dem Serum ange- 
stellt werden. 


Guilhaud (Paris), Communication sur le fonctionnement du 
service vaccinal de la ville de Paris à l’occasion de quelques cas 
de variole. [Mitteilung über die Tätigkeit des Impfdienstes der 
Stadt Paris gelegentlich einiger Pockenfälle.] Bull. de l’acad. 
de med. 95, 624. 1926. Beim Ausbruch von Pocken wird in 
Paris die lückenlose Durchführung der Impfung außerordentlich 
erschwert infolge des Fehlens behördlicher Impflisten. Wenn 
auch öffentliche Belehrungen bei der letzten Epidemie von 
gutem Erfolg waren und zu zahlreichen Impfungen geführt 
haben, so ist aus genannten Gründen eine planmäßige Seuchen- 
bekämpfung doch kaum möglich. Dazu kommt die sehr starke 
Fluktuation der Pariser Bevölkerung und ihr mangelndes Ver- 
ständnis für Hygiene. Trotzdem war die Durchführung der 
Seuchenbekämpfung (Ende 1925, Anfang 1926) bezüglich der 
vorgenommenen Impfungen, der Ermittlung von Ansteckungs- 
quellen, der Absonderung Kranker befriedigend. Es mußten 
jedoch weitere gesetzliche Grundlagen für Zwangsmaßnahmen 
geschaffen werden. 


Janon (Paris), Relation de la petite épidémie de variole 
observée à Paris à la fin de 1925 et au commencement de 1926. 
[Bericht über die kleine Pockenepidemie in Paris Ende 1925 
und Anfang 1926.] Bull. de l!’acad. de méd. 95, 622. 1926. 
Von den 24 beobachteten Pockenfällen verliefen 5 tödlich, und 
4 von diesen waren Frauen, also während des Krieges nicht 
geimpfte Personen. Es lassen sich 3 zeitlich und örtlich getrennte 
Krankheitsherde feststellen, deren 2 auf eingewanderte Algerier, 
einer auf einen zugereisten Italiener zurückzuführen war. 
Kranke und deren weitere Umgebung wurden Zwangsimpfungen 
unterworfen, die Kranken isoliert und nach polizeilichen Vor- 
schriften Desinfektionen ausgeführt. Das Publikum brachte 
den öffentlichen Belehrungen und behördlichen Anordnungen 
Verständnis entgegen, aber es hat sich erwiesen, daß die fran- 
zösische Grenzüberwachung bisher keinen genügenden Schutz 
gegen Seucheneinschleppung bietet. 

Erich Hesse (Berlin). 


Kurpfuscherei. 


Ebermayer (Leipzig), Die notwendige Bekämpfung der Kur- 

pfuscherei. Georg Thieme, Leipzig 1927. .# 1,50. 

Das vorliegende Büchlein des bekannten früheren Oberreichs- 
anwalts stellt einen stark erweiterten Sonderabdruck einer 
gleichnamigen Abhandlung aus der Deutschen medizinischen 
Wochenschrift 1927 dar. Verfasser bespricht die Entwicklung 
der Gesetzgebung gegen die Kurpfuscherei in früheren Jahr- 
hunderten bis auf die neueste Zeit; er stellt fest, daß nahezu alle 
europäischen und eine große Zahl nichteuropäischer Länder die 
mit der Kurierfreiheit verbundene schwere Gefahr für die Volks- 
gesundheit erkennen und derselben dadurch vorzubeugen 
suchen, daß sie die ärztliche Krankenbehandlung approbierten 
Personen vorbehalten. In Deutschland besteht dagegen seit 
Erlaß der Gewerbeordnung von 1869 unbeschränkte Kurier- 
freiheit, auf deren Boden ein ausgedehntes Kurpfuschertum er- 
blühte. Verfasser halt es für dringend erwünscht, entweder ein 
in gewissem Umfang beschränktes Kurpfuschereiverbot zu er- 
lassen, oder durch ein Gesetz entsprechend dem im ‚Jahre 1910 
dem Reichstag vorgelegten Entwurf eines Gesetzes gegen Miß- 
stände im Heilgewerbe die Schäden des Kurpfuschertums, 
wenigstens in gewissem Maße, zu beseitigen. Auch zur Regelung 
des Geheimmittelwesens erachtet Verfasser den Entwurf von 
1910 als eine geeignete Grundlage. Möllers (Berlin). 


Lücke (Alfeld), Erfahrungen aus der Kurpfuscherbehand- 
lung. Zschr. f. Mediz.-Beamte u. Krankenhausärzte. Jg. 39/48, 
S. 597. 1926. Die deutsche Gesetzgebung, die den Kurpfuschern 
gegenüber vollkommen unzulänglich ist, und die mangelnde 
Einsicht des Publikums haben bisher eine wirksame Bekämp- 
fung dieser Personen unmöglich gemacht. Da hinreichende ge- 
setzliche Vorschriften in absehbarer Zeit nicht zu erwarten sind 
und auch ein Vorgehen der Ärzte in Versammlungen meist nicht 
empfehlenswert ist, schlägt Verfasser vor, die Bevölkerung durch 
Kurse, hygienische Vorträge usw. systematisch aufzuklären. 
Solche Belehrungen sollen tunlichst schon in der Schule an- 
fangen, was nach den sehr günstigen Erfahrungen des Verfassers 
durchaus möglich ist. Unbedingt zu fordern ist aber bereits 
jetzt eine von Staats wegen zu erlassende Vorschrift, durch die 
den Kurpfuschern jede Reklame verboten wird, wie sie ja — 
von Staats wegen — auch für den Arzt besteht. 

Erich Hesse (Berlin). 
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Das Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten in seiner Auswirkung. 
Von H. ROESCHMANN, Berlin. 


Den Rückblick, den ich in der vorigen Nummer au 
die geschichtliche Entwicklung des Gesetzentwurfes 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten werfen 
konnte, schloß ich mit der Feststellung, daß im Gesetz 
nach Möglichkeit auf Einführung von Zwangsmaß- 
nahmen verzichtet worden ist; das ist sowohl bei der 
Vorbeugung und Behandlung der Geschlechtskrank- 
heiten wie auch bei der Regelung der Prostitutions- 
frage geschehen. 

Das Gesetz erstrebt, alle Geschlechtskranken mög- 
lichst schnell einer gründlichen sachgemäßen Behand- 
lung zuzuführen. Der $ 2 des Gesetzes legt deswegen 
allen Geschlechtskranken die Pflicht auf, sich von 
einem für das Deutsche Reich approbierten 
Arzt behandeln zu lassen. Von einer Strafbestim- 
mung im Falle der Nichtbefolgung dieser Vorschrift 
ist abgesehen worden, einmal weil sich nie mit Sicher- 
heit feststellen läßt, wann den Kranken ihr Leiden 
zum Bewußtsein gekommen sein muß; dann aber auch, 
weil uns die Erfahrung gelehrt hat, daß es heute noch 
immer viele Kranke gibt, die sich zunächst aus Scham 
oder Unkenntnis, manchmal auch aus Gewissenlosig- 
keit nicht an einen Arzt wenden. Wenn wir diese 
Kranken einer Bestrafung aussetzen würden, nachdem 
sie zur Einsicht gekommen sind und sich freiwillig zur 
Behandlung melden, so würden sich sicherlich viele 
noch abhalten lassen. Die Kranken würden selbst 
schweren Folgezuständen ausgesetzt bleiben, sie wür- 
den aber vor allem für andere lange eine gefährliche 
Infektionsquelle bilden. 

Wenn heute Kranke, durch die eine Ansteckung er- 
folgt ist, zur Verantwortung gezogen werden, so 
pflegen sie sich damit zu entschuldigen, daß sie über 
die Art ihrer Krankheit und über die damit verbun- 
dene Ansteckungsgefahr nicht unterrichtet gewesen 
wären. Um ihnen diese Entschuldigung zu nehmen, 
verlangt der $ 8 von den Ärzten, die Kranken bei der 
ersten Untersuchung über diese Fragen aufzuklären 
und ihnen ein amtlich genehmigtes Merkblatt 
darüber auszuhändigen. Dabei sollen vor allem auch 
die Strafbestimmungen erwähnt werden, welche die- 
jenigen treffen, die andere in Gefahr der Ansteckung 
bringen. 

Der diesbezügliche $ 5 lautet: 

Wer den Beischlaf ausübt, obwohl er an einer mit 


Ansteckungsgefahr verbundenen Geschlechtskrankheit 
leidet und dies weiß oder den Umständen nach an- 
nehmen muß, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren 
bestraft, sofern nicht nach den Vorschriften des Straf- 
gesetzbuchs eine härtere Strafe verwirkt ist. 

In gleicher Weise wird ein Geschlechtskranker be- 
straft, der eine Ehe eingeht, ohne dem anderen Teil 
vor Eingehung der Ehe über seine Krankheit Mit- 
teilung gemacht zu haben. Die Verfolgung tritt aber 
auch in diesen Fällen nur auf Antrag ein. 

Diese Strafbestimmungen sind nicht neu, sie haben 
heute schon durch die Verordnung der Volksbeauf- 
tragten vom 11. Dezember 1918 Gesetzeskraft. Bei 
ihrer Einführung wurden Besorgnisse laut, daß durch 
eine derartige Strafbestimmung dem Denunzianten- 
tum Tür und Tor geöffnet werde. Auf Grund der nun- 
mehr reichlich siebenjährigen Erfahrung kann man 
erfreulicherweise feststellen, daß sich diese Besorgnisse 
nicht bestätigt haben. Es sind nur verhältnismäßig 
wenig Verurteilungen erfolgt, die aber wegen ihrer 
Auswirkung nicht ohne Bedeutung sind, denn der- 
artige Verurteilungen pflegen allgemein bekannt zu 
werden und dienen jedenfalls sehr dazu, andere von 
einem so gewissenlosen Handeln abzuhalten. Es sollte 
nicht versäumt werden, immer wieder in geeigneter 
Weise auf das Bestehen dieser Paragraphen hinzu- 
weisen. 

Bei den meisten gemeingefährlichen Seuchen ist in 
Deutschland durch Gesetz die Anzeigepflicht ein 
geführt worden, dadurch wurde eine schnelle Isolie- 
rung der Kranken und damit auch eine erfolgreiche 
Eindämmung der Seuche ermöglicht. 

Es hat nicht an Bestrebungen gefehlt, diese An- 
zeigepflicht auch für die Geschlechtskrankheiten durch- 
zusetzen. Man muß zugeben, daß es sich bei den Ge- 
schlechtskrankheiten um eine der verbreitetsten und 
folgenschwersten Seuchen handelt, die im Interesse 
der Allgemeinheit mit allen Mitteln bekämpft werden 
muß. Persönliche Rücksichtnahme darf dem nicht 
hindernd im Wege stehen. Die Geschlechtskrank- 
heiten unterscheiden sich aber in so wesentlichen 
Punkten von den anderen Seuchen, daß sie sich nicht 
in gleicher Weise bekämpfen lassen. Cholera, Typhus, 
Fleckfieber, Scharlach und wie sie alle heißen mögen, 
treten mit hohem Fieber auf und zwingen den Kran- 
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ken, das Bett aufzusuchen, eine derartige mit starkem 
Fieber einhergehende Erkrankung läßt sich nicht ver- 
bergen. Es pflegt auch den Kranken einerlei zu sein, 
ob ihre Leiden bekannt und sie von der Umwelt abge- 
schnitten werden. Eine Geschlechtskrankheit können 
die davon Befallenen aber in der Regel selbst ihrer 
unmittelbaren Umgebung gegenüber verheimlichen. 
Sie pflegen es auch meistens zu tun, weil gegen diese 
Erkrankungen noch so starke Vorurteile bestehen. daß 
die Kranken Gefahr laufen, durch das Bekanntwerden 
auf das schwerste in wirtschaftlicher und sozialer Be- 
ziehung geschädigt zu werden. 

Der Art der Erkrankung wegen sind wir, wie ich 
oben ausführte, auf die freiwillige Meldung der Kran- 
ken angewiesen. Wenn nun die Kranken wüßten, daß 
wir Ärzte verpflichtet wären, ihre Namen weiter- 
zugeben, so könnten doch noch manche davon abge- 
halten werden, sich an einen Arzt zu wenden. Gegen 
die Einführung der Anzeigepflicht durch das Gesetz 
sprachen auch gewichtige wirtschaftliche Gründe. Es 
wäre wirtschaftlich gar nicht tragbar, alle Geschlechts- 
kranken zu isolieren, dazu ist die Zahl der Kranken zu 
groß, sie geht in die Millionen, es dauert auch die An- 
steckungsfähigkeit zu lange. Entscheidend ist aber 
gewesen, daß die eingreifenden Maßnahmen der 
allgemeinen Anzeigepflicht bei den Ge- 
schlechtskrankheiten gar nicht nötig sind, son- 
dern daß man sich, wie wir später sehen werden, 
mit der beschränkten Anzeigepflicht begnügen 
konnte. Die Geschlechtskrankheiten gehören nämlich 
zu den am schwersten übertragbaren ansteckenden 
Krankheiten, wir brauchen, um eine Weiterverbrei- 
tung zu verhindern, keine streng durchgeführte Iso- 
lierung, es ist nur nötig, daß jeder Kranke innige Be- 
rührungen mit anderen, also vor allem den Ge- 
schlechtsverkehr unterläßt. Weiter ist nötig, daß die 
Kranken sich in sachgemäße Behandlung begeben und 
bis zur endgültigen Heilung in der Behandlung bleiben. 
Deswegen verlangt auch der $ 7, daßdie Behandlung 
von Geschlechtskrankheitenund Krankheiten 
oder Leiden der Geschlechtsorgane nur den 
für das Deutsche Reich approbierten Ärzten 
gestattet ist und der $ 9, daß vom Arzte diejenigen 
Personen, die sich der ärztlichen Behandlung und 
Beobachtung entziehen, oder die andere infolge ihres 
Berufes oder ihrer persönlichen Verhältnisse besonders 
gefährden, der Gesundheitsbehörde angezeigt werden. 
Ich wies in der vorigen Nummer darauf hin, daß der 
§ 7 der umstrittenste des ganzen Gesetzes gewesen ist. 
Den Bemühungen der Laienbehandler war es bei den 
zweiten Verhandlungen im Reichstage im Jahre 1923 
gelungen, auch für die unter ärztlicher Verantwortung 
stehenden Personen die Erlaubnis zur Behandlung der 
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Geschlechtskrankheiten durchzusetzen. Damit war 
die Bahn für die Laienbehandler frei, denn sie hätten 
immer einen irregeführten oder entgleisten appro- 
bierten Arzt gefunden, welcher der Form wegen ver- 
antwortlich für sie gezeichnet hätte. Der Reichsrat 
versagte aus dem Grunde dem schon im Reichstag an- 
genommenen Gesetz seine Zustimmung. 

Die Reichsregierung brachte dann im Jahre 1925 
das Gesetz mit diesem Paragraphen in der alten un- 
veränderten Fassung wieder ein. Der Paragraph 
wurde auch im Ausschuß in erster Lesung in dieser 
Fassung angenommen, in der zweiten Lesung wurde 
aber vor Krankheiten und Leiden der Geschlechts- 
organe das Wort „ansteckende‘‘ eingeschoben, der 
Paragraph erhielt also in seinem ersten Satz den Wort- 
laut „die Behandlung von Geschlechtskrankheiten und 
ansteckenden Krankheiten und ansteckenden 
Leiden der Geschlechtsorgane ist nur den für das Deut- 
sche Reich approbierten Ärzten gestattet.“ Der Zusatz 
dieses einen Wortes hätte genügt, um den Laien- 
behandlern ihre Betätigung weiter zu ermöglichen, sie 
hätten, wenn sie zur Verantwortung gezogen worden 
wären, immer als Entschuldigung vorbringen können, 
daß sie das behandelte Leiden nicht für ansteckend ge- 
halten hätten. Durch diesen Zusatz war die Annahme 
des Gesetzes wieder auf das schwerste gefährdet, aber 
bei den abschließenden Verhandlungen im Plenum 
des Reichstages wurde das Wort „‚ansteckende“ 
glücklicherweise wieder gestrichen und die Regierungs- 
fassung angenommen. Damit wurde ein Kampf abge- 
schlossen, der von den interessierten Laienbehandlern 
mit sehr erheblichen pekuniären Opfern und unter Be- 
nutzung so verwerflicher Mittel geführt wurde, daß 
die Vertreter fast aller Parteien von der Tribüne des 
Reichstages aus auf das energischste gegen ein der- 
artiges Vorgehen protestiert haben. Niemand wird 
behaupten wollen, daß die Abgeordneten sich nicht 
mit diesen Fragen beschäftigt hätten. Bei beiden Ver- 
handlungen, sowohl im Jahre 1923/24 wie 1925 26 
sind Vertreter dieser Richtungen in besonderen Sitzun- 
gen gehört worden, aber gerade die Gegenüberstellung 
der Vertreter der Laienbehandlung und der sogenann- 
ten Schulmedizin hat die Abgeordneten am eindring- 
lichsten davon überzeugt, daß für die Behandlung der 
Geschlechtskrankheiten eine besonders gründliche Aus- 
bildung notwendig ist. Ein Abgeordneter, der sich als 
großer Freund und Anhänger der Naturheilbewegung 
bekannte, wies an dem Lehrplan der besten Aus- 
bildungsschule, die es für Laienbehandler gibt, die Un- 
möglichkeit nach, die angegebenen Fächer auch nur 
einigermaßen in der dafür in Aussicht genommenen 
Zeit von 1 Jahr, wovon noch 2 Monate als Ferien ab- 
gehen, zu erledigen. Dabei handelte es sich noch um 
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den Lehrplan der besten Schule; die meisten Aus- 
bildungskurse, die noch dazu in der Regel von völlig 
unausgebildeten Personen abgehalten werden, dauern 
nur wenige Wochen, wenn die Heilbehandler über- 
haupt irgendeine Ausbildung durchmachen. In den 
meisten Fällen tun sie es nicht, sie sind auch gesetzlich 
nicht dazu verpflichtet. Es war ganz interessant, daß 
der oben erwähnte Abgeordnete berechnete, daß ein 
Heilbehandler mindestens 13 Semester gebrauchen 
würde, um das von den Naturheilkundigen selbst ge- 
forderte Mindestpensum zu erledigen. Daß zum Ver- 
ständnis des Medizinstudiums ebenso wie bei den 
anderen akademischen Berufen eine gründliche Vor- 
bildung nötig ist, wird niemand leugnen wollen. Es 
hätte also auch dieser Herr Abgeordnete unbedenk- 
lich für den $ 7 in der Regierungsfassung stimmen 
können, der nichts weiter erreichen will, als eine 
gesicherte, gründliche Vorbildung der staatlich zuge- 
lassenen Krankenbehandler. Wie diese dann, nachdem 
sie ihre Prüfungen als Arzt abgelegt und somit den An- 
forderungen, welche der Staat stellen muß, genügt 
haben, die Behandlung durchführen, bleibt ganz 
ihrem Wissen und Gewissen überlassen ! 

Daß die Ärzte schon seit langem ganz systematisch 
„Licht, Luft und Wasser‘‘, die die Heilbehandler als 
naturgemäße Heilmittel für sich in Anspruch zu 
nehmen pflegen, benutzen, weiß jeder, der sich mit 
diesen Fragen beschäftigt. Aber die Erfahrung hat 
gelehrt, daß diese Mittel bei vielen Krankheiten nicht 
ausreichen. Zu diesen Krankheiten gehören vor allem 
die Geschlechtskrankheiten. Wenn die naturgemäßen 
Heilmethoden auch bei den Geschlechtskrankheiten 
so wirksam wären, wie es von den Laienbehandlern 
aus Propagandarücksichten vielfach behauptet wird, 
so würde es nicht vorkommen, daß in Gegenden, die 
von der Kultur noch sehr abgeschnitten sind, in denen 
sich aber die Kräfte der Natur stark auswirken, ganze 
Volksstämme durch die Geschlechtskrankheiten, vor 
allem durch die Syphilis, völlig zugrunde gerichtet 
werden. Man sehe sich nur einmal die Bilder an, 
welche der von der Kulturabteilung der Ufa herge- 
stellte Film ‚Falsche Scham“ aus Bulgarien bringt. 
Dort leben die Menschen recht naturgemäß, die 
Syphilis hat aber dort eine unheimliche Ausdehnung 
genommen und macht außerordentlich schwere Zer- 
störungen, bei Erwachsenen wie bei Kindern. Es ist 
also nicht ohne Grund geschehen, daß die Reichsregie- 
rung so zähe an ihrer Fassung des Kurpfuscherpara- 
graphen festgehalten und daß sie dabei sowohl die 
Unterstützung des Reichsrates wie auch schließlich 
die Zustimmung des Reichstages gefunden hat. 

Für Laienbehandler ist das Gesetz allerdings ein 
Schlag, von dem sie sich schwer erholen werden, denn 
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für die meisten liegt in der Behandlung der Geschlechts- 
krankheiten die Haupteinnahmequelle. Der organi- 
sierten Ärzteschaft ist das regelmäßige Annoncieren 
in den Zeitungen verboten. Die Laienbehandler 
konnten dagegen in Zeitungen und Flugschriften aller 
Art eine Propaganda entfalten, durch die sehr viele 
Kranke angelockt wurden, besonders weil schnelle 
Heilung ohne jegliche Berufsstörung und ohne Be- 
kanntwerden der Erkrankung versprochen wurde. 
Dabei wurde in jeder nur möglichen Form gegen die 
Ärzteschaft gehetzt und gerade auf diesem Gebiete 
bestätigt sich das alte lateinische Wort semper aliquid 
haeret, es bleibt immer etwas hängen. 

Die meisten Laienbehandler gehören teils aus Be- 
quemlichkeit und Geschäftsrücksichten, teils aber 
auch, wie gerne zugegeben werden soll, aus einer ge- 
wissen Überzeugung heraus zu den Anhängern der 
reinen Naturheilmethoden. Auch diese letzteren sind 
nicht weniger gefährlich als die anderen, sie machen 
keinen Hehl daraus, daß sie zum Beispiel in dem Aus- 
fluß beim Tripper und in den Haut- und Schleimhaut- 
erkrankungen bei der Syphilis Erscheinungen sehen, 
die in dem Körper erst die Abwehrstoffe gegen die 
Krankheit hervorrufen, sie halten es deswegen für 
richtig, die Kranken möglichst lange in diesem Zu- 
stande zu erhalten. Erwiesenermaßen ist dieses Sta- 
dium der Erkrankung aber gerade das Gefährlichste 
für die Übertragung auf andere, es werden also Infek- 
tionsquellen künstlich offen gehalten, die wir durch 
eine sachgemäße Behandlung schnell verstopfen kön- 
nen. Es liegt daher durchaus im Interesse der Allge- 
meinheit, daß auch diesen Personen die Behandlung 
verboten wird. Aber nicht nur die Behandlung ist 
ihnen verboten, sie dürfen in Zukunft auch weder in 
Zeitungen, Büchern und Schriften irgendwelcher Art 
noch auch in Versammlungen und Vorträgen für sich 
Propaganda treiben. 

Den Ärzten ist durch das Gesetz eine noch größere 
Verantwortung auferlegt worden, als sie sie schon 
hatten. Ich erwähnte bereits, daß sie die Kranken nicht 
nur über die Art und Gefahr ihres Leidens aufzu- 
klären, sondern auch dafür Sorge zu tragen haben, 
daß ihre Behandlung gründlich bis zur Heilung durch- 
geführt wird. Bei den Geschlechtskrankheiten, be- 
sonders bei der Syphilis verschwinden die äußeren 
Krankheitserscheinungen mit oder ohne Behandlung 
sehr oft völlig, die Kranken glauben sich infolgedessen 
geheilt und setzen die so nötige Weiterbehandlung 
nicht fort. Nach kurzer Zeit treten aber dann neue und 
gefährlichere Erscheinungen der Krankheit wieder auf, 
es ist nicht nur die Mühe und das Geld, welches man 
auf die bisherige Behandlung verwendet hat, verloren 
und völlig unnütz ausgegeben, die Krankheitskeime 
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haben inzwischen auch Zeit gehabt, sich tiefer im Kör- 
per einzunisten, sind also noch schwerer und nur unter 
größeren Opfern an Zeit und Geld abzutöten, es be- 
steht sogar die Gefahr, daß die Kranken überhaupt 
nicht mehr geheilt werden können, vor allem bilden 
die Kranken aber erneut eine Quelle der Ansteckung 
für ihre Umgebung. 

Die Erfahrung hat gelehrt, daß meistens Unkenntnis 
betreffend der Folgen oder Gleichgültigkeit die Kran- 
ken zu einer für sie selbst so verhängnisvollen Unter- 
lassung verleitet. Deswegen wurden im Jahre 1916 die 
Beratungsstellen für Geschlechtskranke von den Lan- 
desversicherungsanstalten eingerichtet, die es sich zur 
Aufgabe machten, derartige säumige Kranke an ihre 
Pflichten sich und anderen gegenüber zu erinnern. 
Von diesen Beratungsstellen ist ausgezeichnete Arbeit 
geleistet worden. Den Erfolg einer Beratungsstelle 
darf man nicht nur nach der Höhe ihrer Besucher- 
zahlen einschätzen, sondern man muß bedenken, daß 
jeder Kranke, der sich nicht gründlich behandeln läßt, 
zur Infektionsquelle für viele andere werden kann, 
daß also in jedem durch die Beratungsstellen Er- 
faßten eine gefährliche Ansteckungsquelle für andere 
verstopft wird. Diese bisher von den Beratungsstellen 
geleistete Arbeit wird nun durch das Gesetz noch ganz 
wesentlich dadurch ausgebaut werden, daß allen 
Ärzten die Verpflichtung auferlegt wird, Kranke, 
die sich der ärztlichen Behandlung entziehen 
oder andere infolge ihres Berufes oder ihrer 
persönlichen Tätigkeit besonders gefährden, 
der Gesundheitsbehörde zu melden. In diesem 
Paragraphen haben wir einen vollwertigen Ersatz 
für die allgemeine Anzeigepflicht, denn wir er- 
fassen dadurch alle Kranke, die ihre Behandlung 
unterbrechen und eine Gefahr für andere bilden. Daß 
wir diejenigen, die sich überhaupt nicht behandeln 
lassen wollen, auch durch eine gesetzlich eingeführte 
Anzeigepflicht nicht erfassen können, erwähnte ich 
bereits. Es sei von vornherein festgestellt, daß aus 
der Meldung an die Gesundheitsbehörde den Kranken 
zunächst keine Ungelegenheiten irgendwelcher Art er- 
wachsen, es ist aber trotzdem daran gedacht, die 
Kranken vor dieser Meldung an die Gesundheitsbe- 
hörde noch einmal von dem behandelnden Arzt aus 
in ähnlicher Weise, wie es schon in Mannheim durch- 
geführt ist, an ihre Pflichten erinnern zu lassen. Das 
soll vielleicht auf einem für alle Ärzte einheitlich 
herausgegebenen Formulare geschehen, das ungefähr 
folgenden Wortlaut haben könnte: „Auf Grund ge- 
setzlicher Bestimmungen bin ich verpflichtet, Sie 
darauf aufmerksam zu machen, daß Sie Ihre Behand- 
lung in ungeheiltem und noch ansteckungsfähigem 
Zustande unterbrochen haben. Auf Grund der gleichen 
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Bestimmungen habe ich Sie aufzufordern, Ihre Be- 
handlung zu Ende zu führen, da ich sonst gezwungen 
bin, Sie der Gesundheitsbehörde zu melden.‘ 

Kommt der Kranke auf Grund dieser Aufforderung 
wieder zu seinem Arzt zur Weiterbehandlung zurück, 
so geschieht nichts weiter, tut er es nicht, so erfolgt 
die oben erwähnte Meldung an die Gesundheitsbe- 
hörde. Ob diese Meldung vom Arzte schriftlich er- 
stattet, oder von der Gesundheitsbehörde beim Arzt 
abgeholt werden soll, muß nach den örtlichen Verhält- 
nissen entschieden werden. In Erfurt wird schon 
heute eine derartige Überwachung der Geschlechts- 
kranken durchgeführt, die Gesundheitsbehörde läßt 
dort die Ärzte durch eine Vertrauensperson aufsuchen 
und sich diese Meldungen von den Ärzten abholen, 
ohne daß dadurch eine wesentliche Belastung des 
Personals der Gesundheitsbehörde eingetreten ist. 
Ähnlich wird in Mecklenburg-Schwerin, also in mehr 
ländlichen Bezirken, vorgegangen. Dort wird die 
Arbeit von den Beamtinnen des Landespflegeamts ge- 
leistet. In beiden Gegenden hat sich dieses Vorgehen 
durchaus bewährt. 

Anzeigen, deren Urheber nicht erkennbar sind, 
dürfen nicht beachtet werden. Personen, die mit 
Namensnennung andere einer Geschlechtskrankheit 
bezichtigen, sind zunächst mündlich von der Gesund- 
heitsbehörde zu vernehmen und die Anzeigen sind erst 
weiter zu verfolgen, wenn die Vernehmung ergeben 
hat, daß ein ausreichender Anhalt für die Richtigkeit 
der behaupteten Tatsachen vorhanden ist. 

Wie die Gesundheitsbehörde gestaltet wird, 
läßt sich noch nicht mit Bestimmtheit sagen. In 
Preußen ist damit zu rechnen, daß die Aufgaben der 
Gesundheitsbehörde den Stadt- und Landgemeinden 
als Selbstverwaltungsangelegenheit übertragen wird. 
Dort, wo ein eigenes städtisches Gesundheitsamt schon 
besteht, wird dieses die Aufgaben übernehmen, in 
ländlichen Bezirken wird meistens der beamtete Kreis- 
arzt damit betraut werden. Jedenfalls werden an 
keiner Stelle neue Behörden dafür eingerichtet werden. 

Wenn eine Meldung bei der Gesundheitsbehörde 
eingegangen ist, so bleibt dieser vorbehalten, die 
weiteren Maßnahmen gegen den säumigen Kranken 
zu ergreifen. Sie kann ihn auffordern, ein ärztliches 
Zeugnis vorzulegen oder sich in begründeten Fällen 
der Untersuchung durch einen von ihr bestimmten 
Arzt zu unterwerfen. Diese begründeten Fälle liegen 
nur vor, wenn der begründete Verdacht besteht, daß 
das ihr vorgelegte Zeugnis falsch ist. Im allgemeinen 
hat der Kranke die völlig freie Wahl des Arztes, er 
kann auch während seiner Behandlung jederzeit den 
Arzt wechseln. Der Vorwurf, als ob ein Kranker durch 
das Gesetz einem Arzte ganz in die Hand gegeben 
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wäre, ist also völlig unbegründet. Es wird auch den 
Kranken von der Gesundheitsbehörde die Möglichkeit | 


gegeben werden, sich kostenlos ein derartiges 
Zeugnis zu beschaffen. 

Folgt derKranke auch den Maßnahmen der Gesund- 
heitsbehörde nicht, so ist de Anwendung unmit- 
telbaren Zwanges zulässig. $ 4 Absatz 2 gibt der 
Gesundheitsbehörde das Recht, Personen, die ge- 
schlechtskrank und verdächtig sind, die Geschlechts- 
krankheit weiter zu verbreiten, einem Heilverfahren 
zu unterwerfen, auch in ein Krankenhaus zu ver- 
bringen, wenn dies zur Verhütung der Ausbreitung 
der Krankheit erforderlich erscheint. Ärztliche Ein- 
griffe, die mit einer ernsten Gefahr für Leben oder 
Gesundheit verbunden sind, dürfen nur mit Ein- 
willigung des Kranken vorgenommen werden. Bei den 
Verhandlungen im Ausschuß und im Plenum des 
Reichstages hat sich die Reichsregierung bereit er- 
klärt, die Einspritzung von Salvarsan als einen solchen 
Eingriff zu bezeichnen, aller Wahrscheinlichkeit nach 
werden in den Ausführungsbestimmungen außerdem 
noch Einspritzungen von Quecksilber, Bismut, sowie 
die Entnahme der Rückenmarksflüssigkeit als mit 
einer ernsten Gefahr verbunden genannt werden, ob- 
wohl sich die Reichsregierung der Bedeutung und des 
Wertes dieser Heilmittel sehr wohl bewußt ist. Prak- 
tisch wird diese Einschränkung keine Bedeutung 
haben, denn erfahrungsgemäß gelingt es selbst bei 
Personen, die gegen die Behandlungs- und Unter- 
suchungsmethoden der sogenannten Schulmedizin 
stark eingenommen sind, sie eines Besseren zu be- 
lehren, wenn sie das Unglück gehabt haben, einer Er- 
krankung verfallen zu sein. Sollte sich aber einmal 
ein Kranker in ansteckungsfähigem Zustande weigern, 
sich behandeln zu lassen, so müßte er sich eine Inter- 
nierung im Krankenhaus gefallen lassen, bis er nicht 
mehr ansteckungsfähig ist. 

Den Ärzten werden, wie ich schon erwähnte, in der 
Behandlung keine Vorschriften gemacht, verboten 


ist ihnen, die Geschlechtskrankheiten anders als auf | 


Grund eigener Wahrnehmung zu behandeln (Fernbe- 
handlung). Ebenso ist ihnen untersagt, sich zur Be- 
handlung der Geschlechtskrankheiten in unlauterer 
Weise anzubieten. Somit wird auch den sogenannten 
annoncierenden Ärzten, deren verhängnisvollem 
Wirken man bisher leider ziemlich machtlos gegen- 
überstand, das Handwerk gelegt, ein Fortschritt, der 
im Interesse der Reinigung des Ärztestandes von 
zweifelhaften Elementen sehr zu begrüßen ist. 

In der Schutzmittelfrage ist es der Reichsregie- 
rung überlassen, das Inverkehrbringen von derartigen 
Mitteln oder Gegenständen, die zur Verhütung von 
Geschlechtskrankheiten dienen sollen, von dem Er- 
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gebnis einer amtlichen Prüfung abhängig zu machen 
und das Inverkehrbringen hierfür nicht geeigneter 
Gegenstände zu verbieten. Sie kann auch Vor- 
schriften über das Ausstellen, Ankündigen oder An- 
preisen der hiernach zugelassenen Mittel oder Gegen- 
stände erlassen. Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und 
mit Geldstrafe bis zu 1000 Mark oder mit einer dieser 
Strafen wird derjenige belegt, der diese Mittel, Gegen- 
stände und Verfahren in einer Sitte oder Anstand ver- 
letzenden Weise Öffentlich ankündigt, anpreist oder 
solche Mittel oder Gegenstände an einem dem Pu- 
blikum zugänglichen Art ausstellt. 

Die $$ 14 und 15 des Gesetzes enthalten recht aus- 
führliche Bestimmungen zum Schutze von Säuglingen 
gegen die Ansteckung durch Ammen und Pflegerinnen 
und umgekehrt zum Schutze der letzteren gegen An- 
steckung durch kranke Säuglinge. 

Große Bedenken bestehen noch in weiten Kreisen 
unserer Bevölkerung gegen die Regelung, welche die 
Prostitutionsfrage im Gesetz gefunden hat. Es ist nicht 
möglich, im Rahmen dieser Ausführungen genauer auf 
diese heiklen und schwierigen Probleme einzugehen, 
das muß einem späteren Artikel vorbehalten bleiben ; 
heute sei nur das Allerwichtigste gesagt. 

Das Gesetz hebt die bisherige Reglementie- 
rung auf. Die Unterhaltung von Bordellen 
und bordellartigen Betrieben wird verboten, 
dabei ist in einem besonderen Paragraphen noch aus- 
drücklich die Wohnungsbeschränkung auf bestimmte 
Straßen oder Häuserblocks zum Zwecke der Aus- 
übung der gewerbsmäßigen Unzucht erwähnt, also 
auch noch einmal in ganz unzweideutiger Weise das 
System der Kasernierung verworfen. Die Zahl derer, 
die glauben, aus rein hygienischen Gründen an der 
Internierung der gewerbsmäßigen Prostituierten in 
Bordellen festhalten zu müssen, ist in den letzten 
Jahren, nachdem man sich eingehender mit diesen 
Fragen beschäftigt hat, sehr erheblich zusammenge- 
schmolzen. Es kann nicht bestritten werden, daß das 
Vorhandensein von Bordellen für viele Menschen 
einen Anreiz bietet, ihrem Triebleben nachzugeben, 
das gilt besonders für Jugendliche und Verheiratete. 
Der Alkohol spielt dabei eine verhängnisvolle Rolle, 
besonders auch der vor dem Besuch des Bordells ge- 
nossene, deshalb beseitigt ein Alkoholverbot in den 
Bordellen, selbst wenn es ganz streng durchgeführt 
würde, diese Bedenken nicht. Es kann weiter nicht 
bestritten werden, daß selbst die genaueste und ge- 
wissenhafteste Untersuchung keine Sicherheit gegen 
Ansteckung gibt. Jedes Untersuchungsergebnis ist 
ja auch sofort in Frage gestellt, wenn die Betreffende 
ihre Beziehungen wieder aufgenommen hat. 

Auf den Wert der Statistiken, die über die in Bor- 
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dellen erfolgten Ansteckungen herausgegeben werden, 
soll hier nicht eingegangen werden, es ist durchaus zu- 
zugeben, daß in den Bordellen verhältnismäßig 
wenig Ansteckungen vorkommen, das kann aber 
keineswegs nur als Erfolg der ärztlichen Kontrolle ge- 
bucht werden, es spielen dabei rein anatomische Fragen 
mit, auf die nicht näher eingegangen werden kann. 
Auch hat die Erfahrung gelehrt, daß bei den meisten 
gewerbsmäßigen Prostituierten schon eine gewisse 
Immunität eingetreten ist. Ich komme auf diese 
Frage noch zurück. | 

Ich kann mich auch nicht der Meinung derer an- 

schließen, die in den Bordellen ein unvermeidbares 
Abflußventil sehen. Wenn diese Ansicht richtig wäre, 
so müßte man sich konsequenterweise dazu ent- 
schließen, nicht nur in den Großstädten, sondern auch 
in den kleineren Orten Bordelle einzurichten, wo doch 
dauernd sehr viele Menschen leben müssen, ohne daß 
sie Gelegenheit haben, Geschlechtsverkehr auszuüben. 
Wir wissen aber, daß mehr und mehr auch die Groß- 
städte dazu übergegangen sind, die Bordelle zu 
schließen, ohne daß sich Übelstände daraus ergeben 
haben. Selbst in Hamburg sollen sich die üblen Ver- 
hältnisse, die sich dort zunächst nach der überstürzten 
Schließung der Bordellstraßen entwickelt hatten, ganz 
wesentlich gebessert haben. 
. Für besonders verhängnisvoll halte ich die Ansicht, 
daß man die Bordelle als Ventil für pervers Veranlagte 
gebrauche, ich habe vielmehr des öfteren, besonders 
bei Handlungsreisenden, die Erfahrung machen müs- 
sen, daß in den Bordellen die Perversitäten großge- 
zogen werden. 

Nun werden aber durch das Gesetz nicht nur die Bor- 
delle geschlossen, sondern es wird auch die sogenannte 
Reglementierung aufgehoben, das heißt in Zu- 
kunft können die Personen, welche sich gewerbsmäßig 
der Prostitution ergeben, nicht mehr auf der Polizei 
in Listen eingetragen und nicht mehr neben anderen 
weniger wichtigen Beschränkungen einer regelmäßi- 
gen polizeiärztlichenUntersuchung unterwor- 
fen werden. Gegen dieses bisher herrschende System 
wird, ganz abgesehen von moralischen Bedenken, die 
es in starkem Maße hervorruft, aus rein hygienischen 
Erwägungen heraus mit Recht geltend gemacht, daß 
das Ergebnis der ärztlichen Untersuchung immer ein 
recht zweifelhaftes ist, daß aber vor allem nur ein ver- 
hältnismäßig kleiner Teil und zwar der ungefähr- 
lichste, nämlich die alten gewerbsmäßigen Prostituier- 
ten erfaßt werden. Ich hatte kürzlich Gelegenheit, 
mir die Verhältnisse in London und Brüssel anzusehen. 
In London besteht gar kein Untersuchungszwang für 
Prostituierte, in Brüssel werden nur noch in der Mittel- 
stadt und zwar, wenn man mich recht unterrichtet hat, 
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zirka nur noch 150 Frauen und Mädchen untersucht 
und doch ist man — sowohl in London wie auch in 
Brüssel mit den gesundheitlichen Verhältnissen durch- 
aus zufrieden. So weit will ja aber kaum jemand bei 
uns in Deutschland gehen. Der $ 4 gibt der Gesund- 
heitsbehörde die Berechtigung, Personen, die dringend 
verdächtig sind, geschlechtskrank zu sein und die Ge- 
schlechtskrankheiten weiter zu verbreiten, anzuhalten, 
ein ärztliches Zeugnis, nur in begründeten Ausnahme- 
fällen ein von einem durch die zuständige Gesund- 
heitsbehörde beamteten Ärzte ausgestelltes Zeugnis 
über ihren Gesundheitszustand vorzulegen oder sich 
der Untersuchung durch einen solchen Arzt zu unter- 
ziehen. 

Mit diesem Paragraphen können selbstverständlich 
auch die gewerbsmäßigen Prostituierten gefaßt wer- 
den. Der Fortschritt gegen früher liegt aber darin, 
daß nicht nur der verhältnismäßig enge Kreis der Ein- 
geschriebenen, sondern auch die weit gefährlichere ge- 
heime Prostitution und außerdem die Männer, welche 
andere gefährden, einer ärztlichen Untersuchung unter- 
worfen werden können und daß dabei von kleinlich 
und unwirksamen polizeilichen Zwangsmaßnahmen 
nach Möglichkeit abgesehen werden soll. Ganz aus- 
geschaltet soll und kann die Polizei natürlich nicht 
werden. Es ist bezeichnend für unsere heutige Zeit, 
daß von manchen Seiten nichts unversucht gelassen 
wird, die Tätigkeit der Polizei mit allen Mitteln herab- 
zuziehen. Wir wissen doch alle, daß die Sittenpolizei 
sich fast ganz aus dem früheren Unteroffizierstand 
rekrutierte, daß infolgedessen der Kasernenhofton 
auch vielfach mit in diesen Dienst hineingetragen wor- 
den ist. Man konnte von diesen Beamten keinerlei 
Kenntnisse in der sozialen Fürsorge verlangen. Es 
sind deswegen durchaus die Bestrebungen zu billigen 
und zu unterstützen, welche diesem Mangel abhelfen 
wollen. Wenn man gerecht ist, wird man aber zu- 
geben müssen, daß die Polizeiverwaltung in der Be- 
ziehung schon von sich aus erhebliche Verbesserun- 
gen eingeführt hat, man hätte allerdings wohl 
etwas energischer und zielbewußter vorgehen können. 
Durch das Gesetz wird ganz bewußt eine Arbeits- 
teilung, die nur der Sache dienen kann, eingeführt. 
Die rein gesundheitlichen Aufgaben werden der Ge- 
sundheitsbehörde übertragen, die sich nach dem $ 3 
„mit den Beratungsstellen für Geschlechtskranke, den 
Pflegeämtern und den sonstigen Einrichtungen der 
sozialen Fürsorge möglichst im Einvernehmen zu 
halten haben. Die Beamten der Ordnungs- und 
Wohlfahrtspolizei haben die Durchführung 
der gesundheitlichen und sozialfürsorgeri- 
schen Aufgaben, insbesondere das Eingreifen 
der Fürsorgestellen Minderjährigen gegen- 
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über zu unterstützen.“ Es geht natürlich nicht an, 
daß die Polizei sich nun schmollend zurückzieht, weil 
sie sich etwas entthront glaubt und mit einer gewissen 
Genugtuung ansehen würde, wenn sich die Prostitution 
schlimmer als bisher auswirken würde. Die Polizei hat 
nach wie vor für die Ordnung auch auf diesem Spezial- 
gebiet zu sorgen, bei gutem Willen werden sich die 
schon vom Reichsarbeitsministerium in Angriff ge- 
nommenen Richtlinien aufstellen lassen, die ein er- 
sprießliches Zusammenarbeiten der beteiligten Kreise 
gewährleisten. 

Den Prostituierten selbst sichert das Gesetz keines- 
wegs ein angenehmeres und bequemeres Leben. Wäh- 
rend sie früher, wenn sie sich den polizeilichen Vor- 
schriften unterwarfen, unbehelligt blieben, vor allem 
auch keiner Bestrafung ausgesetzt waren, wenn sie 
. eine Ansteckung verursacht hatten, schwebt in Zu- 
kunft in dieser Beziehung stets ein Damoklesschwert 
über ihrem Haupte. Wir wissen, daß die Prostituierten 
fast alle geschlechtskrank sind, das wird ihnen in Zu- 
kunft in vielen Fällen durch die ärztliche Unter- 
suchung bestätigt werden müssen. Wenn sie sich dann 
trotzdem einem Geschlechtsverkehr hingeben, so 
setzen sie sich immer der Gefahr aus, auf Grund des 
§ 5 des Gesetzes mit Gefängnis bis zu drei Jahren be- 
straft zu werden, falls nicht nach den Vorschriften des 
Strafgesetzbuches eine noch härtere Strafe verwirkt 
ist. Sie werden die Berechtigung haben, sich das Ge- 
sundheitszeugnis von einem Ärzte ihrer Wahl aus- 
stellen zu lassen. Der betreffende Arzt muß aber bei 
der Ausstellung des Zeugnisses sehr gewissenhaft vor- 
gehen, weil er sich sonst der Gefahr aussetzt, daß seine 
Zeugnisse vom Gesundheitsamt abgelehnt werden. 

Man wird sich heute mehr als je bemühen müssen, 
die öffentlichen und geheimen Prostituierten wieder 
in geregelte Lebensbahnen zu führen, es liegt aber 
durchaus nicht im Interesse der Allgemeinheit, auch 
nicht in rein gesundheitlicher Beziehung ihnen die 
Ausübung ihres Berufes zu erleichtern. 

Die Regelung der Kostenfrage hat sich der Reichs- 
tag nicht schwer gemacht, er hat sie den Ländern über- 
lassen und dazu noch mit einer schönen Geste im 
§ 2/2 beschlossen, daß durch Ausführungsbestim- 
mungen dafür Sorge zu tragen ist, daß die Behandlung 
der Minderbemittelten, die keinen Anspruch auf ander- 
weitige ärztliche Behandlung haben oder denen die 
Behandlung auf Grund einer Versicherung wirtschaft- 
liche Nachteile bringen könnte, aus öffentlichen 
Mitteln sichergestellt wird. 

Wie sich die Länder mit diesem Beschluß abfinden 
werden, steht noch nicht fest, die diesbezüglichen Aus- 
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führungsbestimmungen sind in Vorbereitung. Er- 
freulicherweise hat es sich aber bei den bisherigen Be- 
ratungen gezeigt, daß sowohl die Gemeinden wie auch 
die Versicherungsträger bereit sind, für die Bekämp- 
fung der Geschlechtskrankheiten die unvermeidlichen 
Opfer zu bringen. Das Reich und die Staaten werden 
nicht umhin können, das ihrige beizusteuern, denn es 
handelt sich um Aufgaben, die von allergrößter Be- 
deutung für die Volksgesundheitspflege sind, man darf 
auch behaupten, daß auf keinem Gebiete Ausgaben 
für vorbeugende Maßnahmen bessere Zinsen tragen als 
auf diesem. 


Zusammenfassend kann gesagt werden, daß das Ge- 
setz den Erfahrungen Rechnung trägt, die in den letz- 
ten Jahren und Jahrzehnten in wissenschaftlicher und 
fürsorgerischer Beziehung gemacht worden sind. Klein- 
liche Vorurteile sind überwunden worden. Die Ge- 
schlechtskranken werden in gleicher Weise wie die 
anderen von einer ansteckenden Krankheit Befallenen 
behandelt. Kommt ein Geschlechtskranker den An- 
ordnungen nach, die zum Schutze der Allgemeinheit 
erlassen worden sind, das heißt, läßt er sich gründlich 
behandeln und vermeidet er eine Gefährdung anderer, 
so bleibt er völlig unbehelligt. Tut er es nicht, so 
müssen im Interesse der Allgemeinheit energische 
Maßnahmen gegen ihn eingeleitet werden, die aber auch 
zunächst keine Schädigungen in wirtschaftlicher und 
sozialer Beziehung für ihn mit sich bringen. Erst wenn 
er in gewissenloser Weise andere in die Gefahr der An- 
steckung bringt, wird mit aller Schärfe gegen ihn vor- 
gegangen, denn dann setzt er sich einer schweren Ge- 
fängnisstrafe aus. 


Es ist dafür Sorge getragen worden, daß alle Ge- 
schlechtskranken sich gründlich behandeln lassen kön- 
nen, besondere Fürsorge wird in der Beziehung den 
Unbemittelten und Minderbemittelten gewidmet wer- 
den. Zur Behandlung sind nur die vom Staate dafür 
approbierten Ärzte zugelassen. Laien ist die Behand- 
lung und das Anerbieten zu einer derartigen Behand- 
lung verboten. 


Alle Personen, die verdächtig sind, geschlechtskrank 
zu sein und die Geschlechtskrankheiten weiter zu ver- 
breiten, können zu einer ärztlichen Untersuchung an- 
gehalten werden. Die Überwachung der Prostitution 
wird in Zukunft zur Hauptsache nach gesundheitlichen 
und fürsorgerischen Gesichtspunkten durchgeführt 
werden. 

Bei richtiger Durchführung ist zu hoffen, daß das 


Gesetz sehr zur Eindämmung der Geschlechtskrank- 
heiten beitragen wird. 
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[BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeines. 


Wendenburg (Gelsenkirchen), Der Gedanke der Arbeits- 
gemeinschaften in der Gesundheitspflege. Deutsche Zschr. f. 
öff. Ges.-Pflg. Jg. 2, H. 11/12, S. 185. 1926. Durch das Gesetz 
über die Gesundheitsfürsorge in der Reichsversicherung vom 
28. VII. 1925, welches die Ermächtigung gibt, Richtlinien über 
Art und Maß der Leistungen der Versicherungsträger in der 
Gesundheitsfürsorge sowie über ihr Zusammenarbeiten unter 
einander und mit der öffentlichen und privaten Wohlfahrts- 
pflege zu erlassen, ist für das Gesamtgebiet der Gesundheits- 
fürsorge eine Periode eingeleitet, deren Bedeutung gar nicht 
hoch genug eingeschätzt werden kann. In seiner Arbeit nimmt 
Wendenburg zu dem gesamten Fragenkomplex in eingehender 
Weise Stellung. Nach ihm wird die Bedeutung einer systema- 
tischen Gesundheitspolitik für die gesamte Wirtschaft zwar 
nach und nach in der Öffentlichkeit erkannt, dennoch duldet 
diese aus mangelnder Einsicht in die tatsächlichen Verhältnisse, 
daß sich das gesamte Gesundheitswesen im Zustande unerhörter 
Desorganisation befindet, die ihrerseits eine Folge der Zer- 
splitterung der Gesundheitsverwaltungen in zahlreiche Mini- 
sterien und Amtsstellen ist. Eine der wichtigsten Ursachen 
hierfür sieht Wendenburg in der Entwicklung des deutschen 
Sozialversicherungswesens, bei dem nicht die gesundheits- 
technische Führung, sondern ökonomische, finanzielle und ver- 
waltungstechnische Prinzipien eine ausschlaggebende Rolle 
spielen. Dies hat zu einer unwürdigen Stellung der Versicherten, 
zu mangelhafter ärztlicher Versorgung und endlich zur Unter- 
ordnung der wichtigsten Interessen der Gesundheitspflege unter 
finanztechnische Gesichtspunkte geführt. Nur die Zusammen- 
fassung aller Aufgaben der Gesundheitsfürsorge kann Abhilfe 
bringen. Die einzigen für diese Zusammenfassung in Frage 
konımenden Stellen sind die Kommunen, die in ihrer Mehrzahl 
schon jetzt sämtliche gesundheitlichen Angelegenheiten in 
einer Hand und zwar im Gesundheitsamt zusammengefaßt 
haben. Zwar sind auch innerhalb der Kommunen noch erhcb- 
liche Schwierigkeiten zu überwinden, da hier die große Gefahr 
einer „Vermanschung‘ mit artfremden Zweigen der wirtschaft- 
lichen und der erziehlichen Fürsorge droht, die ihren stärksten 
Ausdruck in der Forderung des alles zusammenfassenden 
Wohlfahrtsamtes findet. Hier wird für Verbreitung der Ein- 
sicht zu sorgen sein, daß die Gesundheitsfürsorge nicht etwa 
ein Teil der wirtschaftlichen Fürsorge ist, sondern, um erfolg- 
reich zu sein, die Bevölkerung in weit größerem Umfange be- 
obachten und kontrollieren muß. Die vielfach vertretene Auf- 
fassung, daß nicht die Kommunen, sondern die Versicherungs- 
träger zur Zusammenfassung der gesamten Gesundheitsfürsorge 
berufen seien, weil der größte Teil der Bevölkerung zu den Ver- 
sicherten gehöre, ist irrig. Selbst in stark industriellen Bezir- 
ken wie Frankfurt a. M. beträgt der Anteil der versicherten Be- 
völkerung nur 45—50 %. Dem entspricht durchaus die Tat- 
sache, daß gegenwärtig in Deutschland die Versicherungsträger 
auf dem Gebiete der beobachtenden und vorbeugenden Ge- 
sundheitsfürsorge weit hinter den Kommunalverbänden zurück- 
bleiben. Auch aus finanziellen Gründen wäre die Zusammen- 
fassung der gesamten Gesundheitsfürsorge bei den Versiche- 
rungsträgern ausgeschlossen, da die Aufbringung der bisher von 
den Kommunen für diese Zwecke bereitgestellten Mittel durch 
Belastung der Lohnsumme als ausgeschlossen bezeichnet werden 
muß. Eher wäre schon denkbar, daß die Kommunen die gesanı- 
ten Leistungen übernähmen und die Kosten aus allgemeinen 


Steuermitteln deckten. Die ausgesprochene Absicht des Reichs- 
arbeitsministers, daß die geistige und tatsächliche Führung 
der Gesundheitsfürsorge den Versicherungsträgern überlassen 
werden solle, ist demnach überhaupt nicht durchführbar. Die 
geistige und materielle Führung muß bei der Kommune bleiben. 
Der gegenwärtig gangbarste Weg, aus dem bestehenden Dualis- 
mus herauszukommen, ist die Bildung von Arbeitsgemeinschaf- 
tenfür das Gesamtgebiet der Gesundheitsfürsorge. Das Heraus- 
greifen einzelner Zweige ist unzweckmäßig. Die Arbeitsgemein- 
schaft ist grundsätzlich im Sinne einer Delegation der gesund- 
heitlichen Interessen der Versicherungsträger in das zuständige 
gemeindliche Organ durchzuführen. Es sind zu unterscheiden: 
Zentrale und örtliche Arbeitsgemeinschaften. Erstere sind für 
Provinzen oder Länder zu bilden. Sie sind demokratisch aus 
den einzelnen örtlichen Arbeitsgemeinschaften aufzubauen. 
Ihre Tätigkeit soll in Werbung, Beratung, organisatorischer 
Anregung und geldlichem Ausgleich bestehen. Die eigentliche 
Arbeit muß infolge der Gebundenheit gesundheitsfürsorgeri- 
scher Arbeit an den Ortsbezirk in den örtlichen Arbeitsgemein- 
schaften geleistet werden. Die örtliche Arbeitsgemeinschaft 
muß unter Führung der Kommune stehen. Der Einfluß der 
Versicherungsträger kann eventuell durch Vertretung in der 
Gesundheitsdeputation auf gesetzlicher Grundlage gesichert 
werden. Zweckmäßig ist es, daneben die Verwaltung des Ver- 
sicherungsamts dem Gesundheitsamte zu unterstellen. Die Zen- 
tralarbeitsgemeinschaften können an den Landeshauptmann, 
an den Landesfürsorgeverband oder an die Landesversicherungs- 
anstalt angelehnt werden. Zur Mitwirkung in den Arbeits- 
gemeinschaften sind selbstverständlich auch die praktischen 
Ärzte heranzuziehen. Mit der Kasse gegen den Arzt darf unter 
keinen Umständen gearbeitet werden. 

Wendenburg gibt alsdann eine Übersicht über die bis- 
herigen Versuche zur Gründung von Arbeitsgemeinschaften, 
die er nach Typen teilt. Als solcheTypen führt er unter anderem 
auf: 1. Den lockeren Zusammenschluß von 760 Fürsorgestellen 
und Landesversicherungsanstalt (Beispiel Westfalen). 2. Die 
Arbeitsgemeinschaft der Versicherungsträger untereinander 
(Beispiel Rheinland und Westfalen). Die Mitarbeit von Ärzten 
wurde hier bisher strikte abgelehnt! 3. Die Zentralstelle als 
Spitze von Ortsausschüssen. 4. Der vereinsmäßige Zusammen- 
schluß aller Verwaltungsstellen. 5. Die örtlichen Arbeitsgemein- 
schaften wie München, Nürnberg, Würzburg und Ratibor, die 
im wesentlichen die fürsorgerischen Einrichtungen gemeinsam 
finanzieren, nicht aber die Fürsorgeleistungen, insbesondere die 
Kurkosten. 6. Die Arbeitsgemeinschaft von Kommunen mit 
gleichartiger Einrichtung, deren einziges Beispiel die kom- 
munale Vereinigung der Gesundheitsfürsorge im rheinisch- 
westfälischen Industriegebiet ist, welche seit über 7 Jahren 
ohne Anlehnung an irgendeine zentrale Verwaltungsstelle 
wirkungsvolle Arbeit geleistet hat. 

Nach Anführung einiger weniger wichtiger Typen schildert 
dann Wendenburg eingehend den Krankenkassenbeirat beim 
örtlichen Gesundheitsamt, der in Gelsenkirchen eingeführt ist. 
Sein Arbeitsgebiet betrifft das gesamte Gesundheitsamt ein- 
schließlich Anstaltswesen und Gesundheitspolizei. In den 
Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft werden alle laufenden 
Schwierigkeiten oder neuauftauchenden Fragen der gesund- 
heitsfürsorgerischen Zusammenarbeit besprochen und auch 
sonstige einschlägige Fragen erörtert. Daneben wird der 
Krankenkassenbeirat besonders zur Finanzierung von Einzel- 
maßnahmen der Gesundheitsfürsorge nutzbar gemacht. — 
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Wendenburg bedauert, daß nicht im ganzen Reiche sich kom- 
munale Vereinigungen für Gesundheitsfürsorge nach dem 
Muster des rheinisch-westfälischen Industriebezirks gebildet 
haben und rät dringend deren Schaffung an. Ihre Spitze soll 
diese Einrichtung finden in einer dem Landkreistag beziehungs- 
weise dem Städtetag angegliederten kommunalen Stelle für 
Gesundheitsfürsorge.. Nur durch eine solche sachverständige 
Vertretung der deutschen Kommunen wird die gegenwärtig 
bestehende dringende Gefahr für die wissenschaftlich begründete 
unbeeinflußte Gesundheitsfürsorge abgewandt werden können. 
Schweers (Berlin). 


Mutter-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge. 


Hans Beusch (Königsberg i. Pr.), Die Auswirkungen der 
Gesundheitsfürsorge an Kindern im frühesten Lebensalter. Ges.- 
Fürs. f. d. Kindesalt. Bd. 2, H. 2, S. 121. 1927. Untersuchungen 
über die Frage, in welchem Maße die Umweltschäden den 
Säugling treffen und die Frage, ob die Vermutung sich be- 
stätigen läßt, daß die Gesundheitsfürsorge die Lebens- und Ge- 
sundheitsverhältnisse der Untersuchten erkennbar verändern 
konnte. Es werden verglichen 140 unehelich Geborene, die bei 
der Mutter leben (Gruppe A) und 165 Pflegekinder (B) im Alter 
von 6—20 Monaten mit der gleichen Anzahi ehelicher Kinder 
aus kinderarmen (C) und kinderreichen Familien (D). Bezüglich 
der beruflichen Inanspruchnahme der Mutter, der Beschaffen- 
heit der Wohnung, des Vorhandenseins einer eigenen Lager- 
statt für das Kind (18 von 165 Kindern aus Gruppe D haben 
kein eigenes Bett), des Vorkommens von Tuberkulose, ist stets 
Gruppe D am schlechtesten gestellt. Nur bezüglich der Er- 
nährung, gemessen an der Stilldauer, steht Gruppe D an erster 
Stelle. „Die Ernährung ist es also, die so schwer zugunsten der 
ehelichen Kinder ins Gewicht fällt.“ Bezüglich des allgemeinen 
Kräfte- und Ernährungszustandes werden die meisten günstig 
beschaffenen Kinder in Gruppe A, aber noch nicht einmal halb 
so viel in Gruppe D gefunden. Die Morbiditätsstatistik läßt 
kein eindeutiges Resultat zu. — Auf Grund dieser Ergebnisse 
muß die Fürsorge besonders berücksichtigen: bei den unehelich 
Geborenen die Förderung der natürlichen Ernährung, bei den 
Ehelichen die Besserung der Unterbringungsmöglichkeiten und 
der damit zusammenhängenden einfachsten körperlichen 
Hygiene, bei den kinderreichen Familien die Schutz- und Für- 
sorgebestimmungen für die Hausfrau und Mutter. 

Schur (Berlin). 


Brustmilchernährung bei Berliner Säuglingen. Nach dem 
Halbjahrsbericht Januar— Juni 1926 des Statistischen Amtes 
der Stadt Berlin, der den dankenswerten Anhang des Monats- 
berichtes Dezember 1926 bildet, wurden von Januar— Juni 1926 
den Berliner städtischen Säuglingsfürsorgestellen 15185 ehe- 
liche und 3208 uneheliche Säuglinge erstmalig vorgeführt. 


Von ihnen standen im Alter von ... Monaten: 
0—1 1—3 3—6 | 6—12 || Zusammen 
un- un- un- un- un- 
chel. | ehel: ehel. ehel. ehel. | ehel. |) ehel. | ehel, ehel. | ehel. 


[6sgol 1470| 4811| 816| 1810| 430 || 1665| 492 15185! 3208 


Mit Brustmilch waren ernährt: 


über- | ! 
haupt || 5913| 121 laias 408 | 474 72| 143 "| 9635| 1716 
in % || 85,7] 82,3] 64,5| 50,0 | 26,2 16,7| 8,6| 5,3) 63,5] 53,5 


Man darf sagen: ein im großen und ganzen befriedigendes 
Ergebnis, das mit zur Erklärung der allgemein günstigen Säug- 
lingssterblichkeit beiträgt. — Daß die Prozentzahl der mit 
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Brustmilch ernährten lebenden Säuglinge im 1. Lebensmonat 
am größten mit über 80 ist, fällt an sich, zunächst wenigstens, 
nicht weiter auf. Wenn man aber bedenkt, daß gerade dieser 
1. Monat entscheidend für die Säuglingssterblichkeit genannt 
werden muß, ist diese Ziffer doch erfreulich. Sie nimmt dann 
mit steigendem Alter naturgemäß ständig ab. Immerhin sind 
im 2. Lebenshalbjahr doch noch 9°/, beziehungsweise 5°, der 
Säuglinge, soweit sie den Fürsorgestellen vorgeführt wurden, 
Brustmilchkinder. 

Über die Verhältnisse der Brusternährung in den einzelnen 
Berliner Verwaltungsbezirken gibt nachstehende Übersicht Auf- 
schluß, die die Prozentanteile der Brustmilchkinder bezogen 
auf alle chelichen und unehelichen erstmalig vorgeführten Säug- 
linge enthält: l 


Verwaltungs- | ehel, | un- Verwaltungs- | ehel, | €n- 
bezirk | ehel. | bezirk | ehel. 
Kreuzberg = 69,7 | 58,8 | Wilmersdorf ...| 56,0 | 52,7 
Wedding ...... | 71,8 | 55,4 | Steglitz ....... 53,5 | 50,0 
Friedrichshain... 61,2 | 52,6 | Spandau ...... 66,2 | 59,5 
Prenzlauer Berg‘ 66,7 | 56,6 | Reinickendorf .| 57,2 | 41,5 
Mitte a...an. 66,3 | 59,6 | Pankow ....... | 53,6 | 41,0 
Tiergarten ..... 64,4 | 65,0 I Treptow ...... | 67,0 | 62,6 
Charlottenburg | 60,9 | 45,6 | Tempelhof 57,8 | 50,0 
Neukölln ...... 62,6 | 55,7 ICöpenick ...... 44,5 | 33,3 
Schöneberg ....|! 58,4 | 42,1 [| Weißensee..... 65,1 | 58,3 
Lichtenberg ...| 62,4 | 45,4 IZehlendorf..... 48,6 | 50,0 


Mithin schwankt der Prozentanteil der Brustmilchkinder an 
allen erstmalig vorgestellten Säuglingen bei den ehelichen zwi- 
schen 71,8 inWedding und 44,5 inCöpenick, bei den unehelichen 
zwischen 65,0 in Tiergarten und 33,3 in Cöpenick. Jedoch muß 
man für weitere Schlüsse wegen der vielfach noch kleinen abso- 
luten Zahlen mindestens die Veröffentlichung der Ergebnisse 
des 2. Halbjahres 1926 abwarten. 

Von anderen Städten sind uns zunächst nur aus Hamburg 
und Köln ähnliche Untersuchungen bekannt. In Hamburg 
(Statistisches Jahrbuch für die freie und Hansestadt Hamburg 
1925, S. 86) waren von den im Jahre 1924 aus der Säuglings- 
fürsorge ausgeschiedenen Kindern zur Zeit der Aufnahme 
Brustmilchkinder: bei den ehelichen 82,1 °,,, bei den unehelichen 
50,0%. — In Köln (Statistisches Jahrbuch der Stadt Köln, 
15. Jahrgang 1927, S. 105) waren von den erstmalig den Säug- 
lingsfürsorgestellen vorgeführten Kindern nur mit der Brust ge- 
nährt: 1925: 72,9% (1924: 67,2%, 1923: 59,8%, 1922: 73,5%). 

Guradze (Berlin). 


Schulkinderfürsorge. 


Wendenburg (Gelsenkirchen), Gesundheitliche Schulerziehung. 
Hrsg. im Auftrage des Herrn Preußischen Ministers für Volks- 
wohlfahrt. Verlag Richard Schoetz, Berlin 1926. 266 S. 
Diese Vortragsreihe bekannter Autoren, wie Dominicus, 

Fels, Coerper, Roemer, Hoffa, Worringen, Triebold 

und andere ist entstanden im Anschluß an den bekannten Erlaß 

des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volks- 
bildung vom 10. II. 1926, der der Gesundheitslehre einen wich- 
tigen Platz im Unterrichtsplan der Schulen zuweist und die 

Frage von hygienischen Lehrgängen für Lehrer regelt. Das Buch 

soll als Unterlage für die systematische Einführung der Lehrer 

dienen. Im einzelnen finden sich neben einleitenden Kapiteln 
über die Bedeutung und Arbeitsmethoden der Gesundheits- 
fürsorge und über die gesundheitliche Schulfürsorge Vorträge 
über soziale Lage und Gesundheitszustand beim Schulkind, 
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das Kurpfuschertum, die Konstitution, die psychopathischen 
und entwicklungsbehinderten Kinder, über Tuberkulose und 
andere übertragbare Krankheiten, über Fragen der Ernährung, 
der Leibesübungen, über den Tageslauf des Schulkindes in 
hygienischer Beleuchtung, über die Hygiene des Schulgebäudes 
und Schulbetriebes. Zum Schluß schreibt Triebold über die 
Stellung des Lehrers zu dem Ministererlaß und gibt praktische 
Vorschläge fürseine Durchführung im Schulunterricht. Schrwert- 
vollsind diezahlreichen Hinweise aufeinschlägiges Schrifttum und 
entsprechende Lehrmittel, Bildertafeln, Lichtbilder und Filme. 


Hertel (Berlin), Die gesundheitliche Bedeutung der Sütterlin- 
Schreibweise. Mitteilungsblätter d. Deutschen Vereins f. Schul- 
gesundheitspflege. Nr. 3, S. 33. 1926. Der Verfasser weist auf 
einen Erlaß des Preußischen Ministeriums für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung hin, in dem Erfahrungen mitgeteilt 
werden, die seit einigen Jahren mit der Sütterlin-Schreibweise 
(Steilschrift) gemacht worden sind. Wenn auch mit dieser 
Schreibweise vor allem eine Gesundung des Schriftgeschmackes 
erzielt werden soll, hat die Einführung der Sütterlin-Schreib- 
weise auch eine gesundheitliche Bedeutung, indem sie die Schreib- 
haltung wesentlich verbessert. 


Bogusat (Berlin), Gesundheitslehre in den Schulen. Mittei- 
lungsblätter d. DeutschenVereins f. Schulgesundheitspflege.Nr.1, 
S.16. 1927. Der Verfasser hat zusammengestellt, wie die Gesund- 
heitslehre in den einzelnen deutschen Ländern und den einzelnen 
Schulgattungen gelehrt wird. Dabei stellt sich eine große Mannig- 
faltigkeit heraus. Die ausführlichen Bestimmungen in Preußen 
über diesen Gegenstand empfiehlt der Verfasser zur einheitlichen 
Einführung,wobei es ihm allerdings in erster Linie darauf an- 
kommt,daß die ganze Frageendlicheinmalendgültiggeregelt wird. 


Blenke (Magdeburg), Schule und Skoliose. Die Med. Welt, 
Jg- 1, Nr. 5, S. 169. 1927. Der Verfasser tritt sehr energisch der 
immer noch weitverbreiteten Ansicht entgegen, daß die Schule 
die Hauptschuld an der Entstehung der Skoliose trage. In den 
meisten Fällen liegen vielmehr die Anfänge des Leidens vor der 
Schulzeit und nur wenige Fälle bilden sich während der Schul- 
zeit heraus; schließlich entstehen auch noch schwere Skoliosen 
nach Schulentlassung. Auch Verschlimmerungen der Skoliosen 
während der Schulzeit sind nur in seltenen Fällen der Schule 
zuzuschreiben. Schr viel Aufschluß geben die Ergebnisse sei- 
ner speziellen Untersuchungen an etwa 30000 Schulkindern. 
Die Prozentzahl der Skoliosen betrug insgesamt 2,22 °. Dabei 
sind die Mädchen doppelt so oft befallen, wie die Knaben. Die 
Hälfte der Skoliosen war rachitischen Ursprungs, die übrigen 
angeboren oder statisch bedingt. Schwerere Fälle fanden sich 
nur in 0,41 %,. Schr skeptisch äußert sich auch der Verfasser 
über den Wert des sogenannten orthopädischen Schulturnens. 


Stephan (Mannheim). 


Erholungsfürsorge. 


Kindergesundheitsfürsorge der Provinzialverwaltung Nieder- 
schlesien. Mitteilungen aus der Jugendwohlfahrtsarbeit der 
Provinz Niederschlesien. Heft 2. Hrsg. vom Landesjugendamt. 
Selbstverlag Breslau 1926. Das vorliegende Heft zeigt die 
Organisation der Kinderheil- und Erholungsfürsorge des Landes- 
wohlfahrtsamtes der Provinz Niederschlesien. Es gibt auch 
Aufschluß über die Zusammenarbeit mit den Bezirksfürsorge- 
verbänden, anderen öffentlichen Körperschaften und der freien 
Wohlfahrtspflege und stellt somit einen wertvollen Beitrag zu 
den Fragen der praktischen Durchführung der Kindergesund- 
heitsfürsorge dar. In einem Anhang finden sich Richtlinien 
und das Schema eines Untersuchungsbogens. 
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Richtlinien für dieDurchführung der örtlichen Erholungsfürsorge. 

Der Badische Landesausschuß für die Kinderspeisung hat die 
Gewährung eines vollen Zuschusses zur Durchführung der örtli- 
chen Schulfürsorge von der Innehaltung von Richtlinien abhängig 
gemacht, die folgende wesentliche Bestimmungen enthalten: 

Die Zuschüsse dürfen nur für vom Arzt ausgesuchte Kinder, 
die regelmäßig mindestens 4 Wochen in Fürsorge genommen 
werden, geleistet werden. Für die Auswahl der Kinder und für 
die Vor- und Nachuntersuchungen sind die Richtlinien des 
Badischen Ministeriums des Innern für die Durchführung der 
Erholungsfürsorge maßgebend. Als vollwertige Betriebe werden 
nur Ganztagesbetriebe, die folgenden Bedingungen entsprechen, 
angesehen: a) Einrichtungen: genügend große Unterkunfts- 
und Beschäftigungsräume für alle Kinder bei Regenwetter, nebst 
der nötigen Anzahl von Bänken und Tischen. Wasser in mög- 
lichster Nähe der Unterbringung. Als Waschgelegenheit flic- 
Bendes Wasser zum Bad bei dem Spielplatz oder Plansch- 
becken oder Brausebad oder für je 10 Kinder mindestens ein 
Waschbecken. Für jedes Kind Waschlappen, Zahnbürste, 
Becher, Handtuch (letztere Gegenstände sind eventuell vom 
Kind mitzubringen). Aborte in genügender Zahl für Mädchen 


-und Knaben getrennt. Zur Liegekur Liegestühle oder Pritschen 


oder mindestens 2 Decken pro Kind. Zu Luftbädern Spiel- 
höschen oder Turnanzüge (eventuell von den Kindern mitzu- 
bringen). Spielgeräte in genügender Menge. b) Personal: 
eine vollverantwortliche, zur Leitung befähigte Kraft. Für 
höchstens 10—15 Kleinkinder und 20—25 Schulkinder ein(e) 
Gruppenleiter(in). Bei letzteren müssen auf höchstens 2 nicht 
voll ausgebildete eine erzieherisch vorgebildete Kraft (Kinder- 
gärtnerin, Hortnerin, Schwester, Junglehrer(in)) kommen. 
Zur Zubereitung der Speisen und Reinigung des Geschirrs und 
der Räume ist besonderes Personal nötig. c) Ernährung: 
zweites Frühstück, kräftiges Mittagessen, Vesper und Abend 
brot. d) Regelmäßige ärztliche Aufsicht in möglichst 
einwöchentlichen Abständen. Stephan (Mannheim). 


Leibesübungen. 

Rautmann (Freiburg), Die Beurteilung der Größe, Lage und 
Form des Herzens. Aus dem Arbeitsgebiet des Sportarztes. 
Verlag Gustav Fischer, Jena 1926. 

Auf Grund eines großen Materiales (912) ganz gesund be- 
fundener Männer, die sich zum Fliegerdienst meldeten, stellt 
Rautmann Korrelations- und Regressionskoeffizienten-Ta- 
bellen auf für das Verhältnis von Herztransversale zu Größe, 
Gewicht und Brustumfang. Der Korrelationskoeffizient für 
Transversale zu Größe ist 0,16, zu Brustumfang 0,28, zu Ge- 
wicht 0,49. Bei Veränderungen der 3 Vergleichswerte um I cm 
beziehungsweise 1 kg verändert sich die Transversale gleich- 
läufig um 0,024 für Größe, 0,06 für Brustumfang, 0,065 für Ge- 
wicht (Regressionskoeffizient). Der Regressionskoeffizient für 
Gewicht zur Größe ist 0,7, für Brustumfang zu Größe ist 0,25. 
Daraus ergeben sich Tabellen, aus denen für bestimmte Größen, 
Gewichte und Brustumfänge die Transversale abgelesen werden 
kann. Aus Zusatztabellen ergeben sich die Veränderungen der 
Transversale bei Abweichungen von Gewicht und Brustumfang, 
von dem in der Tabelle eingesetzten Wert. Die Variationsbreite 
für die Transversale errechnet sich mit + 0,6 cm. Innerhalb 
dieser Grenzen ist die Herztransversale noch ‚‚normal‘“. 

Herxheimer (Berlin), Beiträge zur Entstehung des Trai- 
ningszustandes. Zschr. f. Klin. Medizin, Bd. 103, H. 5/6, S. 722. 
1926. Es fanden sich bei gut trainierten Sportleuten Brady- 
kardie (im Mittel 58—62), niedrige Blutdruckwerte (im Mittel 
98,15), hohe alveoläre CO,-Spannung, die bei allen wesentlich 
über dem Durchschnitt Nichttrainierter liegt (im Durchschnitt 
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46,02). Alkalireserve im Blut ist ebenfalls erhöht (zwischen 65 
und 75). Diese Zeichen zusanımen mit einer Venenpulskurve, 
die denen durch Ca-Beigabe experimentell erzeugten sehr ähnlich 
ist, zeigen, daß es sich um vagotonische Erscheinungen im Sinne 
der Kraußschen Schule handelte — An Hochschülern der 
Deutschen Hochschule für Leibesübungen und Leichtathleten 
werden die Wirkungen einzelner Anstrengungen geprüft. 
Diese zeigen sich in Pulserhöhung. Der Puls kehrt bei einem 
100-m-Lauf in 5—15 Minuten, bei einem Langstreckenlauf 
nach 30—50 Minuten zur Norm zurück. Bei längeren Strecken 
geht zwischendurch die Kurve unter den Ruhewert. Am fol- 
genden Tage befindet sich der Blutdruck unter dem Normal- 
wert. — Die CO,-Spannung steigt bei kurzdauernden Lei- 
stungen stark an. Es folgt ein Abfall unter die Norm und 
dann wieder ein Anstieg. Beim Langstreckenlauf wird das 
Stadium der ersten Erhöhung zum Teil nicht beobachtet. — 
Häufigere Trainingsanstrengungen wurden bei Ruderern 
untersucht. Der Puls, der als Mittel von 16 Versuchspersonen 
gerechnet ist, beträgt vor Beginn des Trainings 63,8, fällt im 
Verlaufe von 4 Wochen auf 58 und steigt dann im weiteren 
Training auf 61 an. Nach Beendigung des Trainings steigt er 
in 14 Tagen zum alten Wert. Der Blutdruck, der zu Anfang 
115,9 ist, steigt in den ersten Wochen auf 117,6 und fällt dann 
allmählich auf 110,7 ab. Nach Beendigung des Trainings fällt 
er weiter auf 105,8. Individuelle ziemlich erhebliche Schwan- 
kungen werden beobachtet. Der anfängliche Anstieg wird als 
Überanstrengungserscheinung gedeutet. Versuche bei 3 Schü- 
lern eines Stadionkurses, die jeden 2. Tag einen 300-m-Lauf 
zu absolvieren haben, gibt prinzipiell ähnliche Ergebnisse. Die 
Werte kehren allmählich schneller zur Norm zurück, was als 
Verkürzung der „Erholungszeit‘‘ betrachtet wird. Verfasser 
glaubt, mit seinen Untersuchungen einen Maßstab für den Grad 
des Trainingszustandes gegeben zu haben. Bei Beachtung der 
verschiedenen Zeichen ließe sich Übertraining vermeiden. 
Kohlrausch (Berlin). 


Otto Köhler (Berlin), Kraftleistungen bei Einzel- und Grup- 
penarbeit. Industrielle Psychotechnik, Jg. 3, H. 9, S. 274. 
1926. Von einer gut eintrainierten Mannschaft eines Ruder- 
klubs (80 Mann) wurden, nachdem die Leistungsfähigkeit eines 
einzelnen in gleicher Weise an einem Vortage bestimmt war, je 
2 beziehungsweise 3 Leute veranlaßt, an einer gemeinsamen 
Griffstange ein über 3 Rollen laufendes Gewicht von 2 be- 
zichungsweise 3 x 41 kg alle 2 Sekunden 75 cm zu heben und 
wieder zu senken bis zur völligen Erschöpfung. Es ergab sich 
bei der Zweiergruppe, daß eine optimale Leistung erzielt wurde, 
wenn sich im Vorversuch die Einzelleistungen wie 100: 70 
verhielten, da in diesem Falle die gemeinsame Leistung größer 
war als die Summe der Einzelleistungen. Ganz überraschend 
war die Minderleistung zweier gleicherweise besonders starker 
Leute. Die Ergebnisse bei der Dreiergruppe waren analoge. 
Die Erklärung wird in Übereinstimmung mit den Beobachtungen 
während des Experimentes darin gesucht, daß bei ungleichen 
Kräften der Stärkere als Führender mitreißt, bei gleichen 
Kräften aber die Führung fehlt und ein jeder sich auf den 


anderen verläßt. Bregmann (Magdeburg). 


Krüppelfürsorge. 


Über die Einleitung von Zwangsmaßnahmen. Das preu- 
Bische Krüppelfürsorgegesetz bietet bei Ablehnung notwendig 
erachteter Heilbehandlung die Möglichkeit, eine Sorgerechts- 
entziehung auf Grund des § 1666 BGB. beim Vormund- 
schaftsgericht zu beantragen. Der Antrag auf Sorgerechts- 
entziehung ist gründlichst zu erwägen, da ein Dauererfolg 
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der Behandlung von Krüppelleiden vielfach von der vernünf- 
tigen Mitarbeit der Eltern abhängig ist. Sind zum Beispiel Kon- 
trakturen beseitigt worden, so treten vielfach dieselben wieder 
ein, wenn die verordneten Schienen nicht vorschriftsgemäß an- 
gelegt und getragen werden. Ist eine Zwangsbehandlung durch- 
geführt worden, dann kann man es leicht erleben, daß die Eltern 
die ärztlichen Angaben nicht befolgen, um ungeachtet des 
Schadens für das Kind zu beweisen, daß die Behandlung er- 
folglos war und ihr Widerstand berechtigt. Der Facharzt hat 
die Pflicht, den Krüppel beziehungsweise dessen Eltern zu be- 
raten, das heißt er hat nicht nur zu sagen, hier ist eine Behand- 
lung notwendig, sondern er hat den Eltern klar zu machen, 
welchen Zweck die Behandlung verfolgt, und worin die erforder- 
lichen Maßnahmen bestehen. Diese belehrende Aufklärung ist 
unerläßlich. Hierdurch wird es in den meisten Fällen gelingen, 
den Widerstand der Eltern, der anfangs vielfach den notwendig 
erachteten Maßnahmen entgegengebracht wird, zu brechen. 
Man soll auch nicht von den Eltern verlangen, daß sie binnen 
wenigen Minuten sich für einen Eingriff entscheiden. Man lasse 
ihnen ruhig einige Tage Bedenkzeit und spreche dann erneut 
mit ihnen über den Fall. Sollte durch dieses gütliche Zureden 
nichts zu erreichen sein, dann ist es ratsam, mit Zwangsmaß- 
nahmen zu drohen. Eine wertvolle Unterstützung können die 
Fürsorgeschwestern leisten. Ihrem gütlichen Zureden wird 
öfters eher Gehör geschenkt als dem Arzt. Auf ihre Unter- 
stützung sollte nie verzichtet werden. Auch die Beamten der 
Jugendämter können wertvolle Hilfe leisten. Die Zahl der 
Ablehnungen notwendig erachteter Maßnahmen hat, wie Teil- 
statistiken im letzten Jahre zeigen, abgenommen. Diese Tat- 
sache wird erklärt durch das zunehmende Vertrauen der Be- 
völkerung zur Krüppelfürsorge. Nach meiner Überzeugung 
besteht aber zwischen dem ablehnenden Verhalten der Eltern 
und der Persönlichkeit des beratenden Arztes und seiner Mit- 
arbeiter, zu denen auch die Fürsorgerinnen und Beamten des 
Jugendamtes rechnen, eine unmittelbare Wechselwirkung. 
Auch Stadtamtmann Büdeker vom Landesjugendamt Berlin 
kommt in seinem Aufsatz (Zschr. f. Krüppelfürs., Bd. 20, H. 1/2, 
1927): „Über die Entziehung des Personenfürsorge- 
rechts in der Krüppelfürsorge‘ auf Grund zweier Ent- 
scheidungen des Berliner Amtsgerichtes und einer Reichs- 
gerichtsentscheidung zu dem Schluß, „daß es wie bisher das 
Bemühen der Jugendämter und der Krüppelärzte sein muB, 
durch geduldige Belehrung der Eltern ihre freiwillige Zustim- 
mung zu notwendigen ärztlichen Eingriffen zu erlangen.“ An- 
gesichts der ausführlich wiedergegebenen kammer- und reichs- 
gerichtlichen Entscheidung entschließen sich die Vormund- 
schaftsrichter nur dann zu dem schweren Eingriff in das Sorge- 
recht der Eltern, wenn die Ausführung der Operation eine er- 
hebliche Besserung oder gar völlige Heilung erwarten läßt, ohne 
daß damit Lebensgefahr oder dauernde Schädigung des Körpers 
verbunden sind. Ist der Erfolg zweifelhaft, so braucht der Vater 
nur bei dringendster Lebensgefahr seine Zustimmung zu geben. 
Außerdem müssen die Kosten für die Operation und die Pflege 
sichergestellt sein. In einem der angeführten Fälle lehnte das 
Gericht den von der Fürsorgeerziehungsbehörde gestellten An- 
trag auf Sorgerechtseinschränkung ab, weil der Erfolg nicht 
gewährleistet werden konnte und das Kind beim Unterbleiben 
der Operation keiner Lebensgefahr oder schweren Verkrüppe- 
lung ausgesetzt war. Der andere Fall führte zur Einschränkung 
des Sorgerechtes, da „nach ärztlichem Ermessen der zu er- 
wartende Erfulg ein derartig günstiger sei, daß die Narkosen- 
gefahr vernünftigerweise in Kauf genommen werden müßte.“ 
Die Mutter lehnte die ärztliche Behandlung ab, „da sie zu den 
Ärzten kein Vertrauen habe und ihr Kind bei einem Naturheil- 
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kundigen in Behandlung sei, der das Kind kraft seines Glaubens 
heilen werde.“ Hierin sah das Gericht einen Mißbrauch des 
Sorgerechtes und eine Vernachlässigung des Kindes. Nach 
menschlichem und ärztlichem Ermessen ist die in Äthernarkose 
durchführbare Operation, wie es in der Entscheidung heißt, 
im vorliegenden Falle mit keiner Lebensgefahr verbunden. Der 
Begriff der Lebensgefahr ist hier also anders angewendet worden, 
wie im ersten Falle. Dort sollte der Arzt garantieren, daß die 
Unterlassung der Operation keine Lebensgefahr mit sich 
bringt und hier, daß die Ausführung der Operation keine 
Lebensgefahr mit sich bringt. Die Veröffentlichung Büdekers 
ist äußerst dankenswert, da sich bei Beachtung dieser Ent- 
scheidungen Anträge werden vermeiden lassen, die beim Vor- 
mundschaftsgericht nicht zum Ziele führen. 


Erste österreichische Krüppelarbeitsgemeinschaft. | 

In Österreich haben sich die Krüppel zu einer Selbsthilfe- 
organisation zusammengeschlossen. Diese „Erste österreichische 
Krüppelarbeitsgemeinschaft‘‘ hat sich eine gesetzlich geregelte 
Krüppelfürsorge zum Ziele gesteckt. Sie wollen nicht wie bisher 
Almosenempfänger sein oder ihr Leben in Armen- oder Siechen- 
häusern fristen, sondern wollen unter Ausnutzung der ihnen 
verbliebenen körperlichen und geistigen Kräfte zu erwerbs- 
tätigen, gleichberechtigten Mitgliedern der Volksgemeinschaft 
werden. Als eine mutige Tat ist es zu bezeichnen, daß diese 
Selbsthilfeorganisation ihr Mitteilungsblatt „Der Krüppel‘ 
betitelt. In Deutschland gibt es noch heute Kreise, die das Wort 
„Krüppel‘ beseitigen wollen, da ihm ein Makel, eine Zurück- 
setzung gegenüber den Wohlgestalteten anlıiängt. Unser aller 
Streben soll aber dahin gehen, daß das Wort „Krüppel‘“ ein 
Ehrentitel für alle die Unglücklichen wird, die durch eisernen 
Willen und zähen Fleiß ihr Krüppeltum körperlich und seelisch 
überwunden haben und dadurch zu ebenbürtigen Arbeitern in 
des Wortes bester Bedeutung geworden sind. 

Eckhardt (Berlin-Dahlem). 


Soziale Psychiatrie. 

Mönkemöller (Hildesheim). Pflegerlose Abteilungen. Psych. 
neurol. Wochenschr., Jg. 29, Nr.12, S. 151. 1927. Für das Wohl 
der Geisteskranken spielt die Beschaffenheit und Dienstver- 
teilung des Pflegepersonals eine so wichtige Rolle, daß wir alle 
neuen Erfahrungen auf diesem Gebiete — wie auch immer unsere 
Einstellung zu derselben sei — mit größter Aufmerksamkeit 
verfolgen und prüfen müssen. Pflegerlose Krankenabteilungen, 
ebenso wie ohne Pfleger tätige Arbeitskolonnen hat Bericht- 
erstatter schon in der Anstalt Gütersloh gesehen. Jetzt be- 
schreibt Mönkemöller aus der Anstalt Hildesheim umfang- 
reiche Erprobung. Er hat eine Reihe von pflegerlosen Kranken- 
abteilungen eingerichtet, die zusammen 242 Betten umfassen. 
Die kleinste solche Abteilung hat 12, die größte 37 Betten. Die 
Aufrechterhaltung der Ordnung wird ‚Vertrauenskranken‘ 
übertragen, die bei der ärztlichen Visite den Arzt wie früher 
die Oberpfleger begleiten und ihm Auskunft geben. Dieselben 
haben auch die Schlüssel zur Abteilung und zur ganzen Anstalt. 
Für die Kranken hat sich die Einrichtung bewährt, nebenbei 
bedingt sie auch Ersparnisse. Bratz (Wittenau). 


Tuberkulosefürsorge. 

In einer „Tuberkulose und Wohnungsnot“ betitelten kleinen 
Schrift schildert der „Ortsausschuß Grünberg i. Schl. des 
Schlesischen Provinzialvereins zur Bekämpfung der 
Tuberkulose‘ das Wohnungselend der Tuberkulösen in 
Grünberg. Die Fürsorgestelle legt über jede Familie, die in 
ihre Fürsorge kommt, einen Wohnungsbogen an und veröffent- 
licht in der vorliegenden Schrift das Ergebnis von 209 bisher 
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ausgeführten Wohnungserhebungen bei 48 offenen Tuber- 
kulösen, 56 geschlossenen Tuberkulösen und 105 Tuberkulose- 
gefährdeten und -Verdächtigen. Die Wohnungskalamität wird 
durch viele angeführte und besonders krasse Beispiele belegt. 
Bei der Gruppe der offenen Tuberkulösen wurden von 48 
Wohnungen 25 beanstandet, bei der Gruppe der geschlossenen 
Tuberkulösen und der der Tuberkuloseverdächtigen und -ge- 
fährdeten liegen die Verhältnisse noch viel schlimmer. Angaben 
aus dem Verwaltungsbezirk der Stadt Grünberg gewähren einen 
Einblick über die allgemeine Wohnungsnot und das Wohnungs- 
elend in Grünberg überhaupt, trotzdem seit 1919 700 neue 
Wohnungen dort geschaffen sind. Der Ortsausschuß appelliert 
an die private Wohltätigkeit und fordert, daß endlich energische 
Maßnahmen einsetzen zur Abstellung der Wohnungsnot und 
der sich daraus ergebenden Gefahr auf gesundheitlichem und 
moralischem Gebiet. Gemeinden, Länder und Reich sollen 
restlos alle nicht unbedingt lebensnotwendigen Ausgaben zu- 
rückstellen und die dadurch freiwerdenden Mittel dem Woh- 
nungsbau zuführen; die Gemeinden sollen durch Gesetz ge- 
zwungen werden, alljährlich eine bestimmte Anzahl Wohnungen 
zu bauen mit Unterstützung des Reichs und der Länder. Bei 
den Neubauten keine Kasernen, keine Wohnküchen, nur einzelne 
Häuser für 2 Familien mit etwas Gartenland. 

E. Aschenheim (Remscheid), Über die Wohnungsverhält 
nisse von 231 Tuberkulösen in Remscheid. Mschr. f. Kinderhik., 
Bd. 30, S. 233. 1925. Statistische Schilderungen der Wohnungs- 
verhältnisse der Tuberkulösen in Remscheid. 56% der offenen 
und 11,8% allerTuberkulösen haben ein eigenes Zimmer und nur 
33,3 % ein eigenes Bett. DieWohnungsverhältnisse der Familien, 
in denen mehr als ein Tuberkulöser vorhanden ist, sind nicht 
schlechter als die, in denen nur ein Tuberkulosekranker ist. 
(Der Ansicht des Verfassers, daß jede Lungentuberkuloseals 
fakultativ infektiös anzusehen ist, kann Referent nicht bei- 
pflichten.) Es werden Wohnungsbauten in Form von freiliegen- 
den Flachhausbauten — finanziert durch Krankenkassen, Lan- 
desversicherungsanstalten und Gemeinden — gefordert und 
möglichst Herausnahme der schwer Erkrankten aus der Familie. 

E. Aschenheim (Remscheid), Zur Statistik der Tuberkulose. 
Mschr. f. Kinderhik. Bd. 29, S. 335. 1925. Verfasser hat in 
Remscheid in sämtlichen Schulen alle Kinder der 3 unteren 
Klassen und in einer Anzahl Schulen auch die älteren Kinder 
mit Morosalbe durchgeimpft und dabei festgestellt, daß dort 
bei weitem noch nicht 50°, bis zum 15. Jahre tuberkulös in- 
fiziert sind, obwohl Remscheid eine hohe Tuberkulosesterblich- 
keit aufweist. A. fand die Zahl der infizierten Schulrekruten 
im Jahre 1924/1925 geringer als in den beiden Jahren vorher. 
(Referent ebenfalls, so für 1926 34,5 %, für 1925 50 %, bei einer 
größeren Zahl G6jähriger Schulkinder in Berlin.) Die intra- 
familiäre Infektionsquelle ist nach seinen Erhebungen für die 
okkulte Tuberkulose der Schulkinder von großer, aber nicht 
überragender Bedeutung; es ergibt sich kein Anhaltspunkt da- 
für, daß das Verwandtschaftsverhältnis (Vater, Mutter usw.) 
bei der Infektion von großer Bedeutung ist; anders verhält es 
sich mit der intraamiliären Infektion bei der manifesten 
Tuberkulose der Säuglinge und Kleinkinder, die in 80% der 
Fälle vorlag. Bei der manifesten Tuberkulose im Schulkinder- 
alter war in 56 9% eine intrafamiliäre Infektion nachweisbar. Bei 
den Säuglingen wie bei den Schulkindern mit manifester Tuber- 
kulose war überwiegend die Mutter die Infektionsquelle; Ver- 
fasser schließt sich deshalb der Ansicht derer an, die die Massig- 
keit oder Häufigkeit der Infektion für die Entstehung einer 
Tuberkulose für ausschlaggebend halten. 

Oertel (Chemnitz), Die Fürsorgepflichtverordnung im 
Dienste der Tuberkulosenbekämpfung. Zschr. f. Tub., Bd. 46, 
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H. 1. 1926. In der vorliegenden Arbeit wird eingehend erörtert, | immer wieder — wie S. es will und tut — eingepaukt und ein- 


wie und wie weit sich bei entsprechender Handhabung die Vor- 
schriften des Reichsrechts über die Fürsorge-Hilfsbedürftigen 
auch in der Bekämpfung der Tuberkulose dienstbar erweisen 
können. Die reichsrechtlichen Grundlagen der öffentlichen 
Fürsorge für Hilfsbedürftige sind in der Hauptsache in der 
Reichsverordnung über die Fürsorgepflicht vom 23. Il. 1924 
und in den Reichsgrundsätzen vom 4. XII. 1924 niedergelegt. 
Eine gehobene Fürsorge — wie bei Kriegsbeschädigten, 
Kleinrentnern und anderen — ist nach den Reichsgrundsätzen 
für den großen Kreis der Tuberkulösen, soweit sie der öffent- 
lichen Hilfe bedürfen, nicht vorgesehen, aber es sind die Länder 
berechtigt, über die Mindestvorschriften der Grundsätze auch 
bei den Tuberkulösen, denen die Fürsorge lediglich kraft 
ihres Daseins zugestanden wird, herauszugehen. Soweit die 
Tuberkulösen Kriegsbeschädigte beziehungsweise -hinterblie- 
bene sind oder Kleinrentner und Sozialrentner, steht ihnen 
natürlich diegehobene Fürsorge zu, ebenso den vorgeschritten, 
nicht mehr besserungsfähigen Tuberkulösen. Die wesentlichen 
in Betracht kommenden Bestimmungen sind in $$ 1, 2, 5, 6 
der Reichsgrundsätze enthalten. Hilfsbedürftigkeit liegt vor, 
wenn jemand den notwendigen Lebensbedarf für sich und seine 
Angehörigen nicht oder nicht genügend verschaffen kann, wobei 
der Begriff notwendiger Lebensbedarf nach § 6 sehr weit 
gefaßt ist und sich auf Lebensunterhalt selbst, ferner aber auf 
Unterkunft, Nahrung, Wohnung, Kleidung, Pflege, Kranken- 
hilfe, Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit, Erziehung der 
Kinder und anderes erstreckt. Wann und wie alle diese Unter- 
stützungsmöglichkeiten von den Fürsorgestellen und von an- 
deren in Betracht kommenden Stellen zur Bekämpfung der 
Tuberkulose herangezogen werden können und sollen, wird vom 
Verfasser im einzelnen ausgeführt, zum Schluß aber auch auf die 
Verpflichtung, die entstandenen Kosten zurückzuerstatten, hin- 
gewiesen. Verfasser hat in Chemnitz mit dieser Verpflichtung 
auf Rückerstattung keine schlechten Erfahrungen gemacht, wohl 
aber Blümel und viele andere Fürsorgestellen (Referent auch). 

H. Seebaum (Hannover), Arbeitsgemeinschaft von Schul- 
arzt und Lehrer. Zschr. f. Schulgeshtspfl. u. soz. Hyg., Beiheft 
1926. Wenn in den letzten Jahren in vielen Städten auf die ge- 
sundheitliche und hygienische Erziehung der Kinder in den 
Schulen mehr Wert gelegt wird, so ist dies zum großen Teil 
Seebaum in Hannover zu verdanken. Man möchte jeder 
Schule einen Seebaum wünschen, die Kinder würden einen 
großen, bleibenden, gesundheitlichen Gewinn für das ganze 
Leben davontragen. Die Erwachsenen lassen sich vor allem auf 
hygienischem Gebiet nicht mehr oder nur in geringem Grade er- 
ziehen, aber wenn den Kindern die hygienischen Grundlinien 


gehämmert werden, so leben sich die Kinder in diese Gedanken 
und den praktischen Gebrauch so hinein, daß für sie die Hand- 
habung nicht nur in der Schulzeit, sondern im ganzen Leben 
ganz selbstverständlich wird. Wie das Thema schon sagt, 
kennt S. die Grenzen, die der gesundheitlichen Erziehung und 
Überwachung der Schulkinder durch den Lehrer gesetzt sind, 
sehr wohl und überläßt dem Arzt, was dem Arzt zukommt. 
Er fordert ein enges Zusammenarbeiten von Schularzt und 
Lehrer. Der Lehrer soll nach ihm nicht nur die geistige Ent- 
wicklung übernehmen und fördern, sondern auch jede Krank- 
heitserscheinung des Kindes aufmerksam beobachten und 
kennen lernen und dem Schularzt von seinen Beobachtungen 
Mitteilung machen. Er soll die Schädigungen, die durch die 
Schule gesetzt werden können, möglichst beseitigen oder ver- 
ringern und es lernen, jedes Kind auch körperlich individuell zu 
bewerten. Die Hauptaufgabe des Lehrers als Mitarbeiter des 
Arztes in der gesundheitlichen und hygienischen Erziehung des 
Kindes sieht S. im Unterricht über Gesundheitslehre. Schon 
bei den ABC-Schützen beginnt die praktische Belehrung immer 
dann, wenn sich aus Anlaß eines Verstoßes die Gelegenheit dazu 
bietet. Er erklärt in praktisch einfacher Weise den Kindern den 
Wert der sauberen Hände und Fingernägel, der Sauberkeit der 
Nahrung, den Wert der Nasenatmung, er erzählt von den 
Schädigungen, die aus dem Verschlucken des Auswurfs ent- 
stehen können, ebenso aus der gemeinsamen Benutzung des 
Trinkbechers, aus dem Kauen der Fingernägel u. a. m. In 
den Mittelklassen muß in der Naturkundestunde Unterricht 
erteilt werden über die Organe, die niederen Pilze als Ursache 
der Volksseuchen, das Kind muß belehrt werden über Staub- 
bekämpfung, Nährwert und Behandlung des Gemüses, usw. 
Auf der Oberstufe muß eine Stunde Gesundheitslehre afu dem 
Stundenplan verzeichnet sein und programmäßig Unterricht 
erteilt werden. Er sieht als Rektor keinerlei Bedenken, daß 
durch Einsetzen dieser einen Stunde die anderen Fächer irgend- 
wie benachteiligt werden. In dieser Stunde werden die krank- 
haften Veränderungen der Organe besprochen und zuletzt auch 
die Entstehung und Bekämpfung der Volksseuchen, besonders 
der Tuberkulose. In dankenswerter Weise legt S. der Bekämp- 
fung des Kurpfuschertums in der Schule großen Wert bei und 
gibt ausführlich und sehr schön an, wie diese in der Schule 
praktisch gehandhabt werden soll. Damit die Lehrer in der 
Gesamtheit befähigt werden, die Schulgesundheitspflege zu er- 
lernen, empfiehlt S., Schul-Hygienekurse einzurichten, in der 
Art, wie sie in Hannover schon seit Jahren vor dem Kriege 
bestehen. Es folgt dann zum Schluß eine Anleitung, wie diese 
Kurse aufgezogen werden sollen. Hollmann (Berlin). 


| T A G UNGEN | 


Arbeitstagung des Deutschen Verbandes evangelischer Kinder- 
erholungsheime und Kinderheilstätten. 
Bad Orb, 2.—4. März 1927. 

Gegenstand der Verhandlungen waren Erziehungsfragen in 
der Kindererholungsfürsorge.. Am ersten Vormittag sprachen 
Frau Koch (Heuberg b. Stetten) und Pfarrer Boos (Hanau- 
Kesselstadt) über Mittel und Grenzen der erzieherischen 
Beeinflussung im Erholungsheim und über Beziehun- 
gen zwischen Heim und Elternhaus. Nachmittags fanden 
Vorträge und praktische Vorführungen über Musik und Rhyth- 
mus im Erholungsheim und über Gymnastik statt. Am 2. Tag 
behandelte Ruth von der Leyen (Berlin) das Problem der 
schwierigen Kinder in der Erholungsfürsorge. Sie 


propagierte, diese Kinder in besonderen Erholungsheimen zu- 
sammenzufassen, warnte aber gleichzeitig davor, Versuche in 
dieser Richtung mit ungeeigneten Mitteln zu machen. In der 
Aussprache kam zum Ausdruck, daß auch die einfachen Er- 
holungsheime mit manchen schwierigen Kindern recht gut 
fertig werden. Ein weiteres Referat von Dr. Behm (Bad Orb) 
handelte von Grenzfragen auf pädagogisch-wirtschaftlich- 
medizinischem Gebiet. Nachmittags fand eine Besichtigung 
der von Dr. Behm geleiteten Kinderheilanstalt und der nahe- 
gelegenen Wegscheide statt. Die aus allen Teilen Deutschlands 
gut besuchte Versammlung zeigte, daß man auch in diesen 
Kreisen mit Eifer an dem Ausbau der Kindererholungsfürsorge 
arbeitet. Stephan (Mannheim). 
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Neue sozialpolitische Maßnahmen für Erwerbslose. 


Übersichtsreferat. 
Von MAX LEHMANN, Liegnitz. 


Am 2. November 1926 erklärte der Vertreter des 
Reichsarbeitsministeriums im Unterausschuß des so- 
zialpolitischen Ausschusses des Reichstages unter 
anderem: | 

Die Reichsregierung ist bereit, in der unterstützen- 
den Erwerbslosenfürsorge 

A. im Wege der Verordnung, die Zustimmung des 

Reichsrates vorausgesetzt, 
a) für die Dauer des Winters, also bis zum 

31. März 1927, die Bezüge sämtlicher Haupt- 

unterstützungsempfänger (Ledige und Fa- 

milienväter) um 10 v. H. zu erhöhen, 

zur Vereinfachung der Verwaltung und zur 

Vermeidung sozialer Schäden den Unter- 

schied zwischen alleinstehenden und nicht 

alleinstehenden Arbeitslosen zu beseitigen und 
die nicht alleinstehenden auf das Niveau der 
alleinstehenden zu heben, 

die obere Grenze für die Erwerbslosenfürsorge 

so zu gestalten, daß auch das vierte Kind (der 

fünfte Familienangehörige) den vollen Zu- 
schlag erhält, 

durch bindende Vorschriften sicherzustellen, 

daß die Prüfung der Bedürftigkeit gleich- 

mäßig und dort, wo es bisher nicht geschehen 
war, entgegenkommend gehandhabt wird 

(Feststellung von Bedarfssätzen für den Ar- 

beitslosen und seine Angehörigen); kleiner 

Besitz, Spargroschen, Hausrat, kleines Eigen- 

tum, das keine nennenswerte Nettoeinnahme 

abwirft usw. darf nicht zur Verneinung der 

Bedürftigkeit führen, 

zu verhüten, daß Arbeitsstellen mit fort- 

laufender voller Arbeitstätigkeit im Wege der 

Pflichtarbeit besetzt werden; 

. unverzüglich dem Reichsrat und Reichstag Vor- 
lagen für gesetzliche Regelung zu machen, nach 
denen 
a) das Wochengeld und der Entbindungskosten- 

zuschlag der Ehefrau nicht auf die Erwerbs- 
losenunterstützung des Ehemannes ange- 
rechnet werden, 

b) im Wege einer Krisenfürsorge die Ausge- 

steuerten, soweit sie noch arbeitsfähig und 


C 


w” 


d) 


arbeitswillig sind, für die Dauer des Winters 
an der Erwerbslosenfürsorge teilnehmen zu 
lassen; die Lasten der Krisenfürsorge sollen 
zu sieben Zehntel vom Reich, zu drei Zehntel 
von der Gemeinde getragen werden; für die 
Erhöhung unter a) bis c) wird das Reich zur 
Abgeltung der höheren Kosten den Ländern 
einen sogenannten Pauschbetrag zur Ver- 
fügung stellen.“ 


Bereits am 9. November 1926 erging daraufhin die 
Anordnung des Reichsarbeitsministers über die Höchst- 
sätze in der Erwerbslosenfürsorge !), welche die 10 %ige 
Erhöhung der Unterstützungssätze und auch für das 
4. Kind die Auszahlung des vollen Zuschlages brachte. 
Die von der Praxis wiederholt und dringend geforderte 
Beseitigung der Unterscheidung zwischen alleinstehen- 
den und nicht alleinstehenden Arbeitslosen ist leider 
noch nicht gekommen; ebenfalls ist die Frage der 
Prüfung der Bedürftigkeit immer noch wie bisher dem 
Ermessen der einzelnen Verwaltungsausschüsse be- 
lassen. Ein einziger Fortschritt ist in letzter Beziehung 
lediglich insofern festzustellen, als der Reichsarbeits- 
minister nunmehr anerkennt, daß die Bedürftigkeit 
gemäß § 3 Absatz I der Verordnung über Erwerbs- 
losenfürsorge nicht infolge des Krieges hervorgerufen 
sein muß, sondern ‚infolge der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung, die durch den Krieg verursacht worden ist‘“°). 

Inzwischen hat der Reichsrat am 2. Dezember 1926 
den Gesetzentwurf über Änderung der Verordnung 
über Erwerbslosenfürsorge genehmigt?), durch den 
klargelegt wird, daß die Bezüge aus der Wochenhilfe 
und Wochenfürsorge nicht auf die Erwerbslosen- 
unterstützung angerechnet werden dürfen. 

Im Zusammenhang mit diesen Fürsorgemaßnahmen 
steht auch die letzthin, am 4. Juli 1924 vorgenom- 
mene Abänderung der 4. Ausführungsverordnung über 
Erwerbslosenfürsorge, die am 27. Oktober 1926 er- 
folgte). Diese Änderung hatte sich deshalb als not- 


1) Deutscher Reichsanzeiger und Preußischer Staatsanzeiger 
Nr. 263 v. 10. November 1926. 

2) Erlaß vom 20. November 1926 — IV. 14907. — RABI. 
Nr. 44. 

3) Inzwischen am 10. Dezember 1926 als Gesetz verkündet. 

4) RGBI. I S.481 — in Kraft getreten 1. November 1926. 
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wendig erwiesen, weil nach den bestehenden Bestim- 
mungen Erwerbslose, die schon längere Zeit unter- 
stützt worden waren, nach einer Arbeitsaufnahme von 
kürzerer Dauer nicht wieder in die Erwerbslosenfür- 
sorge aufgenommen werden konnten, weil sie die An- 
wartschaft auf die Unterstützung verloren hatten. Die 
Gewährung der Unterstützung ist nach $ 4 der Ver- 
ordnung von der Ausübung einer mindestens 3monati- 
gen krankenversicherungspflichtigen Beschäftigung in 
den letzten 12 Monaten vor Eintritt der Unter- 
stützungsbedürftigkeit abhängig. Da nun in solchen 
Fällen die Versagung der Erwerbslosenunterstützung 
nicht nur eine empfindliche Härte bedeutete, sondern 
auch den Anreiz zur Arbeitsaufnahme hinderte, wird 
in der neuen Vorschrift bestimmt, daß in die vorhin 
bezeichnete Frist von 12 Monaten diejenige Zeit nicht 
eingerechnet wird, während der der Erwerbslose erst eine 
Beschäftigung ausgeübt hat, die ihrer Art nach die An- 
wartschaft auf Erwerbslosenfürsorge begründet, aber 
weniger als 3 Monate gedauert hat, oder zweitens durch 
Krankheit zeitweise arbeitsunfähig und nachweislich 
verhindert gewesen ist, eine solche Beschäftigung fort- 
zusetzen, oder drittens auf behördliche Anordnung in 
einer Anstalt verwahrt wurde. Hierdurch ist also auch 
ein Schutz solchen Arbeitnehmern gegeben, die durch 
Krankheit erwerbslos geworden sind. Im übrigen ruht 
nach wie vor während des Bezuges von Kranken- und 
Wochengeld die Erwerbslosenunterstützung. Endlich 
erstreckt sich die neue Ausführungsverordnung nicht 
nur wie bisher auf Untersuchungs- und Strafgefangene, 
sondern auch auf ähnliche Fälle einer behördlich ange- 
ordneten Freiheitsentziehung, um zu verhüten, daß 
Haft- oder Anstaltszöglinge bei längerer Dauer der 
Haft ganz oder teilweise die Anwartschaft auf die 
Erwerbslosenfürsorge verlieren‘), (zum Beispiel Frei- 
heitsentziehung auf Grund einer vorläufigen Fest- 
nahme, Verwahrung in Schutzhaft, in einer Erziehungs- 
oder Besserungsanstalt — sei es, daß sie nach § 1666 
Abs. 1 des BGB. vom Vormundschaftsrichter oder 
nach $ 56 Abs. 2 des Strafgesetzbuchs vom Straf- 
richter oder nach $ 362 Abs. 3 Satz 2 des Strafgesetz- 
buchs von der Landespolizeibehörde angeordnet ist —, 
die Unterbringung in einem Arbeitshause nach $ 362 
Abs. 3 Satz I des StGB. oder in einer Irrenanstalt — 
sei es auf strafrichterliche Anordnung zur Beobachtung 
nach $ 81 der Str.P.O., sei es auf Grund polizei- 
licher Verfügung?). 

1) 8 127 Str.P.O.: „Wird jemand auf frischer Tat betroffen 
oder verfolgt, so ist, wenn er der Flucht verdächtig ist oder 
seine Persönlichkeit nicht sofort festgestellt werden kann, jeder- 
mann befugt, ihn auch ohne richterlichen Befehl vorläufig fest- 
zunehmen...“ 


3) Amtliche Begründung zu $ 53 des Gesetzentwurfs über 
Arbeitslosen-Versicherung. 
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Eine große Entlastung der kommunalen Finanzen 
bringt die neueste Verbesserung auf dem Gebiete der 
Ausgesteuerten - Fürsorge, nämlich das Gesetz über 
eine Krisenfürsorge für Erwerbslose vom 15. November 
1926!). Während früher die ausgesteuerten Erwerbs- 
losen der kommunalen Wohlfahrtspflege anheimfielen, 
was zur Folge hatte, daß die Gemeinden anstatt des 
bisher von ihnen aufgebrachten Neuntels der Erwerbs- 
losenfürsorge den vollen Unterhalt des Ausgesteuerten 
aufbringen mußten (die Unterstützungssätze der Für- 
sorge lagen meist unter denen der Erwerbslosenfür- 
sorge), wurde durch Erlaß des Reichsarbeitsministers 
vom 5. Oktober 1926?) zugelassen, daß den Bezirksfür- 
sorgeverbänden für jeden Erwerbslosen, der nach dem 
1. Oktober 1926 die Höchstdauer der Erwerbslosen- 
unterstützung überschritten hatte und nunmehr durch 
die öffentliche Fürsorge laufend unterstützt werden 
mußte, vom Reiche die Hälfte des Unterstützungsauf- 
wandes erstattet wurde. Allerdings durften die Be- 
zirksfürsorgeverbände nur dann bei der Vergütung be- 
rücksichtigt werden, wenn sie 

a) die Unterstützung der ausgesteuerten Erwerbs- 

losen vorbehaltlich der Berücksichtigung beson- 
derer Umstände nicht geringer bemaßen als die 
bisherige Erwerbslosenunterstützung; 

b) die Unterstützten der Kontrolle und der Arbeits- 

= vermittlung der Arbeitsnachweise unterstellten 
und 

c) sicherstellten, daß die Entscheidung über die 

Unterstützung von der Bezirksfürsorgestelle in 
grundsätzlichem Einvernehmen mit dem Vor- 
sitzenden des öffentlichen Arbeitsnachweises ge- 
troffen wurde. 

Daß hierdurch die Verwaltungsarbeit ganz erheblich 
vermehrt wurde, lag auf der Hand; ferner, daß sich 
nunmehr unliebsame Tatsachen ergeben würden, zum 
Beispiel dann, wenn ein lediger Ingenieur — der nicht 
ausgesteuert werden konnte, weil er infolge des Fehlens 
der allgemeinen Voraussetzungen für den Bezug der 
Erwerbslosenunterstützung nicht berechtigt war — 
sofort von Eintritt der Bedürftigkeit durch das Wohl- 
fahrtsamt unterstützt wird, wohingegen der ledige 
Erwerbslose, der dazu noch jünger sein kann, die er- 
höhten Sätze der Erwerbslosenunterstützungen be- 
kommen muß. Würde die Gemeinde aus Billigkeits- 
gründen im Hinblick auf den Ingenieur für den ausge- 
steuerten ledigen Erwerbslosen auch nur den allge- 
meinen Unterstützungssatz des Wohlfahrtsamtes be- 
willigen, dann käme Kostenerstattung durch das 
Reich nicht in Frage. Nunmehr ist das Krisenfürsorge- 
gesetz in eine weitere Entlastung der staatlichen Kom- 

1) ROBI. I S. 449. 

3) IV 12719 — RABI. Nr. 38 S. 328. 
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munen eingetreten insofern, als nicht mehr wie bisher 
bei der ausgesteuerten Fürsorge nur 50 % vergütet 
werden, sondern jetzt werden den Ländern 3⁄4 des not- 
wendigen Aufwandes, der den Gemeinden durch die 
Krisenfürsorge entsteht, vom Reiche überwiesen. Die 
obersten Landesbehörden verteilen diesen Betrag auf 
die Errichtungsgemeinden der öffentlichen Arbeits- 
nachweise im Verhältnis ihrer Belastung durch die 
Krisenfürsorge. Bemerkt sei hierbei, daß am 20. Ok- 
tober 1926 vom Zentrum der Antrag gestellt worden 
war, den Reichszuschuß für die ausgesteuerten Lasten 
auf 80% zu erhöhen!). 

Nach dem Krisenfürsorgegesetz sind nicht mehr wie 
bisher die Bezirksfürsorgeverbände die Träger der 
Ausgesteuerten-Fürsorge, sondern die öffentlichen Ar- 
beitsnachweise. Nötigenfalls werden sie von der Auf- 
sichtsbehörde dazu angehalten, eine Krisenfürsorge 
für solche Erwerbslose einzurichten, die 52 Wochen 
hindurch Erwerbslosenunterstützung bezogen haben 
und diese Unterstützung deshalb nicht länger erhalten 
können. Gegenüber dem Gesetzentwurf hat der Reichs- 
tag den Kreis der Personen, die von dem Gesetz erfaßt 
werden, erweitert: „Die Krisenfürsorge erstreckt sich 
auch 2. auf Erwerbslose, die in der Zeit vom 1. April 
bis 20. November 1926 die Höchstdauer der Erwerbs- 
losenfürsorge überschritten haben, wie sie sich aus $ 18 
der Verordnung über Erwerbslosenfürsorge und aus 
den Ausführungsvorschriften und Erlassen zu ihr ergab 
und die deshalb die Erwerbslosenunterstützung nicht 
mehr erhalten können, die aber seit ihrem Ausscheiden 
aus der Erwerbslosenfürsorge laufend von der öffent- 
lichen Fürsorge unterstützt worden sind; 3. kann 
unter den zu 2. genannten Voraussetzungen die Unter- 
stützung der Krisenfürsorge auch solchen Erwerbs- 
losen gewährt werden, die seit ihrem Ausscheiden aus 
der Erwerbslosenfürsorge nicht laufend von der öffent- 
lichen Fürsorge unterstützt worden sind; 4. endlich 
kann die Krisenfürsorge auf solche Erwerbslose er- 
streckt werden, die bereits vor dem 1. April 1926 die 
gesetzliche Höchstdauer der Erwerbslosenfürsorge 
überschritten haben und deshalb nicht mehr in der 
Erwerbslosenfürsorge stehen, gleichviel ob sie seitdem 
von der öffentlichen Fürsorge unterstützt worden sind 
oder nicht. Voraussetzung hierfür ist jedoch, daß das 
Ausscheiden aus der Erwerbslosenfürsorge darauf zu- 
rückgeführt werden muß, daß im Bezirk nur in dem 
Beruf eine besondere lange Erwerbslosigkeit ge- 
herrscht hat. Das Landesamt für Arbeitsvermittlung 
hat die Bezirke und Berufe, in denen diese Voraus- 
setzungen gegeben sind, und den Zeitpunkt, seitdem 
es der Fall ist, zu bezeichnen. Es muß sich ferner als 


1?) Kommunalpolitische Blätter, Heft 20 vom 25. Oktober 
1926, S. 444, 
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eine besondere Härte für die ausgesteuerten Erwerbs- 
losen darstellen, wenn ihnen die Krisenfürsorge ver- 
weigert wird. Schließlich kann der Antrag dieser Per- 
sonengruppe nur bis zum 31. Dezember 1926 gestellt 
werden.‘ 

Während im allgemeinen die Krisenfürsorge erst 
dann eintritt, wenn die gesetzlich höchstzulässige 
Dauer der Erwerbslosenunterstützung, das sind 52 
Wochen, zu Ende ist, sollen für die Zeit des Übergangs 
auch die Personen die Krisenfürsorge erhalten können, 
die „wegen Ablaufs der gesetzlichen Unterstützungs- 
dauer‘‘ aus der Erwerbslosenfürsorge ausgeschieden 
sind, das sind also solche Personen, deren Unter- 
stützungsdauer auf 26 oder 13 Wochen beschränkt 
worden ist!). Aus dieser Vorschrift ergibt sich ferner, 
daß diejenigen Gruppen von Erwerbslosen, die auch 
nach den jetzigen Vorschriften nicht 52 Wochen unter- 
stützt werden können, in die Krisenfürsorge auch nicht 
beim Übergang überführt werden, zum Beispiel Berufe 
der Land- und Forstwirtschaft und hauswirtschaft- 
licher Berufe. Aus der Kannvorschrift von Ziffer 2—3 
geht hervor, daß die Krisenfürsorge nicht ohne weiteres 
zu gewähren ist, sondern nur auf Antrag und nur nach 
pflichtmäßigem Ermessen der zuständigen Stellen. 
Für Erwerbslose, die aus der Erwerbslosenfürsorge 
oder der öffentlichen Fürsorge in die Krisenfürsorge 
übernommen werden, besteht keine Wartezeit. Das 
bezieht sich nur auf die erstmalige Aufnahme, wohin- 
gegen im übrigen die Wartezeit nach $ 2 des Gesetzes 
durchgemacht werden muß, zum Beispiel dann, wenn 
ein Krisenunterstützungs-Empfänger eine Arbeit aus- 
geübt hat. Die Leistungen der Krisenfürsorge sollen 
dieselben wie die der Erwerbslosenfürsorge sein, insbe- 
sondere hinsichtlich der Höhe der Unterstützung und 
der Krankenversicherung. Auch das Verfahren soll 
grundsätzlich dasselbe wie in der Erwerbslosenfürsorge 
sein, jedoch sollen gemäß $ 5 des Gesetzes die Behörden 
zu einer zwischenörtlichen oder zwischenbezirklichen 
Arbeitsvermittlung stärker angeregt werden?). 

Für den Krisenunterstützungs-Empfänger ist nicht 
Vorbedingung, daß er in den letzten 12 Monaten vor 
der Aufnahme in die Krisenfürsorge eine 3monatige 
krankenversicherungspflichtige Beschäftigung ausge- 
übt hat; ferner fallen auch Jugendliche, die bis zur 
Höchstdauer in der Erwerbslosenfürsorge unterstützt 
worden sind, unter die Krisenfürsorge. Ausländern 
wird die Krisenfürsorge nur gewährt, wenn ihr Heimat- 
staat deutschen Erwerbslosen nachweislich eine gleich- 
wertige Fürsorge gewährt. Nach Art. 3 der Aus- 


1) Vgl. Rundschreiben des RAMin. vom 30. März 1926 — 
IV 5000/26. 

2) Amtliche Begründung — Reichstagsdrucksache 1926 
Nr. 2665. 
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führungsvorschriften vom 2. Mai 1925 zur Verordnung 
über Erwerbslosenfürsorge bestimmt derReichsarbeits- 
minister, daß in solchen Ländern die Gegenseitigkeit 
als erwirkt anzusehen ist. Der Reichsarbeitsminister 
hat sich vorbehalten, diese Bestimmung für die Krisen- 
fürsorge selbständig zu treffen. Bis dahin darf die 
Krisenfürsorge nur den Angehörigen der Republik 
Österreich gewährt werden!). Den Gedanken, daß für 
die langfristigen Erwerbslosen die Arbeitsbeschäfti- 
gung besonders erwünscht ist, berücksichtigt $ 6 des 
Gesetzes, wonach Erwerbslose bevorzugt vor anderen 
Erwerbslosen zu öffentlichen Notstandsarbeiten heran- 
zuziehen sind. Man muß sich hierbei vergegenwärtigen, 
daß nach einer Erhebung, die am 30. September 1926 
veröffentlicht worden ist?), damals im ganzen Reiche 
etwa 70000 Erwerbslose von der öffentlichen Fürsorge 
unterstützt worden sind. Diese Zahl der Ausgesteuer- 
ten hält sich jedoch verhältnismäßig in engen Grenzen 
und ist im Monat November bis Dezember 1926 ganz 
erheblich gestiegen. 

Von der Notstandsarbeit abgesehen sind die ausge- 
steuerten Erwerbslosen auch gemäß $ 40 des Arbeits- 
nachweisgesetzes vom 22. Juli 19223) bevorzugt zu be- 
rücksichtigen. In beiden Fällen kann man die Arbeits- 
willigkeit und Arbeitsfähigkeit des Krisenempfängers 
prüfen. Personen, denen die Arbeitsfähigkeit und 
Arbeitswilligkeit fehlt, dürfen in die Krisenfürsorge 
nicht aufgenommen werden. Dadurch würden die 
Arbeitsämter mit Personen belastet werden, die für 
eine Arbeitsvermittlung überhaupt nicht in Frage 
kommen. Der Reichsarbeitsminister macht in den 
Vollzugsvorschriften zum Krisenfürsorgegesetz aus- 
drücklich darauf aufmerksam, daß die öffentlichen 
Arbeitsnachweise pflichtmäßig zu prüfen haben, wie 
sie sich die Gewißheit verschaffen können, daß die 
Voraussetzungen der Arbeitsfähigen und Arbeits- 
willigen gegeben sind. ‚Sie dürfen keinesfalls ohne 
weiteres unterstellen, daß das der Fall ist. Diese 


1) Vollzugsvorschriften zum Krisenfürsorgegesetz — Eri. des 
RAMin. vom 20. November 1926 — VI 14907 — RABI. Nr. 44. 

3) Vgl. amtliche Begründung des Gesetzentwurfs. 

s) RGBI. I S. 657. 


371 


Voraussetzungen müssen vielmehr vor Aufnahme der 
Erwerbslosen in die Krisenfürsorge von neuem festge- 
stellt werden und zwar für alle Personen, weil bei dem 
Umfang und der langen Dauer der Erwerbslosigkeit 
naturgemäß ein Bruchteil von Erwerbslosen in der 
Erwerbslosenfürsorge mitgeführt wird, denen es an 
Arbeitsfähigkeit und Arbeitswilligkeit fehlt.“ 

Bemerkt sei dann noch, daß die Bestimmungen im 
Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 5. Oktober 1926, 
soweit sie sich auf Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
beschäftigung beziehen, nach wie vor in Kraft bleiben ; 
ebenfalls die Bestimmung des Erlasses des Reichs- 
arbeitsministers vom 5. Januar 1926 (III Ziffer IV 
120/26 14) betreffend Errichtung öffentlicher Not- 
standsarbeiten, wonach von Gemeinden mit besonders 
großer und lange anhaltender Erwerbslosigkeit, die 
durch die Fürsorge für ausgesteuerte Erwerbslose be- 
lastet sind, solche ausgesteuerte Erwerbslose, die bis 
dahin aus der Wohlfahrtspflege unterstützt worden 
sind, bis zu einem Drittel der Gesamtzahl der be- 
schäftigten Notstandsarbeiter auf die verstärkte För- 
derung angerechnet werden können. 


Beachtenswert ist, daß der Beitragssatz der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer zur Erwerbslosenfürsorge nur 
einheitlich für das ganze Reichsgebiet und nicht über 
der zulässigen Höchstgrenze von 3 % des Grundlohnes 
festgesetzt werden darf, solange die Krisenfürsorge ge- 
währt wird. Der vorläufige Endtermin war auf den 
31. März 1927!) festgesetzt worden, doch kann die 
Reichsregierung mit Zustimmung des Reichsrats die 
Geltungsdauer des Gesetzes verlängern. Sie kann 
dabei einzelne Berufe oder Bezirke von der Krisenfür- 
sorge ausnehmen, oder die Krisenfürsorge auf einzelne 
Bezirke oder Berufe beschränken und die Fürsorge 
zeitlich begrenzen. 

Wichtig ist auch noch die Bestimmung, daß die 
Leistungen des Krisenfürsorgegesetzes keine Leistun- 
gen der öffentlichen Fürsorge sind. Es kann also 
später, nach Arbeitsaufnahme, kein Ersatz verlangt 
werden. 


1) RABI. 1926 Nr. 44 S. 2. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeine volkswirtschaftliche Fragen. 


H. Freudiger (Bern), Das soziale Existenzminimum in ländlichen 
Bezirken der Schweiz und in der Stadt Bern. Verlag Buch- 
druckerei zum Gutenberg, Burgdorf 1926. 


Diese sehr sorgsame und mit zahlreichen Quellen- und Lite- 
raturangaben versehene Studie kann allen Hygienikern, die der 
Berechnung des physischen und sozialen Existenzminimums 
Interesse entgegenbringen, wärmstens empfohlen werden. Nach 


einer Vorbemerkung über die wechselnde Berechnung und Be- 
wertung der Indexziffern als der statistischen Unterlagen der 
Mindestlebenshaltungskosten behandelt der Verfasser in mehre- 
ren Kapiteln die geschichtliche Entwicklung der Existenzmini- 
mumsberechnungen, ihre Bedeutung für die Sozialpolitik im 
allgemeinen und die Lohnpolitik im besonderen, den Begriff des 
Existenzminimums. Er unterscheidet dabei für die Berechnung, 
ähnlich wie Sombart, zwischen physischem Existenzminimum 
als Zwangsbedarf (Nahrung, Bekleidung, Wohnung, Gesundheits- 
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pflege, Steuern und Zwangsversicherungen) und einem darüber 

hinausgehenden Kulturbedarf, deren Summen etwa das soziale 

Existenzminimum ergeben. An Hand dieser Einteilung ist in 

den beiden folgenden Kapiteln das soziale Existenzminimum 

eines Ledigen und einer Familie ohne und mit (verschiedenen) 

Kindern in ländlichen Bezirken der Schweiz und in der Stadt 

Bern auf Grund eigens ausgearbeiteter Fragebogen für die länd- 

lichen Bezirke und der umfangreichen Erhebungen des statisti- 

schen Amtes der Stadt Bern berechnet. In einem Schlußkapitel 
wird die volkswirtschaftliche und sozialpolitische Bedeutung 
dieser Berechnungen beleuchtet und eine „gesunde Konsum- 
kraft der breiten Masse der Bevölkerung‘ für das Gedeihen der 

Volkswirtschaft und Volksgesundheit gefordert. Eingehende 

Tabellen aus den Jahren 1909—1924 mit besonderen Einzel- 

heiten der Preisentwicklungen und vier sehr schöne graphische 

Übersichten schließen die gedankenreiche und fleißige Unter- 

suchung ab. 

Wolfgang Heller (Budapest), Nationalökonomie (Theorie und 
Geschichte). H. Meyers Buchdruckerei (Meyers Wörter- 
bücher für Recht und Wirtschaft), Halberstadt 1926. .# 3,75. 
Dieses kleine Wörterbuch, das als Band I der Wörterbücher 

für Recht und Wirtschaft in dem jungen und rührigen volks- 

wirtschaftlichen Verlag erschienen ist und bereits in 2. Auflage 
vorliegt, erfüllt in ausgezeichneter Weise seinen Zweck. Ein 
systematisches Stichwortverzeichnis und eine systematische 

Übersicht des Stoffes, die in knappster Form eine zusammen- 

hängende Kennzeichnung der verschiedenen Gebiete der Volks- 

wirtschaft geben, gehen dem eigentlichen Inhalt, der lexikalisch 
gedrängten Behandlung der theoretischen Volkswirtschafts- 
lehre und ihrer Geschichte voran. Es ist ein präzises Nach- 
schlagebüchlein, aus der Feder eines ersten Vertreters seines 

Faches, für alle, die eine schnelle Orientierung über eine be- 

stimmte ökonomische Frage wünschen und an der Hand der 

sorgfältig gewählten und den einzelnen Artikeln beigegebenen 

Literatur Gelegenheit zu weiteren Studien suchen. Das Grenz- 

gebiet der sozialen Hygiene und Gesundheitswirtschaft ist leider 

noch nicht berücksichtigt worden. G. Wolff (Berlin). 


Berufsberatung. 


Gerhard Skubich (Magdeburg), Untersuchung über den Magde- 
burger berufsschulpflichtigen Nachwuchs. Bücherei des 
öffentlichen Arbeitsnachweises, Serie 2, Heft 10. Verlag 
W. Kohlhammer, Stuttgart 1926. 24 S. 

Bei den 7775 Schülern der Magdeburger männlichen Berufs- 
schulen mit Ausnahme der Hilfsfortbildungsschule wurde in den 
Jahren 1924/25 eine Erhebung veranstaltet, die die Einschu- 
lungsjahrgänge 1922—25 umfaßt. Nur in etwa 10 % der Fälle 
ergab sich bei Vater und Sohn der gleiche Beruf und zwar sind 
die Zahlen am höchsten (zwischen 13,3 und 31,9 %) bei Gärt- 
nern, Bäckern, Fleischern, Schneidern, Schustern, Maurern, 
Zimmerleuten, Malern — diese Berufe können somit als Tra- 
ditionsberufe angesprochen werden (viel Meistersöhne) — wäh- 
rend die Prozentsätze für Kellner, Schriftsetzer, Buchdrucker, 
Schmiede, Schlosser (fast sämtlich Arbeitnehmerberufe) erheb- 
lich niedriger liegen. Naturgemäß rekrutieren sich die gewerb- 
lichen und kaufmännischen Lehrlinge in höherem Maße als un- 
gelernte Jugendliche aus den Reihen der gelernten Arbeiter, 
Kaufleute, selbständigen Gewerbetreibenden usw., aber auch 
ungelernte Arbeiterväter haben ungelernte Söhne nur in 12,3 %, 
Söhne in gewerblicher Lehre in 68,5 %,, in kaufmännischer Lehre 
in 19,2 °/, (Erhebung 1924). Je weniger Tradition in einem Arbeit- 
nehmerberufe herrscht, umso mehr wird ervon Söhnen Ungelern- 
ter ergriffen, um so seltener ist Nachwuchs aus Kreisen selbstän- 
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diger Gewerbetreibender u. ä. Die größte Traditionslosigkeit zei- 
gen die Berufe, die erst einer technischen Veränderung bedürfen, 
um nicht schlechthin als unerwünscht für jeden Berufsrekruten 
bezeichnet zu werden. Es fällt auf, wie wenig Arbeiter direkt 
ungelernt anfangen, also erst später zur ungelernten Arbeit ab- 
wandern. (Auch diese ungelernten Jugendlichen sollten vom 
Berufsamt erfaßt werden, entgegen der zur Zeit meist geübten 
Praxis, die sie dem Arbeitsamt überläßt.) — Nur etwa die 
Hälfte der Lehrlinge weist eine abgeschlossene Schulbildung 
auf, bei den Ungelernten noch weniger. Da nämlich nur 60 % 
der abgehenden Volksschüler die 1. Klasse verlassen, ist mit 
dem handwerklichen Grundsatz der Forderung abgeschlossener 
Schulbildung nicht durchzukommen. Es wäre aber genauer zu 
untersuchen, welche Berufe sie unbedingt fordern müssen. Bis 
jetzt wird kein Beruf nur von Abgängern der 1. Klasse ergriffen, 
bei denMittelschülern überwiegt oft der Prozentsatz der2.Klasse- 
abgänger den der Abgänger aus der 1. Klasse, zum Beispiel 
auch bei den Elektrikern. Die traditionslosen Berufe weisen 
mehr Schüler aus niederen Klassen auf. — Bei Betrachtung des 
Berufswechsels ergab sich, daß bei kaufmännischen Lehrlingen 
der reine Lehrstellenwechsel den Berufswechsel an Zahl über- 
traf, bei Handwerkslehrlingen dagegen der Berufswechsel den 
reinen Lehrstellenwechsel (Gesellschaftliche Stellung!). Der zu 
hohe Berufswechselprozentsatz von durchschnittlich 10 % muß 
durch Ausbau der Berufsberatung zum Sinken gebracht werden. 
In den untersuchten 4 Jahren trat in rund Y, der Fälle von 
Berufswechsel ein Übergang vom Lehrling zum Ungelernten 
ein. — Auffallend ist die große Zahl der Lehrlinge, die vom 
Lande kommen, also die Landflucht vermehren, da kein ent- 
sprechender Wechsel von der Stadt aufs Land vorliegt. Jeder 
5. Magdeburger Lehrling kommt von außerhalb, da er oft vom 
Meister lieber genommen wird als ein Einheimischer und selbst 
in der Hauptsache in die Stadt will, während der Beruf als 
solcher erst in zweiter Linie bedacht wird. Bei den Ungelern- 
ten erreicht dagegen der Prozentsatz der Auswärtigen nur 
2—3. Hier kann straffe Organisation der Vermittlung viel bes- 
sern. Maurer stammen in besonders vielen Fällen vom Lande 
(Doppelberuf des Maurers in der Nichtsaison als Hausschlächter). 
Bregmann (Magdeburg). 


Arbeiterschutz, Arbeitszeit. 


Das Arbeiterschutzbüchlein der Reichsarbeitsverwaltung. Berlin, 

Reimar Hobbing. 1926. 

Die Reichsarbeitsverwaltung hat in diesem Heft eine Reihe 
der Unfallverhütungsplakate zusammengestellt, die sämtlich 
dem Reichsarbeitsblatt entnommen sind, in dessen Rahmen sie 
monatlich einmal als Beilage zu der Sonderausgabe „Arbeiter- 
schutz‘‘ erscheinen. Diese Zusammenstellung mit kurzen 
Texten — wenn die Verse besser wären, würde es nichts schaden 
— und mehr noch die buntfarbigen Originalausführungen „Hab 
acht!“ können für die Aufklärung in Fabriken und Gewerbe- 
schulen und dergleichen bestens empfohlen werden. 

G. Wolff (Berlin). 

Frieda Wunderlich (Berlin), Der Entwurf eines Arbeits- 
schutzgesetzes. (Inhalt, Begründung, Beziehung zu den inter- 
nationalen Übereinkommen, Kritik.) Soz. Praxis 1926, Nr. 50— 
52, 1927, Nr. 3. W. gibt einen sehr klaren Überblick über 
Inhalt und Bedeutung dieses mit großer Spannung erwarteten 
wichtigen Gesetzentwurfs. Seinen Kernpunkt bildet die zentrale 
Frage des Arbeitsrechts, die Arbeitszeit, deren Regelung um 
so weniger hinausgeschoben werden kann, als die Ratifikation 
des Washingtoner Übereinkommens dringend sei. Die Reichs- 
regierung hat über die einheitliche Regelung des Arbeitszeit- 
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schutzes hinaus die verwandten Gebiete einbezogen und so den 
gesamten Öffentlich-rechtlichen Arbeitsschutz neu aufgebaut. 
Demgemäß umfaßt der Entwurf den Schutz gegen Betriebs- 
gefahren, den Arbeitszeitschutz einschließlich des besonderen 
Schutzes der Frauen und Jugendlichen, der Sonntagsruhe, des 
Ladenschlusses und des Nachtbackverbots, die Arbeitsaufsicht 
— wie die Gewerbeaufsicht jetzt genannt wird, ohne daß an der 
bisherigen Organisation durch die Länder etwas geändert wird. 
Die Betriebsschutz-Bestimmungen sind im wesentlichen aus 
der Gewerbeordnung übernommen worden, jedoch kürzer und 
klarer formuliert. Als Arbeitszeit sollen grundsätzlich der 
8 Stunden-Tag und die 48stündige Arbeitswoche gelten. Hier- 
von sind aber zahllose, zum Teil einander schneidende Aus- 
nahmen zugelassen. Wunderlich bemängelt, daß die Be- 
stimmungen derartig unübersichtlich und kompliziert sind, daß 
auch bei gutem Willen der Unternehmer die Rechtssicherheit 
gefährdet erscheint. Sie kommt zu dem Ergebnis, daß unter 
Berücksichtigung aller Ausnahmen durchschnittlich mit einem 
neunstündigen Arbeitstag gerechnet werden müsse. — Für die 
Jugendlichen wird das Schutzalter von 16 auf 18 Jahre 
heraufgesetzt. Bei dem allgemein für Frauen und Jugendliche 
bestehenden Verbot der Nachtarbeit sind Überschreitungen 
für männliche Jugendliche zwischen 16—18 Jahren zugelassen, 
zum Beispiel in ununterbrochenen Betrieben, für solche unter 
16 Jahren nur in Glashütten, Walz- und Hammerwerken für 
Eisen und Stahl. Für Arbeiterinnen über 18 Jahre kann Nacht- 
arbeit im Nahrungsmittelgewerbe zugelassen werden, wenn 
sonst ein Verderben der Waren zu befürchten ist. — Die Be- 
stimmungen über den Mutterschutz entsprechen dem Reichs- 
tagsbeschluß vom 30. Juli 1926 auf Anpassung an das Washing- 
toner Übereinkommen. Der Schutz umfaßt nur krankenver- 
sicherungspflichtige Arbeitnehmerinnen (also auch einen Teil 
der weiblichen Angestellten, die selbst hierzu geteilter Meinung 
sind). Beschäftigungsverbot besteht für 6 Wochen nach der 
Niederkunft. Vor der Niederkunft können sie die Arbeit ver- 
weigern, wenn sie durch ärztliche Bescheinigung nachweisen, 
daß sie voraussichtlich binnen 6 Wochen niederkommen werden. 
Das gleiche gilt für die 7.—12. Woche nach der Niederkunft, 
wenn sie durch eine Krankheit, die Folge der Schwangerschaft 
oder Niederkunft ist, an der Arbeit behindert sind. Schwangere 
und Stillende sind nicht zur Mehrarbeit über die regelmäßige 
Arbeitszeit hinaus verpflichtet. Stillenden ist auf ihr Verlangen 
während 6 Monaten nach ihrer Niederkunft die zum Stillen er- 
forderliche Zeit bis zu zweimal 4, oder einmal 1 Stunde täglich 
von der Arbeit freizugeben. Kündigungen dürfen während der 
Zeit von 6 Wochen vor bis 6 Wochen nach der Niederkunft, bei 
Arbeitsverhinderung infolge einer durch Schwangerschaft oder 
Niederkunft verursachten Krankheit während längstens weiterer 
6 Wochen, nicht ausgesprochen werden. — Beim Kinder- 
schutz ist neu unter anderem, daß die verschiedene Behandlung 
eigener und fremder Kinder aufgegeben ist. Schulentlassene und 
Kinder von 12—14 Jahren dürfen nur noch in Familienbetrieben 
oder mit Botengängen für Betriebe mit nicht mehr als 4 Arbeit- 
nehmern beschäftigt werden. — Sehr eingehend werden Sonn- 
tagsruhe und Ladenschluß geregelt, enthalten jedoch vereinzelte 
Verschlechterungen gegenüber dem geltenden Recht. 


Gertrud Israel (Berlin). 


Verbot der Nachtarbeit in Bäckereien. Internat. Rundsch. 
d. Arbeit, April 26, S. 355 und Juni 1926. S. 572ff. Die 7. all- 
gemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation 
des Völkerbundes hat am 8. Juni 1925 einen Entwurf zu einem 
Übereinkommen betreffend Nachtarbeit in Bäckereien an- 
genommen und den Mitgliedern zur Ratifizierung vorgelegt. 
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Das Verbot erstreckt sich auf Betriebsinhaber wie Arbeiter, 
die zu gewerblichen Zwecken Brot, Feinbackwerk und ähnliche 
Mehlerzeugnisse (mit Ausnahme von Biskuit) herstellen. Unter 
Nacht ist die Zeit von 11 Uhr abends bis 5 Uhr früh oder von 
10 Uhr abends bis 4 Uhr früh zu verstehen. Dauernde Aus- 
nahmen sind unter anderem zulässig für Vorbereitungs- und Er- 
gänzungsarbeiten, in tropischen Ländern und zur Sicherung 
des wöchentlichen Ruhetages; vorübergehende Ausnahmen im 
Fall höherer Gewalt, zur Verhütung von Unglücksfällen, bei 
Erfordernissen des Gemeinwohls, bei außergewöhnlicher Ar- 
beitshäufung. Die Bestimmungen sollen am 1. Januar 1927 in 
Kraft treten für die Staaten, die ratifizieren. Alle 10 Jahre 
muß über die Notwendigkeit eventueller Abänderungen im 
Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes berichtet 
werden. 

In Belgien liegt ein entsprechender Gesetzentwurf vor, der 
die Herstellung von Brot und Erzeugnissen aus Mehl in der 
Zeit zwischen 10 Uhr abends und 6 Uhr früh verbieten will. 
Ausnahmen im Falle höherer Gewalt, drohenden oder tatsäch- 
lichen Unfalls usw. sind vorgesehen. In Estland bestehen 
Nachtbackverbote, die gemäß den gesetzlichen Befugnissen 
von den Kommunen erlassen wurden. In Litauen hat die 
Sozialdemokratie einen Gesetzentwurf eingebracht, der durch 
Verbot der Herstellung von Backwerk zwischen 8 Uhr abends 
und 6 Uhr früh die durchweg schlechten Verhältnisse der in 
Bäckereien Beschäftigten verbessern soll. Ausnahmen sollen 
nur bis zu 5 Nächten im Jahr gestattet werden. In der Tsche- 
choslowakei enthält das Gesetz über den 8-Stundentag 
vom 19. Dezember 1918 auch ein Nachtbackverbot, von dem 
der Wohlfahrtsminister für Vorbereitungsarbeiten Ausnahmen 
zulassen kann. Das Gesetz soll vielfach nicht beachtet werden, 
daher ist eine entsprechende Untersuchung geplant. 


Werner (Frankfurt a. M.), Die Bestimmungen über Haus- 
arbeit in der Tabakindustrie. Reichsarb.-Bi. 1926. S. 664*ff. Auf 
welche Schwierigkeiten die Durchführung der am 17. November 
1913 erlassenen Bestimmungen über die Regelung der Haus- 
arbeit in der Tabakindustrie stößt, beweist vorliegende Arbeit. 
§ 3 dieser Verordnung stellt die Anforderungen fest, die an die 
Arbeitsräume zu stellen sind: Ausschließung aller Räume, die 
mehr als 4, m unter dem Erdboden liegen, Verputzung der 
Arbeitsräume, die unmittelbar unter dem Dach liegen, Mindest- 
höhe von 2%, m, dichte und feste Fußböden, ausreichende 
Fenstergröße, Möglichkeit der Lüftung, Mindestluftraum von 
10 cbm für jede beschäftigte Person in Arbeitsräumen, die zu- 
gleich noch zum Wohnen, Schlafen oder Kochen dienen, von 
7 cbm pro Tabakarbeiter, wenn der Raum ausschließlich als 
Werkstatt benutzt wird. Auf keine dieser Vorschriften konnte 
bei der Wohnungsnot und den durchgangs bedrängten Wirt- 
schaftsverhältnissen bestanden werden, da man lieber un- 
hygienische Arbeitsverhältnisse zuließ als die Heimarbeiter der 
Erwerbslosigkeit preisgab. Die Festsetzung eines niedrigeren 
Luftraumes für Räume, die nur als Werkstätten dienen, sollte 
zum Einrichten von Nur-Werkstatträumen anreizen, wirkt sich 
aber in der Praxis — besonders im Winter, wenn eben nur der 
Arbeitsraum geheizt wird, dahin aus, daß in dem winzigen 
Raum gearbeitet und dennoch außerdem gewohnt und gekocht 
wird. Nach § 4 ist das Lagern von Tabak, Halbfabrikaten und 
Zigarren in Schlafräumen untersagt, doch bleibt auch diese 
Bestimmung auf dem Papier, wenn ein Übergang in Fabrik- 
arbeit nicht möglich ist und das Wohnungsamt nur einen 
einzigen Raum überhaupt bewilligt. Nach $ 5 darf Tabak in 
Hausarbeit nur getrocknet werden, wenn durch Trockenvor- 
richtungen Gesundheitsschädigungen vorgebeugt wird. In der 
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Tat werden diese Trockner aber wenig gebraucht, da sie zu 
teuer und unhandlich sind. Zur genauen Beaufsichtigung fehlt 
es aber an Polizeiorganen oder Gewerbeaufsiehtsbeamten. 
Unter dem Druck der Zoll- und Steuergesetze gehen allerdings 
nach und nach die Firmen dazu über, fertig entrippte und ge- 
schnittene, getrocknete, langblättrige Einlage auszugeben, 
um eine bessere Kontrolle über die Abfälle zu gewinnen. Das 
Fortfallen des Entrippens und der Notwendigkeit, den luft- 
getrockneten Tabak nachzutrocknen, ist für die Gesundheits- 
verhältnisse der Tabakarbeiter zu begrüßen, die Heimarbeiter 
setzen aber dem neuen Verfahren Widerstand entgegen, weil 
sie dann keine Kinder mehr unentgeltlich zur Hilfe heranziehen 
können und bei der erforderlichen Neuaufstellung der Lohn- 
sätze Einbußen befürchten (die aber bis jetzt noch nicht fest- 
gestellt wurden). Inwieweit die §§ 6 und 7, insbesondere in 
bezug auf die eigenen Kinder, beachtet werden, ist infolge der 
Schwierigkeiten der Kontrolle nicht bestimmt zu sagen. $ 8 
verbietet die Beschäftigung von Personen mit ekelerregenden 
Krankheiten — diese Formulierung ist für die Durchführung 
zu unbestimmt. Die $$ 9 und 10 untersagen das weitverbreitete 
Bearbeiten der Zigarren mit dem Munde und das Ausspucken 
auf den Boden. Beidem ist nur durch verschärfte Kontrolle 
und häufigere Geldstrafen zu begegnen. Die §§ 11—13 enthalten 
die Ausnahmebewilligungsmöglichkeiten, die stark benutzt 
werden. Die §§ 15—17 enthalten Vorschriften über Kontrolle 
und Aufsicht über die Werkstätten: Anmeldepflicht, Raum- 
ausweis, Verpflichtung des Arbeitgebers zu prüfen, ob die ge- 
setzlichen Bestimmungen der Hausarbeit bei seinen Arbeitern 
durchgeführt sind; diese Verpflichtung wird meist nicht be- 
folgt. Die Strafbestimmungen bei Verstößen gegen diese Ver- 
ordnung stehen in den $$ 49—52 des Hausarbeitsgesetzes vom 
27. Juni 1923. Da in den meisten Fällen die Ahndung den 
ordentlichen Gerichten obliegt, ist der Apparat unverhältnis- 
mäßig groß im Verhältnis zu der Übertretung. Eine Um- 
wandlung in Polizeistrafen wäre zweckdienlicher. 


Tschechoslowakei: Gesetz vom 3. April 1925 betr. die Einführung 
eines gezahlten Urlaubs für Arbeitnehmer. Gesetzesreihe des 
Intern. Arbeitsamts. Tschechoslow. 3. 

Dem Gesetz zufolge müssen den hauptamtlichen Arbeit- 
nehmern nach 1 Jahr Beschäftigung im gleichen Betrieb 6 Tage, 
nach 10 Jahren 7 Tage und nach 15 Jahren 8 Tage Urlaub ge- 
währt werden. Lehrlinge erhalten 8 Tage im Jahr. Die Ent- 
schädigung, die nach dem Durchschnittsverdienst bemessen 
wird, erhöht bzw. vermindert sich um !/1ọ, je nachdem ob die 
Arbeitszeit !/,, über oder unter der gesetzlichen Norm während 
des vergangenen Jahres gelegen hat. Es besteht kein Ent- 
schädigungsanspruch, wenn während des Urlaubs anderweitige 
Lohnarbeit geleistet wird. Das Gesetz bezieht sich nicht auf 
Saisonarbeiter, Heimarbeiter, Staatsangestellte und einige 
andere Gruppen. Militär- und Krankheitszeiten rechnen wie 
geleistete Arbeitszeiten. Lehrlinge verlieren den Urlaubsan- 
spruch, wenn sie die Berufsschule grundlos versäumten. Ihr 
Urlaub ist in die Zeit der Berufsschulferien zu legen. Generell 
ist der Urlaub in die Zeit vom 1. Mai bis I. September zu legen. 
Bei Kündigungen vor Antritt des Urlaubs besteht ein Anrecht 
auf soviel Urlaubstage, wie im Verhältnis zur Beschäftigungs- 
zeit fällig sind. Arbeitnehmer, die kein Urlaubsrecht besitzen, 
aber wegen Beurlaubung ihrer Kollegen nicht beschäftigt 
werden können, erhalten kein Entgelt. 


Weber (Berlin), Der Entwurf des englischen Fabrikgesetzes 
von 1926. Reichsarb.Bl. Nr. 42. 1926. S. 755. Der Entwurf des 
englischen Innenministeriums behandelt den Arbeitsschutz im 
engeren Sinne — wozu auch die Arbeitszeit der Frauen und 
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Jugendlichen gerechnet wird — aber nicht die vom jetzt ver- 
öffentlichten deutschen Arbeitsschutzgesetzentwurf miterfaßte 
Arbeitszeit für erwachsene männliche Arbeiter. Der englische 
Entwurf erstreckt sich im wesentlichen auf Fabriken. Über- 
wachungsbehörden sind die Fabrikinspektoren, nur in Aus- 
nahmefällen wie bisher die Gesundheitsbehörden. — Der I. Teil 
(Fabrikhygiene) enthält genaue Vorschriften über Reinigung, 
Luftkubus von 400 Kubikfuß pro Kopf usw., für gewisse 
Betriebe auch eine ärztliche Untersuchung der Belegschaft. 
Der Il. Teil verlangt Schutzvorkehrungen an gefährlichen 
Maschinen und Dampfkesseln, dazu Abhaltung von Feuer- 
alarmübungen in feuergefährlichen Betrieben. Der III. Teil 
(Wohlfahrt) umfaßt Trinkwasserversorgung, Erste Hilfe, Sitz- 
gelegenheiten für Frauen zum Ausruhen, Lieferung von Schutz- 
kleidern in Säurebetrieben. Der IV. Teil enthält besondere Vor- 
schriften über die Entfernung von Schmutz und Rauch, Verbot 
der Anwendung von weißem Phosphor, Beschäftigungsverbot 
für Jugendliche bei gewissen Betriebsprozessen, von Frauen und 
Jugendlichen beim Lastentragen, Verbot des Ausspeiens und 
schließlich eine Generalklausel für die Regierung zur Verord- 
nung weiterer Sicherheitsmaßnahmen. Der V. Teil bringt den 
Meldezwang bei Unfällen und Berufskrankheiten, der VI. Teil 
ein vollständiges Verbot der Kinderarbeit in Fabriken, Höchst- 
arbeitszeit für Frauen und Jugendliche (10 Stunden am Tage 
und 48 Stunden in der Woche), Höchstschichtdauer (12 Stunden 
am Tage, nicht vor 6 Uhr früh und nach 8 Uhr abends, am 
Samstag bis 2 Uhr mittags, bei 2 Schichten mit Zustimmung 
der Belegschaft und der Fabrikinspektion bis 10 Uhr). Bei 
kontinuierlichen Betrieben wie Hütten, Stahlwerken, Papier- 
fabriken können Jugendliche auch nachts beschäftigt werden 
unter strengen Arbeitsruhekautelen. Die Zahl der Überstunden 
für Frauen und Jugendliche soll 100 im Jahre oder 6 in der 
Woche nicht überschreiten. Auf 41, Stunden Arbeit muß eine 
halbstündige Pause kommen, die grundsätzlich nicht im Arbeits- 
raum verbracht werden soll. Außerhäusliche Arbeit für das 
Unternehmen ist an dem Tage, an dem in der Fabrik gearbeitet 
wurde, untersagt. Sonntagsruhe gewährleistet $ 71, § 72 den 
jährlichen Urlaub (in Schottland 6 Tage). — Jugendliche unter 
16 Jahren sind in einer gewissen Zeit nach der Einstellung ärzt- 
lich zu untersuchen, ob sie für eine bestimmte Fabrik oder 
Arbeit oder Art von Betrieb geeignet sind. Über die Durch- 
führung solcher Untersuchung kann noch näheres bestimmt 
werden. — Die Namen der in Heimarbeit beschäftigten Arbeiter 
sind dem Fabrikinspektor einzureichen. 
Bregmann (Magdeburg). 


Arbeitskunde, Arbeitsrationalisierung. 


Richard Seidel (Berlin), Die Rationalisierung des Ar- 
beitsverhältnisses. ‚Die Gesellschaft‘, Jg. III, S. 13—35. 
1926. Unter dem Arbeitsverhältnis versteht der Verfasser ein 
Verhältnis zwischen dem arbeitenden Menschen und dem 
Produktionsmittel oder dem Produktionsvorgang. Daß eine 
Wechselbeziehung zwischen der Höhe der Leistung und den 
Bedingungen des Arbeitsverhältnisses besteht, bedarf keiner 
wissenschaftlichen Begründung; es zeigt unter anderem das 
schöne Referat Edgard Milhauds „Die Ergebnisse der Ein- 
führung des Achtstundentages‘‘ (Internat. Rundschau der 
Arbeit 1926; vgl. dieses Archiv, Sozialpolit. Rundsch. 1927, 
H. 3, S. 289). Das Zusammenwirken der menschlichen Arbeit 
und des technischen Betriebes ergibt die wirtschaftliche 
Leistung. Dieses Zusammenwirken aber entsteht im Arbeits- 
verhältnis, und die Art dieses Zusammenwirkens wird mitbe- 
stimmt durch die äußeren Bedingungen, welche daher in der 
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Reihe der Produktionsfaktoren an erster Stelle stehen. Wenn 
es möglich ist, durch Verbesserungen der Arbeitsbedingungen 
eine Steigerung der Arbeitsleistung zu erzielen, so gehören solche 
Verbesserungen zu den wichtigsten Aufgaben der Wirtschaft. 
Da die Bedingungen des Arbeitsverhältnisses heute gleichzu- 
setzen sind mit den Lebensbedingungen des Arbeiters, stellt 
sich eine Steigerung der Lebenshaltung des Volkes vor allem als 
eine Verbesserung der Bedingungen des Arbeitsverhältnisses 
dar. Die fortschreitende Arbeitsteilung mittels technischer Ver- 
besserungen ist eine wesentliche Ursache für die Aufhebung 
aller inneren Beziehungen zwischen dem Arbeiter und der 
Arbeit. Die zum Zwecke der Leistungssteigerung angewandten 
Mittel waren ursprünglich einseitig vom Standpunkt der Technik 
aus erwogen, auch die Erwägungen über die Leistung des arbei- 
tenden menschlichen Körpers gingen ursprünglich davon aus, 
die teuren Produktionsmittel vorteilhafter auszunutzen. Erst 
im Zusammenhang mit dem Arbeitsproblem kommt man 
zur Erkenntnis der tieferen Zusammenhänge zwischen den als 
Lebensbedingungen des Arbeiters aufzufassenden Bedingungen 
des Arbeitsverhältnisses und der Höhe des Leistungsertrages. 
So fängt man an, bei den Erwägungen über die Verbesserung 
der Produktion an die Eigenart des arbeitenden menschlichen 
Körpers zu denken. Daher gelten sozialpolitische Maßnahmen 
nicht mehr nur als staatlich organisierte Wohltätigkeit auf 
Kosten der Besitzenden, sondern als Mittel zur Leistungs- 
steigerung. Die praktische Anwendung dieser Erkenntnis ist 
hauptsächlich in Form der sogenannten Taylorschen wissen- 
schaftlichen Betriebsführung zum Ausdruck gekommen. 
- Der wesentliche Fehler dieses Systems besteht nach Seidel darin, 
daß der Ausgangspunkt der Taylorschen Versuche nicht der 
durchschnittliche Arbeiter ist, sondern der tüchtigste, beweg- 
lichste und willigste Arbeiter. 
suchungen stellt Taylor als Norm für alle übrigen Arbeiter auf. 
Dagegen hat die Psychotechnik nicht nur die Interessen des 
Unternehmers im Auge, sondern auch die des Arbeiters. Wenn 
für die Vorteile des Taylorsystems der Arbeitsmarkt eine 
wesentliche Bedeutung hat, sucht die Psychotechnik nur eine 
günstige Unterbringung und Gruppierung der Arbeitskräfte 
nach ihren natürlichen und zur Ausbildung bereiten Fähigkeiten. 
So zeigt sie den Weg, das Problem der Arbeitsrationalisierung 
unter den Gesichtspunkten eines allgemeinen gesellschaftlichen 
Interesses zu lösen. 


Alle diese Bestrebungen dienen in letzter Linie nur dem Ziel, 
ein Höchstmaß des Sozialproduktes zu erreichen. Otto 
Lipmann stellt in seiner Arbeit („Das Arbeitszeitproblem‘“, 
Berlin, 2. Auflage, 1926; vgl. auch dieses Archiv, Sozialpol. 
- Rundsch. 1927, H. 2) fest, daß zwar eine Verkürzung der Arbeits- 
zeit eine Erhöhung der Leistungsfähigkeit bewirken kann, 
dazu aber gehört noch der Arbeitswille, der, wie zahlreiche 
Beobachtungen in Industriebetrieben gezeigt haben, eine über- 
aus große Rolle spielt. Das beweist, daß die infolge der Ver- 
kürzung der Arbeitszeit gehobene Stimmung der Arbeiter- 
schaft ihre Leistungsfähigkeit wesentlich steigern kann. Das 
zeigt aber auch, daß die inneren Verhältnisse des Betriebes 
allein eine Erhöhung der Leistung nicht zu bewirken ver- 
mögen. Das Leben im Betriebe ist so eng mit dem Gesamtdasein 
des Arbeiters verflochten, daß sich in der Leistung des Arbeiters 
im Betriebe die negativen und positiven Wirkungen aller Be- 
ziehungen und Erscheinungen seines persönlichen Lebens spie- 
geln. Gerhardt („Arbeitsrationalisierung und persönliche Ab- 
hängigkeit‘‘, Tübingen 1925) weist darauf hin, daß der Arbeiter 
seine Bedrücktheit oder Entmutigung schon mit in den Betrieb 
bringt und daher ‚schon mit einer bestimmten, mehr oder 
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minder starren Eingestelltheit an seine Arbeit“ herangeht. Es 
fehlt nicht an Untersuchungen und Anregungen, das seelische 
Verhältnis des Arbeiters zur Arbeit zu bessern. Das „Berufs- 
ethos‘‘ der christlichen Gewerkschaften ist deswegen ungeeignet, 
weil der Arbeiter sich heute infolge der Arbeitsteilung im End- 
produkt nicht selbst erkennt. Hellpach hat in seiner „Gruppen- 
fabrikation‘‘ (Berlin 1922) vorgeschlagen, Gruppen von kleinen 
mechanischen Werkstätten zusammenzubilden, deren Aufgabe 
„die Fertigverarbeitung einer gewissen Anzahl verschiedener 
zusammengehöriger Teile ist, die miteinander einen in sich ab- 
geschlossenen Bestandteil des Gesamterzeugnisses bilden‘‘. Bei 
der Ausprobierung dieses Vorschlages ist Hellpach selbst zu 
negativen Resultaten seines Versuches gekommen. Rosen- 
stock geht noch radikaler vor als Hellpach. Er will soge- 
nannte ‚„Werkstattsiedlungen schaffen, wo Arbeiter sich an- 
siedeln und ihre Arbeit nach ihrem Ermessen betreiben. Sie 
sollen ihre Arbeitsaufträge vom Großbetrieb erhalten, aber 
keine Rechtfertigung ihres Lebens und ihrer Arbeit weder vor 
dem Meister noch vor den Kollegen geben‘. Aber auch dieser 
Vorschlag führt nicht zum Ziel, zumal sich bei der heutigen 
Gewerkschaftsentwicklung die Mehrzahl der Arbeiter nicht von 
ihren Kollegen losreißen will. Das Mittel, durch Gewinnbe- 
teiligung des Arbeiters und ähnliches die Steigerung der 
Betriebsverbundenheit zu bezwecken, hat keinen Erfolg 
gehabt. Ebenfalls sind die neugeschaffenen Betriebsräte 
noch kein ideales Mittel; denn letzten Endes sind doch die Be- 
ziehungen des Arbeiters zu einem bestimmten Betrieb ganz 
locker. Wohl aber muß er Beziehung zur gesamten Wirt- 
schaft haben. Die Brücke zwischen dem Arbeiter und der 
Wirtschaft können nach Seidel nur die Gewerkschaften 
und ihr Ideenkreis schlagen. 


Durch die Arbeitsbedingungen innerhalb des Betriebes 
ist der Kreis der Faktoren, von denen wesentliche Einflüsse auf 
die vom Arbeitswillen abhängige Arbeitsleistung ausgehen, 
nicht geschlossen, denn viele solche Faktoren liegen außerhalb 
des Betriebes und fern vom Produktionsmittel. Wenn die 
seelische Lage des Arbeiters den Leistungswillen und das 
Leistungsmaß günstig oder ungünstig beeinflußt, so wird dieser 
seelische Zustand wiederum bestimmt durch die äußeren Lebens- 
bedingungen des Arbeiters. 


Der Weg zur Arbeitsstätte muß zur effektiven Arbeits- 
zeit hinzugerechnet werden. Andererseits muß für genügende 
Erholung und Schlaf gesorgt werden, befindet sich doch das 
Arbeitsverhältnis während der Arbeitszeit im aktiven, zur Zeit 
der Erholung und Ruhe im latenten Zustande. Daher ist es, 
wenn das Arbeitsverhältnis rationalisiert werden soll, notwendig, 
alle Quellen, von denen Einflüsse auf die seelische und phy- 
sische Beschaffenheit des Arbeiters ausgehen, in ihrer Bedeutung 
für das Können, den Leistungswillen und das Leistungsmaß des 
Arbeiters zu erforschen, mit dem Ziele, alle Übel zu beseitigen, 
die einer Steigerung des Leistungswillens und des Leistungs- 
ertrages entgegenstehen. Es sei ferner zu berücksichtigen, daß 
der’ Arbeiter nicht nur als Produzent, sondern auch als Kon- 
sument Beziehungen zur Wirtschaft unterhält, und daß daher 
seine Lage als Konsument mitbestimmend ist für sein Ver- 
halten als Produzent. Seine Stellung als Konsument wird be- 
stimmt durch die Höhe des Lohnes. 

Das Interesse des Arbeiters für die Wirtschaft und dadurch 
seine Arbeitsfreudigkeit hängen daher auch von den Konsum- 
mitteln jeglicher Art ab, die er für sich und seine Familie über 
sein Ernährungssoll hinaus erwerben kann. Von größter Be- 
deutung sind auch in dieser Hinsicht Beschaffenheit und 
Lage der Arbeiterwohnung. Außer der Wirkung auf das 
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physische Befinden sind schlechte Wohnverhältnisse häufig die 
Quelle von zahlreichen Unzuträglichkeiten und Familiensorgen, 
die schließlich zu allgemeiner Lebensverdrossenheit führen. 
Außerdem sind die Lage der Wohnung des Arbeiters zum Ar- 
beitsplatz und die Verkehrsmittel, die ihm zur Überwindung 
des Weges zur Verfügung stehen, von Belang. (Vgl. auch 
Preller, Die Entfernung des Wohnortes zur Arbeitsstätte. 
Reichsarb.Bl. 1925, nichtamtl. Teil, S. 398.) 

Die Familiensorgen, die negativ auf den Arbeitswillen 
wirken, empfindet der Arbeiter oft als Folgen ungenügender 
materieller Bedingungen des Arbeitsvertrages. Eine Linderung 
der Familiensorgen muß sich daher gleichfalls in eine Erhöhung 
der Leistung umsetzen, denn wie das Arbeitsverhältnis identisch 
ist mit dem Lebensverhältnis des Arbeiters, so wird Lebens- 
freude stets in Arbeitsfreude umgesetzt werden. Diese Linde- 
rung ist durch eine bessere Sicherung des Arbeitsplatzes (zum 
Beispiel durch verstärkten Entlassungsschutz) möglich. Diese 
Sicherung ist, außer in Bezug auf die Arbeitsfreudigkeit, auch 
in Bezug auf das Schicksal der Familie des Arbeiters von emi- 
nenter Bedeutung. Im Zusammenhang hiermit berührt Seidel 
das Problem der sozialen Versicherung. Die hier ange- 
wendeten Mittel, von der Wirtschaft oft als Last empfunden, 
tragen Zinsen in Gestalt besserer gesundheitlicher Verhältnisse 
und damit auch reicherer volkswirtschaftlicher Erträge. Die 
gedankenreiche Arbeit, die hier schon etwas ausführlicher 
referiert wurde, verdient im Original gelesen zu werden. 

M. Kantorowicz (Berlin). 


Sozialversicherung. 


Fritz Stier- Somio (Köln), Soziaiversicherung. Halberstadt, 
H. Meyers Buchdruckerei. # 3,75. 


An kompendienartigen Zusammenfassungen aus dem Ge- 


samtgebiet. der Sozialversicherung ist gerade in jüngster Zeit 
kein Mangel. Dennoch kann diese Darstellung, die im Rahmen 
der Wörterbücher für Recht und Wirtschaft erscheint, aufs 
wärmste begrüßt werden. Sie beginnt mit einem systematischen 
Stichwortverzeichnis und behandelt danach in alphabetischer 
Reihenfolge alle wichtigen Fragen aus dem Gebiet der Kranken-, 
Unfall-, Invaliden-, Angestelltenversicherung in streng wissen- 
schaftlicher Weise (bei der Angestelltenversicherung fehlen An- 
gaben über die Höhe des Ruhegeldes). Auf die Darstellung der 
oft schwierigen Rechtsverhältnisse hat der bekannteVertreterder 
Staats- und Sozialwissenschaften an der Kölner Hochschule be- 
sonderen Wert gelegt. Als Nachschlagewerk ermöglicht es schon 
durch seine übersichtliche Anlage eine schnelle Orientierung und 
bietet auch den Ärzten, die sich mit dem Versicherungsgegen- 
stand intensiver beschäftigen müssen, einen zuverlässigen Rat- 
geber. In den Artikeln etwa über „Ärztliche Behandlung‘‘, 
„Ärzte und Krankenkassen“, „Ärzteauswahl“, „Ärztestreik‘“, 
aber auch in vielen anderen finden sie eine von jeder einseitigen 
oder gefühlsbetonten Stellungnahme freie Klarstellung der 
rechtlich-sozialen Verhältnisse. G. Wolff (Berlin). 


Entwurf eines Gesetzes über Arbeitslosenversicherung; dazu: 
O. Weigert (Berlin), Der Entwurf der Arbeitslosenversiche- 
rung in seiner neuesten Fassung. Beides Reichsarb. Bl. 1927, 
Nr. 1%). Der Entwurf ist, nachdem er die Zustimmung des Reichs- 
rates gefunden hatte, am 16. Dezember 1926 dem Reichstag vor- 
gelegt worden und soll am 1. April 1927 Gesetzeskraft erlangen. 
Nach ihm sind die Träger der Arbeitslosenversicherung die 
Landesarbeitslosenkassen, deren Bezirke sich mit denen der 


1) Vgl. hierzu Regierungsentwurf eines Gesetzes über Arbeits- 
losenversicherung nebst amtlicher Begründung. 34. Sonderheft 
zum Reichsarb.Bl. Reimar Hobbing, Berlin 1926. 


SOZIALPOLITISCHE RUNDSCHAU 


Landesämter für Arbeitsvermittlung decken. Ihre Organe sind 
der Ausschuß und der Vorstand; dieser hat die Eigenschaft 
einer Öffentlichen Behörde. Bei jeder Landesarbeitslosenkasse 
werden eine oder mehrere Spruchkammern gebildet. Den 
Arbeitsnachweisämtern, die selbständige Behörden der Ge- 
meinden bleiben, liegt die Mitwirkung bei der Arbeitslosenver- 
sicherung und die Verwaltung von Mitteln der Versicherung ob. 
Die Aufsicht über diese Mitwirkung der öffentlichen Arbeits- 
nachweise führen die Landesarbeitslosenkassen. Diese wiederum 
sind der Aufsicht des Reichsamtes für Arbeitsvermittlung und 
der obersten Landesbehörde unterstellt. Für den Fall der 
Arbeitslosigkeit ist versichert: 1. Wer auf Grund der Reichs- 
versicherungsordnung oder des Reichsknappschaftsgesetzes für 
den Fall der Krankheit pflichtversichert ist, 2. wer auf Grund 
des Angestelltenversicherungsgesetzes pflichtversichert ist, 
3. (mit Ausnahmen) wer der Schiffsbesatzung eines deutschen 
Seefahrzeuges angehört. Der Entwurf läßt, wie Weigert aus- 
führt, die ständige landwirtschaftliche Arbeiterschaft von der 
Versicherung frei und bezieht nur die Arbeitnehmer ein, die 
zwischen ländlicher und städtischer Arbeit zu wechseln pflegen. 
Eine wesentliche Änderung gegenüber dem Entwurf von 1925 
ist es, daß jetzt die höheren Angestellten bis zur oberen Grenze 
der Angestelltenversicherungspflicht versichert sind. Anspruch 
auf Arbeitslosenunterstützung hat, wer 1. arbeitsfähig, arbeits- 
willig, aber unfreiwillig arbeitslos ist, 2. die Anwartschaft erfüllt 
hat, 3. den Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung noch nicht 
erschöpft hat. Ein berechtigter Grund zur Arbeitsverweigerung 
liegt zum Beispiel vor, wenn die Arbeit unter dem Tarif oder 
dem ortsüblichen Lohn entlohnt wird, wenn sie dem Arbeits- 
losen aus bestimmten Gründen nicht zugemutet werden kann 
oder wenn sie durch Ausstand oder durch Aussperrung freige- 
worden ist. Die Anwartschaftszeit ist erfüllt, wenn der Arbeits- 
lose in den letzten 12 Monaten unmittelbar vor dem Tage der 
Arbeitslosmeldung während 26 Wochen in einer versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung gestanden hat. Der Anspruch auf 
Arbeitslosenunterstützung ist erschöpft, wenn diese für insge- 
samt 26 Wochen gewährt ist. Die Höchstdauer der Unter- 
stützung kann vom Ausschuß einer Landesarbeitslosenkasse 
mit Zustimmung der obersten Landesbehörde für ihren Bezirk 
je nach Lage des Arbeitsmarktes für alle oder bestimmte Be- 
rufe auf 13 Wochen herab- oder auf 39 Wochen heraufgesetzt 
werden. In Zeiten andauernd besonders ungünstiger Arbeits- 
marktlage kann der Reichsarbeitsminister mit Zustimmung des 
Reichsrates die Gewährung der Arbeitslosenunterstützung als 
Krisenunterstützung zulassen. Die Krisenunterstützung er- 
halten arbeitsfähige, arbeitswillige, aber unfreiwillig arbeitslose 
und bedürftige Arbeitslose, die erst die halbe Anwartschaftszeit 
erfüllt oder den Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung er- 
schöpft haben. Die Arbeitslosenunterstützung besteht aus der 
Hauptunterstützung und den Familienzuschlägen für zuschlags- 
berechtigte Angehörige. Die Höhe der Unterstützung bestimmt 
sich nach dem Arbeitsentgelt, der in 7 Lohnklassen eingeteilt 
wird. In jeder Lohnklasse wird ein Einheitslohn zur Bemessung 
der Unterstützung zugrunde gelegt, der sich für Klasse I bis VII 
folgendermaßen abstuft: 12, 15, 21, 27, 33, 39, 42 RM. wöchent- 
lich. Die Hauptunterstützung beträgt in den Klassen I bis II 
45 %,in den Klassen III bis V 40% und in den Klassen VI und 
VII 35% des Einheitslohnes. Als Familienzuschlag werden für 
jeden zuschlagsberechtigten Angehörigen 5 %, des Einheits- 
lohnes gewährt, jedoch nur bis zu einer bestimmten abgestuften 
Höhe der Gesamtunterstützung. Der Ausschuß der Reichs- 
ausgleichskasse beim Reichsamt für Arbeitsvermittlung kann 
mit Zustimmung der Reichsregierung und des Reichsrates 
weitere Lohnklassen einführen und höhere Einheitslöhne fest- 
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setzen. Für den Fall der Krankheit ist der Arbeitslose während 
des Bezuges der Hauptunterstützung versichert und Mitglied 
der zuständigen Orts- oder Landkrankenkasse oder Bezirks- 
knappschaft. Für die Invaliden-, Angestellten- und knapp- 
schaftliche Pensionsversicherung der Arbeitslosen sind während 
des Bezuges der Hauptunterstützung die Beiträge zur Erhaltung 
der Anwartschaft aus den Mitteln der Arbeitslosenversicherung 
zu entrichten. Den Antrag auf Unterstützung hat der Arbeits- 
lose bei dem zuständigen öffentlichen Arbeitsnachweis zu stellen 
und sich dort auch mindestens dreimal wöchentlich zur Er- 
langung von Arbeit zu melden. Die Öffentlichen Arbeitsnach- 
weise können, um Unterstützte der Arbeitslosigkeit zu ent- 
ziehen, Maßnahmen zur beruflichen Fortbildung usw. treffen. 
Die Mittel für die Arbeitslosenversicherung werden durch Bei- 
träge aufgebracht, die Versicherungspflichtige und Arbeitgeber 
je zur Hälfte entrichten. Die Beiträge sind in Bruchteilen des 
Grundlohnes beziehungsweise des wirklichen Arbeitsverdienstes 
beziehungsweise des durchschnittlichen Arbeitsverdienstes einer 
Berufsklasse festzusetzen. Sie werden einheitlich erhoben, glie- 
dern sich aber in einen Bezirksanteil und einen Reichsanteil. 
Die Gesamthöhe und den Reichsanteil bestimmt jeweils der 
Ausschuß der Reichsausgleichskasse. Der Reichsanteil dient 
dazu, einen Notstock zu sammeln und Fehlbeträge in den über- 
lasteten Landeskassenbezirken zu decken. Die Krisenunter- 
stützung soll im Gegensatz zur Arbeitslosenunterstützung aus- 
schließlich aus öffentlichen Mitteln von Reich und Gemeinden 
gedeckt werden. Die durch den Reichsrat vorgeschlagene Ein- 
führung der Krisenunterstützung bedeutet, wie Weigert hervor- 
hebt, eine wesentliche Verbesserung gegenüber dem Entwurf 
von 1925. Sie entlastet die Arbeitslosenunterstützung und gibt 
dieser die Möglichkeit, ihre Mittel ausschließlich durch Beiträge 
aufbringen zu lassen, eine feste zeitliche Grenze für den Bezug 
zu setzen und den Charakter einer nur Bedürftigen zugute 
kommenden Fürsorge abzustreifen. Weiteres sehr ausführliches 
Material bietet die amtliche Begründung des Gesetzentwurfes 
über Arbeitslosenversicherung (34. Sonderheft zum Reichs- 
arbeitsblatt); hier auch Angaben über die gesetzliche Regelung 
in anderen Ländern. 

Krohn (Berlin), Die Auswirkungen der Verordnung über 
Versicherung der Berufskrankheiten. Reichsarb. Bl. 1927, Nr. 3. 
Nach Ablauf des ersten Jahres nach dem am 1. Juli 1925 erfolgten 
Inkrafttreten der Verordnung des Reichsarbeitsministers über 
Ausdehnung der Unfallversicherung auf gewerbliche Berufs- 
krankheiten vom 12. Mai 1925 hat das Reichsversicherungsamt 
die Träger der Unfallversicherung zu Berichten über die Ergeb- 
nisse der Durchführung der Verordnung aufgefordert, und zwar 
sämtliche gewerblichen Berufsgenossenschaften und die Aus- 
führungsbehörden des Heeres, der Marine, der Post und der 
Eisenbahn. Bei Auswertung der Ergebnisse ist zu beachten, daß 
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manche Schwierigkeiten und Unsicherheiten, die in der Zeit der 
Einführung bestanden haben, in Zukunft in Wegfall kommen 
werden. Im ganzen wurden 3847 Fälle von Berufskrankheiten 
angezeigt, davon 2484 von Ärzten. 537 Anzeigen waren irrig. 
In 891 Fällen (23,2 %) lag keine Berufskrankheit vor, in 165 
Fällen (4,3 %) wurde der Träger der Unfallversicherung zur 
Zahlung von Rente oder Krankengeld verpflichtet. 560 Fälle 
waren am Schluß des Berichtsjahres noch unerledigt. Somit 
scheinen verhältnismäßig weniger Fälle zur Entschädigung ge- 
führt zu haben, als in der allgemeinen Unfallversicherung, wo 
mit etwa 11 %, Entschädigungsfällen gerechnet wird. Von den 
angezeigten Fällen waren erkrankt 2781 durch Blei, 111 durch 
Schwefelkohlenstoff, 103 durch Nitro- und Amidoverbindungen, 
101 an grauem Star (Glasmacher), 59 an Hautkrebs durch Ruß, 
Paraffin usw., 55 durch Quecksilber, 42 durch Benzol und seine 
Homologen, 27 durch Arsen und seine Verbindungen, 21 durch 
Röntgen- und andere Strahlen, 6 an Schneeberger Lungen- 
krankheit, 4 durch Phosphor. Unter den Bleierkrankungen war 
die Erkrankung der Verdauungsorgane bei weiten am häufigsten 
(etwa die Hälfte der Fälle), es folgte dann die Bleianämie. In 
rund 40 % aller Anzeigen war ein Eingreifen des Trägers der 
Unfallversicherung nicht erforderlich. Von den 165 entschädig- 
ten Fällen führten 6 zum Tode, 38 zu völliger (dauernder oder 
vorübergehender) und 121 zu teilweiser Erwerbsunfähigkeit. 
Von den 6 Todesfällen waren 5 auf Bleierkrankung und 1 auf 
Phosphorerkrankung zurückzuführen. Die völlige und die teil- 
weise Erwerbsunfähigkeit beruhten in der überwiegenden Mehr- 
zahl der Fälle auf Bleierkrankungen (81,6 % beziehungsweise 
93,4 % der Fälle). Von der Übergangsrente, die den Übertritt 
zu einem weniger gefährlichen Beruf erleichtern soll, ist nur 
in 10 Fällen Gebrauch gemacht worden. Die Aufwendungen 
der Versicherungsträger insgesamt betrugen im Berichtsjahre 
119762,15 RM. Je rund 37000 RM. entfielen auf Kranken- 
behandlung und Renten, rund 32000 RM. auf Verfahrenkosten. 
Der hohe Anteil der Verfahrenkosten erklärt sich einmal aus 
dem vorläufig noch verhältnismäßig niedrigen Satz für Ent- 
schädigungen und zum anderen aus dem Bestreben, möglichst 
alle Erkrankungsfälle zur Kenntnis zu bekommen, wodurch 
Kosten für Anzeige und Untersuchung auch dann entstehen, 
wenn Entschädigung oder Vorbeugung nicht erforderlich wer- 
den. Die Gesamtkosten bedeuten rund 1 Reichspfennig Auf- 
wendungen für jeden der rund 11 Millionen Versicherten oder 
weniger als !/,, Reichspfennig auf 100 RM. Lohnsumme, sind 
also zur Zeit weit davon entfernt, eine fühlbare Belastung für 
die Wirtschaft zu bilden. Als wünschenswert haben sich neben 
einer Beschleunigung des Verfahrens auch die Ausdehnung der 
Anzeigepflicht auf Verdachtsfälle und zur Vermeidung un- 
nötiger Untersuchungen die sachkundige Überprüfung der An- 
zeigen herausgestellt. F. Hoppe (Charlottenburg). 


NACHRICHTEN AUS DER ERZIEHUNGS-, 
WIRTSCHAFTS- UND ALLGEMEINEN FÜRSORGE 


Redigiert von Ministerialrat Dr. HANS MAIER, Dresden-Loschwitz, Souchaystr. 9. 


Der gegenwärtige Stand der Gefährdetenfürsorge. 
Von LUCY LIEFMANN, Frankfurt a. M. 


Objekte der Gefährdetenfürsorge in engerem Sinne 
sind Verwahrloste!). Die weibliche Verwahrlosung, 
von der im folgenden ausschließlich die Rede sein soll, 
pflegt sittliche Verwahrlosung zu sein. Die Prostitu- 
tion, ihre krasseste Erscheinungsform, wird in der 
Literatur zum Teil, insbesondere von Lombroso, als 
Ersatz der männlichen Kriminalität bezeichnet. An- 
dere haben dem widersprochen?). Tätsächlich ist die 
Kriminalität der Frau wesentlich geringer als die des 
Mannes. Eine Statistik aus den Jahren 1883—1907 3) 
ergibt, daß sich unter je 100 Jugendlichen (12—18 
Jahre), die wegen Vergehen oder Verbrechen verurteilt 
waren, nur 17,2 weibliche Personen befanden, ferner, 
daß auf je 100 Verurteilte zwischen 18 und 40 Jahren 
nur 14,2 Frauen entfielen. Unter den von Frauen be- 
gangenen Delikten bilden neben Diebstahl und Hebhle- 
rei, die allerdings auch häufig mit der Prostitution 
zusammenhängen, aus sittlicher Verwahrlosung her- 
vorgehende Verfehlungen den Hauptanteil. 

Vor 1903 wurde in Deutschland jede aufgegriffene 
Person, gleichviel ob es sich um Jugendliche oder um 
erstmals Aufgegriffene handelte, unterschiedslos von 
einem männlichen Organ der Polizei vernommen. Die 
Erkenntnis der hieraus erwachsenden verderblichen 
Wirkungen, insbesondere für Jugendliche, wurde durch 
die zielbewußte Arbeit der Reformer, insbesondere des 
Deutschen Verbandes zur Förderung der Sittlichkeit, 
des deutschen Zweiges der Internationalen aboli- 
tionistischen Föderation, weitesten Kreisen vermit- 
telt. Auf Grund dieser Tätigkeit wurde 1903 zuerst 
in Stuttgart eine weibliche Fürsorgerin, die im Dienste 
der Polizei stand, eine sogenannte Polizeiassistentin, 
mit der Vernehmung jugendlicher und erstmalig auf- 
gegriffener Personen betraut. Wenige Jahre früher 
hatte der Katholische Fürsorgeverein für Frauen und 
Mädchen die fürsorgerische Betreuung im Kranken- 
haus zur Heilung befindlicher Frauen und Mädchen 
im Einvernehmen mit den städtischen Behörden be- 
gonnen, mit dem Erfolg, daß im Jahre 1913 ein Ver- 


1) Carla Zaglits, Die sittliche Verwahrlosung der Jugend. 
Wien 1922. S. 621. 

2) Gregor-Voigtländer, Die Verwahrlosung. Berlin 1918. 
S. 500ff. 

3) Zaglits, a. a. O., Tabelle 19. 


band von 13 Fürsorgevereinen, die sich dieser Arbeit 
widmeten, begründet werden konnte. Ähnliche Wege 
ging die Arbeit der evangelischen Stadtmissionen sowie 
dieder Zentralwohlfahrtsstelleder deutschen Juden. Das 
Ergebnis dieses gesamten erfolgreichen Wirkens führte 
dahin, daß in einem allerdings für die Polizeibehörde 
nicht bindenden Ministerialerlaß des Preußischen 
Ministeriums des Innern vom 11. XII. 1907, betreffend 
die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, der 
schonendes, vorsichtiges Vorgehen besonders gegen- 
über den erstmalig Aufgegriffenen anempfahl, folgen- 
der Satz Aufnahme fand: „Um gefallenen Frauen und 
Mädchen die Rückkehr zu anständigem Lebenswandel 
zu erleichtern, ist die dauernde Mitwirkung einer mit 
den Bestrebungen der Rettungsvereine vertrauten 
Dame erwünscht und herbeizuführen, welcher täglich 
Zutritt und freiester Verkehr mit den eingelieferten 
weiblichen Personen zu gestatten ist.“ Diese Be- 
stimmung des Erlasses ist die Grundlage für die 
Schaffung von besonderen Stellen geworden, denen zu 
diesem Zweck von der Sittenpolizei losgelöste Aufgaben 
übertragen wurden und die sich der Fürsorge aller der- 
jenigen widmen, „die entweder noch im bürgerlichen 
Leben stehen, aber kurz vor dem Abgleiten sind, oder 
die schon abgeglitten sind, aber den Wunsch haben, 
wieder dem bürgerlichen Leben einverleibt zu wer- 
den‘‘!). Im Jahre 1925 waren bereits in 63 Städten 
amtliche Stellen eingerichtet?), durchaus verschieden 
voneinander hinsichtlich des Aufgabenkreises und der 
Organisation. Dies ergab sich vor allem aus den stark 
voneinander abweichenden örtlichen Verhältnissen, 
insbesondere daraus, daß manchen Orts, wie zum Bei- 
spiel in Frankfurt a. M., die Polizei staatlich, Wohl- 
fahrts- und Gesundheitsbehörde gemeindlich sind. Die 
glücklichste Lösung ist zweifellos die der Entwicklung 
zu selbständigen Pflegeämtern, die wir in Altona, 


1) Irmg. Jäger in: Gefährdetenfürsorge und Sittlichkeits- 
gesetzgebung. Bericht über d. Tagung v. 12. X. 1918 in Frank- 
furt a. M. Heft 1 d. Schriften des Frankfurter Wohlf.-Amts 
Frankfurt a. M. 1919. S. 9ff. 

2) Marie Sieverts in: Die soziale Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten. Heft 12 der Schriften des Frankfurter 
Wohlf.-Amtes, Frankfurt a. M. 1925. S. 31ff. — Anna Papp- 
ritz, Handbuch der amtlichen Gefährdetenfürsorge. Berg- 
mann, München 1924. 
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Hamburg, Dresden, Halle, Schwerin, Stettin usw. 
finden. Der Unterschied zwischen Pflegeamt und 
Polizeifürsorgestelle, wie wir sie allein oder neben ent- 
sprechenden Stellen noch an vielen Orten sehen, be- 
steht im wesentlichen darin, daß, wo Pflegeämter vor- 
handen sind, bei einem näher bestimmten Teil der Auf- 
gegriffenen die Polizei vollkommen ausgeschaltet wird. 
Wenngleich nach dem neuen Gesetz zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten die Errichtung von Pflege- 
ämtern oder öffentlichen Beratungsstellen für Ge- 
schlechtskranke nicht obligatorisch ist, so muß doch 
überall die Durchführung der aus dem Gesetz er- 
wachsenden gesundheitlichen Aufgaben Gesundheits- 
behörden übertragen werden, denen ein möglichst 
enges Zusammenarbeiten mit allen Stellen der sozialen 
Fürsorge zur Pflicht gemacht ist. Der Tätigkeit der 
Beamten der Ordnungs- und Wohlfahrtspolizei ist nur 
insoweit ein Platz eingeräumt, als es sich darum han- 
delt, die zuständige Stelle bei der Durchführung ihrer 
gesundheitlichen und sozialfürsorgerischen Aufgaben 
zu unterstützen. Es ist von hervorragender Bedeutung, 
daß alle diejenigen, bei denen noch eine Hoffnung auf 
Rückführung in geordnete Verhältnisse besteht, von 
vornherein von einer reinen Fürsorge-, nicht von einer 
Polizeifürsorgestelle vernommen werden. Zumal im 
Interesse etwa zu Unrecht Aufgegriffener oder nur 
leicht Gefährdeter muß das Zusammensein insbe- 
sondere in einem während der Sistierung meist auf- 
tretenden Erregungszustande, mit Schwer- und 
Schwerstgefährdeten vermieden werden. In den 
Pflegeämtern handelt es sich darum, alle mit der Sit- 
tenpolizei in Berührung Gekommenen ihr möglichst 
schnell wieder zu entziehen und einen bestimmten 
in den entsprechenden Geschäftsanweisungen be- 
zeichneten Personenkreis von der Berührung mit der 
Sittenpolizei überhaupt fernzuhalten. Darunter fallen 
überall erstmals aufgegriffene Frauen und Mädchen 
jeden Alters, alle Jugendlichen unter 18 Jahren, 
wegen Gewerbsunzucht oder Ansteckung Angezeigte, 
ferner der Sittenpolizei unterstehende Frauen und 
Mädchen, die Befreiung von der Kontrolle erbitten. 
Im übrigen weichen die Bestimmungen in den einzelnen 
Städten voneinander ab. Das Pflegeamt Hamburg 
zum Beispiel hat eine eigene Vertrauensärztin für die 
Untersuchung angezeigter Frauen und Mädchen (eben- 
so Altona), ferner ein eigenes Übergangsheim, das 
Pflegeheim. In Dresden wurde durch das Pflegeamt 
in 370 von 667 in einem halben Jahre behandelten 
Fällen fachärztliche Untersuchung vermittelt, in 111 
Fällen fachärztliche, darunter 96mal Krankenhaus- 
behandlung; Schwerin stellte von 1336 behandelten 
Fällen 699 unter besondere gesundheitliche Über- 
wachung des Pflegeamtes, davon waren gemeldet: 


379 
102 durch Krankenhäuser, 152 durch Ärzte, 195 durch 
die Polizei, 114 von anderen Behörden, insbesondere von 
Krankenkassen und Versicherungsämtern!), mit denen 
eine enge Zusammenarbeit überall wünschenswert und 
in den meisten Städten bereits durchgeführt ist. 

Den Mittelpunkt der Pflegeamtsarbeit bildet 
die allgemeine Fürsorge, die durch Vernehmungen, 
Rücksprachen im Amt, durch Hausbesuche, nach 
Möglichkeit durch Arbeitsbeschaffung ausgeübt wird. 
Die Hausbesuche sollen die Erfolge der Rücksprache 
kontrollieren, die gemachten Angaben prüfen und den 
Kontakt befestigen. Die Möglichkeit der Arbeits- 
vermittlung ist insbesondere unter heutigen Verhält- 
nissen fast ausschlaggebend für das Ergebnis der für- 
sorgerischen Betreuung; Voraussetzung hierfür ist ein 
enges Zusammenarbeiten mit dem Arbeitsnachweis. 
In Hamburg ist es mit seiner Hilfe gelungen, 650 Pfleg- 
linge des Amtes in Arbeit zu vermitteln. Auch andere 
Pflegeämter haben gute Erfahrungen gemacht. Be- 
sonders wichtig für die Pflegeämter ist es, daß ihnen 
Übergangsheime zur Verfügung stehen für die- 
jenigen Frauen und Mädchen, die weder Unterkommen 
noch Arbeit haben. Fast überall stehen ihnen solche 
Heime der konfessionellen Verbände zur Verfügung, 
wenige nur haben, wie Hamburg, ein eigenes mit dem 
Pflegeamt verbundenes Heim, durch das der Leitung 
die für die weitere Behandlung der Betreffenden so 
notwendige gründliche Kenntnis der Gesamtpersön- 
lichkeit der einzelnen, insbesondere ihrer Anlagen und 
Fähigkeiten, vermittelt wird. Fast überall ist in den 
Arbeitsbereich der Fürsorgestellen oder Pflegeämter 
die Krankenhahisfürsorge mit einbezogen. Es gilt 
— unter Zusammenwirkung mit der Schwesternschaft 
und möglichst dem behandelnden Arzte — fürsorge- 
risch auf die Mädchen einzuwirken, ihre Verhältnisse 
zu regeln, Papiere zu beschaffen, verloren gegangene 
zu ersetzen, gegebenenfalls ein Unterkommen, am 
liebsten eine Arbeitsstelle für die Zeit nach der Ent- 
lassung ausfindig zu machen. Es muß ferner darauf 
geachtet werden, daß während des Krankenhausauf- 
enthalts Jugendliche oder sonst erstmals Aufgegriffere 
von den „Erfahrenen‘ durchaus getrennt gehalten 
werden. Eine Hauptaufgabe der Krankenhausfürsorge 
besteht darin, die von der Arbeit Entwöhnten und 
meist auch Untüchtigen während des Krankenhaus- 
aufenthaltes durch Arbeit zur Stetigkeit und Pflicht- 
erfüllung anzuhalten. Es wird sich in erster Linie, je 
nach dem Stadium der Krankheit und der Veranlagung 
des Einzelnen, um einfache Hilfeleistungen im Haushalt, 
um Unterweisung im Nähen unter möglichst gleich- 
zeitiger Herstellung und Aufarbeitung der meist in 
sehr schlechtem Zustande befindlichen Kleidung der 

1) Anna Pappritz a. a. O. S. 112. 
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Krankenhausinsassin handeln. Zweckmäßig ist auch 
eine Leistung leichter Handarbeiten gegen Entgelt, 
um die Arbeitsfreudigkeit anzustacheln und den 
Mädchen für die Zeit nach der Entlassung eine geringe 
Barschaft in die Hand geben zu können!). Wünschens- 
wert wäre auch die Einrichtung von Kursen zur er- 
gänzenden Unterweisung in Elementarfächern. In 
vielen Städten hat man mit dieser Krankenhausarbeit 
gute Erfolge erzielt. Bettlägerige Kranke sind durch 
Bereitstellung von guter Lektüre abzulenken. Eine 
große Anzahl von Fürsorgestellen nimmt sich bereits 
derim Gefängnis Befindlichen in ähnlicher Weise 
an. Hiermit ist meist die Rechtshilfe für diese Frauen 
und Mädchen verbunden: Auskunftserteilung an das 
Gericht vor der Urteilsfällung, Übernahme von Schutz- 
aufsichten für die Zeit der Bewährungsfrist bei be- 
dingter Begnadigung, wozu auch die konfessionellen 
Verbände herangezogen werden?). Zu den Aufgaben 
des Pflegeamtes gehört des weiteren die Mitarbeit bei 
der Bahnhofsfürsorge, die in Hamburg zum Bei- 
spiel durch eine Arbeitsgemeinschaft von Jugendamt, 
Wohlfahrtsamt, Pflegeamt und den freien Vereinen der 
inneren Mission, des Katholischen Fürsorgevereins 
usw. geregelt ist. Zur Nachprüfung der Zweckmäßig- 
keit der durch das Pflegeamt getroffenen Maßnahmen 
sowie zur Sicherung des Erfolges ist von, man kann 
fast sagen, ausschlaggebender Bedeutung die nach- 
gehende Fürsorge 3), die aber leider infolge Personal- 
mangels fast noch nirgends in erforderlichem Umfang 
durchgeführt wird. Es müßte insbesondere mit den 
Mädchen wie mit den Arbeitgebern eine dauernde Ver- 
bindung aufrecht erhalten werden, àm im Falle von 
Unstimmigkeiten vermitteln zu können. Fast überall 
bestehen auf diesem Gebiete Anfänge, über die man aus 
den erwähnten Gründen kaum hinausgelangt, da gerade 
diese Arbeit Menschenkenntnis und eine besondere 
pädagogische Begabung erfordert, so daß ehrenamt- 
liche Kräfte zweckmäßigerweise nur bei besonderer 
Eignung herangezogen werden tî). 

Ein neues Hilfsorgan ist der Gefährdetenfürsorge, 


1) Cläre Burgheim, Krankenhausfürsorge.. Heft 12 der 
Schriften des Frankfurter Wohlf.-Amtes. Frankfurt a. M. 1925. 
S. 27. 

2) Bozi, Heft I der Schriften d. Frankfurter Wohlf.-Amtes. 
Frankfurt a. M. 1919. 

3) England, dessen Maßnahmen und Einrichtungen auf dem 
Gebiete der Gefährdetenfürsorge und der Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten mustergültig sind, hat die Notwendigkeit 
einer organisatorischen nachgehenden Fürsorge ebenfalls er- 
kannt. Die Zusammenarbeit der verschiedenen ‚after-care‘- 
Organisationen wird durch die Central Association for Mental 
Welfare in London geleitet und überwacht. 

4) Praktische Winke für Einrichtung und Ausbau von Für- 
sorgestellen für Gefährdete und Pflegeämter. Anna Pappritz 
a. a. O. S. 134ff. 
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insbesondere der vorbeugenden, in der erst seit kurzem 
nach dem Vorgang Kölns!) in der auf Grund eines 
Ministerialerlasses des Ministers des Innern vom20.11.26 
geschaffenen weiblichen Polizei erwachsen. Die 
sittenpolizeilichen Zustände in Köln hatten während 
der Zeit der Besatzung zur Einführung dieser bereits 
seit längerer Zeit in England und Amerika bestehenden 
Einrichtung, zuerst durch englische Frauen, geführt. 
Die Kölner weibliche Polizei ist heute aufgelöst, aber die 
Grundgedanken, die zu ihrer Schaffung führten, sind 
an maßgebender Stelle erkannt worden, so daß sie an 
anderen Orten neu erstehen kann. Diese weibliche 
Polizei soll und will lediglich Polizeiorgan sein, von 
sozial-fürsorgerischen Gesichtspunkten aus handelndes 
Polizeiorgan, das, soweit es sich lediglich um Ge- 
fährdete, insbesondere Kinder und jugendliche Per- 
sonen handelt, die Gefährdung durch Zurückführung 
zu den Eltern, durch Übergabe in Heime oder sonstige 
sich aus der Situation ergebende Maßnahmen zu be- 
heben sucht, im übrigen, soweit dies nicht ausreicht, 
die Betreffenden der Fürsorge oder der sonst zustän- 
digen Stelle zuleitet, ohne selbst fürsorgerisch ein- 
zugreifen?). Josefine Erkens, die ehemalige Leite- 
rin der weiblichen Polizei in Köln’), sagt hierzu: 
„Während also die männliche Sittenpolizei nur einen 
Teil der groben und unverhohlenen Formen der 
Prostitution behandelt und nur an die Frauen heran- 
kommt, die durch eine tiefgehende Entsittlichung 
hindurchgegangen sind, sind alle die feineren Formen 
der Prostitution, die Vor- und Übergangsstufen, die 
im heutigen Prostitutionswesen eine so bedeutende 
Rolle spielen, durch sittenpolizeiliche Maßnahmen 
nicht zu erfassen. — Hier kommt es darauf an, je nach 
dem Grad und der Ursache der Verwahrlosung ver- 
schiedenartig vorzugehen, was ein fast intuitives 
Schauen und Erkennen seelischer Zustände voraus- 
setzt. Es gilt hier auch erst beginnende, dem ober- 
flächlich betrachtenden Auge noch nicht erkennbare 
Hilflosigkeit und Gefährdung zu sehen.“ — Wenn bis- 
her Jugendliche von Fürsorgeorganen von der Straße, 
aus Lokalen, von Bahnhöfen usw. weggeholt wurden, 
so entbehrte dieses Vorgehen der gesetzlichen Grund- 
laget). Nur auf Grund des § 10II 17 Allg. Land- 


1) Weibliche Polizei. Hrsg. v. Josefine Erkens. Deut- 
scher Polizeiverlag. Lübeck 1928. 

2) Dem weibl. Kommissariat muß weiter die polizeiliche 
Vernehmung von Frauen und Kindern in allen Fällen vorbe- 
halten bleiben, in denen sie, sei es als Zeuge oder Verletzte, in 
sexueller Beziehung verwickelt sind. Es ist auch dies eine Maß- 
nahme vorbeugender Fürsorge, da jede Vernehmung auf diesem 
heiklen Gebiete, insbesondere für Jugendliche und Kinder eine 
Gefährdung bedeutet. 

3) Soziale Praxis, Jg. 35, Nr. 20, Sp. 506. 1926. 

14) Anna Mayer, Zur Frage der weiblichen Polizei. Volks- 
wohlf. Jg. VII, Heft 6, S. 291ff., 1926. 
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rechtes rechtfertigen sich in Preußen Maßnahmen vor- 
beugender Gefährdetenfürsorge sowohl gegenüber 
Jugendlichen als auch Erwachsenen. Der Rahmen 
dieser Bestimmungen ist außerordentlich weit; dem 
Ermessen des ausführenden Organs ist ein ausgedehn- 
ter Spielraum gegeben. Da es sich hier ausschließlich 
um Frauen und Mädchen handelt, denen gegenüber 
zweifellos eine Frau das richtigere Empfinden, das 
bessere Einfühlungsvermögen besitzt, kann gerade an 
dieser Stelle, um nicht nur falsche Behandlung, sondern 
auch absolute Übergriffe zu vermeiden, die insbesondere 
auf diesem Gebiete ungeheure Schäden anrichten 
können, die Mitarbeit der Frau in abolitionistischem 
Geiste nicht genugsam begrüßt, der Wunsch nach all- 
gemeiner Einführung einer so arbeitenden weiblichen 
Polizei nicht eindringlich genug geäußert werden!). 
Wie auch immer die Gefährdetenfürsorge sich auf 
Grund des neuen Gesetzes zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten unter Zuhilfenahme der weiblichen 
Polizei gestalten mag, es wird auch fernerhin unglück- 
selige Frauen geben, die immer wieder den Kreislauf: 
Freiheit, Krankenhaus und Gefängnis, Arbeitshaus und 
abermals Freiheit antreten, um in diesen Zeiten der Frei- 
heit eine gesundheitliche Gefährdung für andere darzu- 
stellen, letzten Endes sich selbst zugrunde zu richten. Es 
kann nicht stark genug betont werden, welche Belastung 
der Allgemeinheit einmal aus der immer wieder not- 
wendig werdenden Heilung dieser Personen selbst, 
ferner der durch sie Infizierten erwächst, vor allem 
aber durch ihre fast durchweg minderwertige, auf 
Kosten der Allgemeinheit lebende und sterbende 
Nachkommenschaft, eine Belastung, die zahlenmäßig 
gar nicht zu erfassen ist?). Was soll aus den Fürsorge- 
zöglingen werden, die mit 21 Jahren sich als besse- 
rungsunfähig erwiesen haben oder aber nicht genügend 
gebessert sind, um sich im freien Leben halten zu 
können, wenn von den die Entmündigung allein er- 
möglichenden Tatbeständen des $ 6 BGB. noch nicht 
einmal Geistesschwäche festgestellt werden kann? 
Und selbst die Entmündigung bietet ohne besondere 
gesetzliche Ergänzungsbestimmungen keine Handhabe 
zur Festhaltung in einer Anstalt?). 73 RJWG. — vor- 
zeitige Entlassung wegen Unerziehbarkeit — ist dann 
statthaft, wenn eine andere Bewahrungsmöglichkeit 
sichergestellt ist — setzt ferner die Fortentwicklung 


1) Josephine Erkens, Tätigkeit des weiblichen Kommis- 
sariats. Frankfurter Wohlfahrtsblätter, Jg. 8, Nr. 10, S. 150. 
1927. 

23) Lebenslauf bewahrungsbedürftiger Personen. 
Heft 3 der Veröffentlichungen des Deutsch. Vereins f. öffentl. 
u. priv. Fürs. Das „Bewahrungsgesetz im System der Fürsorge‘', 
S. 22. Frankfurt a. M., Stiftstr. 30. 

3) Agnes Neuhaus, Heft 1 der Schriften d. Frankf. Wohlf.- 
Amtes. Frankfurt a. M. 1919, S. 54ft. 
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der Fürsorgeerziehung zur Be- oder Verwahrung für 
Unverbesserliche oder nicht völlig gebesserte Fürsorge- 
zöglinge geradezu voraus. Zu unterscheiden ist zwi- 
schen der Unterbringung noch besserungsfähiger 
Asozialer, die sie durch ethische Beeinflussung und 
Erziehung zur Arbeit zu resozialisieren sucht, — der 
Bewahrung — und der erforderlichenfalls dauernden 
Unschädlichmachung Unverbesserlicher durch Unter- 
bringung in einer Anstalt unter möglichster Nutzbar- 
machung ihrer Arbeitskraft — der Verwahrung. 
Für Straffällige ist im geltenden Rechte in $ 362 II 
bezüglich der gemäß § 361 Nr. 3 bis 8 Bestraften, ferner 
für Arbeitsscheue, Bettler, Trinker usw. die Möglich- 
keit der Unterbringung in einem Arbeitshaus durch 
die Landespolizeibehörde vorgesehen. Dies stellt be- 
reits eine derartige Bewahrung dar, die aber im all- 
gemeinen noch nicht für erzieherische Zwecke nutzbar 
gemacht worden ist). Gemäß $ 383 des amtlichen 
Entwurfes zu einem neuen Strafgesetzbuch soll das 
Arbeitshaus nicht mehr als Strafe, sondern als eine 
Maßnahme der Besserung und Sicherung dienen. 
Noch immer aber fehlen Be- und Verwahrungszwangs- 
vorschriften für die große Zahl der sich selbst und 
andere immer wieder gefährdenden, meist psycho- 
pathischen Asozialen, die das 21. Jahr vollendet haben 
und nicht kriminell geworden sind. Lediglich Sachsen 
hat in seinem Wohlfahrtspflegegesetz vom 28. März 
1925 in $ 27 eine Bewahrung vorgesehen, die aber in- 
folge Fehlens reichsrechtlicher Bestimmungen nur für 
Entmündigte Anwendung finden kann. Der 1921 
veröffentlichte, mit Begründung versehene Entwurf 
eines Reichs-Verwahrungsgesetzes?) beschränkt die Be- 
wahrung auf frühere Fürsorgezöglinge und wegen 
Geisteskrankheit oder Geistesschwäche Entmündigte. 
Dieser Standpunkt ist allgemein aufgegeben worden, 
weil man die Fürsorgezöglinge um des Rufes der Für- 
sorgeerziehung willen nicht unter ein Sonderrecht 
stellen will. Die Beschränkung auf Entmündigte be- 
deutet ferner eine zu starke Einengung der Ver- 
wahrungsmöglichkeiten, da die Voraussetzungen der 
Entmündigung, daß nämlich der zu Entmündigende 
wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche ‚‚seine 
Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag‘‘, viel zu 
sehr vom vermögensrechtlichen Standpunkt aus be- 
trachtet zu werden pflegt. Dieser erste Entwurf eines 
Bewahrungsgesetzes, damals noch als Verwahrungs- 
gesetz bezeichnet, hat den Boden für die folgenden 
bereitet, die es schon wagen konnten, den Kreis der 
durch das Bewahrungsgesetz zu erfassenden Personen 
auf solche auszudehnen, bei denen nicht bereits von 


1) Hans Maier, Heft 1 der Schriften d. Frankf. Wohlf.- 


Amtes. Frankfurt a. M. 1919, S. 38. 
2) Hans Maier, Verwahrungsgesetz. Karlsruhe 1921. 
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vornherein die Tatbestände ‚„entmündigt‘‘ oder „Für- 
sorgezögling‘‘ gegeben waren. 1922 wurde vom 
Deutschen Verein für öffentliche und private Fürsorge 
eine Kommission zur Prüfung der Frage einer Ver- 
sorgung asozialer Personen eingesetzt, in der die öffent- 
liche und freie Fürsorge sowie Psychiater vertreten 
waren. Das Ergebnis der Verhandlungen, die zuletzt 
in Verbindung mit einem Ausschuß des Allgemeinen 
Fürsorgeerziehungstages betrieben wurden, ein mit 
Begründung versehener Entwurf eines Bewahrungs- 
gesetzes, wurde am 12. III. 1925 den zuständigen 
Stellen der Reichsregierung sowie dem Reichstag und 
dem Reichsrat vorgelegt!). Wenige Wochen vorher 
war bereits den zuständigen Stellen ein im Auftrag des 
Deutschen Verbandes zur Förderung der Sittlichkeit 
von Dr. med. Löwenstein, Gerichtsassessor Dr. 
Nathan und, als Praktikerin, Friederike Wicking, 
Leiterin der Frauenhilfsstelle im Berliner Polizei- 
präsidium, ausgearbeiteter, ebenfalls mit Begründung 
versehener Entwurf?) vorgelegt worden. Im Juni 1925 
folgte die Überreichung eines Entwurfes der Arbeiter- 
wohlfahrt®?). Die 3 Entwürfe wurden nach der ersten 
Lesung am 15. I. 1926 ohne Erörterung dem bevölke- 
rungspolitischen Ausschuß zur weiteren Bearbeitung 
übergeben. Am weitesten in der Umgrenzung des zu 
erfassenden Personenkreises geht der Entwurf des 
Deutschen Verbandes, der das Bewahrungsgesetz 
gleichzeitig zu einem Instrument der Irren- und der 
Strafrechtspflege macht. Neben Geisteskrankheiten, 
neben Personen, die infolge körperlicher, geistiger oder 
moralischer Mängel außerstande sind, für sich und ihre 
Angelegenheiten zu sorgen, und deren Bewahrung zur 
Verhütung sittlicher oder körperlicher Verwahrlosung 
oder im Interesse der öffentlichen Sicherheit er- 
forderlich ist, sollen auf Grund dieses Gesetzes auch 
solche, die gemäß $ 51 Str.GB. freigesprochen oder 
außer Verfolgung gesetzt werden mußten, bewahrt 
werden. Die Be- und Verwahrung Geisteskranker 
dient in erster Linie der Sicherheit der Allgemeinheit 
und ist von rein psychiatrischen Gesichtspunkten aus 
zu beurteilen. Bei der Unterbringung der auf Grund 

1) Text in Heft 3 der Veröffentlichungen des Deutschen 
Vereins f. öffentl. u. priv. Fürs. Das Bewahrungsgesetz im 
System der Fürsorge. Anhang S. 1ff. 

2) Verlag von Heiermann & Dortschy, Berlin SW 68. Preis 
M —,50. 

3) Bewahrung. Von Ministerialrat Dr. Hans Maier. Heft 12 
der Schriften des Frankf. Wohlf.-Amtes, S. 35ff. 

Das Problem der Bewahrung v. Dr. Helene Simon. Soz. 
Praxis, Jg. 35, Nr. 19/21/22. 1926. 

Gefährdetenfürsorge und Bewahrung v. Anna Pappritz. 
Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege, Jg. I, Heft 6. 

Vorarbeiten und Entwurf zu einem Reichsbewahrungsgesetz 


v. Irmgard Jäger. Zeitschrift für Wohlfahrtspflege, 1. Jg., 
Heft 4 u.5. 1925. 
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von $ 51 Str.GB. Freigesprochenen ist in gleichem 
Maße das Interesse der Allgemeinheit ausschlag- 
gebend, doch ist sie im wesentlichen von kriminellen 
Gesichtspunkten aus zu regeln. Die eine ist daher 
Sache der Irrengesetzgebung, die andere der Straf- 
gesetzgebung. Ein Gesetz,betreffend dieBewahrung Ge- 
fährdeter, dient in erster Linie den Bewahrten selbst, 
mittelbar nur der Allgemeinheit. Fürsorgerische Ge- 
sichtspunkte sind hier ausschlaggebend. Es darf daher 
als Teil der Fürsorgegesetzgebung und im Interesse 
seiner Wirksamkeit nicht mit Wesensfremdem belastet 
werden. Der Entwurf des Deutschen Vereins für 
öffentliche und private Fürsorge sieht zur Überweisung 
in Bewahrung vor: Personen über 18 Jahre, welche 
verwahrlost sind oder zu verwahrlosen drohen, wenn 
a) dieser Zustand auf einer krankhaften oder außer- 

ordentlichen Willens- und Verstandesschwäche oder 

auf einer krankhaften und außerordentlichen 

Stumpfheit des sittlichen Empfindens beruht und 
b) keine andere Möglichkeit besteht, diesen Zustand 

der Gefährdung oder Verwahrlosung zu beheben. 

Nach dem Entwurf der Arbeiterwohlfahrt sollen 
ebenfalls alle Personen über 18 Jahre zur Verwahrung 
überwiesen werden können, soweit dies zur Bewahrung 
vor körperlicher oder sittlicher Verwahrlosung er- 
forderlich ist, wenn sie, eine Anlehnung an das Ent- 
mündigungsrecht, wegen Geisteskrankheit, Geistes- 
schwäche oder Trunksucht ihre Angelegenheiten nicht 
zu besorgen vermögen oder infolge krankhafter 
Willensschwäche ein die Gemeinschaft schädigendes 
Verhalten zeigen und andere gesetzlich geregelte 
Möglichkeiten zur Verhütung und Beseitigung dieser 
Verwahrlosung nicht bestehen, — eine Fassung, die 
insbesondere infolge Nichtaufnahme des Begriffes 
der ‚„außergewöhnlichen Stumpfheit des sittlichen 
Empfindens“, den Kreis der zu erfassenden Per- 
sonen auf das vorsichtigste und engste umschließt. 
Stellt doch ein solches Gesetz einen Eingriff in 
die persönliche Freiheit, mindestens nach land- 
läufigen Begriffen, dar!). Entsprechend den von ihm 
mit erfaßten Personenkreisen — Geisteskranke, Ver- 
brecher, gemeingefährliche Geisteskranke -- sieht der 
Entwurf des Deutschen Verbandes zur Förderung der 
Sittlichkeit Überweisung zur Bewahrung usw. durch 
das Amtsgericht vor. Nach den beiden anderen Ent- 
würfen soll, gemäß der in beiden auch weiterhin zu 
Tage tretenden Anlehnung an das Fürsorgeerziehungs- 
recht, in Bewahrungsangelegenheiten das Vormund- 


1) Helene Simon führt a. a. O. S. 554 hierzu aus: „Man 
kann eine Freiheit nicht beschränken, die im tieferen Sinne des 
Wortes gar nicht besteht. Sind doch die Personen, um die es 
sich hier handelt, Sklaven ihrer krankhaften Triebe und ihrer 
Umwelt.‘ 
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schaftsgericht tätig werden. Auch in dem Verfahren 
stimmen die Entwürfe des Deutschen Vereins und der 
Arbeiterwohlfahrt im wesentlichen überein: Die Be- 
stimmung des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes über 
Aussetzung — der Entwurf des Deutschen Vereins 
sieht Aussetzung der Bewahrung für ein Jahr bei 
Stellung unter Schutzaufsicht während dieser Zeit 
vor —, vorläufige Aufhebung usw. sollen entsprechend 
angewandt werden. Wesentlich für Erreichung des 
Zweckes der Bewahrung ist, daß die Entscheidungen 
des Gerichts nicht nur auf Antrag (wie nach dem Ent- 
wurf des Verbandes), sondern auch von Amts wegen 
erfolgen kann, ferner daß, wie in sämtlichen Entwürfen 
vorgesehen, der Antrag auf Bewahrung von allen 
irgendwie beteiligten, insbesondere auch den Für- 
sorgebehörden gestellt werden kann. Die drei Ent- 
würfe sehen Heranziehung von Ärzten und sonst in 
Betracht kommenden Personen sowie die Möglichkeit 
einer Unterbringung zur Beobachtung als Sicherheits- 
maßnahme gegen Fehlentscheide vor. Die Bewahrung 
soll sowohl in einer geeigneten Anstalt wie einer ge- 
eigneten Familie erfolgen können. Sie soll solange 
dauern, als ihr Zweck es erfordert, die Notwendigkeit 
ihrer Fortdauer von Amts wegen in regelmäßigen 
Zeitabschnitten, auf Antrag jederzeit, nachgeprüft 
werden können. Jeder die Fortdauer festsetzende Be- 
schluß soll mit Begründung versehen sein. Die Be- 
wahrung soll auf öffentliche Kosten erfolgen, die ent- 
standenen Kosten von ihren Trägern auf Antrag aus 
dem pfändbaren Vermögen (oder Einkommen gemäß 
dem Entwurf des Deutschen Vereins) zu ersetzen 
sein. 

Die Notwendigkeit der Bestimmung eines Kosten- 
trägers für die Bewahrung volljähriger Gefährdeter 
ist es zum großen Teil, die den Erlaß eines Bewahrungs- 
gesetzes erforderlich macht; die Schwierigkeit der Be- 
stimmung dieses Kostenträgers in dieser Zeit größten 
Geldmangels ist es, die das Zustandekommen des Ge- 
setzes mehr und mehr hinausschiebt. Die Bewahrung 
bildet teils eine Fortsetzung der Fürsorgeerziehung, 
teils stellt sie ein Analogon zu ihr dar. Sie soll für Per- 
sonen eintreten, die anderenfalls Gefängnisse, Arbeits- 
häuser, Irrenanstalten bevölkerten, Kinder zur Welt 
brächten, die als Insassen eben dieser Anstalten weiter- 
hin die Allgemeinheit belasteten. Es ist daher nur 
billig, wenn diejenigen Fürsorgeverbände, für die die 
Bewahrung eine Entlastung darstellt — das sind in der 
Mehrzahl, insbesondere in Preußen, die Landesfür- 
sorgeverbände — die Kosten für diese Entlastungs- 
institutionen, diese Entlastungsmaßnahmen tragen. 
Es ist damit bereits ausgedrückt, daß die Bewahrung 
keine neue Belastung der Allgemeinheit darstellt, daß 
sie vielmehr lediglich eine Kostenumlagerung und 
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letzten Endes!) aller Voraussicht nach sogar eine Er- 
sparnis bedeutet. Hinzu kommt, daß alle zur Be- 
wahrung Überwiesenen zwecks Brauchbarmachung 
zum Leben in der Freiheit, zur Arbeit ausgebildet und 
herangezogen werden müssen und hierdurch wenig- 
stens einen Teil ihres Unterhalts selbst erarbeiten 
können, so daß damit gerechnet werden darf, daß die 

Bewahrungsanstalten sich in einem gewissen Umfang 

selbst zu tragen vermögen. 

England kennt seit 1913 die Bewahrungsmöglich- 
keit. Die Mental Deficiency Act erlegt den ört- 
lichen Organen der für diesen Zweig eigens bei dem 
Gesundheitsministerium errichteten Kontrollbehörde 
die Pflicht auf, Blöde, Geistesschwache oder mit 
moralischen Defekten behaftete Personen, gleichviel 
welchen Alters, zu betreuen, wenn sie 
a) bereitsverwahrlost sindoderzu verwahrlosen drohen, 
b) kriminell geworden sind, 

c) als unerziehbar oder als erziehungsbedürftig nach 
Verlassen der eigens für diese Klasse von Personen 
eingerichteten Sonderschule festgestellt worden sind, 

d) ledig schwanger sind oder bereits geboren haben. 
Neben einfacher Überwachung, Stellung unter 

Schutzaufsicht (guardianship) kommt hierfür in erster 

Linie Bewahrung in einer geschlossenen Anstalt in Be- 

tracht, die durch einen Beschluß angeordnet wird, der 

jederzeit nachprüfbar ist. Zahlreiche Organisationen 
arbeiten mit den Behörden zur Feststellung in Betracht 
kommender Personen und ihrer Versorgung mit gutem 

Erfolge Hand in Hand. Einem Bericht der Central 

Association for Mental Welfare entnehmen wir, daß 

in England — infolge des Krieges — großer Mangel an 

entsprechenden Anstalten herrscht, daß daher für 

Arme bestimmte Anstalten für die Unterbringung 

auch dieser Personen herangezogen werden mußten. 

Auch einige Schweizer Kantone (Zürich, Grau- 
bünden) besitzen gesetzliche Bestimmungen über die 
Versorgung von Jugendlichen, Verwahrlosten 
und Gewohnheitstrinkern, in denen eine Bewah- 
rung Erwachsener enthalten ist?). Es wird im Züricher 
Gesetz vom 24. V. 1925 unterschieden zwischen Er- 
ziehungsfähigen und unverbesserlichen Verwahrlosten. 
Es heißt von der ersten Gruppe : Personen vom zurück- 
gelegten 18. Jahre bis zum zurückgelegten 30. Jahre, 


1) Es darf hierzu nochmals auf die Zusammenstellung von 
Lebensläufen bewahrungsbedürftiger Personen in Heft 3 der 
Veröffentlichungen des Deutschen Vereins hingewiesen werden, 
ferner auf den Anhang des Entwurfs des Deutschen Verbandes 
zur Förderung der Sittlichkeit sowie auf den Aufsatz von Stadt- 
medizinalrat Dr. Fischer-Defoy in der Münchener Medizini- 
schen Wochenschrift vom September 1926. 

2) Vgl. über die ausländische Gesetzgebung ‚„Bewahrungs- 
gesetz und Strafrecht“ im Nachrichtendienst des Deutschen 
Vereins für öffentliche und private Fürsorge. 1927. S. 131. 
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die einen Hang zu Vergehen bekunden, liederlich 
oder arbeitsscheu sind, aber voraussichtlich zur Arbeit 
erzogen werdenkönnen, sind in einer Arbeitserziehungs- 
anstalt zu versorgen ($ 5). Zweck der Versorgung ist, 
die Eingewiesenen an ein geordnetes tätiges Leben zu 
gewöhnen durch Erziehung zur Arbeit, die ihren Fähig- 
keiten entspricht und sie befähigt, ihren Unterhalt zu 
verdienen. Die geistige und körperliche sowie die be- 
rufliche Ausbildung der Eingewiesenen wird durch 
Unterricht gefördert ($ 6). Unverbesserliche Verwahr- 
loste sollen in einer Verwahrungsanstalt versorgt wer- 
den, wenn die Einweisung in eine Arbeitserziehungs- 
anstalt wegen ihrer besonderen Eigenschaft nicht 
möglich, oder wenn sie erfolglos geblieben ist, oder von 
Anfang an als aussichtslos erscheint ($ 8). Zweck der 
Versorgung ist, die Gesellschaft vor gefährlichen und 
unverbesserlichen Personen zu schützen und die In- 
sassen durch nützliche Arbeit zu zwingen, die Kosten 
des Lebensunterhalts zu verdienen ($ 9). Die Kosten 
der Einweisung tragen, abweichend von den deutschen 
Entwürfen, der Eingewiesene oder seine unter- 
stützungspflichtigen Verwandten. Im übrigen finden 
sich manche den deutschen Entwürfen entsprechende 
Bestimmungen. Die mit dem Gesetz gemachten Er- 
fahrungen konnten leider noch nicht ermittelt werden. 
|” Jedenfalls dürfen wir hoffen, daß die Verabschiedung 
des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten, dessen wertvolle Ergänzung das Bewahrungs- 
gesetz darzustellen berufen ist, auch dessen baldige Be- 
arbeitung und Gesetzwerdung nach sich ziehen wird. 

Auch bei Besserung der wirtschaftlichen Ursachen 
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der Verwahrlosung wird es nötig bleiben, durch Maß- 
nahmen der gesundheitlichen Prophylaxe und der 
Erziehung das Anheimfallen an die Verwahrlosung zu 
verhindern. Alle diesem Zwecke dienenden Anstalten 
und Einrichtungen (Horte usw.) müssen gefördert 
werden. Erziehung der weiblichen Jugend zur Ein- 
fachheit, Heranbildung zu Hausfrauen, die dem Mann 
und den Kindern auch den einfachsten und beschränk- 
testen Wohnraum mit bescheidensten Mitteln zum 
Heim zu gestalten wissen, muß das Schließen von Früh- 
ehen erleichtern. Die Mütter müssen es als ihre vor- 
nehmste Aufgabe erkennen, durch Einfühlung in die 
Eigenart ihrer Kinder — der Versuch sie zu unter- 
drücken bewirkt das Gegenteil — ihnen Freundinnen, 
Beraterinnen zu werden. Freude am Beruf, die durch 
richtige Berufsberatung geweckt, durch Ausbildung 
im Beruf weiter entwickelt wird, ausreichende Freizeit, 
die für richtige, neue Freude und Spannkraft zur 
Arbeit spendende Erholung verwendet wird, dürfen 
keinen Raum für die Verwahrlosung begünstigende 
Gedankengänge lassen. Möglichst weitgehende Er- 
füllung dieser Forderungen als Maßnahmen vorbeu- 
gender Fürsorge im weitesten Sinne, großzügige 
Durchführung des neuen Gesetzes zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten und Erlaß eines Be- 
wahrungsgesetzes als Maßnahme heilender und vor- 
beugender Fürsorge im engeren Sinne müssen zwangs- 
läufig zu der erstrebten Herabminderung der Ver- 
wahrlosung führen. Auch hier sei das Idealziel — 
Überflüssigmachung der Fürsorge durch sich selbst — 
aufgestellt. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Runderlaß des preußischen Ministers für Volkswohlfahrt vom 
28. XII. 1926, betr. Ausgestaltung der Fürsorgeverbände zum 
Mittelpunkt der öffentlichen Wohlfahrtspflege und Bindeglied 
zwischen Öffentlicher und freier Wohlfahrtspflege ($ 5 Abs. 4 
f. V.) — HHE 4190, IM 111 4127. Veröffentlicht in Volks- 
wohlfahrt Jg. 8, Nr. 2. 1927. 

Die Kriegs- und Nachkriegszeit hat einen starken Ausbau 
der Gesundheits- und Wohlfahrtspflege durch die Sozialver- 
sicherungsträger und sonstige Öffentliche und private Stellen 
gebracht. Das Ergebnis befriedigt noch nicht. Es fehlt vielfach 
an einheitlichen Richtlinien über den Aufgabenkreis der ein- 
zelnen Veranstaltungen und über die Abgrenzung der Zuständig- 
keit. Auch die Verwertung des gewonnenen Materials ist völlig 
uneinheitlich. Auf dem Gebiete der offenen Fürsorge vermißt 
man vielfach die Einstellung entsprechend ausgebildeter Fach- 
kräfte. Die erforderlichen Sonderanstalten — Heime für ge- 
schlechtskranke Kinder und Frauen, Krüppelheime, Tuber- 
kuloseheilstätten usw. — sind sehr ungleichmäßig über das Land 
verteilt. Notwendig ist, an Stelle des bisherigen Wetteiferns, 
größere Planmäßigkeit bei Vermehrung und Ausnutzung der 
Einrichtung zwecks Vermeidung des Nebeneinanderarbeitens 


und der Doppelarbeit. Zur Erreichung dieses Zwecks empfiehlt 


sich die Bildung von Arbeitsgemeinschaften für die Gebiete der 
offenen, halboffenen und geschlossenen Fürsorge. Die Arbeits- 
gemeinschaften sind zweckmäßig sowohl für das Gebiet des Be- 
zirksfürsorgeverbandes als auch für das Gebiet des L.andesver- 
bandes (überörtliche Arbeitsgemeinschaft) zu bilden. Bildung 
und Führung sollen die genannten Verbände selbst übernehmen. 
Die Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten sollen die 
Bildung der Arbeitsgemeinschaft mit anregen und ihnen bei- 
treten. Schweers (Berlin). 
Zusammenstellung der von den einzelnen Fürsorgtbehörden 
aufgestellten Richtsätze und der Einkommenssätze für die 

Wochenfürsorge nach dem Stande vom 1. September 1926. 

Reichstag. 111 1924/26. Drucks. Nr. 2810. 

Auf Grund der Reichsverordnung über die Fürsorgepflicht 
in der Fassung des Gesetzes vom 8. Juni 1926 hat die oberste 
Landesbehörde oder die von ihr bestimmten Stellen den ört- 
lichen Verhältnissen angepaßte Einkommenssätze festzustellen, 
bei deren Nichterreichung eine Wöchnerin Wochenfürsorge 
stets dann erhält, wenn nicht Tatsachen die Annahme recht- 
fertigen, daß die Hilfe nicht benötigt wird. In Anlage I der er- 
wähnten Reichsdrucksache sind vom Reichsarbeitsministerium 
und dem Reichsministerium des Innern auf Grund der von den 
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Landesregierungen beschafften Unterlagen u. a. die in den 

einzelnen Bezirksfürsorgeverbänden des Reiches geltenden 

monatlichen Einkommenssätze tabellarisch zusammengestellt. 
Fi. 


Fürsorgerecht und Caritas. Abhandlungen zur Reichsverord- 
nung über die Fürsorgepflicht. In Verbindung mit Fach- 
leuten herausgegeben von Dr. Hermann Bolzau (Köln a. Rh.). 
Caritasverlag. Freiburg i. B. 1927. VIII und 317 S. 


Der vom Deutschen Caritasverband herausgegebene Sammel- 
band über das Fürsorgerecht will in Einzelaufsätzen von Fach- 
leuten eine Darstellung des geltenden Rechts geben und wählt 
aus guten Gründen die einem Gesetzeskommentar vorzuziehende 
Form des Handbuches. Den Verfassern kommt es darauf an, 
die behandelten Stoffe vom Standpunkt der freien Wohlfahrts- 
pflege aus darzustellen. Den Werdegang und die Grundzüge der 
Fürsorgepflichtverordnung stellt der Direktor des Kölner Wohl- 
fahrtsamtes und Herausgeber des Gesamtwerkes Dr. Bolzau 
dar. Das materielle Fürsorgerecht behandelt in einem ausge- 
zeichneten Aufsatz Dr. Lücken (Darmstadt). Er erkennt die 
Problematik der Gruppenfürsorge und weist die Caritasmitglie- 
der auf ihre besondere Pflicht hin, in den ihnen nahestehenden 
Kreisen die Verschiedenartigkeit eines sozialpolitischen und für- 
sorgerechtlichen Gesetzes klarzulegen, eine Unterscheidung, 
über die in den letzten Jahren die Gesetzgeber selbst ihre Un- 
klarheit bewiesen haben. Mit Recht zeigt er, daß die neuere 
Gesetzgebung als Voraussetzung des Eingreifens den notwendi- 
gen und nicht mehr den unentbehrlichen Lebensbedarf festlegt 
und damit sich weit über die früheren armenrechtlichen Normen 
erhoben hat. Durchaus objektiv stellt Bolzau die Stellung der 
freien Liebestätigkeit in den Gesetzen der deutschen Länder 
dar. Besondere Aufgaben der Caritasmitarbeiter in den Sonder- 
zweigen der Fürsorge werden von Retzbach (Klein- und 
Sozialrentner) und von Rappenecker (Kriegsopferfürsorge) 
erörtert. Wertvolle Hinweise über die Aufgaben der organi- 
sierten freien Wohlfahrtspflege und ihrer Mitarbeiter für das 
Zusammenwirken mit der amtlichen Fürsorge gibt der Aufsatz 
des Münchener Amtsgerichtspräsidenten RiB über ‚die grund- 
sätzliche Stellung der freien Liebestätigkeit zur Reichsverord- 
nung über die Fürsorgepflicht‘‘. Weniger glücklich ist dagegen 
die allgemeine Darstellung dieser Zusammenarbeit und die Be- 
handlung des Zusammenwirkens im einzelnen von Oberpräsiden- 
ten Dr. Wuermeling, weil dessen Abhandlung nicht frei von 
polemischen Wendungen ist und weniger das große Ziel wohl- 
fahrtspflegerischer Gestaltung im Auge hat als eine Apologetik 
von dem Standpunkt machtbewußter freier Wohlfahrtspflege 
enthält. Von ausgezeichneter praktischer Erfahrung zeugt der 
Aufsatz des Dortmunder Stadtvikars Riekes über ‚Städtisches 
Caritas- Sekretariat und Fürsorgeverband‘, in dem die Auf- 
gaben der Caritas bei ihrer Mitarbeit im städtischen Wohlfahrts- 
amt entwickelt werden. Er verlangt mit Recht ausreichende 
Pflegegelder für die Anstalten der freien Liebestätigkeit, warnt 
zugleich aber die Spitzenverbände, für ihre Organisation behörd- 
liche Unterstützung nachzusuchen. Der Freiburger General- 
sekretär Dieing gibt Ratschläge für die naturgemäß noch nicht 
so wie in der Stadt entwickelte Mitarbeit der Caritas im länd- 
lichen Wohlfahrtsamt, weil letzteres meist noch ganz junger 
Herkunft ist. Dr. Auer, der Direktor der Caritasbibliothek in 
Freiburg hat dem stattlichen Bande die meines Wissens bisher 
umfangreichste und vollständigste Zusammenstellung alles zum 
neuen Fürsorgerecht erschienenen Schrifttums beigegeben. Im 
ganzen stellt der Sammelband das bisher ausführlichste Hand- 
buch zum neuen deutschen Fürsorgerecht dar, auf dessen Heraus- 
gabe der Caritasverband mit Recht stolz sein darf. H. M. 
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Städte, Staat und Wirtschaft. Denkschrift des Deutschen 
Städtetages. Verlag des Deutschen Städtetages. Berlin 1926. 
Der Deutsche Städtetag hat einem größeren Kreis von Sach- 
verständigen und Vertretern der Deutschen Wirtschaft eine 
Denkschrift über die Finanzgestaltung der deutschen Wirtschaft 
überreicht. Die Denkschrift soll zeigen, daß die Städte nicht 
eine ihnen zuweilen zur Last gelegte Verschwendungspolitik 
treiben, sondern daß nur die ihnen durch die Kriegs- und Nach- 
kriegsgesetzgebung überwiesenen Aufgaben die Ursache für die 
Erweiterung und Lastenvermehrung kommunaler Tätigkeit 
bilden. Bedeutsam sind insbesondere die Angaben über das 
Wachstum der Aufwendungen für die Wohlfahrtspflege. Diese 
hat im Jahre 1913 nur 12,3 °/,, im Jahre 1925 dagegen 32,1 % 
der Gesamtausgaben der Städte beansprucht. Sie ist von der 
ihrer Kostenhöhe nach an dritter Stelle stehenden Aufgabe zu 
der kostspieligsten des Jahres 1925 angestiegen. Mit Recht 
sieht die Denkschrift als Ursache dieses Wachstums nicht eine 
zu weitgehende Fürsorge an, sondern erachtet sie als eine Folge 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung während des 
Krieges und nach dessen Abschluß. Haben es die deutschen Ge- 
meinden von jeher als ihre Ehrenpflicht angesehen, auf sozialem 
Gebiete voranzuschreiten, so hat die Gesetzgebung der Nach- 
kriegszeit mit ihrer zeitweisen, bis heute noch nicht behobenen 
Vermischung von Fürsorge und Schadenersatz den Städten 
fast untragbare finanzielle Lasten aufgebürdet, zugleich noch 
in organisatorischer Beziehung die Selbstverwaltung eingeengt, 
worunter nur die freie soziale Betätigung leiden kann. Die 
Denkschrift übt an dieser Entwicklung scharfe Kritik, mahnt 
aber zugleich mit vollem Recht selbst die Städte, ihre Organi- 
sation der Wohlfahrtspflege durch einheitliche Zusammen- 
fassung möglichst zu vereinfachen. Eine wesentliche Minderung 
des städtischen Wohlfahrtsetats wird erst durch eine Behebung 
der heutigen Massennotstände eintreten. Voraussetzung hierfür 
ist einmal ein Absinken der Erwerbslosenziffern, zum anderen 
eine Herausnahme großer Gruppen Hilfsbedürftiger (Soziai- 
rentner, Kleinrentner) aus der individuellen kommunalen Für- 
sorge durch Erweiterung der sozialpolitischen Gesetzgebung. 
H.M. 


Memeisdorft (Berlin), Der Aufbau des Wohlfahrtsamtes in einer 
größeren Stadt. Die Wohlfahrtspflege in Einzeldarstellungen, 
4. Band. Heymann, Berlin 1926. 


Das Buch enthält eine auf praktische Erfahrungen in einer 
größeren Stadt gestützte Darstellung über Aufbau und Arbeit 
von Wohlfahrtsämtern, wobei die Wohlfahrtspflege definiert 
wird als „die planmäßig betriebenen Maßnahmen, die den 
Schutz und die Fürsorge der Hilfsbedürftigen auf wirtschaft- 
lichem, erzieherischem und gesundheitlichem Gebiete zum Ziele 
haben, ohne daß sie auf einer Arbeitsleistung des Hilfsbedürf- 
tigen beruhen“. Gileichgültig bei dieser Definition ist, ob die 
Wohlfahrtspflege auf Grund gesetzlicher Verpflichtung oder 
ohne solche ausgeübt wird. Der Verfasser betont die Not- 
wendigkeit eines einheitlichen Amtes und schildert sehr ein- 
gehend dessen Arbeitsgebiete, unter Darlegung auch der ge- 
setzlichen Grundlagen, soweit solche vorliegen. Sodann werden 
im einzelnen die großen Abteilungen, Unterstützungsamt, 
Jugendamt, Gesundheitsamt und Hauptabteilung dargestellt. 
Zum Schluß geht der Verfasser auf die Organisation der Familien- 
fürsorge ein und betont stark deren Vorteile. Wenn er auch im 
allgemeinen den prinzipiellen ärztlichen Bedenken gegen die 
Einheitlichkeit der Familienfürsorge entgegentritt, so gibt er 
doch zu, daß Trinkerfürsorge, Geschlechtskrankenfürsorge, 
Pflegeamt und die Operationsfälle der Krüppelfürsorge, weil be- 
sondere spezialistische Kenntnisse erfordernd, außerhalb der 
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Familienfürsorge bleiben sollten. — Das Buch ist als ein inhalt- 
reiches und anregendes Werk zu bezeichnen, wenn man dem 
Verfasser auch nıcht in allen Punkten beipflichten kann, zum 
Beispiel, wenn er den Grundsatz vertritt, daß den Fürsorge- 
rinnen nur die Durchführung des Außendienstes und die Er- 
stattung von Berichten zugestanden werden, dagegen alle üb- 
rigen Arbeiten, vor allen Dingen auch das Entwerfen von An- 
trägen, dem Sachbearbeiter vorbehalten bleiben solle. Durch 
eine solche Scheidung wird die Arbeit der Fürsorgerin zu der 
einer reinen Hilfstätigkeit herabgemindert und die gesamte 
soziale Arbeit, das Verantwortungsgefühl und die Handhabung 
der Fürsorge schwer beeinträchtigt. Sehr gute Erfahrungen mit 
der entgegengesetzten Methode liegen aus einer großen Reihe 
von Städten bereits vor. K. Mende (Berlin). 


Gottlob Binder (Bielefeld), Die Arbeiterwohlfahrtspflege, ihre 
Entwicklung, Motive und Ziele. Verlag der Westfälischen 
Verwaltungsakademie. Münster i. W. 1926. 

Im Rahmen der Vortragsreihe für Sozialbeamte der west- 
fälischen Verwaltungsakademie schildert der Bielefelder Stadt- 
rat Binder die Entwicklung, Motive und Ziele der Arbeiter- 
wohlfahrtspflege als des großen, auf dem Gedanken der gegen- 
seitigen Hilfe beruhenden wohlfahrtspflegerischen Spitzenver- 
bandes der sozialistischen Arbeiterschaft. Die kleine Schrift 
gibt, ohne sich in Einzelheiten zu verlieren, eine Kurze und auf- 
schlußreiche Übersicht. H.M. 


Familie und Fürsorge. Vortragsfolge, hrsg. von Dr. W. Pollig- 
keit. Friedrich Mann’s Pädagogisches Magazin, Heft 1119. 
Fortschritte der Jugendfürsorge, IHI. Reihe, Heft 5. Beyer & 
Söhne, Langensalza 1927. 156 S. M 3,—. 

Das Heft enthält eine Reihe von Referaten, die bei einer 

Konferenz des Deutschen Vereins für öffentliche und private 


Fürsorge auf der Wegscheide gehalten worden sind. Den Anlaß 


dazu gaben die vielfachen Diskussionen anläßlich der Aus- 
dehnung der Familienfürsorge, die in den letzten Jahren fast 
überall an die Stelle der einzelnen Fürsorgezweige getreten ist. 
Die inneren Bedingungen und Grundlagen der heutigen Familie 
und, daraus abgeleitet, die Forderungen an die Fürsorge sollten 
von verschiedenen Seiten her durchforscht werden. Der Wandel 
in der Struktur und in den sozialen, kulturellen u. a. Funktionen 
der Familie drängt zu diesen Problemstellungen angesichts der 
heutigen Lage, die von einigen als eine zwar langsame, aber 
hemmungslose Auflösung der Familie angesehen wird. — Aloys 
Fischer (München) zeichnete in seinem einleitenden Referat 
die im Lauf der Zeiten gleichgebliebenen innersten Kräfte der 
Familie, die als Urbild aller anderen Gemeinschaftsformen anzu- 
sehen ist und demzufolge eine zeitlose Gemeinschaftsfunktion 
erfüllt. Aus dieser Erkenntnis ist die Notwendigkeit, den 
mannigfachen Gefährdungen durch ‚rettende Familienpolitik‘ 
entgegenzutreten, zu ziehen. 

Im Sinne seiner die Familie bejahenden Ausführungen wur- 
den dann nach verschiedenen wirtschaftlichen, sittlichen, 
formalen Gesichtspunkten die jetzigen Tatsachen und die 
daraus entstandenen Forderungen im einzelnen durch Redner 
der verschiedensten Anschauungskreise erörtert. — Das unge- 
wöhnlich inhaltreiche Buch, das 13 Referate enthält, ist auch 
über die Zwecke der Fürsorge hinaus geeignet, in vielen Fragen 
soziologischer Art Klärung zu geben. Im Vordergrund steht 
natürlich das überall zu beobachtende Bestreben, die Familien- 
fürsorge bis in ihre Wurzeln zu verfolgen und für ihre Organisa- 
tion und Tätigkeit Richtlinien zu geben. K. Mende (Berlin). 

Hans Harmsen (Berlin), Der Einfluß der versorgungsgesetz- 
lichen Regelung auf die wirtschaftliche und soziale Lage der 
Kriegerwitwen. Veröff. Mediz. Verwalt. XXII, 201. 1926. 


Nach einer interessanten historischen Darstellung der Ent- 
wicklung der deutschen Kriegerhinterbliebenenfürsorge seit Be- 
ginn des 19. Jahrhunderts folgt eine Untersuchung der jetzigen 
Verhältnisse der Kriegerwitwen aus dem Weltkriege an Hand 
der Akten des Wohlfahrtsamtes des Groß-Berliner Verwaltungs- 
bezirkes Zehlendorf. Zehlendorf ist der kleinste (44000 Ein- 
wohner) und dabei, wie zum Beispiel die Wohnungsstatistik er- 
gibt, zweifellos der wohlhabendste unter den Berliner Verwal- 
tungsbezirken; dadurch erhalten die Zahlen Besonderheiten, die 
eine Übertragung der Ergebnisse auf ein größeres Gebiet ver- 
bieten. Verfasser fand, daß von 355 Kriegerwitwen des ge- 
nannten Bezirkes bis Ende 1924 nur 80 sich wieder verheiratet 
hatten, und zwar hatten diese vorher durchschnittlich je 1,2 
Kinder (gegen 1,6 aller Kriegerwitwen) gehabt. Bei 60 von 
diesen 80 wieder verheirateten Frauen konnte festgestellt wer- 
den, daß ihre durchschnittliche Kinderzahl bis Ende 1924 auf 
2,0 gestiegen war, also — man darf die 60 wohl als ‚‚repräsen- 
tativ‘‘ für alle 80 betrachten — um je 0,8. Demgegenüber sind 
aus 45 Konkubinaten nur 3 Kinder hervorgegangen, das heißt 
das Konkubinat ist fast durchgehend steril. Verfasser schlägt 
zur Einschränkung des nicht nur ethisch, sondern auch be- 
völkerungspolitisch so unheilvollen Konkubinats vor, einen 
stärkeren Anreiz zur legalen Wiederverheiratung zu geben, 
indem die Abfindung, die in diesem Falle gegenwärtig den drei- 
fachen Betrag einer Jahresrente ausmacht, verdoppelt wird. 
Karl Freudenberg (Berlin). 


Neuregelung in der Wochenfürsorge. Nach einer Verfügung 
des Reichsarbeitsministeriums und des Reichsministers des In- 
nern vom 9. XI. 1926 (V. A. 8849 u. 11 9927 u. B.) sollen die 
zuständigen Ministerien der Länder die Bezirksfürsorgeverbände 
darauf hinweisen, daß nach dem am 1. X. 1927 erfolgten In- 
krafttreten des neuen Gesetzes über Wochenhilfe vom 9. VII. 
1926 (RGBi. I S. 407) die dort vorgesehenen erweiterten Lei- 
stungen für Familienwochenhilfe (freie Hebammenhilfe, Arznei, 
kleinere Heilmittel) gemäß $ 12 der Reichsgrundsätze auch 
für diejenigen Personen zu leisten sind, denen Wochenfürsorge 
gewährt wird. Die Stadt Berlin hat auf Grund dessen in 
Ergänzung ihrer früheren Bestimmungen folgende Anordnun- 
gen getroffen: 


Als Wochenfürsorge ist zu gewähren: 

a) bei der Entbindung oder bei Schwangerschaftsbeschwer- 
den Hebammenhilfe, Arznei und kleinere Heilmittel, s0- 
wie, falls es erforderlich wird, ärztliche Behandlung durch 
den Wohlfahrtsarzt; 

b) ein einmaliger Beitrag zu den sonstigen Kosten der Ent- 
bindung in Höhe von 10 RM.; 

c) einWochengeld fär die Dauer von4Wochen vor und 6 zusam- 
menhängenden Wochen unmittelbar nach der Niederkunft. 

Das Wochengeld beträgt 1,20 RM. täglich; es erhöht 
sich auf 1,50 RM., wenn das Gesamteinkommen der 
Wöchnerin und ihres Ehemannes oder, sofern sie allein 
steht, ihr eigenes Einkommen im letzten Monat vor der 
Entbindung weniger als das Einfache des Unterstützungs- 
richtsatzes für Sozialrentner, Kleinrentner und Gleich- 
gestellte beträgt. 

$ 195a Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung in der 
Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom 9. VII. 1926 
(RGBi. I S. 407) gilt entsprechend. Als Arzt im Sinne 
dieses Absatzes gilt nur der Arzt der städtischen Schwan- 
gerenfürsorgestelle. 

Die Zahlung des gesamten Wochengeldes ist im all- 
gemeinen von der regelmäßigen Vorstellung in der städti- 
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schen Schwangerenfürsorgestelle abhängig zu machen (im 
übrigen siehe Ziffer 127). 

d) Ein Stillgeld, sofern durch Bescheinigung der städtischen 
Säuglingsfürsorgestelle nachgewiesen wird, daß die Mutter 
das Kind stillt bis zum Ablauf der 12. Woche nach der 
Niederkunft in Höhe von täglich 0,50 RM. 

Das Wochengeld für die Zeit vor der Entbindung soll 

jeweils sofort gezahlt werden; für die übrige Zeit ist es in 

2 oder 3 Raten in Abständen von 2 oder 3 Wochen zu 
zahlen. Schweers (Berlin). 


Else Peerenboom (Freiburg i. Br.), Die katholischen Einrich- 
tungen der halboffenen Fürsorge und der offenen Gesundheits- 
fürsorge in Deutschland. (Statistik der katholischen carita- 
tiven Einrichtungen Deutschlands. Hrsg. vom Deutschen 
Caritasverband. Il. Band.) Caritasverlag, Freiburg i. Br. 
1926. 353 S., geb. 4 17,—, brosch. & 15,—. 

Dem ersten sehr umfangreichen und übersichtlich geordneten 
Band über die katholischen Einrichtungen der geschlossenen 
Fürsorge folgt hier ein ebensolches Werk über die Krippen, 
Kindergärten, Bewahranstalten und Horte, sowie über die 
Stationen über ambulante Krankenpflege in geographischer An- 
ordnung. Gibt der erste Teil besonders dem Praktiker die Hand- 
habe für seine Arbeit, so gewähren die tabellarisch und graphisch 
angelegten Übersichten des (kürzeren) 2. Teils instruktiven 
Einblick in die verschiedenartige Verteilung der gesamten 
geographischen Gebiete, auf Einwohnerzahlen berechnet. 


Beeking (Freiburg i. Br.), Katholische caritative Anstaltserzie- 
hung. Schriften zur Jugendwohlfahrt, VIII. Bd. Caritas- 
verlag, Freiburg i. Br. 1926. 

Das mehr als 400 Seiten starke Buch enthält hauptsächlich 
Referate, die auf einer Tagung des Verbandes der katholischen 
Waisen- und Fürsorgeerziehungsanstalten Deutschiands ge- 
halten worden sind. Die Hauptteile des Buches bilden, nach all- 
gemeinen historischen und soziologischen Einführungen, Ab- 
handlungen über die Zöglinge selbst in den verschiedenen Alters- 
stufen, sowie über schwer erziehbare Zöglinge im besonderen. 
Den größten Teil nimmt der Abschnitt über die praktische An- 
staltserziehung (religiöse Erziehung, Erziehung zur Arbeit, 
Sexualerziehung, Zöglingsfehler und ihre erziehliche Behand- 
lung usw.) ein. Es folgen einige Ausführungen über rein prak- 
tische Fragen wie Bau und Einrichtung von Anstalten, von 
Hausordnungen, sowie zuletzt Ausführungen über die Anforde- 
rungen und die Ausbildung der Erzieherpersönlichkeiten. Die 
gesamten Referate wurzeln in dem katholischen Glauben und 
seinen daraus hergeleiteten Erziehungsprinzipien. Das Buch ist 
unter diesem Gesichtspunkt sehr lesenswert, wenn auch andere 
Kreise sich gegen viele der Ausführungen, z. B. über die Be- 
handlung der Schwererziehbaren, über Selbstverwaltung in den 
Anstalten, Wert der Anstaltserziehung an sich usw. zu anderen 
Grundsätzen bekennen werden. K. Mende (Berlin). 


Grundsätze und Winke für die Jugendgerichtshilfe. 13. Auflage. 
Berlin 1926. 4 0,40. 


Liepmann (Hamburg), Das Strafverfahren und die Organisation 
der Strafgerichte. Berlin 1926. M 0,75. 


Ernst Kantorowicz (Kiel), Leitfaden für Jugendschöffen. 2. Auf- 
lage. Berlin 1926. 4 0,40. 


Die Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichts- 
hilfen, die sich seit Jahren, trotz ihres losen Zusammenschlusses, 
als der maßgebende Verband von Sachverständigen auf diesem 
Gebiet der Erziehungsfürsorge erwiesen hat, veröffentlicht jetzt 
in der von ihr herausgegebenen Schriftenreihe 3 Hefte, die in 
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innerem Zusammenhang miteinander stehen und geeignet sind, 
für die Praxis der Jugendgerichtshilfe wertvollste Fingerzeige 
zu geben. 


Die Grundsätze und Winke für die Jugendgerichtshilfe wur- 
den ursprünglich im Jahre 1909 von der Deutschen Zentrale für 
Jugendfürsorge für die Helfer herausgegeben und sind jetzt be- 
reits in 13 Auflagen erschienen. Das Schriftchen gibt nach 
kurzer historischer Einführung in die Jugendgerichtshilfe prak- 
tische Erläuterungen zu den Grundbegriffen des Jugend- 
gerichtsgesetzes. Für die Helfer ist die Schrift besonders wert- 
voll, weil in ganz einfacher, leicht verständlicher Form die 
schwierigen gesetzlichen Begriffsbestimmungen hier erläutert 
und die Tätigkeit der verschiedenen Behörden (des Jugend- 
gerichts, der Jugendstaatsanwaltschaft, der Jugendämter) dar- 
gestellt werden. Die gesetzlichen Bestimmungen sind an den 
einzelnen Stellen der Erläuterungen vermerkt, so daß sie nach- 
geschlagen werden können. Über die Aufgaben des Jugend- 
gerichtshelfers selber wird ausführlicher gesprochen und seine 
Tätigkeit im Vorverfahren, im Hauptverhandlungstermin und 
in der nachgehenden Fürsorge geschildert. Für die praktische 
Ausübung der Helfertätigkeit werden die Einzelheiten der Vor- 
bereitung einer brauchbaren und für den betreuten Jugend- 
lichen ersprießlichen Arbeit sorgfältig auseinandergesetzt und 
an Hand der praktischen Erfahrungen eine Fülle von wertvollen 
Ratschlägen gegeben. Endlich werden als Beispiele verschiedene 
Berichte, wie sie sein sollen und nicht sein sollen, und das in 
Berlin übliche Merkblatt für die Schutzaufsicht zum Abdruck 
gebracht. 


Die Jugendgerichtsbarkeit ist nur ein Teil des allgemeinen 
Strafverfahrens. Für eine erfolgreiche Tätigkeit in der Jugend- 
gerichtshilfe ist deshalb eine Kenntnis mindestens der wichtig- 
sten Bestimmungen des allgemeinen Strafprozesses unerläßlich. 
Diese werden nun in der zweitgenannten Schrift von Professor 
Liepmann im Anschluß an einen kürzlich gehaltenen Vortrag 
in systematischer und trotz aller theoretischen Gründlichkeit 
gut verständlichen Form wiedergegeben. Die rechtliche Natur 
des Strafprozesses wird nach einem kurzen geschichtlichen Über- 
blick in lebendiger Form dem Leser vorgestellt und auch die 
letzten Änderungen in der Organisation der Strafgerichte über- 
sichtlich und kritisch beleuchtet. Die allgemeine Gliederung 
und der regelmäßige Verlauf eines Strafverfahrens mit den dabei 
geltenden allgemeinen Prinzipien, die Stellung des Verteidigers, 
die Bedeutung der Untersuchungshaft wird dargestellt, und eine 
Einführung in die Rechte des Beschuldigten selbst, sowie der 
Zeugen, das Urteil und die verschiedenen Rechtsmittel dient 
zur guten und schnellen Orientierung. 


Der Leitfaden für die Jugendschöffen war seit längerer Zeit 
vergriffen und wurde vielfach verlangt. Dieser Leitfaden wendet 
sich nicht an die Helfer der Vereine und Jugendämter, die auf 
dem Gebiete der Jugendgerichtshilfe schlechthin tätig sind, 
sondern dient zu einer eingehenden Information der Persönlich- 
keiten, die berufen sind, als Jugendschöffen bei den Jugend- 
gerichten mitzuwirken, und die bekanntlich von den Jugend- 
ämtern in Vorschlag gebracht werden. In gedrängter Form faßt 
der Leitfaden die wichtigsten Bestimmungen des Jugendge- 
richtsgesetzes, des Gerichtsverfassungsgesetzes und der Straf- 
prozeßordnung zusammen und verschafft so dem Jugend- 
schöffen eine Kenntnis der gesetzlichen Grundlagen seiner 
richterlichen Mitarbeit. — Im 2. Teil werden die allgemeinen 
Aufgaben des Jugendgerichts zusammenfassend dargestellt und 
die Jugendschöffen hierdurch auf die Gesichtspunkte hinge- 
wiesen, auf die sie bei der Hauptverhandlung ihr Augenmerk zu 
richten haben. — Im Schlußteil wird endlich den Jugend- 
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schöffen durch eine Zusammenstellung der wichtigsten Fragen, 
die dem Schöffen für seine richterliche Tätigkeit gestellt werden, 
noch eine besondere Erleichterung gegeben, die ihm das Folgen 
in der oft schnellen Verhandlung ermöglichen wird. 

Alle drei Schriften, die auch durch ihren außerordentlich 
billigen Preis für jeden Helfer erschwinglich und sämtlich bei 
F. A. Herbig, G. m. b. H., Berlin, erschienen sind, werden für 
die Praxis der Jugendgerichtshilfe eine außerordentliche Be- 
deutung erlangen. Es ist jedem, der auf diesem Gebiet tätig 
wird, dringend zu raten, das Studium der drei kleinen Schriften 
nicht zu versäumen. Walter Friedländer (Berlin). 


Francke (Berlin), Jugendverwahrlosung und ihre Bekämpfung. 
Verlag F. A. Herbig, G. m. b. H., Berlin 1926. 38 S. 4 0,75. 
Als Heft 8 der Schriftenreihe der Vereinigung für Jugend- 

gerichte und Jugendgerichtshilfen ist diese Ausarbeitung eines 

Vortrages des bekannten Berliner Jugendrichters erschienen. 

Trotz der im Rahmen eines Vortrages gebotenen Kürze sind die 

Ursachen und Erscheinungsformen der Verwahrlosung Jugend- 

licher in musterhafter Klarheit und Vollständigkeit systematisch 

entwickelt und die Mittel zur Bekämpfung anschaulich darge- 
stellt. Nicht nur dem, der sich über diese Probleme erstmals 
unterrichten will, sondern mehr noch dem, der in der praktischen 

Arbeit steht und dem es oft schwer wird, aus der Fülle der mit- 

erlebten Einzelfälle die großen, leitenden Gesichtspunkte zu er- 

fassen, gibt das Heftchen Anregung und ein klares Bild der viel- 
fach sich überschneidenden Zusammenhänge. Die eingehend 
benützte und angeführte Literatur macht es dem Leser leicht, 
sich weiter und ernster mit den hier erörterten Problemen zu be- 
fassen. — Jugend- und Vormundschaftsrichtern, den Organen 
der Jugendgerichtshilfe, den Helfern bei Schutzaufsicht, Für- 
sorgeorganisationen und Lehrern kann das Studium dieser 
kleinen Schrift dringend empfohlen werden, die die Seelen- 
vorgänge der Jugendlichen tief erfaßt und warmes Mitempfinden 
für deren Entwicklung und Lebensschicksale offenbart. 

Rothschild (Frankfurt a. M.). 


Der Bericht über die Verhandlungen des Hauptausschusses 
des Allgemeinen deutschen Fürsorgeerziehungstages im Sep- 
tember 1926 in Hildesheim!) über Fürsorgeerziehung und 
Jugendamt, Fürsorgeerziehung im Verhältnis zu Jugendamt 
und Vormundschaftsgericht und Anstaltsdisziplin ist nunmehr 
im Druck erschienen und vom Vorstand des allgemeinen deut- 
schen Fürsorgeerziehungstages in Hannover, Kleefeld (Stefan- 
stift), zu beziehen. 


Ludwig Schmidt-Kehl, Die deutsche Fabrikpflegerin. 

Julius Springer, Berlin 1926. 30 S. 4 1,80. 

Der Verfasser hat sich mit einem ausführlichen Fragebogen 
an eine große Reihe deutscher Fabrikpflegerinnen gewandt und 
darauf 110 ausgefüllte Fragebogen zurückerhalten. Auf Grund 
dieses Materials wird in dem Schriftchen Aufgabenkreis sowie 
Herkunft, Ausbildung und Fortbildung der Fabrikpflegerin 
geschildert. Das Material ist geschickt zusammengestellt und 
gewährt einen willkommenen Überblick über die Tätigkeit 
deutscher Fabrikpflegerinnen. Grundsätzlich wird man aller- 
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1) Vgl. Bericht Arch. f. soz. Hyg. u. Demogr., Bd. Il, H. 2. 
S. 216. 1927. 
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dings Bedenken wegen der von Sch. vorgenommenen Aus- 
wahl der Fabrikpflegerinnen hegen müssen. Der Verfasser 
„schied bei dieser Studie nahezu alle Persönlichkeiten aus, die 
keine nachgehende Fürsorge betreiben“. Damit hat er das 
Thema in einer m. E. unzulässigen Weise begrenzt. Wie Frieda 
Wunderlich in ihrer vortrefflichen Einführung ‚Fabrik- 
pflege“ überzeugend nachgewiesen hat, ist das Ziel auch der 
deutschen Fabrikpflege nicht in einer Art Betriebsfürsorge, 
sondern in der „Bestgestaltung‘‘ der Arbeitsweise der Arbeit- 
nehmer zu suchen. Die Auswahl des Verfassers jedoch schaltet 
diejenigen Fabrikpflegerinnen, die diesem Ziel zustreben, aus; 
er erweitert dafür den Personenkreis nach der rein fürsorgeri- 
schen Seite hin. So wird bei Sch. mit dem Namen Fabrik- 
pflegerin eine Gruppe von Menschen erfaßt, die nur zum Teil 
sich mit dem sonst üblichen Begriff ‚„Fabrikpflegerin‘“ deckt. 
Dies wirkt sich bei der Darstellung des Aufgabenkreises der 
vom Verfasser erfaßten Personen sehr stark aus, so daß es schei- 
nen könnte, als ob die Tätigkeit der deutschen Fabrikpflegerin- 
nen sich insbesondere auf eine Art ‚„Betriebsfamilien-Fürsorge‘“ 
erstreckte. Es ist wohl aber kein Zweifel, daß gerade diese Art 
der Fabrikpflege am meisten anfechtbar ist, da sich hierbei 
vielfach eine dilettantische Ausübung von Fürsorgepflichten 
ergeben kann, die von öffentlichen und privaten Fürsorgestellen 
viel besser erledigt wird (z. B. Beratung über Rechtsschutz, 
Alimente, Vormundschaften, Versicherungswesen, Renten- 
angelegenheiten und ähnliches). Ludwig Preller (Berlin). 


Polizeiterror gegen Kind und Kunst. Dokumente zur Geschichte 
der sozialen Republik Deutschland. Bearbeitet von Meta 
Kraus-Fessel. Herausgegeben von der Roten Hilfe 
Deutschlands. Mopr. Verlag, Berlin NW 7, 1927. # 1,—. 
Unter diesem etwas sensationellen Titel hat die Rote Hilfe, 

die Fürsorgeorganisation der kommunistischen Partei für die 

Familien politischer Gefangener und Angehöriger der bei Un- 

ruhen Umgekommenen, neben einem Protest gegen das Polizei- 

vorgehen gegen die Bilder Heinrich Vogeler’s-Worpswede in 
ihrem Kinderheim Barkenhoff wertvolles statistisches und 
sozialpsychologisches Material ihrer Erholungskinder zum Ab- 
druck gebracht. Die Rote Hilfe unterhält zwei Kindererholungs- 
heime in Barkenhof bei Bremen und in Elgersburg in Thüringen. 


Der Verein für Erziehung, Unterricht und Pflege Geistes- 
schwacher hat vom 3. bis 6. Juni 1926 in Hamburg seine 
18. Konferenz abgehalten, die mit der Feier des 50 jährigen 
Bestehens des Vereins verbunden war. Nunmehr ist in dem 
Verlag von Carl Marhold, Halle a. S., der von Schuldirektor 
Reinhold Gürtler (Chemnitz) herausgegebene Bericht dieser 
Tagung erschienen. Von den in diesem Berichte enthaltenen 
sozialpädagogischen Themen seien erwähnt: Reinhold Gürt- 
ler (Chemnitz), „Hauptprobleme der Heilpädagogik“. Fr. 
Rössel (Hamburg), „Der Hilfsschüler im Jugendalter‘, und 
der mit zahlreichen Beispielzeichnungen versehene Aufsatz von 
Trümper-Bödemann (Chemnitz-Altendorf), „Die freie Kin- 
derzeichnung, ihre Auswertung und Auswirkung in der Praxis‘. 
Neben diesen Abhandlungen bekannter Heilpädagogen enthält 
der Bericht die rein medizinischen Aufsätze von Wilhelm 
Weygandt (Hamburg) über ‚Gruppierung der Idiotie und 
Imbezillität‘‘ sowie von Dr. Meltzer (Großhennersdorf) über 
„Die epidemische Gehirnentzündung‘‘. H. M. 
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Die Regelung des Hebammenwesens in den Ländern des Deutschen Reiches. 
Von ERICH HESSE, Berlin. 


1. Preußen. 


Gesetz über das Hebaımmenwesen vom 20. Juli 1922. (Gesetz- 
sammlung S. 179.) 

Das Gesetz bestimmt mit Wirkung vom 1. April 1923 ab, 
unter welchen Bedingungen eine Frau in Preußen den Heb- 
ammenberuf ausüben darf ($$ 2—3). Hierzu ist neben dem 
Prüfungszeugnis eine Niederlassungsgenehmigung erforderlich, 
die für einen örtlichen Bezirk nach Maßgabe des vorhandenen 
Bedarfes erteilt wird ($$ 4 und 5). Die Niederlassungsgeneh- 
migung kann versagt werden ($ 7), ihre Gültigkeit verlieren ($ 8) 
oder zurückgenommen werden ($ 9). Zuständig für die Er- 
teilung und die Zurücknahme ist der Kreisausschuß (Magistrat) 
nach Anhörung der Kreishebammenstelle, gegen dessen Ent- 
scheidung der Hebamme binnen 2 Wochen das Einspruchsrecht 
beim Bezirksausschuß zusteht ($ 10)!). Die Pflichten der Heb- 
amme hinsichtlich der Berufsausübung, der Unterziehung von 
Nachprüfungen und der Teilnahme an Fortbildungslehrgängen 
sind in den §§ 11—14 niedergelegt. Die §§ 15—17 regeln die 
Gebühren der Hebammen, deren etwa erforderlich werdende 
Beitreibung und die Sicherstellung eines Mindesteinkommens 
durch den Kreis. Die Beteiligung des Kreises an den Kosten 
einer freiwilligen Versicherung gegen Alter, dauernde Berufs- 
unfähigkeit und Invalidität behandelt $ 18, die im Falle der 
Teilnahme an Fortbildungslehrgängen oder der Mitwirkung in 
der Säuglingsfürsorge zu gewährenden Vergütungen die §§ 19 
und 20. 

Gegenüber diesen „frei praktizierenden‘‘ Hebammen werden 
die „Bezirkshebammen‘‘ zwecks ausreichender Versorgung we- 
niger dicht besiedelter oder ärmlicher Bezirke mit einwandfreier 
Hebammenhilfe von Stadt- und Landkreisen durch Dienst- 
vertrag angenommen ($ 21). Die Einzelheiten des Dienstver- 
trages (Probezeit, Kündigungsrecht, zu gewährleistendes Jahres- 
einkommen durch den Kreis, Gebühren, Vergütungen, Ruhe- 
geld vom 65. Lebensjahre ab oder bei dauernder Berufsunfähig- 
keit oder Invalidität, Verlust des Anspruchs auf Ruhegeld)?) 


1) Durch Runderlasse des Ministers für Volkswohlfahrt, be- 
treffend das Preußische Hebammengesetz vom 27. März 1926 
(Volkswohlfahrt S. 368) und vom 31. Mai 1926 (Volkswohlfahrt 
S. 600) sind mit Rücksicht auf ein Urteil des Preußischen Ober- 
verwaltungsgerichtes vom 7. Januar 1926, durch das die Rechts- 
gültigkeit der Einführung einer Niederlassungsgenehmigung in 
Abrede gestellt wird, die bezüglichen Vorschriften zum Teil zu- 
rückgenommen worden, bis die erforderliche Rechtsgrundlage 
durch eine bereits eingeleitete reichsgesetzliche Regelung ge- 
schaffen ist. 

2) Bezüglich des sicherzustellenden Mindesteinkommens der 
frei praktizierenden Hebammen und des mit der Bezirksheb- 
amme abzuschließenden Vertrages (Vergütungen, Ruhegeld, 
Versicherung) sind einige Änderungen getroffen worden durch 
das am 15. März 1923 erlassene Gesetz zur Abänderung des Ge- 
setzes über das Hebammenwesen vom 20. Juli 1922 und vom 
31. Dezember 1922 (Gesetzsammlung 1923 S. 63). — Es sei an 
dieser Stelle hervorgehoben, daß die frei praktizierende Heb- 


regeln die §§ 21—27. Für Überwachung und sonstige Regelung 
der Standesangelegenheiten der Hebammen (Anstellung, Kün- 
digung, Gebühren, Beschwerden, Strafen und andere) sind 
die Kreis- und Provinzialhebammenstellen geschaffen worden, 
deren Mitglieder in vorgeschriebener Zusammensetzung auf 
4 Jahregewähltwerden und ehrenamtlich tätig sind (88 29—38)1). 
$ 39 regelt die Deckung der durch Ausführung des Gesetzes ent- 
stehenden Kosten, die Übergangs-, Straf- und Schlußbestim- 
mungen sind in den §§ 40—45 niedergelegt. 

Zu dem vorerwähnten Gesetz sind durch Erlaß des Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 16. März 1923 sehr eingehende Aus- 
führungsbestimmungen bekannt gegeben worden (Volkswohl- 
fahrt 1923 S. 156 und 163). Diesen sind eine Reihe von Anlagen 
beigefügt, so zum Beispiel Muster für eine Niederlassungsge- 
nehmigung (Anlage A) und für eine Gebührenordnung für Heb- 
ammen (Anlage B), eine Wahlordnung für die Wahl der Heb- 
ammen in die Kreis- und Provinzialhebammenstellen (AnlageC) 
und das Muster eines Antrags auf Gewährung einer Staats- 
beihilfe zu den Kosten des Bezirkshebammenwesens (AnlageD). 
Von besonderer Bedeutung sind die als Anlage E beigegebenen 
Vorschriften über die Ausbildung, staatliche Prü- 
fung und Fortbildung der Hebammen. Es werden 
durch sie festgelegt die Bedingungen für die Zulassung zur Aus- 
bildung als Hebamme (§§ 2—4: Leumundszeugnis, Alter nicht 
unter 20, nicht über 30 Jahre, abgeschlossene Volksschulbildung, 
geistige und körperliche Tauglichkeit), der Verlauf der Heb- 
ammenausbildung (88 5—8: Dauer 18 Monate, Verteilung des 
theoretischen und praktischen Unterrichts, 900 Unterrichts- 
stunden, davon 100 über Säuglingspflege und -fürsorge, Hilfe- 
leistung bei mindestens 25 klinischen und nach Möglichkeit 
auch bei poliklinischen Geburten)*), der Gang der staatlichen 
Hebammenprüfung (§§ 9—26), die Bestimmungen über die alle 


amme durch den Kreis einen Zuschuß erhält, wenn ihr Ein- 
kommen ohne ihr Verschulden eine bestimmte Höhe nicht er- 
reicht und daß, wenn sie sich gegen Alter, dauernde Berufs- 
unfähigkeit und Invalidität versichert, der Kreis die Hälfte der 
Beiträge für eine Versicherung bis zur Höhe des Ruhegehaltes 
der Bezirkshebamme zu erstatten hat. Auf jede frei prakti- 
zierende Hebamme sollen jährlich 45—65 Entbindungen ent- 
fallen. Die Bezirkshebamme erhält für jede Entbindung eine 
bestimmte Gebühr und außerdem vom Kreise eine feste jähr- 
liche Vergütung sowie eine Reihe von Dienstaufwandsentschä- 
digungen. Das Ruhegeld hat ebenfalls der Kreis zu gewähren. 

1) Diese Bestimmungen sind auf Grund des $ 45 des Gesetzes 
über das Hebammenwesen vom 20. Juli 1922 und des Gesetzes 
zur Änderung dieses Gesetzes vom 31. Dezember 1922 (Gesetz- 
sammlung 1923 S. 2) durch Verordnung des Ministers für Volks- 
wohlfahrt vom 19. Januar 1923 (Gesetzsammlung S. 16) erst 
mit Wirkung vom 1. Februar 1923 in Kraft gesetzt worden. 

2) Vgl. hierzu das im Auftrage des Preußischen Ministers für 
Volkswohlfahrt in erweiterter und verbesserter Form heraus- 
gegebene „Hebammenlehrbuch‘, Ausgabe 1920. Verlag von 
Julius Springer, Berlin W 9, Linkstraße 23—24. 
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2 Jahre durch den Kreisarzt vorzunehmenden Nachprüfungen 
der Hebammen (§§ 27—33) und über die für die Hebammen ein- 
gerichteten Fortbildungslehrgänge (88 34—41: bis zum 55. Le- 
bensjahre alle 5, in begründeten Ausnahmefällen alle 10 Jahre 
ein mindestens 3wöchiger Fortbildungslehrgang). In Anlage E 
werden Muster für den Hebammeneid und für das Hebammen- 
prüfungszeugnis gegeben, während Anlage F die neue, in einen 
„allgemeinen“ und in einen ‚besonderen‘ Teil gegliederte 
„Dienstanweisung für die im preußischen Staats- 
gebiet tätigen Hebammen“ bringt. Durch die Neuordnung 
des Hebammenwesens hat sich auch die Notwendigkeit ergeben, 
eine Reihe der das Hebammenwesen betreffenden Vorschriften 
der Dienstanweisung für die Kreisärzte ($$ 57—62a) abzu- 
ändern; die bezüglichen Paragraphen sind in ihrer neuen Fassung 
in Anlage G abgedruckt. | 


2. Bayern. 


Bekanntmachung der Staatsministerien des Innern und für 
Unterricht und Kultus über das Hebammenunterrichtswesen vom 
3. Januar 1927. (Gesetz- und Verordnungsblatt S. 6.) 

Mit Wirkung vom 1. April 1927 ab erfolgt eine durchgreifende 
Neuregelung. Die Zulassung zum Hebammenunterricht (88 2—8) 
entspricht im allgemeinen den für Preußen gültigen Vorschriften, 
geht allerdings in einzelnen Punkten noch über diese hinaus. 
Die Ausbildungsdauer ist auf 12 Monate festgesetzt ($ 9), die 
Unterrichtsgegenstände werden ım $ 10 kurz umrissen. Die 
grundsätzlichen Fragen der Prüfung und der Erteilung des 
Prüfungszeugnisses behandeln die §§ 11—14, die der Fort- 
bildungslehrgänge die §§ 15 und 16. Der Bekanntmachung ist 
als Anlage das Muster eines Prüfungszeugnisses beigegeben. 
Die von den gleichen Ministerien zu erlassenden Vollzugsbe- 
stimmungen zu der auszugsweise wiedergegebenen Bekannt- 
machung sind bisher noch nicht ergangen. 

Die Ausübung des Berufes ist durch Verordnung des Gesamt- 
ministeriums über die beruflichen Verhältnisse der Hebammen 
vom 23. März 1926 (Gesetz- und Verordnungsblatt S. 275) ge- 
regelt worden. Danach wird auch in Bayern eine Niederlassungs- 
genehmigung vorgeschrieben und deren Erteilung von dem vor- 
handenen Bedürfnis beziehungsweise der Sicherstellung eines 
ausreichenden Einkommens durch eine Gemeinde oder einen 
Bezirk abhängig gemacht ($$ 1 und 2). Die Niederlassungsge- 
nehmigung kann unter besonderen Voraussetzungen versagt 
oder wieder zurückgenommen werden ($$ 3 und 4). Die Ver- 
sorgung bei Berufsunfähigkeit, Alter und Invalidität durch 
die Bayerische Hebammenversorgung, zu der alle Hebammen 
satzungsgemäß Beiträge zu leisten haben, wird durch $ 5 ge- 
regelt!). Die 8$ 6—10 geben Vorschriften über die Bezahlung, 
die Beaufsichtigung, die für Erteilung usw. der Niederlassungs- 
genehmigung zuständigen Behörden und über den Vollzug der 
Verordnung. 

In der Verordnung des Staatsministeriums des Innern vom 
20. April 1926 (Gesetz- und Verordnungsblatt S.287) werden die 
allgemeinen und für besondere Einzelverrichtungen zu erheben- 
den Gebühren festgesetzt. 

Zu beiden eben erwähnten Verordnungen sind durch Ent- 
schließung des Staatsministeriums des Innern, betreffend das 
Hebammenwesen, vom 4. Mai 1926 (Ministerialamtsblatt S. 55), 
nähere Vollzugsanweisungen ergangen?). Unter dem gleichen 


1) Siehe auch $ 18 der Dienstanweisung. 

2) Besonders hervorzuheben sind die zu $ 9 der Verordnung 
vom 23. März 1926 erlassenen Vollzugsvorschriften über Er- 
leichterungen der gegenseitigen Zulassung von Hebammen in 
den Grenzgebieten. 
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Tage ist auch eine neue Dienstanweisung für die Hebammen des 
Freistaates Bayern (Verlag der Bayerischen Hebammenzeitung, 
Ernst Reinhardt in München, Schellingstr. 41), bekannt gegeben 
worden, in der unter anderem nähere Vorschriften über die 
jährlich durch den Bezirksarzt vorzunehmenden Nachprüfungen 
und die bis zum vollendeten 55. Lebensjahre in mindestens 
10jährigen Abständen abzuleistenden Fortbildungslehrgänge, 
gegebenenfalls auch in der Säuglingsfürsorge ($ 48), gegeben 
werden. Eine wichtige, durch diese Dienstanweisung eingeführte 
Neuerung besteht ferner darin, daß nach $ 15 die Hebamme 
berechtigt und unter Umständen verpflichtet ist, gegen ent- 
sprechende Vergütung in der Säuglingspflege mitzuwirken. 


3. Sachsen. 


Verordnung der Ministerien des Innern und für Volksbildung 
über das Hebammenwesen vom 2. April 1924 (Gesetzblatt 
S. 253). 

Die Dauer des Lehrgangs wird auf 1 Jahr festgesetzt ($ 1). 
Die Vorschriften über Zulassung als Hebammenschülerin (§§ 2 
und 3) sowie über den Unterrichtsstoff ($ 4) entsprechen im 
wesentlichen den in Preußen gültigen, jedoch wird es für aus- 
reichend erachtet, wenn die Schülerin bei mindestens 10 kli- 
nischen Geburten selbständig Hilfe leistet. §§ 5 und 6 behandeln 
die Prüfung und die Ausstellung des Prüfungszeugnisses. Die 
Bezirkshebammen haben sich alle 2 Jahre einer Nachprüfung 
durch den Kreisarzt zu unterziehen ($ 7), Fortbildungslehrgänge 
von mindestens 14tägiger Dauer sind alle 5 Jahre abzuleisten 
(88 8—11). Jeder Hebamme ist ein besonderer Bezirk zuzu- 
weisen, jedoch ist eine Betätigung auch außerhalb desselben 
zulässig ($ 12). Über Annahme der Hebamme, Anstellung und 
Verpflichtung geben die §§ 13—16 nähere Anweisungen!), die 
Beaufsichtigung durch den Bezirksarzt bestimmt $ 20. Die Ver- 
ordnung tritt mit dem 1. Januar 1925 in Kraft ($ 23). Ebenfalls 
unter dem 2. April 1924 ist auf Grund des $ 17 der vorstehend 
bezeichneten Verordnung vom Ministerium des Innern eine 
neue Dienstanweisung für die Bezirkshebammen mit Wirkung 
vom 1. Januar 1925 ab erlassen worden (Gesetzblatt S. 255). 
Sie enthält Vorschriften über die beruflichen und außerberuf- 
lichen Pflichten der Hebammen, die Ausrüstungsgegenstände, 
das Verhalten bei besonderen Vorkommnissen vor, während 
oder nach der Geburt, über Geburtsverzeichnisse, Meldepflicht 
und Anzeigeerstattung. (Einen Nachtrag hierzu bringt die Ver- 
ordnung des Ministeriums des Innern vom 23. Februar 1926, 
Gesetzblatt S. 46.) 


1) Einige Ergänzungen und Abänderungen hierzu sind ge- 
troffen durch die von den Ministerien des Innern und für Volks- 
bildung erlassene Änderung der Verordnung über das Heb- 
ammenwesen vom 9. Dezember 1924 (Gesetzblatt S. 573) und 
durch die Verordnung des Ministeriums des Innern, betreffend 
2. Änderung der Verordnung über das Hebammenwesen vom 
27. Mai 1925 (Gesetzblatt S. 125). Danach wird die Hebamme 
für den ihr zuzuweisenden Bezirk durch dle Gemeindebehörde, 
in besonderen Fällen durch die Amtshauptmannschaft gewählt. 
Diese Behörden ordnen auch an, wo die Hebamme ihren Wohn- 
sitz aufzuschlagen hat. Die Anstellung erfolgt auf viertel- 
jährliche Kündigung. Da die Hebamme auch außerhalb des ihr 
zugewiesenen Bezirks tätig sein darf, sofern dies ohne Vernach- 
lässigung des eigenen Bezirkes möglich ist, bezweckt diese 
sächsische Regelung in erster Linie die Sicherstellung einwand- 
freier Hebammenhilfe, während die preußischen und bayerischen 
Vorschriften hinsichtlich der Niederlassungsgenehmigung in 
erster Linie auf die wirtschaftliche Hebung des Hebammen- 
standes hinzielen. Über das Einkommen der Hebamme s. 391. 
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Für den Unterricht und die weitere berufliche Fortbildung 
der Hebammen ist das „Lehrbuch für Hebammen“ von 
Leopold und Zweifel im Auftrag des Sächsischen Ministe- 
riums des Innern von Engelhorn und Linzenmeier voll- 
ständig neu bearbeitet und als 9. Auflage herausgegeben worden 
(Verlag von S. Hirzel, Leipzig, 1925). 


Die soziale Lage der Hebammen ist durch das Gesetz, be- 
treffend die Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Heb- 
ammen vom 6. Oktober 1921 (Gesetzblatt S. 317) und die dazu 
erlassenen Ausführungsbestimmungen (Verordnung des Mini- 
steriums des Innern vom 10. Dezember 1921, Gesetzblatt S. 427) 
sichergestellt worden. Es wird durch dieses Gesetz den Heb- 
ammen ein bestimmtes Mindesteinkommen gewährleistet 
(88 1—3), die Entschädigungen für Desinfektionsmittel und für 
unverschuldete Berufsunterbrechung werden festgelegt (§§ 4 
und 5) und die Ruhestandsunterstützung wird unter Abände- 
rung der früheren Bestimmungen (Gesetze vom 20. März 1894 
und vom 28. März 1914) neu geregelt (88 6—8). Danach ist der 
Bezirkshebamme nach 10jähriger Tätigkeit — bei unverschul- 
deten Berufsunfällen bereits vorher — eine Mindestruhestands- 
unterstützung zu zahlen, die sich entsprechend der weiteren 
Dienstzeit erhöht und nach 30jähriger Tätigkeit den Höchst- 
betrag erreicht. Die Zahlung der Ruhestandsunterstützung er- 
folgt durch den Hebammenbezirk, jedoch wird diesem die Hälfte 
aus der Staatskasse zurückerstattet. 


4. Württemberg. 


Eine zusammenfassende gesetzliche Regelung fehlt; sie wird 
zur Zeit noch ersetzt durch zahlreiche Einzelverordnungen und 
ministerielle Bekanntmachungen, die sich auf die verschieden- 
sten Gebiete des Hebammenwesens beziehen. Es bestehen 
ferner in Württemberg keine näheren Bestimmungen über die 
Zulassung der Schülerinnen zum Hebammenunterricht, über 
dessen Verlauf und Abschluß. Die Dauer desselben ist durch 
Bekanntmachung des Ministeriums des Innern über einen Lehr- 
kurs für Hebammen und über die Verpflegungsgelder für die 
in die Landeshebammenschule aufgenommenen Schülerinnen 
vom 29. Mai 1926 (Staatsanzeiger für Württemberg vom 2. Juni 
1926) auf 12 Monate festgesetzt worden. Über eine Nachprüfung 
sind bisher keine Anordnungen getroffen worden, jedoch hat 
nach einer Verfügung vom 12. Juli 1872 der Oberamtsarzt alle 
3 Jahre einen Repetitionskursus abzuhalten. Eine Nieder- 
lassungsgenehmigung ist zur Zeit nicht erforderlich, doch wird 
deren Einführung bei einer etwaigen gesetzlichen Regelung 
behufs Sicherstellung ausreichender Hebammenhilfe für not- 
wendig erklärt. Durch Erlaß des Ministeriums des Innern vom 
6. Juli 1911 ist eine Dienstanweisung für die Hebammen des 
Königreichs Württemberg genehmigt worden, die zur Zeit noch 
in Kraft ist. Da der Hebammenstand als überfüllt angesehen 
werden muß, sind die wirtschaftlichen Verhältnisse sehr un- 
günstig. Bedürftigen und dienstunfähigen Hebammen wird 
daher von den Gemeinden eine Unterstützung oder ein Warte- 
geld gewährt, zu dem auf Grund der Bekanntmachung des 
Ministeriums des Innern, betreffend die Gewährung von Renten 
an dienstunfähige Hebammen vom 6. November 1905 (Amts- 
blatt S. 409) und vom 28. Februar 1907 (Amtsblatt S. 122) der 
Staat einen Zuschuß leistet, sofern die Hebamme nicht An- 
spruch auf Alters- oder Invalidenrente hat oder berechtigt ge- 
wesen ist, freiwillig in die Versicherung einzutreten. Durch Be- 
kanntmachung des Ministeriums des Innern, betreffend die Be- 
willigung von Prämien an Hebammen vom 30. Juni 1909 (Amts- 
blatt S. 264) ist bestimmt worden, daß jährlich an 2—3 be- 
sonders verdiente (namentlich auch auf dem Gebiete der Säug- 
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lingspflege und der Förderung des Stillens unter den Wöch- 
nerinnen) und von den Oberamtsärzten vorzuschlagende Heb- 
ammen des Landes eine Prämie von je 1000 Mark gezahlt 
werden kann. 


5. Baden. 


Verordnung des Ministeriums des Innern, das Hebammen- 
wesen betreffend, vom 30. September 1906, in der Fassung vom 
29. Juli 1919. (Gesetz- und Verordnungsblatt 1906 S. 519 und 
1919 S. 428.) 

Die Zulassungsbedingungen zum Hebammenunterricht sind 
die gleichen wie in Preußen ($$ 1 und 2), die Ausbildungszeit be- 
trägt dagegen nur 9 Monate ($ 4), über den Ausbildungsgang 
und die Prüfung geben die §§ 5—9 nähere Vorschriften. Jede 
Schülerin soll möglichst bei 10 Anstaltsentbindungen und bei 
2 poliklinischen Entbindungen Beistand leisten. Der Unter- 
richt erfolgt an der Hand eines vom Ministerium des Innern ein- 
geführten Hebammenlehrbuches. Nach der mit Verordnung 
des Ministeriums des Innern vom 2. Januar: 1902 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 39) erlassenen Dienstanweisung für die 
Hebammen?!) sind die Angehörigen dieses Standes verpflichtet, 
nach Anordnung des Kreisarztes von Zeit zu Zeit, höchstens alle 
5 Jahre, unter Gewährung einer angemessenen Entschädigung 
an einem l4tägigen Fortbildungskursus teilzunehmen ($ 12a), 
während Nachprüfungen durch den Bezirksarzt alle Jahre 
stattzufinden haben. Genügt die Zahl der frei praktizierenden 
Hebammen den Bedürfnissen nicht, so haben die Gemeinden 
die Pflicht, Gemeindehebammen auf Dienstvertrag anzustellen 
und ihnen Gehalt und Ruhegeld zu gewähren ($ 25). Zur Unter- 
stützung dienstunfähiger und unbemittelter Hebammen kann 
aus Staats- und Gemeindemitteln eine Rente gezahlt werden 
(Ministerialerlaß vom 23. September 1902), und nach dem 
Ministerialerlaß vom 17. Januar 1905 zahlt der Staat die Hälfte 
der Invalidenversicherungsbeiträge, falls die Gemeinde sich 
mit einem entsprechenden Betrage beteiligt. 


6. Thüringen. 

Die auf das Hebammenwesen bezüglichen Vorschriften sind 
noch nicht einheitlich geregelt. Es gelten im allgemeinen die 
zum Teil sehr zersplitterten Bestimmungen der ehemaligen 7 Ge- 
biete. An deren Stelle soll jedoch in Kürze ein bereits in Vor- 
bereitung befindliches einheitliches Hebammengesetz treten, 
das Bestimmungen über die Art und Dauer der Ausbildung, 
Niederlassungsgenehmigung, Mindesteinkommen und Alters- 
versorgung nach vollendetem 65. Lebensjahr enthalten soll. 

Auf Grund einer vorläufigen Verordnung des Ministeriums 
für Inneres und Wirtschaft wird gegenwärtig bei der Zulassung 
zur Hebammenschule (verbunden mit der Universitätsfrauen- 
klinik in Jena) ein Leumundszeugnis, ein ärztliches Zeugnis 
über Berufseignung, der Nachweis einer ausreichenden Volks- 
schulbildung und ein Alter zwischen 20 und 30 Jahren gefordert. 
Die Ausbildungsdauer beträgt 1 Jahr. Es werden täglich eine 
Stunde theoretischer Unterricht sowie Wiederholungsstunden 
abgehalten, wobei auch die Säuglingspflege und -fürsorge be- 
rücksichtigt werden. jede Schülerin soll etwa 20 Geburten in 
der Anstalt von Anfang bis zu Ende leiten. Ein Teil der Heb- 
ammen ist bei der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
gegen Alter und Invalidität versichert, der größte Teil jedoch 
nicht. Seitens der Hebammen wird eine Versorgungskasse nach 
bayerischem Muster angestrebt. 


1) Abgeändert durch die Verordnungen vom 22. April 1903 
(Gesetz- und Verordnungsblatt S. 129) und vom 30. September 
1906 (desgleichen S. 519). 
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7. Hessen. 


Verfügung des Ministeriums des Innern, betreffend den Unter- 
richt an den Hebammenlehranstalten in Gießen und Mainz vom 
15. Juli 1914 (Amtsblatt Nr. 502). 

Die Ausbildungszeit der Hebammenschülerinnen wird auf 
9 Monate verlängert und es werden weitere Anweisungen über 
den Unterricht an den beiden Anstalten!), die Aufnahme- 
bedingungen und die Regelung der Ausbildungskosten gegeben. 
Für sonstige Einzelheiten bleiben die früheren Bestimmungen 
(Medizinalordnung vom 25. Juni 1861, §§ 39 und 40, Ministerial- 
verordnung vom 31. Januar 1891, Ministerialerlaß vom 14. 
August 1905) maßgebend. Danach entsprechen die Zulassungs- 
bedingungen zum Hebammenunterricht im wesentlichen den 
in Preußen gültigen, jedoch mit der Einschränkung, daß das 
Bedürfnis nach Anstellung einer neuen Hebamme nachgewiesen 
sein muß. Wiederholungskurse von 8—10 tägiger Dauer finden 
in fünfjährigen Abständen statt, wobei die Gemeinden eine 
Reisekostenentschädigung zahlen. Nachprüfungen haben durch 
den Kreisarzt alljährlich zu erfolgen. Die Einteilung der Medi- 
zinalbezirke in Hebammendistrikte soll eine Gewähr dafür 
bieten, daß durch eine übergroße Zahl von Hebammen niemals 


die Lebensmöglichkeiten der einzelnen gefährdet werden. Von 


jeder Gemeinde ist mindestens eine Hebamme auf Dienstvertrag 
anzustellen und zu besolden; diese Gemeindehebammen sind 
in einzelnen Kreisen auf Gemeindekosten gegen Invalidität ver- 
sichert. Die Medizinalordnung ($ 45) bestimmt, daß den Heb- 
ammen, die durch Alter oder unverschuldete Krankheit berufs- 
unfähig werden, die Hälfte ihrer Besoldung weiter gewährt wird. 
Die zur Zeit maßgebliche Dienstanweisung für die Hebammen 
ist mit Bekanntmachung des Ministeriums des Innern, be- 
treffend den Erlaß einer neuen Dienstanweisung für die Heb- 
ammen vom 19. Juli 1905 (Reg.-Bl. S. 205) in Kraft getreten. 


8. Hamburg. 


Bekanntmachung der Gesundheitsbehörde, betreffend die Aus- 
bildung, Zulassung und Fortbildung der Hebammen vom 27. Mai 
1920 (Amtsblatt S. 1031). 

Die Bedingungen für Zulassung und Aufnahme in die Lehr- 
anstalt ($$ 2—-6) entsprechen im wesentlichen den preußischen, 
der Lehrgang dauert 1 Jahr (nach Ymonatigem Unterricht 
Prüfung, sodann noch 3 Monate praktische Tätigkeit) ($ 7). 
Die besonderen Vorschriften über Ausbildung (an der Hand 
des Hebammenlehrbuches, Teilnahme an klinischen und poli- 
klinischen Geburten ohne Festsetzung ihrer Zahl) und Prüfung 
behandeln die §§ 8-10. Eine Nachprüfung findet alle 2 Jahre 
durch einen beamteten Arzt statt, einem mindestens 2 wöchigen 
Fortbildungslehrgang hat sich jede Hebamme mindestens alle 
10 Jahre zu unterziehen, wobei etwaige Reisekosten aus der 
Staatskasse gezahlt und freie Wohnung, Verpflegung und Geld- 
entschädigung gewährt werden ($$ 13—19). Durch das Gesetz, 
betreffend die Versorgungskasse Hamburger Hebammen vom 
3. Oktober 1921 (Gesetz- und Verordnungsblatt S. 555) wird 
bestimmt, daß jeder wegen Alter (65 Jahre), Krankheit oder 
anderer Gebrechen berufsunfähig gewordenen und in den Ruhe- 
stand versetzten Hebamme eine Unterstützung oder Rente 
(nach mindestens 5jähriger Dienstzeit, in besonderen Fällen aber 
auch früher) ($$2—7) gewährt wird, die nach $8 aber auch ver- 
weigert werden kann. Die Mittel werden aus freiwilligen und 


1) Durch Bekanntmachung des Ministeriums des Innern, 
Abt.f.öffentl. Gesundheitspflege, betr. den Hebammenunterricht 
an den Hebammenlehranstalten vom 6. September 1905 
(Amtsbl. Nr. 375) wird die Benutzung des preußischen Heb- 
ammenlehrbuches angeordnet. 
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Pflichtbeiträgen der Hebammen (jede im Hamburger Staats- 
gebiet zugelassene Hebamme hat der Kasse beizutreten), aus 
Beiträgen des Staates, Strafgeldern und etwaigen Zuwendungen 
aufgebracht (§§ 9—14). 


9. Mecklenburg-Schwerin. 


Gesetz, betreffend das Hebammenwesen vom 15. Dezember 
1921 (Regierungsblatt S. 69, 1922). 

Jede Gemeinde hat für Anstellung einer genügenden Anzahl 
von Hebammen (wenigstens eine für je 4000 Einwohner) Sorge 
zu tragen ($ 1). Den angestellten Hebammen (Bezirksheb- 
ammen) ist von der Gemeinde ein bestimmtes Mindesteinkom- 
men zu gewähren, bei durch Alter (65 Jahre), Krankheit oder 
andere Gebrechen bedingter Berufsunfähigkeit nach 10 jähriger 
(gegebenenfalls kürzerer) Dienstzeit ein mit dem Dienstalter 
sich steigerndes jährliches Ruhegeld ($ 2). Die Hebammen 
haben sich in 2jährigen Zwischenräumen einer Nachprüfung 
durch den Kreisarzt zu unterziehen ($ 4) und alle 10 Jahre an 
einem 1l4tägigen Fortbildungslehrgang teilzunehmen, für den 
Reisekosten und freier Unterhalt gewährt werden ($ 5). Die 
Aufsicht über die Hebammen üben die Kreisärzte sowie be- 
sonders bestellte Hebammenaufsichtsärzte aus ($$ 11 und 12). 
Zur Zahlung der nach $ 2 zu zahlenden Ruhegelder können je 
nach der Sachlage auch mehrere Gemeinden herangezogen 
werden, auch kann ein Zuschuß aus Landesmitteln erfolgen 
(88 24 und 25). 

Zu dem vorerwähnten Gesetz ist unter dem 15. Dezember 
1921 von den Ministerien für Medizinalangelegenheiten und des 
Innern eine Ausführungsanweisung erlassen worden (Regierungs- 
blatt S. 305), in der nähere Bestimmungen enthalten sind über 
die Hebammenausbildung (Zulassungsbedingungen wie in 
Preußen, Ausbildung ebenfalls ähnlich, verlangt werden 10 kli- 
nische und 2 poliklinische Entbindungen, Dauer des Lehr- 
ganges 9 Monate) (§§ 1—5), die Hebammenprüfung (§§ 6—16), 
die Nachprüfungen (§§ 17—21), die Fortbildungslehrgänge 
(§§ 22—27), die Beaufsichtigung der Hebammen (§§ 28—32) 
und den Verlust des Rechtes zur Ausübung des Hebammen- 
berufes (§§ 33—35). Durch Bekanntmachung des Ministeriums 
tür Medizinalangelegenheiten vom 5. April 1921 (Regierungs- 
blatt S. 546) wird die Benutzung des neuen preußischen Heb- 
ammenlehrbuches amtlich angeordnet. 


10. Oldenburg. 


Für den Freistaat Oldenburg fehlt eine einheitliche Gesetz- 
gebung in bezug auf das Hebammenwesen insofern, als die 
Landesteile Lübeck und Birkenfeld zum Teil eine selbständige 
Regelung getroffen haben, die allerdings den für den Landesteil 
Oldenburg erlassenen Bestimmungen im wesentlichen ent- 
spricht. Nach den vom Ministerium der sozialen Fürsorge unter 
dem 19. September 1925 herausgegebenen Bestimmungen über 
die Benutzung der Hebammen- Lehranstaltin Oldenburg (in Olden- 
burg) finden nur solche Schülerinnen Aufnahme, die sich später 
in einem Orte betätigen wollen, für den das Bedürfnis nach 
Niederlassung einer Hebamme oder einer weiteren Hebamme 
behördlich bestätigt wird. Die sonstigen Aufnahmebedingungen 
entsprechen den für Preußen gültigen. Die Ausbildungsdauer 
beträgt 18 Monate, kann aber, falls die Schülerin eine Prüfung 
als staatlich anerkannte Krankenpflegerin abgelegt hat, ver- 
kürzt werden. Nach abgeschlossener Ausbildung hat sich die 
Schülerin einer Prüfung zu unterziehen. Die im Berufe stehende 
Hebamme hat sich auf Grund der Dienstanweisung für Heb- 
ammen des Landesteiles Oldenburg (vom 14. April 1921) alle 
2 Jahre einer Nachprüfung durch den Kreisarzt zu unterziehen 
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und an den in der Regel alle 5 Jahre stattfindenden Fort- 
bildungslehrgängen teilzunehmen ($ 1). Für die Ausbildung 
und den weiteren Dienstgebrauch ist das preußische Hebammen- 
lehrbuch vorgeschrieben ($ 16 der Dienstanweisung). Die Unter- 
stützungen und Versicherungen der Hebammen sind durch das 
Gesetz, betreffend Unterstützung der Hebammen vom 15. März 
1910 (Gesetzblatt S. 480) und die dazu erlassenen Abänderungs- 
gesetze vom 4. Januar 1919 (Gesetzblatt S. 220) und vom 
14. April 1926 (Gesetzblatt S. 577) geregelt. Danach sind die 
im Landesteil Oldenburg wohnenden Hebammen verpflichtet, 
sich nach dem Angestelltenversicherungsgesetz oder nach dem 
IV. Buch der Reichsversicherungsordnung zu versichern. Die 
Beiträge hierfür bestreiten je zur Hälfte der für den Wohnsitz 
zuständige Amtsverband und die Landeskasse ($ 1). Bedürftigen 
Hebammen kann aus öffentlichen Mitteln eine einmalige oder 
laufende Unterstützung, solchen, die ohne ihr Verschulden 
dienstunfähig geworden sind oder das 60. Lebensjahr zurück- 
gelegt haben, eine laufende Unterstützung bewilligt werden. 
Ähnliche Regelungen sind für die Landesteile Lübeck und 
Birkenfeld getroffen worden. 


11. Braunschweig. 


Das Hebammenwesen wird durch das Medizinalgesetz vom 
9. März 1903, §§ 28—34 (Gesetz- und Verordnungssammlung 
S. 81) sowie durch die ergänzenden Verfügungen des Arbeits- 
ministers vom 19. Oktober 1923 und vom 9. Oktober 1926 ge- 
regelt. Nach $ 29 des erstgenannten Gesetzes erfolgt die Be- 
rufung zum Hebammendienst nur auf den mit Bedürfnisnach- 
weis versehenen Antrag einer Gemeindebehörde. Die Schülerin 
muß das 21. Lebensjahr erreicht, soll aber das 35. noch nicht 
überschritten haben, körperlich und geistig befähigt, unbe- 
scholten und zuverlässig sein. Der Unterrichtslehrgang dauert 
18 Monate, die Zahl der theoretischen Unterrichtsstunden soll 
im ganzen 450 — neben weiteren Wiederholungsstunden — be- 
tragen. Jede Schülerin soll wenigstens 100 Geburten ausführen. 
Für die Fortbildung der Hebammen ist ein zweiwöchiger 
Wiederholungslehrgang in der Lehranstalt eingerichtet worden, 
an dem jede Hebamme auf Grund freiwilligen Antrages teil- 
nehmen kann. Sie erhält für diese Zeit Reisekosten, freie 
Station und eine Barentschädigung. Die berufstätige Hebamme 
untersteht der Aufsicht des Kreisarztes, der sie alle 2 Jahre 
einer Nachprüfung zu unterziehen hat ($ 32), ihre Berufsaus- 
übung wird durch die Dienstanweisung vom 19. Januar 1909 
geregelt. Eine Anstellung von Hebammen erfolgt nicht. 

Ein neues Gesetz über das Hebammenwesen ist in Vorbe- 
reitung, in dem die Sicherstellung eines Mindesteinkommens, 
ein Ruhegeld für den Fall dauernder Berufsunfähigkeit oder der 
Vollendung des 65. Lebensjahres vorgesehen und an einer 
Niederlassungsbeschränkung festgehalten werden soll. 


12. Anhalt. 


Da die anhaltischen Hebammen in der Hebammenschule der 
Universitäts-Frauenklinik in Leipzig ausgebildet werden, sind 
für Zulassung zum Unterricht (Dauer 1 Jahr), Ausbildung und 
Prüfung die für Sachsen gültigen Bestimmungen maßgebend. 

Für die Berufsausübung sind die entsprechenden Vorschriften 
durch das Gesetz, das Hebammenwesen im Herzogtum Anhalt 
betreffend vom 15. März 1889 (Gesetzsammiung Nr. 804) und 
durch das Gesetz, betreffend die Abänderung des vorgenannten 
Gesetzes vom 25. März 1904 (Gesetzsammlung Nr. 1185) er- 
gangen. Danach bedürfen Hebammen zur gewerblichen Aus- 
übung ihres Berufes außer dem Prüfungszeugnis der Genehmi- 
gung der Kreispolizeibehörde. Diese wird nur erteilt für die- 
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jenige Zeit, während der die Hebamme als Bezirkshebamme 
eines bestimmten Hebammenbezirks angestellt ist (§ 1). Die 
Hebamme untersteht der Aufsicht des Kreisarztes, der sie alle 
3 Jahre einer Nachprüfung zu unterziehen hat ($ 7). Die Heb- 
ammenbezirke sind so zu besetzen, daß auf die einzelne Heb- 
amme jährlich etwa 60—70 Geburten entfallen (§ 11). Die Be- 
zirkshebammen sind — mit oder ohne Kündigungsfrist — durch 
die Hebammenbezirke, Gemeinden oder Gutsbezirke vertraglich 
anzustellen, wobei ihnen ein festes Diensteinkommen und eine 
die Leistungen der Hebamme würdigende besondere Remune- 
ration, eine für den Fall eintretender Dienstunfähigkeit oder 
Kündigung zu gewährende fortlaufende Unterstützung und 
sonstige Entschädigungen (Instrumente, Desinfektionsmittel, 
die durch Nachprüfungen entstehenden Unkosten) zuzusichern 
sind ($ 12). Unter gewissen Voraussetzungen können die Be- 
zirkshebammen ohne Rücksicht auf getroffene Vereinbarungen 
von der Kreispolizeibehörde entlassen werden. Sämtliche in 
Anhalt zur Berufsausübung zugelassenen Hebammen haben an 
die Anhaltische Hebammen-Pensions- und Unterstützungskasse 
den satzungsgemäßen Beitrag zu zahlen ($ 16). Aus der durch 
Bekanntmachung der Regierung, Abteilung des Innern vom 
9. Juni 1904 (Gesetzsammlung Nr. 1193) neu bestimmten 
Satzung dieser Kasse sei folgendes hervorgehoben: Es wird fort- 
laufende Unterstützung gewährt an Hebammen, die nach‘ 
längerer treuer Berufsarbeit ohne eigenes Verschulden berufs- 
unfähig geworden, in bedürftige Lage geraten sind oder den 
Beruf bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres ausgeübt haben 
($ 1). Die Mittel werden aufgebracht durch Staatszuschüsse, 
Kapitalzinsen und Beiträge der Hebammen ($ 2). Die Auf- 
sicht über die Kasse übt die Regierung, Abteilung des Innern, aus. 


13. Bremen. 


Da Bremen keine Hebammenlehranstalt besitzt, erkennt es 
sämtliche auf deutschen Lehranstalten erworbenen Prüfungs- 
zeugnisse an. Nach der Medizinalordnung vom 2. Juni 1901 
(Gesetzblatt S. 97) in der durch Gesetz vom 29. April 1911 (Ge- 
setzblatt S. 95) bestimmten Fassung ıst gemäß § 37 für die 
Niederlassung einer Hebamme die Erlaubnis der Medizinal- 
kommission des Senats erforderlich; diese hat das Recht, den 
Ort und Stadtteil der Niederlassung zu bestimmen. Bei der 
Konzessionierung darf die Hebamme das 40. Lebensjahr nicht 
überschritten haben. Die Konzession kann entzogen werden, 
wenn die Hebamme dauernd berufsunfähig wird, das 65. Lebens- 
jahr vollendet hat oder sich Unterlassungen und Verfehlungen 
hat zu schulden kommen lassen. Für die Ausübung des Berufes 
gibt die Dienstanweisung vom 27. Mai 1911 entsprechende Vor- 
schriften. Das Gesetz, betreffend die Alters- und Invalidenver- 
sicherung der Hebammen vom 15. November 1921 (Gesetzblatt 
S. 449) bestimmt, daß eine Hebamme nach mindestens 5 jähriger 
Tätigkeit im Staatsgebiete Anspruch auf eine fortlaufende 
Rente aus der Staatskasse hat, wenn sie nach vollendetem 
65. Lebensjahre dauernd auf die Berufsausübung verzichtet 
oder wenn sie dauernd berufsunfähig geworden ist ($ 1). Die 
Höhe der Rente beträgt nach der Neufassung des oben bezeich- 
neten Gesetzes vom 6. Februar 1925 (Gesetzblatt S. 29) jährlich 
mindestens ‚4 350.— und steigt nach Beendigung des 6. Dienst- 
jahres jährlich um .% 10.— bis zum Höchstbetrage von .It 600.— 


14. Lippe. 


Gesetz über das Hebammenwesen vom 24. Dezember 1924 
(Gesetzsammlung S. 794). 

Die Vorschriften über Zulassung zur Ausbildung, über diese 
selbst, über Nachprüfung und Fortbildungslehrgänge, Berufs- 
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ausübung (Niederlassungsgenehmigung) entsprechen vollkom- 
men den für Preußen erlassenen. Nach $ 19 ist die freiwillige 
Versicherung aller Hebammen (außer den in Entbindungs- 
heimen und Krankenhäusern tätigen) gegen Alter, dauernde Be- 
rufsunfähigkeit und zu Gunsten Hinterbliebener bei der Ange- 
stelltenversicherung zur Pflicht gemacht; die entstehenden 
Kosten werden den Stadt- und Amtsgemeinden auferlegt. 


15. Lübeck. 


Da eine Ausbildungs- und Prüfungsmöglichkeit für Heb- 
ammen im Lübeckischen Staatsgebiet nicht besteht, werden die 
Prüfungszeugnisse der übrigen deutschen Länder anerkannt. 
Die Anstellung wird durch die Vorschriften des $ 15 der Medi- 
zinalordnung vom 19. Juli 1899 (Sammlung der lübeckischen 
Verordnungen und Bekanntmachungen Nr. 38) geregelt: Da- 
nach werden die Hebammen nach Maßgabe des vorhandenen 
Bedarfs zugelassen, gegebenenfalls unter Anweisung eines be- 
stimmten Wohnortes oder Stadtteiles. Sie haben in regel- 
mäßigen Zeitabständen an Wiederholungskursen teilzunehmen 
oder Nachprüfungen durch den Physikus sich zu unterziehen 
(s. a. $ 22 der Dienstanweisung vom 28. November 1912). Nach 
$ 4 der genannten Dienstanweisung ist jede Hebamme ver- 
pflichtet, als freiwilliges Mitglied der Ortskrankenkasse in 
"Lübeck beizutreten. Das Gesetz, betreffend die Alters- und 
Invalidenunterstützung der Hebammen vom 6. März 1905 be- 
stimmt, daß die zur Berufsausübung zugelassenen Hebammen, 
die ohne ihr Verschulden dauernd berufsunfähig geworden sind 
oder das 65. Lebensjahr vollendet haben, eine Alters- und In- 
validenunterstützung erhalten, wenn sie mindestens 10 Jahre 
im Staatsgebiete tätig gewesen waren (unter besonderen Um- 
ständen schon vom 4. Jahre ab) (§§ 1—4). Die Mittel für die 
Unterstützungen werden beschafft durch festgesetzte Beiträge 
der Hebammen, durch Staatszuschüsse, Strafgelder und etwaige 
Zuwendungen (§§ 8 und 9). Durch eine besondere Bekannt- 
machung des Senats, betreffend die Zulassung der in der Nähe 
der Grenze des Lübeckischen Staates wohnhaften Hebammen 
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zur Ausübung ihrer Berufstätigkeit in lübeckischen Grenzorten 
vom 16. März 1910 werden nach dieser Richtung hin eine Reihe 
von Erleichterungen vorgesehen. 


16. Mecklenburg-Strelitz. 


Da die für das Land benötigten Hebammen an der Frauen- 
klinik in Rostock ausgebildet werden, sind für Zulassung, Aus- 
bildung und Prüfung der Schülerinnen die in Mecklenburg- 
Schwerin bestehenden Vorschriften maßgebend. Gesetzliche 
Bestimmungen über Niederlassungsgenehmigung, Alters- und 
Invalidenversicherung bestehen zur Zeit noch nicht, jedoch 
sind sie in einem dem Landtag zur Zeit vorliegenden bezüg- 
lichen Gesetzentwurf vorgesehen. 


17. Waldeck. 


Voraussetzung für die Ausübung des Hebammenberufes in 
Waldeck ist die Vorlage eines an einer preußischen Lehranstalt 
erworbenen Prüfungszeugnisses. -. Durch die Dienstanweisung 
vom 10. Dezember 1912 wird unter anderem angeordnet, daß 
die Hebamme in regelmäßigen Zeitabständen vom Kreisarzt 
nachzuprüfen ist und sich einem Fortbildungslehrgang zu unter- 
ziehen hat ($ 5). Besondere Vorschriften über Niederlassungs- 
genehmigung, Altersgrenze, Invaliden- und Altersversicherung 
bestehen nicht, jedoch wird eine gesetzliche Neuregelung beab- 
sichtigt. 

18. Schaumburg-Lippe. 


Eigene landesrechtliche Bestimmungen über Ausbildung, 
Prüfung und Anstellung der Hebammen bestehen nicht. Diese 
werden an preußischen Lehranstalten ausgebildet und es gelten 
daher für das Land nach den vorerwähnten Richtungen hin die 
entsprechenden preußischen Vorschriften. Über die durch den 
Kreisarzt vorzunehmenden Nachprüfungen und die von Zeit 
zu Zeit abzuleistenden Fortbildungslehrgänge trıfft die Dienst- 
anweisung vom 13. August 1924 weitere Anordnungen ($ 7); 
über die einzuhaltende Zeitfolge und die Dauer der Lehrgänge 
fehlen nähere Bestimmungen. 


Formulierungen des Kreises asozialer Personen 
in Entwürfen, in deutschen und ausländischen Gesetzen. 


Nach einer vom Deutschen Verein für öffentliche und private Fürsorge erfolgten Zusammenstellung 
wiedergegeben 


von GEORG LOEWENSTEIN, Berlin-Lichtenberg. 


A. Deutsche Gesetzentwürfe. 
1. Reichstagsvorlage 1920. — Antrag Neuhaus. 
Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das mit 
Zustimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird: 


$ 1. Personen können, soweit dies zur Bewahrung vor körper- 
licher oder sittlicher Verwahrlosung oder zum Schutze des 
Lebens oder der Gesundheit erforderlich ist, einer Anstalt zur 
Verwahrung überwiesen werden, wenn sie 


a) in Fürsorgeerziehung stehen, für die Zeit nach Beendigung 
der Fürsorgeerziehung, 


b) wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche entmündigt 
sind. Die Überweisung kann dauernd oder zeitig erfolgen, 
sie soll nicht für kürzer als ein Jahr ausgesprochen wer- 
den. 


2. Erster Entwurf der Kommission 1923. 


§ 1. Personen können, soweit dies zur Bewahrung vor körper- 
licher oder sittlicher Verwahrlosung erforderlich ist, zur Ver- 


wahrung überwiesen werden, wenn sie gemäß $ 6, Ziffer 1 oder 
Ziffer 3 BGB. entmündigt sind und andere gesetzlich geregelte 
Möglichkeiten zur Verhütung und Beseitigung dieser Verwahr- . 
losung nicht bestehen. 


3. Entwurf des Deutschen Verbandes zur Förderung der Sittlich- 
keit 1925. 
l. § 1. In Bewahrung kann untergebracht werden: 
1. wer geisteskrank ist; 


2. wer geistesschwach ist, wenn es zur Verhütung seiner sitt- 
lichen oder körperlichen Verwahrlosung oder im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit erforderlich ist; 


3. wer infolge körperlicher, geistiger oder moralischer Mängel 
außerstande ist, für sich und seine Angelegenheiten zu sor- 
gen und der Verwahrlosung anheimfällt oder die Sicherheit 
anderer gefährdet. 


Soweit Fürsorgeerziehung nach den Vorschriften des Reichs- 
jugendwohlfahrtsgesetzes angeordnet werden kann, ist die Unter- 
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. bringung in Bewahrung ausgeschlossen, es sei denn, daß der 
Minderjährige gemäß $ 73 Reichsjugendwohlfahrtsgesetz vor- 
zeitig aus der Fürsorgeerziehung entlassen wird. 

il. Dem Reichsstrafgesetzbuch wird ein $ 5la eingefügt, 
der folgende Fassung erhält: 

Wird jemand freigesprochen oder außer Verfolgung gesetzt, 
weil bei Begehung der Tat die Voraussetzungen des $ 51 ge- 
geben waren, so ordnet das Gericht seine Bewahrung an. 

Die Ausführung und Aufhebung der Bewahrung bestimmt 
sich nach dem Reichsbewahrungsgesetz. Genügt Schutzauf- 
sicht, so ist diese anzuordnen. 


4. Entwurl eines Bewahrungsgesetzes. 
Reichstags-Antrag Neuhaus-Müller-Ottfried-Mumm und Ge- 
nossen. 
Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das mit 
Zustimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird: 
$ 1. Eine Person über 18 Jahre, welche verwahrlost ist oder 
zu verwahrlosen droht, kann durch Beschluß des Vormund- 
schaftsgerichts der Verwahrung überwiesen werden, wenn 
a) dieser Zustand auf einer krankhaften oder außergewöhn- 
lichen Willens- oder Verstandesschwäche oder auf 
einer krankhaften oder außergewöhnlichen Stumpfheit 
des sittlichen Empfindens beruht und 
b) keine andere Möglichkeit besteht, diesen Zustand der Ge- 
fährdung oder Verwahrlosung zu beheben. 


5. Entwurf eines Bewahrungsgesetzes. 

Reichstags-Antrag Müller-Franken und Genossen. 

Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das mit 
Zustimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird: 

$ 1. Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, kön- 
nen, soweit dies zur Verhütung und Beseitigung körperlicher oder 
sittlicher Verwahrlosung erforderlich ist, zur Bewahrung über- 
wiesen werden, wenn sie infolge von Geisteskrankheit (oder 
Geistesschwäche) oder von Trunksucht ihre Angelegenheiten 
nicht zu besorgen vermögen, und so ein die Gemeinschaft schä- 
digendes Verhalten zeigen, falls andere gesetzlich geregelte Mög- 
lichkeiten zur Verhütung und Beseitigung einer Verwahrlosung 
nicht bestehen. 


B. Deutsche Gesetze. 


1. Sächsisches Wohlfahrtspflegegesetz vom 28. HI. 1925. 

$ 27. Z. 1. Dem Bezirksfürsorgeverband können durch Be- 
schluß des Vormundschaftsgerichts Personen, die nach § 6, 
Ziffer 1 oder 3 des BGB. entmündigt sind, oder nach $ 1906 
des BGB. unter vorläufiger Vormundschaft stehen, zur Ver- 
wahrung überwiesen werden, soweit dies zur Bewahrung vor 
körperlicher oder sittlicher Verwahrlosung erforderlich ist. 


2. Badisches Gesetz von 1910 die Irrenfürsorge betreffend. 

§ 1. Ein Geisteskranker darf ohne oder gegen seinen Willen 
in einer Irrenanstalt untergebracht werden, wenn das zustän- 
dige Bezirksamt die Unterbringung auf Antrag für statthaft er- 
klärt oder von Amts wegen anordnet. 

Als Geisteskranke im Sinne dieses Gesetzes gelten auch die 
Geistesschwachen, wenn sie in Bezug auf Aufsicht, Schutz, Ver- 
pflegung oder ärztlichen Beistand verwahrlost oder gefährdet 
sind, auch wenn sie psychiatrischer Behandlung nicht be- 
dürfen. | 

$ 3. Der Antrag wird nur zugelassen, wenn die Geistes- 
krankheit und die Notwendigkeit der Anstaltsfürsorge von 
einem im Deutschen Reich approbierten Arzt auf Grund einer 
nicht länger als 2 Wochen zurückliegenden persönlichen Unter- 
suchung des Kranken bezeugt wird. 
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Ähnlich sieht ein württembergisches Statut von 1899 
vor, daß ein Geisteskranker, auch wenn er nicht gemeingefähr- 
lich ist, zwangsweise in eine Anstalt aufgenommen werden kann, 
„wenn der Kranke in einem Zustand der Pflegebedürftigkeit sich 
befindet, der zur Folge hat, daß er außerhalb einer Irrenanstalt 
verwahrlost oder gefährdet ist. Für Personen mit angeborenem 
Schwachsinn ist die Aufnahme in besonderen Anstalten zuge- 
lassen. 

Auch Braunschweig sieht in einem Statut von 1904 vor, 
daß Geisteskranke auch dann zwangsweise in Anstalten aufge- 
nommen werden können, wenn sie ‚für die öffentliche Sicher- 
heit anstößig sind“, ohne gemeingefährlich zu sein. 


3. Bürgerliches Gesetzbuch $ 6. 

Entmündigt kann werden: 

1. werinfoige von Geisteskrankheit oder von Geistesschwäche 
seine Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag; 
wer durch Verschwendung sich und seine Familie der Ge- 
fahr des Notstandes aussetzt; 
wer infolge von Trunksucht seine Angelegenheiten nicht 
zu besorgen vermag oder sich oder seine Familie der Ge- 
fahr des Notstandes aussetzt oder die Sicherheit anderer 
gefährdet. 


4. Reichsjugendwohlfahrtsgesetz vom 9. VII. 1922. 

Abschn. VI. $ 62. 

„Die FE. dient der Verhütung oder Beseitigung der Ver- 
wahrlosung und wird in einer geeigneten Familie oder Erzie- 
hungsanstalt unter öffentlicher Aufsicht und auf öffentliche 
Kosten durchgeführt.‘ 


5. Reichsverordnung über die Fürsorgepflicht vom 13. Il. 1924. 

§ 20. Wer, obwohl arbeitsfähig, infolge seines sittlichen Ver- 
schuldens der öffentlichen Fürsorge selbst anheimfällt oder 
einen Unterhaltsberechtigten anheimfallen läßt, kann von der 
Verwaltungsbehörde auf Antrag des vorläufig oder endgültig 
verpflichteten Fürsorgeverbandes oder desjenigen, der dem 
Fürsorgeverband die Kosten der Unterstützung zu ersetzen hat, 
in einer vom Land als geeignet anerkannten Anstalt oder 
sonstigen Arbeitseinrichtung zur Arbeit untergebracht werden, 
wenn er Arbeit beharrlich ablehnt oder sich der Unterhalts- 
pflicht beharrlich entzieht. 

Als unterhaltsberechtigt im Sinne dieser Vorschrift gilt auch 
ein uneheliches Kind demjenigen gegenüber, der in öffentlicher 
Urkunde sich zur Unterhaltszahlung verpflichtet hat oder 
rechtskräftig dazu verurteilt ist. 

Die Unterbringung ist unzulässig, wenn sie eine außergewöhn- 
liche Härte bedeuten würde; sie darf nicht in einer Strafanstalt 
erfolgen. 

Die Länder können Vorschriften über weitere Voraus- 
setzungen und Dauer der Unterbringung, über die Zuständig- 
keit und das Verfahren erlassen. 

6. Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der Für- 

sorge vom 4. XII. 1924. 

$ 13. Bei Arbeitsscheu oder offenbar unwirtschaftlichem 
Verhalten sind die Voraussetzungen der Hilfsbedürftigkeit aufs 
strengste zu prüfen sowie Art und Maß der Fürsorge auf das 
zur Fristung des Lebens Unerläßliche zu beschränken. Bei 
Hilfsbedürftigen, die den berechtigten Anordnungen der zu- 
ständigen Stellen beharrlich zuwiderhandeln, kann entsprechend 
verfahren werden. 

Bei Arbeitsscheu oder offenbar unwirtschaftlichem Ver- 
halten kann die Hilfe auf Anstaltspflege beschränkt, offene 
Pflege aber abgelehnt werden. 

Wird die Fürsorge einem Hilfsbedürftigen gegenüber be- 
schränkt, so ist, soweit möglich, zu verhüten, daß davon seine 


2. 


3. 
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Angehörigen oder andere Hilfsbedürftige mitbetroffen werden, 
mit denen er in häuslicher Gemeinschaft lebt. 


7. Reichsstrafgesetzbuch. 
$ 361. Mit Haft wird bestraft: 

1. wer, nachdem er unter Polizeiaufsicht gestellt worden ist, 
den infolge derselben ihm auferlegten Beschränkungen zu- 
widerhandelt; 

2. wer, nachdem er des Bundesgebiets oder des Gebiets eines 
Bundesstaats verwiesen ist, ohne Erlaubnis zurückkehrt; 

3. wer als Landstreicher umherzieht; 

4. wer bettelt oder Kinder zum Betteln anleitet oder aus- 
schickt oder Personen, welche seiner Gewalt oder Aufsicht 
untergeben sind und zu seiner Hausgenossenschaft gehören, 
vom Betteln abzuhalten unterläßt; 

5. wer sich dem Spiel, Trunk oder Müßiggang dergestalt hin- 
gibt, daß er in einen Zustand gerät, in welchem zu seinem 
Unterhalte oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren Er- 
nährung er verpflichtet ist, durch Vermittlung der Behörde 
fremde Hilfe in Anspruch genommen werden muß; 

6. eine Weibsperson, welche wegen gewerbsmäßiger Unzucht 
einer polizeilichen Aufsicht unterstellt ist, wenn sie den in 
dieser Hinsicht zur Sicherung der Gesundheit, des öffent- 
lichen Anstandes erlassenen polizeilichen Vorschriften zu- 
widerhandelt oder welche, ohne einer solchen Aufsicht 
unterstellt zu sein, gewerbsmäßig Unzucht treibt; 

7. wer, wenn er aus Öffentlichen Armenmitteln eine Unter- 
stützung empfängt, sich aus Arbeitsscheu weigert, die ihm 
von der Behörde angewiesene, seinen Kräften angemessene 
Arbeit zu verrichten; 

8. wer nach Verlust seines bisherigen Unterkommens binnen 
der ihm von der zuständigen Behörde bestimmten Frist 
sich kein anderweitiges Unterkommen verschafft hat und 
auch nicht nachweisen kann, daß er solches der von ihm 
angewandten Bemühungen ungeachtet nicht vermocht 
habe; 

9. wer Kinder oder andere unter seiner Gewalt stehende Per- 
sonen, welche seiner Aufsicht untergeben sind, und zu 
seiner Hausgenossenschaft gehören, von der Begehung von 
Diebstählen, sowie von der Begehung strafbarer Ver- 
letzungen der Zoll- oder Steuergesetze, oder der Gesetze 
zum Schutze der Forsten, der Feldfrüchte, der Jagd oder 
der Fischerei abzuhalten unterläßt. Die Vorschriften dieser 
Gesetze über die Haftbarkeit für die den Täter treffenden 
Geldstrafen oder anderen Geldleistungen werden hierdurch 
nicht berührt; 

10. wer, obschon er in der Lage ist, diejenigen, zu deren Er- 
nährung er verpflichtet ist, zu unterhalten, sich der Unter- 
haltspflicht trotz der Aufforderung der zuständigen Be- 
hörde derart entzieht, daß durch Vermittlung der Behörde 
fremde Hilfe in Anspruch genommen werden muß. 


8. Entwurf zum neuen StGB. 

3. Buch: Gemeinschädliches Verhalten. 
Betteln. 

§ 378. Wer aus Arbeitsscheu oder Liederlichkeit bettelt 
statt zu arbeiten, kann einem Arbeitshaus überwiesen werden. 

Wer aus dem Betteln ein Gewerbe macht, ist einem Arbeits- 
haus zu überweisen. 
Ausschicken zum Betteln. 

$ 379. Wer Kinder oder Jugendliche, die unter seiner Auf- 
sicht stehen und zu seiner häuslichen Gemeinschaft gehören, 
zum Betteln ausschickt oder anhält oder es vorsätzlich oder 
fahrlässig unterläßt, solche Kinder oder Jugendliche vom 
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Betteln abzuhalten, kann einem Arbeitshause überwiesen 


werden. 


Umherziehen in Banden. 

$ 380. Personen, die, ohne ein redliches Gewerbe auszu- 
üben, bandenmäßig im Lande umherziehen, können einem 
Arbeitshaus überwiesen werden. 

Arbeitsweigerung,. 

§ 381. Wer aus öffentlichen Armenmitteln unterstützt wird 
und sich aus Arbeitsscheu weigert, die ihm von der Behörde an- 
gewiesene, seinen Kräften angemessene Arbeit zu verrichten, 
kann einem Arbeitshaus überwiesen werden. 


Gemeinschädliches Verhalten bei Ausübung der Unzucht. 

$ 382. Wer gewohnheitsmäßig zum Zwecke des Erwerbes 
die Unzucht in der Nähe von Kirchen, Schulen oder anderen 
zum Besuche durch Kinder oder Jugendliche bestimmten Ört- 
lichkeiten oder in einer Wohnung, in der jugendliche Personen 
zwischen vier und achtzehn Jahren wohnen, oder in einer Ge- 
meinde mit weniger als zehntausend Einwohnern, für welche 
die oberste Landesbehörde zum Schutze der Jugendlichen oder 
des öffentlichen Anstandes eine entsprechende Anordnung ge- 
troffen hat, ausübt, kann einem Arbeitshaus überwiesen werden. 

Wer gewohnheitsmäßig zum Zwecke des Erwerbes die Un- 
zucht ausübt, kann ferner einem Arbeitshaus überwiesen werden, 
wenn er bereits zweimal wegen eines Vergehens gegen $ 271 be- 
straft worden ist und sich erneut eines solchen Vergehens 
schuldig gemacht hat. 

Arbeitshaus. 

§ 383. Das Arbeitshaus ist eine Maßregel der Besserung 
und Sicherung. Die darin Verwahrten sind zur Arbeit anzu- 
halten und an ein geordnetes Leben zu gewöhnen. 

Die Überweisung in das Arbeitshaus wird vom Gericht an- 
geordnet. Arbeitsunfähige sind statt einem Arbeitshaus einem 
Asyl zu überweisen. 

Genügt Schutzaufsicht ($ 51), so ist diese anzuordnen. Für 
die Unterbringung gelten die Vorschriften des $ 46, Abs. 1—3 
und der §§ 47, 49—51 entsprechend. 


Reichsverweisung. 

$ 384. Einen Ausländer, der einem Arbeitshaus überwiesen 
worden ist, kann die zuständige Behörde an Stelle oder neben 
der Unterbringung aus dem Reichsgebiet verweisen. Kehrt der 
Ausgewiesene unbefugt zurück, so kann die Unterbringung 
nachgeholt werden. $ 50 gilt entsprechend. 


C. Ausländische Gesetze. 

1. England. 

Englisches Gesetz betreffend die Fürsorge und Verwahrung 

geistig Minderwertiger von 1913. 

§ 1. 1. Folgende geistig defekte Personen sind als geistig 
minderwertig im Sinne dieses Gesetzes aufzufassen: 
a) Idioten (,, idiots“), das heißt Personen, die von Geburt oder 
früher Jugend an so tief geistig defekt sind, daß sie unfähig 
sind, sich selbst gegen gewöhnliche äußerliche Gefahren zu 
schützen; 
Imbecille (‚‚Imbeciles‘‘), das heißt Personen, bei denen von 
Geburt oder früher Jugend an ein geistiger Defekt besteht, 
der sich zwar nicht bis zur Idiotie steigert, der aber doch 
soweit geht, daß sie unfähig sind, für sich und ihre Ange- 
legenheiten zu sorgen oder falls es sich um Kinder handelt, 
daß diese unfähig sind, hierzu erzogen zu werden; 
Schwachsinnige Personen (,‚feeble-minded Persons‘‘), das 
heißt Personen, bei denen von Geburt oder von früher 
Jugend an ein geistiger Defekt besteht, der sich zwar nicht 
bis zur Imbecillität steigert, der aber doch so ausgesprochen 


b 


u 


c 


ur 


GESETZE UND ERLASSE 


ist, daß sie Pflege, Überwachung und Aufsicht zu ihrem 

eigenen Schutz und zum Schutz anderer bedürfen, oder falls 

es sich um Kinder handelt, daß sie auf Grund ihres Defekts 
dauernd unfähig erscheinen, durch gewöhnlichen Schul- 
unterricht einen geeigneten Erfolg aufzuweisen; 

d) Moralisch Imbecille („Moral Imbeciles‘‘), das heißt Personen, 
die von früher Jugend an einen ständigen geistigen Defekt 
aufweisen, verbunden mit stark lasterhaften oder ver- 
brecherischen Neigungen, auf die Bestrafung wenig oder gar 
keine abschreckende Wirkung ausübt. 
$ 2. 1. Ein geistig Minderwertiger kann auf Grund dieses 

Gesetzes in eine Anstalt für geistig Minderwertige gesandt oder 

unter Vormundschaft gestellt werden: 

a) auf Antrag seines Vaters oder Vormunds, wenn er Idiot oder 
imbecill ist, oder auf Antrag seines Vaters, wenn er, ohne 
Idiot oder imbecill zu sein, das 21. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, oder 

b) wenn zu seinem geistigen Defekt noch hinzukommt, daß er 
aa) in vernachlässigtem verlassenen Zustand oder ohne jeg- 

liche Unterhaltsmittel oder in grausamer Behandlung 

aufgefunden wird; oder 

einer strafbaren Handlung für schuldig befunden oder 

seine Unterbringung in eine genehmigte Erziehungs- 

anstalt (‚Certified industrial School‘) angeordnet wurde 
oder anzuordnen wäre; oder 

eine Gefängnis- oder Zuchthausstrafe (mit Ausnahme 

der Gefängnishaft im Zivilprozeß) zu erdulden hat oder 

auf Grund eines Gerichtsbeschlusses in ein Jugendge- 
wahrsam (,‚place of Detention‘‘), in eine Besserungs- 

(„Reformatory‘) oder Erziehungsanstalt oder in eine 

Trinkerbesserungsanstalt (,Inebriate Reformatory‘‘) 

oder sich in einer Irrenanstalt oder Anstalt für ver- 

brecherische Geisteskranke befindet; oder 

dd) ein Gewohnheitstrinker im Sinne des Trunksuchtsge- 

setzes aus den Jahren 1878—1900 ist; oder 
ee) über ihn eine Anzeige durch die lokale Schulbehörde 
erstattet ist, wie dies im folgenden näher dargelegt wird; 
oder 

ff) zur Zeit der Geburt eines unehelichen Kindes oder zur 
Zeit der Schwangerschaft Armenunterstützung erhält. 

2. Zürich. 

Züricher Gesetz über die Versorgung von Jugendlichen, Ver- 

wahrlosten und Gewohnheitstrinkern von 1925. 

§ 1. Jugendliche vom zurückgelegten 12. bis zum zurück- 
gelegten 19. Altersjahr, die sittlich verdorben oder gefährdet 
sind, oder die ihren Eltern oder Vormündern böswilligen und 
hartnäckigen Widerstand leisten, können zwangsweise in einer 
Familie oder in einer Anstalt versorgt werden. 

§ 5. Personen vom zurückgelegten 18. bis zum zurückge- 
legten 30. Altersjahr, die einen Hang zu Vergehen bekunden, 
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liederlich oder arbeitsscheu sind, aber voraussichtlich zur | 


Arbeit erzogen werden können, sind in einer Arbeitserziehungs- 
anstalt zu versorgen. 

$ 8. Personen vom zurückgelegten 18. Aitersjahre an, die 
einen Hang zu Vergehen bekunden ($ 392 der Strafprozeßord- 
nung) oder liederlich oder arbeitsscheu sind, werden in einer 
Verwahrungsanstalt versorgt, wenn die Einweisung in eine 
Arbeitserziehungsanstalt wegen ihrer besonderen Eigenschaften 
nicht möglich, oder wenn sie erfolglos geblieben ist, oder von 
Anfang an als aussichtslos erscheint. 

Als Verwahrungsanstalt für mehrfach rückfällige oder ge- 
fährliche Verbrecher kann die kantonale Strafanstalt in Regens- 
dorf benützt werden. 
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§ 11. Personen, die durch Trunksucht sich oder andere ge- 
fährden oder ihre Familienpflichten dauernd vernachlässigen 
oder öffentliches Ärgernis erregen, sind, sofern sie noch heilbar 
erscheinen, in einer Trinkerheilanstalt zu versorgen. 

Unverbesserliche Trinker werden in einer Pflege- oder Ver- 
sorgungsanstalt versorgt. 


3. St. Gallen. 

Gesetz betreffend die Versorgung arbeitsscheuer und lieder- 

licher Personen in Zwangsarbeitsanstalten. Kanton St.Gallen 

1872. 

Art. 1. Arbeitsfähige aber Arbeitsscheue und liederliche, 

über 16 Jahre alte Personen, welche 

a) der öffentlichen Unterstützung anheim zu fallen drohen 
oder bereits armenunterstützungsgenössig sind, oder ihre 
Familienmitglieder der öffentlichen Unterstützung über- 
lassen, oder die häusliche Zucht und Ordnung stören, 

b) die Öffentliche Sicherheit gefährden, 

c) die Wohlfahrt der Familie anhaltend und wesentlich be- 
einträchtigen, 

d) unter Schutzaufsicht stehen und diese Wohltat durch eine 
dem Vereins-, zumal dem Besserungszwecke entschieden 
zuwiderlaufende Handlungsweise mißbrauchen, 

können, sofern sie sich den zu ihrer Besserung von ihren zu- 
ständigen Behörden oder Familienangehörigen getroffenen Maß- 
regeln beharrlich widersetzen, in Zwangsarbeitsanstalten unter- 
gebracht werden. 


4. Basel-Land. 

Gesetz betreffend Versorgung in Besserungs-, Zwangsarbeits- 

und Trinkerheillanstalten. 1924. 

$ 1. Kantonsbürger und Niedergelassene, welche durch 
Arbeitsscheu, Müßiggang, Liederlichkeit oder Trunksucht ihre 
Familien oder sich selbst nachgewiesenermaßen vernachlässigen 
oder der Familie zur Last fallen, oder öffentliches Ärgernis er- 
regen, oder die Öffentliche Sicherheit gefährden, sollen in 
Besserungs-, Zwangsarbeits- oder Trinkerheilanstalten versorgt 
werden. 


5. Dänemark. 

Verordnung von 1860 über Landstreichen und Bettein. 

§ 1. Wer arbeitslos umherstreift ohne nachweisen zu 
können, daß er Mittel für seinen Unterhalt besitzt oder minde- 
stens rechtlichen Erwerb sucht, wird als Landstreicher ange- 
sehen und mit Gefängnis bei Wasser und Brot bestraft. An 
Stelle des Gefängnisses kann Unterbringung im Zwangsarbeits- 
haus erfolgen. 

6. Österreich. 

a) Österreichische Entmündigungsordnung von 1916. 

§ 1. Personen, im Alter über sieben Jahren, die wegen 
Geisteskrankheit oder Geistesschwäche unfähig sind, ihre An- 
gelegenheiten selbst zu besorgen, können voll entmündigt 
werden. 

Volljährige, die zwar nicht unfähig sind, ihre Angelegen- 
heiten zu besorgen, aber wegen Geisteskrankheit oder Geistes- 
schwäche zur gehörigen Besorgung ihrer Angelegenheiten eines 
Beistandes bedürfen, können beschränkt entmündigt werden. 

§ 2. Volljährige können ferner beschränkt entmündigt 
werden: 

1. wenn sie durch Verschwendung sich oder ihre Familie der 

Gefahr des Notstandes preisgeben; 

2. wenn sie wegen gewohnheitsmäßigen Mißbrauchs von 
Alkohol (Trunksucht) oder von Nervengiften sich oder 
ihre Familie der Gefahr des Notstandes preisgeben oder 
die Sicherheit anderer gefährden oder eines Beistandes zur 
gehörigen Besorgung ihrer Angelegenheiten bedürfen. 
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b) Österreichisches Gesetz von 1885 betreffend Anhaltung in 
Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten. 


§ 1. Wer geschäfts- oder arbeitslos umherzieht, und nicht 
nachzuweisen vermag, daß er die Mittel zu seinem Unterhalte 
besitzt, oder redlich zu erwerben suche, ist als Landstreicher zu 
bestrafen. Die Strafe ist strenger Arrest von ein bis zu drei Mo- 
naten, auch kann auf eine oder mehrere der im $ 253 des Straf- 
gesetzes vom 27. Mai 1852 unter a) bis e) bezeichneten Ver- 
schärfungen der Strafe erkannt werden. 


$ 2. Wegen Bettelns ist zu bestrafen: 


1. wer an öffentlichen Orten oder von Haus zu Haus bettelt 
oder aus Arbeitsscheu die öffentliche Mildtätigkeit in An- 
spruch nimmt; 
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2. wer Unmündige zum Betteln verleitet, ausschickt oder 

anderen überläßt. 

Die Strafe ist strenger Arrest von 8 Tagen bis zu drei Mo- 
naten. 

§ 3. Arbeitsfähige Personen, welche kein Einkommen und 
keinen erlaubten Erwerb haben, und die Sicherheit der Person 
oder des Eigentums gefährden, können von der Sicherheits- 
behörde angewiesen werden, innerhalb einer ihnen bestimmten 
Frist nachzuweisen, daß sie sich auf erlaubte Weise ernähren. 
Kommen sie diesem Auftrage aus Arbeitsscheu nicht nach, so 
sind sie mit strengem Arrest von acht Tagen bis zu drei Monaten 
zu bestrafen; auch kann auf eine oder mehrere der im § 253 des 
Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 unter a) bis e) bezeichneten 
Verschärfungen der Strafe erkannt werden. 
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Redigiert von Professor Dr. F. ROTT, Berlin-Charlottenburg, Frankstraße 3. 


Arbeiterschutz und Gewerbehygiene in der Union der Sozialistischen 
Sowiet-Republiken. 
Von S. KAPLUN, Moskau. 


I. 
Arbeiterschutzgesetzgebung. 


Es muß vor allen Dingen darauf hingewiesen werden, 
daß in der Sowjetunion Arbeiterschutzgesetze aus- 
nahmslos alle Lohnarbeiter erfassen, ganz unabhängig 
davon, in welcher Eigenschaft und in welcher Art von 
Betrieben oder Privatunternehmen sie arbeiten. 

Im zaristischen Rußland galt der Arbeiterschutz nur 
für die Arbeiter derjenigen Betriebe, in denen nicht 
weniger als 16 Personen beschäftigt wurden (in Be- 
trieben, in denen es nur Handmaschinen gab, betrug 
diese Zahl sogar 20). Da außerdem handwerksmäßige 
Betriebe der Kontrolle der Fabrikinspektion nicht 
unterworfen waren, so kamen allerhand kuriose Fälle 
vor. So waren zum Beispiel die Arbeiter der größten 
Moskauer Bäckereien, wie der berühmten ‚Philipow- 
schen‘‘, in der mehrere hundert Arbeiter tätig waren, 
vollständig schutzlos der Unternehmerwillkür aus- 
geliefert, weil der Bäckereibesitzer es verstanden hatte, 
durchzusetzen, daß sein Unternehmen von den be- 
treffenden Behörden nur als einfacher ‚„Handwerks- 
betrieb‘‘ anerkannt wurde. 

Die Gesetze der Räterepubliksunion kennen dagegen 
keinen Unterschied zwischen einzelnen Kategorien der 
Arbeiter. Jeder Lohnarbeiter oder Angestellte, der 
ein Gehalt bezieht, genießt den Schutz aller Gesetze 
der Räteregierung, ganz unabhängig davon, ob er in 
einem Privatunternehmen tätig ist oder einer koopera- 
tiven oder sozialen Institution oder in einem nationali- 
sierten staatlichen Betriebe oder Büro arbeitet. 

Im Jahre 1922 wurde eine neue Auflage des Arbeits- 
kodex herausgegeben (die 1. Auflage erschien 1918). 
In dieser Auflage sind alle realen Möglichkeiten der 
gegenwärtigen Zeit in Erwägung gezogen. Fortge- 
lassen ist alles, was nicht wirklich vollständig im 
Leben durchgeführt werden kann. Aber der Kodex 
bedeutet nur jenes Mindestmaß von Arbeiterschutz, 
das keineswegs — weder in Privat- noch in Staats- 
unternehmungen — herabgesetzt werden kann. Gleich- 
zeitig werden jedoch bei uns die weitestgehenden Ver- 
besserungen der Arbeitsbedingungen im Vergleich mit 
seinen Normen vorgenommen. Dies geschieht, indem 
man die entsprechenden Punkte in die Kollektivver- 
träge zwischen den Gewerkschaften und Wirtschafts- 


organen aufnimmt. Diese Verbesserungszusätze gehen 
oft genug weit über den Rahmen der Arbeiterschutz- 
gesetzgebung hinaus. 

Vereinbarungen, die eine Verschlimmerung der 
Arbeitsbedingungen im Vergleich zum Arbeitskodex 
enthalten, werden, ganz gleichgültig, ob sie von den 
Arbeitern freiwillig oder gezwungen getroffen wurden, 
für ungültig erklärt. Dergleichen Abkommen in Ver- 
trägen werden vom Volkskommissariat der Arbeit und 
seinen Lokalabteilungen einfach nicht bestätigt und 
haben deshalb auch vor Gericht keine Gültigkeit. 


II. 
Die Arbeitszeit. 


Schon seit mehr als 50 Jahren kämpfen die Arbeiter 
aller Länder ununterbrochen um den gesetzlichen 
Achtstundentag. Allein, bis jetzt ist noch der größte 
Teil der Arbeiter in der ganzen Welt gezwungen, länger 
als 8 Stunden zu arbeiten. 

Im zaristischen Rußland war der gesetzliche Arbeits- 
tag 11 1⁄4 Stunden, tatsächlich war jedoch die Arbeits- 
zeit oft noch länger bemessen. An vielen Orten führten 
die Arbeiter in der ersten Periode der russischen 
Revolution, unter der Kerenski’s ‚Temporäre-Regie- 
rung‘‘, den Achtstundentag ein. Dies trug jedoch den 
Charakter eines von unten eroberten Sieges und vor- 
übergehender Maßnahmen. Und die Regierung, ob- 
wohl in ihr als Arbeitsminister Sozialdemokraten teil- 
nahmen, lehnte es ab, den Achtstundentag gesetzlich 
zu regeln. | 

Die Rätemacht gab schon am vierten Tage ihrer 
Herrschaft, am 29. Oktober 1917, ein Dekret über den 
Achtstundentag heraus. In für die Gesundheit der 
Arbeiter schädlichen Industriezweigen (Tabak, Gas, 
Chemie, Farben, unterirdische Arbeiten, Porzellan- 
und Glasindustrie usw.). wurde die Arbeitszeit auf 
besondere Anordnung des Kommissariats der Arbeit 
schon in den ersten Revolutionstagen auf 7, 6 und sogar 
auf 4 Stunden täglich beschränkt. 

Nach einer vierstündigen Arbeit wurde gesetzlich 
eine obligatorische Mittagspause angesetzt. Für die 
Nachtarbeit, die wesentlich schwerer und schädlicher 
ist, wurde überall die siebenstündige Arbeitszeit fest- 
gesetzt, wobei der Lohn gleich 8 täglichen Stunden 
ausgezahlt wird. 
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Für alle Büroangestellten und geistigen Arbeiter 
wurde die sechsstündige Arbeitszeit festgesetzt. In 
den Fällen, in denen es unmöglich ist, die tägliche 
Arbeitszeit ganz genau festzusetzen, wie zum Beispiel 
bei Eisenbahnern, Krankenschwestern usw., gilt die 
dementsprechende durchschnittliche 
Norm, und die Arbeitsstunden dürfen nicht mehr als 
46 in der Woche ausmachen. 

Alle Überstunden werden nur ausnahmsweise vom 
Arbeitskodex zugelassen und dürfen nicht mehr als 
120 Stunden im Jahre für jeden Arbeiter ausmachen. 
Außerdem dürfen Überstunden auch nicht mehr als 
4 Stunden, in zwei nacheinanderfolgenden Tagen ge- 
leistet werden. Aber auch diese Abweichung von der 
im Kodex vorgesehenen Arbeitszeit kann nur mit Zu- 
stimmung der Gewerkschaft und nach schriftlicher 
Bestätigung des Arbeitsinspektors zugelassen werden. 
Die ersten 2 Überstunden werden anderthalbmal höher 
entlohnt und die weiteren werden doppelt bezahlt. 

Es scheint mir interessant zu sein, die faktische 
Arbeitszeit vor der Revolution mit der jetzigen zu ver- 
gleichen. Im Jahre 1913 arbeiteten die Arbeiter 
durchschnittlich 9,7 Stunden täglich, an Überstunden 
entfielen auf einen Arbeiter 0,3 Stunden, zusammen 
also war der mittlere Arbeitstag in damals gezählten 
Betrieben!) 10 Stunden. 

Die durchschnittliche Arbeitszeit (und zwar der 
normale Arbeitstag einschließlich der Überstunden) 
vor, während und nach der Revolution läßt sich in 
folgender Tabelle veranschaulichen : 


Der durchschnittliche Arbeitstag (in Stunden) 


Mar mn | OR 
1913 10,0 0,30 
1914 9,7 0,20 
1915 9,7 0,16 
1916 9,9 0,18 
1917 8,9 0,13 
1918 8,5 0,37 
1919 8,3 0,40 
1920 8,6 0,80 
1921 8,5 0,70 
1922 8,0 0,28 
1923 7,8 0,28 
1924 7,8 0,19 
1925 7,6 0,18 


Daraus ersieht man, daß der tatsächliche Arbeitstag 
(einschließlich Überstunden) gegenwärtig sogar nicht 
einmal 8 Stunden durchschnittlich dauert (infolge der 
Verkürzung der Arbeitszeit für Jugendliche, sowie für 
die in schädlichen Betrieben Beschäftigten und auch an 
Vorabenden von Ruhetagen). Weiter ist aus der obigen 


1) Da die Statistik der Arbeitszeit nur in größten Betrieben 
geführt wurde, war der Arbeitstag im ganzen noch länger. 


wöchentliche | 
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Tabelle zu ersehen, daß jetzt der russische Arbeiter 
über 25%, weniger arbeitet, als vor der Revolution. 
Was die Überstundenarbeit anbetrifft, se wird diese 
sowohl vom Arbeits-Volkskommissariat als auch von 
den Gewerkschaften energisch bekämpft, obwohl der 
Unfug der Überstunden hier, in der Sowjetunion, viel 
weniger verbreitet ist als in den anderen Ländern. Nur 
in besonderen Ausnahmefällen, die im Gesetz direkt 
angegeben sind, darf Überstundenarbeit geleistet wer- 
den, und auch dann, wie es oben schon angedeutet ist, 
jedesmal mit einer speziellen Erlaubnis des Arbeits- 
inspektors, die selbstverständlich nur im Einvernehmen 
mit der entsprechenden Gewerkschaft und nicht leicht 
zu bekommen ist. Die Ergebnisse dieses Kampfes in 
letzter Zeit sind aus folgender Tabelle ersichtlich. 
Es entfielen auf je einen Arbeiter an Überstunden: 


III. Quartal 1923 ...... = 0,32 Stunden 
IV. “ 1923. 2.555: = 03. y 
| 1923 = 0,28 Stunden 
I. i3 1924 ...... = 0,22 R 
I. 5 1924 ...... = 0,19 ,, 
HI. a 1924 ...... = 017 ,, 
IV. er 1924 ...... = 0,17 5 
1924 = 0,19 Stunden 
g PR 1925 ...... = 0,16 m 
ll. A 1925 ...... = 0,15 S 
III. 5 1925 ...... = 0,18 ,, 
IV. 5 1925 ...... = 0,22 m 
1925 = 0,18 Stunden 
: s 1926 ...... —= 0,21 3 
i .:; 1926 ...... = 0,15 y 


| 1926 = 0,18 Stunden 

Jeder Arbeiter hat das Recht auf 42 Stunden un- 
unterbrochener wöchentlicher Ruhe; die Arbeit in den 
Betrieben muß deshalb am Vorabend des Ruhetages 
um 2 Stunden früher geendigt sein. In Betrieben und 
in Berufen, bei welchen am Sonntag oder an einem 
anderen lokalen Feiertag der Arbeiter zu ruhen keine 
Möglichkeit hat, wird es jedem Arbeiter freigestellt, 
sich einen anderen beliebigen Ruhetag in der Woche 
zu wählen. Die Arbeit an Feiertagen wird in solchen 
Fällen doppelt entlohnt. Schließlich sieht unsere 
Arbeiterschutzgesetzgebung noch einen zweiwöchigen 
Urlaub im Jahre für alle Arbeitnehmer vor, die 
mindestens 5 1, Monate lang in irgendeinem Betriebe 
tätig waren. Dabei ist es ganz belanglos, ob der Be- 
treffende in einem Staats- oder Privatbetrieb tätig 
ist und in welchem Betriebszweige er arbeitet. 

Das Dekret über die Erteilung von Urlaub hat 
in der Sowjetunion Fleisch und Blut angenommen, 
es ist in unseren Staaten eine der wichtigsten 
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Errungenschaften auf dem Gebiete des Arbeitschutzes. 


Es gibt fast kein einziges Unternehmen mehr, in dem 
die Arbeiter und Angestellten nicht von ihrem Urlaub 
Gebrauch gemacht hätten, wobei Krankheitsurlaub 
nicht auf Rechnung des alljährlich erteilten Urlaubs 
kommt. Außerdem wird bei uns Jugendlichen, die 
das 18. Lebensjahr noch nicht erreicht haben, und Per- 
sonen, die in gesundheitsschädigenden Industrien tätig 
sind, ein weiterer zweiwöchiger Urlaub erteilt. 

Wie sich die tatsächliche Ausnutzung der gewährten 
Urlaube während der letzten Jahre in der Sowjet- 
union entwickelt hat, zeigt deutlich folgende Tabelle, 
die wir den Angaben des Zentralen Statistischen Amtes 
entnehmen. Die Dauer der regulären Urlaube steigt 
durchschnittlich für je einen Arbeiter in der Union der 
Sozialistischen Sowjet-Republiken (U. d. SSR.) von 
Jahr zu Jahr und zwar sind es Arbeitstage (also keine 


Kalendertage): 

1920 ......... 5,8 Tage für je I Arbeiter 
1921 eannan. 123: u a aA j 
1922 rasas 10345 50h a 
117% N ee 125 as Sl nr 
1924 u: 505 129 „p panil s 
1925 ......... 140 „po pnl rs 
1926 aa 14,0 ,„ | 


99 99 99 

Wir sehen, daß — nach einem geringen Sinken im 
Jahre 1922 — die Kurve in den folgenden Jahren 
immer höher steigt; das Jahr 1925 zeigt bereits eine 
erhebliche (über 15%) Steigerung der durchschnitt- 
lichen Urlaubszeit über die festgesetzten zwei Kalender- 
wochen, denn eine nicht geringe Anzahl Personen ge- 
nießt noch Ergänzungsurlaube (wie oben gesagt ist, 
jugendliche sowie in schädlichen Berufen tätige 
Arbeiter). 

Falls der Arbeiter aus irgendeinem Grunde seinen 
Urlaub nicht antreten kann, ist er berechtigt, eine ent- 
sprechende Verlängerung des Urlaubs im nächsten 
Jahre oder eine Geldentschädigung zu verlangen. Nur 
wenn ein Beschluß der Tarifkommission vorliegt, der 
die Hälfte der Vertreter des Betriebsrats angehört, 
kann der Verzicht auf den Urlaub zugelassen werden. 
Unter keinen Umständen werden jedoch Verzicht- 
leistungen auf den üblichen Urlaub oder Ergänzungs- 
urlaub seitens der Jugendlichen oder der Arbeiter, die 
in gesundheitsschädigenden Industrien tätig sind, zu- 
gelassen. Ein Arbeiter oder Angestellter, der die Arbeit 
verläßt, ohne seinen Urlaub angetreten zu haben, er- 
hält eine Geldentschädigung, die der Arbeitsdauer 
entspricht. Der regelmäßige Urlaub ist das beste Mittel 
gegen Übermüdung, die die Gesundheit der Arbeiter 
außerordentlich schädigt. 

In der U. d. SSR. bekommen die Arbeiter nicht nur 
formelles Recht auf alljährlichen Urlaub. Der Räte- 
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staat ist auch bemüht, eine möglichst große Anzahl 
von Arbeitern in Stätten unterzubringen, wo sie in 
hygienischer Hinsicht am besten aufgehoben sind. 
Zu diesem Zwecke sind sowohl von den lokalen Räten 
der Arbeiterdeputierten als auch den Gewerkschaften 
und Versicherungskassen viele Hunderte sogenannter 
„Erholungsheime‘‘ geschaffen worden, in denen die 
Arbeiter in schöner Natur unentgeltlich ihre Gesund- 
heit festigen können. Die meisten von diesen Er- 
holungsstätten sind ehemalige Gutsbesitzerschlösser, 
Klöster usw. Dort erhalten die Arbeiter eine ausge- 
zeichnete Nahrung, studieren die einfachsten Leibes- 
übungen, und es werden ihnen allerhand Zerstreuungen 
während des Urlaubs geboten. 


III. 
Der Schutz der Frauenarbeit. 


In der U.d. SSR. ist dem Arbeiterinnenschutz eine 
besondere Aufmerksamkeit zugewandt, nicht bloß 
deshalb, weil die Frau in gesundheitlicher und somati- 
scher Hinsicht schwächer ist als der Mann, sondern 
auch aus dem Grunde, weil die Regierung in jeder 
Arbeiterin die Trägerin eines neuen proletarischen 
Geschlechtes sieht. Unsere Arbeiterschutzgesetz- 
gebung hat auf diesem Gebiete ebenso wie in der Frage 
der Arbeitszeit die Grundforderungen der Arbeiter- 
klasse erfüllt. So ist es, laut Arbeitskodex, den Frauen 
verboten, in besonders schweren und gesundheitsschäd- 
lichen Berufen tätig zu sein, unter der Erde zu arbei- 
ten oder Nachtarbeit zu leisten. In einzelnen Fällen 
gestatten das Kommissariat der Arbeit, mit Zustim- 
mung der Allrussischen Gewerkschaften, ausnahms- 
weise die Nachtarbeit der Frauen, dort, wo sie ganz 
unentbehrlich ist, wie zum Beispiel beim Telegraph, 
Telephon, in der Krankenpflege usw. Aber für 
schwangere Frauen oder stillende Mütter gelten auch 
diese Ausnahmen nicht. Diese Kategorie von Frauen 
dürfen auch keine Überstunden oder Nachtarbeit 
leisten. 

In einigen besonders schädlichen Berufszweigen gibt 
es ein spezielles Verbot der Frauenarbeit und, was wohl 
das Wichtigste ist, alle Arbeitsinspektoren, Organe des 
Arbeiterschutzes der Gewerkschaften und Frauen- 
abteilung der kommunistischen Partei richten ihr 
Hauptaugenmerk darauf, daß von den Frauen nur eine 
Arbeit geleistet werden darf, die ihre Kräfte nicht über- 
steigt. Außerdem hat das Kommissariat der Arbeit 
die Anordnung getroffen, daß Frauen zum regelmäßi- 
gen und beruflichen Tragen von Lasten, die 10 Pfund 
(4—5 Kilo) übersteigen, nicht verwendet werden 
dürfen. Das Tragen von Lasten in der zugelassenen 
Norm ist den Frauen nur dann gestattet, wenn dies 
unmittelbar mit ihrer beständigen Berufsarbeit ver- 

28 
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bunden ist und nicht mehr als ein Drittel ihrer Arbeits- 
zeit in Anspruch nimmt. Schließlich muß noch darauf 
hingewiesen werden, daB in einzelnen Industrie- 
zweigen mit vorwiegend weiblichen Arbeiterinnen 
(Nähindustrie) in gesundheitsschädlichsten Berufs- 
zweigen die Arbeiterinnen einen zwei- oder dreitägigen 
Urlaub im Monat, während ihrer Menstruation, be- 
kommen. 

Unsere Gesetzgebung weist in dieser Hinsicht 
größere Vorzüge für die Arbeiterin auf. Laut dem 
Kodex des Arbeiterschutzes werden die Arbeiterinnen, 
die körperlich tätig sind, acht Wochen vor und acht 
Wochen nach der Geburt von jeder Arbeit befreit. 
Frauen, die in Büros tätig sind oder sogenannten 
intellektuellen Berufen angehören, haben Anspruch 
auf einen Urlaub von sechs Wochen vor und sechs 
Wochen nach der Geburt. 

Die folgende kleine Tabelle, die nach den Materialien 
des Hauptversicherungsamtes Räterußlands zusam- 
mengestellt ist, veranschaulicht die durchschnittlich 
wegen Muterschaft beurlaubten Arbeitstage, die von 
den Krankenkassen vergütet wurden: 
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RA as 79,8 Tage 
' Januar 1925 .............. 327 ,„ 
Februar 1925 .............. 872 ,„ 
März 1.5408 829 ,„ 
April 195.....2c2c2c20 854 ,„ 
Mai IS. 85,0 
Juni | 07 FREIE 845 ,„ 
Juli OZ RER 901 „ 


Um die Tabelle richtig aufzufassen, muß man be- 
rücksichtigen, daß laut unserem Gesetz Frauen, die 
sich mit körperlicher Arbeit befassen, bei normal ver- 
laufender Schwangerschaft einen Urlaub von 96 
Arbeitstagen und die mit geistiger beziehungsweise 
Kontorarbeit beschäftigten einen solchen von 72 
Tagen erhalten. Aus der obigen Tabelle aber folgt, daß 
der Durchschnitt sich mehr dem Maximum nähert, 
was darauf zurückzuführen ist, daß unter den ver- 
sicherten Frauen die körperlich arbeitenden die große 
Mehrheit bilden und deren Anzahl stetig zunimmt. 
Es ist jedoch wohl auch dadurch zu erklären, daß 
die Krankenkassen in weitem Maße noch auf einige 
Tage — über das festgesetzte Maximum — Wöchne- 
rinnen beurlauben, die unter etwaigen krankhaften 
Komplikationen in puerperalen Perioden leiden. 

Außerdem hat das Kommissariat der Arbeit ein 
Verzeichnis von intellektuellen Berufen veröffentlicht, 
die infolge besonderer Bedingungen zu den schwierigen 
Berufen gehören. Das gilt, wenn die Arbeit eine große 
körperliche Anstrengung oder besondere Intensität 
erfordert ; hier steht den Arbeitnehmerinnen gleich den 
Fabrikarbeiterinnen das Recht auf einen sechzehn- 
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wöchigen Urlaub während der Mutterschaftsperiode zu. 
Hierher gehören die Telephonistinnen, Telegraphistin- 
nen, Krankenschwestern, eine bedeutende Gruppe von 
Ärztinnen und ärztlichen Gehilfinnen, Masseusen, 
Zahnärztinnen, die Mehrheit der Apothekerinnen, 
Lehrerinnen, Verkäuferinnen, Stenotypistinnen u.a.m. 
Einen ebenso langen Urlaub während der Mutterschaft 
erhalten alle diejenigen Frauen, die eine Nachtarbeit 
leisten, wobei es gleichgültig ist, ob sie den oben an- 
gegebenen Berufskategorien angehören oder nicht. 
Um der Arbeiterin tatsächlich die Möglichkeit zu 
geben, wenn sie von ihrem Urlaub zurückgekehrt ist, 
ihr Kind an der Brust zu nähren, hat der Arbeitskodex 
die Bestimmung getroffen, daß besondere Stillpausen 
von etwa einer halben Stunde, mindestens alle drei- 
einhalb Stunden, gewährt werden müssen. Auf diese 
Weise hat die im Betrieb arbeitende Frau mit der 
Mittagspause zusammen drei kurze Pausen zum 
Stillen des Kindes. Die Voraussetzung, diese Möglich- 
keit wirklich in vollem Umfang zu benutzen, ist jedoch, 
daß sich in der Nähe des Betriebes eine Krippe be- 
finde. Wohnt aber die Arbeiterin in weiterer Ent- 
fernung von der Arbeitsstelle, so erhält sie lieber eine 
einzige, die drei Pausen zusammenfassende Pause von 
zwei Stunden Dauer, die auch in dem Falle völlig aus- 
reicht, wenn sich ihre Wohnung ziemlich weit von dem 
Betriebe befindet. 

Eine sehr interessante Enquête, die im Juli 1923 in 
der Ukraine während der „Woche der Hilfe für die 
Proletariermütter‘‘ unternommen wurde, zeigte, in 
welchem Umfange bei uns die Bestimmungen des 
Arbeiterinnenschutzes, besonders des Mutterschutzes, 
schon vor 4 Jahren durchgeführt waren. Es wurden 
365 Unternehmungen befragt, in welchen gegen 27000 
Frauen, darunter 3500 Angestellte, tätig waren. Die 
Enquête stellte fest, daß in keinem einzigen Falle die 
Arbeiterin auf den ihr zustehenden Urlaub verzichtet 
hatte, und es war auch kein Fall zu verzeichnen 
gewesen, daß der der arbeitenden Frau zustehende 
Urlaub verkürzt worden wäre. Außerdem war in 
keinem einzigen Falle die Außerachtlassung des Ge- 
setzes der Stillpausen festzustellen gewesen. 80% 
der Unternehmungen hat den Frauen Stillpausen nach 
21%, bis 3 Stunden gewährt, in 20%, der Fälle waren sie 
sogar nach jeden 1!/, Stunden gewährt worden, das 
heißt viel öfter, als es laut Arbeitskodex ihnen zukam. 

Obgleich unsere Gesetzgebung keine direkten Forde- 
rungen von Krippen und anderen Institutionen für 
die Kinder bei Betrieben enthält, so ist doch die Politik 
der Rätemacht und der Gewerkschaften darauf ge- 
richtet, derartige Anstalten in erster Linie für Betriebe 
zu schaffen, in denen eine große Anzahl von Frauen 
tätig ist. 
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Vor der Oktoberfevolution existierten in Rußland 
nur 7 Säuglingsheime; Kinderheime (für Kinder im 
Alter von 1—3 Jahren) existierten überhaupt nicht, 
an Kinderkrippen waren nur 14 vorhanden, kinder- 
ärztliche Konsultationen = 6, Milchküchen = 7. Wie 
verschwindend gering, ja wie miserabel erscheinen 
diese Zahlen im Vergleich mit der Anzahl solcher In- 
stitutionen, die es jetzt gibt. Oktober 1925 zählte man 
in der U.d. SSR. etwa 800 Kinderkrippen, über 100 
Heime für Mutter und Kind, etwa 450 Kinderheime, 
über 500 ärztliche Beratungsstellen für Kinder, über 
275 solche für Schwangere, etwa 400 ärztliche Konsul- 
tationen auf dem Lande. Die ärztlichen Säuglings- 
beratungsstellen werden allmonatlich von mehr als 
300000 Kindern und von etwa 75000 Schwangeren in 
Anspruch genommen, während in den Krippen und 
Kinderheimen beständig mehr als 40000 Kleine Unter- 
kunft finden. 

Während der Stillperiode erhält die Arbeiterin eine 
spezielle Unterstützung, sofort nach der Geburt wird 
ihr eine bestimmte Summe Geldes für die Kinderaus- 
stattung zugewiesen. Während der ganzen Zeit, da 
die Frau von der Arbeit befreit ist, erhält sie ihren 
vollen Lohn. Akkord- und Überstundenarbeit wird 
ihr ausgezahlt und auch Stillgeld zuerteilt. Dadurch 
erhält sie die tatsächliche Möglichkeit, ihren Urlaub 
zur Erholung und Kräftigung auszunützen und sich für 
die bevorstehende Geburt zu kräftigen. ö 

Es gibt ferner noch eine Bestimmung, laut der die 
stillende Mutter ein Vorrecht auf Arbeit in Betrieben 
hat, die sich in der Nähe ihres Wohnortes befinden. 
Die Organe, die sich mit der Verteilung der Arbeits- 
kräfte befassen (Arbeitsbörsen), sind verpflichtet, dem 
Wunsche der Mutter entsprechend, ihr eine Arbeit in 
einem anderen Betriebe anzuweisen, der nicht mehr 
als zwei Kilometer von ihrer Wohnung entfernt ist. 
Schwangere Frauen im fünften Monat dürfen nicht ge- 
gen ihren Willen versetzt oder abkommandiert werden, 
wenn dies einen Wohnungswechsel notwendig macht. 

Um die Interessen der arbeitenden Frau zu schützen, 
hat das Arbeits-Volkskommissariat eine Bestimmung 
erlassen, laut welcher schwangere Frauen, die sich im 
Mutterschaftsurlaube befinden, aus Gründen der 
Arbeiterzahlbeschränkung nicht entlassen werden dür- 
fen. Frauen, die mehrere Kinder oder ein kleines Kind 
haben, können erst in letzter Reihe entlassen werden. 

Gegen solche Entlassungen richtet sich unter anderen 
auch ein spezieller Erlaß des Arbeitskommissariates, 
der es untersagt, Frauen, die minderjährige Kinder (bis 
zu einem Jahre) haben, aus dem Dienste zu entlassen. 

Das Arbeits-Volkskommissariat sowie die Gewerk- 
schaften verfolgen in letzter Zeit mit größter Auf- 
merksamkeit, daß die Arbeiterschutzgesetzgebung 
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keinesfalls etwa als Veranlassung zur Reduzierung der 
in den Betrieben beschäftigten Frauen ausgenutzt oder 
die weitere Entfaltung der Verwendungssphäre der 
Frauenarbeit irgendwie verhindert werden könnte. 
Von diesem Standpunkte aus hat das Volkskommis- 
sariat für Arbeit die Lokalbehörden angewiesen, die 
Nachtarbeit der Frauen, wenn keine besonders ernsten 
Gründe vorliegen, nicht zu verbieten. Aus denselben 
Erwägungen wurde auch das Verzeichnis schädlicher 
Arbeiten, die den Frauen verboten sind, revidiert und 
verkürzt. Wie nach den Berichten der Ortsbehörden 
zu urteilen ist, haben diese Maßnahmen etwa in 
großem Umfange nicht auf das Wesen des Schutzes 
der Frauenarbeit unvorteilhaft eingewirkt, was so 
manche befürchteten. Das ist auch begreiflich, denn 
die wirksamsten Mittel, den Prozentsatz der in der 
Industrie tätigen Frauen zu steigern, sind, deren 
Qualifikation zu erhöhen und die unbegründete Ent- 
lassung der arbeitenden Frauen zu bekämpfen. 


IV. 
Der Arbeitsschutz für die Minderjährigen. 


Im Interesse der Erhaltung der Gesundheit des 
proletarischen Nachwuchses muß besonders verhütet 
werden, daß der schwache und zarte Organismus des 
Kindes durch eine übermäßige Arbeit angestrengt 
wird. Die Gesetze der U. d. SSR. verbieten gegen- 
wärtig die Arbeit der Jugendlichen unter 16 Jahren. 
Diejenigen Kinder, die bei Ausbruch der Oktober- 
revolution im 14. Lebensjahre im Betriebe tätig waren, 
wurden allmählich von der Arbeit befreit, wobei ihnen 
die Möglichkeit geboten wurde, zu lernen und eine 
soziale Versicherung zu genießen. Den 14- bis 16 jährigen 
Jugendlichen wurde ein vierstündiger Arbeitstag zu- 
gemessen. Jugendliche von 14 bis 16 Jahren konnten 
nur in besonderen Notfällen mit der Bewilligung des 
Arbeitsinspektors eingestellt oder in die Fabriken als 
Fabriklehrlinge aufgenommen werden. Alle Jugend- 
lichen von 16 bis 18 Jahren arbeiten nur sechs Stun- 
den täglich. 

Die statistischen Angaben für die Russische Sozia- 
listische Föderative Sowjetrepublik (RSFSR.) lassen 
die Dauer des Arbeitstages der Minderjährigen in fol- 
gender Tabelle veranschaulichen: 


ae ! 
5 in Prozent der Minderjāhrigen 
Die Dauer des Arbeitstages nun E 
14—15jāhrige | 16—17 jährige 


99 ......... E E O e E E E eo... 


4 
5 
6 , 
7 
8 


Durchschnittlich: 


4,6 Std. 5,6 Std. 
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Interessant sind auch die Zahlen (in Prozentsätzen 
ausgedrückt) der Übertretungen der Gesetze wegen 
Arbeitszeit der Minderjährigen und Jugendlichen: für 
erstere waren esim Jahre 1918 = 98,9% ; 1921 = 65%; 


1923 = 40% und 194 = 17,5%; für Jugendliche: 
1918 = 75%, 1921 = 35,6%, 1923 = 9,4% und 
1924 = 3%. 


Ich will hier noch die Schwankungen der Arbeits- 
zeit der Minderjährigen in Moskau kurz andeuten: 


| Durchschnittliche Arbeitszeit (Stunden) 
In den Jahren m a 


| Kinder Er Jugendliche 
| (unter 16 Jahre) (16—17 Jahre) 


1918 72 7,4 
1921 5,8 6,7 
1923 5,0 5,7 
1924 4,4 5,4 


Aus obigen Zahlen sieht man klar, daß die Zahl der 
Gesetzesübertretungen schon vor 3 Jahren relativ sehr 
gering war, und es dürfte nicht mehr lange dauern, 
bis unsere Gesetzesbestimmungen über die Arbeits- 
zeit der Minderjährigen völlig verwirklicht werden. 

Allen Jugendlichen und Kindern ist die Nachtarbeit 
und Arbeit unter der Erde verboten, und sie werden 
auch zu Überstunden nicht zugelassen. Alle Minder- 
jährigen und Jugendlichen haben Anspruch, wie schon 
oben gesagt, auf einen zweiwöchigen Ergänzungs- 
urlaub. Sie haben auch ein Vorrecht auf Sanatorien, 
Erholungsheime und Waldschulen. In einer ganzen 
Anzahl von Berufen, die gesundheitsschädigend oder 
gefährlich sind, werden Jugendliche nicht zugelassen. 

Alle Jugendlichen und Kinder sind einer ärztlichen 
Untersuchung beim ersten Antritt zur Arbeit und 
weiter alljährlich unterworfen. 

Die verkürzte Arbeitszeit der Kinder und Jugend- 
lichen wird nach dem vollen Tarif, wie für den Acht- 
stundentag, entlohnt (der Lohn entspricht der Tarif- 
kategorie des Lehrlings oder bei Stückarbeit dem 
vollen Lohne für dieselbe Arbeit des Erwachsenen). 

Laut einer speziellen Bestimmung des Arbeitskodex 
haben die Minderjährigen bei der Abschließung von 
Verträgen dieselben Rechte wie die Erwachsenen, 
und nicht genug damit, die Eltern oder deren Stell- 
vertreter, ebenso wie die Organe des Arbeiterschutzes, 
können die Lösung des Vertrages verlangen, auch 
wenn er auf eine bestimmte Zeit abgeschlossen ist, 
falls sich die Arbeit für den Minderjährigen als schäd- 
lich erwiesen hat. 

Im Hinblick darauf, daß mit der Wiederbelebung 
der privaten und der Kleinindustrie die Ausbeutung 
der Jugendlichen stark im Zunehmen begriffen ist, 
haben Arbeitskommissariat und Gewerkschaften aus- 
führliche Bestimmungen über die Arbeit der Lehrlinge 
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in der Handwerks- und Heimindustrie herausgegeben, 
die den Lehrling vor Ausbeutung durch Arbeitgeber 
völlig schützen und unentgeltliche Lehrlingsarbeit 
vollständig verbieten. 

Bei Betriebseinschränkungen dürfen Lehrlinge und 
Jugendliche nur im äußersten Falle entlassen werden. 
Um die Jugendlichen vor überflüssigem Abbau zu 
schützen, sind Bestimmungen getroffen worden, laut 
welchen eine Mindestzahl von Jugendlichen für die 
Tätigkeit in den Betrieben festgesetzt ist, und kein 
Unternehmen ist berechtigt, einen geringeren Prozent- 
satz von Minderjährigen als den im Gesetz vorge- 
sehenen, in seinem Betriebe zu beschäftigen. Diese 
Maßnahme hat noch den Zweck, unsere Produktion 
mit qualifizierten Arbeitskräften zu versehen. 


V. 
Arbeiterschutz in gesundheitsschädlichen Betrieben. 


Um die Arbeitsschutzbestrebungen in gewerbe- 
hygienischer Hinsicht durchzuführen und Unglücks- 
fälle zu verhüten, hat das Volkskommissariat der 
Arbeit eine Reihe (circa 80) obligatorischer Bestim- 
mungen herausgegeben, die genaue Anweisungen ent- 
halten, wie die Werkstätten, Maschinen und der ganze 
Produktionsprozeß gehandhabt und Schutzvorkeh- 
rungen gegen Gesundheitsstörungen und Unfälle ge- 
troffen werden müssen. 

In’ allen gesundheitsschädlichen Betrieben haben 
die Arbeiter nicht nur auf verlängerten Urlaub An- 
spruch, sie bekommen auch unentgeltlich eine soge- 
nannte „Fachkleidung‘‘ und Milch, die als Gegengift 
oder Vorbeugungsmittel gegen gewerbliche Vergif- 
tungen gelten. Bei besonders schmutzigen Arbeiten 
wird an die Arbeiter Seife verteilt. 

Ich will nur in Kürze auf diejenigen Fälle hinweisen, 
in denen laut unserer Gesetzgebung die Arbeiter gesund- 
heitsschädlicher Betriebe Anspruch auf einige Bevor- 
zugungen haben. Der verkürzte Arbeitstag (bis 3 Stun- 
den) wird in folgenden Fällen gesetzlich durchgeführt: 

l. In jenen Berufen, in denen die Arbeiter mit 
Giften in Berührung kommen, so daß eine chronische 
oder akute Vergiftung möglich ist, wie zum Beispiel 
mit Blei, Quecksilber, Arsenik, Phosphor, Benzol und 
ihnen verwandten Giften. 

2. In Berufen, in denen die Arbeit eine erhöhte 
Nervenanstrengung erforderlich macht, zum Beispiel 
Telephon, Radio usw. 

3. Bei Arbeiten in gepreßter oder auch ver- 
dünnter Luft, zum Beispiel Taucherarbeiten, Flieger 
USW. | 

4. Bei den meisten Berufsarbeiten unter der Erde, 
wenn die Arbeit mit besonderer ADENINE Gefahr 
oder Schädigung verbunden ist. 
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5. Bei Arbeiten, die bei hoher Temperatur ausge- 
führt werden. 

6. Für Arbeitsleistungen im Freien bei besonders 
niedriger Temperatur. 

7. In Ausnahmefällen, wenn die Arbeiter in einer 
stauberfüllten Atmosphäre arbeiten müssen (die 
Trockenluft in der Porzellanindustrie, bei nicht ge- 
nügend geschützten Sandstrahlapparaten usw.). 

Bei den Bestimmungen über Verkürzung der Arbeits- 
zeit werden auf Grund der angeführten Bestimmungen 
sowohl die genannten gesundheitsschädlichen Be- 
dingungen als auch die besonders große Anstrengung 
der Arbeit in Erwägung gezogen. 

In folgenden Fällen ist eine Urlaubsverlängerung 
bestimmt: 

l. Für Berufe, in denen die Arbeiter beständig mit 
Giften in Berührung kommen, bei Bedingungen, die 
eine chronische oder akute Vergiftung oder eine 
Schädigung des Organismus zur Folge haben können. 

2. In Berufen, in denen die Arbeit mit starker 
Nervenanstrengung und großer Anstrengung für Sehen 
und Gehör verbunden ist. 


3. Für Arbeiten in verdünnter Atmosphäre und 
unter dem Hochdruck. 

4. Für die Arbeit unter der Erde. 

5. Für Arbeit, die bei hoher Temperatur (von 30 
Grad C) ohne erhöhte Feuchtigkeit der Atmosphäre 
und von 25 Grad C bei erhöhter Feuchtigkeit, wenn 
die Arbeiter mehr als die Hälfte des Tages bei solcher 
Temperatur arbeiten. 

6. Für Arbeiten in geschlossenen Räumen, in denen 
schädlich wirkender Staub nicht durch entsprechende 
Apparate unwirksam gemacht wird. 


7. Bei Arbeiten in Kühlanlagen, bei einer T empera- 
tur unter Null. 


8. Bei Arbeiten, die mit einer Durchnässung der 
Kleidung verbunden sind. 

Eine Fachkleidung muß in folgenden Fällen ver- 
abfolgt werden: a) bei Arbeit mit Giften, b) bei 
Arbeiten mit ätzenden Flüssigkeiten, mit geschmolze- 
nen Metallen usw., c) bei Arbeiten, die bei anormaler 
Temperatur ausgeführt werden, wie zum Beispiel bei 
starkem Temperaturwechsel, bei der Arbeit in der 
Kälte mit wenig Bewegung, bei hoher Temperatur, 
d) bei Arbeiten, bei denen die Kleider einer Durch- 
nässung ausgesetzt sind ; e) bei Arbeiten, bei denen der 
größte Teil des Körpers beschmutzt wird; f) bei 
drohender Infektion während der Arbeit; g) bei 
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Explosionsgefahr; h) bei der Arbeit mit elektrischem 
Strom, Radium, Röntgenstrahlen usw.; i) bei der 
Arbeit an Maschinen, von welchen die: Kleider des 
Arbeiters erfaßt werden können. 

Eine große Rolle spielt auch bei uns das Dekret 
über die Kontrolle der Arbeitsschutzbehörden, der 
alle neuen Industriebauten sowie jede Art von Umbau 
und Neuausrüstung von Betrieben unterworfen ist. 
Der Betrieb darf aufgebaut oder auch in andere 
Räume untergebracht werden nur im Falle, wenn alle 
gesetzlichen Bestimmungen auf dem Gebiete der 
Unfallverhütungs-Schutzmaßnahmen und der Ge- 
werbe- und Fabrikhygiene völlig durchgeführt sind. 
Es können auch keine Neuausstattungen oder Um- 
stellungen in Betrieben vorgenommen werden, wenn 
die am Orte zuständigen Organe des Arbeiterschutzes 
nicht ihre Genehmigung dazu gegeben haben. Außer- 
dem wird jeder Betrieb, bevor er zum erstenmal in 
Bewegung gesetzt wird, von einer Kommission be- 
sichtigt, die aus dem betreffenden Arbeitsinspektor, 
technischen Gewerberat und Gewerbearzt zusammen- 
gesetzt ist. Diese Einstellung zur Ausrüstung und zum 
Ausbau von Betrieben im vollen Einklang mit den 
Arbeiterschutzbedingungen ist die beste Gewähr da- 
für, daß die Forderungen der Arbeiterschutz-Gesetz- 
gebung wirklich immer berücksichtigt werden, noch 
ehe der Betrieb in Gang gebracht ist. Es gelingt da- 
durch, alle Schädlichkeiten und Gefahren von vorn- 
herein zu beseitigen, ehe sie sich noch auswirken 
konnten. Jeder weiß doch, wie sehr schwierig es aus 
rein technischen Gründen oder auch aus ernsten 
materiellen Bedenken oft ist, derartige gesundheits- 
schädigende Momente radikal auszuschalten, wenn der 
Betrieb schon im Gange ist. 

In engem Zusammenhang mit der Frage der ‚‚vor- 
beugenden Aufsicht“ steht auch die Verordnung des 
Arbeits-Volkskommissariates und des Obersten Volks- 
wirtschaftsrates vom 13. April 1925, die die Fabrika- 
tion in Betrieben der Sowjetunion selbst sowie den 
Import aus dem Auslande von Maschinen und Mecha- 
nismen, die nicht mit entsprechenden konstruktiven 
(das heißt in der Konstruktion selbst eingeschalteten) 
Schutzvorrichtungen versehen sind, verbietet. Das 
Volkskommissariat für Arbeit hat sich damit nicht 
begnügt, ein derartiges Gesetz herauszugeben, sondern 
hat auch spezielle Vereinbarungen mit einer Reihe 
wichtigster Wirtschaftsorgane und mit dem Außen- 
handelskommissariat getroffen, die die tatsächliche 
Ausführung der obigen Verordnung garantieren. 

(Schluß folgt.) 
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Eine Enquête über die Geschlechtskrankheiten in der Schweiz. 
Von ST. ZURUKZOGLU, Bern. 


Die große schweizerische Enquete über die Ge- 
schlechtskrankheiten, die mit vorbildlicher Genauig- 
keit ausgeführt wurde, bietet Interessantes genug, um 
ihre Resultate auch vom sozialhygienischen und euge- 
nischen Standpunkt aus näher zu studieren. 

Vom sozialhygienischen Standpunkt aus interessie- 
ren uns in erster Linie die sozialen Ursachen der Ver- 
breitung der Geschlechtskrankheiten in ihrer vielge- 
staltigen Form. Daraus lassen sich dann auch wichtige 
Richtlinien für die Bekämpfung gewinnen. 

Der eugenische Standpunkt richtet sein Augenmerk 
immer und immer wieder auf die Frage, inwieweit die 
Minderwertigkeit des Infizierten die Schuld an der 
Infektion trägt oder ob andere Ursachen in höherem 
Maße dazu beitragen. Im letzteren Falle würde uns 
ein Argument mehr für die allgemeine Bekämpfung 
der Infektionskrankheiten und gegen die ausge- 
sprochene selektionistische Richtung der Rassen- 
hygiene erwachsen, welch letztere mehr oder weniger 
den Faktor Minderwertigkeit für die Infektion verant- 
wortlich machen will. Darüber, ob der Syphilis die ihr 
von manchen Forschern zugesprochene erbentartende 
Schädigung des Keimplasmas zukommt, gibt die 
Enquête keine Auskunft. | 

Die Enquête wurde durch die schweizerische Gesell- 
schaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, 
das eidgenössische Gesundheitsamt und den Zentral- 
vorstand der Verbindung schweizerischer Ärzte organi- 
siert. Sie dauerte ein Jahr und zwar vom 1. Oktober 
1920 bis 30. September 1921 und war damit bis zu 
diesem Zeitpunkte die umfassendste und am längsten 
dauernde statistische Erhebung über diese Frage. Um 
genaue Berechnungen durchführen zu können, wurde 
die Enquête in einem Volkszählungsjahr vorgenom- 
men. Die Teilnahme der Ärzte an der Enquête wurde 
auf 75,7 % berechnet, wobei von Bedeutung ist, daß 
95 % der Spezialisten und sämtliche Kliniken und Für- 
sorgestellen für Geschlechtskranke Mitarbeit leisteten. 
Aus dieser starken Beteiligung der interessierten Kreise 
darf geschlossen werden, daß die Resultate als Grund- 
lage für theoretische Erwägungen und praktische Maß- 
nahmen bedeutungsvoll sind, obschon sie an sich 
keinen Anspruch auf mathematische Genauigkeit er- 
heben können. 

Die Bearbeitung des Enquötematerials ergab, daß 
die Gesamtzahl der mittels Einzelbulletins und Sam- 
melkarten gemeldeten Geschlechtskranken bei einer 
Gesamtwohnbevölkerung von 3880320 (1. Dezember 
1920) 15607 beträgt. Es waren also während der 
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Dauer der Enquête von 10000 Personen 40 wegen Ge- 
schlechtskrankheiten in Behandlung. Die Gesamtzahl 
der Personen, die im Jahre der Enquête eine Ge- 
schlechtskrankheit erworben haben, beträgt etwa 
8250, so daß die Verhältniszahl der jährlichen An- 
steckungen mit Geschlechtskrankheiten für die Ge- 
samtheit der Bevölkerung etwa 2,1 auf 1000 ausmacht. 
Die Geschlechtskrankheiten selbst sind vertreten wie 
folgt: An der Gesamtzahl der gemeldeten Fälle ist die 
Gonorrhoe mit 57,8 %, die Syphilis mit 41,6 % und 
das Ulcus molle mit 0,6 % beteiligt. Von den im 
Enque£tejahr erworbenen Krankheiten entfallen 74,6 % 
auf die Gonorrhoe, 23,6 % auf die Syphilis und 1,7 % 
auf den weichen Schanker. Auf die Gesamtzahl der 
gemeldeten Geschlechtskrankheiten, alte und neue 
Fälle zusammen, wurden 68 % Männer und 32 % 
Frauen gezählt. Bei den neuen Fällen sind die Prozent- 
zahlen folgende: 75 % Männer und 25 % Frauen. 


A. Sozialhygienischer Standpunkt. 


Die sozialen Momente, die in der Hygiene der Ge- 
schlechtskrankheiten eine Rolle spielen und auf die 
die Enquête ein besonderes Licht wirft, sind folgende: 

Betrachten wir zuerst das Verhältnis der Verteilung 
der Geschlechtskrankheiten in Stadt und Land. Aus 
der Enquête geht hervor, daß 85 % der Geschlechts- 
kranken, das heißt 74 °% in Städten mit mehr als 
10000 Einwohnern und 11% in Städten und Ort- 
schaften von weniger als 10000 Einwohnern, aber mit 
städtischem und industriellem Charakter, wohnen. 
Demnach entfallen nur 15 % auf die eigentliche Land- 
bevölkerung. Daraus ergibt sich, daß die Urbanisie- 
rung den wichtigsten sozialen Grund zur Verbreitung 
der Geschlechtskrankheiten bildet. E. Brauer sagt 
mit Recht: „Die ungleiche Geschlechtsverteilung auf 
Stadt und Land begünstigt diese Entwicklung, denn 
die in den Städten befindliche große Anzahl von un- 
verheirateten, geschlechtsreifen Männern schafft heute 
eine erhöhte Nachfrage nach Prostituierten und nach 
Verhältnissen, die von den in den Städten befindlichen 
Frauen leichter befriedigt werden kann, als von denen 
auf dem Lande und in den kleinen Städten.“ Aus dem 
Gesagten geht hervor, daß eine erfolgreiche Bekämp- 
fung der Geschlechtskrankheiten in erster Linie und 
hauptsächlich in den Städten organisiert werden muß. 
Dies um so mehr, als die Ansteckung der Landbevölke- 
rung, wie uns die Enquête unterrichtet, zu 5 % in der 
Stadt erfolgt und ein unkontrollierbarer Bruchteil der 
ländlichen Infektionsquellen ihre Krankheit wiederum 
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in der Stadt geholt hat. Sind einmal die ständigen, 
städtischen Infektionsherde saniert, so sind die länd- 
lichen Bezirke, die als ihre Ausstrahlungsgebiete zu 
betrachten sind, leicht zu erfassen. Das Schwerge- 
wicht der Bekämpfung liegt in der Aufklärung, in der 
Kenntnis der Mittel zur Verhütung der Ansteckung 
und in der Einrichtung von Fürsorge- und Beratungs- 
stellen. Der Schwerpunkt ist unbedingt auf die soeben 
genannten Punkte zu verlegen, weil trotz der er- 
zieherischen Beeinflussung zur Enthaltsamkeit ein 
großer Teil der Männer vor der Ehe doch nicht ent- 
haltsam bleiben wird. Wir dürfen uns, wie Grotjahn 
sagt, die Frage nicht in dieser Weise bequem machen ; 
denn, wenn auch nicht zu bezweifeln ist, daß eine An- 
zahl Personen imstande sein werden, ihre Triebe in 
asketischer Zucht zu halten, so muß dieses doch für 
die große Masse der Bevölkerung — und diese, nicht 
Einzelerscheinungen sind der Gegenstand der sozialen 
Hygiene — nach den bisherigen Erfahrungen verneint 
werden. Der Geschlechtstrieb ist so außerordentlich 
stark und die Möglichkeit der Verheiratung ist für 
zahlreiche Personen gegenwärtig so weit hinausge- 
rückt, daß die Forderung unbedingter Enthaltsamkeit 
besonders von dem sexuell aktiveren männlichen Ge- 
schlecht kaum in erheblichem Umfange verwirklicht 
werden wird. Sind doch allein in Deutschland fast 
9 Millionen Männer im Alter von 18—50 Jahren unver- 
ehelicht. An dieser, wie an ähnlichen Beobachtungen 
der Massenpsychologie darf der Arzt nicht vorüber- 
gehen, sondern er muß seine Vorschläge auf die durch- 
sthnittliche psychische Widerstandsfähigkeit des nor- 
malen Individuums gegenüber dem Geschlechtstriebe 
einstellen.“ Zur Unterstützung dieser Ansicht liefert 
uns die Enquête sehr wichtige Daten. In bezug auf das 
Alter sehen wir die Kurve, wenn man von den Fällen 
von Syphilis congenita und Ophthalmoblennorrhoe ab- 
sieht, nach dem 15. Lebensjahre langsam ansteigen, 
um vom 19. Jahre an rasch in die Höhe zu schnellen 
und bei der Altersstufe von 20—25 Jahren (50 %) den 
Höhepunkt zu erreichen. Die Einteilung nach dem 
Zivilstand der Infizierten ergibt für Unverheiratete 
7%, für Verheiratete 3,8 %/,, und für Verwitwete 
1,7 °/g0. Aus dem Vorstehenden geht hervor, daß die 
unverheirateten Männer und Frauen im jugendlichen 
Alter das Hauptkontingent der Geschlechtskranken 
bilden, so daß mit Recht verlangt wird, daß die Ver- 
hütungs- und Behandlungsmaßnahmen vor allem der 
Jugend zugute kommen sollen. 

In bezug auf die Infektionsquellen ergibt sich, daß 
beim männlichen Geschlecht 40 %, der Fälle durch 
Prostituierte angesteckt wurden, 9 %, durch Eltern, 
Ehegattin und Braut und der Rest, das heißt 51 %, 
durch andere Personen, wovon der größte Teil, 86 %, 
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durch Kellnerinnen, Fabrikarbeiterinnen, Zimmer- 
mädchen, Ladentöchter, Bureauangestellte, Schnei- 
derinnen und Köchinnen. Hier zeigt sich deutlich die 
für unser Zeitalter charakteristische Erscheinung, daß 
die berufstätige Frau neben der Prostituierten die 
hauptsächlichste Infektionsquelle bildet. Es handelt 
sich da um begünstigende, soziale Momente, die zum 
außerehelichen Geschlechtsverkehr und zur Infektion 
führen. Als solche sind zu betrachten Dienstverhält- 
nisse, die gewöhnlich zu einer Hinausschiebung des 
Heiratsalters führen, die mehr oder weniger ausge- 
sprochene Loslösung der Frau aus dem Familienver- 
bande, ihre wirtschaftliche Selbständigkeit und das 
durch manche Berufe bedingte, häufige Zusammen- 
sein mit Männern usw. Dies führt uns zu der Erkennt- 
nis, daß die oben verlangte Aufklärung hier besonders 
notwendig ist. Sie ließe sich am besten verwirklichen 
durch Einschaltung eines entsprechenden Unterrichts 
in den Lehrplan der Fortbildungsschule oder durch 
Übernahme der Aufklärung durch die Berufsorgani- 
sationen. Als Infektionsquelle bei den weiblichen Ge- 
schlechtskranken kommen in Betracht in 49 % der 
Fälle Eltern (8,2 %), Bräutigam (10,8%) und Ehe- 
gatten (30%). In den restlichen 51 %, andere Per- 
sonen, worunter Angehörige wissenschaftlicher Be- 
rufsarten, Studenten, Offiziere und Soldaten, Kauf- 
leute, Bureau- und Verwaltungsangestellte, Fabrik- 
arbeiter, Elektromonteure, Mechaniker, Hotelange- 
stellte, Kellner, Chauffeure, Artisten usw. Auch hier 
sind die oben erwähnten sozialen Momente im Spiele 
und auch hier würde die Aufklärung durch höhere 
Lehranstalten, beziehungsweise berufliche Fortbil- 
dungsschulen zweifellos sehr viel gute Resultate 
bringen. Was die Ansteckungen durch die Eltern und 
Ehegatten, beziehungsweise den Bräutigam anbetrifft, 
so handelt es sich meistens um unbehandelte Fälle 
oder um Mangel an Verantwortlichkeitsgefühl und Auf- 
klärung. Zur Bekämpfung der Infektion wäre hier in 
erster Linie der Austausch von ärztlichen Attesten 
über das Freisein von Geschlechtskrankheiten vor der 
Heirat beziehungsweise vor der Verlobung einzuführen. 
Im weiteren bestätigen gerade diese Fälle von neuem 
die unbedingte Notwendigkeit der Aufklärung, der 
Weckung des Verantwortlichkeitsgefühls und der 
Kenntnis der Mittel zur Bekämpfung der Krankheit. 

So sehen wir, daß diese Enquête, abgesehen von der 
Belehrung, vor allem wichtig als Grundlage für die Be- 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten ist. In dieser 
Hinsicht bildet sie nicht nur für die Schweiz, sondern 
auch für andere Länder, wo gleiche soziale Verhältnisse 
herrschen, eine möglichst genaue Orientierung über die 
Verbreitung dieser Krankheiten, ihren regionalen 
Charakter, ihr Eindringen in die verschiedenen Be- 
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völkerungsschichten und über die Quellen, aus denen 
sie stammen, die unerläßliche Vorbedingung eines ziel- 
bewußten und aussichtsreichen Vorgehens. 


B. Eugenischer Standpunkt. 


Hier interessiert vor allem bei der Frage, ob die 
Minderwertigkeit des Infizierten die Schuld an der 
Infektion trägt, der doppelte Standpunkt: 1. ob es 
eine besondere konstitutionelle Empfänglichkeit für 
die eine oder andere Geschlechtskrankheit gibt und 
2. ob der Erwerb einer Geschlechtskrankheit auf der 
Minderwertigkeit der psychischen Konstitution, das 
heißt auf Leichtsinn und Haltlosigkeit beruhe. In 
bezug auf den ersten Punkt ist bis jetzt eine besondere 
Empfänglichkeit nicht bekannt und sie wäre wohl bei 
der allgemeinen Verbreitung sehr schwer nachzuweisen. 
Die Enquête gibt nach dieser Richtung hin keinerlei 
Aufschlüsse. Über den zweiten Gesichtspunkt unter- 
richtet uns die Enquête nicht direkt, es lassen sich aber 
aus anderen Daten gewisse Schlüsse ziehen. 


Es ist selbstverständlich, daß in allen Bevölkerungs- 
schichten ein gewisser Prozentsatz leichtsinniger, halt- 
loser Individuen existiert. Wir wissen aber anderseits, 
daß ein Teil dieser Leichtsinnigen nicht als Erbent- 
artete betrachtet werden kann, sondern das Produkt 
ungünstiger Milieuverhältnisse ist, und daß die Ver- 
breitung der Geschlechtskrankheiten hauptsächlich 
durch den außerehelichen Geschlechtsverkehr vor sich 
geht, wobei die Unverheirateten die größte Zahl an 
Infizierten aufweisen. Wir sehen also, daß vorwiegend 
soziale Gründe eine entscheidende Bedeutung für das 
Umsichgreifen der Geschlechtskrankheiten haben. Man 
kann nicht mit den Moralisten bei denjenigen, die vor 
der Ehe nicht völlig enthaltsam sind, eine gewisse 
moralische und psychische Minderwertigkeit voraus- 
setzen. Line weitere, unseren Standpunkt unter- 
stützende Tatsache ist, daß größtenteils jugendliche 
Individuen infiziert werden, und dieser Umstand kann 
nicht als Minderwertigkeit gedeutet werden, sondern 
wird durch die der Jugend eigene, größere Beweglich- 
keit und Intensität der Triebe erklärt. 


Das Vorstehende gilt in der Hauptsache für das 
männliche Geschlecht. In bezug auf das weibliche Ge- 
schlecht sehen wir aus der Enquête, daß vor allem die 
Prostituierten der Ansteckung ausgesetzt sind. Es ist 
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jedoch kaum anzunehmen, daß sie alle körperlich oder 
geistig minderwertig sind, obschon unter ihnen jeden- 
falls ein großer Prozentsatz an Minderwertigen vor- 
handen ist. Es ist ja eine Binsenwahrheit, daß wirt- 
schaftliche und soziale Not, wie zum Beispiel Geburt 
eines unehelichen Kindes, Mangel an Aufklärung, Ver- 
führung, Urbanisierung usw. viele sonst vollwertige 
Mädchen in die Arme der Prostitution treibt. Übrigens 
ist es ja durchaus nicht notwendig, die Geschlechts- 
krankheiten schalten und walten zu lassen, weil die 
meisten der Prostituierten minderwertig sind; diese 
Minderwertigkeit führt ja allein durch ihr Bestehen zu 
einer mehr oder weniger scharfen Auslese. Die Fort- 
pflanzung der Prostituierten ist sehr gering, wenn nicht 
null; sollte es einmal zur Konzeption kommen, so wird 
der normale Verlauf der Schwangerschaft, der Geburt 
und der Entwicklung des Kindes stark beeinträchtigt. 
Als weitere Ursache der Verbreitung der Geschlechts- 
krankheiten haben wir die Gelegenheitsprostitution 
kennen gelernt. Die ihr angehörenden Frauen sind in 
der Hauptsache berufstätig und fallen schon aus 
diesem Grunde wohl zum kleinsten Teil unter die 
Kategorie der Minderwertigen. Auch hier ist das 
Hauptkontingent der Infektionen auf den Mangel an 
Aufklärung zurückzuführen. Vollends ungerechtfertigt 
wäre es, von Minderwertigkeit zu sprechen, wenn man 
berücksichtigt, daß ein großer Teil der infizierten 
Frauen an der Infektion keine Schuld tragen, weil sie 
durch ihre Männer angesteckt werden. 

Diese rassenhygienischen Betrachtungen zusammen- 
fassend, muß verlangt werden, daß die Geschlechts- 
krankheiten unter allen Umständen bekämpft werden, 
um so mehr als die Möglichkeit der Hervorrufung von 
Erbentartungen durch Syphilis besteht. Die Rassen- 
hygiene hat keine Veranlassung, hier ein Veto einzu- 
legen, da dem Minderwertigen durch die Bekämpfung 
der -Geschlechtskrankheiten keine besonderen biologi- 
schen Vorteile erwachsen, wohl aber Vollwertige vor 
Ansteckung bewahrt werden können. 
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Erste Konferenz der Statistischen Kommission der Hygiene-Organisation 
des Völkerbundes. 
Von E. ROESLE, Berlin. 


Vom 14. bis 17. März 1927 fand in Genf die erste 
Konferenz der vom Hygiene-Komitee des Völker- 
bundes anläßlich seiner 8. Session im Oktober 1926 
ernannten Statistischen Kommission statt!). An dieser 
Konferenz nahmen sämtliche 6 Mitglieder dieser Kom- 
mission teil, nämlich Professor H. Westergaard- 
Kopenhagen als Vorsitzender, Professor Dr. Haven 
Emerson-New York, Professor Corrado Gini, 
Präsident des Italienischen Zentral-Institutes für 
Statistik, Rom, M. Huber, Direktor der Statistique 
generale de la France, Paris, Dr. E. Roesle, Ober- 
regierungsrat im Reichsgesundheitsamt, Berlin, und 
S. P. Vivian, Registrar General für England, London. 
Außerdem nahmen als Delegierte der Skandinavischen 
Todesursachen-Kommission an der Konferenz teil: 
Dr. Gram, Direktor der Medizinalverwaltung, Oslo, 
und Dr. Hansen, Direktor des Medizinalstatistischen 
Bureaus, Kopenhagen; ferner als weitere Sachver- 
ständige: Dr. Stevenson, der bekannte englische 
Medizinalstatistiker, London, Dr. B. H. Davis, 
Direktor der Vital-Statistik im Bureau of Census, 
Washington, D. C., I. W. Nixon vom Internationalen 
Arbeitsamt und ferner die Mitglieder der Hygiene- 
Sektion K. Stouman, Dr. F. Boudreau und Dr. 
Tomanek. 

Diese Konferenz hat dadurch eine besondere Be- 
deutung erlangt, daß hier zum erstenmal das Problem 
der Morbiditäts-Statistik vom internationalen 
Standpunkt aus beleuchtet wurde. Während bekannt- 
lich mit der Internationalisierung der Todesursachen- 
Statistik dank der Initiative des Internationalen 
Statistischen Instituts schon gegen Ende des vorigen 
Jahrhunderts begonnen wurde, blieb die Aufstellung 
der Morbiditäts-Statistik bisher dem Gutdünken der 
einzelnen Länder überlassen. Welch unhaltbarer Zu- 
stand sich hierbei ergeben hat, weiß jeder, der die Ent- 
wicklung der Morbiditäts-Statistik in den einzelnen 
Ländern verfolgt hat. Man war sich im vornherein 
darüber klar, daß die Todesursachen-Statistik nicht 
ausreicht, um hiermit den Gesundheitszustand einer 
Bevölkerung beurteilen zu können, da der Be- 
völkerung in den lebenskräftigsten mittleren Alters- 
klassen, das heißt der produktiven Bevölkerung, nur 
eine geringe Sterbenswahrscheinlichkeit zukommt. 
Die fortschreitende Ausdehnung der sozialen Ver- 


1) Société des Nations. Comité d'Hygiène. Huitième Session. 
Genève 1926, p. 32. — Société des Nations. Rapport annuel de 
l'Organisation d'Hygiène pour 1926. Genève 1927, p. 9. 


sicherung gegen Unfall, Krankheit und Invalidität 
legte den Gedanken nahe, mit ihrer Hilfe zu einer 
internationalen Morbiditäts-Statistik der versicherten 
Bevölkerung zu gelangen, jedoch zeigte es sich, daß 
hierfür noch nicht einmal ein geeignetes Krankheits- 
schema vorhanden ist; denn es wurde allgemein an- 
erkannt, daß die im Jahre 1900 geschaffene Inter- 
nationale Liste der Krankheiten und Todesursachen 
nicht für eine Morbiditäts-Statistik, die die Grundlagen 
für die präventive Medizin liefern soll, ausreicht, da 
diese Liste eigentlich nur der Todesursachen-Statistik 
angepaßt ist. Die Konferenz hielt es daher für not- 
wendig, die Aufmerksamkeit des Hygiene-Komitees 
auf die Wichtigkeit der Schaffung der notwendigsten 
Grundlagen für eine Morbiditäts-Statistik und auf die 
ökonomische und administrative Bedeutung einer 
solchen Statistik zu lenken. Es wird daher die Aufgabe 
der nahen Zukunft sein, einheitliche, jedoch im organi- 
schen Zusammenhang mit der Internationalen Liste 
der Todesursachen stehende Krankheitslisten für die 
bereits in verschiedenen Ländern existierenden Mor- 
biditäts-Statistiken (Morbiditäts-Statistik der Kran- 
kenkassen, Morbiditäts-Statistik der allgemeinen Heil- 
anstalten, Morbiditäts-Statistik der Irrenanstalten, 
Morbiditäts-Statistik der Armee und Marine usw.) auf- 
zustellen. Da jedoch zur Zeit noch jeglicher Überblick 
über die bisherigen Leistungen der einzelnen Länder 
auf dem Gebiete der Morbiditäts-Statistik fehlt, hielt 
man es an der Zeit, eine derartige Enquête zu veran- 
stalten, mit welcher Pionierarbeit sich die Hygiene- 
Sektion ein bleibendes Verdienst unı die eigentliche 
Medizinalstatistik sichern dürfte. 

Aus Anlaß der für das Jahr 1929 angesetzten 
3. Revision der vom Internationalen Statistischen 
Institut aufgestellten Internationalen Liste der 
Krankheiten und Todesursachen hat sich die 
Konferenz auch mit den bisher vorgebrachten Re- 
visionsvorschlägen beschäftigt. Da die Erfahrung ge- 
lehrt hat, daß in manchen Ländern die detaillierte 
Liste hinsichtlich ihrer Anwendung für die Aus- 
zählung der Todesursachen zu umfangreich, die ab- 
gekürzte Liste dagegen zu kurz erschien, hielt man es 
für nötig, eine neue kurze Liste der Todesursachen in 
Vorschlag zu bringen. Eine Subkommission entwarf 
eine solche, aus 90 Rubriken bestehende Liste, die sich 
von der bisherigen abgekürzten internationalen Liste 
dadurch vorteilhaft unterscheidet, daß sie systematisch 
aufgestellt ist, das heißt alle Krankheitsgruppen der 
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systematischen detaillierten Liste und außerdem alle 
wichtigen Krankheitsarten in den einzelnen Gruppen 
aufzählt. Für die wichtigsten der letzteren, nämlich 
für Tuberkulose, Typhus und Tumoren wurden noch 
eingehende Speziallisten ausgearbeitet (Tuberkulose 
der einzelnen Organe, Sitz der Tumoren). Außerdem 
wurde für die geographische Aufteilung der Todes- 
ursachen-Statistik nach Verwaltungsbezirken eine be- 
sondere, aus 27 Krankheitsnummern bestehende 
Liste, die nur einzelne wichtige Krankheitsarten ent- 
hält, in Vorschlag gebracht: Es wird die Aufgabe der 
vom Internationalen Statistischen Institut eingesetz- 
ten Medizinalstatistischen Kommission sein, diesen 
wohlerwogenen Vorschlag zu prüfen. Dieser Kom- 
mission obliegt vor allem die bestimmungsgemäß alle 
10 Jahre stattfindende Revision der Internationalen 
detaillierten Liste der Krankheiten und Todesur- 
sachen, die die Grundlage für alle daraus abgeleiteten 
Krankheiten- und Todesursachenlisten für bestimmte 
Zwecke bildet. Auch diese Kommission hat bereits 
mit den Vorarbeiten für die bevorstehende Revision 
der detaillierten Liste begonnen und ist Anfang April 
1927 zu einer Beratung in Paris zusammengetreten. 

Für diese Konferenz hat jedoch die Hygiene-Sektion 
des Völkerbundes noch eine andere nützliche Arbeit 
geleistet, indem sie das Problem der Auszählung der 
kombinierten Todesursachen durch einen be- 
sonderen Ausschuß von Sachverständigen (Dr. Davis, 
Washington, Dr. Roesle, Berlin, Dr. Rosenfeld, 
Wien, und Dr. Stevenson, London) bearbeiten und 
klären ließ. Auch dieses Problem wurde von der 
Genfer Konferenz aufgenommen, wobei anerkannt 
wurde, daß die Voraussetzung für eine zweckmäßige 
Auswahl einer bestimmten Todesursache die ein- 
heitliche Aufzeichnung des Krankheitsbe- 
fundes bei jedem Gestorbenen bilden muß. Zu 
diesem Zwecke hatte der erwähnte Sachverständigen- 
Ausschuß zwei Formen einer Standard-Sterbekarte in 
Vorschlag gebracht, die im Prinzip übereinstimmen 
und nur in der Form und Anordnung des Krankheits- 
befundes verschieden sind. Mit Hilfe dieser Karte ist 
es möglich, ein vollständiges Bild von dem Zusammen- 
wirken verschiedener Krankheiten, die einen Todesfall 
veranlaßt haben, zu erhalten, indem der behandelnde 
Arzt gehalten ist, nicht nur die nach seiner Ansicht 
hauptsächliche Krankheit, sondern auch die zu seiner 
Kenntnis gelangten vorangegangenen Krankheiten 
von den nachfolgenden streng zu unterscheiden. Es 
unterliegt wohl keinem Zweifel, daß eine derartige 
systematische und chronologische Anordnung der 
Krankheiten nicht nur die Möglichkeit der Kontrolle 
der Richtigkeit der als Hauptkrankheit bezeichneten 
Todesursache bietet, sondern auch einen weiteren 


Ausbau der Todesursachen-Statistik durch die Auf- 
deckung der Häufigkeit des Zusammenhangs be- 
stimmter Krankheiten zuläßt. Es ist selbstverständ- 
lich, daß die Ausnützung der letzteren Möglichkeit 
nur solchen Ländern empfohlen werden kann, in denen 
die Feststellung der Todesursachen dem behandelnden 
Arzt obliegt. Dem Internationalen Statistischen In- 
stitut wird die weitere Aufgabe zufallen, die Zweck- 
mäßigkeit der vorgeschlagenen Standard-Sterbekarte 
zu prüfen und eine Entscheidung hierüber zu treffen. 

Als weiterer Punkt standen an der Tagesordnung der 
Konferenz die Vorschläge des Professor Dr. Rott in 
Berlin, hinsichtlich einer uniformen Registrierung 
und Tabellierung der Sterbefälle der Kinder 
unter | Jahr. Obgleich der erste dieser Vorschläge 
hinsichtlich der Einheitlichkeit der Registrierung der 
Totgeburten durch das Gutachten der besonderen 
„„Totgeburtenkommission‘‘ der Hygiene-Sektion!), das 
sich bekanntlich durch hervorragenden Scharfsinn und 
prägnante Klarheit auszeichnet, inzwischen bereits 
seine Erledigung gefunden hat, wurde dennoch eine 
Subkommission mit der nochmaligen Betrachtung der 
Definition des Begriffs Totgeburt im Hinblick auf die 
Erlangung des höchsten Grades der Einheitlichkeit der 
Registrierung der Totgeburten beauftragt. Was den 
Vorschlag hinsichtlich der einheitlichen Registrierung 
der Sterbefälle im I. Lebensjahre betrifft, so kann er 
erst in Erwägung gezogen werden, wenn die Frage der 
allgemeinen Standard-Sterbekarte erledigt ist, denn 
es könnten ohne Schwierigkeit dieser Karte noch einige 
Spezialfragen betreffs der Sterbefälle im I. Lebensjahre 
beigefügt werden, wie solche bereits in den Sterbe- 
karten verschiedener Länder und Städte vorgesehen 
sind. Ebenso konnte der Vorschlag hinsichtlich der 
einheitlichen Tabellierung der Todesursachen im 1. 
Lebensjahre nicht in Erwägung gezogen werden, da 
dieser Vorschlag bereits in allen Ländern, in denen die 
Todesursachen nach der Internationalen detaillierten 
Liste der Todesursachen ausgezählt werden, erfüllt ist, 
was an der Hand der Ergebnisse der englischen Todes- 
ursachenstatistik nachgewiesen werden konnte. In 
dieser Statistik wird nämlich die Gruppe der ‚„Krank- 
heiten des frühen Kindesalters‘“ nicht nur nach 
den einzelnen Nummern der Internationalen Liste, 
sondern auch nach den einzelnen Krankheitsarten 
dieser Gruppe und zugleich nach Altersmonaten aus- 
gezählt, woraus man ersehen kann, daß der vage Be- 
griff „angeborene Lebensschwäche‘ nahezu verschwin- 
det, wenn nach bestimmten Ursachen gefahndet wird. 
Da die Internationale Liste diese Möglichkeit, wie das 
Beispiel von England zeigt, bietet, so erschien es über- 
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flüssig, diesen Vorschlag zu erörtern. Es wäre freilich 
zu wünschen, daß noch mehr Länder dem Beispiel 
Englands folgten und sich nicht nur auf die Mindest- 
forderungen der Internationalen Liste hinsichtlich der 
Auszählung der Todesursachen in der frühen Kindheit 
beschränkten. 

Schließlich wurde noch der aus einem fernen Erdteil 

gekommene Vorschlag betreffs einer Klassifikation 
der Ursachen der Totgeburt debattiert. Wie be- 
kannt, ist eine solche Klassifikation bereits vom Inter- 
nationalen Statistischen Institut ausgearbeitet worden, 
die leider bisher nur in einem Lande (Niederlande) 
praktisch Anwendung gefunden hat, während in der 
Schweiz die Ursachen der Totgeburt nach einer spe- 
ziellen Klassifikation ausgezählt werden. In den 
Niederlanden sind allerdings besonders günstige Vor- 
bedingungen behufs Erlangung verwertbarer Angaben 
gegeben, insofern, als dort die ärztliche Geburtshilfe 
eine ganz andere Rolle spielt wie in anderen Ländern. 
Dort wurde zum Beispiel im Jahre 1922 in 41 % aller 
Geburten ärztliche Hilfe beansprucht. Die Konferenz 
war sich darüber klar, daß Angaben über die Ursachen 
der Totgeburt nur dann von praktischem Wert sind, 
wenn auch die Herkunft solcher Angaben (ob von 
einem Arzte oder einem Laien) ersichtlich gemacht 
wird. In diesem Fall wäre es zu begrüßen, wenn auch 
andere Länder dazu übergingen, die Ursachen der Tot- 
geburt gemäß der internationalen Klassifikation aus- 
zuzählen. 

Die Konferenz hat den Beweis erbracht, daß ein 
harmonisches Zusammenarbeiten zweier internatio- 
naler Organisationen, in diesem Falle des Völkerbunds 
und des Internationalen Statistischen Instituts, das 
erstrebte Ziel wesentlich erleichtert. Die internatio- 
nalen statistischen Probleme sind meist von so kom- 
plizierter Natur, daB sie einer gründlichen Vorarbeit 
bedürfen, ehe sie zur Beratung vor einem internationa- 
len Forum reif sind. Es dürfte allgemein dankbar an- 
erkannt werden, daß die Hygiene-Sektion keine Mittel 
gescheut hat, um diese Vorarbeit für eine Sache, die 
für die Medizinalstatistik und die Medizinalverwaltung 
aller Länder von großer Bedeutung ist, zu übernehmen. 
Dadurch, daß die Hygiene-Sektion alle Gebiete der 
Medizinalstatistik, die früher, wie jeder Fachmann 
weiß, nur in einseitiger Weise international gefördert 
wurde, in Angriff nimmt, gibt sie allen Ländern einen 
mächtigen Impuls zum Ausbau ihrer eigenen Medizinal- 
statistik. Viele Länder sind noch Anfänger oder 
Dilettanten auf diesem Gebiete und dürften daher die 
ausgereiften Vorschläge einer internationalen Fach- 
organisation mit Freuden begrüßen. Diese Hilfe dürfte 
auch dem Internationalen Statistischen Institut will- 
kommen sein, das sich angesichts seiner zahlreichen 


übrigen Aufgaben naturgemäß nicht so intensiv den 
Problemen der Medizinalstatistik widmen kann wie die 
Hygiene-Sektion des Völkerbundes, der die Aufgabe 
zugefallen ist, den Gesundheitszustand der gesamten 
Welt beständig zu kontrollieren, und die nun bestrebt 
ist, einheitliche Grundlagen zur Erfüllung dieser 
nützlichen Aufgabe zu schaffen. 

Wer die Schwierigkeit dieser Aufgabe zu würdigen 
weiß, wird die Schaffung einer statistischen Kom- 
mission bei der Hygiene-Sektion als eine Selbstver- 
ständlichkeit ansehen; denn wohl jeder Medizinal- 
behörde, die den praktischen Wert einer sachgemäßen 
Medizinalstatistik für die Medizinalverwaltung er- 
kannt hat, steht heutzutage ein statistischer Beirat 
zur Seite. Die zahlreichen Dokumente, die den Mit- 
gliedern der Konferenz überreicht wurden und die 
teils von der Hygiene-Sektion selbst, teils von den 
Mitgliedern der Statistischen Kommission bearbeitet 
worden sind, legen Zeugnis ab von dem allgemeinen 
Interesse, das der Internationalisierung der Medizinal- 
statistik entgegengebracht wird. Dieses Bestreben ist 
zwar nicht neu — es begann bereits auf dem Ersten 
Statistischen Kongreß im Jahre 1853 in Brüssel, ver- 
dankt der Initiative des Genfer Arztes und Statistikers 
Marc d’Espine und des bekannten englischen Medi- 
zinalstatistikers W. Farr — jedoch konnte von einem 
Erfolge erst die Rede sein, als Frankreichs berühmte- 
ster Medizinalstatistiker. Jacques Bertillon die Füh- 
rung auf diesem Gebiete übernahm. Mit dessen im 
Jahre 1922 erfolgtem Tode hat, wie man wohl schon 
heute sagen kann, die erste Entwicklungsperiode der 
Internationalisierung der Medizinalstatistik ihren Ab- 
schluß gefunden. Im Verhältnis zu den Aufgaben, 
deren Erfüllung die Vorbedingung für die Vergleich- 
barkeit der Ergebnisse der Medizinalstatistik ver- 
schiedener Länder ist, müssen die Erfolge der Inter- 
nationalisierung dieser Statistik während dieser 70- 
jährigen Periode als sehr bescheiden angesehen werden. 
Dafür gibt es verschiedene Gründe, die sich aus der 
sehr verschiedenen organisatorischen Entwicklung der 
amtlichen Medizinalstatistik der einzelnen Länder von 
selbst ergeben und die hier naturgemäß nicht aufge- 
zählt werden können. 

Inzwischen ist mit der Gründung der Hygiene-Sek- 
tion des Völkerbundes das Bedürfnis nach Vereinheit- 
lichung der Medizinalstatistik und nach Vergleichbar- 
keit ihrer Ergebnisse in einer solchen Weise gesteigert 
worden, daß selbst diejenigen Länder, die sich bisher 
ablehnend selbst gegenüber den primitivsten Erforder- 
nissen zur Internationalisierung der Medizinalstatistik 
verhalten haben, aus ihrer Lethargie aufgerüttelt wor- 
den sind und sich von der Bedeutung und Zweck- 
mäßigkeit einer solchen Internationalisierung über- 
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zeugt haben. Es ist wohl selbstverständlich, daß die 
Internationalisierung der Medizinalstatistik nicht mit 
der Aufstellung einer internationalen Nomenklatur der 
Krankheiten und Todesursachen erschöpft ist, denn 
hiermit ist nur eine der zahlreichen Vorbedingungen 
für die Vergleichbarkeit der Ergebnisse der Todes- 
ursachen-Statistik verschiedener Länder erfüllt. Man 
darf daher vielleicht schon jetzt annehmen, daß die 
Statistische Kommission der Hygiene-Sektion auch in 
Zukunft ein reiches Arbeitsfeld vorfinden und ihre 
Tätigkeit voraussichtlich eine neue Ära in der Ent- 
wicklung der Internationalisierung der Medizinal- 
statistik einleiten wird. | 

Es muß noch bemerkt werden, daß die Resolutionen 
der ersten Konferenz dieser Kommission unter der 
Nr. C. H. 576 in der Sammlung der gedruckten Doku- 
mente der Hygiene-Sektion bereits erschienen sind. 
Diesen Resolutionen ist ein Verzeichnis der der Kon- 
ferenz überreichten Dokumente und die beiden vorge- 
schlagenen neuen Listen der Todesursachen mit 90 be- 
ziehungsweise 27 Nummern und die spezifizierte Auf- 
teilung der Nummern für Typhus, Tuberkulose und 
maligne Tumoren beigegeben. 

Schließlich seien noch aus der auch für weitere 
Kreise bemerkenswerten Eröffnungsrede des Vor- 
sitzenden, Professor Westergaard, folgende Punkte 
in deutscher Übersetzung hier wiedergegeben: 


INTERNATIONALE KORRESPONDENZ 


„Unsere Aufgabe ist in der Tat keine leichte. Auf den ersten 
Blick mag es als ein ganz einfaches Problem erscheinen, Prin- 
zipien für geeignete Statistiken der Ursachen der Krankheiten 
und des Todes auszuarbeiten, aber sobald wir die Frage zu 
untersuchen beginnen, werden wir finden, wie vielseitig und 
kompliziert sie ist, und wie vielen praktischen Schwierigkeiten 
wir begegnen. Auch die Berechnung einer Sterbetafel bringt 
viele Schwierigkeiten mit sich, aber zwei Jahrhunderte wissen- 
schaftlicher und technischer Arbeit haben zu geeigneten Me- 
thoden geführt, und wir können gegenwärtig mit hinreichender 
Exaktheit sagen, welches die Sterbens-Chancen in jeder Lebens- 


stufe sind, und wir haben im allgemeinen keine Schwierigkeit, 
sie zu vergleichen, obgleich diese Zahlen auf verschiedene Weise 
gewonnen werden. Aber sobald wir ins Detail gehen wollen, 
indem wir nicht nur nach der generellen Mortalitätsrate, sondern 
auch nach den wirksam gewesenen Ursachen fragen, werden wir 
sogleich einer Reihe von Schwierigkeiten begegnen; denn auf 
diesem Gebiet der Vital-Statistik ist noch vieles lückenhaft.‘ 


„Es ist überflüssig zu sagen, wie wichtig es ist, dieses Pro- 
blem von einem wissenschaftlichen Gesichtspunkte aus zu 
meistern. Aber es ist auch von großer praktischer Bedeutung. 
In der gesamten zivilisierten Welt besteht der aufrichtigste 
Wunsch, die Krankheiten, weiche die Menschheit bedrohen, 
Tuberkulose, Carcinom, Influenza, Malaria usw., zu bekämpfen. 
Der Völkerbund hat einen beträchtlichen Anteil an diesen Be- 
strebungen genommen, nicht zuletzt dadurch, daß er verschie- 
dene Kurse abhielt, um die an anderen Plätzen der Welt ge- 
machten Fortschritte auszunutzen. Aber wir werden in diesen 
Bestrebungen so lange behindert sein, als wir keine vertrauens- 
würdige Statistik zur Hand haben, wenn wir z. B. unfähig sind, 
zu erkennen, ob eine gewisse Krankheit wirklich im Rückgang 
ist, oder ob der Rückgang nur von einer formellen Natur ist.“ 


Verantwortlicher Schriftleiter: Professor Rott, Berlin-Charlottenburg 5, Frankstraße 3. 
Druck: Ohlenroth'sche Buchdruckerei Erfurt. 
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Erfahrungen mit der Blutgruppenbestimmung bei strittiger Vaterschaft. 
Von CURT GORONCY, Königsberg-Pr. 


Wenn vor Gericht die Vaterschaft strittig ist, so 
handelt es sich ganz überwiegend um uneheliche Kin- 
der beziehungsweise deren Unterhaltsansprüche. Die 
gesetzliche Grundlage bildet im wesentlichen der 
§ 1717 BGB., nach dem als Vater eines unehelichen 
Kindes bekanntlich gilt, wer der Mutter in der Emp- 
fängniszeit beigewohnt hat, es sei denn, daß auch 
ein anderer ihr innerhalb dieser Zeit (181. bis 302. Tag 
vor der Geburt) beigewohnt hat. Eine Beiwohnung 
bleibt jedoch auBer Betracht, wenn es den Umständen 
nach offenbar unmöglich ist, daß die Mutter das Kind 
aus dieser Beiwohnung empfangen hat. 

Die Frage nach der offenbaren Unmöglichkeit bildet 
immer den Kernpunkt, sei es, daß zu entscheiden ist, 
ob ein Kind aus einer bestimmten einzelnen oder, was 
viel häufiger ist, aus einer von mehreren zeitlich nahe 
aneinander liegenden Cohabitationen herstammt. Über 
die Auslegung des Begriffs ‚offenbar unmöglich‘ ist 
von ärztlicher und juristischer Seite sehr viel disku- 
tiert worden. Im Rahmen dieser Arbeit kann ich er- 
schöpfend darauf nicht eingehen. In Übereinstimmung 
mit dem Comm. der Reichsgerichtsräte hat das Kam- 
mergericht erneut (Urteil v. 12. XI. 1926) zum Aus- 
druck gebracht, daß eine „offenbare Unmöglichkeit‘ 
nur dann gegeben ist, wenn ein Tatbestand dargelegt 
und bewiesen wird, der für die Schlußfolgerung der 
Nichtabstammung derart zwingend ist, daß die An- 
nahme des Gegenteils bei vernünftiger Erwägung als 
mit dem gesunden Menschenverstand unvereinbar er- 
scheint. 

Leicht ist die Entscheidung, wenn zum Beispiel der 
Nachweis erbracht wird, daß die Mutter in der be- 
haupteten Zeit des Verkehrs bereits schwanger war. 
Es ist aber jedem, der sich objektiv mit Fällen strit- 
tiger Vaterschaft beschäftigt, — sei es als Gutachter, 
Richter, Parteienvertreter — bekannt und das erhellt 
auch aus der Menge der Abhandlungen über die offen- 
bare Unmöglichkeit, daß eine derart zwingende 
Schlußfolgerung, wie oben ausgeführt, und damit eine 
gerechte Entscheidung oft nicht zu treffen ist. Teils 
werden dann die Unterhaltsklagen wegen der Ein- 
rede des Mehrverkehrs in der Empfängniszeit abge- 
wiesen, teils wird zu Unrecht ein Mann als Vater eines 
unehelichen Kindes in Anspruch genommen, so näm- 
lich, wenn der oft ausschlaggebende Eid der Mutter 
falsch geleistet wird. Eine Reihe von Fällen schreit 
geradezu bei der Urteilsfindung nach einer Unter- 


stützung, die über die seit Jahren geübten Methoden 
hinausgeht. 

Eine solche Unterstützung und damit einen erheb- 
lichen Fortschritt bedeutet, wie ich auszuführen habe, 
die Blutuntersuchung und zwar die Blutgruppen- 
bestimmung. Ich kann über 70 abgeschlossene Vater- 
schaftsprozesse aus den letzten zwei Jahren berichten, 
in denen ich Blutgruppenbestimmungen vorgenommen 
habe. Die Zahl meiner Fälle ist an sich viel größer. 
Es sind aber bei der oft langen Dauer der Alimenten- 
prozesse viele noch nicht abgeschlossen und diese 
sollen daher hier außer Betracht bleiben. 

Die Ergebnisse der Blutuntersuchung haben er- 
heblich, zum Teil ausschlaggebend zur Urteilsfindung 
beigetragen. Sie sind zum ersten Male in einem Urteil 
entscheidend verwertet worden, das vom hiesigen 
Amtsgericht unter Zugrundelegung meines Gutach- 
tens am 25. I. 1926 verkündet wurde und rechts- 
kräftig geworden ist!). Seitdem haben sich in steigen- 
dem Maße ganz besonders das hiesige Amtsgericht, 
ferner auch das Landgericht als Berufungsinstanz und 
auswärtige Gerichte dieses Hilfsmittels bedient. 

Daß die Urteilsfindung durch die Blutuntersuchung 
eine so wesentliche Unterstützung erlangt hat, liegt 
einmal in den Ergebnissen der Blutuntersuchung an 
sich, des weiteren aber — und das muß ich besonders 
hervorheben — in der Art meines Vorgehens bei der 
Untersuchung und der Erstattung der Gutachten. 
Das Blut wird direkt vom Gutachter entnommen und 
anläßlich der Blutgruppenbestimmung werden weitere 
ärztliche Feststellungen getroffen. Im Gutachten wer- 
den dann diese und alle sonstigen in Betracht kommen- 
den Momente kritisch gewürdigt. Denn eine wissen- 
schaftlich begründete Vaterschaftsdiagnose muß sich 
m.E. auf die Gesamtheit aller jeweils erreichbaren 
Kriterien stützen. Ich komme später noch darauf 
zurück. Unsere Gerichte erfordern daher, wenn eine 
ärztliche Expertise notwendig erscheint, auf unsere 
Anregung seit Jahren fast ausschließlich die Gut- 
achten nach diesen Gesichtspunkten und nicht allein 
auf Grund der Blutuntersuchung oder irgendwelcher 
Einzelmerkmale. 

Bevor ich auf meine Erfahrungen im einzelnen ein- 
gehe, seien kurz die für die vorliegenden Fragen grund- 


1) Veröffentlicht im Zbl. f. Jugendr. u. Jugendwohlf. Jg. 18, 
Nr. 2, S. 54. 1926. 
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sätzlich wichtigen Faktoren der Blutgruppenbestim- 
mung erörtert. 

Die Methode der Blutgruppenbestimmung ist nicht 
neu, auch nicht für die gerichtliche Praxis. Sie ist im 
Strafprozeß schon vor vielen Jahren durch Lattes 
und andere ausländische Untersucher entscheidend ver- 
wertet worden (zum Beispiel Vergleich von Blut eines 
Getöteten mit dem des Täters und dem an der Kleidung 
des Täters), neuerdings zum erstenmal in Deutschland 
von mir bei zwei Kapitalverbrechen. 

In Fällen strittiger Vaterschaft hat die Methode erst 
in letzter Zeit, aber in steigendem Maße an Bedeutung 
gewonnen. Nachdem der Entdecker der. Reaktion 
Landsteiner bereits 1903 darauf hingewiesen hat, 
ist das Beobachtungsmaterial und die Zahl der Nach- 
prüfungen so groß geworden, daß die Methode mit 
derselben Berechtigung einer gerichtlichen Entschei- 
dung zugrunde gelegt werden kann wie etwa die 
Präzipitin-Reaktion. Maßgebliche Autoren (F.Schiff, 
Poll und andere) hatten sie nachdrücklichst emp- 
fohlen. 


Es gibt rote Blutkörperchen, die durch bestimmte Eigen- 
schaften wohl charakterisiert sind und zwar derart, daß sie 
durch Serum mancher anderer Menschen agglutiniert werden. 
Man nennt diese agglutinablen Eigenschaften A beziehungs- 
weise B. Je nach dem Vorkommen oder Fehlen lassen sich alle 
Menschen in 4 Gruppen einteilen: Gruppe O, das heißt Blut- 
körperchen ohne A und B, Gruppe A, Gruppe B und Gruppe AB. 
Der prozentuale Anteil ist in Mitteleuropa etwa 40:40:15:5. 
Es handelt sich also um Gruppenmerkmale und nicht um indi- 
viduelle Einzelmerkmale. 

Wenn überhaupt Blutkörpercheneigenschaften vorhanden 
sind, so sind sie bereits beim Neugeborenen nachweisbar und 
sie bleiben während des Lebens erhalten trotz Krankheiten, 
Bestrahlung, Zufuhr von Medikamenten und anderem. Gelegent- 
liche abweichende Behauptungen haben sich als irrig erwiesen. 

A und B sind serologisch nachweisbar und zwar durch die 
im Serum mancher Menschen als normale Bestandteile vor- 
handenen Agglutinine: a und $. Serum a agglutiniert die Blut- 
körperchen A und Serum ß die Blutkörperchen B. Es kann also 
im strömenden Blut nie A und a und nie B und $ zusammen vor- 
kommen. In der Gruppe O finden sich sowohl a wie ß, in der 
Gruppe A das ß, in der Gruppe B das a und in der Gruppe AB 
weder a noch ß. Hat man zwei von den vier Größen isoliert 
und zwar korrespondierende, so läßt sich die Blutgruppe je nach 
dem Ausfall des Agglutinationsversuches bestimmen. Man setzt 
die Reaktion entweder im Reagenzglas an und beobachtet mit 
bloßem Auge oder man untersucht mikroskopisch im hängenden 
Tropfen. Wir bevorzugen die letztere Methode, da sie für ge- 
richtsärztliche Untersuchungen anderer Art, zum Beispiel Blut- 
fleckdiagnose, allein in Betracht kommt und benutzen 2 je- 
weils frisch hergestellte, hochwertige Seren. Die im Handel 
erhältlichen Testseren verwenden wir nicht. Was die Einzel- 
heiten der Technik anbetrifft, so verweise ich auf die ein- 
schlägigen Arbeiten von Lattes insbesondere, von Schiff, 
mir und anderen. 

Die zahlreichen Fehlerquellen bei der Blutgruppenbestim- 
mung lassen es geboten erscheinen, daß nur sachverständige 
Untersucher entscheidende Untersuchungen vornehmen. Im 
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Hinblick auf den gerichtsärztlichen Zweck und später zu er- 
örternde Momente sind die gerichtsärztlichen Universitäts- 
institute für die hier in Frage kommenden Blutgruppenbestim- 
mungen besonders geeignet, wie es auch jüngst durch das 
Archiv Deutscher Berufsvormünder besonders hervorgehoben 
wurde. 


Abgesehen von der Konstanz der Blutgruppenzu- 
gehörigkeit ist für die Vaterschaftsdiagnose als weiteres 
Moment wichtig, daß die Blutkörperchen-Eigenschaf- 
ten sich dominant vererben. Ein Kind kann demnach 
von den beiden Blutkörpercheneigenschaften nur die 
besitzen, die wenigstens ein Elter aufweist. Dieser 
Vererbungsmodus ist durch eine große Zahl technisch 
einwandfreier Untersuchungen an Familien sicherge- 
stellt, bei denen die Möglichkeit einer Illegitimität auf 
ein Minimum reduziert erschien. 

Die Schlüsse, die sich ziehen lassen, sind folgende : 
Hat der als Vater in Anspruch genommene Mann die 
beim Kind vorhandene, bei der Mutter fehlende Eigen- 
schaft nicht, so kann er nicht der Vater sein. Das ist 
zwar eine negative Feststellung. Sie hat jedoch in der 
Praxis, was noch zu zeigen sein wird, einen erheblichen 
Wert. Entspricht die Blutkörpercheneigenschaft des 
Beklagten der Erwartung, hat er also die beim Kind 
vorhandene, bei der Mutter fehlende Blutkörpereigen- 
schaft, so kann er zunächst nicht ausgeschlossen wer- 
den, er kann dann als Vater in Frage kommen, aber 
außer ihm auch ein anderer Mann mit derselben Blut- 
körpercheneigenschaft. Denn es handelt sich, wie aus- 
geführt, um Gruppenmerkmale. Die Methode als 
solche hat in diesen Fällen also für die Vaterschafts- 
diagnose nur einen bedingten Wert. Trotzdem erfährt 
die Vaterschaft auch hier schon allein aus der Blut- 
gruppenzugehörigkeiteinenicht unbeträchtliche Stütze, 
wenn es sich um die relativ seltene Blutkörperchen- 
eigenschaft B handelt. Denn der Personenkreis mit 
dieser Blutkörpercheneigenschaft ist klein (siehe oben). 

Aus der Tatsache der dominanten Vererbung der 
Blutkörpercheneigenschaften folgt weiterhin, daß in 
einer Reihe von Fällen ein verwertbarer Schluß auf 
den Vater nicht gezogen werden kann und zwar dann 
nicht, wenn Mutter und Kind die gleiche Blutkörper- 
cheneigenschaft haben oder wenn die Mutter beide 
besitzt. Dann kann das Kind seine Blutkörperchen- 
eigenschaft bereits von der Mutter ererbt haben. 

Besonders liegen die Verhältnisse, wenn das Kind 
zur Gruppe O gehört, also ohne Blutkörpercheneigen- 
schaften ist. Ein Schluß auf den Vater ist hier insofern 
möglich, als nach den bisher veröffentlichten Familien- 
untersuchungen, soweit eine Trennung nach dem Ge- 
schlecht der Eltern angegeben ist, ein Kind mit der 
Gruppe O nie von einem Vater stammt, der beide 
Blutkörpercheneigenschaften, also die Gruppe AB be- 
sitzt. Diese Erfahrungen decken sich mit der theore- 
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tisch ausgezeichnet begründeten Annahme des Mathe- 
matikers Bernstein, nach der bei diesen Kombina- 
tionen eine Vaterschaft auszuschließen ist. Das dies- 
bezügliche Beobachtungsmaterial ist aber, gerade weil 
es sich um die relativ sehr seltene Gruppe AB handelt, 
noch klein. Bis weitere Erfahrungen vorliegen, glaube 
ich in der gerichtsärztlichen Praxis daher nur von einer 
mit an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit 


. sprechen zu dürfen, daß ein O-Kind nicht von einem 


Mann mit der Gruppe AB stammt. 

Die Einschränkungen, denen die Anwendbarkeit der 
Methode unterworfen ist, lassen die Frage aufwerfen, 
in wieviel Prozent der Fälle überhaupt mit verwert- 
baren Ergebnissen zu rechnen ist. Die Beantwortung 
kann nur annähernd erfolgen. Schiff hatte durch 
Auszählung gefunden, daß in etwa 25% nach Unter- 
suchung von Mutter und Kind Schlüsse auf die Blut- 
beschaffenheit des Vaters möglich sind, zum Beispiel 
Mutter: A, Kind: B, dann muß der tatsächliche Vater 
auch B haben. Dagegen sind Männer mit O oder A 
auszuschließen. Der Prozentsatz erhöht sich, wenn 
man die sogenannten Bernstein-Fälle, die in den 
25% von Schiff nicht eingerechnet sind, mit in Be- 
tracht zieht, das heißt die Möglichkeit, Männer der 
Gruppe AB bei O-Kindern auszuschließen. Im übrigen 
kommt es ganz auf die Art des Materials an. Wenn 
zum Beispiel der Beklagte allein in Frage kommt und 
stets der tatsächliche Vater ist, so ist natürlich in 
100%, die Ausschlußdiagnose nicht möglich. 

Nach unseren Erfahrungen wird nun aber der 
Prozentsatz der für die Praxis verwertbaren Resultate 
mittelbar recht groß, wenn man bei den Vater- 
schaftsprozessen so vorgeht, wie ich es vorher erwähnt 
habe, nämlich alle erreichbaren Kriterien heranzieht: 

Aktenmäßige Unterlagen liegen vor. Sie enthalten 
zum mindgesten den Geburtstermin und Angaben über 
die Zeit der fraglichen Cohabitation oder Cohabita- 
tionen. Die Blutentnahme, die direkt durch den Gut- 
achter aus Ohrläppchen oder Fingerbeere erfolgt, hat 
den Vorteil, daß gleichzeitig weitere ärztliche Fest- 
stellungen getroffen werden können. Insbesondere hat 
sich die durch den Arzt erhobene eingehende Anamnese 
über alle in Betracht kommenden Fragen recht nütz- 
lich erwiesen. Es werden erfahrungsgemäß einem Arzt 
viel weitergehende und sichere Angaben über die den 
Beteiligten zum Teil unangenehmen Momente ge- 
macht, wie dem Richter. Diese eingehende Anamnese 
geht zwanglos über in die Untersuchung des Geistes- 
zustandes (auf Eidesfähigkeit) der Hauptzeugin, näm- 
lich der Mutter. Entsprechende Untersuchungen wer- 
den aber auch bei Beklagten und etwaigen Zeugen an- 
gestellt (zum Beispiel bei behaupteter Homosexuali- 
tät). Schließlich kommen außer der Blutuntersuchung 


andere erbbiologische Analysen in Betracht: familiäre 
Ähnlichkeitsmerkmale, auch Vergleich der Finger- 
leistenmuster, natürlich mit der nach dem gegen- 
wärtigen Stand der Wissenschaft noch gebotenen vor- 
sichtigen Wertung. Endlich erfolgt in jedem Falle die 
Feststellung des Reifegrades des Kindes durch Be- 
fragen von Arzt und Hebamme. Gerade Divergenzen 
zwischen Reifegrad und Schwangerschaftsdauer sind 
häufig mit zu beurteilen. 

Manche Gutachter legen ausschließlich diese beiden 
Faktoren ihrem Gutachten zugrunde und kommen 
dann erfahrungsgemäß oft zu keiner bindenden Ent- 
scheidung. Reifegrad und Schwangerschaftsdauer 
sind zweifelsohne besonders wesentliche Faktoren. 
Es muß aber von ihnen das gelten wie von den Er- 
gebnissen der Blutuntersuchuig und anderen ärzt- 
lichen und richterlichen Feststellungen: Sie sind 
Glieder in der Reihe von Umständen, die die Diagnose 
ermöglichen sollen, und als Einzelmomente nur selten 
von ausschlaggebender Bedeutung. 

Derartig vielseitige und prinzipiell durchgeführte 
Untersuchungen der Parteien (Kind und Beklagter) 
und der Zeugen sind im Alimentenprozeß etwas 
Neues. Sie werden aber in Zukunft immer notwendiger 
und zwar aus folgendem Grunde. 

Schon nach dem bestehenden Recht erlangt neben 
der Verpflichtung zum Unterhalt neuerdings in den 
Unterhaltsprozessen unehelicher Kinder die aus- 
drückliche Feststellung, wer als Vater eines 
unehelichen Kindes zu gelten hat, eine immer 
größere Bedeutung und damit der Alimentenprozeß 
überhaupt im Rahmen des Zivilrechtes. Das Kammer- 
gericht hat nämlich durch Urteil vom 12. XI. 1926 
die Zulässigkeit einer negativen Feststellungsklage zur 
Bestreitung der unehelichen Vaterschaft bejaht, nach- 
dem rechtskräftige Verurteilung im Unterhaltsprozeß 
erfolgt war. Aus diesem Urteil sind von sozialärzt- 
lichem Standpunkt ganz besonders bemerkenswert die 
Ausführungen über den das neuzeitliche Recht ver- 
schiedentlich durchziehenden Gedanken, daB die 
Familienverhältnisse unehelicher Kinder end- 
gültig geklärt und festgestellt werden sollen, weil 
darauf andere Rechtsverhältnisse (namentlich ver- 
mögensrechtlicher Natur) begründet werden können. 

Einer ausdrücklichen Feststellung der Vaterschaft 
bedarf es schon jetzt zum Beispiel bei Gewährung von 
Zulagen zur Unfallrente oder von Renten im Todesfall 
des Erzeugers, ferner auch bei Kinderzulagen im Sinne 
des Beamten-Besoldungsgesetzes. Weitgehende recht- 
liche Konsequenzen bringt dann das geplante Gesetz 
über die unehelichen Kinder und die Annahme an Kin- 
desstatt!),auf das ich nachhernoch kurz zurückkomme. 

1) Reichstagsdrucksache Nr. 108. 
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Was nun den Wert der Methode im Einzelfall an- 
betrifft, so will ich nunmehr über meine 70 abge- 
schlossenen Unterhaltsprozesse berichten und von 
diesen nur die näher erörtern, in denen die Blutunter- 
suchung an sich zu Ergebnissen geführt hatte. Die 
anderen will ich nur kurz streifen, da ich sonst den 
ganzen Fragenkomplex der „offenbaren Unmöglich- 
keit‘‘ darlegen müßte. Das soll an anderer Stelle ge- 
schehen. 

Es handelt sich durchweg um besonders gelagerte 
Fälle, in denen sowohl rein rechtlich wie auch mit 
Unterstützung der bisher üblichen ärztlichen Fest- 
stellungen eine gerechte Entscheidung zu treffen be- 
sonders schwierig oder nicht möglich war. 

In 9 Fällen konnte der Beklagte als Vater ausge- 
schlossen werden, weil das Kind eine Blutkörperchen- 
eigenschaft hatte, die sowohl der Mutter als auch dem 
Beklagten fehlte. Einmal erfolgte Ausschluß im Sinne 
Bernsteins (Kind O, Beklagter AB). Von diesen im 
ganzen 10 Ausschlußfällen ist zweimal bei einem 
anderen Mann (Zeugen oder „Beihälter‘‘) die zu er- 
wartende Blutkörpercheneigenschaft ermittelt, zwei- 
mal wurde auch trotz Untersuchung mehrerer Zeugen 
ein „passender‘‘ Mann nicht gefunden. 

In 13 Fällen entsprach die Blutbeschaffenheit des 
Beklagten der Erwartung (7mal Kind und Beklagter A, 
6mal Kind und Beklagter B). Zweimal wurde in 
diesen Fällen ein Zeuge mit der Gruppe O ausge- 
schlossen. j 

In einem weiteren Falle schließlich war ein Zeuge im 
Sinne Bernsteins auszuschließen. 

So ist also in den gesamten 70 Fällen 22mal die 
Blutgruppe des tatsächlichen Vaters nach Unter- 
suchung von Mutter und Kind anzugeben gewesen. 
Außerdem bestand in 25 Fällen die Möglichkeit zu 
sagen, daß ein Mann mit der Gruppe AB nicht der 
Vater sein könne. Ein solcher Ausschluß gelang in zwei 
Fällen (einmal Beklagter, einmal ein Zeuge). Hervor- 
heben möchte ich noch, daß in 18 Fällen 23 Zeugen 
untersucht wurden, so daß im ganzen 233 Blutunter- 
suchungen vorgenommen wurden. 

Ich beginne nun mit den Ausschlußfällen. Wertvoll 
ist dabei die Feststellung, daß das Ergebnis der Blut- 
gruppenbestimmung im Urteil zum Ausdruck kam und 
seine Bestätigung durch andere Momente fand. 


In einem Falle hatte der Beklagte Geschlechtsverkehr mit der 
Kindesmutter wohl zugegeben, aber innerhalb der Empfängnis- 
zeit entschieden bestritten (Alibi und anderes). Die Kindes- 
mutter war bereit, ihre Aussage zu beschwören. Sie erschien 
aber nicht glaubwürdig. Nach der Blutuntersuchung hat sie 
dann auf Vorhalt, „der Beklagte könne nicht der Vater sein‘‘, 
Verkehr mit einem anderen mir zugegeben. Die Kindesmutter 
hatte B, das Kind A, der Beklagte auch B. Die Klage wurde 
abgewiesen und gegen den nunmehr benannten Mann gerichtet: 
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er hat die zu erwartende Blutkörpercheneigenschaft A; er gab 
den Verkehr zu und wurde verurteilt. 

Im nächsten Fall war bereits eine Klage anhängig gewesen, 
aber zurückgezogen, weil die Kindesmutter bei der persönlichen 
Gegenüberstellung vor Gericht den Beklagten nicht wiederer- 
kannte. Nach fast zwei Jahren machte sie dann dessen Bruder 
namhaft. Dieser bestritt jeden Verkehr entschieden. Die Blut- 
untersuchung und die Unsicherheit aller Angaben der Kindes- 
mutter führten zur Abweisung der Klage. 

Bestätigt wurde das Ergebnis der Blutgruppenbestimmung 
in einem Falle durch den Nachweis der Zeugungsunfähigkeit 
des bestreitenden Beklagten (auch keine anatomische De- 
floration der ebenfalls untersuchten Ehefrau trotz jahrelanger 
Verheiratung) und durch die Feststellung eines unsittlichen 
Lebenswandels der Kindesmutter, die deswegen mehrmals in 
Fürsorgeerziehung war. 

Aus dem Urteil, das bereits veröffentlicht worden ist (siehe 
oben), sei hervorgehoben: mit dem Beklagten (Soldat! und der 
Kindesmutter unbekannt) wurde ein einmaliger Geschlechts- 
verkehr behauptet. Der Beklagte bestritt. Er konnte durch die 
Blutuntersuchung ausgeschlossen werden. Neben dieser Tat- 
sache kam im Urteil zum Ausdruck, daß sich die Kindesmutter 
nachweislich mehreren Männern hingegeben hatte, darunter ihr 
ganz unbekannten, so daß auch Verkehr mit anderen in der 
Empfängniszeit wahrscheinlich war. Ihr Auftreten und ihre 
Aussage vor Gericht waren außerdem unsicher. Der Eid konnte 
ihr nicht anvertraut und der Erfolg der Klage demgemäß von 
der Beeidigung der Kindesmutter allein nicht abhängig gemacht 
werden. Während der Prozeß in der Berufungsinstanz schwebte, 
verweigerte die Kindesmutter ihre Aussage. 

Eine Mutter war wegen Meineids im Unterhaltsprozeß ihres 
früheren Kindes mit Zuchthaus vorbestraft. Auch ihr konnte 
der Eid daher nicht anvertraut werden. 

Des weiteren behauptete eine Mutter Geschlechtsverkehr aus- 
schließlich mit dem Beklagten, dieser bestritt und machte einen 
anderen Mann namhaft. Von diesem wurde der Verkehr be- 
schworen, die Kindesmutter blieb bei ihrer Aussage. Die Blut- 
untersuchung ergab, daß keiner von beiden die zu erwartende 
Blutkörpercheneigenschaft besaß. Der tatsächliche Vater ließ 
sich nicht ermitteln. 

In drei weiteren Fällen gaben die Beklagten Verkehr in der 
Empfängniszeit zu, machten aber den Einwand des Mehrver- 
kehrs. a 

Nach der Untersuchung hat dann in einem dieser Fälle die 
Kindesmutter den Mehrverkehr zugegeben, obwohl sie ihn bis 
dahin bestritten hatte. Der sogenannte Beihälter ist bekannt, 
aber noch nicht ermittelt. 

Im anderen Falle ist der Zeuge (Beihälter) bereits unter- 
sucht: er hat die zu erwartende Blutkörpercheneigenschaft. 
Die nun gegen ihn schwebende Klage ist um so aussichtsreicher, 
als er und das Kind die verhältnismäßig seltene Gruppe B be- 
sitzen, die die Mutter nicht hat, und noch andere Momente für 
seine Vaterschaft sprechen (günstiges Verhältnis von Reifegrad 
zur Schwangerschaftsdauer). 

Im dritten Falle dieser Art wurde von der Kindesmutter 
während der Untersuchung zugegeben, daß der Geschlechtsver- 
kehr mit dem Beklagten erst zu einer Zeit stattgefunden habe, 
in der sie bereits schwanger war. Ferner wurde Geschlechtsver- 
kehr mit anderen Männern zehn Tage und ein Monat vor Beginn 
der Empfängniszeit konzediert. Ein Mann mit der zu erwarten- 
den Blutkörpercheneigenschaft beziehungsweise der tatsächliche 
Vater hat sich nicht feststellen lassen. Die Gründe der Mutter, 
ihn nicht anzugeben, sind nicht ersichtlich. 
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Der Ausschlußfall iM Sinne Bernsteins (Kind: O, Be- 
klagter: AB, Mutter: A) hatte folgende Begleitumstände: Be- 
haupteter Verkehr mit dem Beklagten März 1918, im Jahre 
1922 zufälliges Zusammentreffen, keine Ansprüche erhoben, 
erst 1926 Unterhaltsklage. Der Beklagte bestritt und ver- 
schaffte sich durch Militärpapiere ein Alibi, daß er in der frag- 
lichen Zeit im mobilen Zustand auf einem weit entfernt ge- 
legenen Truppenübungsplatz sich aufgehalten hatte. 


Es läßt sich an Hand dieser ganzen Reihe aufge- 
führter Beispiele also zeigen, daß die Blutgruppen- 
bestimmung dazu beigetragen hat, einen fälschlich als 
Vater in Anspruch genommenen Mann mit größerer 
Sicherheit, wenn nicht entscheidend, als solchen aus- 
zuschließen. Darüber hinaus aber ergeben diese Fälle 
auch Hinweise auf den richtigen Vater, teilweise sogar 
Beweise, zum Beispiel durch die bei der Untersuchung 
geänderte Angabe der Kindesmutter und durch den 
Nachweis der passenden Gruppe des dann unter- 
suchten Mannes. 

Der Nachweis der zu erwartenden Blutkörperchen- 
eigenschaft bei dem Beklagten steht im Mittelpunkt 
der zweiten Gruppe meiner Fälle, über die ich nunmehr 
berichten will. Bei dem Wesen der Methode kann, 
wie vorher ausgeführt, trotz dieses Nachweises eine 
Reihe anderer Männer in Frage kommen. Daher 
haben zur Feststellung der Vaterschaft weitere 
Momente bei der Urteilsfindung zum Teil gewichtiger 
beigetragen und dementsprechend ist es auch vorge- 

kommen, daß trotz passender Blutgruppe einmal Ab- 
weisung der Klage erfolgen mußte. 

Das kann naturgemäß um so eher geschehen, wenn 
es sich um die relativ häufige Gruppe A handelt (ca. 

40 % aller Menschen in Mitteleuropa haben diese Blut- 
körpercheneigenschaft). 

Ich führe zunächst die A-Fälle auf und beginne mit 
dem A-Fall, in dem die Klage abgewiesen wurde: 

Behauptet wurde einmaliger Geschlechtsverkehr nach zu- 
fälligem Zusammentreffen nachts. Der Beklagte bestritt ent- 
schieden, die Kindesmutter zu kennen. Die Kindesmutter war 
mit langjährigen Zuchthausstrafen wegen verschiedener Delikte 


vorbestraft. Es wurde nicht ihr, sondern dem Beklagten der 
Eid zugeschoben. ° 

In den weiteren A-Fällen erfolgte Verurteilung: 

Die Kindesmutter hatte bereits ein uneheliches Kind, dessen 
Erzeuger unbekannt war. Der Beklagte bestritt den Geschlechts- 
verkehr nicht, konnte aber den behaupteten Mehrverkehr nicht 
beweisen, obwohl dieser vor und nach der Empfängniszeit sicher 
war. 

Ein Beklagter behauptete Geschlechtsverkehr am Ende der 
Empfängniszeit und bestritt aufs entschiedenste jeden früheren 
Verkehr, wie von der Kindesmutter behauptet, jedoch ohne Er- 
folg, trotzdem er nichts unversucht ließ, um dies zu beweisen. 
Am Ende der Empfängniszeit hatten ferner zwei andere Männer 
der Kindesmutter nachweislich beigewohnt. Das Gericht 
glaubte der Kindesmutter, vertraute ihr den Eid an und unter- 
stellte, daß die Kindesmutter bei dem Verkehr mit den Bei- 
hältern bereits schwanger war (reifes Kind). Auch in der zweiten 
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Instanz wurde der Beklagte verurteilt, indem sich das Gericht 
dem erstinstanzlichen Urteil und dem ihm zugrunde gelegten 
Gutachten anschloß. 

Ein weiterer Beklagter wurde verurteilt. Er hatte Ge- 
schlechtsverkehr nur außerhalb der Empfängniszeit zugegeben. 
Die Kindesmutter besaß bereits drei uneheliche Kinder, deren 
Väter zum Teil unbekannt waren. Ihr konnte der Eid wegen 
angeborenen Schwachsinns hohen Grades nicht anvertraut 
werden. 

Den Verkehr mit der Kindesmutter konzedierte ein Be- 
klagter, er machte jedoch einen Beihälter namhaft. Die Kindes- 
mutter bestritt bei ihrer ersten richterlichen Vernehmung über- 
haupt jeden Geschlechtsverkehr mit diesem, gab dann aber bei 
ihrer zweiten Vernehmung einen Verkehr mit diesem außerhalb 
der Empfängniszeit zu. Der Zeuge hingegen beschwor, daß er 
nie mit der Kindesmutter verkehrt habe. Die Bilutunter- 
suchung ließ ihn ausschließen (Gruppe O). 

Des weiteren war erstinstanzlich die Klage abgewiesen wegen 
Zeugungsunfähigkeit. In zweiter Instanz wurde die Blutunter- 
suchung vorgenommen und dann die Verurteilung ausge- 
sprochen. Dabei wurde zum Ausdruck gebracht, daß die Zeu- 
gungsunfähigkeit nicht absolut bewiesen war. 

Besonders bemerkenswert schließlich ist, daß die Behauptung 
eines Beklagten, er sei homosexuell und habe noch nie mit 
einem weiblichen Wesen Geschlechtsverkehr gehabt, durch 
unsere Untersuchung widerlegt werden konnte. Die genaue 
Anamnese ergab ausschließlich Lambitus mit gleichgerichteten 
Männern, niemals Immissio penis in anum oder ähnliches. 
Demgegenüber deckte die körperliche Untersuchung eine alte 
gonorrhoische Infektion auf, die bei der von dem Beklagten be- 
haupteten Art des Verkehrs mit Männern nicht hätte erfolgen 
können. Auf Vorhalt Zugeständnis. 

In den B-Fällen erfolgte stets Verurteilung: 

Der erste Fall liegt ganz entsprechend einem kurz vorher er- 
wähnten A-Fall: die Kindesmutter hatte bereits drei uneheliche 
Kinder; deren Väter unbekannt waren. Sie litt an angeborenem 
Schwachsinn so hohen Grades, daß ihr der Eid nicht anver- 
traut werden konnte. Der Beklagte hatte Geschlechtsverkehr 
nur außerhalb der Empfängniszeit zugegeben. Hier war der 
Nachweis der B-Eigenschaft bei ihm besonders wesentlich. 

Ein Beklagter, der seit Jahren in mehrere Alimentenprozesse 
verwickelt war, bestritt zunächst den Geschlechtsverkehr über- 
haupt, machte dann den Einwand, daß ein Geschlechtsverkehr 
wegen einer Mißbildung der Genitalorgane der Kindesmutter 
unmöglich war, gab schließlich aber nach der Blutuntersuchung 
und nach Vorhalt, daß die Kindesmutter die von ihm behaup- 
tete Mißbildung nicht gehabt haben könne, den Geschlechts- 
verkehr zu. 

Kindesmutter und Beklagter wollten in mündlicher Ver- 
handlung Gegenteiliges trotz eindringlichsten Vorhaltes be- 
schwören: die Kindesmutter, daß sie dreimal mit dem Beklagten 
Geschlechtsverkehr gehabt habe, der Beklagte, daß er niemals 
verkehrt habe. Nach der Blutuntersuchung sagte dann der 
Beklagte: „Soweit mein Gedächtnis ausreicht, habe ich keinen 
Geschlechtsverkehr gehabt!“ 

Häufiger Geschlechtsverkehr außerhalb der Empfängniszeit 
war in einem weiteren Falle erwiesen. Die Annahme, daß auch 
während der Empfängniszeit Verkehr stattgefunden habe, lag 
nahe. Des weiteren bestanden Widersprüche bei den verschie- 
denen Explorationen in der Zeit der Cohabitationen mit dem 
Beklagten und des Auftretens der letzten Regelblutung. So 
kam es zur Blutuntersuchung mit den weiteren Feststellungen 
und damit zur Klärung des Falles. 
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Ähnlich lag auch der nächste Fall. Es bestanden Wider- 
sprüche in der Zeit der Cohabitation mit dem Beklagten. Mehr- 
verkehr lag vor in den letzten Tagen der Empfängniszeit, der 
außer Betracht blieb, da es sich um ein reifes Kind handelte. 
Um die Richtigkeit seiner Angabe über die Zeit des Verkehrs zu 
beweisen, wurde vom Beklagten im Laufe des Prozesses be- 
hauptet, er habe sich bei der Kindesmutter mit Gonorrhoe in- 
fiziert gehabt. Die Infektion war tatsächlich bei dem Beklagten 
vorhanden gewesen, aber erst 6 Wochen nach dem Verkehr mit 
der Kindesmutter ausgebrochen (ärztliche Feststellung). Bei 
unserer Untersuchung räumte der Beklagte die Möglichkeit 
einer anderen Infektionsquelle ein. Die Kindesmutter, die 
häufig in ärztlicher Behandlung war, wies nie Trippererreger auf. 


Eine Klage war wegen Mehrverkehr abgewiesen worden. 
Der Beklagte, der Dienstherr der Kindesmutter, hatte nur die 
Möglichkeit des Geschlechtsverkehrs in den ersten Tagen der 
Empfängniszeit zugegeben gehabt und zwar im Zustand sinn- 
loser Trunkenheit während der Abwesenheit seiner Ehefrau. 
Ferner hatte er mit Erfolg den Einwand des Mehrverkehrs ge- 
macht. Es wurde sodann die Klage gegen den Beihälter, der 
den Verkehr beschworen hatte, erhoben und es ließ sich durch 
die Blutuntersuchung, die Würdigung von Reifegrad und 
Schwangerschaftsdauer, Menstruationsverhältnisse und anderes 
der Beweis erbringen, daß der nunmehr Beklagte der tatsäch- 
liche Vater sein mußte. Der zuerst Beklagte war auch unter- 
sucht worden, — er hatte die Gruppe O. 


Der letzte Fall, den ich anführe, betrifft den Ausschluß eines 
Zeugen im Sinne Bernsteins. Dieser Zeuge hatte kurz vor der 
Geburt des Kindes die Kindesmutter geheiratet. Es bestand 
die Vermutung, daß er auch in der Empfängniszeit mit der 
Kindesmutter geschlechtlich verkehrt hatte. Er wurde ausge- 
schlossen, der Beklagte wurde verurteilt. Die Angabe des 
Zeugen, daß er seine Ehefrau erst drei Monate vor der Geburt 
kennen gelernt hatte, konnte auch sonst nicht widerlegt werden. 

Nach diesen Beispielen ist der Wert der Blut- 
gruppenbestimmung unbestreitbar. In dem Rest 
meiner Fälle hat die Blutgruppenbestimmung an sich 
keine Schlüsse erlaubt. Aber auch hier sind mittelbar 
für die Vaterschaftsfeststellung wertvolle und oft ent- 
scheidende Momente zu Tage gefördert worden, indem 
sämtliche ärztlichen und anderen Kriterien herange- 
zogen wurden. Auf Einzelheiten einzugehen versage 
ich mir im Rahmen dieser Arbeit. Vieles ist schon 
durch die vorher angeführten Fälle ersichtlich. Auf 
folgende allgemeine Gesichtspunkte will ich noch kurz 
hinweisen. 


Ein Zwang zur Blutuntersuchung und sonstigen 
ärztlichen Untersuchung kann nicht ausgeübt werden, 
da eine Partei dem Prozeßgegner kein Material zu 
liefern braucht. Dennoch machen sich Widerstände 
nicht geltend. Die Untersuchung wird auch nicht nur 
von den Beklagten, die die Beweislast haben, bean- 
tragt ; vielmehr sind auch die Amtsvormünder als Ver- 
treter der Kinder überzeugte Anhänger geworden, 
nachdem sie zunächst der Methode ablehnend oder 
zurückhaltend gegenübergestanden hatten, weil sie 
durch die Ausschlußmöglichkeit eines Beklagten die 
Interessen des Kindes gefährdet glaubten. 


| 
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Die große Zahl der Männer, die sich auch bei der 
Einrede des Mehrverkehrs freiwillig haben unter- 
suchen lassen, ist beachtlich. Sie taten es teils aus der 
Erwägung heraus, daß ihre Vaterschaft durch die 
Blutuntersuchung noch sicherer auszuschließen sei, 
teils — und das ist besonders bemerkenswert —, weil 
sie die Vaterschaft auch beim Mehrverkehr anerkennen 
wollten, wenn das Kind ‚‚ihr Blut“ habe, wie es schon 
oft der Richter zu hören bekommt. 

Die Überzeugung von der Vaterschaft, die durch die 
Untersuchung und Begutachtung in zweifelhaften 
Fällen gegeben werden kann, nicht nur bei Mehrver- 
kehr, sondern auch in anderen Streitfällen, bildet 
einen bedeutsamen psychologischen Faktor. Sie ist 
naturgemäß von erheblichem Einfluß auf die Ein- 
stellung des unehelichen Vaters dem Kinde gegenüber, 
wie analog im Strafrecht etwa eine Besserung eines 
Rechtsbrechers zur Voraussetzung hat, daß dieser 
seine Strafe gerecht empfindet. 

Männer wird es allerdings immer geben, die sich 
ihren Verpflichtungen mit allen Mitteln zu entziehen 
suchen. Auch bei der Blutuntersuchung ist daher mit 
Betrugsmanövern zu rechnen und zwar durch Vor- 
schicken von Männern mit der Gruppe O; denn diese 
haben die Chance voraus, durch die Blutuntersuchung 
ausgeschlossen zu werden. Für bestimmte Fälle gilt 
das entsprechend für Männer mit der Gruppe AB. 
Wir legen daher charakteristische Identirtätsmerkmale 
in Gutachten fest, neuerdings auch die von Mutter und 
Kind, nachdem wir im Unterhaltsprozeß eines zweiten 
Kindes derselben Mutter ein Gutachten abgeben 
mußten. 

Unsere guten Erfahrungen bei der Vaterschafts- 
feststellung lassen der Auffassung Ausdruck geben, 
daß die Zahl der Fälle, in denen der Vater eines un- 
ehelichen Kindes nicht festgestellt werden kann, auf 
ein Minimum reduziert wird, wenn ganz allgemein in 
der von uns geübten Art bei der Vaterschaftsdiagnose 
vorgegangen wird. 

Ganz abgesehen von der auch jetzt schon außer- 
ordentlich geringen Zahl solcher Fälle würde sich dann 
eine Regelung der Uhnterhaltspflicht, wie sie im ge- 
planten Gesetz über die unehelichen Kinder usw. im 
Abschnitt 10: Ungewißheit der Vaterschaft, vorge- 
sehen ist, nämlich daß für Kinder bei Mehrverkehr der 
Mutter mehrere Männer zwar nicht als „Väter‘‘, wohl 
aber „als zum Unterhalt! verpflichtet‘‘ herangezogen 
werden können, erübrigen und damit die Sanktio- 
nierung eines Rechtsanspruchs ohne die notwen- 
dige naturwissenschaftliche beziehungsweise ärztliche 


| Grundlage vermieden werden. Denn es ist eine unum- 


strittene Tatsache, daß ein Kind nur von einem Mann 
stammen kann. Ist dieser eine nicht zu ermitteln und 
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kommen mehrere Männer in Frage, so scheint es mir 
nach unserem deutschen Rechtsempfinden zu weit- 
gehend, nur auf Grund einer Möglichkeit eine solche 
Konsequenz wie die Unterhaltsverpflichtung über 
16 oder mehr Jahre hinaus zu ziehen, ganz abgesehen 
von anderen Auswirkungen einer solchen Bestimmung. 
Den wenigen Fällen, die mit einem non liquet enden, 
ist nach unserer Erfahrung schon durch die jetzt be- 
stehenden gesetzlichen Bestimmungen gerecht zu 
werden. 

Zum Schluß sei angedeutet, daß ariläßlich der Blut- 
gruppenbestimmungen, die wir vornahmen, sich eine 
Reihe anderer wissenschaftlicher Fragestellungen er- 
gab und bedeutsame Beobachtungen zu machen 
waren. Dazu gehören die Beziehungen der Konstitu- 
tion eines Kindes zu der der Mutter bei ungleichen 
Blutgruppen, Beobachtungen über die Sterblichkeit 
von Säuglingen, Ausblicke auf die Sterilität mancher 
Ehen und anderes. 

Als Resultat unserer Erfahrungen in Vaterschafts- 
prozessen sei noch einmal kurz folgendes zusammen- 
gefaßt: 

Die Blutgruppenbestimmung ist ein sehr wertvolles 
Hilfsmittel für die Entscheidung einer Reihe von 
Fällen strittiger Vaterschaft geworden. An einer 
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groBen Zahl rechtskräftig entschiedener Unterhalts- 
klagen unehelicher Kinder wird gezeigt, daß durch die 
Blutgruppenbestimmung ein fälschlich als Vater in 
Anspruch genommener Mann oder bei Mehrverkehr 
ein Zeuge mit größerer Sicherheit, wenn nicht ent- 
scheidend, auszuschließen ist. Des weiteren aber ge- 
winnt die Feststellung, wer tatsächlich der Vater ist, 
eine gewichtige Stütze durch den Nachweis, daß die 
nach Untersuchung von Mutter und Kind beim Vater 
zu erwartende Blutkörpercheneigenschaft bei dem 
Beklagten oder bei einem von mehreren in Betracht 
kommenden Männern vorhanden ist. 

Die Blutgruppenbestimmung wird zu dem wert- 
vollen Hilfsmittel nicht nur durch ihre Ergebnisse an 
sich, sondern indirekt auch durch weitere der Blut- 
untersuchung anzuschließende ärztliche Feststellungen 
und die Kritik aller erreichbaren Indizien. Durch 
dieses Vorgehen bei einer wissenschaftlich begründeten 
Vaterschaftsdiagnose wird die Zahl der Fälle mit 
einem non liquet zur Bedeutungslosigkeit verringert. 

Die zahlreichen anläßlich der vorgenommenen Blut- 
gruppenbestimmungen gemachten Einzelbeobachtun- 
gen sind nicht nur für die Rechtspflege von Wich- 
tigkeit, sondern auch für eine Reihe anderer wissen- 
schaftlicher Fragestellungen, was angedeutet wurde. 


Gesundheitsverhältnisse im Strafvollzug, unter besonderer Berücksichtigung 
der Tuberkulose. 


Von ERWIN P. HELLSTERN, Kulmbach-Plassenburg. 


Bereits in früheren Arbeiten berichtete ich über das 
so interessante und wichtige Kapitel ‚Strafvollzug 
und Tuberkulose“. An Hand eines einschlägigen und 
einwandfreien Materials konnte der Nachweis er- 
bracht werden, daß die vielerorts und immer wieder 
verbreitete Ansicht, es seien die Strafanstalten meist 
mehr oder weniger Brutstätten der Tuberkulose, als 
irrig bezeichnet werden kann!). Derartige Behaup- 
tungen vermögen nur eine Beunruhigung der öffent- 
lichen Meinung herbeizuführen und entspringen der 
Unkenntnis moderner Strafanstaltsbetriebe. Bekannt- 
lich ist die Gesundheitsfürsorge?) für unsere Gefange- 
nen im allgemeinen jetzt genau geregelt, so daß Schä- 
digungen der Person und ihrer Arbeitsfähigkeit aus- 
geschlossen sind. Im Kampf gegen Krankheiten, ins- 
besondere gegen die Tuberkulose, finden wir alle mo- 
dernen Mittel und Waffen auch im Gefängnis ver- 
treten. Am weiteren Ausbau wird ständig gearbeitet. 
Wie nachgewiesen werden konnte, entwickeln sich 
tuberkulöse Erkrankungen keineswegs in gehäufter 
Form, vielmehr sank die Zahl der Tuberkulosefälle, 
freilich ebenso die Kriminalitätsziffer. Haftaussetzung 
wegen einer bestehenden Phthise ist nur sehr selten 
nötig. Die vorhandenen Einrichtungen stellen den 
Kranken meist günstiger, es wird ihm mehr geboten, 
als er sich in Freiheit leisten könnte. Ein Beispiel von 
vielen möge die Richtigkeit dieser Behauptung be- 
stätigen: | 

L. 28 Jahre, 7 Jahre wegen Raubes; zu Beginn 
der Strafzeit 56,5 kg, schwächlich gebaut, schmaler, 
flacher Brustkorb, Lungenklopfschall Spitze links ge- 
dämpft. Mutter starb mit 29 an Lungenleiden! Ein 
Bruder in Irrenanstalt. Zwangserziehung, Flucht, 
erschlug dabei einen Aufseher, der starb. Später 
Meuterei im Zuchthaus. Das Gericht sagte: ‚Der An- 
geklagte hatte trotz seiner Jugend schon ein Menschen- 
leben auf dem Gewissen, während des Krieges hat er 
sich hinter Gefängnismauern aufgehalten, seine Alters- 
genossen aber bluteten. Er ist ein sicherheitsgefähr- 
licher Abenteurer schlimmster Art, vor welchem die 
menschliche Gesellschaft möglichst lange sicherge- 
stellt werden muß.“ Er sei eine gemeingefährliche, zu 


1) Zschr. f. Tub., Bd. 43, H. 4, S. 300. 1925 u. Bd. 46, H. 1, 
S. 44. 1926. 

2) Bl. f. Gefgskd., Bd. 57, S. 234. 1926; Reichsgesundheits- 
blatt Nr. 17 u. 18. 1926 u. Monatsbl. d. deutsch. Reichsverb. 
für Gerichtsh., Gef.- u. Entl.-Fürsorge. Jg. 2, H. 4. 1927. 


Rohheiten neigende Persönlichkeit. Nach 4 Jahren 
Zuchthausverbüßung hatte er noch 54,7 kg; redu- 
zierter Ernährungs- und Kräftezustand, Geräusche 
und unreines Atmen auf der linken Lunge. Mehrmals 
in Spitalbehandlung, erholt sich L. anfangs immer gut, 
später Verschlimmerung, bettlägerig. Erhält alle Ver- 
günstigungen. Ende der Strafzeit naht, es wird ihm 
nahegelegt, um Bewährungsfrist einzugeben. Lehnt 
es ab, er wisse nicht wohin und so, wie er hier ver- 
pflegt und behandelt werde, bekomme er es nirgends! 

Es ist dies nicht der einzige Fall, der angeführt 
werden kann. Auch glatte Heilung von schweren tu- 
berkulösen Zuständen anderen Ursprungs sah ich 
wiederholt. 

F. 29 Jahre, Schlosser, Österreicher, vorbestraft mit 
schwerem Kerker, 4 Jahr Zuchthaus Diebstahl; Eltern 
tot; im Krieg Malaria. Aufnahmebefund o. B., 69 kg, 
öfter Rippenfellreizung, dann Entzündung, exsudativ- 
eitrige Form, wiederholte Punktionen nötig. Verfällt, 
Gewichtsabnahme, 64 kg. Erholt sich bei entsprechen- 
der Behandlung trotz des spezifischen Charakters des 
Zustandes, ganz; geheilt entlassen, voll arbeitsfähig. 
Schied unter großen Dankesworten über die gute Be- 
handlung. Der Zustand war eine Zeitlang so bedenklich, 
daß F. allgemein als verloren galt. 

In letzter Zeit ist nun unser Thema wiederholt dis- 
kutiert worden und einige neuere Arbeiten, die sich 
auch mit dem Problem ‚Tuberkulose und Verbrecher- 
tum“ beschäftigen, mögen kurz noch angeführt sein. 
Nach Potts!) sind Krankheitszustände mit ihren 
Folgen für die Entstehung verbrecherischer Neigungen 
und Handlungen direkt und indirekt von weitgehender 
Bedeutung. Es handle sich neben den Krankheiten 
der Sinnesorgane und des Nervensystems nament- 
lich um Tuberkulose, Syphilis und Epilepsie. Auch 
Vererbung spiele in vielen Fällen eine Rolle und früh- 
zeitiges Erkennen und Behandeln dieser Zustände 
könnte somit die Verbrechensursachen beseitigen. 
Hamblin Smitts?) läßt den Gefängnisarzt, dem 
immer mehr Befugnisse neben der eigentlichen Kran- 
kenbehandlung zugewiesen werden, nicht nur den Ein- 
fluß bestimmter Kost und Arbeit auf die Gefangenen 
beobachten, sondern auch erkennen, daß die ver- 
schiedensten in der Kindheit übersehenen oder nicht 
genügend beachteten körperlichen und geistigen Män- 


1) Lancet, Bd. 201, Nr. 22, S. 1094. 1921. 
2) Brit. med. journ. Nr. 3181, S. 1035. 1921. 
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gel und Krankheitszustände, wobei unter anderen auch 
die Tuberkulose besondere Erwähnung findet, direkt 
oder indirekt oft Ursache zu verbrecherischen Nei- 
gungen werden können. Paul-Boncour!) gibt eine 
Beschreibung der Größe und Mannigfaltigkeit der An- 
lagen der Strafanstalt Merxplas; es ist möglich ge- 
macht, sich allen neuen Anforderungen und Arbeits- 
möglichkeiten anzupassen ; besondere Abteilungen für 
Tuberkulose, für Epileptiker seien leicht anzugliedern. 
Funaioli?2) hält gerichtlich-medizinische Unter- 
suchungen als Vorbeugung bei der Verbrechens- 
bekämpfung auch für bedeutsam zur Erkennung der- 
jenigen, die an einer Disposition zu tuberkulösen Er- 
krankungen und anderem leiden. Bei Beschreibung 
der Gesundheitsverhältnisse in den Newyorker Ge- 
fängnissen erwähnt Hamilton?) für Tuberkulöse ein 
besonderes Hospital; von 195 tuberkulösen Männern 
starben nur 4, gebessert wurden 145 und mit einer 
durchschnittlichen Gewichtszunahme von 15 Pfund 
entlassen. Interessant sind auch die Angaben Sieg- 
frieds*) über die Arbeitsfähigkeit der Lungentuber- 
kulösen, wovon mehr als 1⁄4 arbeitsfähig wäre und es 
zwei Jahrzehnte bleibe. Sie seien nur in der Wahl 
ihrer Arbeit etwas eingeengt, frische Fälle selbstver- 
ständlich ausgenommen. Wir müssen derlei Angaben 
und Beobachtungen auch bei Beurteilung unserer 
tuberkulösen Gefangenen berücksichtigen, um uns vor 
übertriebener Fürsorge zu schützen! Wie vorsichtig 
man bei der Beurteilung tuberkulöser Zustände sein 
muß, zeigt eine Angabe Bauers) aus der eigenen 
praktischen Tätigkeit. In einem Fall verschaffte sich 
ein Soldat bazillenhaltigess Sputum von Schwer- 
kranken, ebenso im zweiten Fall, wo aber wirklich 
Tuberkulose vorhanden ‘war. Die Frage, ob es sta- 
tistische Parallelen zwischen Alkoholismus und Tuber- 
kulose gäbe, verneint Arnould®). Die meisten Tuber- 
kulosefälle kämen in einem Alter vor, wo der Alkoho- 
lismus noch nicht verbreitet wäre, andererseits wäre 
zwischen dem 30. und 60. Lebensjahr letzterer am 
verbreitetsten, während die Zahl der Tuberkulose- 
fälle hier geringer sei. In England und Deutschland 
hätte ferner der Alkoholabusus in den letzten 13 Jahren 
nicht abgenommen, während die Tuberkulosesterblich- 
keit sich um die Hälfte verringerte. Je größer die Be- 
völkerungszahl der Städte, desto geringer der Alkohol- 
mißbrauch, aber desto größer die Tuberkulosesterblich- 
3) Encéphale (Supplément), Jg. 17, Nr. 5, S. 119. 1922. 

2) Giorn. di med., Jg. 70, H. 4, S. 84. 1922. 

3) New York med. journ. a. med. record, Bd. 117, Nr. ô, 
S. 364. 1923. 

4) Zeitschr. f. ärztl.-soz. Versorgungswesen, Jg. 3, H. 3, 
S. 101. 1923. 


5) Beitr. z. Klinik d. Tub., Bd. 60, H. 3, S. 209. 1924. 
6) Rev. d’Hyg., Bd. 47, Nr. 7, S. 614. 1925. 


keit. Wie verhalten sich hierzu unsere Angaben be- 
züglich des Verbrechertums? Davon später. Hau- 
bensack!) gibt an, daß die Tuberkulösen besonders 
durch Hautanomalien hervorragen, auch zeigen sie 
häufiger vorzeitigen Haarausfall, Pelzmützenbehaa- 
rung und anderes mehr. Stumpf?) zitiert bei Be- 
sprechung der einschlägigen Paragraphen der Dienst- 
und Vollzugsordnungen für Strafanstalten und Ge- 
richtsgefängnisse der einzelnen deutschen Länder auch 
§ 5 Abs. 2, wonach Gefangene, die an Tbc. leiden, 
soweit möglich in besonders einzurichtenden Anstalten 
oder Abteilungen untergebracht werden sollen und 
sagt: „Schon aus diesem Wortlaut ist erkennbar, daß 
diesen Anstalten und Abteilungen nicht die Wichtig- 
keit beigelegt wird, wie denen für Psychopathen.” 
Besondere Anstalten nur für Psychopathen, die in den 
Strafvollzug gehören, einzurichten wird wohl all- 
gemein als unrichtig angesehen. Verfasser meint jeden- 
falls die gesonderten Abteilungen für Geisteskranke, 
die mit Recht als vordringlich geschaffen wurden. Aber 
die Forderung der Errichtung von Fachabteilungen 
für tuberkulöse Strafgefangene?°) bleibt nach wie vor 
zu Recht bestehen; durch Zusammengehen mehrerer 
Länder ließe sich hier leicht die genügende Anzahl 
von Patienten sammeln, um eine solche Anstalt oder 
Abteilung lebensfähig zu machen, abgesehen davon, 
daß man dann bezüglich der Örtlichkeit eine größere 
Auswahl hätte. Zum Schlusse sei noch angeführt, 
daß, wie der Referent‘) eigens erwähnt, sich die von 
mir in früheren Arbeiten angegebenen Verhältnisse 
und Ergebnisse mit den in dieser Hinsicht in Württem- 
berg gemachten Erfahrungen völlig decken. Es ist 
dies die erste Bestätigung meiner Ausführungen be- 
züglich Tuberkulose und Strafvollzug. Weiterhin sei 
noch der Vortrag von Pietrusky) ‚Tuberkulose und 
Gefängniswesen‘‘, gehalten auf der 15. Tagung der 
Deutschen Gesellschaft für gerichtliche und soziale 
Medizin in Düsseldorf, genannt, desgleichen die an- 
schließende Besprechung, in der Bornstein die reich- 
liche Fleischernährung für veraltet hält, die Gefange- 
nen sollten sich Obst kaufen dürfen. Bürger kam auf 
die schiefe Darstellung der Berliner Gefängnisverhält- 
nisse durch Thiele zu sprechen, ebenso bemängelte 
Fischer diese Angaben. Auch v.Hentig®) bringt 


1) Schw. Zeitschr. f. Gesundheitspflege, Jg. 6, H. 2, S. 183. 1926. 

2) BI. f. Gefgskd., Bd. 57, H. 2, S. 186. Heidelberg 1926. 

3) Monatsschr. f. Kriminalpsychol. u. Strafrechtsreform, 
Jg. 15, H. 5/7, S. 198. 1924. 

t) BI. f. Gefgskd., Bd. 57, H. 2, S. 353. 1926. gez. A. St. 

5) D. Zeitschr. f. d. ges. gerichtl. Mediz., Bd. IX, H. 1, S. 65, 
1926. Der Vortrag Pietruskys wird in obiger Zeitschr. angeblich 
veröffentlicht. 

6) Monatsschr. f. Kriminalpsychol. u. 
Jg. 17, H. 7/8. S. 293. 1926. 
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manche Delikte Tuberkulöser mit ihrer Krankheit in 
Verbindung und spricht sich für eine Sonderbehand- 
lung dieser Kriminellen in eigenen Anstalten aus. 
Kahn!) bestätigt das bereits oben über Merxplas 
Gehörte und daß Tuberkulöse gesondert untergebracht 
werden. Die Ansichten über die ‚Gefängnisreform‘ 
in Belgien gingen noch weit auseinander, über defi- 
nitive Ergebnisse lasse sich noch nichts sagen, dazu 
wäre die Zeit noch zu kurz. Verfasser glaubt aber, daß 
wenigstens ein Teil der Neueinrichtungen sich be- 
währen werde. Tullio?) berichtet über 800 Verbrechei, 
die Lungentuberkulose hatten, wobei die Krankheit 
in 200 Fällen die verbrecherischen Neigungen be- 
stimmt haben soll, während bei den übrigen 600 als 
bereits Kriminellen die Tuberkulose auftrat. Bonne?) 
empfiehlt die Lebertrandarreichung bei verschieden- 
artigen Krankheitszuständen, die oft mit einer Tuber- 
kulose beziehungsweise Neigung hierzu verbunden 
sind und sagt, es sei auffallend, wie schnell auch unter 
den Zuchtshausgefangenen gewisse nervöse Symptome, 
gesteigerte Reizbarkeit, Schwächegefühl, Neigung zu 
Krämpfen, Arbeitsunlust, Schlaflosigkeit usw. schwin- 
den. Das Gleiche gelte vom Kalk. Ein interessante 
Studie veröffentlichte Bruchanski?) über die nervös- 
psychischen Störungen im Zusammenhang mit Tuber- 
kulose, was in vielen Fällen nachgewiesen werden 
konnte. Unter dem Einfluß der Tuberkulose kann die 
Persönlichkeit neue, ihr nicht eigene Züge und psychi- 
sche, für die schizophrene Psyche charakteristische 
Eigenschaften erwerben. Sodann können die in der 
allgemeinen Struktur der Persönlichkeit schon vor- 
handenen charakterologischen Eigentümlichkeiten sich 
zuspitzen und auch neurotische und hysterische Reak- 
tionen sich entwickeln. Den vegetativen, hyperästhe- 
tischen und reizbar-depressiven (hypochondrischen) 
Symptomenkomplex trifft man am häufigsten von 
neurotischen Reaktionen. Charakteristische Erschei- 
nungen bei Tuberkulose sind Reizbarkeit, eigenartige 
Stimmungsstörung und Kopfschmerzen. Die Beob- 
achtungen des Autors kann ich bestätigen und oben 
angegebene Symptome finden sich in erhöhtem Maße 
bei Zuchthausinsassen, die an Tbc. erkrankten. Weiter 
hierher gehörende Beobachtungen veröffentlichte neu- 
lich Naegeli®) über „Die Konstitutionslehre in ihrer 
Anwendung auf die Entstehung und die Weiterent- 
wicklung der Tuberkulose.“ Etwas zu pessimistisch 
klingt aber der Satz, daß die Verurteilung zu lebens- 


1) Bull. de l’inst. gen. psychol., Jg. 26, Nr. 1/3, S. 51. 1926. 

2) Zacchia, Jg. 4, Nr. 4/6, S. 193. 1925. 

3) Münch. med. Wochenschr., Jg. 74, Nr. 9, S. 369. 1927. 

') Allg. Zeitschr. f. Psychiatr. u. psych.-gerichtl. Mediz., 
Bd. 85, H. 5,6. 1926. 

‘) Münch. med. Wochenschr., Jg. 74, Nr. 15, S. 621. 1927. 
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länglicher Gefangenschaft vielfach gleichbedeutend sei 
mit Tod an Tuberkulose. Unsere Erfahrungen decken 
sich keineswegs mit der Behauptung, vielmehr besteht 
vielfach überhaupt kein Zusammenhang. In solch ver- 
allgemeinernder Form darf die schwankende These 
nicht aufgestellt werden. Die später anzuführenden 
Statistiken beweisen eher das Gegenteil. 

Soweit eine kleine Übersicht über einige einschlägige 
Arbeiten, die alle anzuführen unmöglich wäre. In 
meinen bereits erwähnten Abhandlungen nun ver- 
suchte ich einen Überblick zu geben über das Ver- 
hältnis von ‚Strafvollzug und Tuberkulose‘ ; die an- 
geführten Zahlen wurden bisher noch nicht einheitlich 
zusammengestellt. Dies möge in Kürze hier erfolgen. 
Es ergibt sich daraus eine Gesamtübersicht über 
die Tuberkulose in den bayerischen Straf- 
anstalten während der Jahre 1920—26, wobei 
letzteres zum erstenmal zur Veröffentlichung gelangt'). 

A. Männliche Strafanstaltsinsassen. 

1. Allgemeine Übersicht über die Tuberkulösen, 

in Prozent des Gesamtstandes angegeben: 


E |1920 | 1921 | 1922 | 1923 1924 | 1925 | 1926 


a) tuberkulosekrank ı 
eingeliefert .14,2 
b) in der Anstalt an 
Tuberkulose er- 
krankt 


3,34 | 3,21 | 2,97 | 2,88 | 2,38 | 2,11 


Et ‘0,37 | 0,36 | 0,24 | 0,21 | 0,21 | 0,13 | 0,05 
Summe |4,6 |3,7 |3,45|3,2 |3,ı |2,5 |22 

Die Zahlen zeigen wieder deutlich eine Abnahme 
der Tuberkulosefälle von (1920)4,6 % zu 2 2 % (1926) = 
2,4 in 7 Jahren und den güntigsten Stand im Jahre 
1926. Besonders auffallend ist der Rückgang der in 
der Anstalt an Tbc. Erkrankten! Entgegen der Mei- 
nung Güterbocks?), daß wir noch lange nicht auf 
einer absteigenden Kurve der Tuberkulosesterblichkeit 
uns bewegen, werden hier die „neueren amtlichen Aus- 
lassungen‘‘ bestätigt, daß im allgemeinen in letzten 
Jahren ein Zurückgehen der Tuberkulosezahlen fest- 
gestellt werden konnte. 

2. Übersicht über die Zahl der tuberkulösen Straf- 
anstaltsinsassen Bayerns am Ende jeden Jahres: 


© {1920| 1921 | 1922] 1923 | 1924 | 1925 | 1926 


a) tuberkulosekrank 
eingeliefert 
b) an Tuberkulose in 
der Anstalt er- 


259 | 258 | 255 | 235 | 191 


krankt.......... 15 13| 8 5 7 
Summe | 274 | 270 | 263 ' 248 | 199 | 160 | 110 


1) Für gütige Überlassung des gesamten Materials erlaube ich 
mir dem bayerischen Justizministerium, insbesondere dem Fach- 
dezernenten, Herrn Ministerialrat Degen, ergebenst zu danken. 

2) D. Zeitschr. f. d. ges. gerichtl. Medizin, Bd. VII, H. 5, 
S. 225. Referat. 
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3. An Tuberkulose verstarben in der Anstalt: 


1920 | 1921 | 1922 | 1923 | 1924 | 1925 | 1926 


a) tuberkulosekrank | | 
eingeliefert ..... ı 9 | 13 6 | 14 | 18 7 3 
b) an Tuberkulose in, 
der Anstalt er- | 
krankt ......... Ijs s| oj ılı a 


Summe | 16 | 18 | 1 |23 |23 8] 4 


4. Übersicht über die Ausheilung Tuberkulosekran- 
ker in den Strafanstalten : 


|1920 | 1921 | 1922| 1923] 1924 1925] 1926 


a) tuberkulosekrank. 


eingeliefert .....|. 20 
b) in der Anstalt an | 
Tuberkulose er- 


. 000000 


Betrachten wir die Zahlen der tuberkulösen Straf- 
anstaltsinsassen Bayerns am Ende eines jeden Jahres, 
so können wir ab 1920 mit 274 bis 1926 mit 110 deut- 
lich eine Abnahme feststellen (— 164). Entsprechend 
sinkt natürlich auch die Tuberkulosesterblichkeit in 
der Anstalt, die zwar 1920 und 1921, besonders aber 
1923 und 1924 noch sehr hohe Zahlen aufweist. Nach 
Wolff?) ist nun im Deutschen Reich die Tuberkulose- 
sterblichkeit am höchsten in Bayern. Im Vergleich 
hierzu dürften obige Ziffern, besonders der letzten 
zwei Jahre, nicht uninteressant sein. Vergleicht man 
damit die Summe der in der Anstalt ausgeheilten 
Tuberkulosekranken, so ergeben sich fast die nämlichen 
Verhältnisse, das heißt selbstverständlich eine Ab- 


n c v - g 
| “Sels YSS s | žžesl lz wl) r 
se |ESEIS5E2|T35| 8 Ee3 | bez S 
aa sE szg gšĝ ŘE EE] #9% 
aa ŠŠ ESS ES? 256| Z 
| 3 a2 155 53 ra) D p 
De: EEE 25 2» > 5 
1920 ı 8 3 9 11 1 8 9 
1921 6 2 2 6 0 8 2 
1922 | 12 4 4 14 2 10 2 
19233 8 4 6 9 0 8 13 
1924 10 7 10 13 2 14 12 
1925 , 14 8 14 8 |! 10 7 
1926 3 1 1 5 0 5 2 
und erkrankten im .... Haftjahr an Tuberkulose 


1.127 3|4 | 5 6-10. Hatt en 
0 


1920 | 11 
1921 ! 4 
1922; 6 
1923 | 8 
1924 15 
1925 | 10 
1926 4 


6. Übersicht über den Verlauf der Krankheitsfälle, 
ob stationär geblieben oder chronisch progressiv oder 
akut verlaufend gewesen. 

Die Krankheit erschien bei 

a) der Gesamtzahl der Tuberkulösen, 

b) den aus der Anstalt abgegangenen Kranken, 

c) den am Ende des Jahres in der Anstalt vorhande- 


nen Tuberkulösen : 
' stationär || progressiv akut ver- 
| geblieben || chronisch | laufend 


albjelaib'cjalble 
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nahme der Ziffer, aber doch im Verhältnis zur Gesamt- 1929) bei den Tbckr: Eingeliet. 722691871124 55-65 141314 
zahl nicht schlechter, sondern eher besser als in den b) ind. AnstaltanTbc.erkr.; 8 9 318 510| 9| 1/2 
vorhergegangenen Jahren. Dabei ist natürlich das | 19212 Pei den Tbekr.Eingelief. ars 183 77 9 111 © 14 
ligemeine Sinken der Gesamtkriminalitätsziffer, was > Mn Es Se ED 5 er a 
P pY a 29) bei den Tbckr. Eingelief. 3491551176118, 4275| 12| 4 | 3 
wir später sehen werden, immer zu berücksichtigen, | 19225) ind. AnstaltanTbc.erkr.' 23 6 65 
5. Von den in den Anstalten während eines Jahres a) bei den Tbekr. Eingelief. "3151471154157 6775| 9| 3 | 2 
: 1923 Jind AnstaltanTbc.erkr. | 10) 3 91 416,1 — 
an Tbc. Erkrankten — soweit Angaben vorhanden — a o 
= 10242) bei den Tbekr. Eingelief. 2 121117112253 6111 6 3 
ren b) ind.AnstaltanTbc.erkr. | 13 3 3| 9 7) 1| a1] 1 
1925) bei den Tbckr. Eingelief. 248119104 75 35,35) 72|4 
1!) Der Gang der Tuberkulosesterblichkeit u. die Industriali- b) ind. AnstaltanTbe.erkr.| 2 2 -- | 8 2 1, 7411 
sierung Europas. Eine statist.-sozialhyg. Untersuchung. Tuber- 19262) bei den Tbckr. Eingelief. 235156 79| 60 32 21|| 1 Er 
kulose-Bibliothek Nr. 23. 1926. b) ind. Anstalt anTbc.erkr.|| 2—| ld. —-|alılı 
7. Übersicht über das Vorkommen der Tuberkulose im Gefängnis und im Zuchthaus, 
ausgedrückt in Prozent des Gesamtstandes bei | E 
1924 1925 1926 
o | z G |Z 
a) Tuberkulosekrank Ein- | 
gelieferten . . . . . . 4,62 | 3,24 ı 4,53 | 1,56 | 3,2 3,23 | 3,47 | 2,08 ı 3,35 | 1,83 | 1,98 | 1,4 2,43 | 1,4 
b) an Tbc. in der Anstalt 
Erkrankten . . . . . 0,05 | 0,6 | 0,04 | 0,17 | 01 | 0,12 | 0,13 | 0,12 | 02 | 02 | 0,3 | 0,2 | 0,03 | 0,37 
Summe |; 4,67 | 3,84 | 457 | 1,73 | 33 | 3,35 | 36 | 22 ! 355| 2,03 | 228! 1,6 ' 2,46 | 1,77 
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Überblicken wir die letztgenannten Tabellen, so 
finden wir 1926 so niedrige Zahlen wegen Zurück- 
gehens der Tuberkuloseerkrankungsziffer überhaupt 
und wegen Sinkens der Kriminalität, wie wir bereits 
oben erfuhren. 

Weiterhin ist festzustellen, daß die Erkrankungen 
an Tuberkulose besonders bei Beginn der Haft auf- 
traten und daß die Zahl der Tuberkulosen der Lungen 
die anderer Organe weit übertrifft. Eine Halsdrüsen- 
tuberkulose ist nirgends notiert. 

Aus den Zahlen kann ferner geschlossen werden, 
daß, wenn Tuberkulosekranke im Anfang der Haft 
sich halten und durchgebracht werden, sie die nach- 
folgende Inhaftierung verhältnismäßig gut vertragen. 
Sodann erscheint die Tuberkulose bei der Gesamt- 
zahl der Tuberkulösen, den aus der Anstalt abgegan- 
genen und am Ende des Jahres in der Anstalt vor- 
handenen Tuberkulösen weitaus am meisten stationär 
geblieben, seltener ist schon der chronisch progressive 
Verlauf der Krankheit, sehr selten der akute. Im all- 
gemeinen spielen auch hier die in den Anstalten an 
Tbc. Erkrankten gegenüber den tuberkulosekrank 
Eingelieferten wegen ihrer geringen Zahl keine Rolle. 
Die günstigsten Verhältnisse weist wiederum das Jahr 
1926 auf. 

Betrachten wir dann noch das Vorkommen der 
Tbc. im Gefängnis und Zuchthaus, so ist letzteres hier 
durchweg besser gestellt, was die Summe der Fälle 
anbelangt und die Zahl der tuberkulosekrank Einge- 
lieferten. 


B. Weibliche Strafanstaltsinsassen : 


a) allgemeine Übersicht über Tuberkulöse, ausge- 
drückt in Prozent des Gesamtstandes. (Da nur eine 
Anstalt in Betracht kommt, seien hierzu keine wei- 
teren Bemerkungen gemacht. Die Zahlen seien ledig- 
lich derÜbersicht und Vollständigkeit halberangeführt.) 


I. Zuchthausabteilung. 


— mn m mm ne m a a aae nn 


a) tuberkulosekrank) 
eingeliefert ..... | 

b) in der Anstalt an 
Tuberkulose er- 
krankt | 


1,19 | 1,05 | 0,64 | 1,12 1,5 [0,7 


0 0,35 | 0,96 | 0 0 10 


Summe | 1,4 |1,19|1,4 |1,6 |1,12|1,5 |0,7 
Il. Gefängnisabteilung. 
o EA 
a) tuberkulosekrank 
eingeliefert ..... 1,45 | 0,76 | 0,63 
b) inder Anstalt an 
Tuberkulose er- | 
krankt ........ | 0 O |] 0 
Summe | 0,69 | 0,81 į 2,11 | 0 | 1,45 | 0,76 | 0,63 
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b) am Jahresende waren 


I. im Zuchthaus 


| 1920 | 1921 | 1922 ! 1923 ' 1924 | 1925 , 1926 
2 


a) tuberkulosekrank 
eingeliefert ..... | 2 2 
b) an Tuberkulose in 
der Anstalt er- 
krankt 


II. im Gefängnis 


a) | | 


eingeliefert .... | 4 4 9 0 9 4 3 
b) an Tuberkulose in, 


| 


der Anstalt er-, 
krankt 2.0.04: ı 0 0 j 4 0 0 O; 0 


Summe | 4 | 4 lıı | o ]9]4]3 


b) Jugendliche und minderjährige, männliche und 
weibliche Gefangene im Jahre 1926. 


1. Vorkommen der Tbc. in % des Gesamtstandes 
a) Tbc.krank eingeliefert .............. 0,17% 
b) in der Anstalt an Tbc. erkrankt ...... 0% 


Summe 0,17°% 


2. Familiär belastet I, schon bei Eintritt Tbc. ver- 
dächtig 1, erkrankt im 1. Haftjahr an Lungentuber- 
kulose, chronisch-progressiver Art. 

Da die Gesundheitsverhältnisse in den Strafanstal- 
ten immer wieder mit der Ernährung der Gefan- 
genen zusammengebracht und erörtert werden, seien 
über letzteren Punkt einige Angaben aus dem Jahre 
1926 stammend gemacht. 


A. Männliche Gefangene: 


1. Zuchthäuser: 
Gewichtszunahme bei 519 Gefangenen, 
Gewichtsabnahme ‚ 229 = 
gleichgeblieben „ 169 n 
Rechnet man die Gleichgebliebenen noch zu den 
Zunahmen, so ergibt sich ein Verhältnis Zunahmen : 
Abnahmen wie 7:2 (rund). 
2. Gefängnisse: 
Gewichtszunahmen bei 2417 Gefangenen 
Gewichtsabnahmen ‚, 1417 $ 
gleichgeblieben „367 = 
Rechnung wie oben, Verhältnis der Zunahmen zu 
den Abnahmen wie 2,8:1,4 (rund). 


B. Weibliche Sträflinge: 
l. Zuchthaus: 
Gewichtszunahmen bei 101 Gefangenen 
Gewichtsabnahmen ,„ 43 5 


gleichgeblieben F 2 ` (2,5: 1) 
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2. Gefängnis: 
Gewichtszunahmen bei 
Gewichtsabnahmen ‚ 308 ie 
gleichgeblieben „16 s (4:3) 

Im allgemeinen scheinen sich bezüglich der Körper- 

gewichtsverhältnisse Zuchthausinsassen besser zu stel- 
len als Leute in Gefängnissen, bedingt wohl durch die 
längere Haftzeit, weniger Bewegung u. a. m. 


409 Gefangenen 


C. Jugendliche und minderjährige Gefangene(g u. ). 


Gewichtszunahme bei 192 Gefangenen 
Gewichtsabnahme ,, 164 s 
gleichgeblieben w 2 n 

(2,2: 1,6 rund). 

Diese Gruppe stellt sich nicht so gut wie die vor- 
hergehenden. Die Haft, mit allem was drum und dran 
ist, ist wohl die Ursache davon, daß die jugendliche 
Psyche erschüttert wird, wobei natürlich der Er- 
nährungszustand leidet. 

Interessant in diesem Zusammenhang ist eine Über- 
sicht über die Abnahme der Kriminalität in 
Bayern, welche der Vollständigkeit halber angegeben 
sei. Verglichen sind die Ziffern: Stand am 1. Januar 
1926 und 1. Januar 1927, das ist das Zurückgehen der 
Verbrecherzahl während eines Jahres. 


A. Männlich: 
l. Zuchthäuser: 
2221 > 2042 = Abnahme 179 = 8% 
2. Gefängnisse: 
3483 > 3270 = 4 213 ==:6% 
B. Weiblich: 
a) Zuchthaus 287:207 = 80 = 27%, Abnahme 
b) Gefängnisse 437 : 374 = 63 = 14%, s, 


C. Jugendliche und Minderjährige (g u. 9). 
204 : 242! = + 38! = 18% (!!!) Zunahme. 
Auffallend ist die Zunahme der „jugendlichen Krimi- 


, UNTER BERÜCKSICHTIGUNG DER TUBERKULOSE 425 


nalität‘‘, wenigstens in Bayern. Es dürfte lohnend 
sein, diesen Ursachen nachzugehen! 

Mit dem Gesundheitszustand der Gefangenen hängt 
eng ihre Arbeitsfähigkeit zusammen. Darüber 
einige Angaben aus dem Jahre 1926: 


A. Männliche Gefangene: 


1. Zuchthäuser 
gesund und arbeitsfähig 
teilweise arbeitsfähig 
arbeitsunfähig................. 30 
2. Gefängnisse 


gesund und arbeitsfähig ..... 4351 
teilweise arbeitsfähig ........ 689 
arbeitsunfähig............... 88 
B. Weibliche: 

| l. Zuchthaus 
| gesund und arbeitsfähig ..... 88 
| teilweise arbeitsfähig ........ 16 
arbeitsunfähig.............-. 4 

2. Gefängnis 
gesund und arbeitsfähig ..... 594 
teilweise arbeitsfähig ........ 82 
arbeitsunfähig..............- 6 


C. Minderjährige und Jugendliche (3 u. 2). 
gesund und arbeitsfähig 337 
teilweise arbeitsfähig 
arbeitsunfähig............... 9 

Nicht unerwünscht dürfte auch eine Übersicht 
über den Stand der Krankenim Jahre 1926 sein, 
ausgedrückt in Prozent des Gesamtstandes. 


A. Männlich: 1. Zuchthäuser 3,21%, 
2. Gefängnisse 2,5%. 
B. Weiblich: 1. Zuchthaus 1,4% 


2. Gefängnis 0,68%. 


C. Minderjährige und Jugendliche (g u. 2) 2,15%. 
Zuletzt noch 


eine Übersicht über die Todesfälle im Jahre 1926. 
A. Männliche Gefangene: 


standes! standes 


1. Zuchthaus| 13 | 042 | 0856| | 


2. Gefängnis | 2 0,03 | 0,08 | | | | 


B. Weibliche: 1. Zuchthaus: 


Gestorben sind 2, in %, des Gesamtstandes 0,74%, 
des Durchschnittsstandes 0,87%. Alter 20—29 und 
50—59 Jahre, beide im 4. Haftjahr. 


Es starben im Alter von 


2 lali] Aslılalalı + | 


Es starben im Haftjahr: 


| 
.| 2. | 3. 4. 5, 6. 11.— 
Í EEEE AES 


10. | 20. 


und 
mehr 


pafat | 


DE 
2. Gefängnis: 


Gestorben 3, in % des Gesamtstandes 0,18, des 
Durchschnittsstandes 0,48%. Alter 20—29 Jahr bei 
2, eine 30—39 Jahre. Alle 3 starben im 1. Haftjahr. 


MoL 
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C. Jugendliche und Minderjährige: keine Todesfälle. 

Die angeführten Zahlen sprechen eigentlich für sich, 
weitere Bemerkungen hierzu sind unnötig. Wünschens- 
wert wäre es, wenn man die entsprechenden Zahlen 
anderer Länder erfahren und vergleichen könnte. 


Hingewiesen werden soll nur auf die geringe An- 


zahl von Todesfällen im Gefängnis, was wohl unter 


anderem mit der kürzeren Strafzeit daselbst zusam- 
menhängt. 
Zum Vergleich mit dem Angeführten 


eine Übersicht über die Zugänge bei einem Zuchthaus vom August 1923 ab bis April 1927. 


1923 1924 

bu us T be bus 

8 Q 3 O 9 
gês s zeseer ss 
DELZ SENT us BEER SENT, 

xy & a “u 1 

ZSSR SP 32233288283 Seaga 
14 13 vs 11 19 12 13 14 |5 16 
16 12 10 9 7 14 14 ıı 12 12 

12 143! 


Es gingen zum Beispiel 1926 zu 106, ab 167Gefangene, 
von den 106 waren gesund und arbeitsfähig 74, teilweise 
arbeitsfähig infolge Krankheit oder Gebrechen 30, 
nur 2 arbeitsunfähig. Im Jahre 1926 waren 2776 
Krankenverpflegungstage in der Krankenabteilung. 
der durchschnittliche tägliche Stand derselben war 
7,6, das heißt 2,1 in % des Durchschnittsstandes. 

Man sieht auch hier bei einer einzigen Anstalt deut- 
lich den Rückgang der Kriminalitätsziffer, welche be- 
sonders im Jahre 1926 sank. Sind wir damit wieder 
auf dem Stande der Vorkriegszeit angelangt? Hält 
wohl diese Besserung, das heißt dieses ständige Sinken 
der Zahl der Verbrecher weiter an? 

Nicht uninteressant wäre es, die Berufe der ein- 
zelnen Kranken beziehungsweise Tuberkulösen im 
Strafvollzug kennen zu lernen, ihre Arbeitsverhält- 
nisse im freien Leben, die Zeit ihrer Ansteckung, das 
erreichte Lebensalter und anderes mehr. Darüber 
finden sich jedoch keinerlei Angaben. 


Nach F. Hamburger und J. Mayrhofer-Grün- 
bühel!) finden sich im gewöhnlichen Leben durch- 
schnittlich 93% tuberkulös Infizierte. Beintker?) 
stellte ein \Wiederansteigen der Tbc.-Sterblichkeits- 
kurve bei in der Landwirtschaft beschäftigten mit 
30—56 Jahren fest. Die Tuberkulosekandidaten leben 
aber länger und fallen erst allmählich ihrer Krankheit 
zum Opfer. Demgegenüber zeigt die Kurve der 
Kohlenbergleute, die innerhalb ihres Berufes sich an- 
stecken, daß diese schneller absterben, während an- 
dererseits Berufsauslese auf den allgemeinen Gesund- 
heitszustand günstig wirkt. Darauf und auf der ge- 
ringeren Ansteckungsmöglichkeit beruhe die ‚Tuber- 
kuloseimmunität der Bergarbeiter‘‘. Bei Arbeitern im 


1) Über die Häufigkeit der Tuberkulose. 
Klin. d. Tub., Bd. 63, H. 6, 1926. 

2) Tuberkulosesterblichkeit u. Beruf. Zentralbl. f. Gewerbe- 
hyg. u. Unfallverhüt., Bd. 2, Nr. 8, S. 189. 1925. 


Beiträge zur 


Juni 


1925 1926 1927 
D > 5 5 Tr 
Ò un DS Ò 2 
sESEr SS vEBEË|s E 
=EL 8I ENE Eu 8823823 ENF 
= 5 = ; 
SBZBSZAÄSFETIZESZS:IFSZÄAÄ SeT 
12 10 8 4 11 9 6 11 7 6 9 
10 13 2 4 16 8 11 10 5 8 
131! 106! 


Metallgewerbe fallen 34%, der Todesfälle auf das 
20.—24. Lebensjahr, ähnlich bei den im Handel, 
Bureau und Verkehr. Dazu aus meinen Beobachrun- 
gen kurz folgende Bemerkungen: Einen Anstieg uer 
Tuberkulosesterblichkeitskurve bei den von mir unter- 
suchten Gefangenen, die bäuerlichen Verhältnissen 
entstammen, konnte ich nicht wahrnehmen, dagegen 
ebenso wie Beintker, daß ‚„Bauersleute‘‘ verhältnis- 
mäßig spät, erst mit 30—55 Jahr, angesteckt werden 
beziehungsweise erkranken, das heißt Angehörige land- 
wirtschaftlicher Kreise, obwohl tuberkulös, länger 
leben und erst allmählich ihrer Krankheit erliegen. 
Diese Beobachtung dürfte wohl in den besseren so- 
zialen Verhältnissen, der passenderen Arbeit und an- 
derem mehr ihren Grund haben. Inhaftiert gehen sie 
ebenso zu Grunde wie ihre Umgebung. Bei anderen 
Berufen zum Beispiel reisenden Kaufleuten tritt sicher 
öfter die Tuberkulose früher, das heißt im 20.---25. 
Lebensjahr auf, was ich ebenfalls bestätigen kann. 
Zur Illustration des Angeführten kurz eine kleine 
Statistik, welche zum Vergleich sehr bemerkenswert 
erscheint. In den Jahren 1921 und 1922 untersuchte 
ich 250 Tuberkulöse beziehungsweise tuberkulose- 
verdächtige Versorgungskranket), darunter waren 
dem Beruf nach vertreten: 

Bauern 82, Arbeiter 34, Steinhauer 20 und Ange- 
stellte, Maurer je 10 und Schneider, Schuhmacher 9 
und Schreiner, Händler 7, Kaufleute 6 und Bierbrauer, 
Taglöhner 5, Tüncher 4, Konditoren und Bäcker, Fri- 
seure, Knechte, Korbmacher je 3, Büttner, Schlosser, 
Schmiede je 2, Kutscher, Hofner, Krankenwärter, 
Spengler, Glaser, Fabrikanten, Bandagisten, Zahn- 
techniker, Musiker, Maler je 1. Unter diesen 250 
Tuberkulösen beziehungsweise Verdächtigen waren 19 
mit offener Tuberkulose = 7,6%. Unter den 231 ‚‚Ne- 


1) Versorgungskrankenhaus Würzburg. Chefarzt Prof. Dr. 
Baerthlein. 
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gativen‘‘ waren früher angeblich ‚‚fraglich‘‘ 93, ‚‚nega- 
tiv“ 120, „positiv“ 18. Unter den ł9 offen Tuber- 
kulösen waren angeblich früher nicht krank 8, ‚‚frag- 
lich‘‘ 11. Dem Alter nach verteilten sich die 250 Unter- 
suchten: unter 20 Jahren 0, 21—25 Jahre 29, 26—30 
Jahre 36, 31—35 Jahre 50, 36—40 Jahre 64, 41—45 Jahre 
41, 46—50 Jahre 28, über 50 nur 2. Die früheren Aus- 
führungen finden wir auch hier bestätigt. Die Zahlen 
unter 20 und über 50 spielen selbstverständlich keine 
Rolle, da diese Leute keinen Militärdienst zu machen 
brauchten. Die größten Erkrankungsziffern weisen 
die Jahre 36—40 mit 64, 30—35 mit 50 usw. auf; die 
Haupterkrankungsjahre sind 21—46 gewesen, da hier 
die Leute zum Militärdienst besonders herangezogen 
waren. 

Die 19 offen Tuberkulösen verteilen sich auf die 
Jahre, wie folgt: unter 20, über 50 selbstverständlich 
0, 21—-25, 31—35, 46—50 je einen Fall, 26—30 Jahre 
4, 41—45 Jahre 5, 36—40 Jahre 7; 2. auf die Berufe: 
Landwirte 4, Steinhauer 3, Schneider und Arbeiter 
je 2, Kaufmann, Korbmacher, Mälzer, Häfner, Bütt- 
ner, Händler, Schneider, Tüncher je 1 Fall. 

Interessant sind die Gewichtsverhältnisse. Vor dem 
Krieg wogen die Leute bei einer Durchschnittsgröße 
von 165 cm 63,54 kg, im Krieg 62,63 kg, nach dem Krieg 
61,08 kg, nackt. Die Zahlen sind aus den vorhandenen 
Aufzeichnungen errechnet und beweisen schlagend das 
allmähliche Sinken des Durchschnittskörpergewichtes 
im Krieg! Bei den 19 offen Tuberkulösen konnte 
ich folgende Gewichte feststellen: im Krieg Nackt- 
gewicht 63,51 kg, nach dem Krieg nur 58,91 kg! 

Bemerkenswert sind die Gewichtsverhältnisse 
der einzelnen Berufe, zum Beispiel der Bauern, wo von 
82 bei 53 nähere Angaben sich fanden: Gewicht im 
Krieg durchschnittlich 63 31 kg, nach dem Krieg 
61,31 kg. Die Arbeiter zeigten folgende Zahlen: Ge- 
wicht im Krieg durchschnittlich 63,87 kg, nach dem 
Krieg 61,04 kg, Steinhauer: Gewicht im Krieg 60,36kg, 
nach demselben 59,76 kg; Angestellte: Gewicht vor 
dem Krieg 62,9 kg, im Krieg 61,15 kg, nach demselben 
57,26 kg. 

Vergleichen wir hiermit die Gewichtszahlen bei 
unseren tuberkulösen beziehungsweise tuberkulose- 
verdächtigen Gefangenen, so sehen wir im allgemeinen 
deutlich ein langsames Ansteigen der Gewichtsziffern in 
den letzten Jahren. Der Ernährungs- und Kräfte- 
zustand der Bevölkerung hat sich also gehoben und 
fast die Friedenszahlen erreicht. Gewichtsabnahmen 
sind im Vergleich zu den Zunahmen in den Straf- 
anstalten durchweg seltener und nie besonders hoch. 
Line Reduzierung des Körpergewichts um 5 kg während 
einer Freiheitsstrafe von 1 Jahr gehört bereits zu den 
Ausnahmen. Die meisten Gewichtsabnahmen sind 


1, 2, höchstens 3 kg. Dagegen beobachtete ich wieder- 
holt Gewichtszunahmen bis zu 15 kg, gewiß kein 
schlechtes Zeugnis für die bestehende Küche. Im 
allgemeinen kommen bezüglich der Kost so gut wie 
keine Klagen vor. Zur Abwechslung verordnete 
„Krankenkost‘‘ behebt bald bestehende Magenbe- 
schwerden, die öfter hyperazider Natur sind. Viele 
Gefangene hatten im freien Leben keine solche Kost, 
wie ihnen in den Strafanstalten geboten wird! 
Selbstverständlich ist, daß tuberkulöse beziehungs- 
weise verdächtige Gefangene bei der Zuteilung der Ar- 
beit voll berücksichtigt werden. Bekanntlich erkrankt 
akut oder chronisch gereiztes Gewebe selten an Tbc. 
und bei der produktiven Form der Lungenschwind- 
sucht kann Staubeinatmung sogar günstig auf die 
Vernarbung wirken, wie-ich, ähnlich Rodenacker- 
Wolfen?), in einigen Fällen feststellen konnte. Man 
braucht bei der Arbeitszuteilung an solche Gefangene 
nicht zu ängstlich zu sein und Klagen derartiger 
Leute betreff ‚Verschlimmerung‘‘ ihres Leidens durch 
den Beruf sind stets auf ihre Unterlagen zu prüfen. 
In neuerer Zeit hat nun Tullio?) über das schon öfter 
diskutierte Problem der Beziehung zwischen Tu- 
berkulose und Verbrechen berichtet und bringt 
diese Krankheit in ursächliche Beziehung mit Ver- 
brechen (Gewalttätigkeiten, Beleidigungen, Betrug, 
Mord, Diebstahl). Unter 1000 untersuchten Gefange- 
nen waren 203 Tuberkulöse, also 20,3%, im Vergleich 
zu unseren Zahlen ein bedeutendes Mehr. In 5% der 
Fälle hat die Tuberkulose schon vor der Straftat be- 
standen. Meist handelte es sich, ähnlich den bayerischen 
Verhältnissen, um Lungentuberkulose, andersartige 
Tuberkulose scheint also auch bei italienischen Sträf- 
lingen selten zu sein. Nach der Meinung des Autors 
verursacht die Krankheit durch die Bakteriengift- 
wirkung eine veränderte Stimmungslage ; der Charakter 
werde anders und so komme es besonders bei vor- 
handener neuropathischer Artung zum Verbrechen. 
Es seien deshalb die tuberkulösen Verbrecher in einem 
abnormen Dauerzustand und nur halb-, beziehungs- 
weise bisweilen unverantwortlich, das heißt, die Tuber- 
kulose sei eine Krankheit, die eine Verminderung der 
Verantwortungsfähigkeit herbeiführe! Anhangsweise 
erwähnt Tullio den hohen Prozentsatz der Tuber- 
kulosesterblichkeit und der Ansteckung in den Ge- 
fängnissen und der Weiterverbreitung des Übels durch 
die entlassenen Gefangenen. Hier würden also die 
Gefängnisse, im Gegensatz zu uns, zu Brutstätten der 
Schwindsucht, indem in 15% der Fälle die Ansteckung 


1) Die Beziehungen der Tuberkulose zur Gewerbehygiene. 
Zbl. f. Gew. Hyg., neue Folge; Bd. 2, Nr. 9, S. 247 u. Nr. 10, 
S. 286. 1925. 

2) Zacchia, Jg. 4, Nr. 1/3, S. 38. 1925. 
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innerhalb der Gefängnismauern erfolgt. Abhilfe wäre 
hier dringend nötig, was, wie wir früher gesehen haben, 
nicht allzu schwer zu erreichen ist. Die Erfolge werden 
dann nicht ausbleiben, es müßte denn sein, daß die 
Gesamtbevölkerung mehr Tuberkulöse als bei uns 
aufweist und daß gerade diese vorzugsweise kriminell 
entarten. Zu dem oben genannten Vorschlag einer 
Sonderbehandlung der Tuberkulösen bezüglich ihrer 
Verantwortungsfähigkeit wäre noch kurz Stellung zu 
nehmen. Ihnen in der Form, wie Tullio vorschlägt, 
auf Grund ihrer Krankheit einen Freibrief auszustellen, 
würde ich für ebenso verfehlt halten, wie wenn derartig 
die bekannten kriminellen Psychopathen behandelt 
würden. Zuzugeben ist, und wir haben das oben öfter 
gehört, daß die Tuberkulose die Psyche eines Kriminel- 
len umändern kann, ihn noch verstockter, renitenter, 
erregbar und reizbarer macht, so daß er leichter ent- 
gleist. Diesen Zustand als Milderungsgrund bei den 
Straftaten anzunehmen, erscheint gerade entgegen- 
kommend genug. Einen tuberkulösen Kriminellen für 
gänzlich unverantwortlich zu erklären hielte ich nach 
meinen bisherigen Beobachtungen und Erfahrungen 
für falsch. Dies Vorgehen finden wir in Deutschland 
mit Recht als billig, solange $ 51 StrGB. nicht anders 
entscheiden läßt. Die Begriffe ‚‚geisteskrank‘“‘ und ‚‚un- 
zurechnungsfähig‘‘ decken sich nicht immer und es 
entspricht keineswegs dem Rechtsempfinden eines 
Volkes, daB alle Arten und Grade geistiger Störung die 
Zurechnungsfähigkeit aufheben. Es ist deshalb not- 
wendig, daß wir eine Grenze ziehen zwischen Zu- 
ständen von geistiger Störung, welche die Zurechnungs- 
fähigkeit aufheben oder nicht, wobei die Zwischen- 
stufe der verminderten Zurechnungsfähigkeit einge- 
schaltet werden kann und die begangene Straftat Be- 
rücksichtigung finden muß. Es käme also bei tuber- 
kulösen Kriminellen immer darauf an, die Art und den 
Grad der durchdie bezeichnete Krankheitentstandenen 
psychischen Störung zuerst festzulegen. Hierbei wird 
man bei genauerem Zusehen fast stets Verhältnisse 
vorfinden, die den Verbrecher nicht exkulpieren. Den 
Vorschlag von Tullio halte ich deshalb entschieden für 
zu weitgehend, wenigstens bezüglich unserer Rechts- 


pflege !). 


1) Siehe frühere Arbeiten, die sich mit dem Thema befassen, 


Bear se 


Zusammengefaßt lassen sich zum Schlusse folgende 
Ergebnisse bezüglich der allgemeinen Gesundheits- 
lage in den Strafanstalten, unter besonderer Berück- 
sichtigung der Tuberkulose und der bayerischen Ver- 
hältnisse herausstellen: 

l. In den Strafanstalten Deutschlands ist die Ge- 
sundheitsfürsorge für ihre Insassen jetzt derartig ge- 
regelt, daB Schädigungen gesundheitlicher Art im 
weitesten Sinne ausgeschlossen erscheinen. 

2. Besonderer Fürsorge erfreuen sich die inhaftierten 
Tuberkulösen. 

3. Die Strafanstalten sind keine Brutstätten der 
Tuberkulose, vielmehr helfen sie diese Krankheit zu 
bekämpfen. 

4. Kranke Gefangene stellen sich bezüglich ihrer 
Verpflegung öfter besser, als in Freiheit; sie haben 
besondere Vergünstigungen. Verurteilung zu lebens- 
länglicher Haft ist nicht gleichbedeutend mit dem Tod 
an Tuberkulose. | 

5. Der Tuberkuloserückgang bei den Strafanstalts- 
insassen dürfte bald auf seinem niedersten Punkt an- 
gelangt sein, zusammenhängend mit dem allgemeinen 
Sinken der Kriminalität. 

6. Die Ernährung der Gefangenen ist einwandfrei. 

7. Auffällig ist die Zunahme der Kriminalitätsziffer 
der Jugendlichen und Minderjährigen, was besondere 
Beachtung und Gegenmaßnahmen erheischt. 

8. Der Krankenstand im Strafvollzug kann im all- 
gemeinen als günstig angesehen werden. 

9. Tuberkulösen Verbrechern wegen ihrer Krankheit 
eine Sonderstellung bei der Beurteilung ihrer Zu- 
rechnungsfähigkeit zuerkennen zu wollen, dürfte im 
allgemeinen zu weit gehen. Die Krankheit kann höch- 
stens mildernde Umstände verschaffen, nicht Straf- 
freiheit. 

10. Die früher aufgestellte Forderung bezüglich 
Schaffung einer Fachabteilung für tuberkulöse Ge- 
fangene, eventuell für mehrere Länder zusammen, 
wird aufrecht erhalten. 


zum Beispiel Amrein: Die Tuberkulose in ihrer Wirkung auf 
Psyche u. Charakter. Korrespondenzbl. f. Schweiz. Ärzte, Nr.35. 
1919. 


Gedanken über Auswahl und Bildungsgang der Wohlfahrtspflegerinnen. 
Von JOHANNES SCHOEDEL, Chemnitz. 


Die Wohlfahrtspflegerin hat die Aufgabe, im Leben 
minderbemittelter und mindergebildeter Bevölkerungs- 
kreise durch Aufklärung und tätige Unterstützung 
Unebenheiten auszugleichen, die auf wirtschaftlichem, 
gesundheitlichem und menschlich-gesellschaftlichem 
Gebiet liegen. 

Das verlangt neben festgegründeten fachlichen 
Kenntnissen, die im Ausbildungsgang zu erwerben 
sind, eine geistige, seelische und körperliche Leistungs- 
fähigkeit, die in bedeutendem Umfang bereits bei Be- 
ginn der Laufbahn mitzubringen ist und die bei der 
Auswahl der Anwärterinnen eine streng betonte 
Rolle spielen muß. 

Die Anwärterin muß deshalb folgenden Forderungen 
genügen: 

1. Sie muß eine ausgezeichnete körperliche 
und geistige Veranlagung besitzen. 


2. Sie muß aus ihrem bisherigen Leben einen mög- 
lichst hohen geistigen undsittlichen Bildungs- 
grad als Unterstufe ihres künftigen fachlichen Wissens 
mitbringen. Denn sie ist berufen, als Erzieherin in der 
Volksgemeinschaft zu wirken. Erzieher sein heißt 
nicht nur über ein großes Fachwissen gebieten, sondern 
auch aus diesem Fachwissen in Wirken und Lehre 
Regeln für eine verinnerlichte und in diesem Sinne 
erfolgreiche, also lebenswerte Lebensführung erstehen 
zu lassen. Nicht Kraftmeiertum und nicht abstraktes 
Wissen in Potenz sind das ersehnte Ziel, sondern ein 
abgeklärtes, reines und hohes Menschentum im Verein 
mit angewandter Kraft und angewandtem Wissen'). 
Deshalb ist es sehr berechtigt, die Anforderungen an 
die vorhergegangene Schulausbildung möglichst hoch 
zu stellen und nur ausnahmsweise Anwärterinnen zu- 
zulassen, die nicht Obersekunda-Reife haben. Lebens- 
unterricht kann in der Regel eben doch nur geben, wer 
selbst durch eine strenge und höchste Geistes- und 
Herzensbildung fordernde Lebensschule gegangen ist. 

3. Muß die Anwärterin diehäuslicheWirtschafts- 
führung beherrschen und sich auch über diese Kennt- 
nisse ausweisen. Denn die spätere Wohlfahrtspflegerin 
muß befähigt sein, mit schnellem Blick die wirtschaft- 
lichen Möglichkeiten eines Haushaltes zu übersehen, 
um mit ihren Ausstellungen und Forderungen immer 
das mögliche Maß zu treffen. 


I!) Schoedel: Wer ist geschickt für soziale Frauenberufe? 
Ztschr. f. Säuglings- u. Kleinkinderschutz. Jg. 15, H. 12, S. 446. 
1923. 


Wassollnun diese so ausgewählte Anwärte- 
rinlernen? Jede Wohlfahrtspflegerin, die im Dienst 
steht, behauptet: „Möglichst viel!““, weil sie die Er- 
fahrung gemacht hat, daß sie auf tausend Fragen 
Antwort geben soll. Aus diesem Empfinden ist der 
Vorschlag der Arbeitsgemeinschaft der Berufsverbände 
der Wohlfahrtspflegerinnen Sachsens über die künf- 
tige Ausbildung von Wohlfahrtspflegerinnen ent- 
sprungen. 

Vor dem ‚Zu viel‘‘ möchte man sich aber auch hier 
hüten. Wer sich zuviel Lernstoff aufbürdet, kann ihn 
oft nicht verdauen, das heißt, wir bekommen Wohl- 
fahrtspflegerinnen, die wohl ihre Prüfung bestanden 
haben, die aber die Übersicht und Umsicht verloren 
haben. 

Zuviel macht satt! Manchmal auch in dem Sinne, 
daß ein weiteres Lernen und Schaffen dem so voll 
Gepfropften nicht mehr nötig erscheint, beziehungs- 
weise nicht mehr möglich ist. Wir brauchen aufnahme- 
fähige, frisch empfindende und aus der Empfindung 
heraus neu schaffende Kräfte in der Wohlfahrtspflege. 
Im Wuste unbegrenzten Lernens und Wissens darf 
nicht das Beste an der hilfreichen Frau ersticken: ihr 
Herz, ihr Gemüt, ihre Seele. 

Vor dem ‚Zu viel“ muß man sich auch in anderer 
Richtung hüten: Wie lange soll denn die Ausbildung 
währen? Wer kann eine sehr lange Ausbildungszeit 
heute noch bezahlen, und steht mit den Ausbildungs- 
kosten die künftige Gehaltsstufe in Einklang? Tüch- 
tig sollen die Wohlfahrtskräfte wohl sein, aber zu teuer 
dürfen sie dabei nicht werden. — 

Wenn wir jetzt rückwärts schauend nochmals die 
Aufgaben der Wohlfahrtspflegerin überprüfen, die wie 
oben erwähnt zum Ziel wirtschaftliche, gesundheit- 
liche und gesellschaftliche Unterrichtung bedrängter 
Glieder der Volksgemeinschaft haben, so scheint vor 
endgültigen Vorschlägen über die Einteilung der Aus- 
bildungszeit ein Wort über die Unterweisung der 
Anwärterinneningesundheitlichen Fragen an- 
gezeigt: 

Nach $ 5 der Ordnung für die Aufnahme in die staat- 
lich anerkannten Wohlfahrtsschulen im Freistaat 
Sachsen sind 14 verschiedene Wege besonderer Fach- 
bildung für die Zulassung zur Wohlfahrtsschule mög- 
lich. Darunter gibt es eine ganze Reihe, die mit ge- 
sundheitlicher Ausbildung nur sehr wenig oder fast 
gar nichts zu tun haben. Welche Bedeutung sichere 
Kenntnisse in gesundheitlichen Fragen (allgemeine Ge- 
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sundheitspflege, allgemeine Krankenpflege, Infektions- 
krankheiten, Wochen-, Säuglings- und Kleinkinder- 
pflege) für die Wohlfahrtspflegerin haben, dessen ist 
sich jede, die in der Arbeit steht, vollbewußt geworden. 
Denn mit diesen Kenntnissen schleicht sie sich am 
leichtesten und sichersten in das Herz ihrer Fürsorge- 
befohlenen. Damit gewinnt sie Vater und Mutter, 
Mann und Frau zuerst und darauf baut sich zumeist 
das Vertrauen zur Wohlfahrtspflegerin auf, was sich 
dann auch auf anderen Gebieten der Wohlfahrtspflege 
fruchtbringend auswirkt. Kenntnisse vom gesunden 
und kranken Menschen und darauf fußende Sicherheit 
in der Beurteilung des Gesundheitszustandes und der 
Leistungshöhe des Einzelmenschen sind für die Wohl- 
fahrtspflegerin unentbehrliches und allererstes Ge- 
bot. Der Erwerb dieser Kenntnisse, eine Lehrzeit in 
öffentlicher Krankenanstalt hat dabei für alle, die 
öffentliche Wohlfahrtspflege beabsichtigen, einen noch 
anderweitigen hohen Wert: hier in der Pflege- und 
Krankenanstalt kommt der Mensch mit Schmerz, 
Leid, Not und Tod in innigste Berührung und hier 
wächst er am schnellsten zur vollen Erfassung mensch- 
lich-gesellschaftlicher Aufgaben heran. Die Wohl- 
fahrtspflegerin, die keine Ausbildung als Kranken- 
pflegeperson, als Säuglingsschwester, als Kranken- 
gymnastin oder als Krüppelpflege- und Erziehungs- 
schwester genossen hat, die empfindet heute diesen 
Mangel bitter und möchte ihn gern ausgleichen ; des- 
wegen die Einfügung solchen Unterrichts in den Rah- 
men der geforderten sozialhygienischen Vorstufe. Diese 
Vorbildung darf nicht fehlen, auch nicht für Wohl- 
fahrtspflegerinnen, die sich auf Sonderfürsorgegebieten 
betätigen wollen. Sie braucht wohl nicht so lang be- 
messen zu sein, wie die Eingabe der Arbeitsgemein- 
schaft der Berufsverbände der Wohlfahrtspflegerinnen 
Sachsens vom 25. VI. 25 an das sächsische Arbeits- 
und Wohlfahrtsministerium angibt (2 Jahre). Aber 
ebensowenig darf sie zu kurz bemessen werden, wie 
das mit einjähriger Ausbildungszeit in einer Antwort- 
skizze vorgeschlagen wird, wenn auch zuzugeben ist, 
daß von der Wohlfahrtspflegerin nicht so eingehende 
Pflegefertigkeit zu fordern ist, wie von der Gemeinde- 
schwester. Ursprünglich habe ich, von dem Vorschlag 
der Arbeitsgemeinschaft ausgehend; folgenden Vor- 
schlag gemacht, der als Mittelweg betrachtet wurde 
und bei dem in Sachsen auf die Möglichkeit der Mit- 
wirkung des Deutschen Hygiene-Museums Rücksicht 
genommen war: Je halbjährige Ausbildung in Kranken- 
pflege (allgemeine Krankenpflege, Tuberkulosepflege, 
akute Infektionskrankheiten) einerseits und inWochen- 
und Säuglingspflege andererseits. Solche verkürzten 
Lehrgänge von halbjähriger Dauer sind heute schon 
für staatlich anerkannte Krankenpflegepersonen und 
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staatlich anerkannte Säuglingspflegerinnen in Kran- 
kenpflegeschulen und Säuglingspflegeschulen regel- 
mäßig im Gang. Eine Neugründung wäre also nicht 
erforderlich; man könnte die künftige Wohlfahrts- 
pflegerin hier einordnen und mit Leichtigkeit ihre Be- 
schäftigung in diesen Schulen auf ihre kommende 
wohlfahrtspflegerische Betätigung zuschneiden. Hier 
würde sich dann ein halbjähriger sozialhygienischer 
Lehrgang anschließen. Der anfängliche Gesamtplan 
gipfelte demnach in folgenden Vorschlägen über Aus- 
wahl und Bildungsgang der Wohlfahrtspflegerin : 


I. Vorbedingungen: 

a) Möglichst Reifezeugnis einer höheren Mäd- 
chenschule (nach G. u. V.-Bl. vom 16. VI. 1910 
S. 140) beziehungsweise Obersekunda-Reife. 

b) Möglichst gute hauswirtschaftliche Ausbil- 
dung, deshalb keine Zulassung vor vollendetem 
19. Lebensjahr und Nachweis ernster hauswirt- 
schaftlicher Betätigung. 


Il. Bildungsgang: 
a) Gesundheitspflegerische Ausbildung. 


l. 1, jähriger Lehrgang in einem Krankenhaus für 
innere Krankheiten (allgemeine Gesundheits- und 
Krankenpflege, insbesondere Tuberkulosepflege 
und Kenntnis akuter Infektionskrankheiten). 

2. 1, jähriger Lehrgang in Wochen- und Säuglings- 
pflege. 

Diese Ausbildung ist zu entsprechenden Hälf- 
ten staatlich anerkannten Krankenpflegeperso- 
nen und Säuglingsschwestern zu erlassen. 


b) Sozialhygienische Vorstufe. 

l Monat sozialhygienischer und sozialpolitischer 
Unterricht im Hygiene-Museum. 

Il Monat Tuberkulosefürsorge. 

il Monat Säuglingsfürsorge. 

Il Monat Krüppelfürsorge. 

Il Monat Psychopathenfürsorge. 

| Monat Trinker- und Geschlechtskrankenfürsorge. 

Solche einmonatigen Kurse würden genügen, um Ein- 
und Übersicht in ausreichendem Maße zu geben. Der 
Unterricht im Hygiene-Museum wäre als Einführung 
sehr wohl denkbar und könnte außerordentlich an- 
regend gestaltet werden. Sehr erwünscht würde dabei 
sein, daß der Unterricht im Museum und die Über- 
wachung der Tätigkeit in den einzelnen Fürsorge- 
zweigen in die Hand eines großen Lehrers und Men- 
schenbildners gelegt wird, der in abendlichen Vor- 
trägen während des ganzen halben Jahres die geistige 
Verbindung dieser verschieden gerichteten Tätigkeiten 
herstellt. Vielleicht wäre auch der Unterricht in Erster 
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Hilfe, der zweifellos sehr angebracht ist, in diese Zeit 
einzuschalten. 

Längere als einmonatige Kurse und Einlegung 
weiterer Wohlfahrtszweige wären zum Zwecke der 
Zeitersparnis zu vermeiden. Für Befriedigung solcher 
sehr wohl begreiflicher Wünsche bietet später die 
2 jährige einleitende praktische Berufsarbeit Gelegen- 
heit. 

Nach eingehender Überlegung möchte ich aber doch 
von diesem ursprünglichen Plan abraten. Dazu be- 
wegt mich einmal der Gedanke, daB die geplante 
Ausbildung letzten Endes nicht allein sächsische, 
sondern vielmehr Reichsangelegenheit ist. Anderen 
Freistaaten steht doch kein Hygiene-Museum zur Ver- 
fügung, und so müßte dort der Bildungsgang anders 
geformt werden. Reformieren wir in Sachsen, so 
möchte die Abänderung von vornherein so getroffen 
werden, daB die übrigen deutschen Staaten gleiche 
Wege gehen können. Auf der anderen Seite habe ich 
das Bedenken, daß der Besuch von drei verschiedenen 
Lehrstätten (Krankenhaus, Säuglingsheim und Hy- 
giene-Museum) häufig überflüssige Wiederholungen in 
sich schließt, weil jede der drei Schulen ihr Thema er- 
schöpfen möchte. Das ließe sich vielleicht noch durch 
straff formulierte Lehrpläne vermeiden. Nicht ver- 
meiden ließe sich aber, daß nicht selten die Schülerin 
im Verlauf von 3 kurzen halben Jahren von den 3 Lehr- 
stätten manche Verschiedenheit der Anschauungen zu 
hören bekäme, die bei der an sich großen Fülle des 
Stoffes leicht verwirrend und schädigend wirken würde. 

Ich möchte heute deshalb lieber folgenden Vorschlag 
für die gesundheitstechnische und sozialhygienische 
Vorbildung der Wohlfahrtsbeamtinnen machen. 

Es gibt jetzt jährlich eine genügend große Zahl von 
Anwärterinnen auf diese Ausbildung. Die vereinige 
man in geeigneten Lehrstätten, wo Gelegenheit zu Aus- 
bildung in allgemeiner Krankenpflege, in Säuglings- 
und Kleinkinderpflege und zu sozialhygienischer Be- 
tätigung gegeben ist, in eigens zu diesem Zweck ge- 
schaffenen 1 4, jährigen Lehrgängen mit zielbewußtem 
Lehrplan. Das würde sich z. B. in einem Haus wie der 
staatlichen Frauenklinik zu Chemnitz, wo die Frauen- 
klinik die Möglichkeit des Unterrichts in allgemeiner 
Krankenpflege und das angeschlossene Säuglingsheim 
die Möglichkeit des Säuglingspflegeunterrichts geben, 
unschwer durchführen lassen, denn zuletzt würde dann 
noch die Großstadt Chemnitz die verschiedenen 
sozlalhygienischen Unterrichtsmöglichkeiten bieten. 

Nicht empfehlenswert würde es sein, die sozial- 
hygienische Vorstufe nach dem Besuch der Wohl- 
fahrtsschule zuzulassen. Sie gehört vor diese, denn sie 
ist ein Prüfstein der Befähigung für Wohlfahrtspflege. 
Deshalb ist auch von jeder Teilnehmerin über jede 
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solche Fachtätigkeit ein Zeugnis beizubringen. Diese 


Zeugnisse sind der Bewerbung um Zulassung zur Wohl- 
fahrtsschule beizufügen und entscheiden mit über die 
Zulassung. Zurückweisungen sind durchaus nicht 
gleichbedeutend mit Arbeitsvergeudung, denn die 
Zurückgewiesenen können sich auf Grund der erworbe- 
nen Kenntnisse und Fähigkeiten als Hilfskräfte in 
Kranken- und Wohlfahrtsanstalten und in der all- 
gemeinen Kranken- und Kinderpflege betätigen. 


c) Die Wohlfahrtsschule. 


Unter Wohlfahrtsschule ist hier das Lehrgebiet der 
heutigen sozialen Frauenschulen verstanden. 

Ihr Unterricht wird jetzt mit viel größerem In- 
teresse aufgenommen werden, weil er sich vielfach den 
praktischen Erfahrungen der gesundheitspflegerischen 
Ausbildung und der sozialhygienischen Vorstufe ord- 
nend und erweiternd angliedert. 

Nachzuprüfen wäre, ob der Wissensstoff der Wohl- 
fahrtsschule jetzt nicht zu kürzen ist. Die Gesundheits- 
lehre könnte man zum mindesten nach obiger Vor- 
bildung aus dem Lehrplan streichen. Auch sonst kann 
man sich manchmal dem Eindruck nicht verschließen, 
daß auch in der Wohlfahrtsschule multum wertvoller 
ist als multa. Die Antworten von ehemaligen Schüle- 
rinnen solcher Schulen, die nachträglich ihre Aus- 
bildung als Säuglingspflegerin suchen, zeugen nicht 
immer für die Güte des genossenen Unterrichts. Die 
Betonung des Wertes umfangreichen Wissens führt 
in Deutschland immer wieder viel zu weit. Jeder, der 
in Deutschland mit offenen Sinnen in angewandter 
Wissenschaft tätig ist, weiß aus vielfacher Erfahrung 
an der eigenen Person und an Personen seiner Um- 
gebung, daß wissenschaftlicher Werdegang viel zu 
lange durch Schulen und Lehrstunden und viel zu 
kurz durch das wirkliche, pulsende Leben führt. Wir 
stellen immer wieder Forderungen nach erhöhtem 
Wissen an Stelle von Forderungen nach erhöhtem Tat- 
willen und erhöhter Tatkraft! Sollte es nicht doch 
möglich sein, die Ausbildungszeit der Wohlfahrts- 
schule auf 3 Semester einzuengen? Das wäre noch 
nebenbei ein beträchtlicher Gewinn auf der Kostenseite. 


d) Die 2jährige einleitende praktische Berufs- 
arbeit. 


Eine solche einleitende Berufsarbeit ist in der oben 
erwähnten Antwortskizze mit folgenden Worten ein- 
geführt: „Ferner muß darauf verwiesen werden, daß 
zu der sozialhygienischen Vorstufe außer den 2 Jahren 
Wohlfahrtsschule voraussichtlich, ehe die staatliche 
Anerkennung erteilt wird, noch 2 Jahre Berufstätig- 
keit, davon mindestens 9 Monate Anstaltsarbeit hin- 
zukommen müssen.“ 
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Diese praktische Forderung muB gestellt werden. 
Denn die bisherige sozialhygienische Ausbildung ist 
in der Tat nur ein Überblick und bedarf der Vervoll- 
ständigung und Vertiefung. Jetzt wird auch Gelegen- 
heit sein, ferner liegende Einzelgebiete der Sonder- 
fürsorge zu bearbeiten. 

Das sind 2 lange Jahre, die wirtschaftlich nach den 
bisher gebrachten Opfern für manche Wohlfahrts- 
beflissene schwer zu tragen sind. Das sollte man be- 
denken, und man sollte gleichzeitig überlegen, daß man 
es hier mit nicht ganz unbrauchbaren Hilfskräften zu 
tun hat, die sich auf Grund ihrer weitgehenden theore- 
tischen Unterrichtung, jedoch auch auf Grund der 
bisher erworbenen praktischen Erfahrungen voraus- 
sichtlich meist schnell einarbeiten werden. Deshalb 
dürfte man solche Hilfskräfte nicht unbezahlt lassen. 
Sie entsprechen im Wert etwa den Hilfsärzten und 
Referendaren, wenn man einen Vergleich aus dem 
Ärzte- oder Rechtsgelehrtendasein heranziehen wollte. 
Auch diese werden gemeinhin für ihre Leistung ent- 
lohnt. Auch für die Leistung dieser ‚Wohlfahrts- 
assistentinnen‘‘ oder ‚Wohlfahrtsreferendare‘‘ sollte 
eine Besoldung geschaffen werden, die wenigstens den 
notdürftigen Lebensunterhalt sichert. 

Wenn man das erreichen könnte, so würde die Aus- 
bildungszeit wesentlich erleichtert und der Nachwuchs 
wohl aussichtsreicher gedeihen, als das zur Zeit ge- 
schieht. Denn von der eigentlichen Ausbildung würden 
dann nur Kosten verursachen: 
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1. die gesundheitspflegerische Ausbildung und die 
sozialhygienische Vorstufe = 11, Jahr, 

2. die Wohlfahrtsschule = 1 1,—2 Jahre, 
wovon die unter I. zu tragenden Aufwände recht ge- 
ringe sind. 3—3 1, jährige Ausbildungszeit auf eigene 
Kosten dürfte man den Wohlfahrtspflegerinnen mit 
Rücksicht auf die zu erreichende Besoldungsstufe und 
Altersversorgung wohl zumuten. 

Noch ein Wort endlich zu der Besoldungsstufe. Wenn 
man, wie hier vorgetragen, hohe Anforderungen an 
Körper, Geist und Seele der Wohlfahrtspflegerin stellt, 
so muß man sich auch darüber im klaren sein, daB 
so hoch gespannte Leistungen nur von Bestand sind, 
wo die Höhe der Einkünfte ein gutes tägliches Aus- 
kommen, eine sorglos zu genießende Ferienzeit und 
eine sichere Altersversorgung gewährt. 

Die Wohlfahrtspflegerinnensolleneine Aus- 
lese unter den deutschen Frauen sein, wir 
müssen sie dann aber auch entsprechend 
bilden und entsprechend halten. 

Diese Gedanken sind von einem geschrieben, der die 
Wohlfahrstpflege im heutigen Sinne hat entstehen und 
heranwachsen sehen, der selbst bei Auswahl und Aus- 
bildung von Hilfskräften und Wohlfahrtspflegerinnen 
beteiligt ist, bei dem die Wohlfahrtspflege in Gestalt 
dieser Hilfskräfte und ihrer Befürsorgten täglich aus- 
und eingeht und der von der Bedeutung tief empfun- 
dener und mit glücklicher Hand durchgeführter Wohl- 
fahrtspflege für Land und Volk durchdrungen ist. 
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Die Entwicklung der medizinal-statistischen Registration und Berichterstattung 
in der RSFSR während der Jahre 1918—1925'). 


Von S. M. BOGOSLOWSKY, Moskau. 


Eine der Grundpflichten der Statistischen Abteilung 
des Narkomsdraw ist die jährliche Zusammenstellung 
der staatlichen Übersichten über die Zahlenmaterialien 
der Gouvernements, welche charakterisieren: a) den 
sanitären Stand der Bevölkerung des Landes und 
b) den Stand der ärztlich-sanitären Hilfe der Bevöl- 
kerung. 

Der sanitäre Stand der Bevölkerung wird charak- 
terisiert durch die Angaben: 1. über deren epidemische 
Morbidität, 2. über die allgemeine Morbidität und 
3. über die Todesursachen. Der Stand der ärztlich- 
sanitären Hilfe wird charakterisiert durch die Be- 
richtsdaten über die Zahl, Beschaffenheit, Tätigkeit 
usw. der sanitären Heileinrichtungen. 

Wenn man die Frage über die Form der Formulare 
untersucht, welche die Statistische Abteilung des 
Narkomsdraw für die Charakteristik des sanitären 
Standes des Landes und des Standes der ärztlich- 
sanitären Hilfe der Bevölkerung verwendet, muß man 
die zur Registration des Urmaterials dienenden 
Blanko-Formulare und die Tabellenformulare, die zur 
medizinischen Berichterstattung dienen, getrennt 
besprechen. Eine solche aufgeteilte Untersuchung 
wird sowohl durch das Wesen der Sache selbst als 


‚auch durch den Entwicklungsgang dieser Formulare 


diktiert. Ihrem Wesen gemäß dienen die ersteren, die 
das „Instrument“ der statistischen Beobachtung dar- 
stellen, sowohl zur Erkenntnis der von der sanitären 
Statistik zu erforschenden Erscheinungen (Charakter 
und Intensität der Morbidität der Bevölkerung — der 
allgemeinen, epidemischen, professionellen usw. Morbi- 
dität —) als auch zu reinen Berichterstattungszwecken 
— über die Tätigkeit der sanitären Einrichtungen usw.; 
die letzteren sind dagegen abrechnende Berichts- 
tabellen, in denen das Resultat der Bearbeitung der 
Urmaterialien und anderer Aufzeichnungen ( Journal- 
buch der Hospitäler usw.) für die obenerwähnten Be- 
richtszwecke zusammengestellt wird. Nach dem Gang 
der Entwicklung haben die ersteren Formulare eine 
feste Standhaftigkeit an den Tag gelegt, während die 


1) Auszugsweise Wiedergabe einer im ‚„Wijestnik Statistiki‘“, 
Kniga 23, Nr. 10—12, 1926 erschienenen Abhandlung. Heraus- 
gegeben von der Statistischen Zentralverwaltung der USSR, 
Moskau. Ins Deutsche übersetzt von E. Roesle. 


letzteren in den ersten sechs Jahren seit dem Be- 
stehen des Narkomsdraw eine Außerordentliche Ver- 
änderlichkeit gezeigt haben. 


I. Die Formulare der laufenden Registration. 


a) Grundformulare. 


Hierher gehören: 

a) die allgemeine statistische Krankenkarte, 

b) die individuelle Karte des Kranken und der 
Familienumschlag hierzu, 

c) die statistische Karte des Bettkranken, 

d) die klinische Karte des Bettkranken, 

e) die statistische geburtshilfliche Karte, 

f) die klinische geburtshilfliche Karte, 

g) die Karte für besondere Mitteilungen über In- 
fektionskranke — 1. für die Stadt- und 2. für die 
Landbevölkerung!). 

Diese 9 Formen zur Gewinnung der Urmaterialien 
wurden von der Statistischen Abteilung des Narkom- 
sdraw und (anfangs) von einer besonderen Sanitär- 
Statistischen Kommission, später von der ‚Vereinigten 
Sanitär-Statistischen Kommission bei der Zentral- 
statistischen Verwaltung und beim Narkomsdraw“ 
ausgearbeitet. 

Die Ausarbeitung der erwähnten Formulare ver- 
folgte die Aufgabe des Aufbaues eines einheitlichen 
Systems der sanitär-statistischen Untersuchung des 
Landes, einer umfassenden Arbeit von örtlicher als 
auch von allgemeiner staatlicher Bedeutung. Zum 
Zwecke der Ausführung dieser Aufgabe war es als not- 
wendig erkannt worden, eine Durchsicht der örtlichen 
Formulare vorzunehmen. Als Musterbeispiel für diese 
Durchsicht wurden die Formulare und Regeln des 
Moskauer Gouvernements gewählt, da diese Formulare 
in genügendem Maße eine praktische Bewertung er- 
fahren haben und von der westeuropäischen Wissen- 
schaft approbiert worden sind, und parallel mit diesen 
wurden die Formulare anderer Gouvernements unter- 
sucht. 


1) Ein Abdruck solcher Individual- und Familien-Karten be- 
findet sich in dem Aufsatz von E. Roesle, Die Organisation 
der Morbiditätsstatistik in Rußland. Archiv für Soziale Hygiene 
und Demographie. IX. Band, S. 52—72. 1913. (Anmerkung 
der Redaktion.) 
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Als Vorspiel dieser Arbeit hatte die Statistische 
Abteilung des Narkomsdraw eine einleitende Unter- 
suchung über den Stand der obenerwähnten Registra- 
tion in den Orten ausgeführt. Diese Untersuchung 
bewies vollständig, daß in den meisten Gouvernements 
der Republik damals eine völlige Verschiedenheit und 
Systemlosigkeit der Beobachtungen sowie ein voll- 
ständiger Mangel eines einheitlichen Erforschungs- 
planes der ärztlichen Hilfe der Bevölkerung und des 
sanitären Standes des Landes herrschten. 

Vor der Revolution existierte in Rußland keine ein- 
heitliche sanitäre Statistik; in einzelnen Gouverne- 
ments existierte sie und sogar in sehr entwickelten 
Formen (Moskauer Gouvernement), in anderen fehlte 
sie gänzlich; die Formulare für die staatliche Bericht- 
erstattung waren verschieden von den Formularen für 


die örtliche Berichterstattung, indem nicht die einen 


aus den anderen hervorgingen, wodurch ein die ganze 
Sache schädigender Dualismus entstand. 

Die Grundform ist die „Allgemeine statistische 
Krankenkarte‘‘. Sie enthält nur 9 Rubriken, so 
daß sie für die Massenregistration geeignet ist; gleich- 
zeitig ist sie genügend ausführlich, um bei guter Aus- 
füllung die Möglichkeit zu geben, nicht nur die all- 
gemeine, sondern auch die örtliche, professionelle usw. 
Morbidität festzustellen. 

Die darin gestellten Grundfragen wiederholen sich 
in jedem der anderen obenerwähnten statistischen 
Formulare, wodurch diese in ein einheitliches System 
gebracht werden. Alle diese, im Jahre 1920 vom 
Kollegium der Zentralstatistischen Verwaltung be- 
stätigten Formulare haben sich bis in die jüngste Zeit 
als sehr standhaft erwiesen. Nur im Jahre 1924, als 
vom Narkomsdraw die Frage über die Notwendigkeit 
der „Dispensairisation‘‘ der ärztlichen Hilfe aufge- 
worfen wurde, hat die Heilwesen-Abteilung des 
Narkomsdraw die Forderung der Durchsicht dieser 
Formulare zum Zweck ihrer Verwendung für die 
Dispensairisation in den Vordergrund gestellt. Diese 
Durchsicht wurde von einer Reihe spezieller Unter- 
kommissionen, die von der Vereinigten Sanitär- 
Statistischen Kommission ernannt worden waren, 
ausgeführt. Bei dieser Durchsicht blieb die „All- 
gemeine statistische Karte‘‘ die gleiche, wie sie ge- 
wesen ist, mit sehr wenigen Redaktionsänderungen. 

Von den oben erwähnten Formularen wurden von 
der Vereinigten Kommission drei — die Allgemeine 
statistische Krankenkarte, das Formular für die in- 
dividuale Familieneintragung!) und das Formular für 
die laufende epidemische Statistik — als obliga- 


1) Hierunter ist die Einordnung der Individual-Karten von 
Familienmitgliedern in einen gemeinsamen Familien-Umschlag, 
der selbst als familienstatistisches Formular dient, zu verstehen. 


torisch für die allgemeine Einführung an- 
erkannt. Was die übrigen Formulare betrifft, so blieb 
die Kommission in dieser Beziehung in empfehlender 
Stellung. 

Wenn man somit die Ausarbeitung der Grundformu- 
lare für die sanitäre Statistik als sehr glücklich gelöst 
betrachten kann, so muß man ihre Einführung in den 
Orten als sehr schwerfällig bezeichnen, wie man aus 
den in der Statistischen Abteilung des Narkomsdraw 
und in der Abteilung für Statistik der Volksgesundheit 
bei der Zentralstatistischen Verwaltung vorhandenen 
Materialien ersehen kann. 

Nach den im Frühjahr und im Sommer 1922 von der 
Abteilung für Statistik der Volksgesundheit gesammel- 
ten Materialien fand die Kartenregistration der Er- 
krankungen damals nur in 12 von 40 Gesundheits- 
abteilungen, die geantwortet haben, statt. In 18 Ge- 
sundheitsabteilungen wurden die Erkrankungen nur 
in den Journalen der Ambulatorien registriert und in 
9 wurden die Erkrankungen gar nicht registriert ; wobei 
von den 12 Abteilungen, die die Kartenregistration 
eingeführt haben, nur in 6 die letztere nach den neuen, 
von der Vereinigten Sanitär-Statistischen Kommission 
ausgearbeiteten Formularen gehandhabt wurde, in 
den übrigen 6 dagegen nach eigenen örtlichen Formu- 
laren; außerdem muß erwähnt werden, daß in Ab- 
teilungen, die die Kartenregistration eingeführt haben, 
diese nicht überall im Gouvernement zur Anwendung 
gelangte, sondern nur in denjenigen Krankenhäusern, 
in denen Karten vorhanden waren; wo solche nicht 
vorhanden waren, schrieb man auf alten Papierfetzen 
oder in die Ambulatoriumsbücher. 

Die Sache stand so schlimm, daß die Abteilung für 
Volksgesundheitsstatistik bei der Zentralstatistischen 
Verwaltung sich für verpflichtet hielt, die Frage über 
den Stand der sanitären Statistik in der Republik auf 
dem Allrussischen Statistischen Kongreß vorzutragen. 

Als Ursachen für einen derartigen krankhaften 
Stand der sanitären Statistik muß man nach den aus 
dem Statistischen Bureau erhaltenen Antworten be- 
zeichnen: a) Mangel an Mitteln in den Orten und 
b) Mangel an Ärzten und an medizinischem Personal. 
Trotz aller Mühe und viel Arbeit seitens der Abteilung 
für Statistik des Narkomsdraw und der Vereinigten 
Kommission ist es nicht gelungen, genügende Mittel 
zur Gründung einer sanitären Grundstatistik von den 
Finanzorganen zu bekommen. 

Der Allrussische Statistische Kongreß hat nach dem 
Vortrag der Abteilung für Volksgesundheitsstatistik 
bei der Zentralstatistischen Verwaltung folgende Re- 
solutionen gefaßt: 


1. Angesichts des ungenügenden Standes der Statistik der 
allgemeinen Morbidität der Bevölkerung ist es notwendig, eine 
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regelmäßige Registration der Erkrankungen nach den Formu- 
laren und Regeln, die von der Vereinigten Sanitär-Statistischen 
Kommission ausgearbeitet sind, in nächster Zeit anzuordnen. 

2. Es ist anzuerkennen, daß die gesamte sanitäre Statistik 
auf Staatskosten geführt werden muß, und deshalb zum Zwecke 
einer richtigen Aufstellung, der Festigung und Entwicklung der 
Statistik der allgemeinen Morbidität die Zentralstatistische 
Verwaltung und das Narkomsdraw zu ersuchen, diese Arbeiten 
gemeinsam zu finanzieren, in Anbetracht dessen, daß die 
Statistik der allgemeinen Morbidität als ein Teil der staatlichen 
Statistik angesehen werden muß. 

3. Angesichts der katastrophalen Lage der Registration der 
Erkrankungen, die durch den Mangel an Blanko-Formularen 
für diese Registration hervorgerufen wird, ist die Zentral- 
statistische Verwaltung wnd das Narkomsdraw um Bereit- 
stellung genügender Geldmittel zur Anordnung der Registration 
der Morbidität in gegenwärtiger Zeit, zum Druck von Karten 
und zur Befriedigung anderer, in dieser Beziehung notwendiger 
Bedürfnisse zu ersuchen ?). 

Diese Resolutionen mit entsprechenden Vorstellun- 
gen über die Notwendigkeit der Gewährung ausreichen- 
der Mittel für den Druck von Formularen (62816340 
Rubel in der Währung vom Jahre 1922) wurde dem 
Volkskommissar für Gesundheitswesen und dem Leiter 
der Zentralstatistischen Verwaltung übergeben und 
von diesen dem Rat der Volkskommissare übersandt. 
Den letzteren wurde jedoch die Gewährung der nötigen 


Mittel verweigert. 


Nur sehr langsam, allmählich, beginnt die Registra- 
tion der Erkrankungen in den Orten (mit örtlichen 
Mitteln) sich einzurichten. Nach den Ergebnissen 
einer Untersuchung, die von der Abteilung für Statistik 
der Volksgesundheit bei der Zentralstatistischen Ver- 
waltung im Jahre 1923 ausgeführt wurde, wurde die 
Registration in 19 von 37 Gesundheitsabteilungen, die 
eine Antwort gegeben haben, und im Jahre 1924 in 
44 von 54 Abteilungen geführt. Es ist also nach fünf 
Jahren nach der Ausarbeitung der Registrations- 
formulare für die Morbidität die Registration noch 
lange nicht überall eingeführt. Selbstverständlich ist 
durch die Einführung der Registrationskarten für die 
Morbidität in die Praxis die sanitäre Statistik noch 
lange nicht beendet, — sie beginnt erst; die aus- 
gefüllten Karten müssen im Gouvernements-sanitär- 
statistischen Zentrum gesammelt und daselbst aus- 
gearbeitet werden, und zwar nach einem bestimmten, 
mehr oder weniger umfangreichen Programm zur 
Charakteristik der Morbidität der Bevölkerung des 
‘Gouvernements. Die Gouvernements - Zusammen- 
stellung der Materialien über die Morbidität aus jedem 
Gouvernement muß hierauf dem Zentrum der staat- 
lichen Zusammenstellung übersandt werden. Diese 
Materialienbearbeitung in den Orten und die nach- 
folgende gesamte staatliche Zusammenstellung bringt 


') „Wjestnik Statistiki“, Kniga X11, Anhang, S. 27. 
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die Notwendigkeit der Benutzung einer einheitlichen 
Klassifikation und Nomenklatur der Krankheiten mit 
sich. Vor der Revolution existierten in Rußland zwei 
Krankheitsnomenklaturen — die staatliche, die im 
Jahre 1902 herausgegeben wurde, und für alle ört- 
lichen und staatlichen Berichtsarbeiten, die vom 
Staate verlangt wurden, obligatorisch war, und die 
sogenannte ,Pirogowsche“ Nomenklatur, die im 
Jahre 1900 herausgegeben worden war und von den 
sanitären Organisationen für die Institution der ört- 
lichen Erforschung des Vorkommens von Krankheiten 
verwendet wurde. 


Nachdem die Statistische Abteilung eine einheitliche 
sanitäre Statistik im Lande eingeführt hatte, mußte 
sie selbstverständlich an die Ausarbeitung einer ein- 
heitlichen Klassifikation und Nomenklatur 
der Krankheiten herantreten. Diese Frage wurde zur 
Untersuchung dem Wissenschaftlichen Medizinischen 
Rat vorgelegt und die Nomenklatur erschien Anfang 
1925. 


Wenn, wie wir gesehen haben, die Kartenregistration 
der Erkrankungen im Jahre 1924 in 81°, aller Ge- 
sundheitsabteilungen eingeführt wurde, so wurde die 
Ausarbeitung der Kartenmaterialien nur in 22 Ab- 
teilungen ausgeführt, und hiervon in 4 nur die Aus- 
arbeitung der städtischen Materialien. 


Anders steht es mit der Einführung der Formulare 
für die Registration der Erkrankungen an den epidemi- 
schen Krankheiten in die Praxis in den Orten; schon 
im Jahre 1922 wurde in 32 von 40 untersuchten Ge- 
sundheitsabteilungen die Registration der epidemi- 
schen Erkrankungen geführt; in gegenwärtiger Zeit 
kann man bestimmt sagen, daß eine solche Registra- 
tion überall eingeführt ist. Auf diese Weise hat die 
Statistische Abteilung die Möglichkeit, die gesamt- 
staatliche Ziffer der Morbidität an 25 epidemischen 
Krankheiten festzustellen, was sie auch tut. 


b) Formulare der speziellen Registration. 


Die Vereinigte Kommission stand immer auf dem 
Standpunkt, daß vor allen Dingen eine richtige all- 
gemeine Registration aller Erkrankungen ins 
Leben gerufen werden und sich fest verankern müsse, 
um auf Grund der Ausarbeitung ihrer Materialien ein 
Bild von der allgemeinen Morbidität der Bevölkerung, 
sowohl in den Gouvernements als auch im ganzen 
Reich, festzustellen; denn nur auf diesem festen 
Fundament der „allgemeinen Morbidität‘“, die 
die sanitäre Lage des Landes charakterisiert, kann 
man auch Schlüsse über das „‚professionelle‘‘, 
„soziale“ und andere Krankheitsvorkommen ziehen. 
Die Kommission mußte jedoch von diesem regelrechten 
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Wege abweichen und den von den Bedürfnissen der 
verschiedenen Abteilungen des Narkomsdraw be- 
stimmten Weg gehen. 


c) Erhebungsformulare,diedurchdie „Dispen- 
sairisation‘‘ der medizinischen Hilfe hervor- 
gerufen sind. 


Im Jahre 1924, als im Narkomsdraw die Frage über 
die „Dispensairisation‘‘ der medizinischen Hilfe und 
über die Erforschung der professionellen Morbidi- 
tät entstand, mußten die Statistische Abteilung und 
die Vereinigte Kommission an die Ausarbeitung von 
Grundformularen für die Registration der Erkran- 
kungen für diese medizinische Richtung herantreten. 
Als Basis für diese Arbeit wurde das Erhebungs- 
system, das von der Abteilung für Statistik der Volks- 
gesundheit bei der Zentralstatistischen Verwaltung 
ausgearbeitet und vom Institut zur Erforschung der 
professionellen Morbidität namens Obuch angenommen 
worden war, gewählt. Darin sind sowohl die Grund- 
formulare der Registration, die wir oben erwähnt 
haben (Allgemeine statistische Registrationskarte der 
Erkrankungen, Individuelle Karte des Kranken mit 
Familien-Umschlag) als auch neue spezielle Formulare: 
Individuelles sanitäres Journal, Karte für die sanitäre 
Untersuchung der Wohnung, der Nahrung, Blanko- 
Formulare zur Untersuchung des Budgets, desgleichen 
zur Untersuchung der Produktionstätigkeit behufs 
sanitärer Charakteristik der einzelnen Berufe, ferner 
ein besonderer Nachweis über akute professionelle 
Vergiftungen, über professionelle Infektionserkran- 
kungen, Traumata und Brandwunden, enthalten. 

Das „Individuelle sanitäre Journal‘ ist ein 
zusammengesetztes Formular, das 55 Rubriken von 
Fragen enthält und aus 6 Abschnitten besteht: All- 
gemeine Mitteilungen, Allgemeine Anamnese, Anthropo- 
metrische Angaben, Status praesens, Laboratoriums- 
untersuchungen, Befund des Arztes. Die Bedeutung 
dieses Formulars bei der Aufstellung des Erhebungs- 
systems zur Erforschung der professionellen Morbidi- 
tät wurde von uns in folgender Weise bestimmt!): 
„Darin müssen die Angaben der erstmaligen Unter- 
suchung des Arbeiters bei seinem Eintritt in die Arbeit, 
ferner die Resultate der folgenden periodischen Unter- 
suchungen während der Ausführung seiner Arbeit 
sowie alle seine Erkrankungsfälle eingetragen werden. 
Das Sanitäre Journal ist dasjenige sanitäre Formular 
des Arbeiters, das uns erklären wird, wie das Aus- 
suchen von Arbeitskräften dieser oder jener Profession 


1) „Die Gesundung der Arbeit und die Revolution des 
Lebens“, Ausgabe 1, S. 123, sowie der Artikel: ‚‚Sanitäre Sta- 
tistik in der Erforschung des schädlichen Einflusses der Arbeit“ 
in „Wijestnik Statistiki“, Kniga XVIII. 
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vor sich geht, und das uns die Möglichkeit geben wird, 
bei seiner Ausarbeitung statistische Reihen, die wir 
zur Ausschließung des Einflusses der Faktoren der 
‚inneren Reihenfolge‘ !) auf die Gesundheit des Arbei- 
ters nötig haben, zu erhalten.“ Außer der statistischen 
hat dieses Journal auch eine große klinische Bedeutung; 
indem es eine vergrößerte individuelle Karte des 
Kranken darstellt, muß es dem Kliniker sowohl in der 
Stellung einer richtigen Diagnose der eingetretenen 
Krankheit als auch zu deren rationeller Bekämpfung 
große Hilfe leisten. Die Kompliziertheit dieses Jour- 
nals und die unbedingte Notwendigkeit seinerrichtigen, 
sorgfältigen und akkuraten Äusfüllung durch kom- 
petente Personen machen es als Formular für die 
Massenstatistik unanwendbar. 

Ein schlecht ausgefülltes Journal kann die Er- 
forschung der professionellen Morbidität nur schädigen 
und zu vollständig falschen Schlußfolgerungen führen. 

Wenn man dies in Betracht zieht, muß man aner- 
kennen, wie wir dies auch öfters schriftlich und münd- 
lich auf den Tagungen der Ärzte ausgesprochen haben, 
daß die für die Erforschung der professionellen Morbi- 
dität durch die statistische Methode notwendige Aus- 
führung der systematischen Eintragungen in die 
Praxis nur ganz allmählich möglich ist, entsprechend 
dem Vorhandensein von unterrichteten und für diese 
Angelegenheit interessierten kompetenten ärztlichen 
Kräften. | 

Jetzt an die Verwirklichung des ganzen komplizier- 
ten Erhebungssystems zum Studium der professionel- 
len Morbidität im großen Maßstab zu denken, wenn 
im Lande, und bei weitem nicht überall, die Registra- 
tion der Erkrankungen auf statistischen Grundkarten 
erst eingeführt wird, wenn nur in einzelnen Gouverne- 
mentszentren das Kartenmaterial der allgemeinen 
Morbidität bearbeitet zu werden beginnt und wenn auf 
solche Weise fast nirgends außer in zwei bis drei 
Gouvernements das Bild der allgemeinen Morbidität 
festgestellt ist, ist selbstverständlich unmöglich; man 
muß vielmehr alle Anstrengungen auf die Einführung 
und Befestigung der Registration der Morbidität 
mittels der allgemeinen statistischen Karten richten, 
auf die Ausarbeitung dieser Karten in den Gouverne- 
mentszentren behufs Feststellung des Charakters und 
der Intensität der allgemeinen Morbidität der Be- 
völkerung nach einem Programm, das die Möglichkeit 
geben würde, diese Angaben zu verwerten und als 
Maßstab für den Vergleich beim Studium der pro- 
fessionellen Morbidität und als Material für die staat- 
liche statistische Aufstellung zu dienen. 


1) Darunter sind hier die nicht-professionellen Faktoren, 
das heißt die Faktoren endogener Art zu verstehen. (An- 
merkung des Übersetzers.) 


d) Die Registration des medizinischen 
Personals. 


Im Jahre 1920 hat die Statistische Abteilung des 
Narkomsdraw eine Zählung der Ärzte, Feld- 
schere, Zahnärzte und Pharmazeuten unter- 
nommen; es wurde eine entsprechende Karte ausge- 
arbeitet, durch die Vereinigte Kommission durchge- 
sehen und in die Orte zur Ausfüllung in den Gesund- 
heitsabteilungen versandt. Die von der Statistischen 
Abteilung gesammelten ausgefüllten Karten wurden 
von ihr in entsprechender Weise ausgearbeitet, und 
die im Resultat dieser Ausarbeitung erhaltenen 
Tabellen befinden sich als Manuskripte in den Ab- 
teilungen. Im Jahre 1921 wurde mittels dieser Karte 
überall die Neuregistration des Personals zum Zweck 
der Kenntnis der Veränderungen, die im Personal- 
bestand im Laufe des Jahres stattfanden, ausgeführt. 
Auf Grund der Angaben der erwähnten Zählung und 
Neuregistration wurde von der Abteilung ein Ver- 
zeichnis der Ärzte nach dem Stande am 15. Dezember 
1921 zusammengestellt. Darauf wurde eine laufende 
monatliche Zählung der Ärzte in der Republik 
festgesetzt und auf Grund der monatlichen Mitteilun- 
gen aus den Orten wurde eine zweite Ärzteliste unter 
Berücksichtigung aller stattgefundenen Veränderungen 
nach dem Stande am 1. Januar 1924 und nach dem 
Programm, das von der Vereinigten Kommission 
durchgesehen und begutachtet wurde, aufgestellt. 

Später ging die Zählung des medizinischen Personals 
in die Organisationsabteilung des Narkomsdraw über. 

Die Karte besteht aus Il Rubriken: Name, Vor- 
und Vatersname, Geburtsdatum, Zeitpunkt der Be- 
endigung des Studiums, Spezialfach, Stage, Dienst, 
Amt, Militärverhältnis, ob an Fleckfieber krank ge- 
wesen, genaue Adresse. 


Il. Die Formulare der medizinischen Berichterstattung. 

Von den Formularen der medizinischen Bericht- 
erstattung haben sich nur die einfachsten, nämlich 
die „Wöchentlichen Mitteilungen über die Bewegung 
der akuten Infektionskrankheiten‘‘ — Formular ‚A‘ 
des monatlichen Bezirksberichts —, auf deren Grund- 
lage die Gouvernements- und dann die staatliche 


Zählung der Bewegung der hauptsächlichen- 


epidemischen Krankheiten zustande kommt, am 
Leben erhalten. Hier hat sich nur die Zahl der In- 
fektionskrankheiten, die gemeldet werden, von 12 bis 
auf 25 vermehrt. 

Die übrigen Teile des medizinischen Berichtes haben 
während der ganzen Zeit eine große Unbeständig- 
keit an den Tag gelegt. 

Als Ursachen dieses Mißgeschicks können, wie die 
Untersuchung der Arbeiten der Statistischen Ab- 
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teilung zeigt, zwei Faktoren angesehen werden, 
nämlich 1. Änderung der Finanzierungsform, Ver- 
änderlichkeit der Struktur sowohl des Volkskommis- 
sariats selbst als auch der Gouvernements-Gesund- 
heitsabteilungen und der örtlichen Einrichtungen und 
2. das Bestreben der Narkomsdraw-Abteilungen nach 
Erlangung von übermäßig ausführlichen Mitteilungen 
aus den einzelnen Orten. 

Ganz von Anfang ihres Bestehens an haben die 
Statistische Abteilung und die Vereinigte Sanitär- 
Statistische Kommission, indem sie auf den Stand- 
punkt der Notwendigkeit der Festsetzung eines ein- 
heitlichen Systems der sanitären Statistik und Be- 
richterstattung getreten sind, anerkannt, daß die 
Arbeit des Aufbaues der Berichterstattungsformulare 
in dem Umfang für das ganze Reich einer vollständigen 
Durchsicht sowohl in bezug auf die örtliche Bericht- 
erstattung der Heileinrichtungen und des medizini- 
schen Personals als auch in bezug auf die Bezirks- und 
Gouvernements-Erhebungen, die für die örtlichen und 
staatlichen Zwecke gemacht werden, unterworfen 
werden muß; die Arbeit muß von der niedrigsten 
Einheit — Bericht der Heilanstalt — beginnen und 
allmählich an die größeren Komplexe herangehen. 

Die Kommission hat Formulare für monatliche und 
jährliche örtliche Berichte (getrennt für Städte und 
ländliche Ortschaften) über die Revier-, ambulatorische 
und Hospital-Tätigkeit derHeilanstalten ausgearbeitet. 
Ebenso wie bei der Ausarbeitung der Registration 
ging die Kommission von den Formularen aus, die vom 
Leben approbiert sind, nämlich von den Formularen, 
die im Moskauer Gouvernement eingeführt sind ; dabei 
wurde ein Grundziel verfolgt, nämlich die Verein- 
fachung der Formulare angesichts der ihnen bevor- 
stehenden Bedeutung, die einzigen Staatsformulare 
zu sein, aus denen die Gouvernements- und die städti- 
schen ärztlich-sanitären Einrichtungen Materialien so- 
wohl für die örtliche Arbeit als auch für die staatliche 
Berichterstattung schöpfen werden. 

Als die Statistische Abteilung und die Vereinigte 
Kommission diese Arbeit in Angriff genommen haben, 
gingen sie von einem Standpunkt aus, den man nicht 
als richtig anerkennen kann, nämlich davon, daß I.das 
staatliche sanitär-statistische Zentrum alljährlich eine 
Übersicht von Zahlenmaterialien, die durch bestimmte 
und klare Züge sowohl den sanitären Stand der Be- 
völkerung der Republik (allgemeine Morbidität, epi- 
demische Morbidität, Todesursachen) als auch den 
Stand der ärztlich-sanitären Hilfe der Bevölkerung 
(Zahl der Krankenhäuser, Frequentierung, Zahl des 
Heilpersonals usw.) charakterisieren, zusammenstellen 
und veröffentlichen muß; daß 2. diese Übersicht auf 
Grund der jährlichen Berichte der Gouvernements- 
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zentren (ausschließlich der Übersicht der epidemischen 
Morbidität, die monatlich aufgestellt werden soll) aus- 
geführt werden muß, und daß 3. diese Übersicht in 
möglichst kurzer Frist nach der Berichtsperiode (bei- 
spielsweise in der zweiten Hälfte des auf das Berichts- 
jahr folgenden Jahres) veröffentlicht werden und des- 
wegen möglichst einfach sein muß und nur die wichtig- 
sten, charakteristischsten und klarsten Angaben ent- 
halten darf. 

Jedoch die beiden oben erwähnten Momente — die 
Veränderlichkeit der Struktur der Einrichtungen und 
das Bestreben der Abteilungen des Narkomsdraw, 
übermäßig ausführliche Mitteilungen von den einzelnen 
Orten zu bekommen, -— haben die Statistische Ab- 
teilung und die Vereinigte Kommission bewogen, vom 
geplanten Wege abzuschweifen; ebenso wie hinsicht- 
lich der Ausarbeitung der speziellen Formulare für die 
Registration gelang es ihnen nicht, die Aufbauarbeit 
der Berichterstattung in bezug auf die Planmäßigkeit 
und Aufstellung der einfachsten Berichtsformulare zu 
realisieren. Man muß anerkennen, daß die Ausarbei- 
tung der Berichterstattungsformulare sehr unglücklich 
begann, denn die festgesetzten Formulare waren schon 
im Augenblick ihrer Veröffentlichung veraltet, forder- 
ten immer neue Durchsicht und waren immer so kom- 
pliziert und ausführlich, daß sie für die örtlichen 
Zentren (denen es an statistischen Kräften mangelte) 
‚ nicht zu bewältigen und unbequem waren. 

Im Jahre 1922 wurde durch die Verordnung des 
Obersten Zentral-Exekutiv-Komitees (WZIK) als 
Pflicht der Volkskommissariate festgesetzt, drei- 
monatliche Berichte über ihre Tätigkeit und über 
die der ihnen unterstellten Einrichtungen zu erstatten. 

Von der Statistischen Abteilung war bereits ein 
entsprechendes Formular der vierteljährlichen Be- 
richterstattung ausgearbeitet und gemäß einem Zir- 
kular des Narkomsdraw am 1. Juli 1920 eingeführt 
worden. Aber schon bald nach dessen Einführung 
haben sich bedeutende Mängel gezeigt, nämlich: 
l. eine ungenügende Übereinstimmung des Programms 
des dreimonatlichen Berichts hinsichtlich des Inhalts, 
der Form und der Grundlage des Aufbaues mit den 
schon früher bestimmten Arten der örtlichen und 
staatlichen laufenden Berichterstattung und 2. eine 
Rückständigkeit dieses Programms hinter zeitgenössi- 
schen praktischen Fragen angesichts der nach dessen 
Veröffentlichung vor sich gegangenen Veränderungen 
der Organisationsordnung in einigen Zweigen der 
ärztlich-sanitären Angelegenheiten. 

Das vom Narkomsdraw im Jahre 1923 geprüfte 
und veröffentlichte Berichterstattungsformular hat 
sich von neuem als undurchführbar erwiesen. Im 
Zusammenhang mit der am 4. März 1924 vom Nar- 
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komsdraw, Narkomtrud (Arbeits-Kommissariat) und 
vom Obersten Zentralen Rat für Versicherungshilfe 
(WZSPS) veröffentlichten „Verordnung über die 
Organisationsordnung der medizinischen Hilfe für 
die Versicherten und deren Familienglieder‘‘ ergab 
sich, daß es zur Lösung der entsprechenden faktischen 
Fragen unentbehrlich ist, eine vollständige Übersicht 
über die Leistung der ärztlich-sanitären Hilfe für die 
versicherte Bevölkerung aufzustellen. Die Ausführung 
einer solchen Übersicht erwies sich nur durch Ver- 
feinerung aller Angaben in bezug auf die versicherte 
Bevölkerung als möglich. Die Arbeiten in bezug auf 
diese neue Durchsicht wurden am 6. Dezember 1924 
von einer Konferenz unter Teilnahme der Vertreter 
von Abteilungen des Narkomsdraw aufgenommen. 


Jährlicher Bericht über den Stand der Volksge- 
sundheit und Organisation der medizinischen 
Hilfe der Bevölkerung der Gouvernements. 


Angesichts dessen, daß der letzte noch vor der 
Oktober- Revolution herausgegebene ‚,Jahresbericht 
über den Stand der Volksgesundheit und Organisation 
der medizinischen Hilfe der Bevölkerung der Gouver- 
nements“ nur das Jahr 1914 umfaßte, und das ganze 
vorhandene statistische Material hauptsächlich aus 
den Gouvernements-Zusammenstellungen für das Jahr 
1915 bestand, wurde es im Jahre 1918 als notwendig 
anerkannt, Maßnahmen zur Verbesserung der Fehler 
im Material für das Jahr 1915 und zur Zusammen- 
stellung der Berichte für die folgenden Jahre zu 
treffen. 

Angesichts der sich zeigenden Unmöglichkeit der 
Darstellung dieser Berichte nach dem alten Muster 
zur Wahrung der Einheitlichkeit und Vollständigkeit 
des Materials trat man an die Ausarbeitung des ver- 
kürzten Formulars für den jährlichen Bericht heran. 
Von der Statistischen Abteilung des Narkomsdraw 
wurde die Form einer Enquête ‚über den Stand der 
Volksgesundheit und die Organisation der medizini- 
schen Hilfe der Bevölkerung der Sowjet-Republik“ 
ausgearbeitet und allen Gouvernements-Gesundheits- 
abteilungen für die jährliche Berichterstattung emp- 
fohlen. | 

Dieselbe Form der Enquête mit einem etwas mehr 
entwickelten Programm wurde an alle örtlichen Ab- 
teilungen für Gesundheitswesen versandt, mit dem 
Vorschlag, nach ihr die zu berichtenden Angaben vom 
Jahre 1920 an zu liefern. 

Die Praxis der nachfolgenden Jahre ließ die Unvoll- 
ständigkeit der erwähnten Angaben erkennen hin- 
sichtlich der Beleuchtung vieler ziemlich wichtigen 
Organisations-, medizinischen und wirtschaftlichen 
Fragmente sowie zur Ausarbeitung eines vollständigen 
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Berichtes über den Gesundheitsschutz für das Oberste 
Zentral-Exekutiv-Komitee und den Rat der Volks- 
kommissare (SNK), gemäß der Verordnung dieses 
Komitees vom 30. Juni 191. 

Zum Zwecke einer Vervollständigung der entdeckten 
Mängel wurde der Inhalt der Tabellen des ursprüng- 
lichen Programms des Jahresberichtes bedeutend er- 
weitert, wobei das Programm mit einer Reihe von 
neuen Abteilungen ausgefüllt wurde. 

Am Ende des Jahres 1924 beabsichtigte man, im 
Hinblick auf die Belastung der örtlichen Gesundheits- 
abteilungen das Formular für den Jahresbericht als 
nicht unbedingt notwendig aufzugeben, jedoch an- 
gesichts der Mängel des Materials der vierteljährlichen 
Berichte für das Jahr 1924, die bei der Zusammen- 
stellung der Übersichten von der Statistischen Ab- 
teilung entdeckt wurden, und der Notwendigkeit der 
Revision dieses Programms beschloß man, das Formu- 
lar für den Jahresbericht „über den Stand der Volks- 
gesundheit und die Organisation der medizinischen 
Hilfe der Bevölkerung‘ bis auf weiteres beizubehalten. 

Man muß jedoch sagen, daß trotz der Fehlerhaftig- 
keit des aus den einzelnen Orten erhaltenen Berichts- 
materials, trotz der Ungleichzeitigkeit seiner Ein- 
lieferung die Statistische Abteilung immer noch jähr- 
liche Übersichten zusammenstellt, wobei sie viel 
Kräfte und Zeit auf Erlangung von Ergänzungsmit- 
teilungen aus den Orten verschwendet. Diese Über- 
sichten werden in Auszügen, allerdings mit bedeuten- 
der Verspätung infolge später Einlieferung der Be- 
richte aus den Orten und Mangels an Kräften der Ab- 
teilung, in den Jahrbüchern der Zentralstatistischen 
Verwaltung abgedruckt, die Originale der vollstän- 
digen Jahresübersichten, angefangen vom Jahre 1915, 
werden jedoch als Manuskripte in der Abteilung auf- 
bewahrt. 


Schlußfolgerungen. 

1. Obgleich die Statistische Abteilung des Nar- 
komsdraw von Anfang ihrer Tätigkeit an mit der Aus- 
arbeitung von Grundformularen für ein einheitliches 
System der sanitären Statistik auf dem richtigen Weg 
zur Erfüllung der von ihr gestellten Aufgabe war, 
nämlich eine Charakteristik des sanitären Standes der 
Bevölkerung zu geben, hat sie bis jetzt diese Aufgabe 
nicht im vollen Maße ausführen können. Bis jetzt 
führt sie noch immer nur die Auszählung der 
epidemischen Erkrankungen aus und zählt noch 
nicht die Daten der allgemeinen Morbidität für das 
ganze Reich aus. Das Haupthindernis dieser Aus- 
zählung ist, wie schon erwähnt wurde, der Mangel an 
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Mitteln, die für die sanitäre Statistik gewährt wurden 
und der durch die gleichen Umstände bedingte Man- 
gel an sanitär-statistischen Kräften in den einzelnen 
Orten. | 


2. Die ganze Aufmerksamkeit der Statistischen Ab- 
teilung muß in erster Linie auf die möglichst schnelle 
Einführung und Befestigung der Registration der 
Erkrankungen und auf die Ausarbeitung des 
Kartenmaterials in der erwähnten Richtung gerichtet 
sein; parallel mit dieser Ausarbeitung muß in den 
einzelnen Orten die Ausarbeitung der gleichen ambula- 
torischen Karten in der Richtung des Studiums der 
professionellen und sozialen Morbidität ein- 
geführt werden. Die Bestimmung des Programms der 
letzteren Ausarbeitung ist eine örtliche Angelegenheit, 
da die Größe dieser Programme durch örtliche Be- 
dingungen (Entwicklung und Charakter der Betriebe, 
Zusammensetzung der Industriebevölkerung usw.) be- 
dingt wird. Erst nach der definitiven Einführung 
dieser Arbeiten in den Orten wird man an die prak- 
tische Einführung des ganzen Systems der statistischen 
Eintragungen, die zum Studium der professionellen 
Morbidität notwendig sind, denken können. 


3. Zur Verwirklichung der erwähnten Arbeiten in 
den Orten ist die Herausgabe einer Nomenklatur 
der einzelnen Berufe und deren Klassifikation 
als bequemes Nachschlagebuch zur Verwendung in 
den Ambulatorien mit Angabe der wichtigsten sani- 
tären Kennzeichen jeder einzelnen Profession 
notwendig. Die im Jahre 1913 herausgegebene Liste 
der einzelnen Professionen, die in unserem „System 
der professionellen Klassifikation‘‘') erschien, ist 
gegenwärtig schon veraltet; sie wurde von uns im 
Jahre 1921 durchgesehen, aber die Absicht der Zentral- 
Statistischen Verwaltung, sie neu herauszugeben, hat 
sich bis jetzt nicht verwirklichen lassen. Jetzt, an- 
gesichts der bevorstehenden Einführung des Studiums 
der professionellen Morbidität in den einzelnen Orten, 
ist ihre neue Revision und neue Ausgabe besonders 
notwendig. 

4. Besonders notwendig ist die Veröffentlichung 
der von der Statistischen Abteilung zusammenge- 
stellten Ärzteliste vom I. Januar 1924 und die Fest- 
setzung der von dieser Abteilung eingeführten laufen- 
den Auszählung des medizinischen Personals 
und die periodische Veröffentlichung der auf Grund 
dieser Auszählung zusammengestellten Listen des me- 
dizinischen Personals. 


1) Vgl. dessen Besprechung im „Archiv für Soziale Hygiene 
und Demographie‘, Bd. 9, S. 471. 1914. 
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Die Konferenz der Medizinalstatistiker beim Volkskommissariat für Gesundheits- 
wesen in der RSFSR.:) 


Von I. BLOCH, Moskau. 


Die Konferenz der Medizinalstatistiker, die in 
Moskau vom 16. bis 19. Februar 1927 stattfand, wird 
in der Geschichte der russischen sanitären Statistik 
als erste umfassende Konferenz, die speziell für die 
Fragen der Medizinalstatistik in der Periode nach der 
Revolution einberufen wurde, dastehen. Die bisher 
stattgefundenen Konferenzen über die sanitäre Sta- 
tistik stellen gewöhnlich die verhältnismäßig nicht zahl- 
reichen Sektionen der Allrussischen Kongresse der 
Bakteriologen, Epidemiologen und der Sanitätsärzte 
mit bescheidenen Programmen vorwiegend praktischen 
Charakters dar. 

Die Februar-Konferenz versammelte 115 Personen: 
55 Ärzte, die durch die Gesundheitsabteilungen der 
Gouvernements, der Gebiete und der Eisenbahnen 
kommandiert worden waren, 4 Ärzte aus wissenschaft- 
lichen Forschungsinstituten, die übrigen stellte Moskau 
(Narkomsdraw, Moskauer Gesundheitsschutzabteilung, 
Zentralstatistische Verwaltung). 

Die Konferenz wurde von dem Vertreter des Volks- 
kommissars für Gesundheitswesen, Professor S. P. 
Solowjew, eröffnet, der auf die Wichtigkeit der Her- 
stellung enger Beziehungen zwischen der statistischen 
Arbeit und den praktischen Aufgaben des Aufbaues 
des Gesundheitsschutzes in der Union, auf die von 
der gegenwärtigen Regime-Ökonomie diktierte Not- 
wendigkeit der Vereinfachung und Verkürzung der 
Formulare der Registrierung und der Berichterstattung, 
auf die höchst wünschenswerte völlige enge Ver- 
bindung zwischen praktischen und wissenschaftlichen 
Aufgaben der sanitären Statistik ohne irgendwelche 
Verminderung der letzten hinwies. 

Alle auf der Konferenz gehaltenen Vorträge können 
in folgende 5 Gruppen eingeteilt werden: I. über den 
Stand und die Arbeit der medizinalstatistischen Organe 
in den Orten, 2. über das Schema der sanitär-statisti- 
schen Erforschung in der Union und über die daraus 
abgeleiteten Formulare der Registrierung und Bericht- 
erstattung, 3. über die Statistik der Morbidität und der 
Feststellung von pathologischen Erscheinungen?) und 


1) Übersetzung des russischen Manuskripts ins Deutsche von 
E. Roesle, Berlin. 

?) Die rastlos fortschreitende Sowjet-Medizin ist gezwungen, 
für ihre zahlreichen neuen Aufgaben und Wirksamkeiten neue 
Begriffe zu bilden, wozu weder der Wortschatz der russischen 
noch einer anderen Sprache ausreicht. Man hat eingesehen, daß 
das Wort „saboljewaemost‘‘, das ist das von dem Verbum 
„saboljewat‘‘ (erkranken) abgeleitete Abstraktum, für die Be- 
zeichnung „Erkrankungshäufigkeit‘‘ oder Morbidität reserviert 


insbesondere über die Statistik der professionellen 
Morbidität, 4. über die Statistik der natürlichen Be- 
völkerungsbewegung und 5. über einzelne Fragen der 
sozialen Statistik. 

Der Stand und die Arbeit der medizinal- 
statistischen Organe in den Orten wurde durch 4 
Vorträge, die von der Peripherie stammten (Smolensk- 
Gouvernement, Tambow-Gouvernement, Ural-Gebiet 
und der Baschkiren-Republik), und durch 2 zusammen- 
hängende Vorträge des Zentrums charakterisiert. Das 
von den Referenten geschilderte Bild erwies sich, wie 
auch zu erwarten war, als sehr bunt. Neben Gouver- 
nements(Moskau,Leningrad)mit einem gut eingerichte- 
ten medizinalstatistischenApparat und mit genügenden 
Mitteln ist dieser Apparat in der Mehrheit der Gouver- 
nements und Gebiete noch äußerst dürftig entwickelt 
und die dafür gewährten Mittel sind gering. Von den 
74 administrativen Einheiten (Gouvernements, Ge- 
biete, Autonome Republiken), die die von dem 
Statistischen Bureau des Narkomsdraw versandte En- 
quete ausgefüllt haben, gibt es in 41 davon bei den 
Gouvernements- oder Gebiets-Gesundheitsabteilungen 
selbständige Unterabteilungen für die Ausführung der 
medizinalstatistischen Arbeiten, in den übrigen wird 
die statistische Arbeit von anderen Unterabteilungen 
ausgeführt. Die Besoldung des Personals und die 
Kredite für medizinalstatistische Arbeiten entfallen 
mit wenigen Ausnahmen auf Kosten der Organe für 


bleiben muß, und daß für die gelegentliche Feststellung patho- 
logischer Erscheinungen bei angeblich Gesunden oder bei Per- 
sonen, die unter Aufsicht eines Dispensaires stehen, — wozu die 
Anordnung der wiederholten ärztlichen Untersuchung großer 
Arbeitermassen und die Einführung des ‚Individuellen sani- 
tären Journals“ sowie die weitgehende Dispensairisation die 
Möglichkeit geben, — ein anderer Begriff gewählt werden muß. 
Man hat hierfür das Wort ‚„‚Boljesnennost‘‘, das ist das von dem 
Verbum „boljet‘‘ (krank sein) abgeleitete Abstraktum, gewählt. 
Letzteres Wort wurde hier durchgängig mit „Feststellung 
pathologischer Erscheinungen‘ in Ermangelung eines ent- 
sprechenden deutschen Wortes umschrieben. Demgemäß ist 
unter ‚„Morbiditätsstatistik‘‘ nur die Dynamik der Erkrankungs- 
häufigkeit, das heißt die „laufende Morbidität‘‘ zu verstehen. 
Mit dieser Terminologie stimmt auch die von mir vorgeschlagene 
Terminologie der Gesundheitsstatistik der Schulkinder überein, 
die erst dann diese Bezeichnung verdient, wenn der „Statistik 
der pathologischen Defekte“ auch die „Statistik der laufenden 
Morbidität‘‘ gegenübergestellt werden kann. (Vgl. E. Roesle, 
Vorschläge für die Praxis der Aufbereitung der Gesundheits- 
statistik der Schulkinder. Zeitschrift für Schulgesundheits-, 
pflege und soziale Hygiene. 37, Nr. 11, S. 367. 1924.) (Anmer- 
kung des Übersetzers.) 
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Gesundheitsschutz. 
Organe für Gesundheitsschutz führen alle ohne Aus- 
nahme die Arbeiten für die sanitäre Berichterstattung 
aus, die von denselben viel Zeit und Kräfte in An- 
spruch nimmt. Ferner gehören zu ihrer Aufgabe 
statistische Untersuchungen über die Morbidität und 
die Feststellung von pathologischen Erscheinungen 
bei der Bevölkerung zum Zweck einer Ableitung 
statistischer Typen und zur Erklärung von deren 
Veränderlichkeit im Zusammenhang mit diesen oder 
jenen Bedingungen der Arbeit und des sozialen Milieus. 
Als Grundlage für derartige Forschungen dient die 
sogenannte Kartenregistrierung in ihren verschiedenen 
Kombinationen. Die letztere ist nach Angaben der 
obenerwähnten Enquête in 34 (von 74) administrativen 
Einheiten überall, in 9 teilweise, in 8nur in den Städten 
und in 5 nur in Gebiets- oder Gouvernements-Haupt- 
städten eingeführt worden. In den meisten Fällen 
wird die Kartenregistrierung auf Grund der Formulare, 
die vom Narkomsdraw und von der Zentralstatisti- 
schen Verwaltung empfohlen worden sind, geführt. 
Zur Ausarbeitung des Kartenmaterials über die 
Morbidität wurde schon in 15 administrativen Ein- 
heiten geschritten, während die Ergebnisse dieser 
Ausarbeitung erst in einigen Örtlichkeiten auch ge- 
druckt und publiziert worden sind. 

In der Resolution dieser Vortragsgruppe hat die 
Konferenz zum Ausdruck gebracht, daß 1. ‚‚die 
statistischen Apparate der örtlichen Organe für Ge- 
sundheitsschutz in quantitativer Hinsicht nicht ge- 
nügen und mit qualifiziertem Personal nicht versorgt 
sind, und 2. ihre Arbeit nicht unter günstige Be- 
dingungen gestellt ist, sowohl hinsichtlich ihrer 
Selbständigkeit als auch ihrer Planmäßigkeit, und 
durch gelegentliche Aufgaben hintangesetzt wird‘, 
und empfahl deshalb zur Verbesserung der Medizinal- 
statistik eine Reihe von Organisationsmaßnahmen, 
insbesondere: 1. Einsetzung eines festen Etats für die 
medizinalstatistischen Unterabteilungen oder Bureaux 
entsprechend dem Umfang ihrer Arbeit, 2. Konzen- 
trierung aller planmäßigen Arbeiten in diesen Unter- 
abteilungen, 3. eine intensivere Ausbildung von ärzt- 
lichen Statistikern mittels einer Organisation spezieller 
Kurse beim Narkomsdraw der RSFSR und einer 
Erweiterung des Kurses für sanitäre Statistik in den 
Fortbildungskursen für Sanitätsärzte usw., 4. Ein- 
führung der Kartenregistrierung der Morbidität auf 
einer für das ganze Territorium der Republik obliga- 
torischen statistischen Karte für die im Ambulatorium 
oder im Krankenhaus behandelten Kranken. 

Aus der zweiten Gruppe der Vorträge sind hervor- 
zuheben die Mitteilung von S. M. Bogoslowsky über 
„Das allgemeine Schema der sanitärstatistischen 
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Forschung“ und das Referat von S. F. Kelch und 
P. I. Kurkin über „Die Arbeiten der Kommission für 
die Revision der Formulare für die medizinalstatisti- 
sche Registrierung und Berichterstattung.“ 

Der Gedankengang im Vortrag von S. M. Bogo- 
slowsky ist in kurzem folgender: 

Der Inhalt der sanitär-statistischen Forschung 
während der Semstwo-Periode der Medizin wurde in 
erschöpfender Vollständigkeit von P. I. Kurkin in 
seinem bekannten ‚Schema der öffentlichen sanitären 
Statistik in Rußland‘ 1), das im Jahre 1912 von ihm 
aufgestellt worden ist, zusammengefaßt. Während 
der 15 Jahre seit der Publizierung des Kurkinschen 
Schemas (und besonders während der letzten 10 Jahre) 
erlebte die Organisation der Medizin eine Periode der 
intensivsten Entwicklung und Vertiefung jenes histo- 
rischen Erbes, welches der Sowjet-Aufbau von der 
vorausgegangenen Semstwo-Periode übernommen hat. 
Während in Rußland bis zur Einrichtung der Semstwo 
nur eine therapeutische medizinische Hilfe bestand und 
das Semstwo eine neue Form dieser Hilfe schuf, näm- 
lich die sanitäre, und der therapeutischen Medizin eine 
sanitäre Richtung gab, schafft die Sowjet-Periode eine 
vollständig neue Art der therapeutischen Hilfe, die eine 
Synthese der beiden vorhergehenden (therapeutischen 
und sanitären Hilfe) darstellt — nämlich die thera- 
peutisch-prophylaktische Hilfe. Die neue Form der 
medizinischen Hilfe rief eine ganze Reihe von vollstän- 
dig neuen medizinischen Einrichtungen ins Leben, zum 
Beispiel Prophylaktorien, Nacht-Sanatorien, diäteti- 
sche Speisestuben, Beratungsstellen für Schwangere 
und Gebärende, Heime für Mutter und Kind und 
andere, und veränderte gleichzeitig in bedeutendem 
Maße auch die Tätigkeit des therapeutischen Arztes: 
der letztere behandelt nicht nur die sich an ihn in sein 
Ambulatorium wendenden Kranken, sondern er geht 
selbst zu dieser oder jener Gruppe der Bevölkerung, 
untersucht den Gesundheitszustand und die physische 
Entwicklung jedes Mitglieds dieser Gruppe, erforscht 
dessen Lebens- und Arbeitsbedingungen, entdeckt die 
Anfangsformen chronischer Erkrankungen in den 
Stadien, in denen der Erkrankte sich von selbst 
noch nicht an die medizinische Hilfe gewandt hätte, 
und ist bestrebt, mit entsprechenden Maßregeln 
der drohenden Erkrankung vorzubeugen. Selbstver- 


.ständlich müssen sich alle diese Momente auch in der 


gegenwärtigen sanitär-statistischen Forschung wieder- 
spiegeln. Den im Jahre 1875 von einem der Gründer 
der Semstwo-Medizin E. A. Ossipow verkündeten 
Grundsatz, daß ‚als rationelle ärztliche Hilfe nur die- 


1) Dies Schema ist unter anderem in dem Lehrbuch von 
E. I. Jakowenko, ‚Medizinalstatistik‘“ veröffentlicht. Staats- 
verlag, Moskau 1924. 
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jenige anzusehen ist, welche nicht nur von Ärzten ge- 
leistet, sondern auch in allen Fällen von einer regel- 
rechten Registration der beobachteten Krankheiten 
begleitet wird,“ hält S. M. Bogoslowsky für nötig 
auf folgende Weise zu ergänzen: ‚Als rationelle ärzt- 
liche Hilfe kann nur diejenige angesehen werden, welche 
von Ärzten geleistet wird und in allen Fällen von einer 
regelrechten Registration nicht nur der beobachteten 
Kranken, sondern aller unter Beobachtung stehenden 
Personen, darunter auch der gesunden, und der Be- 
dingungen des sozialen Milieus und der Profession, in 
denen sie leben und arbeiten, begleitet wird.“ 

Ausgehend von dieser Betrachtung und Bestimmung 
der sanitären Statistik, die von J.E.Janson schon im 
Jahre 1887 gegeben wurde (,‚das Gebiet der sanitären 
Statistik umfaßt die Gesamtheit der Angaben: 1. über 
den Gesundheitszustand der Bevölkerung, 2. über die 
auf sie schädlich einwirkenden Umstände und 3. über 
die der Gesellschaft zur Bekämpfung dieser Schädlich- 
keiten zur Verfügung stehenden Mittel‘), teilt S. M. 
Bogoslowsky sein ‚„Aufbau-Schema der sanitär- 
statistischen Erforschung in gegenwärtiger Zeit“ in 
3 Teile ein: 

I. Statistische Bestimmungen des sanitären 
Standes der Bevölkerung. 


Il. Statistische Bestimmungen der Bedin- 
gungen, die auf den sanitären Stand der Be- 
völkerung von Einfluß sind. 


HI. Statistik der medizinischen 
tionen und ihre Tätigkeit. 


Der erste Teil zerfällt in 4 Abteilungen: 

1. Natürliche Bewegung der Bevölkerung, 

2. Morbidität der Bevölkerung, 

3. Pathologische Befunde der Bevölkerung, 

4. Gebärfunktion der Frauen. 

Der zweite Teil zerfällt in 2 Abteilungen: 

l. Bedingungen endogener Art mit den Unterab- 
teilungen: 
a) Zusammensetzung nach Alter und Geschlecht, 
b) Physische Entwicklung der Bevölkerung, 
c) Vererbung und Rasse und deren Einfluß auf 

die Gesundheit. 

2. Bedingungen exogener Art mit den Unterab- 
teilungen: 
a) Physische Bedingungen (Klima, Boden usw.), 
b) Soziale Milieu-Bedingungen (Wohnung, Er- 

nährung, Budget usw.), 

c) Professionelle Bedingungen. 

Der dritte Teil besteht aus: 

1. Statistische Erforschung des Einflusses der medi- 
zinischen Hilfe auf den sanitären Zustand der 
Bevölkerung, 


Institu- 


2. Rechenschafts-Statistik über die medizinischen 
Institutionen: 
a) für Heilhilfe, 
b) für therapeutisch-prophylaktische Hilfe, 
c) für die eigentliche sanitäre Hilfe, 
d) für die Aufklärungstätigkeit, 
e) für physische Kultur. 

Es ist nicht schwer zu ersehen, daß das von S. M. 
Bogoslowsky vorgelegte Schema das Bestreben hat, 
in erschöpfender Weise den Gesamtinhalt der sani- 
tär-statistischen Erforschung bis zu ihren maximalen 
Möglichkeiten zu umfassen. Dies ist nach den Aus- 
führungen des Vortragenden ‚das maximale Pro- 
gramm‘‘, welches in den Orten selbstverständlich nur 
teilweise und sehr allmählich, abhängig von dem Stand 
der medizinischen Organisation, realisiert werden kann. 

Gegen den Vortrag von S. M. Bogoslowsky wur- 
den einzelne Einwendungen gemacht. Die Opponenten 
wiesen auf die Notwendigkeit einer Ergänzung des 
Schemas mit einigen Einzelheiten hin und auf das Be- 
dürfnis einiger Umstellungen im Schema, aber im all- 
gemeinen wurde das Schema von der Konferenz ‚als 
richtig für die allgemeine Richtung der Arbeiten der 
sanitär-statistischen Forschung“ anerkannt. 

Der Vortrag von S. M. Bogoslowsky diente sozu- 
sagen als eine theoretische Grundlage für den Vortrag 
von S. F. Kelch und P. I. Kurkin über die Durch- 
sicht der Formulare der medizinalstatistischen Re- 
gistration und Berichterstattung. Die Vortragenden 
teilten jene Prinzipien mit, von welchen die Zentral- 
statistische Kommission!) in ihrer Arbeit über die 
Durchsicht der existierenden Karten, Formulare und 
Tabellen (die vom Narkomsdraw für den allgemeinen 
Gebrauch schon im Jahre 1920 empfohlen wurden) ge- 
leitet wurde. Behufs detaillierter Prüfung der einzel- 
nen Formulare hat die Konferenz bestimmt, daß alle 
Materialien den Gouvernements übersandt werden, 
damit die letzteren ihre Bemerkungen dem Statisti- 
schen Bureau des Narkomsdraw mitteilen, welches 
diese bei der definitiven Redaktion der empfohlenen 
Muster wird in Betracht ziehen müssen. Die Kon- 
ferenz hat es für nötig erachtet, zu betonen, daß die 
Ausarbeitung der Formulare für die Berichterstattung 
sich nach den Forderungen einer möglichsten Verein- 
fachung und Verkürzung richten muß. 

Als grundlegend in der dritten Vortragsgruppe, die 
der Statistik der Morbidität und der pathologi- 


1) Diese noch im August 1918 gegründete Kommission ist 
ein Konsulationsorgan beim Volkskommissariat für Gesund- 
heitswesen und hat zur Aufgabe die Mitwirkung an der richtigen 
Aufstellung der statistischen Arbeiten des Volkskommissariats 
für Gesundheitswesen. Der Vorsitzende ist seit dem Tage der 
Gründung P. I. Kurkin. 


um Te en a re 
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schen Befunde gewidmet war, ist der Vortrag des 
Leiters des Statistischen Bureaus des NKS, Dr. E. I. 
Jakowenko, anzusehen. Der Vortragende verweilte 
vor allem bei der Unterscheidung zwischen der Sta- 
tistik der Morbidität, das heißt der zahlenmäßigen Be- 
obachtung von Krankheitsfällen oder von aufgedeckten 
Krankheitsfakten und der der ‚Boljesnennost‘‘, das 
heißt der zahlenmäßigen Beobachtung von Krank- 
heitszuständen oder Prozessen, die mehr oder weniger 
häufig, langwierig, die Arbeitsfähigkeit und die natür- 
liche Resistenzkraft der Bevölkerung oder einzelner 
Schichten der Bevölkerung herabsetzen. Die erstere 
— die Morbiditätsstatistik — muß auf der ambula- 
torisch-statistischen Karte, ohne die eine statistische 
Erforschung der Morbidität unmöglich ist, aufgebaut 
werden. Die letztere, die Statistik der Feststellung 
von pathologischen Erscheinungen, muß auf indivi- 
duellen Karten, sanitären persönlichen Journalen, 
Dispensaire-Untersuchungen, basiert werden. Die Be- 
griffe der Morbidität und Feststellung von patho- 
logischen Erscheinungen pflegt in der russischen 
statistischen Literatur und Praxis bis jetzt nicht genau 
unterschieden zu werden, was sich hauptsächlich dar- 
aus erklärt, daß praktisch vorwiegend die Morbiditäts- 
statistik bearbeitet wurde. Die Statistik der Fest- 
stellung von pathologischen Erscheinungen beginnt 
erst jetzt ihrem Wesen nach aufgestellt zu werden, und 
zwar in dem Maße, als die prophylaktische Richtung 
und die Dispensaire-Methoden der medizinischen Be- 
dienung der Bevölkerung mehr und mehr eine prak- 
tische Realisierung bekommen. Augenblicklich be- 
findet sich die Statistik der Feststellung von patho- 
logischen Erscheinungen noch im Versuchsstadium, 
und deshalb hat der Vortragende vorgeschlagen, die 
Frage über die konkreten Formen der Aufstellung 
dieses Teiles der statistischen Arbeit offen zu lassen 
und ihre Ausarbeitung den zentralen medizinal- 
statistischen Organen anzuvertrauen. Was die Mor- 
biditätsstatistik anbelangt, so muß die in dieser Be- 
ziehung vorhandene Erfahrung als vollkommen ge- 
nügend anerkannt werden, um den Versuch zu machen, 
die Methoden der Ausarbeitung der Morbiditätsan- 
gaben zu vereinheitlichen. Der Vortragende gab die 
Grundprinzipien an, die der Instruktion und den 
Kombinationstabellen zur Ausarbeitung der Morbidi- 
tätsangaben zugrunde gelegt werden müssen. Mit der 
Zusammenstellung der Instruktion und der Tabellen 
betraute die Konferenz gemäß dem Vorschlag von 
E. I. Jakowenko das Statistische Bureau des Nar- 
komsdraw. Die Konferenz erklärte sich auch mit 
der repräsentativen Methode einverstanden angesichts 
der Schwierigkeit der vollständigen Ausarbeitung des 
Kartenmaterials. 
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Dasselbe Thema über die Statistik der Morbidität 
und der Feststellung von pathologischen Erscheinun- 
gen der Bevölkerung, aber schon mit der Einstellung 
auf die professionelle Morbidität und die Feststellung 
von professionellen pathologischen Erscheinungen 
wurde in dem Vortrage von S. M. Bogoslowsky, 
A.P. Smirnow und P. W. Tichomirow beleuchtet. 
Die Vortragenden schilderten den in Moskau ge- 
machten Versuch der statistischen Erforschung des 
Einflusses der professionellen Schädlichkeiten auf die 
Gesundheit. Als Grundmaterial für diese Forschung 
dienten die ‚„sanitären Journale‘‘, die in mehr als 100 
Betrieben der Stadt Moskau in die Dispensairisations- 
Ordnung eingeführt sind. Von der Gesamtzahl der 
sanitären Journale, die bis Januar 1927 für die Arbeiter 
eingeführt worden sind, wurden 40000 einer detaillier- 
ten Bearbeitung unterzogen. Diese Bearbeitung be- 
wies, daß Journale solcher Art ein wertvolles Material 
für die Erforschung der professionellen Morbidität und 
der professionellen pathologischen Erscheinungen dar- 
stellen. 

Ein anderer Vortrag von Dr. Roschdestwensky 
zu dem gleichen Thema beleuchtete den Versuch 
einer Massenbearbeitung des statistischen Materials 
über die Morbidität der Arbeiter der Textilfabriken 
der Stadt Twer im Jahre 1925. Hier wurde die Be- 
arbeitung mittels einer Sortierung der allgemeinen 
statistischen Karte der Arbeiter, die sich an die städti- 
schen Heileinrichtungen wandten, von der gesamten 
Masse der Karten für die gesamte Bevölkerung durch- 
geführt. Die Morbidität wurde nach einzelnen speziel- 
len Professionen (31 Professionen), ferner nach ein- 
zelnen Fabriken (die Gesamtzahl der Arbeiter betrug 
19000) erforscht. 

Nachdem die Konferenz von den beiden Vorträgen 
Kenntnis genommen hatte, hielt sie die weitere Fort- 
führung derartiger Arbeiten für wünschenswert und 
empfahl die Ausführung derartiger Arbeiten auch in 
anderen Orten. 

Der Statistik der natürlichen Bewegung der Be- 
völkerung war der Vortrag von L. I. Lubny- 
Gerzyk, dem Leiter der Abteilung für die natürliche 
Bewegung der Bevölkerung in der Zentralstatistischen 
Verwaltung gewidmet. Nachdem der Vortragende auf 
die Mängel der Aufstellung der demographischen 
Statistik hingewiesen hatte, die hauptsächlich durch 
die Unvollständigkeit der Registration, durch deren 
Ungewohnheit in Anbetracht der Neuheit der Ein- 
richtungen für die bürgerliche Registration und durch 
deren Isolierung von den statistischen Organen her- 
vorgerufen sind, hat er der Konferenz vorgeschlagen, 
der Resolution der Allrussischen Statistischen Kon- 
ferenz bei der Zentralstatistischen Verwaltung vom 
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25. I. 1927 über die Notwendigkeit der Schaffung 
von normalen Bedingungen für die demographische 
Statistik in der Union als einer der wichtigsten Zweige 
der Statistik der Volkswirtschaft beizustimmen. Der 
Vorschlag des Vortragenden wurde einstimmig an- 
genommen, und außerdem hat die Konferenz auf die 
Notwendigkeit einer möglichst rechtzeitigen Publika- 
tion der Angaben über die natürliche Bewegung der 
Bevölkerung sowie auf die Wichtigkeit der Sicher- 
stellung der Bearbeitung der Materialien über die 
Mortalität durch Heranziehung von ärztlichen Sta- 
tistikern zu dieser Arbeit hingewiesen. 

Außer den aufgezählten programmäßigen Vorträgen 
wurde noch eine Reihe von Vorträgen über einzelne 
Fragen der Statistik gehalten: E. I. Deutschmann, 
„Über die Methoden der statistischen Erforschung des 
Alkoholismus und seiner Folgen,“ G. A. Batkys, 
„Methoden der Erforschung der kleinen Völkerschaften 
im Zusammenhang mit den Fragen des Aussterbens,‘‘ 
E. I. Schreiber, „Mitteilungen über die Beobach- 
tungen der Expedition nach Jakutien, die von der 
AllrussischenAkademie derWissenschaften veranstaltet 
wurde,“ D.N.Shbankow, „Einige Angaben über die 
Sterblichkeit der Ärzte während der Jahre 1914—1922 
und 1923—1926“ und eine Reihe anderer. 

Im Hinblick auf die Resultate der Konferenz hat der 
Volkskommissar für Gesundheitswesen, Professor N. 
A. Semaschko, den Wunsch ausgesprochen, daß die 
medizinische Statistik enger, als es bis jetzt der Fall 
war, mit der sozialen und professionellen Seite des 
Lebens verbunden sein möge, welche Verbindung das 
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Leben und die prophylaktischen Prinzipien, auf denen 
die gegenwärtige Medizin in der USSR aufgebaut ist, 
erfordert; daß die führende Bedeutung der medizini- 
schen Statistik in der Arbeit der gegenwärtigen pro- 
phylaktischen Einrichtungen sich erhöhe; daß die 
statistische Forschungsmethode möglichst schnell und 
vollständig in die Praxis sich verwandele und daß die 
sanitär-statistische Berichterstattung nach Möglich- 
keit vereinfacht werde. 

Der Schlußteil der letzten Sitzung wurde der Ehrung 
von Pjotr Iwanowitsch Kurkin gewidmet in Anbe- 
tracht seiner 40-jährigen Öffentlichen Tätigkeit und 
30-jährigen Arbeit auf dem Gebiet der sanitären 
Statistik. In den Reden der den Jubilar Begrüßenden 
wurde auf die Rolle P. I. Kurkins als eines Grund- 
legers, eines ersten ‚Steinsetzers‘‘, im Aufbau der 
russischen sanitären Statistik, die auch außerhalb der 
Grenze der USSR Anerkennung gefunden hat, hin- 
gewiesen. 

Die Konferenz beschloß, das Narkomsdraw zu er- 
suchen, die Arbeiten der Konferenz drucken zu lassen 
und dieses Buch P. I. Kurkin zu widmen sowie dessen 
Arbeiten nach seiner eigenen Auswahl neu herauszu- 
geben. 

Die Konferenz stimmte dem Vorschlag des Ver- 
treters der Usbekischen SSR zu, daß die Konferen- 
zen der medizinischen Statistiker in Zukunft als 
Unions-Konferenzen zusammengerufen werden möch- 
ten. Man darf wohl annehmen, daß die soeben beendete 
Konferenz die erste in der Reihe der zukünftigen Konfe- 
renzen über die Frage der Medizinalstatistik sein wird. 


KRITIKEN UNDBESPRECHUNGEN 


Sozialnaja Gigiena. Ein Handbuch für Studierende der Medizin 
und Ärzte. Unter Redaktion von Professor Dr. A. W. Mol- 
kow, Direktor des Staats-Instituts für Soziale Hygiene, und 
mit einer Einleitung von Profesor N. A. Semaschko. 
I. Band. Moskau und Leningrad 1927. Staatsverlag. 417 
Seiten. Preis 4,50 Rb. 

Ganz allmählich, aber immer tiefer gehend bricht sich bei uns 
in Westeuropa die Erkenntnis durch, daß der „große Oktober‘ 
einen markanten Wendepunkt nicht nur in der Geschichte des 
russischen Volkes, sondern auch in der russischen Medizin dar- 
stellt. Zehn Jahre liegen seither hinter uns, und jedes Jahr über- 
zeugte uns immer mehr, daß Rußland das Land großer sozialer 
Reformen geworden ist. Diese Ideen und Reformen haben mäch- 
tig die russische Medizin belebt und sie zu einer eigenen Wissen- 
schaft, der Sowjet-Medizin, ausgestaltet. Diese Wissenschaft 
stellt in Wirklichkeit nichts weiter dar als die praktische und 
logische Anwendung und radikale Auswertung der Lehren einer 
anderen Wissenschaft, der sozialen Hygiene, die in Rußland 
naturgemäß eine ganz andere Einstellung angenommen hat und 
in ganz anderer Weise gepflegt wird als in den kapitalistischen 
Ländern. 

Es ist daher begreiflich, daß in Rußland selbst die Lehrbücher 


sozialistischer deutscher Autoren über soziale Hygiene als nicht 
ausreichend für den spezifischen russischen Unterricht ange- 
sehen werden, da hierin, wie es im Vorwort heißt, „die Tatsachen 
und Erscheinungen sozial-hygienischen Charakters nur im Rah- 
men des für einen deutschen Professor untadelhaften Bourgeoisie- 
Regimes in Betracht gezogen werden“. Die Sowjet-Medizin be- 
durfte deshalb eines besonderen Lehrbuches über sozialeHygiene, 
da im neuen Rußland die Vorbedingungen für den Erfolg sozialer 
Maßnahmen ganz anders gestaltet sind als in der bürgerlichen 
Welt. So weist Semaschko in der Einleitung darauf hin, „daß 
die Diskussion über soziale Wohnungsmaßnahmen größtenteils 
unfruchtbar sein wird, so lange als das private Eigentum des 
Bodens, der Häuser und Besitzungen existiert, so lange als die 
Wohnung ein Gegenstand der Exploitation seitens der Kapita- 
listen ist, so lange als aus der Not der Minderbemittelten das 
Kapital seinen größten Vorteil ziehen wird, daß ebenso unfrucht- 
bar die Diskussionen über den Schutz der Mutter, des Kindes, 
der Jugendlichen sein werden, so lange als sie der grausamsten 
kapitalistischen Exploitation unterworfen sind, und daß die 
Maßnahmen zur Bekämpfung der sozialen Krankheiten zum 
Mißlingen verurteilt sein werden, so lange als soziale Ursachen 
existieren, die sie nähren, usw.“ 


Schon hieraus kann man ersehen, daß dieses Buch von einem 
ganz anderen Standpunkt aus geschrieben ist als von dem bei 
uns noch üblichen. Gerade hierin liegt jedoch der Reiz der Neu- 
heit dieses Buches; denn wir lernen hier neue Gedankengänge 
kennen, die durch ihre scharfe, ja rücksichtslose Logik impo- 
nieren, die berufen sind, die medizinische Wissenschaft vor neue 
Probleme und Aufgaben zu stellen, und die uns mahnen, die 
Lehren der Sowjet-Medizin zu studieren und deren Fortschritte 
zu verfolgen, um nicht selbst zurückzubleiben hinter einem 
Volke, das wir bisher noch als rückständig zu bezeichnen pfleg- 
ten. 

Das Werk ist in vier Teile gegliedert, entsprechend dem in den 
Moskauer höheren Lehranstalten aufgestellten Lehrprogramm 
für die soziale Hygiene, die in 4 Kursen gelehrt wird. 


Der erste Teil umfaßt die grundlegenden Methoden zur 
Erforschung des Gesundheitszustandes der Bevölke- 
rung, der zweite die Probleme deskollektiven Lebens vom 
Gesichtspunkt der sozialen Hygiene aus, der dritte die soziale 
Pathologie und der vierte die organisatorischen Probleme 
des Gesundheitsschutzes. Nur die beiden ersten Teile sind 
in dem vorliegenden 1. Bande behandelt, jedoch sollen der dritte 
und der vierte Teil im 2. Bande bald nachfolgen. 


Schon ein flüchtiger Blick läßt erkennen, daß das gesamte 
Werk auf statistischer Basis beruht. Diese Basis ist jedoch 
viel größer als die, die wir in den entsprechenden Werken der 
westeuropäischen Literatur vorzufinden gewohnt sind; denn in 
dem vorliegenden Werke sind neben den westeuropäischen sta- 
tistischen Materialien naturgemäß auch die russischen in ausgie- 
biger Weise verwertet, so daß in dieser Hinsicht ihm allein eine 
internationale Bedeutung zukommt. Dazu kommt, daß viele 
statistische Materialien in anschaulicher und origineller Weise 
graphisch dargestellt sind, die ihr Studium außerordentlich er- 
leichtern. 

Die deskriptive Wissenschaft der sozialen Hygiene hat hier- 
durch ein wissenschaftliches Fundament erhalten, auf dem sie 
allein zu einer normativen Wissenschaft ausgebaut werden kann. 
Man hat jedoch richtig erkannt, daß die praktische und wissen- 
schaftliche Verwertung statistischer Resultate gewisse Kennt- 
nisse von der statistischen Organisation, von den zweckdien- 
lichen statistischen Materialien und von den elementaren Metho- 
den der Statistik voraussetzt, und hat demgemäß den ersten Teil 
der Vermittlung dieser Kenntnisse gewidmet. Wir finden in 
diesem Teil einen einführenden Aufsatz über „Die sanitäre 
Statistik als Methode der Erforschung des sanitären 
Zustands der Bevölkerung‘ von dem Nestor der russischen 
Sanitäts-Statistik P. I. Kurkin, ferner einen Aufsatz über 
„Statistische Mittelwerte und die Verfahren ihrer Be- 
rechnung‘ von A. Kuwschinnikow und schließlich einen 
solchen über „Anthropometrie als Methode der sozialen 
Hygiene‘ von W. W. Bunak. 


Ausgehend von der müßigen Streitfrage, ob die Statistik eine 
selbständige Wissenschaft oder nur eine Methode sei, legt Kur- 
kin die Aufgaben und Elemente der ‚sanitären Statistik“ — 
worunterin Rußland die Gesundheitsstatistik im weitesten Sinne 
dieses Wortes verstanden wird —, unter Hinweis auf die Mei- 
nungsäußerungen russischer und ausländischer Statistiker in so 
überzeugender Weise dar, daß man sich nur wundern muß, 
daß bisher so wenig für die Pflege dieses Zweiges der medizini- 
schen Wissenschaft — sei es vom Staate oder von den medi- 
zinischen Fakultäten — getan wurde. Hierin ist das praktische 
England vorangegangen, ihm folgten die nicht minder prakti- 
schen U.S.A., und diesen dürfte, wie aus dem Grundton dieses 
Werkes geschlossen werden kann, die nach Zahlen hungrige 
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USSR folgen. Wenn sich das von Kurkin auf S. 40—41 
tabellarisch aufgestellte Programm der laufenden sta- 
tistischen Erforschung des Gesundheitszustands der 
Bevölkerung realisieren läßt, so dürfte es sogar alle Länder in 
diesem Punkte überholen. Hier wird planmäßig ein statistisches 
Ideal aufgestellt, das nicht ohne psychologischen Einfluß auf die 
heranwachsende Ärztegeneration sein dürfte, indem ihr hier- 
durch ein Anreiz suggeriert wird, nicht nur aus wissenschaft- 
lichen, sondern auch aus nationalen Gründen an diesem großen 
Werke praktisch mitzuarbeiten, dessen Gelingen in erster Linie 
von der verständnisvollen Mitarbeit der Ärzteschaft abhängt. 
Das neue Rußland offenbart auch hier neue Ideen und zeigt zu- 
gleich die Wege zu ihrer Realisierung. 


In diesem verheißungsvollen Programm ist auch die Erfor- 
schung der physischen Entwicklung der Bevölkerung, das heißt 
die Konstitutionsforschung, enthalten, deren große Bedeutung 
für die soziale Hygiene zuerst in Rußland durch F. F. Eris- 
man und andere erkannt wurde. Nur aus diesem Grunde ist es 
verzeihlich, daß die Ausführungen Kuwschinnikows über 
die statistischen Mittelwerte ausschließlich auf der anthropo- 
metrischen Statistik basieren. Da man jedoch nicht jeden 
Sozialhygieniker zu einem Konstitutions-Statistiker machen 
kann, wäre es vielleicht ratsamer gewesen, die Interessenten für 
solche spezielle Berechnungsmethoden auf die statistischen Lehr- 
bücher zu verweisen; denn dem Arzte kann im allgemeinen nur 
die Aufgabe zufallen, Messungen auszuführen, wozu Bunak 
eine Anleitung gibt. Den dadurch gewonnenen Raum hätte man 
vielleicht besser dazu verwenden können, um dem Arzt zu zei- 
gen, welche Fehlerquellen in der Statistik durch ungenaue ärzt- 
liche Angaben entstehen können und zu welchen falschen 
Schlußfolgerungen der ungeübte Analytiker verleitet zu werden 
pflegt, ferner, um ihm Kriterien zur selbständigen Beurteilung 
und Vermeidung solcher Fehlerquellen in die Hand zu geben. 
Durch ihre soziale Einstellung und Eigenart wird die russische 
sanitäre Statistik außerdem vor so spezifische Aufgaben ge- 
stellt, daß es von allgemeinem Interesse gewesen wäre, hier die 
Methoden zu ihrer Lösung anzudeuten. 


Der zweite Teil wird eingeleitet durch einen Beitrag von 
A. N. Syssin über densanitärenZustandin Rußland und 
in der USSR, in welchem einige Ergebnisse der russischen 
demographischen und sanitären Statistik beschrieben werden. 
Dieses wichtige Kapitel, dem nur 27 Seiten gewidmet sind, hätte 
viel gründlicher ausgebaut werden müssen, damit es berufen 
wäre, der sozialen Hygiene in Rußland die Direktive zu geben. 
Man vermißt zum Beispiel die Aufteilung der allgemeinen Mor- 
talität nach Alter und Geschlecht, wofür sogar die Angaben 
einer russischen Sterbetafel, zugleich in der Trennung nach 
Stadt und Land, zur Verfügung gestanden hätten. Das hierfür 
grundlegende Werk von S. Nowosselsky wird zwar zitiert, 
jedoch in keiner Weise ausgewertet. 


Vor allem sind jedoch die Angaben über die Ursachen der 
hohen Mortalität in Rußland, das heißt über die Mortalität der 
Kinder unter 1 Jahr, über die Mortalität an Infektionskrank- 
heiten und an Tuberkulose, äußerst dürftig und für prophylak- 
tische Zwecke viel zu generell. Man darf daher wohl annehmen, 
daß alle Details hierüber dem noch zu erwartenden Teil „Soziale 
Pathologie‘ reserviert geblieben sind. Anhangsweise ist diesem 
Kapitel das Bevölkerungsgesetz von Karl Marx aus 
dessen Buch „Das Kapital‘ beigegeben. 

Die eigentliche soziale Hygiene beginnt mit einem Kapitel 
über „Wohnung“ von A. N. Syssin, hierauf folgt die „Er- 
nährung‘“ von A. W. Molkow, die „Arbeit“ von S.L 
Kaplun, die „Erziehung des heranwachsenden Ge- 
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schlechts‘ mit 3 Unterabteilungen, nämlich „Erziehung als 
Problem des kollektiven Lebens‘‘ von A. W. Molkow, ‚„Mutter- 
und Kinderschutz‘ von W. P. Lebedewa, ‚„Gesundheitsschutz 
der Kinder und Jugendlichen‘ von J. S. Schapiro, während 
den Schluß dieses Teiles eine evolutionierende Darstellung der 
„Sexuellen Frage als Problem des kollektiven Lebens“ 
von G. A. Batkis bildet. 

In allen diesen Kapiteln wird mehr an statistischen Mate- 
rialien geboten als im einleitenden statistischen Teil, und alle 
diese, aus der gesamten Literatur zusammengesuchten Mate- 
rialien werden, wie man gestehen muß, mit großem Geschick 
verwertet. 

Diese Art der Darstellung, die von statistischen Tatsachen 
ausgeht, verleiht dem Werke nicht nur einen großzügigen und 
objektiven Charakter, sondern weist auch die Wege, die zur 
Abstellung der sozialen Schäden beschritten werden müssen. 
Hierbei kann die Mitwirkung der sozialen Hygiene naturgemäß 
nur eine theoretische sein, denn die Abstellung selbst kann nur 
von den kompetenten Organen bewirkt werden. In dieser Hin- 
sicht weist das vom berufensten Fachmann geschriebene Kapitel 
„Arbeit“ die größten positiven Erfolge auf, denn ihm konnte ein 
Abschnitt über die Gesetzgebung des neuen Rußlands zum 
Schutze der Arbeit in der USSR beigegeben werden. 


Anderseits muß man auch gestehen, daß es dem neuen Ruß- 
land noch nicht gelungen ist, die aus den übrigen sozialen Sta- 
tistiken sich ergebenden Konsequenzen restlos in die Praxis um- 
zusetzen; denn es wird zum Beispiel die Frage, was zur Be- 
kämpfung der Wohnungsnot in den russischen Städten bisher 
geschehen ist, nur dahin beantwortet, daß die wichtigste Vorbe- 
dingung hierzu, die Abschaffung des privaten Eigentums, er- 
füllt ist. Die logische Folgerung ist nun, daß alle sozial-hygie- 
nischen Forderungen zur Verbesserung der Wohnungsverhält- 
nisse an den Staat gerichtet werden müssen. 


Tatsache ist, daß zur hygienischen Verbesserung der Woh- 
nungen in Rußland bereits viel geschieht. Wir blicken mit Neid 
auf den russischen ärztlichen Wohnungsinspektor und 
können nun seine Untersuchungsformulare in dem vorliegenden 
Werke studieren. Nicht minder wertvoll ist die Beigabe des 
5 Seiten umfassenden Formulars für die Enquête über die 


immer mehr selbständig machen wird. Mit dieser Tatsache müs- 
sen wir in der Zukunft noch mehr rechnen als in der Gegenwart, 
denn sie ist eine natürliche Folge der verschiedenen Entwick- 
lungsmöglichkeiten beider Völker. E. Roesle (Berlin). 


Helmut Wolf (Halle a. S.), Theoretische Statistik. Jena 
1926. G. Fischer. XXIV und 453 Seiten. Gebunden 18 RM. 
Der Verfasser dieses Buches hätte es anstatt „Theoretische 

Statistik‘ vielleicht besser „Philosophische Statistik‘‘ genannt 

und damit den Inhalt genauer angedeutet; denn Philosophen 

werden von ihm in erster Linie zur Begründung seiner Thesen 
herangezogen. Was Wolff beweisen will und sich in zahllosen 

Wiederholungen durch das ganze Buch zieht, heißt ungefähr: 

Die Statistik ist keine Naturwissenschaft und hat deshalb auch 

nichts mit der Mathematik zu tun. Er wehrt sich deshalb auch 

lebhaft dagegen, daß man in den statistischen Reihen irgend 
welche ‚‚Gesetze‘‘ zu ergründen versucht; mit Eifer zieht er des- 
halb besonders gegen Quetelet zu Felde, dessen unsterbliches 

Verdienst es ist, aus den Zufälligkeiten der Zahlen die regel- 

mäßigen Grundlagen abstrahiert zu haben. Aber Abstraktionen 

sind eben überhaupt nicht nach dem Sinne des Verfassers, für 
den die Aufgabe der Statistik nur in der Beschaffung und Aus- 
zählung des Materials und der Aufstellung der Tabellen besteht 
und nicht weiter reicht. Um darzutun, daß es keine Gesetz- 
mäßigkeiten in den Erscheinungen des Gesellschaftslebens gibt, 
stützt er sich auf Marbe, obwohl dessen Berechnungen — was 

Wolff auch selbst erwähnt, aber für belanglos hält — längst 

durch v. Bortkiewicz widerlegt worden sind. Der vielleicht 

schönsten Anwendung der Wahrscheinlichkeitsrechnung auf 
die Statistik, nämlich dem durch v. Bortkiewicz eingehend 
begründeten und belegten ‚Gesetz der kleinen Zahlen‘ steht 

Wolff verständnislos gegenüber, indem er die Regelmäßigkeit 

der Zahlen gemäß ihrer theoretischen Erwartung vollkommen 

übersieht und er nur die — in Wirklichkeit regelmäßigen — 

„Unregelmäßigkeiten‘‘ bemerkt. Wäre wirklich die Wahrschein- 

lichkeitsrechnung in der Statistik nicht anwendbar, so könnte die 

medizinische Statistik niemals den Zusammenhang hygienischer 
oder therapeutischer Maßnahmen mit den erreichten Erfolgen 
feststellen, da die Grenzen des Zufälligen niemals bestimmt wer- 
den könnten, außerhalb deren erst der sichere Erfolg liegt. Und 
wäre es richtig, daß die Induktion auf statistischem Gebiete 
nicht anwendbar ist, so müßten sämtliche Versicherungsunter- 
nehmen aller Art, deren Tätigkeit nur hierdurch ermöglicht ist, 
schleunigst ihren Betrieb einstellen. Den inneren Grund für 

Wolffs Stellungnahme gegen die Mathematik erkennt man 

übrigens, wenn man in diejenigen Kapitel seines Buches blickt, 

welche Exkurse ins Gebiet der Mathematik und besonders der 

Wahrscheinlichkeitsrechnung enthalten; denn dort findet man: 

Quot numeri, tot errores. 


S. D. Wicksell (Lund), Sex Proportion and Parental Age. 
A New Investigation into the Old Problem of the Relation 
between the Sex of Children and the Ages of their Parents. 
Lunds Universitets Ärskrift. N. F. Avd. 2, Bd. 22, Nr. 6. Lund 
und Leipzig 1926. 86 Seiten. Die Frage nach „Ursachen“ 


(22.—28. Februar 1926), eine Enquete, die dokumentiert, daß 
die sozialhygienische Massenbeobachtung bereitsbis insrussische 
Dorf vorgedrungen ist, ferner die Beigabe des Schemas der prak- 
tischen Tätigkeit auf dem Gebiet des Mutter- und Kinder- 
schutzes. Alle deutschen Schulärzte, denen der deutsche 
„Gesundheitsbogen für Schulkinder“ zu umfangreich erscheint 
und die deshalb darin herumizustreichen versuchen, seien 
schließlich auf das „Sanitäre Journal der russischen 
Schulkinder‘ (S. 384—386) aufmerksam gemacht, woraus 
man ersehen kann, daß Rußland auch auf diesem Gebiete vor- 
angeht. Dort gibt es sogar Lehrstühle für Hygiene der Er- 
ziehung, und dem Lehrstuhl der Il. Moskauer Universität ist 
der Entwurf dieses , Journals‘ zu verdanken. 


Nicht unerwähnt darf die gute Ausstattung dieses mit 89 
Abbildungen und zahllosen Tabellen verschenen Buches blei- 
ben, dessen billiger Preis (ca. 10 RM.) uns Deutschen ein neues 
Rätsel aufgibt. Dessen Lösung finden wir auf der 2. Seite, auf 
der die Höhe der Auflage angegeben ist. Diese Zahl sagt uns 
unendlich viel, denn wir können daraus entnehmen, daß das 
Bedürfnis nach einem solchen Lehrbuch in Rußland viel größer 
eingeschätzt wird als bei uns. Es liegt in der Natur der Sache, 
daß das billige und gute russische Buch das teuere deutsche in 
Rußland immer mehr verdrängen und die russische Wissenschaft 


Ernährung der Landbevölkerung während einer Woche 
| 


für das Geschlechtsverhältnis der Geborenen ist vor nunmehr 
fast 100 Jahren (1828) von Hofacker zum ersten Male auf- 
geworfen worden, dann kam eine Hochflut von teils mehr, 
teils minder geistvollen Theorien, unter denen die von Lexis 
immer mehr zum Angelpunkt wurde, und schließlich schien 
das Problem einzuschlafen. Neue Anregung gab indessen, 


daß Wedervang 1924 sein Buch „Om seksualproporsjon ved 
födselen““ erscheinen ließ, in dem er auf das gründlichste 
alles hierfür vorliegende Material zusammenstellte; den Lesern 
der Demographischen Rundschau ist das Werk von Weder- 
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vang dadurch bekannt, daß es im Rahmen eines Aufsatzes 
über dieses Thema (Band 1, S. 120) ausgiebig zitiert wurde. 
Nunmehr benützt S. D. Wicksell das von Wedervang 
in reicher Fülle gesammelte Material, um unter Anwendung 
mathematischen Rüstzeuges die Beziehung zwischen den 
Altern der Eltern und dem Geschlechtsverhältnis der Ge- 
borenen erneut zu untersuchen. Als Material dienen ihm die 
Zahlen aus Berlin, Norwegen und die leider nur Lebend- 
geborene umfassenden aus den Niederlanden. Die übliche Be- 
rechnung des Geschlechtsverhältnisses nach einzelnen Alters- 
klassen jedes Elters nebst Ausgleichung der sich hierbei er- 
gebenden Kurven sowohl in linearer als auch in parabolischer 
Form führt auch bei diesem Material nicht zu eindeutigen Er- 
gebnissen. Deshalb wählt Wicksell eine andere Form der 
Untersuchung, indem er das Durchschnittsalter aller Väter von 
Knaben und das aller Väter von Mädchen bildet und die Diffe- 
renz betrachtet, d. h. vor allem mit ihrem mittleren Fehler ver- 
gleicht ; ebenso verfährt er mit dem Alter der Mütter. Referenten 
scheint es allerdings, daß bei der sehr großen Streuung der elter- 
lichen Alter (die mittlere Abweichung der väterlichen Alter be- 
trägt 6—8, die der mütterlichen 6—7 Jahre) und deren stark 
asymmetrischer Verteilung die Wahl des arithmetischen Mittels 
bedenklich ist, da die selten vertretenen, aber den Durchschnitt 
merklich beeinflussenden höheren Alter anscheinend eine be- 
sondere Tendenz aufweisen. Jedenfalls wäre es lohnend, der 
gleichen Berechnung auch einmal anstatt der arithmetischen 
Mittel die Medianwerte der elterlichen Alter zugrunde zu legen. 
Da zwischen den Altern der Eltern eine hohe Korrelation be- 
steht, die Wicksell an seinen verschiedenen Materialien ehe- 
licher Geburten mit Werten von + 0,60 bis -+ 0,73 berechnet, 
untersucht er auch das durchschnittliche Alter der Eltern der 
geborenen Knaben und Mädchen bei konstantem Alter des ande- 
ren Elters. Hierbei ergab sich an dem Berliner Material, daß 
bei konstantem Alter des Vaters die Mütter von Knaben durch- 
schnittlich etwas älter als die von Mädchen sind, daß aber um- 
gekehrt bei konstantem Alter der Mutter die Väter von Knaben 
durchschnittlich deutlich jünger als die von Mädchen sind. Das 
Material Norwegens und der Niederlande liefert ungefähr — 
jedoch nicht so sicher — die gleichen Ergebnisse. Da sich hier 
ergibt, daß das Geschlechtsverhältnis mehr vom Alter des Vaters 
als von dem der Mutter abhängt, folgert Wicksell, die Theorie 
von Lexis, wonach das ursprüngliche Geschlechtsverhältnis 
immer gleich und nur Zufallsschwankungen unterworfen ist, 
während das der Geborenen von den vorgeburtlichen Abgängen 
abhängt, könne nicht richtig sein, da die Fehlgeburtshäufigkeit 
wohl vom Alter der Mutter, nicht aber von dem des Vaters ab- 
hänge. Ob dieses Endurteil des Verfassers richtig ist, oder ob 
nicht vielleicht z. B. auf dem Wege über den von ihm nicht be- 
handelten Einfluß der Geburtenfolge auf das Geschlechtsver- 
hältnis eine Rettung der Lexisschen Theorie in der ursprüng- 
lichen oder in einer modifizierten Form erfolgen wird, läßt sich 
zur Zeit mangels hinlänglichen statistischen Materials noch 
nicht sicher entscheiden. 


Herbert Orel (Wien), Über die Häufigkeit eineliger Zwil- 
linge. Archiv für Gynäkologie, Bd. 129, S. 719. 1927. Ver- 
fasser rekapituliert die bekannte Differenzmethode von Wein- 
berg, wonach man die Zahl eineiiger Zwillingsgeburten er- 
hält, indem man von der Gesamtzahl die doppelte Anzahl der 
Pärchen abzieht. Dann versucht er diese Methode genauer zu 
gestalten, was allerdings für praktische Zwecke unnötig ist; 
dies hat v. Bortkiewicz durch Berücksichtigung des Ge- 
schlechtsverhältnisses schon erreicht; Orel widerfährt es aber, 
daß er das Geschlechtsverhältnis in einem Teile der Berechnung 
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berücksichtigt, in einem anderen aber nicht, wodurch er ganz 
nutzlos zu einer umständlichen Formel gelangt. Dann berichtet 
er über die Eihautbefunde bei den Zwillingsgeburten in den 
Wiener Universitätskliniken 1912—1923, wobei sich in guter 
Übereinstimmung mit den indirekten Berechnungen aus größe- 
rem Material 23,8”, eineiiger Zwillingsgeburten ergaben. 


F. Prinzing (Ulm), Die Sterblichkeit in den Vereinigten 
Staaten. Reichsgesundheitsblatt, Jg. 2, S. 308. 1927. Die 
Bevölkerungsstatistik in den Vereinigten Staaten hat über- 
haupt erst sehr spät begonnen und sich auch dann nur lang- 
sam entwickelt; selbst 1925 waren erst 41 Staaten mit 89,4°; 
der gesamten Einwohnerzahl der Union im ‚Death Registra- 
tion Area‘ vereinigt. Es ist deshalb von großem Interesse, hier 
zu lesen, wie man bei der Zulassung zu diesem Registrationsge- 
biet schon zufrieden ist, wenn wenigstens 90°; aller Sterbefälle 
dortselbst verzeichnet werden — eine Zahl, die nicht nur für die 
Verhältnisse Deutschlands, sondern jedes europäischen Kultur- 
staates geradezu unglaublich niedrig erscheint, — und wie die 
Erreichung dieser Mindestzahl nachgeprüft wird. Im Anschluß 
daran schildert Prinzing die Unterschiede zwischen den ein- 
zelnen Teilen des riesigen Landes und teilt die Sterbeziffern mit, 
die er für 1919—1920 berechnet hat; er hat die Ziffern auch 
standardisiert,so daß die Sterbeziffern in den einzelnen Staaten- 
gruppen sowohl untereinander als auch mit denen europäischer 
Länder ohne weiteres verglichen werden können. Wie man aus 
den Ziffern für die einzelnen Altersklassen ersieht, ist die Säug- 
lings- und Kleinkindersterblichkeit fast im ganzen Registrations- 
gebiete sehr günstig, die Sterblichkeit in den Altern von 5—55 
Jahren jedoch höher, als sie ungefähr zur gleichen Zeit in den 
zum Vergleiche herangezogenen Ländern England, Niederlande, 
Belgien und Dänemark war, in höheren Altern ungefähr gleich; 
die Mehrsterblichkeit des männlichen Geschlechts ist in allen 
Altern von 15 Jahren aufwärts kleiner als in Europa. Die Sterb- 
lichkeit der Weißen von rein-amerikanischer Herkunft allein ist 
wesentlich geringer als die der Gesamtbevölkerung. Unter den 
Todesursachen ist besonders die Tuberkulose zu erwähnen, die 
im allgemeinen sehr günstig ist und 1924 auf 9,50/ 9 beim männ- 
lichen und 7,8°/ 99 beim weiblichen Geschlechte abgesunken war. 
Gerade hier sind aber die Unterschiede zwischen den einzelnen 
Rassen besonders hoch; es starben nämlich 1921 im Registra- 
tionsgebiete auf je 10000 Lebende 8,5 Weiße, 22,3 Japaner, 
23,9 Neger, 39,2 Indianer und 52,6 Chinesen an Tuberkulose. 
Die Ursachen hierfür sind nicht einheitlich. Auffällig ist die hohe 
Wochenbettsterblichkeit von 6,4 auf 1000 Geburten; indessen 
ist diese Ziffer nicht verwertbar, weil sie auch die Todesfälle 
nach Fehlgeburt enthält, über deren Häufigkeit in den Vereinig- 
ten Staaten Prinzing nichts mitteilt, da anscheinend kein Mate- 
rial hierüber vorliegt. In Wirklichkeit dürfte diese hohe Zahl 
vor allem auf der Unvollständigkeit des Divisors, der Zahl 
der Geburten, beruhen. Karl Freudenberg (Berlin). 


M. Baer (Richterswil, Schweiz), Medizinisch-statistische Er- 
gebnisse aus züricherischen Kirchenbüchern des 17. und 18. Jahr- 
hunderts. Schweizerische Zeitschrift für Gesundheitspflege. 
VI. Jg., S. 701. 1926. 31 Seiten. Der vorliegenden Unter- 
suchung kommt schon wegen der geringen Beachtung, die die 
Kirchenbücher auch dort, wo sie aus früheren Jahrhunderten 
erhalten geblieben sind, als Grundlage zu wissenschaftlichen 
Studien gefunden haben, ein gewisser Wert zu. Dieser Wert 
wird noch dadurch erhöht, daß der Verfasser seine Unter- 
suchung auf die Auswertung der Kirchenbücher der Land- 
schaft Zürich ausdehnt. Gerade für die ländlichen Ver- 
hältnisse, wo in der Regel chronistische Aufzeichnungen fehlen, 
bilden die Aufzeichnungen in den kirchlichen Tauf-, Trau- und 
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Todesregistern die einzigen Grundlagen, von denen aus sich 
ein Einblick in die gesundheitlichen Verhältnisse der Bevölke- 
rung in früheren Jahrhunderten gewinnen läßt. In einer kurzen 
methodischen Betrachtung finden die Hauptfehlerquellen, die 
ganz allgemein bei der Auswertung solcher Angaben zu bevölke- 
rungspolitischen und medizinischen Studien zu überwinden sind, 
genügend Berücksichtigung. Der Verfasser legt im einzelnen 
klar, wie weit diese Fehlerquellen bei der vorliegenden Arbeit 
ins Gewicht fallen. Für die Beurteilung des Materials erscheint 
es wertvoll, daß neben einer Orientierung über die Entwicklung 
der züricherischen Kirchenbücher eine eingehende Skizzierung 
der wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse des Schweizer 
Landes gegeben wird. Die Hauptergebnisse des Verfassers lassen 
sich dahin zusammenfassen: 

Vorsichtig sind die vorhandenen kirchlichen Eintragungen 
über die Todesursachen der Verstorbenen zu werten. Hier 
sind die schlechte medizinische Vorbildung und der unvoll- 
kommene Stand der damaligen medizinischen Wissenschaft 
zu berücksichtigen, der nur eine unpräzise Terminologie der 
einzelnen Krankheiten zuläßt. Auffallend ist die hohe Mor- 
talität bei den geburtshilflich-gynäkologischen Fällen; auch 
das hohe Überwiegen der Infektionskrankheiten, insbeson- 
dere des Typhus, der Ruhr, der Pocken ist aus dem Material 
erkennbar, wenn auch hier aus den angeführten Gründen 
größte Vorsicht bei der Auswertung geboten erscheint. Die 
Jugendlichen- und Säuglingssterblichkeit weist im 17. Jahr- 
hundert im Vergleich zu den heutigen Verhältnissen eine 
außerordentliche Höhe auf. Gegen 1800 erscheint die Mor- 
talität der Jugendlichen geringer, während klar hervor- 
tritt, daß die Säuglingssterblichkeit erst mit dem Auf- 
blühen der modernen Hygiene erfolgreich bekämpft wird. 
Auch die Gesanitsterblichkeit erscheint im Vergleich zu den 
heutigen Verhältnissen außerordentlich hoch. Die beträcht- 
lichen Schwankungen innerhalb der jährlichen Sterblichkeits- 
ziffern deuten auf die Verheerungen der zahlreichen Seuchen 
hin. Für die Natalität ist kennzeichnend, daß um 1640 ein 
äußerst starker Geburtenüberschuß besteht, der in den folgen- 
den Jahren schnell sinkt und um1800 nur noch geringerscheint. 


Zu diesen und ähnlichen Feststellungen darf man vielleicht 
bemerken, daß ihre Berechtigung durch die Heranziehung der 
bevölkerungs- und gesundheitsstatistischen Daten aus der 
Gegenwart noch schärfer zum Ausdruck gebracht worden 
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John Brownlee +. Die in Heft 3, S. 253—255 veröffentlichte 
Bibliographie John Brownlee hat einen jähen Abschluß ge- 
funden, denn wenige Tage nach deren Veröffentlichung ist der 
Autor der hierin angezeigten Publikationen verschieden. Sein 
frühzeitiger, im Alter von 59 Jahren erfolgter Tod bedeutet einen 
schweren Verlust für die medizinische Statistik. Erkam von der 
Mathematik zur Medizin, welcher glückliche Dualismus ihn der 
medizinischen Statistik zugeführt hat. Durch die streng wissen- 
schaftliche Richtung, welche er der rledizinischen Statistik hier- 
durch zu geben vermochte, wurde dieser Wissenschaft ein 
dauernder Platz im Britischen Medical Research Council ge- 
sichert. Er versuchte nicht nur epidemiologische Phänomene, 
sondern auch das Phänomen des Lebens selbst in mathematische 
Formeln zu bringen, worin ihm naturgemäß nur wenige zu folgen 
vermögen, zumal da er sich nur kurz und bündig auszudrücken 
pflegte. In fein pointierter Weise wird Brownlee und sein 
Werk von seinem Spezialkollegen Major Greenwood, der ihm 
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wären, während der Verfasser die Kenntnis dieses Materials still- 
schweigend bei dem Leser voraussetzt. Im übrigen erschöpft 
sich der Wert der vorliegenden Untersuchung keineswegs in den 
erzielten Ergebnissen, die manchem gering erscheinen mögen. 
Die eigentliche Bedeutung der Arbeit ist viel mehr darin zu 
sehen, daß der Verfasser durch seine Untersuchung die Trag- 
weite betont, die zusammenfassenden, wissenschaftlichen Aus- 
wertungen der Kirchenbücher vieler benachbarter städtischer 
und ländlicher Gemeinden zukommt. Klar tritt hervor, daß erst 
eine solche zusammenfassende Betrachtung Schlußfolgerungen 
über die verschiedenen Verhältnisse der Stadt- und Land- 
bevölkerung in früheren Jahrhunderten zuläßt, Gesichtspunkte, 
auf deren Berücksichtigung der Verfasser bei dem heutigen 
Stand der Wissenschaft verzichten mußte. So müssen die Aus- 
führungen notwendig dazu anregen, trotz des erforderlichen 
großen Arbeitsaufwandes eine Entzifferung der Angaben der 
aus früheren Jahrhunderten erhaltenen Kirchenbücher zu ver- 
suchen und die Ergebnisse für umfassende demographische und 
medizinische Studien fruchtbar zu machen. Mit Recht erinnert 
deshalb der Verfasser hinsichtlich der Wertung seiner Arbeit 
an die Worte Kißkalt’s: „Niemals ist in es der Wissenschaft 
richtig, Bestrebungen zu verwerfen, weil sie nicht alle Forde- 
rungen erfüllen, und bei lückenhaftem Material ist nicht eine 
abfällige Kritik die Hauptsache, sondern unser Bemühen muß 
sein, aus demə mangelhaften Material herauszuziehen, was sich 
daraus gewinnen läßt.“ A. Kasten (Berlin). 


Kurse für Epidemiologie und Vital-Statistik. Professor 
Major Greenwood, dem ein Lehrstuhl der „London School 
of Hygiene and Tropical Medicine‘ übertragen worden ist, 
veranstaltet im Akademie- Jahr 1927/28 Instruktionskurse für 
Epidemiologie und Vital-Statistik, die am 4. Oktober beginnen 
werden. Die Zahl der Teilneher man jedem dieser Kurse, 
die in Form eines Seminars abgehalten werden sollen, ist auf 
10 beschränkt. Die Kurse sind vornehmlich für Ärzte bestimmt; 
noch nicht graduierte Studenten werden nicht zugelassen. Es 
dürfte allgemein begrüßt werden, daß auch ausländische Ärzte 
zugelassen werden, da in manchen Ländern noch keine Gelegen- 
keit besteht, sich auf diesen wichtigen Gebieten der medi- 
zinischen Wissenschaft und der Medizinalverwaltung spezia- 
listisch auszubilden. Die Gebühren betragen 5 Guineas. Nähere 
Auskunft erteilt der Secretary of the London School of Hygiene 
and Tropical Medicine, Malet Street, London, W. C. 1. 
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einen Nekrolog in dem ‚Journal of the Royal Statistical So- 
ciety“ (Vol. XC, Part II, 1927) gewidmet hat, gekennzeichnet: 
„It is only small men, who are bigger than their work, and 
Brownlee was not a small man.“ Es ist zu hoffen, daß die 
vielen von Brownlee gegebenen Anregungen die medizinische 
Statistik in der Zukunft befruchten und auf diese Weise das 
Verständnis für die Arbeit dieses selbst schwer verständlichen 
Autors mehr gefördert wird. E. Roesle (Berlin). 


Ankauf des früheren „Archivs für Soziale Hygiene und 
Demographie‘. Es werden zu kaufen gesucht die Bände 9 
und 13 sowie eine vollständige Sammlung der Bände 1—15 
des früheren „Archivs für Soziale Hygiene und Demographie‘, 
das im Verlag F. C. W. Vogel in Leipzig erschienen ist. Nähere 
Angaben hierüber können durch die Redaktion der ‚„Demo- 
graphischen Rundschau“ in Berlin-Nikolassee, Cimbernstraße 3, 
erhalten werden. 
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Ist der soziale Aufstieg mit anthropologischer Auslese verbunden? 
Bericht über den gegenwärtigen Stand der Frage unter besonderer Berücksichtigung der Pfalz. 


Von KARL H. ROTH-LUTRA, Kaiserslautern. 


Zu den zentralen Problemen der Sozialanthropo- 
logie gehört die Erörterung einer an die gesellschaft- 
liche Schichtung gebundenen Verschiebung der pro- 
zentualen Anteilnahme der aufbauenden Bevölkerungs- 
elemente, seien diese nunmehr rein konstitutioneller 
oder rein rasslicher Natur. Bei Betonung der körper- 
baukundlichen Belange im Sinne der Konstitutions- 
typenforschung eliminieren wir auf diese Weise Bau- 
formen des menschlichen Körpers, die den verschie- 
denen Berufsarten und Ständen!) eigen sind. Die Er- 
gebnisse unserer rheinpfälzischen Studien (Roth 1925) 
der Jahre 1922 und 1923 gestatteten beim Zugrunde- 
legen einer beruflich-gesellschaftlichen Zweischichtung 
die Aufstellung eines Körperbautypus des Hand- 
arbeiters und einer Bauform des Geistesarbeiters, so- 
mit zweier Sozialtypen?), die übrigens auch bei Ein- 
wirkung gestaltungskräftiger Milieuverhältnisse, näm- 
lich von Leibesübungen, scharf getrennt bleiben. Für 
eugenische Fragekomplexe bedeutsamer ist jedoch die 
Darlegung der rassendiagnostisch wichtigen Merkmals- 
ausprägungen bei diesen sozialen Bauformen. Nach- 
dem die Intuition?) der kulturellen Sonderbedeutung 
der nordischen Rasse als stoßkräftigem Träger und 
Wahrer der abendländischen Aufwärtsentwicklung 
eine gewisse Stütze von weittragendem Ausmaß durch 
die von Yerkes (1921)4) veröffentlichten Ergebnisse 
der psychometrischen Untersuchungen des nordameri- 
kanischen Weltkriegsheeres erhalten hat, erschien eine 
Klarlegung der Rolle unentbehrlich, die dieser Rasse 
beim sozialen Aufstieg in der Pfalz zukommt. 

Ein grundlegender Unterschied zwischen unseren 
beiden Sozialtypen besteht in der Körpergröße, in- 
dem die Geistesarbeiter von höherem Wuchs sind als 
die Handarbeiter. Die Körpergröße ist aber ein Körper- 
merkmal mit ausgesprochenem Janusgesicht; denn 
ihr kommt — ganz abgesehen von der verhältnismäßig 
starken Abhängigkeit von rein parakinetischen Ein- 
flüssen — sowohl eine konstitutionelle als auch eine 
rassliche diagnostische Bedeutung zu. Die gesteigerte 


1) Vgl. Roth, K., 1927c. 

2) Roth, K., 1927b; ferner auch Roth, K., 1926. 

3) Vgl. u. a. Baur-Fischer-Lenz 1921, Günther, H., 
1923 und Ploetz, A., 1923. 

4) S. Lenz, F., 1926. 


Durchschnittsgröße der Geistesarbeiter könnte somit 
auch der Ausdruck einer Hinneigung dieser sozialen 
Schichte zu einer hochwüchsigen Rasse sein, also zur 
nordischen oder zur dinarischen Rasse. Schließen wir 
uns der Lenzschen Auffassung an, wonach die dinari- 
sche Rasse aus einer Mischung der alpinen und nordi- 
schen hervorgegangen ist, so bleibt nur die nordische 
allein als zu berücksichtigendes Element zurück. Ob 
wir den Unterschied rassenmäßig erklären dürfen oder 
nicht, darüber wollen wir Sicherheit gewinnen durch 
die Betrachtung der Maßverhältnisse des Hirn- und 
Gesichtsschädels. 


Die Kopfform, soweit sie durch zwei Maße und 
ihr Verhältnis zueinander festgehalten werden kann, 
hat sich stets in der Rassenkunde und damit auch 
in der rassenmäßig orientierten Sozialanthropologie 
einer besonderen Wertschätzung erfreut. Livi (1898) 
konnte für Norditalien, das reichlich mit nordrassi- 
schen Bevölkerungselementen durchsetzt ist, nach- 
weisen, daß die Studenten langköpfiger sind sowohl 
als die Landbevölkerung als auch gegenüber den An- 
gehörigen sonstiger Berufe. Muffang (1897) zeigte 
in Übereinstimmung damit, daß in der Bretagne die 
Mittelschüler durch ihre Langköpfigkeit sich aus- 
zeichnen gegenüber den Volksschülern und den Land- 
leuten. Röse (1905/06) betonte das Hervortreten des 
dolichokephalen Elementes bei den Abiturienten und 
Hochschullehrern Dresdens und das Vorherrschen der 
Rundköpfigkeit bei den Heerespflichtigen. Ammon 
(1899 und 1900) fand unter badischen Gymnasiasten 
und Wissenschaftlern mehr Langköpfe als dem Durch- 
schnitt des Landes entsprach. Umso interessanter 
ist unsere Feststellung für die benachbarte Pfalz, wo- 
selbst der Längenbreitenindex des Kopfes 


bei Geistesarbeitern 83,5!) + 0,18?) 


a et 
bei Handarbeitern 83,4 +0,11 Differ.:0,14.0 21 


beträgt. Allerdings liegen auch hier andere Auslese- 
verhältnisse vor, indem die Gruppe der Geistesarbeiter 


1) Wir teilen die Ergebnisse der Untersuchung von 21- bis 
40jährigen Männern mit. 

2) Diese beigefügten Zahlen sind die mittleren quadratischen 
Fehlerwerte. Über ihre Bedeutung siehe weiter unten im Text. 
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neben Studenten und wenigen Mittelschülern vor allem 
Bankbeamte, Büroangestellte, Kaufleute und Akade- 
miker, ferner Besucher von Bau-, Meister- und Land- 


Lang- bzw. schmalköpfig (dolichokephal) .................... 
Mittellang- bzw. mittelbreitköpfig (mesokephal) .............. 
Kurz- bzw. breitköpfig (brachykephal) .............2.222.... 


Sehr kurz- bzw. sehr breitköpfig (hyperbrachykephal) 
Extrem kurz- bzw. extrem breitköpfig (isokephal) 


Natürlich fehlen auch hier Unterschiede. | 

Setzen wir die Höhenentwicklung des Gesichtes in 
Beziehung zur Jochbogenbreite, so erhalten wir ein 
quantitatives Maß zum Erfassen der Gesichtsform. 
Da die Langgesichtigkeit ein Merkmal der nordischen 
Rasse darstellt, die beiden pfälzischen Stände jedoch 
in der Konfiguration des Gesichtes sich nicht unter- 
scheiden, dürfen wir im Hinblick auf dieses Maßver- 
hältnis nicht von einer Gebundenheit des sozialen 
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wirtschaftsschulen umfaßt. Ich lasse die Verteilung 
der Fälle auf die gebräuchlichen Indexklassengruppen 
folgen: 


Hand- 
arbeiter 


Geistes- , 
Differenz 


EE EEEE 0,3 + 0,3% | 0,8 + 0,3% | 0,5 + 0,42°% 
I LE 16,4 + 2,1% | 18,6 + 1,3% | 2,2 + 2,47% 
A 56,7 + 2,8°, ' 55,0 + 1,7% | 1,7 + 3,28% 


23,9 + 2,4%% 
3,0 + 1,0% 


0,4 + 2,78% 
1,0 + 1,12% 
Aufstiegs an eine bestimmte Rasse sprechen. Der 
mittlere morphologische Gesichtsindex beträgt 
nämlich in der Pfalz 


bei Geistesarbeitern 86,3 + 0,29 
bei Handarbeitern 87,1 +0,18 
Verteilen wir die Einzelwerte beider Serien jeweils 


auf die Gruppen der konventionellen Klassifikation, 
so finden wir: 


23,5 + 1,4% 
2,0 + 0,5% 


Differ. : 0,8 + 0,34 


Geistes- Hand- | 
arbeiter Differenz 


Sehr hoch- bzw. sehr schmalgesichtig (hyperleptoprosop)...... 


Hoch- bzw. schmalgesichtig (leptoprosop) 
Mittelhoch- bzw. mittelbreitgesichtig (mesoprosop) 


Auch nach dieser Übersicht finden sich keinerlei 
sichere Differenzen. 

Wir wenden uns der Betrachtung der Form- 
verhältnisse der Nase zu. Die auf die Höhenent- 
wicklung der Nase bezogene Breite — der Höhen- 
breitenindex der Nase — weicht in den pfäl- 
zischen S sozialer Auslese kaum vonein- 


a 


Sehr schmal- bzw. sehr E E E Y (hyperleptorrhin) .......... 
Schmal- bzw. hochnasig (leptorrhin) ...........c2ccecceese. 


Mittelbreit- bzw. mittelhochnasig (mesorrhin) 


Ganz anders liegen die Verhältnisse hinsichtlich der 
Tiefenentwicklung der Nase. Drücken wir die Nasen- 
tiefe in Prozenten der Nasenbreite aus durch Er- 
rechnung des Breitentiefenindex der Nase, so 
ermitteln wir als Durchschnitt 


für die Geistesarbeiter 54,9 + 0.44 


für die Handarbeiter 53,41 024 in 


1,5+050 
Die nasale Elevation ist also sicher größer bei den 
Geistesarbeitern; denn die Mittelwertdifferenz er- 
reicht gerade ein Dreifaches ihres mittleren quadrati- 


e.a e ooo 8820 ‘ooo’ 
e eo es ooo ooo 0 10 80108. 0 


. r 08 002808 08 80805 —* 


vo 202000 a r 


Niedrig- bzw. breitgesichtig (euryprosop) ..........2-22222220. 
Sehr niedrig- bzw. sehr breitgesichtig (hypereuryprosop) ...... 


.. 0 00 0121010. 00 
a e. 122008 0 08 00 00» 


DZuur uur Sur Baur Baer ar er Er er Tr o o 


Breit- bzw. niedrignasig (chamaerrhin) ..........ceccceeec. 


11,7 + 1,8% 
26,8 + 2,5%, 
33,4 + 2,7% 
21,3 + 2,3%% 
6,7 + 1,4% 


19,2 € 1,2% 
30,4 + 1,5% 
27,7 + 1,5% 
21,9 + 1,4% 
4,6 + 0,7% 


3,5 + 2,16% 
3,6 + 2,92%; 
5,7 + 3,14% 
0,6 + 2,69°, 
2,1 + 1,57% 


ander ab; denn als Mittelwerte stellen wir fest 
für die Geistesarbeiter 62,9+0,35 _. 

für die Handarbeiter 63.140,21 Pifer.: 0,2 + 041 
Dieser weitgehende Mangel jeglicher sozialanthropo- 
logischen Differenzierung findet beredten Ausdruck 
in der Besetzung der gebräuchlichen Zusammen- 
ee un rn der Indexklassen: 


Geistes- Hand- 


arbeiter Differenz 


7,6 +1,5% | 8,3 +0,9% | 0,7 +1,75% 


E E EAS 79,1 + 2,3% | 77,8 + 1,4% | 1,3 + 2,69%; 
PONEO 13,2 + 1,9% | 13,9 + 1,2% | 0,7 + 2,259% 
TEE 0,3 + 0,3% | 0,1 +0,1% | 0,2 + 0,33°; 


schen Fehlers. Die Geistesarbeiter besitzen demnach 
eine Nase, deren Spitze sich unter Berücksichtigung 
der Nasenbreite weiter von der Gesichtsfläche entfernt 
befindet und die also hochrückiger ist als es bei ihren 
sozialen Partnern der Fall ist. Wenn auch Vergleichs- 
daten meines Wissens noch völlig fehlen, so scheint 
diese Unterscheidung den Verhältnissen der nordischen 
und der alpinen Rasse zu entsprechen. Zu Vergleichs- 
zwecken fasse ich die folgenden Indexklassen zu Grup- 
pen zusammen und gebe die Besetzung für beide 
Sozialtypen an: 
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Index- I E u G b '  Geistes- | Hand- itf 
Klassen i ruppenbenennung | arbeiter Differenz 

x—34 Sehr seichtnasig (hypertenuirrhin) ..........222ecreeseneennnn | 0,6 + 0,4%; — 0,6 + 0,4% 
35—49 Seichtnasig (tenuirrhin!) ........222ccoeeeeeeneeeeeeeeeennnn 26,9 + 2,5°, | 31,2 + 1,6% | 4,3 + 2,975 
50—64 mitteltiefnasig (metriorrhin?) .........oenonsenurnnseuerenn e 60,5 + 2,8°; | 60,6 + 1,6% | 0,1 + 3,23% 
65—79 tiefnasig (alturrhin?)) en area 12,0 + 1,9% 8,2 + 0,9% | 3,8 + 2,10% 
80— x Sehr tiefnasig (hyperalturrhin) ..........2cecseeeeseerenenenn — — 


1) abgeleitet von: lat. tenuis = seicht. 


Überraschenderweise fehlen gesicherte Unterschiede 
in der Verteilung auf die einzelnen Grade der Nasen- 
elevation. 


Einen 
Einen 
Einen 
Einen 


geraden Verlauf des Nasenrückens in 
leichtwelligen Verlauf des Nasenrückens in 
konvexen (i. w. S.) Verlauf des Nasenrückens in 
konkaven Verlauf des Nasenrückens in 


Unter den Angehörigen sozial gehobener Stände finden 
wir demnach nicht mehr Individuen mit einem leich- 
ten Höcker an der Knochenknorpelgrenze des Nasen- 
rückens, welches Merkmal Fischer der nordischen 
Rasse zusprechen möchte. Ebensowenig sind bei den 
körperlich Arbeitenden konkave Formen, die vielleicht 
der alpinen Rasse eigentümlich sind, häufiger vertreten. 
Eine ganz besondere Bedeutung müssen wir wohl 
den Feststellungen über die Komplexion beimessen ; 
denn der Schlankwuchs der höheren Stände legt den 
Gedanken an eine stärkere Beteiligung des leptosomen 
Inspektionstypus nahe als dem Durchschnitt der Be- 
völkerung entspricht. Und der leptosome Habitus 
ist durch ein ausgesprochenes Unvermögen zum 
Breitenwachstum ausgezeichnet, das natürlich auch 
die Breitenmaße des Kopfes und des Gesichtes an- 
betrifft. Henckel (1925) konnte nachweisen, daß die 
Gruppe der Leptosomen dadurch dolichokephaler ist 
als die beiden anderen Inspektionstypen, der muskuläre 
und der pyknische. Infolgedessen ist die Möglichkeit 
gegeben, daß die Langköpfigkeit der Studenten und 
Mittelschüler nach den Ergebnissen von Ammon, 
Livi,Muffang, Röseu.a. und ganz allgemein die mit 
der sozialen Stufenleiter ansteigende Dolichokephalie 
(nach Ploetz 1923) in erster Linie konstitutionell zu 
werten und dann erst rassenmäßig zu deuten ist. 
DieVerteilung derAugenfarbentypen gestaltet sich 
in der Pfalz in jenen beiden Schichten folgendermaßen: 


stes ı 
| Ei Differenz 


Hand- 
arbeiter 


1,8 + 3,23, 
35,9 + 2,8°,138,5 + 1,6°,| 2,6 + 3,23, 
25,3 +25°,124,2+1,4°,|1,1 + 2,879, 


' | 38,9 + 2,8 °. 137,1 + 1,6% 


A 


Blaue Augen ... 
Melierte Augen . 
Braune Augen .... 


2) abgeleitet von: griech. metrios = mäßig. 


.. 01.008000 0. 68 
s. asos sooo 
ou. > 


3) abgeleitet von: lat. altus = hoch, tief. 


Wir beurteilen anschließend die Befunde in der 
Verteilung der Nasenprofilformen auf beide Be- 
völkerungskreise. Wir wiesen nach: 


Hand- ` 


arbeiter 


Geistes- l 
Differenz 


66,8 + 1,6% 


E 66,7 + 2,7”; 0,1 + 3,149 
EERE TEO 16,4 + 2,1°, | 11,2 +1,19} | 5,2 + 2,37%, 
E N BEN 14,4 + 2,0°, | 16,0 + 1,2°, | 1,6 + 2,33°, 
WRITER: 2,6 +09", | 57+08°%, | 3,1 + 1,21% 


Wir konstatieren eine sehr weitgehende Übereinstim- 
mung in der Ablagerung des Irispigmentes. 


Die Färbungsgrade des Kopfhaares wurden in 
nachstehender Besetzung ermittelt: 


4 _ Geistes- | Hand | aaa 
| 


arbeiter Differenz 


FE T AEA 
Blonde Haare..... 35,0 + 2,7°,|34,5 + 1,6%,|0,5 + 3,14 °% 


Braune Haare..... 63,8 + 2,8°,163,6 7 1,6°, | 0,2 + 3,23%; 
Schwarze Haare ... 0,3+.0,3°,| 0,1 + 0,1°,| 0,2 + 0,33%% 
Rote Haare ...... | 1,0 40,6°%,| 1,74 0,4°,| 0,7 + 0,72°% 


Auch in diesem wichtigen Rassenmerkmal besteht 
nahezu Gleichheit. 


Wir schließen mit einer Betrachtung der Form des 
Kopfhaares unter Hinweis auf nachstehende Über- 
sicht: 


| Geistes- | Hand- 


arbeiter Differenz 

= 
Straffe Haare ... l — — 
Schlichte Haare ..,75,0 + 2,5°,|83,6 + 1,3% | 8,6 + 2,82 °; 
flachweitwellige | 

Haare ......... | 14,1 +20°%! 9,2 +1,0% 
Engwellige Haare .|10,4 + 1,8%] 5,9 +0,92% 
Gekräuselt-krause 

Haare 


4,9 + 2,2492; 
3,5 + 2,00% 


e e ooo o oo’ 


0,3 +0,3% | 0,1 +0,1°,| 0,2 + 0,339; 


Bei den körperlich Arbeitenden treffen wir die Schlicht- 
haarigkeit häufiger an, die in ihrem Vorkommen bei 
den Angehörigen sozial gehobener Stände demgegen- 
| über deutlich zurücksteht. Daß unter den Geistes- 
arbeitern infolgedessen mehr wellighaarige Individuen 
sich finden, geht daraus ohne weiteres hervor. Eine 
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Bevorzugung flachweitwelliger Haarformen, die der 
nordischen Rasse zukommen dürften, läßt sich jedoch 
keineswegs sicher nachweisen. Es sei übrigens darauf 
hingewiesen, daß unter den Tirolern nach Frizzi 
(1909) ganz genau soviel Schlichthaarige, nämlich 
83,8 + 4,12%, notiert wurden, wie wir bei den pfälzi- 
schen Handarbeitern feststellten. Dabei sind die 
Tiroler als Repräsentanten der alpinen Rasse zu be- 
trachten. 

Überblicken wir nochmals kurz die sozialanthropo- 
logischen Verhältnisse, die uns in der Pfalz entgegen- 
treten: Von einer Verknüpfung der nordischen 
Rasse mit dem sozialen Aufstiegkann imHin- 
blick aufdie Komplexion, den Längenbreiten- 
index des Kopfes, die Höhenbreitenverhält- 
nisse von Gesicht und Nase und unter Berück- 
sichtigung des Nasenprofils keine Rede sein 
Die nasale Elevation ist zwar bei den Geistesarbeitern 
größer, aber sichere Daten zur einwandfreien Zu- 
ordnung dieser Merkmalsausprägung zur nordischen 
Rasse fehlen — soweit wir sehen —, wenn wir auch zu 
dieser Anschauung neigen. In einer gewissen Überein- 
stimmung damit konnte unter den Vertretern sozial 
gehobener Stände ein reichlicheres Auftreten von 
welligen Haarformen und ein besonders starkes Über- 
wiegen der Schlichthaarigkeit bei den Arbeitern 
eruiert werden. Jedenfalls genügen diese spär- 
lichen Hinweise nicht zu weittragenden Fol- 
gerungen im Sinne einer Gebundenheit des 
sozialen Aufstiegs an die nordische Rasse. 

Wir halten demnach an der bereits anderwärts aus- 
gesprochenen Ansicht fest, daß in der Pfalz am 
Rhein mit dem Aufstieg in höhere soziale 
Schichten keine rassenmäßige Sonderung der 
Volksglieder verknüpft ist, daß die Auslese 
der Begabung dortselbst für wirtschaftliches 
Fortkommen und beruflich-gesellschaftliches 
Emporsteigen unabhängig zu erachten ist von 
einer rassenbiologischen Differenzierung. Es 
liegt uns fern, dieses zeitlich, räumlich und materiell 
begrenzte Ergebnis verallgemeinern zu wollen; denn 
erst der Zusammenklang von Untersuchungen an ver- 
schiedenen Orten gibt dazu das tragfähige Fundament. 
Es sei hier noch auf die Feststellungen Havemanns 
(1927) an Männern und Frauen der Stadt Delmen- 
horst in Oldenburg hingewiesen. Durch Inspektion wur- 
den die Individuen den vier europäischen Rassen als 
Reinrassige und als Verschiedengradig-Gemischtrassige 
beurteilt. Das Gesamtmaterial wurde geschieden in 
drei Gesellschaftsschichten, in leitende Persönlich- 
keiten, in Handwerker, Gewerbetreibende und Büro- 
beamte beziehungsweise -angestellte und in industrielle 
Handarbeiter. Keinerlei sozialanthropologische Unter- 
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schiede konnten festgestellt werden, da alle Verschie- 
denheiten sich innerhalb der Fehlergrenzen bewegen !). 

Wir erachten es an der Zeit, daß die gesamten sozial- 
anthropologischen Untersuchungsbefunde der ver- 
schiedenen Autoren zusammengestellt und kritisch 
geprüft werden. Was die Maße und Maßverhältnisse 
anbetrifft, so haben wir vor allem zweierlei Korrek- 
turen anzubringen: erstens die Ausschaltung des Ein- 
flusses unterschiedlicher Körpergrößenmittel der so- 
zialen Gruppen und zweitens die Beurteilung eines 
an den Sozialtypus gebundenen Verteilungsmodus 
der inspektorischen Konstitutionstypen von Sigaud, 
Viola und Kretschmer. 
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1) Wenn Havemann (a. a. ©. S. 23) von einem Überwiegen 
der alpinen Merkmale bei den Handarbeitern spricht, so ist das 
auf Grund seiner Tabellen A, B, C und E ganz und gar unver- 
ständlich. 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


J. Mayer (Freiburg i. Br.), Gesetzliche Unfruchtbarmachung | 


Geisteskranker. Herder, Freiburg i. Br. 1927. 466 S. geh. 

.M 14, —, geb. .ft 15,50. 

Das außerordentlich gründlich und sachlich geschriebene 
Werk trägt den Stempel der katholischen Weltanschauung. 
Um so erfreulicher ist es, daß der Verfasser nicht zu einer grund- 
sätzlichen Ablehnung der Sterilisierung kommt, sondern viel- 
mehr grundsätzlich zustimmt, dabei aber die Einschränkung 
machen zu müssen glaubt, daß die Zeit zu solchen Eingriffen 
noch nicht gekommen ist. Wenn man sich auch mit aller Ent- 
schiedenheit gegen irgendwelche zu weit gehende Forderungen 
auflehnen muß, so dürfte dieser Skeptizismus, so berechtigt er 


| 
| 


sozialer Momente nicht hinreichend Raum gewährt. 


als grundsätzliche Einstellung ist, schon um Enttäuschungen ` 


zu verhüten, doch nicht mehr ganz unserem tatsächlichen 
Stand der Kenntnisse gerecht werden. Ausdrücklich unter- 


strichen sei die Forderung des Verfassers, daß jeder Einzelfall _ 


stets sorgfältigster Prüfung bedarf, sowie daß Sterilisierungs- 
maßnahmen niemals in den Dienst eines Rassenvorurteils ge- 
stellt werden dürften. ja, teilweise geht M. sogar noch weiter 
und meint, die Eugenik könne dazu dienen, eine höhere 
christliche Ethik zu entwickeln. Referent glaubt besonders in 


dieser Äußerung ein sehr bemerkenswertes Bekenntnis zu ' 


qualitativer Bevölkerungspolitik erblicken zu dürfen, das 
noch dazu in einem Werk, welches das „bischöfliche Imprima- 
tur“ trägt, mindestens als offiziöse Äußerung aufgefaßt werden 


muß. Noch eine kleine Nebenbemerkung: M. will an Stelle von 


Sterilisierung das Wort Entkeimung setzen und meint, so würde 
eine Verwechslung mit dem Sterilisieren irgendwelcher Gegen- 
stände vermieden. Das Wort entkeimen, keimfrei, Entkeimung 
wird aber durchaus im gleichen Sinne benützt, wie die gebräuch- 
liche Bildung ‚Trinkwasserentkeimung‘‘ beweist. 

Neben der Sterilisierung wird auch die Asylierung besprochen 
und warm befürwortet, vor allem deshalb, weil so ein wirk- 
samerer Schutz der Gesellschaft erreicht würde. Auch hierin 
wird man zustimmen können, soweit es sich um gemeingefähr- 
liche Personen handelt oder solche, die sich nicht selbständig 
im Leben behaupten können. Daneben gibt es aber doch eine 
ganze Reihe von Fällen, in denen eine Asylierung nicht zu recht- 
fertigen, wohl aber Fortpflanzung als höchst unerwünscht zu be- 


zeichnen ist. Diese sind es eben, in denen Sterilisierung nötig ist. ' 


Das Buch sei bestens empfohlen als ausführlicher Bericht über 
den jetzigen Stand der Frage und zugleich als ‚„Verhandlungs- 
grundlage‘‘, damit aus dem „noch nicht“ recht bald eine volle Zu- 
stimmung zu schon jetzt vertretbaren Eingriffen würde. F. 


W. Liepmann (Hamburg), Die Abtreibung. Eine medizinisch- 
soziologische Studie in bildlichen Darstellungen für Ärzte, 
Juristen und Soziologen. Urban u. Schwarzenberg, Berlin-Wien 
1927. 24 S. und 24 teils mehrfarbige Tafeln. geh. f4 12,—. 
Der kurze Text weist auf die Häufigkeit krimineller Aborte 

hin und belegt mit statistischen Daten ihre großen Gefahren. 

Der ausgezeichnete Bilderabschnitt zeigt zunächst anschauliche 

Darstellungen der normalen Geschlechtsorgane der Frau, dann 

folgen Bilder über Abortverletzungen, besonders auch durch 

die Hand des Arztes. Eindringlicher kann kaum vor ungerecht- 

fertigten Eingriffen gewarnt werden. F. 


A. Niedermeyer (Schönberg, Lausitz), Sozialhygienische Probleme 
in der Gynäkologie und Geburtshilfe Ein Beitrag zur Sozial- 


Die medizinischen, Lehr- und Handbücher gliedern alter 
Überlieferung gemäß ihren Stoff in die Abteilungen Ätiologie, 
Symptomatologie, pathologische Anatomie, Diagnose, Pro- 
gnose, Therapie und bestenfalls noch Prophylaxe. Dies Schema 
wird der jüngsten Phase der medizinischen Forschertätigkeit 
und Darstellungskunst nicht gerecht, weil es der Einordnung 
Gewiß 
würde es bei einigem guten Willen möglich sein, auch im Rahmen 
des hergebrachten Schemas sozialen Gesichtspunkten Rech- 
nung zu tragen; aber aus Gründen der Klarheit und der von der 
klinischen Betrachtung abweichenden Methode ist es rätlich, 
diesen Gedankengängen eine besondere Rubrik einzuräumen, 
in der die sozialpathologischen und sozialhygienischen 
Belange ihren Platz finden. Das wird aber erst dann möglich 
sein, wenn nicht nur einzelne Autoren ganz allgemein die sozial- 
pathologischen Beziehungen aufzeigen, sondern die Vertreter 
der einzelnen Spezialfächer bis in die letzten Winkel ihres 
Faches solche aufspüren. Zu den sich mehrenden Anzeichen, 
daß diese Fortentwicklung der sozialen Pathologie im Werden 
ist, gehört das vorliegende Buch A. Niedermeyers, in dem 
der Verfasser nach dem Vorgange von Max Hirsch, aber dabei 
doch ganz selbständig, die sozialen und eugenischen Beziehungen 
des gynäkologischen und geburtshilflichen Faches in übcr- 
sichtlicher und erschöpfender Weise darstellt. Besonders er- 
freulich ist die Veröffentlichung, weil sie von einem in der 
operativen Gynäkologie erfahrenen und dabei doch der All- 
gemeinpraxis nicht entfremdeten Autor verfaßt ist. Reichliche 
Literaturangaben erhöhen den Wert des Buches, dessen positive 
Vorschläge zur Abhilfe so mancher Übelstände, die namentlich 
der geburtshilflichen Versorgung der minderbemittelten Volks- 
schichten noch anhaften, dem Referenten allerdings ein wenig 
zaghaft erscheinen. Grotjahn (Berlin). 


J. Raecke (Frankfurt a. M.), Erfahrungen aus einer Ehe- 
beratungsstelle. Klin. Wochenschr., Jg. 6, H. 6, S. 463. 1927. 
Die erbbiologische Beratung stößt oft auf Schwierigkeiten und 
Unsicherheiten. Dennoch sind Eheberatungsstellen nötig, schon 
deshalb, weil sie erzieherisch wirken. F. 


Th. Brugsch u. F. H. Lewy (Berlin), Die Biologie der Person. 

Lief. 5, Bd. IV. Urban u. Schwarzenberg, Berlin-Wien 1927. 

S. 235—427. MH 12,—. 

Die Lieferung enthält zwei umfangreiche Abschnitte über die 
personelle Beurteilung nach der praktischen Lebenseignung: 
a) körperlich von C. Coerper (Düsseldorf), b) psychologisch 
von W. Peters (Jena). Coerper setzt sich besonders ausführ- 
lich mit der Berufswahl auseinander und der speziellen Eignung 
bestimmter Konstitutionstypen. Bei der Berufsberatung solle 


-man auch die konstitutionelle Eignung mit berücksichtigen. 


gynäkologie. Nr. 11 der Monographien zur Frauenkunde und ` 
' Blutgruppeneigenschaft 0. Klin. Wochenschr., Jg. 6, H. 6, 
‚8. 303. 1927. Sättigt man die Agglutinine A und B entspre- 


Konstitutionsfurschung, hrsg. von Max Hirsch. C. Kabitzsch, 
Leipzig. 1927. 130 S. í 7,50. 


Peters bespricht in seiner begrifflich überaus klaren Schreib- 
weise namentlich auch die Methoden, welche dazu dienen, aus 
der Leistung und dem Verhalten auf die inneren Anlagen 
Schlüsse zu ziehen. Psychotechnische Eignungsprüfungen 
werden kritisch gewertet, die Methoden der experimentellen 
Psychologie usw. Den Beschluß bildet ein kurzer Abschnitt 
über „Sport und Konstitution‘ von C. Coerper, den man 
gerne etwas umfangreicher sähe. Erfreulich ist die scharfe Her- 
vorhebung, daß für Frauen nur wenige Sportarten konstitutionell 
geeignet sind und ohne Schaden ertragen werden. F; 


F. Schiff (Berlin), Über den serologischen Nachweis der 
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chend ab, dann bleibt bei manchen Seren die Fähigkeit spezifisch 
mit Blutkörperchen der Gruppe O zu reagieren. Darin darf ein 
serologischer Beweis für die Eigenschaft R, wie sie Bernstein 
postulierte, gesehen werden. F. 


H. Leveringhaus (Münster), Die Bedeutung der mensch- 
lichen Isohaemagglutination für Rassenbiologie und Klinik. 
Arch. f. Rassen- u. Gesellsch.-Biol. Bd. 19, H. 1, S. 1. 1927. 
Untersuchungen über die Blutgruppenverteilung in Münster 
und Essen. Rechnerische und beobachtete Häufigkeit der 
Gruppe IV. stimmte mit der Bernsteinschen Formel gut 
überein. Die Berechnung nach Hirschfeld ergab erhebliche Ab- 
weichungen. Eine Verwertung der Zusammenhänge zwischen 
Agglutinationskraft des Serums und dem Verlauf von Krank- 
heiten ist noch nicht möglich. Im übrigen wird auf die Befunde 
anderer Autoren referierend eingegangen. F. 


W. Kruse (Leipzig), Über Blutzusammensetzung und Rasse. 
Arch. f. Rassen- u. Gesellsch.-Biol. Bd. 19, H. 1, S. 20. 1927. 
Unter Mithilfe einer größeren Zahl von Autoren hat K. 20000 
Blutgruppenbestimmungen von Personen aus dem ganzen 
Deutschen Reich vorgenommen. Mit Hilfe der Bernstein- 
schen Formel werden die Werte p, q und r berechnet, bei denen 
r = VO, p=1-YVO+B,q = 1 — YO+A ist, so daß 
p+q+r=1 und2pgq = AB wird. Erwartung und Berechnung 
stimmen gut überein. Besonders ansprechend ist eine sehr 
instruktive graphische Darstellung der Befunde, die im Original 
nachgesehen werden muß. Unstimmigkeiten bestünden bei 
der anthropologischen Auswertung der Befunde. K. warnt 
deshalb mit Recht vor voreiligen Schlüssen. F. 


Th. Viernstein (Straubing), Der kriminalbiologische 
Dienst in den bayrischen Strafanstalten. Arch. f. Rassen- u. 
Gesellsch.-Biol. Bd. 19, H. 1, S. 34. 1927. Der äußere Anstoß 
zur Errichtung der vom Verfasser geleiteten Forschungsstelle 
war die Einführung des Strafenstrafvollzuges, welcher das Be- 
dürfnis, die Rechtsbrecher nach Erziehbarkeit zu sondern, er- 
weckte. Die für die Erhebungen benutzten Fragebogen werden 
wiedergegeben, ferner auf außerbayrische Stellen mit ähnlichen 
Aufgaben verwiesen. F. 


Fr. von Rohden (Nietleben), Konstitutionelle Körperbau- 
untersuchungen zu Gesunden und Kranken. Arch. f. Psych. 
u. Nervenkrh. Bd. 79, S. 786. 1927. Während bei Geistes- 
kranken die Kretschmerschen Konstitutionstypen für die 
verschiedensten Rassen bestätigt werden konnten, liegen beim 
Normalen die Dinge nicht so einfach. Die Verteilung von 
1319 Geisteskranken auf die verschiedenen Typen war: lepto- 
som: athletisch: pyknisch 54:28:18, bei dem normalen 
Durchschnitt 60:30:10, bei Verbrechern 52:40:8, bei 
Studenten 73:23:4, bei Manischdepressiven 10:3:87, bei 
Schizophrenen 66: 28:6, bei Epileptikern 33: 67:0. F. 


H. Delbrück (Göttingen), Über die körperliche Konstitution 
bei genuiner Epilepsie. Arch. f. Psych. u. Nervenkrh. H. 77, 
S. 555. 1926. Mehr und mehr gewinnt man auch bei Epilepsie 
den Eindruck einer besonderen Körperverfassung. D. fand 
bei seinen Untersuchungen zahlreiche Athletiker und, soweit 
Leptosome vorhanden waren, bei diesen zahlreiche dysplastische 
Symptome. F. 


A. Rhiel (Freiburg i. Br.), Untersuchungen zur Anthropologie 
und Konstitution der deutschen Frau. Ztschr. f. Morph. u. 
Anthropol. Bd. 26, S. 333. 1927. Es wird über das Ergebnis der 
Untersuchungen an 230 Studentinnen berichtet, die der Rassen- 
zugehörigkeit nach eine Mischung der verschiedensten Bestand- 
teile und einer Auslese nach Abstammung aus den sozial ge- 
hubenen Schichten darstellen. Tabellen geben die verschiedenen 


m ———— 
m m a, n e een GR 


Maßzahlen unter Berechnung des mittleren Fehlers, der Stan- 
dardabweichung und des Variationskoëffizienten wieder. Einem 
Vorschlage E. Fischers entsprechend werden in Anlehnung an 
Kretschmer folgende Typen unterschieden: asthenisch für 
die ins Krankhafte spielenden Formen, oligosthenisch für die 
Grenzformen, eusthenisch für die weder pyknischen noch 
athletischen Formen, also etwa den stenoplastischen Galants 
entsprechend. F. 

L. H. Snyder (Raleigh, North Carolina), Studies in human 
inheritance. Il. The medicolegal application of hereditary human 
characteres, with especial reference to the blood groups. |Erblich- 
keitsstudien am Menschen. II. Die gerichtlich-ınedizinische 
Anwendung menschlicher Erbmerkmale unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Blutgruppen.] Journ. of the Americ. med. 
assoc. Bd. 8, S. 562. 1927. Es wird die Bernsteinsche Formel 
zur Elternschaftsdiagnose bei den Blutgruppen empfohlen. 
Darüber hinaus empfiehlt der Verfasser sich noch der Augen- 
farbe zum gleichen Zwecke zu bedienen. Blaue Augen seien 
gegenüber dunklen rezessiv. Graue dominierten über blaue, 
würden selbst aber durch dunkle überdeckt. Es handle sich 
um 3 multiple Allelomorphe ebenso wie bei den Blutgruppen. 
Referent hält es für gewagt, auch schon die Augenfarbe heranzu- 
ziehen und möchte entschieden vor solchen verfrühten Ver- 
suchen warnen. F. 

F. J. Wertheimer and F. E. Hesketh (Baltimore), Obser- 
vations and remarks on the physical constitution of female 
psychiatric patients (Beobachtungen und Bemerkungen über 
die Körperverfassung weiblicher Geisteskranker). Americ. 
journ. of psychiatry Bd. VI, Nr. 3, S. 499. 1927. Die Unter- 
suchung ist bestrebt, Beziehungen zwischen den anthropuvlogi- 
schen Maßzahlen und dem Gesamteindruck festzustellen. Mit 
Hilfe der Formel 

Beinlänge x 10? 


m M - x 100 
Sagittaldurchmesser der Brust x Transversal- 


durchmesser der Brust x Rumpfhöhe 


wurden besondere Indices gewonnen, deren Wert bei Frauen 
zwischen 247—407 schwankt, bei Männern zwischen 153— 337 
liegt. Die Pykniker liegen an der unteren Grenze, die Astheniker 
an der oberen. Da nur 31 Messungen an Frauen vorliegen, 
müssen jedoch noch weitere Beobachtungen abgewartet werden. 
F. 
O. v. Verschuer (Tübingen), Der Anteil der Erbanlage und 
Umwelt an den Ursachen der Verschiedenheiten zwischen zwei- 
eiigen Zwillingen. Sitzungsber. d. Anthrop. Ges. in Wien, Jg. 
1926/27, S. 36. Die beste Methode ist es, die mittlere prozen- 
tuale Abweichung der eineiigen Zwillinge durch jene der zwei- 
eiigen zu dividieren. Der Quotient gibt den prozentualen Anteil 
des Idiotypus am Erscheinungsbild. F. 
F. J. Wertheimer and F. E. Hesketh (Baltimore), A 
minimum scheme for the study of the morphologic constitution 
in psychiatry. (Über die kürzeste Fassung eines Schemas zur 
psychiatrischen Konstitutionsforschung.) Arch. of Neurology 
and Psychiatry, Vol. 17, S. 93. 1927. Verfasser halten folgende 
Maßzahlen für ausreichend: Größe, Beinlänge, Transversal- 
und Sagittaldurchmesser der Brust, Rumpfhöhe, Abstand der 
Acromien, Abstand der Darmbeinstacheln, Rippenwinkel. Neben 
dem oben erwähnten Index berechnen sie noch die Proportion 
von Schulter zu Beckenbreite, sowie Rumpfhöhe zu Beinlänge. 
Im übrigen beschränken sie sich auf Beschreibung. r. 
F. J. Wertheimer and F. E. Hesketh (Baltimore), The 
significance of the physical constitution in mental diseases. (Die 
Kennzeichnung des Körperbaues bei Geisteskranken.) Medicine 
Vol. V, S. 1. 1926. Sorgfältige anthropologisch-konstitutionelle 
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Studie an Geisteskranken, bei der im wesentlichen entsprechend 
den Martinschen Angaben die Messungen vorgenommen wur- 
den. Verfasser können die Beobachtungen Kretschmers be- 
stätigen und verweisen auf ähnliche Typenbildungen bei anderen 
Autoren. F. 
E. Baur (Berlin), E. Fischer (Freiburg i. Br.), F. Lenz (München), 

Menschliche Erblichkeitsiehre. 3. vermehrte u. verbesserte 

Auflage. J. F. Lehmann, München 1927. S. 601. geh. ‚It 16,—, 

geb. . 18,—. 

Das rühmlichst bekannte Werk bedarf keiner weiteren Emp- 
fehlung. Es gibt einen vollkommenen Überblick über die Erb- 
biologie des Menschen, ohne sich jedoch in Einzelheiten zu 
verlieren oder Wert auf Vollständigkeit der Literaturangaben 
zu legen. Die ersten Abschnitte von E. Baur (Allgemeine 
Variations- und Erblichkeitslehre) geben die experimentellen 
Grundtatsachen wieder, deren Kenntnis Voraussetzung des 
Verständnisses der menschlichen Erbbiologie ist. E. Fischer 
folgt mit seinen klug zurückhaltenden Ausführungen über An- 
thropologie, in denen aber auch erfreulicherweise die Frage 
der Konstitutionstypen kurz erörtert wird. F. Lenz ver- 
tritt gegenüber den beiden genannten Autoren wesentlich 
subjektivere Auffassungen, wie schon daraus hervorgeht, daß 
er die Notwendigkeit der Aufstellung zweier Rassen, der alpinen 
und dinarischen, leugnet, während E. Fischer sie beschreibt. Recht 
temperamentvoll sind teilweise auch die Auseinandersetzungen, 
die Lenz mit anderen Autoren hier austrägt. Man liest aber 
gerade diese Teile wegen ihrer Frische und Lebendigkeit auch 
bei gegenteiliger Ansicht und der Auffassung, daß so persön- 
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liche Polemik besser unterbliebe, nicht ohne Vergnügen, selbst 
wenn Sozialhygiene und Judentum in eine etwas über- 
raschende Wechselbeziehung gesetzt werden. Am gehalt- 
vollsten ist die Zusammenfassung der Vererbungspathologie des 
Menschen, die wohl niemand entbehren kann, der irgendwie 
erbbiologische Interessen hat. Es gibt kein anderes Werk (den 
Treasury of human inheritance ausgenommen), das annähernd 
die gleiche Vollständigkeit erreichte. F. 

F. Buttersack (Göttingen), Wider die Minderwertigkeit! 

(Monographien zur Frauenkunde und Konstitutionsforschung. 

Herausgeber Dr. Max Hirsch, Berlin.) Curt Kabitzsch, 

Leipzig 1926. Geh. ft 3,50. 

Die vorliegende Monographie behandelt die Fragen der 
Eugenik mit großer Geschicklichkeit. Schade, daß der Verfasser 
den Boden der Sachlichkeit und des wissenschaftlichen Kritizis- 
mus verläßt und sich seinen Minderwertigkeitsbegriff allzu sehr 
als Generalarzt zurechtlegt! Manches Gute, wie zum Beispiel 
die Gegenüberstellung zwischen Individuum und Volk, die 
Hervorhebung der Bedeutung der Erbmasse für das Vulksganze, 
die Kritik der heute vielerorts herrschenden Anschauung über 
die Allmacht der Erziehung, ist zu unterstreichen. Dagegen 
kann man in bezug auf seine Auffassung über die große Über- 
fruchtbarkeit der Minderwertigen und hauptsächlich über 
seine politischen Minderwertigkeitsbegriffe nicht mit ihm einig 
gehen. Die Schrift ist als Kampfmittel gegen die Gleichgültig- 
keit in rassenhygienischen Dingen wohl zu brauchen, nicht aber 
als Grundlage für eventuell zu ergreifende praktische Maß- 
nahmen. Zurukzoglu (Bern). 


Tagung der Kriminalbiologischen Gesellschaft. 
Wien, 5. und 6. Juni 1927. 

Als erster Redner sprach der Vorsitzende A. Lenz (Graz) 
über „Probleme der Kriminalbiologie‘‘ und betonte besonders 
die Notwendigkeit die Person des Täters allseitig zu erfassen; 
das könne nur gelingen, wenn die Methoden der Psychiatrie, 
Erbbiologie und Psychologie systematisch auf den Kriminellen 
angewandt würden. Man müsse vor allem auch den Juristen 
zu biologischem Denken erziehen, damit kriminalbiologische 
Erkenntnis sich in der Praxis der Strafrechtspflege auswirke. 
v. Neureiter (Riga) berichtete ‚über den belgischen kriminal- 
biologischen Dienst‘, der seit dem Jahre 1907 bestehe und den 
ersten Versuch darstelle, systematisch die Person des Täters im 
Strafvollzug zu berücksichtigen. Der Vortragende hat für die 
besonderen Zwecke Lettlands einen Fragebogen ausgearbeitet, 
der dem belgischen nachgebildet ist, und mit diesem einen 
kriminalbiologischen Dienst in Lettland eingerichtet. Viern- 
stein (Straubing) sprach „Über Typen des besserungsfähigen 
und des unverbesserlichen Verbrechers‘‘ unter Verwertung der 
Erfahrungen der „kriminalbiologischen Sammelstelle in Bayern‘. 
Etwa 35°, der Gesamtzahl dürften als unverbesserlich zu be- 
zeichnen sein. Den höchsten Prozentsatz Unverbesserlicher 
fände man unter den Eigentumsverbrechern, dann folgten die 
Sittlichkeitsverbrecher, diesen die Tätlichkeitsverbrecher, an 
letzter Stelle stünden die Staatsverbrecher. Die biologische 
Prognose der Besserungsfähigkeit sei in einer erheblichen Zahl 
der Fälle schon heute durchführbar und gebe brauchbare 
Resultate. Seelig (Graz) sprach über „Die Ermittlung der 
Suggestibilität als Beispiel zur kriminalbiologischen Methoden- 
lehre‘‘. Man müsse verschiedene Formen der Suggestibilität 
unterscheiden, je nachdem sie sich auf Urteil, Fühlen oder 
Wollen erstrecken und dementsprechend prüfen. Beim Ge- 


sunden seien besonders die Registriermethoden unwillkürlicher 
Körperbewegungen geeignet, eine objektive Wertung zu er- 
möglichen. Orschansky (Leningrad) gab bemerkenswerte 
Daten ‚über den russischen Verbrecher‘, der sich in vieler 
Hinsicht vom westeuropäischen unterscheide und besondere 
Forschungsmethoden benötige. Insbesondere habe die soziale 
Umschichtung in Rußland zu einem veränderten Bilde geführt. 
Der Umweltanteil an der Kriminalität spiele eine große, vielfach 
überwiegende Rolle. Fetscher (Dresden) sprach „Über Auf- 
gaben und Organisation einer Kartei der Minderwertigen‘. 
Man dürfe sich nicht mit der systematischen Erfassung der 
Kriminellen begnügen, sondern müsse alle Formen psychischer 
Abartung erfassen. Das Endziel wäre die Begründung „erb- 
biologischer Landesstellen‘‘, die in allen Fragen der sozialen 
Prognose sowohl in der Strafrechtspflege wie in der sozialen 
Fürsorge als Gutachter gehört werden sollten. Der Vortragende 
hält die Analyse der Schrift als Ausdrucksbewegung für ein 
wichtiges Mittel, die Person des Kriminellen zu erfassen. 

Es wurden schließlich folgende Resolutionen gefaßt: 

1. Die erste Mitgliederversammlung der kriminalbiologischen 
Gesellschaft begrüßt die Ansätze zu einer Erfassung der krimi- 
nellen Persönlichkeit in der Gesetzgebung, der Strafrechtspflege, 
im Strafvollzuge sowie in der wissenschaftlichen Lehre. 

2. Die Gesellschaft betrachtet als ihr Ziel, die verschiedenen 
wissenschaftlichen Methoden zur Aufschließung der Person, 
die sich in der Psychiatrie, in der Erbbiologie und in der natur- 
wissenschaftlich und philosophisch orientierten Psychologie 
bewährt haben, für kriminologische Zwecke auszugestalten und 
zu vereinen. 

3. Diesem Ziele soll zunächst die Errichtung kriminal- 
biologischer Untersuchungsstellen dienen, die für die Straf- 
rechtspflege als Gutachter tätig werden sollen. F. 
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Die Hygiene der öffentlichen Schlachthöfe. 
Von R. MEYER, Berlin. 


Die Versorgung mit Fleisch ist für alle Gemeinden, 
insbesondere aber für die Großstädte nicht nur von 
hervorragender wirtschaftlicher, sondern auch von 
außerordentlicher hygienischer Bedeutung. Stellt auf 
der einen Seite das Fleisch wegen seines hohen Eiweiß- 
gehaltes eines der wichtigsten Nahrungsmittel des 
Menschen dar, so kann auf der anderen Seite der Genuß 
des Fleisches unter Umständen mit erheblichen Ge- 
fahren für die menschliche Gesundheit verbunden sein, 
wobei besonders bedeutungsvoll ist, daß der Ver- 
braucher meist gar nicht in der Lage ist, die gute oder 
schädliche Beschaffenheit des Fleisches erkennen zu 
können. Die öffentliche Gesundheitspflege des Men- 
schen erfordert also einen Schutz desselben vor 
Schädigungen durch Fleischgenuß. Diesen Schutz 
gewährleistet in erster Linie eine ordnungsmäßig 
durchgeführte Fleischbeschau, zu der auch die Be- 
sichtigung des lebenden Tieres vor der Schlachtung — 
Schlachtviehbeschau — zu rechnen ist, die zar sicheren 
Beurteilung der Genußtauglichkeit des Fleisches nicht 
entbehrt werden kann, in zweiter Linie die sanitäts- 
polizeiliche Überwachung des Verkehrs mit Fleisch. 

Während nun auf dem Lande und in Kleinstädten 
eine ordnungsmäßige Schlachtvieh- und Fleisch- 
beschau unschwer durchzuführen und der Verkehr mit 
Fleisch infolge der leicht übersehbaren Verhältnisse 
ohne Schwierigkeiten zu überwachen ist, ist dies in 
Städten mit erheblicher Einwohnerzahl nicht der Fall. 
In größeren Gemeinden bleibt die obligatorische 
Fleischbeschau ohne öffentliche Schlachtanstalten 
nur eine halbe Maßnahme, da die ordnungsmäßige 
Überwachung der zerstreut liegenden Schlachtstätten 
der Schlächter selbst mit einem großen Beamten- 
apparat nicht erfolgreich durchführbar ist. Hier ge- 
währt nur die Errichtung öffentlicher Schlacht- 
höfe und der damit verbundene Zwang, daß alle zur 
menschlichen Nahrung bestimmten Tiere im Schlacht- 
hofe geschlachtet und sachverständig untersucht 
werden, die zur sicheren Regelung und Durchführung 
der Fleischbeschau notwendige Grundlage. Der 
Amerikaner Stiles sagte mit Recht: „Ein gut geregeltes 
System von Schlachrhäusern ist ebenso notwendig für 
die Gesundheit des Volkes wie ein wohlverwaltetes 
System von Schulen für die Erziehung desselben.‘ 


Schon im Altertum ließ die Sorge für die Erhaltung 
der Gesundheit die Völker Gesetze über die Kontrolle 
der Nahrungsmittel, insbesondere des Fleisches, schaf- 
fen. So ist von den Ägyptern bekannt, daß sie Vor- 
schriften über die Fleischkost besaßen. Auch die 
Phönizier und Babylonier hatten ähnliche Bestim- 
mungen. Ob jedoch im Altertum auch Vorschriften be- 
standen, daß das Schlachten aus hygienischen Gründen 
nur an bestimmten Plätzen vorgenommen werden 
durfte, läßt sich mangels geschichtlicher.. Unterlagen 
nicht mit Bestimmtheit sagen. Zum Zwecke des Kultus 
war jedenfalls bei den Israeliten das Schlachten nur 
im Vorhofe des Tempels gestattet. Von den Römern 
jedoch, deren hygienische Leistungen sich besonders 
auf Öffentliche Anlagen erstreckten, ist bekannt, daß 
zum Beispiel im alten Rom auf dem Forum sogenannte 
macella = Markthallen standen, die Räume enthielten, 
sogenannte lanienae = Schlachthäuser, in denen Vieh 
geschlachtet wurde. 

In Deutschland war es ursprünglich Brauch, das 
in den Städten benötigte Fleisch vom Lande zu be- 
ziehen. Als aber mit der Vergrößerung der Städte der 
Bedarf wuchs, und die Einwohner dazu übergingen, 
lebendes Vieh einzuführen und in der Stadt zu 
schlachten, zeigten sich sehr bald arge hygienische 
Mißstände, die durch diese Umstellung der Fleisch- 
versorgung hervorgerufen wurden. Zur Beseitigung 
dieser Übelstände sahen sich die Behörden genötigt, 
polizeiliche Maßnahmen zu ergreifen, um die mit dem 
Schlachten verbundene und mit der Ausdehnung der 
Fleischergeschäfte immer mehr zunehmende Verun- 
reinigung der Städte zu verhindern. Daher kam es, 
daß den Fleischern im Mittelalter schon Schlacht- 
häuser, sogenannte Kuttelhöfe, vor der Stadt, mög- 
lichst am Wasser gelegen, angewiesen wurden. 

Eines solchen Schlachthauses wird erstmalig in 
einer Urkunde der Stadt Trachenberg aus dem Jahre 
1253 Erwähnung getan. Auch der Schlachtzwang 
wurde in manchen Städten, wenigstens für bestimmte 
Viehgattungen, schon eingeführt. So heißt es im 
Augsburger Stadtrecht von 1276: „Es soll auch kein 
Fleischmanger kein Rind, noch Schaf, noch Kalb 
stechen, anders als in dem Schlachthause.‘‘“ Daß 


| hygienische Gründe auch schon im Mittelalter mitbe- 


stimmend für die Errichtung von Schlachthöfen waren, 
geht aus einer in Kursachsen erlassenen Anweisung 
hervor, in der selbst kleinere Städte und Flecken zur 
Erbauung von Schlachthäusern „an einem solchen 
Orte, wo es Wassers halber und sonst am bequemsten 
geschehen kann‘‘, angehalten werden, ‚sowohl der 
Fleischhauer halber alsauch sonsten zur Beibehaltung 
guter Ordnung und zur Verhütung, daß kein unreines 
oder ungesundes Vieh geschlachtet werden möge“. So 
entstanden dann in einer großen Anzahl von Städten 
derartige Schlachthausanlagen. 

Die meisten aus dem Mittelalter stammenden 
Schlachthofanlagen wurden jedoch in den darauf- 
folgenden Zeitabschnitten, besonders im 30jährigen 
Kriege, zerstört. Viele verfielen aber auch infolge des 
in den Zeiten des 17. und 18. Jahrhunderts einge- 
tretenen Wandels der staatlichen Verhältnisse, durch 
die die selbständige Verwaltung der Städte beschränkt 
wurde, so daß sie ihre alten, nützlichen Einrichtungen 
nicht mehr unterhalten konnten. Daher kam es, daß 
nach dem 30jährigen Kriege Öffentliche Schlacht- 
häuser nur vereinzelt anzutreffen waren. 

Widrige Umstände, so die auftauchende irrige Auf- 
fassung, daß Fleisch kranker Tiere allgemein nicht 
gesundheitsschädlich sei, führte zu einer verhängnis- 
vollen Gleichgültigkeit im fleischhygienischen Sinne 
und bewirkten, daß nicht nur keine neuen Schlacht- 
häuser erbaut wurden, sondern daß bestehende noch 
eingingen. In Preußen erklärte ein ministerielles 
Reskript vom Jahre 1826 es ‚für unzulässig, die 
Schlächter zu zwingen, auf dem Schlachthofe zu 
schlachten‘“. 

Erst die in schreckenerregender Weise im Anfang der 
60iger Jahre des vorigen Jahrhunderts, besonders in 
Norddeutschland auftretenden Trichinoseepidemien 
bewirkten einen Umschwung der fleischhygienischen 
Anschauungen und Verhältnisse und führten in 
Preußen zum Erlaß des ‚Gesetzes betreffend Die Er- 
richtung Öffentlicher, ausschließlich zu benutzender 
Schlachthäuser vom 18. März 1868“, das die Grund- 
lage zur Ausübung und Durchführung einer sachge- 
mäßen Fleischkontrolle gab und den Gemeinden das 
Recht verlieh, anzuordnen, daß ‚das Schlachten sämt- 
licher oder einzelner Gattungen von Vieh, sowie ge- 
wisse mit dem Schlachten im unmittelbarem Zu- 
sammenhange stehenden, bestimmt zu bezeichnenden 
Verrichtungen, ausschließlich in dem öffentlichen 
Schlachthause vorgenommen werden dürfen‘. 

Auf die Erbauung neuzeitlicher Schlachthofanlagen 
hat dieses Gesetz, wenn auch zuerst nur langsam, eine 
starke Wirkung ausgeübt. Während im Jahre 1874 
erst zwei Städte in Preußen einen Schlachthof be- 
saßen, waren es im Jahre 1890 schon 180. Im Jahre 
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1912 bestanden in PreuBen in 540, im Deutschen 
Reiche in 934 Städten öffentliche Schlachthöfe. Da- 
mit waren von den damaligen 2309 Stadtgemeinden 
in Deutschland 40,79% derselben mit einem öffent- 
lichen Schlachthaus versehen. Daneben hatten sich 
auch verschiedene kleine Gemeinden, die einen ge- 
meinsamen Schlachthof benutzten, zu Schlachthofver- 
bänden zusammengeschlossen. Im Jahre 1920 betrug 
die Zahl der öffentlichen Schlachthöfe im Deutschen 
Reiche nach Wegfall der abgetretenen Gebiete, 
etwa 867. Diese Zahl hat in den darauffolgenden 
Jahren durch den Neubau von Schlachthöfen in ver- 
schiedenen Städten eine Erhöhung erfahren. 

Die hohe Bedeutung der öffentlichen Schlachthöfe 
für das Gemeinwohl liegt neben den Vorteilen in volks- 
wirtschaftlicher, veterinärpolizeilicher und wissen- 
schaftlicher Art vor allen Dingen auf dem Gebiete der 
öffentlichen Gesundheitspflege. Diese hygienischen 
Vorteile sind kurz folgende: 

Durch die Überwachung des gesamten Betriebes 
und die ordnungsmäßig durchgeführte Schlachtvieh- 
und Fleischbeschau wird verhindert, daß gesundheits- 
schädliches Fleisch in den Handel kommt. Alles für 
den menschlichen Genuß ungeeignete Fleisch fällt 
der Vernichtung beziehungsweise der technischen Ver- 
wertung anheim. Gerade die Überwachung des Ver- 
bleibes des beanstandeten Fleisches bedeutet einen er- 
heblichen hygienischen Vorteil, den eine öffentliche 
Schlachthofanlage bietet, gegenüber den zerstreut 
liegenden Einzelschlachthäusern. Dasjenige Fleisch, 
welches zwar nicht vom ganz gesunden Tiere stammt, 
aber der menschlichen Gesundheit nicht schädlich ist, 
wird unter Aufsicht und unter Deklaration, das heißt 
unter Angabe der Beschaffenheit und der Herkunft in 
den meisten Schlachthöfen auf der mit diesen ver- 
bundenen Freibank verkauft. 

Im Schlachthofe stehen Apparate zur Verfügung, 
mittels deren Fleisch, das von mit gewissen Krank- 
heiten behafteten Tieren stammt, durch Sterilisation 
genußfähig gemacht werden kann, während Abfälle 
gleich an Ort und Stelle beseitigt werden können. 

In allen Städten, die ein öffentliches Schlachthaus 
mit allgemeinem Schlachtzwang errichtet hatten, 
wurde gar bald die Erfahrung gemacht, daß die Menge 
des krank befundenen und zum Genuß für Menschen 
ungeeigneten Fleisches erheblich größer war, als an 
Orten ohne solche Einrichtung. 

In den mit allen maschinellen Neuerungen aus- 
gestatteten Schlachträumen findet das Schlachten 
unter Beobachtung größter Sauberkeit und unter 
weitestgehender Vermeidung jeder Tierquälerei statt. 

Die Errichtung der öffentlichen Schlachthöfe außer- 
halb des Weichbildes der Stadt beseitigt die lästige 
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und oft auch gesundheitsgefährliche Verunreinigung 
von Luft, Boden und Wasser, sowie das für den Ver- 
kehr hinderliche und oft nicht ungefährliche Treiben 
von Schlachtvieh durch die Straßen. 

Durch die Aufsicht darüber, daß nur völlig aus- 
geruhtes Vieh zur Schlachtung kommt, wird das In- 
verkehrkommen von sogenanntem ‚erhitztem‘ Fleisch, 
das leicht verdirbt, ‚stickig wird‘, verhütet. 

Die Untersuchung des lebenden Viehs, die auf jedem 
öffentlichen Schlachthofe vor der Schlachtung regel- 
mäßig stattfindet, verhindert die Weiterverbreitung 
ansteckender Tierkrankheiten, indem die als krank be- 
fundenen Tiere abgesondert und in einem besonderen 
Raum getötet und ausgeschlachtet werden. Anderer- 
seits werden auch die von Tier zu Tier übertragbaren 
Parasiten durch Vernichtung der betreffenden Organe 
der Weiterverbreitung entzogen. 

Auch die Qualität des Fleisches wird günstig beein- 
flußt, indem die Schlächter sich im Ankauf besserer 
Ware überbieten, und infolge gegenseitiger Kontrolle 
eine sorgsamere Ausschlachtung vornehmen. 

Schließlich wirkt ein unter strenger sachverständiger 
Leitung stehender Schlachthof auch erzieherisch auf 
die Schlächter ein, die durch die Betriebsvorschriften 
zur Ordnung, Reinlichkeit und Unterlassung von Roh- 
heiten angehalten werden. 

Nun ist es auch vom hygienischen Standpunkt aus 
durchaus nicht gleichgültig, von wem der Schlachthof 
gebaut wird beziehungsweise in wessen Besitz er sich 
befindet. Eine Schlachthofanlage vermag den vor- 
stehend kurz angegebenen Zwecken nur dann voll- 
kommen zu dienen, wenn sie von seiten der Gemeinde 
selbst errichtet und verwaltet wird. Ein Schlachthof 
soll in hygienischer Beziehung nicht nur in der Anlage 
allen Anforderungen entsprechen, sondern es sollen 
auch alle für diesen Zweck geschaffenen Einrichtungen 
ausgiebig benutzt werden und zu jeder Zeit im besten 
Zustande sich befinden. In erster Beziehung besteht 
zwischen einem städtischen und einem Innungs- 
schlachthof kein erheblicher Unterschied, in letzterer 
ist jedoch gerade bezüglich der Reinlichkeit und ord- 
nungsmäßigen Erhaltung aller hygienischen Anlagen 
eine sichere Gewähr nur gegeben, wenn sich der 
Schlachthof im Besitz der Gemeinde befindet und der 
Betrieb durch öffentliche Beamte, die ganz unab- 
hängig von den Fleischern ihren Dienst ausüben, über- 
wacht und geleitet werden. 

Daß die Leitung eines in der Hauptsache hygieni- 
schen, sanitären und veterinärpolizeilichen Zwecken 
dienenden Betriebes nur einem Fachmann und Sach- 
verständigen auf diesem Gebiete übertragen werden 
darf, wenn anders diese hauptsächlichen Belange nicht 
zugunsten anderer, erst in zweiter Linie zu berück- 
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sichtigender Zwecke zurückgestellt werden sollen, 
ergibt sich von selbst. Die in fast allen Schlachthöfen 
Deutschlands erfolgte Ernennung von Tierärzten zu 
Leitern dieser Anstalten hat das hohe Ansehen und die 
Wertschätzung, die diese Betriebe im In- und beson- 
ders auch im Auslande genießen, in erster Linie mit- 
begründet. 

Huldigte man früher dem Grundsatz, die Schlacht- 
höfe möglichst weit von dem Weichbilde der Stadt zu 
erbauen, so ist man jetzt zu der Überzeugung ge- 
kommen, daß die neuzeitigen Einrichtungen derartiger 
Anlagen es sehr wohl zulassen, den Schlachthof näher 
an die Stadt zu bringen. Belästigungen und Gesund- 
heitsgefährdungen sind dank des Fortschrittes der 
modernen Schlachthoftechnik nicht mehr beobachtet 
worden. Wohl aber hat man beim Bau eines Schlacht- 
hofes Rücksicht zu nehmen auf die Nähe von mehr 
oder weniger übelriechenden Betrieben, wie zum Bei- 
spiel Gasfabriken usw., da von derartigen Anlagen 
stammende Gerüche vom Fleisch angenommen wer- 
den und sich im Schlachthofe, besonders in den Kühl- 
anlagen, unliebsam bemerkbar gemacht haben. Im 
allgemeinen wird man bei der Anlage in Städten, die 
an Flüssen gelegen sind, darauf bedacht sein müssen, 
daß der Schlachthof da zu liegen kommt, wo ein Fluß 
die Stadt verläßt, wenn anders nicht, wie es oft der 
Fall ist, eine Kanalisation vorhanden ist, in die die 
Schlachthofabwässer nach vorheriger Klärung ein- 
geleitet werden. 

Hinsichtlich derBauartdermodernenSchlacht- 
höfe unterscheidet man im allgemeinen zwei Systeme, 
das französische und das deutsche, zwischen denen es 
gewisse Übergänge gibt. Die französische Bauart ist 
dadurch gekennzeichnet, daß die Schlachtungen der 
Schweine zwar in einem besonderen Raum stattfinden, 
die Schlachtungen der Rinder und Kälber aber in 
Kammern erfolgen. Bei der deutschen Bauart be- 
finden sich die Betriebsräume unter einem gemein- 
schaftlichen Dach, das heißt es sind große luftige und 
helle Hallen das charakteristische Merkmal dieser Art 
von Schlachthofanlagen. Die deutsche Bauart kann 
man als die hygienisch vollkommenere bezeichnen, da 
sowohl die Aufsicht über den Betrieb als auch die 
Reinlichkeit in demselben besser durchzuführen ist. 

Wenn nun auch die Anzahl und Größe der Gebäude 
und Räumlichkeiten eines Schlachthofes sich nach der 
Größe der Stadt richtet, so sind gewisse Einrichtungen 
immer vorhanden. Dies sind neben den Verwaltungs- 
gebäuden, in dem sich oft auch die Räume für die 
Trichinenschau und das bakteriologische Labora- 
torium befinden, die Schlachthallen, Viehställe, Kal- 
daunenwäsche, Düngerhaus und Sanitätsschlachthaus, 
mit dem oft die Einrichtung zum Kochen und Dämp- 


fen von Fleisch, das bei der Fleischbeschau bean- 
standet worden ist, verbunden zu sein pflegt, und das 
Kessel- oder Maschinenhaus. Hierzu kommen oft 
auch schon bei kleineren Schlachthöfen, jedoch immer 
bei größeren, Kühlhausanlagen, Pferdeschlachthaus 
beziehungsweise auch Hundeschlachthaus, Eisenbahn- 
rampen und Freibankanlage. Meist sind den größeren 
Schlachthofbetrieben noch besondere technische An- 
lagen, in denen die anfallenden Nebenprodukte der 
Tierkörper verwertet werden, angeschlossen. 

Die meiste Anwendung im Schlachthofbau hat wohl 
der Ziegelrohbau gefunden, der sich praktisch und 
besser bewährt hat, weil neben anderen Vorzügen die 
Durchlässigkeit der Wände eine gute ist. Dies ist für 
solche Betriebsräume, in denen viel mit Dampf ge- 
arbeitet wird, in denen die Luftfeuchtigkeit eine hohe 
ist, von großer Bedeutung. 

Bei dem Bau der Anlage der gut eingerichteten 
Schlachthöfe ist allen sanitären, hygienischen und 
veterinärpolizeilichen Anforderungen Rechnung ge- 
tragen, soweit sie sich aus dem im Schlachthofe ab- 
spielenden Verkehr mit lebendem Vieh und mit 
Fleisch, sowie für eine zweckmäßige Aufbewahrung des 
letzteren ergeben. 

In erster Linie ist dabei auf die Möglichkeit einer 
gründlichen Reinigung aller Räume gesehen, in denen 
der Schlachtbetrieb und die damit zusammenhängen- 
den Arbeitsvorgänge stattfinden. Deshalb sind feste, 
undurchlässige Fußböden, glatte, leicht abwaschbare 
Wände beziehungsweise Wandverkleidungen und eine 
reichliche und hygienisch einwandfreie Wasserver- 
sorgung erforderlich. Diese Wasserversorgung er- 
streckt sich sowohl auf kaltes als auch heißes Wasser, 
welch letzteres besonders zum Brühen der Schweine 
und zur Bearbeitung der tierischen Nebenprodukte 
(Magen und Därme usw.) benötigt wird. Der Ver- 
brauch von Wasser auf einem reinlich gehaltenen 
Schlachthof ist kein unbedeutender, sind doch auf 
jede Schlachtung ungefähr 0,2 cbm Kaltwasser und 
0,15—0,17 cbm Heißwasser zu rechnen. Die meisten 
Schlachthöfe haben daher eine eigene \Wasserver- 
sorgungsanlage. 

Besondere Aufmerksamkeit wird den Abwässer- 
anlagen der Schlachthöfe zuteil, weil die Erfahrung 
gelehrt hat, daß die Schlachthofabwässer zu den be- 
denklichsten gehören, da sie nicht nur Blut, Darm- 
inhalt, Harn und mehr oder weniger große Mengen 
übelriechender Fäulnisprodukte enthalten, sondern 
sehr oft auch Krankheits- und Seuchenkeime. Sofern 
daher die Abwässer nicht in städtische Kanalisationen 
geleitet werden können, in denen ihre Unschädlich- 
machung mit den anderen Abwässern erfolgt, werden 
sie nicht eher einem Flußlauf zugeführt, als bis sie 
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einer Klärung oder chemischen Reinigung unterworfen 
worden sind. 

Für die Schlachthäuser, das heißt die Räume, in 
denen die Tiere getötet, enthäutet beziehungsweise 
enthaart, ausgeschlachtet und beschaut werden, ist 
größtmöglichste Helligkeit und ausgiebige Lüftungs- 
möglichkeit ein Haupterfordernis besonders deswegen, 
weil eine ordnungsmäßige Fleischbeschau nur bei ge- 
nügender Beleuchtung durchführbar ist, zum anderen 
aber die geschlachteten Tiere vor dem Verbringen in 
das Kühlhaus in dem Schlachthaus möglichst ausge- 
kühlt sein müssen. Die nach deutscher Art erbauten 
Schlachthaushallen entsprechen diesen Anforderungen 
am besten. 

Während kleine Schlachthöfe nur ein gemeinsames 
Schlachthaus haben, in dem Rinder, Kleinvieh und 
Schweine geschlachtet werden, sind in den größeren 
Schlachthofanlagen für diese Tiergattungen gesonderte 
Schlachthäuser vorhanden, die verschiedene Ein- 
richtungen aufweisen. In den Großviehschlachthallen 
findet man insbesondere Winden zum Aufziehen der 
Tierkörper. Dies Hochwinden geschieht schon während 
der Ausschlachtung, um das Fleisch vor Beschmutzung 
zu bewahren und die Ausschlachtung besser vor- 
nehmen zu können. Ferner befinden sich hier Hänge- 
vorrichtungen, die durch sinnreich eingerichtete Trans- 
portbahnen, in Gestalt von auf Säulen ruhenden 
Schienensträngen, mit dem Kühlhause in Verbindung 
stehen, so daß die unzerteilten, hängenden Tierhälften 
bequem und in hygienisch einwandfreier Weise in das 
Kühlhaus verbracht werden können. In diese Schienen- 
anlagen sind meist sogenannte Gleiswagen eingebaut, 
die das Wiegen der Tierhälften ohne weiteres ermög- 
lichen. Zum Aufhängen der Köpfe und Eingeweide 
dienen entsprechend angebrachte Haken, während zur 
Aufnahme des Magens und der Därme Tische vorhan- 
den sind. In den Kleintierschlachthäusern sind Winden 
und Transportvorrichtungen nicht erforderlich. Die 
Tiere werden nicht auf dem Fußboden, sondern auf 
Schragen geschlachtet und an Hakenrahmen zur Ent- 
häutung und Ausschlachtung aufgehängt. 

Die Schweineschlachthallen immer von den anderen 
Schlachthallen zu trennen, ergibt sich aus der Not- 
wendigkeit des Einbaues von Brühbottichen mit be- 
sonderen Vorkehrungen für den Abzug des sich beim 
Brühen der Schweine entwickelnden reichlichen Was- 
serdampfes. Zum Hineinheben der geschlachteten 
Schweine in den Brühbottich und zum Wiederheraus- 
heben dienen in den meisten Schlachthöfen Flaschen- 
züge, vermittels deren die Schweine auf den Schabe- 
tisch und dann an die Aufhängevorrichtungen ver- 
bracht werden, die auch hier einen sauberen Transport 
nach dem Kühlhause gewährleisten. 
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Das Pferdeschlachthaus ist vom Großtierschlacht- 
haus immer getrennt, gleicht ihm aber in seiner Ein- 
richtung. 

Die Kaldaunenwäsche oder Kuttelei gehört nebst 
dem Düngerhaus zu den Räumen, in denen die un- 
reinlichsten Arbeiten verrichtet werden. Die Kuttelei 
dient zur Entleerung und Reinigung der Eingeweide 
und ist meist gesondert gelegen, um jeden üblen Geruch 
in den Schlachträumen zu vermeiden. In den modernen 
Schlachthofanlagen wird die Kuttelei daher in hohe 
luftige Räume gelegt, die mit reichlichen Zuflußein- 
richtungen für kaltes und warmes Wasser, Trögen zum 
Reinigen der Eingeweide und Bottichen zum Abbrühen 
gewisser Teile, mit Tischen und sonst noch benötigten 
Einrichtungen versehen sind. 

Die beste Art der Entfernung des Düngers ist die 
durch Düngerhäuser, die allen anderen Einrichtungen 
dieser Art vorzuziehen sind. 

Jeder Schlachthof hat zur Abschlachtung von 
krankem und seuchenverdächtigem Vieh ein Polizei- 
oder Sanitäts- oder Kontumazschlachthaus. Kranke 
Tiere dürfen in einem Öffentlichen Schlachthof in 
keinem anderen Schlachthaus als diesem geschlachtet 
werden. Es liegt stets abgesondert, besitzt neben den 
Einrichtungen der anderen Schlachthäuser auch einen 
Krankviehstall, in dem seuchenverdächtige Tiere so- 
fort isoliert werden und hat einen besonderen Zugang. 

Hygienisch besonders wichtig sind die Einrichtungen, 
die getroffen sind, um das als untauglich für den 
menschlichen Genuß erklärte Fleisch bis zu seiner Ab- 
führung aus dem Schlachthof oder seiner Verarbeitung 
aufzubewahren. Das bei der Fleischbeschau als ge- 
nußuntauglich erklärte Fleisch wird sofort von dem 
Schlachthofbeamten in den Beanstandungsbehälter 
getan, der so verschlossen ist, daß eine Herausnahme 
der Konfiskate ohne weiteres unmöglich ist. Der 
Konfiskatenraum, ein sicher verschließbarer, möglichst 
hermetisch abgedichteter Raum, der abseits gelegen 
und gut desinfizierbar ist, nimmt den Inhalt der Be- 
anstandungskästen bis zum Abtransport der Gesamt- 
menge zur Kadaververnichtungsanstalt auf. Nach 
jeder Leerung hat eine gründliche Reinigung und 
Desinfektion des Raumes stattzufinden. 

Neben der sicheren Beseitigung des genußuntaug- 
lichen Fleisches sind Einrichtungen vorgesehen, die 
dem bedingttauglichen Fleisch, also dem im natür- 
lichen Zustande zum Genusse für Menschen nicht ver- 
wertbaren, jedoch durch entsprechende Behandlung 
für den Genuß geeignet zu machenden Fleische, seine 
gesundheitsgefährlichen Eigenschaften nehmen. Die 
Behandlung derartigen Fleisches ist durch $ 39 der 
Ausführungsbestimmungen A zum Reichsfleischbe- 
schaugesetz vorgeschrieben. Zur Brauchbarmachung 


des Fleisches sind, soweit diese durch Erhitzung zu ge- 
schehen hat, eine Reihe von Apparaten gebaut worden, 
durch die eine möglichst gute Verwertung des bean- 
standeten Fleisches erreicht wird, ohne daß der Nähr- 
wert beeinträchtigt wird. Diese Apparate besitzen 
gegenüber dem sonst gebräuchlichen Kochen den Vor- 
zug, daß sie die Sterilisation größerer Fleischstücke zu- 
lassen und die absolute Keimfreiheit gewährleisten. 

Der Vertrieb derartigen genußbrauchbar gemachten 
Fleisches darf nach $ 11 des Reichsfleischbeschau- 
gesetzes nur unter einer diese Beschaffenheit erkenn- 
bar machenden Bezeichnung erfolgen. Hierzu sind 
von den Landesregierungen besondere Bestimmungen 
getroffen, die den Verkauf nur auf der Freibank zu- 
lassen. Die Bedeutung der Freibank liegt sowohl auf 
hygienischem als auch wirtschaftlichem Gebiet, indem 
hier das genußtauglich gemachte und auch das minder- 
wertige Fleisch unter Aufsicht unmittelbar im Schlacht- 
hof meist unter besonderen Bedingungen verkauft wird. 
Der Wert der Freibank ist längst erkannt und alle 
neuzeitigen Schlachthöfe besitzen diese Einrichtung. 

Ein hygienisch sehr wichtiger Teil eines modernen 
Schlachthofes ist die Kühlhausanlage. Erst die Ver- 
einigung des Schlachthofes mit einem Kühlhause hat 
wesentlich dazu beigetragen, dem ersteren die hygieni- 
sche und wirtschaftliche Bedeutung besonders in 
größeren Städten zu verschaffen. Die Kühlanlage 
dient nun nicht allein nur zur Aufbewahrung von 
frischem Fleisch, sondern sie ermöglicht auch eine 
bessere Verwertung von beanstandetem Fleisch. So 
kann schwachfinniges Fleisch nach 21tägiger, unter 
amtlichem Verschluß stattfindender Aufbewahrung im 
Kühlhause bei 0—4° C, durch die es seine gesundheits- 
schädliche Eigenschaft verliert, auf der Freibank ver- 
kauft werden. Auch die Qualität des Fleisches wird 
durch Aufbewahren im Kühlraum besser, da der 
Reifungsprozeß ohne Gefahr des Verderbens vor sich 
gehen kann. 

In jedem Schlachthofe der deutschen Länder, in 
denen die Trichinenschau vorgeschrieben ist, sind 
Trichinenschauräume vorgesehen. In den größeren 
Schlachthöfen erfolgt die Trichinenschau meist schon 
mit Trichinoskopen. Weiterhin besitzen die größeren 
Schlachthöfe Laboratorien zur Ausführung bakterio- 
logischer Untersuchungen, insbesondere der immer 
mehr an Bedeutung gewinnenden bakteriologischen 
Fleischuntersuchung. 

Nach diesen Gesichtspunkten sind die deutschen 
öffentlichen Schlachthöfe eingerichtet und haben sich 
bewährt. Der englische Ingenieur Doddington sagte 
unter anderem hierüber: „Deutschland ist der Pionier 
auf dem Gebiete der modernen Schlacht- und Viehhof- 
anlagen. Der deutsche Schlachthof ist der beste in 
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bezug auf Sauberkeit, Hygiene, Menschlichkeit und 
Wissenschaftlichkeit. Kein Lob kann zu hoch sein 
für den Weg, den die deutschen Männer und Frauen 
in der Frage der humanen Schlachtung, der Fleisch- 
beschau, der Reinlichkeit und der Einrichtung ihrer 
schönen Schlacht- und Viehhöfe eingeschlagen haben.“ 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeines. 


Henry E. Sigerist (Leipzig), Antike Heilkunde. Ernst Heimerau, 

München 1927, 48 S. .K 0,65. 

Verfasser gewährt uns einen sehr interessanten Einblick in 
das Wesen und die Leistungen der griechischen Medizin von 
Hippokrates bis zu Galen. Wir ersehen, wie sich in dieser etwa 
7 Jahrhunderte umfassenden Zeitspanne die medizinische 
Wissenschaft von tastenden Anfängen bis zu staunenswerter 
Vollkommenheit, aufbauend auf den vielfach zitierten Lehren 
undGrundsätzen des Hippokrates, entwickelt hat. Es darf dem 
Verfasser ohne weiteres beigepflichtet werden, wenn er in man- 
cher Hinsicht die Schüler des Hippokrates als Musterärzte hin- 
stellt, denn an Beobachtungsfähigkeit waren sie dem heutigen, 
durch die zur Verfügung stehenden technischen Hilfsmittel ent- 
wöhnten Arzte sicher weit überlegen. Auch die Beschreibung 
und Verwertung der Krankheitssymptome, die diätetische Be- 
handlung, die Chirurgie und die Prophylaxe zeigten einen außer- 
ordentlichen Hochstand. Wie hoch aber die griechischen Ärzte 
ihren Beruf einschätzten, das beweisen die ethischen Gebote, 
die sie sich selbst gestellt haben und die in der in Übersetzung 
wiedergegebenen hippokratischen Eidesformel zusammengefaßt 
sind. 


A. Goldscheider (Berlin), Zeit- und Streitfragen der Heilkunst. 

Georg Thieme, Leipzig 1927. 76 S. ‚# 1,80. 

Das Werkchen stellt einen erweiterten Sonderabdruck einiger 
im Jahre 1927 in der Deutschen medizinischen Wochenschrift 
veröffentlichten Abhandlungen des Verfassers dar. In dem 
ersten Aufsatz: „Intuition oder Wissen?“ tritt er der von 
Sauerbruch geäußerten Ansicht entgegen, daß für den Arzt 
neben den naturwissenschaftlichen Hilfsmitteln und den Er- 
kenntnissen des Verstandes die (angeborene) Intuition, das ge- 
fühlsmäßige Erschauen und Erleben des Gesamteindruckes des 
Kranken von größter, ja von überragender Bedeutung sei. Bei 
voller Würdigung des Wertes intuitiver Begabung kann nach 
Goldscheider keine Rede davon sein, daß diese der exakten 
Naturforschung gleichwertig, wenn sie ihr auch schöpferisch 
überlegen ist. Außerdem sei die Intuition nicht nur ein gefühls- 
mäßiger Vorgang, sondern beruhe auch auf Verstandestätigkeit. 
Der Studierende müsse vor allem in den klinischen Methoden 
gründlich und zum strengen induktiven naturwissenschaftlichen 
und medizinischen Denken erzogen werden, während fruchtbare 
Intuition Sache des Meisters sei. Der zweite Aufsatz: „Das 
Wesen des Arzttums‘ beschäftigt sich mit den Angriffen, 
die Liek gegen das wissenschaftliche Medizinertum richtet, für 
das der Kranke nur das Material zum Studium darstellt, während 
die Hilfeleistung in den Hintergrund tritt. Daher müsse der 
Student auch vom Arzt, nicht vom Mediziner ausgebildet wer- 
den. Verfasser widerlegt in überzeugender Weise die Ansichten 
Lieks, erkennt aber das Richtige und Gute, was er aus dessen 
Übertreibungen herausschält, an. Er bedauert jedoch, daß 
Liek nur aufrüttelt, ohne einen gangbaren Weg zur Besserung 


zu zeigen. In einer als Anhang beigegebenen Abhandlung tritt 
auch J. Schwalbe der Stellungnahme Lieks entgegen und 
führt den Nachweis, daß Liek in vielen Punkten Unrecht und 
durch sein Buch der Medizin und dem ärztlichen Stande einen 
schlechtenDienst erwiesen hat.,,DasWesendesKurpfuscher- 
tums und der ärztlichen Wissenschaft‘ behandelt der 
3. Abschnitt des Werkchens. Der Verfasser erörtert die Gründe, 
warum im Publikum vielfach eine Neigung für den Kurpfuscher 
besteht, wobei für den Arzt die Feststellung besondere Be- 
achtung verdient, daß dieser — im Gegensatz zum Kurpfuscher - 
— die Psyche des Kranken nicht genügend zu packen weiß: 
die wissenschaftliche Medizin müsse das ‚‚autoplastische Krank- 
heitsbild‘‘, das Bewußtsein des Kranken für seine Krankheit, 
mehr berücksichtigen und beeinflussen. Erschwert wird die 
Stellung des Arztes auch dadurch, daß die ärztliche Tätigkeit 
durch Zuhilfenahme der technischen Methoden und Apparate 
(Röntgenuntersuchung, Laboratorium usw.) in den Augen der 
Laien zu sehr des Persönlichen entkleidet wird, daß aber auch 
die sich jagenden Neuerungen auf dem Gebiete der Medizin, 
die einander bekämpfenden Ansichten der Ärzte, die fort- 
schreitende Popularisierung des ärztlichen Wissens und die 
moderne Proletarisierung des Ärztestandes hierbei ungünstig 
mitwirken. Am besten kann der Kurpfuscherei entgegen- 
getreten werden durch eine auf manchen Gebieten (Diagnostik, 
bessere Würdigung des natürlichen Heilbestrebens des Organis- 
mus, Diätetik, Krankenpflege) zweifellos mögliche Förderung 
der ärztlichen Tüchtigkeit. Im vierten, „Das Denken in der 
Medizin“ betitelten Abschnitt wird nachgewiesen, daß der 
Grundzug des medizinischen Denkens induktiv naturwissen- 
schaftlich sein muß. Für den ärztlichen Bedarf muß dieses 
Denken durch ein speziell auf den Krankheitsvorgang und die 
Krankheitsheilung angewandtes naturwissenschaftliches Denken 
ergänzt werden, das zugleich der kritischen Erfahrung benötigt. 
Die induktive Naturbetrachtung im Gegensatz zur Deduktion 
ist der sicherste Weg zur Kritik der Erfahrung und schließt ohne 
weiteres auch das kausale beziehungsweise konditionale Denken, 
einen wichtigen Bestandteil des ärztlichen Denkens, in sich. 
Das psychologische Denken, welches dem autoplastischen 
Krankheitsbilde Rechnung trägt, ist eine weitere unentbehrliche 
Form des ärztlichen Denkens. Die lehrreichen und geistvollen 
Ausführungen können einem eingehenden Studium wärmstens 
empfohlen werden. Erich Hesse (Berlin). 


Seuchenbekämpfung. 


Martin Friesieben (Freiburg i. B.), Ansteckende Krankheiten, 
ihre Erreger und ihre Bekämpfung. Mit 4 farbigen Tafeln, 
32 Abbildungen und einem Vorwort von Prof. Dr. P. Uhlen- 
huth. Verlag von Ernst Heinrich Moritz (Inh. Franz Mittel- 
bach), Stuttgart 1927. (VIII und 104 Seiten.) Geh. 
M 2,—, geb. .K 3,50. 

Das Buch bildet den 23. Band der „Bücherei der Gesund- 
heitspflege‘. Nach einer Einleitung über die Anschauungen 
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von den Seuchen im Laufe der Jahrhunderte schildert Verfasser 
in allgemeinverständlicher Weise zunächst die Bakterien, so- 
dann die verschiedenen ansteckenden Krankheiten und im 
letzten Abschnitt die Bekämpfung der Krankheiten durch den 
Staat, durch die Maßnahmen des einzelnen Menschen und durch 
internationale Maßnahmen der Seuchenbekämpfung. 
Möllers (Berlin). 


H. Deicher und F. Agulnik (Berlin), Über gehäuftes Aut- 
treten ungewöhnlich bösartiger Diphtherie. Deutsche med. 
Wochenschr., Jg. 53, S. 825. 1927. Auf Grund der im Rudolf- 
Virchow-Krankenhaus in Berlin gesammelten Beobachtungen 
ergibt sich auch die anderwärts festgestellte Tatsache, daß in 
der letzten Zeit die Diphtherie wieder einen bösartigen Charak- 
ter annimmt. Es muß eindringlich darauf hingewiesen werden, 
daß nur frühester Behandlungsbeginn und Verwendung aller- 
größter Serumgaben bei den jetzigen schweren toxischen 
Diphtheriefällen einigermaßen Aussicht auf Erhaltung des 
Lebens der Kranken bieten. Für die Einleitung der Therapie 
soll allein das Klinische Bild, nicht die bakteriologische Unter- 
suchung maßgebend sein. Da die notwendige Anwendung so 
außergewöhnlich hoher Serumdosen in der Privatpraxis auf 
pekunäre und andere Schwierigkeiten stoßen wird, empfiehlt 
es sich, derartige Schwerkranke möglichst frühzeitig den 
Krankenhäusern zuzuführen. 


Heinz Taterka und Manfred Landsberg (Berlin), Er- 
fahrungen bei der letzten Grippeepidemie. Med. Klinik, Jg. 23, 
S. 389. 1927. Verfasser geben eine Übersicht über die ver- 
schiedenen von ihnen beobachteten Krankheitsformen, den 
klinischen Verlauf und die Komplikationen. Sie berichten 
weiter über anscheinend günstige Erfolge, die sie mit der thera- 
peutischen Anwendung verschiedenartiger Immunsera (Pneu- 
mokokken-, Streptokokken-, Scharlachstreptokokkenserum) 
erzielt haben. 


Carl Klieneberger (Zittau), Grippe, Grippediagnose und 
Grippebehandlung. Med. Klinik, Jg. 23, S. 501. 1927. Auch 
die Beobachtungen bei der sehr leicht verlaufenden Grippe- 
epidemie 1926/27 haben nicht dazu geführt, eine Klärung der 
bakteriologischen Aetiologie, der Übertragung und der An- 
steckungsfähigkeit der Krankheit herbeizuführen. Die Diagnose 
ist angesichts der sehr verschiedenartigen Krankheitsbilder 
nicht leicht und muß sich auf alle verwertbaren Hilfsmittel 
(Röntgenuntersuchung, Blutbild) stützen. Die Behandlung 
hat in erster Linie nach symptomatischen Gesichtspunkten zu 
erfolgen; die Anwendung der Grippesera hat noch keine ein- 
wandfreien Erfolge gezeitigt. 


Viktor Ruß (Wien), Sanitäre Maßnahmen bei Intektions- 
krankheiten. Mitteil. d. Volksgesundheitsamtes (Wien), H. 11, 
Sonderbeilage. 1926. Das Wichtigste beim Kampf gegen In- 
fektionskrankheiten ist deren rechtzeitige Erkennung. Da diese 
meist auf Grund bakteriologischer Feststellungen erfolgt, muß 
für deren Erledigung bestens gesorgt werden. Dringend erforder- 
lich ist die sachgemäße Einsendung geeigneten Untersuchungs- 
materials an das Laboratorium. Verfasser gibt eingehende An- 
leitung, wie Entnahme, Verpackung und Einsendung erfolgen 
soll, und besondere Anweisungen für das diesbezügliche Vor- 
gehen bei den infektiösen Darmkrankheiten, den Infektionen 
der Atmungswege, denen auch die Meningitis cerebrospinalis 
epidemica zugeteilt wird, den infektiösenErkrankungen derHarn- 
und Geschlechtsorgane, des Blutkreislaufes (Miliartuberkulose, 
Mittelmeerfieber, Sepsis, Malaria, Rückfallfieber), den exanthe- 
matischen Erkrankungen (Fleckfieber, Scharlach, Masern, 
Röteln, Erythema infectiosum, nodosum, multiforme, Schweiß- 
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friesel, Variola, Varicellen, Icterus infectiosus, Encephalitis 
epidemica) und den Zoonosen (Milzbrand, Rotz, Aktinomyces, 
Maul- und Klauenseuche, Trichinose). In einem zweiten Ab- 
schnitt wird die ätiologische Prophylaxe der Infektionskrank- 
heiten behandelt, worunter Verfasser die verschiedenen Arten 
der Schutzimpfungen versteht. 

Bekanntmachung des Ministers für Volkswohlfahrt, betreffend 
das Gesetz über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten — 
IM 111 681/27. Vom 25. Februar 1927. Volkswohlf., Jg. 8, 
S. 188. 1927. In der Bekanntmachung wird der Wortlaut der 
88 1—3, 6, 8 und 35 des Gesetzes vom 28. 8. 1905 in der Fassung 
der ersten und zweiten Änderung des Gesetzes (vom 25. 5.1926) 
veröffentlicht. Die Anzeigepflicht ist auf Erkrankungs- und 
Todesfälle an epidemischer Gehirnentzündung (Encephalitis 
lethargica sive epidemica, hyperkinetica, chronica), epidemische 
Kinderlähmung und auf Verdachtsfälle von Abdominaltyphus 
erweitert worden. Typhusverdächtig im Sinne des Gesetzes 
sind auch anscheinend gesunde Personen, deren Ausscheidungen 
Typhusbazillen enthalten ($ 1). Solche Dauerausscheider haben 
auf Verlangen des beamteten Arztes oder der Polizeibehörde 
ihre Ausscheidungen zwecks bakteriologischer Untersuchung 
zur Verfügung zu stellen ($ 6). Besondere Anweisungen er- 
gänzen die bisherigen Vorschriften zur Verhütung übertrag- 
barer Krankheiten (§ 8) bezüglich der epidemischen Ge- 
hirnhautentzündung (la) und der epidemischen Kinderläh- 
mung (3a). 


Bekanntmachung des Ministers für Volkswohllahrt, betreffend 
die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, A usführungsbe- 
stimmungen zu der zweiten Abänderung des Gesetzes vom 28.8. 
1905 über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 
25. 5. 1926 — IM 111 447 1. Ang. — Vom 25. Februar 1927. 
Volkswohlf. Jg.8, S.193.1927. Neben allgemeinen Anweisungen, 
wie die durch die zweite Abänderung des Gesetzes getroffenen 
Anordnungen durchgeführt werden sollen, werden besondere 
Vorschriften bezüglich der epidemischen Gehirnentzündung 
und der Typhusdauerausscheider gegeben. Als Anlagen sind 
beigefügt „Ratschläge“ für Ärzte über die epidemische Gehirn- 
entzündung‘‘, „Gemeinverständliche Belehrung über die epi- 
demische Gehirnentzündung‘‘, ‚„Desinfektionsanweisung bei 
epidemischer Gehirnentzündung‘‘, ein „Merkblatt für Typhus- 
dauerausscheider (einschließlich Paratyphusdauerausscheider)‘ 
und ein „Merkblatt für Behörden über die Behandlung von 
Typhusdauerausscheidern (einschließlich Paratyphusdaueraus- 
scheidern)‘. 


E. Martini (Hamburg), Über Mückenplage und Malaria. 
Med. Klinik, Jg. 23, S. 439. 1926. Der Sommer 1926 hat durch 
seine Niederschläge und Überschwemmungen eine ungewöhn- 
liche Mückenplage zur Folge gehabt. Die Methoden der Mücken- 
bekämpfung (Sommer- oder Winterbekämpfung) werden aber 
nur von beschränktem Erfolge sein, wenn nicht die regulierende 
Wirkung natürlicher Vorgänge Abhilfe bringt. Es ist nicht aus- 
geschlossen, daß der Mückenreichtum des Sommers 1926 kleine 
Gruppen frischer Malariafälle geschaffen hat, so zum Beispiel 
in einem Strich, der von Nordwestdeutschland und West- 
mecklenburg durch die Provinz Sachsen, Teile der Mark, den 
Freistaat Sachsen nach Ostbayern und Westschlesien zieht. 
Wird das Jahr 1927 wieder ein mückenreiches, so besteht 
namentlich in diesen Landstrichen die Gefahr größerer Malaria- 
ausbrüche. Es sollte daher rechtzeitig und planmäßig in den 
gefährdeten Gebieten durch Blutuntersuchungen auf vor- 
handene Malaria gefahndet und gegebenenfalls eine Mücken- 
bekämpfung mit möglichst wirksamen Mitteln durchgeführt 
werden. 


NACHRICHTEN AUS DER ÖFFENTLICHEN GESUNDHEITSPFLEGE 


G. Giemsa (Hamburg), Über den Mechanismus der anti- 


malarischen Chininwirkung. Münch. med. Wochenschr., Jg. 74, 
S. 574. 1927. Es ist anzunehmen, daß Chinin ‚‚direkt‘‘ auf die 
Malariaparasiten einwirkt, indem es sich in ihnen verankert 
und sie vergiftet. Chinin ist nicht befähigt, spezifisch anti- 
malarische Immunstoffe im Organismus ‚‚direkt‘‘ auszulösen. 
Die Chininwirkung wird trotzdem vermutlich durch Immun- 
stoffe begünstigt. Diese werden jedoch nur mittelbar und zwar 
erst infolge Zerfalls der vom Chinin primär abgetöteten Para- 
siten gebildet. Eine weitere Unterstützung erfährt die Chinin- 
wirkung durch die im Organismus von vornherein vorhandenen 
„natürlichen Abwehrkräfte‘‘, die aber allem Anschein nach 
durch Chinin nicht aktiviert, sondern — wenigstens durch 
höhere Alkaloidgaben — geschwächt werden. Es kann als 
ziemlich ausgeschlossen gelten,daß den imOrganismus entstehen- 
den Abbauprodukten des Chinins antimalarische Fähigkeiten 
zukommen. Während die Erythrozyten im Vitroversuch Chinin 
bis zu 50 % speichern können, nehmen sie im lebenden Organis- 
mus das Alkaloid so gut wie gar nicht auf. Es darf angenommen 
werden, daß die therapeutisch belanglosen Alkaloidspuren, die 
gelegentlich in den Butkörperchen nachgewiesen wurden, aus 
den Leukozyten stammen. Für die Annahme einer direkten 
Chininwirkung im Sinne der von Morgenroth aufgestellten 


„Repulsionstheorie‘‘ ließen sich keinerlei Stützpunkte finden. 


In die Venen eingespritztes Chinin verschwindet aus dem Blut 
fast augenblicklich und wird offenbar zunächst von den Kapil- 
larendothelien abgefangen. Als Prädilektionsstellen hierfür 
kommen in erster Linie Leber, Milz, Nieren, Nebennieren und 
Lunge in Betracht, in denen Chinin gespeichert und lange Zeit 
zurückgehalten wird. Es spricht vieles dafür, daß die Abtötung 
der Malariaparasiten in der Hauptsache nicht in den größeren 
Gefäßen stattfindet, sondern in dem Kapillargebiet der chinin- 
speichernden Organe, besonders vielleicht in dem retikulo- 
endothelialen Apparat. Die Befreiung des Blutes von den 
Parasiten würde sich somit in einer Art von „‚fraktionierter 
Sterilisation“ vollziehen. 

Karl Englmann (Königsberg i. Pr.), Der Typhus in Gollnow 
(Hinterpommern) 1926. Deutsche med. Wochenschr., Jg. 53, 
S. 444. 1927. In der Zeit von Anfang September bis zum 
10. Oktober 1926 kamen in Gollnow 22 sichere Typhusfälle (mit 
einem Todesfall) zur Beobachtung, die alle fast gleichzeitig auf- 
traten und einen ziemlich schweren Verlauf nahmen. Genaue 
epidemiologische Untersuchungen führten zu dem Ergebnis, 
daß eine Molkerei als Infektionsquelle anzusehen war und daß 
vier in der Molkerei wohnende Personen als typhuskrank er- 
mittelt wurden. Die Verschleppung der Keime ist vermutlich 
in der Weise vor sich gegangen, daß aus einem höher gelegenen 
Hause, in dem der erste tödliche Fall aufgetreten war, durch ab- 
laufende Schmutzwässer, denen sich der Überlauf der über- 
vollen Abortgrube beigemischt hatte, die Typhusbazillen in 
einen vor der Molkerei gelegenen, ständig mit Schmutzwasser 
gefüllten Rinnstein gelangt sind, der täglich von Milchwagen 
durchfahren werden mußte, wobei bazillenhaltiges Wasser durch 
die Räder gegen die Milchentnahmehähne gespritzt wurde und 
so zur Infektion führte. Die ungenügende Abwasserbeseitigung 
beziehungsweise das Fehlen einer Kanalisation ist also als primäre 
Ursache der Epidemie anzusehen, die auch durch eine Besserung 
der übrigens nicht ungünstigen Molkereiverhältnisse nicht hätte 
verhütet werden können. Erich Hesse (Berlin). 


Impfwesen. 


Meder (Köln), Aus der Zeit der Einführung der Schutz- 
impfung in Preußen. Zeitschr. f. Med.-Beamte, Jg. 40/49, 
S. 255. 1927. Verfasser gibt einen sehr interessanten Bericht 
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über die Entwicklung des Impfwesens in Preußen. Im Jahre 
1799 wurde die erste Pockenlymphe aus England eingeführt, 
aber noch im Jahre 1801 war die Vakzination streng verboten. 
Bald jedoch wurden deren Segnungen erkannt und schon im 
Jahre 1802 in Berlin ein Impfinstitut gegründet. Hier wurde 
die Lymphe durch Weiterimpfung von Kind zu Kind fortge- 
züchtet. Auf die gleiche Weise erfolgte auch der Transport nach 
Amerika und anderen überseeischen Ländern: es wurden Kinder 
in größerer Anzahl an Bord genommen und während der See- 
reise nacheinander geimpft, so daß der virulente Impfstoff bei 
der Ankunft des Schiffes vom Kinderarm entnommen werden 
konnte. Jenners Verdienste fanden bald die gebührende Wür- 
digung, trotzdem die Erfolge zunächst durch den Umstand be- 
einträchtigt wurden, daß man eine lebenslängliche Dauer des 
Impfschutzes angenommen hatte. Wirklich einwandfreie Er- 
folge konnten daher erst die planmäßigen Massenimpfungen 
bringen, die beim Militär im Jahre 1834, für die Zivilbevölkerung 
durch das Reichsimpfgesetz im Jahre 1874 eingeführt wurden. 
Erich Hesse (Berlin). 


Kurpfuscherei. 


Walter Lustig (Stade), Die Bekämpfung des Kurpfuschertums. 
Zweite vermehrte und verbesserte Auflage. Verlag von 
S. Karger, Berlin. 1927. 161 S. .# 4,50. 

Wenn bereits 7 Monate nach dem Erscheinen der ersten 
Auflage eine zweite erforderlich wurde, so beweist dies hin- 
reichend die günstige Aufnahme, die dieses Buch im Kreise der 
Interessenten gefunden hat und die bei näherer Einsicht durch- 
aus begründet erscheint. Nach überzeugenden, auf statistische 
Belege gestützten Hinweisen, eine wie große Gefahr für die 
Volksgesundheit das überhandnehmende Kurpfuschertum und 
der Geheimmittelschwindel bedeutet und wie völlig unzu- 
reichend diesen Übeln gegenüber unsere heutige Gesetzgebung 
und damit die Machtmittel des Staates sind, gibt Verfasser 
einen umfassenden Überblick über die im Reich und in Preußen 
gültigen Gesetze, Erlasse und Verordnungen, mit deren Hilfe 
ein Einschreiten gegen die besagten Mißstände möglich ist. Dabei 
gliedert Verfasser den Stoff nach folgenden Gesichtspunkten: 
Funktionen, die nur approbierten Heilpersonen vorbehalten 
sind, Meldepflicht, Titelführung, Kurieren im Umherzichen, 
Abgabe von Heilmitteln (im stehenden Gewerbe und im Umher- 
ziehen), Reklame, Arbeiten und Verkehr mit Krankheitser- 
regern, Anzeigepflicht bei übertragbaren Krankheiten, Betrieb 
von Privatheil- und Badeanstalten, Betrug, fahrlässige Körper- 
verletzung und Tötung, vorsätzliche Körperverletzung, Ab- 
treibung, Berufsgeheimnis. Wertvolle Richtlinien für die Praxis 
gibt ein besonderes Kapitel, in dem ausgeführt wird, welche 
Wege für die Strafverfolgung in Frage kommen. Von besonderer 
Bedeutung jedoch für den praktischen Gebrauch des Buches 
durch Ärzte, Zahnärzte, Apotheken, Polizeiverwaltungen, 
Staatsanwälte und Richter ist es, daß auch der Wortlaut der in 
Betracht kommenden Gesetze usw. aufgeführt ist. Eine größere 
Anzahl gerichtlicher Entscheidungen in einschlägigen Ver- 
fahren und ein ausführliches Inhaltsverzeichnis sind eine sehr zu 
begrüßende Vervollständigung. Erich Hesse (Berlin). 


Nahrungs- und Genußmittel. 


Rohe oder pasteurisierte Milch. Eine Sammlung fachwissen- 
schaftlicher Abhandlungen. Verlag der Süddeutschen Mol- 
kerei-Zeitung, Kempten im Allgäu 1927. .# 0,50. 

Die Sammlung umfaßt Abhandlungen von Weigmann (Kiel) 
über Rohe oder pasteurisierte Marktmilch, von Kißkalt (Mün- 
chen) über Rohmilch oder pasteurisierte Milch, von Scheunert 


82 * 


(Leipzig) über Pasteurisierte Flaschenmilch, von Löhnis (Leip- 
zig) über den Verbrauch von roher und von erhitzter Milch in 
Deutschland und in Amerıka, von Weigmann (Kiel) über die 
Aufrahmung der pasteurisierten Milch, von Henkel (München) 
über Rohe und pasteurisierte Milch und von Lichtenberger 
(Kiel) über Rohe oder pasteurisıerte Marktmilch. Es handelt 
sich um eine Artikelserie, die in der Zeit von Oktober 1926 bis 
Januar 1927 in der Süddeutschen Molkerei-Zeitung erschienen 
ist und das Milchproblem vom Standpunkt der Hygiene, Bak- 
teriologie, Chemie, Tiermedizin und der Milchwirtschaft er- 
läutert. Möllers (Berlin). 


Meyer (Warburg), Nicht Paratyphus, sondern Fleischver- 
giftungsfälle. Zeitschr. f. Med.-Beamte, H. 40/49, S. 140. 1927. 
In letzter Zeit häufen sich die Berichte über Paratyphuser- 
krankungen, die nach dem Genuß von Hackfleisch entstanden 
sind, das in etwa 50 °% der Fälle von notgeschlachteten Pferden 
stammte. Meist handelt es sich hierbei aber nicht um Para- 
typhus sondern um Erkrankungen, die auf Bakterientoxine 
oder giftige Fleischzersetzungsprodukte durch den Bacillus 
enteritidis-Gärtner oder -Breslau zurückzuführen sind. Eine 
Übertragungsgefahr von Mensch zu Mensch besteht daher bei 
solchen Erkrankungen im allgemeinen nicht. Ob die Bazillen 
intravital oder postmortal in das Fleisch gelangen, ist eine noch 
umstrittene Frage. Man sollte aber trotzdem die bei der Be- 
kämpfung übertragbarer Krankheiten bewährten Maßnahmen 
nicht außer acht lassen und insbesondere das Fleisch notge- 
schlachteter Tiere nicht zu Hackfleisch verarbeiten, solches 
Fleisch ferner nur mit der Maßgabe feilhalten, daß es nur ge- 
braten oder gekocht genossen werden darf. Endlich sollte eine 
wirksame Bekämpfung der Fliegenplage in den Fleischerei- 
betrieben empfohlen und eine regelmäßige Ladenkontrolle 
durchgeführt werden. 


Franz Lang (München), Übersicht über den Stand der Leber- 
egelseuche in Bayern im Jahre 1926. Münch. tierärztl. Wochen- 
schr., H. 78, S. 133. 1927. Trotz mehrfacher Fehlerquellen ist 
aus den amtlichen Berichten zu schließen, daß die Leberegel- 
seuche in Bayern im Jahre 1926 dem Vorjahre gegenüber, in 
dem der Verlust 17—18000 Rinder, 55—60000 Schafe und 
2500 Ziegen betrug, sehr erheblich zurückgegangen ist, wenn- 
gleich auch im Berichtsjahre in manchen Orten die Seuche stark 
aufgetreten ist. Eine rechtzeitige und sachgemäße, möglichst 
im Dezember und Januar durchzuführende Behandlung der 
Tiere Kann den Viehverlusten zum größten Teile vorbeugen. 

Erich Hesse (Berlin). 


Kommunale Hygiene. 


Obst (Altona), Werdegang und zukünftige Entwicklung der 
Trinkwasserbereitung. Gesundheitsingenieur, H. 42, S. 645. 
Bahrenfeld 1926. Nach den Ausführungen des Verfassers ent- 
spricht das Verfahren der langsamen Filtration nicht mehr den 
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neuesten, namentlich in Amerika gewonnenen Erfahrungen. 
Ebenso wie bei der natürlichen Reinigung des Wassers auf die 
Selbstreinigung der Flüsse die weitere Filtration ins Grundwasser 
hinein unter Druck erfolgt, so muß auch bei der Trinkwasser- 
filtration die endgültige Entkeimung durch Druckfiltration er- 
folgen unter Opferung der — ohnehin nicht ungefährlichen —- 
Filtrierhaut. Durch Kombination des Schnellfilterverfahrens 
nach Jewell mit dem bei der Langsamfiltration erprobten, aber 
dabei kostspieligen Stufenfilter ergibt sich das Ringstufenfilter, 
eine Kombination fortschreitend feiner poriger Filter bis zu 
einem ganz fein kapillaren Kunststeinfilterkörper, durch die 
von der Mitte her das Wasser hindurchgedrückt wird. Die 
Schnellfiltration macht auch die chemisch-physikalische Rei- 
nigung durch Beschwerungssalze, Chlor und Ozon überflüssig. 
In der Entkeimungswirkung ist ihr nur die Bestrahlung mit 


ultravioletten Strahlen ebenbürtig. 
Bregmann (Magdeburg). 


G. Thiem (Leipzig), Einwandfreies Trinkwasser? Alfred Kröner, 
Leipzig 1927. 14 S.. # 0,75. 
Es wird zunächst eine Übersicht über die verschiedenen Arten 
der städtischen Zentralwasserversorgungen gegeben. Dem 
wachsenden Bedarf an Grundwasser suchte man durch künst- 


liche Grundwassererzeugung (durch versickerndes Oberflächen- 


wasser) zu entsprechen. Hierdurch sowie durch andere hygie- 
nisch nicht einwandfreie Methoden auf dem Gebiete der Wasser- 
versorgung sind gesundheitliche Gefahren heraufbeschworen 
worden, die man durch die Chlorung des Wassers zu beseitigen 
versucht hat. Auch davor muß gewarnt werden, da eine 
Chlorung nicht immer zuverlässig wirkt, und vor allem im Ver- 
trauen auf die Sicherheit dieser Behandlung leicht ein Wasser 
für zentrale Versorgung gewählt wird, das unter keinen Um- 
ständen hierfür verwandt werden sollte. 


F. Prinzing (Ulm), Medizinalstatistisches aus den Vereinigten 
Staaten. Deutsche med. Wochenschr., H. 53, S. 285. 1927. Die 
Organisation des Krankenhauswesens weicht von der in Deutsch- 
land getroffenen erheblich ab, ebenso die statistische Erfassung 
der Krankenhäuser, so daß bezügliche Vergleiche beider Länder 
nicht gut angestellt werden können. Jedoch ist das Kranken- 
hauswesen durchweg gut ausgebildet, besonders seit dem Kriege. 
Die Pockenerkrankungen sind in den letzten Jahren etwas zu- 
rückgegangen, ihre Anzahl betrug aber im Jahre 1925 noch 
immer 31027. Dabei kommen häufiger schwere Epidemien mit 
hoher Letalität vor. Die Zahl der Leprösen wird auf 1200 ge- 
schätzt. Ein staatliches, sehr gut ausgestattetes Lepraheim 
besteht in Carville am Mississippi; die Kranken finden hier auf 
Grund freiwilligen Antrages oder behördlicher Einweisung Auf- 
nahme. Die Stadt New Orleans, die von Sümpfen umgeben ist 
und früher als sehr ungesund galt, hat infolge ausgiebiger 
Sanierungsmaßnahmen heute gute gesundheitliche Verhältnisse 
aufzuweisen. Erich Hesse (Berlin). 
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Polizei und Sittenkontrolle. 
Von P. MARTELL, Berlin- Johannisthal. 


Die gewerbsmäßige Prostitution und ihre gesetz- 
mäßige Bekämpfung ist zu allen Zeiten eines der 
schwierigsten Probleme gewesen und trotz aller hin- 
gebenden Arbeit der Polizei, Ärztewelt und Gesetz- 
gebung ist es bis heute nicht gelungen, angesichts 
dieses groBen Problems einer beklagenswerten Un- 
kultur eine irgendwie befriedigende Lösung zu finden. 
Leider gestattet die eigentümliche Natur des in Frage 
stehenden Problems auch für die Zukunft kaum große 
Hoffnungen, nichtsdestoweniger erscheint es nützlich, 
im Nachfolgenden einmal eine Übersicht über den 
gegenwärtigen Stand der stets beachtenswerten Fragen 
zu geben. 

Soweit die Gesetzgebung in Frage kommt, findet 
die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten im 
Reichsstrafgesetzbuch in den $$ 361, 6 und 180 ihre 
Stütze. Preußen hat daneben seit altersher für die 
Reglementierung in dem Allgemeinen Landrecht $ 10, 
Teil II, Titel 17 eine weitere gesetzliche Grundlage, 
die sonst in den meisten übrigen Bundesstaaten fehlt. 
Von großer rechtlicher Bedeutung für die Prostitu- 
tionsfrage ist auch das preußische Gesetz, betreffend 
die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 
28. August 1905, mit den entsprechenden Ausführungs- 
bestimmungen vom 15. September 1906 und 7. Ok- 
tober 1905. Mit der praktischen Durchführung und 
Bearbeitung dieser überaus wichtigen Frage der Volks- 
gesundheit ist die Sittenpolizei betraut, die sich damit 
einer recht schwierigen Aufgabe gegenübersieht. Wenn- 
gleich uns nachfolgende Ausführungen vornehmlich 
den Aufgabenkreis der Berliner Sittenpolizei um- 
schreiben werden, weil die Reichshauptstadt erklär- 
licherweise das größte und lehrreichste Beispiel dieser 
Art gibt, so soll am Schluß doch auch noch auf andere 
Verhältnisse in Stadt und Land hingewiesen werden. 
Berlin hat zur Regelung der Prostitution eine ganze 
Reihe von polizeilichen Vorschriften zur Sicherung 
der Gesundheit, der öffentlichen Ordnung und des 
öffentlichen Anstandes vom 7. Dezember 1911, mit 
Nachträgen vom 18. April und 22. Oktober 1913 er- 
lassen, zu denen sich noch die Verfügungen vom 11. 
März 1916 sowie vom 25. Februar 1925 gesellen. Das 
der Sittenpolizei zugewiesene Arbeitsfeld wird durch 
die Aufgabe begrenzt, die Bevölkerung vor den Ge- 
fahren der Geschlechtskrankheiten zu bewahren, 


jedoch nur soweit, als hierfür die gewerbsmäßige 
Prostitution in Frage kommt. Für Groß-Berlin ist 
hinsichtlich der gesamten Sittenpolizei eine einheitliche 
Regelung am 1. Oktober 1920 zur Durchführung ge- 
kommen. Es wurden sechs örtliche Sittenpolizeistellen 
geschaffen, die sich? auf die Polizeiämter Charlotten- 
burg, Schöneberg, Neukölln, Lichtenberg, Spandau 
und Berlin selbst verteilen. Als übergeordnete Haupt- 
stelle gilt das Polizeipräsidium Berlin, welchem die 
Sorge obliegt, die Einheitlichkeit der sittenpolizei- 
lichen Arbeit im gesamten Gebiet Groß-Berlins durch 
entsprechende dienstliche Anordnungen und Maß- 
nahmen zu gewährleisten. In dem eigentlichen Alt- 
Berlin bestehen 13 Bezirke, von denen aus die Über- 
wachung der gewerbsmäßigen Dirnen erfolgt. 

Die Überwachung der Straßen hinsichtlich des 
Dirnenverkehrs erfolgt entsprechend den örtlichen 
Verhältnissen, so daß der Tagesdienst der Beamten 
manchem Wechsel unterworfen ist. Lediglich für die 
seit Jahrzehnten der Halbwelt zum Hauptverkehr 
‚dienende Friedrichstraße ist die Einrichtung einer 
Dauerpatrouille geschaffen worden, derart, daß diese 
zwischen je zwei Querstraßen ihren auf Überwachung 
der Straßenprostitution gerichteten Dienst versieht. 
Hier sollen vornehmlich Doppelpatrouillen arbeiten, 
damit eine weitgehende Sicherheit in der Beobachtung 
und Meldung gewährleistet wird. Auf jeden Fall 
kommen für den Dienst in der Sittenkontrolle nur 
Beamte in Frage, die für feinfühligen Takt eine be- 
sondere Begabung bekunden. Für die Beobachtung 
der Dirnen sind dem Beamten besondere Richtlinien 
vorgezeichnet. Ergibt sich nach sorgfältiger Beob- 
achtung für den Beamten gegenüber einem Mädchen 
der Verdacht, daB es der Prostitution huldigt, etwa 
dadurch erkennbar, daß das Mädchen mehrfach 
Männer angesprochen hat, so folgen die Beamten dem 
Mädchen möglichst in eine abseits vom Verkehr 
liegende Straße, wo das Mädchen gestellt wird. Ge- 
mäß der Vorschrift haben die Beamten die Verdäch- 
tige zunächst in höflichen Worten auf das Unmorali- 
sche ihres Benehmens aufmerksam zu machen und die 
Erklärung abzugeben, daß nach bestimmten Beob- 
achtungen der dringende Verdacht besteht, daß das 
Mädchen der gewerbsmäßigen Prostitution huldige. 
Bei dieser ersten Unterredung haben die Beamten es 
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zu unterlassen, nach dem Namen der Verdächtigen zu 
fragen, diese wird vielmehr unter Hinweis auf die 
Folgen: bei Fortsetzung des Gebarens mit dieser Vor- 
warnung ohne weiteres an Ort und Stelle wieder ent- 
lassen. 

Verläßt nunmehr das Mädchen nicht den Schauplatz 
ihrer unmoralischen Tätigkeit und setzt nach den Be- 
obachtungen der Beamten ihr Gebaren ungehindert 
fort, so wird das Mädchen abermals gestellt, um eine 
Personalfeststellung zu bewirken. Erweisen sich die 
Ausweise für die Legitimation nicht als ausreichend, 
so muß das Mädchen zum nächsten zuständigen 
Polizeirevier folgen, wo eine genaue Feststellung 
der Personalien stattfindet. Zunä@hst hält das Revier 
Rückfrage bei der Zentrale der Sittenpolizei im Polizei- 
präsidium, ob dort bereits ähnliche Meldungen oder 
Beobachtungen über das Mädchen vorliegen. Je nach 
dem Ausfall der Rückfrage hat der Reviervorsteher 
die Anordnung zu treffen, ob die Betreffende in das 
Polizeipräsidium einzuliefern ist oder nicht. Unter- 
bleibt die Einlieferung, so daß das Mädchen vom 
Revier wieder entlassen wird, so hat der Sittenbeamte 
an die Zentrale eine entsprechende Anzeige zu richten. 
Die Zentrale entscheidet dann, ob Vorladung oder Vor- 
führung der Betreffenden zu erfolgen hat. Eine grund- 
sätzliche Sistierung geschieht jedoch in all denjenigen 
Fällen, wo essich um eine Jugendliche, eine Wohnungs- 
lose oder um eine in einem Kuppelquartier Wohnhafte 
handelt. Sehen sich die Beamten genötigt, eine der, 
Prostitution verdächtige Person in einem Lokal fest- 
zustellen, so hat dies in größter Unauffälligkeit zu 
geschehen. Grundsätzlich haben sich die Beamten 
in diesen Fällen der Vermittlung des Lokalinhabers 
oder seines Geschäftsführers zu bedienen. Oberster 
Leitsatz in allen sittenpolizeilichen Maßnahmen soll 
jedoch schonungsvolle Menschlichkeit sein, denn die 
vor dem Straucheln Stehende ist zu oft ein Opfer 
wirtschaftlicher Not, schuldlos zerrieben vom Groß- 
stadtgetriebe. 

Die erstmalig zur Einlieferung gekommene Ver- 
dächtige wird zunächst immer noch mit einer gewissen 
Schonung behandelt. Das Mädchen wird in einer be- 
sonderen Abteilung von den gewerbsmäßig Prosti- 
tuierten ferngehalten, insbesondere hat kein Mann zu 
ihm Zutritt. Für die erste Nacht nach der Einlieferung 
steht jedem Mädchen einzeln eine abgeschlossene Zelle, 
gewissermaßen eine Kabine, zur Verfügung. Auf 
Wunsch wird auch eine Einzelkabine mit Brausebad 
gewährt, die in der Regel beansprucht wird, doch 
besteht gegenüber dem Bad keinerlei Zwang. In diesem 
Stadium der Untersuchung setzt nun das Liebeswerk 
der Fürsorgerinnen der Frauenhilfsstelle ein. Sobald 
die erste Vernehmung durch die Oberaufseherin des 
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Frauengefängnisses beendet ist, treten die Fürsorge- 
rinnen an das Mädchen heran, um die Gefallene wieder 
einem geordneten Lebenswandel zuzuführen. Die Hilfe 
der Fürsorge geschieht durch Arbeitsbeschaffung, 
Unterbringung in Zufluchtsheimen, Überweisung an 
eine Arbeitskolonie und sonstige Fürsorge. Das weitere 
Schicksal des Mädchens hängt im übrigen stark von 
dem Gesamteindruck ab, den das Mädchen hinsicht- 
lich Charakter und Auftreten macht. Sowohl der Voll- 
zugsbeamte wie auch die Fürsorgerin haben über die 
Eingelieferte gewissermaßen einen ethisch gehaltenen 
Bericht zu erstatten. Als Letzter tritt nun der Leiter 
der Sittenpolizei oder sein Stellvertreter in die Er- 
scheinung; beide sind die einzigen Männer, welche 
diese Abteilung betreten dürfen. Von dem Gesamt- 
eindruck dieser Beamten und den Berichten bleibt es 
abhängig, ob das Mädchen durch die Ärztin unter- 
sucht werden soll oder nicht. Die Praxis liegt aber so, 
daß in der Mehrzahl der Fälle eine ärztliche Unter- 
suchung der Mädchen stattfindet. Sofern eine Er- 
krankung des Mädchens festgestellt wird, erfolgt eine 
zwangsweise ärztliche Behandlung; bei leichterer Er- 
krankung entweder durch die Charite, bei schwerer 
Krankheit durch das Prostituierten-Krankenhaus, 
jedoch unter Trennung von den eingeschriebenen 
Prostituierten. Soweit die Mädchen in ihrer Moral 
nicht als hoffnungslos zu betrachten sind, werden sie 
zwecks ethischer Gesundung der Frauenhilfsstelle zur 
Betreuung überwiesen. Die erstmalig Eingelieferte 
bleibt grundsätzlich in ihrer bürgerlichen Freiheit un- 
angetastet; das Erlebnis endet auch diesmal mit einer 
ernsten Verwarnung, die als Schrecknis für den Wieder- 
holungsfall mit der Fessel der Kontrolle droht. 

Führt das Gebaren der Gewarnten zu einer zweiten 
Einlieferung, so wird sie zunächst der Untersuchungs- 
station für die eingeschriebenen Prostituierten über- 
antwortet. Aber auch jetzt noch steht diesen Personen 
ein besonderes Wartezimmer zur Verfügung, das mit 
dem Zimmer der Fürsorgerin der Frauenhilfsstelle in 
Verbindung steht, die nochmals den Versuch unter- 
nimmt, das Mädchen für das bürgerliche Leben zu 
retten. Verlaufen die Bemühungen der Frauenhilfs- 
stelle ergebnislos, so wird das Mädchen unter Kontrolle 
gestellt. Das Mädchen kann sich aber nach ihrem 
Wunsch auch freiwillig unter die Kontrolle begeben. 
Personen unter 18 Jahren bleiben grundsätzlich von 
der Kontrolle verschont, da sie dem Reichs- Jugend- 
Wohlfahrtsgesetz unterworfen sind. Nach den Be- 
stimmungen des Gesetzes vermag diescs sogar seine 
Befugnis auf Personen bis zum 20. Lebensjahr aus- 
zudehnen, was auch in zahlreichen Fällen geschehen 
ist. Diese Jugendlichen werden, ihre Gesundheit vor- 
ausgesetzt, polizeilich den Frauenhilfsstellen oder Be- 
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zirksjugendämtern zugewiesen, welche geeignete Für- 
sorgemaßnahmen zu treffen haben. Mädchen, die im 
18. bis 21. Lebensjahr stehen, dürfen nur mit Ein- 
willigung der Eltern oder des Erziehungsberechtigten 
unter Kontrolle gestellt werden, auch hat eine Be- 
nachrichtigung an das Vormundschaftsgericht zu er- 
folgen. 

Den Bestimmungen nach hat die Prostituierte jeder- 
zeit die Möglichkeit, von der Kontrolle wieder befreit 
zu werden, wenn sie gewisse Bedingungen erfüllt. 
Vermag eine Prostituierte den Nachweis zu führen, 
daß sie sich ihren Lebensunterhalt ohne gewerbliche 
Unzucht erwerben kann, so muß sie auf ihren Antrag 
oder auf der Frauenhilfsstelle aus der Kontrolle ent- 
lassen werden. Bemerkenswert ist übrigens, daß die 
Befreiung von der Kontrolle auch dann eintritt, wenn 
ein „fester Freund“ vor amtlicher Stelle die nach der 
wirtschaftlichen Stellung des Betreffenden glaub- 
würdige Erklärung abgibt, für den Lebensunterhalt 
des Mädchens sorgen zu wollen. Diese Fälle sind der 
Praxis keineswegs fremd. Es soll der Gefallenen 
gegenüber überall der Grundsatz durchdringen, ihr 
die Rückkehr in das bürgerliche Leben nicht unnötig 
zu erschweren. Der Austritt aus der Kontrolle ist in 
der Regel mit einer Bewährungsfrist von einem Jahr 
verbunden. Zunächst erfolgt Befreiung von der Be- 
folgung der Sittenkontrollvorschriften, doch bleibt 
eine Beobachtung durch die Frauenhilfsstelle für 
mehrere Monate bestehen. Zeigt sich das Mädchen 
während dieser Zeit von guter Führung, so findet nach 
einem entsprechenden Bericht der Frauenhilfsstelle 
endgültige Entlassung aus der Kontrolle statt. Er- 
folgt eine Eheschließung, die nicht als Scheinehe zu 
werten ist, so tritt sofortige Befreiung von der Kon- 
trolle ein. 

Für die gesundheitliche Überwachung der Mädchen 
hat man in Berlin drei Klassen geschaffen, wobei man 
das Alter gewissermaßen als die Gefahrengrundlage 
gewählt hat. Hiernach wird das jüngere Mädchen 
öfters als das ältere der Untersuchung unterworfen. 
Die erste Klasse, welche sich zweimal wöchentlich im 
Polizeipräsidium zur Untersuchung zu stellen hat, 
umfaßt zunächst alle Prostituierten bis zum 24. 
Lebensjahr, ferner unbeschadet des Alters alle die- 
jenigen, welche noch nicht länger als 1 Jahr unter Auf- 
sicht stehen. Zur ersten Klasse zählen außerdem alle 
Syphilitikerinnen, bei denen noch nicht 3 Jahre seit 
dem ersten Ausbruch der Krankheit verstrichen sind. 
Schließlich fallen in diese Klasse auch diejenigen 
Mädchen, die zur Kontrollentziehung neigen, daher 
einer besonderen Überwachung bedürftig sind. Der 
zweiten Klasse gehören die Prostituierten vom 25. bis 
zum 34. Lebensjahre an. Die Mädchen der zweiten 
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Klasse müssen sich einmal wöchentlich zur Unter- 
suchung stellen. Zur dritten Klasse gehörig sind alle 
Prostituierten mit einem über 34 Jahre liegenden 
Lebensalter. Für diese besteht die Verpflichtung, 
sich alle zwei Wochen einer Untersuchung zu unter- 
werfen. Nicht uninteressant ist es, wie sich der pro- 
zentuale Anteil der einzelnen Kategorien bei den 
Berliner Dirnen nach einer von H. Haustein für den 
1. Januar 1924 gegebenen Übersicht stellte: 


Gefahrenklase I............. 3396 = 57,2% 
Gefahrenklasse II ............. 1730 = 291% 
Gefahrenklasse III ............. 808 = 13,7% 

5934 = 100,0% 


In Berlin erfolgt die Untersuchung in der Regel zu je 
sechs ; die Untersuchung erstreckt sich bei entkleidetem 
Oberkörper auf das Gesicht, Mund- und Rachenhöhle, 
Lippen, Nackendrüsen, Brust, Arme, Achseldrüsen, 
Cubitaldrüsen; im Untersuchungsstuhl auf After, 
Bauch- und Schenkelhaut, Leistendrüsen, große und 
kleine Schamlippen, besonders hintere Kommissur, 
Harnröhrenmündung und Ausführungsgänge der Bar- 
tholinischen Drüsen; drittens mit dem Speculum: 
Scheide, Muttermund und Halsteil der Gebärmutter. 
Wo verdächtige Erosionen oder Ulcerationen erkenn- 
bar sind, geschieht die Untersuchung des Reizserums 
mittels Dunkelfeld auf Spirochäten. Alle 14 Tage 
werden Abstriche auf Gonorrhoe vorgenommen, bei 
krankhaft erscheinenden Sekreten jedoch stets sofort. 
Ergibt die Untersuchung eine Erkrankung, so wird die 
betreffende Person dem Prostituierten-Krankenhaus 
zur Behandlung und möglichen Heilung überwiesen. 
Auch nach der Entlassung aus dem Krankenhause 
findet eine weitere amtsärztliche Behandlung statt. 

Wenngleich sich die ‚Kontrolle‘ in der Hauptsache 
auf die zwangsweise ärztliche Untersuchung stützt, so 
ist die eingeschriebene Prostituierte in ihrer öffent- 
lichen Lebensführung auch sonst gewissen Beschrän- 
kungen unterworfen. So ist es der Prostituierten ver- 
boten, sich in der Nähe bestimmter Gebäude, wie 
Kirchen und Kasernen aufzuhalten; untersagt ist ihr 
ferner der Besuch von Theatern, Museen, Ausstellungen 
einschließlich Zoologischen Gartens und Zirkus. Auch 
dürfen bestimmte Straßen und Plätze nur in Fällen 
dringender Notwendigkeit betreten werden. Schließ- 
lich ist die Prostituierte auch in der Wahl und Lage 
ihrer Wohnung gewissen Vorschriften unterworfen. 
Auch das so beliebte Ansprechen der Männer ist nach 
den Vorschriften verboten. Zuwiderhandiungen wer- 
den nach $$ 361, 6 und 362 des Strafgesetzbuches mit 
Haft bis zu 6 Wochen bestraft. Nach Verbüßung der 
Strafe erhält die Landespolizeibehörde weiter die Be- 
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haus, Besserungs- oder Erziehungsanstalt zu bringen. 
Es besteht kein Zweifel, daß die letztgenannten 
Ordnungsvorschriften seitens der Dirnen in der Praxis 
nur sehr wenig beachtet werden, wobei anzuer- 
kennen ist, daß eine polizeiliche Überwachung in dieser 
Richtung auf sehr große Schwierigkeiten stößt. Er- 
wähnt sei, daß sich die Zahl der eingeschriebenen 
Prostituierten in Groß-Berlin am I. Januar 1924 auf 
rund 9000 stellte, hierin war Alt-Berlin mit rund 
6000 Kontrollmädchen beteiligt. Der Abgang von der 
letzteren Zahl, also die Entlassung aus der sittenärzt- 
lichen Aufsicht erfolgt mit 5%, wegen Aufnahme eines 
ehrbaren Broterwerbs, zu etwa 4%, wegen Fortganges 
aus Berlin und zu etwa 1,5%, wegen Verheiratung. 


Einige Kontrollmädchen pflegen auch wegen schwerer 
Krankheit und Verbüßung einer längeren Freiheits- 
strafe alljährlich auszuscheiden. Betrachtet man ab- 
schließend das Problem der Sittenkontrolle ethisch 
und polizeitechnisch, so wird es deutlich, daß man sich 
hier äußerst schwierigen Verhältnissen gegenüber- 
sieht, mit deren vollkommener Bewältigung kaum zu 
rechnen ist. 
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Das Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
als Kompromiß. 


Von HANS v. PEZOLD, Karlsruhe. 


Das am 1. Oktober 1927 in Kraft tretende neue Ge- 
setz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten stellt 
einen Kompromiß zwischen den Reglementaristen und 
den Abolitionisten dar. 

Der Abolitionismus, von einer idealistischen, muti- 
gen Frau gegründet, wird auch heute noch vor allem 
von den Frauen-Organisationen vertreten. Ihm haben 
sich aber auch eine ganze Reihe von Ärzten ange- 
schlossen. Mit Recht wird das neue Gesetz vom Aboli- 
tionismus als bedeutender Erfolg gefeiert. Es ist wohl 
die erste fühlbare Auswirkung des Frauenstimm- 
rechtes. 

Den Reglementarismus vertritt die weitaus größte 
Mehrzahl der Ärzte. Aber kaum einer von diesen wird 
bestreiten, daß die vor über hundert Jahren aufgestellten 
Forderungen heute nicht mehr als Dogma gelten kön- 
nen und daß der Abolitionismus moderneren Rich- 
tungen in der Frage der Bekämpfung der Prostitution 
die Wege geebnet hat. Andererseits kann er seine 
warnende Stimme nicht fehlen lassen, wenn er seine 
ärztlichen Forderungen in der Frage der Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten gefährdet sieht. 

Die Begriffe Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten und Bekämpfung der Prostitution decken sich 
eben keineswegs vollkommen. 

Wenn Moses Tausende von Prostituierten zum Tode 
verurteilte und „durch das Schwert erwürgen‘ ließ, 
so suchte er damit die Prostitution auszurotten. Er 
hat sein Ziel nicht erreicht, denn neben dem Tempel 
in Jerusalem befanden sich Hütten, in denen jüdische 
Mädchen sich für Geld jedem Gast preisgaben. Auch 
die Geschlechtskrankheiten hat Moses nicht ausge- 


rottet, obgleich er die Kranken in die Wüste verstieß, 
wo sie elend zugrunde gingen. 

Ebenso nutzlos waren die jahrhundertelangen Ver- 
suche der Päpste im Kirchenstaat. Das Ergebnis war, 
daß sogar die Stufen der Peterskirche von Dirnen be- 
setzt waren. Maria Theresia wütete mit Geldstrafen, 
körperlicher Züchtigung und Verschickung von Wien 
nach dem Banat. Das Ergebnis war, daß Prostitution 
und Syphilis mächtig zunahmen. 

Es bewahrheitete sich das Wort des heiligen Augu- 
stinus: „Schafft die Prostitution ab und Ihr werdet 
überall Unordnung sehen“ und der Satz des heiligen 
Thomas von Aquino: ‚Die Prostitution gleichet der 
Kloake im Palast ; schafft die Kloake ab und der Palast 
wird voll Schmutz.‘ 

Die Erkenntnis, daß die Prostitution mit keinen 
Mitteln zu beseitigen ist, führte zum Versuch, sie 
hygienisch möglichst unschädlich zu machen, zur 
Reglementierung der regelmäßigen ärztlichen Unter- 
suchung der von der Sittenpolizei in Listen geführten 
gewerbsmäßigen Prostitution, sowohl der Straßen- 
prostitution, als der bordellierten oder kasernierten 
Mädchen. 

Gegen dieses System des Reglementarismus wandte 
sich der Abolitionismus, der im Jahre 1886 in seinem 
Ursprungsland England zur Abschaffung aller die 
Prostitution betreffenden gesetzlichen Sondermaß- 
nahmen führte. Um so brutaler ist in England die 
Exekutive der Polizei gegenüber den Prostituierten. 

Der deutsche Zweig der Internationalen Aboli- 
tionistischen Föderation, auch Deutscher Verband zur 
Förderung der Sittlichkeit genannt, bekämpft die 
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staatliche Reglementierung der Prostitution als sitten- 
polizeiliche Ausnahmemaßregel und Ungerechtigkeit 
gegen das weibliche Geschlecht, — weil sie dem Mann 
fälschlich Sicherheit gegen Ansteckung vorspiegelt 
und ihn zum Prostitutionsverkehr anreizt. Er fordert 
Straflosigkeit der Prostitution und Überwindung der- 
selben durch soziale und ethische Reformen. Er 
fordert, daß die Polizei in der Bekämpfung der Pro- 
stitution ausgeschaltet werde zugunsten einer Gesund- 
heitsbehörde und daß diese nur bei Verletzung des 
öffentlichen Anstandes, bei Kuppelei, bei Vergehen 
gegen Minderjährige, Abhängige, Geistesschwache und 
bei Gewaltanwendung einschreite. Er erklärt ferner, 
daß der Staat aus sittenpolizeilichen Gründen keiner 
Frau die Zwangsuntersuchung auferlegen darf. 

Diese letzte Forderung ist nicht klar. Es erscheint 
zweifelhaft, ob damit auch die aus sozialhygienischen 
Gründen (Verbreitung von Geschlechtskrankheiten) 
und aus ärztlichen Gründen (Erwirkung der Früh- 
behandlung) gebotenen Zwangsuntersuchungen, welche 
die Reglementaristen fordern, verworfen werden sollen. 

Der Grundgedanke des deutschen Abolitionismus 
ist, die Sonderstellung der Prostituierten gegenüber 
dem Gesetzgeber, der Behörde und der menschlichen 
Gemeinschaft zu beseitigen. Dies kann auf zwei Wegen 
geschehen. Entweder man beseitigt einfach alle die 
Prostituierten treffenden Sonderbestimmungen wie in 
Sowjet-Rußland oder man dehnt sie über ihren bis- 
herigen engen Rahmen auch auf andere Kreise aus. 
Das neue Gesetz hat den letzteren Weg eingeschlagen. 
Es ist nicht als eine Abschaffung der Reglementierung 
zu betrachten, sondern als eine Modifizierung derselben 
und als eine Ausdehnung dieser modifizierten Regle- 
mentierung über den Kreis der gewerbsmäßigen Pro- 
stituierten hinaus. Die Polizei wird durch die Gesund- 
heitsbehörde ersetzt. 

Der Abolitionismus hat die Bekämpfung der Pro- 
stitution als Ziel, der Reglementarismus die Bekämp- 
fung der Geschlechtskrankheiten. Daß beides nicht 
identisch ist, wird oft vergessen. Das Ziel des Aboli- 
tionismus ist ein ethisches, dasjenige des Reglementaris- 
mus ein sanitäres. Beide schließen sich gegenseitig 
nicht aus, sie können nebeneinander bestehen, wie das 
die Auswirkung des neuen Gesetzes zeigen wird. 

Die Bekämpfung der Prostitution ist Sache des 
Elternhauses, der Schule, der Kirche, der Vereine und 
der Behörde, Sache des Arztes ist die Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten. 

In der Bekämpfung der Prostitution sind wir alle 
mit den Abolitionisten einig und treten wir alle für 
Hebung der Sittlichkeit, für vorbeugende und nach- 
gehende Fürsorge, für den Bau von Gefährdetenhäu- 
sern und Magdalenenheimen ein. Aber wir glauben 
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nicht, daß man damit auskommt, daß man damit 
rasche Erfolge erzielt, wenn es die Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten gilt. Im Kampf gegen diese 
bedarf man sanitärer Zwangsmaßregeln, die durchaus 
nicht auf den Kreis der Prostituierten beschränkt zu 
bleiben brauchen. 

Das neue Gesetz erfüllt die Forderungen der Aboli- 
tionisten in der Bekämpfung der Prostitution restlos, 
die Ausführungsbestimmungen, die noch nicht vor- 
liegen, mögen jetzt diejenigen der Reglementaristen 
in der Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten be- 
rücksichtigen. Sonst ist die Gefahr eines katastro- 
phalen Anwachsens der Geschlechtskrankenziffern un- 
vermeidlich. 

Die Ausführungsbestimmungen werden, der großen 
Verschiedenheit der lokalen Verhältnisse Rechnung 
tragend, in den einzelnen Ländern, sogar in den ein- 
zelnen Städten und Gemeinden verschieden sein 
müssen. Daß Gemeinden unter 15000 Einwohnern 
anders zu behandeln sind als größere Städte, bestimmt 
$ 16 des Gesetzes ausdrücklich. Noch wichtiger als 
die Sonderstellung der Kleinstädte scheint mir die- 
jenige der Großstädte, wie Berlin, Hamburg usw. 
gegenüber den Mittelstädten. Die Gefahr, daß die 
abnormen Verhältnisse der Großstadt zu stark als maß- 
gebende Richtschnur genommen werden, ist groß!). 
Ihr muß in den Ausführungsbestimmungen begegnet 
werden. 

Wie der Abolitionismus sich gewandelt hat und sich 
von den weltfremden Verstiegenheiten früherer Tage 
freigemacht hat, so hat es im Laufe der Jahre auch 
der Reglementarismus getan. Für Bordellierung tritt 
wohl niemand mehr ein. Die Gefahr der Versklavung, 
Ausbeutung und Vertierung der Prostituierten im 
Bordell ist zu groß. Anders ist es mit der Kasernierung. 
Am 29. Januar 1916 haben bekanntlich in der Sach- 
verständigen-Kommission der DGBG. in Berlin von 
abolitionistischen Ärzten Blaschko und Pinkus, 
weiter Frau Fritsch, von Juristen Schmölder, von 
evangelischen Theologen Seeberg neben 23 anderen 
Sachverständigen erklärt, daß das System der Unter- 
bringung von Prostituierten in geschlossenen Straßen 
mit Eigenwirtschaft, wie es in Bremen eingeführt ist, 
im Interesse der öffentlichen Gesundheit und des 
öffentlichen Anstandes, soweit möglich, Ausdehnung 
finden soll. Eine Minderheit von neun Sachverständi- 
gen, darunter der Abolitionist Flesch und Fıau 
Fürth, erklärte, daß sie trotz ihrer Gegnerschaft gegen 
jede Kasernierung in dem Bremer System gegenüber 
den Bordellen nud dem Einzelwohnen eine Minderung 
der Schäden sehe. 


1) So bei Flexner, 


Prostitution in Europa. W. Fiebig, 
Berlin, 1921. | 
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Doch die Kasernierung ist durch das neue Gesetz 
ebenso verboten worden wie die Bordellierung. Ob 
man nicht besser getan hätte, die Kasernierung nicht 
zu verbieten, sondern zu verbessern, und ob man nicht 
doch wieder nach Wohnungsbeschränkungen rufen 
wird, werden die nächsten Jahre lehren. 

Aber die Wohnungsfrage ist minder wichtig als die 
Frage der Präventivuntersuchung der Prostituierten. 

Für die Bedeutung der Präventivuntersuchung 
sprechen zahlreiche Angaben der Fachliteratur. 

Eine unkontrollierte Prostituierte hat in 5 Monaten 
300 Mann infiziert, eine zweite in 8 Wochen 11 Gym- 
nasiasten mit Syphilis angesteckt. Ein Franzose sagt 
von einer dritten, sie habe der französischen Armee 
mehr Schaden zugefügt als eine ganze deutsche 
Batterie. Freiwillig wird die kranke Prostituierte nie 
den Arzt aufsuchen. 

Verbreitet ist trotzdem die Neigung, den Wert der 
regelmäßigen Zwangsuntersuchung herabzusetzen. 
Dieses Bestreben geht auf die groBe Schwierigkeit 
zurück, im Massenbetrieb der Großstädte diese Unter- 
suchungen in wirklich genügender Art und Weise 
durchzuführen. 

Nur in der Großstadt konnte die Lehre von der Un- 
heilbarkeit der weiblichen Gonorrhoe entstehen, nur 
dort die Anschauung, daß sich die Zahl der Einge- 
schriebenen zu derjenigen der Nichteingeschriebenen 
wie 1 : 10 verhalte, so daß also nur ein verschwindend 
kleiner Teil der Prostituierten ärztlich überwacht 
werde. Nur in der Großstadt konnte das Dogma auf- 
gestellt werden, daß die Polizei der Prostitution gegen- 
über versage und in der Regel der Bestechung unter- 
liege. Die Erfahrung der Mittelstadt bestätigt dies 
alles durchaus nicht. 

Die Verhältnisse von Karlsruhe sind typisch für 
eine solche Mittelstadt. Dort unterliegen bisher 70 
eingeschriebene Mädchen der regelmäßigen, zweimal 
wöchentlich erfolgenden Zwangsuntersuchung durch 
den Polizeiarzt. Diese findet in einem nur diesem 
Zwecke dienenden Lokal mit Zuhilfenahme aller 
wissenschaftlichen Hilfsmittel statt. 

Neben diesen 70 sich freiwillig der Kontrolle unter- 
stellenden, in einer kleinen Nebenstraße der Oststadt 
kasernierten Mädchen — Zwangseinschreibung gibt 
es nicht — besteht in Karlsruhe eine auf 200 bezifferte 
geheime Prostitution. 

Von diesen 200 geheimen Prostituierten hat die 
überwiegende Mehrzahl einen festen Beruf. Diese 
prostituieren sich nur gelegentlich, so daß von einer 
gewohnheitsmäßigen Hingabe nur bei sehr wenigen 
zu reden ist. Berechnet man die Zahl der Besucher, 
die die beiden Gruppen empfangen, so muß man bei 
den Eingeschriebenen durchschnittlich mindestens 
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4 am Tage rechnen, bei den Geheimen höchstens einen 
auf zwei Tage. Es stehen also täglich etwa 300 Be- 
sucher bei den Kontrollmädchen 100 Besuchern bei 
den geheimen Prostituierten gegenüber. Drei Viertel 
aller Besucher von Prostituierten sind also in Karls- 
ruhe durch die Zwangsuntersuchung vor Geschlechts- 
krankheiten bewahrt, denn es ist Tatsache, daß In- 
fektionen bei den Kontrollmädchen dort fast völlig 
fehlen. 

Zwecklos kann man die Zwangsuntersuchung jeden- 
falls nicht nennen, die im Jahre weit über hundert- 
tausendmal die Ansteckungsgefahr beseitigt. 


Die Theorie von der Unheilbarkeit der Gonorrhoe 
der Puellen ist durch die Statistik von Karlsruhe auch 
widerlegt. Die Geheilten werden nach abgeschlossener 
Behandlung vom Polizeiarzt nachuntersucht und dann 
in regelmäßiger Folge zweimal wöchentlich der 
Zwangsuntersuchung unterworfen. Bei einer dieser 
vielen Untersuchungen müßte doch einmal die Krank- 
heit entdeckt werden oder es müßten wenigstens An- 
steckungen vorkommen. Es finden sich in Karlsruhe 
Kontrollmädchen, die jahrelang — bis zu sieben 
Jahren — ohne Ansteckung blieben !). 


Das neue Gesetz bestimmt im $ 4, daß die Gesund- 
heitsbehörde Personen, die dringend verdächtig sind, 
geschlechtskrank zu sein und die Geschlechtskrank- 
heiten weiter zu verbreiten, anhalten kann, ein ärzt- 
liches Zeugnis über ihren Gesundheitszustand vor- 
zulegen, unter Umständen wiederholt. Für jeden 
Arzt ist es eine Selbstverständlichkeit, daß Prosti- 
tuierte — und daß es solche auch nach dem 1. Oktober 
geben wird, ist doch klar — stets zu diesen ver- 
dächtigen Personen gehören. 


Sowohl auf dem Hygienikerkongreß in Hamburg 
als in der Zeitschrift ‚‚Die Gesellschaft‘ ist Jadassohn 
für diese Zwanguntersuchung der Prostituierten ein- 
getreten!). Eine Lockerung der Zwangsuntersuchung 
würde sich sofort durch eine Zunahme der Geschlechts- 
krankheiten rächen. Man darf es der Prostituierten 
unter keinen Umständen überlassen, ob, wie oft und 
von wem sie sich untersuchen lassen will. Schon allein 
die Kostenfrage würde sie abhalten, den Anforde- 
rungen zu genügen. 


Der Abolitionismus hat seine These, die ärztliche 
Zwangsuntersuchung sei eine Beleidigung des Weibes 
und eine empörende Vergewaltigung der Menschen- 
rechte, fallen lassen. Er muß seine übrigen Bedenken 
gegen dieselbe der ärztlichen Forderung unterordnen. 
Das neue Gesetz sieht auch Zwangshospitalisierung 
vor, die natürlich auch bei Prostituierten Vorschrift 


) v. Pezold, Zur Geschichte der Prostitution in Karlsruhe, 
C. F. Müller, Karlsruhe 1926. 
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bleiben muß. Dadurch ist für diese die Frage der Arzt- 
wahl gelöst, solange sie ansteckend geschlechtskrank 
sind. 


Wer soll die Zwangsuntersuchungen ausführen? 


Eine allgemeine Freigabe an alle Ärzte ist ausge- 
schlossen. Nicht alle haben die nötigen Hilfsmittel, 
ein großer Teil würde es auch ablehnen. Es spielen 
auch hier natürlich die lokalen Verhältnisse von Groß- 
städten und Mittelstädten eine Rolle. In der letzteren 
ist der Arzt der Gesundheitsbehörde — also in der 
Regel der beamtete Arzt, der schon bisher die Zwangs- 
untersuchungen durchführte — der gegebene. Auch 
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muB dieser das Recht der vertrauensärztlichen Nach- 
untersuchung bei eingesandten Zeugnissen haben. 

Über die außerordentlich schwierige Frage der 
Kostenregelung müßten die Ausführungsbestim- 
mungen sich jedenfalls äußern. Die Krankenkassen der 
Prostituierten fallen natürlich am 1. Oktober fort, 
ebenso die Zulage des Prostitutionsarztes. 

Was das neue Gesetz kosten wird, ist vorläufig nicht 


abzusehen. 
Anmerkung der Redaktion. Auf den vorstehenden 
Artikel werden wir noch zurückkommen. 


') Die Gesellschaft, Jg. IH, Nr. 4, April 1926. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeines. 


Erster Verwaltungsbericht der neuen Stadtgemeinde Berlin. H. 3. 
Gesundheitswesen. Verlag für Politik und Wirtschaft. Berlin 
1927. M. 3,75. 

Zum ersten Male seit der Bildung von Groß-Berlin tritt die 
Stadtverwaltung mit einem Rechenschaftsbericht über die Zeit 
vom 1. X. 1920 bis 31. I11. 1924 an die Öffentlichkeit. Das vor- 
liegende Heft behandelt auf 148 Seiten in gedrängter Form das 
Gesundheitswesen. Die Darstellung gliedert sich in Abschnitte 
über die Organisation des Gesundheitswesens, die geschlossene 
Gesundheitsfürsorge, die offene Gesundheitsfürsorge, die sonsti- 
gen gesundheitlichen Einrichtungen und die Seuchenbekämp- 
fung und schließt mit einem Anhang über die allgemeinen ge- 
sundheitlichen Verhältnisse. Der Inhalt bietet Angaben über 
die historische Entwicklung auf den einzelnen Gebieten, den 
Bestand an Einrichtungen, vor allem aber über die Leistungen. 
Gegenüber ähnlichen Verwaltungsberichten fällt das Streben 
. auf, nur wissenschaftlich einwandfreie Nachweisungen zu brin- 
gen, ein Vorhaben, das bei dem Mangel eines geordneten 
Berichtswesens und der Schwierigkeit in der Beurteilung der 
Ergebnisse naturgemäß Hindernisse zu überwinden hat. Wenn 
es trotzdem gelungen ist, eine Fülle wertvollen Materials zu 
sammeln und damit sowohl der wissenschaftlichen Forschung 
wie der praktischen Arbeit beste Dienste zu leisten, so stellt 
dieser Erfolg den Verfassern das beste Zeugnis aus und ermun- 
tert dazu, auf dem eingeschlagenen Wege fortzufahren. Die 
genauere Durcharbeitung des Heftes kann nur wärmstens 
empfohlen werden. Goldmann (Berlin). 


Franz Goldmann (Berlin), Über Krankenpflege im Hause. 
Zschr. f. Schulgeshtspfl. u. soz. Hyg. Nr. 3, 1927. In 
Berlin hat sich eine Arbeitsgemeinschaft der öffentlichen und 
privaten Wohlfahrtspflege gebildet, die durch die Bezirks- 
gesundheitsämter häusliche Krankenpflege (nicht Hauspflege) 
an Versicherungspflichtige und die von der Fürsorgepflicht- 
verordnung erfaßten Personen vermittelt unter besonderer Be- 
rücksichtigung der von der Stadt zu versorgenden Fälle. Die 
staatlich anerkannten Pflegerinnen sind von der Arbeitsgemein- 
schaft angestellt. I Pflegerin versorgt etwa 3 Kranke, was aller- 
dings gegenüber den Krankenhauskosten nur bei Nichtbeziehern 
von $0—75°,, des Grundlohns als Krankengeld eine finanzielle 
Ersparnis bedeutet. Dagegen erhofft man von der obigen Ein- 
richtung eine Entlastung der Krankenhäuser von sozial aber 
nicht medizinisch Anstaltsbedürftigen. — Ähnliche Einrich- 
tungen werden am besten von Zweckverbänden der öffentlichen 


und privaten Fürsorge sowie der Sozialversicherungsträger 
durchgefuhrt werden. Wird eventuell einer dieser Organisa- 
tionen behördlicher Zuschuß gewährt, so ist — auch wenn keine 
Arbeitsgemeinschaft mit der kommunalen Wohlfahrtspflege be- 
steht — auf Überwachung und Zuweisung der Pflegen durch 
einen Arzt zu dringen. Bregmann (Moagdeburg). 


Mutter-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge. 


A. Hermberg (Leipzig), Ergebnisse der ärztlichen Unter- 
suchungen in den Kleinkinderberatungen der Amtshauptmann- 
schaft Leipzig. Bl. f. Wohlfahrtspfl., Jg. 6, H. 11, S. 335, 1926. 

Das Wohlfahrtsamt der Amtshauptmannschaft Leipzig hat 
seit 1921 das Material seiner Kleinkinderberatungen sachlich ge- 
sammelt, bearbeitet und aus den Zahlen jährlich ein Durch- 
schnittsergebnis berechnet. 


_T 


Zahl Zahl 
der vonder | der in den; Davon erschienen 
Jahr der . Beratung Gemeinden | 
Untersuchung | erfaßten vor- | 
‚Ortschaften |_handenen | 0 
Ä | Kleinkinder | Anzahl fo 
1168 439 37,59 
1922 | 487 227 46,60 
1923 37 4070 1788 43,72 
1924 | 46 4101 2055 50,11 
1925 | 27 3805 1979 52,01 
| 
1921—25 , 127 | 13631 | 6488 | 47,60 


Auf je eine der Gemeinden, in denen Beratungen stattgefun- 
den haben, kamen durchschnittlich: 


Jahr 
1921: 116 vorhandene Kleinkinder 
1922: 69 e N 
1923: 110 ee Br 
1924: 89 = = 
1925: 141 = 
1921—25: 105 vorhandene Kleinkinder im Durchschnitt. 


1922 und 1924 sind mehr kleine Gemeinden erfaßt worden als 
in den übrigen Jahren. In beiden Jahren ist das Verhältnis der 
erschienenen zu den überhaupt vorhandenen Kleinkindern ein 
günstigeres als sonst. Diese Tatsache bestätigt die Erfahrung, 


472 SOZIALHYGIENISCHE RUNDSCHAU 


daß die Kleinkinderberatungen in den kleinen Orten besser be- | Gemeinden mit unter 500 Einwohnern 70,91°,; Gesamtdurch- 
sucht werden als in den großen. Das günstige Ergebnis ist ver- | schnitt 52,1°,. — Auffallend ist eine fortschreitende Abnahme 
ständlich, weil die Fürsorgerin zu allen Familien einer kleinen | der Besuchtziffer für Kinder aus kinderreichen Familien, was 
Gemeinde naturgemäß leichter Fühlung gewinnen kann. Eine | aber nur auf eine absolute Abnahme zurückzuführen sein 
Ausnahme macht allerdings das Jahr 1925, in dem die großen | dürfte. Gesundheitlich fürsorgebedürftig — es wird hier nicht 
Gemeinden stärker hervortreten und dementsprechend die | angegeben, was unter „Fürsorgebedürftigkeit‘‘ verstanden wird 
Durchschnittszahl der vorhandenen Kinder die höchste ist (141), | — waren 1925 aus kinderreichen Familien 47°,, aus kinder- 
trotzdem aber der Prozentsatz der erschienenen zu den vor- | armen 37°,, insgesamt 39°,. Die Zahl der in den Beratungen 
handenen Kleinkindern den in allen anderen Jahren erreichten | erfaßten Kleinkinder hat sich von 1921 bis 1925 absolut und 
wesentlich übersteigt. Indessen trifft die Wahrnehmung, daß | zwar von 1168 auf 3805, also mehr als das Dreifache, erhöht. 
der verhältnismäßige Anteil der erschienenen Kinder in den | Relativ hat jedoch die Fürsorgebedürftigkeit in den Berichts- 
kleinen Gemeinden größer ist, auch für dieses Jahr zu, wie eine | jahren von 69°, auf 39°, abgenommen. Körpergewicht und 
mehr ins einzelne gehende Betrachtung erweist. Die Besuchs- | -länge der Kinder haben sich ständig verbessert. Das statistische 
zahlen der 1925 erfaßten 27 Gemeinden ergeben nach Ein- | Bild der in den Beratungen aufgedeckten Gesundheitsschäden 
wohnerzahl gruppiert folgendes Bild: In Gemeinden mit über , zeigt ebenfalls eine geringe Besserung. Ständig auf der Höhe 
1000 Einwohnern erschienen 48,26°, der vorhandenen Klein- halten sich nur Rachitis und Drüsenerkrankunzen. Die Ge- 
kinder, in Gemeinden mit 500 bis 1000 Einwohnern 59,04%, in | samtübersicht über die Jahre 1921—1925 ergibt folgendes Bild: 


Von den untersuchten Kindern litten an: 


mme mn m nn nn o e EE nn nn na en mn nern une SuSE ren. 


Unter- Rachitis und 


1 2,40 m 10,33 ss 14,65 me 23,12 "u 7,66 = 67 or 4,62 ir Ta 


Der Prozentsatz der von der e E OR, an den Arzt | fällen. Die letzte dis konnte behoben werden, als man 
Gewiesenen schwankt ständig um 30°. Die Sterblichkeit in | begann, die Säuglinge mit vitaminreicher Kost zu ernähren. — 
den Familien, die in den Beratungen erschienen, ist von 16,8°, | Seit 1921 ist die Ernährungsfrage wieder intensiv in Angriff 
im Jahre 1921 ständig bis auf 13,5°, zurückgegangen. Die 1925 | genommen worden. Man verließ die „Schonungstherapie‘‘ der 
für kinderarme und kinderreiche Familien gesonderte berech- | Durchfallerkrankungen und ging zur „qualitativ und quanti- 
nete Sterblichkeit ergibt für kinderarme Familien die Sterblich- | tativ kompletten Kost“ über, mit bestem Erfolge. — Der Kampf 
keitsziffer 6,5°,, für kinderreiche 18,9°},. gegen die Infektionen im „Frontangriff‘‘ blieb ziemlich ergebnis- 
Es wäre zu wünschen, daß dem Beispiel des Wohlfahrtsamtes | los, durch peinliche Isolierung der erkrankten Kinder gelang es 
der Amtshauptmannschaft Leipzig andere Wohlfahrts- und | nicht, ebensowenig wie in anderen Anstalten, den Index infec- 
Jugendämter folgten, damit mit der Zeit ein einwandfreies Ma- | tiosus zu mindern. Deshalb ging man zum ‚„Flankenangriff‘ 
terial gesammelt werden könnte. Die Kleinkinderfürsorge läßt | über, um durch Stärkung der allgemeinen Widerstandskraft ` 
vielerorts noch viel zu wünschen übrig. Rott (Berlin). | des Kindes die Infektionshäufigkeit zu verringern. Das Ziel 
L. F. Meyer (Berlin), 25 Jahre ärztlicher Tätigkeit im Kinder- | wurde auf drei verschiedenen Wegen zu erreichen versucht: 
asyi. Ges.-Fürs. f. d. Kindesalt. Bd. 1, H. 7, S. 494. 1926. | 1. durch die qualitativ und quantitativ komplette Kost, 2. durch 
Das jetzige Waisenhaus und Kinderasyl der Stadt Berlin wurde | vorbeugende Darreichung von Vitaminen, 3. durch Verhütung 
begründet zu einer Zeit, als in dem Vorläufer der Anstalt, dem | der Rachitis und Spasmophilie. In Zahlen, die im wesentlichen 
Waisendepot, die Säuglingssterblichkeit 50°, betrug. Schon | im folgenden Referat (Jahr und Zweig) enthalten sind, läßt 
nach 2jähriger Tätigkeit konnten Finkelstein und Ballin | Sich zeigen, daß die beschrittenen Wege die richtigen sind. So 
berichten, daß nicht nur die Sterblichkeit in der Anstalt selbst | starben, um nur ein Beispiel zu referieren, von den an Lungen- 
auf 10°, gesunken war, sondern, durch Einschaltung der An- | entzündung Erkrankten 1921 75%, 1924 66°, und 1925 36°., 
staltsversorgung in das System der Waisenfürsorge, eine wesent- | und die Krankheitsdauer wurde von 12—13 Tagen auf 5—6 Tage 
liche Herabsetzung der Sterblichkeit der Waisensäuglinge über- | herabgesetzt. Bei dem guten Gedeihen der Kinder zeigte sich 
haupt gelungen war. Diese Erfolge wurden erreicht durch: | auch keinerlei „psychischer Hospitalismus““. Nicht die psychi- 
1. Ausschaltung der septischen Infektionen, 2. Überwachung | sche Inanition scheint als Ursache des mangelhaften Gedeihens 
des Ernährungsresultates, 3. Regelung der Ernährung auf | gelten zu dürfen, sondern das mangelnde Gedeihen führt erst 
wissenschaftlicher Grundlage, 4. geschultes Pflegepersonal, 5. An- | zum Zurückbleiben der psychischen Fortschritte. — Trotz dieser 
gliederung der Rekonvaleszentenpflege (kontrollierte Außen- | günstigen Resultate möchte Meyer auch heute nicht für die 
pflege). — Ein weiterer Fortschritt war die 1917 errichtete, mit | wahllose Unterbringung von Säuglingen in die Anstalt ein- 
Boxen ausgestattete Aufnahme- und Isolierstation. Es gelang | treten. Die Anstalt bleibt dem anstaltsbedürftigen Kinde vor- 
dadurch die Infektionsgefahr wesentlich einzudämmen. Die | behalten. 
Richtigkeit von Finkelsteins Ausspruch: „Hospitalismus ist J. Jahr und H. Zweig (Berlin), Die Statistik der Säug- 
Infektion‘ ließ sich dadurch beweisen, und Meyer kann | lingsstation des Kinderasyls und des Waisenhauses Berlin im 
v.Pfaundler deshalb nicht beipflichten, daß der Hospitalismus | Jahre 1925. Ges.-Fürs. f. d. Kindesalt., Bd. 1,H.7, S. 542. 1926. 
mit psychischer Inanition zusammenhängt. — Die Bearbeitung | Ein IRechenschaftsbericht anläßlich des 25jährigen Bestehens 
der Fragen wurde durch Kriegs- und Nachkriegszeit jäh unter- | der von Finkelstein begründeten Anstalt. Die Mortalität 
brochen. Die Not zeigte sich in Überbelegung, Anstieg der | der in der Anstalt aufgenommenen Säuglinge ist von Jahr zu 
Sterblichkeit der Unehelichen und im Auftreten von Skorbut- | Jahr zurückgegangen, bis auf 4,3°,, im Jahre 1925, nach Abzug 


| | Tuberkulose | | Erkrankung 
ih Blutarmut Folge- Drüsen | Skrofulose | nn \ Mißbildung | der 
Knanrung } a | Ä ka | Luftwege 
abs. | % | abs. E %/o 


der Frühgeburtensterblichkeit auf 3,4°,. Die Gefährdungsziffer 
(nach Schloßmann, Anzahl der Todesfälle auf 10000 Ver- 
pflegungstage) ist zurückgegangen von 39,9 (1913) auf 7,7 (1925), 
nach Abzug der Frühgeburtensterblichkeit auf 6,2. Der An- 
staltsaufenthalt hat sich jedoch im Durchschnitt verdoppelt. 
Die Sterblichkeit der Frühgeborenen mit einem Geburtsgewicht 
von unter 2000 g betrug 39°., die Gefährdungsziffer 49, über 
2000 bis 2500 g 17°, beziehungsweise 22 Gefährdungsziffer. 
81°, der Todesfälle entfielen auf Infektionskrankheiten, 19°; 
auf alimentäre Störungen. Der Gipfel der Anstaltssterblichkeit 
lag 1925 im März. — Bezüglich der Morbidität zeichnen sich 
die letzten Jahre durch eine auffallende Monotonie aus. Er- 
nährungsstörungen und Krankheiten der Atmungsorgane herr- 
schen vor, während Diphtherie und Masern, auch Pyurie, stark 
zurückgegangen sind. — Das Gedeihen der Kinder gemessen an 
Längenwachstum und Gewichtsansatz ist gut. Bezüglich des 
Längenwachstums bleiben die Pfleglinge nicht hinter den Zahlen 
von Camerer-Pirquet zurück. Der Gewichtsansatz betrug im 
Durchschnitt pro Monat 700 g. 


H. Heil (Berlin), Einfluß der Fortschritte der Anstaltsver- 
sorgung auf Ablauf und Ausgang von infektiösen Erkrankungen 
(am Beispiel von Lues und Pyurie gezeigt). Arch. f. Kindhlk. 
Bd. 80, Heft 1, S.51. 1926. An Hand von zwei schweren Krank- 
heitsbildern — Lues für die erste Lebenszeit, Pyurie für die 
Wende des ersten Lebenshalbjahres — konnte bewiesen werden, 
daß für den Verlauf der Erkrankungen der Ernährungszustand 
im Zeitpunkt, in welchem die Infektion einsetzt, entscheidend ist. 
Durch eine zweckmäßige Diätetik während der Erkrankung 
wird der gute Ernährungszustand erhalten, die Resistenz erhöht 
und dadurch werden die Infektionen leichter überstanden. 


W. Jacobi (Gießen), Ein Beitrag zur Frage der Pflege von 
Säuglingen in Heimen. Arch. f. Kindhik. Bd. 80, H. 2, S. 95. 
1927. Das Gießener Säuglingsheim ist in einem älteren Stadt- 
haus untergebracht, noch mit Ofenheizung ausgestattet. Durch 
gute Pflege und Ernährungsbedingungen, Isolierung der neu- 
aufgenommenen Kinder, Trennung der Ammenkinder, Säug- 
linge und Kleinkinder, strengste Fernhaltung der Besucher sind 
die Ergebnisse, die Mortalitäts- und Morbiditätsziffern be- 
treffend, gute. Es kann gezeigt werden, daß die Erkrankungs- 
häufigkeit bei natürlicher Ernährung geringer ist als bei künst- 
licher (Verhältnis 4,4 : 9,3). Die immer noch beträchtliche 
Häufigkeit infektiöser Erkrankungen mahnt dazu, das Pflege- 
system weiter auszubauen und nur Pfleglinge aufzunehmen, die 
wirklich anstaltsbedürftig sind. 


Zeitraum 1926 
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0-1 1-3 — | 3-6 6—12 | 
„ehel. | unehel. ehel. unehel. ehel. unehel. ehel. unehel. | 
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H. Harmsen (Berlin), Die Notwendigkeit von Heimen für ge- 
bildete ledige Mütter. Die Innere Mission. Jg. 22, H. 2, S. 59. 
1927. „Die evangelische Kirche und ihre Wohlfahrtsorganisa- 
tionen haben bei ihrer Haltung, die sie im Rahmen ihrer Auf- 
klärungs- und Erziehungsarbeit durch die notwendige scharfe 
Ablehnung einer Freigabe der Abtreibung einnehmen, zugleich 
auch die Verpflichtung, der Not dort nachzugehen, wo sie auf 
gerade diesem Gebiete heute am schwersten ist.‘ Es zeigt sich 
heute eine wesentliche Zunahme der unehelichen Geburten ge- 
rade in den Kreisen des Mittelstandes und der Gebildeten. (Die 
Quelle, woher diese Angabe stammt ist nicht angegeben.) Die 
Not dieser Frauen wird an Einzelfällen geschildert. Für sie 
müssen Heime geschaffen werden. Neben dem Geborgensein und 
der Überleitung zu einer Existenz sollen diese Heime die Hilfe 
in der seelischen Notlage vermitteln. 


— e — c m- 


M. E. Kayser (Erfurt), Frauenmilchsammelstellen. Münch. 
med. Wochenschr. Jg. 74, Nr. 9, S. 373. 1927. Nach Muster der 
von Verfasserin 1919 ins Leben gerufenen, während der Inflation 
geschlossenen, Magdeburger Frauenmilchsammelstelle ist jetzt 
auch in Erfurt im Anschluß an die Landesfrauenklinik diese Ein- 
richtung geschaffen worden. Während aber in Magdeburg die 
Frauen die Milch gegen Lebensmittelmarken gaben, muß heute 
die Milch in bar vergütet werden. Es werden 5 M. für das Liter 
bezahlt. Die Ortskrankenkasse hat sich jedoch bereit erklärt, 
für alle in Frage kommenden Fälle die Unkosten zu über- 
nehmen. Es handelt sich nun noch darum, ein zugkräftiges 
Mittel zu finden, um die Frauen gebildeter Stände dazu zu be- 
wegen, ihre überschüssige Milch unentgeltlich zur Verfügung zu 
stellen. Verf. verwendet vorläufig ein von Käthe Kollwitz 
entworfenes, handschriftlich signiertes Kunstblatt als Prämie. 


Schur (Berlin). 


Über den Umfang der Brustmilchernährung bei Berliner 
Säuglingen (Fortsetzung). 

Nachdem wir ım vorigen Heft dieser Zeitschrift (S. 363) die 
Ergebnisse über den in Rede stehenden Gegenstand für das 
erste Halbjahr 1926 dargelegt haben, sollen sie nunmehr an 
Hand des Anhanges des Monatsberichts März 1927 des Statisti- 
schen Amts der Stadt Berlin für das 2. Halbjahr fortgeführt 
werden. 

Von den den Berliner städtischen Säuglingsfürsorgestellen 
im Jahre 1926 vorgeführten Säuglingen standen im Alter von 
Monaten: 


Zusammen 
ehel. unehel. 
1810 430 1665 492 15185 3208 
1149 362 1099 423 | 13070 2795 
| 2959 | 792 | 2746 | 915 | 28255 | 6003 


Von diesen waren mit Brustmilch ernährt: 


Januar— Juni ......... | 6899 4811 816 
Juli—Dezember ....... 567 
Jahr 1926............ 1383 
überhaupt 


Januar— Juni ......... | 
uli—Dezember ....... 


Jahr 1926 ocean. | 12270 | 


in %/, 


83,8 642 | 


3237 


| 
| 
| 383 | 12 


14,1 g6 37 | 661 | 539 
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Das Ergebnis ist also weiter befriedigend, besonders beim 
1. Lebensmonat, wo von den ehelichen über 86 °;,, von den un- 
ehelichen 84°, Brustmilchkinder waren. 

Über den Anteil der Brustmilchkinder in den einzelnen 
Berliner Verwaltungsbezirken gibt nachstehende Übersicht 
Aufschluß: 


Brustmilchkinder in °, der vorgeführten Säuglinge 


1926. 

REES | L Halbjahr lI. Halbjahr 
AR ehel. unehel. ehel. unehel. 
Kreuzberg ....... | 67,9 58,8 . 74,9 57,1 
Wedding ......... © 71,8 55,4 78,5 59,9 
Friedrichshain... .. -61,2 52,6 71,6 62,1 
Prenzlauer Berg .. 66,7 56,6 ! 63,7 65,6 
Mitte een. . "66,3 59,6 | 68,4 58,7 
© Tiergarten ...... 64,4 650 ! 69,5 55,7 
Charlottenburg ... 60,9 45,6 67,7 44,5 
Neukölln ......... 62,6 55,77 — 69,1 56,2 
Schöneberg ....... 58,4 42,1 : 65,1 58,7 
Lichtenberg ...... 62,4 45,4 ' 645 38,7 
Wilmersdorf ...... 56,0 52,0 ' 678 53,2 
Steglitz .......... 53,5 50,0 ' 60,3 43,2 
Spandau ......... 66,2 59,5 | 72,1 50,0 
Reinickendorf .... 57,2 41,5 į 63,1 50,0 
Pankow .......... 53,6 41,0 ı 61,3 27,7 
Treptow.......... 67,0 62,6 | 71,4 56,8 
Tempelhof ....... 57,8 500 ' 652 39,3 
Cöpenick ......... | 44,5 33,3 | 61,2 43,9 
Weißensee ........ i 65,1 58,3 699 | 52,7 
Zehlendorf ......... | 48,6 | 50,0 f 632 |, 33,3 
Stadt Berlin ..... | 635 | 535 | 691 | 544 


Mithin schwariken die Prozentziffern der Brustmilchkinder 
im 1. Halbjahr: bei den ehelichen zwischen 44,5 in Cöpenick 
und 71,8 in Wedding, bei den unehelichen zwischen 33,3 in 
Cöpenick und 65,0 in Tiergarten; im 2. Halbjahr: bei den ehe- 
lichen zwischen 60,3 in Steglitz und 78,5 in Wedding, bei den 
unehelichen zwischen 27,7 in Pankow und 65,6 in Prenzlauer 
Berg. Das Ausmaß der Schwankungen ist also bei den unehe- 
lichen bedeutend größer als bei den ehelichen. 

Eine regelmäßige Weiterverfolgung der Ziffern dürfte sich 
empfehlen. Guradze (Berlin). 


Schulkinderfürsorge. 


Richtlinien für die Tätigkeit der Schulärzte. Der Preußische 
Minister für Volkswohlfahrt hat am 21. Mai 1927 einen Rund- 
erlaß an die preußischen Regierungspräsidenten herausgegeben, 
der amtliche Richtlinien für die Tätigkeit der Schulärzte und 
deren Honorierung enthält. Eine besondere ‚„Dienstanweisung 
für Schulärzte‘‘ soll den Kreisen, Gemeinden und Schulverbän- 
den als Anhalt für die Gestaltung des schulärztlichen Dienstes 
dienen. Sie hat folgenden Wortlaut: 

l. Die Schulgesundheitspflege durch den Schularzt erstreckt 
sich auf die Überwachung der Gesundheit der Schüler, des 
Schulbetriebes, sowie der Leibesübungen und dergleichen 
und der gesundheitlichen Verhältnisse des Schulhauses. 

2. Jeder Schulanfänger ist möglichst vor Schuleintritt, sonst 
innerhalb der ersten 6 Wochen nach diesem auf seine Schul- 
fähigkeit zu untersuchen, der Befund in die ärztliche 
Klassenliste einzutragen und die Zurückstellung der nicht 
schulfähigen Schulanfänger anzuregen. 


3. Schüler, deren körperliche Tauglichkeit zweifelhaft erscheint 
oder bei denen krankhafte Zustände festgestellt wurden, 
gelten als Überwachungsschüler. Für jeden Überwachungs- 
schüler ist ein Gesundheitsbogen auszustellen. 

4. Die Überwachungsschüler sind nach Ermessen des Schul- 
arztes in regelmäßigen Zwischenräumen nachzuuntersuchen 
und erhalten einen Vermerk im Gesundheitsschein über den 
Zeitpunkt der nächsten Untersuchung. 

5. Die nicht als Überwachungsschüler bezeichneten Schulkin- 
der sind dem Schularzt während ihrer Schulzeit mindestens 
einmal außer bei der Schuleintritts- und Schulentlassungs- 
Untersuchung zur eingehenden Untersuchung, bei der letz- 
ten auch mit Rücksicht auf den zu wählenden Beruf vor- 
zustellen. Hierbei sind jedesmal Eintragungen über Alter, 
Größe, Gewicht und gegebenenfalls noch andere vorzu- 
schreibende Maße in die ärztliche Klassenliste vorzu- 
nehmen. 

6. Durchmusterungen der Schüler sind in allen Klassen jähr- 
lich vorzunehmen. 

. Die schulärztliche Sprechstunde bezweckt lediglicn die Be- 
ratung der Lehrer, Eltern und Schüler in der Gesundheits- 
pflege. Für seine Entschädigung ist der Schularzt verpflich- 
tet, mindestens eine wöchentliche Sprechstunde abzuhalten; 
eine höhere Inanspruchnahme ist entsprechend zu bezahlen. 
— Wird die Behandlungsbedürftigkeit eines Schulkindes 
festgestellt, so hat der Schularzt den Erziehungsberechtig- 
ten die Behandlung durch den gewöhnlich zugezogenen Arzt 
zu empfehlen. Wird er selbst für die Behandlung in An- 
spruch genommen, so hat er diese nicht auf seine Schularzt- 
entschädigung hin zu leisten. 

8. Der Schularzt soll die Ausgestaltung der Gesundheitspflege 
durch Fühlungnahme mit den Fachärzten bei Erkrankungen 
der Sinnesorgane, mit den Bestrebungen der Tuberkulose- 
Fürsorge, der Krüppelfürsorge, der Geschlechtskrankenfür- 
sorge fördern und diese Einrichtungen zur genauen Dia- 
gnosenstellung und zur Einleitung von Heilverfahren, falls 
ihm dies erforderlich scheint, in Anspruch zu nehmen. 

9. Der Schularzt ist zur jährlichen Berichterstattung und zur 
mündlichen wie schriftlichen Auskunftserteilung an die vor- 
gesetzte Behörde verpflichtet. Die ärztliche Klassenliste 
und die Gesundheitsscheine der Überwachungsschüler gelten 
als Unterlagen für die Berichte. 

10. Der Schularzt ist dem Schulleiter nicht untergeordnet. Die 
Mitwirkung bei der Bekämpfung der übertragbaren Krank- 
heiten, der parasitären Schädigungen und der Schmutz- 
krankheiten im Bereiche der Schule ist den örtlichen Ver- 
hältnissen anzupassen. 

11. Eine etwa notwendige Schreibhilfe ist dem Schularzt zur 
Verfügung zu stellen. 

Die Vergütung soll nach den Vereinbarungen mit dem „Ver- 
bande der Ärzte Deutschlands‘ für die in der Dienstanweisung 
aufgeführten Mindestleistungen für das Schulkind- und - Jahr 
zur Zeit 90 Reichspfennige betragen, etwaige Mehrleistungen 
sollen besonders honoriert werden. Fuhrkosten und Zeitverlust 
bei einer Tätigkeit außerhalb des Wohnortes sind ebenfalls ent- 
sprechend zu vergüten. 


og 


Jahresversammilung des Deutschen Vereins für Schulgesund- 
heitspflege am 2. September 1926 in Danzig. Beiheft zur Zschr. 
für Schulgeshtpfl. u. soz. Hyg. 1926. Zum Thema der Tagung 
hatte man gewählt: Arbeitsgemeinschaft von Schularzt und 
Lehrer. Als 1. Berichterstatter sprach Lewandowski, Berlin. 
Die schulärztliche Tätigkeit kann, wie er ausführt, nur dann 
Wertvolles und Nutzbringendes leisten, wenn sie bei den Lehrern 
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Verständnis und Unterstützung findet. Gemeinschaftsarbeit 
ist besonders notwendig auf den Gebieten der Ernährungsfür- 
sorge, der Erholungsfürsorge, der Leibesübungen ( Jugendwan- 
dern), des Sports, der Schwachsinnigen-, Psychopathen- und 
Krüppelfürsorge, der Bekämpfung der Infektionskrankheiten, 
insbesondere der Tuberkulose und bei der Hygiene des Unter- 
richts. Bei den Leibesübungen haben Arzt und Lehrer die Auf- 
gabe, den Gefahren sportlicher Übertreibung entgegenzuwirken. 
Weitere Fragen, die in gemeinsamer Arbeit erforscht und geför- 
dert werden müssen, sind: die hygienische Gestaltung des eigent- 
lichen Unterrichts, die Unterrichtsstundenzahl, die häuslichen 
Aufgaben, die Ferienordnung, die Bekämpfung des Sitzenblei- 
bens, schließlich der Einfluß der Schule auf das Seelenleben der 
Schüler. Dazu bedarf es allerdings gewisser psychologisch-päda- 
gogischer Kenntnisse der Schulärzte. — Der 2. Berichterstatter, 
Seebaum, Hannover wünscht, daß der Lehrer den Schularzt 
in folgenden Punkten unterstützt: in der gesundheitlichen Über- 
wachung der Schüler, in der Schaffung aller Vorbedingungen, 
um während der Unterrichtszeit Schädigungen vom kindlichen 
Körper fernzuhalten, in der Erziehung der Jugend zu einer natur- 
gemäßen und einfachen Lebensweise und in der Belehrung mög- 
lichst aller Lehrkräfte über hygienische Fragen. In kurzen Leit- 
sätzen gibt er die wichtigsten Gesundheitsregeln an, die schon 
von der Unterstufe an die Grundlagen für den Unterricht in der 
Gesundheitslehre bilden können. Eingehender führt er aus, was 
etwa über das Kurpfuschertum in der Schule zu sagen ist. — 
Eine lebhafte Aussprache schloß sich an. 
Händewaschgelegenheit in der Schule. Das badische Mini- 
sterium des Kultus und des Unterrichts hat an die Schulbehörden 
und Schulleitungen sämtlicher ihm unterstellten Schulen fol- 
gende Bekanntmachung gerichtet: Die Vereinigung badischer 
Schul- und Fürsorgeärzte und die Medizinalabteilung des Mini- 
steriums des Innern haben darauf hingewiesen, daß die Schüler 
nicht nur im erziehlichen, sondern auch im hygienischen Inter- 
esse der Seuchenbekämpfung zum regelmäßigen Gebrauch von 
Seife und Handtuch nach Benützung des Abortes angehalten 
werden sollen. Ich ersuche dieser Anregung, wo es immer möglich 
ist, Folge zu leisten. Dabei erscheint es zweckmäßig, wenn die 
Handwaschgelegenheit möglichst mit Leitungsanschluß nicht 
in den ungenügend beaufsichtigten Vorräumen der Aborte, son- 
dern in den einzelnen Unterrichtsräzumen angebracht werden 
könnte. Stephan (Mannheim). 


Erholungsfürsorge. 


Die Kindererholungsheime des Roten Kreuzes in Deutschland. 
Herausgeg. vom Deutschen Roten Kreuz. Rotkreuzverlag, 
Berlin W. 10. Das Verzeichnis zählt 65 Kindererholungsheime 
des Roten Kreuzes in Deutschland auf. Die Heime sind geordnet 
nach der geographischen Lage und nach besonderen Merkmalen, 
wie klimatische Lage, besondere Heilfaktoren und Indikationen 
und nach dem Lebensalter der zur Aufnahme geeigneten Kin- 
der. In einem Anhang finden sich Heilanstalten für krüppel- 
hafte Kinder und solche für Kinder mit Wirbelsäulentuberkulose. 
Zahlreiche Abbildungen sollen die Lage, die Einrichtungen und 
den Betrieb der Heime weiter erläutern. In der Einleitung wird 
betont, daß auch das Rote Kreuz bestrebt ist, seine Heime den 
neuzeitlichen Anforderungen anzupassen und besonderen Wert 
legt auf hygienische Einrichtungen, ärztliche Kontrolle und 
pflegerisch wie erzieherisch gute Betreuung. 

Stephan (Mannheim). 


Leibesübungen. 
Deutschländer, Cari (Hamburg), Orthopädisches Schulturnen.Ver- 
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Nach einer eingehenden anatomischen, physiologischen und 
pathologisch-anatomischen Wertung der Wirbelsäulen- und 
Rumpfverhältnisse bespricht Verfasser die Entstehung der 
Skoliose, ihre Untersuchung und objektive Festhaltung usw. 
Hierbei wird besonders auf die Differentialdiagnostik eingegan- 
gen. Ein breiter Raum ist dann neben der Besprechung der 
Therapie schwerer Skoliosen der vorbeugenden Leibesübung ge- 
widmet. Verfasser bemüht sich hier das Wesen der verschie- 
denen Behandlungsarten zum Ausdruck zu bringen und belegt 
diese Ausführungen durch eine Anzahl instruktiver Bilder. 


Johannes Müller (Spandau), Die gesundheitliche Bedeutung 

der Leibesübungen. Verlag Weidmann, Berlin 1926. 

Das kleine Buch bespricht in der Hauptsache die bei den ein- 
zelnen Leibesübungen möglicherweise zu begehenden gesund- 
heitlichen Fehler in kurzer Form, ähnlich wie das in seinem Buch 
„Die Leibesübungen“ auch geschehen ist. Nach dem Titel und 
nach dem Vorwort ist dieser Inhalt etwas enttäuschend, da man 
eine Zusammenfassung und eventuelle Erweiterung eines physio- 
logischen, klinischen oder statistischen Materials über die Ein- 
flüsse der Leibesübungen auf den Gesundheitszustand des Sport- 
treibenden erwartete, also des Materials, das man aus jeder 
neuen Publikation aus Ärztehand sucht und nicht findet. Das 
Büchlein kann sich deshalb eigentlich nur an diejenigen wenden, 
die die gleichen Fragen in den größeren Werken, zum Beispiel 
Müller’s Leibesübungen aus Zeitmangel zu studieren nicht in 
der Lage sind. 


A. Müller (M.-Gladbach), Lehrbuch der Massage in 2 Bänden. 

Verlag A. Marcus und E. Weber, Bonn 1926. 

Es ist Müllers großes Verdienst, als erster in Deutschland auf 
die häufigen Spasmen der Muskulatur und deren Bedeutung für 
die Klinik nicht nur der Muskelerkrankungen, sondern auch aller 
möglicher anderer Beschwerden hingewiesen zu haben. So ba- 
siert denn auch sein Lehrbuch auf der Lehre vom „Hartspann‘'. 
In dem von einer außerordentlich großen praktischen Erfahrung 
zeugenden Buch, das für Ärzte bestimmt ist, beschreibt er zu- 
nächst die diagnostisch und prognostisch verschieden zu be- 
wertenden Möglichkeiten von Muskelspannungen. Er glaubt, 
daß infolge der Unerfahrenheit der Mehrzahl der deutschen 
Ärzte in der Massagepalpation die Bewertung der Massage als 
ärztlicher Kunst so außerordentlich verschieden ist. Und sein 
Bestreben ist es, die Massage aus der Hand des Laien, in der sie 
ein technisches Hilfsmittel ist, in die Hand des Arztes zu geben, 
in der sie zu einer therapeutischen Kunst werden muß. Dieses 
Ziel glaubt er, durch die eingehende Darstellung der Kombina- 
tion von Muskelspasmen (Hartspann) und der damit in Ver- 
bindung stehenden klinischen Komplikationen, erreichen zu 
können. Der 2. Band ist ganz der Vermittlung seiner Massage- 
technik gewidmet, so wie er sie sich im Laufe einer langen Praxis 
als besonders praktisch angeeignet hat. So sehr die persönliche 
fabelhafte Erfahrung und ihre praktische Auswertung auch die 
Bewunderung und Hochachtung erweckt, so wenig wird man 
dem Verfasser in der theoretisch-physiologischen Deutung immer 
zu folgen in der Lage sein. Auch fällt es schwer, mit dem Ver- 
fasser zu glauben, daß der „Hartspann‘‘ das Primäre, die übrigen 
Erscheinungen wie zum Beispiel Gelenkschmerzen, Unterleibs- 
beschwerden, Migränen usw. das Sekundäre sind. Der Glaube 
an die Vielgestaltigkeit der Möglichkeiten in den Naturerschei- 
nungen wird den Gedanken viel eher aufkommen lassen, daß 
neben der von Müller vertretenen auch andere Möglichkeiten 
bestehen. Für den massierenden Arzt hat das Buch seinen 
Wert durch die Sammlung eines außerordentlich großen und 
wertvollen Materials und ist daher für ihn absolut unent- 
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Plate (Hamburg), Störungen des Ganges, ihre Ursachen und 
Folgen. Würzburger Abhandlungen auf dem Gesamtgebiet 
der Medizin. Verlag Kurt Kabitzsch. Leipzig 1926. 
Darstellung der mechanischen Fuß-, Bein- und Rumpfbe- 

wegungen und ihres Zusammenspieles. Bei Plattfuß kommt es 

zu Muskeldehnung als Ermüdungserscheinung, die sich infolge 

Überstreckung des Kniegelenkes auf dieses fortsetzt. Dadurch 

entsteht ein unelastischer Gang, der zu starkem Hüftschaukeln 

und wiederum dadurch zu Überanstrengung und Atrophie der 

Hüftmuskeln führt. Eine Folge derselben ist dann die Arthri- 

tis deformans. Massage, Hitze und Übungstherapie führen zur 

Heilung. Letztere will er aber erst anwenden, nachdem durch 

allmähliche Dehnung der retrahierten Antagonisten die Möglich- 

keit für eine tonische Verkürzung der gedehnten Muskulatur ge- 
geben ist. 

Deutscher Ärztebund zur Förderung der Leibesübungen. Sport- 
ärztetagung 1925 und desgleichen 1926. Verlag Fischer, Jena 
1926 bzw. 1927. 

Die in Buchform zusammengefaßten Ergebnisse der Tagun- 
gen bringen in ihrem ersten Teil ein Bild der Entwicklung dieses 
Bundes, den man als einen Bund für positive Hygiene bezeich- 
nen könnte. Bestrebt er doch in erster Linie möglichst viele junge 
Leute durch Belehrung zum Sport zu führen und die im Sport 
befindlichen durch Untersuchung vor Schaden zu bewahren. 
Mitgliederzahlen und innerer Aufbau zeigen das starke Interesse 
der Ärzteschaft an diesen Fragen. Daneben hat man versucht, 
die wichtigsten in Frage kommenden Gebiete zusammenzu- 
fassen. So wird im Tagungsbericht 1925 von Rubner über die 
Zusammenhänge zwischen Sport und Ernährung gesprochen. 
Was dieser auf dem Gebiet der Ernährungsphysiologie führende 
deutsche Gelehrte hier an Grundlagen für die sportliche Ernäh- 
rung zu geben weiß, ist ganz ausgezeichnet klar und gut zum Aus- 
druck gebracht. Ebbecke, der sich speziell mit dem Kapillar- 
kreislauf beschäftigt hatte, spricht überSport undBlutgefäße und 
faßt das in Frage kommende Gebiet vorzüglich klar zusammen. 
Als 3.Vortrag ist der vonSchenk wiedergegeben, der den Kraft- 
stoffwechsel bei den Leibesübungen zu besprechen hatte. Seine 
eigenen zahlreichen Untersuchungen gaben den Boden für die 
wertvollen Ausführungen. Im Tagungsbericht 1926 kommt zu- 
nächst Knoll über die Atmung beim Sport zu Wort. Der 
Schweizer Forscher, der Führer der sportärztlichen Bewegung 
der Schweiz, hat sich mit der Erforschung dieses Gebietes be- 
sonders beschäftigt. Hadenfeldt berichtet sodann über Sport- 
schädigungen. Eine Reihe von Röntgenbildern zeigen die Mög- 
lichkeit der Gelenkdeformitäten durch übertriebenen Sport und 
den Schluß bildet ein Vortrag von Kohlrausch über Therapie 
durch Leibesübungen, in welchem die bisher bekannten Grund- 
lagen dieser Therapie behandelt werden. 

Kohlrausch (Berlin). 


Blindenfürsorge. 

Heilpädagogische Woche vom 15.—22. Mai 1927, veranstaltet 
von der Berliner Schulbehörde. Ihr Verlauf interessiert hier nur 
insoweit, als auch das Grenzgebiet der Blindenfürsorge, die Für- 
sorge für Sehschwache, Verhandlungsthema war. Rektor Her- 
zog (Berlin) sprach über die schulischen Maßnahmen zur Scho- 
nung des Auges und forderte eine günstige äußere Gestaltung 
der Schuleinrichtungen, planmäßige Befolgung heilpädagogi- 
scher Grundsätze im Unterricht, insbesondere eine dem Leiden 
angepaßte Unterrichtsmethode, erziehliche Einwirkung auf die 
Kinder und weitere Überwachung der Schüler nach beende- 
ter Schulpflicht. Universitäts-Prof. und Schul-Augenarzt Dr. 
Levinsohn definierte in seinem Vortrag: „Besserung des Seh- 
vermögens schwachsichtiger Kinder‘‘ zunächst den Begriff seh- 


schwach unter Aufzeigung der Ursachen der Sehschwäche. 
Besserung des Sehvermögens läßt sich bei Schwachsichtigen 
ohne äußerlich sichtbare Schädigung des Auges (zum Beispiel 
bei Schielern) durch Übung erreichen, bei erworbener Schwach- 
sichtigkeit, solange der Krankheitsprozeß am Auge noch nicht 
abgelaufen ist, durch intensive lokale oder Allgemeinbehandlung, 
bei erloschenem Prozeß sehr häufig durch verschiedene Eingriffe, 
meist operativer Natur, Massieren der Hornhauttrübungen, 
Iontophorese, Bildung einer künstlichen Pupille, Beseitigung 
des grauen Stars und anderes. — Beide Redner erhoffen und 
erwarten Erhaltung oder Besserung des Sehvermögens durch 
Fernhaltung von Überlastung und Schonung des Auges oder 
durch zwangsläufige, auch operative Einwirkung auf den Seh- 
apparat. Immerhin ist noch ein dritter Fall denkbar, (von dem 
nicht gesprochen wurde), nämlich die planmäßige Entwicklung 
vorhandener Sehreste zu nutzbarer Sehschärfe, wie sie seiner 
Zeit S. Heller (Wien) angeregt hat, ein methodisch-medizini- 
sches Problem, das in der Zusammenarbeit zwischen Arzt und 
Pädagogen zu lösen sein wird. Über die Abgrenzung der Be- 
griffe „blind — praktisch blind“ und ‚sehschwach‘‘ als Maß- 
stab für die Beschulung verbreitete sich der Unterzeichnete. 
Die Definitionen von „blind — praktisch blind“ und ‚seh- 
schwach‘ sollen so gehalten sein, daß sie sowohl eine gewisse 
Sehschärfe als Maßstab für die Zuweisung in die Blindenan- 
stalt oder für die Sehschwachenschule geben, als auch eine 
Richtlinie für die Beurteilung, ob ein Kind in der ausgewählten 
Schule verbleiben darf. Da auch ‚praktisch blinde‘‘ Kinder 
die Blindenschule besuchen müssen, waren die Definitionen 
für „blind‘‘ und ‚praktisch blind‘ in eine Begriffserklärung 
zusammenzufassen. Die Definitionen lauten wie folgt: 

l. Ein Kind ist „blind — praktisch blind‘‘ bei einer Seh- 
schärfe von O—!/,, S., die weder eine Schulausbildung, wie sie 
sehende Kinder empfangen, noch eine auf Sehen beruhende 
Orientierung, noch die spätere Erlernung eines Berufs, für wel- 
chen das Augenlicht notwendig ist, zuläßt. 

2. Ein Kind ist sehschwach mit einer Sehschärfe von !/,, bis 
14 S., sofern diese Sehschärfe ausreicht, unter Anwendung heil- 
pädagogischer Grundsätze, gegebenenfalls mit gewöhnlichen 
Hilfsmitteln, Schreiben und Lesen nach Art der Sehenden zu er- 
lernen und eine Beschäftigung nach Art der Sehenden zu er- 
möglichen. — 

Daß die Festsetzung einer bestimmten Sehschärfe mit einer 
gewissen Willkür erfolgen mußte, ergibt sich aus der Unzahl der 
vorhandenen Definitionen für „blind‘‘ und „praktisch blind“; 
die Norm an sich schließt aber Sonderfälle nicht aus; so ist es 
möglich, daß ein Kind mit '/,, S. oder mit noch weniger Seh- 
schärfe, das also zunächst der Blindenschule zuzuweisen wäre, 
doch nach längerer Prüfung der Sehschwachenschule zugeführt 
wird, daß aber auch ein Kind mit '/,, S. (zum Beispiel bei Ein- 
schränkung des Gesichtsfeldes usw.) nicht in die Sehschwachen- 
schule, sondern in die Blindenschule gehört. Es wird demnach 
die Zuweisung nach der S. dem Augenarzt obliegen, die Ent- 
scheidung über den Verbleib und die endgültige Beschulung 
im wesentlichen dem Pädagogen. — Es wäre zweckmäßig, nicht 
mehr von halbblinden, halbsehenden, schwachsichtigen Indivi- 
duen zu sprechen, und nunmehr nur zu unterscheiden ‚blinde‘, 
„praktisch blinde“ und „sehschwache‘‘ Personen. 


W. Feilchenfeld (Charlottenburg), Fürsorge für Blinde. In: 
Handbuch der sozialen Hygiene und Gesundheitsfürsorge, 
hrsg. von Gottstein-Schloßmann-Teleky. Bd. IV. 
S. 638—671. Julius Springer, Berlin 1927. 

Die Herabsetzung der noch immer hohen Zahl vermeidbarer 

Erblindungen (ca. 40°, aller Erblindungen) wird nachgerade 
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zu einer gebieterischen Forderung; ihrer Lösung werden wir 
näher kommen, wenn das Bewußtsein der Vermeidbarkeit in 
weiteste, vor allem aber in maßgebende Kreise dringt. Das 
Interesse für die Blindenfürsorge, das einige Belebung durch die 
Sorge für unsere Kriegsblinden erfuhr, darf nicht erkalten, im 
Gegenteil, es muß noch wachsen und vor allem nicht nur Frucht 
auf rein sozialem, sondern besonders auf sozialhygienischem Ge- 
biete und dem der Gesundheitsfürsorge tragen. Ich begrüße es 
daher, daß gerade in dem „Handbuch der sozialen Hygiene und 
Gesundheitsfürsorge‘‘ auch der Blindenfürsorge ein besonderer 
und größerer Abschnitt gewidmet ist und zwar von Sanitätsrat 
Dr. Feilchenfeld, der sich nicht nur theoretisch mit der 
Blindenfürsorge beschäftigt, sondern auch praktisch in ihr tätig 
ist. Auch F. zieht aus dem 5. Kapitel seiner Darstellung den 
Schluß, daß Blindheit durchaus nicht in dem bestehenden Um- 
fang als unabwendbares Übel anzusehen sei und faßt die zu 
treffenden Maßnahmen wie folgt zusammen: 1. Aufklärung der 
Bevölkerung, 2. ausreichende Versorgung des Landes mit gut 
vorgebildeten Augenärzten, 3. Meldepflicht bei Blennorrhoe 
neonatorum und zwangsweise Durchführung der Argentumein- 
träufelung bei Neugeborenen, 4. Impfzwang gegen Pocken, 
5. Trachomschutz an der Grenze, 6. Schulhygiene (hochgradige 
Myopie) und 7. Unfallschutz durch regelmäßige Kontrolle der 
vorhandenen und noch einzurichtenden Schutzvorrichtungen. 
Im 4. Kapitel, über die Statistik, kommt F. vergleichenderweise 
zu einigen allgemeinen Schlüssen, so über die Gebundenheit der 
Blindheit an die Umwelt und ihre wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Erscheinungen, über den geringen Prozentsatz von 
Blinden in Großstädten gegenüber dem größeren in kleineren 
Gemeinden, über den größeren Anteil ärmerer Volkskreise an 
der Blindenziffer gegenüber dem geringeren der in besseren Ver- 
hältnissen Lebenden. Neue Statistiken sollten sich zur Ge- 
winnung wirkungsvoller Flugblätter mit Teilgebieten der 
Statistik befassen, zum Beispiel Feststellung der Erblindungen 
— für einen gewissen Zeitabschnitt — vor und nach Ein- 
führung des Credeschen Verfahrens, der Pockenimpfung, der 
Salvarsanbehandlung usw.; das würde besonders im Dienst der 
sozialen Hygiene und Gesundheitsfürsorge stehen. Die Zahl der 
Kriegserblindungen ist aber im Verhältnis zur Zahl der Kriegs- 
beschädigten nicht prozentual höher als in früheren Kriegen. 
Sie beträgt, da wir allein 736867 versorgungsberechtigte Kriegs- 
verletzte haben, bei 2734 Kriegsblinden 0,37%. Im übrigen 
wird die zu erwartende neue Blindenzählung aufschlußreiches 
Material für viele der angeschnittenen Fragen bringen und 
fruchtbringend für die Blindenfürsorge zu verwerten sein. Der 
scharfumrissene 3. Teil ‚Begriffliches‘‘ ist besonders zu be- 
grüßen und wird für die Praxis, für die Einreihung Augen- 
kranker oder -verletzter in den Kreis der Blindenfürsorge von 
Wert sein, ebenso auch der Streifzug in das Gebiet der Psycho- 
logie. Dank gebührt dem Verfasser besonders für dieim Rahmen 
des Werkes ausführlich zu nennende Orientierung über die Für- 
sorge, Anstalten und Berufe der Blinden. Die eingehenden An- 
gaben, auch der neuesten Verordnungen (Fürsorgepflichtver- 
ordnung) auf dem Gebiet der Fürsorge, der erreichten Bene- 
fizien, über die Vereine für Blinde und die Selbsthilfeorganisa- 
tion werden dem, der mit gutem Rat dem Blinden oder Er- 
blindenden helfen will, manchen Fingerzeig geben und damit 
gute Dienste leisten. Hervorheben möchte ich die Objektivität 
Feilchenfelds bei Beurteilung neuer Blindenberufe, die ihn auch 
Hemmendes, das der allgemeinen Einführung gewisser Berufe im 
Wege steht, nicht übersehen läßt, und ihn daher vor einer Über- 
schätzung dieser Berufe bewahrt. Bedeutsam ist der Hinweis, 
von mir schon 1920 gelegentlich betont, daß trotz aller Vor- 
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schriften und Gesetze der gute Wille des Arbeitgebers bei Unter- 
bringung Blinder stets eine Rolle spielen wird. Auch das neueste 
und doch alte Problem der Blindenrente, siehe die tägliche 
Rente von 2—3 Obolen im alten Griechenland, S. 639, ist an- 
geschnitten. Ein kurzer Einblick in die Geschichte der Blinden- 
fürsorge bis zum Einsetzen systematischer Ausbildung und Er- 
werbsbefähigung (Anf. des XIX. Jahrh.) Blinder, eine kurze 
Orientierung über die Fürsorge für Sehschwache und Taubblinde 
vervollständigen den bearbeiteten Abschnitt, den ein Abdruck 
der Zählkarte für die jetzige Reichsgebrechlichenzählung und 
ein ausgiebiges Literaturverzeichnis abschließen. 


Niepel (Berlin). 


Fürsorge für Nervöse und Seelisch-Abnorme. 


Aschaffenburg (Köln), Neue Aufgaben der praktischen 
Psychatrie. Allg. Zeitschrift f. Psychiatrie. Bd. 86. S. 207. 1927. 
l. Die erste neue Aufgabe, welche A. der Psychiatrie stellt, ist 
in Übereinstimmung mit dem internationalen Gefängniskongreß 
die Forderung nach einer psychiatrischen Untersuchung aller 
Gefangenen. Sehr wichtig und erstrebenswert ist dabei die 
weitere, von A. aufgestellte Anregung, daß künftig die Ge- 
fängnisärzte und überhaupt die Kreis- und Gerichtsärzte nicht 
nur 3 Monate, sondern 2 Jahre psychiatrischer Vorbildung 
haben sollen. — IH. fordert A. die Angliederung eigener 
Abteilungen für Nervöse und Psychopathen an die Irren- 
anstalten nach dem Vorbilde der Nervenklinik Wiesengrund 
der Berlin-Wittenauer Heilstätten. Es würde damit end- 
gültig mit dem Vorurteil gebrochen werden, das weite Kreise 
unseren Irrenanstalten und den dort Untergebrachten ent- 
gegenbringen. Befinden sich doch gerade unter den psycho- 
pathischen Persönlichkeiten viele, die wie Zwangskranke, 
Selbstunsichere, konstitutionell Depressive abgesehen von 
ihren Krankheitssymptomen, oft ungemein wertvolle Men- 
schen sind. Die Ausbildung des psychiatrischen Nachwuchses 
würde ferner erheblich gefördert. Bratz (Wittenau). 


Tuberkulosefürsorge. 


Max Engers (Magdeburg), Tuberkulosebekämpfung durch 
Wohnungstürsorge. Magdeburger Amtsblatt 1926, Nr. 37, 
S. 505. Die Ausführungen des Verfassers beschränken sich nicht 
auf eine Darstellung der besonderen Maßnahmen, die in Magde- 
burg auf dem Gebiete der Wohnungsfürsorge zur Bekämpfung 
der Tuberkulose getroffen worden sind, sondern holen zum Teil, 
namentlich auch hinsichtlich der statistischen Angaben und der 
Heranziehung von Literatur, wesentlich weiter aus. Magdeburg 
steht in Bezug auf die Tuberkulosesterblichkeit mit an un- 
günstigster Stelle. Die Zahl der an Tuberkulose Gestorbenen 
betrug im Jahre 1924 in Magdeburg 15,4 auf 10000 Einwohner, 
während der Durchschnitt in den übrigen 46 Großstädten 
13,5 Fälle auf 10000 Einwohner ausmachte. Die wirksamste 
vorbeugende Waffe gegen die Lungentuberkulose ist eine ge- 
sunde Wohnung und in dieser die Isolierung der Kranken von 
den übrigen Familienmitgliedern. Obwohl im Reichswohnungs 
mangelgesetz vom 26. Juli 1923 nur die Bevorzugung der 
Flüchtlinge und der kinderreichen Familien bei der Wohnungs- 
zuweisung gesetzlich festgelegt ist, dagegen nicht eine solche der 
Tuberkulosekranken, wird diese doch von fast allen Wohnungs- 
ämtern in Deutschland grundsätzlich geübt. In Magdeburg 
sind für die Zuteilung von Wohnungen an Tuberkulosckranke 
durch das Wohnungsamt im Einvernehmen mit der städti- 
schen Gesundheitskommission folgende Richtlinien aufgestellt 
worden: 
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„Bei der bevorzugten Wohnungszuteilung an Tuberkulöse 
muß von zwei Gesichtspunkten ausgegangen werden: 

n von der Notwendigkeit der Isolierung der Ansteckungs- 
quelle, 

2. von der Notwendigkeit, die Wohnungsverhältnisse in ge- 
sundheitlicher Beziehung so zu gestalten, daß eine weitere 
Schädigung des Kranken vermieden wird. 

Die Isolierung des Kranken kann auf zweierlei Weise ge- 
regelt werden, einmal durch Herausnahme des Kranken aus 
der Wohnung und möglichst dauernde Unterbringung in einer 
Anstalt, oder auch Herausnahme der Gefährdeten, insbesondere 
der Kinder, und anderweitige Unterbringung: auf andere 
Weise durch möglichste Trennung des Kranken innerhalb der 
Wohnung von der Umgebung. 

Die dauernde Unterbringung des Kranken stößt bei den der- 
zeitigen Verhältnissen in Magdeburg auf die größten Schwierig- 
keiten. Eine Herausnahme der gefährdeten Kinder wird in 
manchen Fällen möglich sein. 

Sollte auf diesem Wege eine Sanierung der Wohnung nicht 
erreicht werden können, so muß es die Aufgabe der Tuberkulose- 
fürsorgestelle sein, durch Zusammenarbeit mit den Wohnungs- 
amt für möglichst schleunige Unterbringung der betreffenden 
Familien in einer Wohnung zu sorgen, in der der ansteckende 
Kranke ein Zimmer für sich allein zum Schlafen hat. 

Um die Zahl der wirklich ganz dringenden Fälle möglichst 
schnell berücksichtigen zu können, wird nach Erschöpfung 
der anderen Sanierungsmöglichkeiten eine Klassifizierung der 
Dringlichkeitsbescheinigungen vorgesehen, die ärztlicherseits 
nach folgenden Gesichtspunkten gehandhabt werden soll: 


Gruppe 1: ansteckungsfähige Tuberkulöse, die mit Ange- 
hörigen das Bett, oder mit Säuglingen und Klein- 
kindern das Zimmer teilen müssen; 

Gruppe 2: ansteckungsfähige Tuberkulöse, die mit Schul- 
kindern das Zimmer teilen müssen; 

Gruppe 3: ansteckungsfähige Tuberkulöse, die mit mehreren 
Erwachsenen das Zimmer teilen müssen; 

Gruppe 4: nicht ansteckungsfähige Tuberkulöse. 


Diese Gliederung soll nur den allgemeinen Grundgedanken 
darstellen. Es muB den Ärzten der Fürsorgestelle überlassen 
bleiben, unter Berücksichtigung aller sonstigen Verhältnisse 
einen Fall, der an sich einer anderen Gruppe angehört, unter 
Würdigung sonstiger Umstände in eine höhere Gruppe einzu- 
reihen. 

Die Verteilung der anfallenden Wohnungen durch das Woh- 
nungsamt soll nach einem Schlüssel geschehen, der zum Beispiel 
unter 10 verfügbaren Wohnungen etwa 4 für Gruppe 1, 3 für 
Gruppe 2, 2 für Gruppe 3 und I für Gruppe 4 vorsieht. 

Die Klassifizierung der Wohnungsuchenden wird auf der 
Fürsorgestelle so gehandhabt werden, daß nach Feststellung 
des ärztlichen Befundes im Bedarfsfalle eine eingehende Woh- 
nungserhebung durch die Fürsorgeschwester stattfindet, nach 
deren Prüfung der Arzt die Entscheidung trifft. Die Prüfung 
der Dringlichkeit eines jeden Falles wird mit so scharfen Maß- 
stabe vorgenommen werden, daß das Wohnungsamt im all- 
gemeinen ohne weitere Prüfung den Fall wird bearbeiten können. 

Bei der Zuweisung einer neuen Wohnung berücksichtigt das 
Wohnungsamt die Anforderungen, die in gesundheitlicher Be- 
ziehung an diese zu stellen sind: eigenes Zimmer für den an- 
steckungsfähigen Tuberkulösen oder Zimmer höchstens mit 
einem Erwachsenen geteilt, dann, aber so geräumig, daß das 
zweite Bett getrennt gestellt werden kann — Trockenheit, 
Heizbarkeit, Helligkeit, Möglichkeit zu lüften. 

Die Zuteilung von Wohnungen nach dem oben genannten 
Gesichtspunkte, daß auch für Leichtkranke eine weitere ge- 
sundheitliche Schädigung durch ungesunde Wohnungsverhält- 
nisse vermieden werden muß, wird bei den Wohnungsmangel 
leider zunächst nicht in den Vordergrund gestellt werden können, 
da die möglichste Isolierung der Ansteckungsquelle, insbesondere 
hinsichtlich des Schutzes der Kinder, vorläufig dringendere 
Aufgabe bleiben muß. 

Es ist dafür zu erwarten, daß es dem Wohnungsamt möglich 
sein wird, durch die hier skizzierte Beschränkung der Dringlich- 
keitsbescheinigungen, die als ganz dringlich übrigbleibenden 
Fälle auch wirklich auf das rascheste zu berücksichtigen.“ 


Des weiteren wird dann in dem Aufsatz die Wohnungs- 
fürsorge für Tuberkulosekranke auf dem Wege des Wohnungs- 
neubaues erörtert. Hierbei werden die Richtlinien zitiert, wel- 
che die Wohnungsausschüsse des Deutschen und des Preußi- 
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schen Städtetages im Benehmen mit dem Wohlfahrtsausschuß 
am 8. und 9. März 1926 aufgestellt haben. Diese lauten (vgl. 
auch Mitt. d. Deutschen Städtetages 1926, Nr. 4, Sp. 84): 


„l. Zu einer erfolgreichen Bekämpfung der Tuberkulose- 
krankheit sind ausreichende und zweckentsprechend gebaute 
Wohnungen für die Kranken dringend erforderlich. 

2. Der Gedanke der Erbauung geschlossener Siedlungen für 
Tuberkulosekranke ist aus den verschiedensten Gründen im 
allgemeinen abzulehnen. 

3. Es wird empfohlen, Wohnungen für Tuberkulöse, die den 
hygienischen Anforderungen der Lage und Bauart nach ent- 
sprechen, in die allgemeine Bebauung einzusprengen. 

4. Bei Festsetzung der Mieten muß auf die finanzielle Lei- 
stungsfähigkeit der Familien Rücksicht genommen werden, die 
der Regel nach zu den wirtschaftlich Schwachen gehören. 

5. Es muß dafür Sorge getragen werden, daß die für Tuber- 
kulosekranke erbauten Wohnungen nur von Familien, in denen 
Tuberkulose herrscht, bewohnt werden.‘ 


Bezüglich der in Ziffer 3 erwähnten hygienischen Anforde- 
rungen sind folgende von v. Drigalski (Berlin) aufgestellten 
Richtlinien gutgeheißen worden: 


„l. Da es sich fast immer um Familien handeln wird, dürften 
nicht weniger als drei Zimmer mit Klosett und nach Möglichkeit 
auch Badegelegenheit (Brause) in Betracht kommen. 

2. Die Räume sollen direktem Sonnenlicht zugänglich sein; 
Nordlage ist ganz zu vermeiden, Lage der Räume nach Süden 
oder wenigstens eines nach Süden orientierten Zimmers ist 
vorteilhaft, anderenfalls soll die Hausachse ncrdsüdlich orien- 
tiert sein, so daß die Fenster nach Osten und Westen liegen. 

Ein Südzimmer wäre sehr erwünscht und vorteilhaft mit 
einer kleinen Loggia oder einem gedeckten Balkon zu versehen 
— wenn das nicht möglich ist, mit einem kleinen Fensteraustritt, 
so daß ein Fenster bis zum Fußboden durchgeführt und als 
Tür geöffnet werden kann. 

3. Breitfenster sind zu bevorzugen. Je ein Fenster soll mit 
einem Kippflügel versehen sein, so daß leicht gelüftet werden 
kann. Aus Stilrücksichten kleine Fenster zu wählen, ist nicht - 
angängig. 

4. Jeder Raum muß heizbar sein. 

5. Der Tuberkulöse soll sein eigenes, wenn auch kleines 
Schlafzimmer haben. 

6. Unbelichtete Kammern oder Alkoven sollen nicht als 
Schlafgelegenheit vorgesehen werden. 

7. Die Größe des Zimmers soll nicht unter ein gewisses 
Mindestmaß herabgehen. Dabei ist es wichtiger, daß die Boden- 
fläche groß ist, als daß die Zimmer immer besonders hoch sind. 

8. Die Bildung dunkler Winkel soll durchaus vermieden 
werden. Vorteilhaft sind Fußböden und Wand durch runde 
Übergänge zu verbinden, so daß die Scheuerleisten wegfallen. 

9. Möglichst glatter Fußboden! 

10. Innenanstrich möglichst hell. 
abwaschbarer Wandanstrich. 

il. Einbau von Wandschränken und Einrichtung der Küche 
nach holländischem Muster zu empfehlen (vgl. Tagung des 
Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege in Bonn 
1925, Deutsche Zeitschrift für öffentliche Gesundheitspflege, 
Januar 1926). 

12. Die Türgriffe sollen glatt, ohne ‚Verzierungen‘ gehalten 
sein. 

13. Sehr wünschenswert ist ein kleiner Garten für Arbeit 
und Aufenthalt im Freien.‘ 


Nach dem Wohnungsplan der Stadt Magdeburg für das Jahr 
1926/1927 werden im Rahmen des allgemeinen Bauprogramms 
100 Wohnungen für Lungenkranke errichtet, für welche mit 
Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung im Etat des 
Wohlfahrtsamtes ein laufender jährlicher Zuschuß von 30000 M 
zum Zwecke der Mietensenkung eingestellt ist. Die Wohnungen 
werden zum größten Teil auf städtischem Erbbaugelände er- 
richtet. 


Keine Tapeten, sondern 


Strehlow (Dortmund), Wohnungsfürsorge für Tuberkulöse. 
Vortrag, gehalten auf der 8. Tagung der Kommunalen Ver- 
einigung für Wohnungswesen (Vereinigung Deutscher Woh- 
nungsämter) am 21. Mai 1926. Enthalten in dem von der Ver- 
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einigung herausgegebenen Bericht über diese Tagung. Preis 
st 3,25 mit Versendungsspesen. Zu beziehen durch die Ge- 
schäftsstelle der Vereinigung (München, Stielerstr. 7/1). Außer 
dem Wortlaut des vorerwähnten Vortrages enthält das Heft 
unter anderem noch interessante Vorträge über die Wohnungs- 
fürsorge für kinderreiche Familien (Stadtrat Dr. Guttmann, 
Hagen), die Unterbringung Obdachloser und Räumungspflich- 
tiger (Beigeordneter Dr. Weitz, Duisburg), Wohnungsaufsicht 
und Wohnungspflege in der Zeit der Zwangswirtschaft (Woh- 
nungsamtsdirektor Gaumitz, Berlin-Charlottenburg), die Er- 
haltung der Altwohnungen (Magistratsassessor Dr. Liebering, 
Köln) und das Problem der Finanzierung des Wohnungsbaues 
(Ministerialrat Dr. Wölz vom Reichsarbeitsministerium in 
Berlin). Gut (München). 


C. H. Blümel (Halle), Die neue Zielrichtung in der Tuber- 
kulosebekämpfung. Die extrapulmonale Tuberkulose, Bd. II, 
H. 1. 1927. Seit Jahren kämpft BI. für eine Umstellung in 
der Tuberkulosebekämpfung. Er fordert, daß „an Stelle des 
engen, einseitigen ärztlichen Gesichtspunktes der 
Heilbehandlung‘ bereits Erkrankter viel umfassender die 
„Seuchenbekämpfung“ tritt, weil „die Auswertung 
unserer Kenntnisse auf dem Gebiet der Tuberkulose 
zu einer vorbeugenden und schöpferisch gestaltenden 
Seite zwingt.“ Nach heutiger Anschauung ist eine völlige 
Vermeidung der Infektion nicht zu erreichen und auch nicht 
wünschenswert; die Infektion muß aber vermieden werden bei 
Abwehrmangel des Körpers und bis zum schulpflichtigen Alter. 
Bei Säuglingen und Kleinkindern ist dies dadurch erschwert, 
daß die infektion nur zum Teil innerhalb der Familie erfolgt 
und wir die auswärtige Infektionsquelle nicht genügend ken- 
nen. Deshalb weitgehendste Meldung aller ansteckungsfähigen 
Tuberkulösen, Stärkung des Verantwortungsgefühls der Offen- 
tuberkulösen, Schutz der Kinder vor allen hustenden Menschen! 
Offene Tuberkulose der Mutter, Wohnungsenge, feuchter Ka- 
tarrh, Schwerkranke und Sterbende erhöhen die Gefahr für 
alle Kinder. Wir haben in Deutschland bei richtiger Auswahl 
für alle wirklich tuberkulös erkrankten Kinder und ebenso für 
die skrofulösen und gefährdeten genügend Betten. Schutz der 
Kinder vor wiederholter Infektion ist die Hauptsache, da durch 
die Superinfektion die Abwehrkraft geschwächt wird. Bei Kin- 
dern wie bei Erwachsenen muß vor allem auf die „Verhü- 
tungsfürsorge‘‘ Wert gelegt werden. Die Verstopfung der 
Ansteckungsquellen muß möglichst weitgehend erstrebt wer- 
den; die Zahl der Betten ist dafür aber viel zu gering, deshalb 
wird die Lösung dieser Aufgabe in der Verhütungsfürsorge und 
in der ambulanten Heilbehandlung (Pneumothorax) liegen, je- 
doch müssen hierfür gleichgroße Mittel wie für die stationäre 
Heilfürsorge zur Verfügung stehen. Der kranke Mensch als 
Quelle der Ansteckung steht im Mittelpunkt der Seuchen- 
bekämpfung; die Entstehung der Tuberkulose wird aber durch 
alle Notstände begünstigst, deshalb müssen auch die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse berücksichtigt werden. In Erkennung dieser 
Verhältnisse hat der Staat schon eine Anzahl Gesetze erlassen, 
aber die Bestimmungen der Verhütungsfürsorge versagen noch am 
meisten, es sind „Kann-Bestimmungen‘, und es fehlt die Ver- 
pflichtung. Zusammengefaßt fordert Blümel für die neue Ziel- 
richtung „bessere Tuberkuloseabwehr durch Stärkung 
desTuberkuloseschutzesundvermehrte Ausschaltung 
von Seuchenherden.‘ Es ist dankenswert, daß Blümel den 
Gedanken der Seuchenbekämpfung in der Tuberkulose, der an 
sich nicht neu ist (vgl. Tuberculosis, Vol. V, 1906, S. 240ff.; 
Kayserling, Die Organisation der Auskunfts- und Fürsorge- 
stellen für Tuberkulöse nach den Grundsätzen der Seuchenbe- 
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kämpfung), aber sich bisher nicht durchgesetzt hat, mit solchem 
Nachdruck unermüdlich verficht. 


Oertel (Chemnitz), Tuberkulöse Untermieter und Schlaf- 
gänger. Tuberk. Fürs. Bl. 1927, Nr. 2. Für jeden Für- 
sorgearzt und die Fürsorgeschwestern ein schwieriges und 
trauriges Kapitel. Eine befriedigende Lösung kann unter den 
jetzigen Wohnungsverhältnissen nur gefunden werden, wenn 
— wie Verfasser fordert — die Stadt oder die Tuberkulose- 
Organisation, eventuell mit Hilfe öffentlicher Mittel, gesundheit- 
lich einwandsfreie Wohnungen in genügender Menge bereit- 
stellt. Einrichtungen zur sofortigen Unterbringung der kranken 
Untermieter und Schlafgänger — Sonderhäuser und -woh- 
nungen —, wie sie Stettin schon besitzt, sollten nachgeahmt 
werden. 


O. Burkard (Graz), Über die Bedeutung der Lungenbeob- 
achtungsstelle für die Arbeiterkrankenkassenversicherung. Volks- 
gesundht. (Berlin und Wien), Jg. 1, H. 4. 1927. Der Arbeiter- 
versicherung in Österreich wird vorgehalten, sie tue zu wenig 
für die Tuberkulösen. Verfasser weist den Vorwurf in dieser 
Fassung zurück, gesteht aber zu, daß nur die eine oder andere 
Krankenkasse Vorbildliches leistet. Die Aufwendungen für 
die Tuberkulösen belasten den Etat aller Krankenkassen schwer; 
der Baraufwand der österreichischen Sozialversicherungen für 
die erwerbsunfähigen Tuberkulösen allein wird von Klein auf 
40 Millionen Schil. im Jahre geschätzt. Mit dieser Summe 
könnte nach Verfasser wesentlich mehr positiver Nutzen für 
die Tuberkulösen erreicht werden, wenn sie fruchtbringender an- 
gelegt würde. Nicht Heilstättenkuren, Erholungskuren, Land- 
aufenthalt, sondern das Krankengeld für Tuberkulöse und 
Tuberkulöseverdächtige fordert die Hauptsumme; die Ausgaben 
für die Tuberkuloseverdächtigen vor allem müssen aufs äußerste 
reduziert werden. Unter der Verlegenheitsdiagnose ‚Tuber- 
kuloseverdacht‘‘ beziehen viele Versicherte berechtigt oder un- 
berechtigt lange Zeit hindurch Krankengeld. Diese unnützen 
Kosten können gespart werden, wenn die Diagnose in kürzester 
Frist klargestellt wird. Verfasser glaubt, daß nur eine Beob- 
achtung von 2—3 Tagen auf einer Lungenbeobachtungsstelle 
diesen Zweck voll und ganz erfüllt, gestützt auf 1Ojährige Er- 
fahrung in der Lungenbeobachtungsstelle in Graz. 


H. Braeuning (Hohenkrug b. Stettin), Organisatorische 
Zusammenarbeit von Tuberkulose-Krankenhaus und Lungen- 
fürsorgeamt. Zschr. f. d. ges. Krhswes. Jg. 22, H. 4. 1926. Enges 
Zusammenarbeiten der Fürsorgestelle mit dem Tuberkulose- 
Krankenhaus und auch mit den allgemeinen Krankenhäusern, 
die Tuberkulöse aufnehmen, ist notwendig. Neben den Leicht- 
kranken und den noch besserungsfähigen Schwerkranken müssen 
auch die Fälle aufgenommen werden, welche zu Hause nicht 
saniert werden können. Eine Sichtung der zur „Aufnahme“ 
angemeldeten Kranken ist unter Berücksichtigung der klini- 
schen, hygienischen und wirtschaftlichen Verhältnisse nötig 
und kann nur durch die ‚‚Fürsorgestelle‘‘ geschehen. Die „Ent- 
lassung‘‘ aus dem Krankenhaus hängt bei Kranken, die aus rein 
therapeutischen Gründen aufgenommen waren, von dem Kran- 
kenhausarzt ab, dagegen darf in den Sanierungsfällen die Ent- 
lassung nur mit Einverständnis der Fürsorgestelle erfolgen. Der 
Chefarzt der Tuberkulose-Krankenhäuser muß auch Chefarzt 
der Fürsorgestelle sein; die Tuberkulose-Abteilung im allge- 
meinen Krankenhaus ist von der inneren Abteilung zu trennen 
und dem Leiter der Fürsorgestelle zu übergeben. Die „Zu- 
sammenarbeit der Verwaltungen‘ ist besonders wichtig zur 
Regelung der Kostenfrage. Die Aufnahme in das Krankenhaus 
darf durch die Kostenfrage nicht verzögert werden, eventuell 
zunächst auf Stadtkosten, es muß aber in jedem Fall geprüft 
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werden, ob nicht eine andere Stelle als Kostenträger in Betracht 
kommt. Wenn dies nicht der Fall ist und der Kranke unbemittelt 
ist, werden auf dem Wohlfahrtsamt die pekunären Verhältnisse 
der Familie geprüft und je nachdem die Kosten von der Stadt 
ganz oder teilweise bestritten; eine Rückerstattung darf nur 
insoweit erfolgen, als die Familie dadurch auf keinen Fall in 
wirtschaftliche Not gerät. Der Verwaltungsbeamte muß über 
eine größere Erfahrung verfügen, in Zweifelsfällen liegt die Ent- 
scheidung beim Chefarzt der Fürsorgestelle. In Stettin über- 
nimmt die Landesversicherungsanstalt auch die Hälfte der 
Kosten für die Sanierungsfälle, eine für andere Landesver- 
sicherungsanstalten sehr empfehlenswerte Maßnahme. Durch 
diese Zusammenarbeit der Organisationen wird es ermöglicht, 
daß in Stettin jeder Tuberkulöse solange im Krankenhaus 
bleiben kann, wie es zu seiner Genesung oder zur Abwehr wei- 
terer Erkrankungen erforderlich ist. Zugleich ist aber auch 
durch sie erreicht, daß für unnötigen oder erfolglosen Aufent- 
halt im Krankenhaus keine Öffentlichen Mittel verausgabt 
werden. 


G. Ichok (Paris), Die soziale Bekämpfung der Tuberkulose 
in Frankreich. Zentr. Bl. f. d. ges. Tuberk. Forschg. Bd. 24, 
H.1/2. Die Zahl der jährlichen Tuberkulose-Todesfälle in Frank- 
reich wird auf 120000 angesetzt, eine Morbiditätsberechnung 
ist beim Fehlen einer obligatorischen Meldepflicht nicht mög- 
lich; die Antituberkulose-Gesetzgebung ist unter dem 
Einfluß der Kriegsereignisse entstanden, 1916 das Gesetz über 
die Errichtung der Fürsorgestellen und 1919 und 1920 dle Ge- 
setze über das Sanatoriumswesen. Der Verwaltungsrat der Für- 
sorgestellen setzt sich aus 10 Mitgliedern aller wichtigen Ver- 
waltungszweige zusammen, so daß dadurch ein hoch einzu- 
schätzender Einfluß auf die Bevölkerung gegeben ist; das Ziel 
der Einrichtung ist Erfassung der Tuberkulösen, hygienische 
Erziehung, Prophylaxe und Unterbringung in Spezialanstalten. 
Jedes Departement muß innerhalb von 5 Jahren eine Ein- 
richtung zur Unterbringung von Tuberkulösen haben; die Ein- 
richtung von Fürsorgestellen in einem bestimmten Bezirk hängt 
von der Tuberkulosemortalität in demselben ab. Große Be- 
deutung und entscheidenden Einfluß auf den Ausbau der staat- 
lichen Organisationen besitzt das Nationalkomitee gegen 
die Tuberkulose, das eine private Organisation ist. Das 
Komitee ist der geistige Mittelpunkt der Bekämpfung; die 
ersten Spezialisten Frankreichs sind Mitglieder des Komitees. 
Auf die Spezialausbildung der Fürsorgeärzte und -schwe- 
stern wird großer Wert gelegt. 1924 gab es in Frankreich 508 
Fürsorgestellen und 24331 Betten für Tuberkulöse aller Art 
und 77 Preventorien mit 5093 Betten. Die Einrichtung des 
Oeuvre Grancher wird vom Verfasser genau geschildert. 
Für tuberkulosegefährdete Kinder unter 3 Jahren existieren 
noch die sogenannten ZentrazurAufzuchtundantituber- 
kulösen Prophylaxe; hier werden Kinder im Alter von I bis 
6 Monaten aufgenommen und bleiben dort bis zum Beginn des 
4. Jahres. Für Kinder mit latenter Knochen- und Drüsen- 
tuberkulose sind auf dem Lande Internate eingerichtet (Preven- 
torien). Die guten Erfolge der Freiluftschule werden her- 
vorgehoben und wird der weitere Ausbau gefordert. Die 
Kriegswaisen sind als Zöglinge der Nation proklamiert und 
genießen ebenso wie die Kriegsinvaliden eine bevorzugte 
Stellung. Die offenen Kriegstuberkulösen erhalten volle Pen- 
sion, und es existieren 9 Schulen, in denen sie Gelegenheit 
haben, einen neuen Beruf zu erlernen. Viele Industrieunter- 
nehmungen haben von sich aus Hervorragendes für die Tuber- 
kulosebekämpfung geleistet, daneben existieren noch andere 
philanthropische Versuche zur prophylaktischen Bekämpfung 
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der Tuberkulose. Frankreich hat seit Kriegsende erhebliche 
Fortschritte in der Organisation der Tuberkulosenbekämpfung 
gemacht. Hollimann (Berlin). 


Braeuning (Stettin), Die Entfernung Offentuberkulöser aus 
Berufen, in denen sie die Umwelt gefährden. Tuberk. Fürs. BI. 
Jg. 14, H.1.1927. Ist auch die Rechtslage, ob die Fürsorgestellen 
zu einer zwangsweisen Entfernung des Offentuberkulösen aus 
einem die Umwelt gefährdenden Beruf berechtigt sind und wenn 
ja, in welchem Maße die Gemeinden den entgangenen Arbeits- 
verdienst zu ersetzen haben, für Preußen noch ungeklärt, so 
zeigt Braeunings Vorgehen doch, wieviel schon zur Zeit zu er- 
reichen ist. Er legt die Offentuberkulösen bis zum Ablauf der 
Karenzzeit ins Krankenhaus, nimmt dann ein Heilverfahren 
der L.V.A. in Anspruch und hat es beim Arbeitsamt erreicht, 
daß die Offentuberkulösen als Gelegenheitsarbeiter betrachtet 
werden und Erwerbslosenunterstützung beziehen, die eventuell 
noch vom Wohlfahrtsamt komplettiert wird, bis ein gefahrloser 
Arbeitsplatz gefunden ist. Um die Arbeitsaufnahme aus Scheu 
vor dem Stempeln zu verhindern, gibt das Wohlfahrtsamt auch 
oft allein erhöhte Unterstützungen oder die L.V.A. gewährt 
eine Rente. Auf dieser Grundlage ist es Verfasser gelungen, in 
Stettin zunächst alle offentuberkulösen Friseure aus ihrem Beruf 
zu entfernen. Ein Friseurgehilfe verdient etwa 80—100 M., es 
wurden im Durchschnitt bei den 10 in Rede stehenden pro 
Kopf im Monat 59,09 M. Unterstützung gezahlt. Bei Ge- 
schäftsinhabern wurde das Halten eines Gehilfen ermöglicht. 
Für offentuberkulöse Dienstmädchen besteht in Stettin ein 
Heim, das sehr billig arbeitet, da die Hausarbeit von den 
Leichtkranken zum großen Teil selbst geleistet wird (Kosten 
pro Kopf und Monat 48—52 M.). Die für solche Zwecke aus- 
geworfenen Summen sind besser angewandt als für Heilver- 
fahren oder Arbeitslosenunterstützung; Verfasser rechnet auf 
250000 Einwohner 300 Offentuberkulöse, davon 50, die nach 
Art des Berufes und Art der Erkrankung aus ihrem Beruf zu 
entfernen waren. Das würde auf Grund obiger Berechnung 
135454 M. im Jahre ausmachen. Bregmann (Magdeburg). 


Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 


„The British Social Hygiene Council“ — unter diesem 
Namen arbeitet jetzt die englische Gesellschaft zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten — hat ihren Jahresbericht vom 
1. Juni 1925 bis 31. Mai 1926 herausgegeben. Folgende Aus- 
züge aus demselben sind auch für uns von Interesse. 

In den englischen Behandlungsstationen für Geschlechts- 
kranke wurden im Jahre 1925 behandelt: 

20943 neue Fälle von Syphilis (ca. 600 mehr als im Vorjahre) 
30928 neue Fälle von Gonorrhöe (ca .1700 mehr als im Vorjahre) 
20112 nicht venerische Fälle (ca. 2000 mehr als im Vorjahre), 


die Gesanıtzahl von ca. 68000 Fällen des Jahres 1924 ist auf 
71983 Fälle 1925 gestiegen. Diese Zunahme beruht aber nicht 
auf einem stärkeren Auftreten der Geschlechtskrankheiten, 
sondern die Behandlungsstellen werden häufiger und früh- 
zeitiger aufgesucht, was als Erfolg der Aufklärungsarbeit der 
Gesellschaft angeschen wird. Seit der Einrichtung der Be- 
handlungszentren im Jahre 1917 sind sie von ca. 670000 Per- 
sonen in Anspruch genommen worden, von diesen erwiesen 
sich 138000 als nicht venerisch krank. Bei Ausschluß der Dop- 
pelzählungen ergeben sich für 1925 folgende Zahlen: 


England Wales Insgesamt 
Syphilis ....... 17705 1462 19167 
davon ........ 10705 männl. 1077 männl. 11782 männl. 
7000 weibl. 385 weibl. _ 7385 weibl. 


SOZIALHYGIENISCHE RUNDSCHAU 


481 


Gonorrhöe .... 28089 2429 30518 
davon ........ 22471 männl. 1927 männl. 24398 männl. 
5618 weibl. 502 weibl. 6120 weibl. 
Weicher 
Schanker ... 860 215 1075 
davon ........ 839 männl. 209 männl. 1048 männl. 
21 weibl. 6 weibl. 27 weibl. 
Nicht venerisch 
Erkrankte... 19733 038 20671 
davon ........ 12762 männl. 622 männl. 13382 männl. 
6971 weibl. 316 weibl. 7287 weibl. 


Auf einen Fall von Syphilis kommen in England in der Be- 
völkerung 3,5 Fälle, im Heere 4 Fälle von Gonorrhöe. Die 
Geschlechtskrankheiten gehen in England in gleicher Weise 
zurück wie in den anderen Ländern. 

Es wird empfohlen, die Frauen mehr als es vielfach geschieht, 
der Behandlung zuzuführen, denn der Umstand, daß sich immer 
wieder Fälle von gonorrhoischer Augenentzündung bei Neu- 
geborenen finden, zeigt, daß noch viele Erkrankungsfälle beim 
weiblichen Geschlecht unbehandelt bleiben. 

In den Großstädten wird erstrebt, daß die großen Kliniken 
den ganzen Tag geöffnet sind. Der Behandlung der Seeleute 
wird besondere Aufmerksamkeit gewidmet, die beiden für 
Seeleute eingerichteten Behandlungsstellen in Leith und Liver- 
pool gewinnen mehr und mehr Zuspruch. Wünschenswert 
wären auch gesonderte Behandlungsmöglichkeiten für Frauen 
und Kinder unter Leitung von Ärztinnen. 

Die Unterkunftshäuser für Frauen und Mädchen mit Be- 
handlungsmöglichkeiten (hostles) haben sich in den Groß- 
städten sehr bewährt, es bestehen jetzt 14 und außerdem 7, 
die besonders für geschlechtskranke Schwangere eingerichtet 
worden sind. 

Um die Geburt syphiliskranker Kinder zu verhindern, soll 
nach Möglichkeit durch die Wassermann Reaktion und ge- 
naue Untersuchung festgestellt werden, wieviel werdende 
Mütter an Syphilis leiden. Viele Krankenhausleiter verhielten 
sich dieser Forderung gegenüber ablehnend. Wie dringend 
nötig ein derartiges Vorgehen ist, ging daraus hervor, daß von 
214 Schwangeren 22 als sicher krank, 4 als zweifelhaft befunden 
wurden, d. g. 10,3°%,. Ein blindes, taubes oder sonstwie be- 
lastetes Kind erfordert in seiner Unterhaltung jährlich ca. 
90 Pfund Sterling. Die angeborene Syphilis zeigt sich in der 
Regel gleich nach der Geburt und ist selten ganz heilbar. Die 
syphiliskranken Kinder fallen deswegen viele Jahre lang, oft 
sogar ihr ganzes Leben der öffentlichen Fürsorge zur Last. 
Es werden deswegen alle Mitglieder der Gesellschaft gebeten, 
sich eindringlich dieser Fragen anzunehmen und bei jeder Ge- 
legenheit im engeren Kreise und in der Öffentlichkeit auf die 
Bedeutung derselben hinzuweisen. 

Die Regierung ist aufgefordert worden, dafür Sorge zu tragen, 
daß die Behandlungsstellen mit gut ausgebildeten Fachärzten 
besetzt werden, daß die Spezialkrankenanstalten für Augen, 
Ohren, Nerven und innere Erkrankungen den Behandlungs- 
stellen für Geschlechtskrankheiten die Familienmitglieder von 
Geschlechtskranken zur Untersuchung und eventuellen Behand- 
lung zuführen, und daß die leitenden Ärzte der Behandlungs- 
stellen ermächtigt werden, einem Ehepartner Mitteilung von 
der Erkrankung des anderen zu machen. 

Während des Jahres ist eine vielseitige Aufklärungsarbeit 
betrieben worden, vor allem auch unter den Lehrern und 
Studenten. Flugschriften und Merkblätter sind verteilt worden. 

Die von der Union internationale contre le Peril venerien 
aufgestellten Richtlinien, die sich auf die Auswanderungs- und 


Prostitutionsfragen sowie auf die Überwachung des Grenz- 
verkehrs bezogen, sind eingehend erörtert worden. Im Jahre 
1923 wanderten aus: 132000 in andere Teile des britischen 
Reiches, 17000 nach den Vereinigten Staaten und nur 5000 
in andere Länder. Die Hauptauswanderungshäfen sind Liver- 
pool, London, Southampton, Glasgow. Diese Häfen passieren 
93% der Auswanderer. Die Auswanderer kommen erst in 
letzter Stunde an, eine besondere Gelegenheit zur Belehrung 
an Land bietet sich nicht; jedes Auswandererschiff führt 
aber einen Arzt und einen ‚‚welfare officer“ mit, dem, wenn 
alleinstehende weibliche Personen ausreisen, ein weiblicher 
„Welfare officer“ beigegeben ist. 

Innerhalb des britischen Reiches besteht für alle Teile die 
Bestimmung, daß Geschlechtskranke aus anderen Teilen des 
Reiches nicht zugelassen werden. Das gilt auch für Amerika. 
Will zum Beispiel jemand aus England nach Australien oder 
Ameıika auswandern, so wird er vor seiner Abreise von dem 
dafür zuständigen Arzt des betreffenden Landes auf Geschlechts- 
krankheiten untersucht und bekommt im Falle der Erkrankung 
die Ausreiseerlaubnis nicht. Erkrankt er unterwegs, so wird er 
nach dem Ausreiseland zurückgebracht. Reisende aus anderen 
Ländern werden aber in England und seinen Dominions noch 
nicht einer eingehenden Untersuchung auf Geschlechtskrank- 
heiten unterworfen. 


Bulletin internationale d’Informations de 1’Union inter- 
nationale contre le Péril venerien. Jg. 1, Nr. 3. August 1926. 
Nach dem Beschluß der Generalversammlung der Union vom 
9. Oktober 1925 erscheint das Bulletin alle 2—3 Monate 
als offizielles Organ der Union internationale contre le Peril 
venerien. Hauptzweck ist der Kampf gegen die Geschlechts- 
krankheiten und die Zusammenfassung aller Kräfte in den 
einzelnen Ländern. Das Bulletin soll vor allem kostenlos 
der Studentenschaft zugestellt werden, welche am besten 
eine wirksame Propaganda in allen Ländern durchführen 
kann. Es erscheint zunächst nur in französisch. Jedes Land, 
das die Kosten dafür aufbringt, kann es aber schon jetzt in 
seiner Sprache erscheinen lassen. Sobald die Finanzen der 
Union es erlauben, wird es außer in französisch, in deutsch, 
englisch, spanisch und italienisch herausgegeben werden. 

Am 23. Juli 1925 fand eine Sitzung des Comité exécutif 
der Union in Brüssel statt, im Anschluß an dieselbe folgte 
man der Einladung des Präsidenten, Professor Bayet (Brüssel) 
zur Eröffnung der Beratungsstelle für geschlechtskranke See- 
leute in Antwerpen, die von der Belgischen Gesellschaft zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten eingerichtet worden 
ist. Sie besteht aus einem Warteraum, der mit Anschauungs- 
material der verschiedensten Art ausgestattet ist, und einem 
Beratungszimmer, von wo die Erkrankten in die Behandlungs- 
stelle geleitet werden. Auf die genauere Einrichtung und Arbeit 
wird noch zurückgekommen. 


Dr. W. F. Veldhuyzen berichtet über die ärztliche und 
pflegerische Betreuung der Geschlechtskranken in den Nieder- 
landen mit Hilfe der dort eingerichteten Beratungsstellen. 


Dr. J. Bejarano behandelt das Thema ‚‚Die gegenwärtige 
Organisation des Kampfes gegen die Geschlechtskrankheiten 
in Spanien“. In Spanien hat man erst im Jahre 1922 mit dem 
Bau einer Poliklinik für Geschlechtskranke begonnen. Erst 
1924 wurde sie eröffnet. Vorher war man sowohl für die Be- 
handlung derErkrankten als auch für dieUntersuchung derProsti- 
tuierten auf eine kleine staatliche Poliklinik in Madrid ange- 
wiesen. Diese beiden Behandlungsstellen unterstehen der 
spanischen Liga zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
und dem amtlichen örtlichen Gesundheitsinspektor. Allen Un- 
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bemittelten wird kostenlose Behandlung gewährt. Die Pro- 
stituierten werden zweimal wöchentlich untersucht. Neuer- 


dings sind in Madrid in den Rettungsstationen 4 Beratungs- 
stellen für Geschlechtskranke eingerichtet worden. Die beiden 
oben erwähnten Polikliniken sind im ersten Vierteljahr 1926 
von 42130 Männern und 16953 Frauen aufgesucht worden. 
Auch in den Provinzialhauptstädten sind jetzt schon Poli- 
kliniken für Geschlechtskranke eingerichtet worden. 

Vom Generalsekretär der Union Dr. Weisweiller ist eine 
Rundfrage an verschiedene Länder gerichtet worden, um fol- 
gende Feststellungen zu machen: 1. Die Zahl der männlichen 
und weiblichen Syphilitiker sowie der syphilitischen Neuge- 
borenen. 2. Die Ausgaben des Staates und der privaten Organi- 
sationen für die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 
3. Die Anzahl der Krankenhäuser und Polikliniken für Ge- 
schlechtskranke und Angabe der Orte, wo sie sich befinden. 
4. Die Regelung der Prostitutionsfrage, vor allenı, ob noch die 
Reglementierung besteht. — Es werden die Antworten aus 
England, Griechenland, Holland, Ungarn, Italien, Japan, Lett- 
land, Marokko, Mexiko, Norwegen, Paraguay und der Schweiz 
wiedergegeben, die, wie zu erwarten war, teilweise recht dürftig 
ausgefallen sind, aber doch auch recht interessante Angaben 
enthalten. 

Das Heft bringt weiterhin eine kurze Betrachtung des Unter- 
zeichneten über den deutschen Gesetzentwurf zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten, der im Anhang wörtlich angeführt 
wird, außerdem einen Bericht über die Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten in der Provinz Quebec und Vorschläge 
von Dr. Cavaillon (Paris) und Dr. Spillmann (Nancy), um 
die Gefahr der Einführung der Geschlechtskrankheiten durch 
ausländische Arbeiter auszuschalten. In Frankreich hat sich 
diese Gefahr als recht groß erwiesen, es wird deswegen vor- 
geschlagen, von jedem Arbeiter vor Erteilung der Einreise- 
erlaubnis ein Gesundheitszeugnis zu verlangen, trotzdem aber 
noch an der Grenze eine genaue Untersuchung durch französi- 
sche Ärzte vornehmen zu lassen. 

Die Union stellt der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten die Bulletins in größerer Anzahl 
kostenlos zur Verfügung, sie können von Interessenten durch 
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Jahresversammlung der Vereinigung badischer Schul- und Für- 
sorgeärzte. 


Baden-Baden, 14. Mai 1927. 


Im Mittelpunkt der Tagung standen die Beratungen über den 
Entwurf eines badischen Wohlfahrtspflegegesetzes, die durch 
zwei Referate von Dr. Pflüger (Freiburg) und Dr. Kappes 
(Karlsruhe)eingeleitet wurden. Der erste Entwurf ist bekanntlich 
zurückgezogen worden, und ob ein zweiter Entwurf die mehr auf 
politischem Gebiete liegenden Hemmnisse zu verhindern ver- 
mag, bleibt abzuwarten. Die ärztlichen Forderungen gipfeln: 
1. in dem Verlangen einer schärferen Trennung der Gesundheits- 
fürsorge von der Wohlfahrtspflege, 2. in der Sicherstellung des 
ärztlichen Einflusses auf allen gesundheitlichen Gebieten, 3. in 
freier Arbeitsmöglichkeit für den Arzt ohne zu starke Be- 
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die Geschäftsstelle der D.G.B.G., Berlin W 8, Wilhelmstr. 45, 
angefordert werden. Roeschmann (Berlin). 


Berufs- und Gewerbehygiene. 


Koelsch (München), Rosenthal (Göttingen), Spannagel (Berlin), 
Wenzel (Berlin), Temperatur, Feuchtigkeit und Luftbewegung 
in industriellen Anlagen, ihre Bedeutung für die Gesundheit der 
Arbeiter und die Verhütung ihrer schädigenden Einflüsse. 
Beihefte zum Zentralblatt für Gewerbehygiene und Unfall- 
verhütung; Beihefte 5/6 (Bd. 11, Heft 1/2). 

Den Hauptteil des Buches (125 von 182 Seiten) bildet eine 
eingehende, wohl die gesamte wichtige Literatur berücksich- 
tigende Studie von Koelsch über die gesundheitliche Bedeu- 
tung von Temperatur, Feuchtigkeit und Luftbewegung. Zu- 
nächst legt er die physikalischen Begriffe und die Meßmethoden 
dar, dann werden ausführlich die physiologischen Verhältnisse 
und Wirkungen erörtert: die Wärme-Ökonomie des Körpers, 
die Wärmebilanz, die Mittel zur Wärmeregulierung, insbe- 
sondere die Wasserabgabe durch Lunge und Haut sowie die 
Wirkung der Kleidung. Dann wird über die im täglichen Leben 
und bei der Berufstätigkeit physiologisch-optimalen Grenzen 
von Temperatur und Feuchtigkeit gesprochen, über die Wirkung, 
die strahlende beziehungsweise geleitete Wärme, abnorm hohe 
Lufttemperatur bei verschiedenem Feuchtigkeitsgehalt, niedere 
Temperatur und Temperaturschwankungen ausüben. Dabei 
gelangen stets sowohl die innerhalb der physiologischen Grenzen 
sich haltenden Körperzustände als auch die hervorgerufenen 
Krankheiten (einschließlich der Berufsmortalität) zur Erörte- 
rung. Den Schluß bildet eine Besprechung der möglichen pro- 
phylaktischen Maßnahmen und der in manchen Ländern be- 
stehenden gesetzlichen Vorschriften. — Rosenthal berichtet 
über das Katathermometer und seine Anwendung in Gewerbe- 
betrieben und Bergwerken. — Schließlich besprechen Spanna- 
gel und Wenzel die technische Seite: die Mittel zur Verhütung 
schädigender Einflüsse in den verschiedenen Gewerbebetrieben, 


die verschiedenen Heizungssysteme. — Das ganze Buch gibt 


einen sehr guten Überblick über die gewerbehygienisch so be- 
deutungsvolle Frage des Einflusses abnormer Temperaturen 
und der Mittel ihrer Verhütung. Teleky (Düsseldorf). 


NGEN 


schränkung durch die gesetzlichen Vertreter der sozialen Für- 
sorge (Bezirksfürsorgeverband, Jugendamt, Landesversiche- 
rungsanstalt und Krankenkasse). Der Versammlung erscheint 
es richtig, auf dem seitherigen Weg des tatkräftigen Ausbaues 
der sozialhygienischen Einrichtungen im Anschluß an unsere in 
Baden sehr gut staatlich organisierte Schulkinderfürsorge wei- 
terzuarbeiten. Vor allem wurde auch die Bildung von örtlichen 
Arbeitsgemeinschaften für das Gebiet der Gesundheitsfürsorge 
empfohlen. Auf solchen Grundlagen könnte eine spätere ge- 
setzliche Regelung mit Erfolg aufbauen. — Der Tätigkeits- 
bericht ergab, daß die junge Vereinigung bereits eine für das 
kleine Land Baden stattliche Mitgliederzahl zu verzeichnen hat, 
und daß ihr schon mehrfach Gelegenheit geboten war, praktisch 
zu gesundheitsfürsorgerischen Fragen Stellung zu nehmen. 
Stephan (Mannheim). 
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Das Wohnungsproblem in der Nachkriegszeit. 
Von H. KRÜGER, Lüneburg. 


Die Wohnungsnot und alle damit zusammenhängen- 
den Sorgen, die nicht nur Deutschland, sondern fast 
alle europäischen Länder nach dem Kriege in ganz 
besonderem Umfange heimgesucht haben !), sind nicht 
erst durch den Krieg hervorgerufen. Vor allem der 
Sozialhygieniker weiß, daß die Wohnungsverhältnisse 
vor dem Kriege in Deutschland bereits außerordent- 
lich viel zu wünschen übrig gelassen haben. Bekannt- 
lich hatte die stürmische Entwicklung der Industrie 
im Zusammenhang mit der Grundbesitzverteilung im 
deutschen Osten zu einer starken Abwanderung vom 
Lande und einer entsprechenden Zusammenballung 
der Arbeitermassen in den Städten und in den In- 
dustriezentren geführt?). Trotz mancher beachtens- 
werten Anstrengungen der Gemeinden, der Bauge- 
nossenschaften und der Arbeitgeber gelang es nicht, 
die Herstellung neuer Wohnungen dem Zustrom der 
Bevölkerung anzupassen. Daher fehlte es vor dem 
Kriege in vielen Orten an Kleinwohnungen bis zu 
3 Räumen und Küche, auf welche der übergroße Teil 
der Bevölkerung — in Industriegebieten bis zu 90 9% — 
angewiesen ist. Zahlreiche Wohnungen wurden in 
Seitenflügeln, Hinterflügeln, Speichern der vorhan- 
denen Häuser im Stadtinnern eingerichtet — in Räu- 
men, die ursprünglich gar nicht für Wohnzwecke be- 
stimmt gewesen waren; aber auch die neu gebauten 
Wohnungen wiesen häufig schwere Mängel auf. In 
den Großstädten des Ostens und Mitteldeutschlands 
überwog die sogenannte Mietskaserne, das vielge- 
schossige Hochhaus mit Seiten- und Hinterflügeln, 
das den Insassen notwendig Licht, Luft und Sonne 
rauben und ihnen die unmittelbare Verbindung mit 
der Natur durch einen kleinen Garten unmöglich 
machen mußte. Nur Bremen sowie Teile des rheinisch- 
westfälischen Industriebezirkes haben — wohl in An- 
lehnung an englische und belgische Vorbilder — rühm- 
liche Ausnahmen gemacht. Der starke Einfluß der 
Boden- und Häuserspekulation trieb die Mieten in die 
Höhe. Die an sich schon mangelhaften Wohnungen 
wurden daher von den Inhabern so dicht wie möglich 


1) s. Die Wohnungsprobleme Europas nach dem Kriege, 
Studien und Berichte des Internationalen Arbeitsamtes, Reihe 
G. (Wohungs- und Wohlfahrtswesen) Nr. 1, Genf 1924. 

2) Vgl. Sering, Die Grundbesitzverteilung und die Abwan- 
derung vom Lande. Paul Parey, Berlin 1911. 


belegt. Untervermietung oder Aufnahme von familien- 
fremden Schlafgängern sollte die Aufbringung des 
Mietzinses erleichtern. Diese enge Belegung führte 
dann wieder zu übermäßiger Abnutzung der Wohnung. 

So bot Deutschland das erschütternde Schauspiel, 
daß jährlich mehrere Hunderttausend rüstige Arbeits- 
kräfte vom Lande abwanderten, daß das Land von 
Arbeitskräften und Menschen entblößt wurde und die 
Bevölkerungszahl zahlreicher Landkreise zurückging, 
während in den Städten und den Industriezentren 
große Massen unter ungünstigen Wohnungs- und Ar- 
beitsverhältnissen sich zusammenfanden. Zwei Gründe 
waren es vor allem, die hierzu geführt haben. Einmal 
war es nicht gelungen, das notwendige Gleichgewicht 
zwischen Landwirtschaft und Industrie herzustellen. 
Andererseits aber hatte man im Banne der liberalen 
Wirtschaftsideen die Stadterweiterung und den Woh- 
nungsbau völlig der privaten Initiative überlassen. Die 
Aufschließung der Baugrundstücke und der Bau der 
Wohnungen richtete sich nicht nach den wirtschaft- 
lichen, sozialen und gesundheitlichen Bedürfnissen der 
künftigen Bewohner, sondern nach dem Interesse der 
Grundstückseigentümer, das — wie nicht anders zu 
erwarten — auf eine möglichst hohe Grundrente ge- 
richtet war. 

Gewiß sind diese Schäden von führenden Männern 
bereits früh erkannt worden. Die Verhandlungen des 
Vereins für Sozialpolitik von 1893 mit den Referaten 
von Sering, Max Weber und Knapp zeigen, wie 
die führenden Sozialpolitiker die Ursachen der Land- 
flucht schon lange festgestellt und eine umfassende 
Siedlungspolitik als Heilmittel vorgeschlagen haben. 
Ein Teil der großen Güter im Osten sollte aufgeteilt 
und in Bauerngemeinden verwandelt werden. Die 
preußische Regierung hat, von gleichen Gedanken- 
gängen beseelt, seit 1885 in Posen und Westpreußen 
und seit den Rentengutsgesetzen von 1890 und 91 auch 
in den übrigen Provinzen mit Hilfe des staatlichen 
Apparates und staatlicher Kredite eine derartige Sied- 
lungspolitik zu treiben gesucht. Andererseits sind auch 
zahlreiche Stimmen laut geworden, die eine Reform 
der großstädtischen Wohnungsverhältnisse forderten. 
Es sei erinnert an die grundlegende Kritik Adolf 
Wagners, an die Bestrebungen des Bundes deut- 
scher Bodenreformer unter der Führung von Adolf 
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Damaschke, an die Bestrebungen des Deutschen Ver- 
eins für Wohnungsreform und an die Tätigkeit weitsich- 
tiger Stadtverwaltungen wie z. B. der Stadt Ulm unter 
ihrem Oberbürgermeister Heinrich v. Wagner. Die 
Gartenstadtbewegung propagierte unter Anlehnung an 
englische Vorbilder den Bau von neuen Städten, deren 
Boden Gemeinbesitz werden sollte. Eine neue Wissen- 
schaft vom Städtebau begann. Bekannte Arbeitgeber 
schufen wohnungstechnisch und ästhetisch vielbewun- 
derte Musterkolonien für ihre Arbeiter. Und der 
Verein für Wohnungsreform erhob laut seine For- 
derung nach einer umfassenden Regelung der Woh- 
nungsverhältnisse durch ein Reichswohnungsgesetz. 
Aber wirklich durchgreifende Erfolge waren diesen 
Bestrebungen nicht beschieden. Eine energische länd- 
liche Siedlung scheiterte an dem Widerstand des ost- 
elbischen Grundbesitzes, der die Wurzeln seiner poli- 
tischen und sozialen Machtstellung bedroht sah. Auch 
die Wohnungsreform in den Städten kam angesichts 
der mächtig widerstrebenden Interessen nicht vor- 
wärts. Bezeichnend ist, daß es von 1904—1914 nicht 
gelang, den Entwurf des Preußischen Wohnungs- 
gesetzes zu verabschieden. 

Die außerordentlich nachteiligen Folgen dieser Ent- 
wicklung für die Volkskraft und die Volksgesundheit 
sind oft genug von berufenen Männern geschildert. 
Das Zusammendrängen der Bevölkerung in mangel- 
haften und überfüllten Wohnungen mußte günstige 
Bedingungen für die Verbreitung der Tuberkulose 
schaffen. Das unvermeidliche Zusammenleben der 
verschiedenen Geschlechter hat zu schweren sitt- 
lichen Mißständen, auch zur Verbreitung der Ge- 
schlechtskrankheiten stark beigetragen. Und wo 
die Wohnung dem schwer arbeitenden Manne keine 
Gelegenheit zur Erholung bieten konnte, kann die 
Ausbreitung des Alkoholismus infolge des durch das 
Wohnungselend erzwungenen Wirtschaftsbesuches 
nicht wundernehmen. Wenn man also die drei Geis- 
seln unserer Volksgesundheit, Tuberkulose, Geschlechts- 
krankheiten und Alkoholismus in ihren Ursprüngen 
näher verfolgt, so zeigen sich enge Zusammenhänge 
mit den Wohnungsverhältnissen. 

Der Krieg und die Kriegsfolgen haben nun die schon 
vorher bestehenden Übelstände empfindlich gesteigert. 
Was vorher, von der Öffentlichkeit nicht immer ge- 
nügend beachtet, Hunderttausende leiden mußten, 
das wurde jetzt das Schicksal von Millionen. Kein 
Wunder daher, daß Presse, Parlament und Fachzeit- 
schriften nunmehr seit Jahren widerhallen von be- 
rechtigten Klagen über Wohnungsnot und Wohnungs- 
elend und daß die Beseitigung dieser Not mit die wich- 
tigste Aufgabe des Reichs, der Länder und der Ge- 
meinden geworden ist. 


Bekanntlich konnte während des Krieges aus mili- 
tärischen Gründen nur wenig gebaut werden. Daher 
machte sich bereits von 1916 an in manchen Orten eine 
empfindliche Wohnungsknappheit bemerkbar. Sie 
verschärfte sich dann außerordentlich, als nach dem 
Kriege die Heeresangehörigen zurückkehrten, die Ehe- 
schließungen ganz außerordentlich zunahmen und als 
etwa 200000 Familien aus den abgetretenen Gebieten; 
aus den verlorenen Kolonien, aus dem Auslande, aus 
den baltischen Provinzen sowie aus anderen östlichen 
Ländern ihre Zuflucht in Deutschland suchten. 

Diese Entwicklung stellte der Wohnungspolitik drei 
Aufgaben: einmal mußte in den vorhandenen Wohn- 
gebäuden die Miete reguliert werden. Sonst wäre bei 
der großen Nachfrage und dem geringen Angebot ein 
übermäßiges Ansteigen der Mietpreise zu erwarten 
gewesen. Zweitens mußte versucht werden, die vor- 
handenen Wohnräume so umfassend wie möglich für 
Wohnungszwecke auszunutzen. Zu diesem Zweck 
mußte die Behörde weitgehende Vollmachten zur Be- 
schlagnahme geeigneter Räume erhalten. Die wich- 
tigste Aufgabe aber war, mit allen Mitteln den Bau 
neuer Wohnungen zu fördern, und sobald wie möglich 
wieder das Gleichgewicht zwischen Angebot und Nach- 
frage herzustellen). 

Die behördliche Regelung der Mieten, die zunächst 
durch verschiedene Verordnungen erfolgte, wurde end- 
gültig geregelt durch das Reichsmietengesetz vom 
24. März 1922 (R.G.Bl. 273). Es beruht auf dem 
Grundgedanken, daß Mieter und Vermieter jederzeit 
durch Erklärung die Bemessung der Miete nach den 
Vorschriften des Gesetzes (sogenannte „gesetzliche 
Miete‘‘) verlangen können. Dabei sollte ausgegangen 
werden von der Friedensmiete. Bestimmte Zuschläge 
waren vorgesehen für die Steigerung der Zinsen, die 
Betriebskosten für laufende Instandsetzungsarbeiten 
und große Instandssetzungsarbeiten 2). Die Vorschriften 
dieses Gesetzes sind dann durch die dritte Steuernotver- 
ordnung vom 14.Februar 1924(R.G.Bl.1 74) sowie durch 
die Novelle zum Finanzausgleichsgesetz vom 10. August 
1925 stark geändert worden, da die gesetzliche Miete 
jetzt die neueingeführte Hauszinssteuer mit umfaßt. 


1) Siehe die Denkschrift des Reichsarbeitsministers vom 
4. Februar 1922 über Maßnahmen auf dem Gebiete des Woh- 
nungs- und Siedlungswesens von 1914—1921. Anlage zur 
Reichstagsdrucksache Nr. 3472 der 1. Session 1920—22, Nr. 94. 
Diese Denkschrift ist abgedruckt im ‚, Jahrbuch für Wohnungs-, 
Siedlungs- und Bauwesen‘, herausgegeben von Glas, Krüger 
und Gut. Verlag für Politik und Wirtschaft, Berlin W. 35. 
1. Jg. 1922. 

2) Vgl. „Das Reichsmietengesetz‘‘ von H. Krüger. Verlag 
J. H. W. Dietz Nachfl. 2. Aufl. Berlin-Stuttgart. Die Ein- 
leitung S. 11—22 enthält einen Überblick über die Entwicklung 
der Mietgesetzgebung in Deutschland bis zum Jahre 1922. 
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Erforderlich wurde es ferner, das freie Kündigungs- 
recht des Vermieters einzuschränken. Die ersten Vor- 
schriften in dieser Richtung wurden bereits während 
des Krieges erlassen. Später erging dann das Gesetz 
über Mieterschutz und Mieteinigungsämter vom ]. Juni 
1923 (R.G.B. 1 353). Es schreibt vor, daß die Auf- 
hebung eines Mietverhältnisses nicht lediglich durch 
Kündigung des Vermieters erfolgen kann, sondern daß 
dazu eine Aufhebungsklage erforderlich ist. Diese 
Aufhebungsklage istnur dann zulässig,wenn bestimmte, 
im Gesetz vorgesehene Gründe vorliegen, insbesondere 
also ein Verschulden des Mieters, nicht pünktliche 
Mietzinszahlung oder wenn für den Vermieter aus be- 
sonderen Gründen ein so dringendes Interesse an der 
Erlangung des Mietraumes besteht, daß auch bei Be- 
rücksichtigung der Verhältnisse des Mieters die Vor- 
enthaltung eine schwere Unbilligkeit für den Vermieter 
darstellen würde. In diesen Fällen wurde der Ver- 
mieter grundsätzlich zum Ersatz der Umzugskosten 
sowie zur Beschaffung eines angemessenen Ersatz- 
raumes verpflichtet. 

Neuerdings ist dann ein Gesetz zur Änderung des 
Mieterschutzgesetzes vom 29. Juni 1926 (R.G.Bl. I 
317) ergangen, welches die Lage des Vermieters etwas 
günstiger gestaltet. Insbesondere braucht bei Auf- 
hebung des Mietverhältnisses wegen Eigenbedarfs 
des Vermieters nicht mehr ein angemessener, sondern 
nur ein ausreichender Ersatzraum gestellt zu werden. 

Die Erfassung und Verwertung der vorhandenen 
Wohnräume wurde zunächst geregelt durch die Be- 
kanntmachung des Bundesrats über ‚Maßnahmen 
gegen Wohnungsmangel‘‘ vom 23. September 1918 
(R.G.Bl. S. 1143). Diese Bestimmungen sind mehrfach 
geändert. Augenblicklich ist maßgebend das Wohnungs- 
mangelgesetz vom 28. Juli 1923 (R.G.Bl. I S. 754), 
abgeändert durch Verordnung vom 24. September 1923 
(R.G.Bl. I. 1248). Diese Bestimmungen bilden die 
Grundlage für die Beschlagnahme und Rationierung 
des vorhandenen Wohnraums. In den einzelnen Län- 
dern haben die Landesregierungen die Gemeinde- 
behörden ermächtigt, leerstehende Wohnräume zu 
beschlagnahmen und den Abschluß von Zwangsmiet- 
verträgen mit den behördlich vorgemerkten Wohnungs- 
suchenden zu verlangen. U. a. konnten auch Teile 
von übergroßen Wohnungen beschlagnahmt werden 
(sog. „Zwangseinquartierung‘‘). 

Bekanntlich ist in letzter Zeit eine gewisse Milderung 
erfolgt. So sind in Preußen — und entsprechend auch 
in den anderen deutschen Ländern — durch Verord- 
nung des Wohlfahrtsministers vom 12. September 1924 
möblierte Zimmer, die keine selbständige Wohnung 
darstellen, völlig aus der Zwangswirtschaft heraus- 
genommen. Ferner ist durch Verordnung über die 
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Lockerung der Wohnungszwangswirtschaft vom 11.No- 
vember 1926 angeordnet, daß die Vorschriften des 
Wohnungsmangelgesetzes sowie die Vorschriften des 
Mieterschutzgesetzes über die Auflösung des Miet- 
verhältnisses durch Aufhebungsklage auf Geschäfts- 
räume keine Anwendung mehr finden sollen. Auch 
die Bestimmungen des Reichsmietengesetzes sollen 
nicht mehr für Geschäftsräume gelten. Diese Be- 
freiung erstreckt sich jedoch nicht auf Geschäfts- 
räume, die Teile einer Wohnung bilden oder wegen 
eines wirtschaftlichen Zusammenhanges mit Wohn- 
räumen zugleich mit letzteren vermietet sind. Außer- 
dem ist die Beschlagnahme und behördliche Bewirt- 
schaftung von teuren Wohnungen (abgestuft von 
500 Mark in kleinen Orten, bis zu 3000 Mark und mehr 
in Berlin) aufgehoben. 

Bereits früher ist durch Verordnung das Recht der 
Behörde zur Beschlagnahme von Teilen übergroßer 
Wohnungen beseitigt. 

Das Schwergewicht der gesamten Wohnungspolitik 
mußte aber auf die Förderung der Neubautätigkeit 
gelegt werden. Das hat die Reichsregierung von An- 
fang an klar erkannt. Freilich war diese Förderung 
außerordentlich schwierig. Bei Beendigung des Krie- 
ges war der Neubau von Wohnungen auf rein privat- 
wirtschaftlicher Grundlage nicht möglich. Die Mieten, 
welche damals für die alten Wohnungen gezahlt 
wurden, waren der allgemeinen Teuerung nicht an- 
gepaßt. Sie hätte daher nicht ausgereicht, um die 
gestiegenen Baukosten angemesen zu verrenten. Rein 
theoretisch hätte man dem dadurch abhelfen können, 
daß man die Mietbeschränkungen aufgehoben hätte. 
Das hätte aber einmal, wie oben ausgeführt, zu un- 
erträglichen Mietsteigerungen geführt, und anderer- 
seits würde man die Neubautätigkeit doch nicht ge- 
fördert haben. Denn die verschiedenen Quellen, aus 
denen vor dem Kriege die Wohnungsbautätigkeit finan- 
ziert worden war, waren mehr oder minder versiegt. 
Weder die Sparkassen noch die Hypotheken-Banken 
oder die privaten Versicherungsgesellschaften oder die 
Träger der Sozialversicherung oder der private Geld- 
markt waren in den Jahren 1918 und 1919 in der Lage, 
die erforderlichen Baukapitalien aufzubringen. Dazu 
kam noch ein anderes sehr wichtigesMoment. Man nahm 
damals allgemein an, daß der Inflation der Kriegsjahre 
eine Deflation und damit ein Herabgehen der Preise 
folgen würde. In anderen Ländern, so in der Schweiz, 
n England, in Holland und in den nordischen Ländern 
hat sich ja auch tatsächlich eine derartige Entwicklung 
vollzogen. Wenn aber ein allgemeiner Preisrückgang 
und im Zusammenhang damit auch eine Senkung der 
Baukosten zu erwarten war, wäre auch für die Zu- 
kunft ein Rückgang der Mieten wahrscheinlich ge- 
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wesen. Das hätte bedeutet, daß die Kapitalien, die 
inzwischen im Wohnungsbau festgelegt waren, nach 
Wiedereintritt normaler Verhältnisse nicht mehr die 
nötige Verzinsung gefunden hätten. Zins- oder Kapital- 
verluste wären also unausbleiblich gewesen. Es war 
klar, daß das Privatkapital ein derartiges Risiko nicht 
eingehen konnte. 

Daher blieb der Reichsregierung gar nichts anderes 
übrig, als das Risiko beim Neubau von Wohnungen, 
das das Privatkapital nicht übernehmen konnte, durch 
Beihilfen aus öffentlichen Mitteln zu decken. Fraglich 
konnte nur sein, ob man sich für ein System der Zins- 
oder Mietzuschüsse entscheiden sollte, oder dafür, 
daß die unrentablen Baukosten von der öffentlichen 
Hand gegeben wurden. Bei der völligen Unübersicht- 
lichkeit des Geld- und Hypothekenmarktes hat sich 
die Reichsregierung dazu entschlossen, die notwendigen 
Kapitalbeträge, soweit sie nicht auf dem üblichen Wege 
aufgebracht werden konnten, als Beihilfen zu geben. 
Die Beihilfen wurden auf Reich, Länder und Gemein- 
den verteilt. Sie waren zunächst unverzinslich und 
nicht rückzahlbar, doch wurde die endgültige Regelung 
der Verzinsung und Tilgung von der künftigen Ent- 
wicklung der Mieten und des Geldmarktes abhängig 
gemacht. 

Die Mittel für die so erforderlichen Beihilfen wurden 
zunächst aufgebracht durch eine besondere Abgabe von 
den Altwohnungen, über welche das Wohnungsabgaben- 
gesetz vom 26. Juni 1921 (R.G.Bl. S. 773) nähere Be- 
stimmungen traf. Der Grundgedanke des Gesetzes 
war, daß die Mieter in den alten Wohnungen, die einen 
verhältnismäßig niedrigen Mietzins zu zahlen hatten, 
eine gewisse Erhöhung der Wohnungsmieten durch die 
neue Abgabe sich gefallen lassen müßten, damit die 
so gewonnenen Mittel zur Förderung der Neubau- 
tätigkeit und damit zur Unterbringung wohnungsloser 
Familien Verwendung finden könnten. 

Das Wohnungsabgabengesetz ist infolge der Inflation 
aufgehoben worden. An den Grundlagen dieser Woh- 
nungsbaupolitik hat die Reichsregierung aber auch 
nach der Stabilisierung der Währung festgehalten. 
Schon durch die dritte Steuernotverordnung vom 
14. Februar 1924 (R.G BI. I S. 74) wurde reichs- 
gesetzlich vorgeschrieben, daß die Länder und Ge- 
meinden im Zusammenhang mit der Regelung des 
Mietwesens von dem bebauten Grundbesitz eine Steuer 
zu erheben haben — als Äquivalent dafür, daß Haus- 
besitz durch den Wegfall von 75 v. H. der Hypotheken 
und der entsprechenden Hypothekenzinsen eine außer- 
ordentliche Erleichterung erfahren hat. Der Grund- 
gedanke der dritten Steuernotverordnung ist durch 
die Novelle zum Finanzausgleichsgesetz vom 10. Au- 
gust 1925 (R.G.Bl. I S. 254) aufrecht erhalten worden. 
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Er ist nur folgerichtiger durchgeführt, da jetzt bei der 
Höhe der Abgabe die ehemalige Belastung des be- 
bauten Grundbesitzes mit Hypotheken und damit der 
Umfang der Entlastung durch die Aufwertungsgesetz- 
gebung berücksichtigt wird. Nach reichsgesetzlicher 
Bestimmung dient diese Abgabe teilweise für all- 
gemeine Finanzzwecke, teilweise zur Förderung des 
Wohnungsbaues. Zur Deckung des allgemeinen Fi- 
nanzbedarfs darf bis zur Erreichung der vollen Friedens- 
mieten nicht weniger als 20 v. H. und nicht mehr als 
30 v.H.der Friedensmieten einbehalten werden. Wenn 
sich die Mieten über die Friedensmieten hinaus er- 
höhen, so darf von dem Mehrbetrag der Mieten höch- 
stens !/, für den allgemeinen Finanzbedarf beansprucht 
werden. Für die Zwecke des Wohnungsbaues müssen 
zunächst in den 2 Jahren vom 1. April 1926 bis zum 
31. März 1928 jährlich mindestens 15 bis 20 v. H. der 
Friedensmieten zur Verfügung gestellt werden. 

Auf Grund dieser reichsgesetzlichen Rahmenbe- 
stimmungen mußten denn die Länder durch eigene 
Gesetze die Einzelheiten über die Berechnung, Er- 
hebung und die Verwendung der Abgabe regeln. In 
Preußen ist z. Zt. maßgebend die Hauszinssteuer-Ver- 
ordnung vom 2. Juli 1926 (G.S.S. 213). Die Abgabe . 
wird in Preußen als Zuschlag zur vorläufigen Steuer 
vom Grundvermögen erhoben. Diese dient zur Hälfte 
zu allgemeinen Finanzzwecken und zur Hälfte zur 
Förderung des Wohnungsbaues. Da die Hauszins- 
steuer in Preußen bis 40 v. H. der Friedensmieten be- 
trägt, werden also in Preußen 20 v. H. der Friedens- 
mieten zur Förderung des Wohnungsbaues benutzt. 

In den übrigen Ländern weichen die Vorschriften 
teilweise erheblich von denen Preußens ab, insbeson- 
dere hinsichtlich der Höhe des Anteils zur Förderung 
des Wohnungsbaues. Nach amtlichen Schätzungen 
sind im gesamten Reich aus Mitteln der Hauszins- 
steuer im Jahre 1924 etwa 435 Millionen Mark und in 
den Jahren 1925 und 1926 je etwa 600 Millionen Mark 
zur Förderung des Wohnungsbaues verwendet wor- 
den. Diese Mittel werden als sogenannte Hauszins- 
steuerhypotheken vergeben. Diese Hypotheken sollen 
denjenigen Anteil der Baukosten decken, der auf dem 
normalen Wege nicht aufzubringen ist. Die Hauszins- 
steuerhypothek beträgt in Preußen je nach den ört- 
lichen Verhältnissen 3000 bis 7000 Mark. Sie ist mit 
3% jährlich zu verzinsen und mit 1 °% zu tilgen. Doch 
ist die Tilgung bis zum Jahre 1930 ausgesetzt und die 
Verzinsung kann auf I v. H. herabgesetzt werden, 
wenn die Mieten in den neuen Wohnungen die Mieten 
in gleichwertigen Altwohnungen erheblich übersteigen 
würden. 

Die Hauszinssteuerhypotheken sind zu einem unent- 
behrlichen Faktor bei der Finanzierung des Klein- 
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wohnungsbaues geworden. Infolgedessen ist es durch- 
aus angebracht, daß der Staat und die Gemeinden die 
Wohnungsbaupolitik im Sinne der Wohnungsreform 
beeinflussen. In allen Bestimmungen über die För- 
derung der Bautätigkeit mit Öffentlichen Mitteln seit 
dem Ende des Krieges ist vorgeschrieben, daß in erster 
Linie Wohnungen in Flachbauten mit Garten zu för- 
dern sind, und daß die Dezentralisation der Bevölke- 
rung mit allen Mitteln zu unterstützen ist. Hand in 
Hand mit dieser Wohnungsbaupolitik im engeren Sinne 
ist dieSiedlungspolitik des Reiches gegangen. Durch den 
Erlaß desReichssiedlungsgesetzes vom 11. August 1919, 
dem entsprechende Ausführungsgesetze der Länder 
gefolgt sind, ist festgestellt, daß in den Bezirken, in 
denen der Großgrundbesitz einen erheblichen Umfang 
hat, im allgemeinen bis zu 1‘, aus dem Besitzstande 
der großen Güter für Siedlungszwecke hergegeben 
werden muß. Auch ist durch das Reichssiedlungs- 
gesetz und durch die Verordnung über die Verein- 
fachung der Genossenschaftsbildung und die För- 
derung der Ödlanderschließung vom 13. Februar 1924 
(R.G.Bl. I S. 111) die Inanspruchnahme von Moor- 
und Ödland für die Zwecke der Kultivierung und Sied- 
lung wesentlich erleichtert worden !). 

Das Hauszinssteueraufkommen dient allgemein der 
Förderung des Baues von gesunden Kleinwohnungen 
ohne Rücksicht auf bestimmte Bevölkerungskreise. 
Es ist nur vorgesehen, daß kinderreiche Familien 
sowie Kriegsbeschädigte, insbesondere Kriegsblinde 
und Tuberkulöse besonders bevorzugt werden sollen. 
Neben dieser allgemeinen Förderung des Wohnungs- 
baues sind nun auch noch eine Reihe von Sonder- 
vorschriften erlassen, die die Beschaffung von Woh- 
nungen für bestimmte Teile der Bevölkerung erleich- 
tern sollen. Einmal ist durch das Kapitalabfindungs- 
gesetz vom 3. Juli 1916 (R.G.Bl. IT S. 680) den Kriegs- 
beschädigten und den Kriegshinterbliebenen die Ka- 
pitalisierung eines Teiles ihrer Rente zum Erwerb oder 
zur Stärkung eigenen Grundbesitzes — und damit 
auch zum Erwerb einer Wohnung -— ermöglicht wor- 
den. Sodann haben das Reich und die Länder be- 
sondere Mittel zur Verfügung gestellt, aus denen Dar- 
lehen gegeben werden für den Bau von Wohnungen 
für Beamte (sogenannte Arbeitgeberdarlehen). Durch 
die sogenannte Beamtensiedlungs-Verordnung vom 
Il. Februar 1924 (R.G.Bl. I S. 53), auf Grund deren 


1) Allerdings hat das ländliche Siedlungswesen, das für die 
Zukunft unseres Volkes und unserer Wirtschaft von geradezu 
ausschlaggebender Bedeutung ist, bislang infolge der finan- 
ziellen Nöte nicht die gewünschten Erfolge gehabt. Das Reich 
hat sich aber nunmehr entschlossen, erhebliche Mittel zur 
Förderung des ländlichen Siedlungswesens zur Verfügung zu 
stellen. Es ist daher zu hoffen, daß in den nächsten Jahren 
bessere Erfolge erzielt werden. 
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dann ebenfalls in den Ländern entsprechende Vor- 
schriften erlassen sind (vergleiche zum Beispiel für 
Preußen das Gesetz über Beamtenansiedlung vom 


. 27. März 1924, G.S. S. 195), ist den Beamten, die auf 


Grund der Vorschriften über den Personalabbau vor- 
zeitig den Dienst haben verlassen müssen, ebenfalls 
ein Weg eröffnet, um einen Teil ihrer Bezüge zur Be- 
schaffung von Kapital für den Ankauf oder die Er- 
richtung einer Heimstätte zu verwenden!). 

Sodann hat das Reich noch besondere Mittel für 
den Bau von Wohnungen für Schwerkriegsbeschädigte, 
insbesondere Kriegsblinde und Tuberkulöse, zur Ver- 
fügung gestellt. Und endlich sind seit dem Jahre 1920 
aus Mitteln der produktiven Erwerbslosenfürsorge ` 
unter Mitwirkung der Landesarbeitsämter und der 
gemeinnützigen \Wohnungsfürsorge - Gesellschaften 
Darlehen für den Bau von Landarbeiterwohnungen 
gegeben. Man ist hierbei von der Erwägung ausge- 
gangen, daß zur Entlastung des Arbeitsmarktes alles 
geschehen müsse, um deutsche Familien der Land- 
arbeit zu erhalten oder wieder zuzuführen und da- 
durch die ausländischen Wanderarbeiter allmählich 
überflüssig zu machen. Auf diese Weise sind in allen 
Teilen Deutschlands bislang über 30000 Wohnungen 
für Landarbeiter geschaffen, von denen freilich die 
Mehrzahl Werkwohnungen sind. Immerhin dürften 
auch einige Tausend Eigenheime für Landarbeiter 
geschaffen werden. 

Seit der Beendigung des Krieges sind in Deutsch- 
land mehr Wohnungen geschaffen als man im all- 
gemeinen annimmt. Das Statistische Reichsamt hat 
folgende Zahlen ermittelt: 


Der Zugang an Wohnungen Der Ab- | Der Rein- 


Im gang an | zugang an 
ahre u 
J insgesamt| Neubau | Umbau nungen 


1919-1925 | 895 720 | 704 038 | 191 862 | 51 311 | 844.409 


Im Jahre 1926 hat der Reinzugang an Wohnungen 
im gesamten Reich etwa 185000 Wohnungen betragen. 
Infolgedessen sind von 1919 bis 1926 mehr als 1 Million 
Wohnungen neu erstellt worden. 

Trotzdem fehlt uns auch heute noch eine große An- 
zahl von Wohnungen. Es gibt freilich bislang keine 
genaue Statistik. Die Zählung der Wohnungen des 
Jahres 1927 soll, soweit möglich, auch diese Frage 
klären. Schätzungen, die von dem Bedarf infolge der 
Eheschließungen und der Zuwanderungen aus dem 
Auslande ausgehen und diesem Bedarf die Zahl der 
durch die Neubautätigkeit geschaffenen Wohnungen 
und der durch die Auflösung von Haushaltungen frei 

1) Dem Reichstag liegt zur Zeit ein Gesetzentwurf vor, der 


eine ähnliche Einrichtung auch für aktive Reichsbeamte 
schaffen will. | 
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gewordenen Wohnungen gegenüberstellen, liegen vor, 
weichen aber außerordentlich voneinander ab. Die 
geringste Schätzung beläuft sich auf etwa 600000, 
während Dr. ing. Max Bahr (Landsberg/Warthe), 
ein bekannter Sozialpolitiker, der der Wohnungsfrage 
ein außerordentliches Interesse entgegenbringt, kürz- 
lich den Fehlbestand an Wohnungen auf 1 8 Millionen 
geschätzt hat. Sollen auf dem Gebiete des Wohnungs- 
wesens überhaupt einigermaßen normale Zustände ge- 
schaffen werden, so muß dieser Fehlbestand innerhalb 
einer nicht allzu lang bemessenen Frist beseitigt wer- 
den. Außerdem muß aber auch der jährliche laufende 
Bedarf befriedigt werden, der auf mindestens 150000 
Wohnungen im Jahr anzunehmen ist. 

Alle verantwortlichen Stellen stimmen augenblick- 
lich darin überein, daß eine Mithilfe der öffentlichen 
Hand bei der Finanzierung des gemeinnützigen Woh- 
nungsbaues in absehbarer Zeit noch nicht zu entbehren 
ist. Gewiß ist im Jahre 1926 dem Wohnungsbau wieder 
mehr privates Kapital zugeflossen als in den Jahren 
1924 und 1925. Auch ist der Zinsfuß zu Hypotheken 
erfreulich gesenkt. Trotzdem kann heute niemand 
vorhersagen, wann es möglich sein wird, das zum Woh- 
nungsbau erforderliche Kapital wieder lediglich auf 
dem privaten Geldmarkt aufzubringen. Infolgedessen 
ist es augenblicklich dringendste Aufgabe der Woh- 
nungsbaupolitik, die Hauszinssteuer, die nach den 
jetzigen Bestimmungen nur bis zum 31. März 1928 
erhoben werden soll, für einen längeren Zeitraum fest- 
zulegen. 

In enger Verbindung damit steht die künftige Höhe 
der Mieten. Die Mieten können auf die Dauer nicht 
aus der allgemeinen Preissteigerung herausgehoben 
werden. Es muß wieder dahin kommen, daß die Mieten 
hoch genug sind, um die normalen Baukosten an- 
gemessen zu verrenten. Gerade auf diesem Gebiete 
sehen wir aber einstweilen noch nicht klar. Die Mieten 
sind abhängig einmal von der Höhe der Baukosten, 
sodann aber auch von der Höhe des Zinsfußes. Der 
Bauindex ist heute ganz unverhältnismäßig hoch. Er 
steht etwa auf 165, übertrifft also sowohl den Groß- 
handelsindex wie den Lebenshaltungskostenindex 
recht erheblich. Unter den Fachleuten besteht Über- 
einstimmung darüber, daß durch technische Neuerun- 
gen und bessere Organisation die Baukosten erheblich 
gesenkt werden können. Andererseits wird auch noch 
mit einem weiteren Rückgang des Zinsfußes zu rech- 
nen sein. Infolgedessen läßt sich heute noch keineswegs 
voraussagen, wie sich endgültig die Baukosten und die 
notwendige Höhe der Mieten gestalten wird. Daher ist 
es außerordnetlich mißlich, heute die Steigerung der 
Mieten bis zu einem bestimmten Prozentsatz der 
Friedensmieten für notwendig zu erklären. Man wird 


in dieser Beziehung noch warten müssen, bis das 
Problem der Baukosten und des Zinsfußes geklärt ist. 

Eins aber steht jedenfalls heute fest : Der Wohnungs- 
mangel in Deutschland ist außerordentlich groß. Die 
Mittel — öffentliche wie private — werden auf ab- 
sehbare Zeit hinaus beschränkt sein. Infolgedessen 
tut auf keinem anderen Gebiete äußerste Sparsamkeit 
so not wie auf dem Gebiete des Wohnungswesens. Zur 
Sparsamkeit ist aber noch viel Gelegenheit vorhanden. 
So erfreulich die große Zahl der neu geschaffenen Woh- 
nungen vom wohnungspolitischen Standpunkt aus 
sich ausnimmt, so kann man doch an der Tatsache 
nicht vorbeigehen, daß bislang hauptsächlich für den- 
jenigen Teil der Wohnungsuchenden gebaut ist, der 
in der Lage war, eigene Mittel für den Wohnungsbau 
aufzuwenden. Die Zahl derer, die für solche Zwecke 
namhafte Ersparnisse hergeben können, wird aber jetzt 
immer geringer. Man muß daher daran denken, auch 
für die Familien zu sorgen, die kein Kapital für den 
Wohnungsbau hergeben können, und die andererseits 
unter den jetzigen Wohnungsverhältnissen am meisten 
leiden — vor allem die kinderreichen Familien, die 
Kriegshinterbliebenen, Kriegsbeschädigten und be- 
schränkt erwerbsfähige Personen. Auch sie haben einen 
Anspruch darauf, in eine gesunde Wohnung mit Gar- 
ten zukommen. Man wird daher in der nächsten Zeit 
wohl den Bau von billigen und kleinen Wohnungen 
(2 und 3 Räume) im Kleinhause mit Garten fördern 
müssen. Gewiß sind solche Wohnungen nicht das 
Ideal. Es wäre erwünscht, wenn man nur größere 
bauen könnte. Aber man muß ausgehen von der 
Frage, wie man diesen Volkskreisen überhaupt helfen 
kann. Und da ist es immer noch besser, wenn man sie 
in eine kleine, neue, gesunde Wohnung bringt, als 
wenn man sie einfach verkümmern läßt in den heute 
vielfach unerträglichen Wohnungen. 

Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit sind aber nicht 
nur erforderlich bei dem Grundriß und der Ausgestal- 
tung der einzelnen Wohnungen, es ist auch nötig, daß 
— zumal in größeren Orten — nicht zerstreut ge- 
baut wird, sondern daß einheitliche Wohnungsbau- 
projekte in größerem Rahmen durchgeführt werden. 
Erst dann ist eine vernünftige Typisierung der ein- 
zelnen Wohnungen und eine Normierung der einzel- 
nen Bauteile möglich. Nur dann können die Aufträge 
im großen vergeben werden, was wieder weitere Er- 
sparnisse zur Folge hat. Wenn so der Wohnungsbau 
wie andere Gebiete der Wirtschaft rationalisiert werden 
muß, so gilt dasselbe auch von den Maßnahmen des 
Reichs und Staates und der Gemeinden. Diese krank- 
ten bislang daran, daß die notwendigen Öffentlichen 
Mittel für den Wohnungsbau nicht planmäßig genug 
bereitgestellt sind. Die endlosen parlamentarischen 
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Verhandlungen haben meist dazu geführt, daß die 
Mittel erst viel zu spät und auch dann nicht in dem 
genügenden Umfange der Wohnungswirtschaft zu- 
geführt sind. Infolgedessen konnten die einzelnen 
Bauvorhaben nicht rechtzeitig vorbereitet werden, die 
Bautätigkeit drängte sich auf wenige Monate zusam- 
men. Eine Steigerung der Preise für Baumaterialien 
und der gesamten Baukosten war die Folge. Hier kann 
nur Wandel geschaffen werden, wenn ein Wohnungs- 
bauprogramm für das ganze Reich aufgestellt wird, 
wie das im Jahre 1924 in GroßB-Britannien durch die 
Arbeiterregierung geschehen ist. Dieses Programm 
müßte sich zum Ziel setzen, den vorhandenen Fehl- 
bestand an Wohnungen in allerhöchstens 10 Jahren 
zu beseitigen und außerdem dem laufenden Neubedarf 
Rechnung zu tragen. Demgemäß wäre zu bestimmen, 
wieviel Kleinwohnungen jährlich mindestens gebaut 
werden müssen und gleichzeitig müßte die Hauszins- 
steuer für solange festgelegt werden, daß die erforder- 
lichen öffentlichen Mittel zur Durchführung des 
Wohnungsbauprogramms sichergestellt würden. Es 
ist zwar nicht möglich, da z. Zt. noch genaue Unter- 
lagen fehlen, über die finanziellen Auswirkungen etwas 
Bestimmtes zu sagen, voraussichtlich würden aber 30 
bis 35% der Friedensmiete genügen, um ein derartiges 
Wohnungsbauprogramm innerhalb von 10 Jahren 
durchzuführen. Dieser Betrag ließe sich vielleicht 
noch ermäßigen, wenn es gelingen sollte, einen größeren 
Teil der Mittel als bisher aus dem Anleihewege auf- 
zubringen, so daß ein Teil des Aufkommens aus der 
Hauszinssteuer zur Verzinsung und Tilgung dieser 
Anleihen statt zur unmittelbaren Hergabe von Hypo- 
theken Verwendung finden könnte. 

Die Durchführung eines derartigen Wohnungsbau- 
programms in Verbindung mit der Festlegung der 
Hauszinssteuer ist die allerwichtigste und dringendste 
Aufgabe unserer Wohnungspolitik. Nahezu alle 
Schichten des Volkes sind daran interessiert. Einmal 
natürlich die Wohnungsuchenden und die Mieter, 
ebenso aber auch die Hausbesitzer, die endlich wieder 
die freie Verfügung über ihr Eigentum haben wollen, 
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und denen man es doch nicht eher zugestehen kann, 
bevor nicht durch eine umfangreiche Neubautätigkeit 
genügend Wohnungen zur Verfügung stehen. Inter- 
essiert sind ferner das Reich, die Länder und die 
Gemeinden, denen der Kampf gegen die Wohnungs- 
not und die Erwerbslosigkeit in allererster Linie ob- 
liegt. Interessiert ist ferner das Baugewerbe und der 
Baustoffhandel sowie die Baustoffindustrie, darüber 
hinaus aber auch indirekt alle Industrien, denen durch 
die Belebung des Baumarktes Absatzmöglichkeiten 
entstehen. Und wer vom sozialhygienischen Stand- 
punkt aus dem Wohnungsproblem seine Aufmerksam- 
keit schenkt, muß ebenfalls auf das dringendste wün- 
schen, daß dieser Weg gewählt wird, der allein einen 
Ausweg aus der heutigen furchtbaren Wohnungsnot 
gewährleisten kann. 


Literatur. 


Das umfassendste Werk ist Eberstadt, Handbuch des 
Wohnungswesens, 4. Aufl., G. Fischer, Jena 1920. Leider ist 
es nach dem Tode des Verfassers nicht bis zur Gegenwart 
durchgeführt. Vom sozialhygienischen Standpunkte behandelt 
das Thema Flügge in „Großstadtwohnungen und Klein- 
haussiedlungen und ihre Einwirkung auf die Volksgesundheit“. 
G. Fischer, Jena 1926. Ferner I. Bonne (Adendorf bei 
Lüneburg) in zahlreichen Aufsätzen, z. B. in der Zeitschrift 
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des Reichsarbeitsministers vom Februar 1922 über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Wohnungs- und Siedlungswesens von 1919 
bis 1921, Anlage zur Drucksache Nr. 3472 des Reichstages. Auf 
amtlichem Material beruhen ferner die Richtlinien der Reichs- 
zentrale für Heimatdienst Nr. 100 (Wohnungsfrage und Woh- 
nungsmarkt in Deutschland), Mai 1925 und Nr. 125 (Was ge- 
schieht für den Wohnungsbau in Deutschland ?), April 1926. 

Aufsätze über aktuelle Fragen bringt das Jahrbuch für 
Wohnungs-, Siedlungs- und Bauwesen, I. Jg. 1922, II. Jg. 1924. 
Verlag für Politik und Wirtschaft, Berlin W. 35. 

Reichsarbeitsblatt (Verlag Reimar Hobbing, Berlin), Zeit- 
schrift für Wohnungswesen (Carl Heymanns Verlag, Berlin), 
Der Neubau (Verlag Wilh. Ernst & Sohn, Berlin). 

Zu erwähnen sind auch eine Reihe von Zeitschriften, die 
in Verbindung mit den gemeinnützigen Wohnungsfürsorge- 
gesellschaften oder provinziellen Vereinen zur Förderung des 
Kleinwohnungswesens herausgegeben werden, so z. B. die 
Rheinischen Blätter für Wohnungswesen (Düsseldorf), das 
Westfälische Wohnungsblatt (Münster i. W.), die Wohnung 
(Magdeburg), Das Schlesische Heim (Breslau). 


LIBESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeine volkswirtschaftliche Fragen. 


Internationales Arbeitsamt. Studien und Berichte. Reihe C. 
(Arbeitslosigkeit) No. 12. Bibliographie der Arbeits- 
losigkeit. Genf 1926. Für Deutschland im Kommissions- 
verlag Dr. Hans Preiß, Berlin. 155 S. IM 2,—. 


In der vorliegenden bibliographischen Arbeit ist das wesent- 
lichste Material in deutscher, französischer und englischer 
Sprache gesammelt; dieses Material hat nicht nur eine direkte, 
sondern — und das hebt ihren Wert besonders — auch eine in- 
direkte Beziehung zum Problem der Arbeitslosigkeit. Es sind 


allerdings nur Schriften erwähnt worden, die nach dem Kriege 
erschienen sind. Jedoch verweisen die Herausgeber auf andere 
bibliographische Werke über die Arbeitslosenfrage, die vor dem 
Kriege erschienen sind. Hervorzuheben ist noch, daß das 
Material systematisch geordnet ist. Die ganze Arbeit ist in 
5 Kapitel geteilt, wobei das Material für jedes Land besonders 
angeordnet ist. Im ersten Kapitel befinden sich Abhandlungen, 
die allgemeinen Charakter tragen; im zweiten — Sonder- 
probleme, wie die Geldfragen, saisonmäßige Arbeitslosigkeit, 
Arbeitslosigkeit der Frauen, der Jugendlichen, Arbeitslosigkeit 
in verschiedenen Zweigen der Wirtschaft usw. Das dritte 
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Kapitel ist dem Problem der Schaffung von Arbeitsgelegen- 
heiten gewidmet; das vierte — der Arbeitsvermittlung, der 
Umschulung der Erwerbslosen und den zwischenstaatlichen 
Wanderungen und das fünfte und letzte Kapitel der Erwerbs- 
losenfürsorge.. Die Arbeit enthält zweifellos einige Lücken, 
die nicht zuletzt auf die Aktualität des Problems zurück- 
zuführen sind. Immerhin wird sie jedem, der sich mit der 
Frage ernstlich beschäftigen will, viel Wertvolles bieten. 
M. Kantorowicz (Berlin). 


Alfred Striemer (Berlin), Der Industriearbeiter. Ferdinand Hirt, 

Breslau. .ft 3,50. 

In einfacher und klarer Form führt die kurze Schrift, die in 
der sozialwissenschaftlichen Abteilung der von dem Verlag um- 
fassend geplanten ‚Jedermanns-Bücherei‘‘ erschienen ist, in 
die Probleme der modernen Industrie-Wirtschaft und Industrie- 
Arbeiterschaft ein. Produktion und Gemeinschaftsarbeit, Früh- 
kapitalismus und seine Entwicklung in der Gegenwart, Industrie- 
arbeiter und Gewerkschaft, Industriearbeiter und Genossen- 
schaftswesen und andere aktuelle Fragen werden in einer Reihe 
von Einzelkapiteln, meist kurz, besprochen. Obschon der Ver- 
fasser selbst aus der Industriearbeiterschaft und Gewerkschafts- 
bewegung emporgestiegen ist, erst später Ingenieur und Natio- 
nalökonom wurde, ist er doch keineswegs in ökonomisch-politi- 
scher Richtung dogmatisch gebunden. Die Ausführungen über 
die historische Entwicklung und gegenwärtige wirtschaftliche 
Bedeutung der Gewerkschaftsbewegung in der Industriearbeiter- 
schaft sind besonders gelungen. Hier schöpft der Verfasser aus 
eigener Erfahrung und sieht mit klarem Auge die Schäden der 
Zersplitterung, die auch hier drohen. ‚Die Partei, die die 
stärkste Abwehr gegen den Kapitalismus und das Boden- 
monopol zu leisten vermag, wird die gesuchteste sein. Dabei 
spielt ihr Programm eine untergeordnete Rolle.‘‘ Darin sieht 
er vor allem die Bedeutung der freien Gewerkschaften, die den 
größten Teil der Industricarbeiterschaft organisatorisch um- 
fassen. Ebensowenig wie die freien Gewerkschaften besitzen 
aber die christlichen (katholischen) Gewerkschaften und auch 
die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine, die auf dem Boden 
des wirtschaftlichen Liberalismus stehen, ein konkretes Wirt- 
schaftsprogramm, das sich verwirklichen läßt. Darum erstrebt 
Striemer eine Konzentration der drei Arbeitnehmergruppen, 
unter Zurückstellung politischer Sonderbestrebungen; er hält 
auch in Deutschland die Voraussetzungen für eine große 
Arbeiterpartei, ähnlich wie in England, für gegeben. Das Ziel 
muß der Ausgleich der Gegensätze von Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer in Form der wirtschaftlichen Arbeitsgemeinschaft sein. 
Die Ausführungen, die selbst frei von einseitigem Starrsinn 
sind, geben eine gute Einführung in die aktuellen Probleme der 
Industriearbeiterschaft. 

G. Wolff (Berlin). 


Arbeitskunde, Arbeitsrationalisierung. 


Edgar Atzler (Berlin), Körper und Arbeit, Handbuch der 
Arbeitsphysiologie. Georg Thieme, Leipzig. geh. I 42,50; 
geb. . 45,—. 

In diesem Handbuch ist von einer Reihe namhafter Fach- 
vertreter die biologische Seite des Arbeitsproblens behandelt. 
Es soll die Brücke schlagen zwischen den verschiedenen Ver- 
tretern in Wissenschaft und Wirtschaft, die heute dem Problem 
einer wissenschaftlichen Erforschung der Arbeit ihr Interesse 
zuwenden, also dem Wirtschaftler und Techniker, dem 
Psychologen, dem Gewerbehygieniker und Sozialpolitiker die 
erforderlichen Kenntnisse auf dem Gebiete der Arbeitsphysio- 
logie vermitteln. Dementsprechend wurden auch einige Ge- 
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biete, die dem Arzt geläufiger sind oder aus anderen Quellen- 
werken zur Verfügung stehen, so behandelt, daß auch der 
Nichtmediziner daraus Nutzen zu schöpfen vermag. Aus dem 
inhaltsreichen Werk mögen hier die wichtigsten Abschnitte 
genannt werden. Es zerfällt in einen theoretischen und prakti- 
schen Teil: Im ersteren behandelt Karl Peter (Greifswald) 
die anatomischen Grundlagen in einem Kapitel über funk- 
tionelle Anatomie, Otto Riesser (Greifswald) die Physiologie 
der Muskeln, Gunther Lehmann (Berlin) Sinnesorgane und 
Nervensystem, Rene du Bois-Reymond (Berlin) schließt 
sich mit einem Kapitel über physiologisch-mechanische Be- 
trachtungen über Haltung und Bewegung des menschlichen 
Körpers, Ernst Mangold (Berlin) mit einem weiteren über 


Kreislauf und Atmung und der Herausgeber Edgar Atzler 


(Berlin) mit einem solchen über die theoretischen Grundlagen 
des Stoff- und Kraftwechsels an. Im Schlußkapitel des theo- 
retischen Teils behandelt Arnold Durig (Wien) erschöpfend 
und mit reicher Berücksichtigung der Literatur die Theorie 
der Ermüdung. Im nun folgenden praktischen Teil werden die 
eigentlichen Probleme der Arbeitsphysiologie behandelt, die von 
Atzler mit neuartiger und exakter Methodik in den Mittelpunkt 
der heutigen Arbeitshygiene gerückt sind. Zunächst behandelt 
Gunther Lehmann die physische Arbeitseignung und geht 
hierbei auf die Methoden der physiologischen Eignungsprüfung 
unter Bezugnahme auf die Erfordernisse der praktischen Berufs- 
beratung ein, wobei auch Begriff und Grenzen der psychologi- 
schen Eignungsprüfung (Psychotechnik) kurz gestreift werden. 
Rassenbiologie und Arbeitseignung behandelt nach ihm in 
einem gedrängten Abschnitt Heinrich Reichel (Wien). So- 
dann berichtet Edgar Atzler (Berlin) selbst über physiolo- 
gische Rationalisierung, in der die wichtigsten Ergebnisse seiner 
Versuche über die Rationalisierung der Arbeit beim Kurbel- 
drehen, beim Heben und Tragen von Lasten, beim Ziehen und 
Schieben von Wagen und einiger anderer Arbeitselemente an 
Hand zahlreicher Tabellen mit genauer Angabe des Energie- 
verbrauches unter verschiedenen Bedingungen zusammenge- 
stellt sind. Dieses Kapitel und das folgende, in dem Arnold 
Durig die Ermüdung im praktischen Betrieb behandelt und 
auf zahlreiche Einzelheiten der gewerblichen Arbeit, die mit 
dem Ermüdungsproblem in Zusammenhang stehen (Ermüdung 
und Arbeitszeit, Nachtarbeit, Frauen- und Kinderarbeit, Un- 
fälle und Ermüdung usw.) eingeht, dürfen als das Kernstück 
des Werkes betrachtet werden. Die ausführliche Bearbeitung 
Durigs ist dadurch noch besonders beachtenswert, daß sie als 
einzige auf die Grenzgebiete der Arbeitsphysiologie aus dem 
Lager der Betriebs- und Sozialwissenschaften an Hand zahl- 
reicher Literaturquellen Bedacht nimmt und dadurch eine 
Lücke ausfüllt, die bei den rein biologisch orientierten Ab- 
schnitten offen bleibt. So auch in den letzten Abschnitten des 
Buches, in denen Gunther Lehmann die Ernährung des 
Arbeiters, Robert Herbst (Berlin) die Kleidung des Arbeiters, 
ferner Sport und Arbeit und Georg Joachimoglu (Berlin), 
Arbeit und Pharmaka kurz behandeln. Eine Ergänzung des 
verdienstvollen Werkes nach der berufskundlichen Seite 
schiene dem Referenten sehr erwünscht, eine fachlich-empirische 
Beschreibung der wichtigsten Arbeitsverrichtungen in den ein- 
zelnen Berufen. Eine solche Berufskunde ist für das Verständnis 
von Arbeitsphysiologie und -hygiene nicht ohne Belang, findet 
sich aber in der medizinischen Literatur kaum, wohingegen 
manche der hier behandelten Fragen auch sonst nicht ganz 
selten in medizinischen Handbüchern zu finden sind. Vielleicht 
darf diese Anregung dazu dienen, durch eine solche Erweiterung 
und durch die Einbeziehung der praktisch wichtigen Psycho- 
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technik, die Arbeitsphysiologie Atzlers zu jenem Standard- 
werk der Arbeitswissenschaft zu machen, das es seiner ganzen 
Anlage nach zu werden verdient. 


Dietrich (Berlin), Langenberg (Düsseldorf), Moede (Ber- 
lin), Rupp (Berlin), Aufgaben und Grundlagen der psychologi- 
schen Arbeitseignungsprüfung. Zentralblatt für Gewerbe- 
hygiene und Unfallverhütung. Bd. l, Beiheft 3. 1926. Verlag 
Chemie, Leipzig. Im Rahmen der von der Deutschen Ge- 
sellschaft für Gewerbehygiene herausgegebenen Schriftenreihe 
sind hier die Referate veröffentlicht, die auf einer für die 
Fragen der Arbeitseignungsprüfung einberufenen Konferenz 
gehalten wurden. Ministerialdirektor E. Dietrich berichtet 
einleitend über Aufgabe und Zweck der Arbeitseignungsfest- 
stellung; über die wissenschaftlichen Grundlagen und die 
Theorie der Arbeitseignungsprüfung berichtet Prof. H. Rupp 
vom Psychologischen Institut der Universität Berlin, über die 
praktischen Aufgaben und Leistungen der psychotechnischen 
Eignungsprüfung Prof. W. Moede von der Technischen Hoch- 
schule Charlottenburg mit Wiedergabe einer Reihe der ge- 
bräuchlichsten Schemata aus der Praxis der Psychotechnik 
und schließlich der Geschäftsführer im Landesarbeitsamt der 
Rheinprovinz H. Langenberg über die praktische Durch- 
führung der Berufsauslese und der Berufseignungsprüfungen 
bei den Berufsämtern. Die Schrift kann als Ergänzung der 
Atzlerschen Arbeitsphysiologie (vgl. vorher), in der diese 
Fragen noch nicht behandelt werden, und als kurze Einführung 
in den Fragenkomplex der Psychotechnik im Sinne der Gesell- 
schaft für Gewerbehygiene sehr empfohlen werden. 

G. Wolff (Berlin). 

Werner Sombart (Berlin), Die Vergeistung der Betriebe. 
Weltwirtschaftliches Archiv, Jena 1927. Bd. 25, H. 1. S. 149 
—178. Unter Vergeistung versteht der Verfasser Objektivierung 
seelischer Vorgänge, „Versachlichung‘. Die Vergeistung der 
Betriebe ist teils Ziel, teils Wirkung, teils Voraussetzung der 
Wissenschaftlichkeit. Die „Entseelung‘‘ der Arbeit und ‚„Ent- 
geistung‘‘ sind nicht nur nicht dasselbe, sondern etwas Ent- 
gegengesetztes. „Das Problem, um das es sich... . handelt, ist 
der große, sehr allgemeine Vorgang unserer Zeit, den wir auch 
bei der Gestaltung der Betriebe beobachten: der Entseelung 
und Vergeistung. Daß und wie der Betrieb sich wandelt aus 
einer Gemeinschaft lebendiger, durch persönliche Beziehungen 
aneinandergebundener Menschen in ein System kunstvoll in- 
einandergreifender Arbeitsleistungen, deren Vollbringer aus- 
wechselbare Funktionäre in Menschengestalt sind, gilt es zu 
verstehen. Dabei ist jeder Wertakzent vermieden. Ob Seele, 
ob Geist das „Wertvollere‘ sei, bleibt dahingestellt.“ Historisch 
gesehen, ist der beseelte Betrieb der ‚Betrieb alten Stils“. Der 
Primat des Seelischen tritt besonders hervor im Kleinbetrieb, 
vornehmlich aber im bäuerlichen und handwerklichen Nexus. 
Der Betrieb solchen Typus’ wird von dem „Chef“, dem „Alten“ 
geleitet, einem Unternehmertypus, der noch viele Züge des 
Handwerkers an sich trägt. Hier tritt die Arbeitsteilung der 
Unternehmerfunktion noch nicht zutage; denn der Chef ist 
Kaufmann, Techniker, Organisator zugleich. Seine persön- 
lichen Prinzipien spielen eine dominierende Rolle, auch Tradi- 
tion macht sich geltend. Dieser Betrieb hat deshalb immer 
eine irrational-persönliche Note. Die Angestellten und Arbeiter 
bleiben hier noch in persönlicher „patriarchalischer“ Beziehung 
zum Unternehmen. Anders ist es in einem „modernen Betriebe‘. 
„Ein Riesenunternehmen ist zu groß — sagt Ford — um 
menschlich zu sein. Es wächst derart, daß es die Persönlichkeit 
des einzelnen erdrückt. In einem großen Unternehmen ver- 
schwindet die Gestalt des Arbeitgebers wie des Arbeitnehmers 
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in der Menge.“ ‚Deshalb sorgt man von vornherein dafür — 
bemerkt hierzu Sombart — daß möglichst wenig Seele in den 
Betrieb eindringt: der Arbeiter, der eingestellt wird, muß 
gleichsam seine Seele in der Garderobe zurücklassen. Seine 
Einstellung erfolgt ganz schematisch: sein Name wird in das 
Aufnahmebuch oder die Arbeiterstammrolle eingetragen und 
verschwindet hier, um als Nummer wieder zu erscheinen, der 
Arbeiter hört auf, Person zu sein und wird Nummer; unter einer 
Nummer wird er während seiner Beschäftigung im Betriebe ge- 
führt (sog. Markennummer). Er wird ärztlich untersucht und 
„getestet“, d. h. an Apparaten mechanisch auf seine „Eignung“ 
geprüft. Zum äußeren Zeichen, daß er nicht mehr Person ist, 
legt er seine Zivilkleider ab und schlüpft in die Anstaltskleider. 
Innerhalb des Betriebes fällt jede persönliche Beziehung zwi- 
schen Unternehnier und Arbeiter, Aufsicht und Arbeiter, Arbei- 
ter und Arbeiter fort. Dieser Vergeistungsvorgang vollzieht 
sich dadurch, daß an die Stelle menschlicher Beziehungen 
„Systeme“ treten. Diese Systeme sind: a) das Verwaltungs- 
system; b) das Rechnungssystem und c) das Instrumental- 
system. Die Grundlage des Verwaltungssystems ist die Zer- 
legung, d. h. die Zerteilung ursprünglich komplexer (zu- 
sammengestzter) Funktionenkreise und Arbeitsvorrichtungen. 
Die Spezialisierung geht heute soweit, daß z. B. der Arbeits- 
prozeß in der Fordschen Fabrik in 7885 Teilverrichtungen 
aufgelöst ist, wobei die Zerlegung außer der Aufteilung des 
Betriebes in verschiedene Verwaltungsressorts hauptsächlich in 
der Teilung der Arbeit in horizontaler und vertikaler 
Richtung erfolgt. Durch solche Zerlegung des Arbeits- 
prozesses wird das Verwaltungssystem vorbereitet, geschaffen 
wird es durch einen zweiten Vorgang, durch die Normung. 
Charakteristisch für das ganze Verfahren der Normung ist, 
daß der gesamte Produktionsprozeß — als Ganzes und in seinen 
einzelnen Teilen — in einem vollständigen System schon im 
Geiste besteht, ehe er im einzelnen Falle begonnen wird. — 
Das Rechnungssystem besteht in der systematischen Fest- 
stellung des ziffernmäßigen Tatbestandes, in der Kalkulation 
und in der Buchhaltung. Darauf sei hier nicht näher eingegan- 
gen. Viel wichtiger für die Erörterung des Problems ist das 
dritte System, das Instrumentalsystem, wenn wir be- 
denken, welchen Umfang in den letzten 100 Jahren die Maschi- 
nen und Apparate im Produktionsprozeß angenommen haben. 
Die Spezialisierung der Maschinen und Apparate hat besonders 
in der letzten Zeit solche Fortschritte gemacht, daß z. B. in 
der Schuhindustrie für 96 verschiedene Tätigkeiten 67 zu 
durchlaufende Maschinen erforderlich sind. Das Neueste ist 
aber das Transportband, das Ford aus den Chikagoer Schläch- 
tereien übernommen hat. In diesem System spielt die Norma- 
lisierung eine wesentliche Rolle, d. h. die Vereinheitlichung 
der Bedingungen, unter denen die Herstellung eines Gegen- 
standes erfolgt. Zu erörtern ist, welchen Charakter die Arbeit 
behält oder bekommt, die dem Menschen neben dem Auto- 
maten verbleibt. Daran sind dreierlei Arten zu unterscheiden: 
a) die gestaltende Arbeit; b) die Maschinen (Apparate) ver- 
bindende Arbeit und c) die Maschinen (Apparate) bedienende 
Arbeit. Es besteht die Neigung, alle diese drei Arten der 
Arbeit zu ‚‚entseelen‘‘ oder zu ‚„vergeisten‘‘; bei den beiden 
erstgenannten Arten ist dies möglich, nicht aber bei der dritten 
Art, denn hier ist außer der persönlichen Entscheidung des 
Menschen während des Produktionsprozesses Inbetriebsetzung 
und Abstellung der automatischen Weiterbeförderung not- 
wendig. Dieser seelische Bestandteil kann aber von dem 
Maschinenarbeiter selbst losgelöst und auf beson- 
dere Funktionäre übertragen werden, wie es auch bei 
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Ford geschieht. Hier ist kein Mann für seine Werkzeug- 
maschine verantwortlich. ‚Es ist ausschließlich Sache der 
„Instandhaltungskolonne‘“, dafür zu sorgen, daß die 
Maschinen geölt werden, daß jeder Fehler im Entstehen be- 
merkt und beseitigt wird, kurz, daß sie dauernd in Ordnung 
gehalten werden. Der Mann an der Maschine hat sich selbst 
um gar nichts weiter zu kümmern als um seine paar Hand- 
griffe‘“ (P. Rieppel, Fordbetriebe und Fordmethoden. München 
und Berlin 1925. S. 9). 

Auf die Zusammensetzung der Arbeiterschaft kann 
die oben beschriebene Umwandlung der Betriebe folgender- 
maßen wirken: 1. die verhältnismäßige (zum Kapitalaufwande) 
Abnahme der Zahl der Arbeiter überhaupt; 2. eine ver- 
hältnismäßige (zur Gesamtzahl der in einem Betriebe beschäf- 


tigten Personen) Zunahme der oberen Schicht der Arbei- 


terschaft. Folgende Zahlen geben darüber Aufschluß: 
Von 1000 Personen sind Angestellte: 


Deutsches Reich Industrie Handel 


1882 20 65 
1895 33 83 
1907 57 113 


Besonders macht sich diese Verschiebung in den Industrien be- 
merkbar, die die höchste Vervollkommnung des Normen- 
systems beziehungsweise des Instrumentalsystems aufweisen: in 
der chemischen Industrie und in der Maschinenindustrie. Diese 
Entwicklung beobachten wir am deutlichsten in den Vereinigten 
Staaten. Schwierig ist die Antwort auf die Frage, welche 
Wirkung die Vergeistung der Betriebe auf den Charakter 
derausführenden Arbeiter und somit auf die Zusammen- 
setzung der Arbeiterschaft im eigentlichen Sinne ausge- 
übt hat. Die Beantwortung dieser Fragen ist schon deshalb 
schwer, weil man sich nicht über die Begriffe ‚‚beseelte — ent- 
seelte Arbeit‘‘ oder „qualifizierte — unqualifizierte Arbeit“ — 
einig ist. Kann doch sehr leichte einfache Arbeit beseelt sein, 
dagegen schwierige seelenlos (wenn es sich um mechanisch aus- 
zuführende, aber schwierig zu erlernende Handgriffe handelt). 
Man muß deshalb die Wirkung der Systeme, namentlich des 
Instrumentalsystems von Fall zu Fall analysieren. Denn in 
einem Fall — je nach dem Betrieb — kann die Einführung der 
Maschine so wirken, daß ihre Bedienung unbedingt einen hoch- 
wertigen Arbeiter erheischt, der die notwendige Intelligenz und 
Fachausbildung besitzt, um die Maschine vollkommen zu ver- 
stehen und richtig zu lenken. Es gibt aber auch andere Fälle, 
die die beseelte Arbeit so gut wie ganz ausschalten, aber auch 
gar keine „qualifizierten“ sondern nur noch ‚‚ungelernte‘ 
Arbeiter erfordern. Nach der geistvollen Analyse Sombarts 
läßt sich mit einiger Sicherheit folgendes zusammenfassend 
sagen: 1. Der alte Vollarbeiter mit allseitiger handwerks- 
mäßiger Ausbildung, der ,Geselle‘‘ verschwindet mit fort- 
schreitender Vergeistung der Betriebe; 2. ebenso verschwindet 
damit der ‚„ungelernte‘‘ Arbeiter alten Stils, der ‚„Handlanger‘‘; 
3. an die Stelle dieser früheren Typen treten bei Vollautomati- 
sierung: a) der (mehr oder weniger hoch) qualifizierte Spezial- 
arbeiter, dem vor allem die Bedienung bestimmter Maschinen 
obliegt; b) der ungelernte Arbeiter, der bestimmte andere 
Maschinen bedient und Apparate beaufsichtigt; c) der unge- 
lernte Arbeiter als Hilfsarbeiter des eigentlichen Maschinen- 
arbeiters. M. Kantorowicz (Berlin). 


Lipmann (Berlin), Bericht über die bisherigen Arbeiten des 
Unterausschusses für Arbeitsleistung im Enquöteausschuß. 
Reichsarbeitsblatt 1927, Nr. 7. Der Unterausschuß für Arbeits- 
leistung, eingesetzt auf Grund des Reichsgesetzes vom 15. IV. 
1926, hat den Auftrag, die Einwirkung von Arbeitsdauer und 
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Entlohnung auf die Arbeitsleistung zu untersuchen, und setzt 
sich aus Vertretern der Wissenschaft, der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer und einerAnzahl von Sachverständigen zusammen. Seine 
Arbeitsmethode ist die der speziellen Einzeluntersuchung an re- 
präsentativen Industrien,indem er auf dieMethoden derStatistik, 
des Experimentes, der Enquête und der Sammlung vorliegenden 
Materials mehr oder weniger verzichtet. Er verfährt dabei nach 
Richtlinien, die, aufgebaut auf Vorarbeiten von v.Zwiedineck- 
Südenhorst und Lipmann, nicht von den Änderungen der 
Leistung, sondern von den Veränderungen der die Leistung be- 
einflussenden Ursachen ausgehen. Nach Vorschlägen aus den 
Lagern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer werden als zur 
Untersuchung geeignet solche Betriebe ausgewählt, die über 
ein zum Vergleich der Gegenwart mit der Vergangenheit aus- 
reichendes statistisches Material verfügen, und bei denen sich 
außer Arbeitszeit und Lohn möglichst wenig geändert hat. 
Werkleitung und Betriebsrat der ausgewählten Betriebe äußern 
sich mündlich und schriftlich auf bestimmte Fragen, die sich 
mit Leistungsänderungen und ihren Ursachen beschäftigen. 
Das Ergebnis der Verarbeitung des anfallenden Materials, dem 
man mit Spannung entgegensehen kann, wird allerdings noch 
einige Zeit auf sich warten lassen. F. Hoppe (Berlin). 


Otto Köhler (Berlin), Kraftleistungen bei Einzel- und Grup- 
penarbeit. Industrielle Psychotechnik, Jg. 3, H. 9, S. 274. 
1926. Von einer gut eintrainierten Mannschaft eines Ruder- 
klubs (80 Mann) wurden, nachdem die Leistungsfähigkeit eines 
einzelnen in gleicher Weise an einem Vortage bestimmt war, je 
2 beziehungsweise 3 Leute veranlaßt, an einer gemeinsamen 
Griffstange ein über 3 Rollen laufendes Gewicht von 2 be- 
ziehungsweise 3x 41 kg alle 2 Sekunden 75 cm zu heben und 
wieder zu senken bis zur völliger Erschöpfung. Es ergab sich 
bei der Zweiergruppe, daß eine optimale Leistung erzielt wurde, 
wenn sich im Vorversuch die Einzelleistungen wie 100 : 70 
verhielten, da in diesem Falle die gemeinsame Leistung größer 
war als die Summe der Einzelleistungen. Ganz überraschend 
war die Minderleistung zweier gleicherweise besonders starker 
Leute. Die Ergebnisse bei der Dreiergruppe waren analoge. 
Die Erklärung wird in Übereinstimmung mit den Beobachtungen 
während des Experimentes darin gesucht, daß bei ungleichen 
Kräften der Stärkere als Führender mitreißt, bei gleichen 
Kräften aber die Führung fehlt und ein jeder sich auf den 
anderen verläßt. Bregmann (Magdeburg). 


Berufsberatung. 


Carl Coerper (Köln), Personelle Beurteilung nach der 
praktischen Lebenseignung. In: Brugsch und Lewy, Die 
Biologie der Person. Urban & Schwarzenberg, Berlin 1926. 
Die Aufgabe der anregenden und aufschlußreichen Abhand- 
lung ist es, im Sinne der Personallehre das Verhältnis von Per- 
son zu Beruf und außerberuflicher Lebensführung darzustellen 
und zu besprechen. Fünf Faktoren sind bei Erforschung der 
individuellen quantitativen Arbeitsleistung zu beachten, näm- 
lich: 1. Alter und Geschlecht, 2. das Muskelsystem und seine 
mannigfachen Teilfaktoren, 3. der Stoff- und Kraftwechsel, 
4. die Erholungsfähigkeit, 5. der periodische Arbeitsrhythmus 
der Person. Bei der Synthese der personalen Ganzheitsleistung 
hat die Beurteilung der körperlichen Eignung zwei Erscheinungs- 
formen auseinander zu halten: den Entwicklungszustand und 
den Gesundheitszustand. Durch den ersten sollen z. B. Über- 
und Unterjährigkeit, Ausgeglichenheit der Leistungsfähigkeit 
und Anpassungsbreite gekennzeichnet werden. Beim zweiten 
wäre u. a. auch zu scheiden zwischen temporärer Störung und 
erbmäßiger Dauerstörung. Beide fügen sich in eine überge- 
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ordnete Einheit, den Habitus, ein. Er ist das Zentrum der 
körperlich orientierten Individuallehre. Das Zustandekomnien 
von Gesundheitsschäden hat seine Grundlage neben der Schäd- 
lichkeit in der individuellen Empfänglichkeit, in der Disposi- 
tion, wobei es sich meistens um Partialdispositionen handelt. 
Da jede Arbeit aber auch eine aufbauende Dispositionsänderung 
bedingt, einen Arbeitsnutzen bringt, kann eine Variation durch 
eine andere kompensiert werden. Diese Möglichkeit übersieht 
die ausschließlich negative Berufsberatung. Nur die Berufs- 
beratung wird sachdienlich betrieben, die die Person als Ganz- 
heit berücksichtigt, und nur der Beruf ist richtig gewählt, der 
durch treffende Abschätzung von Geschicklichkeit und An- 
passungsfähigkeit den Arbeitswillen in ihm stärkt und behin- 
dernde Varianten kompensieren hilft. Die Berufswahl ist eine 
Triebhandlung, denn sie dient in erster Linie der Ausgestaltung 
des Ernährungs- und Bewegungsbedürfnisses; unter diesem ist 
der Trieb zum Kampf um eine Position, der Ehrgeiz zu ver- 
stehen. Die Triebanlagen konstituieren hinsichtlich der prak- 
tischen Lebenseignung ein Leistungsgefühl, das sich, verschieden 
stark ausgeprägt, aus dem Gefühl der groben Kraft, dem Gefühl 
der Geschicklichkeit und dem Gefühl der Materialbeherrschung 
(z. B. Unterschied zwischen Eisen- und Holzbearbeitung) zu- 
sammensetzt. Das Leistungsgefühl differenziert die besondere 
Berufsart für die Person. Der körperliche Ausdruck aller Ge- 
fühle, die vorgängliche, funktionelle Äußerung der Person ist die 
„Gebarung‘‘. Ihre erkennbare Form ist der Habitus. Wie die 
körperliche Lebenseignung durch die Beobachtung weniger des 
Zustandes eines Organes als der Zusammenhänge, der Äuße- 
rungen der Gebarung erkannt wird, so darf sich die Beurteilung 
der psychologischen Lebenseignung nicht nur auf die Prüfung 
der Intelligenz stützen, sondern muß die endgültigen, sinn- 
vollen Zusammenhänge der Person beachten, die hier durch 
die Temperamente gegeben sind. Von den Intelligenzfaktoren 
hängt der Grad der Eignung ab, nicht aber die Art der Eignung, 
Deswegen haben psychologische Testprüfungen zur Zeit nur 
dann einen Zweck, wenn sie aus einer Gruppe von Jugendlichen. 
die durch die geschilderten Methoden herausgestellt sind, die 
geeignetsten ausfindig zu machen versuchen. Die Beobachtung 
der Zusammenhänge zwischen Habitus und Beruf hat nun er- 
geben, daß die lediglich vom Leistungsgefühl bestimmte, ,un- 
verschleierte‘‘ Berufswahl sich in folgender Weise mit der 
Habitusform verknüpft, wobei hauptsächlich das Habitustypen- 
schema von Sigaud-Kretschmer verwendet wurde: Indi- 
viduen I. mit muskulärem Habitus werden als Knaben: Schlosser, 
Dreher, Klempner, Schuhmacher, Müller, Bäcker, Schlächter, 
Gastwirte, Maurer, Schmiede, Landwirte; als Mädchen: Haus- 
angestellte, Köchinnen, ungelernte Fabrikarbeiterinnen, Lebens- 
mittelverkäuferinnen; Il. mit respiratorischem Habitus werden 
als Knaben: Tischler, Weber, Maler, Tapezierer; als Mädchen: 
Schneiderinnen und Putzmacherinnen; III. mit cerebralem 
Habitus werden als Knaben: Kontor- und Handelsangestellte, 
Lehrer, Uhrmacher, Feinmechaniker; als Mädchen: Konto- 
ristinnen und Verkäuferinnen; IV. mit pyknischem Habitus 


ergreifen alle möglichen Berufe; V. aus der Untergruppe der- 


Astheniker und Dysplastiker werden Schneider, Friseure, Kell- 
ner. Bei den Untersuchungen ist neben der Berücksichtigung 
von „Verschleierungen‘‘ der Berufswahl 1. zwischen primärer 
und sekundärer Berufswahl zu scheiden, wenn z. B. jemand 
zunächst Schlosser wird, um später Konstrukteur zu werden, 
ist 2. der Dominanzwechsel der Strukturformen zu bedenken, 
da sich z. B. Perioden von muskulärem Habitus mit astheni- 
schem in mehrfachem Wechsel folgen können, und sind 3. die 
Fälle zu beachten, bei denen zwei oder drei heterogene Habitus- 
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formen in einem Gemenge auftreten. Solche Legierungen sind 
Degenerationserscheinungen, die auch die Berufsstrebungen 
widersprechend gestalten. Bei den höheren Berufen, von denen 
jeder den verschiedensten Temperamenten die verschiedenste 
Gestaltungsmöglichkeit gibt, kann die positive Berufsberatung 
nicht zu diesem oder jenem Beruf raten, sondern nur innerhalb 
der verschiedenen Berufe den der Individualgebarung ent- 
sprechenden Typus der Betätigung kenntlich machen. So viel 
über den Inhalt der Abhandlung, deren Hauptgedanke, bei Er- 
mittlung der Berufseignung die Person als Ganzheit nach Ge- 
barung und Habitus zu werten, wohl allgemeine Anerkennung 
finden und befruchtend wirken wird. Einige Einzelheiten er- 
scheinen anfechtbar, so z. B. das Urteil über die psychologischen 
Testprüfungen, die sich, ohne nur Intelligenzproben zu sein, 
doch auch bemühen, den der Individualität entsprechenden 
Werdedrang und Arbeitstypus zu finden. 
F. Hoppe (Berlin). 


Arbeiterschutz, Arbeitszeit. 


W. Graeber (Berlin), Die Arbeitsverhältnisse in den Bäcke- 
reien und Konditoreien nach den Berichten der deutschen Ge- 
werbeaufsichtsbeamten im Jahre 1925. Reichsarbeitsblatt Jg. 7, 
Nr. 97, S. 825ff. 1926. Die Durchführung des Nachtback- 
verbotes ist besonders in Badeorten und ländlichen Gegenden 
trotz oft erteilter Erlaubnis zum 5-Uhr-Frühbeginn, durch die 
Schwierigkeiten der Kontrolle nur zum Teil möglich gewesen. 
Nach den preußischen Berichten konnten Revisionen nur in 
jeder dritten Bäckerei mit Maschinenbetrieb oder mehr als 10 
Arbeitern stattfinden, in kleineren Betrieben — die an und für 
sich aber der Aufsicht viel dringender bedürfen — nur in 26,7 
v. H. In Preußen hat eine Verminderung der Kleinstbetriebe 
(60 v.H. gegen das Vorjahr) stattgefunden. Die Sauberkeit läßt 
besonders bei den Kleinbetrieben viel zu wünschen übrig — Groß- 
betriebe können für Badegelegenheit für das Personal, guten 
Zustand der Arbeitsräume, Spucknäpfe usw. besser sorgen; 
da, wo selbsttätige Maschinen die Nachtarbeit leisten, ist Inne- 
haltung der Arbeitszeitvorschriften eher gewährleistet. Es 
werden vor allem aus kleinen Betrieben bei Lehrlingen Arbeits- 
zeiten von 10—14 Stunden gemeldet (z. B. in Württemberg). 
Bewährt hat sich eine Hamburger Verordnung, der zufolge alle 
vor 64, Uhr in den Handel gebrachten Backwaren beschlag- 
nahmt werden. Die meisten Zuwiderhandlungen gegen die Vor- 
schriften betreffend die Sonntagsruhe kommen in Konditoreien 
vor. Es muß Klärung darüber geschaffen werden, ob und in 
welchem Umfang $ 105c G.O. (Sonntagsruhe) auch für Kondi- 
toreien gilt, da hierüber Rechtsunsicherheit besteht. Mehr- 
fach wurden Explosionen bei Dampfbacköfen durch unsach- 
gemäße Bedienung hervorgerufen. — Daß die Gerichte dem 
Geist der Bäckerschutzbestimmungen nicht immer das rechte 
Verständnis entgegenbringen, beweist eine Erkenntnis des Amts- 
gerichtes Rössel, demzufolge sieben Bäckermeister freige- 
sprochen wurden, obwohl sie nachts gearbeitet hatten, um ihre 
Kunden rechtzeitig bedienen zu können. Die Begründung 
führt aus, daß der Verlust der Kunden wirtschaftlichen Ruin 
bedeute, somit ein Notstand gemäß $ 54 StGB. vorläge. Die 
Angeklagten hatten auch nicht begreifen können, daß es Gesetze 
gäbe, die die Arbeitszeit einschränkten (!). Urteil der Be- 
rufungsinstanz steht noch aus. — Die Staatsanwaltschaft 
Mannheim vertrat sogar die Ansicht, daß kurz vor 5 Uhr keine 
Revisionen unternommen werden dürften. 

Ott (Landw. Berufsgen. Schwaben), Wie führt man eine 
Unfalistatistik und wie wertet man sie aus? Reichsarbeitsblatt 
Jg. 7, Nr. 43, S. 767ff. 1926. Eine Unterteilung der Ziffern 
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9—23 der Unfallstatistik des R.V.A. vom 12. Nov. 1912, 
Tabelle III, ist notwendig, damit die Gefahren einzelner Ma- 
schinen oder Maschinenteile ebenso wie die Gefährlichkeit 
baulicher und sonstiger Einrichtungen, besser beurteilt werden 
und entsprechende Maßnahmen ergriffen werden können. Durch 
Scheidung der Unfälle nach verschiedenen Ortsgebieten unter 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Bedingungen der ein- 
zelnen Bezirke, wären die gefährlichsten Gebiete festzustellen. 
Gefordert werden muß eine Sonderstatistik über Unfälle mit 
Todesfolgen; eine Statistik über die Schwere der Unfälle über- 
haupt wäre zu begrüßen. 


Leymann (Berlin), Die Lungenentzündungen unter den 
Arbeitern der Thomasschlackenmühlen und ihre Gleichstellung 
mit den Unfällen. Reichsarbeitsblatt Jg. 7, Nr. 2, S. HHI 6. 1927. 


Von 100 in Thomasschlackenmühlen beschäftigten Arbeitern 


sterben durchschnittlich im Jahre zwei an Lungenentzündung, 
d. h. 40mal so viel als von den männlichen Versicherten der 
Leipziger Ortskrankenkasse an Lungenentzündung und 3mal 
so viel als dort überhaupt gestorben sind. Die Staubbeseiti- 
gungsanlagen können noch verbessert werden, wenn sich der 
ganze Prozeß in geschlossenen Behältern abspielt (am besten 
nach dem Mathesius-Verfahren), die Schlacke vor dem Mahlen 
nicht so lange lagert, bis sie von selbst zerfällt, die Auffangsäcke 
aus gutem Material hergestellt sind (dazu ist die Aufhebung 
einer Kriegsverordnung erforderlich) und der beim Auswechseln 
der Säcke herunterfallende Staub mit beweglichen Staubsau- 
gern abgesaugt wird. Eine völlige Beseitigung des Staubes ist 
aber nicht möglich, und deshalb sollten die Lungenentzündungen 
in „Anlagen, in denen Thomasschlacke gemahlen oder in anderer 
Weise zerkleinert wird‘‘ (nicht in solchen, wo sie nur gelagert 
wird), unter die den Betriebsunfällen gleichgestellten Berufs- 
krankheiten aufgenommen werden. 

L. Preller, Berlin, Der Betriebsschutz bei Fließarbeit. 
Reichsarbeitsblatt Jg. 7, Nr. 5, 1927. Die Fließarbeit be- 
seitigt zwar durch weitgehende Mechanisierung und Aus- 
schaltung des Menschen von den gefährlichsten Arbeiten, be- 
sonders beim Transport der Arbeitsgüter einen großen Teil 
der Gefahrenmomente, dafür treten andere in den Vorder- 
grund: 1. passieren die Produkte vielfach Trockenöfen oder 
Schleifmaschinen, die mit Rücksicht auf den Transport nicht 
dicht geschlossen gehalten werden, 2. kann der mechanische 
Transport durch Absturz hängender Gegenstände und Aus- 
gleiten auf Gleisen oder beim Betreten eines Förderbandes 
zu Unfällen führen. Die fälschliche Anwendung des Maximal- 
tempos an Stelle des optimalen — womöglich noch in Verbin- 
dung mit Gruppenakkord — kann Überarbeitung, ein der 
Arbeit oder dem inneren Rhythmus des Arbeiters nicht ent- 
sprechender Rhythmus, besonders bei gleichzeitiger Taylori- 
sierung zu schnelle Ermüdung zeitigen. Das enge Zusammen- 
arbeiten erleichtert die Übertragung ansteckender Krankheiten 
der oberen Luftwege und der Haut. Außerdem erfordert die 
angestrengte Tätigkeit eine Entlastung durch möglichst günstige 
Anordnung des Arbeitsplatzes auch hinsichtlich der Körperhal- 
tung und der Beleuchtung und Gelegenheit zu kurzem Ausruhen 
(Anlehnen) während der Arbeit. Bregmann (Magdeburg). 


Gerbis (Berlin), Erhebungen der Gewerbeaufsichtsbeamten 
über gewerbliche Störungen der Schwangerschaft. Reichsarbeits- 
blatt Jg.7,Nr.5. 1927. Nachdem von seiten der obersten Reichs- 
und Landesbehörden einerseits und des Preußischen Ministers für 
Handel und Gewerbe andererseits die Gewerbeaufsichtsbeamten 
Anweisung erhalten haben, bestimmte Fragen über den Einfluß 
der verschiedenen Frauenarbeiten auf die Schwangerschaft zu 
beantworten, weist Verfasser mit Recht darauf hin, daß das 
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durch die technischen Aufsichtsbeamten gesammelte Material 
der Bearbeitung und Sichtung durch einen berufskundigen Arzt 
bedürfe. Für die Erhebungen schlägt er einen dreifachen Weg 
vor: 1. Berichte der Krankenkassen über Entbindungen, Früh- 
und Fehlgeburten ihrer weiblichen Mitglieder, 2. Erhebungen 
der Gewerberäte in geeigneten Betrieben, 3. Einzelbefragungen 
der von den Krankenkassen namhaft gemachten Versicherten. 
Beim ersten Weg müßten, um Täuschungen durch verschleiernde 
Diagnosen zu vermeiden, alle mit Erwerbsunfähigkeit verbun- 
denen Krankheitsfälle während der letzten 6 Schwangerschafts- 
monate mitgeteilt werden. Schwierigkeit wird sowohl die Er- 
fassung der sicheren Aborte wie die Feststellung ihrer Aus- 
lösung durch die Berufsarbeit machen, so daß diese Fragen 
besser aus den Erhebungen der Gewerbeaufsichtsbeamten aus- 
geschlossen würden. Auf dem zweiten Wege können die Hilfs- 
und Schonungseinrichtungen ermittelt und kann ferner z. B. 
die Frage geprüft werden, ob bei Akkordarbeiterinnen eine Ver- 
ringerung der Leistungsfähigkeit im Verlauf der Schwanger- 
schaft zahlenmäßig in die Erscheinung tritt. Der dritte Weg 
wird als der ergebnisreichste angesehen. Er erlaubt, den Ein- 
fluß der einzelnen Arbeitsverrichtungen auf Befinden und 
Schwangerschaftsbeschwerden festzustellen, wofür die weib- 
lichen Beamten besonders geeignet sind. So können die Er- 
hebungen Allgemeingültigkeit erlangen und die Unterlagen für 
dieAusarbeitung eines wirksamenSchwangerenschutzes abgeben. 


Entwurf eines Gesetzes über die Beschäftigung vor und nach 
der Niederkunft. Reichsarbeitsblatt Jg. 7, Nr. 8, 1927. Das 
Gesetz ist vom Reichstag beschlossen und mit Zustimmung 
des Reichsrates verkündet worden und tritt am 1. 4. 1927 
in Kraft. Es regelt den Mutterschutz so, daß er sich einmal 
in das System eines späteren umfassenden Arbeitsschutz- 
gesetzes einfügt und sich zum anderen dem von Deutsch-. 
land noch zu ratifizierenden Washingtoner Übereinkommen an- 
paßt. Das Gesetz gilt für Frauen in krankenversicherungspflich- 
tiger Beschäftigung mit Ausnahme der Hauswirtschaft und der 
landwirtschaftlichen und ähnlichen Betriebe. Nach ihm sind 
die Frauen berechtigt, die ihnen obliegende Arbeit zu ver- 
weigern, 1. in den letzten 6 Wochen vor dem nach ärztlichem 
Zeugnis zu erwartenden Termin der Niederkunft auch ohne 
Störung ihres Befindens und 2. während der 7. bis 12. Woche 
nach der Niederkunft, wenn sie nach ärztlichem Zeugnis durch 
Folgen der Schwangerschaft oder Niederkunft behindert sind. 
In den ersten 6 Wochen nach der Niederkunft dürfen Wöchne- 
rinnen nicht beschäftigt werden. Anspruch auf Entgelt während 
der Schutzfrist haben sie nur, soweit dies ausdrücklich verein- 
bart ist. Stillenden Frauen ist während 6 Monaten nach der 
Niederkunft ohne Kürzung eines Zeitlohnes täglich eine Zeit 
bis zu 1 Stunde oder zweimal einer halben Stunde zum Stillen 
freizugeben. Während 6 Wochen vor und nach der Niederkunft 
ist eine Kündigung des Arbeitgebers unwirksam, sofern diese 
nicht aus einem wichtigen, mit der Schwangerschaft und der 
Niederkunft nicht zusammenhängenden Grunde erfolgt. Straf- 
bestimmungen sichern die Durchführung des Gesetzes. Es 
bringt die ärztlicherseits sehr zu begrüßende Neuerung, daß 
der Mutterschutz auch auf Arbeiterinnen in kleinen Betrieben 
und auf weibliche Angestellte (in niedrigeren Gehaltsstufen) 
ausgedehnt wird. F. Hoppe (Berlin). 


Arbeitsmarkt und Bekämpfung 


der Erwerbslosigkeit. 
Die Berufe der langfristigen Erwerbslosen. Der Präsident der 


Reichsarbeitsverwaltung hat die Landesarbeitsämter ersucht)", 


1) Schr. vom 22. 11. 1926 I A 4479/26. 


ihr Augenmerk auf die Arbeitsvermittlung der langfristigen 
Erwerbslosen und der Ausgesteuerten zu richten. Er führt aus, 
daß aus der Statistik der Erwerbslosen ersichtlich ist, daß der 
Wechsel innerhalb der unterstützten Erwerbslosen um so ge- 
ringer wird, je länger ihre Erwerbslosigkeit dauert. ‚Von den 
1062218 Erwerbslosen, die am 15. Dezember 1925 unterstützt 
wurden, schieden 


vom 16. Dezember bis 15. März...... 47,0 v.H. 
„ 16. März bis 15. Juni .......... 26,8 v.H. 
» 16. Juni bis 15. September ..... 12,7 v.H. 


aus, so daß am 15. September noch 13,5 v.H. vorhanden waren, 
die länger als 39 Wochen unterstützt wurden. Von den 1763976 
Erwerbslosen, die am 15. Januar 1926 unterstützt wurden, 
schieden aus: 


vom 16. Januar bis 15. April........ 58,0 v.H. 
» 16. April bis 15. Juli .......... 20,2 v.H 
„ 16. Juli bis 15. Oktober ........ 11,6 v.H. 


Wenn selbstverständlich die Fluktuation der Erwerbslosen auch 
dadurch beeinflußt wird, daß immer wieder zuerst die voll 
leistungsfähigen Arbeitskräfte vermittelt werden, während min- 
der tüchtige Kräfte länger arbeitslos bleiben, so muß es doch, 
wie schon öfter betont, das stete Bestreben der Landesämter 
und der öffentlichen Arbeitsnachweise sein, es zu keinem 
ständigen Bodensatz unter den Erwerbslosen kommen zu 
lassen. Denn auf die Dauer schwächt Erwerbslosigkeit den 
Willen zur Selbsthilfe und macht die langfristig Erwerbslosen 
immer ungeeigneter für die zur Verfügung stehenden Stellen.‘ 

Es fällt auf, daß in der Zeit vom 16. September bis 15. Okto- 
ber, also in einem Monat in einzelnen Arbeitsnachweisen eine 
den üblichen Durchschnitt übersteigende Zahl von Erwerbs- 
losen wegen Ablaufs der Unterstützungsdauer ausgesteuert 
worden ist, während andere Arbeitsnachweisbezirke, die be- 
sonders ungünstige Arbeitsmarktverhältnisse haben, überhaupt 
keine Ausgesteuerten besitzen. 

Sofern es nicht möglich ist, die langfristigen Erwerbslosen, 
besonders dann, wenn deren Zahl noch niedrig ist, auf dem 
freien Arbeitsmarkte unterzubringen, so sollen die Arbeits- 
plätze bei Notstandsarbeiten vor allem für diese aufbewahrt 
werden. Allerdings verkennt der Präsident der Reichsarbeits- 
verwaltung nicht, daß der Arbeitsnachweis, der bei der Ver- 
mittlung in erster Linie Gesichtspunkte der Eignung berück- 
sichtigen muß, vor eine schwierige Aufgabe gestellt ist, wenn er 
zugleich sein Hauptaugenmerk auf die Unterbringung lang- 
fristiger Erwerbsloser zu richten hat. 

Im Bezirk des öffentlichen Arbeitsnachweises Liegnitz-Stadt 
sind auf Grund der Statistik vom 15. November 1926 insge- 
samt 2047 Hauptunterstützungsempfänger gezählt worden, von 
denen 425 eine Unterstützungsdauer von über 39—52 Wochen 
haben, somit sind 20,7°, der Unterstützungsempfänger lang- 
fristige Erwerbslose. Nach der Statistik vom 15. Dezember 1926 
betrug die Zahl der Hauptunterstützungsempfänger 2613, da- 
von 554 langfristige Erwerbslose. Deren Verteilung auf die 
einzelnen Berufe ergibt sich aus der nebenstehenden Tabelle. 
Ein Alter von 60 Jahren und darüber haben 50 Leute; von 
65 Jahren und darüber 40 Leute. Für die Krisenfürsorge kom- 
men etwa 50 Leute in Frage. l 

Auf Grund des § 1 Abs. 3 des Gesetzes über eine Krisen- 
fürsorge für Erwerbslose ist beim Niederschles. Arbeitsamt 
in Breslau beantragt worden, als Krisenfürsorgeberechtigte die 
Angehörigen folgender Berufe zu erklären: kaufmännischer, 
technischer und Bürodienst; Metallgewerbe, Holzgewerbe, un- 
gelernte Arbeiter. Inzwischen sind durch Bekanntmachung 
vom 19. November 1926 für den ganzen Bezirk des nieder- 
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Ge- 
Berufsgruppe f se männl. | weibl. | boren nn nn 
5/6 Metallarbeiter . 42 42 — 32 | 7 
Dreher ....... 25 25 — — 4 
Former ....... 21 19 2 2 2 
außerdem......... 16 16 — 6 4 
11 Sattler ......... 6 6 — 1 — 
12 Tischler ....... 55 55 — 19 7 
Bildhauer...... 7 7 — 4 — 
Drechsler ..... 9 9 —| 4 — 
außerdem......... 6 6 — 1 3 
E EE E 9 9 — l 2 
14 Bekleidungsgew. 11 6 5 1 1 
162. 12 12 — 6 1 
23a Ungel. Arbeit..| 235 | 195 40 69 10 
25/26 Angestellte.. 27 25 2 1 8 
sonstige Berufe ... 9 


schlesischen Landesarbeitsamts als Berufe und Bezirke, in 
denen an Erwerbslose, die vor dem 1. April 1926 ausgesteuert 
worden sind, in besonderen Härtefällen die Krisenfürsorge ge- 
währt werden kann, bezeichnet worden: 
Gruppe 5—6: Metallarbeiter (männlich). 

„» 25, 26, 27: Angestellte (männlich und weiblich). 

Ferner zusätzlich im Bezirk des Arbeitsnachweises der Stadt 
Breslau: 

Gruppe 23a: Ungelernte Arbeiter aller Art (männlich und 
weiblich). 
23b: Erdarbeiter, Bauhilfsarbeiter usw. (männlich). 
„. 12a: Tischler usw. (männlich). 
14a: Bekleidungsgewerbe männlich und weiblich 
(Schneider aller Art und Konfektionsarbeiter, 
Schneiderinnen aller Art, Wäschenäherinnen, 
Konfektionsarbeiterinnen). 
„ 14b: Bekleidungsgewerbe männlich (Schuhmacher aller 
Art und Schuhfabrikarbeiter). 
sowie ebenfalls zusätzlich im Bezirk des öffentlichen Arbeits- 
nachweises Breslau-Land: 
Gruppe 23a: Ungelernte Arbeiter aller Art (männlich und 
weiblich). 

= 23b: Erdarbeiter, Bauhilfsarbeiter usw. (männlich). 

Beschäftigung ausländischer Landarbeiter im Jahre 1927. 
Reichstag und Reichsregierung haben im Benehmen der Län- 
der beschlossen, einen Abbau der Ausländerbeschäftigung, die 
in einzelnen landwirtschaftlichen Betrieben mit mindestens 39% 
gegenüber dem Jahre 1926 vorhanden sind, durchzuführen, da 
in Deutschland selbst zur Zeit etwa 14, Millionen Arbeitslose 
vorhanden sind. Hiervon stammt ein sehr großer Teil vom 
Lande und ist mit landwirtschaftlichen Arbeiten vertraut. Es 
dürfte somit möglich sein, diese Arbeitslosen von der Stätte 
ihrer Untätigkeit an die Arbeitsstätte zu stellen und sie dort 
in den Produktionsorganismus wieder einzureihen. Für Nieder- 
schlesien beträgt die Höchstzahl der 1927 einzustellenden aus- 
ländischen Wanderarbeiter 5200 (im Vorjahre 8500); für Ost- 
preußen 5500; für Hannover 7900; für Brandenburg 12400; 
für Mecklenburg-Schwerin 12000; für Pommern 15200; für 
Sachsen-Anhalt einschließlich Freistaat Anhalt 24000. 

Das Niederschlesische Landesarbeitsamt schreibt hierzu, daß 
sich die Ausländer zweifellos in den meisten Fällen ersetzen 
lassen werden. Aber auch dort, wo dies nicht möglich sei, liegt 
keine Veranlassung vor, sie über Winter auf den Arbeitsstellen 
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zu belassen. Soweit für die Betriebe die Notwendigkeit zur Be- 
schäftigung von Ausländern anerkannt wird, sollen Ausländer 
zeitigstens im Frühjahr wieder eingestellt werden. ‚In Nieder- 
schlesien sind ganz besonders im letzten Jahre sehr viel Aus- 
länder von bäuerlichen Besitzern und mittleren Betrieben ange- 
fordert worden. Teilweise ist dies auf die immer mehr und mehr 
wahrnehmbare Abwanderung einheimischer Arbeitskräfte aus 
den bäuerlichen Betrieben in landwirtschaftliche Großbetriebe 
oder in gewerbliche Betriebe oder in landwirtschaftliche, außer- 
halb Schlesiens gelegene Betriebe zurückzuführen. Die Nieder- 
schlesischen landwirtschaftlichen Besitzer werden sich mehr 
wie bisher bemühen müssen, die deutschen einheimischen 
Arbeitskräfte für ihre Betriebe festzuhalten. Das Landes- 
arbeitsamt hat wahrnehmen müssen, daß mancher Besitzer bei 
der Neueinstellung deutscher Leute wenig Entgegenkommen 
gezeigt und die an die einheimischen Arbeitskräfte gestellten 
Anforderungen sehr hoch geschraubt hat, weil er dann mit der 
Genehniigung der Ausländer, die ihm als willigere und teilweise 
auch billigere Arbeitskräfte erschienen, rechnete.‘ 

Genehmigungen für kleine Ausländergruppen sollen nach 
einerAnweisung derReichsarbeitsverwaltung grundsätzlich nicht 
erteilt werden. Überall soll der Ersatz der ausländischen Arbeiter 
durch vermehrte Einstellung ständiger einheimischer Land- 
arbeiter — besonders Landarbeiter-Familien — erfolgen. 

M. Lehmann (Liegnitz). 

Zander (Berlin-Spandau), Die Inanspruchnahme der Er- 
werbslosenfürsorge in Berlin, im Reiche und in den deutschen 
Großstädten mit mehr als 250000 Einwohnern 1925/26. Berliner 
Wirtschaftsberichte Nr. 4, 1927. Es ist ein ūberaus trauriger 
Abschnitt der Wirtschaftsgeschichte, den die Tabellen und 
Kurven schildern. Im Februar 1925 setzt im unbesetzten 
Reichsgebiet eine Abnahme der durchschnittlichen Zah! der 
Hauptunterstützungsempfänger ein, die am 1.7. 1925 ihren 
tiefsten Stand mit 2,5 auf 1000 Einwohner erreicht. Dann 
aber steigt die der Ziffer Unterstützungsempfänger, zunächst 
langsam, vom November 1925 an schneller, beträgt am 15. 12. 
schon 17,0, am 1. 1. 1926 bereits 23,0 und ist Ende Februar 
auf dem Gipfel mit 32,5 auf 1000 Einwohner angelangt. Dann 
sinkt sie langsam ab bis zu einem Minimum von 20,7 An- 
fang November, um bis zum Jahresende wieder bis auf 23,2 
in die Höhe zu gehen. Noch ungünstiger lagen die Verhält- 
nisse in Berlin, das sich in der Berichtszeit fortgesetzt über 
dem Reichsdurchschnitt hielt. 1925 hat es einen mäßigen Vor- 
sprung von etwa 0,4 bis 1,0 auf 1000, läßt 1926 aber mit einem 
Jahresdurchschnitt von 45,3 den Reichsdurchschnitt von 26,5 
dauernd und weit hinter sich und weist im Juli den ungünstig- 
sten Stand mit der Ziffer 52,9 auf. Auch in Berlin folgt 1926 
auf eine Senkung im November (39,0) wieder ein Anstieg im 
Dezember (42,3). Von den 20 deutschen Großstädten mit mehr 
als 250000 Einwohnern haben 1926 nur Nürnberg, Dortmund 
und Essen einen schlechteren Jahresdurchschnitt als Berlin. 


Die unterstützten Erwerbslosen nach der Dauer des Unter- 
stützungsbezuges in den Berufsgruppen und Altersklassen. Bear- 
beitet in der Reichsarbeitsverwaltung. Reichsarbeitsblatt Nr. 8, 
1927. Am 2.7.1926 gab es 1594300 unterstützte Erwerbslose. Die 
durchschnittliche Unterstützungsdauer der männlichen Arbeiter 
betrug 17 Wochen, die der Arbeiterinnen 15 Wochen; bei den 
Angestellten betrug sie für Männer 16 Wochen, für Frauen 
15 Wochen. Bei den Arbeitern waren die Verhältnisse am un- 
günstigsten; im Bergbau mit einer durchschnittlichen Unter- 
stützungsdauer von 20 Wochen, etwas besser standen Metall- 
verarbeitungs- und Holzindustrie mit 17 Wochen, chemische 
Industrie mit 16 Wochen, Bekleidungs- und Baugewerbe mit 
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15 Wochen, Vervielfältigungsgewerbe und Berufsgruppe Schau- 
stellungen aller Art mit 13 Wochen. Von den männlichen Ange- 
stellten hatten die längste Durchschnittsdauer der Erwerbslosig- 
keit die technischen und Büroangestellten mit je 17 Wochen, 
günstiger standen die kaufmännischen Angestellten mit 16 
Wochen. Bei der weiblichen Arbeiterschaft standen am schlech- 
testen Nahrungsmittelgewerbe und chemische und Leder- 
industrie mit 19 beziehungsweise 18 Wochen, am günstigsten die 
Berufsgruppe Schaustellungen mit 11 Wochen. Von den weib- 
lichen Angestellten hatten die größte Durchschnittsdauer die 
Büroangestellten mit 16 Wochen, dagegen die Angestellten im 
Bühnen- und Lichtspielgewerbe nur 10 Wochen. Hinsichtlich 
der Lebensalter steigt die durchschnittliche Unterstützungs- 


. dauer von 13 Wochen bei den jüngsten Altersklassen ziemlich 


gleichmäßig durch die einzelnen Altersklassen bis zu 19 Wochen 
bei den über 60jährigen. Es zeigte sich, daß die jüngeren Alters- 
klassen zwar leichter erwerbslos werden, aber auch schneller 
wieder eine Stellung finden. F. Hoppe (Berlin). 


Ristau (Dresden), Arbeitsbeschaffung f. Erwerbsbeschränkte. 
Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege. Jg. 2. Nr. 8. 
In Deutschland sind schätzungsweise 31, Millionen Erwerbs- 
beschränkte. Nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz-Ent- 
wurf werden nur die in die Versicherung einbezogen, die im 
vergangenen Jahre mindestens 26 Wochen gearbeitet haben. 
Dadurch scheiden die sehr oft nur kurzfristig beschäftigten 
Erwerbsbeschränkten zum großen Teil eo ipso aus. Die zwangs- 
weise Beschaffung von Arbeitsplätzen ist auf Grund des Ge- 
setzes über die Beschäftigung Schwerbeschädigter vom 12.1. 23, 
Juli 1926 abgeändert, nur für die (etwa 350000) Schwerbe- 
schädigten möglich, für Unfallbeschädigte sichert die Änderung 
der Unfallversicherung vom 14. Juli 1925 eine Berufsfürsorge. 
Für die anderen Gruppen fehlt reichsrechtliche Regelung. 
Sachsen hat aber z. B. in seinem $ 2 des Wohlfahrtspflege- 
gesetzes (28. IH. 25) im Einklang mit den Reichsgrundsätzen 
über Art und Maß der Fürsorge die Beschäftigung Erwerbs- 
beschränkter statuiert. Schreibt auch das Arbeitsnachweis- 
gesetz (Juli 22) die Errichtung besonderer Vermittlungsabtei- 
lungen für Erwerbsbeschränkte an den öffentlichen Arbeits- 
ämtern vor, so steht doch die Vermittlung dieser Kräfte vor 
unüberwindlichen Schwierigkeiten. Es ist daher Pflicht der 
Gemeinden (die z. B. schon von Frankfurt a. M., Hamburg, 
Wiesbaden, Berlin, München, Nürnberg, Duisburg, Dresden, 
Leipzig, Plauen usw. erfüllt worden ist) die Errichtung von 
Erwerbsbeschränktenwerkstätten!): Korkschnitzerei, elektrische 
Bügeleisenwerkstatt, Schreinerei, Schlosserei, Näherei oder ähn- 
liches durchzuführen. Dabei ist zu beachten, ob es sich um 
Berufsertüchtigung oder dauernde Beschäftigung handelt, ob 
Jugendliche oder Asoziale eventuell in gesonderten Abteilungen 
zu versorgen sind usw. Durch Initiative der Kommunen sind 
staatliche Mittel zu mobilisieren. Darlehen und sachverständige 
Ratschläge gibt die Kageso (Kreditgemeinschaft der Selbsthilfe- 
organisationen) in Berlin. Etwa vorhandene Einrichtungen der 
privaten Fürsorge dieser Art sind unter anderem zu fördern und 
auszubauen. | Bregmann (Magdeburg). 


Sozialversicherung und sonstiges 
Versicherungswesen. 


Jahrbuch 1925 der Ambulatorien des Verbandes der Kranken- 


kassen Berlin. Selbstverlag Berlin. 
Die Leitung der Ambulatorien tritt mit diesem Tätigkeits- 


1) Vgl. Kongreß für Krüppelfürsorge in Nürnberg Mai 26, 
Tagung der Hauptfürsorgestellen in Düsseldorf Juli 26. 


SOZIALPOLITISCHE RUNDSCHAU 


bericht zum ersten Male vor die Öffentlichkeit. Er bringt einen 
Überblick über die Entwicklung der Ambulatorien, eine Reihe 
wissenschaftlicher Arbeiten und einige statistische Zusammen- 
stellungen. Der Zweck des Jahrbuches geht aus dem Vorwort 
hervor. Es soll den Beweis erbringen, daß die in den Ambula- 
torien geschaffene neue Behandlungsform einen Fortschritt be- 
deutet und soll Zeugnis dafür ablegen, daß die Ambulatoriums- 
ärzte trotz ihrer Arbeitsbelastung noch Zeit finden, ihre prak- 
tische Erfahrung wissenschaftlich auszuwerten. Es geht also 
um den Nachweis der Hochwertigkeit der Ambulatorien in 
Organisation und personeller und technischer Ausrüstung und 
ihrer Überlegenheit über die Einzelbetriebe der Ärzteschaft. Es 
ist nicht verwunderlich, daß der Charakter des Jahrbuches als 
einer gegen die Ärzteschaft gerichteten Kampfschrift in dem 
Entwicklungsüberblick mit seiner Aufzählung der bekannten 
zu Gunsten der Ambulatorien angeführten Argumente deutlich 
zum Ausdruck kommt. Bedauerlich ist es aber, daß sich auch 


die wissenschaftlichen Aufsätze nicht von gelegentlichen Seiten- ` 


hieben auf die Ärzteschaft freihalten, zumal diese nicht immer 
von geschickter Hand ausgeteilt werden. Dabei ist es interessant 
zu sehen, daß die medizinisch wertvolleren Artikel ihren wissen- 
schaftlichen Charakter besser wahren und es vermeiden, den 
Parteihader auch auf dem neutralen Boden der Wissenschaft 
auszutragen. Der an einer einheitlichen Ausgestaltung der Für- 
sorge interessierte Arzt wird auch nicht gerade angenehm be- 
rührt sein, wenn er liest, wie die Krankenkassen durch Schaffung 
eigener Fürsorgestellen die notwendige Einheitlichkeit ge- 
fährden. F. Hoppe (Berlin). 


Heinz Jaeger (München), Die Wochenhilfe. Kommentar zu den 
Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung überWochen- 
hilfe mit einem Anhang über die Wochenfürsorge. Dritte, 
völlig neubearbeitete Auflage. C. H. Becksche Verlagsbuch- 
handlung. München 1927. 96 S. 

In der vorliegenden dritten Auflage ist das Gesetz vom 
9. Juli 1926 über die Wochenhilfe und Familienwochenhilfe be- 
rücksichtigt worden. Der Kommentar ist sehr klar und leicht 
faßlich geschrieben. Auch fehlt es nicht an einem Sachregister. 

M. Kantorowicz (Berlin). 

F. Okraß (Charlottenburg), Antisoziale und demoralisierende 
Wirkungen der Krankenversicherung? Deutsche Krankenkasse. 
Nr. 6. 1927. Verfasser wendet sich gegen die Behauptung, die 
Krankenversicherung wirke auf Patienten (Minderung des Ver- 
antwortlichkeitsgefühls) und Ärzte (Verfall und Mechanisierung 
der Heilkunde) demoralisierend.. Die — von Einzelfällen ab- 
gesehen — nicht zu weite Kreise umfassende Versicherung 
sichert die Betreffenden für den Krankheitsfall und hält sie da- 
durch vor unsozialen Handlungen wie Stehlen und dergleichen 
zurück. Sie fördert das Simulantentum nicht mehr wie jede 
Fürsorgeeinrichtung. Die Proletarisierung des Ärztestandes 
hängt mit der Wirtschaftskrise, nicht mit der Versicherung zu- 
sammen. Die sogenannte Mechanisierung der Heilkunst geht 
von den Universitäten aus, nicht von den Kassen. Die Über- 
nahme gewisser Leistungen in eigene Regie der Kassen könne 
nicht als unsozial angesehen werden, wenn sie dem großen Kreis 
der Versicherten nütze. 

Gesundheitsdienst der Lebensversicherungsgesellschaften. Eine 
Notiz im Reichsgesundheitsblatt Nr. 12, 1927 teilt mit, daß sich 
Alba Nordstern, Allianz-Lebensversicherungsbank, Deutsche 
Lebensversicherung, Leipziger Lebensversicherung und Vita, 
Zürich zu einer Zentrale für Gesundheitsdienst der Lebensver- 
sicherungsgesellschaften zusammengeschlossen haben,um durch 


| 
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periodische ärztliche Untersuchungen ihrer Klientel nach ameri- 
kanischem Vorbild ihr eigenes Risiko zu vermindern und die. 
Versicherten zu veranlassen, ihren Gesundheitszustand in Ord- 
nung zu bringen. Näheres über bereits vorliegende ausländische 
Erfahrungen s. Münchener Medizinische Wochenschrift, Jahr- 
gang 1926. Bregmann (Magdeburg). 


Wohnungs- und Siedlungswesen. 

Wölz (Berlin), Der Wohnungsbau im Jahre 1927 und seine 
Vorbereitung im Laufe des Winters. Reichsarbeitsblatt 1927, Nr. 1. 
Wenn durch die Bautätigkeit im Jahre 1926 der laufend an- 
fallende Wohnungsbedarf wohl gedeckt werden konnte, so ist 


= der Fehlbedarf aus der Kriegs- und Inflationszeit noch nicht in 


 schussung oder Schuldenaufnahme disponieren. 


erheblichem Umfange vermindert. Der starke Ausfall auf dem 
Gebiete des Industriebaues, der die unmittelbare Ursache für 


die Beschäftigungslosigkeit von 104400 Bauarbeitern in der 


besten Bauzeit war, kann durch eine Steigerung des Wohnungs- 
baues weitgehend ausgeglichen werden. Dazu ist es erforderlich, 
daß die allgemeine Finanzierung der Gesamtbaukosten und die 


, Bereitstellung der Mittel aus der öffentlichen Hand rechtzeitig 


in die Wege geleitet werden. Für die Gesamtfinanzierung wäre 
es wünschenswert, die aus der Hauszinssteuer aufkommenden 
Mittel durch Anleihemittel sofort zu verstärken. Von Vorteil 
ist es, daß für die den Wohnungsbau ausführenden Stellen die 
gesetzlichen Grundlagen für die Finanzierung bereits durchweg 
feststehen; so können sie über diese Mittel im voraus, ohne 
ihren steuertechnischen Eingang abzuwarten, durch Bevor- 
Empfehlens- 
wert ist es, daß bei privaten und gemeinnützigen Bauunter- 
nehmungen möglichst viele Wohnungen planmäßig in einem 
Bauvorhaben zusammengefaßt werden. Bei der Tilgung der 
Bodenkosten und der Aufbereitungs- und Anliegerleistung ist 
es ratsam, die Bezahlung in Raten ohne Verzinsung möglichst 
allgemein zu vereinbaren. Unterstützung durch öffentliche 
Mittel kann nur gewährt werden, wenn das Bauvorhaben sich 
den Bedürfnissen der breiten wohnungsuchenden Masse nach 
kleineren Wohnungen anpaßt. Mindestforderungen in gesund- 
heitlicher Beziehung sind zu erfüllen. Besonderes Gewicht ist 
auf die Durchprüfung der Finanzierung des einzelnen Wohnbau- 
vorhabens zu legen, um eine tragbare Miete zu ermöglichen. 
Hierzu sind die Quellen des Privatkapitals soweit als möglich 
auszuschöpfen. Der hierdurch entstehende hohe Zins- und 
Tilgungsaufwand ist mit Hilfe der Hauszinssteuer oder anderer 
Gemeindemittel, durch richtige Bemessung der Zinsen und 
Tilgungsbedingungen herabzudrücken. Schwankungen im 
privatkapitalistischen Angebot sind auszunutzen, und die 
Finanzierung des Wohnungsbaues ist wieder auf die frühere 
kapitalwirtschaftliche Quelle zurückzuführen. Dadurch wird 
eine Ersparnis bei dem aus der öffentlichen Hand aufzuwenden- 
den Kapital erzielt. Zum Ausgleich des Fehlens von gewerb- 
lichen Bauten ist es im Interesse einer gleichmäßigen Beschäfti- 
gung des Baugewerbes wünschenswert, die in Frage kommenden 
öffentlichen Hochbauten restlos schon vor Beginn der Bau- 
saison vorzubereiten. Zur Herbeiführung einer gleichmäßigen 
Entwicklung der Baustoffpreise und Löhne ist es nötig, daß für 
wirtschaftlich zusammengehörige Baugebiete Wohnungsbau 
und öffentlicher Bau in ihren Einzelvorhaben über das ganze 
Baujahr verteilt werden. Eine solche Verständigung, die mit 
einer Zwangswirtschaft nichts zu tun hat, wird auch eine Ver- 
teuerung von Wohnbauvorhaben verhüten. 
F. Hoppe (Berlin). 
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Sozialhygienische Gesetzgebung 1926 im Deutschen Reich 
und in den deutschen Ländern. 


Von M. CHRISTIAN, Berlin. 


Deutsches Reich. 


Gesetz über Abänderung der Reichsverordnung über die Für- 
sorgepflicht vom 8. VI. 1926. Reichsgesetzblatt I, S. 255. 

In die Fürsorgepflichtverordnung vom 13. II. 1924 wird in 
§ 3 ein Zusatz eingefügt, der bestimmt, daß bei Ablehnung der 
Fürsorge oder über die Art und Höhe der Fürsorgemaßnahmen 
eine Beschwerde zuzulassen ist. Bei der Durchführung der Für- 
sorge muß wenigstens in einem Rechtszug sowie bei der Auf- 
stellung von Richtlinien und Richtsätzen die Beteiligung von 
Fürsorgeberechtigten gesichert sein. An Stelle von Fürsorge- 
berechtigten können auch Vertreter derselben, insbesondere 
solche ihrer Vereinigungen oder von Vereinen, die Hilfsbedürf- 
tige betreuen, herangezogen werden. 

Die obersten Landesbehörden oder die von ihnen bestimmten 
Stellen setzen je nach den örtlichen Verhältnissen die Fürsorge- 
sätze im einzelnen fest, wobei die Klein- und Sozialrentner, so- 
wie ihnen gleichstehende Personen mindestens Y, mehr erhalten 
sollen als die übrigen Fürsorgeberechtigten. Ebenso wird von 
den gleichen Stellen das Einkommen festgesetzt, unterhalb 
dessen Wöchnerinnen grundsätzlich die Wochenhilfe erhalten 
sollen. 


Gesetz zur Änderung der Reichsversicherungsordnung und des 
Angestelltenversicherungsgesetzes vom 25. VI. 1926. Reichsge- 
setzblatt I, S. 311. 

Bestimmungen über die Kinderzuschläge beziehungsweise 
Waisengelder bei Schwerbeschädigten oder Getöteten, Unfall- 
verletzten, Invaliden und invaliden Angestellten. Die Gesamt- 
beträge für die Hinterbliebenen dürfen nicht mehr als 80°% 
des Arbeitsverdienstes eines Normalarbeiters oder Angestellten 
der Kategorie des Verstorbenen betragen. 


Zweites Gesetz über Abänderung des zweiten Buches der 
Reichsversicherungsordnung vom 9. VII. 1926. Reichsgesetz- 
blatt I, S. 407. 

Neuordnung der Wochenhilfe durch die Krankenkassen. Bei 
Schwangerschaftsbeschwerden sind 10 beziehungsweise 6 RM. 
zu zahlen. Wochengeld für 4 Wochen vor der Entbindung und 
6 Wochen nach der Entbindung in Höhe des Krankengeldes, 
mindestens aber 50 RPf. täglich. Vor der Entbindung kann 
auch 6 Wochen lang Wochengeld gezahlt werden, wenn die 
Mutter nicht arbeitet und der Arzt bescheinigt, daß die Geburt 


Deutsche 


Preußen. 

Runderlaß des Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volks- 
bildung, betreffend Beteiligung der Lehrerschaft an der Durch- 
führung der Reichsgesundheitswoche vom 2. I. 1926. Volks- 
wohlfahrt Sp. 105. 

Zur Mitwirkung an der Reichsgesundheitswoche im Aprıl 1926 
sind in erster Linie die Landesausschüsse für hygienische Volks- 
belehrung berufen. Der preuß. Landesausschuß hat bereits in 
Berlin einen Lehrgang für Lehrer und Lehrerinnen über die 


innerhalb 6 Wochen stattfinden wird. Irrt sich der Arzt, so ist 


das Wochengeld trotzdem zu zahlen und zwar nicht erst nach 


der Entbindung, sondern sofort. Die Zahlung von Wochengeld 
kann durch die Satzung bis auf 13 Wochen, die des Stillgeldes 
in Höhe von mindestens 25 RPf. täglich bis auf 26 Wochen aus- 
gedehnt werden. Den Krankenkassen werden vom Reich für 
jede Entbindung gemäß § 205 d (Familienwochenhilfe) 50 RM. 
erstattet, die auch in Höhe_der vermutlich zu erstattenden 
Summe vorgeschossen werden können. 


Bestimmungen des Reichsversicherungsamtes, Abti. für Un- 
fallversicherung, betreffend die Unterstützungspflicht der Kran- 
kenkassen und Unternehmer gegenüber den Trägern der Unfall- 
versicherung vom 12. X. 1926. Reichsanzeiger Nr. 241. 

Ausführungsbestimmungen über die Zusammenarbeit der 
Organe der Unfallversicherung und der Krankenkassen bei Be- 
triebsunfällen. Betriebsunfälle sind an die Krankenkassen sofort 
zu melden, die durch ihre Satzungen die Meldungen sicherstellen, 
für die Vordrucke der Krankenscheine und Verpflichtung der 
Ärzte sorgen; die Krankenkassen melden die Betriebsunfälle so- 
fort den zuständigen Berufsgenossenschaften, die ihrerseits ihre 
Fachärzte und Fachanstalten den Krankenkassen mitteilen und 
für zweifelhafte Fälle sogenannte Durchgangsärzte halten. Die für 
fachärztliche Behandlung in Betracht kommenden Fälle sollen 
so schnell wie möglich von den Berufsgenossenschaften über- 
nommen werden; es werden zu diesem Zweck diejenigen Ver- 
letzungsarten aufgeführt, die grundsätzlich dem Facharzt der 
Unfallversicherung zugeführt werden sollen, über das Verfahren, 
das von allen Beteiligten einzuschlagen ist, werden noch ins ein- 
zelne gehende Vorschriften gegeben. 


Bekanntmachung des Reichsministers des Innern betreffend 
die Vereinbarung der Regierungen der Länder über die gegen- 
seitige Anerkennung der staatlich anerkannten Wohlfahrts- 
pflegerinnen vom 6. XI. 1926. Reichsministerialblatt S. 982. 

Es werden alle die Prüfungsordnungen für Wohlfahrts- 
pflegerinnen der Staaten angeführt, die die Diplome gegenseitig 
anerkennen und die geprüften Wohlfahrtspflegerinnen auch von 
den anderen übernehmen. In Zukunft sollen hierzu diejenigen 
Länder kommen, die von den grundlegenden Bestimmungen 
der übrigen nicht wesentlich abweichen. 


Länder. 


Tätigkeit innerhalb der Reichsgesundheitswoche veranstaltet, 
an dem mehr als 450 Lehrpersonen teilgenommen haben. Nun- 
mehr ist das Mitglied des Vorstandes des preuß. Landesaus- 
schusses für hygienische Volksbelehrung, Rektor Lorentz be- 
auftragt, in den verschiedenen Teilen des Landes Schulaufsichts- 
personen und Lehrbeamte über die Mitwirkung bei der Reichs- 
gesundheitswoche zu belehren. Die unterstellten Behörden wer- 
den angewiesen, dieses Unternehmen in jeder Beziehung zu 
unterstützen. 


GESETZE UND ERLASSE 


Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt betreffend Arbeits- 
gemeinschaften zur Bekämpfung der Tuberkulose vom 19. 1. 1926 
Volkswohlfahrt Sp. 151. 

Anweisung der Regierungspräsidenten zur Berichterstattung 
über die bisher getroffenen Maßnahmen zur Bildung von Arbeits- 
gemeinschaften zur Bekämpfung der Tuberkulose, gemäß $ 1 
des Gesetzes zur Bekämpfung der Tuberkulose v. 4. VIII. 23, 
zugleich Hinweis auf die Gesichtspunkte, die bei der Begründung 
derartiger Arbeitsgemeinschaften im Auge zu behalten sind, ins- 
besondere Beteiligung von Staatsbeamten und hervorragenden 
Tuberkuloseärzten bei der Errichtung der Vorstände der Ar- 
beitsgemeinschaften. 


Runderlaß des Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volks- 
bildung und des Ministers für Volkswohlfahrt, betreffend hygie- 
nische Unterweisung der Schuljugend vom 1. Il. 1926. Volks- 
wohlfahrt Sp. 228. 

Der Erlaß geht von dem Gesichtspunkt aus, daß in Zukunft 
die hygienische Belehrung der heranwachsenden Jugend nicht 
nur im naturkundlichen Unterricht, sondern auch gelegentlich 
in anderen Fächern erfolgen müsse, ja, daß die Schüler sogar in 
hygienischen Anschauungen zu erziehen seien. Dazu ist es aber 
vor allen Dingen nötig, daß die Lehrer und Lehrerinnen selbst 
ausreichend in praktischer Hygiene ausgebildet seien. Um den 
großen Lücken auf diesem Gebiete abzuhelfen, soll sofort damit 
begonnen werden, durch Zusammenfassung der Lehrpersonen 
auf nicht zu ausgedehntem Gebiet, etwa in Stadt- oder Land- 
kreisen oder Teilen von solchen, in gewissen Zeitabständen diesen 
einen eingehenden Hygieneunterricht durch Medizinalbeamte, 
Fürsorgeärzte und dergleichen erteilen zu lassen. Den Lehrern 
und Lehrerinnen kann für die Teilnahme am Hygieneunterricht 
Dispens von Schulstunden erteilt werden. Es ist darauf zu 
achten, daß möglichst alle Lehrpersonen des betreffenden Be- 
zirks am hygienischen Unterricht teilnehmen. Für die Reichs- 
gesundheitswoche sollen bereits die ersten Ergebnisse des Unter- 
richts fruchtbar gemacht werden. Die Regierungspräsidenten 
und Provinzialschulkollegien sollen bis 1. X11. 26 über die im 
Sinne des Erlasses getroffenen Veranstaltungen und über deren 
Erfolg berichten. 


Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt, betreffend 
Typhus- und Ruhrbekämpfung in Heil- und Pflegeanstalten 
vom 11.11. 1926. Volkswohlfahrt Sp. 223. 

Zur Vermeidung der Ausbreitung von Typhus, Paratyphus 
und Ruhrerkrankungen in den provinzialen und privaten Heil- 
und Pflegeanstalten war bereits am 11. I. 1916 ein Erlaß der 
Medizinalverwaltung ergangen, der die bakteriologische Unter- 
suchung aller in die Anstalten eingelieferten Kranken und der 
bei den Anstalten angestellten Personen auf ihre Eigenschaft als 
Bazillenträger anregte. Besonders sollte das Augenmerk auf 
diejenigen Personen gerichtet werden, die aus einer mit Typhus, 
Paratyphus oder Ruhr verseuchten Umgebung stammten, selbst 
eine dieser Krankheiten durchgemacht hatten oder im Nahrungs- 
mittelbetrieb der Anstalt Verwendung finden sollten. Seit dieser 
Zeit sind mannigfache Erfahrungen auf dem einschlägigen Ge- 
biete gesammelt worden,und es liegen auch eine Reihe von Vor- 
schlägen vor, die auf den praktischen Erfahrungen fußen. Von 
den im einzelnen angeführten Vorschlägen glaubt der Minister 
nur einen empfehlen zu sollen, der die bakteriologische Unter- 
suchung der Ausscheidungen aller in den Verband der Heil- und 
Pflegeanstalten aufgenommenen Personen auf das Vorhanden- 
sein der Erreger von infektiösen Darmkrankheiten bei den vor- 
hergenannten Kategorien jedoch dreimal in achttägigen Ab- 
ständen vorsieht. Für die Vornahme der bakteriologischen 
Untersuchungen kommen sowohl eigene Laboratorien der An- 


499 


stalten als auch gemeinsame Laboratorien mehrerer Anstalten, 
andererseits die staatlichen Medizinaluntersuchungsämter in 
Betracht. Für die Inanspruchnahme der letzteren werden die 
erforderlichen Vorschriften in Erinnerung gebracht und die Art 
der Verrechnung der Unkosten angegeben, die im entgegen- 
kommenden Sinne gehalten ist. 


Runderlaß des Ministers für Volkswohllahrt, betreffend Ein- 
richtung ärztlich geleiteter Eheberatungsstellen in Gemeinden 
und Kreisen vom 19. Il. 1926. Volkswohlfahrt Sp. 299. 

Der Wohlfahrtsminister teilt mit, daß die Einführung von 
Gesundheitszeugnissen bei der Eheschließung zwar durch die 
Gutachten des Reichsgesundheitsrats vom 26. 11. 20 und durch 
einen Beschluß des Preuß. Landtages vom 12. iI. 22 gefordert 
worden sei, aber nur durch ein Reichsgesetz verwirklicht wer- 
den könne. Dem Erlaß eines derartigen Gesetzes stehen aber 
zur Zeit noch unüberwindliche Schwierigkeiten entgegen. Der 
Minister habe sich daher auf Grund der Beschlüsse des Land- 
tages und der gutachtlichen Äußerungen des Ausschusses für 
Rassenhygiene und Bevölkerungspolitik des Landesgesundheits- 
rats entschlossen, den unteren Verwaltungsbehörden die Ein- 
richtung von Eheberatungsstellen zu empfehlen. Diese sollen 
nicht etwa dazu dienen, Eheleuten Mittel und Wege anzugeben, 
wie man Kindersegen vermeiden kann, sondern nur ärztliche 
Beratung über gesundheitliche und erbkundliche Fragen, die 
mit der Eheschließung zusammenhängen. Das Ziel der Ein- 
richtung sei allein, dem Volke einen gesunden und widerstands- 
fähigen Nachwuchs zu sichern. Zu diesem Zwecke müsse die 
Eheberatungsstelle von einem Arzt oder einer Ärztin geleitet 
werden, die nicht nur ärztliche Erfahrungen, sondern auch ein 
ausgedehntes Wissen auf dem Gebiete der Vererbungslehre auf- 
wiesen, im übrigen aber zur strengsten Verschwiegenheit ver- 
pflichtet werden. Die Kreisärzte sollten auf die Begründung 
und die richtige Einrichtung beziehungsweise Besetzung des 
Leiterpostens ihr Hauptaugenmerk richten. Bis zum 1. IV. 27 
seien die Berichte über die Begründung, Einrichtung und Er- 
fahrungen der Eheberatungsstellen einzureichen. Dem Erlaß 
ist das Gutachten des Reichsgesundheitsrats vom 26. II. 20 
sowie die Richtlinie des Preuß. Landesgesundheitsrats über Ehe- 
beratungsstellen beigefügt. 


Runderlaß des Ministers des Innern und des Ministers für Han- 
del und Gewerbe, betreffend Abzeichen für Schwerhörige, Taube 
und Blinde vom 26. II. 1926. Ministerialblatt für die innere Ver- 
waltung Ausg. A, S. 325. 

Einführung eines Abzeichens für Schwerhörige, Taube und 
Blinde in Gestalt eines gelben Ärmelstreifens mit drei schwarzen 
Punkten. — Österreich und die Schweiz haben sich der Anord- 
nung angeschlossen und Anweisung an die Verkehrsbeamten ge- 
geben, den Trägern nach Möglichkeit behilflich zu sein. 


Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt, betreffend Schul- 
schließungen vom 27. Il. 1926. Volkswohlfahrt Sp. 226. 

Die Vorschriften über Schließung von Schulen bei an- 
steckenden Krankheiten werden in geringem Grade abgeändert. 
Die Änderungen betreffen jedoch nicht die ärztlichen Anordnun- 
gen, sondern nur die Zuständigkeiten und Formalien. 


Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt, betreffend Vor- 
beugungsmaßnahmen gegenüber drohender Typhus- und Ruhr- 
gefahr vom 3. Ill. 1926. Volkswohlfahrt Sp. 308. 

Anweisung an die Kreisärzte, die Ortsbesichtigungen in den 
von Typhus und Ruhr bedrohten Ortschaften sowie allen Kur- 
und Badeorten möglichst früh im laufenden Jahre vorzu- 
nehmen, hierbei besonders die Milchverkaufsstellen, die Wasser- 
versorgungs- und Abwässerbeseitigungsanlagen zu beachten und 
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die allgemeinen hygienischen Verhältnisse zu prüfen. Für mög- 
lichst gründliche Abstellung aller vorgefundenen Mängel und 
durch Rücksprachen oder Vorträge für ein Hand-in-Hand- 
arbeiten mit den praktischen Ärzten ist zu sorgen. Den 
letzteren ist ans Herz zu legen, auch alle Falle von Typhus- und 
Ruhrverdacht zu melden, eine Pflicht, die durch ein in Vorbe- 
reitung befindliches Gesetz allgemein angeordnet werden soll, 


Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt betreffend das 
preußische Hebammengesetz vom 27. IHI. 1926. Volkswohlfahrt 
Sp. 368. 

Das Oberverwaltungsgericht hat in einem Urteil von 7. I. 26 
das Preuß. Hebammengesetz insoweit für ungültig erklärt, als 
es von einer Genehmigung der Niederlassung beziehungsweise 
deren Rücknahme handelt. Das Oberverwaltungsgericht ist, 
wie festgestellt ist, damit von seinem Standpunkt aus den Jahren 
1878 und 1884 abgewichen. Der Minister ordnet an, daß die 
wegen der Niederlassungsgenehmigung von Hebammen schwe- 
benden Verwaltungsstreitverfahren vorläufig ausgesetzt werden, 
da den Hebammen dadurch keine Nachteile erwüchsen, weil in 
jedem Falle die Genehmigung zur Weiterbetreibung ihrer Tätig- 
keit bis zum 1. IV. 28 bestünde, und daß auch nach dem In- 
krafttreten des Hebammengesetzes niedergelassenen Hebammen 
bei der Ausübung ihrer Tätigkeit keine Schwierigkeiten gemacht 
werden sollen. Nach dem Wortlaut der Verordnung ist anzu- 
nehmen, daß die Preuß. Regierung damit rechnet, daß bis zum 
1. IV. 28 die Schwierigkeiten für die gleichmäßige Verteilung der 
Hebammen aus dem Wege geräumt werden können, gegebenen- 
falls durch ein Reichsgesetz. 


Gesetz für eine zweite Abänderung des Gesetzes vom 28. VIII. 
1905 über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 
25. V. 1926. Volkswohlfahrt Sp. 643. 

Ausdehnung der Anzeigepflicht auf epidemische Gehirnent- 
zündung und Typhusverdacht, wobei unter den letzteren Be- 
griff auch die Dauerausscheider von Typhusbazillen gehören. 
Personen, die unter dem begründeten Verdacht stehen, Typhus- 
bazillen zu entleeren, haben auf Aufforderung durch die Polizei 
oder den Kreisarzt, ihre Ausscheidungen zur bakteriologischen 
Untersuchung herzugeben. 


Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt, betreffend Mit- 
arbeit der öffentlichen Fürsorge bei der Tuberkulosebekämpfung 
vom 26. V. 1926. Volkswohlfahrt Sp. 617. 

Der preuß. Wohlfahrtsminister fordert unter Hinweis auf die 
bei der Tagung der Tuberkulosefürsorgeärzte und des Vereins für 
Sozialpolitik vorgebrachten Beschwerden die Landesregierungen 
auf, auf die Fürsorgeträger und Behörden in dem Sinne einzu- 
wirken, daß die Gewährung von Heilverfahren an Tuberkulose- 
kranke, nicht wie bisher grundsätzlich von der Wiedererstattung 
der angewandten Mittel abhängig gemacht werden soll. Es hat 
sich herausgestellt, daß die Einleitung von Heilverfahren recht 
häufig an der Unmöglichkeit der Wiedererstattung der Mittel 
oder doch an Schwierigkeiten oder Ängstlichkeit scheitert. Mit 
den Grundsätzen des Reiches für Voraussetzung, Art und Maß 
der öffentlichen Fürsorge vom 4. XII. 24 ist es durchaus ver- 
einbar, auf die Wiedererstattung der Kosten eines Tuberkulose- 
heilverfahrens zu verzichten, wenn diese ausschließlich aus dem 
Arbeitsverdienst einer Person erfolgen müßte. 


Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt, betreffend das 
preußische Hebammengesetz vom 31. V. 1926. Volkswohlfahrt 
Sp. 600. 

In Ergänzung zu dem Erlaß vom 27. HHI. teilt der Volkswohl- 
fahrtsminister mit, daß er sich in bezug auf die Erteilung größe- 
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rer Rechte an die Landesregierungen, hinsichtlich der Nieder- 
lassungsbewilligungen für Hebammen mit der Reichsregierung 
in Verbindung gesetzt habe, und daß Aussicht bestehe, derartige 
Rechte durch ein zu erlassendes Reichsgesetz zu erhalten. Aller- 
dings würden die Befugnisse in dieser Richtung nicht unwesent- 
lich von denen des preußischen Hebammengesetzes abweichen, 
weshalb die Gemeindebehörden vor der Hand von allen ein- 
schneidenden Eingriffen in das Niederlassungsrecht der Heb- 
ammen absehen sollten. 


Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt, betreffend Durch- 
führung der Verordnung über Ausdehnung der Unfallversicherung 
auf gewerbliche Berufskrankheiten vom 26. X. 1926. Volkswohl- 
fahrt Sp. 1041—44. 

Der Wohlfahrtsminister teilt den Vorsitzenden der Oberver- 
sicherungsämter die Verfügung eines Regierungspräsidenten zur 
Nachachtung mit, die das Verfahren der Versicherungsämter 
bei der ersten Befunderhebung von Gewerbekrankheiten im 
Sinne der Reichsverordnung vom 12. V. 25 betrifft. Die Liste 
der für die Befunderhebung geeigneten Ärzte ist beim Oberver- 
sicherungsamt einzureichen, die gutachtlichen Äußerungen die- 
ser Ärzte sollen ausschließlich die Zeichen der Gewerbekrank- 
heit, die bei dem Gewerbekranken gefunden wurden und die 
Methoden, mit denen sie festgestellt wurden, enthalten. Alles 
Weitere ist Sache des Versicherungsträgers. 


Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt, betreffend fach- 
liche Berufsschulung der Wohlfahrtspflegerinnen für das Haupt- 
fach „Gesundheitsfürsorge‘‘ vom 22. XI. 1926. Volkswohlfahrt, 
Sp. 1134. 

Da für die Anwärterinnen des Wohlfahrtspflegeberufes mit 
dem Hauptfach ‚Gesundheitsfürsorge‘‘ Schwierigkeiten in der 
Auffindung von Ausbildungsstätten für die pflegerische Vor- 
bildung bestehen, ersucht der Wohlfahrtsminister die nachge- 
ordneten Behörden, ihm solche Kranken- und Säuglingspflege- 
häuser namhaft zu machen, die bereit und in der Lage sind, die 
pflegerische Vorbildung für künftige Wohlfahrtspflegerinnen in 
einem Jahre durchzuführen. 


Runderlaß des preußischen Ministers für Volkswohlfahrt 
betreffend Ausgestaltung der Fürsorgeverbände zum Mittelpunkt 
der öffentlichen Wohlfahrtspflege und Bindeglied zwischen 
öffentlicher und freier Wohlfahrtspflege vom 28. XII. 1926. 
Volkswohlfahrt 1927, Sp. 85. 

Der Wohlfahrtsminister bedauert die große Zersplitterung 
und außerordentlich verschiedene Handhabung der Wohlfahrts- 
pflege und weist die unterstellten Behörden an, auf die Bildung 
von Arbeitsgemeinschaften der staatlichen, kommunalen und 
provinzialen Körperschaften mit den Versicherungsträgern und 
anderen öffentlichen und privaten Organisationen zwecksgemein- 
schaftlicher und möglichst gleichmäßiger Wohlfahrtspflege hin- 
zuwirken. 


Bayern. 


Erlaß des Staatsministers des Innern über die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten vom 30. I. 1926. Ministerialamts- 
blatt S. 17. 

Verschärfte Maßregeln gegen Typhus, Fleisch-, Wurst- und 
Fischvergiftungen, sowie Paratyphus und sonstige Erkrankun- 
gen von bedrohlichem Charakter. Es werden für die Meldung 
besondere kormblätter eingeführt, die unmittelbare Verständi- 
gung mit dem Bezirksarzt wird verlangt und bis zum: Erlöschen 
der Krankheit l14tägige Nachberichte gefordert. 


Bekanntmachung des Staatsministers des Innern für Unter- 
richt und Kultus und für Soziale Fürsorge,über die Prüfung und 
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Anerkennung von Wohlfahrtspflegerinnen vom 10. II. 1926. 
Ministerialamtsblatt S. 37. 

Vorschriften über die Vorbildung, Ausbildung und Prüfung 
von Wohlfahrtspflegerinnen, die denen von Preußen und den 
meisten deutschen Ländern bis auf geringe Abweichungen an- 
genähert sind. Einer Vereinbarung der Länderregierungen ge- 
mäß ist es dadurch ermöglicht, die Zeugnisse aller Länder, die 
in der Wohlfahrtspflege auf die gleiche Grundlage getreten sind, 
gegenseitig anzuerkennen, wozu nun auch Bayern gekommen ist. 


Verordnung des Gesamtministeriums über die beruflichen 
Verhältnisse der Hebammen vom 23. III. 1926. Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 275. 

Die Verordnung regelt die beruflichen Verhältnisse der Heb- 
ammen in Bayern unter Aufhebung der Verordnung vom 
4. VI. 1899 neu. Insbesondere wird die Niederlassungsgenehnmii- 
gung eingeführt und die Grundsätze für deren Erteilung, Ver- 
weigerung und Rücknahme aufgestellt. Jede Hebamme muß 
das Prüfungszeugnis einer bayerischen Hebammenlehranstalt 
aufweisen. Die Niederlassungsgenehmigung für einen bestimm- 
ten Bezirk wird nur erteilt, wenn das Bedürfnis nachgewiesen ist. 
Von der Bedürfnisprüfung kann aber abgesehen werden, wenn 
eine Kommunal- oder sonstige Behörde der Hebamme ein ange- 
messenes Einkommen garantiert. Trotz Bedürfnisses kann einer 
Hebamme die Niederlassungsgenehmigung verweigert werden, 
wenn ihr die erforderliche Intelligenz oder Zuverlässigkeit fehlt, 
wenn sie zwei Jahre lang den Hebammenberuf nicht ausgeübt 
und keinen Fortbildungskursus in der Zwischenzeit durchge- 
macht hat, wenn sie noch an einer anderen Stelle zur Aus- 
übung ihres Berufes verpflichtet ist und wenn sie ein Alter von 
mehr als 65 Jahren hat. Die Niederlassungsgenehmigung kann 
schon vor dem Beginn der Ausbildung zur Hebamme erteilt wer- 
den, erlischt aber, wenn die Ausübung der Tätigkeit ohne ent- 
schuldbaren Grund nicht innerhalb eines Vierteljahres nach Er- 
langung des Prüfungszeugnisses aufgenommen wird. Ebenso 
kann die Niederlassungsgenehmigung zurückgenommen werden, 
wenn die Hebamme ihre Tätigkeit als solche ohne entschuld- 
baren Grund länger als ein Vierteljahr aussetzt, aus dem Bezirk 
fortzieht, freiwillig verzichtet oder über 65 Jahre alt wird. Die 
Bezahlung der Hebammen unterliegt zunächst der Verein- 
barung, kommt keine Einigung zustande, dann wird der staat- 
liche Hebammentarif der Bezahlung zugrunde gelegt. Für Alter 
und Invalidität sind die Hebammen als Mitglieder der staatlichen 
Hebammenversorgung gesichert. Die Aufsicht über den Heb- 
ammenbetrieb liegt der Bezirkspolizei und dem Bezirksamt ob. 
Ausführungsbestimmungen vom 4. V. 26 (Ministerialamtsblatt 
S. 55). 


Sachsen. 


Ausführungsverordnung zum Wohlfahrtspflegegesetz vom 
20. IHI. 1926. Gesetzblatt S. 69. 

Nach dem Hinweis auf die Reichsgrundsätze über Voraus- 
setzung, Art und Maß der Fürsorge vom 4. XII. 24 wird an- 
geordnet, daß die trotz wirtschaftlicher Haushaltung infolge 
von Alter oder Erwerbsbeschränkung hilfsbedürftig gewordenen 
Personen in die Reihe der sogenannten Kleinrentner eingefügt 
werden sollen. Für die soziale Fürsorge der Kriegsbeschädig- 
ten und Hinterbliebenen, sowie der Schwerbeschädigten und 
Schwererwerbsbeschränkten wird als Aufsichtsbehörde das 
Wohlfahrts- und Arbeitsministerium und als ausführende Be- 
hörde die bei den 5 Kreishauptmannschaften zu errichtenden 
Abteilungen benannt. Bei der Aufsichtsbehörde wird ein Beirat 
und ein Ausschuß der Schwerbeschädigten errichtet, deren Zu- 
sammensetzung und Geschäftsordnung festgelegt wird. In der 
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gleichen Weise wird Bildung und Geschäftsgang der Ausschüsse 
der Schwerbeschädigten bei den entsprechenden Abteilungen 
der Kreishauptmannschaften geregelt. In den darauf folgenden 
88 7—11 wird die Arbeitspflicht erläutert und geregelt. Zu- 
ständig sind die Bezirksfürsorgestellen beziehungsweise die 
Amtshauptmannschaften und die selbständigen Städte, die 
Unterbringung soll im allgemeinen auf höchstens I Jahr statt- 
finden und, auch wenn Beurlaubungen stattgefunden haben, 
in keinem Falle 18 Monate überschreiten. 


Die §§ 14—22 enthalten die Anpassung der Vorschriften für 
die Lokalinstanzen an die Anforderungen des RJWG. hin- 
sichtlich der Pflegekinder. Die Bezirks-, Wohlfahrts- und 
Jugendämter haben innerhalb von 3 Monaten ihre Satzungen 
entsprechend abzuändern und auch die Ausführungsbestim- 
mungen zu berücksichtigen. Gegen die Entscheidungen der 
Bezirksinstanzen ist Beschwerde beim Landes-, Wohlfahrts- 
und Jugendamt vorgesehen. 


In den §§ 23—39 folgen Vorschriften über die Mitwirkung im 
Vormundschaftswesen.Das Bezirks-Wohlfahrts-und- Jugendamt 
wird in den Geschäftsgang des Vormundschaftswesens derartig 
eingefügt, daß der Standesbeamte seine Meldungen auf dem 
Umwege über das Wohlfahrts- und Jugendamt an das Vor- 
mundschaftsgericht gehen läßt. Das Wohifahrts- und Jugend- 
amt ist befugt, beim Vormundschaftsgericht Anträge auf 
Schutzaufsicht und Fürsorgeerziehung zu stellen und Helfer 
für die Jugendgerichtshilfe zu ernennen. Für das Inkrafttreten 
der Fürsorgeerziehung ist die Zustimmung des Landeswohl- 
fahrts- und -jugendamtes erforderlich, die auch generell erteilt 
werden kann, gegen dessen Entscheidung kann Berufung beim 
Beschwerdeausschuß eingelegt werden. 


Im $ 40 wird die Mitwirkung bei der Aufsicht über Arbeit 
von Kindern und Jugendlichen insofern geregelt, als die Zu- 
sammenarbeit der Wohlfahrts- und Jugendämter mit den 
Gewerbeaufsichtsämtern und den Schulbehörden festgelegt 
wird. Eine ähnliche Zusammenarbeit mit den Polizeibehörden 
bei Maßnahmen gegen Jugendliche, namentlich bei deren Unter- 
bringung, wird in $ 41 vorgeschrieben. In den folgenden §§ 42 
und 43 wird es den Bezirksfürsorgeverbänden zur Pflicht ge- 
macht, die erforderliche Zahl von Mütterberatungsstellen ins 
Leben zu rufen und mit geeigneten Ärzten zu besetzen. Ebenso 
sollen nach Möglichkeit Eheberatungsstellen errichtet werden. 
Über Krippen, Kinderbewahranstalten usw. haben die Bezirks- 
instanzen die Aufsicht auszuüben. Die Fürsorge für die im 
schulpflichtigen und nachschulpflichtigen Alter stehende 
Jugend hat das Wohlfahrts- und Jugendamt nur in engster 
Verbindung mit den Schulbehörden beziehungsweise den 
Organen der Jugendpflege und der Jugendbewegung zu be- 
treiben. Für die Schulbehörden wird die Anzeigepflicht an die 
Wohlfahrtsbehörde für die geeigneten Fälle eingeführt, diese 
haben ihrerseits Fürsorgeeinrichtungen wie zum Beispiel 
Jugendhorte, Jugendbildungsbestrebungen anzuregen, zu för- 
dern und nötigenfalls selbst zu schaffen. (§§ 44 und 45). 

Über die Fürsorge für Gefährdete und über die Verwahrung 
schreiben die folgenden $$ 46—50 vor, daß die Polizei alle erst- 
malig aufgegriffenen Personen dem Wohlfahrts- und Jugendamt 
vorzuführen hat, das für die fürsorgliche Unterbringung der be- 
treffenden Personen zu sorgen, bei jugendlichen Personen sich 
mit der Heimatsbehörde derselben wegen Rückführung in Ver- 
bindung zu setzen und sich der in ein Heil- oder Strafverfahren 
genommenen Personen in nachgehender Fürsorge anzunehmen 
hat. Gegebenenfalls hat es für die Einleitung und Durchführung 
eines Verwahrungsverfahrens nach $ 27 des W.Pfl.G. Sorge zu 
tragen. Zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten haben 
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die Krankenkassen ihre geschlechtskranken Mitglieder an die 
Bezirksfürsorgeverbände zu melden, diese sind befugt, alle 
ihnen bekannt werdenden Geschlechtskranken einer Behandlung 
zuzuführen und auch sonstige Maßnahmen gegen Verbreitung 
der Geschlechtskrankheiten vorzunehmen ($$ 51, 52). 


Die als sehr wichtig zu betrachtende Wohnungspflege soll 
in der Art vorgenommen werden, daß die Außenbeamten der 
Wohlfahrts- und Jugendämter verpflichtet sind, dem Zustand 
und der Behandlung der Wohnungen bei ihren Familienbesuchen 
die größte Aufmerksamkeit zu schenken und etwaige Mißstände 
den zuständigen Dienststellen sofort mitzuteilen ($ 53). Zur 
Bekämpfung der Tuberkulose haben alle hierfür zuständigen 
Stellen Hand in Hand zu arbeiten. Die Bezirksfürsorgeverbände 
sind verpflichtet, ärztlich geleitete Tuberkulosenfürsorgestellen 
zu errichten und zu erhalten. An das Wohlfahrts- und Jugend- 
amt sind alle Fälle von aktiver Tuberkulose, das heißt solche, 
bei denen Tuberkelbazillen nachgewiesen sind oder auf Grund 
des klinischen Befundes anzunehmen ist, daß sie zeitweise 
Bazillen ausstreuen, ferner alle Todesfälle an Lungen- und Kehl- 
kopftuberkulose und jeder Wohnungswechsel von Tuberkulösen 
zu melden. In erster Linie vom behandelnden Arzt, sonst auch 
von Leichenfrauen und Wohnungsinhabern. Für Schulen, 
Gefängnisse, Internate, Pensionate usw. bestehen noch beson- 
dere verschärfte Vorschriften. Das Wohlfahrts- und Jugendamt 
hat das Erforderliche zu veranlassen, insbesondere Heilverfahren 
und Wohnungssanierungen zusammen mit den hierfür zu- 
ständigen Behörden oder Körperschaften durchzuführen. 
(88 55—57). Zur Bekämpfung des Alkoholismus haben die 
Wohlfahrts- und Jugendämter alle Bestrebungen über die Auf- 
klärung und die Gefahren des Alkoholismus und zur Be- 
kämpfung des Alkoholmißbrauchs zu unterstützen. Alkohol- 
kranke einer Behandlung zuzuführen ist Pflichtaufgabe der 
Ämter, die sich dabei und bei der Beratung von Trinkern der 
gemeinnützigen Fürsorgestellen der Vereine gegen den Alkoholis- 
mus bedienen können. Auch sollen von ihnen Entmündigungs- 
verfahren gegen unverbesserliche Trinker durchgeführt werden 
($ 58). 

In den §§ 59—64 werden Ausführungsbestimmungen für die 
Krüppelhilfe gegeben. Nach Erläuterung des Krüppeltums 
wird den Bezirksfürsorgeverbänden aufgegeben, Krüppelfür- 
sorgestellen zu errichten und zu erhalten, für die geeignete Ärzte 
anzustellen sind. Die Liste der vorhandenen Krüppelärzte und 
der zur Behandlung und Unterbringung von Krüppeln verfüg- 
baren Krüppelheime wird vom Landeswohlfahrts- und - Jugend- 
amt nach Anhörung des Krüppelfachausschusses in regelmäßigen 
Abständen veröffentlicht. Im Unvermögensfall hat der Be- 
zirksfürsorgeverband den Krüppeln alle Behelfsvorrichtungen, 
wie Stützen, Bandagen, Selbstfahrer und dergleichen zu liefern 
und zu erhalten. 


Für blinde Kinder und solche, die in Gefahr sind zu erblinden, 
sowie für taube und schwerhörige Kinder wird es den Schul- 
behörden und sonstigen, mit der Erziehung von Kindern be- 
faßten Anstalten zur Pflicht gemacht, dem zuständigen Wohl- 
fahrts- und Jugendamt entsprechende Anzeige zu machen. 
Dieses hat dafür zu sorgen, daß die Kinder mit neuzeitlicher 
Technik unterrichtet und für geeignete Berufe ausgebildet 
werden. Im allgemeinen sind die Kinder in der Landesblinden- 
anstalt Chemnitz-Altenburg beziehungsweise in den Taub- 
stummenanstalten von Leipzig oder Dresden unterzubringen; 
im Falle des Widerstandes von seiten der Erziehungsberech- 
tigten ist das Vormundschaftsgericht anzugehen (§§ 65—66). 


Die Fürsorge für Schwachsinnige, Idioten, Fallsüchtige und 
Geisteskranke wird eingeteilt in offene und geschlossene Für- 
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sorge. Für die erstere haben die Wohlfahrts- und Jugendämter 
erforderlichenfalls Beratungsstellen unter Leitung eines psy- 
chiatrisch und neurologisch vorgebildeten Arztes zu errichten. 
Die Beratungsstellen sollen jedoch stets in Verbindung mit einer 
Heil- und Pflegeanstalt oder ähnlichen Einrichtungen stehen. 
Für die geschlossene Fürsorge wird vorgeschrieben, daß bei Ent- 
lassung oder Beurlaubungen von Pfleglingen das zuständige 
Wohlfahrts- und Jugendamt unter Angabe der näheren Um- 
stände der Krankheit, des augenblicklichen Zustandes und der 
sozialen Aussichten benachrichtigt wird. Von den Schulbe- 
hörden sind auffällige Erscheinungen bei einzelnen Kindern dem 
Wohlfahrts- und Jugendamt zu psychiatrischer Begutachtung 
zu melden, bevor ein Verfahren wegen Schutzaufsicht oder Für- 
sorgeerziehung eingeleitet wird. 


Zur Errichtung von Wanderarbeitsstätten hat der Landes- 
fürsorgeverband nach Anhörung der Bezirksfürsorgeverbände 
einen Plan für das ganze Land aufzustellen und den Verkehr der 
Wanderer grundsätzlich zu regeln. Für die Unterstützung, ins- 
besondere die Gewährung von Freifahrtscheinen werden Richt- 
linien angegeben. Schwerbeschädigte sollen in besonderem 
Maße unterstützt werden, damit sie von der Schaustellung ihrer 
Gebrechen zur Erregung von Mitleid abgehalten werden können, 
im übrigen ist bei ihnen mit den Schwerbeschädigten-Abteilun- 
gen zusammenzuarbeiten. Die Strafentlassenen werden von 
den staatlichen Fürsorgern, den Vollzugsabteilungen der Justiz- 
behörden und den Wohlfahrtsbehörden gemeinsam betreut. 
Sie alle haben Hand in Hand zu arbeiten und auch die privaten 
Wohlfahrtsorganisationen heranzuziehen. Hierbei soll in erster 
Linie erzieherisch auf die Strafentlassenen eingewirkt und ihr 
Ehrgefühl geschont oder geweckt werden. Es bestehen hierüber 
noch weitere gesetzliche Bestimmungen, die angeführt sind 
(§§ 70—73). 

Die Bezirksfürsorgeverbände können einzelne ihrer Aufgaben 
örtlichen Stellen übertragen, müssen aber deren Ausführung 
überwachen und bei ungenügenden Leistungen den Auftrag 
wieder zurückziehen. Ortsausschüsse sind im Bedürfnisfall zu 
bilden ($ 74). 

§ 75 regelt die Kosten zwischen Landes- und Bezirksfürsorge- 
verbänden. 


Die Fürsorgeärzte müssen in Kinderheilkunde und sozialer 
Hygiene ausgebildet sein und über Erfahrungen in Tuberkulose- 
behandlung und ärztlicher Praxis verfügen. Hauptamtlich an- 
gestellte Fürsorgeärzte dürfen keine Privatpraxis betreiben, 
im übrigen sollen die Bezirksfürsorgeverbände mit den Ärzte- 
organisationen oder Krankenkassen Verträge über die Behand- 
lung ihrer Pfleglinge abschließen ($$ 76—78). 


Über den Aufbau der Wohlfahrts- und Jugendämter werden 
im folgenden die näheren Angaben gemacht und zwar über die 
Zusammensetzung der Beiräte und Ausschüsse, wobei eine 
große Reihe von Organisationen als landeswichtig bezeichnet 
werden, also bei der Besetzung der Stellen in den Beiräten und 
Ausschüssen nicht umgangen werden dürfen. Die Liste kann 
von der Zentrale noch ergänzt werden ($$ 79—82). 


Das L.andeswohlfahrts- und -Jugendamt wird von dem 
Ministerialdirektor und fünf Hauptreferenten geleitet, die vom 
Wohlfahrts- und Arbeitsminister dazu bestimmt werden. 
Weitere Referenten aus den beteiligten Ministerien können 
hinzugezogen werden und haben für ihr besonderes Fach 
Stimmrecht. Fachausschüsse können nach Erfordernis gebildet 
werden und geben sich dann ihre Geschäftsordnung selbst 
(§§ 83—85). Der Rest der Verordnung betrifft Verrechnung der 
Kosten und Übergangsbestimmungen. 
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Verordnung des Ministers des Innern betreffend zweite Ände- 
rung der Verordnung über das Hebammenwesen vom 27. V, 
1926. Gesetzblatt 1926, S. 125. 

Bestimmungen über die Wahl von Hebamınen innerhalb der 
Gemeinden. 


Verordnung des Arbeits- und Wohlfahrtsministers über die 
Durchführung der Anzeigepflicht bei Tuberkulose vom 11. XII. 
1926. Gesetzblatt S. 431. 

Die Verfügung enthält keine neuen Bestimmungen, sondern 
macht nur noch einmal auf die Verpflichtungen aufmerksam, 
die den Ärzten, Heimbürgerinnen (Leichenfrauen), Anstalts- 
leitern, Haushaltungsvorständen und Krankenkassen nach den 
Ausführungsbestimmungen zum Wohlfahrtspflegegesetz (s. o.) 
erwachsen, und gibt die Vordrucke für die Anzeigen an. 


Württemberg. 

Verordnung des Ministers des Innern und des Kultusministers 
über Maßregeln für die Schule bei übertragbaren Krankheiten 
vom 25. IX. 1926. Regierungs-Blatt S. 231. 

In einer besonderen Anweisung für die Schulen werden alle 
diejenigen ansteckenden Krankheiten genannt, deren Auftreten, 
beziehungsweise Verdacht, dem beamteten Arzt gemeldet wer- 
den muß. Es sind neben den Krankheiten des Reichsseuchen- 
gesetzes und denen des Landesgesetzes über übertragbare 
Krankheiten, unter denen sich übrigens die epidemische En- 
cephalitis noch nicht befindet, noch folgende: Masern, Keuch- 
husten, übertragbare follikuläre Bindehautentzündung, über- 
tragbare Hautausschläge und Haarkrankheiten, Ausschläge 
und Hautjucken infolge Befallenseins mit Ungeziefer sowie die 
Geschlechtskrankheiten Tripper und Syphilis. Der beamtete 
Arzt, der meistens auch Schularzt ist, hat die erforderlichen 
Maßnahmen nach seinen Vorschriften zu beantragen oder selbst 
vorzunehmen. Sie bestehen in Schließung der Schule, Aus- 
schließung der Kranken oder Verdächtigen, Ausschließung der 
gesunden Schüler, Entfernung von Kranken aus dem Schul- 
hause (Lehrer, Hausmeister usw.), Desinfektion usf. 


Thüringen. 

Verordnung des Staatsministeriums über Krüppelfürsorge vom 
23. Il. 1926. Gesetzsammlung S. 13. 

Nach der Begriffsbestimmung des Ausdruckes Krüppel wer- 
den die Anordnungen zur Ausführung des $ 6 der Fürsorge- 
pflichtverordnung des Reiches vom 13. I. 1924 im allgemeinen 
nach dem preußischen Muster getroffen. Das ganze Land 
Thüringen wird in zwei Krüppelfürsorgeverbände geteilt, die 
sich um die orthopädische Universitätsklinik in Jena und das 
Krankenhaus Marienstift in Arnstadt gruppieren. Die leitenden 
Ärzte der genannten beiden Anstalten sind zugleich Landes- 
krüppelärzte und haben in den verschiedenen Teilen ihres Be- 
reiches ungefähr zweimal im Jahre Krüppelsprechstunden ab- 
zuhalten, bei denen ihnen die von den Ärzten, Hebammen, 
Krankenpflegepersonen, Lehrern usw. gemeldeten Krüppel 
von dem Bezirksfürsorgeverband vorzuführen sind. Hierbei 
wird der Heilplan vereinbart, insbesondere festgestellt, ob für 
das verkrüppelte oder gefährdete Kind häusliche, ambulante 
oder Anstaltsbehandlung in Betracht kommt und welche 
Schulungs- und Ausbildungsgelegenheiten zur Verwendung 
kommen sollen. Die Kosten für die Besoldung und die Reisen 
der Landeskrüppelärzte trägt das L.and, die übrigen Kosten die 
Bezirksfürsorgeverbände. 


Verordnung des Ministeriums für Inneres und Wirtschaft, 
Abteilung Inneres, betreffend Prüfungsordnung für Irrenpflege- 
personen vom 30. XI, 1926. Gesetzsammlung S. 404. 
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Die Prüfungsordnung verlangt einjährige praktische Aus- 
bildung in einem Irrenhaus und die Teilnahme an einem ein- 
jährigen theoretischen Lehrgang als Vorbedingung, bezeichnet 
diejenigen Stellen und Prüfungskollegien, bei denen die Prüfung 
abgelegt werden kann und die Prüfungsgegenstände. Die zahl- 
reichen Einzelheiten sind nicht von weitergehendem Interesse. 


Oldenburg. 


Regierungsbekanntmachung, betreffend Ergänzung der Re- 
gierungsbekanntmachung vom 15. VI. 1921, betreffend Ver- 
ptlichtung zur Anzeige übertragbarer Krankheiten vom 31. VIII. 
1926. Gesetzblatt S. 526. 

Ausdehnung der Anzeigepflicht auf ansteckende Kinder- 
lähmung. 


Braunschweig. 


Verordnung des Staatsministeriums zur Ergänzung des Ge- 
setzes vom 26. VI. 1904, die Ausführung des Reichsgesetzes über 
die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten vom 30. VI. 
1900 und die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten betreffend, 
sowie zur Ergänzung der dazu erlassenen Bekanntmachung vom 
23. V. 1906. Vom 9.1.1926. Gesetz- und Verordnungssammlung 
S. 1. 

Ausdehnung der Anzeigepflicht und der sonstigen sanitäts- 
polizeilichen Maßnahmen auf die epidemische Gehirnentzündung 
(Encephalitis epidemica) und die epidemische Kinderlähmung. 


Anhalt. 


Verordnung der Regierung zur Abänderung der Landespolizei- 
Verordnung, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krank- 
heiten vom 14. VII. 1926. Amtsblatt S. 227. 

Die Verordnung entspricht dem Sinne nach völlig dem preuß. 
Gesetz vom 25. V. 1926, wodurch epidemische Gehirnentzün- 
dung, Typhusverdacht und Typhusbazillenausscheider in das 
Gesetz gegen übertragbare Krankheiten vom 28. VII. 1905 auf- 
genommen werden. 


Bremen. 


Verordnung des Senats, betreffend Änderung der Verordnung 
vom 27. X1. 1902 über die Anzeigepflicht bei gemeingefährlichen 
Krankheiten vom 26. I. 1926. Gesetzblatt S.7. 


In die Verordnung zur Bekämpfung der übertragbaren 
Krankheiten werden neben Kindbettfieber auch die septischen 
Fehlgeburten ausdrücklich aufgenommen. 


Lippe. 


Gesetz, betreffend Ausführung des Reichsgesetzes für Jugend- 
wohlfahrt vom 9. VII. 1922 (RGBI. I S. 633) vom 4. IIl. 1926. 
Gesetzsammlung S. 275. 


Das Gesetz entspricht inhaltlich in der Hauptsache dem 
preuß. Ausführungsgesetz zum Reichsgesetz für Jugendwohl- 
fahrt vom 9. VII. 1922, vom 29. 111. 1924 und dem Erlaß des 
Preuß. Ministers für Volkswohlfahrt, betreffend Richtlinien für 
den Erlaß von Anordnungen auf Grund der $$ 22, 24, 25 und 
26 des Reichsgesetzes für Jugendwohlfahrt, vom 17. V. 1924. 


Waldeck. 


Polizeiverordnung betreffend Leichenschau vom 22. VI. 1926. 
Regierungsblatt S. 105. 
Einführung der obligatorischen ärztlichen Leichenschau. 
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Schaumburg-Lippe. 


Gesetz, betreffend die Beschulung blinder und taubstummer 
Kinder vom 7. I. 1926. Landesverordnungen S. 17. 

Das Gesetz regelt die Schulpflicht der taubstummen und 
blinden Kinder in Übereinstimmung mit der Fürsorgepflicht- 
verordnung des Reiches vom 13. II. 1924. Es wird zunächst 
festgestellt, wer zu den taubstummen und blinden Kindern zu 
rechnen ist. Die Schulpflicht dauert im allgemeinen 8 Jahre 
und beginnt für die blinden Kinder mit 6 Jahren, für die taub- 
stummen mit 7 Jahren, kann aber je nach der intellektuellen 
Entwicklung vor- oder nachverlegt werden, im letzteren Falle 
bis zu 3 Jahren. Die Aufsichtsbehörde hat für die erforderlichen 
Anstalten zu sorgen und sich alljährlich davon zu überzeugen, 
daß das Gesetz in allen Einzelfällen dem Sinne nach richtig aus- 
geführt wird. Im Einvernehmen mit dem Landesschulamt 
kann der Unterricht um 3 Jahre über das normale Maß für ein- 
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zelne Schüler ausgedehnt werden, wenn diese das Ziel der Schu- 
lung noch nicht erreicht haben, und die Erreichung des Ziels 
hierdurch zu erwarten ist. Im Streitfall entscheidet das Landes- 
wohlfahrtsamt. | 


Polizeiverordnung betreffend die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten vom 17. I. 1926. L.andesverordnungen S. 99. 

Neuregelung der Bekämpfungsmaßnahnen der gemein- 
gefährlichen und übertragbaren Krankheiten im Sinne der 
neuen Anschauungen und nach dem Vorbild des preuß. Gesetzes 
vom 25. V. 1926. Es wird dementsprechend die Anzeigepflicht 
auch auf die epidemische Gehirnentzündung, die epidemische 
Kinderlähmung und den Verdacht auf Typhus ausgedehnt, 
darüber hinaus auch auf den Verdacht der meisten anderen 
übertragbaren Krankheiten und den Wohnungswechsel von 
Typhuskranken. Über die Maßnahmen bei den einzelnen In- 
fektionskrankheiten folgt genaue Polizeianweisung. 
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Redigiert von Professor Dr. F. ROTT, Berlin-Charlottenburg, Frankstraße 3. 


Arbeiterschutz und Gewerbehygiene in der Union der Sozialistischen 
Sowiet-Republiken. 
(Schluß.) 


Von S. KAPLUN, Moskau. 


VI. 
Aufsichtsorgane. 


Es ist klar, daß auch die schönsten Gesetze auf dem 
Gebiete des Arbeitsschutzes sozusagen auf dem Papier 
bleiben können, wenn nicht eine strenge Kontrolle für 
ihre tatsächliche Durchführung sorgt. Die Gesetz- 
gebung in der U. d. SSR. hat daher der Kontrolle von 
vornherein eine besonders ernste Aufmerksamkeit ge- 
schenkt. Im zaristischen Rußland waren die ,Gou- 
vernements-, Fabrik- und Bergbaubehörden‘‘, zu 
denen die größten Leuchten der Bürokratie gehörten, 
mit der Kontrolle der Arbeitsbedingungen betraut. 
(Zu ihnen gehörten der Gouverneur, der Vizegouver- 
neur, der Staatsanwalt, der Chef der Gendarmerie (!) 
und vier Arbeitgebervertreter) Die unmittelbare 
Kontrolle befand sich in den Händen der Fabrik- 
inspektoren, und so mancher Arbeiter hat diesen 
„Kontrolleur‘‘ als wahren Klassenfeind noch lebhaft im 
Gedächtnis. Ein Bürokrat vom Scheitel bis zur Sohle, 
war der Fabrikinspektor fast immer ein geheimer Mit- 
arbeiter der politischen Polizei; und es kam nicht 
selten vor, daß nach dem Besuche des Betriebes durch 
den Fabrikinspektor einige Arbeiter, die ihm ihre Be- 
schwerden offen vorgebracht hatten und deshalb 
schon für „Ruhe“ gefährlich erschienen, plötzlich aus 
dem Betriebe verschwanden, um dann in weit ent- 
legene Gouvernements verbannt zu werden. 

Am 18. Mai 1918 wurde die alte Fabrikinspektion 
für aufgelöst erklärt und an ihre Stelle eine neue 
Arbeitsinspektion eingesetzt. 

Der Arbeitsinspektor wird jetzt von den Arbeiter- 
organisationen, das heißt von den Gewerkschaften 
jenes Bezirks gewählt, in dem er weiter tätig sein soll. 
Der Arbeitsinspektor kann in jeder Zeit von den Ge- 
werkschaften abgesetzt und durch einen anderen In- 
spektor ersetzt werden. Die Arbeitsinspektoren sind 
den lokalen Abteilungen für Arbeiterschutz (des Ar- 
beits-Volkskommissariats), die im engen Kontakt mit 
den Gewerkschaften arbeiten, unterworfen. 

Am I. Januar 1926 waren in der Sowjetunion 1188 
Arbeitsinspektoren tätig, darunter in RSFSR. 725, 
Ukraina 159, Weißrußland 23, Transkaukasien 37, 


Turkestan 34 und im Verkehr- und Transportwesen 
210 Arbeitsinspektoren. Für die soziale Charakteristik 
der Arbeitsinspektion ist vor allem deren Verständnis 
für die Interessen der arbeitenden Massen charakte- 
ristisch, sind doch die Inspektoren selbst zum über- 
groBen Teil aus den Reihen der Arbeiterschaft ent- 
standen. Januar 1926 zählte man unter den Inspek- 
toren in RSFSR. 75% Arbeiter, 5,4 °%%, Bauern, 19,2%, 
Angestellte ; von ihnen gehörten 90 %, der kommunisti- 
schen Partei an. In Ukraina waren nach den letzten 
Angaben unter den Inspektoren: Arbeiter 75%, 
Bauern 22,1%, und Angestellte 2,7%, darunter 
Kommunisten 77%. Die übergroße Mehrheit der In- 
spektoren stand mehrere Jahre in werktätiger prakti- 
scher Facharbeit. Von den zur Zeit amtierenden In- 
spektoren absolvierten 3,3% keine öffentliche Schule, 
589%, die elementare Volksschule, 24%, die obere 
Volksschule, 8,2% die Mittelschule, 0,6%, die Hoch- 
schule und 5%, Abendkurse u. a. 


Die Anzahl unserer Arbeitsinspektoren reicht aus, 
um die sämtlichen Betriebe durchschnittlich einmal 
in 11, Jahren besichtigen zu können. Doch wird eine 
Reihe von Betrieben im Durchschnitt öfter als einmal 
im Jahre, manche (wie z. B. chemische und Textil- 
industrie) werden mitunter sogar im Durchschnitt 
2—3mal jährlich untersucht. Einzelne Betriebe 
werden jeden Monat und noch öfters besichtigt. 


Einen allgemeinen Begriff von den Ergebnissen 
der Tätigkeit der Fabrikinspektoren kann man schon 
aus folgenden Zahlen gewinnen: die durchschnittliche 
Untersuchungszahl eines jeden Gewerkschaftsmit- 
gliedes, auf die sämtlichen Betriebe in der RSFSR. 
berechnet, macht 2,1. Da wurden zum größten Teile 
folgende Arbeitsgebiete von den Inspektoren unter- 
sucht: Papierarbeiter — jedes Gewerkschaftsmitglied 
wurde im Jahre durchschnittlich 5,8mal untersucht; 
Textilarbeiter 4,8mal; Bergarbeiter 4,3mal; Metall- 
arbeiter 4,2mal ; Chemiker 4,Imal. Am allerwenigsten 
wurden die medizinischen Arbeiter und die Staats- 
angestellten (je 0,6mal jährlich) den Besichtigungen 


seitens der Arbeitsinspektion unterworfen, und noch 
weniger die in der Restaurationsbranchen 


tätige 
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(0,5 mal) un in der Volksbildung und Kunst (0,2 mal). | 


In Transkaukasien wurden dreimal im Jahre durch- 
schnittlich alle Bergarbeiter und beinahe ebensooft 
die Textilarbeiter, Ernährungsarbeiter, Metallarbeiter 
und Drucker, 2 1%, mal die Chemiker, zweimal die Leder- 
und Holzarbeiter, 0,5 mal und weniger die in der Volks- 
bildung, Kunst, im Staatsdienste und in der Acker- 
und Waldwirtschaft Beschäftigten. 

Wenn der Arbeitsinspektor beim Besuch eines 
Unternehmens Arbeitsbedingungen feststellt, die Ge- 
sundheit und Leben der Arbeiter bedrohen, auch ohne 
daß sie im Arbeitskodex oder in besonderen gesetz- 
lichen oder vom Arbeits-Volkskommissariat heraus- 
gegebenen obligatorischen Bestimmungen vorgesehen 
sind, so ist er verpflichtet, den Leiter des Betriebes 
aufzufordern, innerhalb einer bestimmten Frist die 
festgestellten Mängel zu beseitigen. Der Inspektor 
trägt seine Aufforderung in ein speziell zu diesem 
Zwecke bereitliegendes Buch ein und vermerkt darin 
gleichzeitig die Frist, innerhalb welcher die Mängel 
beseitigt sein müssen. In Fällen, die keinen Aufschub 
dulden, ist der Inspektor berechtigt, besonders ernste 
Maßnahmen vorzuführen;; er kann zum Beispiel, wenn 
er es für notwendig findet, sogar den Betrieb oder die 
Werkstätte ganz oder auf eine bestimmte Zeit zu- 
schließen, bestimmte Fabrikationsverfahren zu ver- 
bieten, bestimmte Abteilungen oder sogar einzelne 
Maschinen ganz stehen zu lassen usw. 

Die gerichtliche Verklagung fahrlässiger Betriebs- 
leiter erfolgt seitens der Arbeitsinspektion in ziemlich 
weitem Maße. So waren es im Wirtschaftsjahre 
1924/25 auf je 100 Betriebsbesichtigungen in RSFSR. 
20,4 Heranziehungen vor Gericht, in Ukraina 22, 
Kaukasus 17. Auf je 100 Gerichtsprozesse auf Grund 
von Verstößen gegen die Arbeiterschutzgesetze kamen 
in Räterußland 19,8, in Kaukasus 15,8 Freisprechun- 
gen. Geldstrafen wurden in Räterußland in 41,4 %, 
und in Kaukasus in 60% sämtlicher Fälle auferlegt. 
Zu Freiheitsstrafen wurden in Räterußland von 6 bis 
13%, verurteilt und Zivilklagen wurden in 16,1% 
stattgegeben. Es ist dabei noch die interessante Tat- 
sache festgestellt, daß auf 100 von der Inspektion be- 
sichtigte Privatunternehmungen 60 Gerichtsklagen 
jährlich entfallen, dagegen auf Staatsunternehmungen 
nur 6. Dies erklärt sich wie durch den viel größeren 
Umfang der letzteren, was vom Standpunkte des 
Arbeiterschutzes stets vorteilhafter ist, so auch durch 
die viel ernstlichere Rücksichtsnahme in den Staatsbe- 
trieben auf die Notwendigkeit der Verwirklichung der 
Arbeitergesetze und der Bestimmungen zum Schutze 
des Lebens und der Gesundheit der Werktätigen. 

Die Tätigkeit der Inspektoren beschränkt sich nicht 
nur auf die laufende Untersuchung und Kontrolle der 
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Betriebe. Um in ständiger Verbindung mit den Arbei- 
termassen zu bleiben, empfängt der Inspektor die 
Arbeiterbesucher zweimal in der Woche außerhalb der 
Arbeitszeit. Er nimmt dann die von den Arbeitern vor- 
gebrachten Beschwerden entgegen, hört ihre Fragen 
und klärt ihre Zweifel auf. Daß die Popularität der 
Inspektoren unter den arbeitenden Massen fort- 
während wächst, und ihre Verbindung mit ihnen 
immer enger wird, geht daraus hervor, daß die In- 
spektoren in letzter Zeit gezwungen sind, ihre Emp- 
fangszeit länger auszudehnen. Auf einen Inspektor 


_ entfallen monatlich im Durchschnitt zirka 50 Besuche. 


Es wäre jedoch falsch, anzunehmen, als ob das 
Recht der Inspektoren auf gerichtliche Verfolgung der 
Betriebsleiter das einzige Mittel ist, um die Forde- 
rungen des Arbeiterschutzes praktisch ins Leben 
durchzusetzen. Die Nationalisierung der Industrie 
liefert dem Staate noch ganz andere wirksame Macht- 
mittel und Methoden, um die Gesundung der Arbeits- 
verhältnisse durchzuführen. 

Freilich, zur Zeit des wirtschaftlichen Verfalls war 
unser Staat nicht in der Lage, für kapitale Maßnahmen 
zum Schutze der Arbeiter in ausreichender Weise und 
mit voller Aufmerksamkeit zu sorgen. Infolgedessen 
mußte man damals darauf bedacht sein, Kompensa- 
tionen für Berufsschädlichkeiten, von denen wir oben 
erwähnten, zu sichern. 

Jetzt aber, wenn der Umbau bestehender Betriebe 
intensiv vor sich geht und die Errichtung einer Reihe 
neuer Unternehmungen geplant und teilweise schon 
durchgeführt wird, wo die Wiederherstellung des 
Grundkapitals der Industrie an der Tagesordnung 
steht — jetzt richtet sich die Hauptaufmerksamkeit 
der Organe des Arbeiterschutzes, sowie auch der Ge- 
werkschaften auf die Fragen der radikalen Gesundung 
unserer Industrie durch Verwirklichung großer grund- 
legender sanitärtechnischen Maßnahmen. So hat das 
Volkskommissariat für Arbeit die Losung , Nicht 
Kompensation, sondern breite und radikale Gesundung 
der Arbeitsverhältnisse “ in den Vordergrund gerückt 
und tritt nun für die Durchsetzung dieses Prinzipes 
ins Leben energisch ein. Das brachte uns während der 
letzten zwei Jahre auf den Weg der speziellen ‚‚Ver- 
einbarungen‘‘ mit den großen Staatsunternehmungen 
wegen Durchführung radikaler und besonders kost- 
spieliger Schutzmaßnahmen, die das Minimum weit 
überschreiten, das auf Forderung der Arbeitsinspektion 
durchzuführen wäre. Wir stehen dabei aber keines- 
wegs auf dem abstrakten Standpunkt der ‚Gleich- 
berechtigung‘‘ der Parteien, sondern etwaige Mißver- 
ständnisse werden lediglich allein vom Arbeitskom- 
missariat gelöst. Außerdem werden seit 1926 be- 
deutendere Maßnahmen zum Arbeiterschutz im 


Finanzplan der Unternehmungen als besonderer Para- 
graph des Etats aufgenommen und werden dann in den 
Gesamtplan der Entwicklung der Volkswirtschaft mit 
inbegriffen, welcher in Übereinstimmung mit dem 
Arbeitskommissariat genehmigt werde. Das Ergebnis 
solcher Methoden blieb nicht aus: schon im Etat für 
1926/27 wurden planmäßige Ausgaben für Durch- 
führung der Maßnahmen im Gebiete der Hygiene der 
Arbeit und Unfallverhütung in Höhe bisweilen von 
mehr al 30 Millionen Rubel (65 Millionen Reichs- 
mark)!) aufgenommen. 

Außer den Arbeitsinspektoren sind in der Durch- 
führung des Arbeiterschutzes auch die anderen 
Organisationen der Arbeiterklasse, in erster Linie die 
Gewerkschaften, tätig. 

In jeder Gewerkschaft gibt es spezielle Organe für 
den Arbeiterschutz und in größeren Betrieben haben 
die Gewerkschaften besondere Kommissionen, denen 
die Durchführung des Arbeiterschutzes obliegt. Die 
obengenannten Organe der Gewerkschaften ziehen zu 
dieser Arbeit die weitesten und rückständigsten Kreise 
der Arbeiterschaft heran. Sie schaffen eine proletari- 
sche Massenkontrolle der tatsächlichen Durchführung 
des Arbeiterschutzes, der sanitären Bedingungen im 
Betrieb, und diese Arbeiterkontrolle wacht darüber, 
daß die Betriebsadministration die Bestimmungen der 
Arbeitsinspektion durchführt. 

Außerdem fällt den Gewerkschaftsorganen die wich- 
tige Aufgabe zu, die besonderen Bedingungen des Be- 
triebes hinsichtlich der Schäden und Gefahren, mit 
denen sie Leben und Gesundheit der Arbeiter be- 
drohen, eingehend zu studieren. 


VII. 
Ärztliche Gewerbeaufsicht. 


Es ist selbstverständlich, daß mit der Übertragung 
der hauptsächlichen Leitung auf dem Gebiete des Ar- 
beiterschutzes auf die Arbeitsinspektoren die Staats- 
gewalt der Sowjetunion es für notwendig hielt die Mit- 
wirkung der fachmännisch geschulten Ärztesowie der 
technischen Kompetenz (in U.S.S.R. zirka 400 tech- 
nische Gewerberäten —gebildeten Techniker) zu sichern. 

In den Gouvernementsstädten und größeren Be- 
zirken, wo außer den Gewerbeärzten noch mehrere 
Inspektoren tätig sind, bildet die Arbeitsinspektion 
ein organisches Ganzes; die Beaufsichtigung der 
Arbeitsverhältnisse wird auf allen drei Gebieten der 
Arbeitsschutzinspektion in kollegialer Weise durch- 
geführt und zwar obliegt die Kontrolle der rechtlichen 
Verhältnisse dem Arbeitsinspektor, die Kontrolle der 
medizinisch-hygienischen Verhältnisse dem Gewerbe- 


1) Das bezieht sich nur auf die größten Industriebetriebe 
mit ca. 2 Millionen Arbeiter. 
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arzt und die Kontrolle der Unfallverhütung dem 
technischen Inspektor. Unter den Inspektoren gilt der 
Arbeitsinspektor als der Rangälteste, der die Leitung 
des gesamten Arbeitsschutzes in den Grenzen seines 
Betätigungsgebietes inne hat. Die Gewerbeärzte sind 
im Bereich ihrer Kompetenz jedoch vollkommen selb- 
ständig. Der Arbeitsinspektor hat nur die gemein- 
samen Forderungen in Einklang zu bringen und sie 
zu koordinieren sowie die Arbeit allen Inspektionsarten 
planmäßig zuzuweisen, er hat aber kein Recht, die 
Verfügungen der Gewerbeärzte zu ändern. Nur in 
einer Hinsicht sind die Befugnisse der Gewerbeärzte 
beschränkt: die gerichtliche Belangung wegen Ver- 
letzung von gesetzlichen Bestimmungen kann nur 
durch die Arbeitsinspektoren erfolgen. 

Die Verordnung über die gewerbeärztliche Inspek- 
tion wurde vom Volkskommissariat für Arbeitswesen 
am 28. März 1919 erlassen. Anfangs war es jedoch sehr 
schwer, diese ganz neue Institution auf die Beine zu 
bringen, weil die überwiegende Mehrzahl der Ärzte 
von der Armee in Anspruch genommen war. 

Der Entwicklungsgang der gewerbeärztlichen In- 
spektion ist aus folgender Tabelle zu ersehen: 

1. Januar 1920............. 17 Gewerbeärzte 


1 ie MIDI 120 2 
l a  IGD net 291 na y 
1 u MO 193 Š 
1. I nahe 236 j 
1. juli 1925 ee 252 da 
I. Januar 1926............. 295 


Um sich über die genügende Anzahl der vorhandenen 
Gewerbeärzte ein richtiges Urteil bilden zu können, 
führe ich folgende Tabelle an, die laut den Angaben 
vom 1. Januar 1926 zusammengestellt wurde und die 
Zahl der einem Gewerbearzte zur Beaufsichtigung 


unterstellten Betriebe und Arbeiter angibt: 


Auf einen Gewerbe- 
arzt entfallen 


Arbeiter 
in der 
Zensus- 
industrie 


Zahl der 
dort be- 
schäftigten 
Arbeiter 


Industriebetriebe 
RSFSR...... „.. | 191 | 6247 11767535 | 32,7 | 9254 
Ukraina ........ 48 | 1736 | 522419 | 36,2 10883 
Weißrußland ... 4 150 17774 | 37,5 | 4443 
Transkaukasien.. 13 | 297 | 65275 | 22,8 | 5021 
Usbekistan...... 5 145 12248 | 29,0 | 2450 
Turkmenistan .. 1 47 2782 | 47,0 | 2782 
In der ganzen 
Sowjetunion .. || 262 | 8622 12388033 | 32,9 | 9115 
Eisenbahn und 
Schiffahrt ...... 33 — 1!12038511)) — | 36480!) 


1) Bei Eisenbahn und Schiffahrt wurden Arbeiter und An- 
gestellte, bei Industriebetrieben hingegen nur Arbeiter ange- 
geben. Zensusbetriebe sind die mit 30 und mehr Arbeiter. 
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Die gewerbeärztliche Inspektion hat folgende Auf- 
gaben: 


1. die möglichst allseitige Erforschung der Arbeits- 
bedingungen, die das Leben und die Gesundheit des 
Arbeiters beeinträchtigen können, und die Sammlung 
des gesamten erforderlichen wissenschaftlichen, stati- 
stischen und sonstigen Materials zur breiten und 
planmäßigen Bekämpfung der Gewerbekrankheiten 
und Berufsschädlichkeiten ; 

2. die unmittelbare Durchführung von Maßnahmen 
zur Besserung der Hygiene des Produktionsprozesses, 


der Arbeitsverhältnisse und der Arbeitsmethoden ; 


3. die Kontrolle über die tatsächliche Durch- 
führung durch Betriebsleiter aller gesetzlichen und 
obligatorischen Verfügungen auf dem Gebiete der 
Gewerbehygiene und der Fabrikschutzvorrichtungen. 

Die konkreten Aufgaben der Gewerbeärzte bei der 
Beaufsichtigung der Betriebe bestehen im folgenden: 

a) Kontrolle über die Genügeleistung aller Er- 
fordernisse der bestehenden Gesetzgebung betreffs 
Arbeitsschutz und Aufsicht über den sanitären Zu- 
stand der Betriebe sowie über den Produktionsgang 
vom Gesichtspunkt der Gewerbehygiene; 

b) Erforschung des Produktionsprozesses und seiner 
sanitären Beschaffenheit sowie der Berufsschädlich- 
keiten der einzelnen Produktionszweige und Berufe, 
ferner der Maßnahmen, die eine Besserung der sani- 
tären Arbeitsverhältnisse und den Gesundheitsschutz 
der Arbeiter und Angestellten vor Berufsschädlich- 
keiten bezwecken ; 

c) Studium der Gewerbekrankheiten und der all- 
gemeinen Morbidität der Arbeiter und Angestellten: 

1. durch Organisation von periodischer Unter- 
suchungen des Gesundheitszustandes der Werk- 
tätigen; 

2. durch Teilnahme an der Zusammenstellung und 
durch Verwertung des statistischen Materials der 
Sozial-Versicherungs-Kassen und der ärztlichen 
Anstalten, denen die betreffenden Betriebe zu- 
geteilt sind; 

3. durch gründliche Untersuchung der vorkommen- 
den Fälle von gewerblichen Vergiftungen und 
Gewerbekrankheiten wie auch durch die An- 
stellung von speziellen Forschungen und Beob- 
achtungen; 

d) Aufsicht über die Wohnverhältnisse der Arbeiter 
(gemeinsam mit den Sanitätsorganen des Volks- 
kommissariats für Gesundheitswesen) ; 

e) Aufsicht über die rationelle Organisierung der 
ärztlichen Hilfe für Arbeiter, Angestellte und deren 
Familien; 

f) Aufklärung der Arbeiter über Probleme der Ge- 
werbehygiene und des Arbeitsschutzes; 
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g) Unterstützung der lokalen Organe des Volks- 
kommissariates für Gesundheitswesen bei der Aus- 
arbeitung und Durchführung von Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Seuchen und Ansteckungskrank- 
heiten unter den Arbeitern und zur Überwindung der 
sozialen Krankheiten, insbesondere der Tuberkulose ; 

h) Teilnahme an den Arbeiten auf dem Gebiete der 
Sozialversicherung, namentlich bei der Klassifizierung 
der Betriebe nach der Gefährlichkeits- und Schädlich- 
keitsstufe, Mitwirkung bei der Untersuchung des Be- 
triebes zwecks Festsetzung der Straf- beziehungsweise 
Begünstigungstarife der Sozialversicherung usw. 

Die Gewerbeärzte haben dieselben Rechte wie die 
Arbeitsinspektoren und die technischen Inspektoren 
(das heißt freier ungehinderter Eintritt in jeden Be- 
trieb und jeden Ort, wo Lohnarbeit verrichtet wird, 
nach Vorweisung einer entsprechenden, vom Volks- 
kommissariat für Arbeit der betreffenden Republik 
ausgestellten Legitimation). 

Eine lange Zeit hindurch konnte man eine gewisse 
Unübereinstimmung zwischen der Tätigkeit der ge- 
werbeärztlichen Inspektion, die dem Volkskommissariat 
für Arbeit unterstellt ist, und den örtlichen Abteilun- 
gen des Volkskommissariates für Gesundheitswesen 
beobachten. Erst im Mai 1924 wurde von beiden 
Volkskommissariaten eine besondere Bestimmung 
über die Erforschung der Gewerbekrankheiten und 
Berufsschädlichkeiten und über die Organisierung der 
gewerbeärztlichen Aufsicht erlassen. 

Diesen Bestimmungen zufolge soll die gemeinsame 
Verbindung der Tätigkeit der Organe des Volks- 
kommissariates für Gesundheitswesen mit der Tätig- 
keit der Organe des Arbeitsschutzes auf die Weise er- 
folgen, daß die Pläne gegenseitig in Übereinstimmung 
gebracht werden und daß die Organe beider Institu- 
tionen gegenseitig an den Konferenzen und Be- 
sprechungen teilnehmen. 

Der Vorbeugungsschutz bezüglich der Gewerbe- 
hygiene, der Unfallverhütungstechnik und der Feuers- 
gefahrvorbeugung wird auf Grund des Dekrets des 
Rates der Volkskommissare vom 24. Mai 1924 den 
Organen des Volkskommissariates für Arbeitswesen 
auferlegt; die Organe des Volkskommissariats für 
Gesundheitswesen geben ihr Gutachten in diesen 
Fällen ab, nur wenn es sich um den Gesundheitsschutz 
der umgebenden Bevölkerung und der Siedlungen 
handelt. 

Die Bauentwürfe der neuen Arbeiterwohnungen und 
der Fabrikansiedlungen werden gemeinsam von den 
Organen des Arbeitsschutzes und den sanitären 
Organen des Volkskommissariates für Gesundheits- 
wesen genehmigt. 

Die Tätigkeit der gewerbeärztlichen Inspektion be- 
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steht aus zwei wesentlichen Teilen: 1. ständige Be- 
- aufsichtigung der Betriebe und 2. wissenschaftliche 
Forschungsarbeit. 

Auf einen Gewerbearzt entfielen monatlich durch- 
geführte Betriebsbeaufsichtigungen: im Jahre 1922 
10,4; im Jahre 1923 16,4; im Jahre 1924 13,5; im 
Jahre 1925 (im ersten Halbjahr) 13,2. Außerdem 
haben doch die Gewerbeärzte noch die Arbeiter- 
wohnungen zu beaufsichtigen; so entfielen während 
der ersten 9 Monate des Jahres 1925 auf einen Ge- 
werbearzt 58 Untersuchungen von Arbeiterwohnungen. 

Eine gewisse Verminderung der Anzahl der auf 
einen Gewerbearzt im Jahr entfallenden Besichti- 
gungen ist darauf zurückzuführen, daß entsprechend 
der Anweisung des Volkskommissariats für Arbeit 
die gewerbeärztliche Inspektion immer größere Be- 
achtung den Großbetrieben zuwendet und die Be- 
sichtigung der kleinen Werkstätten immer mehr ein- 
schränken soll. Daß diese Direktive allmählich wirk- 


lich durchgeführt wird, ist aus folgender Tabelle zu 
ersehen, die die Zahl der Betriebe und der dort be- 
schäftigten Arbeiter und Angestellten angibt, welche 
der Inspizierung unterlagen: | 


u nie. 


Beschäftigte 


_ “to | 10m | soso | iber soo 
1922 38,0 29,0 27,0 6,0 
1923 27,2 32,0 23,0 4,7 
1924 30,9 33,4 28,0 5,0 
1925 

(Jan.-Okt.) | 21,5 | 32,4 37,4 ı 87 


Laut den Angaben über den Zeitraum vom 1. Januar 
bis zum 1. Oktober 1925 waren die besichtigten Be- 
triebe zu 71,3%, Staatsbetriebe, zu 12,5%, Genossen- 
schaftsbetriebe und zu 16,2%, Privatbetriebe. Daraus 
folgt, daß das Hauptaugenmerk der gewerbeärztlichen 
Inspektion auf die Staatsbetriebe gelenkt ist. Die 
Privatbetriebe, in denen zwar die Verletzungen der 
gesetzlichen Bestimmungen unvergleichlich öfter vor- 
kamen als in den Staatsbetrieben, sind meistens Klein- 
betriebe mit einer geringen Anzahl von Arbeitern und 
Angestellten und stellen vom Gesichtspunkt der Ge- 
werbehygiene nur sehr geringes Interesse dar. In der 
oben bezeichneten Periode wurden die untersuchten 
Betriebe zu 65,2%, nur einmal, zu 19,6%, zweimal, zu 
7,6%, dreimal, zu 82%, mehr als dreimal besichtigt. 
Wir sehen also, daß eine ganze Reihe von Betrieben 
zu wiederholten Malen in demselben Jahre besichtigt 
wird, was die Möglichkeit bietet, nachzuprüfen, ob die 
von den Gewerbeärzten vorgeschriebenen Verord- 
“ nungen und geäußerten Forderungen tatsächlich er- 
füllt worden sind. 

Eine Vorstellung über den engen Kontakt zwischen 
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der gewerbeärztlichen Inspektion und den anderen 
Arten von Aufsicht gibt uns folgende Tabelle, die sich 
auf die gewerbeärztliche Inspektion auf dem Gebiete 
der RSFSR. in der Periode vom 1. Januar bis 1. Ok- 
tober 1925 bezieht: 


absolute in 


Anzahl der vorgenommenen | 
Besichtigungen | Zahl Prozenten 

Vom Gewerbearzt allein ...... 2998 3 
Mit dem Arbeitsinspektor ..... 3779 > 
Mit dem technischen Inspektor. 1246 | 105 

Mit dem Arbeitsinspektor und ' 
dem technischen Inspektor.. 3821 | 32,3 
Insgesamt 1 11844 | 100,0 


Die gewerbeärztliche Inspektion hat auch das 
Recht, wenn es der sanitäre Arbeitsschutz erfordert, 
Vorschriften zu machen, die in den bestehenden all- 
gemein verpflichtenden Bestimmungen nicht enthalten 
sind. Die Gewerbeärzte registrieren äußerst genau 
und peinlich alle bemerkten Mängel und tragen sie in 
besonders dazu bestimmte Beschwerdebücher ein, die 
in den Betrieben aufbewahrt werden. 

Daß der Großteil der Vorschriften und Anord- 
nungen der Gewerbeärzte nicht vergeblich ist, zeigt 
folgende Tabelle über den Prozentsatz der erfüllten 
Vorschriften: 


PA E E E T 62,7%, 
SPA FW NEN REREE TE TEET 72,2% 
11277 BRENNER TEE 76,0% 
lZ nesin iiA (beiläufig) 80,0% 


Aus der obigen Tabelle ist zu ersehen, daß der 
Prozentsatz der durchgeführten Anordnungen gleich- 
sam mit der allgemeinen Besserung der Lage der 
Volkswirtschaft der Sowjetunion in fortwährendem 
Wachsen begriffen ist. 

Große Arbeit wurde von den Gewerbeärzten auf 
dem Gebiete der schon oben erwähnten sogenannten 
„Prohibitivaufsicht‘‘ geleistet, das heißt bei der Über- 
prüfung der Planentwürfe der zur Renovierung be- 
stimmten Fabriken und deren Besichtigung vor der 
Inbetriebsetzung. Während der ersten 9 Monate des 
Jahres 1925 entfielen auf jeden Gewerbearzt durch- 
schnittlich 10,56 Fälle von Überprüfungen von Ent- 
würfen neuer Fabriken und 11,21 Fälle von Be- 
sichtigung fertiger, aber noch nicht in Betrieb stehen- 
der Fabriken. Von all diesen Fällen kam es nur bei 
12,7%, vor, daß die Gewerbeärzte die Eröffnung der 
Betriebe untersagten, und zwar bis zur Durchführung 
der Anordnungen der gewerbeärztlichen Inspektion. 

Die gewerbeärztliche Inspektion ist verpflichtet, 
die Einhaltung des Gesetzes über die obligatorische 
Registrierung der Gewerbekrankheiten, das am 1. 
März 1924 erlassen wurde, zu kontrollieren. Nach 
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diesem Gesetze wird die Anmeldepflicht bei beruf- 
lichen Vergiftungen eingeführt, die durch Blei, dessen 
Verbindungen und Legierungen, Quecksilber und seine 
Verbindungen, Arsenik und seine Verbindungen, Phos- 
phor und seine Verbindungen, Chlor und seine Deri- 
vate, Fluorwasserstoffsäure, Salpeter- und salpetrige 
Säure, Stickoxyde, Schwefelsäure- und Schwefelsäure- 
anhydrid, Schwefelwasserstoff, Schwefelkohlenstoff, 
Kohlenoxyd (Leuchtgas, Hochofengas, Generatoren- 
gas, Wassergas und andere); Benzin, Benzol und seine 
Homologe, Nitroverbindungen der aromatischen Koh- 
lenwasserstoffe, Anilin und seine Derivate, Phenol und 
seine Derivate, sowie andere giftige Stoffe hervorge- 
rufen werden. 

Ebenso wie die beruflichen Vergiftungen unterliegen 
der Meldepflicht: a) berufliche Infektionskrankheiten: 
Milzbrand und Rotz, b) Katarakt infolge von Ar- 
beit bei hoher Temperatur und blendendem Licht, 
c) Krebs der Harnblase bei Arbeit mit Anilinverbin- 
dungen, d) Berufserkrankungen der Haut (Ekzem, 
Ulzerationen, Verbrennungen und dergleichen), hervor- 
gerufen durch Arbeit mit Destillationsprodukten des 
Steinkohlenteers und Erdöls, mit Terpentin, Chrom, 
Chlor und anderen chemischen Verbindungen. 

Der Instruktion des Volkskommissariates für Ar- 
beitswesen gemäß ist der Gewerbearzt beauftragt, 
darauf zu achten, daß er bei jedem Fall einer gewerb- 
lichen Vergiftung oder Gewerbekrankheit rechtzeitig 
sowohl seitens der Betriebsleitung wie auch seitens des 
den betreffenden Kranken behandelnden Arztes in- 
formiert wird. An Hand der Nachrichten der örtlichen 
Kommission für Arbeitsschutz wie auch an Hand der 
Listen der Sozialversicherungskassen prüft er die Voll- 
ständigkeit der Meldungen. 

Nach Erhalt einer Meldung über eine gewerbliche 
Vergiftung oder Gewerbekrankheit führt der Gewerbe- 
arzt im beschleunigten Tempo, insbesondere bei Massen- 
intoxikationen oder Massenerkrankungen, eine gründ- 
liche Untersuchung eines jeden einzelnen Falles durch. 
Bei der Untersuchung hat der Gewerbearzt: a) die 
Ursachen zu ermitteln, die die Vergiftung oder Er- 
krankung hervorgerufen haben, b) die Diagnose fest- 
zustellen beziehungsweise zu überprüfen, falls die An- 
meldung von einem Arzt oder einer Heilanstalt ein- 
gelaufen ist, c) die notwendigen Maßnahmen zu treffen, 
um die weiteren Vergiftungs- oder Erkrankungsfälle 
zu verhüten. 

Über die Untersuchungsergebnisse führt der Ge- 
werbearzt ein besonderes Protokoll, welches zusammen 
mit der Abschrift der Anmeldung den monatlichen 
Berichten an die Gouvernementsabteilung des Arbeits- 
schutzes beigelegt wird. Bei Fällen, wo eine gericht- 
liche Ahndung der Schulden erforderlich ist, über- 
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bringt der Gewerbearzt den entsprechenden Akt dem 
zuständigen Arbeitsinspektor und entsendet die Ab- 
schrift an die Gouvernementsabteilung des Arbeits- 
schutzes. Ä 

Der Gewerbearzt sammelt bei sich alle Anmeldungen 
über gewerbliche Vergiftungen und Gewerbekrank- 
heiten, sowie das Material über deren Erforschung, 
systematisiert dieses Material nach Betrieben und ver- 
wertet es bei der Durchführung konkreter Gesundungs- 
maßnahmen in den betreffenden Betrieben. 

Die gewerbeärztliche Inspektion nimmt an der 


Organisation und Durchführung der in der Sowjet- 


union obligatorischen ärztlichen Untersuchungen der 
Arbeiterschaft in gesundheitsschädlichen Gewerben 
und aller Jugendlichen unter 18 Jahren, wobei die 
Untersuchung selbst von den Ärzten des Volks- 
kommissariates für Gesundheitswesen durchgeführt 
wird. 

Gemäß dem gemeinsamen Beschluß des Volks- 
kommissariats für Arbeit und des Gesundheits-Volks- 
kommissariates vom 24. September 1925 unterziehen 
sich der obligatorischen ärztlichen Untersuchungen 
folgende Arbeitergruppen und in folgenden Fristen: 


1. Arbeiter, die sich mit Blei und dessen Verbin- 
dungen befassen: 
a) die mit Herstellung von Bleiweiß tätigen: Unter- 
suchungsfrist einmal monatlich; 
b) die mit Bleizucker, chromsaurem Blei, Mennige 
und Bleiglätte: Untersuchungsfrist einmal im 
Monat; 
c) die mit Gewinnung, Schmelzen und Gießen von 
Blei: einmal in 3 Monaten; 
d) Herstellung von Akkumulatoren: einmal in 
3 Monaten; | 
e) Arbeitende in Setzereien, Schriftgießereien und 
Stereotypenanfertigung: einmal im Jahre. 
2. Arbeitende mit Quecksilber und dessen Verbin- 
dungen: 
a) die mit Gewinnung und Sublimieren von Queck- 
silber beschäftigten: einmal in 3 Monaten; 
b) Herstellung von Quecksilbersublimat und Kalo- 
mel: einmal im Jahre; 
c) Herstellung von Knallgas und Zündhütchen: 
einmal im Jahre; 
3. Arbeitende bei Herstellung von aromatischen 
Nitroverbindungen : einmal in 6 Monaten; 
4. Die in artilleristischen Ausrüstungsarbeiten tä- 
tigen: einmal in 6 Monaten. 
5. In der Fabrikation von Anilinfarbstoffen: ein- 
mal im Jahre. 
6. In der Herstellung von Säuren: Schwefel-, 
Salpeter- und Chlorsäure: einmal im Jahre. 
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7. In der Herstellung von Chlor und Ätzkalk: ein- 
mal im Jahre. 

8. In der Herstellung von schwefeligem Natron: 
einmal im Jahre. 

9. In der Gummifabrikation : einmal im Jahre. 

10. In der Herstellung von Chromsäuren und Chrom- 
farben: einmal im Jahre. 

il. Die mit Arsen und dessen Verbindungen be- 
schäftigten: einmal in 6 Monaten. 

12. Färbung von Pelzwerken mit Ursal: einmal im 
Jahre. 

13. Herstellung von Steinkohlen- und Wassergas: 
einmal im Jahre. 

14. Kupferschmelzereien und Gießereien: einmal 
im Jahre. 

15. Arbeiten in Zinkhütten: einmal im Jahre. 

16. Fabrikation von Rauch- und Schnupftabak: 
einmal im Jahre. 

17. Radiotelegraphenbeamte: einmal im Jahre. 

18. Piloten und Flieger: einmal in 6 Monaten. 

Die Untersuchungen der Arbeiter werden durch 
ausreichend kompetente medizinische Anstalten 
(Krankenhäuser oder Ambulatoria) vorgenommen, 
die die entsprechenden Betriebe bedienen. Die Lei- 
tung über die ärztlichen Untersuchungen liegt dem 
Sanitätsinspektor des Bezirkes, sowie dem Ortsorgan 
der Gesundheitspflege ob. 

Die Untersuchungen stellen sich zur Grundaufgabe, 
die möglichst rechtzeitige Erkennung von beginnenden 
gewerblichen Krankheiten, sowie Feststellung solcher 
Gesundheitszustände, die die Berührung mit indu- 
striellen Giften oder sonstigen Berufsschädlichkeiten 
besonders gefährlich machen. In Ausfluß der Unter- 
suchungen müssen die medizinischen Ämter und Für- 
sorgebüros für soziale Hilfe den Arbeitern, die in allen 
Krankenanstalten unter Mitwirkung der Arbeiter- 
vertreter organisiert sind, die notwendigen sozialen 
Heilmittel sichern. Die Arbeitsinspektion muß ge- 
gebenen Falles entsprechende Maßnahmen ergreifen, 
um dem Arbeiter provisorischen oder beständigen 
Beschäftigungswechsel zu verschaffen, möglichst ohne 
seinen Arbeitslohn dadurch zu beeinträchtigen. Die 
Krankenkassen versorgen die auf Grund der Unter- 
suchung ausgeschiedenen Arbeiter auf Grund der be- 
stehenden Gesetze und Verordnungen des Volks- 
kommissariats für Arbeit. Über die Ergebnisse der 
Untersuchungen von einzelnen Personen werden 
keinerlei Auskünfte weder den Wirtschaftsorganen, 
noch den Arbeitgebern erteilt. 

Bei der Besichtigung-der Betriebe widmet der Ge- 
werbearzt auch dem Zustand der ärztlichen Hilfe im 
gegebenen Betrieb seine Aufmerksamkeit. 

Insbesondere muß der Gewerbearzt, gemäß der 
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Instruktion, den Zustand der ersten Nothilfe bei 
Unglücksfällen, beruflichen Vergiftungen und akuten 
Erkrankungen beachten; er muß die Aufmerksamkeit 
der behandelnden Ärzte auf die spezifischen Berufs- 
schädlichkeiten, die dem betreffenden Industriezweig 
eigen sind, und die die Berufserkrankungen hervor- 
rufen, lenken ; er muß darauf achten, daß in den Heil- 
anstalten eine regelrechte Registrierung der Unglücks- 
fälle, der beruflichen Vergiftungen und Berufser- 
krankungen gehandhabt wird; er muß die allgemeine 
Organisierung der ärztlichen Hilfe, deren Zugänglich- 
keit, Qualifikation usw. peinlichst beobachten. 

Außer der tagtäglichen gewerbeärztlichen Aufsicht 
gehört auch zu den Aufgaben der Gewerbeärzte die 
wissenschaftliche Erforschung der Berufsschädlich- 
keiten und der Maßnahmen, die zu ergreifen sind, um 
diese Schädlichkeiten zu beheben oder zu lindern. 

Die Forschungstätigkeit der Gewerbeärzte kann in 
drei Punkte zusammengefaßt werden: a) die An- 
wendung der neueren Forschungsmethoden auf dem 
Gebiete der Gewerbehygiene in dem betreffenden Be- 
trieb; b) die Behandlung eines bestimmten Themas 
über die Schädlichkeit irgendeines Berufszweiges unter 
Berücksichtigung einer Reihe gleichartiger Betriebe 
oder eines bestimmten Berufes, ferner c) die Erfor- 
schung der Wirkung einzelner Schädlichkeiten, die 
gewissen Produktionszweigen oder Berufen inne- 
wohnen (zum Beispiel der hohen Temperatur, des 
Staubes, des Lärmes usw.). 

Bei den verschiedenen Forschungsarbeiten werden 
die präzisesten wissenschaftlichen Forschungsmetho- 
den mit Hilfe der entsprechenden Instrumente, der 
Laboratoriumuntersuchungen usw. angewandt. Zu 
diesem Zweck stellt das Volkskommissariat für Arbeit 
den Gewerbeärzten die wesentlichen Instrumente (Ther- 
mometer, Katathermometer, Anemometer, Psychro- 
meter usw.) zur Verfügung. Außerdem sind in allen 
großen Städten bei den Unterabteilungen für Arbeits- 
schutz spezielle gewerbehygienische Laboratorien vor- 
handen; ferner sind in einer Reihe von Ortschaften 
die Gewerbeärzte berechtigt, sich für spezielle Zwecke 
der Universitätslaboratorien oder der Laboratorien des 
Volkskommissariates für Gesundheitswesen zu be- 
dienen. 

Die Gewerbeärzte führen regelmäßig unter den 
Arbeitermassen Bildungs- und Aufklärungsarbeit, hal- 
ten Vorträge, führen regelmäßige Kurse, veröffent- 
lichen populäre Aufsätze in der örtlichen Presse usw. 

Das Volkskommissariat für Arbeit der Sowjetunion 
stellt alljährlich den Plan der wissenschaftlichen For- 
schungsarbeit der gewerbeärztlichen Inspektion auf 
und weist jedem Gouvernement die Ausarbeitung der 
sanitären Charakteristik der in dem betreffenden 
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Gouvernement am meisten verbreiteten oder die größte 
Bedeutung besitzenden Produktionszweige zu. Außer- 
dem wird bei denselben Produktionszweigen gewöhn- 
lich eine ausführliche Beschreibung der dortigen 
Arbeitsverhältnisse geführt, wobei die Temperatur 
genau gemessen wird, der Staub im Laboratorium 
untersucht, die Zusammensetzung der Luft präzise 
erforscht wird; in einzelnen Fällen werden auch die 
Arbeiter vor und während der Arbeit physiologisch 
untersucht. Nicht selten wird die Erforschung des 
betreffenden Produktionszweiges mit einer gleich- 
zeitigen gründlichen klinischen Untersuchung einer 
bestimmten Gruppe von Arbeitern oder mit der Ver- 
anstaltung einer Massenuntersuchung aller in dem 
betreffenden Produktionszweig beschäftigten Arbeiter 
in Verbindung gebracht. In all den Fällen, wie 
auch bei speziellen anthropometrischen Messungen, 
die an Arbeitern vorgenommen werden, treten die 
Gewerbeärzte mit den zuständigen Heilanstalten und 
wissenschaftlichen Forschungsinstitutionen in Ver- 
bindung. 

Zur Vervollkommnung des Wissens der Gewerbe- 
ärzte wurden im Frühjahr 1926 beim Institut für 
Arbeitsschutz in Moskau dreimonatige Kurse für 
30 Mann veranstaltet. Es ist beabsichtigt, derartige 
Kurse regelmäßig jedes Jahr zu wiederholen. 
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Zur Schaffung eines Nachwuchses und zur Hebung 
des Interesses der Ärzte für die Fragen der Gewerbe- 
hygiene wird in allen Universitäten der Sowjetunion 
ein Kursus der Arbeitshygiene als obligatorischer 
Gegenstand eingeführt. In Ermangelung von qualifi- 
zierten Lehrkräften, die diese Katheder zu besetzen 
in der Lage wären, ist dieser Gegenstand vorläufig 
nur an 4 Universitäten, in Moskau, Leningrad, Char- 
kow und Kiew als selbständiger Lehrgegenstand ein- 
geführt worden; in einer Reihe von Städten wird aber 
schon jetzt dieser Gegenstand von Dozenten oder als 
Teil der Sozialhygiene gelehrt. 

Es ist noch interessant, zu erwähnen, daß wir jetzt 
in U.d. SSR. ziemlich reiche periodische und unperio- 
dische Literatur besitzen, die speziell den Fragen der 
Gewerbehygiene gewidmet ist. Besonders zu erwähnen 
sind: I. die von mir redigierte Monatsschrift von 
8 Bogen „Gigiena Truda‘“ (Die Hygiene der Arbeit), 
die die Arbeiten der speziellen wissenschaftlichen An- 
stalten regelmäßig veröffentlicht, aber auch große 
Aufmerksamkeit den Arbeiten einzelner Gewerbeärzte 
auch von weiten Provinzen widmet; 2. die populäre 
Monatsschrift „Arbeitsschutz“, die gemeinsam vom 
Arbeitsvolkskomniissariat und der Moskauer Arbeits- 
abteilung und dem Moskauer Gewerkschaftsbüro im 
Umfang von 3-—4 Bogen monatlich herausgegeben ist. 


Eine internationale Enquete über die Ursachen der Säuglingssterblichkeit. 
| Von E. MEIER, Berlin. 


Die wissenschaftliche Forschung und die praktischen 
Leistungen der Hygiene sind, wie sehr sie auch berufen 
sind, Gemeingut der Menschen zu werden, doch noch 
innerhalb der einzelnen Staatsgrenzen in vieler Be- 
ziehung festgelegt und ihrer gegenseitigen Auswir- 
kungsmöglichkeit von Staat zu Staat beraubt. Und 
das naturgemäß, da ja der größte Teil aller hyeicni- 
schen Arbeit ein staatlicher Verwaltungsapparat ist, 
vom Staat für das Volk geschaffen. 

Große Möglichkeiten, so die gleichmäßige gesctz- 
liche Einführung hygienischer und sozialhygienischer 
Errungenschaften in den verschiedenen Ländern, so 
auch die Auffindung neuer Gesichtspunkte durch Ver- 
gleichung der Ergebnisse der verschiedenen Staaten, 
waren durch diesen Zustand ungangbar, da die zwi- 


schenstaatliche Zentrale fehlte, die nicht nur diese 7 
Arbeit des Vergleichens und Auswählens leisten, son- | 


dern zuvor erst zahlreiche Begriffe und Methoden für 
alle Staaten normieren müßte, ehe eine Übersicht 
möglich wäre. 


Diesem Bedürfnis abzuhelfen hat sich das Hygiene- 
Komitee des Völkerbundes zur Aufgabe gemacht. 
Diese Stelle befaßt sich unter anderem auch mit den 
Fragen der Kinderwohlfahrt. In Vorbereitung für 
die Bearbeitung der einzelnen einschlägigen Fragen 
wurde von dem Komitee für Kinderwohlfahrt zu- 


nächst Material über die Gesetzgebung auf dem Ge- 


biete des Säuglingsschutzes gesammelt. Sodann wur- 
den die Säuglingssterblichkeitsstatistiken der 
Jahre 1881--1925 in 15 europäischen Ländern 
bearbeitet!). In den Ergebnissen dieser Arbeit wird 
besonders darauf hingewiesen, daß die Gesamtbe- 
völkerung der Erde sich im Laufe des 19. Jahrhunderts 
verdoppelt hat und daß diese Zunahme fast nur auf 
den Rückgang der Sterblichkeit zurückzuführen ist. 
Die Geburtenziffer sinkt von der Mitte des Jahr- 
hundertsan. Die Säuglingssterblichkeit jedoch beginnt 
erst nach 1900 allgemein geringer zu werden, sie sinkt 

') Vgl. Bericht im Archiv für Soziale Hygiene und Demo- 
graphie Bd. I, H. 6, S. 581. 19206. 
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je nach dem Land verschieden rasch, so daß sie jetzt 
in manchen Ländern Europas viermal höher ist als 
in anderen, während sich vor 40 Jahren die Zahlen der 
Säuglingssterblichkeit in den verschiedenen Ländern 
höchstens im Verhältnis 1:2 unterschieden. Die 
Sterblichkeit unmittelbar nach der Geburt nimmt !4 
bis 14, der Gesamtsterbefälle des ersten Lebensjahres 
ein. Diese Frühsterblichkeit scheint von dem Gesund- 
heitsstand der Gegend viel weniger abhängig als die 
Nachsterblichkeit. 

Auf Grund dieser Ergebnisse und der daraus folgen- 
den neuen Fragen schlug das Kinderwohlfahrts- 
komitee in seiner 6. Sitzung im März 1926 vor, einen 
Unterausschuß zu bilden, der Spezialisten verschie- 
dener Länder zur Mitarbeit in Fragen der Kinder- 
hygiene auffordern sollte. Die Untersuchung der 
Säuglingssterblichkeit vom Standpunkt der Ernäh- 
rung und anderer mit der Kinderhygiene verbun- 
dener Fragen sollte von diesen Spezialisten ein- 
geleitet werden. Einen Monat später nahm das 
Hygienekomitee den Vorschlag des Kinderwohlfahrts- 
komitees an, und in der Folge wurde zur Bearbeitung 
der Fragen der Fürsorge für das frühe Kindesalter 
eine Sachverständigenkommission gebildet, die 
aus folgenden Mitgliedern besteht: 

Deutschland: Professor Rott, 

England: Dame Dr. Janet Campbell, 

Frankreich: Professor Debre, 

Holland: Professor Gorter. 

Italien: Professor Gini, 

Norwegen: Professor Collett, 

Österreich: Professor v. Pirquet, 

Vereinigte Staaten von Amerika: Dr. Clark. 

Die Kommission hat in ihrer ersten Sitzung 
(Genf 27.—29. X. 1926) folgende Fragen behan- 
delt: Die Schutzimpfung gegen Diphthcerie, Scharlach, 
Masern, Windpocken, Keuchhusten und Tuberkulose; 

die Ausbildung der Medizinstudierenden, Hebammen, 
Fürsorgerinnen und Pflegerinnen in Fragen der Kin- 
derwohlfahrt ; 

die Möglichkeit einer Untersuchung über das Vor- 
kommen von Rachitis, Anämie, Tetanie und Skorbut 
in verschiedenen Ländern, mit besonderer Berück- 
sichtigung der Ernährungsfrage; 

die Möglichkeit, die klimatische Behandlung für 
Kinder in fremden Ländern zu erleichtern; 

außerdem zwei Punkte, auf die hier näher einge- 
gangen werden soll: eineinternaticnale Enquête 
über die Ursachen der Säuglingssterblichkeit 
und die Vereinheitlichung der Registrierung von 
Säuglingssterbefällen. 

Zu der internationalen Enquete wurden als Er- 
hebungsgebiete in jedem einzelnen Lande zwei städti- 
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sche und zwei ländliche Bezirke gewählt, die bei 
annähernd gleicher Bevölkerungsagglomeration eine 
möglichst verschieden hohe Säuglingssterblichkeit auf- 
weisen. Die Höhe der Säuglingssterblichkeit ist unter 
anderem abhängig von der Höhe der Geburtenziffer ; 
diese Abhängigkeit, die die Klarheit der Erhebungs- 
resultate stören würde, soll in erster Linie ausgeschal- 
tet werden. Durch Vermeidung der demographischen, 
bereits bekannten Faktoren soll der spezielle Einfluß 
geprüft werden, den andere, noch zu wenig gewürdigte 
Faktoren auf bestimmte Gebiete — in denen die Be- 
dingungen möglichst gleich sind — ausüben. 

Auch die Fragen des Einflusses anormaler Geburt 
und einzelner Krankheiten auf die Sterblichkeit sollten 
in Betracht gezogen werden. Die Durchführung der 
gesamten Enquête wird zu diesem Zweck Fachärzten 
übertragen, die in Zusammenarbeit mit den Fürsorge- 
organisationen der Gebiete für wissenschaftliche Voll- 
ständigkeit des Materials sorgen. Zu dem weiteren 
Punkt, der Vereinheitlichung der Registrierung von 
Säuglingssterbefällen, formulierte Professor Dr. Rott 
(Berlin) drei Vorschläge als unerläßliche Bedingungen 
zur Aufstellung einer neuen internationalen Statistik: 
Einheitlichkeit der Definition der Totgeburt, Regi- 
strierung der Todesfälle im ersten Lebensjahr nach 
einheitlichem Schema und Aufstellung einer gebrauchs- 
fähigen Todesursachenstatistik. 

In der zweiten Sitzung der Sachverständi- 
genkommission (Paris, 17. bis 20. I. 1927) wurde 
über eine internationale Enquête über die Säuglings- 
sterblichkeit eine endgültige Festlegung erzielt. 

Gegenstand der Erhebung sind sämtliche Kin- 
der, die im Jahre 1927 in den Erhebungsgebieten 
sterben, ohne das erste Lebensjahr vollendet zu haben, 
und sämtliche in den Erhebungsgebieten im Jahre 1927 
Totgeborenen. Fehlgeburten sind nicht mit einbe- 
griffen. In jedem beteiligten Land umfassen die Er- 
hebungsgebiete durchschnittlich zusammen 400000 
Einwohner. Die Zahl der Säuglingssterbefälle pro 
Jahr in dem von der Erhebung erfaßten Teil der ein- 
zelnen Länder schwankt zwischen 300 und 1500. 

Zur Ermöglichung der Vergleichbarkeit der Resul- 
tate wurde sowohl ein einheitlicher Gebrauch des Be- 
griffes Totgeburt als auch ein einheitliches Todes- 
ursachenverzeichnis vereinbart. 

Der Begriff Totgeburt erfährt in verschiedenen Ländern 
eine sehr unterschiedliche Beurteilung. Die Frist für die Ge- 
burtsmeldung ist in manchen Ländern verschieden (in Frank- 
reich 24 Stunden, in anderen Ländern [z. B. den Niederlanden] 
3 Tage), so daß dort die innerhalb 24 Stunden oder 3 Tagen 
eingetretenen Sterbefälle als Totgeburten eingetragen werden. 
In Deutschland wird als Kriterium der Totgeburt das Nicht- 


auftreten von Herztönen betrachtet. Um hier eine Norm zu 
schaffen, stellte die Sachverständigenkommission aus Gründen 
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der auch für medizinische Laien praktischen Durchführbarkeit 
sowie der möglichsten Exaktheit folgende Definition auf, ent- 
sprechend einer Vorlage, die schon früher vom Hygiene-Comite 
des Völkerbundes den Regierungen der Länder zur Annahme 
empfohlen worden war: 

„Ein Fötus, der einer unabhängigen Existenz fähig ist, ist 
ein „lebensfähiger Fötus‘‘. Er ist das Produkt einer Schwanger- 
schaft, die mindestens 28 Wochen gedauert hat; ein solcher 
Fötus wird normalerweise mindestens 35 cm lang sein, gemessen 
vom Scheitel bis zur Fußsohle, wenn der Körper vollständig 
ausgestreckt ist. Die Kommission bevorzugt dieses letztere 
Kriterium als das zuverlässigste. 

Die Frucht ist „totgeboren‘, wenn ein lebensfähiger Fötus 
geboren wird, in dem sich die Lungenatmung nicht einstellt; 


sein Tod kann erfolgt sein a) vor, b) während oder c) nach der 


Entbindung, aber in jedem Falle bevor er geatmet hat. 

Diese Definition schließt nicht ein, daß ein Fötus unter 
7 Monaten nicht als lebendgeboren angesehen werden kann, aber 
sie besagt, daß unter 28 Wochen die Geburt eines Fötus, in 
dem die Atmung nicht einsetzt, nicht als Totgeburt angesehen 
werden kann, sondern als Fehlgeburt anzusehen ist.“ 

Auch die Angaben über die Todesursachen wechseln so 
sehr, daß oft nicht einmal die Statistiken des gleichen Landes 
untereinander vergleichbar sind. In England und Neuseeland 
ist die Nomenklatur mindestens dreimal geändert worden. 
Außerdem finden sich gerade bei Säuglingen oft ungenaue 
Diagnosen. Solche ungenügende Diagnosen sind z. B. Krämpfe, 
Meningitis, Lebensschwäche. Die Angaben auf den Toten- 
scheinen lassen oft einen Schluß auf die wirkliche Todesursache 
nicht zu. Daß z. B. in Deutschland 78°, der in den ersten 
7 Lebenstagen Gestorbenen als an Lebensschwäche gestorben 
registriert sind, daß in einer Statistik des Jahres 1923 in Oslo 
80 °, der Todesfälle der ersten Lebenswoche unter „angeborene 
Lebensschwäche‘“ fallen, dabei die Unehelichen zu 100°, ist 
ein Zeichen, wie sehr die Todesursachenstatistik der Speziali- 
sierung bedarf. Es gibt Gebiete, wo die Diagnose der tödlichen 
Krankheit vom Bürgermeister oder vom Standesbeamten ge- 
stellt und registriert wird (Norwegen, Frankreich). In der amt- 
lichen Todesursachenstatistik des 1. Lebensjahres ist in Holland 
(1924, 1925) die Todesursache in 1, der Fälle nicht angegeben. 
Zur möglichst ausschließlichen Erzielung von erschöpfenden 
Diagnosen wurde ein Schema der Todesursachen im ersten Le- 
bensjahre, das etwa 100 Krankheiten enthält, zum allgemeinen 
Gebrauch ausgegeben; jede Krankheit ist mit einer einzigen 
numerierten Bezeichnung aufgeführt. Benennung von bloßen 
Symptomen ist ganz vermieden. Jede Diagnose muß mit einem 
der 100 Krankheitsnamen übereinstimmen und seine Nummer 
tragen. 

Für die Erzielung einer gebrauchsfähigen Todes- 
ursachenstatistik ist die Aufstellung eines für jeden 
Fall ausreichenden Einheitsfragebogens Vorbe- 
dingung. Dieser Fragebogen, auf dem nach den ge- 
nannten Vorarbeiten nun klare Angaben über Tot- 
geburt und Todesursachen möglich wurden, wurde 
nach Vorlagen von Dame Campbell (London), und 
von Rott-Roesle (Berlin) aufgestellt. Er legt großen 
Wert auf die möglichen Zusammenhänge mit sozia- 
len Ursachen. Die bisherigen Statistiken aller Länder 
geben über dieses Gebiet so gut wie keinen Auf- 
schluß, da sie durchweg unter demographischen Ge- 


sichtspunkten (Bevölkerungsbewegung) geführt wer- 
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den. Die Eigenarten von Gegend und Bevölkerung, 
soweit sie nicht im Fragebogen statistisch faßbar sind 
(Klima, Charakter des Landes; Lebensweise, Bildung, 
Gebräuche, Wohndichte und Wirtschaftslage der Ge- 
samtbevölkerung, gesundheitliches Überwachungs- 
system), wurden schon in einer Voruntersuchung 
von den Sachverständigen auf Grund ihrer Landes- 
kenntnis festgelegt. Der Fragebogen selbst, der als 
Norm den Erhebungen in sämtlichen Ländern zu- 
grunde liegt und der für jedes Kind, das Gegenstand 
der Erhebung ist, angelegt wird, berücksichtigt be- 
sonders folgende Gesichtspunkte: 

Allgemeine Personalien des Kindes, Wohnungsver- 
hältnisse, gesundheitlicher und wirtschaftlicher Zu- 
stand der Familie, besonders der Mutter (Erwerbs- 
arbeit, frühere Schwangerschaften), Geburtsverlauf 
(Geburtshilfe), Entwicklung des Kindes, Unterbrin- 
gung (Pflegestelle, Anstalt), Ernährung, Pflege, ge- 
sundheitliche Überwachung, Krankengeschichte (be- 
sonders der zum Tode führenden Krankheit). 

Es ist zu erwarten, daß die Enquête einerseits über 
die Totgeburten (deren Uraschen ja bisher noch nicht 
statistisch erfaßt sind) wichtige Aufschlüsse geben 
wird, da sie auch die verschiedenen möglichen Ur- 
sachen der Totgeburt spezialisiert (solche Ursachen 
sind: Krankheit der Mutter, vorzeitige Geburt, Ge- 
burtsschädigung durch fehlerhafte Geburt, mangelnde 
Geburtshilfe, Schwerarbeit der Mutter vor der Ge- 
burt), andererseits über die Frühsterblichkeit (erste 
Lebenswoche), die noch wenig beeinflußbar ist und 
daher, zwar in den einzelnen Ländern sehr verschieden, 
doch im allgemeinen außerordentlich hoch ist, be- 
richten wird. Auch hier soll besonders die Beziehung 
zu Schäden während der Schwangerschaft und Geburt 
ermittelt werden. Auch zur Frage der Krankheits- 
und Todesursachen in der späteren Zeit dürften inter- 
essante Ergänzungen zu erwarten sein. 

Von französischer Seite wurde noch ein Problem des 
Krankheitsschutzes zur Bearbeitung aus dem Enquête- 
material angeregt: 

Gegen akute Infektionskrankheiten (zum Beispiel 
Masern, Diphtherie, Scharlach, Keuchhusten) be- 
sitzen einzelne Säuglinge eine Immunität, deren Ur- 
sache nicht ohne weiteres ersichtlich ist. Sie kann von 
der Mutter auf das Kind übertragen sein und hält in 
diesem Falle etwa die ersten 3Monate an. Wenngleich 
der Mutter selbst nicht bekannt ist, welche derartigen 
Krankheiten sie durchgemacht hat, so kann sie doch, 
ohne sie zu bemerken, durch leichte Ansteckungen die 
Immunität für einen großen Teil dieser Krankheiten 
erworben haben. | 

Demnach wird eine Mutter, die lange in dicht- 
bevölkerter Umgebung gelebt hat (Städterin), im all- 
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gemeinen ihrem Kinde einen solchen Krankheitsschutz 
mitgeben, während eine Mutter vom Lande, die nie- 
mals einer so sehr von Ansteckungskeimen erfüllten 
Umgebung ausgesetzt war, ihrem Kinde keine Im- 
munität zu übertragen vermag, da sie selbst nicht im- 
munisiert ist. 

Bei dem immunisierten Kinde verläuft eine In- 
fektionskrankheit, mit der es angesteckt wurde, unter 
uncharakteristischen Zeichen (Diphtherie ohne Mem- 
bran, Keuchhusten ohne typischen Husten, Masern 
ohne Ausschlag). In solchen Fällen sind nur Fieber, 
Ernährungsstörung, Gewichtsabnahme und sonstige 
sehr allgemeine Symptome festzustellen, und die 
Diagnosen lauten dementsprechend ‚Durchfall‘, 
„Krämpfe“, „Unterernährung‘‘ usw. 

Der Fragebogen ermöglicht es, im Zusammenhalt 
einerseits mit der Ansteckungsmöglichkeit (gleich- 
zeitige typische Erkrankungen in der Umgebung des 
Kindes), andererseits mit der Herkunft der Mutter 
(Stadt oder Land) bei einem Kinde in den ersten 
Lebensmonaten den wirklichen Diagnosen näherzu- 
kommen. Statistische Sichtung der Ergebnisse wird 
bestimmte Anhaltspunkte ergeben. 

Als Erhebungsbezirke sind von den einzelnen Lan- 
desvertretern folgende Bezirke ausgewählt und von 
der Kommission bestätigt worden: 

In England wird als Stadt mit hoher Säuglingssterb- 
lichkeit Sunderland (11,8%), als Stadt mit niedriger 
Sterblichkeit Croydon (5,5%) untersucht, als Land- 
bezirk mit höherer Sterblichkeit Staffordshire (6,2 %), 
als Landbezirk mit niedriger Sterblichkeit Oxfordshire 
(4,7%). 

In Frankreich wurde als städtischer Bezirk mit hoher 
Säuglingssterblichkeit das Quartier de Plaisance (14. 
Arrondissement von Paris) gewählt (Sterblichkeits- 
ziffer 10,5%), als städtisches Gebiet mit niedriger 
Sterblichkeit der Pariser Vorort Vanves. Aus der 
Normandie wurden zwei Landbezirke mit hoher Sterb- 
lichkeit ausersehen : Pays de Bray mit 13,5 und Pays 
de Caux mit 11,6%; als Landbezirke mit niedriger 
Sterblichkeit dienen zur Erhebung Loches und Chinon, 
beide in der Touraine gelegen. 

Holland zieht zwei Städte mit höherer Säuglings- 
sterblichkeit zur Enquête heran: Breda mit 6,130% 
und Maastricht mit 8,3%, ebenso zwei mit niedriger 
Sterblichkeit: Leyden mit 3,94% und Dordrecht mit 
4,28%. Ländlicher Erhebungsbezirk mit hoher Säug- 
lingssterblichkeit ist in Holland Hoensbroek mit 
11,2%, ländlicher Bezirk mit niedriger Sterblichkeit 
Emmen mit 6,3%. 

In Italien wurde ganz Rom, in dessen Bezirken die 
Sterblichkeitsziffern stark differieren, als städtisches 
Erhebungsgebiet gewählt (Sterblichkeitsziffern zwi- 
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schen 3,4%, und 20,3%), als Landbezirk die Campagna 
Romana ; über diese liegt hier noch keine Statistik vor. 

Norwegen hat die Stadt Oslo zum Gegenstand der 
Enquête gemacht und zwar untergeteilt in West und 
Ost; der erstere sozial günstigere Teil mit 4,5, der 
letztere mit 4,6%, Säuglingssterblichkeit. Zu diesen 
Ziffern ist zu bemerken, daß die zum Westen gehörige 
Pfarrei St. Markus nicht berücksichtigt ist; in ihr 
liegen die meisten Spitäler, so daß Krankheitsfälle aus 
der ganzen Stadt dort zusammenkommen. Die Ge- 
samtsterblichkeit für den Westen wird, bei Hinzu- 
rechnung dieser Pfarrei, zu einer untypischen Zahl 
verschoben. Die Gesamtsterblichkeit in ganz Oslo be- 
trägt 5,7%. 

Die Erhebung erstreckt sich außerdem auf das länd- 
liche Gebiet von Hedmark, dessen Säuglingssterblich- 
keit 4,8%, beträgt. 

In Österreich dienen. als städtische Gebiete der 
X. Bezirk von Wien, der eine hohe Sterblichkeitsziffer 
hat (12,0%) und der VI., VII. und VIII. Bezirk von 
Wien, die niedrige Sterblichkeit aufweisen (5,5 %); von 
ländlichen Bezirken Schärding und Engelhartszell mit 
der hohen Ziffer von 19,5%, und Gmunden mit der ver- 
hältnismäßig niedrigen Sterblichkeit 9,9. 

Im einzelnen charakterisieren sich diese gewählten 
Gebiete nach den Reiseberichten der Völkerbunds- 
kommission kurz folgendermaßen : 

England. Sunderland ist eine Hafenstadt im Nor- 
den Englands, hauptsächlich durch Schiffbau ge- 
kennzeichnet, mit erheblicher Arbeitslosigkeit und 
Übervölkerung. Das Klima ist kalt und feucht, Er- 
kältungskrankheiten sind häufig. In der Stadt be- 
steht eine Anzahl von Säuglingsfürsorgestellen und 
eine Entbindungsanstalt. Über Croydon, im Süden 
Londons, liegt noch kein Bericht vor. 

Staffordshire ist zu zwei Dritteln ländlich, zu einem 
Drittel industriell bevölkert. Der industrielle Teil ist 
typisches Industriegebiet mit Kohlenminen, Eisen-, 
Porzellan- und Glasindustrie. Fürsorgeeinrichtungen 
sind vorhanden. Oxfordshire ist fast ausschließlich 
landwirtschaftliches Gebiet mit typisch ländlichen 
Verhältnissen und gesundem Klima, im Innern von 
England gelegen. Die Bevölkerung ist arm und be- 
wohnt auf dem Lande und in den Städtchen meist 
kleine Häuser. Der Haupterwerbszweig ist Landwirt- 
schaft, doch finden sich auch verschiedene kleine In- 
dustrien und eine große Automobilfabrik. Handschuh- 
fabrikation wird stellenweise als Heimindustrie be- 
trieben. Allgemein nähren die Mütter ihre Säuglinge 
an der Brust. 18 Fürsorgestellen sind eingerichtet. 
Durch Hausbesuche der Fürsorgerinnen werden die ge- 
sundheitlichen Verhältnisse der Bevölkerung weit- 
gehend überwacht. Ein Mütterheim in Oxford und 
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einige kleine Krankenhäuser und Wohltätigkeits- 
organisationen ergänzen die Fürsorgearbeit. 
Frankreich. Im Quartier de Plaisance ist nament- 
lich der zum Befestigungsgürtel gehörige Teil ein 
Stadtgebiet von großer Armut. Die Fürsorge für 
Mutter und Kind erstreckt sich auf einen großen Teil 
der Bevölkerung. Die gesamte Fürsorgeorganisation 
des Bezirks ist das Werk von Mademoiselle Chaptal, 
der dort auch die Durchführung der Enquête über- 
tragen ist. Vanves ist ein kleiner Vorort von Paris mit 
zwei- bis dreistöckigen Häuschen. Die Bevölkerung 


besteht aus besser bezahlten Arbeitern, Handwerkern. 


und kleinen Beamten. Die Fürsorgetätigkeit ist dort 
vorbildlich. 

Pays de Bray, nordöstlich von Rouen, ist größten- 
teils Weideland; Viehzucht und Milchwirtschaft wird 
dort betrieben. Das Land ist reich, aber hygienisch 
nicht günstig. Fürsorgeeinrichtungen gibt es überhaupt 
nicht. Pays de Caux ist ein ländliches Gebiet mit 
wasserarmem Boden; vorherrschend wird Getreide- 
bau betrieben, doch finden sich auch einzelne Fabriken. 
Die Bevölkerung wohnt in verstreuten Gehöften. 
Eine Säuglingsfürsorgestelle und eine Milchküche ist 
vorhanden. In Loches und Chinon ist der Prozentsatz 
der Sterblichkeit gering. Die durchschnittliche jähr- 
liche Gesamtzahl der Todesfälle im ersten Lebensjahr 
war 1923—1925: 77, die Zahl der Totgeburten 31; 
18,5 Geburten entfielen auf 1000 Einwohner. Ein ge- 
naucrer Bericht über dieses Gebiet liegt noch nicht vor. 

Holland. Breda ist in seinem Charakter nicht 
typisch holländisch, sondern stellt einen Übergang 
zur belgischen Art dar. Es ist eine Industriestadt. 
60— 70%, der Säuglinge werden von den Fürsorge- 
stellen erfaßt. Maastricht hat größtenteils wallonische 
Bevölkerung. Der Haupterwerb sind Glas-, Fayence- 
und Zinkweißfabriken. Die Säuglingsfürsorge ist rege. 
Leyden ist Universitäts- und Handelsstadt; Industrie 
findet sich nur wenig. Die Wohnungsverhältnisse sind 
günstig und die gesundheitliche Überwachung ist 
weitgehend. In Dordrecht, einer Stadt der Schiffahrt 
und des Schiffbaues, liegen die ökonomischen und 
Wohnungsverhältnisse noch günstiger als in Leyden. 
Industrie ist auch hier wenig. Der Fürsorgedienst 
wird sehr gut versehen; er erfaßt etwa 60—65 °% aller 
Säuglinge. 

Hoensbroek ist ein Kohlenminengebiet. Die in- 
dustriellen Betriebe und die Wohnungsanlagen sind 
modern durchgeführt. Die Arbeiterschaft besteht 
größtenteils aus Ausländern. Ein vorbildliches Ver- 
sicherungssystem gewährleistet die ärztliche Ver- 
sorgung; Anstalten und Fürsorgestellen sind reichlich 
eingerichtet. Schon bei den bisher charakterisierten 
Gebieten gibt ein Vergleich der kurzen Beschreibungen 
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mit den oben angeführten Sterblichkeitszahlen man- 
ches Rätsel auf; besonders deutlich aber wird das 
Fehlen der Zusammenhänge bei Emmen in Drente, 
das eine niedrige Säuglingssterblichkeit nicht nur mit 
hoher Natalität, sondern noch dazu mit ungünstigen 
Gesundheitsbedingungen verbindet. Das Land ist 
größtenteils Heide, die Bevölkerung betreibt Torf- 
produktion, in den wenigen urbaren Gebieten Acker- 
bau. Die Wohnungsverhältnisse sind sehr schlecht : die 
Häuser sind mit Torfschichten umgebene Holzwände 
und enthalten zum Teil nur einen einzigen Raum. 
Arbeitslosigkeit und schlechte Bezahlung sind überall 
verbreitet. Dabei entwickelt sich allerdings ein reger 
Fürsorgedienst; einige Fürsorgestellen sind bereits 
tätig. 

Italien. Rom mit den Vororten und der ebenfalls 
zur Gemeinde Rom gehörigen Campagna Romana um- 
faßt 795000 Einwohner. Die Lebensbedingungen 
variieren naturgemäß sehr; die Säuglingssterblichkeit 
betrug im Durchschnitt im Jahre 1924 8,65 %%5. Manche 
Distrikte Roms werden, je nachdem man sie ihren 
Eigenheiten nach zusammenfaßt, wertvolle Vergleiche 
zu analogen Distrikten anderer Großstädte, wie Oslo 
und Paris, ergeben. Alle Arten gesundheitlicher Ver- 
sorgung sind in der Stadt vertreten, wenngleich nicht 
alle in hinreichendem Umfang. Großenteils sind diese 
Unternehmungen privat; eine allgemeine Organisation 
dieser Unternehmungen ist erst in letzter Zeit von staat- 
licher Seite erfolgt. Die Säuglingssterblichkeit hat 
sich in Rom in den letzten Jahren verringert; sie ist 
jedoch im Verhältnis zur Gesamtsterblichkeit ange- 
wachsen; übrigens ist die Sterbeziffer der Säuglinge 
an Ernährungsstörungen während dieser Jahre nicht 
zurückgegangen; die Frühsterblichkeit ist verhältnis- 
mäßig gering. 

Die Campagna Romana ist ein vereinsamtes Land- 
gebiet, teilweise einer Steppe ähnlich, von recht ge- 
ringer Bevölkerungsdichte und großer Armut. Die 
Nähe Roms hat diesen Landescharakter nicht becin- 
flußt. In mancher Beziehung ähnelt sie dem Gelände 
im nördlichen Holland; auch der Vergleich mit den 
landwirtschaftlichen Distrikten Deutschlands, Frank- 
reichs und Englands verspricht wertvolle Aufschlüsse. 

Norwegen. Oslo, die Hauptstadt von Norwegen, 
ist eine modern angelegte Stadt; sie zählt 256594 Ein- 
wohner (1925). Die Haupterwerbszweige der Be- 
völkerung sind der überseeische Verkehr, die Fischerei 
und die hieran geknüpften Industrien. Für die 
Zwecke der Enquête wurde die Stadt in einen west- 
lichen und einen östlichen Teil eingeteilt. Der Westen 
umfaßt die reicheren Bezirke, die Geburtenziffer ist 
dort besonders gering, jedoch auch die Sterblichkeit 
geringer als in den anderen Stadtgebieten. Der Osten 
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wird hauptsächlich von Arbeitern bewohnt ; er besteht 
zum Teil noch aus alten Holzhäusern. Beträchtliches 
Wohnungselend herrscht seit dem Kriege, während die 
Stadt in den Jahren 1900—1904 die umgekehrte Krise 
durchmachte; damals standen 10°, der Wohnungen 
leer. Die verschiedenen Zweige der Fürsorge für Mutter 
und Kind sind gut entwickelt: 50 °%, der Geburten fin- 
den in Anstalten statt. 

Hedmark, im Südosten des Landes, an der schwedi- 
schen Grenze gelegen, ist ein Gebiet der Land- und 
Forstwirtschaft; die Ansiedlungen sind klein, die 
Wohnungen sauber gehalten, der gesundheitliche 
Stand der Bevölkerung ist günstig. Brusternährung 
ist, wie allgemein in Norwegen, die Regel. Fürsorgeri- 
sche und ärztliche Versorgung ist vorhanden. Die 
Durchführung der Enquête wird wegen der Verkehrs- 
schwierigkeiten während des langen Winters dort be- 
sondere Mühe erfordern. 

Österreich. Der X. Bezirk von Wien ist ein In- 
dustriearbeiterviertel mit Mietskasernen und großer 
Wohndichte; Pauperismus und Arbeitslosigkeit sind 
dort bedeutend, Der VI., VII. und VIII. Bezirk von 
Wien sind dagegen ty Dische Beispiele für die Verhält- 
nisse des österreichischen Mittelstandes. Es sind Be- 
zirke des Handels und Gewerbes, kleine Betriebe der 
Bekleidungs- und Nahrungsmittelbranche finden sich 
dort, die Einwohner sind hauptsächlich Beamte, Leh- 
rer und Angestellte von Warenhäusern. Sämtliche 
Bezirke Wiens sind mit Säuglingsfürsorgestellen ver- 
sorgt, allgemein werden etwa 55% der Lebendgebore- 
nen von der Säuglingsfürsorge daugrad erfaßt, außer- 
dem werden 10—15°% vorübergehend behandelt. 

Schärding und Engelhartszell weisen eine außer- 
ordentlich hohe Sterblichkeit auf. Die Gegend ist 
unwegsam, die Bevölkerung ist agrarisch tätig, da- 
zwischen sind nur wenige kleine Betriebe. Die Ort- 
schaften sind kłein. Die ärztliche Versorgung mangelt 
größtenteils. Eine Säuglingsfürsorgestelle gibt es nur 
in Schärding für den Ort und dessen nächste Um- 
gebung. Bemerkenswert ist, daß die Unehelichen in 

manchen Orten bis zu 40% der Geburten ausmachen. 
Im Bezirk Gmunden ist das Gelände gebirgig, die Be- 
völkerung meist ländlich, teilweise Fremdenindustrie ; 
es gibt auch einige Fabriken. Die Bevölkerung ist 
arm und wohnt meist zerstreut in Einzelgehöften. 
Die Fürsorgestelle in Gmunden übt eine erfolgreiche 
Tätigkeit aus. Die Unehelichen betragen in einzelnen 
Gemeinden bis zu 58°... 

In Deutschland ist mit der Durchführung der 
Erhebung unter Leitung von Professor Rott das 
Kaiserin Auguste Victoria Haus, Reichsanstalt zur 
Bekämpfung der Säuglings- und Kleinkindersterblich- 
keit, beauftragt. Assistenten sind der Verfasser des 
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Berichtes, E. Meier, und U. Plaschke. Als Beirat 
für statistische Fragen fungiert Oberregierungsrat 
Dr. Roesle, Medizinalstatistiker am Reichsgesund- 
heitsamt. Zu Erhebungsgebieten wurde von länd- 
lichen Bezirken der Staat Lippe und der Staat Meck- 
enburg-Strelitz gewählt, die beide aus landwirtschaft- 
lichen Gebieten und Kleinstädten bestehen und bei 
sonstiger Ähnlichkeit eine außerordentlich verschie- 
dene Säuglingssterblichkeit zu Ungunsten von Meck- 
lenburg-Strelitz aufweisen. 

Die Fürsorgetätigkeit ist im ganzen Land Lippe 
rege und sehr zweckmäßig durchgeführt. Die gesamte 
Fürsorge des Landes ist in einer einzigen Stelle, der 
Regierungs-Fürsorgeabteilung, zentralisiert und ärzt- 
lich geleitet. In Mecklenburg-Strelitz ist die fürsorge- 
rische Erfassung der Bevölkerung noch sehr unent- 
wickelt ; weite Entfernungen zwischen den Siedelungen 
der größtenteils landwirtschaftlich arbeitenden Be- 
völkerung, der Mangel an Städten, das Seengebiet er- 
schweren die Fürsorgetätigkeit. 

Als städtische Bezirke wurden die gleich großen 
Städte Augsburg und Kassel gewählt, die sich zwar 
in der Säuglingssterblichkeit nicht so außerordentlich 
voneinander unterscheiden wie die beiden ländlichen, 
aber — da in städtischen Verhältnissen in Deutsch- 
land solche Konstraste wie in ländlichen nicht zu 
finden sind, wenigstens, wenn man Großstädte mit an- 
nähernd gleicher Geburtenzahl wählen will, — nach 
den Absichten der Erhebung doch besonders günstige 
Objekte darstellen. 

Kassel und Augsburg zeigen im Charakter manche 
Ähnlichkeiten. Unter den Einwohnern von Kassel 
sind verhältnismäßig viele Beamte, außerdem Sozial- 
und Kleinrentner und eine große Arbeiterbevölkerung. 
Die Wohnungsnot ist groß, die Wohnungshygicene be- 
sonders im Altstadtviertel mangelhaft. In. ähnlicher 
Weise sind die inneren Stadtteile von Augsburg sehr 
alt und daher wohnungshygienisch ungünstig, die Ar- 
beiterbevölkerung ist auch in Augsburg zahlreich. 
Die Fürsorge ist in beiden Städten gut organisiert. 

Die Säuglingssterblichkeit war im Jahre 1925 in 
den gewählten Bezirken folgende: 


Zahl der Sterbe- 
fälle im 1. Lebens- 
jahr auf je 100 


Zahl der Lebend- 
geborenen auf 


1000 Einwohner Lebenc geborene 
Mecklenburg: Strelitz..... 23,3!) | 14,8°) 
Lippe TREUEN | 22,1') | 6,6°) 
Augsburg ETETA EE AESA 17,3?) | ‚12, 3 
Kassels.e eig l 17,4?) | 8,1) 
1) Wirtschaft und Statistik Jg. 7, H. 3, S. 153. 1927. 
3 Nach direkten Angaben aus dem oa 


3) Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1926, S. 25. 
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Die absoluten Zahlen des Jahres 1925 mögen den 
Umfang des zur Erhebung herangezogenen Materials 
zeigen: 


Ein- Im 
en Lebend- | Tot- |1. Lebens 
bevöl geborene | geborene jahr 


gestorbene 


Mecklenburg- 

Strelitz 22.0... 1103711)| 25669) 883) | 3823) 
Inden 163577°)| 36099 116%) | 2263) 
Augsburß......... \165522%)| 28555), 805) | 3525) 
Kassel once. 1714834)| 29325) | 1115) | 2379 


‚!) Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1926. S.1. 
2) Wirtschaft und Statistik Jg. 7, H. 3. 1927. S. 153. 
3) Laut direkten Mitteilungen. 
4) Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1926. S. 8. 
5) Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1926. S. 25. 


Deutschland wird sich in Art und Umfang der 
Erhebung von den anderen Ländern unterscheiden, 
ohne daß selbstverständlich die Vergleichsmöglichkeit 
irgendwie beeinträchtigt werden wird. Aber mit 
Rücksicht auf die nicht unerhebliche, mit der En- 
quête verbundene Arbeit schien es geboten, möglichst 
gründliche Resultate zu erzielen. Die Erhebung be- 
schränkt sich nicht auf die gestorbenen Säuglinge, wie 
im größten Teil der anderen Länder, sondern wird auf 
sämtliche im Jahre 1927 geborenen Kinder, auch die 
daserste Jahr überlebenden, ausgedehnt. Nur auf diese 
Weise läßt sich der Gefährdungsindex, daß heißt die 
Sterbenswahrscheinlichkeit unter dem Einfluß der ver- 
schiedenen demographischen und sozialen Faktoren 
und der verschiedenen Ernährungsweise, kennen- 
lernen. Diese Ausdehnung des Erhebungsmaterials, 
deren Bedeutung auch in Paris betont wurde, konnte 
nicht in allen Enqu£teländern in Angriff genommen 
werden, da sie manche technische Schwierigkeit 
bietet. Der Fragebogen wurde durch eine Anzahl von 
Einzelfragen ergänzt mit Rücksicht auf die Besonder- 
heiten der in Deutschland gewählten Gebiete. Fast 
alle diese Einzelfragen sind Analogien zu den Ergän- 
zungsfragen aus dem Kommentar, der dem Völker- 
bundsfragebogen beigegeben wurde, und ersetzen somit 
nur diesen Kommentar. 


Frankreich und England hat das von Rott und 
Roesle ausgearbeitete Erhebungssystem, nämlich. die 
Einbeziehung der das erste Jahr überlebenden Kinder, 
teilweise aufgenommen. Frankreich hat dabei betont, 
daß die Bevölkerung, auch Ärzte, es beanstanden 
könnten, wenn ein so bedeutender organisatorischer 
Apparat sich mit dem Säugling erst nach seinem Tode 
befassen wollte. Leider stehen dort für eine allgemeine 
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Durchführung des Systems die Mittel nicht zur Ver- 
fügung, so daß es auf Vanves beschränkt werden 
mußte. England führt dasselbe System in Sunderland 
durch. 

Um für die detaillierten Fragestellungen auch ent- 
sprechend genaue und zuverlässige Resultate zu erzie- 
len, wurde in Deutschland eine umfassende Organisa- 
tion geschaffen. Mit der Ausfüllung der Fragebogen 
wurden dieindengewählten Gebieten tätigen Für- 
sorgerinnen betraut, als die einzige Organisation, die im- 
stande ist, sämtliche Kinder des ersten Lebensjahres 


. zu erfassen und zu überwachen, und die zugleich fach- 


lich geschult ist im Sinne der Erhebung. Zur voll- 
ständigen Ausfüllung des Fragebogens sind zwei Be- 
suche der Fürsorgerin beim Kinde nötig: 

einer kurz nach der Geburt, 

ein zweiter kurz nach der Vollendung des ersten 

Lebensjahres oder — bei vorher erfolgtem Tode — 
kurz nach dem Tode. 

Geburt und Tod jedes Kindes wird vom Standesamt 
auf eigener Meldekarte der Fürsorgestelle angezeigt. 

Die Fürsorgerin gibt den fertigen Fragebogen weiter 
an die Bezirkszentrale; jedes der vier Erhebungs- 
gebiete in Deutschland wird von einer solchen Bezirks- 
zentrale verwaltet. Dort wird der Fragebogen von 
fachärztlicher Seite nachgeprüft; die medizinischen 
Angaben, besonders Krankheitsgeschichte und Auf- 
klärung der Todesursache, werden, wo nötig, durch 
Rückfragen beim behandelnden Arzt, der Hebamme, 
eventuell der Anstalt, in der das Kind untergebracht 
war, ergänzt. 

Die Bezirkszentrale wird von der Medizinalver- 
waltung des betreffenden Landes beziehungsweise dem 
Gesundheitsamt der Stadt gebildet. Diese Stellen 
haben, die Bedeutung der Erhebung voll würdigend, 
ihre Mitarbeit in ausgedehnten Maße zur Verfügung 
gestellt. Je nach dem bereits vorhandenen Fürsorge- 
apparat ist die Einteilung in den einzelnen Bezirken 
etwas verschieden ; für manche Gebiete mußten noch 
eigene Fürsorgerinnen angefordert werden. Man darf 
sich als nicht zu unterschätzende Nebenwirkung der 
Erhebung eine Festigung des Fürsorgesystems und 
ein weiteres Eindringen der Fürsorge in die Bevölke- 
rung versprechen. 

Von den Bezirkszentralen gelangen die Fragebogen, 
sobald sie dort geprüft und vervollständigt sind, an 
die Zentralstelle Berlin. Dort werden sie noch- 
mals auf Vollständigkeit und Richtigkeit geprüft, 
registriert und statistisch verarbeitet. Eventuell wer- 
den die Fragebogen zur Vervollständigung zurück- 
geschickt oder werden Rückfragen gestellt oder wer- 
den besondere Weisungen für eine einheitliche Beant- 
wortungsmethode der Fragebogen gegeben. 
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Die statistische Verwertung wird unter Mitwirkung 
von Oberregierungsrat Dr. Roesle geschehen. 

Auch für Deutschland — abgesehen von der Rück- 
wirkung der internationalen Ergebnisse — bedeutet 
diese Erhebung einen Schritt vorwärts. Soziale Fragen 
statistisch auszuzählen, ist ein Wagnis, das bisher noch 
nicht in umfassender Weise unternommen wurde. Es 
liegen unzählige Schwierigkeiten darin, alle subjek- 
tiven Urteile auszuschalten und alle sehr gefühls- 
mäßigen und unübersichtlich differenzierten Bewer- 
tungen sozialer Verhältnisse zu einem klaren Zahlen- 
material, wie es der Statistiker braucht, umzuwerten. 
* Der in Genf und Berlin ausgearbeitete Fragebogen ist 
Bedingung für die Erreichung dieses Zieles. Durch 
eine bestimmte Fragestellung, die nur die eindeutigen 
sachlichen Merkmale sucht und alle persönlichen 
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Urteile umgeht, stellt er die soziale Anamnese jedes 
Falles fest. Die Prüfung der bisher angelegten Frage- 
bogen zeigte, daß er bei aller Differenzierung klar 
genug gehalten ist zur Erzielung eindeutiger und voll- 
ständiger Resultate. Auch die klinischen Probleme 
des Säuglingsalters, die Diagnose von Totgeburt und 
Todesursache, werden, unabhängig von den Angaben 
der amtlichen Todesmeldung, exakter als bisher be- 
handelt. Zumal auch in Deutschland nicht überall 
ärztliche Leichenschau eingeführt ist, wird die Er- 
hebung eine wertvolle Kontrolle der bisherigen amt- 
lichen Angaben sein. 

Es steht daher zu erwarten, daß diese Erhebung 
wertvollste neue Ergebnisse für die Hygiene und Sozial- 
hygiene des Säuglingsalters liefern wird. 


| T A G UNGEN 


Der 54. Wohlfahrtskongreß der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika. 
Des Moines, 11.—18. Mai 1927. 

Es gibt wohl kaum eine bessere Gelegenheit, um sich über die 
Probleme und die Methodik amerikanischer Wohlfahrtspflege 
zu orientieren und einen Überblick über die Gesamtheit der 
wichtigsten großen Organisationen zu gewinnen, als die jährlich 
stattfindende National Conference of Social Work. Als dieser 
Kongreß zum ersten Male 1873 zusammenkam, vereinigte er 
ausschließlich Verwaltungsbeamte und Leiter von Gefängnissen, 
Irren -und Armenhäusern. Die Jahresberichte der National 
Conference geben somit gleichzeitig eine Entwicklungsgeschichte 
amerikanischer Wohlfahrtspflege von den Anfängen der Armen- 
versorgung bis zu dem heutigen, teils hochentwickelten Stand 
sozialer Maßnahmen und Methoden. 

Die diesjährige National Conference verfolgte den Sonder- 
zweck, die Arbeit auf dem Lande zu beleben. Tagungsort war 
deshalb Des Moines, die Hauptstadt des Agrarstaates Jowa 
im Mittelwesten, leicht erreichbar für die Delegierten aus allen 
Teilen der Vereinigten Staaten. 

Der Kongreß war für den ausländischen Teilnehmer aus ver- 
schiedenen Gründen von besonderem Interesse: Er vereinigte 
eine große Zahl führender Männer und Frauen, die durch ihren 
Beruf in direkter oder indirekter Verbindung mit der Theorie 
oder Praxis sozialer Arbeit stehen und aus der Literatur auch 
in Deutschland bekannt sind. Nur wenige seien angeführt: 
Jane Addams-Hull House Chicago, Grace Abbott-Chil- 
dren’s Bureau Washington, Edith Abbott-University of 
Chicago, John E. Lapp, E. Kinkle Jones-National Urban 
League, Graham Taylor, Royal E. Meeker, Hastings 
H. Hart — Präsident der Russell Sage Foundation, Alexander 
E. Johnsohn, als Uncle Alex bekannt, Miriam van Waters- 
Los Angeles, Florence J. Kelley, Mary van Kleek-New 
York. Die Möglichkeit der Aussprache mit Persönlichkeiten aus 
den östlichen Industriestädten, den weiten, teils öden Steppen 
des Westens, den ausgedehnten ländlichen Gegenden im Mittel- 
westen und dem Süden mit den schweren Rassenproblemen war 
fast wertvoller als der sachliche Inhalt der offiziellen Verhand- 
lungen. i 

Der Kongreß war in 12 Sektionen mit speziellen Themen ge- 


gliedert: Kinderfürsorge, Straffälligkeit und Strafvollzug, Ge- 
sundheitswesen, Probleme der Familie, wirtschaftliche und 
industrielle Probleme, Nachbarschaft und Gemeinschaftsleben, 
Geistige Gesundheit, Organisation der sozialen Kräfte, Probleme 
der öffentlichen Fürsorge und Verwaltung, Der Einwanderer, 
Standard der sozialen Berufe und Ausbildungsfragen, Er- 
ziehung der öffentlichen Meinung. 

In den verschiedenen Sektionen wurde dem deutschen 
Sozialarbeiter stark bewußt, wie sehr wir in den Jahren nach 
dem Kriege über der notwendigen Massenfürsorge und über 
generellen Maßnahmen die Ausgestaltung der Individualfürsorge 
und die psychiatrische und psychologische Erforschung der 
Probleme der Einzelpersönlichkeit vernachlässigen mußten, 
während Amerika gerade auf diesem Gebiet große Fortschritte 
macht. Die Fürsorgerin ist ein ebenso selbstverstäridliches Glied 
in den Krankenhäusern und psychiatrischen Kliniken wie der 
Psychiater und Psychologe, obligatorische Sachverständige 
in allen Fällen jugendlicher Straffälligkeit und auch bei Er- 
wachsenen vor Gericht von größerem Einfluß als in Deutschland. 
Die geringere Starrheit der amerikanischen Rechtspflege und 
die weitgehende Anwendung der Schutzaufsicht (probation) für 
Erwachsene, nicht durch Polizisten, sondern durch sozial ge- 
schulte Persönlichkeiten wird den Grenzfällen gerecht, wo nicht 
absolute Unzurechnungsfähigkeit, aber doch keine volle Ver- 
antwortlichkeit für antisoziale Handlungen vorliegt. — Die 
Probleme ländlicher Fürsorge liegen in Amerika durch die un- 
geheuren Entfernungen und teilweise sehr dünn besiedelten 
Gegenden viel schwieriger als beı uns. Ohne Automobil wäre 
die Arbeit eines Arztes, der Krankenschwester oder Fürsorgerin 
überhaupt nicht zu denken. Immer wieder verwirrend für uns 
ist das Fehlen fast jeglicher sozialen Gesetzgebung für die Ge- 
samtheit der Vereinigten Staaten. Jeder der 48 Staaten hat 
seine Sondergesetzgebung und ist vom Standard der Nachbar- 
staaten oft weit entfernt. So ist zum Beispiel vielfach die Heran- 
ziehung des Vaters eines unehelichen Kindes zur Alimenten- 
zahlung von einem Staat zum anderen unmöglich. Die sozialen 
Einrichtungen einzelner Gegenden sind vielfach bestimmt durch 
die Nationalität der eingewanderten Bevölkerung. Besonders 
Skandinavier, Deutsche und Engländer haben ihre eigene Note 
zum Ausdruck gebracht. 


520 INTERNATIONALE KORRESPONDENZ 


Amerika ist auch auf wohlfahrtspflegerischem Gebiet ein 
Land der Widersprüche, des Experiments und spiegelt in dem 
Standard sozialer Gesetzgebung und Einrichtungen gleichzeitig 
eine längere entwicklungsgeschichtliche Zeitspanne wieder, die 
in ihren verschiedenen Phasen in Des Moines zum Ausdruck 
kam. 

Ein weiterer interessanter Faktor der National Conference 
waren die gleichzeitig stattfindenden Jahresversammlungen 
von 35 großen Fachorganisationen der Wohlfahrtspflege, die 
außerdem in einem großen Raum eine Ausstellung ihrer Tätig- 
keit und ihrer Literatur veranstaltet hatten und damit für den 
Ausländer eine Orientierung und Materialbeschaffung über 
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Spezialfragen ermöglichten, wie sie nur selten erreichbar 


sind, 


Die Kongreßregistratur verzeichnete über 3500 amerikanische 
Teilnehmer, 1 Chinesen, 1 Abessinier, 1 Schweizerin und 1 
Deutsche. Die nächstjährige 55. National Conference of Social 
Work soll in Memphis stattfinden und durch Wahl des Tagungs- 
ortes im Süden der Vereinigten Staaten dazu beitragen, die 
soziale Lage der Neger zu verbessern, die nach wie vor der 
größten Ausnutzung, Unterdrückung und sozialen Ächtung in 
den früheren Sklavenstaaten und vielfach auch noch in den 
Nordstaaten ausgesetzt sind. 

Ruth Weiland (Berlin-Charlottenburg). 


Verantwortlicher Schriftleiter: Professor Rott, Berlin-Charlottenburg 5, Frankstraße 3. 
Druck: Ohlenroth’sche Buchdruckerel Erfurt. 


Die Erforschung und Bekämpfung der Krebskrankheit. 
Von FERDINAND BLUMENTHAL, Berlin. 


In dem letzten Jahrzehnt wurde in allen Kultur- 
ländern die Beobachtung gemacht, daß die Krebs- 
krankheiten zunehmen. In Deutschland fällt besonders 
die Zunahme des Lungenkrebses auf, in der Schweiz 
des Magenkrebses, während in England und Amerika 
fast alle Formen der Krebsbildung eine geradezu er- 
schreckende Vermehrung zeigen. Der Krebs hat be- 
reits die Sterblichkeit der Tuberkulose erreicht, ja 
in vielen Orten sogar weit überschritten. In Amerika 
steht der Krebs in vielen Städten an der Spitze der 
Todesursachen. 

Wenn man dort die Todesfälle aller nach dem 45. 
Lebensjahre, das heißt dem Alter, in dem der Krebs 
vorzugsweise aufzutreten pflegt, verstorbenen Men- 
schen zusammenrechnet, so zeigt sich, daß über die 
Hälfte aller dieses Lebensjahr erreichenden Menschen 
an Krebs stirbt. — Früher hat man geglaubt, daß der 
Krebs eine Kulturkrankheit ist und daß das heiße 
Klima einen Schutz dagegen gewährt. Seitdem wir 
aber den Völkern der heißen Zone unsere Hygiene 
brachten, hat die Lebensdauer dort ebenso wie bei 
uns zugenommen. Dabei zeigte sich, daß je mehr diese 
Völker in das krebsfähige Alter kommen, um so mehr 
werden auch sie von der Krebskrankheit ergriffen. 
In den letzten Jahren hat sich nun herausgestellt, daß 
der Krebs immer mehr den Charakter einer Alters- 
krankheit verliert, indem die jugendlichen Formen 
ganz auffällig zunehmen. Kinder finden wir in jeder 
Sprechstunde unseres Instituts, was wir früher nicht 
kannten. Eine Erklärung hierfür zu geben, sind wir 
noch nicht imstande. Alle diese Tatsachen veran- 
laßten die amerikanische Krebsgesellschaft, eine Kon- 
ferenz nach New York einzuberufen, um daselbst über 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Krebskrankheit zu 
beraten. 

Auf dieser Konferenz wurde erstens festgestellt, daß 
tatsächlich überall die Ziffer der Krebsfälle ansteigt. 
Für die Vermehrung des Lungenkrebses wurde ins- 
besondere die Zunahme des Staubes und das Ver- 
derben der Luft durch die Benzindämpfe der Auto- 
mobile angeführt, ferner das Teeren der Straßen. Aber 
auch die Grippe wurde als Vorkrankheit von Lungen- 
krebs bezeichnet. 

In Deutschland hat insbesondere Werner (Heidel- 
berg) auf das gehäufte Vorkommen von Bronchial- 
und Lungenkrebs nach Grippe-Epidemien hin- 
gewiesen. 6 Monate bis ein Jahr nach Beginn der 


Grippeerscheinungen kam es in diesen Fällen zur 
Krebsbildung. Auch in Bergwerken zeigen sich in- 
folge des Reizes durch den Staub gewisser Chemikalien, 
insbesondere von Kobalt, Reizerscheinungen in den 
Lungen, die nach einer Reihe von Jahren mehr oder 
weniger chronischen Krankseins zur Krebsbildung 
führen (Weber, Rostoski und Saupe). Es liegen 
hier ähnliche Verhältnisse vor, wie beim Krebs der 
Anilinarbeiter, wo es insbesondere durch die Anilin- 
dämpfe zu Blasenerkrankungen kommt, die dann nach 
Jahren zur Krebsbildung führen. Die Tatsache, daß 
zwischen den ersten Krankheitserscheinungen und der 
schließlichen Krebsbildung ein Zeitraum von mehreren 
Jahren liegen kann, ist besonders wichtig für die Be- 
gutachtung nicht nur dieser Fälle, sondern für den 
Zusammenhang zwischen Schädigung und Krebs- 
bildung überhaupt. Im allgemeinen wird der Zusam- 
menhang, auch beim Trauma, geleugnet, wenn der 
Zwischenraum ein zu großer ist, das heißt mehr als 
1—2 Jahre beträgt. Gerade die Erfahrungen bei der 
Entstehung des Lungenkrebses, des Anilinkrebses und 
bei Verbrennungen mit Röntgenstrahlen haben uns 
gezeigt, daß wir mit unendlich viel längeren Zwischen- 
räumen zwischen Unfall, der Schädigung und Krebs- 
entstehung rechnen müssen als bisher. Nach einer 
Zusammenstellung von Halberstädter an Fällen in 
unserem Krebs-Institut dauert es bei Verbrennungen 
mit Röntgenstrahlen durchschnittlich 10 Jahre, ehe 
Krebs entsteht. Das Wichtigste aber ist meiner An- 
sicht nach hierbei, daß. sogenannte Brückensymp- 
tome vorhanden sein müssen, das heißt daß vom 
Beginn der Schädigung an bis zur Entstehung des 
Krebses es nicht zu einer völligen Heilung der Krank- 
heit gekommen sein darf, sondern es müssen am Orte 
der späteren Krebsbildung mehr oder weniger dauernd 

gewisse Störungen vorhanden gewesen sein. 
Zweitens wurde festgestellt, daß zur Erforschung 
der Krebskrankheit und zur Behandlung der Krebs- 
kranken überall noch mehr geschehen müsse als bisher. 
Der bedeutendste amerikanische Pathologe Welch 
sagte, „daß das Krebsproblem das wichtigste und 
schwierigste Problem der Menschheit sei. Es sei weit 
schwieriger und bedeutungsvoller als das der Tuber- 
kulose. Ärzte, Laien und Regierungen müßten alles 
tun, um dieser Geißel der Menschheit Herr zu werden. 
Man darf trotzdem sagen, daß die Krebsforschung in 
den meisten Kulturländern heute mit einer Intensität 
36 
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betrieben wird, wie wir sie vor 20 Jahren noch nicht 


kannten. In Deutschland gibt es 4 Stellen, die sich 
nur der Erforschung der Krebskrankheit widmen, 
Heidelberg, Frankfurt a. M., Berlin und Hamburg. 
Außerdem wird in vielen wissenschaftlichen medizi- 
nischen Instituten über das Krebsproblem gearbeitet, 
insbesondere auch in dem Kaiser-Wilhelm-Institut für 
Biologie in Berlin-Dahlem unter Leitung von Professor 
Warburg und in der Abteilung des Gastprofessors 
Dr. Albert Fischer. In England ist an jeder Uni- 
versität eine besondere Forschungsstelle für Krebs. 

In Frankreich ist das gleiche an den großen Univer- 
sitäten der Fall. Vor wenigen Monaten ist in Paris 
ein großes Institut für Erforschung und Behandlung 
des Krebses eröffnet worden, in Italien hat Musso- 
lini die Errichtung von Krebsinstituten in Mailand, 
Rom, Neapel und Pavia veranlaßt. In Spanien ist 
auf Initiative des Königs ein Institut in Madrid er- 
richtet worden. In Buenos Aires, in Leningrad be- 
stehen Musterinstitute für Krebskranke. In Jugo- 
slawien und in Polen hat man in den letzten Monaten 
Gesellschaften zur Bekämpfung des Krebses geschaffen. 
In Österreich hat nur der Krieg und die schlechte 
Wirtschaftslage den Plan, in Wien ein Krebsinstitut zu 
errichten, unterbrochen. Dagegen geschieht in Un- 
garn, Rumänien, der Tschechoslowakei, den Rand- 
staaten, den Balkanstaaten und der Türkei nichts für 
die Krebsforschung und wenig für die Krebskranken. 
Seit Bestehen hat sich der Völkerbund der Sache an- 
genommen, und es ist zu hoffen, daß in den Rocke- 
feller-Forschungsinstituten, die er jetzt in Budapest 
und Bukarest errichtet, Platz für Krebsforschungen 
sein wird. 

Das amerikanische Meeting hat leider erkennen 
lassen, daß wir in Deutschland, was die Organisation 
anbelangt, in Gefahr sind,.ins Hintertreffen zu ge- 
raten. Das kann ja nicht anders sein, wenn in den Ver- 
einigten Staaten bloß die New Yorker Krebsgesell- 
schaften ca. I Million Dollar zur Krebsbekämpfung 
durch Sammlungen aufbringen. In England stehen 
fast t Million Pfund jährlich zur Verfügung. Von den 
deutschen Staaten zahlt Baden einen Beitrag für das 
Heidelberger Institut, das im wesentlichen aus Privat- 
mitteln erhalten wird, Hamburg unterhält ein kleines 
wissenschaftliches Institut in Eppendorf; die anderen 
Staaten, unter anderen Sachsen, Thüringen, Württem- 
berg, Hessen tun so gut wie nichts und in Preußen 
gab das Wohlfahrtsministerium bisher RM. 8000.— 
jährlich für die Krebsbekämpfung und das Unter- 
richtsministerium RM. 80000.— für das Berliner 
Institut und RM. 25000.— für die Abteilung für Krebs- 
forschung am Institut für experimentelle Therapie in 
Frankfurt a. M. Das sind kleine Summen im Ver- 


gleich mit denen, die in England und Amerika aus- 
drücklich für Krebsforschungen ausgegeben werden. 
Es ist auch noch nicht die Hälfte von dem, was Musso- 
lini in das italienische Budget eingesetzt hat, nämlich 
1,8 Millionen Lire. Gemildert werden die Verhält- 
nisse in Deutschland dadurch, daß tatsächlich viele 
Institute und Kliniken, die in ihren Forschungs- 
gebieten frei sind, sich augenblicklich mit dem Krebs- 
problem befassen. Die Forschungsstätten aller Länder 
haben in dem letzten Jahrzehnt in hervorragender 
Weise an den Fortschritten auf dem Krebsgebiete bei- 
getragen. So hat in Frankreich das Ehepaar Curie 
das Radium und die Radiumtherapie des Krebses 
entdeckt. In Dänemark hat Jensen die Übertrag- 
barkeit des Krebses bei Versuchstieren gefunden und 
Fibiger hat als erster mit tierischen Parasiten künst- 
lich Krebs erzeugt, während die Bedeutung solcher 
Parasiten für die Krebsbildung der Franzose Borrel 
schon vorher erkannt hatte. Dann hat der Japaner 
Yamagiwa zum erstenmal mit einer chemischen 
Substanz, Teer, am Ohr von Kaninchen Krebs er- 
zeugt, und wir Deutschen können uns mit der Ent- 
deckung der Röntgenstrahlen die der Röntgentherapie 
zurechnen. In Deutschland ist zuerst der Krebs vor 
über 20 Jahren von Neuberg und mir alsStoffwechsel- 
störung erkannt worden und hat Paul Ehrlich seine 
bahnbrechenden Arbeiten über Krebsimmunität ge- 
macht. Dazu kam in den letzten Jahren die Züchtung 
von Krebszellen auf künstlichem Nährboden im Ber- 
liner Krebsinstitut durch Rhoda Erdmann, ferner 
haben wir in menschlichen Krebsgeschwülsten und im 
Mäusekrebs bestimmte Bakterien gefunden, die be- 
sonders bei Pflanzen, auch bei Tieren, bösartige Ge- 
schwülste hervorrufen, und nicht zuletzt soll erwähnt 
werden die besonders wichtige Entdeckung Otto 
Warburgs, daß Krebszellen wie Hefezellen gären 
und daß für die lokale Krebsbildung eine elektive 
Atmungsstörung der Gewebszellen die Ursache ist. 
In Amerika hat Smith den Erreger krebsähnlicher 
Pflanzengeschwülste entdeckt und haben Peyton 
Rous und Murphy beim Huhn eine besondere Art 
von Krebskrankheit festgestellt, ferner wurden von 
Maud Siye Generationen von Mäusen künstlich ge- 
züchtet, in denen die Disposition für Krebs so groß 
ist, daß fast alle Tiere in einem bestimmten Alter an 
Krebs erkranken. In neuester Zeit haben Rhoda 
Erdmann, Carrel, A.Fischer, Ernst Fränkel 
das Vorhandensein eines Krebsagens außerhalb der 
Krebszelle beim Hühnersarkom, und Auler und ich 
beim Säugetier-- und Menschenkrebs nachgewiesen. 
Dieses Agens ist der eigentliche Träger der Bösartig- 
keit, aber es ist noch umstritten, ob es ein Virus ist, 
das heißt ob ein Lebewesen oder ein zelluläres Pro- 
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dukt, was allerdings wahrscheinlicher ist. Dieses 
Krebsagens steht jetzt im Mittelpunkt der 
KrebsforschungundvonderAufklärung seiner 
Natur dürfen wir entscheidende Fortschritte 
füralle Krebsproblemeerwarten. Auch auf dem 
Gebiete der Krebsbehandlung wurden erhebliche Fort- 
schritte gemacht. Die Röntgenbehandlung wurde mit 
chemischen Mitteln, Cholin, Jod usw., kombiniert, die 
ihre Wirksamkeit erhöhten, und die Radiumtherapie 
wurde zu einer weit erfolgreicheren dadurch ausge- 
staltet, daB ein aus dem Radium entstehendes gas- 
förmiges Zerfallsprodukt, die gleich wirksame Radium- 
emanation, in feinste Röhrchen gefüllt in die Ge- 
schwulst hineinversenkt werden kann. Auf diese 
Weise können viele Geschwülste intensiver und dabei 
schonender behandelt werden, als mit den aufgelegten 
Radiumkapseln und der leichter Verbrennungen ver- 
ursachenden Röntgenbestrahlung. Für die Emana- 
tionsbehandlung, wie sie in Frankreich, Amerika, 
Belgien und England angewandt wird, sind aber große 
Mengen Radium nötig, die nicht überall vorhanden 
sind, und so ist wieder ein Fortschritt erzielt dadurch, 
daß es Halberstädter mit Wolff gelungen ist, das 
in Deutschland erhältliche Thorium X, das gleich- 
wirksame Strahlen wie das Radium entsendet, in eine 
schwer lösliche und so konzentrierte Form zu bringen, 
daß es in ähnlicher Weise wie die Radiumemanation 
in die Krebsgeschwülste versenkt werden kann. Die 
therapeutische Wirkung ist mindestens die gleiche wie 
die der Radiumemanation. Fortschritte mit chemischen 
und biologischen Mitteln liegen bisher in abschließen- 
der Weise nicht vor. Nur als Unterstützung für die 
Bestrahlung kommen Jod, Arsen, Enzytol und die 
Metalle in Frage. Das neuerdings vielgenannte Blei 
ist bloß durch große Reklame in den Vordergrund ge- 
schoben worden. Es unterscheidet sich von anderen 
Metallen weniger durch seine günstigere Wirkung beim 
Krebs als durch größere Giftigkeit. Die sogenannten 
Heilungen mit Blei sind durchweg Fälle, die auch 
gleichzeitig operiert und bestrahlt wurden. 

In den Krebsinstituten haben wir drei Aufgaben zu 
erfüllen: Erstens die Forschung weiter zu bringen. 
Das geschieht wieder durch zweierlei: Durch eigene 
Forschungen und durch Unterstützung anderer. Nach 
meiner Ansicht hat ein Krebsinstitut jedem, der über 
' das Krebsproblem arbeiten will, Material, Rat und 
Anleitung zur Verfügung zu stellen. So versenden wir 
die bei uns gezüchteten Krebstiere in andere Labora- 
torien und Länder, damit sie auch dort als Objekte der 
Forschung dienen. Wir haben ein Büro, in dem die bei 
uns täglich einlaufenden Anfragen über wissenschaft- 
liche und therapeutische Fragen beantwortet werden. 
Aus allen Ländern kommen junge Forscher zu uns, die 
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Methoden und Fragestellungen zu lernen. Für sie 
müssen Arbeitsplätze vorhanden sein. Es darf uns 
nicht gleichgültig sein, ob diese ihre Forschungen bei 
uns oder in den Instituten anderer Länder betreiben. 
Die zweite Aufgabe ist die Ausbildung der Ärzte, Vor- 
träge über die wissenschaftlichen Ergebnisse und Aus- 
bildung in der Strahlentherapie. Die dritte Aufgabe 
ist die Aufklärung des Publikums über die Bedeutung 
und Erkennung der Frühsymptome, die Warnung vor 
Kurpfuschern, Magnetopathen, Augendiagnostikern. 
Diese Aufgabe ist sehr wichtig. Mindestens ein Viertel 
aller Kranken, die zu uns kommen, waren vorher beim 
Kurpfuscher, Biochemiker usw. Sobald der Kranke 
hört, er müsse operiert werden, verlockt es ihn, zu 
einem dieser Schwindler zu gehen, der ihm alles ver- 
spricht und nichts halten kann. 

Von den Krebsproblemen stehen immer noch das 
ätiologische und das therapeutische im Vordergrund. 
In bezug auf das ätiologische Problem dürfen wir jetzt 
als feststehend ansehen, daß unter den ursächlichen 
Faktoren, welche die Krebsursache zusammensetzen, 
die sogenannten äußeren Reize eine erhebliche Rolle 
spielen, daneben Stoffwechselstörungen, welche durch 
innere Faktoren verursacht sind. Die letzteren sind 
noch unbekannt. Dagegen sind die äußeren Reize 
genügend erkennbar geworden. Es sind chemische, 
physikalische und auch parasitäre, das heißt belebte 
Reize. Arbeiter in bestimmten Bergwerken, insbe- 
sondere in solchen, in denen Metalle, zum Beispiel 
Kobalt gewonnen werden, erkranken in nicht un- 
beträchtlicher Zahl an Lungenkrebs. Der Blasen- 
krebs der Anilinarbeiter ist seit Jahrzehnten bekannt. 
Verbrennungen, namentlich solche chronischer Art, 
führen zur Krebsbildung an der verbrannten Stelle. 
Weit mehr als früher müssen wir heute auch den para- 
sitären Reizen Bedeutungbeilegen. Viele Hunderte Fälle 
von Blasenkrebs entstehen jährlichin den Tropen,durch 
tierische Parasiten verursacht, insbesondere durch 
den Erreger der Bilharzia, die mit dem Trinkwasser 
in den Körper eindringen und dann in Blase und Darm 
schwere Entzündungen verursachen, aus denen sich 
häufig Krebs entwickelt. Der Zusammenhang zwischen 
Syphilis und Krebs, Tuberkulose und Krebs ist er- 
wiesen. Die Tatsache, daß der Erreger gewisser bös- 
artiger Geschwülste bei Pflanzen, das Bakterium Tume- 
faciens beziehungsweise Bakterien dieser Gruppe im 
Menschen- und im Mäusekrebs wiederholt gefunden 
wurde, darf bei den Faktoren, welche für die Krebs- 
verbreitung in Betracht kommen, nicht übersehen 
werden. Entzündungserreger können die Ursache für 
spätere Krebsbildung abgeben. 

Der anfangs erwähnte Zusammenhang zwischen 
Grippe und Krebs ist ebenfalls von Bedeutung. Wenn 
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es also auch einen einheitlichen Krebserreger nicht 
gibt, sosind doch verschiedene Parasiten und Bakterien 
in einzelnen Fällen und bei manchen Gruppen von 
Fällen an der Krebsbildung beteiligt, und es scheint mir 
daher von Wichtigkeit, daß dieser Tatsache weit mehr 
als bisher nachgegangen wird, da sie für die Bekämp- 
fung der Krebskrankheit von großer Bedeutung zu 
sein scheint. Alle diese exogenen Reize, parasitär und 
nichtparasitär, haben in ihrer Wirkung das gemein- 
sam, daß sie in der Zelle das Erscheinen eines Krebs- 


prinzips oder Agens zur Folge haben, das innerhalb 


der Krebszellen diejenigen Eigenschaften verkörpert, 
die wir als die Bösartigkeit der Krebszellen bezeich- 
nen. Viele glauben, daß dieses Agens, das neuerdings 
innerhalb und außerhalb der Krebszellen gefunden 
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und durch seine Wirkung darstellbar gemacht, ein 
sogenanntes unsichtbares Virus, das heißt etwas Be- 
lebtes sei. Insbesondere vertreten die Engländer 
Gye und Barnard diesen Standpunkt. Ihre Unter- 
suchungen sind aber bisher nicht bestätigt worden, 
und es scheint aus dem Verhalten dieses Agens eher 
hervorzugehen, daß es nicht ein Virus, sondern ein 
zelluläres Produkt ist. Die Frage, welcher Natur dieses 
Agens ist, ist aber noch nicht als gelöst zu betrachten. 
Trotzdem ist dieses Krebsagens, da es alle Eigenschaf- 
ten desjenigen Faktors verkörpert, der die Krebs- 
erzeugung bewirkt, da es gleichzeitig die Folge der 
Krebsursache, das heißt des exogenen und endogenen 
Krebsreizes und dann selber Krebsursache ist, in den 
Mittelpunkt der heutigen Krebsforschung gestellt. 


Kropfstudien in Baden. 
Von HERMANN PFLÜGER, Freiburg i. Br. 


Der Straßburger Chirurgieprofessor A. Lücke 
schrieb im Jahre 1875: „Leider sind wir bis zur 
Stunde gar nicht imstande, das Verbreitungsgebiet 
des Kropfes genau zu übersehen, noch mehr fehlen uns 
Zahlen über die Intensität dieser Krankheit. Dennoch 
müssen wir sagen, daß wenige Epidemien so zur Ver- 
schlechterung der Rasse beitragen wie die Kropf- 
endemie. Und dieser Umstand gerade muß uns auf- 
fordern, dem Studium der Ätiologie des Kropfes eine 
noch viel höhere Aufmerksamkeit zu.widmen, um die- 
selbe endlich zu ergründen. Dazu sind Studien über 
die geographische Verbreitung des Kropfes, ist sta- 
tistisches Material über die Intensität der Endemien 
im Zusammenhang mit den geologischen Verhält- 
nissen eine unerläßliche Vorbedingung. Und wie vieles 
fehlt hier noch! Die Arbeit ist zu groß, als daß der 
Einzelne sie zu leisten imstande wäre; Vereine, be- 
sonders die Regierungen müssen hier Hand anlegen. 
Wir müssen es leider eingestehen, daß man gerade in 
Deutschland in dieser Beziehung am weitesten im 
Rückstand ist...“ | 

Diese Worte treffen bis zu einem gewissen Grade 
auch heute genau noch so zu wie vor 50 Jahren. 

Seit den siebziger Jahren, als Lücke einen Über- 
blick über die Kropfverbreitung in Baden gab, sind 
die geographisch-statistischen Kenntnisse nicht we- 
sentlich fortgeschritten!). Lücke teilte die Ergebnisse 
der Rekrutenuntersuchungen anläßlich der Militär- 
aushebungen der Jahre 1868—1874 in Baden mit, die 
von dem damaligen Generalarzt Dr. Beck zur Ver- 
fügung gestellt worden sind. Aus der Freiburger Frauen- 
klinik wurden später in den Jahren 1904—1911 die 
Schilddrüsenvergrößerungen bei Frauen regelmäßig 
notiert und durch die Inauguraldissertation von 
Albert Merckens in einer Arbeit über: ‚Die geo- 
graphische Verbreitung des Kropfes in Baden und die 
Beziehungen der Struma graviditatis zur Eklampsie‘ 
1912 mitgeteilt. 

Ferner hat Oberst über ‚2000 Strumectomien‘‘ der 
Freiburger chirurgischen Klinik aus den Jahren 1883 — 
1911 berichtet und dabei die Verbreitung des Kropfes 
in Südbaden kartographisch aufgezeichnet. 

Das sind die Quellen, aus denen wir die Kenntnisse 
über die Verbreitung des Kropfes in Baden zu schöpfen 
haben. 


1) Ältere Literatur bei Aug. Hirsch, Handbuch d. histor.- 
geogr. Pathologie, Bd. II, S. 94. Stuttgart 1883. 


Die Einführung der Kropfprophylaxe bei Schul- 
kindern hat der Kropfforschung auch in Baden wieder 
neue Anregung gegeben. Es sind eine Reihe von Ver- 
öffentlichungen über die Häufigkeit der Schilddrüsen- 
schwellungen bei Schulkindern erschienen. Es gilt 
die einzelnen Beobachtungen zu einem Gesamtbild zu 
vereinigen und als Versuch und Anregung sollen die 
folgenden Beiträge gegeben werden. Aschoff!) hat 
vor kurzem wieder auf den Wert und die Notwendig- 
keit einer umfassenden Kropfstatistik für Deutsch- 
land hingewiesen, nicht nur zur richtigen Beurteilung 
der prophylaktischen und therapeutischen Maßnahmen, 
sondern auch zur Klärung der ätiologischen Fak- 
toren. Aus dem Freiburger pathologischen Institut 
wurden wertvolle pathologisch-anatomische Unter- 
suchungen über die in Freiburgs Umgebung gefundenen 
Schilddrüsenformen veröffentlicht, auf die hier nur 
kurz hingewiesen werden kann. Es werden jetzt aller- 
orts statistische Einzelbeobachtungen gesammelt, aber 
wir sind noch nicht so weit, einen Gesamtüberblick 
der Kropfverteilung für Deutschland geben zu kön- 
nen, wie das in Österreich neuerdings von Schroetter, 
in Bayern von Schittenhelm und Weichardt oder 
in der Schweiz von Stiner und anderen durchgeführt 
wurde. 


Methode der Kropfstatistik. 


Zur Beurteilung der Kropfhäufigkeit wurden ent- 
weder Untersuchungen bei Rekrutenaushebungen oder 
Untersuchungen von Schulkindern herangezogen. 
Manchmal wurde auch die Zahl der Kropfoperationen 
oder die Zahl der Kropfträger bei Reihenunter- 
suchungen, bei Frauen, Männern oder Neugeborenen, 
in Kliniken und dergleichen verwertet. Jede dieser 
Untersuchungen gibt, für sich betrachtet kein voll- 
kommenes Bild von der Ausdehnung und dem Um- 
fang der Kropfendemie. Die Rekrutenstatistik 
hat zum Beispiel, den Nachteil, nur die männliche 
Jugend im Alter von etwa 20 Jahren zu erfassen und 
nur die extremen Schilddrüsenveränderungen, die zur 
körperlichen Anstrengung des Militärdienstes untaug- 
lich machen, zu verzeichnen. Da sich jedoch die Aus- 
hebungen auf das ganze Land gleichmäßig verteilen, 
so gewinnen wir aus der Rekrutenstatistik ein gutes 
Bild über die relative Häufigkeit des Kropfes. Die 
Operationsstatistik der Strumectomien umfaßt zwar 


1) Reichsgesundh.Bl. 1926, Nr. 2, S. 29. 
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Männer und Frauen jeden Alters, stellt aber doch eine 
gewisse Auslese dar und ist nur zur Beurteilung der 
mechanischen und toxischen Schädigungen, die durch 
die Schilddrüsenvergrößerung bedingt sind und die 
durch Operation beseitigt werden sollen, zu verwerten. 
Die Schädigungen, die zur Kropfoperation Ver- 
anlassung geben, sind vor allem Kompression der 
Luftröhre, Störungen der Blutzirkulation, Schluck- 
beschwerden, nervöse Beschwerden, Rekurrensläh- 
mungen oder thyreotoxische Schädigungen des Her- 
zens. 
metische Gründe, die zur operativen Entfernung 
führen. In der Nachkriegszeit ging die Zahl der Kropf- 
operationen sehr zurück, nicht wegen Abnahme der 
Kropfhäufigkeit, sondern infolge der materiellen Not- 
lage weiter Kreise. Die statistischen Untersuchungen 
an Besuchern von Kliniken und Polikliniken können 
auch nur einen kleinen Überblick über die Gesamt- 
bevölkerung geben und sind immer einseitig. 

Wesentlich günstiger liegen die Verhältnisse bei den 
Reihenuntersuchungen im Schulalter, die in der 
Alterstsufe von 6—14 Jahren alle Individuen zu er- 
fassen gestattet. Diese Schüleruntersuchungen haben 
aber andere Nachteile: Erstens ist der „bleibende“ 
Kropf von der physiologischen Reifeschwellung (die 
übrigens nicht bei jedem Individuum in Erscheinung 
tritt) gleichsam überlagert ; zweitens entstehen manche 
„bleibende “Kröpfe erst nach der Schulzeit. Aus der 
Zahl der Schilddrüsenschwellungen im Schulalter 
kann man nicht ohne weiteres auf die bleibende Dauer- 
schwellung beim Erwachsenen schließen. Diese Schul- 
untersuchungen geben aber trotz dieser Mängel die 
beste Einsicht über den Umfang der Kropfendemie. 
Eine Statistik sollte nach Möglichkeit alle die genann- 
ten Untersuchungen umfassen, da erst die Gesamtheit 
dieser Faktoren die gesundheitliche und soziale Be- 
deutung des endemischen Kropfes zu beurteilen ge- 
stattet. 

Man pflegt im allgemeinen zur Beurteilung der 
Häufigkeit des Kropfvorkommens sämtliche Schild- 
drüsenschwellungen von der leichtesten bis zu den aus- 
geprägten Formen in Prozenten der untersuchten 
Schüler anzugeben. Es wäre aber zweckmäßig, gleich- 
zeitig die starken Schilddrüsenschwellungen (III und 
IV) und die knotigen Schilddrüsenveränderungen nach 
Altersklassen getrennt zu notieren, dadurch läßt sich 
ein Überblick über Kropfhäufigkeit bei der Schul- 
jugend vor Eintritt der Reifeschwellung und wäh- 
rend der Reifezeit getrennt geben. Ebenso wichtig 
ist die Feststellung der nicht fühlbaren oder kaum 
fühlbaren kleinen Schilddrüsen, die bei gleichzeitigem 
Kleinwuchs auf Schilddrüsenmangel deuten. Die 
knotigen Schilddrüsen (Adenome) stehen zur , blei- 


Manchmal sind es allerdings auch nur kos- 
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benden‘“ Schilddrüse in engster Beziehung. Die fühl- 
baren Schilddrüsenknoten sind deswegen auch sta- 
tistisch zu berücksichtigen. 

Für die Zählungen zur Feststellung der Verbreitung 
der Kropfendemie wird jetzt allgemein die Schweizer 
Einteilung (vergleiche Bulletin der Schweizer Kropf- 
kommission 1922) verwendet. Die Größeneinteilung 
wird durch den Tasteindruck und das Augenmaß in 
5 Gruppen (0—IV) subjektiv geschätzt, dabei lassen 
sich noch 4 Zwischengruppen einschalten (0—1, 
I—II usw.). Diese Methode ist für den praktischen 
Gebrauch durchaus brauchbar. Sie ist in Baden durch 
Ministerialerlaß vom 3. November 1924 eingeführt. 
Die österreichische Einteilung, die nach Figur 1, 2, 
3, 4 einteilt, entspricht der Schweizer Einteilung weit- 
gehend. Zur Beurteilung der Erfolge der Therapie bei 
derselben Person empfiehlt es sich aber außer dieser 
subjektiven Schätzung eine der Maßmethoden zu ver- 
wenden, die alle ihre Vorteile und Fehler haben (Hun- 
ziker, Maurer, Martin, Schweizer Kropfkom- 
mission und andere). 

In Anlehnung an die Martinschen Vorschriften 
hat sich folgende Meßmethode bewährt, die rasch 
ausführbar ist und bei demselben Individuum zahlen- 
mäßige Vergleiche erlaubt. Es werden mit dem lose 
umgelegten, nicht schnürenden Stahlmaßband zwei 
Halsumfänge gemessen: Der unterste Halsumfang, 
die „Basis‘‘ und als zweites Maß der zur Basis parallele 
Halsumfang in der Mitte des Halses zwischen Kiefer- 
halswinkel und oberem Brustbeinrand (,‚mittlerer 
Halsumfang‘).. Nach Möglichkeit sollten photo- 
graphische Aufnahmen von vorn und von der Seite 
zu Hilfe genommen werden. Die Stellung des Kopfes 
ist wie bei anthropologischen Messungen die Augen- 
ohrebene. 

Für die praktische Durchführung der Kropf- 
statistik von Schülern haben sich Untersuchungs- 
bogen im Quartformat für jedes Individuum bewährt. 
Die Untersuchungsbogen enthalten, außer den Per- 
sonalien, Fragen nach Herkunft der Eltern, Zahl der 
Geschwister, Alter, Stand, Zwillingsgeschwister, Vor- 
kommen von Schilddrüsenvergrößerungen (Kropf, 
dicken Hals, Blähhals) bei Eltern, Geschwistern, Ver- 
wandten, ferner Fragen nach Art und Dauer früherer 
Kropfbehandlung, Angaben über nervöse Übererreg- 
barkeit oder Jodüberempfindlichkeit. Auf der Rück- 
seite des Formulars finden aufklärende Sätze über den 
Zweck der Jodprophylaxe bei Schülern Platz. Es ist 
auch zweckmäßig, die Erlaubnis der Eltern zur Jod- 
prophylaxe durch Unterschrift auf diesen Formularen 
bestätigen zu lassen. Bei der Untersuchung werden 
Schilddrüsengröße, Halsumfang an der Basis und in 
der Mitte des Halses, eventuelle Körperhöhe, Gewicht, 
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Pulszahl und dergleichen eingetragen. Die Unter- 
suchungsbogen werden während der ganzen Schulzeit 
geführt und klassenweise zusammengeheftet. 

Eine einheitlich durchgeführte Kropfstatistik könnte 
viele Fragen einer Lösung näher bringen, sie ist un- 
erläßlich zur Bewertung der in großem Umfang durch- 
geführten Jodprophylaxe. Nach Aschoff sollte die 
Statistik sich auf Klärung folgender Fragen erstrecken: 

a) Dauerschwellungen in Kropfländern. 

b) Neugeborenen- und Pubertätsschwellungen in 

kropffreien und Kropfländern. 

c) Stärkere knotige Schwellungen in Kropfländern. 

d) Basedowschwellungen in kropffreien und Kropf- 

ländern. 

Es wäre bei der Sammlung von Material auch er- 
wünscht, die Wirkungen des Kropfes auf das körper- 
liche und geistige Wachstum zu beobachten, ferner der 
Häufigkeit von Schilddrüsenmangel, dem Vorkommen 
von Kretinismus oder kretinoiden Merkmalen, den 
sozialen Verhältnissen, Ernährung, Umweltseinflüssen 
und der Vererbung besondere Beachtung zu schenken. 


Verbreitung des Kropfes in Baden. 


Die Verbreitung und Häufigkeit des Kropfes in 
Baden ist uns aus einer kartographischen Aufzeichnung 
von Lücke (1875) bekannt. Es geht aus dieser Karte 
hervor, daß in den Jahren 1868—1874 der badische 
Schwarzwald und der Odenwald viel häufiger kropfige 
Rekruten zur Musterung stellten als die Rheinebene. 
Im Schwarzwald waren es die Bezirke Wolfach (10,7 °%;,) 
und St. Blasien (7,2%), welche die höchsten Zahlen 
der wegen Kropf zurückgestellten Rekruten aufwiesen. 
Die übrigen Schwarzwaldgegenden und die Odenwald- 
bezirke Adelsheim, Wertheim, Eberbach folgten mit 
4—5%. Ein weiterer Kropfbezirk war noch in der 
Bodenseegegend bei Radolfzell (5,8%) zu finden, 
während in der Rheinebene nur 1—2% der Rekruten 
wegen Kropf zurückgestellt werden mußten (vergleiche 
die Karte I, S. 532). 

Die späteren Aufzeichnungen an Hand des Materials, 
das bei Kropfoperationen (Oberst 1883—1911) und 
bei Untersuchungen in der Frauenklinik (Merckens 
1904—1911) in Freiburg im Breisgau erhoben wurde, 
geben besonders für die Umgebung von Freiburg wert- 
volle Aufschlüsse. Oberst und Merckens kommen 
auf Grund ihres klinischen Materials zu der Auf- 
fassung, daß die nähere Umgebung von Freiburg, vor 
allem Kaiserstuhl, Dreisamtal, Emmendingen, Wald- 
kirch, Staufen, Müllheim häufiger von Kropf befallen 
ist als alle anderen Gegenden Südbadens. Diese Ver- 
schiedenartigkeit gegenüber der Karte von Lücke 
beruht aber, wie die Verfasser selbst zugeben, auf einer 
Art Auslese. Ein nicht unerheblicher Teil der Kranken 


a nn Li a e e a 


527 


sucht eben nicht Freiburg auf, sondern andere, näher 
gelegene Kliniken. Diese Statistiken können jedenfalls 
die Feststellungen Lückes nicht widerlegen, daß die 
Kropfhäufigkeit im Schwarzwald größer ist als in der 
Rheinebene. Auch Oberst fand, daß der Bezirk 
Wolfach im Kinzigtal eine ungewöhnlich große Anzahl 
von Kröpfen aufwies. DieZahl der kropfkranken Frauen 
ist nach der Statistik von Oberst doppelt so groß 
wie bei den Männern, eine Beobachtung, die durch 
viele Untersuchungen bestätigt ist. Wenn auch diese 
Karten von Oberst und Merckens für die weitere 
Umgebung von Freiburg nur bedingte Gültigkeit 
haben, so geben sie doch für die Stadt Freiburg im 
Zusammenhang mit den Ergebnissen der anderen 
Untersuchungen einen wertvollen Überblick. 

Im Bezirk Freiburg im Breisgau wurden in den 
Jahren 1868—1874 wegen Kropf 1,8% der Rekruten 
zurückgestellt. Auf Grund der Kropfoperationen der 
chirurgischen Universitätsklinik Freiburg 1883—1911 
berechnete Oberst eine Kropfhäufigkeit bei Frauen 
und Männern von 2—3%. Merckens berechnete 
auf Grund der Befunde an Frauen in der Universitäts- 
Frauenklinik 1904—1911 die Kropfhäufigkeit bei der 
erwachsenen Bevölkerung auf 2,5%. 

Diese Zahlen stimmen gut überein. Auf Grund dieser 
Befunde wäre in Freiburg in der Vorkriegszeit mit 
einer Häufigkeit von 2—3 % erheblicher Schilddrüsen- 
vergrößerungen zu rechnen. Es sind darunter die 
extremen Schilddrüsenvergrößerungen zu verstehen. 
Während eines Zeitraums von 3 Jahren (1924—1927) 
konnte ich durch Untersuchungen an städtischen An- 
gestellten, Arbeitern und Beamten, die auf ihre Dienst- 
tauglichkeit im städtischen Gesundheitsamt unter- 
sucht wurden, folgenden Überblick über den jetzigen 
Stand der Kropfhäufigkeit bei Erwachsenen in Frei- 
burg im Breisgau gewinnen: 

Von 937 erwachsenen Männern hatten 11,3% ver- 
größerte Schilddrüsen und zwar 6,7 % geringen Grades 
(II) und 4,6% starke Kröpfe (III—IV). Zwei hatten 
ausgesprochene Thyreotoxikosen, einer infolge von 
Jodgebrauch. Von diesen 937 Männern waren 11 wegen 
Kropf operiert (1,1%), 2 hatten Atembeschwerden 
infolge von Luftröhrenkompression. 

Von den 55 untersuchten Frauen hatten 18,1% 
Schilddrüsenvergrößerung, 7,3%, geringen Grades (II), 
10,6% ausgesprochene Kröpfe. Eine hatte thyreo- 
toxische Symptome. Zwei waren operiert worden 
(3,6%). 

Bei der erwachsenen Freiburger Bevölkerung 
schwankt die Kropfhäufigkeit demnach zwischen 
10—20 %, bei Frauen ist sie etwa doppelt so häufig 
wie bei Männern. 

Es ist bemerkenswert, daB die Zahl der Strum- 
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ektomierten der von Oberst angegebenen Zahl ent- 
spricht. 

(Die eigenen Untersuchungen an Freiburger Schul- 
kindern finden sich unten zusammengefaßt.) 

Merckens fand 1904—1911 in der Universitäts- 
Frauenklinik bei 51,7%, sämtlicher Frauen mehr oder 
weniger große Dauerschwellungen, bei 15% der Neu- 
geborenen wurden bereits Schilddrüsenvergrößerungen 
gefunden. 

Für Freiburg im Breisgau läßt sich unter Zu- 
grundelegung aller aufgezeichneten Beobachtungen 
folgende Zusammenfassung über die Häufigkeit von 
Schilddrüsenvergrößerungen geben: 


bei Neugeborenen (nach Merckens)........ 15% 
vor der Reife im Alter von 6—10 Jahren (II 
und IV ernsten 6% 


während der Reife 11—14 Jahre (III und IV)17% 


Mittelschüler 14—18 Jahre ................ 27% 
Erwachsene Männer (II und IV)............ 11% 
= Frauen (III und IV)............ 189%% 
Wegen Kropf operiert ........2..ce2c200.. 29, 
Starke Kröpfe bei Erwachsenen .......... 2—4% 
Durch Jod nicht beeinfluBbar (im Alter von 
6=18 Jahren) „a... een 32% 
Schilddrüsenmangel ...............2... ca. 1,% 


Die Verteilung des Kropfes im Freiburger Ge- 
meindebezirk ist nicht gleichmäßig. Die Vororte sind 
zweifellos stärker befallen als das Stadtgebiet. Es zeigt 
sich ein deutlicher Unterschied zwischen Stadt- und 
Landbevölkerung. Der Kropf ist in den ärmeren 
Volksschichten häufiger als bei den Bemittelten. 
Zwischen dem Schwarzwaldgebiet und der Rhein- 
ebene sind ebenfalls typische Unterschiede. Die 
Schüler aus den Schwarzwalddörfern und -höfen haben 
viel häufiger große Schilddrüsen als die Dorfkinder 
aus der Ebene. Nohl fand im Bezirk Müllheim, der 
sich vom Blauen im Schwarzwald bis in die Rhein- 
ebene erstreckt, bemerkenswerte Unterschiede. Die 
Schwarzwaldorte Schweighof— Niederweiler — Ober- 
weiler hatten 50—90 °, Kropfige Schulkinder, während 
die Dörfer nach der Rheinebene zu (Auggen, Steinen- 
stadt, Mauchen, Schliengen, Liel) nur 10—25 9%, die 
Stadt Müllheim etwa 30°, aufwiesen. Im oberen 
Wiesental (Schwarzwald) fand Weber bei Knaben 
39%, bei Mädchen 50,4%, Kropfhäufigkeit. Diese 
Schüleruntersuchungen sprechen ebenfalls für das 
Überwiegen der Schilddrüsenschwellung in den ge- 
birgigen Gegenden. Bei den meist aus dem Schwarz- 
wald stammenden Freiburger Seminaristen, die das 
Gymnasium besuchen, ist die Häufigkeit der Schild- 
drüsenschwellungen besonders groß. 

In den größeren Städten am Fuß des Schwarz- 
walds ist der Kropf weniger häufig als auf dem um- 
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gebenden Land und im Gebirge. Die Schülerunter- 
suchungen in Freiburg und Pforzheim, die nach der- 
selben Methode untersucht wurden, stimmen weit- 
gehend überein. 


Schilddrüsenvergrößerung im Schulalter 

in Freiburg im Breisgau. 

Anläßlich der Einführung der Jodprophylaxe in 
den Schulen in Freiburg im Breisgau wurden in den 
Jahren 1924, 1925 und 1926 alljährlich systematische 
Untersuchungen sämtlicher Schüler in der Stadt und 


den Vororten vorgenommen, über deren Ergebnisse 


zusammenfassend berichtet werden soll. Die Unter- 
suchungen bezogen sich auf die Feststellungen der 
Schilddrüsenvergrößerungen in den Altersklassen von 
6—18 Jahren, ferner auf dem Zusammenhang zwischen 
Schilddrüsenvergrößerung und Körperhöhe, auf das 
familiäre Vorkommen von Schilddrüsenvergrößerun- 
gen bei Eltern, Geschwistern, Verwandte, auf die Wir- 
kung kleiner Jodmengen auf die Schilddrüsengröße 
und auf das Vorkommen von angeborenem oder er- 
worbenem Schilddrüsenmangel. 


Tabelle I. 


Prozentuale Verteilung der Schilddrüsen- 
größe 0—IV in Freiburg im Breisgau 1925. 
o Knaben 


Mädchen 
Aiter| zamı (O| u | m| m [illaner] Am 0| ı 1 | m fiv 


| 
0,5 80,7 | 


7 | 209 |—83,7112,9 23 —| 7 80,7115,2, 3,1| 0,5 
8 | 317 |1,576,0115,8| 5,011,5| 8 2,9 76,4 15,1| 3,7 1,7 
9 | 376 |0,2]75,0118,6| 3,9]2,1 9 2,4 65,3/25,2] 6,0 0,8 
10 | 557 [0,3,67,1123,5 7,511,4) 10 1,5 


0,7 64,6 24,7; 8,3 


11 | 619 0,8557,5!27,7111,3 2,2] 11 0,6 58,9/27,6 11,7, 0,9 
12 | 622 [0,9 55,6/26,3.14,6/2,4| 12 1,3 51,9,29,7j14,9] 1,9 
13 | 698 0,4,46,9134,0,15,0'2,5| 13 | 619 |0,6 52,5127,4 15,0 4,3 
14 | 691 |0,2147,4132,5|16,0. 3,6| 14 0,8 41,9 32,3|18,7| 6,1 
15 | 338 10,2)41,4.27,825,4.4,7| 15 1,4 40,2/35,1|21,6! 2,9 
16 | 220 /— 40,0.28,1125,4,6,3] 16 0,9 50,8/31,3[15,6 0,9 
17 | 188 — 40,9 28,1 25,55,3 17 — 47,3[28,0119,3 3,5 
18 | 136 1,4,34,5.22,7134,5/6,6| 18 - '37,8137,8.24,3| — 
19 | 78 |2,5.44,8.28,2115,3;8,9; 19 — :25,0137,5.37,5| — 
20 | 32 |— 40,6 31,2118,7 9,3 20 — /40,0133,3 20,0: 6,6 
21 | 7 |— l28,5!49,8 28,5|— || 21 = = a 


Häufigkeit der Schilddrüsenvergrößerung 
bei den Schülern in Freiburg im Breisgau. 


Vor Einführung der Jodprophylaxe wurden in den 
Monaten Januar bis April 1925 sämtliche Volks- und 
Mittelschüler (9541) in der angegebenen Weise unter- 
sucht (5088 Knaben, 4453 Mädchen). Das Alter der 
Untersuchten schwankte zwischen 6 und 21 Jahren. 
In den Altersklassen zwischen 6 und 14 Jahren konnte 
die gesamte Bevölkerung erfaßt werden, in den fol- 
genden Altersklassen nur die Mittelschüler. 
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Über die Häufigkeit der verschiedenen Grade von 
Schilddrüsenvergrößerung gibt Tabelle I Aufschluß. 
Im Alter von 7 Jahren haben etwa !/,; der Schüler 
und Schülerinnen leichte Schilddrüsenvergrößerung 
(II). Von Jahr zu Jahr nimmt die Zahl der Kinder mit 
Schilddrüsenvergrößerung zu, um im Reifealter einen 
gewissen Gipfelpunkt zu erreichen. Im Alter von 
14 Jahren hat etwa die Hälfte der Schulkinder eine 
mehr oder weniger vergrößerte Schilddrüse (II—IV). 
Ohne wesentliche Veränderungen (I) sind bei den 
14jährigen Knaben 47,4%, bei den l4jährigen Mäd- 
chen 41,9%. 

In den Jahren zwischen 14 und 19 Jahren schwankt 
der Anteil der Mittelschüler ohne Schilddrüsenver- 
änderungen zwischen 34,5%, und 44,8%, bei den Schü- 
lerinnen zwischen 25% und 50,9%. Es geht daraus 
hervor, daß die Reifeschwellung der Schilddrüse 
nicht immer eine sichtbare oder fühlbare Schilddrüsen- 
vergrößerung (II —IV) verursacht. 


Wenn wir unsein Bild von dem Umfang einer Kropf- 
endemie machen wollen, müssen wir die ausgeprägten 
Schilddrüsenvergrößerungen, die schon jedem Laien 
als „dicker Hals‘‘ oder ‚Kropf‘ auffallen, besonders 
ins Auge fassen. Die Zahl dieser erheblichen Schild- 
drüsenvergrößerungen (III und IV) beträgt bei der 
AnSchUlUNg in Freiburg bei den 6—7 jährigen Knaben 
2,3% (Mädchen 3,6%). Ihre Zahl nimmt von Jahr zu 
Jah zu, um im 14. Lebensjahr nach Abschluß der 
Volksschule bei Knaben auf 19,6%, bei Mädchen auf 
24,8%, zu steigen. Bei den Mittelschülern zwischen 
15 und 20 Jahren schwankt diese Zahl zwischen 24,2 %, 
und 41,1%, bei den Schülerinnen zwischen 16,5%, 
und 37,5%. 

Die Entwicklung und Entstehung der ausgeprägten 
„Kröpfe‘ (IV) während der Schulzeit geht aus fol- 
gender Zahlenreihe hervor: 


Alter: 78 9 10 11 12 13 14 
Knaben ....O 15 21 14 22 24 25 3,6%, 
Mädchen ...0,5 1,7 08 15 09 1,9 43 61% 
Unter dem EinfluB der Pubertät steigert sich die 
Häufigkeit der starken Schilddrüsenschwellungen (IV) 
von 1,5% im 10. Lebensjahr auf 3,6%, beziehungs- 
weise 6,1%, im 14. Lebensjahr. Die fühlbaren Knoten 
in dem im allgemeinen weichen Schilddrüsengewebe 
finden sich bei 3% sämtlicher Knaben und 4 5% der 
Mädchen. Gleichlaufend mit der körperlichen Ent- 
wicklung setzt bei den Mädchen die Reifeschwellung 
der Schilddrüsen um einige Jahre früher ein als bei 
den Knaben. Bei den Mädchen beginnt eine Steigerung 
der leichten Schwellungen (II) im 12. Lebensjahr, bei 
den Knaben im 14. Jahr. Bei Mädchen im Schulalter 
überwiegt zwar die Schilddrüsenschwellung, besonders 
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im Pubertätsalter, der Unterschied in der Häufigkeit 
ist jedoch noch nicht so groß wie bei erwachsenen Män- 
nern und Frauen. 


Wirkungen der Jodvorbeugung. 


In.den Freiburger Volks- und Mittelschulen wurde 
von Ostern 1925 bis Ostern 1926 an 3127 Schüler 
und Schülerinnen wöchentlich eine Jodtablette (1 mg 
Jodkali) als Kakaotablette (Firma C. Dung-Freiburg) 
verabreicht. Von jedem Teilnehmer wurde ein Be- 
obachtungsblatt nach dem oben mitgeteilten Muster 
geführt. Außer der Bezeichnung der Schilddrüsen- 
größe nach der Schweizer Einteilung (O—IV) wurde 
der Halsumfang an der Basis und in der Mitte des 
Halses notiert. Bei den Nachuntersuchungen nach 
einem Jahr wurde die Abnahme des Halsumfanges 
um mehr als | cm und entsprechende subjektive Ein- 
schätzung der Schilddrüsengröße als „sehr guter Er- 
folg“ bewertet, die Abnahme um 0—1 cm als „guter 
Erfolg“, keine Veränderung als ‚‚gleichgeblieben‘‘ und 
Vergrößerung der Schilddrüse als ‚Zunahme‘‘ be- 
zeichnet. 


Als Gesamtergebnis hatten 78,7%, der 3127 Teil- 
nehmer nach einem Jahr eine Abnahme der Schild- 
drüsengröße aufzuweisen. ‚Sehr guten Erfolg“ hatten 
13,5 %, „gutenErfolg‘‘ 65,2%, „gleichgeblieben‘ 17,8%, 
und „Zunahme“ war bei 3,2%, festzustellen. Mäd- 
chen und Knaben zeigten keine groBen Unterschiede. 
Die ‚‚sehr guten Erfolge“ waren bei den Knaben etwas 
häufiger als bei den Mädchen. Die Schilddrüsengröße 
ließ sich bei den 14—16jährigen Knaben weniger gut 
beeinflussen als bei den gleichaltrigen Mädchen. 


Erfolg der Jodbehandlung in den Schulen Freiburg i. Br. 
1925—1926 — wöchentlich 1 mg Jodkali 


Knaben 
Alter 7 8 9 01 293 4“ 5 16 


ZA 136 | 16» | 12 iá ig JET | 


Sehr 
| guter 


| 70.3 | 80 | 7,7 | 


DA | HT Erfolg 
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DIOR, | CL p f f 
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846% 172 7 180 648 02 0637, hss NE 
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RURAR, g . | f e SE NN 
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PIH, Seas A } VIIA EEE TEE, Erfolg 
IK R RRIRIK NERSE A ERIE 
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ES 3 ra VALAA A ALAD EE DANA SAA ONO O 
EEE 27 FREE EEE RRs 
EEE p $ 
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Anzahl 9 44 67 89 
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Mädchen 
Alter 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 
oj |79 |78 |747 | 90 | 92 | mo 
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| | Sehr 
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Anzahl & 39 68 111 151 18 66 


Die Wirkung des Jods ist deutlicher auf die Ver- 
minderung der starken Schilddrüsenvergrößerungen 
(III und IV) als auf die Verminderung der geringen 
Schilddrüsenschwellungen. Man könnte sagen: die 
physiologische Reifeschwellung verschwindet durch 
die Jodprophylaxe nicht, die extremen Schilddrüsen- 
schwellungen werden aber auf das physiologische Maß 
zurückgeführt. 

Von besonderer Bedeutung ist die Tatsache, daß 
bei 3,2% der Schüler keine nachweisliche Abnahme 
der Schilddrüsenvergrößerung zu verzeichnen ist. Die 
Ursache für das Versagen von kleinen Jodmengen in 
einem Teil der Fälle ist nicht allein auf die bekanntlich 
schwere Beeinflußbarkeit der knotigen Kropfformen 
zurückzuführen. Diese lassen sich in vielen Fällen 
durch kleine Jodmengen beeinflussen. Es ist abzu- 
warten, ob vielleicht durch frühzeitige vorbeugende 
Maßnahmen auch dieser Teil zum Verschwinden ge- 
bracht werden kann. 

Die Durchführung der Abgabe von Jodtabletten 
stieß auf keine besonderen Schwierigkeiten, obwohl 
anfangs bei den Eltern viele Bedenken zerstreut wer- 
den mußten. Eine Jodschädigung konnte in keinem 
Fall festgestellt werden. Besonders nervöse Kinder 
und solche mit Anzeichen von Basedow oder Jod- 
überempfindlichkeit wurden nach Möglichkeit durch 
vorhergehendeUntersuchung ausgeschlossen (61),durch 
den Hausarzt wurden 134 behandelt, die Eltern ver- 
weigerten bei 99 Schülern und 96 Schülerinnen die 
Erlaubnis zur Teilnahme. 

Bei Beginn der Jodtablettenabgabe in den Schulen 
waren 420 Schüler und 470 Schülerinnen wegen Kropf 
bereits in ärztlicher oder naturheilkundiger Behand- 
lung gewesen. 


27 266 272 


HERMANN PFLÜGER 


Die Kosten für das erste Jahr der wöchentlichen 
Jodtablettenabgabe beliefen sich auf 435 Mark. 

Die Jodtablettenabgabe wird als ständige Fürsorge- 
maßnahme der Schulgesundheitspflege fortgeführt. In 
ähnlicher Weise sollte auch die Fürsorge für wachs- 
tumsgehemmte Kinder infolge von Schilddrüsenmangel 
durch Abgabe von Schilddrüsentabletten in den Schu- 
len fortlaufend gesichert werden. 


Vorkommen von Schilddrüsenvergrößerung 
bei Verwandten. 


Das familiär gehäufte Vorkommen von Kropf in 
sogenannten Kropffamilien ist eine bekannte Er- 
scheinung. Die erbliche Disposition für Schilddrüsen- 
schwellung steht nach Siemens u. a. außer Frage. 
Die Ähnlichkeit der Schilddrüsengröße und -form 
bei Zwillingen fiel auch bei unseren Untersuchun- 
gen auf. Es wurde der Versuch gemacht, mit Hilfe 
des Fragebogens über das Vorkommen von Kropf 
bei den Eltern, Geschwistern und Verwandten Aus- 
kunft zu erhalten. Die Ermittlungen ergaben, daß 
von den 9265 Gefragten 35%, Angaben über Vor- 
kommen von Kropf, dicken Hals usw. bei Eltern, Ge- 
schwistern oder Blutverwandten machten. Nach diesen 
Ermittlungen ist der Kropf 2,7 mal häufiger bei der 
Mutter als beim Vater, dagegen sind die Schilddrüsen- 
schwellungen bei den Schwestern der Schüler und 
Schülerinnen nur 1,3 mal häufiger als bei den Brüdern 
(1423 : 1068). Das stimmt mit der Erfahrung überein, 
daß erst bei dererwachsenen Frau der Kropf wesent- 
lich häufiger gefunden wird als beim Mann, dagegen 
im Schulalter nicht so deutlich überwiegt. Jedes dritte 
Schulkind hat Blutsverwandte, die eine deutlich ver- 
größerte Schilddrüse haben. 

Bei Schulkindern mit sehr großen Schilddrüsen 
(III und IV) findet man häufiger Verwandte mit Kropf 
als bei Kindern mit normaler Schilddrüse, wie aus 
folgenden Zahlen hervorgeht: 


Schilddrüsen- 
größe: I HO HI IV 


Knaben 33,2 40,4 45,2 45,0% Verwandte mit Kropf 


Mädchen 33,0 41,8 43,8 53,9% ji o 
Wirkungen der großen Schilddrüsen auf das 
Wachstum. 


Keine oder eine kaum fühlbare Schilddrüse (0) bei 
Kindern mit Wachstumsstörungen muß den Verdacht 
auf mangelhafte Schilddrüsenfunktion wecken und ist 
nicht so sehr selten. Bei unseren Schülern fanden sich 
in den Altersklassen der 7—15jährigen 0,2—1,5 %, bei 
den Mädchen 0,4—2,9% mit kaum fühlbaren Schild- 
drüsen und teilweise auffallend kleinem Wuchs. Aus- 
geprägter Kretinismus ist sehr selten, unter den Frei 
burger Schülern ist nur ein männlicher Kretin be- 
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kannt, einige Familien mit kretinoidem Habitus sind 
vorhanden. 

Bei den an sämtlichen Schülern und Schülerinnen zu 
diesem Zweck von mir durchgeführten Körpermessun- 
gen (9541 Schulkinder) konnte nachgewiesen werden, 
daß das durchschnittliche Längenwachstum bei den 
Kindern mit Schilddrüsenvergrößerung (II, III, IV) 
nicht hinter dem Längenwachstum der Kinder mit 
normalen Schilddrüsen zurückblieb. Die Kinder mit 
Schilddrüsenvergrößerung (III + IV) waren durch- 
schnittlich wesentlich größer als die gleichaltrigen Mit- 
schüler ohne Schilddrüsenvergrößerung (I). Bei den 
l4jährigen Knaben war der Unterschied + 3,6 cm, 
bei den IOjährigen Mädchen + 4,6 cm, um die extrem- 
sten Werte herauszugreifen. Diese Unterschiede sind 
auch bei Berechnung des mittleren Fehlers der Diffe- 
renz stichhaltig und nicht durch den Fehler der klei- 
nen Zahl bedingt!). Der Variationskoeffizient der 
Körperlänge ist bei den Knaben im 14., bei den Mäd- 
chen im 12. Lebensjahr am größten. Auch die In- 
dividuen mit stärkster Schilddrüsenvergrößerung (IV) 
überragen an Körpergröße ihre Mitschüler in den 
meisten Altersklassen. 

Die Ergebnisse dieser Messungen stimmen mit den 
Untersuchungen von Schlesinger, Schiötz und 
anderen überein. Bei den amerikanischen Rekruten 
im Alter von 20— 30 Jahren überragen nach der U. S. A. 
Army-Statistik die Individuen mit Kropf den Durch- 
schnitt um + 12 cm. 

„Der Kropf an sich verkürzt weder die Körperlänge 
noch macht er gedrungener, dicker, träger“ schreibt 
Itten mit Recht?). 


Tabelle II. 


Durchschnittliche Größe der Knaben. 
Freiburg 1925. 


Gesamt- 
Durchschn. 


| Anzahl Schilddrüsen-Größe 


Alter | der 
‚Knaben 


1) Vergil. Münch.med. Wochenschr. 1926, Nr.14, S. 566—568. 
2) Schweizer med. Wochenschr. 1927, H. 15. 
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Tabelle III. 


Durchschnittliche Größe der Mädchen. 
Freiburg 1925. 


Schilddrüsen-Größe 


| 


Alter Durchschn. — 
chen | Größe , 0 | ı |n |m | IV 
7 | 217 117,4 
8 | 344 121,4 
9 || 361 125,6 ,119,2| 125,4 | 125,7 | 129,4 | 126,3 
10 || 566 129,3 125,8 | 128,1 | 131,7 | 132,7 | 130,0 
11 | 619 135,7 || 116,1 | 135,1 | 137,0 | 138,4 | 134,1 
12 | 628 141,1 136,1 | 140,4 | 141,9 | 141,7 | 142,8 
13 | 619 145,7 ||135,3| 145,6 | 146,1 | 147,6 | 149,2 
14 | 603 151,6 | 131,2| 150,4 | 153,1 | 151,8 | 153,4 
15 | 277 154,6 | 146,8 | 154,3 | 154,8 | 154,9 | 157,9 
16 | 102 159,1 | — [159,3 | 158,4 | 158,6 | 160,4 
17 | 57 | 1594 || — | 1586| 161,4| 158,5 | 156,9 
18 37 158,7 | — | 159,8| 158,5 | 1573| — 
19 8 160,3 | — | 158,0| 1575|) 1645| — 
20 15 159,6 | — |.158,6| 162,8 | 1590| — 


Wirkungen der Kropfendemie auf die 
badische Bevölkerung. 


Bei der Durchführung der Jodprophylaxe in den 
Kropfländern taucht immer wieder die Frage auf, 
welche Einflüsse die Kropfendemie auf die Gesundheit 
der Bevölkerung hat. Die mechanischen Wirkungen des 
Kropfes, die Behinderung der Atmung, Schluckbe- 
schwerden, Blutstauung, das Kropfherz und der- 
gleichen sind abgesehen von der Verunstaltung die 
zunächst auffallenden nachteiligen Folgen. Weniger 
klar sind die Wirkungen auf die körperliche und geistige 
Leistungsfähigkeit einer von endemischem Kropf be- 
fallenen Bevölkerung. Die bisher herrschende Auf- 
fassung geht dahin, daß der endemische Kropf das 
Wachstum der Bevölkerung verzögere und infolge 
dieserWachstumsbehinderungdie Rasse verschlechtere. 
Sie ist durch neuere Untersuchungen ins Wanken ge- 
raten. Die Untersuchungen in der Schweiz ließen ver- 
muten, daß ein enger Zusammenhang zwischen Kropf- 
häufigkeit und durchschnittlicher Körpergröße der 
Bevölkerung bestehe. Die Frage wurde aber offen ge- 
lassen, ob der endemische Kropf oder der in der Schweiz 
häufige Kretinismus, zwei Krankheiten, die durchaus 
nicht identisch sind, diese Wirkung hervorbringen, 
oder ob andere Ursachen z. B. Rasse, soziale Lage 
und dergleichen ausschlaggebend sind. 

Es lag nahe, diese Beziehungen zwischen Kropf und 
Körpergröße in Baden nachzuprüfen. Über das Vor- 
kommen von Kropf in Baden sind wir durch die Re- 
sultate der Militäraushebungen der Jahre 1868—1874 
unterrichtet?). (Siehe Karte I nächste Seite.) 


1) Vergl. Lücke, Die Krankheiten der Schilddrüsen. Stutt- 
gart 1875. 
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Karte 1: 

Geographische Verteilung des Kropfes in Baden (nach der Re- 
krutenstatistik von Lücke 1875). Die Zahlen bedeuten den Prozent- 
satz der zurückgestellten Rekruten. 


Über die Körpergröße der Rekruten der Jahre 
1885—1890 berichtet Otto Ammon in dem umfassen- 
den Werk ‚Zur Anthropologie der Badener‘‘, Jena 1899. 
Aus dem Vergleich der Karten über die Kropfverbrei- 
tung bei Lücke und Verbreitung der durchschnitt- 
lichen Körpergrößen bei Ammon fällt sofort auf, daß 
im Bezirk Wolfach der Kropf unter den Rekruten 
am häufigsten und die durchschnittliche Körper- 
größe der Rekruten am geringsten ist. Im Bezirk 
Wolfach waren vor einem halben Jahrhundert nicht 
nur die durchschnittlich kleinsten Rekruten, sondern 
auch sehr wenig groBe Rekruten (über 170 cm nur 
6,8%). Es liegt natürlich nahe, daraus zu schließen: 
Die geringe Körpergröße ist durch das häufige Vor- 
kommen von Kropf im Bezirk Wolfach bedingt. Be- 
vor wir jedoch diesen Schluß ziehen, wollen wir zu- 
nächst die sonstigen Rasseneigentümlichkeiten im Wol- 
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Konstanz 


Karte Il: 
Häufigkeit kleinwüchsiger Rekruten (unter 162 cm) in Baden 
(1840—64) nach Ammon. (Prozentzahlen.) 


facher Bezirk ins Auge fassen und den Vergleich von 
Kropfhäufigkeit und Körpergröße in den übrigen Be- 
zirken durchführen. (Siehe Karte II.) 

ImWolfacher Bezirk herrscht der geschlossene bäuer- 
liche Grundbesitz, daneben gibt es nur Wald. Bauern- 
knecht, Taglöhner, Waldarbeiter oder Flößer waren 
damals die einzigen Berufsarten, denen sich ein junger 
Mann widmen konnte, wenn er nicht zufällig Erbe 
eines Bauerngutes war oder ein Handwerk lernte. Die 
Abwanderung war daher stark, die Einwanderung 
gering. Die Bevölkerung zeigte nun ganz auffallende 
Merkmale, die sie von allen anderen badischen Be- 
völkerungsteilen auffällig schied. Sie waren sehr klein, 
ausgesprochen rundköpfig und weißhäutig, dabei hatte 
aber mehr als ein Drittel (33,6%) blaue Augen und 
blonde Haare — sie hatten also ausgesprochen ‚,‚osti- 
sches‘‘ und ‚‚nordisches‘‘ Gepräge vereinigt. Ammon 
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fühlte sich fast versucht ‚einen neuen Menschen- 
typus anzunehmen, der klein, rundköpfig, dabei blau- 
äugig, blond und weißhäutig wäre und über dessen 


Herkunft sich alle Anthropologen den Kopf zer- 


brechen würden.‘‘ Er führt diese ‚„Verschränkung der 
Gestalts- und Farbenmerkmale‘‘ auf Rassenkreuzung 
zurück. Die kleinsten Leute waren die hellsten, die 
größten Leute waren die dunkelsten. Durch Ab- 
wanderung sei vielleicht durch den ‚.Bevölkerungs- 
strom‘‘ nach der Stadt eine gewisse Auslese entstanden, 
ein Erklärungsversuch, der wie die meisten Ammon- 
schen Hypothesen, auf schwachen Füßen steht. Es 
ist danach fraglich, ob die geringe Körpergröße der 
Wolfacher Bevölkerung als Rassenmerkmal oder durch 
die Umwelt bedingt oder als Folge von endemischem 
Kropf zu bewerten ist. Zum Vergleich sollen die 
Beobachtungen in den übrigen Kropfbezirken des 
Schwarzwalds herangezogen werden. 


Kropf- Durchschnitti.| Klein- 
häufigkeit ; i wüchsige 
Bez Ö öße 
i bei Rekruten Körpergr unter 162 cm 
1868—1874 1840—1864 


Wolfach ......... 10,7%, 49,3% 
St. Blasien ....... 7,2%, 166 30,2%, 
Radolfzell ........ 5,8%), 164 37,3% 
Waldshut ........ 4,9%, 163 35,8% 
Triberg .......... 4,9%, 163 41,6% 
Neustadt ......... 4,8°/, 166 26,3% 
Bonndorf ........ 4,79%, 166 26,8% 
Schönau ......... 3,8/0 163 42,4% 
Offenburg ........ 3,8/9 162 41,1%, 
Lörrach .......... 3,1%, 164 3,0% 
Villingen ......... 2,99, 165 32,8% 
Oberkirch ........ 2,9%, 162 48,1%, 
Säckingen ........ 2,4% 163 42,5% 
Pforzheim ........ 1,9%, 163 41,1% 
Staufen .......... 1,9% 164 34,1% 
Baden............ 1,8%), 163 39,6% 
Freiburg.......... 1,8% 164 38,4% 
Waldkirch ........ 1,8/0 163 41,2% 
Laht nase 1,7%, 164 37,7% 
Müllheim ......... 1,7%, 164 35,7% 


Diese Gegenüberstellung zeigt, daß der Bezirk St. 
Blasien mit 7,5%, (nach Wolfach) die meisten kropfigen 
Rekruten hatte. Die Zahl der Kleinwüchsigen war 
aber im Bezirk St. Blasien verhältnismäßig gering, die 
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durchschnittliche Körperhöhe sehr groß (166 cm). 
Auch Radolfzell, Neustadt, Bonndorf hatten nur wenig 
Kleinwüchsige ; Oberkirch, Triberg, Waldkirch, Offen- 
burg, Pforzheim hatten dann wieder mehr kleine Re- 
kruten unter 162 cm, ohne durch besondere Kropf- 
häufigkeit aufzufallen. Also die Abhängigkeit der 
Größe von der Kropfhäufigkeit war durchaus nicht 
gleichmäßig. In dem Kropfbezirk der Odenwald- 
gegend Eberbach mit 4,0%, kropfiger Rekruten waren 
die Kleinwüchsigen wieder häufiger (48,6 %,), ebenso im 
Bezirk Adelsheim (4,3%, Kropf, 41 % Kleine), während 
Wertheim (4,6 % Kropf, 36,7 % Kleine) keine Beziehun- 
gen zwischen Kropfhäufigkeit und Körpergröße auf- 
wies, 

Eine gewisse Übereinstimmung von Kropfhäufigkeit 
und Kleinwüchsigkeit findet sich also nur in den Be- 
zirken Wolfach, Triberg, Schönau, Offenburg, Eber- 
bach, Adelsheim, während in den anderen Bezirken 
solche Beziehungen fehlen. 

Der Vergleich der Körpergröße von Rekruten in 
den Jahren 1840—1864 mit der Kropfhäufigkeit der 
Rekruten (1868—1874) läßt also ebensowenig einen 
Schluß auf die Abhängigkeit von Kropf und Klein- 
wuchs zu, wie die Schülermessungen der letzten Jahre. 


Zusammenfassung. 


Die früheren Ergebnisse der Kropfforschung in 
Baden (Lücke 1875, Oberst 1911, Merckens 1912) 
lassen sich mit den Schüleruntersuchungen der letzten 
Jahre zu einer Übersicht über die Kropfhäufigkeit in 
Baden vereinigen. In Baden finden sich endemische 
Kropfherde am Bodensee, im Schwarzwald und Oden- 
wald. Der Bezirk Wolfach zeichnet sich durch Kropf- 
häufigkeit aus. In der Rheinebene findet sich seltener 
Kropf als im Gebirge. Für Freiburg im Breisgau läßt 
sich aus verschiedenen Quellen ein Überblick über die 
Kropfhäufigkeit (bei Neugeborenen 15%, Reifezeit 
17%, Männer 11%, Frauen 18%) geben. Der Kropf 
hat keinen verzögernden Einfluß auf das Wachstum 
von Schulkindern. Die durchschnittliche Größe der Be- 
völkerung in Kropfbezirken läßt keinen deutlichen Zu- 
sammenhang mit der Kropfhäufigkeit erkennen. Die 
Wirkungen der Jodbehandlung im Schulalter sind be- 
friedigend. 


Kriegsjugend und Hungerfolgen. 
Von FRITZ HOPPE, Berlin-Charlottenburg. 


Fast 9 Jahre sind seit dem Ende des Weltkrieges 
verstrichen, und das unerhörte Geschehen der Kriegs- 
jahre gehört schon einer Vergangenheit an, die nicht 
einmal mehr als jüngste bezeichnet werden kann. 
Was damals erschütterndes Erlebnis war, ist heute 
nurnoch ein mehr oder weniger deutliches Erinnerungs- 
bild, dessen Gefühlsbetonung die Zeit mit heilender 
Hand gemildert hat. Sorgen, die auf allen drückend 
lasteten, Fragen, deren Lösung quälendes Mühen ver- 
langte, sind vor neuen Gedankeninhalten gewichen 
und vergessen. In stürmisch sich wandelnder Zeit ver- 
blaßte schneller als sonst das Vergangene vor dem 
Gegenwärtigen. So scheint auch bereits in Vergessen- 
heit zu geraten, was einst dem deutschen Volke von 
seinen Kriegsgegnern angetan wurde, als sie ver- 
suchten, es durch Hunger auf die Kniee zu zwingen. 
Ist die Empörung über die Grausamkeit und Un- 
ritterlichkeit der Hungerblockade in uns abgeklungen, 
so mag sie es sein und bleiben. Sie wieder zu ent- 
fachen, wäre naturwidrig und verfehlt. 

Was aber noch nicht aus den Augen verloren wer- 
den darf, das ist der gesundheitliche Schaden, den 
das jahrelange Hungern unserem Volke und besonders 
unserer Jugend gebracht hat. Die Generation, die 
im Kriege jung war und neues Glück schmieden soll, 
wird kein leichtes Geschick zu tragen haben; aber 
statt von Kindheit an für schwere Aufgaben gestählt 
worden zu sein, hat sie durch lange Jahre der Not 
und Entbehrung hindurchgehen müssen, ein MiB- 
verhältnis zwischen Anspruch und Vorrat an Kräften, 
das zu ernster Sorge Anlaß geben kann. Berechtigt 
freilich ist die Sorge nur, wenn sich sachlich und ein- 
wandfrei feststellen läßt, daB die Kriegsjugend durch 
die Unterernährung in der Tat eine nachhaltige Ein- 
buße an ihrer Gesundheit erlitten hat. Zahlreich sind 
die mehr oder weniger wissenschaftlichen Äußerungen 
in Wort und Schrift, in denen die Gesundheitsschädi- 
gung beklagt wird ; überraschend klein angesichts der 
ungeheuren Bedeutung der Frage ist aber die Zahl der 
exaktes Material enthaltenden Veröffentlichungen. 
Gewiß ist die offenbare Not der Jugend beachtet und 
mit den verfügbaren Mitteln bekämpft worden. Dar- 
über hinaus aber kann man sich der Meinung nicht 
erwehren, daß hier eine, hoffentlich nie wiederkehrende, 
Gelegenheit zu wissenschaftlicher Arbeit, insbesondere 
zum Studium der Zusammenhänge zwischen Ernäh- 
rung und Körperfunktion nicht voll ausgenutzt wor- 


den ist. Das ist allerdings bei einem Rückblick heute, 
nachdem man Abstand von den Ereignissen gewon- 
nen hat, leicht gesagt und soll auch durchaus kein 
Vorwurf gegen die Ärztegeneration sein, die damals 
zu diesem Studium in der Lage war. Wissenschaft 


braucht, nach einem schönen Worte, blauen Himmel 


über sich, und der Himmel über Deutschland war 
recht bewölkt. Die vorhandenen Mitteilungen reichen 
auch aus, um eine Reihe von körperlichen, durch die 
Kriegsernährung verursachten Schädigungen zu er- 
weisen. Alle Veröffentlichungen stammen aus Zeiten, 
in denen die Ernährung teils ganz schlecht, teils schon 
gebessert war, in denen sie jedenfalls die Güte der 
Vorkriegszeit nicht besaß. Was diese Literatur also 
schildert, sind die unmittelbaren, akuten Folgen der 
Unterernährung. Seitdem aber sind Jahre vergan- 
gen, und die Ernährung ist seit längerer Zeit von 
wesentlich besserer Beschaffenheit. Die Ernährungs- 
not besteht nicht mehr. Damit ist die zuerst aufge- 
tauchte Frage nach den die Unterernährung unmittel- 
bar begleitenden Folgen abgetan. Nunmehr erhebt 
sich aber die nicht minder wichtige, ob durch die 
Besserung der Ernährung die Folgen des Hungerns 
wieder beseitigt worden sind, oder ob unsere Kriegs- 
jugend doch einen dauernden Schaden davonge- 
tragen hat. Die Zeit ist gekommen, wo bleibende 
Schädigungen erkannt werden können. Die vorliegende 
Arbeit will mit einer eigenen Beobachtung zu dieser 
Frage Stellung nehmen. Wenn sie zunächst einen 
kurzen Überblick über die wichtigsten der in der 
Literatur niedergelegten Ernährungseinflüsse und ihre 
zeitliche Folge bringt, so geschieht das nicht nur, um 
unter Zusammenfassung exakten Materials die Er- 
eignisse zum Beweise ihrer großen und nachhaltigen 
Bedeutung noch einmal vorüberziehen zu lassen, son- 
dern auch, um durch Ermittlung von Gesetzmäßig- 
keiten in ihrem Auftreten die Erkennung ihrer Aus- 
wirkungen in Gegenwart und Zukunft zu fördern. 

Aus der Literatur!) ?2) geht mit größter Wahr- 
scheinlichkeit hervor, daß in den Jahren 1914/15 
ein ungünstiger EinfluB des Krieges auf die Gesund- 
heit der Jugend in nennenswertem Grade noch nicht 
zu Spüren war. 

Zu Beginn des Jahres 1916 aber verschlechterte 
sich die Ernährung, und schon in diesem Jahre mach- 
ten sich die ersten Folgen dieser Verschlechterung be- 
merkbar. Sie bestanden naturgemäß zuerst in reine 
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Abnahme der Gewichte. In Frankfurt a. M.!3) trat 
bei den mittleren Altersklassen der Volksschüler ein 
durchschnittlicher Gewichtsrückstand von 1;, kg, bei 
den Mittelschülern von 1 kg und bei den Lehrlingen 
von 1 1, bis 21. kg auf, während die Säuglinge, Klein- 
kinder und jüngeren Schulkinder noch keinen wesent- 
lichen Gewichtsverlust aufwiesen. Da ein Rückgang 
der Durchschnittslänge nicht bestand, mußte die Ge- 
wichtsabnahme auf die Verkleinerung des Fettan- 
satzes zurückgeführt werden. Auch in Chemnitz!) 
stand der Gewichtsverlust im Vordergrund. Die 
Kinder, besonders die der bessergestellten Eltern, 
waren infolge der Verringerung des Fettpolsters mage- 
rer und hagerer geworden und hatten besonders im 
5. und 6. Schuljahre Gewicht eingebüßt. Ein aus- 
gesprochen schlechter Ernährungszustand bildete sich 
vor allem bei den Kindern heraus, die als körperlich 
minderwertig und anbrüchig bekannt waren, hingegen 
war bei den in der Anlage gesunden Kindern kein oder 
nur ein geringer Einfluß wahrnehmbar. Bei den Stutt- 
garter 30) Volksschülern war das aus den Mittelwerten 
aller Altersklassen errechnete Gesamtdurchschnitts- 
gewicht um 0,5 kg gegenüber dem Vorjahre gesunken, 
obwohl sich die ebenso berechnete Durchschnitts- 
länge um den freilich geringen Betrag von 0,1 cm ver- 
größert hatte. Bei den Schulanfängern in Weißen- 
fels*) wurde aber neben einer Gewichtsabnahme von 
1.3 kg auch schon eine Abnahme der Länge um etwa 
Il cm verzeichnet. Der Gesundheitszustand der Ju- 
gend war nach Ansicht aller Autoren ?) 3) 5) ®) im all- 
gemeinen noch durchaus befriedigend, wenn auch eine 
mäßige Zunahme der schwächlichen und tuberkulose- 
verdächtigen Kinder (in Chemnitz!) 2,10%, gegen- 
über 0,76%, früher) nicht zu übersehen war. 

Im Jahre 1917 erreichte die Lebensmittelknapp- 
heit nach anhaltendem Wachsen ihren Höhepunkt, 
und gleichzeitig erfuhren auch Entwicklung und Ge- 
sundheit der Jugend eine starke Beeinträchtigung. 
In Frankfurt a. M.!3) hatten sich die Gewichtsab- 
nahmen vermehrt und betrugen bei den älteren Schul- 
kindern 1 bis 2 kg und bei den Lehrlingen und älteren 
Gymnasiasten 2 bis 4 kg. Auch die jüngeren Alters- 
klassen waren jetzt ergriffen; das Gewicht der Säug- 
linge im I. und Il. Lebensquartal war um 200 gr, das 
der älteren Säuglinge bis zu 500 gr und das der zwei- bis 
dreijährigen Kinder um 0,5 bis I kg gesunken. In 
allen Schulen war in der Mittel- und Oberstufe die 
Verkleinerung der Zahl der gut entwickelten Kinder 
deutlich. In Leipzig?) hatten sich die Gewichte um 
3 bis 5%, bei den Stuttgarter 3°) Volksschülern um 
etwa 2,5% verringert. Daß sich jetzt die Ernährung 
bereits zu weit verschlechtert hatte, um den normalen 
Anbau des wachsenden Körpers noch aufrecht er- 
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halten zu können, geht besonders aus der nunmehr 
auch verbreitet auftretenden Hemmung des Längen- 
wachstums hervor. So wurde in Frankfurt a. M.19) 
ein Rückgang der Größe um durchschnittlich 2 cm 
gegenüber 1913 festgestellt. In Stuttgart°®) blieb 
Ende des Jahres im Vergleich zum Vorjahre die 
Körperlänge der Volksschüler im Gesamtdurchschnitt 
um etwa 25 cm zurück. In München 2°) war im all- 
gemeinen zwar nur eine verhältnismäßig geringe Re- 
duktion von Gewicht, Länge und Breitendimension 
eingetreten, stärker betroffen aber waren einerseits 
die Schüler aus bessergestellten Kreisen mit vorher 
überreichlichen Maßen und andererseits die schwäch- 
lichen. Es konnte nicht ausbleiben, daß bei derartig 
in der Entwicklung gehemmten Körpern auch die 
Widerstandskraft gegen konditionelle Schädigungen 
litt. Morbidität und Mortalität nahmen erschreckend 
zu. Nach Krautwig?®) stieg die Sterblichkeit der 
Kleinkinder um 50% und die der Schulkinder um 
55%. Die Tuberkulose griff verheerend um sich. Sie 
forderte in diesem Jahre in Preußen?) 30000 Opfer 
mehr als 1913 und bildete bei Kindern und Jugend- 
lichen in 6,7%, der Todesfälle die Todesursache gegen- 
über 26%, im Jahre 19132). Unter den Berliner 
Waisenkindern war die Tuberkulosesterblichkeit drei- 
mal so groß wie 191328). Auch die Rachitis und Spät- 
rachitis begannen, z.B. in Frankfurt a. M.!3), häufiger 
zu werden. 

Das Jahr 1918, in dem die Periode des schlimm- 
sten Hungerns schon überwunden war, brachte im 
großen und ganzen keine weitere Verschlechterung. 
Die Körperlängen waren, z. B. in Leipzig ?) ®), Frank- 
furt a. M.!?) und Stuttgart ?°) fast durchweg gegen- 
über den Vorkriegswerten noch verringert, doch hatte 
sich der Rückstand des Jahres 1917 nicht mehr ver- 
größert, in Stuttgart sogar im Gesamtdurchschnitt 
der Volksschüler um 1 cm verkleinert. In Frank- 
furt a. M.!?) waren die jüngeren Gymnasiasten und 
Realschüler stärker und regelmäßiger von der Hem- 
mung des Längenwachstums betroffen als die Volks- 
schüler, hatten also gerade an dem Maße eine Ein- 
buße erlitten, in dem früher ihr Vorsprung lag. Be- 
sonders viele kleinwüchsige Kinder fanden sich unter 
den Schulanfängern und ferner, wahrscheinlich wegen 
verspäteten Einsetzens der Pubertät, auch unter den 
13jährigen. Die Gewichtsverluste betrugen bei den 
Kindern durchschnittlich 6%, und bei den herange- 
wachsenen jungen Leuten 9°% des Körpergewichtes. 
In Frankfurt waren also Hemmung des Längenwachs- 
tums und Schwund des Fettes zum Stillstand gekom- 
men. In Leipzig”) machte sich sogar eine durchschnitt- 
liche Besserung der Gewichte bemerkbar. Auch aus 
Stuttgart) wird berichtet, daß die Volksschüler zwar 
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kleiner, dafür aber gedrungener waren als 1913; sie 
hatten im Gesamtdurchschnitt®) 0,5 kg an Gewicht 
zugenommen. Die höheren Schüler erschienen hin- 
gegen magerer. Der Gesundheitszustand war anschei- 
nend allenthalben noch außerordentlich schlecht. In 
Frankfurt a. M.!?) waren Rachitis und Spätrachitis 
in der Zunahme begriffen und die Sterblichkeit an 
Tuberkulose war, wohl im Anschluß an die Grippe- 
epidemie, besonders hoch. In Halle!!) starben an 
Tuberkulose fast doppelt so viele Menschen und in 
Köln?!) fast dreimal so viel 10- bis 20jährige wie im 
Jahre 1914. In Preußen *°) erreichte die Tuberkulose- 
sterblichkeit aller Altersklassen insgesamt in diesem 
Jahre ihren Höhepunkt mit 23,0 Sterbefällen auf 
10000 Lebende, wofür allerdings die schlechte Er- 
nährung nicht allein verantwortlich gemacht werden 
kann. 

Im Jahre 1919 scheint die Lage im allgemeinen 
unverändert gewesen zu sein. Nach Krautwig°®) 
war eine weitere Senkung der Größe und der Gewichte 
nicht mehr eingetreten, und auch die Stuttgarter 3°) 
und Leipziger °) Zahlen lassen höchstens eine gering- 
fügige Besserung, jedenfalls aber keine Verschlechte- 
rung erkennen. In Frankfurt a. M.??) sanken aller- 
dings die Gewichte in einigen Jahrgängen auf den tief- 
sten Stand. Eine Hebung des Gesundheitszustandes 
war noch nicht zu bemerken. In Frankfurt a. M.*2) 
war die Zahl der rachitischen Arbeiterkinder von 20% 
auf 25%, gestiegen. Von den Schulanfängern Halles'!') 
hatten nur 12,9%, eine gute Körperbeschaffenheit 
gegen 38,7%, früher; die Zahl der hochgradig blut- 
armen war von 2,3%, auf 8,6% und die Zahl der 
skrofulösen Kinder von 23,7% auf rund 33% an- 
gewachsen. Die rachitischen Veränderungen häuften 
sich vom 2. Lebensjahre ab. In Preußen 4°) erklomm 
die Tuberkulosesterblichkeit der 2- bis Sjährigen 
Kinder den Gipfel. 

Auch das Jahr 1920 brachte noch keine wesent- 
liche Änderung, wenn sich auch hier und da Ansätze 
zur Besserung zeigten. In Köln +8) wiesen die jüngeren 
Volksschüler bereits eine übernormale Größe auf. An 
den Stuttgarter 3°) Volksschülern ließ sich eine mäßige 
Zunahme der Durchschnittsgröße von 0,7 cm und in 
Leipzig?°) eine solche von 1,2 cm feststellen. In 
Apolda!®) hingegen waren die Knaben und Mädchen 
noch erheblich in der Größe zurück, und in Frank- 
furt a. M.*2) fiel in dieses Jahr sogar der tiefste Stand 
des Längenwachstums mit einem Rückstand von 
43% der Länge. Auch mit den Gewichten war es 
noch schlecht bestellt. In Köln!®) zeigten 85% der 
Volksschüler leichte oder schwere Unterernährung, 
und in Apolda!?) waren 83,26%, der Knaben und 
57,13%, der Mädchen unterwertig. Bei dieser Gelegen- 
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heit sei erwähnt, daß nach mehrfachen Angaben in 
der Literatur die Mädchen besser als die Knaben 
durchgehalten haben. Nach v. Drigalski?!) waren in 
den Groß- und Industriestädten 40 bis 50%, in den 
Mittelstädten 20 bis 50%, aller Schulkinder unter- 
ernährt, während die Verhältnisse auf dem Lande besser 
waren. Auch die Charlottenburger??) höheren und 
Volksschüler waren, wie aus ihrer Entwicklung in der 
nächsten Zeit geschlossen werden konnte, in diesem 
Jahre noch unterernährt. Andererseits war das Ge- 
wicht bei den Leipziger 3°) Volksschülern um durch- 


‚schnittlich 0,5 kg und bei den Stuttgarter 3°) Volks- 


schülern um 0,3 kg gestiegen. In Augsburg?) wurde, 
ebenso wie 3 Jahre vorher in München !!P), eine nivel- 
lierende Tendenz in der Kriegsbeeinflussung der Kinder 
festgestellt insofern, als die Summe der Kinder mit mitt- 
leren Werten sich beträchtlich vermehrt hatte. Es 
hatte dort die Zahl der Kinder mit früher überdurch- 
schnittlichen Körpermaßen abgenommen, hingegen 
hatte eine weitere Anzahl sogar eine Förderung ihrer 
Leibesbeschaffenheit erfahren. Tuberkulose und Blut- 
armut waren unter ihnen noch weit verbreitet. An 
den Münchener'!$) !”) Berufsschulrekruten, gelernten 
und ungelernten, waren die Folgen der Unterernährung 
noch deutlich erkennbar. Sie waren gegenüber 1913 
um 1 bis 2°, der Länge und um 3 bis 5% des Gewich- 
tes zurück. Außerdem boten sie einen interessanten 
Befund, der übrigens auch an Leipziger”) Schülern 
erhoben worden war. Es hatte nämlich bei ihnen trotz 
dem Zurückbleiben der Länge der Brustumfang um 
mehr als 1 % zugenommen. Diese zur sonstigen Ent- 
wicklungshemmung scheinbar in Widerspruch ste- 
hende Zunahme der Breitenentwicklung ist eine so 
bemerkenswerte Erscheinung, daß auf sie später noch 
eingegangen werden soll. Auch die Wiener 3?) Lehr- 
linge blieben in ihren Maßen außerordentlich weit 
hinter den Zahlen der Vorkriegszeit zurück. Die 
Tuberkulosesterblichkeit in Preußen 4°) war gesunken 
und betrug nur noch 15,78 auf 10000 Lebende. 

Im Jahre 192], in dessen zweiter Hälfte etwa eine 
Besserung der Ernährung einsetzte, begannen die Ver- 
hältnisse sich deutlich, wenn auch nicht einheitlich, 
günstiger zu gestalten. Aus Gera?°) wird zwar be- 
richtet, daß die Kinder in allen Altersstufen nach 
Länge und Gewicht weit zurückgeblieben und 69,96 % 
von ihnen unterernährt waren. In Köln?!) waren die 
Schulneulinge von Ostern kleiner und leichter als die 
von 1914, und in Salzburg?”) betrug zwischen dem 
7. und 19. Jahre der Längenzuwachs nur 50,2 cm 
gegenüber 56 cm im Jahre 1913 und der Gewichts- 
zuwachs 35,1 kg gegenüber 38,9 kg in der Vorkriegs- 
zeit. Auch bei den Münchener 44) Volksschulkindern 
waren die Werte für Größe und Gewicht gegenüber 


KRIEGS JUGEND UND HUNGERFOLGEN 


537 


der Vorkriegszeit noch stark vermindert. In mehreren 


anderen Orten aber sind gewichtige Anzeichen einer 
Besserung beobachtet worden. In Halle?!) war zu 
Ostern noch eine ziemlich gleichmäßige Abnahme der 
Längen und Gewichte festzustellen; im Laufe des 
Jahres aber begann der Körperzustand sich zu heben, 
und in 3 Monaten sind Längenzunahmen bis zu 5 cm 
und Gewichtszunahmen von 5 bis 8 Pfund gesehen 
worden. Der Blutfarbstoffgehalt stieg um 10 bis 15 %,, 
die Zahl der unterernährten Kinder nahm um 4 bis 
6% ab. In Frankfurt a. M.?5) nahmen die Durch- 
schnittslängen und weniger deutlich auch die Gewichte 
zu. Bei den Arbeiterkindern war der Längenzuwachs 
geradezu sprunghaft*). In Charlottenburg?) war 
ein ganz erhebliches Ansteigen der Längen- und Ge- 
wichtszunahme zu verzeichnen. Es betraf vor allem 
die höheren Schüler, so daß diese ihren Vorsprung vor 
den Volksschülern, den sie vorübergehend wohl ver- 
loren hatten, anscheinend wieder zu gewinnen be- 
gannen. Die gleiche Beobachtung wurde in Bonn ?®) 
gemacht, wo auch die höheren Schüler und Schülerin- 
nen an Länge und Gewicht die Gemeindeschüler über- 
trafen. In Stuttgart ?°) wurden in Durchschnittslänge 
und -gewicht die Werte von 1913 wieder erreicht, und 
auch bei den Leipziger?®) Volksschülern besserte sich 
die Durchschnittslänge um 1,0 cm und das Durch- 
schnittsgewicht um 0,2 kg. So konnte Krautwig?®?) 
im Dezember des Jahres auf der Versammlung der 
deutschen Ärzte in der Berliner Universität wohl mit 
Recht aussprechen, daß ein Umschwung mit Aufholen 
der Kinder an Länge und Gewicht, mit Zunahme der 
Lebenskraft; und mit einem Nachlassen der Krank- 
heitsanfälligkeit eingetreten war. Dieses Nachlassen 
der Anfälligkeit geht auch aus einer Mitteilung aus 
Offenbach a. M.38) hervor, wo die Zahl der rachiti- 
schen Schulanfänger um 24%, bei den Knaben und 
um 10% bei den Mädchen hinter den Mannheimer 
Zahlen von 1913 zurückblieb. Daß die Menge der 
infolge der Unterernährung bereits Erkrankten noch 
nicht merklich abgenommen haben konnte, liegt auf 
der Hand. Unter den Kleinkindern, die überhaupt 
ernster als die Säuglinge geschädigt waren, war die 
Rachitis noch weit verbreitet, und auch die Fälle von 
Tuberkulose und Skrofulose waren unter den Klein- 
kindern und Schulkindern bezirksweise noch stark 
vermehrt ?!). Die allgemeine Tuberkulosesterblichkeit 
in Preußen ?°) hatte den Stand von 1913 wieder er- 
reicht, nachdem die schwer erkrankt Gewesenen in 
gesteigerter Menge abgestorben waren. 

Auch im Jahre 1922 dauerte der Zustand einer 
ungleichmäßigen Besserung an. In Frankfurt a. M.?5) 
hatten die Durchschnittslängen zugenommen, der Er- 
nährungszustand aber war fast durchweg wieder ver- 


schlechtert. Augenscheinlich begann hier die Lebens- 
mittelteuerung der Inflationszeit sich auszuwirken. 
In Salzburg ??) hatte sich im Vergleich zum Vorjahre 
das Längen- und Gewichtswachstum zwischen dem 
7. und 19. Jahre gehoben und betrug 53,4 cm be- 
ziehungsweise 36,7 kg. In Leipzig 3°) hatte sich bei 
den Volksschülern die Durchschnittslänge um 0,2 cm 
und das Gewicht um 0,7 kg, in Stuttgart 3°) die Länge 
um 04 cm und das Gewicht um 0,4 kg vergrößert. 
Auch in München 41) waren die Durchschnittswerte für 
beide Maße, besonders bei den Mädchen, besser als 
im Vorjahre. In Düsseldorf3*) und München 3°) ließen 
die jüngeren Berufsschüler noch eine deutliche Ein- 
buße an Länge und Gewicht erkennen, während die 
älteren sich sichtlich gebessert hatten. In Rostock 37) 
waren 16%, der Kinder blutarm, etwa 3 bis 7 mal so 
viel wie in den Vorjahren. 

Das Jahr 1923 brachte, wenigstens bezirksweise, 
infolge der durch die Inflation wieder stark angewach- 
senen Ernährungsschwierigkeiten eine Unterbrechung 
der günstigen Entwicklung, die sich offenbar an- 
gebahnt hatte. In Stuttgart 3°) trat zwar bei den Volks- 
schülern ein weiteres Steigen der Gesamtdurchschnitte 
für Länge und Gewicht und zwar um0,7 cm beziehungs- 
weise um 0,3 kg zutage, und auch in Charlottenburg ®°) 
und Spandau?°) hatte die Durchschnittsgröße der 
Volksschüler um I cm und in Charlottenburg auch 
das Durchschnittsgewicht um 1 kg zugenommen. In 
Rostock 3°) war die Zahl der blutarmen Kinder wieder 
etwas, nämlich auf 11%, gesunken. In Bonn 38) aber 
hatte sich die Zahl der unterernährten, kränklichen 
Volksschüler mit 21,7%, gegenüber 1921 mit 11,2% 
fast verdoppelt. Dort mußten auch die Kinder, die 
im Kriege geboren waren oder bis zum Kriegsbeginn 
ihr 1. bis 3. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten, 
als körperlich minderwertig angesprochen werden. In 
Baden 4!) hatte der Ernährungszustand der Volks- 
schüler wieder ganz erhebliche Rückschritte gemacht. 
In Frankfurt a. M.*?) trat ein Rückschlag in Größe 
und Gewicht bis ungefähr auf die Zahlenwerte von 
1920 ein, der bezüglich des Gewichtes bei der großen 
Masse der Volksschüler besonders deutlich war. Die 
Anzahl der rachitischen Kinder, die in den letzten 
Jahren bis auf 15%, gefallen war, stieg wieder auf 
20% an. Auch die Münchener **) Schulkinder erlitten 
einen erheblichen Rückschlag in ihren Maßen, der die 
Werte dieses Jahres unter diejenigen von 1921 sinken 
ließ. In Remscheid ??) waren fast alle Kinder unter- 
gewichtig. Unterlängen fanden sich besonders bei 
den 14- bis 1Sjährigen, während bei den S514- bis 
7jährigen die Überlängen überwogen; die Mädchen 
stellten dabei einen größeren Prozentsatz als die 
Knaben. In Berlin®?) waren dieMaße fürıGröße und 

87 


538 FRITZ HOPPE 


Gewicht im Vergleich mit 1902/03 wenig verändert; 
nur die höheren Schüler waren etwas schlechter als 
die Gemeindeschüler gestellt. Bei den Wiener Lehr- 
lingen 32?) hatte bei Knaben und Mädchen die Größe 
deutlich zugenommen, mit Ausnahme der 1Sjährigen 
Knaben; auch die Durchschnittsgewichte waren ge- 
stiegen. 

Im Jahre 1924 trat wieder eine gewisse Besserung 
ein. Von den Münchener‘°) Volksschulkindern er- 
reichten die jüngeren Altersklassen bereits wieder die 
Werte von 1921, während die älteren Jahrgänge noch 
im Rückstand waren. Bei den Mannheimer *) Schul- 
anfängern lagenDurchschnittsgröße undDurchschnitts- 
gewicht noch beträchtlich unter den Normalzahlen ; 
noch schlechter erschienen die mittleren Altersstufen. 
In den oberen Volksschulklassen und besonders bei 
den Mädchen waren bessere Verhältnisse anzutreffen. 
Die Rachitis unter ihnen ®°) hatte trotz denErnährungs- 
schwierigkeiten abgenommen. Rachitisch waren 51,8% 
der Knaben und 44,3% der Mädchen, während 1913 
ebendort 64,1 °% der Knaben und 47° der Mädchen 
als rachitisch befunden worden waren. Allerdings 
hatten sich jeizt die schwereren Fälle gehäuft. 

Soweit gehen die Angaben in der Literatur. Sie 
brechen ab zu einem Zeitpunkt, in dem von einer 
Restitution des normalen Gesundheits- und Ent- 
wicklungszustandes noch keine Rede sein kann. Aus 
der täglichen Erfahrung weiß zwar jeder Kundige, 
daß seitdem vieles besser geworden ist ; exaktes Zahlen- 
material über Umfang und Grad der Besserung liegt 
aber noch nicht vor. So verhältnismäßig spärlich die 
vorhandenen Veröffentlichungen sind, sie lassen doch 
eine große Linie im Ablauf der Ereignisse erkennen. 
Schnell und sicher sprechen Entwicklung und Wider- 
standskraft des jugendlichen Körpers auf Änderungen 
im Nahrungsangebot an. Mit der ersten Verschlechte- 
rung der Ernährung durch die Blockade sinkt sofort 
die am Längen- und Massenwachstum und an der Mor- 
bidität gemessene Lebenskraft der Jugend, um mit der 
Besserung der Ernährung in den ersten Friedensjahren 
wieder anzusteigen und dann die zweite, durch die 
Geldentwertung bedingte Ernährungsverschlechterung 
mit einem erneuten Sturz zu begleiten. Aber nicht 
nur auf die zeitliche Folge erstreckt sich der Par- 
allelismus zwischen beiden Geschehnisreihen, auch in 
der Intensität der Ereignisse tritt er zutage. Mögen die 
Ernährungsschwierigkeiten in der Inflationszeit und 
besonders im Jahre 1923 auch groß genug gewesen 
sein, an die Not der Hungerjahre des Krieges reichten 
sie doch nicht heran. Auch die zweite Hungerperiode 
drückt den Entwicklungszustand herab, aber nicht in 
einem so erschreckenden Grade wie die erste. 

Daß bei quantitativ und qualitativ unzulänglicher 


Ernährung Krankheiten auftreten, die ihre Ursache 
teils in dem Fehlen bestimmter Nährstoffe, teils in 
der sinkenden Widerstandskraft gegenüber Umwelt- 
schäden, besonders Infektionen, haben, ist nicht ver- 
wunderlich. Ebenso selbstverständlich ist die Ver- 
kleinerung der Gewichtszunahme bei Unterernährung. 
Bemerkenswerter ist die Hemmung des Längenwachs- 
tums. Man war im allgemeinen der Ansicht, daß die 
Größenzunahme nicht nur in ihrer Gesamtheit, son- 
dern auch in jeder einzelnen Phase so überwiegend 
von konstitutionellen Momenten abhängig sei, daß 
neben diesen die konditionellen Faktoren eine unter- 
geordnete Rolle spielen. Diese Auffassung scheint 
mir nach den Erfahrungen des Krieges die Bedeutung 
der Ernährung zu unterschätzen. Wenn man sieht, 
wie auf jede Minderung der Nahrungszufuhr alsbald 
die Verkleinerung, auf jede Vermehrung wieder die 
Vergrößerung des Längenzuwachses folgt, so ist man 
doch geneigt, die Abhängigkeit des Längenwachs- 
tums von der Ernährung höher zu veranschlagen. 
Jedenfalls ist anscheinend jenseits des Säuglings- 
alters, wo die Dinge vielleicht anders liegen, das 
Wachstum der an der Streckung in erster Linie be- 
teiligten Stützorgane nicht die Funktion des Körpers, 
die dieser bei Unterernährung auf Kosten anderer 
Funktionen möglichst lange aufrecht zu erhalten be- 
strebt ist. 

. Zu derselben Annahme gelangt man, wenn man sich 
näher mit der Zunahme des Brustumfanges bei Wachs- 
tumshemmung beschäftigt, die, wie oben erwähnt, in 
Leipzig?) und München!®) !?) beobachtet worden ist. 
Kaup??) führt sie auf die größere Tummel- und Spiel- 
freiheit der Jugend während des Krieges zurück und 
Fürst!®) erblickt außerdem in ihr ein Zeichen von 
„Reaktionsfähigkeit und Adaptionskraft‘“, die „in 
anderer Richtung auf die veränderten Lebensbedin- 
gungen wieder in günstigem Sinne reagierte‘. Er 
hält sie für die „gesunde Reaktion‘ einer Jugend, die 
durch die Unterernährung noch nicht zu weitgehend 
geschädigt worden ist. Die Vorstellung Fürsts von 
einer gleichsam unverwüstlichen Lebenskraft, die 
unter allen Umständen die Entwicklung des Körpers 
weitertreibt und, wenn sie beim Längenwachstum 
gehindert wird, einen Ausweg in der Breitenentwick- 
lung findet, ist nicht klar. Etwas weiter führt schon 
das Zurückgreifen auf die Steigerung der Körper- 
bewegung, die sich bei vielen Jugendlichen aus der 
vermehrten Teilnahme am Spiel oder an der Haus- 
arbeit ergeben haben mag. Der fördernde Einfluß der 
Bewegung auf die Entwicklung ist bekannt. Ich 
zweifle aber, freilich ohne genauer unterrichtet zu 
sein, ob die Kürzung der Unterrichtszeit während des 
Krieges so groB war, daß das dadurch gewonnene 
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Mehr an Bewegung schon meßbare Veränderungen 
am Körper hervorrufen konnte. Doch abgesehen da- 
von glaube ich, daß auch ohne die Annahme einer ver- 
mehrten körperlichen Tätigkeit die übernormale Aus- 
dehnung des Brustkorbes verständlich wird. Will 
man sich den Einfluß einer unzulänglichen Ernährung 
auf den Körper klar machen, so wird man gut tun, die 
Organe oder Organsysteme nach dem Gesichtspunkte 
zu scheiden, ob sie von unmittelbarer oder nur mittel- 
barer Lebensnotwendigkeit sind. Zu den ersten ge- 
hören kurz gesagt die inneren Organe, zu den anderen 
zum Beispiel Knochengerüst und Muskelsystem. Nun 
weiß man von der Verteilung des Gewebsschwundes 
bei kachektischen Krankheitszuständen, daß die 
regulatorischen Einrichtungen des Körpers die un- 
mittelbar lebenswichtigen Organe solange wie möglich 
und unter stärkster Benachteiligung der übrigen mor- 
phologisch und funktionell in zweckdienlichem Zu- 
stande zu erhalten suchen. Das gleiche Verhalten des 
Körpermechanismus ist zu erwarten, wenn die Er- 
nährung unzureichend ist. Auch dann wird eine Ein- 
schränkung im Betriebe des Körpers zunächst dort 
Platz greifen, wo sie den Fortbestand des Lebens am 
wenigsten gefährdet. Fällt die Unterernährung in die 
Wachstumsperiode und ist sie erheblich, so wird, das 
haben die Kriegsereignisse gezeigt, das Längenwachs- 
tum gehemmt, der Anbau von Knochensubstanz 
usw. eingeschränkt. Die Verlangsamung des Längen- 
wachstums bedeutet an sich keine Gefahr für Leben 
und Gesundheit. Eine solche tritt erst ein, wenn die 
unmittelbar lebenswichtigen Organe geschädigt wer- 
den. Um dies abzuwenden, wird der Körper bei un- 
zureichender Gesamtmenge des Anbau- und Betriebs- 
materials die ungekürzte Teilmenge dorthin werfen, wo 
sie unentbehrlich ist, d. h. zu den inneren Organen, 
und wird zunächst dort sparen, wo es nichts schadet, 
bei den Schutz- und Stützorganen. Deren Wachstum 
verlangsamt sich also wegen verminderter Zufuhr von 
Baumaterial, die Organe der Brust- und Bauchhöhle 
aber haben infolge ungekürzter Materialzufuhr noch 
die Möglichkeit, sich entsprechend dem in ihrer An- 
lage begründeten Bauplan weiter zu entwickeln. Sie 
nehmen an Masse zu und zwar in annähernd normalem 
Ausmaße, stoßen im Wachsen bei der Ausdehnung 
in der Senkrechten auf Widerstand, da das Wachstum 
des Knochengerüstes mit dem ihrigen nicht mehr ein- 
heitlich fortschreitet, und finden einen Ausweg in der 
weniger behinderten Ausdehnung in der Wagerechten. 
Schutz- und Stützorgane, die mit den inneren Or- 
ganen zu einer funktionstechnischen Einheit ver- 
bunden sind, wie die Rippen mit den Lungen, werden 
automatisch in der Ernährung besser gestellt und 
wachsen ebenfalls ziemlich unvermindert weiter. So 
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verbreitert sich der Brustkorb und sogar mehr als 
unter normalen Wachstumsverhältnissen. Die über- 
schießende Zunahme des Brustumfanges ist einge- 
treten nicht trotz sondern gerade infolge der Hem- 
mung des Längenwachstums. Voraussetzung hierfür 
ist, daß die Nahrungszufuhr nicht unter das Maß 
sinkt, das zur Deckung des Bedarfs der unmittelbar 
lebenswichtigen Organe notwendig ist, und daß ferner 
nicht partielle Minderwertigkeiten innerer Organe vor- 
liegen. Steigerung der Bewegung und der Atmung 
kann unterstützend wirken, ist aber nicht unerläßlich. 
Vergleichende Untersuchungen der Lungenkapazität 
hätten hier wohl erwünschten Aufschluß geben können. 
Die Überentwicklung der Breite wäre demnach bei 
einer Hemmung des Längenwachstums eines mäßig un- 
terernährten und gesunden, wachsenden Jugendlichen 
als eine Ausgleichsmaßnahme des Körpers anzusehen 
und in derartigen Fällen mit einer gewissen Regel- 
mäßigkeit zu erwarten. In der Tat ist sie auch an ver- 
schiedenen Orten beobachtet worden. Ihr Auftreten 
gestattet einen erfreulichen Schluß: Die Jugend, die 
in ihrer Anlage gesund war, ist durch den Hunger der 
Kriegsjahre in ihrem Kern nicht geschädigt worden, 
denn die unmittelbar lebenswichtigen Organe haben 
ihre Entwicklung ungestört fortgesetzt. Hierdurch 
erhält auch die Annahme einer weitgehenden Ab- 
hängigkeit des Längenwachstums von der Ernährung 
eine Stütze. Die sinnfällige Streckung des Körpers 
wird überwiegend bestimmt durch das Wachstum der 
Stützorgane. Nach obiger Auffassung verzichtet bei 
Unterernährung der Körper auf dessen Aufrecht- 
erhaltung, wenn er dadurch wichtigere Funktionen 
erhalten kann. Die Verlangsamung des Längenwachs- 
tums dürfte also als eine Schutzeinrichtung ziemli®h 
früh und schneller als manche andere Funktions- 
einschränkung eintreten. Ihr Grad ist für diese grund- 
sätzliche Betrachtung unerheblich. 

Es war oben gesagt worden, daB in der zeitlichen 
Folge der Hungerschäden eine große Linie erkennbar 
sei, die mit einem starken Fallen der Lebenstüchtigkeit 
beginnend über einen Anstieg zu einem erneuten Sin- 
ken führt. Diese Einheitlichkeit in den Hungerfolgen 
ist aber nur dann festzustellen, wenn man lediglich 
die Tatsache ins Auge faßt, daß überhaupt negative 
und positive Vitalitätsänderungen eingetreten sind. 
Betrachtet man deren Ausdehnung und Stärke ge- 
nauer, so erhält man ein recht buntes Bild. Gesetz- 
mäßigkeiten aus einem verhältnismäßig kleinen Ma- 
terial abzuleiten, wie es im folgenden geschieht, ist 
nicht unbedenklich; es soll daher unter Vorbehalt 
und nur dort geschehen, wo mehrere gleichartige Be- 
obachtungen vorliegen. 

Zunächst sei kurz darauf hingewiesen, daß die Fol- 
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gen der Unterernährung schon deswegen nicht all- 
gemein und gleichartig auftreten konnten, weil sich 
die einzelnen Glieder der Bevölkerung unter besonderer 
Bevörzugung der Selbstversorger Lebensmittel in sehr 
verschiedener Menge beschaffen konnten. Schlecht 
daran war von der Jugend generell nur die städtische. 
Aber auch in den Kreisen der Jugendlichen mit un- 
gefähr gleich schlechter Ernährungslage waren die 
Hungerfolgen aus mehrfachen Gründen verschieden 
stark ausgeprägt. 


Einmal zeigte es sich, daB die Geschlechter ungleich 


lebhaft auf den Nahrungsmangel reagierten. Von der 
Mehrzahl der Autoren wird berichtet, daß die Folgen 
der Unterernährung bei den Mädchen weniger stark 
zutage traten als bei den Knaben; gegenteilige Be- 
obachtungen sind viel seltener. Die Mädchen wiesen 
meistens den geringeren durchschnittlichen Verlust 
an Größen- und Gewichtszuwachs auf. 

Ein weiterer Unterschied ergab sich aus der sozialen 
Lage. Hatten die Kinder bessergestellter Eltern bis 
dahin einen reichlichen und vielfach auch üb£rreich- 
lichen Verbrauch an Nahrungsmitteln treiben kön- 
nen und, wahrscheinlich infolgedessen, ihre Alters- 
genossen aus ärmeren Schichten an allen Körper- 
maßen deutlich überflügelt, so schwand vielen im 
Kriege die Möglichkeit dazu. Bei ihnen war die Ver- 
schiedenheit der Kriegs- und Friedensernährung be- 
sonders groß, und demgemäß erlitten sie auch durch- 
schnittlich die stärkere Entwicklungseinbuße. Bei 
der ersten Hungerperiode im Kriege lag eine wirkliche 
Knappheit an Lebensmitteln vor, wenigstens für weite 
Kreise der städtischen Bevölkerung. Bei der zweiten 
Periode in der Inflationszeit waren Lebensmittel ge- 
n@gend vorhanden, nur ihre Beschaffung war durch die 
Teuerung erschwert. Wer Geld hatte, wurde satt. An 
den Kindern wohlhabender Schichten ist diese Zeit 
auch allem Anschein nach ohne Schaden vorüber- 
gegangen, jedenfalls sind die erneuten Entwicklungs- 
hemmungen dieser Periode vorwiegend von Volks- 
schülern berichtet worden. 

Als dritter und sehr wichtiger Faktor für den Grad 
der Beeinflussung stellte sich der vorhandene Vorrat 
an Lebenskraft und Gesundheit heraus. Offenbar 
waren es vor allem die schwächlichen und kränklichen 
Kinder, an denen sich die Unterernährung ungünstig 
auswirkte. Dies mag daran liegen, daß diese Kinder 
besonders eine zum mindesten qualitativ vollwertige 
Nahrung nötig haben, die nicht nur die Entwicklung 
weiterführt, sondern auch noch einem aus dem Kampf 
gegen Störungen des Körperbetriebes erwachsenden 
Mehrbedarf genügt. Die körperlich minderwertigen 
Kinder erlagen leichter der Not und werden, das 
darf man wohl annehmen, den größten Teil der Todes- 
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opfer gestellt haben, die der Hunger und seine Folgen 
gefordert haben. Hieraus erhellt die groBe Bedeutung 
der Konstitution. Das Hungern im Kriege stellte eine 
Probe auf die Widerstandsfähigkeit des Körpers dar 
und ist in gewissem Umfange im Sinne einer Auslese 
lebenstüchtiger Individuen wirksam gewesen. Ob die 
mit Schmerz und Gram erkaufte Ausschaltung körper- 
lich nicht Vollwertiger der Gesamtheit nur zum Vor- 
teil gedient hat, ist freilich eine andere Frage. 

Den bisher besprochenen Ursachen der Ungleich- 
heiten in der Reaktion auf das Ernährungstrauma 
darf nun möglicherweise noch eine vierte angereiht 
werden, nämlich das Lebensalter. Verschiedenheiten 
in der Beeinflussung der einzelnen Altersklassen sind 
vielfach aufgetreten, doch hat man nur bei den in 
der Pubertät stehenden Kindern die Ursache für Be- 
sonderheiten in der Beeinflussung in ihrem Alter oder 
richtiger in der mit ihrem Alter verbundenen Vitalität 
erblickt. Hält man sich an die grob sinnfälligen Diffe- 
renzen in der biologischen Struktur der verschiede- 
nen Altersstufen, so kommt man, wie bekannt, zu 
der Abgrenzung einzelner größerer Lebensabschnitte, 
wie Kleinkinderalter, Schulalter und Pubertät, die 
sich sicher in ihrer biologischen Prägung und ins- 
besondere in der allgemeinen Widerstandsfähigkeit 
voneinander unterscheiden. Die Strukturänderungen 
gehen aber nicht sprunghaft vor sich, sondern als 
planmäßige Entwicklung in ständig gleitendem Flusse. 
Nur die Schnelligkeit des Umbaues ist nicht dauernd 
die gleiche; Perioden der Beschleunigung wechseln 
mit solchen der Verlangsamung. Die Ständigkeit der 
Strukturverschiebungen ist besonders bei den Lebens- 
abschnitten zu beachten, die, wie das Schulalter, eine 
längere Zeitspanne umfassen. Das jüngere Schulkind 
ist nicht eine Miniaturausgabe des älteren und ihm 
biologisch durchaus gleichartig. Nichts zwingt nun 
aber von vornherein und unabweisbar zu der An- 
nahme, daß im Vergleich zum jüngeren Jahrgang der 
ältere eben wegen seines höheren Alters und seiner 
größeren Körpermaße auch immer der in jeder Hin- 
sicht biologisch höherwertige sei. Es liegen Beobach- 
tungen vor, nach denen die Entwicklung im Schul- 
alter keineswegs ein gleichmäßiges und stetiges Wach- 
sen und Erstarken darstellt. Das geht schon aus der 
Konstatierung getrennter Streckungs- und Füllungs- 
perioden hervor und wird durch die Mitteilung Schle- . 
singers‘??) bestätigt, der fand, daß bei Knaben nach 
einem lebhaften Wachstum mit Überwiegen der 
Längenentwicklung in den ersten 3 Schuljahren etwa 
mit dem 9. Jahre eine gleichmäßige Verlangsamung 
der Längen- und Gewichtszunahme einsetzt, die bis 
zum 10., 11. oder 12. Jahre anhält. Auch aus der 
Tabelle auf S.57 der Neubearbeitung der Prak- 
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tischen Winke für den musternden Arzt‘ 3°) wird an 
einem viel größeren Zahlenmaterial eine Verkleine- 
rung des halbjährlichen Zuwachses, besonders der 
Größe der Knaben, in ungefähr demselben Alter er- 
sichtlich. In den Berichten der Charlottenburger 
Schulärzte kehrt außerordentlich häufig die Angabe 
wieder, daß die Gemeindeschüler der V. bis Ill. Klasse, 
also ebenfalls die 9- bis 11 jährigen, durch Ermüdbar- 
keit, Schlaffheit, schlechtes Aussehen und dergleichen 
auffallen. Derartige Erfahrungen, die sich vielleicht 
noch vermehren lassen, erwecken den Eindruck, daß 
es innerhalb des Schulalters eine bestimmte kritische 
Zeit gibt, in der die Entwicklung eine Retardierung 
erfährt und eine gewisse Schwächung der Wider- 
standskraft vorübergehend Platz greift. Diese Ent- 
wicklungshemmung könnte, wenn sie als eine Gesetz- 
mäßigkeit besteht, nur endogen sein und müßte als 
physiologisch bezeichnet werden. Das Alter, an das 
sie als Massenerscheinung geknüpft ist, könnte nach 
Rasse und Lebensbedingungen in mäßigen Grenzen 
wechseln. Gibt es ein solches kritisches Alter mit ver- 
minderter Widerstandsfähigkeit, und das kann nur 
durch umfassende Erhebungen klargestellt werden, so 
ist anzunehmen, daß die ihm angehörenden Jahrgänge 
der Kriegsjugend die Folgen der Unterernährung be- 
sonders deutlich aufweisen werden. Nun ist die 
Nahrungsmittelknappheit leider kein so kurzdauern- 
des Ereignis gewesen, daß sie auf das einzelne Indi- 
viduum nur in einem kurzen Zeitabschnitt eingewirkt 
hat. Man kann aber auf Grund der oben mitgeteilten 
Beobachtungen als wahrscheinlich unterstellen, daß 
das Jahr 1917 als die Zeit der größten Hungersnot 
den Zeitpunkt darstellt, in dem das Ernährungs- 
trauma seine größte Heftigkeit und Wirkung ent- 
faltete. Einer Untersuchung der Reaktion der ein- 
zelnen Jahrgänge auf die Ernährungsnot wird man 
also mit einigem Rechte das Alter zugrunde legen 
können, das die verschiedenen Jahrgänge im Jahre 
1917 hatten. An dieser Stelle auf alle Jahrgänge vom 
Neugeborenen bis zum Absolventen der Berufsschule 
einzugehen, ist aus Mangel an Unterlagen nicht mög- 
lich; es soll nur das Volksschulalter herangezogen 
werden. 

Die Angaben der Literatur über Ungleichheiten in 
der Beeinflussung der einzelnen Altersklassen sind 
das ist vorauszuschicken, zum Teil widersprechend, 
und ihre Auswertung ist auch vielfach durch die 
geringe Anzahl der beobachteten Individuen erschwert. 
Außerdem darf nicht vergessen werden, daß die Er- 
nährungsverhältnisse nicht-an allen Orten.zur gleichen 
Zeit auch gleich gut oder gleich schlecht gewesen sein 
müssen. Verhältnismäßig häufig finden sich aber Be- 
obachtungen, aus denen hervorgeht, daß die im Jahre 
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1917 im Alter von 8 bis 11 Jahren Stehenden und unter 
diesen wieder die 9- bis 10 jährigen besonders schlecht 
davongekommen sind. In Frankfurt a. M.!3) hatte 
1917 in allen Schulen die Zahl der gut entwickelten 
Kinder vorwiegend in den Mittel- und Oberstufen 
abgenommen. Die Tabellen Poetters”) zeigen, daß 
in Leipzig im Jahre 1918 die jährigen Bezirksschüler 
nach Größe und Gewicht auffallend schlecht da- 
standen. Nach Vonessen!?) blieben 1920 in Köln 
die älteren Volksschüler im Längen- und Gewichts- 
wachstum zurück. Es handelt sich hier offenbar um 
die Schüler, die 1917 ungefähr 9 bis 1} Jahre alt 
waren. In Apolda!?) wurden 1920 die Maße von 
Klasse zu Klasse schlechter und waren am schlech- 
testen bei den 14 jährigen, das heißt bei den 11 jährigen 
des Jahres 1917. In München ?3) wiesen 1922 die 14- 
bis 1Sjährigen und in Düsseldorf?*) die 14- bis 16 jäh- 
rigen Berufsschüler schlechtere Maße als die älteren 
auf. Es sind die Jahrgänge, die 1917 etwa 9 bis 10 
beziehungsweise 9 bis Il Jahre alt waren. In Rem- 
scheid #3) stellten 1922/23 die 14- bis 15jährigen den 
größten Prozentsatz der Kinder mit Unterlängen, also 
die 8- bis 10jährigen von 1917. In Wien 32) hatte 1923 
die Länge bei Knaben und Mädchen zugenommen ; 
ausgenommen waren nur die ISjährigen Knaben, mit- 
hin wieder die 9jährigen des Jahres 1917. Diese Be- 
obachtungen können noch nicht das Vorhandensein 
eines Lebensabschnittes beweisen, der sich im Gegen- 
satz zu den Nachbarabschnitten durch ein Sinken der 
Widerstandsfähigkeit auszeichnet, sie sind aber ge- 
eignet, die Aufmerksamkeit auf diese Dinge zu lenken. 

In diesem Zusammenhange sei das Ergebnis einer 
eigenen vergleichenden Untersuchung an den Schü- 
lern der drei Charlottenburger männlichen Berufs- 
schulen mitgeteilt, die sich auf die körperliche Ent- 
wicklung nach Längen- und Massenzunahme während 
der Lehrzeit erstreckte. Das Zahlenmaterial war für 
einen anderen Zweck gesammelt und deswegen nur an 
den Schülern gewonnen worden, die Beruf und Schule 
nicht gewechselt hatten. Insofern hatte eine Auslese 
stattgefunden, doch war diese durch den Körper- 
zustand in keiner Weise bestimmt. Den größten Teil 
der Schüler, etwa 68 °,,, stellte die gewerbliche Berufs- 
schule, weit weniger stellten die Berufsschulen. für 
ungelernte Arbeiter*) mit 15%, und die kaufmännische 
Berufsschule mit 17%. Diese Unterschiede beruhten 
zum Teil auf der verschiedenen Belegstärke der Schu- 
len, zum Teil, wie bei der Arbeiterschule, auf starker 
Fluktuation der Zöglinge.. Die Schüler aller drei 
Schulen, die sich also aus allen Teilen der Volks- 
schülerschaft rekrutierten, sind jahrgangsweise ent- 
sprechend dem halbjährlichen Einschulungsturnus zu- 


*) Besteht in dieser Form nicht mehr. 
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sammengefaßt, und für jeden Jahrgang sind die Durch- 
schnittswerte für Größe und Gewicht bei der Ein- 
schulung und bei der Ausschulung ermittelt wor- 
den. Zur zahlenmäßigen Charakterisierung des durch- 
schnittlichen Füllungszustandes jedes Jahrganges bei 
der Ein- und Ausschulung ist der Oettingersche?®) 
Relativindex benutzt worden, und zu dessen Berech- 
nung sind aus den der Oettingerschen?®) Normal- 
gewichtstabelle entnommenen Normalgewichten aller 
Schüler die Jahrgangsdurchschnitte bestimmt wor- 


den. Da aber dieNormalgewichte für das Ausschulungs- . 


alter zu niedrig gegriffen sind, erreichen die Werte 
für den Ausschulungsrelativindex eine den Tatsachen 
nicht entsprechende Höhe und können zu einem 
Vergleich mit den Einschulungsindices nicht dienen. 
Die Einschulungsuntersuchung war immer zu Be- 
ginn des ersten Berufsschulsemesters vorgenommen 
worden. Die Ausschulungsuntersuchung hatte an- 
fangs am Ende des 6. Semesters stattgefunden, war 
aber später und zwar bei dem zu Michaelis 1922 ein- 
geschulten Jahrgang an das Ende des 5. Semesters 
verlegt worden. Die Messungen und Wägungen hatten 
in den Vormittagsstunden stattgefunden, wobei die 
Schüler nur mit Hemd und Strümpfen bekleidet 
waren. Ich bringe zunächst in einer Tabelle die ge- 
nannten Durchschnittswerte mit den noch erforder- 
lichen Angaben jahrgangsweise zusammengestellt. 


Ein- A Einschulung Ausschulung 
_ n- Ge- | Rela- Ge- | Reia- 
schulungs- || 1, Alter | Größe | wiene | tiy- || Alter |Größe| wicht | tiv. 
termin 'J. IM.| in cm | in kg | index J.'M. in cm | in kg | index 


Michaelis | 

1920 169 1114| 6 | 151,7) 41,6 | 97,7 117| 1 | 167,2) 54,8 | 100,9 
Ostern 

1921 251 14/5 | 151,71 41,1 | 97,2 117| 1 | 166,1| 54,8 | 102,0 
Michaelis 

1921 187 |14| 5 | 150,71 40,0 | 96,2 1117| 3 | 166,2) 54,8 | 101,7 
Ostern 

1922 223 |14| 6 | 150,81 40,4 | 96,2 |17| 2 | 166,0| 55,0 | 102,2 
Michaelis 

1922 219 |114'4 | 152,3! 41,9 | 98,8 |16| 9 | 165,8| 55,3 | 104,3 
Ostern | 

1923 271 114 6 | 152,6; 41,8 | 97,4 1116| 9 | 166,0! 55,2 | 103,6 
Michaelis | 

1923 238 1145 | 151,4! 41,5 | 98,3 1161 8 | 165,1! 54,8 | 104,2 
Ostern 

1924 265 |14| 6 | 152,7] 42,2 | 98,6 116! 9 | 165,7| 54,9 | 103,8 
Michaelis 

1924 243 14, 5 | 153,3; 43,0 | 99,8 116] 7 | 166,2) 55,8 | 105,1 


Die Werte für Durchschnittsgewicht und -größe 
bei der Ausschulung sind wegen der erwähnten Ver- 
legung des Untersuchungstermins nicht vergleichbar 
Beim Füllungszustand hilft die Anwendung des Re- 
lativindex über diese Schwierigkeit hinweg. Wenn 
sich, wie es der Fall ist, herausstellt, daß die jün- 
geren Jahrgänge den besseren Ausschulungsrelativ- 
index aufweisen, so kann das nicht an der Vorverlegung 
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der Ausschulungsuntersuchung liegen. Man müßte 
sonst annehmen, daß sich im letzten Semester der 
Berufsschulzeit die Massenzunahme verringere ; davon 
kann aber keine Rede sein. Um die Größenentwick- 
lung während der Berufsschulzeit vergleichsweise be- 
urteilen zu können, habe ich bei jedem Jahrgang den 
halbjährlichen Längenzuwachs berechnet, der sich aus 
der beobachteten Größenzunahme und der Zahl der 
zwischen beiden Untersuchungen liegenden Monate 
ergibt. Hiergegen kann eingewendet werden, daß sich 
der Längenzuwachs im letzten Berufsschulsemester 
im Gegensatz zum Massenzuwachs bereits verkleinert, 
so daß sich das Bild zu Gunsten der jüngeren Jahr- 
gänge irreführend verschieben muß, weil bei diesen 
nur die ersten 5 Semester mit lebhaftem und nicht das 
6. Semester mit schwächerem Wachstum zur Durch- 
schnittsberechnung herangezogen worden sind. Die- 
ser Einwand ist theoretisch berechtigt. Es fragt sich 
aber einmal, ob der entstehende Fehler ins Gewicht 
fällt, und zum anderen wird es sich zeigen, daß die 
Differenzen zwischen den ermittelten Durchschnitts- 
werten nicht vorwiegend durch die ungleiche Länge der 
Beobachtungszeit bedingt sind. Die folgenden Dia- 
gramme enthalten jahrgangsweise die Mittelwerte für 
Größe und Relativindex bei der Einschulung in die 
Berufsschule, den mittleren Längenzuwachs während 
der Berufsschulzeit und den mittleren Relativindex 
bei der Schlußuntersuchung. 


Anden Diagrammen fällt ohne weiteres ihre steigende 
Tendenz für alle Merkmalswerte ins Auge. Diese ist 
ohne die vorangegangene und allmählich abnehmende 
Ernährungsnot nicht verständlich. Die jüngeren Jahr- 
gänge sind unverkennbar größer und besser genährt 
als die älteren. Die Besserung setzt mit dem zu Mi- 
chaelis 1922 eingeschulten Jahrgang ein. Bei diesem 
ist, wie gesagt, zum ersten Male wegen Vorverlegung 


der Schlußuntersuchung das letzte Berufsschul- 
gE l. 

i Größe bei der Einschulung. 
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Relativindex bei der Einschulung. 


O. 1921 


Relativindex bei der Ausschulung. 


O. 1921 


M. 1921 


M. 1921 


3. 
Halbjährlicher Längenzuwachs während 
der Berufsschulzeit. 


4 


M. 1923 


O. 1924 


O. 1924 


M. 1924 


semester bei der Bemessung der Entwicklung nicht 
mehr berücksichtigt worden. Dies hat aber, wie man 
sieht, ein Ansteigen des Wertes für den Längenzu- 
wachs nicht zur Folge gehabt. Geht dieser bei den 
nächsten Jahrgängen in die Höhe, so kann das in der 
Hauptsache nicht auf der Verkürzung der Beobach- 
tungszeit beruhen. 

Die Diagramme 1 und 2, die den Entwicklungszu- 
stand bei der Einschulung in die Berufsschule dar- 
stellen, lassen aber außer der im großen und ganzen 
vorhandenen Tendenz zum Steigen noch eine zwei- 
malige Sattelbildung erkennen, indem erstens die zu 
Michaelis 1921 und Ostern 1922 eingeschulten Jahr- 
gänge nach Größe und Füllung, zweitens die zu Ostern 
und Michaelis 1923 eingeschulten Jahrgänge nach 
Füllung beziehungsweise Größe sichtlich zurückblei- 
ben. Bei diesen letzten beiden, den Jahrgängen des 
Jahres 1923, liegt es nahe, die Ursache hierfür in der 
Verschlechterung der Ernährung durch die Geld- 
entwertung zu suchen, denn gerade bei ihnen ist im 
Einschulungsalter das Auftreten von Folgen der 
zweiten Periode der Unterernährung zu erwarten. Die 
älteren Jahrgänge waren von ihr bis zur Einschulung 
in die Berufsschulenochnichterfaßt, die jüngeren hatten 
schon wieder teil an der Besserung der Ernährung, die 
einige Zeit nach der Markstabilisierung einsetzte. Die 
Entwicklungshemmung der Jahrgänge von 1923 ist 
auch nicht von Dauer gewesen. Wie aus den Dia- 
grammen 3 und 4 hervorgeht, haben sie sich während 
der Berufsschulzeit, als ihnen die bessere Ernährung 
zugute kam, in Füllung beziehungsweise Größe wesent- 
lich aufgebessert. 

Anders verhält es sich aber mit den ersten zwei 
schlechten Jahrgängen mit den Einschulungsterminen 
Michaelis 1921 und Ostern 1922. Beide sind bei der 
Einschulung sowohl nach Größe als auch nach Füllung 
im Rückstand. Bei ihnen kann dieser aber nicht als 
eine Folge der Inflationsunterernährung angesehen 
werden, da diese erst nach ihrer Einschulung begann; 
zudem spricht die offenbar bessere Entwicklung des 
folgenden Jahrgangs (Michaelis 1922) dagegen. Auch 
eine etwaige Herkunft aus anderen Kreisen der Be- 
völkerung kann nicht verantwortlich gemacht werden, 
denn sämtliche Jahrgänge entstammten dergleichen Be- 
völkerungsschicht. Es könnte nun noch der schlechte 
Entwicklungszustand dieser beiden Jahrgänge ein 
scheinbarer sein und durch eine zufällige Beschaffen- 
heit des ja nicht sehr umfangreichen Beobachtungs- 
materials vorgetäuscht werden. Ich erhielt aber, als 
ich daraufhin das Zahlenmaterial der drei Berufs- 
schulen getrennt untersuchte, bei allen Schulen außer- 
ordentlich ähnliche, wenn auch nicht ganz gleiche 
Bilder, so daß ich doch an eine Gesetzmäßigkeit zu 
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glauben geneigt bin. Berücksichtigt man nun, daß 
alle Jahrgänge, als sie die Zeit der Not durchlebten, 
in verschiedenen Lebensaltern standen, so wird man 
nach dem Scheitern anderer Erklärungsversuche dazu 
geführt, die Ursache für die Minderwertigkeit der 
beiden schlechten Jahrgänge eben in ihrem Alter zu 
suchen, und zwar in dem Alter, das sie zur Zeit der 
größten Lebensmittelknappheit im Kriege, das heißt 
gegen Ostern 1917, hatten. Der ältere Jahrgang war 
damals etwa 10 Jahre, der jüngere etwa 91, Jahre alt. 
Beide gehörten also dem Alter an, an dem, wie oben 
mitgeteilt, verschiedentlich eine besondere Schwächung 
durch die Unterernährung aufgefallen war. Wichtig 
ist noch, daß nach den Diagrammen 3 und 4 beide 
Jahrgänge auch während der Berufsschulzeit nur 
mäßige Fortschritte in der Entwicklung gemacht 
haben. Bei ihnen waren also Streckung und Füllung 
bis zum Ende der Berufsschulzeit gehemmt. 
Dreierlei läßt sich, freilich nur mit Wahrscheinlich- 
keit, aus dieser vergleichenden Untersuchung ent- 
nehmen. Erstens zeigt es sich, daß sich noch 7 bis 
8 Jahre nach dem Höhepunkt der Ernährungsnot in 
gewissen Kreisen der Kriegsjugend körperliche Min- 
derwertigkeiten nachweisen lassen, die ursächlich nur 
auf die Unterernährung bezogen werden können. Da 
sie sich noch bei Jugendlichen finden, die schon 17 
Jahre alt sind und somit den lebhafteren Teil der Pu- 
bertätsentwicklung hinter sich haben, besteht auf ihre 
restlose Beseitigung wenig Aussicht. Es gibt also 
Kriegskinder, die für die Dauer geschädigt worden 
sind. Diese gehören, das stellt sich als zweites heraus, 
bestimmten Altersklassen an, die auch anderenorts 
als besonders betroffen erkannt worden sind. Drittens 
ergibt es sich, daß es eben ihr Alter zur Zeit des größten 
Nahrungsmangels war, das diese Jugendlichen an- 
fälliger und widerstandsloser machte. Dies Ergebnis 
zusammen mit den angeführten gleichsinnigen Bei- 
spielen aus der Literatur legt die oben ausgesprochene 
Vermutung nahe, daß etwa um das 9. und 10. Lebens- 
jahr die Widerstandsfähigkeit mit einer gewissen, 
wohl auf physiologischen Vorgängen beruhenden Regel- 
mäßigkeit vorübergehend sinkt. Das gilt zunächst nur 
von den Knaben und bedarf noch der Bestätigung. 
Ob sich bei den anderen hier nicht berücksichtigten 
Altersklassen der Knaben und bei den Mädchen eine 
ähnliche Erscheinung findet, das zu prüfen muß 
anderen Untersuchungen überlassen bleiben. Durch 
diese Betrachtungen wird ferner eines erneut klar, 
und das ist die große Bedeutung der Konstitution für 
die Angreifbarkeit des Körpers, die schon bei anderer 
Gelegenheit hervorgehoben werden konnte. An den 
konstitutionell schwächlichen und kränklichen Kin- 
dern einerseits zeigten sich die Folgen der Unter- 
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ernährung besonders früh und stark; darüber bringt 
die Literatur Belege. Schafft andererseits, wie es den 
Anschein hat, ein bestimmtes, deswegen als kritisch 
bezeichnetes Alter von labiler Widerstandskraft die 
Disposition für das Haften von Schädigungen, so liegt 
wiederum eine konstitutionelle Minderwertigkeit vor, 
nur ist diese physiologisch und überindividuell. Wo 
durch die Ernährungsnot nur die Frucht äußerer 
Lebensbedingungen verloren gegangen war, da wurde 
der Verlust bald wieder wettgemacht. Das zeigt am 


‚deutlichsten dasBeispiel der ihren verlorenenVorsprung 


rasch wieder einholenden höheren Schüler. Dort aber 
hat die Unterernährung bleibende und noch heute auf- 
findbare Spuren hinterlassen, wo sie auf eine kon- 
stitutionell bedingte Schwäche gestoßen war, sei diese 


. als angeboren dauernd oder auf Grund physiologischer 


Umstellungen des Körperbetriebes nur vorübergehend 
gewesen. In beiden Fällen war die Abwehr ungenügend 
und erlaubte dem Ernährungsschaden, sich gleichsam 
festzusetzen. Nur bei einer kleinen Gruppe von 
Jugendlichen hat demnach, so darf man annehmen, 
die Ernährungsnot zu dauernden Folgen geführt, die 
jedoch auf das Individuum beschränkt bleiben und 
sich keineswegs durch Verschlechterung des Erb- 
gutes aufkommendeGenerationen fortsetzen werden??). 
Bei der großen Masse der Jugend aber, die mit voll- 
kräftiger und gesunder Konstitution ausgestattet 
war, kann man sich der Gewißheit hingeben, daß sie 
sich wiedergeholt hat, was der Hunger ihr genommen 
hatte. 
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Ist Malaria ein Keimgift? 
Von B. MATJUSCHENKO, Prag. 


Unter die sogenannten Keimgifte rechnen wir, wie 
bekannt, eine Reihe verschiedener physischer und 
chemischer Faktoren, welche eine Schädigung der 


Keimsubstanz der Organismen hervorrufen können und 


damit entweder ihre Vermehrungsfähigkeit vollkom- 
men vernichten oder zum Erscheinen schwächerer 
oder in dem oder jenem Sinne defekter Nachkommen 
führen können. Als solche Faktoren betrachtet man: 
Einflüsse von ungewöhnlichen, besonders hohen Tem- 
peraturen ; Röntgen- und Radiumstrahlen ; eine Reihe 
verschiedener Substanzen, hauptsächlich narkotischer, 
wie Alkohol, Morphium, Kokain, Äther, Opium; ver- 
schiedene anorganische Substanzen, wie Blei, Phos- 
phor, Quecksilber, Jod, Arsen und andere ; außerdem 
Stoffwechselprodukte einiger Mikroorganismen, ins- 
besondere derer, welche einige Infektionskrankheiten, 
wie Syphilis, Tuberkulose und Malaria hervorrufen. 

Eine ganze Reihe von Fragen, die mit der Erklärung 
der Wirkung der genannten Einflüsse auf Keimplasma 
verbunden sind, wartet noch auf ihre Lösung, obwohl 
die Untersuchungen auf verschiedenen Wegen — dem 
biologischen, gewerbehygienischen, sozialhygienischen 
und eugenischen — durchgeführt werden. Trotzdem 
wir heute über diese Fragen eine reiche Literatur, die 
auf experimentelle und empirische Beobachtungen 
gegründet ist, besitzen, können wir noch nicht mit 
voller Gewißheit sagen, ob dieser oder jener der ge- 
nannten Faktoren wirklich mit vollem Recht in die 
Gruppe der Keimgifte eingereiht werden kann. Für 
viele von diesen Giften ist die Frage noch nicht gelöst, 
die sowohl allgemein biologisch, als auch sozialbio- 
logisch von einer großen Bedeutung ist: ob die Ver- 
änderungen, die unter dem Einfluß dieser Faktoren 
in den Keimzellen eintreten und als Folge zu defek- 
ten Nachkommen führen, in der Reihe der weiteren 
Generationen dauernd bleiben und somit sogenannte 
Idiovariationen ergeben, oder ob sie nur eine vor- 
übergehende Schädigung des Keimplasmas (Blasto- 
phthorie) sind und ihre Folgen in der zweiten und 
nächsten Generation allmählich verschwinden. 

Unter allen Keimgiften hat der Alkohol die größte 
Aufmerksamkeit gefunden, teilweise aus dem Grunde, 
weil er ein sehr verbreitetes Genußmittel ist, teilweise 
wegen der verhältnismäßigen Leichtigkeit im Beob- 
achten seines Einflusses auf den tierischen Organismus. 


Mittels sorgfältiger Untersuchungen, hauptsächlich in 
Arbeiten der letzten Zeit (Stockard, Agnes Bluhm, 
Cole und Davis, Kostitsch und andere) sind wir 
der Lösung der Frage über die Wirkung des Alkohols 
auf Keimzellen viel näher gekommen, aber trotzdem 
ist hier das letzte Wort noch nicht gesprochen worden. 
Eine Reihe der gewerbehygienischen Arbeiten ist der 
Erforschung der Berufsgifte (Blei, Phosphor, Queck- 
silber, Arsen und andere) gewidmet. Dieselbe Beach- 
tung haben auch die Syphilis und die Tuberkulose bei 
Klinikern und Sozialhygienikern gefunden. Dasselbe 
gilt auch vom Einfluß der Röntgenstrahlen und radio- 
aktiver Substanzen. Von allen diesen Substanzen ist 
ein großes experimentelles und statistisches Material 
gesammelt, welches uns zahlreiche Beweise von der 
schädlichen Wirkung einzelner dieser Substanzen auf 
das Keimplasma liefert. Die geringste Beachtung 
ist bisher der Malaria gewidmet worden. Ver- 
schiedene Handbücher der sozialen Hygiene, Eugenik 
und ähnliches geben keinen Beweis über die schäd- 
liche Wirkung der Malaria und beschränken sich ge- 
wöhnlich auf ihre bloBe Erwähnung unter anderen 
Keimgiften. Dies gilt nicht nur von den älteren 
Arbeiten, sondern auch von den neuen. So zum Bei- 
spiel Schallmayer, einer der Mitbegründer der 
Eugenik überhaupt, und besonders der deutschen, gibt 
in seinem bekannten prämiierten Buche ‚Vererbung 
und Auslese‘ eine Übersicht der großen Literatur fast 
über alle Keimgifte, die Malaria erwähnt er aber an 
einigen Stellen nur mit dem Namen. So finden wir 
auch in späteren deutschen Arbeiten entweder gar 
keine Erwähnung der Malaria (Lenz, Bauer, Kaup 
und andere) oder aber es wird bloß der Name Malaria 
unter anderen Keimgiften genannt (so zum Beispiel 
Grotjahn in seiner letzten vorzüglichen Arbeit 
„Die Hygiene der menschlichen Fortpflanzung‘). In 
englischen und amerikanischen Arbeiten, sowie auch 
in französischen finden wir kaum ein Wort über 
Malaria unter den ‚racial poisons“, außer Popenoe, 
der in seiner „Applied eugenics‘ gleichfalls nur ihren 
Namen anführt. Auch die sehr ausführliche eugenische 
Bibliographie von Holmes nennt keine Arbeit über 
Malaria. 

Es ist aber ersichtlich, daß eine positive oder nega- 
tive Beantwortung dieser Frage nicht nur eine große 
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theoretische, sondern auch praktische Bedeutung hat, 
in Anbetracht der großen Verbreitung der Malaria, die 
nicht nur in den Tropenländern, sondern auch in einer 
Reihe europäischer Länder als endemische Krankheit, 
die eine enorme Menge von Menschen ergreift, auftritt. 
So sehen wir zum Beispiel eine ungemein große Ver- 
breitung von Malaria in Osteuropa eben in den letzten 
Jahren, beginnend von 1923. Von den benachbarten 
Herden Asiens über das Wolgagebiet und den Kauka- 
sus hat sich die Malaria über das ganze südöstliche 
Rußland und über die Süd-Ukraine verbreitet. Die 
Zahl der Erkrankungen in Rußland und im Kaukasus 
hat 10 Millionen jährlich, in der Ukraine ca. 2 Millionen 
erreicht. Es ergibt sich die Frage, ob die Folgen dieser 
Krankheit sich nur auf ihre unmittelbaren Opfer be- 
schränken, indem sie eine größere oder kleinere Sterb- 
lichkeit und eine Reihe chronischer Erkrankungen ver- 
schiedener Organe bei Leuten, die am Leben geblieben 
sind, bewirken, oder ob sich ihre Folgen auch bei 
weiteren Generationen einstellen ; das heißt mit anderen 
Worten: haben die durch Malaria verursachten Ver- 
änderungen nur einen quantitativen oder auch 
qualitativen Charakter? Diese Fragen verlangen 
eine Lösung. 

Wir können annehmen, daß das Malariagift, ähnlich 
den anderen Keimgiften, in der physisch-chemischen 
Struktur der Keimzellen bestimmte Veränderungen 
hervorruft, die auch durch gewisse morphologische Ver- 
änderungen in Erscheinung treten können, wenn auch 
nicht müssen. Besonders diese letzten Veränderungen 
ließen sich mittels unserer gewöhnlichen Unter- 
suchungsmethoden verhältnismäßig leicht erfassen. 
Andererseits könnte uns statistisches und klinisches 
Material, welches sowohl die Quantität als auch die 
Qualität der Nachkommenschaft von Malariakranken 
umfaßt, viele Belehrungen geben. Was die morpho- 
logischen Veränderungen anbelangt, so können wir 
auf Grund der Analogie mit Veränderungen in ver- 
schiedenen anderen Organen (Leber, Milz) eine 
chronische Entzündung der Geschlechtsdrüsen er- 
warten und infolgedessen eine Atrophie der Drüsen- 
elemente. Es ist aber möglich, auch eine unmittelbare 
Schädigung von Keimzellen gelten zu lassen, analog 
dem, was Kostitsch in seinen Experimenten mit 
alkoholisierten weißen Ratten beobachtete: unregel- 
mäßige Kernteilung und allmähliches Schwinden 
samenbildender Zellen, und infolgedessen Eintreten 
von Unfruchtbarkeit bei bewahrter Kopulations- 
fähigkeit. Wenden wir uns an die pathologische und 
pathologisch-anatomische Literatur, welche die Ver- 
änderungen der Geschlechtsdrüsen bei Malaria be- 
handelt, so finden wir wieder nur bescheidene und 
wenig beweisende Angaben. 
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In dem bekannten Handbuch von Kolle-Wasser- 
mann finden wir eigentlich nichts über die Frage, die 
uns interessiertt. Wir haben hier bloß eine ziemlich 
ausführliche Übersicht über die Möglichkeit der Über- 
tragung der Malaria von der Mutter auf die Frucht, 
wobei die Autoren zu dem Schluß gelangen, daß eine 
solche Übertragung zweifelhaft ist, und wenn über- 
haupt, so nur in Ausnahmefällen stattfindet. Zu 
unserem Thema hat diese Angabe keine unmittelbare 
Beziehung. Im Handbuch von Mense, in dem von 
Ziemann geschriebenen Teil, finden wir etwas mehr 
Angaben. Der Autor betont hier, daß französische 
Forscher (Charcot und Morel) eine Orchitis bei 
Malaria beschrieben haben; Borelli beschrieb eine 
Hodenatrophie; eine Reihe von Autoren verweist auf 
die Metrorrhagie und Menorrhoe der Frauen, aber es 
ist zweifelhaft, ob diese nicht durch den Einfluß des 
tropischen Klimas verursacht sind. Der allgemeine 
Schluß von Ziemann ist folgender: Auf jeden Fall 
muß die Fruchtbarkeit der an Malaria kranken Frauen 
sinken. Andererseits kann man als Folge von Malaria 
Aborte und Sterilität beobachten, so wie es bei der 
der Malaria nahestehenden Pyroplasmose der Kühe 
zu beobachten ist. 

Im ‚Handbuch der pathogenen Protozoen‘‘ von 
Prowazek-Nöller untersucht Mühlens die Frage 
über den Einfluß der Malaria auf Nebennieren, spricht 
aber nicht von Geschlechtsdrüsen. Er betont all- 
gemein, daB Hume 1919 auf eine eventuelle Be- 
ziehung des sexuellen Infantilismus zur malarischen 
Affektion der endokrinen Drüsen verwiesen hat, und 
hebt hervor, daß es bestimmt lohnend wäre, den Ein- 
fluß der Malaria auf die Funktionen der endokrinen 
Drüsen ausführlicher zu erforschen. 

In klinischen Handbüchern finden wir entweder 
keine oder sehr kurze Bemerkungen über die Ver- 
änderungen der Geschlechtsdrüsen infolge Malaria; 
so heben Enriquez, Laffitte und andere wohl 
mit Recht hervor, daß Orchitis, Adenitis, Parotitis 
und ähnliches Erscheinungen sind, deren Entstehung 
durch Malaria bisher sehr zweifelhaft ist. Ebenso fin- 
den wir nichts über diesen Einfluß der Malaria in der 
sonst umfangreichen Literatur, welche im Laufe der 
letzten Jahre in der SSSR erschienen ist. 

Wir sehen also, daß die Literaturangaben über die 
Veränderungen der Geschlechtsdrüsen infolge Malaria 
sehr unvollkommen und widersprechend sind, und auf 
Grund dieser Angaben können wir bisher zu keinem 
definitiven Schluß gelangen, ob die Malaria wirklich 
ein Keimgift ist. Wir dürfen auch die Möglichkeit 
nicht vergessen, daß ähnlich, wie es Lenz vom mas- 
kierten Einfluß des Quecksilbers bei Lues annimmt, 
auch der scheinbar schädigende Einfluß der Malaria 
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in Wirklichkeit nicht vom Malariagift selbst, sondern 
vom Chinin herrührt, welches bei dieser Krankheit 
gewöhnlich in großen Mengen eingenommen wird. 
(Siehe die Beobachtungen von Hertwig über die Ver- 
änderungen von Spermien infolge der Einwirkung von 
Chinin, Röntgenstrahlen und anderer Einflüsse.) 


So gelangen wir zu dem Schluß, daß die Ein- 
reihung der Malaria in die Gruppe der Keim- 
gifte von allen anderen Giften am wenigsten 
begründet ist.. Vor 20 Jahren, auf die quantitativ 
dezimierende Rolle der Malaria in der Geschichte 
Griechenlands und Roms verweisend, haben Jones, 
Ross und Ellet die Malaria ‚a neglected factor‘ ge- 
nannt. Ein solcher ‚‚neglected factor‘ bleibt aber 
Malaria auch in ihrer qualitativen Wirkung. Um ihr 
Verbleiben in der Gruppe der Keimgifte zu recht- 
fertigen, wären weitere Beweise, sowohl experimentelle, 
wie auch statistische und pathologisch-klinische nötig. 
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L. Michaelis, Entwicklungsgeschichte des Menschen mit Be- 
rücksichtigung der Wirbeltiere. 10. völlig umgearbeitete und 
erweiterte Auflage von Richard Weißenberg (Berlin). Georg 
Thieme, Leipzig 1927. 254 S. mit 195 Einzelfiguren in 84 
Textabb. und auf 5 teilweise farbigen Tafeln. geh. 46t 7,—, 
geb. .K 8,70. 

Die von Richard Weißenberg völlig umgearbeitete und 
wesentlich vermehrte 10. Auflage des altbewährten Michaelis- 
schen Embryologiebuches verdient dank ihrer vorzüglichen 
Darstellung und ausgezeichneten Ausstattung als gute Ein- 
führung in die Embryologie beziehungsweise als Repetitorium 
eine warme Empfehlung. M. Kantorowicz (Berlin). 


M. Landsberg (Berlin), Gehäuftes familiäres Auftreten von 
schwerem jugendlichen Diabetes. Deutsche med. Wochenschr., 
Jg. 53, Nr. 21, S. 882. 1927. Beschreibung einer Familie, in der 
von 6 Schwestern bei gesunden Eltern und Großeltern 3 an 
Zuckerkrankheit im jugendlichen Alter erkranken, während 


von einer weiteren gesunden Schwester ein Junge stammt, der 


2 Jahre 10 Monate alt an Zuckerkrankheit zugrunde geht. F. 


E. Kretschmer (Marburg), Der Körperbau der Gesunden 
und der Begriff der Affinität. Zschr. f. d. ges. Neur. u. Psych., 
Bd. 107, S. 749. 1927. Unter den Gesunden finden wir etwa 
20°, Pykniker, 40—50°; Leptosome und Athletiker zusammen 
und 5—10% Dysplastiker. Ein unmittelbarer Vergleich dieser 
Verteilung mit jener Geisteskranker ist jedoch nicht zulässig. 
Es muß vielmehr die Ausprägung der Konstitutionsform mit 
berücksichtigt werden. F: 


G. Seiffert und A. Oettl (München), Beziehungen zwischen 
Säuglingssterblichkeit und Rasse. Arch. f. Rass. u. Gesellsch.- 
Biol., Bd. 19, S. 257. 1927. Mit wertvollen Einzeldaten ver- 
sehen wird versucht, die im Titel angedeuteten Zusammenhänge 
zu klären, ohne daß jedoch eine klare Antwort gegeben werden 
könnte. Besonders bemerkenswert ist in der Schlußbetrachtung 
der Verfasser die Feststellung, daß die Säuglingssterblichkeit 
kaum eine positive Auslese nach sich zieht, daß sie mehr von 
der Umwelt als von Erbanlagen abhinge. Fürsorge diene über- 
wiegend der Erhaltung Vollwertiger. F. 


J. V. Hultkrantz und G. Dahlberg (Upsala), Die Ver- 
breitung eines monohybriden Merkmals in einer Population und 
in der Verwandtschaft von Merkmalsträgern. Arch. f. Rass.- u. 
Gesellsch.-Biol., Bd. 19, S. 129. 1927. Unter dem Titel verbirgt 
sich ein einfacher und sehr beachtenswerter Vorschlag zur 
Methodik der Erblichkeitsforschung. Der Gedankengang ist 
dabei folgender: Bei Erblichkeit eines untersuchten Merkmals 
muß die Häufigkeit von Merkmalsträgern unter den Bluts- 
verwandten von Merkmalsträgern höhere Werte als für die Ge- 
sanıtbevölkerung haben. Sie lassen sich mit Hilfe von Formeln 
berechnen, die hier abgeleitet werden. Kurze Wiedergabe ist 
leider nicht möglich. F. 


R. Fetscher (Dresden), Zur Vererbung des Heuschnupfens. 
Arch. f. Rass.- u. Gesellsch.-Biol., Bd. 19, S. 187. 1917. Mit- 
teilung über die Beobachtungen an 16 Familien. Rezessiver 
Erbgang wird vermutet, offen bleibt die Frage, ob Polymerie 
und Geschlechtsbindung vorliegt. F. 
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O. Herrmann, Die Vererbung der erworbenen Immunität. 
Zbl. f. Bakt. Abt. I, Orig.-Bd. 98, S. 81. 1926. Ein Teil der 
Abkömmlinge von 4 gegen Lyssa geimpften Kaninchen- 
Muttertieren war immun. In einem Falle waren die Jungen bei 
immunisierten Männchen ebenso immun. F. 


K. Heim, Über menschliche Isoantikörper in Blut und Milch. 
Monatschr. f. Geburt u. Gynäkol., Jg. 74, S. 52. 1926. Blut- 
bild des Neugeborenen entspricht dem des Erwachsenen. Milch- 
serum und Blutserum der Mutter verhalten sich gleich. F. 


F. Miehe (Genf), L’heredite mendélienne des tumeurs chez 
Phomme. [Der Mendelismus von Tumoren beim Menschen.] 
Bull. d. !’acad. de méd., Bd. 97, S. 510—512. 1927. Die Ge- 
schwülste des Menschen, gutartige und bösartige, sind nach dem 
dihybriden Typ erblich, wobei Letalfaktoren eine Rolle spielen. 
Die gefundenen Zahlen (an 6397 bösartigen und 3603 gutartigen 
Tumoren) stimmen mit den theoretisch erwarteten gut überein, 
das heißt die Abweichungen halten sich innerhalb des mittleren 
Fehlers. Man wird allerdings die Auffassung von M. noch als 
weiterer Beweise bedürftig betrachten müssen. F. 


S. K. Thoden van Velzen (Joachimsthal i. d. Mark), Psych- 
encephale Studien. 6. verm. Aufi. Wilhelm Sima, Deutsch- 
landsberg 1926. 163 S. ; 

Versuch einer Naturphilosophie, insbesondere eine Erörterung 
des Leib-Seele-Problems, bei der allerdings für den Biologen 
wenig genug an Positivem herauskommt. Seele ist Geist und 
Gedächtnis; letzteres habe sphärische Gestalt. Neben manchen 
recht ansprechenden Gedanken liest man aber, leider sehr 
überwiegend, reichlich phantastische Ausführungen. F. 


S. Weißenberg (Elisabethgrad), Beiträge zur Frauenbiologie. 
(Die jüdischen rituellen Sexualvorschriften.) Abh. a. d. Geb. d. 
Sexualforschg., Bd. V, H. 2, S. 51. 1927. A. Marcus u. E. 
Weber, Bonn. Die Ausführungen von W. sind sehr bemerkens- 
wert und zeigen, daß die alten Sexualvorschriften auch heute 
noch vielfach eingehalten werden. So befiehlt zum Beispiel das 
Judentum, daß 14 Tage von Beginn der Regel an die Frau 
keinen Geschlechtsverkehr haben solle. Während bei den 
Juden diese Vorschrift im allgemeinen auch heute noch befolgt 
wird, haben 31 % der städtischen, 47 °, der ländlichen Russinnen 
während der Menses Verkehr. Ein ganz ähnlich entgegen- 
gesetztes Verhalten zeigt sich bei der Einhaltung einer Schon- 
frist der entbundenen Frau. Die sittengeschichtlich wertvolle 
Schrift sei bestens empfohlen. F. 

L. Gschwendtner (Linz), Das Bevölkerungsproblem Öster- 
reichs. Arch. f. Rass.- u. Gesellsch.-Biol., Bd. 19, S. 166. 1927. 
G. kommt zu dem Ergebnis, daß durch Prävention eine Besse- 
rung des Erbwertes dann erzielt werden kann, wenn man gerade 
die Minderwertigen zur Geburtenverhütung veranlassen kann. 
Er sieht in der Prävention ein einfaches und wirksames Mittel 
positiver Auslese und übernimmt hierin fast völlig die Auf- 
fassung Grotjahns. Gefährlich sei Prävention jedoch dann, 
wenn sie, wie bisher, überwiegend von Vollwertigen getrieben 
würde. F. 

W.F.Winkler (Rostock), Bevölkerungspolitische Zukunfts- 
fragen Europas. Med. Welt, Jg. 1, S. 621. 1927. Qualitative 
Bevölkerungspolitik ist nötig, um die Vorherrschaft der europäi- 
schen Völker für die Zukunft zu sichern. Die Gefahr der Ent- 
völkerung durch freiwillige Geburtenbeschränkung ist durch 
Gegenmotive sittlicher, sozialer und wirtschaftlicher Natur zu 
bekämpfen. F. 

M. Christian (Berlin), Ehereform in sozialbiologischer Be- 
leuchtung. Reichsgesundheitsblatt, Jg. 2, H. 24/25, S. 456/473. 
1927. Christian vertritt sehr mit Recht den Standpunkt, daß 
eine einfache Lockerung der Monogamie bald zur Promiskuität 
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und Entartung führen müßte. Das Verbot von Heiraten ver- 
schwägerter Verwandter ist biologisch unbegründet. Erleichte- 
rung der Ehescheidung ist erwünscht, auch Anfechtung der Ehe 
verdient Erleichterung. Dagegen ist die Strafandrohung für 
Ehebruch völlig entbehrlich. Notwendig ist ferner eine Auslese 
durch Ausschaltung eheuntauglicher Personen. F. 


D. Zahn (München), Deutsche Bevölkerungspolitik. Ärztl. 
Mitt., Jg. 28, S. 518. 1927. Die Ausführungen gipfeln in der 
Feststellung, daß das Bevölkerungsproblem nur zu lösen ist im 
Zusammenhang mit Erweiterung des Nahrungsspielraumes. 
Eugenisch von Wichtigkeit sind die Daten über die Geburten- 
ziffern in Bayern 1924 nach sozialer Lage. Es zeigt sich, daß 
sie bei Landarbeitern, gewerblichen Arbeitern und höheren Be- 
amten und freien Berufen annähernd gleich hoch waren(!). Die 
Gewohnheit der Geburtenbeschränkung sei gefährlich und könne 
kaum wieder beseitigt werden, wo sie sich eingebürgert habe. 

F. 
E. C. A. Meyenberg (Berlin), Zeugung und Zeugungsregelung. 

Buchmeister-Verlag, Berlin 1927. 168 S. 

Eine gemeinverständliche Schrift, die, ohne Abbildungen, 
Anatomie und Physiologie der Geschlechtsorgane beschreibt 
und dann auf die Sexualpsychologie eingeht. Die kurzen Aus- 
führungen über Vererbung und Geschlechtsbestimmung werden 
zwar den Leser über diese Fragen kaum soweit belehren, daß er 
die Vorgänge wirklich versteht, doch ist die Darstellung er- 
freulich einfach und klar. Verfasser tritt für Prävention und 
Sterilisierung ein, endlich wird für Erleichterung der Schwanger- 
schaftsunterbrechung gesprochen. F. 


Th. Fürst (München), Vererbungsgesetze und ärztliche Ehe- 

beratung. Otto Gmelin, München 1927. 64 S., # 2,—. 

Die Schrift erfüllt ihrenZweck, werbend und vorbereitend für 
die Errichtung von Eheberatungsstellen zu wirken, vollauf. Die 
Ausführungen sind klar und leicht verständlich. Sie werden 
dankbare Leser finden. F. 


E. Roesle (Berlin), Das Geschlecht Bürger. Als Manuskript ge- 

druckt. Berlin 1925. 

Die Schrift schildert an Hand ausführlicher Sippschafts- 
tafeln die Schicksale einer schwäbischen Familie von 1600— 
1925. Über die rein interne Bedeutung einer solchen Schrift für 
die Familienangehörigen selbst hinaus steckt ein gut Stück 
Kulturgeschichte in solchen Darstellungen. In Abweichung von 
manchen anderen familienkundlichen Veröffentlichungen hat 
R. statistische Zusammenfassungen gebracht, welche zeigen, 
daß bei entsprechendem Umfang der Stammbäume sehr wohl 
Aufschlüsse über die Erbanlagen auch einzelner Familien zu er- 
warten sind. Es wäre sehr zu wünschen, daß mehr als bisher 
diese private Forschertätigkeit sich einbürgerte und in gleich 
guter Weise wenigstens einer beschränkten Zahl von Inter- 
essenten das Ergebnis zugänglich gemacht würde. Wir würden 
gerade für die Kenntnis normaler Erbanlagen wertvolle Daten 
erhalten. F. 

Brügger (Emden), Familiäres Vorkommen von Leukämie. 
Münch. med. Wochenschr., Jg. 74, S. 683—684. 1927. Be- 
schreibung eines Falles; es starben 3 Kinder derselben Mutter 
an Leukämie, ferner ein Kind von Mutterschwester., F. 


S. Wellisch (Wien), Zur Blutgruppenbestimmung der 
Münchener Bevölkerung. Münch. med. Wochenschr., Jg. 74, 
S. 639. 1927. Ausführungen über die Berechnung der Werte 
von p, q und r. Auf Grund dieser findet man- für München: 
Gruppe AB = 4,4, A = 38,5, B = 11,5, 0 = 45,6%. F. 

Th. Fürst (München), Blutgruppenuntersuchungen in der 
Münchener Bevölkerung. Münch. med. Wochenschr., Jg. 74, 
S. 640. 1927. Bevor auf mathematischem Wege Mittelzahlen 
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wie die von Wellisch errechnet werden, ist es nötig, sich über 
die technischen Grundlagen der Untersuchung zu einigen. F. 
A. Dworetzky (Moskau), Ehe und Familie in Sowjetrußland. 
Münch. med. Wochenschr., Jg. 74, S. 596—600. 1927. Bericht 
über die gesetzlichen Bestimmungen, deren Nachlesung emp- 
fohlen sei. F. 
W. Siemens (München), Vererbungsilehre, Rassenhygiene und 
Bevölkerungspolitik. J. F. Lehmann, München 1926. 
Stärker noch als in den vorhergehenden Auflagen ist auf die 


rassenhygienische Bedeutung der Vererbungslehre in dieser 
Auflage eingegangen. Aus dem theoretischen Erblichkeits- 
forscher ist der Hygieniker geworden, der die Schlüsse aus 
seinen Forschungen praktisch zu ziehen weiß. Die Zusammen- 
fassung der aus der Erblichkeitsforschung für die hygienische 
Praxis notwendigen Dinge ist sehr geschickt und die textliche 
Fassung so gut verständlich geschrieben, daß der gebildete Laie 
durch das Büchlein leicht in dieses wichtige Gebiet hinein- 
kommt. Kohlrausch (Berlin). 


T A G U N GEN 


Gründungsversammlung der Vereinigung öffentlicher Ehe- 
beratungsstellen. 
Berlin, 12. Juni 1927. 

Unter dem Vorsitz des Berliner Stadtmedizinalrats Professor 
Dr. v. Drigalski fanden sich am 12. Juni im Hauptgesund- 
heitsamt der Stadt Berlin eine Anzahl an Praxis und Theorie 
der Eheberatung interessierter Persönlichkeiten zu einer Kund- 
gebung zusammen. Nach einleitenden Worten des Vorsitzenden 
berichtete Stadtarzt Dr. Korach (Berlin) über die vorbereiten- 
den Arbeiten zur Gründung einer „Vereinigung öffentlicher 
Eheberatungsstellen‘‘. Sie bezweckt nach dem Satzungsentwurf 
die Förderung und Durchführung der Eheberatung, die Er- 
kenntnis der besten Arbeitsmethoden, den Austausch von Er- 
fahrungen und die Verwertung des Materials. Dies soll erreicht 
werden durch Fühlungnahme mit Behörden und gesetzgeben- 
den Körperschaften, durch gemeinsames Arbeiten mit anderen 
Organisationen auf dem Gebiete der hygienischen Volksauf- 
klärung, durch regelmäßige Konferenzen, Abhaltung von Fort- 
bildungskursen, Anlegung eines Archivs, Veröffentlichungen über 
die Fortschritte auf dem Gebiet der Eheberatung, Vereinheit- 
lichung des Betriebs und der Propaganda. Mitglied kann jede 
von einer juristischen Person des öffentlichen Rechts verwaltete 
oder beaufsichtigte Eheberatungsstelle werden, aber auch 
interessierte und zur Mitarbeit qualifizierte Einzelpersonen. 
Privatdozent Dr. Fetscher (Dresden) berichtete sodann über 
seine Erfahrungen in der von ihm geleiteten Dresdener Ehe- und 
Sexualberatungsstelle. Als wichtigste Aufgabe des Eheberaters, 
auch in bevölkerungspolitischer Hinsicht, bezeichnete der Vor- 
tragende die Erbprognose, welche aber bei den mangelnden 
familienkundlichen Unterlagen heute noch auf große Schwierig- 
keiten stößt. Deshalb schlägt Fetscher die Einrichtung ‚‚erb- 
biologischer Landesstellen‘‘ vor. Dr. Scheumann (Berlin) 
ging auf die Problematik der Eheberatung ein. Er sieht in der 
Eheberatung persönliche Gesundheitsberatung während der 


biologischen Fortpflanzungsperiode und unterscheidet Puber- 
tätsberatung zur Vorbereitung auf die Ehe, Heiratsberatung 
zur Gesundheitsfeststellung bei der Eheschließung und Ehe- 
stands- oder Familienberatung zur Gesunderhaltung der Ehe. 
Der Vortragende warnte vor der Überschätzung des Heirats- 
zeugnisses, für das er eine vorsichtige Fassung empfiehlt, und 
bezeichnete die Erweckung hygienischen Feingefühls als wich- 
tige Aufgabe. Dr. Kautsky (Wien) konnte über seine Er- 
fahrungen auf Grund fünfjähriger Arbeit Bericht erstatten. 
Besonders bemerkenswert ist, daß sich in Wien gegen die Ehe- 
beratungsstellen nirgendwo ein Widerstand geltend machte. 
Der Vortragende betonte, daß neben der Beratung im Sprech- 
zimmer des Eheberaters die sexualhygienische Volksbelehrung 
für die Förderung der Ziele der Eheberatung von größter Wich- 
tigkeit sei. Professor Grotjahn (Berlin) behandelte die Frage 
der Geburtenregelung in der Eheberatungsstelle vom bevölke- 
rungspolitischen Standpunkt. Er fürchtet für den Bestand der 
Bevölkerung angesichts der fortschreitenden Geburtenpräven- 
tion. Dr. Else Hildebrandt (Berlin) betonte die Schwierig- 
keit der Eheberatung für die geistig eingestellten Jugendlichen 
aus ihrer Erfahrung als Dozentin der Volkshochschule Groß- 
Berlin. Frau Dr. Poll-Cords (Hamburg) berichtete über er- 
folgreiche Arbeit auf dem Gebiete der sexualhygienischen 
Volksbelehrung in der Hamburger Volkshochschule. Zum 
Schluß faßte Professor Poll (Hamburg), der als einer der ersten 
in Deutschland Eheberatung getrieben hat, die wichtigsten 
Gesichtspunkte noch einmal zusammen und forderte in schwung- 
vollen Worten zur Sammlung aller Kräfte auf. Dementspre- 
chend wurde die Gründung der Vereinigung vollzogen mit 
v. Drigalski und Poll als Vorsitzenden. Dem Vorstand 
gehören weiter an Fetscher, Korach, Stadtobermedizinalrat 
Pötter (Leipzig), Professor Raecke (Frankfurt a. M.), Scheu- 
mann, Amtsgerichtsrat Dr. Schubart (Berlin), Landesrat 
Dr. Wilhelm (Hannover). Scheumann (Berlin). 


NACHRICHTEN AUS DER ÖFFENTLICHEN 
GESUNDHEITSPFLEGE 


Redigiert von Oberregierungsrat Professor Dr. B. MÖLLERS, Berlin NW 87, Klopstockstraße 18. 


Die obligatorische Leichenschau in Deutschland. 
Von E. HESSE, Berlin. 


Unter Leichenschau oder Totenschau versteht man 
die auf behördliche Anordnung erfolgende Unter- 
suchung einer Leiche durch sachkundige Personen. Sie 
hat als Aufgabe die einwandfreie Feststellung des ein- 
getretenen Todes sowie die Ermittelung der Todes- 
ursache ; hierdurch soll einmal die Möglichkeit, Schein- 
tote zu begraben !), ausgeschlossen, ferner eine Hand- 
habe geboten werden, durch verbrecherische Hand- 
lungen herbeigeführte Todesfälle aufzudecken. Endlich 
aber hat die Leichenschau den besonderen Zweck, die 
durch die verschiedenen Krankheiten bedingte Sterb- 
lichkeit sowie besondere, mit Ort oder Beruf im Zu- 
sammenhang stehende Todesursachen zu ermitteln 
und den Ausbruch seuchenartiger Krankheiten mög- 
lichst frühzeitig festzustellen. Für die Medizinal- 
statistik können demnach durch eine allgemeine 
Leichenschau ungemein wertvolle Unterlagen ge- 
wonnen werden. Es liegt auf der Hand, daß dem letzt- 
genannten, für die gesamte Volksgesundheitspflege 
hochbedeutsamen Zweck nur eine durch Ärzte aus- 
geführte Leichenschau gerecht werden kann und daß 
es besonders wichtig sein müßte, wenn eine Besich- 
tigung durch den Arzt vorgenommen werden würde, 
der den Verstorbenen wegen der zum Tode führenden 
Krankheit behandelt hat. 

Trotzdem es sich also bei der behördlichen Leichen- 
schau um eine medizinisch, juristisch und sozial- 
hygienisch hochbedeutsame Angelegenheit handelt, 
sind die einschlägigen Vorschriften in den verschie- 
denen Kulturländern sehr abweichend voneinander 
und, abgesehen von Österreich, meist recht unzu- 
reichend. 

Auch im Deutschen Reiche gibt es bisher keine all- 
gemeine obligatorische Leichenschau, trotzdem be- 
reits im Jahre 1875 dem Reichstage ein diesbezüglicher 
Gesetzentwurf vorgelegt worden ist und es auch in der 
Folge nicht an dahingehenden, besonders von der 
Ärzteschaft gegebenen Anregungen gefehlt hat2). So 

1) Da in den meisten deutschen Ländern eine Beerdigung im 
allgemeinen erst nach Ablauf von 72 Stunden nach dem Tode 
stattfinden darf, kann diese Gefahr in Deutschland nur sehr ge- 
ring sein. 

2) Vgl. Schwalbe, Der jetzige Stand der obligatorischen 


Leichenschau in Deutschland. Deutsche med. Wochenschr. 
1909, S. 1154 und 1192. 


kam der deutsche Ärztetag 1900 zu folgendem Be- 
schluß: ‚Die gesetzliche Einführung der obligatori- 
schen Leichenschau ist im Interesse der Volkswohlfahrt 
eine Notwendigkeit. Die Leichenschau ist von in 
Deutschland approbierten Ärzten auszuführen.“ Aber 
allen diesen Bemühungen, die auch seitens der Landes- 
regierungen unterstützt wurden, ist ein Erfolg bisher 
versagt geblieben, da sich der Reichstag aus vor- 
wiegend finanziellen Gründen ablehnend verhalten hat. 

Nur in gewissen Sonderfällen ist auf reichsrecht- 
lichem Wege eine Grundlage gegeben, die amtliche 
Leichenschau behördlicherseits anzuordnen. So kann 
nach $ 10 des Gesetzes, betreffend die Bekämpfung ge- 
meingefährlicher Krankheiten (Reichsseuchengesetz) 
vom 30. VI. 1900 ‚für Ortschaften und Bezirke, welche 
von einer gemeingefährlichen Krankheit befallen 
oder bedroht sind, durch die zuständige Behörde an- 
geordnet werden, daß jede Leiche vor der Bestattung 
einer amtlichen Besichtigung zu unterwerfen ist.‘ 
Eine ärztliche Leichenschau wird indes für diese Fälle 
nicht gefordert. Ferner ist auf Grund früherer Bun- 
desratsbeschlüsse, die durch ein Rundschreiben des 
Reichsministers des Innern vom 23. Juni 1919 ab- 
geändert und ergänzt wurden, eine Anweisung er- 
gangen, daB die Beförderung von Leichen auf 
den Eisenbahnen nur erfolgen darf nach Bei- 
bringung eines Leichenpasses, für den neben anderen 
Ausweisen eine nach Anhörung des behandelnden 
Arztes ausgestellte Bescheinigung über die Todes- 
ursache gefordert wird. Eine meist durch den beamte- 
ten Arzt vorzunehmende Besichtigung ist endlich not- 
wendig bei den Leichen, die einer Feuerbestattung 
unterzogen werden sollen. Sie ist zwar nicht auf reichs- 
gesetzlichem Wege angeordnet, denn ein Feuerbe- 
stattungsgesetz für das Reich konnte trotz wiederholter 
dahingehender Anträge bisher noch nicht erwirkt 
werden ; da jedoch in allen Ländern, in denen Krema- 
torien bestehen, der oben bezeichnete Ausweis ver- 
langt wird, so erfolgt tatsächlich im gesamten Reichs- 
gebiet die Leichenverbrennung nur nach vorausge- 
gangener ärztlicher Leichenschau. 

Abgesehen von den eben genannten besonderen Um- 
ständen wird die Frage der Leichenschau nur auf 
landesrechtlichem Wege geregelt und hat dement- 
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sprechend in den einzelnen Ländern des Deutschen 

Reiches eine sehr verschiedenartige Behandlung er- 

fahren. Nach der Art ihrer Durchführung läßt sich die 

Handhabung der Leichenschau in den einzelnen Län- 

dern nach folgenden Gesichtspunkten gliedern: 

l. Es besteht eine allgemeine obligatorische 
Leichenschau in Bayern, Württemberg, Baden, 
Hessen, Hamburg, Bremen, Waldeck, Schaumburg- 
Lippe sowie in einigen Gebietsteilen von Thüringen; 
die Einrichtung einer allgemeinen, durch besonders 
verpflichtete und angestellte Leichenfrauen vorzu- 
nehmenden Leichenschau ist ferner getroffen in 
Sachsen. 

2. Eine obligatorische Leichenschau ist nur für 
gewisse Städte, Kreise oder dergleichen ein- 
geführt in Preußen, Mecklenburg-Schwerin, Olden- 
burg, Braunschweig, Anhalt und Lübeck. 

3. Eine obligatorische Leichenschau fehlt ganz 
in den Ländern Mecklenburg-Strelitz und Lippe. 
Die in den einzelnen Ländern in bezug auf die 

Leichenschau getroffenen Regelungen sind in ihren 

Grundzügen nachstehend zusammengefaßt. 

In Preußen ist es den Verwaltungsbezirken über- 
lassen, auf die Leichenschau bezügliche Anordnungen 
zu treffen. Sie ist eingeführt im Landespolizeibezirk 
Berlin, in der Rheinprovinz, in Sigmaringen sowie in 
den Regierungsbezirken Kassel und Arnsberg, ferner 
in etwa 30 Kreisen, 455 Städten, 92 Amtsbezirken und 
268 Landgemeinden und muß ausnahmslos durch 
Ärzte vorgenommen werden. Im preußischen Gesetz, 
betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krank- 
heiten vom 28. VIII. 1905 ist weiterhin eine Grundlage 
dafür gegeben, im Polizeiverordnungswege eine mög- 
lichst durch den Arzt vorzunehmende Leichenschau 
anzuordnen in solchen Orten und Bezirken, die von 
Milzbrand, Rotz, Ruhr oder Typhus befallen sind. 
Das Landesrecht schreibt ferner eine Leichenschau 
vor, wenn eine Beerdigung vor Ablauf der gesetzlichen 
Frist von 72 Stunden stattfinden soll. 

In Bayern war die zwangsweise erfolgende Leichen- 
schau bereits im Jahre 1760 bekannt. Die zunächst 
nur für einige Landesteile gültigen Vorschriften sind 
in den für ganz Bayern maßgebenden, durch nach- 
trägliche Verordnungen vom 13. VIII. 1920 und vom 
27. VIII. 1921 ergänzten oberpolizeilichen Vorschriften 
über die Leichenschau vom 20. XI. 1885 zusammen- 
gefaßt worden. Danach soll die in der Regel einmal 
vorzunehmende Leichenschau, für die neben ärztlichen 
auch nichtärztliche Leichenschauer zugelassen sind, 
möglichst innerhalb eines Zeitraumes von 8—24 Stun- 
den nach erfolgtem Tode stattfinden, auf jeden Fall 
aber vor einer etwaigen Überführung einer Leiche in 
das Leichenhaus. 
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In Sachsen erfolgt die Leichenschau nach dem Ge- 
setz, betreffend die Leichenbestattungen und die Ein- 
richtung des Leichendienstes vom 20. VII. 1850 durch 
besonders bestellte Leichenfrauen (Heimbürginnen), 
die nach einer für sie erlassenen Dienstanweisung 
(vom 7. IV. 1911) zu verfahren haben. Die letzten er- 
gänzenden Bestimmungen über die Leichenschau sind 
enthalten in den Verordnungen des Ministeriums des 
Innern vom 19. VIII. 1920, vom 6. V. 1921 und vom 
12. VII. 1926. Diese Bestimmungen beziehen sich je- 
doch nicht auf die Städte Leipzig und Chemnitz, für 
die eine ärztliche Leichenschau angeordnet ist. 

In Württemberg geben die Verordnung betreffend 
die Leichenschau, die Leichenöffnung und das Be- 
gräbnis vom 24. I. 1882 und der Erlaß betreffend 
Führung der Leichenregister vom 14. II. 1909 die 
entsprechenden Vorschriften. Auch Nichtärzte sind 
zur Ausführung der Leichenschau befugt. 

In Baden wird die allgemeine, durch nichtärztliche 
Sachkundige auszuführende Leichenschau geregelt 
durch eine Verordnung, betreffend die sanitätspolizei- 
lichen Maßregeln vom 16. XII. 1875; diese wurden 
durch weitere Verordnungen vom 23. IX. 1893 und 
vom 16. XII. 1909 ergänzt. 

Für Thüringen hat eine einheitliche Regelung der 
Leichenschau seit der durch den Gemeinschaftsvertrag 
vom 4. I. 1920 erfolgten Bildung des Landes noch nicht 
stattgefunden. Es sind daher die für die einzelnen Ge- 
bietsteile erlassenen früheren Bestimmungen noch in 
Kraft. Diese besagen für Sachsen-Weimar, daß alle 
Leichen durch Leichenfrauen besichtigt werden müssen 
(Bekanntmachung vom 11. VII. 1811 und vom 4. VIII. 
1851), für Sachsen-Meiningen, daß eine Leichen- 
schau (ärztlich und nichtärztlich) stattzufinden hat 
(Gesetz vom 22. V. 1838 und Ministerialerlasse vom 
19. IT. 1895 und vom 3. II. 1902), für Sachsen- 
Altenburg, daß eine Leichenschau durch Leichen- 
frauen obligatorisch ist (Verordnung vom 24. IV. 1857); 
für Gotha ist durch Verordnung vom 17. I. 1892 die 
schon früher eingeführte nichtärztliche Leichenschau 
neu geregelt worden. In den früheren Fürstentümern 
Reuß ist eine ärztliche Leichenschau vorgeschrieben 
in den Städten Gera, Greiz, Hirschberg, Zeulenroda, 
dem Dorfe Triebes, sowie in den Bezirken Gera und 
Greiz für die Landgemeinden mit mehr als 1000 Ein- 
wohnern (Ortsstatute vom 20. VII. 1886). Im übrigen 
wird auf Grund der Verordnungen vom 9. I. 1836 
und vom 10. VIII. 1852 die Leichenschau von be- 
sonders verpflichteten Leichenfrauen ausgeübt. In 
Schwarzburg-Rudolstadt ist durch Verordnung 
vom 24. II. 1904 nur bei den vor dem Tode ärzt- 
lich behandelten Personen die Leichenschau vorge- 
schrieben. 


In Hessen wird die Ausübung der Leichenschau 
durch den Ministerialerlaß vom 18. II. 1841 und 
durch das Gesetz vom 22. VII. 1905 geregelt; sie ist 
obligatorisch und muß durch Ärzte vorgenommen 
werden. 

Hamburg hat eine obligatorische, durch Ärzte aus- 
zuführende Leichenschau, deren Einzelheiten durch 
entsprechende Vorschriften der Ärzteordnung vom 
21. XII. 1894 und der Medizinalordnung vom 29. XII. 
1899 geregelt werden. 


In Mecklenburg-Schwerin wird eine Zwangs- 
leichenschau nur in den Städten auf Grund einer 
Verordnung vom 17. V. 1816 vorgenommen und 
zwar durch Leichenfrauen ; diese Bestimmungen 
sind für die Städte Rostock und Warnemünde 
dahin erweitert, daß bei gestorbenen Kindern unter 
15 Jahren eine ärztliche Leichenschau vorzunehmen 
ist, falls eine ärztliche Behandlung nicht stattge- 
funden hatte. 

In Oldenburg ist eine Leichenschau und zwar 
durch Ärzte nur vorgeschrieben in den Städten Olden- 
burg und Birkenfeld. 


In Braunschweig besteht keine allgemeine 
Zwangsleichenschau, dagegen ist eine solche, von 
Ärzten vorzunehmende für die 14 Städte des Landes 
angeordnet. 


In Anhalt wird ebenfalls nur in einigen Städten 
(Dessau, Ballenstedt und Cöthen) eine (ärztliche) 
Leichenschau verlangt, in der Stadt Zerbst und dem 
früheren Bernburger Landesteil eine solche durch 
Leichenwäscherinnen. 


In Bremen ist für das Stadtgebiet die ärztliche 
Zwangsleichenschau eingeführt durch ein Gesetz vom 
18. IX. 1871, sie wird weiterhin geregelt durch den 
§ 49 der Medizinalordnung vom 2. VI. 1901. Im Land- 
gebiet beschränkt man sich auf eine nichtärztliche 
Leichenschau. 


In Lübeck besteht keine organisierte Leichenschau, 
jedoch finden Beerdigungen nur auf Grund ärztlicher 
Todeszeugnisse statt (Verordnung vom 20. IX. 1834). 
Für Travemünde und die Landgemeinden gilt das dies- 
bezügliche Gesetz vom 20. IV. 1891. 


In Waldeck ist durch die Polizeiverordnung vom 
22. VI. 1926 und in Schaumburg-Lippe durch die 
Verordnung der Landesregierung vom 28. I. 1925 
die ärztliche Leichenschau obligatorisch eingeführt 
worden. 

Die ärztliche Leichenschau wird in der Regel nur 
einmal vorgenommen, während die nichtärztliche, 
die von besonders ausgebildeten Laien ausgeführt 
wird, in einigen Ländern zweimal zu erfolgen hat, und 
zwar vor Ablauf von 24 Stunden nach dem Tode und 
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kurz vor der Beerdigung. Für die Leichenbeschauer 
sind in den meisten Ländern besondere Dienstan- 
weisungen erlassen worden, in denen ihre Aufgaben 
(Feststellung der Todesart und der Todesursache, er- 
forderlich werdende Hilfsmaßnahmen bei Scheintod 
und anderes) behandelt werden. In einigen Ländern, 
so zum Beispiel in Sachsen, wo die Leichenschau durch 
verpflichtete Leichenfrauen wahrgenommen wird, dür- 
fen diese die Beerdigung erst dann gestatten, wenn 
nach 72 Stunden deutliche Zeichen von Leichenfäulnis 
bemerkbar werden. Fehlen diese Erscheinungen, be- 
stehen Zweifel am tatsächlich erfolgten Tode, liegt der 
Verdacht eines gewaltsamen Todes vor, handelt es 
sich um Schwangere (Rettung des Kindes!) oder um 
Personen, die früher an Ohnmachten oder Krämpfen 
gelitten haben, so ist ein Arzt zur Leichenschau heran- 
zuziehen. Über das Ergebnis der erfolgten Leichen- 
schau ist ein Beschauschein nach vorgeschriebenem 
Muster auszustellen, auf Grund dessen die Genehmi- 
gung zur Beerdigung erteilt wird. Für die ärztliche 
wie für die nichtärztliche Leichenschau werden be- 
stimmte Gebühren erhoben, deren Höhe unter Be- 
rücksichtigung der näheren Umstände behördlicher- 
seits festgesetzt ist. 


Bei der außerordentlich großen Bedeutung, die der 
Leichenschau aus den verschiedensten, bereits oben 
erwähnten Gründen beizumessen ist, muß es als 
dringend erforderlich bezeichnet werden, daß diese 
Frage für das gesamte Reich eine baldige und ein- 
heitliche Regelung findet; eine solche muß die all- 
gemeine Einführung der obligatorischen ärzt- 
lichen Leichenschau zum Ziele haben! 


Zusammenfassung. 


Zahlreiche, bereits seit Jahrzehnten unternommene 
Versuche, eine einheitliche Regelung der Leichenschau 
im Deutschen Reiche auf reichsrechtlichem Wege her- 
beizuführen, sind bisher bedauerlicherweise ohne Er- 
folg geblieben ; sie sind vornehmlich an den durch den 
Reichstag verursachten Schwierigkeiten gescheitert. 
Nur in gewissen, besonders gearteten Fällen kann auf 
Grund reichsgesetzlicher Vorschriften eine Leichen- 
schau angeordnet oder gefordert werden. Im übrigen 
kommen landesrechtliche Bestimmungen in Frage, die 
für die einzelnen Länder sehr verschieden sind. 
Während für eine Reihe von Ländern eine allgemeine, 
durch Ärzte oder Nichtärzte ausgeführte Leichenschau 
vorgeschrieben ist, sind in anderen einschlägige Be- 
stimmungen nur für einzelne Städte, Provinzen oder 
kleinere Verwaltungsbezirke erlassen. Es gibt endlich 
Länder, in denen eine obligatorische Leichenschau bis- 
her ganz fehlt. 
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NACHRICHTEN AUS DER ÖFFENTLICHEN GESUNDHEITSPFLEGE 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Das Gesundheitswesen im Haushaltsplan 
des Deutschen Reiches und Preußens. 
Deutsches Reich. 


In dem Haushaltsentwurf des Reichsministeriums des 
Innern für das Rechnungsjahr 1927 finden sich die nach- 
stehenden Beträge: 

a) Allgemeine Bewilligungen für Bildung 
und Schule: 
Zur Förderung des Turn- und Sportwesens(Unter- 

stützung der großen, das gesamte Turn-, Sport- 

und Wanderwesen umfassenden Reichsver- - 

bände sowie Unterstützung vorbildlichersport- 

licher Einrichtungen) 1000000 .# 
(wie i. Vorjahr) 
Förderung der auf sittliche Hebung des Volkes, 

insbesondere der Jugend, gerichteten Bestre- 

bungen, soweit sie allgemeine Bedeutung 

haben (Förderung von Einrichtungen und 

Vereinigungen der Wohlfahrtspflege, beson- 

ders der Jugendwohlfahrt) 


CE er 0 080.20 0882 2 0082050“ 


300000 .K 
(wie i. Vorjahr) 


b) Gesundheitswesen: 

Förderung der auf gesundheitliche Hebung des 
Volkes, insbesondere der Jugend, gerichteten 
Bestrebungen von allgemeiner Bedeutung, 
namentlich auch der gesundheitlichen Säug- 
lings-, Kleinkinder- und Krüppelfürsorge sowie 
der hygienischen Volksbelehrung 500000 .# 

(wie i. Vorjahr) 

Beitrag des Reichs zu den Aufwendungen 
Preußens für die zur Abwehr der Rinderpest an 
der Östgrenze angestellten Landjägereibeamten 


200000 f 
(wiei. Vorjahr) 
Zur Bekämpfung des Alkoholismus und der mit 

dem Alkoholismus zusammenhängenden Ge- 

sundheitsschäden (Tuberkulose, Geschlechts- 

krankheiten, Psychopathen- und Geistes- 

krankenfürsorge) 1800000 .# 
(wie i. Vorjahr) 
Unterhaltung der deutschen und fremdländischen 


Krießsgräber uns: 2: Bee 810000 .K 
Im ordentlichen Haushalt betragen die Kosten 
des Reichsgesundheitsamts an Besoldungen, 
persönlichen und sachlichen Ausgaben ..... 1440981 $ 
(im Vorjahr 1303083 .#) 


An einmaligen Ausgaben sind für das Gesundheitswesen beim 
Haushalt des Reichsministeriums des Innern für das Jahr 1927 
vorgesehen: 

Zur Förderung der Erforschung und Bekämpfung 


menschlicher Krankheiten................- 200000 ‚# 
(200000 .#) 
Beitrag zu den Unterhaltungskosten einer An- 
stalt für die Bekämpfung der Säuglingssterb- 
lichkeit im Deutschen Reich (Gesamtkosten 
vom Reich zu ?/,, von Preußen zu ?/, ge- 
Tage) Arien rar 240000 44 
(180000 ft) 
Zur Förderung der Erforschung und Bekämpfung 
tierischer Krankheiten. ................... 100000 4€ 


(50000 .#) 


TEE lull aI a. 


Außerdem sind zur Förderung der Erforschung und Be- 
kämpfung der Maul- und Klauenseuche einmalig .46 500000 vor- 
gesehen. 

Für besondere Wissenschaftsaufgaben der Notgemeinschaft 
der Deutschen Wissenschaft auf den Forschungsgebieten der 
nationalen Wirtschaft, der Volksgesundheit und des Volks- 
wohls sind 3 Millionen Mark bestimmt. 


Beim Haushalt des Reichsarbeitsministeriums für das 
Jahr 1927 sind als allgemeine Bewilligungen für die Zwecke der 
Sozialversicherung vorgesehen als Belastung des Reichs aus Zu- 
schüssen zu den Renten der Invalidenversicherung 209800000 .f£& 
(Im Jahre 1927 werden voraussichtlich für 1900000 Invaliden- 
renten und 340000 Witwen- und Witwerrenten Zuschüsse von 
je 72 4t jährlich sowie für 1070000 Waisenrenten von je 36 46 
zu zahlen sein.) 

Die Durchführung der Unfallversicherung in Reichsbetrieben 
erfordert 1407000 it (An Rentenempfängern waren im Jahre 
1925 4102 vorhanden.) 


Für Wochenhilfe waren im Jahre 1926 20 Millionen Mark vor- 
gesehen, welche für das Jahr 1927 auf 25 Millionen Mark erhöht 
werden mußten, da der Betrag nicht ausreichte. 


Der Anteil des Reichs an den Unterhaltungskosten des Inter- 
nationalen Arbeitsamts in Genf ist auf 490000 .#, die Teil- 
nahme an dessen Beratungen auf 42000 .it veranlagt. Für eine 
Tagung des Verwaltungsrats in Berlin sind 30000 .ft vorge- 
sehen. 

Für die Untersuchung und Förderung der Gesundheits- und 
Arbeitsverhältnisse von Arbeitnehmern einschließlich der Unter- 
stützung von Einrichtungen zur Untersuchung und Verhütung 
von Unfallgefahren, insbesondere im Bergbau, sind 150000 .# 
bestimmt. 


Die Ausgaben für die unterstützende Erwerbslosenfürsorge 
sind für das Jahr 1927 auf 450 Millionen Mark, die der produk- 
tiven Erwerbslosenfürsorge auf 130 Millionen Mark (gegenüber 
100 Millionen Mark im Vorjahr) festgesetzt worden. Außerdem 
sind 130 Millionen Mark für die Beschaffung von Arbeitsgelegen- 
heit für Erwerbslose durch Förderung wirtschaftlich wertvoller 
Arbeiten bestimmt. 


Für sonstige soziale Maßnahmen, Fürsorge für reichs- 
deutsche Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene im Aus- 
land (350000 .f6), Unterstützungen an das als invalide ausge- 
schiedene Arbeiterpersonal früherer Heeres- und Marinebetriebe 
(13260000 .4#£) und andere sind 12653000 .ft vorgesehen. Als 
Unterstützungempfänger kommen für das Arbeiterpersonal 
der genannten Betriebe 14600 Invaliden und 9500 Hinter- 
bliebene in Betracht. 

Die reichseigenen Versorgungskuranstalten erfordern einen 
Zuschuß von 1095000 .% für die Beköstigung und von 335000 .# 
für Arzneien, Verband- und Kurmittel. 


Zur wissenschaftlichen Fortbildung der im Versorgungsweseı 
tätigen Ärzte sind 50000 ‚#£ vorgesehen. 


Die Verwaltungskosten der Hauptfürsorge- und Fürsorge- 
stellen für die Festsetzung und Auszahlung der Zusatzrenten 
($ 88—95 des Reichsversorgungsgesetzes vom 31. VII. 1925) 
betragen 3500000 46. 


Zur Unterstützung von Einrichtungen und Anstalten, welche 
die Aufgaben des Reichs auf dem Gebiete der Heilfürsorge zu 
fördern imstande sind, sieht der Ordentliche Haushalt des 
Reichsarbeitsministeriums für 1927 470000 4 vor. 
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Für die Ergänzung und gründliche Instandsetzung der Ge- 
räteausstattungen der Hauptversorgungsämter, Versorgungs- 
ämter, Orthopädischen Versorgungsstellen und versorgungs- 
ärztlichen Untersuchungsstellen ist als 1. Teilbetrag 500000 .ft, 
für die Ergänzung der Röntgeneinrichtungen bei den äfrzt- 
lichen Versorgungsdienststellen sind 175000 4 vorgesehen. 

Im Außerordentlichen Haushaltsetat werden vom Reichs- 
arbeitsministerium zur Förderung des Baues von Wohnungen 
15 Millionen Mark angefordert, da eine Wohnungsbedarfs- 
erhebung vom 1. I. 1926 die Zahl der wohnungslosen Reichs- 
beamten und -bediensteten der Hoheitsverwaltungen ein- 
schließlich der Wehrmacht noch auf rund 14000 Köpfe fest- 
gestellt hat. 

Zur Förderung des landwirtschaftlichen Siedlungswerkes in 
den dünnbevölkerten Gebieten ist für 1927 ein zweiter Teil- 
betrag von 50 Millionen Mark vorgesehen. 


In dem Haushalt für Versorgung und Ruhegehälter 
für das Jahr 1927 finden sich als Versorgungsgebührnisse 
für frühere Angehörige der Wehrmacht 649,9 Millionen Mark, 
davon entfallen auf das alte Heer 599,8 Millionen Mark und 
die neue Wehrmacht 47 Millionen Mark. 


Die Zahl der Militärrentenempfänger (Kriegsbeschädigten 
und Altrentner) beträgt 786660, der unterstützten Witwen 
370981, der Waisen 917890 und der Eltern 225162. 


Die Versorgungsgebührnisse für Hinterbliebene von früheren 
Angehörigen der Wehrmacht erfordern 684,1 Millionen Mark. 
Für die Heilbehandlung der Militärrentenempfänger und da- 
mit zusammenhängende Ausgaben sind 31,9 Millionen Mark 
vorgesehen; als Beihilfen an kriegsbeschädigte Militärpersonen, 
die keinen gesetzlichen Anspruch auf kostenlose Heilbehand- 


lung haben, 400000.# und zur Beseitigung von Härten 1,95 Mil- 


lionen Mark. 

Die Kosten der Versorgung nach dem Kriegs-Personen- 
schädengesetz vom 30. VI. 1923 werden für das Jahr auf 
2280000 .# angesetzt. Es wird mit einer Zahl von 1200 Be- 
schädigten, 1300 Witwen, 1400 Waisen, 150 Elternteilen und 
50 Elternpaaren gerechnet. 

Der Gesamthaushalt der Militärversorgung 
1465823000 .# gegenüber 1555485000 .# im Vorjahr. 


In dem Haushalt der Allgemeinen Finanzverwaltung 
sind zur Gewährung von Wohlfahrtsrenten an Anstalten und Ein- 
richtungen der freien und kirchlichen Wohlfahrtspflege 7 1, Mil- 
lionen Mark, an Anstalten und Einrichtungen zur Förderung 
wissenschaftlicher Ausbildung und Forschung 21, Millionen 
Mark vorgesehen. 

Für Zwecke der Invalidenversicherung sind 40 Millionen, 
zur Linderung der durch die schwierige Wirtschaftslage be- 
dingten Not der Beamten (Notstandsbeihilfen in Krankheits-, 
Geburts- und Sterbefällen) 13 Millionen, zur Förderung von 
Anstalten und Einrichtungen der privaten Wohlfahrtspflege, 
die etwa 600000 Betten und über 100000 Pflegekräfte um- 
fassen, 21, Millionen und zur Unterstützung allgemeiner Ein- 
richtungen der Arbeitsfürsorge und Verschickung von Kindern 
zum Erholungsaufenthalt 2 Millionen Mark vorgesehen. 

Zur Schaffung von Wohnungen auf Rechnung des Reichs für 
Beamte, Angestelite und Arbeiter der Reichsverwaltungen sind 
10 Millionen Mark bestimmt. 

Die Ausgaben für die Kriegslasten belaufen sich im Ordent- 
lichen Haushalt auf 177,2 Millionen, im Außerordentlichen 
Haushalt auf 1799,6 Millionen Mark. 

Im Ordentlichen Haushalt des Reichswehrministeriums be- 
tragen die Kosten für das Kapitel Sanitätswesen beim Heere 
5944640 4, bei der Marine 1454210 4. 


beträgt 
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Preußen. 


Die Ausgaben für das öffentliche Gesundheitswesen in 
Preußen erscheinen einerseits im Haushaltsetat des Mini- 
steriums für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, anderer- 
seits in dem des Ministeriums für Volkswohlfahrt. 

Das Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 
enthält in seinem Haushalt die Ausgaben für die Universitäten 
und das Charite-Krankenhaus in Berlin. 

Die dauernden Gesamtausgaben für die preußischen Univer- 
sitäten einschließlich des Charité- Krankenhauses betragen 
42,9 Millionen Mark gegen 41,2 Millionen Mark im Jahre 1926. 
Die Mehrausgaben bestehen zum größten Teil aus Besoldungs- 
erhöhungen; ferner sind Mehrbewilligungen für sachliche Aus- 
gaben, Bauunterhaltung, Erweiterung der Bibliotheken usw. 
erfolgt. 

Das Charité-Krankenhaus in Berlin erhält einen Zuschuß 
von 2694220 ‚# (gegen 2483510 4 im Jahre 1926). 


Zur Pflege der Leibesübungen an den Universitäten sind 
100000 .ft, zur Ergänzung der Professorenbesoldung 600000 .#6, 
zu Beihilfen für Privatdozenten oder jüngere Gelehrte274290.#, 
für Vergütungen an außerplanmäßige Assistenten an den Uni- 
versitäten 1428600 4 und als Beihilfen und Unterstützungen 
für Studierende 125000 ft bestimmt. 


Zur Pflege der Leibesübungen an den Technischen Hoch- 
schulen sind 68150 .#. vorgesehen. 


Der Haushalt des Instituts für experimentelle Therapie in 
Frankfurt a. M. ist auf 201 290 4t, derjenige des Kaiser-Wilhelm- 
Instituts für experimentelle Therapie in Berlin-Dahlem auf 
16590 .# (1 Direktorengehalt), der des Kaiser-Wilhelm-Instituts 
für Biologie in Dahlem auf 33180 #4 (2 Direktoren) festgesetzt. 


An den 11 medizinischen Fakultäten der preußischen Uni- 
versitäten (Königsberg, Berlin, Greifswald, Breslau, Halle, 
Kiel, Göttingen, Münster, Marburg, Bonn und Frankfurt a. M.) 
sind 133 ordentliche und 86 außerordentliche Professoren mit 
einer Gesamtbesoldung von 1,7 Millionen Mark vorhanden. Die 
Universität in Köln und die medizinische Akademie in Düssel- 
dorf werden nicht vom preußischen Staat, sondern von den 
Stadtgemeinden unterhalten. 


An einmaligen Ausgaben sind für die Universitäten und 
das Charite-Krankenhaus zu baulichen Anlagen, zur Be- 
schaffung von Röntgenapparaten usw. 7,4 Millionen Mark vor- 
gesehen. Die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft zur Förderung der 
Wissenschaften erhält 850000 #4 Zuschuß. 


Für das Turnwesen (Preußische Hochschule für Leibes- 
übungen in Spandau) sind 432600 4 laufende und 153600 ft 
einmalige Zuschüsse bestimmt. 


An Besoldungen für beamtete Ärzte sind im Haushalt des 
preußischen Ministeriums für Volkswohlfahrt insgesamt 3,9 Mil- 
lionen Mark vorgesehen für 


17 Oberregierungs- und Medizinalräte (Besoldungsgruppe 
A XID, 
16 Regierungs- und Medizinalräte, 
5 Medizinalräte als Gewerbemedizinalräte, 
8 Medizinalräte als Hilfsarbeiter bei Regierungen, 
284 vollbesoldete Medizinalräte, 
142 nicht vollbesoldete Medizinalräte (darunter 17 als Ge- 
richtsärzte), 
10 Medizinalräte als Direktoren 
suchungsamtes, 
28 Medizinalassessoren. 
Außerdem befinden sich im Saargebiet 3 vollbesoldete und 
2 nichtvollbesoldete Medizinalräte und 1 Medizinalassessor. 
gge 


eines Medizinalunter- 
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Beim Etat des Ministeriums für Volkswohlfahrt 1927 sind die 
Mittel gegenüber dem Vorjahre nur wenig verändert worden. 

Zur Pflege der schulentlassenen Jugend sind 3,9 Millionen 
Mark, zur Fürsorge für die gefährdete und verwahrloste Jugend 
einschließlich der sozialen Kleinkinderfürsorge sind 400000 .ft, 
zu Zuschüssen an die Kommunalverbände zu den Kosten der 
gesetzlichen Fürsorgeerziehung 23 Millionen Mark, für soziale 
Hilfe an sittlich und sexuell gefährdete Personen 143450 .K 
bestimmt. 

Beim Kapitel „Allgemeine Volkswohlfahrt‘‘ sind als einmalige 
Ausgaben ein Unterhaltungszuschuß für das Potsdamer Große 
Waisenhaus von 250000 .%, Beihilfen zur Unterstützung der 
Wohlfahrtspflege und der öffentlichen Fürsorge 2,1 Millionen 
Mark, zur Unterbringung gesundheitlich gefährdeter und unter- 
ernährter Kinder auf dem Lande oder in Kinderheimen und für 
Wanderungen der Schuljugend 300000 .#, Zuschüsse für Wohl- 
fahrtsschulen von 252000 .#& und als außerordentliche Ver- 
stärkung der Mittel zur Förderung von Wohlfahrtseinrichtungen 
108000 ‚#6 vorgesehen. 


Ferner sind angesetzt: 


80000 ‚6 Kosten der amtlichen Besichtigungen der Apo- 
theken und Drogenhandlungen, 

für medizinalpolizeiliche Zwecke, 

für Zwecke der Hafen- und Schiffsüberwachung 
und Unterhaltung der Quarantäneanstalten in 
Swinemünde, Bremerhaven und Emden, 
Ausführung des Gesetzes, betreffend Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten, 

Kosten der ärztlichen Untersuchung der Kontroll- 
dirnen, 

Beihilfen zur Bekämpfung der Tuberkulose, 
Unterstützung des Bezirkshebammenwesens, 
Beihilfen zur Bekämpfung der Säuglings- und 
Kleinkindersterblichkeit, 

Zuschuß zu den Kosten der Medizinalunter- 
suchungsämter, 

Zuschuß für das Institut für Infektionskrank- 
heiten ‚Robert Koch‘, 

Ausgaben für die staatliche Nahrungsmittel- 
untersuchungsanstalt in Berlin, denen eine Ein- 
nahme von 199000 ‚#4 gegenübersteht, 


296000 f 
62500 f 
10000 .% 

120000 ‚fi. 

400000 .# 

5000 .% 

400000 .f¢ 

210275 .M, 


461027 .í¢ 


198682 MI 


125608 ‚I Zuschuß für die Landesanstalt für Wasser-, 
Boden- und Lufthygiene, 

40396 It Zuschuß für das Hygienische Institut in Lands- 
berg a. W., 

34374 ft Zuschuß für das Hygienische Institut in Beuthen 
O.-S. 


Als einmalige Ausgaben sind beim Kapitel ‚„Volksgesund- 
heit“ vorgesehen: 


45000 .# zur Abhaltung von Fortbildungslehrgängen für 
Medizinalbeamte, 

für die sozialhygienische Fortbildung der Ärzte 
und Zahnärzte sowie hygienische Volksbelehrung, 
für Unterhaltung eines Laboratoriums in Wies- 
baden zur Main-Wasseruntersuchung, 

für die bakteriologische Untersuchungsanstalt in 
Erfurt, 

Beihilfen zur Einführung gesundheitlicher Für- 
sorge in Schulen und für Zwecke der Schul- 
zahnpflege, 

Beihilfen zur Veranstaltung von Forschungen 
über Ursachen und Verbreitung der Krebskrank- 
heit, 


30000 AK 


2450) 1 


27000 fé 


40000 KH 


10000 .K 
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50000 ‚It zur Unterstützung der Beratungsstellen zur Be- 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten, 

für Untersuchungen im Institut „Robert Koch“ 
über den Schutzpockenimpfstoff und zur Er- 
forschung der epidemischen Encephalitis und der 
Tuberkulose, 

zur Anschaffung von Gefäßen zur Versendung 
bakteriologischen Untersuchungsmaterials, 

für Teilnahme der Medizinalbeamten an der Aus- 
bildung der Desinfektoren. 

Für Wohnungs- und Siedlungswesen sind 404277 ‚4, zur Be- 
kämpfung des Alkoholmißbrauchs und der mit diesem zu- 
sammenhängenden Gesundheitsschäden die vom Reich über- 
wiesenen 225000 .‚# in Aussicht genommen. Die Zuschüsse des 
Reichs zur Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des 
Wohnungswesens (staatlicher Anteil an der Hauszinssteuer) 
betragen 140,2 Millionen Mark. Die Gesamtausgaben des 
preußischen Ministeriums für Volkswohlfahrt belaufen sich als 
dauernde Ausgaben auf 38,0 Millionen, als einmalige Ausgaben 
auf 143,7 Millionen, denen 157,3 Millionen Mark Einnahmen 
gegenüberstehen. Der Gesamtzuschuß beträgt somit 24,4 Mil- 
lionen Mark. 


25000 {l 


15000 f 


3000 fi 


Allgemeines. 


Das Hörrohr. Zeitschrift für das Wartezimmer des Arztes. Ver- 
lag der Ärztlichen Mitteilungen, Leipzig 1927. 

Die als Beilage der Ärztlichen Mitteilungen im Verlage des 
Verbandes der Ärzte Deutschlands (Hartmannbund) erschei- 
nende Wartezimmerzeitschrift wird ihrer Aufgabe durchaus ge- 
recht. Die kurzen, leicht verständlichen Aufsätze bringen in 
satirischer und unterhaltender Form belehrende Mitteilungen 
aus dem Gesamtgebiet der Gesundheitspflege, dem Leben und 
Erleben des Arztes und des Patienten. Die Zeitschrift ist ge- 
eignet, die Wartezeit im ärztlichen Vorzimmer in angenehmer 
Weise zu verkürzen und die nicht immer erfreulichen Gedanken- 
gänge des Patienten wohltuend abzulenken. 

Julius Mahler (Wien), Hygiene. Für Studierende an Universi- 
täten und technischen Hochschulen, Ärzte, Sanitäts- und Ver- 
waltungsbeamte unter Benutzung der einschlägigen Literatur. 
l. Teil, 5. neubearbeitete und vermehrte Auflage. Breiten- 
steins Repetitorien Nr. 47. Johann Ambrosius Barth, Leipzig 
1027. 121 S.. 3,—. 

Im Rahmen der bekannten Repetitorien bringt die 5. Auflage 
in gedrängter Kürze und unter Berücksichtigung der neuesten 
Forschungsergebnisse einen Überblick über das Gesamtgebiet 
der Gesundheitspflege. Im vorliegenden 1. Teil werden behan- 
delt die hygienische Bedeutung der Luft, des Klimas, des Bo- 
dens, des Wassers, der Ernährung, der Nahrungsmittel, der 
Genuß- und Reizmittel, der Kleidungs- und der Hautpflege 
(Bäder). Eine ausführliche Besprechung der Mikroorganismen 
ist mit Rücksicht auf ein eigenes, in der gleichen Sammlung er- 
schienenes Repetitorium der Bakteriologie unterblieben. Der 
Studierende findet in dem Werkchen wertvolle Anleitungen bei 
der Vorbereitung zum Examen, aber auch dem Arzt, dem Sani- 
täts- und Verwaltungsbeamten wird es für schnelle Orientierung 
uft von großem Nutzen sein. 


Georg Strube (Bremen). Die Heilkunde in ihrer Beziehung zu 
Wissenschaft und Wirtschaft. Verlag der G. A. v. Halem 
Export- und Verlagsbuchhandlung A.-G., Bremen 1927. 
32 S. H lp. 

Als erstgewählter Präsident der Bremer Wissenschaftlichen 

Gesellschaft erörtert Verfasser die Stellung der Heilkunde in der 

Wissenschaft und die Aufgaben des Arztes. Die Heilkunde ist 


im Gegensatz zur rein wissenschaftlichen Forschung auf einen 
ganz bestimmten Zweck, die Heilung des Krankheitsprozesses, 
eingestellt. Sie ist keine reine Erkenntniswissenschaft, sondern 
stützt sich auf das Erfahrungswissen aller vorausgegangenen 
Generationen, sie macht sich ferner die Ergebnisse intuitiven 
Schauens nutzbar. Die Fortschritte der medizinischen Technik 
und der Behandlungsmethoden sowie des gesamten Heilmittel- 
wesens haben den Aufgabenkreis des Arztes wesentlich umge- 
staltet, die Entwicklung des Spezialistentums hat die Ein- 
stellung des Publikums dem Arzte gegenüber sehr erheblich be- 
einflußt. Von größter Bedeutung für die wirtschaftliche Lage 
des Ärztestandes sind Sozialpolitik und Versicherungswesen 
geworden, sie haben diesen zu Abwehrmaßnahmen und zu ge- 
werkschaftlichem Zusammenschluß (Hartmannbund) gezwun- 
gen. Der Staat hat den berechtigten Forderungen des Ärzte- 
standes nicht in gebührender Weise Rechnung getragen und es 
muß erwartet werden, daß den Wünschen des Eisenacher Ärzte- 
tages nach Schaffung eines Ärzterechtes, einer Reichsärzte- 
ordnung unter Herausnahme der Ärzte aus der Gewerbeordnung 
entsprochen wird. Die Abhandlung gibt einen vortrefflichen 
Umriß der heutigen ärztlichen Arbeit, der Nöte des Standes und 
seiner Zukunftsaussichten, sie ist nicht nur für den Arzt unge- 
mein lehrreich und lesenswert, sondern auch geeignet, in wei- 
teren Kreisen aufklärend über das Berufsamt und die Berufs- 
notwendigkeiten des Ärztestandes zu wirken. 

A. Ganducheau, L’ttat naturel. Origines de l'hygiène. [Der 
Naturzustand. Anfänge der Hygiene.] Rev. d’hyg. et de med. 
prev. Bd. 49, S. 321. 1927. Will man ergründen, warum und 
unter welchen Umständen die Menschheit Interesse für Ge- 
sundheitspflege gewonnen hat, so muß man versuchen, die 
inneren und äußeren Lebensbedingungen und -verhältnisse des 
Urmenschen kennen zu lernen und zu verfolgen, wie mit der 
kulturellen Entwicklung und den gesteigerten Lebensansprüchen 
sich das Bedürfnis auch nach gesundheitlichen Verbesserungen 
— als ein Produkt des Kampfes ums Dasein — entwickelt hat. 
Aus der kulturhistorisch sehr interessanten Abhandlung ist zu 
entnehmen, daß die Anfänge der Hygiene bis in die fernsten 
Zeiten des Altertums zurückreichen; sie gewährt wertvolle Ein- 
blicke in die Entwicklung und das Wesen der Hygiene und er- 
öffnet das Verständnis auch für ihre künftigen Aufgaben. 

Philaletes Kuhn (Gießen), Über die Notwendigkeit von 
Ordinariaten an technischen Hochschulen. Gesundheits- 
Ingenieur, Jg. 50, S. 421. 1927. Alle Gebiete der Medizin, be- 
sonders aber die Hygiene, stehen in engen Beziehungen mit der 
Technik. Die Gewerbehygiene, die Hygiene der Lüftung, der 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung, die Städte- und 
` Wohnungshygiene müssen auch dem Techniker geläufig sein, 
anderenfalls der Gesundheitsingenieur und der Städtebauer 
ihre Aufgaben nicht erfüllen können. Daher sollten Hygiene 
Lehr- und Prüfungsfach an allen technischen Hochschulen sein 
und Ordinariate geschaffen werden. Bisher ist dies nur in 
Dresden und bei einigen ausländischen technischen Hochschulen 
der Fall. Sehr zu begrüßen ist das Vorgehen der Universität 
Münster, bei der eine technische Fakultät eingerichtet worden 
ist. Auch die Angliederung medizinischer Fakultäten an tech- 
nische Hochschulen würde erhebliche Vorteile bringen. 

Erich Hesse (Berlin). 


Ausbildung des ärztlichen Hilfspersonals. 


Hoch (Luckenwalde), Die Ausbildung der Fürsorgerin. Zschr. 
f. Schulgeshtspfl. u. soz. Hyg., Jg. 40, S. 228. 1927. Die 
Lehrpläne für Fürsorgerinnen enthalten zahlreiche Fächer, auf 
die ohne Nachteil verzichtet werden kann, um so mehr als die 
außerordentliche Vielseitigkeit eine gründliche Ausbildung auf 
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unbedingt notwendigen Gebieten unmöglich macht. Der Unter- 
richtsstoff muß daher erheblich abgebaut werden, wobei manche 
Fächer ganz verschwinden, andere wesentlich beschränkt werden 
können. Die Familienfürsorgerin, die nicht nur auf allen Ge- 
bieten der Gesundheitspflege und der sozialen Hygiene tätig 
sein muß, sondern auch aufklärend und erzieherisch wirken soll, 
braucht eine besonders gründliche Ausbildung in der Gesund- 
heitsfürsorge. Hinsichtlich der Kranken- und Säuglingspflege 
sollen bei dem jetzt abgekürzten Lehrgang die sozialen Frauen- 
schulen möglichst geringe Kenntnisse voraussetzen. 

Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 29. März 
1927, betr. Einrichtung einer jährlichen Statistik des berufs- 
mäßig tätigen Heilpersonals. Volkswohlfahrt, Jg. 8, S. 436. 1927. 
Das Reichsgesundheitsamt beabsichtigt, eine jährliche Über- 
sicht des berufsmäßig tätigen Heilpersonals einzurichten. Die 
erste Erhebung soll nach dem Stande vom 1. V. 1927 vorge- 
nommen werden, während die weiteren Erhebungen den Stand 
vom 31. XII. des jeweiligen Kalenderjahres erfassen sollen. Die 
Kreisärzte erhalten vom Preußischen Statistischen Landesanıt 
Formblätter zugestellt, die nach Ausfüllung von dieser Be- 
hörde bearbeitet werden. Der Erlaß gibt den Regierungs- 
präsidenten Anweisung für die weitere Ausführung. 

Erich Hesse (Berlin). 


Seuchenbekämpfung. 


Rudolf Fischl (Prag), Eindrücke von der diesjährigen 
Grippeepidemie. Med. Klinik, Jg. 23, S. 592. 1927. Im Vergleich 
zu den Grippeepidemien der Jahre 1889, 1912, 1918 und 1922 
war die von 1926/1927 auffallend milde, weniger stark verbreitet 
und hinsichtlich der Komplikationen, besonders im Kindesalter, 
ausgesprochen gutartig.. Der Pfeiffersche Influenzabazillus 
wurde nie gefunden, häufig dagegen der Pneumokokkus. Verf. 
beschreibt ferner die klinischen Erscheinungen, die Kompli- 
kationen und die therapeutischen Maßnahmen. Das poly- 
valente Grippeserum wurde nur in 2 Fällen angewandt, ein 
Urteil kann nicht abgegeben werden. 

F. Neufeld (Berlin), Fortschritte und Rückschritte der epi- 
demiologischen Forschung. Deutsche med. Wochenschr., Jg. 53, 
S. 687. 1927. Verfasser übt eine scharfe Kritik an den Arbeiten 
Wolters (Deutsche med. Wochenschr. 1927, S. 135) und 
Friedbergers (Münch. med. Wochenschr. 1927, S. 180), die 
aus Anlaß der Hannoverschen Typhusepidemie sich abfällig 
über die heutigen Auffassungen über Epidemiologie und Seu- 
chenbekämpfung geäußert haben. Die Ausführungen der ge- 
nannten Autoren werden als bedauerliche Rückschritte be- 
zeichnet, die zum Teil nur in Unkenntnis und Verkennung fest- 
stehender Tatsachen ihre Erklärung finden, vielfache Unrichtig- 
keiten und Übertreibungen enthalten und geeignet sind, statt 
Aufklärung zu bringen, irreführend zu wirken. 

Otto Lentz (Berlin), Über Friedbergers „Probleme der Epi- 
demiologie, insbesondere des Typhus“. (Bemerkungen zu der 
Arbeit von Friedberger in der Münch. med. Wochenschr. 1927) 
Nr. 5.) Münch. med. Wochenschr., Jg. 74, S. 585. 1927. Die 
von Friedberger gegen die Kochsche Schule und die behörd- 
liche Seuchenbekämpfung gerichteten Angriffe (vgl. vorsteh. Ref.) 
sind durchaus unberechtigt und beruhen zum Teil auf der Un- 
kenntnis einwandfrei feststehender Tatsachen. Friedberger 
hat die moralische Pflicht eines gewissenhaften Forschers ver- 
letzt, da er nur das Bestehende einreißt, ohne den Versuch zu 
machen, etwas Besseres vorzuschlagen, wozu er in den 10 
Jahren, während deren er sich mit dem Problem beschäftigt, 
wohl Gelegenheit hätte haben müssen. 

Bremme (Bautzen), Über Typhusschutzimpfung. Zeitschr. 
f. Mediz.-Beamte und Krankenhausärzte, Jg. 39/48, S. 133. 
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1926. Die Typhusschutzimpfung ist zweifellos von hohem Werte 
und sollte stets in der Umgebung Typhuskranker durchgeführt 
werden. Ob sie während der Inkubation und im Prodromal- 
stadium nachteilig wirken kann, ist noch nicht restlos geklärt. 
Die Möglichkeit dieser Gefahr sollte aber nicht von der Impfung 
abhalten. Die beamteten Ärzte könnten durch entsprechende 
Nachforschungen zur Klärung dieser Frage beitragen. Eine 
Impfung ist aber nicht angezeigt bei aktiver Tuberkulose, 
Nierenerkrankungen, schweren Herzfehlern, herabgesetzter 
Widerstandsfähigkeit des Gesamtorganismus und bei Malaria 
(Gefahr des Rezidivs); unbedenklich ist sie bei Schwangeren, 
wenigstens von der 2. Hälfte der Schwangerschaft ab, und bei 
Wöchnerinnen. 

Schwabe (Hannover), Der gegenwärtige Stand des Para- 
typhusproblems und seine Auswertung in der Seuchenbekämp- 
fung. Zschr. f. Mediz.-Beamte und Krankenhausärzte, Jg. 
40/49, S. 352. 1927. Die Bedeutung des Paratyphus wird sehr 
erheblich unterschätzt. Die Krankheit kann epidemisch sehr 
ernst werden, der einzelne Fall schwer verlaufen. Viele Probleme 
hinsichtlich des Auftretens und der Verbreitung, der Pathogeni- 
tät der Stämme und ihrer Variabilität bedürfen noch der 
Klärung. Die Bekämpfung der Krankheit wird noch viel zu 
wenig ernst betrieben, sie müßte in gleicher Weise durch gesetz- 
liche Grundlagen geregelt werden wie die Bekämpfung des 
Typhus, sowohl durch human- wie veterinärmedizinische polizei- 
liche Vorschriften. 


N. Friedemann und H. Deicher (Berlin), Die moderne 
Prophylaxe und Behandlung bei Scharlach und Masern. Therapie 
der Gegenwart, Jg. 68, S. 241. 1927. Hinsichtlich der Scharlach- 
prophylaxe durch aktive und passive Immunisierung sind noch 
weitere Forschungsergebnisse abzuwarten, aber schon jetzt steht 
fest, daB sie sehr günstige Erfolge hat. Für die Behandlung ist 
das von den Behringwerken hergestellte Heilserum sehr emp- 
fehlenswert. Die Masernprophylaxe mit Rekonvaleszenten- 
serum oder mit Normalserum ist gut, das Degkwitzsche Tier- 
serum scheint keinen Fortschritt zu bedeuten. Eine spezifische 
Maserntherapie gibt es noch nicht. Erich Hesse (Berlin). 


Robert Debré und Pierre Joannon (Paris), La Rougeole, Epi- 
demiologie, Immunologie, Prophylaxie. Masson & Cie., 
Paris 1926. 288 S. 

In dieser Monographie, die nicht erschöpfend, aber zu- 
sammenfassend und kritisch die Masernliteratur der letzten Jahre 
berücksichtigt, haben die beiden französischen Autoren auf 
Grund reicher eigener klinisch-experimenteller Erfahrungen die 
Epidemiologie, Immunologie und Prophylaxe der Masern be- 
arbeitet. In ausführlicher Weise wird das Rekonvaleszenten- 
serum abgehandelt, dessen Einführung in die Masernprophy- 
laxe Nicolle und Conseil zu danken ist, die im April 1918 
(also schon vor Degkwitz) mit Erfolg sich dieser Methode be- 
dienten. Als Zeitpunkt der Injektion wird die erste Hälfte der 
Inkubation empfohlen, und zwar so früh wie möglich, spätestens 
am fünften Tage; auch bei Injektionen nach dem fünften Tage 
hat die Seruminjektion große Vorteile, weil die Masern un- 
kompliziert verlaufen und weil sie weniger contagiös sind. Bei 
der Auswahl der Kinder soll man junge, kranke und solche 
in Heimen oder Kliniken bevorzugen, wenn nur beschränkte 
Serummengen zur Verfügung stehen. Eingehend wird die Aus- 
wahl der Serumspender besprochen, dabei darauf hingewiesen, 
daß bei Lues die Wassermannsche Reaktion in der Masern- 
rekonvaleszenz negativ sein kann. Der günstigste Zeitpunkt der 
Entnahme ist der siebente bis zehnte Tag nach völliger Ent- 
fieberung. Schulkindern kann man 200—250 ccm entnehmen. 
Die weitere Verarbeitung des Serums geschieht folgendermaßen: 


36—48 Stunden das Blut bei gewöhnlicher Temperatur stehen 
lassen, Wassermannsche Reaktion, 30—40 Minuten bei 56 Grad 
aufbewahren, Anlegen von Kulturen, Mischen von 3—5 ver- 
schiedenen Sera, davon wieder Kulturen anlegen, Verschließen 
in Ampullen und dauerndes Aufbewahren auf Eis, erst nach 
zwei Tagen gebrauchen (Spirochaeten dann sicher abgetötet). 
Dosierung: In den ersten fünf Inkubationstagen %, ccm pro 
Lebenshalbjahr (doch in den ersten drei Jahren 3 ccm als 
Minimum, bei älteren Kindern 15—20 ccm als Maximum). 
Bei Injektionen am fünften bis sechsten Tage der Inkubation 
ist die Dosis zu verdoppeln, am siebenten bis achten Tage zu 
verdreifachen. Wenn man statt Serum Blut spritzt, was sich 
im Privathause empfiehit, ist die dreifache Dosis des Serums 
erforderlich. Bei ihrer Methode hatten die Autoren fast keine 
Versager. Auf die Möglichkeit einer aktiven Immunisierung in 
absehbarer Zeit wird hingewiesen. Die Sammlung und Ver- 
teilung des Serums stößt anscheinend in Frankreich mangels 
staatlicher Organisation auf ähnliche Schwierigkeiten wie in 
Deutschland. — Neben der Schilderung der Serumprophylaxe 
finden sich feine klinische Beobachtungen, zum Beispiel eine 
Differentialdiagnose „falscher“ Kopliks, ferner Angaben über 
Pflegefehler, über Isolierung (geschlossene Boxen), Trennung 
komplizierter Fälle von unkomplizierten in zwei verschiedenen 
Häusern. Nicht nur der Arzt, insbesondere der Kinderarzt, 
auch der beamtete Arzt, der die Versorgung von Kindern 
in geschlossenen Anstalten zu überwachen hat, wird mit 
großem Gewinn diese ausgezeichnete Schrift lesen, die uns 
in klarer Form den gegenwärtigen Stand der Masernbekämp- 
fung vermittelt, die durch die Einführung des Rekonvales- 
zentenserums einen entscheidenden Schritt vorwärts gemacht 
hat. Burghard (Berlin). 


Otto Hermann Spreitzer (Wiesbaden), Erfahrungen mit 
dem tierischen Degkwitzschen Masernserum. Münch. med. 
Wochenschr., Jg. 74, S. 1089. 1927. Auf Grund der in der 
Orthopädischen Klinik ‚Alfred-Erich-Heim‘“ in Wiesbaden ge- 
sammelten Erfahrungen wird das tierische Degkwitzsche 
Masernserum als wirksames Mittel zum Schutz gegen Masern 
empfohlen. 


Marmann (Berlin), Das Schlammfieber. Volkswohlfahrt, 
Jg. 7, Sp. 821. 1926. Die im Juni 1926 in den Niederungen der 
Oder und Elbe aufgetretenen Überschwemmungen haben, wie 
das auch früher beobachtet worden ist, zu eigenartigen, mit 
großer Hinfälligkeit verbundenen, aber gutartig verlaufenden 
Massenerkrankungen geführt. Im ganzen ist die Zahl der 
Krankheitsfälle in den Regierungsbezirken Breslau, Liegnitz, 
Frankfurt a. O., Potsdam und Magdeburg auf etwa 1000 anzu- 
nehmen. Die Krankheit, deren klinisches Bild eingehend be- 
schrieben wird, erinnert, auch epidemiologisch, sehr an das 
Pappatacifieber und beruht zweifellos auf Infektion. Eine 
Übertragung von Mensch zu Mensch findet nicht statt, jedoch 
ist anzunehmen, daß für die Verbreitung nichtfliegende oder 
auch fliegende Insekten mit geringem Flugbereich in Betracht 
kommen. Bakteriologische, serologische und zoologische Unter- 
suchungen verliefen durchweg negativ, auch gelang es nicht, 
die Krankheit auf Versuchstiere zu übertragen. Mit dem Zu- 
rückgehen des Hochwassers war der Höhepunkt der Erkran- 
kungen anscheinend überwunden. 


M. Neisser (Frankfurt a. M.), Fragen der Seuchengesetz- 
gebung. V. Neue Entwürfe zur Abänderung des preußischen 
Tuberkulosegesetzes. Deutsche med. Wochenschr., Jg. 53, 
S. 1012. 1927. Das preußische Tuberkulosegesetz vom 4. VIII. 
1923 hat sich, wie auch vom preußischen Wohlfahrtsministerium 
anerkannt wird, in mancher Hinsicht als unzulänglich erwiesen. 
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Es sind daher von verschiedenen Stellen Entwürfe für ein neues 
Gesetz vorgelegt worden, die im einzelnen besprochen werden. 
Wenn diese Entwürfe auch eine Reihe von Mängeln des der- 
zeitigen Gesetzes beseitigen, so bringen sie andererseits un- 
zweckmäßige und undurchführbare Vorschläge, und das Gesetz 
würde, auch wenn es den Neuentwürfen entsprechend abge- 
ändert würde, immer nur ein Gesetz zur Erfassung, nicht zur 
Bekämpfung der Tuberkulose sein, da die für die Bekämpfung 
erforderlichen großen Geldmittel nicht bereitgestellt werden. 
Hier kann nur ein Reichsgesetz Abhilfe schaffen, das den Län- 
dern erhebliche Geldzuschüsse in Aussicht stellt und für das das 
preußische Gesetz mit seinen neuen Entwürfen als Material 
dienen könnte. Erich Hesse (Berlin). 


Impfwesen. 


D’Anfreville de la Salle (Casablanca), La variole et la 
vaccination au Maroc. [Pocken und Pockenschutzimpfung in 
Marokko.] Ann. d’hyg. publ., industr. et soc., Bd. 5, S. 266. 
1927. Verfasser gibt eine interessante Übersicht über die Ent- 
wicklung der Pockenbekämpfung in Marokko, das vor der fran- 
zösischen Besetzung (1907) von der Krankheit schwer heimge- 
sucht wurde. Durch das organisatorische Geschick und die Um- 
sicht des Generals Lyautey gelang es, den anfänglichen Wider- 
stand der Bevölkerung gegen die Impfung zu brechen. Große 
Schwierigkeiten bereitete zunächst die Beschaffung von 
Lymphe, die aus Frankreich bezogen, meist unwirksam war. 
Erst als in Rabat eine mustergültige Lymphanstalt eingerichtet 
worden war, erzielte man gute Erfolge. Die Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse ermöglichte die schnelle Versorgung auch 
entlegener Landesteile.. An gesetzlichen Maßnahmen wurden 
eingeführt 1918 die Anzeigepflicht für Pockenfälle, 1918 die 
Zwangsimpfung bei gehäuftem Auftreten von Pocken oder bei 
Einreise in französisches Gebiet, 1925 die allgemeine Zwangs- 
impfung (Neugeborene, im 7. und im 21. Lebensjahre). Die Zahl 
der Impfungen hat seit 1920 ständig zugenommen, und es dürf- 
ten heute 98% der Bevölkerung durchgeimpft sein. Das Impf- 
geschäft wird planmäßig und mit zahlreichen Hilfskräften 
(auch eingeborenen) während der kühlen Monate (1. Oktober 
bis 1. April) durchgeführt. Alle Pockenerkrankungen werden 
genau verfolgt, die Umgebung wird geimpft, die Erkrankten 
kommen in ein Hospital und die Häuser werden desinfiziert. 
Die Erfolge der noch keine 20 Jahre bestehenden Pocken- 
bekämpfung werden als sehr günstig bezeichnet. 

Hillenberg (Halle), Über Fortschritte auf dem Gebiete des 
Impfwesens. Zschr. f. Mediz.-Beamte und Krankenhausärzte, 
Jg. 40/49, S. 311. 1927. Verfasser gibt einen Überblick über die 
neuesten Forschungsergebnisse auf dem Gesamtgebiete der 
Pockenschutzimpfung. Es ergibt sich auch aus diesen Betrach- 
tungen, wie wertvoll die Impfung trotz aller Anfeindungen für 
das Volkswohl ist. 

Vollmer (Kreuznach), Über Impfschädigungen. Zschr. f. 
Med.-Beamte und Krankenhausärzte, Jg. 39/48, S. 391. 1926. 
Impfschädigungen werden meist durch die Angehörigen des 
Impflings verschuldet und kommen daher vorwiegend in der 
Zeit der Nachschau vor. Ganz lassen sie sich aber trotz aller 
Vorsichtsmaßnahmen nicht vermeiden. Die Encephalitis als 
Folge der Impfung anzusehen, lehnt Verfasser ab. Bei einigen 
selbstbeobachteten Fällen von generalisierter Vakzine konnte 
eine exogene Infektion festgestellt werden. Die näheren Um- 
stände begründen die Forderung, daß bei der Pflege geimpfter 
Säuglinge, insbesondere in Säuglingsheimen, noch mehr als 
bisher auf peinlichste Sauberkeit und Desinfektion der Wäsche 
und sonstigen Gebrauchsgegenstände gehalten werden muß. 

Erich Hesse (Berlin). 
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Desinfektionswesen. 

E. Seligmann (Berlin), Desinfektoren und Seuchenschwestern. 
In: Handbuch der sozialen Hygiene und Gesundheitsfür- 
sorge, hrsg. von Gottstein-Schloßmann-Teleky.Bd.IV: 
Gesundheitsfürsorge, soziale und private Versicherung, S. 
715—725. Julius Springer, Berlin 1927. 


Verfasser gibt eine übersichtliche Schilderung der Organi- 
sation des Desinfektorenwesens im Deutschen Reiche. Es wer- 
den nacheinander behandelt die Ausbildung, die Anstellung, die 
Berufsorganisation, die Neuordnung des Desinfektionswesens in 
der Stadt Berlin und die Diphtheriefürsorgeschwestern. Die 
Einrichtung der Diphtheriefürsorgeschwestern, die sich in Berlin 
gut bewährt hatte, fiel dem Abbau zum Opfer, indem ihre Auf- 
gabe den städtischen Desinfektoren übertragen wurde. 

Möllers (Berlin). 

Heinrich Reichel und Herwigh Rieger (Wien), Die Aus- 
gleichs- und Fehlerrechnung bei Desinfektionsversuchen. Arch. f. 
Hyg. Bd. 98, S. 23, 1927. Verff. geben Anleitungen, wie durch Ein- 
führung logarithmischer Maßeinheiten und bestimmte Versuchs- 
anordnung die Fehlerquellen ausgeschaltet werden können, die eine 
einheitliche Wertbestimmung und Begutachtung von Desinfektions- 
mitteln erschweren. Erich Hesse (Berlin). 


Arzneimittelwesen. 


Ernst Joël und Fritz Fränkel (Berlin), Öffentliche Maß- 
nahmen gegen den Mißbrauch von Betäubungsmitteln. Klin. 
Zschr., Jg. 6, S. 1053. 1927. Die bei den Fürsorgestellen für 
Giftsüchtige Berlin-Tiergarten und Berlin-Kreuzberg ge- 
sammelten Erfahrungen ergaben, daß starkwirkende Be- 
täubungsmittel nur auf vorgedrucktem Rezeptformular mit 
voller Anschrift des Arztes und des Patienten und mit Ge- 
brauchsanweisung verschrieben werden sollten. Am besten 
würde ein amtlich eingeführter Rezeptblock für Betäubungs- 
mittel vorgeschrieben. Die Abgabe der Mittel in Substanz an 
Kranke müßte überhaupt verboten sein. Weiterhin seien ver- 
schiedene Änderungen und Ergänzungen des Opiumgesetzes er- 
forderlich, um heute noch nicht einbezogene Betäubungsmittel 
mit zu erfassen. Die Fürsorgestellen für Giftsüchtige sind zu 
vermehren, die Versicherungsträger an der Bekämpfung zu be- 
teiligen. Auch der Arzt kann durch strenge Verordnung viel zur 
Eindämmung des Betäubungsmittelmißbrauchs beitragen. 

Erich Hesse (Berlin). 


Nahrungs- und Genußmittel. 


L. Tanon (Paris), Hygiène du lait. Quelques considérations 
pratiques. [Hygiene der Milch. Einige praktische Erörterungen.] 
Ann. d’hyg. publ. industr. et soc., Bd. 5, S. 289. 1927. Ver- 
fasser führt aus, wie eine einwandfreie Milch gewonnen werden 
kann und wie die Verunreinigungen zustande kommen. Er 
schlägt vor, die Milcherzeugungsbezirke in Distrikte einzuteilen, 
in deren Mitte ein mit der Aufsicht betrauter Beamter sitzt, der 
die Erzeuger überwacht und freundschaftlich belehrt. Man soll 
ferner behördlich oder von Instituten beglaubigte Ausweis- 
marken herstellen, die nur die Erzeuger einwandfreier Milch 
zur Kenntlichmachung ihrer Produkte benutzen dürfen. 

G. Rieß (Berlin), Zur Frage der zur Zeit als zulässig zu er- 
achtenden Konservierungsmittel für Lebensmittel. Reichsge- 
sundheitsblatt, Jg. 2, S. 359. 1927. Für die Beurteilung der 
Zulässigkeit von Konservierungsmitteln für Lebensmittel bilden 
$ 367 Ziffer 7 des Strafgesetzbuches und die Bestimmungen der 
§§ 10—12 des Nahrungsmittelgesetzes die Grundlage. Daneben 
sind für Wein, Fleisch und Fette gewisse Regelungen getroffen 
worden. Im übrigen entscheiden die Gerichte von Fall zu Fall 
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auf Grund des Gutachtens von Sachverständigen. Es ist cer- 
freulicherweise beabsichtigt, in den Ausführungsbestimmungen 
zu dem gegenwärtig dem Reichstag vorliegenden neuen Lebens- 
mittelgesetz die Frage erschöpfend zu klären. Um die bis dahin 
immer wieder eintretenden Schwierigkeiten zu beheben, haben 
die Ministerien der Länder auf Veranlassung des Reichsmini- 
steriums des Innern Richtlinien für die mit der Überwachung 
des Verkehrs mit Lebensmitteln betrauten Behörden und Sach- 
verständigen herausgegeben, in denen die zulässigen Konser- 
vierungsmittel und deren Mengen für die einzelnen Lebensmittel 
bekannt gegeben werden. Verfasser gibt eine listenmäßige 
Übersicht dieser Mittel, da die Richtlinien anscheinend zu wenig 
bekannt sind und daher nicht genügend beachtet werden. 


Kurt Trommer und Wolfgang Hebenstreit (Zwickau 


i. Sa.), Klinischer Beitrag zur Trichinose. Med. Klin., Jg. 23, 
S. 595 und 641. 1927. Durch Genuß von gestempeltem und ge- 
räuchertem Schweinefleisch und Schmierwurst sind im oberen 
Vogtlande 100 Trichinoseerkrankungen mit 5 Todesfällen ver- 
ursacht worden. Es wird über 8 beobachtete Fälle berichtet. 
6 von diesen heilten völlig aus, 2 starben. Die zunächst schwie- 
rige Diagnose wurde durch die vorhandene Eosinophilie und den 
Nachweis von Trichinen in der Muskulatur gesichert. Neo- 
salvarsan hat bei einigen Fällen anscheinend günstig gewirkt. 
R. Meurer (Oldenburg), Betrachtungen über Milcherhitzungs- 
verfahren und neuzeitliche Trinkmilchverarbeitung. Zschr. f. 
Fleisch- u. Milchhygiene, Jg. 37, S. 253. 1927. Unter Hinweis 
auf die Notwendigkeit der Versorgung mit einwandfreier Milch 
bespricht Verfasser sehr eingehend die zur Sterilisierung ange- 
wandten Verfahren und beschreibt eine als sehr gut befundene 
Apparatur, mit der es auf maschinellem Wege gelingt, die Milch 
zu reinigen, in vollkommen gesäuberte Flaschen zu füllen, zu 
sterilisieren (bis 630) und dauerhaft zu verschließen. Ge- 
schmack, Geruch und Aufrahmfähigkeit, ebenso die löslichen 
Eiweiß- und Mineralstoffe bleiben vollständig unverändert, der 
Keimgehalt wird sehr erheblich vermindert und die Bakterien 
der Coli-Typhusgruppe und der Tuberkulose werden abgetötet. 
Der sichere Verschluß verhütet eine Neuinfektion und sichert 
vor Verfälschung und Diebstahl. Da der Apparat sehr einfach 
zu bedienen und sehr leistungsfähig ist, gestattet er in kurzer 
Arbeitszeit die Behandlung großer Milchmengen und bringt das 
Problem, die Bevölkerung ausschließlich mit einwandfreier 
Flaschenmilch zu versorgen, seiner praktischen Lösung näher. 
Arthur Scheunert und Elfriede Wagner (Leipzig), Über 
den Einfluß des Kochens auf den Nährwert des Hühnereies. Deutsche 
med. Wochenschr., Jg. 53., S. 1258. 1927. An Rattenversuchen 
wurde einwandfrei festgestellt, daß das im Haushalt übliche 
Kochen des Eies den Nährwert in keiner Weise schädigt und 
daher gerechtfertigt ist. Die gegenteiligen Angaben E. Fried- 
bergers sind unzutreffend. i 


T. Yung Tsu (Shanghai), Anscheinende Cholerainfektion durch 
Krabbengenuß. Arch. f. Schiffs- u. Tropen-Hygiene, Bd. 81, H. 8, 
S. 391. 1927. Es wird ein Fall von Choleraerkrankung mitgeteilt, 
der mit dem Tags zuvor erfolgten Genuß von 5 ungekochten großen 
Krabben in Verbindung gebracht wird. (Da nach den Angaben 
des Verfassers gleichzeitig eine ausgedehnte Choleraepidemie be- 
standen hat, iiber deren örtlichen und zeitlichen Stand nichts 
gesagt wird, muß der ätiologische Zusammenhang — Krabben- 
oder Kontaktinfektion — als ungeklärt angesehen werden. Ref.) 
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Maurice Perrin et Pierre Colson (Nancy), Technique et 
applications pratiques de l’&tude cristallographique des eaux mi- 
nerales. [Technik und praktische Anwendung des kristallogra- 
phischen Studiums der Mineralwässer.] Compt. rend. des séances 
de la soc. de biol., Bd. 97, Nr. 22, S. 379. 1927. Mit Hilfe des Pola- 
risationsmikroskops wird der bei Zimmertemperatur auf einem 
Objektträger gewonnene Trockenrückstand von einem bis mehre- 
ren Tropfen Mineralwasser kristallographisch untersucht. Hierbei 
ergeben sich sehr charakteristische und nach verschiedenen Richtun- 
gen hin wichtige Aufschlüsse, diedurch Anwendung eines besonderen 
Schlüssels leicht zu gewinnen sind. Man kann mit der sehr emp- 
findlichen Methode nicht nur Bestandteile eines Mineralwassers 
sicher feststellen, sondern in vielen Fällen auch die Quelle genau 
ermitteln. Es lassen sich ferner Verfälschungen leicht nachweisen, 
da sich künstliche von natürlichen Mineralwässern genau unter- 
scheiden lassen. Sogar bei gewöhnlichen Trinkwässern kann auf 
diesem Wege die Herkunft oft ermittelt werden. 

Erich Hesse (Berlin). 


Kommunale Hygiene. 


Kuppelmayr (Frankfurt a. M.), Die neue Schweinemarkt- 
halle im Viehhof zu Frankfurt a. M. Deutsche Schlachthof- 
zeitung, Jg. 27, S. 153. 1927. Im August 1926 wurde die durch 
Neubau zu einem Fassungsvermögen von 6000 Schweinen 
(gegen 4000 zuvor) erweiterte Markthalle im Viehhof in Betrieb 
genommen. In einem durch genaue Maßangaben, Abbildung und 
Grundriß erläuterten Bericht teilt Verfasser mit, wie durch 
zweckmäßige Raumverwertung und Berücksichtigung aller 
technischen und hygienischen Neuerungen eine mustergültige 
Einrichtung geschaffen worden ist. Die 17 Wagen sind mit 
ablesbarer Zeigerangabe versehen, eine Futterküche mit eigener 
Schrotmühle erleichtert, vereinfacht und verbilligt sehr erheb- 
lich das Füttern. Für Viehhändler wurden 15 Büros, eine Vieh- 
marktbank und Zahlstellen eingerichtet, für das Personal Unter- 
kunftsräume und ein Brausebad. 


M. L. E. Pilod et H. C. L. Pecker, Etudes préliminaires au 
captage d'une eau d'alimentation. [Voruntersuchungen bei der 
Einrichtung einer Trinkwasseranlage.| Arch. de méd. et de 
pharmacie milit., Bd. 86, S. 177. 1927. In der Arbeit werden 
die Entstehung von Quellen, die hierfür erforderlichen geologi- 
schen Bedingungen, die Wege der Wasserverunreinigung, die 
Reinigungsverfahren und die verschiedenartigen Untersuchungs- 
methoden eingehend besprochen und es werden praktisch 
wichtige Hinweise gegeben, wie im einzelnen Falle die Unter- 
suchungsergebnisse zu bewerten sind. Werden alle erforderlichen 
Prüfungen in sachverständiger Weise vor Errichtung einer Ver- 
sorgungsanlage vorgenommen, so können große Ersparnisse 
an Arbeitskraft und Kosten erzielt werden. Das Gesetz vom 
15. 11. 1902, betreffend den Schutz der öffentlichen Gesundheit, 
gibt nach dieser Richtung hin bedeutsame Vorschriften. Beim 
Militär werden solche Arbeiten durch besondere Sachverständige 
ausgeführt, was sich während des Krieges 1914/18 sehr bewährt 
hat. Es sind, namentlich seit 1916, in großer Zahl gute Wasser- 
versorgungsanlagen geschaffen worden, die den größten Teil 
der Front bis in die Kampfstellungen beliefert haben. Diese 
Einrichtungen sind zum Teil später von den Gemeinden über- 
nommen worden und noch jetzt in Betrieb. 

Erich Hesse (Berlin). 
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Die Probleme der Tuberkulosebekämpfung auf der Deutschen 
Tuberkulose-Tagung 1927. 
Von H. DENKER, Berlin. 


Schlesien ist für die Tuberkulosebekämpfung ge- 
wissermaßen historischer Boden. Von hier, aus dem 
lieblichen Görbersdorfer Tal, erklang vor 70 Jahren 
die Botschaft, daß die Schwindsucht heilbar sei, weit 
über die Grenzen unseres Vaterlandes. Noch heute 
besteht jene erste und älteste Lungenheilstätte 
Deutschlands, ja der Welt, und als im vergangenen 
Jahre der 100. Geburtstag ihres Gründers Brehmer 
gefeiert werden sollte, war nur die besondere Be- 
deutung der Düsseldorfer ‚Gesolei‘‘ daran schuld, 
daß die deutschen Tuberkuloseärzte nicht schon 
damals ihre gemeinsame Tagung in die Heimat 
der physikalisch-diätetischen Therapie verlegten. Der 
schlesische Provinzialverein zur Bekämpfung der 
Tuberkulose hat als einer der ältesten seiner Art den 
Gedanken der Zusammenfassung aller Kräfte, die 
am gleichen Ziel interessiert sind, in die Tat um- 
gesetzt, ein Gedanke, der heute in Gestalt von ört- 
lichen wie von großen über-örtlichen, Provinzen 
oder Länder umfassenden „Zweckverbänden‘‘ oder 
„Arbeitsgemeinschaften‘‘ so modern ist. 

Auch die diesjährige Tuberkulose-Tagung in Salz- 
brunn machte hiervon keine Ausnahme. Zunächst 
stand natürlich die Wissenschaft vorne an. Seit den 
Tagen Robert Kochs suchen wir nach dem Impfstoff, 
der wirksamen Schutzimpfung gegen die Tuberkulose. 
Die hochfliegenden Hoffnungen der Tuberkulin-Ära 
haben mählich zu dem bescheideneren Rüstzeug einer 
(spezifischen ?) Reizbehandlung geführt. Unermüdlich 
aber sind die Forscher an der Arbeit: schließlich müßte 
es doch einmal glücken, die künstliche Immuni- 
sierung gegen Tuberkulose zu erreichen. 

Uhlenhuth (Freiburg) schilderte den bisherigen 
Stand des Problems, seine Möglichkeiten, Lösungs- 
versuche und deren Ergebnisse. Er geht davon aus, 
daß jeder Versuch einer künstlichen Tuberkulose- 
immunisierung sich an das Vorbild der Natur halten 
muß. Sie zeigt uns, daß eine gewisse Schutzwirkung 
bei der Tuberkulose nur durch eine tuberkulöse In- 
fektion zustande kommt. Dieser Schutz hält so lange 
an, wie der Körper einen tuberkulösen Herd und 
lebende Erreger beherbergt, ist andererseits nur re- 
lativ und versagt gegenüber schwereren Infektionen. 
Nachahmen läßt sich diese natürliche Schutzimpfung 


nur mit lebenden Bazillen, die so abgeschwächt sein 
müssen, daß sie keinen Schaden anrichten. Die bis- 
herigen Versuche (Möller u. a.) sind für die Praxis 
noch nicht reif und besonders für die Verwendung 
bei Säuglingen zu gefährlich. Großes Aufsehen haben 
dagegen die Arbeiten von Calmette erregt, der mit 
Rindertuberkelbazillen, die durch besondere Züch- 
tung avirulent gemacht sind, wirksame Schutzimpfung 
erzielt zu haben glaubt. Calmette verfüttert solche 
Bazillen an Säuglinge in tuberkulösen Familien und 
hat angeblich eine große Herabsetzung der Tuber- 
kulosesterblichkeit damit erzielt. Die Methode sollte 
unbedingt weiter verfolgt werden. 

Soweit man versucht hat, aus Scheu vor lebenden 
Bazillen, abgetötete zur Impfung zu verwenden, sind 
zwar gewisse Erscheinungen von Resistenzerhöhung 
beobachtet worden, der Vortragende hält aber die bis- 
herigen Ergebnisse für wenig beweiskräftig und weist 
darauf hin, daß die Bewertung der zur Nachprüfung 
angewandten Tuberkulinreaktionen außerordentlich 
schwierig ist und keine eindeutigen Resultate ergibt, je- 
denfalls keinen Gradmesser für eine bestehende Immu- 
nität darstellt. Vielleicht werden an die Möglichkeiten 
einer künstlichen Immunisierung gegen Tuberkulose 
überhaupt zu große Anforderungen gestellt, gibt es doch 
auch in der Natur keine ausreichende Immunität gegen 
diese Krankheit. Man wird zufrieden sein müssen, 
wenn es gelingt, durch eine Schutzimpfung Säug- 
linge über die ersten gefährlichen Lebensmonate hin- 
wegzubringen. 

Selbstverständlich trat H. Langer (Charlottenburg) 
warm für seinen Impfstoff aus abgetöteten Bazillen 
ein. Er legt den größten Wert darauf, daß das Mittel 
unbedingt unschädlich sein muß und hält die seit meh- 
reren Jahren von ihm und anderen (Zadek, Ballin) 
erzielten Erfolge bereits für hinlänglich beweiskräf- 
tig. Neben gänzlich ablehnenden (Selter) oder mehr 
oder weniger vorsichtig zurückhaltenden (B. Lange, 
Seiffert) Urteilen über das Verfahren steht die Mei- 
nung anderer, daß das bisherige Versuchsmaterial noch 
viel zu klein sei. Nun, dem wird sich mit der Zeit 
abhelfen lassen. Über die Unschädlichkeit ist man 
sich ja wohl einig. Also dürfte dem Korreferenten 
Bessau (Leipzig) zuzustimmen sein, wenn er emp- 
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fiehlt, auf dem beschrittenen Wege weiterzugehen, 
den Impfstoff möglichst noch zu verbessern und um- 
fangreiche praktische Immunisierungsversuche an Kin- 
dern zu machen, als Vorarbeiten dazu aber zuerst aus- 
gedehnte Erhebungen über die Tuberkulosesterblich- 
keit der Kinder der ersten Lebensjahre im Tuber- 
kulosemilieu anzustellen und vergleichende Schutz- 
impfungen mit den verschiedenen Impfstoffen an Affen 
zu machen, da gerade bei diesen Tieren über auffallend 
günstige Erfolge sämtlicher genannter Immunisierungs- 
methoden berichtet worden ist. 

Eine besondere Note erhielt die lebhafte Aussprache 
dadurch, daß Szalai (Budapest) eine Lanze für 
das Friedmann-Mittel brach, von dem es in der 
wissenschaftlichen Erörterung eigentlich recht still 
geworden war ganz im Gegensatz zu den etwas reich- 
lich reklamehaft aufgemachten Empfehlungsartikeln, 
die ab und zu in der Tagespresse erscheinen. Die 
zweite Sensation des Kongresses war die Teilnahme 


eines dernamhaftesten Tuberkuloseforscher aus Japan, 


Prof. Sata von der Universität Osaka. Sata be- 
richtete über seine Forschungen auf dem Ge- 
biete der Tuberkuloseinfektion und -immu- 
nität. Er ist zu dem Ergebnis gelangt, daß es außer 
dem direkten Wege durch Einatmung eine ganze Reihe 
der verschiedensten Infektionsmöglichkeiten gibt: 
durch die (intakte) Schleimhaut des Mundes, Rachens, 
Darms, durch die Mandeln, durch die Augenbindehaut 
und ganz besonders auch durch die unverletzte äußere 
Haut, welches letztere man früher allgemein für un- 
wahrscheinlich gehalten hat. Sata vertritt die An- 
sicht, daß die aktive tuberkulöse Erkrankung in vielen 
Fällen das Endergebnis einer ganzen Reihe von kleinen 
derartigen Infektionen ist, von denen jede an sich 
allein nicht genügt hätte, im Körper Schaden zu 
stiften. Er legt also größtes Gewicht auf die wieder- 
holten Super- und Reinfektionen. Bei Satas Aus- 
führungen wurde man an den Ausspruch Behrings 
erinnert: „Die Schwindsucht ist das Ende des Liedes, 
das dem Kinde schon in der Wiege gesungen wurde,“ 
also an die ausschlaggebende Rolle der (Nahrungs)- 
Frühinfektion. 

Auch andere Lehren wanken, so die Anschauung, 
daß die progrediente Lungentuberkulose gewöhnlich 
in der Spitze beginne. Nicol wies zwar mit Recht 
darauf hin, daß schon vor Jahren (Aschoff) der Aus- 
gang tertiärer Phthisen von mehr seitlichen Partien 
des „Obergeschosses‘‘ betont worden sei, die den jetzt 
so viel genannten infraclaviculären Infiltraten ent- 
sprächen. Die sozialhygienische Bedeutung dieser 
Erkenntnisse liegt natürlich nicht in der Frage des 
Sitzes an sich, sondern in den Feststellungen, die wir 
vor allem den unermüdlichen, systematisch durch- 
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geführten Untersuchungen von Fürsorgeärzten wie 
Simon, Redeker u. a. verdanken. Sie zeigten uns, 
daß die viel gefürchtete Lungenspitzenerkrankung oft 
harmlos und stationär (wenn nicht gar eine Fehldia- 
gnose) ist und daß ihre Träger manches Mal nutzlos 
die Heilstätten bevölkern, während die böse, fort- 
schreitende Tuberkulose der Jugendlichen, aber auch der 
Erwachsenen, oft von solchen ‚Frühinfiltraten‘‘ aus- 
geht, die mangels gründlicher Untersuchung und Kon- 
trolle nicht rechtzeitig entdeckt wurden. Schon werden 
regelmäßige Reihendurchleuchtungen der Schulkinder 
und Jugendlichen gefordert, ja der Röntgenkataster 
der gesamten Bevölkerung erscheint auf dem Pro- 
gramm. Zweifellos liegt eine eminente volksgesund- 
heitliche Bedeutung in der Möglichkeit, solchen dele- 
tären Fällen durch sofort einsetzende Frühbehand- 
lung vorzubeugen. Der verdienstvolle bisherige Vor- 
sitzende der ‚Deutschen Tuberkulosegesellschaft‘‘, 
v. Romberg (München), der leider selbst plötzlich 
verhindert war, das zweite Öffentliche Auftreten der 
1926 gegründeten Gesellschaft persönlich zu leiten, 
widmet dieser Frage sein ganz besonderes Interesse. 

Auch die sonstigen Verhandlungen der Tuberkulose- 
Gesellschaft standen in diesem Jahr auf beachtlicher 
wissenschaftlicher Höhe. Für den Sozialhygieniker 
ist naturgemäß das ‚Kavernenproblem‘“ und ähnliche 
Themata von weniger großem Reiz. Das gleiche gilt 
von manchen Gegenständen, die die Heilstättenärzte 
auf ihrem besonderen Arbeitsgebiet beschäftigten. Ein- 
drucksvoll war aber, was Steinmeyer (Görbersdorf) 
über die „Tuberkulose im Lehrerstande‘ fest- 
gestellt hat. Es leuchtet ein, daß ein offentuberkulöser 
Lehrer eine ganz besonders gefährliche Ansteckungs- 
quelle darstellt, wenn er, wie es nachweislich öfters 
vorkommt, seine Krankheit so lange wie möglich ver- 
heimlicht, aus Furcht vor frühzeitiger Entlassung und 
wirtschaftlicher Not. Aus vielen Krankenblättern 
geht hervor, daß solche Lehrer noch kurz vor wie nach 
den Heilstättenkuren, ja fast bis zum Tode unter- 
richtet haben. Zu fordern ist fachärztliche Unter- 
suchung vor der Anstellung, im Fall der Erkrankung 
an Tuberkulose Urlaub bis zu 2 Jahren und Sicher- 
stellung der Kurkosten, Gewährung eines ausreichen- 
den Ruhegehaltes. Am besten wäre es, diese Fragen 
in einem Reichstuberkulosegesetz einheitlich zu regeln. 

Unter den derzeitigen gesetzgeberischen Tuber- 
kulose-Problemen spielt auch die Frage der Zwangs- 
maßnahmen gegen unbelehrbare und rücksichtslose 
Offentuberkulöse eine bedeutende Rolle. Man er- 
wägt etwa nötige Änderungen des jetzt mehr als 3 
Jahre bestehenden preußischen Tuberkulosegesetzes. 
Zwangsvorschriften erfreuen sich auf keiner Seite einer 
Beliebtheit. Mit Recht sind auch die gesetzgeberischen 
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Faktoren hierin besonders vorsichtig. Immerhin gibt 
es Fälle, die nach einem Eingreifen geradezu schreien 
(Material siehelckert, Reichsgesundh. Bl. 1927, Nr. 19, 
S. 375). Es war also dankenswert, daß die Gesellschaft 
deutscher Tuberkulose - Fürsorgeärzte in Salzbrunn 
dieses Thema zur Erörterung stellte. Riedel (Nürn- 
berg) berichtete über die dort mit der zwangsweisen 
Unterbringung Offentuberkulöser im Krankenhaus 
gemachten Erfahrungen, die durchaus befriedigten. 
Vor allem hat sich gezeigt, daß in vielen Fällen schon 
das Vorhandensein der Möglichkeit eines Zwanges 
genügt, auf asoziale Leute heilsam einzuwirken. Bis- 
her gibt es entsprechende gesetzliche Grundlagen in 
Bayern, Württemberg, Baden, Lippe-Detmold, Bre- 
men und Lübeck. 

Genau wieder Arzt gegenüber einer Krankheit hat der 
Fürsorgearzt in seinem Bereich — so führte Coerper 
(Köln) aus — eine „sozialhygienische Diagnose“ 
zu stellen. Deren Objekt ist im Sinne sozialbiolo- 
gischer Betrachtungsweise!) die Familie als Einheit in 
ihren primitiven Funktionen der Ernährung, Tätigkeit 
und Pflege. Coerper unterscheidet die soziale Dia- 
gnose mit den drei Faktoren Verdienst, Beruf und 
Wohnung von der fürsorgerischen, die zunächst fragt, 
ob die Familie ‚geschlossen‘ füreinander eintritt, oder 
nur „zusammengehalten‘‘ wird durch das eine oder 
andere der Glieder oder gar ‚aufgelöst‘‘ voneinander 
fortstrebt. Sodann wird jenen drei Faktoren ent- 
sprechend die Wirtschaftlichkeit, die Betriebsamkeit 
und die Wohnungspflege geprüft. So versucht man 
sich über die Ursachen der sozialen Mißstände klar 
zu werden und ihre Entwicklung des weiteren zu be- 
urteilen. Aus den sechs Funktionsbezirken in ihrer 
Wechselwirkung ersteht so die sozialhygienische 
Prognose, wobei Coerper dem Ergebnis der fürsor- 
gerischen Diagnose das entscheidendere Gewicht bei- 
mißt. Aus Diagnose und Prognose ergibt sich ebenso 
wie in der Klinik die Therapie. Die klinische Dia- 
gnose bedarf der Ergänzung durch die sozialhygieni- 
sche. Auf Grund der letzteren kann man ebenso 
Kasuistik treiben, Behandlungsmethoden aufbauen 
und Erfolge prüfen. 

Das Wohnungsproblem spielt naturgemäß in der 
Tuberkulosebekämpfung immer noch eine außerordent- 
lich bedeutsame Rolle. Deshalb sah sich auch das 
Deutsche Zentralkomiteezur Bekämpfung der 
Tuberkulose veranlaßt, die Frage der „Wohnungs- 
fürsorge für Tuberkulöse‘‘ in den Mittelpunkt seiner 
diesjährigen öffentlichen Generalversammlung zu stel- 
len. Die Frage ist die, welche Mindestforderungen an 
die Unterbringung tuberkulöser Familien zu stellen 
sind und ob und inwieweit es angezeigt ist, bei dem 


1) A. Elster, diese Zeitschrift, Bd. I, S. 101. 1925/26. 
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allgemeinen dringenden Bedarf die Tuberkulösen oder 
einen Teil derselben vor allen anderen Wohnung- 
suchenden irgendwie zu bevorzugen, ferner auf welche 
Weise das hierbei zutage tretende Raumbedürfnis am 
besten befriedigt werden kann. 

Braeuning (Hohenkrug) ging in seinem Referat 
stufenweise davon aus, daß zunächst an sich jede 
ungesunde (zu enge, feuchte, dunkle) Wohnung die 
Entstehung einer Tuberkulose begünstigt; für alle, 
auch nichttuberkulöse Menschen wäre daher ein Raum 
von 20 cbm für den Erwachsenen und 10 cbm für das 
Kind als das Mindeste zu fordern. Strengere Anfor- 
derungen an die Beschaffenheit der Wohnung sind bei 
solchen Familien zu stellen, wo ein Mitglied an ge- 
schlossener Tuberkulose erkrankt ist. Hier werden 
20 cbm Luftraum auf jeden Kopf der Familie verlangt. 
Am dringendsten ist aber die Gefahr für Leben und 
Gesundheit, wenn in der Familie ein Offentuberkulöser 
lebt, der seine Umgebung dauernd gefährdet. Hier 
muß die Wohnung so groß sein, daß eine Verhütung 
der Ansteckung bei gutem Willen möglich ist. Neben 
der Mindestmenge von 20 cbm Raum pro Kopf ist hier 
zu verlangen, daß für den Kranken ein eigener Schlaf- 
raum bereit steht und daß das Klosett nicht mit 
anderen Familien gemeinsam benutzt wird. Der Red- 
ner tritt im Interesse der Tuberkulosebekämpfung 
noch besonders für lockere Bauweise, Schaffung klei- 
ner Häuser mit Gärten ein, an Stelle hoher Miets- 
häuser, weil in diesen die Gefahr der Tuberkulose- 
übertragung auf gesunde Familien größer ist. 

Die Verwirklichung solcher Forderungen stößt in 
der Praxis naturgemäß auf ganz erhebliche Schwie- 
rigkeiten. Seit langem bemühen sich vielerorts die 
Tuberkulosefürsorgestellen mit mehr oder weniger 
Erfolg, durch Einflußnahme auf die Wohnungsbehör- 
den die Zuteilung geeigneter Wohnungen an Tuber- 
kulöse zu fördern. Über die bisherigen Erfahrungen 
berichtete Paetsch (Bielefeld) als Fürsorgearzt und 
Strehlow (Dortmund) als Baufachmann. Im allge- 
meinen hat sich gezeigt, daß nur stellenweise durch 
Zuweisung von entsprechenden Altwohnungen geholfen 
werden kann. Wirksame Abhilfe wird nur die Er- 
stellung ausreichenden Neubauwohnraums bringen 
können. Und dies ist wiederum vorwiegend eine 
Finanzfrage. Es empfehlen sich für die Unterbrin- 
gung der Tuberkulösen in erster Linie in die übrige 
Bebauung eingesprengte Mietwohnungen oder Einzel- 
häuser; für kleinere Städte kommen eventuell noch 
dicht bei der Stadt gelegene Siedlungen in Frage. 
Immerhin werden gegen das Zusammenlegen vieler 
tuberkulöser Familien wiederum gewichtige Bedenken 
geäußert, die einen Teil der Vorteile wieder aufheben, 
wie letztere besonders in der besseren Beaufsichti- 
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gung der Kranken, Auswahl einer günstigen Wohn- 
lage und Anpassung des Baues an die besonderen Be- 
dürfnisse der Kranken zu erblicken sind. 

Wichtig ist, daß die Belastung der oft durch die 
Krankheit schon wirtschaftlich schwer geschädigten 
Familien durch allzu hohe Mieten vermieden werden 
muß. Man sucht dem durch Gewährung von Miets- 
zuschüssen seitens der Tuberkulosefürsorgestellen ab- 
zuhelfen und so zu erreichen, daß die Belastung für 
den Mieter in den Neubauten wenigstens nicht höher 
ist als in entsprechenden Altwohnungen. Die Miets- 
verträge bei einer durch die Fürsorgestellen vermittel- 
ten Wohnung müssen dieser Stelle maßgebenden Ein- 
fluß auf die richtige Benutzung sichern und die Mög- 
lichkeit geben, bei Nichtbefolgung der Anordnungen 
oder Tod des Kranken die Wohnung frei zu bekom- 
men. Das letztere dürfte praktisch doch vielfach auf 
Schwierigkeiten stoßen. 

Viel genannt ist angesichts des Vorschlages be- 
sonderer Tuberkulösensiedlungen die englische Sied- 
lung Papworth ; nach deren letztem Jahresbericht um- 
faßt sie 25 Häuser mit 550 Einwohnern, darunter 90 
Kinder. Die klinischen Erfahrungen sind durchaus 
gut, weil die Kranken nur ihren Kräften entsprechend 
zu arbeiten brauchen. Die von ihnen angefertigten 
Waren sind vollwertig und bei geeigneter kaufmänni- 
scher Leitung auch gut absetzbar. Es läßt sich aber 
nicht verschweigen, daß diese Siedlung ein Zuschuß- 
betrieb ist, der jährlich etwa 50000 Mark kostet. In 
Deutschland ist ein ähnliches Unternehmen in kleinem 
Umfange im Anschluß an die HeilstätteCharlottenhöhe 
b. Calmbach in Württemberg im Entstehen begriffen. 
Ein weiterer Versuch wird neuerdings bei dem Bres- 
lauer Tuberkulosekrankenhaus Herrnprotsch gemacht. 

Naturgemäß können solche kleineren Unternehmun- 
gen angesichts des Gesamtproblems bis auf wei- 
teres nur von untergeordneter Bedeutung sein. Sind 
doch nach einer kürzlich veranstalteten Umfrage, 
auf die 436 Fürsorgestellen antworteten, von 48000 
Offentuberkulösen mehr als 3500 ohne ein eigenes 
Bett und zwar größtenteils deswegen, weil der Platz 
für die Aufstellung eines besonderen Bettes nicht vor- 
handen ist, und hierbei handelt es sich doch um 
Fälle, die den Fürsorgestellen bekannt sind und bei 
denen diese nach Möglichkeit helfend eingreifen. Man 
kann sich vorstellen, daß die Sachlage bei den Für- 
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sorgestellen, die nicht geantwortet haben, ebenso wie 
bei den Kranken, die keiner Fürsorgestelle bekannt 
sind, oft noch viel ungünstiger ist. 

Ganz besonders wird dies bei den oft außerordent- 
lich mangelhaften hygienischen Verhältnissen auf dem 
Lande der Fall sein. Hier fehlt es überhaupt noch viel- 
fach an Tuberkulosefürsorgestellen, die einigermaßen 
den unerläßlichen Anforderungen an sozialfürsorge- 
rische Arbeit entsprechen. Der „Ausbau des Tuber- 
kulosefürsorgestellenwesens auf dem Lande“ war Ver- 
handlungsgegenstand des VII. Fürsorgestellentages, 
der die Salzbrunner Tagung abschloß. Denker (Ber- 
lin) entwickelte die Grundzüge der Organisation einer 
ländlichen Tuberkulosefürsorge vor allem unter den 
Gesichtspunkten, daß die bisherige Einstellung der 
Wohlfahrtsarbeit im wesentlichen oft nur auf der 
Vermittlung von soundso viel Heilkuren basiert, über- 
haupt zu sehr auf den Einzelfall und das rein Wohl- 
fahrtsmäßige gerichtet ist. Dabei kommt die Haupt- 
sache, nämlich der Seuchenkampf gegen die Tuber- 
kulose zu kurz. Frühzeitige Ermittlung der Kranken 
und Unschädlichmachung der Ansteckungsquellen 
können nur durch eine Fürsorgestelle geleistet werden, 
die unter ärztlicher Leitung (Kreiskommunalarzt) mit 
der erforderlichen Ausstattung an Personal (Fürsorge- 
rinnen!) und Material (Röntgen) versehen ist. Von 
großer Wichtigkeit ist die Zusammenarbeit mit den 
praktischen Ärzten und im Interesse eines guten Ein- 
vernehmens deshalb der grundsätzliche Verzicht auf 
jede Behandlung in der Fürsorgestelle. Als Träger der 
Fürsorgestellen werden die bereits erwähnten Arbeits- 
gemeinschaften, Zweckverbände oder Ortsausschüsse 
und dergleichen empfohlen. Flatzek (Ratibor) er- 
gänzte diese Ausführungen auf Grund seiner beson- 
deren im Landkreise Ratibor gemachten Erfahrun- 
gen. Er sowohl wie die große Reihe der nachfolgenden 
Diskussionsredner waren sich darin einig, daß die 
ländlichen Bezirke nicht länger hinter den städtischen 
in bezug auf Umfang und Leistungen der Fürsorge 
zurückstehen sollen. Auch hier spielt natürlich die 
Geldfrage eine wesentliche Rolle. Es wurde jedoch 
von verschiedenen Seiten gezeigt, daß bei geeigneter 
Beteiligung aller interessierten Kreise, der staatlichen 
und Kommunalbehörden, der Versicherungsträger und 
der freien Wohlfahrtspflege die erforderlichen Mittel 
sehr wohl aufzubringen sind. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeines. 


Gesundheitslehre für die Fortbildungs-, Berufs- und Fachschulen 
unter besonderer Berücksichtigung der Gewerbehygiene, hrsg. 
von Adam, Engel, Lorentz (Berlin). Allgemeiner Teil: 


Gesundheitslehre, Arbeitshygiene und Unfallverhütung. 

F. C. Vogel, Leipzig 1926. 348 S. mit 89 Abb. geh. # 8,—, 

geb. .H 10,—. 

Das vorliegende Buch soll einer zweckmäßigen Ausgestaltung 
, des gesundheitlichen Unterrichts in den Fortbildungs-, Berufs- 


und Fachschulen dienen. Es hat sich immer deutlicher gezeigt, 
daß ein solcher Unterricht für die gewerbstätige Jugend und 
weitere Berufsschichten im Gewerbebetriebe sefbst eine drin- 
gende Notwendigkeit ist. Der Unterricht muß sich auf die all- 
gemeine Gesundheitslehre, die allgemeine Arbeitshygiene und 
die spezielle Gewerbehygiene erstrecken. Der berufskundliche 
Unterricht muß durch Belehrungen erweitert werden, die dem 
Jugendlichen zeigen, wie er seine Lebensführung gestalten muß, 
um sich für seine Berufstätigkeit gesund und kräftig zu erhalten. 
Alle diese Forderungen werden in den einzelnen Abschnitten 
des Buches, die von anerkannten Fachvertretern nach dem 
neuesten Stande der Wissenschaft bearbeitet sind, abgehandelt. 
Auch die staatlichen Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit 
der Arbeiter werden eingehend besprochen. Im ersten Kapitel 
gibt Lorentz einen Überblick über die Ziele der Berufsschule 
und die einzelnen Gebiete der Gesundheitslehre, die in der Be- 
rufsschule zu behandeln sind. Er appelliert zum Schluß an die 
Gewerbeärzte, deren Aufgabe es ist, den Lehrer bei dem Unter- 
richt zu unterstützen. Im 2. Kapitel zeigt Adam die „Veran- 
schaulichung beim Unterricht in der Fortbildungsschule‘‘. Auf 
diese einleitenden Abschnitte folgt zuerst die Allgemeine Ge- 
sundheitslehre, in der folgende Themen bearbeitet sind: Ge- 
sundheitliche Lebensführung, das Geschlechtsleben und seine 
Gefahren, Ausbreitungsweise und Verhütung der Tuberkulose, 
Alkohol und Beruf, Tabak und Jugend. Der folgende Teil be- 
handelt die Allgemeine Arbeitshygiene: Allgemeine Physiologie 
und Hygiene der Arbeit, Berufsberatung, physikalische Schädi- 
gungen, Schädigungen durch Staub, Gesundheitsgefährdung 
und Gesundheitsschädigung durch chemische Einwirkungen, 
Unfallgefahr und Unfallverhütung, Samariterdienst und erste 
Hilfe, Überblick über die Aufgaben und Leistungen der Kran- 
kenkassen. — Das Buch ist mit ausgezeichneten Abbildungen 
ausgestattet, die zumeist dem Deutschen Hygiene-Museum in 
Dresden entstammen. 

Dem allgemeinen Teil soll noch ein spezieller Teil in Ein- 
zelheften folgen. Frankenstein (Berlin). 


Mutter-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge. 


Welde (Leipzig), Zusammenfassung der Jugend-Gesundheits- 
vorsorge. Die Med. Welt, Jg. 1, Nr. 11, S. 399. 1927. Die vom 
Verf. für notwendig erachtete Zusammenfassung der Kinder- 
Gesundheitsvorsorge wird folgendermaßen begründet: Fast alle 
Störungen der Gesundheit und Entwicklung, die beim Schul- 
anfänger festgestellt werden, sind nicht auf die kurze Einwirkung 
des Schullebens zurückzuführen, sondern stammen aus der Vor- 
schulzeit und sind verursacht durch angeborene Veranlagung, 
häusliche Pflegefehler in der Säuglings- und Kleinkinderzeit oder 
(wohl am häufigsten) beides zusammen. Viele dieser Schäden 
sind gar nicht mehr oder nur mit großen Kosten wieder gut zu 
machen. Besonders gefährdet sind die Kinder in den Phasen 
intensiver Entwicklung, also etwa im 5. bis 6. Jahre und in der 
Pubertätszeit. Während nun für die Schulzeit ein ärztlicher 
Vorsorger vorhanden ist, fehlt dieser für die erstgenannte Krisen- 
zeit noch immer. Aus diesem höchst bedauerlichen Übelstande 
leitet W. die Notwendigkeit und die Berechtigung neuer Vor- 
schläge her. Sie lauten: 1. eine von der Geburt bis zum Abschluß 
der Reife des Kindes fortlaufende einheitliche öffentliche Ge- 
sundheitsvorsorge zu organisieren und dabei 2. ihre Verteilung 
nicht schematisch gleichmäßig zu gestalten, sondern je nach den 
vorerwähnten, inneren biologischen Notwendigkeiten. W. lehnt 
also die heute übliche Zerstückelung der Kinderfürsorge als für 
das Kind nachteilig ab. Auf Phasen des getrennten Vorgehens 
müssen von Zeit zu Zeit solche der Zusammenfassung folgen, 
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was nicht gleichbedeutend mit Nivellierung sei, wie von den Ver- 
fechtern der Spezialfürsorge befürchtet wird. Die eigentliche 
Vorsorge, das heißt die Vorbeugung von Krankheit und schlech- 
tem Gedeihen ist nach der Ansicht des Verf. nicht so kompli- 
ziert, als daß sie nicht von einem Arzt betrieben und in einer 
Verwaltungsstelle zusammengefaßt werden könnte. Voraus- 
setzung ist, daß die Tätigkeit nur in ärztlicher Überwachung und 
Beratung besteht, eine Tätigkeit, die früher von dem Hausarzt 
neben der Krankenbehandlung ausgeübt wurde. Besonders 
wichtig sind die Vorschläge zur praktischen Durchführung dieser 
Wünsche. Zur Ausfüllung der Lücke in der offenen Kleinkinder- 
vorsorge, die durch Ausdehnung der Säuglingsfürsorge auf das 
Kleinkindesalter oder durch teilweise Vorverlegung der Schul- 
kinderfürsorge erfolgen kann, schlägt er großzügige Volksbe- 
lehrung und Erziehung und einen mehr oder weniger sanften 
Druck auf die Eltern durch bedingte Fürsorgeunterstützungs- 
gewährung vor. Um die Zusammenfassung der Jugendgesund- 
heitsfürsorge und die persönliche Einheit des Vorsorgearztes und 
der Vorsorgerin zu erreichen, hält er die Bildung möglichst fest 
umgrenzter Vorsorgebezirke für unerläßlich, wobei die Volks- 
schulbezirke und nicht etwa die Mütterberatungsstellen als Aus- 
gangspunkte der Vorsorgebezirke zu wählen seien. Auch dies 
wird eingehend begründet. Stephan (Mannheim). 


K. Mende (Berlin), Die Genter Erklärung der Kindesrechte 
und die deutsche Reichsgesetzgebung. Revue internat. de l’En- 
fant. Bd. 2, H. 12, S. 1066. 1926. Das Programm der Kinder 
rechte, das in der Genfer Erklärung vorliegt, ist wohl noch in 
keinem Lande voll durchgeführt. Unter gewissen Einschränkun- 
gen, die vor einer Überschätzung gesetzlich gegebener Grund- 
lagen warnen wollen, wird gezeigt, was an wichtigsten Bestim- 
mungen in der deutschen Gesetzgebung zur Sicherung des’ 
Genfer Programms bereits vorliegt. Artikel i: „Jedes Kind hat 
Anspruch auf normale körperliche und geistige Entwicklung“: 
StGB. (Abtreibung), — Meldepflicht der Geburt. — Reichs- 
verfassung Il. Teil (Grundrechte und Grundpflichten der Deut- 
schen) — Behörden: Jugend- und Wohlfahrtsämter, Fürsorge- 
verbände — Reichsjugendwohlfahrtsgesetz. — Für bestimmte 
Gruppen von Kindern: Steuerermäßigungen, Gehaltszuschläge, 
Schulgelderlaß für kinderreiche Familien — Wochenhilfe und 
-fürsorge — Gesetzentwurf als Novelle des BGB., den Schutz 
der Unehelichen (Alimentation) betreffend. — Impfgesetz — 
StGB., Schutz vor Mißhandlung und anderes. — Vormund- 
schaftsgericht, Gesetze über Schankstätten- und Lichtspiel- 
wesen. — Artikel II: „Das hungrige Kind muß gespeist, das 
kranke gepflegt werden, das geistig zurückgebliebene Kind ist nach 
Möglichkeit zu fördern; das verwahrloste Kind muß au] den rich- 
tigen Weg gebracht werden, die Waisen und die verlassenen Kinder 
sollen aufgenommen und versorgt werden.“ Zwang der Unter- 
stützung für Behörden, auch bezüglich Erziehung und Erwerbs- 
tätigkeit — Öffentliche Vorschriften für Hilfsschulwesen. — 
Reichsverfassung Artikel 122 (Schutz vor Verwahrlosung) — 
BGB. $ 1666 (Schutz vor körperlicher und geistiger Schädigung 
und Maßnahmen bei sittlicher Verwahrlosung). — Schutzauf- 
sicht gemäß RJWG. — Jugendgerichtsgesetz von 1923 — Für 
Waisen als Ergänzung: Reichsversorgungsgesetz und Gesetze 
für die Rentenversorgung für Waisen von Sozialversicherten. 
Artikel III: „In Zeiten der Not hat zuerst das Kind Anspruch 
auf Hilfe“: Keine gesetzliche Garantie vorhanden, nur frei- 
willige Leistungen der Fürsorge. — Artikel IV: „Das Kınd muß 
befähigt werden, seinen Lebensunterhalt selbst zu verdienen, muß 
aber zugleich gegen jegliche Ausbeutung geschützt werden‘‘: Die 
Schulbildung, durch die Verfassung garantiert. — Fortbildungs- 
schule — Reichsgewerbeordnung — Gesetz betreffend Kinder- 
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arbeit in gewerblichen Betrieben (Kinderschutzgesetz) — Be- | 
rufsausbildungsgesetz (noch nicht in Kraft). — Artikel V: „Das 
Kind muß zu tätiger NMenschenliebe erzogen werden“: ( Menschen- 
liebe‘‘ Übersetzung von „service de ses frères, service of its 
fellow-men‘‘): Reichsverfassung Artikel 132, 153, 163 (sich zu 
betätigen, wie es das Wohl der Gesamtheit erfordert) — Staats- 
bürgerkunde als Lehrfach. — Abschließend heißt es: „Im all- 
gemeinen ist gerade dieser Artikel, der am Innersten und Tief- 
sten rührt, am wenigsten durch Gesetze zu fassen und in die 
diesen unbedingt angehörende feste Terminologie und ihre Logik 
einzufügen. Hier müssen Kräfte, Überzeugungen, Verantwor- 
tungen anderer Herkunft und Intensität einsetzen.‘ 


H. von Below (Königsberg-Pr.), Säuglingspflegeunterricht 
an Schulen. Die Wohlfahrt, Jg. 20, H. 9—10, S. 45. 1927. 
Im Mai 1920 faßte der Provinziallandtag Ostpreußens den 
Beschluß, den Säuglingspflegeunterricht an allen Mädchen- 
schulen obligatorisch durchzuführen und den Unterricht den 
Lehrerinnen zu übertragen. Die Ausbildung der Lehrerinnen 
erfolgt durch die Hauptwohlfahrtsstelle für Ostpreußen in 
3-—5 wöchigen Kursen, obwohl ein Erlaß des Ministers für 
Wissenschaft, Kunst und Volksbildung (von 1922) einen drei- 
monatigen Lehrgang vorsieht. Für Ostpreußen wurde jedoch 
ein Dispens von dieser Bestimmung erteilt. 40 Schulaufsichts- 
bezirke haben bisher Lehrerinnen zur Ausbildung entsandt, 
8 Bezirke noch nicht. — Der Schulunterricht für die Kinder 
besteht in 20 Doppelstunden. Er wird als Naturkunde und nicht 
als technisches Fach, besonders nicht als Haushaltungsunterricht 
betrachtet und entsprechend in den allgemeinen Lehrplan ein- 
gefügt. — Die Frage, wie der Unterricht an alle Schulen, 
speziell solche mit nur männlichen Lehrkräften heranzubringen 
ist, soll später erörtert werden. Wahrscheinlich wird die An- 
stellung von Wanderlehrerinnen notwendig werden. 


L. Langstein (Berlin), Zur Frage der Entwicklung von Säug- 
lingen und Kleinkindern in Heimen einerseits, in der Familie 
andererseits. Bl. des Dtsch. Roten Kreuzes. Jg. 6, Heft 4, S. 1. 
1927. Um die letzten Reste des immer noch beobachteten 
Hospitalismus zu beseitigen, bedarf es intensivster Kleinarbeit 
sowohl der Ärzte, wie der Pflegerinnen und auch Aufwand 
von Mitteln. Säuglinge können nicht gedeihen, wenn beispiels- 
weise aus Ersparnisgründen die Nachtwache überlastet ist, die 
letzte Nahrung abends um 11 gegeben und das Kind nach 
sechsstündiger Ruhe wieder aus dem Schlaf genommen wird. 
Auf der anderen Seite soll man sich davor hüten, schlechthin 
vom Segen der Familienpflege zu sprechen, sondern nur von 
dem der guten Pflegestellen, nicht nur von den besseren 
Chancen des Proletarierkindes, sondern nur von den besseren 
Aussichten jenes Proletarierkindes, dessen Eltern Verständnis 
haben für seine Entwicklungsbedingungen. 


Lang (Berlin), Die Kinderübernahmestelle der Gemeinde 
Wien. Zschr. f. d. ges. Krankenhswes. Jg. 23, Heft 7, S. 177. 
1927. Die neuerrichtete, offenbar vorbildlich eingerichtete 
Kinderübernahmiestelle in Wien ist eine in das Gesamtkinder- 
fürsorgesystem planmäßig eingeordnete Zentralanstalt. Sie 
hat einen ausgesprochenen Charakter als Beobachtungs- und 
Durchgangsstation für Kinder jeden Alters. Die reichlichen 
Isoliermöglichkeiten lassen zu, daß die Kinder direkt anderen 
Spezialanstalten zugeführt werden, ohne daß dort eine zweite 
Isolierung nötig wird oder daß die Kinder direkt in Familien- 
pflege entlassen werden. Die Anstalt hat in getrennten Ab- 
teilungen Platz für 4x 15 Säuglinge, 2x 24 Kleinkinder, 6x 18 
Großkinder, im ganzen 216 Kinder. Angegliedert sind eine 
Ammenstation, eine Schulzahnklinik und eine Abteilung für 
infektionskranke Kinder. Entsprechend dem Charakter der 
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Zeitschrift, in dem die Arbeit erschienen ist, ist die technische 
Einrichtung der neuen Anstalt ausführlich, unter Beigabe von 
Grundrissen, beschrieben. Schur (Berlin). 


Schulkinderfürsorge. 


Aschenheim (Remscheid), Über die Bedeutung der Rachitis 
für das Schulkind. Zschr. f. Schulgeshtspfl. u. soz. Hyg., Jg. 40, 
Nr. 5, S. 215. 1927. Eingehende Untersuchungen an Berufs- 
beratungsschülern zeigen, wie verhängnisvoll das Massenübel 
der Rachitis ist. So besteht eine auffällig häufige Syntropie 
zwischen Rachitis und Intelligenzdefekt. Auch Haltungsfehler 
sind sehr häufig mit rachitischen Zeichen verbunden, so daß der 
Verfasser auf dem Standpunkt steht, daß die rachitische 
Zurückbleiben im 
Längenwachstum, mangelhafte Körperfülle fanden sich viel 
häufiger bei den Rachitikern als bei anderen Kindern. 


Coerper (Köln), Ärztliche Berufsberatung. Zschr. f. Schul- 
geshtspfl. u. soz. Hyg., Jg. 40, Nr. 5, S. 209. 1927. In seiner prak- 
tischen Tätigkeit ist der Verfasser, wie wohl überall, von der 
negativen Berufsberatung ausgegangen. So wertvoll diese 
Methode auch ist, so ergaben sich doch Unzulänglichkeiten, die 
C. veranlaßten, eine mehr positive Form der Berufsberatung 
zu versuchen. Ausgehend von der Konstitutionsforschung sucht 
er auf Grund der gegebenen Habitus- und Gebarungsform die 
naturgemäße Berufseignung zu bestimmen, respektive eine Be- 
rufswahl contra naturam zu verhüten. Auf diese Weise glaubt 
er auch die psychotechnische Methode auf eine andere Grund- 
lage zu stellen dadurch, daß „zunächst einmal ärztlicherseits 
Berufsgruppen aus allen Schulentlassenen gebildet und diese 
nach natürlichen Richtlinien ausgewählten Gruppen dann erst 
einer psychotechnischen Untersuchung unterworfen werden. 
Auf diesem Wege bekommt die Psychotechnik ihre innere (be- 
schränkte) Berechtigung, so nur kann auch den personalen und 
damit auch charakterlichen Grundlagen der Berufsertüchtigung 
Rechnung getragen werden. Stephan (Mannheim). 


Erholungsfürsorge. 


Lobsien (Kiel), Schulurlaub und geistige Erholung auf 
Grund neuerer Untersuchungen. Mitteilungsblätter des Deut- 
schen Vereins f. Schulgeshtspfl.e. Sonderheft 1927. Der Ver- 
fasser hat mit psychotechnischen Kurzprüfungen den Einfluß 
eines Erholungsaufenthaltes auf eine allerdings nur kleine Zahl 
von Schülern geprüft. Die Ergebnisse sind so wertvoll und 
sprechen so deutlich für die günstige Wirkung auf die Leistungs- 
fähigkeit, daß eine Nachprüfung an einem größeren Schüler- 
material dringend erwünscht erscheint. Die Prüfweisen sind 
ausführlich angegeben. 


Suk (Brünn), Über den Einfluß des Ferienaufenthaltes auf 
den körperlichen Zustand der Schulkinder. Mitteilungsblätter 
des Deutschen Vereins f. Schulgeshtspfl. Sonderheft 1927. Es 
handelt sich um die Ergebnisse einer eingehenden Erfolgs- 
kontrolle nach einem vierwöchigen Aufenthalt in einer 
Ferienkolonie. Der Erfolg besteht in einem erheblichen Gewinn 
für den allgemeinen Körperzustand. Der Verfasser gibt der 
Meinung Ausdruck, daß, wenn es sich manchmal auch nur um 
einen vorübergehenden Erfolg handeln mag, hier Reserven an- 
gesammelt werden, die dem einen oder anderen Kind später 
helfen, einen kritischen Zustand zu überwinden. 

Feld (Zürich), Ferienversorgung der Schulkinder. Zschr. f. 
Schulgeshtspfl. u. soz. Hyg., Jg. 40, Nr. 5, S. 231. 1927. Eine 
statistische Erhebung des Berner statistischen Amtes über die 
Ferienaufenthalte der stadtbernerischen Schulkinder im Jahre 
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1925 hatte das Ergebnis, daß die Häufigkeit der Ferienaufent- 
halte im umgekehrten Verhältnis zur Bedürftigkeit der Kinder 
steht. Am meisten wurden die Sommerferien zu auswärtigem 
Aufenthalt benutzt. Die überwiegende Mehrzahl der Kinder 
war länger als eine Woche fortgewesen. Die Prozentzahlen der 
Kinder, denen ein Ferienaufenthalt möglich war, sind beneidens- 
wert groß. In einer Schulgattung (Progymnasium) liegen sie 
über 90%, und auch in den Schulgattungen mit dem sozial 
schlechtesten Milieu der Schüler betragen sie etwa 50%. Von 
den Ferienaufenthalten der Kinder aus Arbeiter- und Ange- 
stelltenkreisen waren etwa ein Drittel durch Mithilfe der öffent- 
lichen Fürsorge ermöglicht. Angeregt wird, den Zusammen- 
hängen zwischen sozialer Stellung der Eltern und Ferienver- 
sorgung der Kinder weiter nachzugehen und Maßnahmen zu 
treffen, noch weiteren bedürftigen Kindern einen Ferienauf- 
enthalt zu verschaffen mit dem für unsere Verhältnisse weitge- 
steckten Ziel, allen in unbefriedigenden Wohnungsverhältnissen 
untergebrachten Kindern wenigstens einmal im Jahre einen 
erfrischenden Ferienaufenthalt zu ermöglichen. Es wird hier 
eine großzügige Erholungsfürsorge propagiert, während man 
sich in Deutschland immer mehr nur auf die Heilfürsorge be- 
schränken muß, und nur die örtliche Erholungsfürsorge einen 
oft fragwürdigen Ersatz für eine nachhaltigere Erholung der 
Kinder bietet. Stephan (Mannheim). 


Leibesübungen. 


Worringen (Essen), Was muß der Arzt von den Leibesübungen 

wissen? J. F. Lehmann, München 1927. 

Nach einer kurzen Einleitung über die Notwendigkeit der 
Leibesübungen, in der auf einige physiologische Dinge besonders 
hingewiesen ist, wird in kurzen Zügen auf die einzelnen Sport- 
arten eingegangen. Hier wird nicht nur auf die Technik, sondern 
auch auf die besondere Eignung zu den betreffenden Sportarten 
sowie auf die bei der betreffenden Sportart möglichen Schä- 
digungen hingewiesen. Im 2. Teil wird unter Mitwirkung meh- 
rerer Autoren zunächst von dem Arbeitsgebiet des Sportarztes 
gesprochen und nach einem kurzen Aufriß die Methodik der 
Körpermessungen, die Konstitution des Sportmannes, die psycho- 
logische Eignung sowie eine Reihe von psychologischen Eigen- 
schaften des Sportmannes im allgemeinen besprochen. In einem 
Kapitel über Hygiene bei den Leibesübungen wird die Frage 
der Sportplatzanlage, der Bäder, der Massage, der Ernährung, 
des Trainings behandelt, in einem ferneren die Möglichkeit der 
therapeutischen Beeinflussung durch Leibesübungen, ferner die 
Frage der Leibesübungen der Frau und des wachsenden Men- 
schen und schließlich das Sonderturnen und die orthopädische 
Heilgymnastik mit den dazu gehörenden organisatorischen Fra- 
gen besprochen. Daran schließt sich die Organisation des Sport- 
arztwesens. Die Fassung des Gebietes erscheint mir sehr glück- 
lich gewählt, und so kann das Buch als Leitfaden für die Ge- 
staltung sportärztlicher Kurse und als Nachschlagewerk für 
die mit der Beratung von Sportleuten beschäftigten Ärzte gut 
dienen. Im großen und ganzen ist das Buch, das ja kurz ge- 
faßt sein mußte und sollte, auf den Arzt abgestellt, der eine erste 
Einführung in den ganzen Fragenkomplex' wünscht, aber bei 
der Fülle des Stoffes, der geboten wird, wird jeder Leser zu 
seinem Recht kommen. Das Kapitel der Leibesübungen der 
Frau dürfte meines Erachtens bei späteren Auflagen bei der 
Wichtigkeit dieses Gebietes erweitert, vielleicht auch in man- 
cher Beziehung gründlich überarbeitet werden. Bei der glück- 
lichen Anlage des ganzen Buches sehe ich im Geiste das Buch 
bei späteren Auflagen mit dem Zunehmen der sportärztlichen 
Wissenschaft weiter stark anwachsen. 
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Schlesinger (Frankfurt a. M.), Untersuchungen an sport- 
eifriger Jugend. Mschr. f. Kindhik., Bd. 34, S. 366. 1926. Bei 
Untersuchungen an Ferienkindern hat es sich gezeigt, daß die 
Erfolge eines vierwöchigen Landaufenthaltes an Gewicht und 
Kraft durchschnittlich um so größer waren, je mehr Wert auf 
eine systematische planmäßig sich steigernde sportliche Be- 
tätigung ım Landheim gelegt wurde. Es wurden daher Unter- 
suchungen an sporttüchtigen jungen Leuten vom 13. bis 18. 
Lebensjahr vorgenommen. Die prozentuale Zunahme der 
Länge ist bei den sporttüchtigen 15—18 jährigen um 1 % größer 
als bei den Nichtsporttreibenden. Nur bei den 13—14 jährigen 
ist dieser Unterschied noch nicht vorhanden, während bei 
den gleichalterigen Mädchen schon eine Zunahme in diesem 
Alter gefunden wird. In allen Altersklassen ist dagegen die 
Gewichtszunahme und die des Brustumfanges deutlich. Nur 
bei den älteren Mädchen ist hier eine geringe Abnahme zu ver- 
zeichnen. Besonders stark ist in allen Altersklassen die Zu- 
nahme des Lungenfassungsvermögens und der Druckkraft der 
Hand (mit dem Dynamometer gewonnen). Bei intensiv üben- 
den Primanern und Sekundanern im Rahmen eines Sportkurses 
fanden sich bei einem Teil geringere dynamometrische Werte 
am Schluß des Kurses, die als latente Ermüdung aufgefaßt 
werden, da subjektive Ermüdungserscheinungen fehlten. 


Brandeis (Prag), Über das Verhalten des Kreislaufsystems 
beim Wettlaufe. Münch. med. Wochenschr., Nr. 39, S. 1603—06. 
1926. In dem Übersichtsvortrag über die Forschungen der letzten 
Jahre, die durch eigene Untersuchungen erweitert sind bei 400 
und 1500 m Läufern, findet er nach Beendigung des Laufes zum 
Teil noch 2 Minuten nach der ersten Blutdruckmessung Blut- 
druckanstiege, die sodann von einem steilen Abfall gefolgt sind. 
Die Ruheblutdruckwerte liegen im allgemeinen zwischen 100 
und 120, die Ruhepulszahlen zwischen 60 und 68. Blutdruck- 
und Pulsberuhigungen beziehungsweise Rückkehr zur Norm 
decken sich mit den Erfahrungen anderer Untersucher. Da, wo 
Beschwerden und langsamere Erholung eintrat, fanden sich 
meist durchgemachte Krankheit und dergleichen als Gründe. 


Wiegels (Schwerin), Entwicklung von Sport und Leibes- 
übungen der Frau, ihre prophylaktische und therapeutische Be- 
deutung für die Therapie. Zbl. f. Gynäkologie Nr. 28. S. 1833 — 
47. 1926. Übersichtsreferat mit Besprechung der einzelnen 
Sportarten und der Anfügung seiner subjektiven Stellung zu 
ihnen, aus der erwähnenswert ist, daß er in der Schwangerschaft 
wie auch während der Menstruation alle Leibesübungen verbietet. 


v. Brahmann (Berlin), Lebensgefahr im Kampfsport. 
Münch. med. Wochenschr., Jg. 74, Nr. 15, S. 634—636. 1927. 
Anläßlich eines Prozesses wegen einer Schlägermensur mit töd- 
lichem Ausgang wird festgestellt, daß das Schlägerfechten über- 
haupt nicht unter den Begriff des Duells fällt, sondern unter 
den Begriff des Kampfspieles. Es ist also dem Ringen und Boxen 
und in gewisser Weise auch dem Kampf mit den Bergen beim 
Bergsteigen zu vergleichen, indem es ausgeübt wird, um die 
eigene Mannhaftigkeit zu erproben. Es werden sodann die beim 
Fechten und Boxen bekannt gewordenen Todesfälle zusammen- 
gestellt. Beim Fechten sind seit 1864 9 Fälle, beim Boxen seit 
1900 19 Fälle bekannt geworden. Bei den Todesfällen beim 
Fechten handelt es sich ausnahmslos um ‚Zufälle‘‘, also nicht 
um direkte Folgen der Schlägermensur. Beim Boxen sind 8 Fälle 
direkte Folgen des Boxkampfes (Gehirnblutungen und Glot- 
tisoedem durch Schlagwirkung). Wesentlich häufiger sind Un- 
fälle beim Schwimmen und beim Bergsport, bei ersterem durch 
Herztod und dergleichen, bei letzterem infolge Übernahme von 
Aufgaben, denen der Betreffende nach seinen Kenntnissen nicht 
gewachsen war. 
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Fritz Lange (München), Die Haltungsschäden und die 
Leibesübungen. Münch. med. Wochenschr., Jg. 74, Nr. 7, 
S. 265. 1927. Für den Betrieb des Sonderturnens wünscht 
Lange ein besseres Verständnis für den Begriff der normalen 
Haltung, den er an Hand einer ganzen Reihe von Bildern illu- 
striert. Bei zeichnerischer Wiedergabe von Rückenlinien von 
Kindern mit hohlrundem Rücken fiel die Konstanz der scharfen 
Lordose vom 4. Lendenwirbel bis zur Mitte der Brustwirbelsäule 
auf. Das Becken ist bei diesen Kindern stark vorgeneigt, es ist 
ein Hängebauch vorhanden. Der Hängebauch entsteht durch 
die Haltung der Wirbelsäule und verschwindet bei einer Ände- 
rung der Rückenlinie. Als einfaches diagnostisches Zeichen gibt 
er das Heben eines Beines an. Die Bekämpfung dieses Haltungs- 


fehlers, der seiner Ansicht nach durch eine Verkürzung der Hüft- ° 


beuger infolge der langen Sitzarbeit des Kindes entsteht, soll 
hauptsächlich durch Übung des Glutaeus maximus geschehen 
(Halteübung des nach rückwärts überstreckten Beines bei 
Bauchlage auf einer Bank). Beim Rundrücken ohne Gegen- 
lordose gibt es eine Besserung der Haltung durch Rück- 
führen eines Beines, das heißt Verstärkung der Becken- 
neigung, die er infolgedessen beı diesen Kindern durch Übung 
der Hüftbeuger hervorrufen will. Bei der Verlagerung der 
Schultern nach vorn, die bei allen Haltungsschäden vor- 
kommt, muß zunächst einmal der Pectoralis gedehnt werden, 
ehe man an eine aktive tonische Verkürzung der Schulter 
muskulatur herangehen kann. Diese Dehnung erreicht er da- 
durch, daß er die Kinder Y, bis Y%, Stunde I—3mal täglich in 
Rückenlage auf eine schmale Bank legt und die Schultern durch 
Gewichte zurückzieht. Neben dieser rein orthopädischen Be- 
handlung hat die allgemeine körperliche Ertüchtigung durch 
Leibesübungen eine Rolle zu spielen. 


Hasebroek (Hamburg), Die Vorwärtslagerung des Schulter- 
gürtels und die Leibesübungen. Münch. med. Wochenschr., Jg. 
74, Nr. 15, S. 638—39. 1927. Im Anschluß an eine Arbeit von 
Lange über Haltungsschäden (s. o.) macht Verfasser darauf 
aufmerksam, daß er auf das Krankheitsbild der Vorwärts- 
lagerung des Schultergürtels seit 1910 hingewiesen habe und 
die Verkürzung des Pectoralis als phylogenetisch bedingte Ano- 
malie beschrieben habe. Er stimmt Lange bei, daß durch 
Dehnung und Massage der Pectorales bei gleichzeitiger aktiver 
Übung der Rückwärtszieher des Schulterblattes die sogenannte 
gute Haltung gewonnen werden könnte. 

Seeger (Königsberg), Tuberkulose-Prophylaxe durch Lei- 
besübungen. Tuberkulose, Jg. 7, Nr. 3, S. 57—60. 1927. Der 
Schmalbrüstige ist der Tuberkulose besonders ausgesetzt. Die 
Schmalbrüstigkeit ist aber nach Rosenbaum, Hagen, Kohl- 
rausch und Mallwitz und anderen durch regelmäßige 
Leibesübungen besonders gut zu beeinflussen, und nach den 
Untersuchungen von Siebert, Schnell, Roeder und 
Wienecke, Worringen und anderen erkrankt der durch 
Leibesübungen Gekräftigte weniger leicht an Tuberkulose, be- 
ziehungsweise die Therapie durch Leibesübungen bringt in der 
Tuberkulose-Prophylaxe die besseren Erfolge als die Ruhe- 
therapie. Die Leibesübungen müssen deshalb für die Prophylaxe 
der Tuberkulose eine weit größere Rolle spielen, als sie das bisher 
tun. An die Ärzte wird der Appell gerichtet, selbst Leibes- 
übungen zu betreiben, um sie richtig verordnen zu können. 

Kohlrausch (Berlin). 


Krüppelfürsorge. 


W. V. Simon (Frankfurt a. M.), Krüppelfürsorge. In: Hand- 
buch der sozialen Hygiene und Gesundheitsfürsorge, hrsg. 
von Gottstein-Schloßmann-Teleky. Bd. IV: Ge- 
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sundheitsfürsorge, soziale und private Versicherung. S. 568 

—637. Julius Springer, Berlin 1927. 

Simon berücksichtigt die Literatur bis in die letzte Zeit 
hinein und verwertet vor allem statistische Angaben, die 
einen interessanten Einblick in zahlreiche Einzelfragen geben, 
wie zum Beispiel in die Zusammenhänge zwischen Rachitis 
und Wohnungsnot, in die Häufigkeit der Ursachen des 
Krüppeltums, so zum Beispiel der angeborenen und durch 
Knochen - Gelenktuberkulose bedingten Krüppelleiden, die 
volkswirtschaftliche Bedeutung der Krüppelfürsorge, die Zahl 
jugendlicher Krüppel und schließlich die Kosten öffentlicher 
Fürsorge. im ersten Kapitel schildert Verfasser die Ent- 
wicklung der Krüppelfürsorge, wobei er besonders die bahn- 
brechende Arbeit der Deutschen Vereinigung für Krüppel- 
fürsorge und der Vereine für Krüppelfürsorge würdigt. Reiche 
ärztliche Erfahrung spricht aus dem Kapitel ‚„Krüppel- 
krankheiten‘‘, indem Verfasser unter anderen ausführlich auf die 
Bedeutung der Vererbung für das Krüppeltum hinweist. Im 
3. Kapitel sind kurz die wichtigsten reichsgesetzlichen Be- 
stimmungen angeführt, das preußische Krüppelfürsorgegesetz 
ist wörtlich abgedruckt. Die gesetzliche Regelung der Krüppel- 
fürsorge in den übrigen Ländern ist nicht berücksichtigt worden, 
dagegen hat die „praktische Durchführung der Krüppelfürsorge‘‘ 
eine ausführliche Darstellung erfahren. Es wird das Aufgaben- 
gebiet der Krüppelfürsorgestellen, die besser Beratungsstellen 
genannt werden, da Behandlung hier nicht vorgenommen wird, 
scharf abgegrenzt, die bewährte Einrichtung der Wander- 
sprechtage entsprechend gewürdigt. Zum Schluß unterzieht 
Verfasser die ärztliche und pädagogische Behandlung der 
Krüppel und die Berufsausbildung einer eingehenden Betrach- 
tung. Dabei berücksichtigt er weitgehend die Veröffentlichungen 
über Krüppelpsyche und Krüppelpädagogik. Er gibt zu, daß 
sich vielfach die Psyche des Krüppels auf abwegigen Bahnen ent- 
wickelt, erkennt aber die Notwendigkeit einer Anstaltserziehung, 
wie sie die Ausführungen zum preußischen Krüppelfürsorge- 
gesetz enthalten, nicht an, nach denen „jedes schulfähige 
Krüppelkind an sich in eine besondere Krüppelschule gehört.‘ 
Verfasser schließt sich vielmehr der Ansicht des Selbsthilfe- 
bundes der Körperbehinderten (Perlbund) an, der die Sonder- 
beschulung ablehnt, damit gar nicht erst das Gefühl aufkommen 
kann, daß die Krüppel, vor allem in geistiger Hinsicht, etwas 
anderes seien als die Gesunden. Nach meiner Ansicht handelt es 
sich hier um ganz belanglose Differenzen. Einmal sagt das 
Gesetz gar nicht, daß jedes Krüppelkind in eine Sonderschule 
gehört, sondern es enthält die Einschränkung „an sich‘‘, das 
heißt, es ist in jedem Fall zu erwägen, ob Sonderbeschulung not- 
wendig ist. Es ist ja auch praktisch undurchführbar, allen 
Krüppelkindern einen besonderen Unterricht zuteil werden zu 
lassen, zumal neben den Anstaltsschulen nur wenige ambulante 
Krüppelschulen in Deutschland bestehen. Im Vergleich zu der 
großen Zahl von Krüppelkindern ist ja nur ein verschwindender 
Prozentsatz für längere Jahre in Anstaltspflege und das sind 
dann solche Fälle, nach denen auch nach Ansicht des Ver- 
fassers aus ärztlichen, pädagogischen oder sozialen Gründen die 
Anstaltserziehung die einzige Möglichkeit bietet, die Erwerbs- 
fähigkeit zu erzielen. Außerdem wird die moderne Krüppel- 
pädagogik ihrer Aufgabe voll und ganz gerecht, indem sie die 
Krüppel zu selbständigen Menschen erzieht, die ihr Krüp- 
peltum körperlich und seelisch überwunden und das Gefühl 
haben, nicht nur dasselbe wie die Gesunden zu leisten, sondern 
sogar, in Anbetracht ihrer körperlichen Mängel, weit mehr. 
Dieses Ziel erreichen aber die Zöglinge in den Krüppelheimen 
viel leichter und ohne seelische Qualen. Die Familienerziehung, 
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Arbeit und Spiel mit Gesunden bringen nur zu häufig schäd- 
liches Mitleid oder ungerechte Härten mit sich. Im Krüppelheim 
dagegen verleben die Kinder eine glückliche, sonnige Jugend. — 
Bei der Berufswahl ist nicht der leichteste, sondern der möglichst 
hochwertige Beruf zu wählen. Besonders weist Verfasser auf 
die Verpflichtung der Arbeitsbeschaffung hin. Ohne die Arbeit 
des Selbsthilfebundes herabwürdigen zu wollen, halte ich die 
Überschätzung dieses Bundes von seiten des Verfassers, wie be- 
sonders aus dem letzten Kapitel hervorgeht, das sich mit den 
Zielen und dem Programm des Perlbundes befaßt, für zu weit- 
gehend, denn schließlich kann die Fürsorge ohne Einbuße ihrer 
Erfolge eher auf die Selbsthilfe verzichten als umgekehrt. Zu- 
sammenfassend muß aber gesagt werden, daß diese inhalts- 
reiche und anregende Veröffentlichung weiteste Beachtung ver- 
dient. 


Krüppeltürsorgetätigkeit in Berlin 1925/26. 

In der Zeit vom 1. IV. 1925 bis 31. III. 1926 wurden nach 
einer Zusammenstellung des Statistischen Amtes 3016 männ- 
liche und 3620 weibliche Krüppel gemeldet. Über 60 %, standen 
im schulpflichtigen Alter. Über die Hälfte der Meldungen wur- 
den von amtlichen Fürsorgeärzten erstattet; auch Lehrer, 
Eltern und Fürsorgeorgane haben wesentlich zur Erfassung der 
Krüppel beigetragen. Von freien Ärzten, Hebammen und Kran- 
kenpflegepersonen wurden nur 9% aller Fälle gemeldet. Von 
den 6310 neu in die Stammliste aufgenommenen Krüppeln wur- 
den 5884 in Fürsorge genommen; 630 (10,7%) davon wurden 
dem Schulsonderturnen überwiesen. Während nach einer 
Statistik aus Duisburg vom Jahre 1924 daselbst in 8% der 
Fälle von den Eltern die notwendig erachtete Behandlung ver- 
weigert wurde, wurde sie in Berlin nur in 87 Fällen, gleich 1,5 %, 
verweigert. Ein Beweis, daß das Publikum den Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Krüppeltums Vertrauen und Verständnis ent- 
gegenbringt. In der Zeit vom 1. I. bis 31. III. 1926 konnten 
1575 Krüppel aus der Fürsorge entlassen werden, 10,5% wegen 
Erreichung der Erwerbsfähigkeit oder Abschluß der Berufsaus- 
bildung, 35,7 % wegen sonstiger Entkrüppelung. Am 31. HI. 
1926 wurden in Groß-Berlin 17271 Krüppel von der öffentlichen 
Fürsorge betreut. In geschlossener Fürsorge befanden sich nur 
4,3%, die sich auf Krüppel-, Siechenanstalten und Erholungs- 
heime verteilten. Von den 95,7 % Krüppeln, die sich in offener 
Fürsorge befanden, standen 56,5% in ambulanter Behandlung 
einschließlich Heilturnen, 11,1% nahmen am Schulsonder- 
turnen teil, 31,5%, wurden nur von den Fürsorgestellen über- 
wacht und 1%, standen in sonstiger Fürsorge. Über die ent- 
standenen Kosten enthält der Bericht des Landesjugendamtes 
keine Angaben. 


Mitarbeit der Versicherungsträger zur Bekämpfung des Krüppel- 
tums in Württemberg. 

Am 21. II. 1927 erließ die Landesversicherungsanstalt 
Württemberg ‚Grundsätze über die Förderung der Fürsorge für 
Kinder mit körperlichen Gebrechen‘ (veröffentlicht im Amts- 
blatt des Vorstandes der Landesversicherungsanstalt Württem- 
berg, Jg. 23, Nr. 3). Nach diesen Grundsätzen übernimmt die 
Landesversicherungsanstalt die Kosten einer fachärztlichen Be- 
ratung und gewährt außerdem Beiträge zur Heilbehandlung 
oder Anstaltsunterbringung. Es werden dabei in erster Linie 
Waisenrentenempfänger oder Kinder von Invalidenrenten- 
empfängern berücksichtigt. Diese Fürsorge sollnur den Kindern 
zugute kommen, die wegen körperlicher Gebrechen der Behand- 
lung in einer orthopädischen Anstalt bedürfen. Für ambulante 
ärztliche Behandlung oder gewöhnliche Behandlung in einem 
Krankenhaus wird kein Beitrag gewährt. Bei Knochen- und 
Gelenktuberkulose finden in erster Linie die „Grundsätze über 


569 


Durchführung von Heilstättenkuren für tuberkulöse Kinder 
vom 10. III. 1925“ Anwendung. Ebenso beteiligt sich die 
Landesversicherungsanstalt nicht an den Kosten einer Ent- 
krüppelung von Kriegswaisen. und Kindern von Kriegsbe- 
schädigten. Die Beratung und Begutachtung erfolgt durch 
einen Vertrauensfacharzt, der zu gleicher Zeit der Vertrauens- 
arzt der behördlichen Einrichtungen ist. Die Grundsätze be- 
tonen nachdrücklichst, daß die Kosten der Behandlung das 
Jugendamt beziehungsweise das Bezirkswohlfahrtsamt über- 
nimmt, wobei diesen anheimgestellt bleibt, Krankenkassen im 
Wege der Familienhilfe, die Eltern oder andere Stellen zu den 
Kosten heranzuziehen. Die Landesversicherungsanstalt ersetzt 
dem Fürsorgeorgan in der Regel Y, des gesamten für Ver- 
pflegung, ärztliche Behandlung und Ausbildung entstehenden 
Kostenaufwandes, höchstens aber 20 .#& monatlich neben der 
Gewährung einer etwaigen Waisenrente oder eines Zuschusses 
zur Invalidenrente. — Durch diese Regelung fügt sich die 
Landesversicherungsanstalt, nur dem Ziele der Krüppelfürsorge 
dienend, reibungslos in den Rahmen der bestehenden Einrich- 
tungen ein. Eine derartige Mitarbeit der Versicherungsträger 
bedeutet eine dankbarst zu begrüßende wertvolle Förderung der 
Krüppelfürsorge. 


Murk Jansen (Leiden), Zur Krüppelfrage in Holland. Zschr, 

f. Krüppelfürs., Bd. 20, H. 5/6, S. 97—100. 1927. Verfasser 
schildert die Einrichtungen, die zur Bekämpfung des Krüppel- 
tums in Holland bestehen. Nur 3 Anstalten mit zusammen 
113 orthopädischen Betten stehen bei einer Gesamtbevölkerung 
von 7 Millionen Einwohnern zur Verfügung, daneben 5 ortho- 
pädische Polikliniken. Die älteste Einrichtung ist der im Jahre 
1899 gegründete „Verein zur Pflege gebrechlicher und miß- 
gestalteter Kinder in den Niederlanden‘, der sich Einrichtung 
und Unterhaltung von Krüppelfürsorgestellen zur Aufgabe ge- 
macht hat. Die „Johanna-Stiftung für Krüppelkinder‘‘ bietet 
für 37 Kinder Unterkunft, die hier Schulunterricht und Berufs- 
ausbildung erhalten. Die 1912 gegründete ‚„Adrian-Anstalt“ 
mit 40 Betten unterhält außerdem eine orthopädische Klinik. 
Die ‚„Cornelia-Anstalt‘‘ dagegen dient lediglich der ärztlichen 
Behandlung von Krüppeln. 1921 richtete die Stadt Amsterdam 
im „Wilhelma-Krankenhaus‘ eine orthopädische Abteilung mit 
16 Betten ein. Diese orthopädische Klinik ist außerdem die 
einzige in Holland, die eine eigene Werkstatt zur Herstellung 
orthopädischer Apparate besitzt. Außer diesen Einrichtungen 
gibt es zwei orthopädische Privatkliniken und eine einzige 
orthopädische Universitäts-Poliklinik. Der ‚Verein de Stuers“ 
verschafft hilfsbedürftigen Krüppeln kostenlos Apparate und 
künstliche Glieder. Im Jahre 1919 wurde in Leiden ein ‚Verein 
für Krüppel‘ gegründet zum Zwecke der Errichtung eines oder 
mehrerer orthopädischer Krankenhäuser. Aus diesen Aus- 
führungen geht hervor, daß in Holland in vollkommen unzu- 
reichendem Maße für die Krüppel gesorgt wird. Die 1920 im 
Anschluß an die Volkszählung unternommene Gebrechlichen- 
zählung ergab 44822 Mißbildete, darunter 6359 Kinder unter 
15 Jahren. In mehreren Städten angestellte Kontrollunter- 
suchungen zeigten, daß diese Zahlen viel zu niedrig sind. Etwa 
nur !/, ist durch diese Zählung erfaßt worden, so daß Murk 
Jansen mit ungefähr Y, Million Krüppel in Holland rechnet. 
In Deutschland sind 1926 auf rund 62 Millionen Einwohner 11000 
Betten in Krüppelheimen vorhanden gewesen. Es kommen hier 
also 11 Betten auf 62000 Einwohner, während in Holland auf 
61 900 Einwohner nur 1 Bett kommt. Überträgt man die deut- 
schen Verhältnisse auf Holland, so müßten 2800 Betten für 
Krüppelheime zur Verfügung stehen. Diese Zahl deckt sich voll- 
kommen mit der Berechnung, die Sir Robert Jones anstellte. 
39 
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Murk Jansen legt in seinem Artikel die statistischen Er- 
hebungen von 1906 in Deutschland zugrunde und sagt darnach, 
daß Holland nur !/, von dem für die Krüppel tut, was notwendig 
ist. Im Vergleich zu Deutschland muß aber nach den heutigen 
Verhältnissen sogar das 25fache getan werden, wie es auch Sir 
Robert Jones für notwendig erachtete. Murk Jansen spricht 
die Hoffnung aus, daß auch die Krüppel in Holland der Vorteile 
moderner Behandlung in dem Maße teilhaftig werden, wie es in 
den umliegenden Ländern geschieht. Die Geldmittel könnten 
leicht aufgebracht werden. So brauchte zum Beispiel nur jeder 
Tabakverbraucher veranlaßt werden, !/,, weniger für Tabak 
auszugeben und dieses Geld zur Förderung der Krüppelfürsorge 
zur Verfügung stellen. Da in Holtand jährlich 150 Millionen 
Gulden für Tabak ausgegeben werden, so würden allein dadurch 
zur Lösung der Krüppelfrage 15 Millionen Gulden zur Ver- 
fügung stehen. Eckhardt (Berlin-Dahlem). 


Blindenfürsorge. 


Carl Strehl (Marburg), Handbuch der Blindenwohlfahrtspflege, 
ein Nachschlagewerk für Behörden, Fürsorger, Ärzte, Er- 
zieher, Blinde und deren Angehörige. Julius Springer, 
Berlin 1927. 

Die letzten Jahre haben auch auf dem Gebiete der Blinden- 
fürsorge zusammenfassende Arbeiten gezeitigt, und damit ist 
nicht nur einem Bedürfnis vieler, sich auf diesen kleinen 
karitativen Felde zu orientieren, sondern auch der Notwendig- 
keit, den Stellen, welche sich mit sozialer Fürsorge befassen 
müssen, entsprochen worden. Die Blindenfürsorge hat sich nun 
aber insbesondere in den beiden letzten Jahrzehnten, unter 
anderem durch die aktive Teilnahme der Blinden an der Lösung 
der sie berührenden Fragen, durch die erweiterten Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten und Einstellung Schwererwerbsbeschränk- 
ter, durch psychotechnische Untersuchungen, psychologische 
Durchdringung schwebender Probleme, so bedeutend in ihrem 
Umfang entwickelt, daß auch der Fachmann einer zusammen- 
hängenden Darstellung aller Teilgebiete nicht mehr entraten 
konnte. Das vorliegende Handbuch der Blindenwohlfahrts- 
pflege muß daher mit Dank begrüßt werden. Seine Herausgabe 
erwies sich um so dringender, als das encyklopädische Hand- 
buch des Blindenwesens von Alexander Mell, Wien 1900, in 
vielen Teilen veraltet ist, auch nicht nach Gebieten gegliedert 
war, und wertvolle Abhandlungen über zeitgemäße Fragen in 
den verschiedensten und nur einem kleinen Leserkreis zugäng- 
lichen Zeitschriften ein verborgenes Dasein führten. Das Hand- 
buch ist dadurch besonders wertvoll geworden, daß seine ein- 
zelnen Abschnitte nur von Fachleuten bearbeitet worden sind, 
und zwar von Fachleuten, die dafür durch ihre jahrelangen Er- 
fahrungen im Beruf, in der Fürsorge und im Organisationsleben 
besonders geeignet erschienen. Der reiche Inhalt des Werkes 
kann hier nur durch die Aufzählung der 5 großen Abschnitte: 
1. Hygiene, 2. Erziehung, 3. Beruf, 4. Blindenrecht, Blinden- 
fürsorge und Blindenversorgung und 5. Schrifttum angedeutet 
werden. In allen Teilen findet der Suchende kurze und sachliche 
Auskunft, alles Wesentliche, was bei der Blindenwohlfahrts- 
pflege für die Praxis zu wissen nötig ist, darüber hinaus eine voll- 
zählige Angabe der einschlägigen Literatur für eingehenderes 
Studium. Die Gebiete der Psychologie und der Statistik, wie 
eine eingehendere Darstellung des öffentlichen Rechts werden in 
später folgenden Ergänzungsbänden besondere Berücksichtigung 
finden. Das Handbuch ist als Nachschlagewerk für Verwaltun- 
gen, für alle öffentlichen Stellen, insbesondere Fürsorgeämter, 
für Lehrer, Erzieher, Ärzte und für die durch das Leiden der 
Blindheit direkt oder indirekt Betroffenen geeignet. Ihnen 
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allen wird es hilfreiche Dienste leisten und damit selbst zu einem 
Förderer eines warmherzigen Interesses an der Blindenwohl- 
fahrtspflege und ihrer weiteren Entwicklung werden. 

Niepel (Berlin). 


Fürsorge für Nervöse und seelisch Abnorme. 


E. Bratz (Berlin-Wittenau), Fürsorge für Nervöse und See- 
lisch Abnorme. Ein Rückblick und Ausblick. Mschr. f. Psych. 
u. Neurolog., Bd. 63, S. 359. 1927. Mit der Entwicklung von 
Psychiatrie und Neurologie hat sich der Bereich der Fürsorge 
erheblich erweitert. Neben den schweren, offensichtlichen Fällen 
von Geistes- und organischen Nervenkrankheiten gilt es gerade 
die Frühstadien und mehr denn je das Heer der Psychopathen, 
Süchtigen, Alkoholiker, der Nervösen mit leichten und vorüber- 
gehenden Störungen zu erfassen. In 6 programmatischen Ab- 
schnitten werden die aus notwendiger, praktischer Arbeits- 
teilung sich ergebenden Sonderaufgaben in ihrem zweckmäßigen 
Ineinandergreifen besprochen. Das bisher Erreichte, der Zwang 
der wirtschaftlichen Notlage, die zu erwartende Auswirkung der 
neuen Gesetzgebung werden maßgebend berücksichtigt. 

Die Anstalten mit Sonderabteilungen. — Offene Nervenheil- 
stätten. Aufgabe des modernen Irrenhausbaues muß es wer- 
den, im Rahmen umfassender Anstalten Sonderabteilungen zu 
errichten. Die Epileptikerkolonie, ein Erziehungsheim für 
schwachsinnige, erforderlichenfalls für psychopathische Kinder, 
ferner ein Sanatorium für Alkoholisten, nach Bedarf ein Haus 
für Postencephalitiker und andere Hirnkranke, die aus der Irren- 
anstalt ausgesondert werden sollen, und endlich, am weitesten 
von der Irrenanstalt entfernt, eine offene Nervenheilstätte für 
Neurastheniker, endogen Nervöse und organisch Nervenkranke, 
welche Einrichtungen für Beschäftigung besitzt. Die Er- 
fahrungen in der den Wittenauer Heilstätten angeschlossenen 
Nervenklinik Wiesengrund sprechen sehr für den noch wenig 
beschrittenen Weg offener Nervenheilstätten. Nicht jede Irren - 
anstalt braucht sämtliche dieser Sonderabteilungen zu enthalten, 
sie lassen sich auch auf mehrere Anstalten des Bezirks verteilen. 

Die Süchtigen. Ausgangspunkt sind die Alkoholiker. Aus 
wirtschaftlichen Gründen, um sachlicher Vorteile willen zieht 
B. den meist abgelegenen Alkoholikerheilstätten Sonderab- 
teilungen vor, die gleichzeitig Morphinisten und Kokainisten 
aufnehmen. Der Kampf geht um den Frühalkoholisten. Ver- 
sagt die Fürsorgestelle in der Zuführung zur Abstinenz, so tritt 
die Anstaltsbehandlung ein, aber nicht länger als bis auf Dauer 
eines Vierteljahres. Das Abstinenzsanatorium im Rahmen der 
Heil- und Pflegeanstalt erlaubt, die akuten alkoholischen Krank- 
heitsfälle, die unverbesserlichen Gewohnheitstrinker auszu- 
sondern. Der Anschluß an die Abstinenzorganisation, die Vor- 
bereitung der Familie, die Beschaffung einer Berufstätigkeit 
muß vor der Entlassung geregelt sein. Abstinenzsanatorien 
erleichtern die bis jetzt so schwierige Aufnahme und Zurück- 
haltung in der Anstalt. Bei Widerstreben ist Einleitung der 
Vormundschaft angezeigt. Als gesetzliche Regelung der noch 
ungeklärten Retentionsbefugnisse schlagen Bratz und Landes- 
rat Dr. jur. Thode vor: „außer den Geisteskranken können 
auch Süchtige und andere Personen mit krankhafter Hirnver- 
fassung aufgenommen und gegen ihren Willen in den Anstalten 
behalten werden, wenn die nahe Gefahr eines Verfalls in den Zu- 
stand von Geisteskrankheit besteht und wenn von der Anstalts- 
behandlung Heilung oder wesentliche Besserung erwartet werden 
kann.‘“ Wesentlicher als Gesetzesänderungen ist es, zunächst 
nach den Gesichtspunkten der Fürsorge die Einrichtungen der 
Anstalt dem Krankenmaterial und den damit wechselnden Auf- 
gaben anzupassen. 
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Gemindert-Zurechnungsfähige. Aus dem Entwurf zum neuen 
Strafgesetz, nach dem Gemindert - Zurechnungsfähige ohne 
Strafverbüßung dem Psychiater zur Besserung überwiesen wer- 
den sollen, erwachsen ganz neue Aufgaben. Psychiater, die für 
den Entwurf gearbeitet haben, fürchten jetzt eine eventuelle 
Beeinträchtigung des Krankenhauscharakters der Heil- und 
Pflegeanstalten. Zusammen mit Thode gibt Bratz positive 
Vorschläge, drängt auf eine Vorbereitung in den Anstalten, da- 
mit nicht der Karren der Gesetzgebung über die Ärzte und die 
ihnen anvertrauten Kranken hinweggehe. Die Provinzial- und 
ähnliche Verwaltungen müssen, sofern ihnen der Staat für die 
neu zugewiesenen Aufgaben auch die Kosten erstattet, auch 
diese Fürsorge übernehmen. Eine Überflutung mit Gemindert- 
Zurechnungsfähigen als Auswirkung des Gesetzes wird nicht er- 
wartet. Es ist eine Verdünnung durch Überweisung in möglichst 
viele Anstalten anzustreben. Wo mit einem erheblichen Mehr 
an aktiv-asozialen Minderwertigen, als schon bisher in den An- 
stalten bewahrt wurde, gerechnet werden muß, kommen Sonder- 
abteilungen, eventuell psychiatrisch geleitete Sonderanstalten 
in Frage. In ihnen empfiehlt es sich, eine Verdünnung durch 
geeignete Kranke herbeizuführen. 

Offene Fürsorge. Was die Fürsorge für die außerhalb der An- 
stalt lebenden Kranken, insbesondere die aus der Anstalt Ent- 
lassenen betrifft, so werden die Hilfsvereine, die Familienpflege 
und die von Kolb (Erlangen) angeregte Art der Fürsorge mit 
poliklinischer Beratung in Fürsorgestellen und nachgehender 
Betreuung durch Pflegepersonal in den Familien und der Be- 
rufsarbeit erörtert. Die wirtschaftlichen Vorteile der offenen 
Fürsorge haben sich allgemein bestätigt. 

Maßnahmen für die nervöse | olksgesundheit. Mit dem Ausbau 
der Fürsorge, der somit weit über die Anstalt hinausreicht, stellt 
der Psychiater in seinem Bezirk ein Zentrum für die nervöse 
Volksgesundheit dar. Fragen, die sich aus dieser erweiterten 
Tätigkeit ergeben, bezüglich der Ausbildung der Ärzte, der 
psychiatrischen Begutachtung, der Zusammenarbeit mit Juri- 
sten und anderen Laiengruppen werden kurz gestreift. 

In dem beigefügten Verzeichnis sind die Vorarbeiten zu- 
sammengestellt, in denen die einzelnen richtunggebenden Vor- 
schläge ausführlich begründet werden. Bei ihrer aktuellen Be- 
deutung für einen organischen Ausbau psychiatrisch-neuro- 
logischer Fürsorgebestrebungen muß auch auf diese einzelnen 
Arbeiten nachdrücklich hingewiesen werden. 

Balluff (Berlin). 


R. Couvé, Zur Charakterologie des Defraudanten. Industrielle 
Psychotechnik Jg.3, H. 12, S. 372. 1926. Verfasser untersuchte 
die Eigenschaften von 26 Defraudanten, ohne Übereinstim- 
mendes feststellen zu können. Die Beweggründe zur Tat waren 
auffallend oft Wetten und Spiel, dazu schlechte Beaufsich- 
tigung; sehr selten wirkliche Not. Im Dienst machten die De- 
fraudanten vor ihrer Tat oft einen besonders vertrauenswür- 
digen Eindruck. Eignungsuntersuchungen vermögen somit De- 
fraudanten nicht aufzuzeigen. Bregmann (Magdeburg). 


Tuberkulosefürsorge. 


F. Pietrusky (Breslau), Tuberkulose und Gefängniswesen. 
Zschr. f. Tub., Bd. 47, H. 4. 1927. Thiele hatte in einem 
früheren Heft der gleichen Zeitschrift eine scharfe Kritik an der 
ungenügenden Unterbringung und Versorgung tuberkulöser Ge- 
fangener im Untersuchungsgefängnis Moabit geübt und dabei 
zum Teil verallgemeinernde Schlüsse auf die übrigen Gefäng- 
nisse in Deutschland gezogen. Gegen eine solche Verallgemeine- 
rung wehrt sich Pietrusky und führt als Gegenbeweis die 


571 


günstigen Verhältnisse in Gefängnissen Schlesiens an, und zwar 
die im Untersuchungsgefängnis Breslau wie im Strafgefängnis 
Glatz. Jeder neu Eingelieferte wird dort auf Tuberkulose genau 
untersucht, und wenn ein Krankheitsbefund erhoben wird, wird 
er der Tuberkulose-Abteilung des Lazarettes überwiesen; diese 
ist gut eingerichtet, es besteht Gelegenheit für Liegekuren im 
Freien, die Verpflegung ist eine sehr gute (täglich 1 Liter Milch, 
doppelte Fettration usw.). Pietrusky bringt Tabellen über Ge- 
wichtszunahmen nach längerer Haft bei den tuberkulösen Straf- 
gefangenen in Breslau und widerlegt damit die Behauptung 
Thieles, daß die Abmagerung bei länger Inhaftierten besonders 
groß sein soll. Auch eine rapide Abmagerung konnte Verfasser 
nicht feststellen; die wenigen Fälle, die in Breslau vorkamen, 
waren durch Nahrungsverweigerung bedingt. Für schwere Fälle 
ist von der Provinz Schlesien in Glatz eine besondere Abteilung 
eingerichtet, die, abgesehen von der notwendigen Freiheits- 
beschränkung, in allem einer Unterbringung in einer guten Heil- 
stätte gleichkommt. 


M. Hotop (Sonnenburg), Die Tuberkulose-Abteilung in 
Sonnenburg i. d. M. Zschr. f. Tub., Bd. 47, H. 4. 1927. Hotop 
berichtet über günstige Ergebnisse aus der Tuberkulosestation 
für Strafgefangene in Sonnenburg, in der tuberkulöse Insassen 
sämtlicher Strafanstalten Preußens aufgenommen werden. 
52,5 °% der dort bisher Behandelten konnten als klinisch geheilt 
entlassen werden, 70° nahmen an Gewicht zu. 


F. Finke (Münsterberg i. Schl.), Die Bekämpfung der Tuberkulose 

1927. Sonderschrift. Carl Heymanns Verlag, Berlin 1927. 

In dem vorliegenden Büchlein sind die für die Bekämpfung 
der Tuberkulose wichtigen gesetzlichen und verwaltungsrecht- 
lichen Bestimmungen kurz zusammengestellt. Im besonderen 
dürften die Handhaben, die die Reichsgrundsätze vom 4. XII. 
1924 wie der Erlaß des Reichsinnenministers und des Reichs- 
arbeitsministers vom 30. VI. 1926 in der Tuberkulosebekämp- 
fung bieten, vielen Fürsorgestellen immer noch nicht hinreichend 
bekannt sein; sie verdienen aber weitgehend angewandt zu wer- 
den. Allerdings wird von verschiedenen Seiten noch immer dar- 
über Klage geführt — und wohl mit Recht —, daß die berufenen 
Stellen (Stadtverwaltung und dergleichen) den in den Gesetzen 
vorgeschriebenen Möglichkeiten, die Tuberkulosebekämpfung 
von der sozial-wirtschaftlichen Seite aus aufzunehmen, nicht 
gerecht werden (Geldmangel). Die verschiedenen Gesetze und 
Bestimmungen hier aufzuführen, dürfte sich erübrigen. Die 
Anweisungen über die Desinfektionsvorschriften hätten in dem 
Heftchen wohl kürzer gefaßt sein können. 


Die Einrichtungen Österreichs zur Bekämpfung der Tuber- 
kulose, bearbeitet und herausgegeben vom Bundesministerium 
für soziale Verwaltung. Sonderbeilage der Mttign. d. Viks- 
gesdhtsamtes, Wien 1927. Das Heft gibt eine Zusammen- 
stellung aller in Österreich vorhandenen Tuberkulose-Fürsorge- 
stellen, Tuberkulose-Heilanstalten, Erholungsheime für Tuber- 
kulosegefährdete oder Leichtlungenkranke und Tuberkulose- 
spitalbetten. In Österreich bestehen 66 Fürsorgestellen, davon 
21 in Wien selbst. Erhalten werden die Fürsorgestellen in Wien 
wie im Lande von verschiedenen Körperschaften, wie Stadt- und 
Landgemeinden, dem Roten Kreuz, Krankenkassen, Kranken- 
häusern, Vereinen, Industrieunternehmungen. Bemerkenswert 
ist, daß die Sprechstunden in den Städten fast nur in den späten 
Nachmittagsstunden oder in den Abendstunden abgehalten 
werden, in den ländlichen Bezirken vorwiegend in den Mittags- 
stunden, aber auch vormittags und gegen Abend. Österreich 
verfügt (bei 6%, Millionen Einwohnern!) über 37 Heilstätten 
mit 4712 Betten. Die meisten Heilstätten nehmen Männer, 
Frauen und Kinder auf. Außerdem existieren noch 3 Kinder- 
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heilstätten mit 450 Betten für interne Tuberkulose und 3 Heil- 
stätten mit 257 Betten für äußere Tuberkulose. Die Heilstätten 
werden ebenfalls von verschiedenen Körperschaften finanziert, 
einige sind Privatsanatorien. 4 Heilstätten liegen in Höhe über 
1000 Meter, die meisten in Höhe von 300—600 Metern. Eine 
Heilstätte für Lupuskranke besteht in Wien. Auch die Zahl der 
Erholungsheime (40) mit 5622 Betten, die vorwiegend für Tuber- 
kulosegefährdete oder Leichtlungenkranke bestimmt sind, er- 
scheint für Österreich recht günstig. In den Krankenhäusern 
sind zirka 2600 Betten zur Aufnahme von Tuberkulösen be- 
stimmt. Im Anhang werden dann noch die Behörden, Vereine und 
sozialen Wohlfahrtseinrichtungen aufgeführt, die an der Tuber- 
kulosebekämpfung mittelbar oder unmittelbar beteiligt sind. 


F. Redeker (Mansfeld), Planmäßige Gesundheitsfürsorge in 
einem Großstadtbezirke (ihre medizinischen Grundlagen und 
technischen Erfordernisse). Zschr. f. Schulgshpfl. u. soz. Hyg., 
Jg. 40, Nr. 6, S. 257. 1927. Die Ziele, die Redeker erstrebt, 
sind hoch angesetzt. Erforderlich ist in erster Linie, daß der 
Fürsorgearzt selbst eine kraftvolle Persönlichkeit ist. Neben 
wissenschaftlichem Streben muß er sein ganzes Ich der Sache 
widmen, muß einen weiten Blick haben, gewandt sein im Organi- 
sieren und im Umgang mit den Behörden, und anderes mehr. 
Wenn auch das, was Verfasser verlangt, bisher jedenfalls nur 
ganz vereinzelt wirklich durchgeführt worden ist und fürs erste 
auch nur hier und da durchgeführt werden kann, so bietet die 
Arbeit doch für jeden in der Gesundheitspflege Tätigen zum 
mindesten einen Ansporn, die Verhältnisse in seinem Bezirk zu 
prüfen, seine Arbeitsweise eventuell zu verbessern, zu erweitern 
und auszubauen, für die Dilettanten aber und die Laien, die da 
glauben Erfahrung zu haben, oder sich berufen fühlen, maß- 
geblich zu urteilen und Bestimmungen oder Entscheidungen 
treffen wollen, muß die Arbeit ein Erkennen sein, daß sie ihre 
Hände davon lassen. Die Arbeit verdient es, von allen im Origi- 
nal gelesen zu werden; es ist nicht möglich, auszugsweise alles 
Wichtige — und es ist darin alles wichtig — wiederzugeben. 
Die Fürsorge muß nach Ansicht des Verfassers am geschlossenen 
Volkskörper des ganzen Stadtbezirkes durchgeführt werden, 
und deshalb ist neben der Arbeit am Einzelglied ein nach 
Familien orientierter Kataster notwenig. Jede Arbeitsleistung 
am Einzelindividuum wie in der Familie ist technisch so aus- 
zuwerten, daß der gesamte fürsorgerische Leistungskomplex 
einschließlich der fürsorgerisch wissenschaftlichen Problem- 
stellung nach Möglichkeit Berücksichtigung findet. Redeker 
erörtert, was eine Fürsorge leisten kann, wie sie es zum Beispiel 
machen soll, um alle Säuglinge zu erfassen (in Redekers frühe- 
rem Wirkungsbezirk Mülheim waren 99°% Säuglinge fürsorge- 
risch erfaßt), wie die Stillpropaganda gehandhabt werden soll 
(in Mülheim nährten die Arbeiterfrauen bis zum 6. Monat zu 
90—95 °;), wie die Rachitisprophylaxe mit bestem Erfolg zu 
handhaben ist (weitestgehende Anwendung der Höhensonne in 
der Fürsorge), und besonders eingehend, wie die planmäßige, 
praktische Durchführung der Tuberkulosebekämpfung in den 
verschiedensten Lebensaltern (Säuglinge, Kleinkinder, Schul- 
kinder, Erwachsene) gehandhabt werden soll. Unbedingt not- 
wendig dazu sind die wissenschaftlichen Kenntnisse über die 
Entwicklungsbedingungen, Erscheinungen und Formen der 
Tuberkulose in den verschiedensten Stadien, die ja bekanntlich 
von Redeker in den letzten Jahren — aufgebaut auf Ranke 
— wesentlich geklärt worden sind. Redeker sieht in der all- 
gemeinen fürsorgerischen Erfassungsaufgabe das Endziel, das 
gesamte tuberkulöse Geschehen im Fürsorgegebiet zu 
erfassen und zu analysieren. — Wie weit wird’s gelingen ? 

Hollmann (Berlin). 
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Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 


Die Mitarbeit der Jugendämter bei der Durchführung des Ge- 
setzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 


Die Ausführungsbestimmungen zum Gesetz zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten befinden sich zur Zeit in Vorbe- 
reitung. Sie werden unter anderem gemäß $ 18 des Gesetzes die 
Zusammenarbeit der Gesundheitsbehörden mit den Einrich- 
tungen der Sozialfürsorge im Sinne des § 3 des Gesetzes zu 
regeln haben. Auch bei weitgehendster Berücksichtigung der 
Selbstverwaltung wird man bei Festlegung dieser Bestimmungen 
nicht übersehen dürfen, daß die Ausführungsvorschriften der 
Länder bestimmt formulierte Angaben über Inhalt und Form 
der Zusammenarbeit enthalten müssen. Die allgemeingehaltene 
Bestimmung des Gesetzes, „daß die Gesundheitsbehörden sich 
mit den Beratungsstellen für Geschlechtskranke, den Pflege- 
ämtern und den sonstigen Einrichtungen der Sozialfürsorge 
möglichst im Einvernehmen zu halten haben‘, ist nicht zu- 
reichend und würde ohne eingehende Festlegungen eine ver- 
wirrende Mannigfaltigkeit und Unübersichtlichkeit der Organi- 
sationsformen nach sich ziehen. 

Vom Standpunkt der Jugendämter muß gefordert werden, 
daß die Zusammenarbeit der Behörden in bezug auf Minder- 
jährige, insbesondere auf Jugendliche, gegen die aus den 
§$ 4, 5, 16 des Gesetzes ein Einschreiten notwendig wird, eine 
ausreichende Klarstellung erfährt. Die Erfahrungen der Jugend- 
ämter auf dem Gebiete der Gefährdeten- und der Geschlechts- 
krankenfürsorge für Jugendliche haben schon unter dem jetzt 
noch geltenden Rechte gezeigt, daß die Tatsache einer ge- 
schlechtlichen Erkrankung bei einem Minderjährigen in einem 
viel stärkeren Maße das Anzeichen einer sittlich-sexuellen Ge- 
fährdung ist als bei einem Erwachsenen. Von diesem Grund- 
gedanken ausgehend, ist schon jetzt die Arbeit darauf auf- 
gebaut, gesundheitsfürsorgerische Maßnahmen möglichst mit 
solchen jugendfürsorgerischer Art zu verbinden. Diese enge 
Verbindung ist vor allem bei den Minderjährigen notwendig, 
die sich der ärztlichen Behandlung entziehen, wegen Anstek- 
kung anderer Personen angezeigt oder bei Razzien aufge- 
griffen werden. Nach der neuen gesetzlichen Grundlage wird 
eine besondere Gefährdung dann wohl ohne weiteres angenom- 
men werden müssen, wenn zur Herbeiführung der Heilung 
Zwangsmaßnahmen notwendig sind, wenn Anzeige wegen An- 
steckung erfolgt oder wenn die Bestimmungen des $ 16 des Ge- 
setzes übertreten werden. Mit Recht ist in Heft 13 des 2. Jahr- 
gangs der Zeitschrift „Arbeiterwohlfahrt‘‘ von der Reichstags- 
abgeordneten Louise Schröder in einer Abhandlung über 
„die Sozialfürsorge innerhalb des Gesetzes zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten‘“ darauf hingewiesen worden, daß die 
sozialfürsorgerischen Maßnahmen der Pflegeämter in bezug auf 
die oben schon genannten Paragraphen festgelegt werden 
müssen. Noch dringender erscheint die Forderung der Fest- 
legung in bezug auf die Jugendämter, denen auf gesetzlicher 
Grundlage nach dem Reichsjugendwohlfahrtsgesetz die Für- 
sorge für alle Minderjährigen zusteht. Zudem ist zu beachten, 
daß die Schaffung einer ausreichenden Anzahl von Pflege- 
ämtern eine Forderung der Zukunft darstellt,während die Jugend- 
ämter bereits überall eingerichtet sind und eine mehrjährige 
Erfahrung in der Behandlung der gefährdeten Jugendlichen 
beiderlei Geschlechts besitzen. Es wären demnach durch Aus- 
führungsbestimmungen oder Richtlinien zur Durchführung des 
Gesetzes folgende Aufgaben, sofern es sich um Minderjährige 
handelt, den Jugendämtern zuzuweisen: 

1. Die aus $ 4,1 des Gesetzes resultierende Heranziehung zur 

Beibringung eines Attestes bei verdächtigen Jugendlichen. 
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2. Die Nachprüfung über die Notwendigkeit eines Heilver- 
fahrens nach $ 4, 2 sowie Einflußnahme auf die Art der 
Unterbringung. der krank Befundenen und eine nach- 
gehende Fürsorge während der Krankenhausbehandlung. 

3. Die Vernehmung der angezeigten und anzeigenden Jugend- 
lichen aus $ 4,3. 

4. Die Mitwirkung bei der Durchführung des $ 4,4 (An- 
wendung von Zwangsmaßnahmen), um Härte und er- 
ziehliche Fehlgriffe zu vermeiden. 

5. Die Mitwirkung bei der Untersuchung gegen die aus $ 5 
Angezeigten. 

6. Die fürsorgerische Betreuung nach sofortiger Meldung 
sämtlicher aus $ 16,3 und 4 wegen Übertretung ange- 
zeigten oder festgenommenen Jugendlichen. 
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Die Regelung der Form der Zusammenarbeit zwischen 
den Behörden und freien Vereinigungen muß der Initiative der 
Selbstverwaltungskörper überlassen bleiben, dringend erforder- 
lich ist jedoch die Einrichtung einer auch vom Deutschen 
Städtetag geforderten Arbeitsgemeinschaft zwischen Ge- 
sundheitsbehörde, Beratungsstelle, Sozialversicherungsträgern 
und freier Wohlfahrtspflege, an der auch das Jugendamt unter 
allen Umständen zu beteiligen sein wird. 

Nur eine klare Abgrenzung der Aufgabenkreise der einzelnen 
Behörden und eine anerkannte Form der Zusammenarbeit kann 
bei der Durchführung des Gesetzes ein fruchtbares und rei- 
bungsloses Zusammenwirken aller beteiligten Instanzen ermög- 
lichen. 

Bertha Paulßen (Hamburg). 


T A G U N G E N 


Vertiefung der Arbeit in der Gesundheitsfürsorge. 


Kurs der Vereinigung Deutscher Kommunal-, Schul- und Für- 
sorgeärzte. 


Goslar, 30. Juni bis 2, Juli 1927. 


Der diesjährige Kurs wurde mit einem Referat von Medizinalrat 
Dr. Kreuser (Merzig) eröffnet, der über allgemeine Organi- 
sationsfragen in der Gesundheitsfürsorge unter länd- 
lichen Verhältnissen sprach. Kreuser wies auf die Schwierig- 
keiten hin, die dem Fürsorgearzt und seinen Mitarbeitern in länd- 
lichen Bezirken durch die großen Entfernungen der Ortschaften 
von den unumgänglichen zentralen Stellen erwachsen. Nur durch 
die Mitwirkung zahlreicher interessierter Persönlichkeiten ist ein 
einigermaßen intensives Arbeiten möglich; Ärzte, Schwestern und 
Hebammen müssen neben den in der freien Wohlfahrtspflege tätigen 
Persönlichkeiten den Arzt unterstützen. Die Bevölkerung muß weit- 
gehend auf die Wichtigkeit gesundheitsfirsorgerischer Maßnahmen 
hingewiesen werden. Hauptaugenmerk muß auf Säuglings-, Klein- 
kinder-, Schulkinder- und Tuberkulosefürsorge gerichtet werden. 
Erfolg der Säuglingsfürsorge scheint durch Beihilfengewährung er- 
reichbar. Eheberatung auf dem Lande wird von Kreuser als 
vorläufig undurchführbar bezeichnet. Schwangerenfürsorge soll 
mehr in sozialer als in gesundheitlicher Hinsicht betrieben werden. 
Hauptsächliche Maßnahmen vorbeugender Art sind Förderung der 
Leibesübungen und Besserung des Wohnungswesens, verhütende 
und heilende, die Durchführung von Kuren und Schaffung von 
Behandlungsmöglichkeiten. 


Über Organisationsfragen unter städtischen Verhält- 
nissen sprach Stadtmedizinalrat Dr. Hagen (Frankfurt a. M.). Er 
betonte die Notwendigkeit bester Leistungen mit geringstem Auf- 
wand, Zu diesem Zweck muß jedes Nebeneinanderherarbeiten 
vermieden werden; es muß das Bestreben bestehen, daß unter ein- 
heitlicher Leitung das gesamte Gesundheitswesen so organisiert 
ist, daß Doppelleistungen oder Leistungsausfälle nicht vorkommen 
können. Es wird empfohlen, daß in Großstädten die fürsorgerische 
Arbeit in Bezirke dezentralisiert wird, denen ein Gesundheitsde- 
zernat übergeordneter Zentralpunkt ist. Die Bezirke sollen nicht 
mehr als 30—50000 Einwohner umfassen. Verantwortlich für jeden 
Bezirk soli ein hauptamtlicher Arzt sein, dem 1—2 nebenamtliche 
oder Assistenzärzte zur Seite stehen. Hauptarbeitsgebiete dieser 
Bezirksfürsorgeärzte sind Säuglingsfürsorge und Schulgesundheits- 
pflege; für die übrigen Fürsorgezweige sollen die Bezirksfürsorge- 
stellen nur Übergangsstationen zu Zentralstellen bedeuten, in denen 
Fachärzte sich der Fürsorgebedürftigen annehmen. Hagen stellte 
dann im einzelnen die Methodik der ärztlichen Arbeit dar; er 


empfiehlt vor allem die Durchführung besonderer Sprechstunden, 
die jedermann zugänglich sein sollen. Vor unnützer Schreibarbeit 
wird dringend gewarnt und an Hand von praktischen Beispielen 
die Einrichtung von Karteien besprochen und befürwortet. Als 
oberste Forderung für die Fürsorge wird verlangt: 1. individuelle 
Behandlung des Einzelfalles; 2. restlose Erfassung der Gesamt- 
heit; 3. Erziehung zur Selbsthilfe und Vorbeugung. 

Oberregierungsrat Dr. Bogusat (Berlin) referierte über die 
Gesundheitsfürsorge in der Gesetzgebung. Er schilderte 
die in den letzten Jahren neu erschienenen Gesetze und Verord- 
nungen des Reichs und der Länder, die die Gesundheitsfürsorge 
betreffen. Die Möglichkeit der Ausdehnung der jetzt bestehenden 
und werdenden Maßnahmen für Tuberkulöse und Geschlechts- 
kranke in der Sozialversicherung auf weitere Krankheiten wird 
angeregt. Größeres Gewicht als bisher sollte dem Unterricht in 
Gesundheitspflege in den Schulen, der strengeren Regelung der 
Berufsausbildung von Hebammen und dem Kinderschutz verliehen 
werden. Ferner wird eine großzügige Durchführung der Behand- 
lung Geschlechtskranker empfohlen. 

Das hochaktuelle Thema der Arbeitsgemeinschaften in 
der Gesundheitsfürsorge behandelte Ministerialrat Wankel- 
muth (Berlin). Er begründete zunächst die heute allenthalben 
auftauchende Forderung nach Zusammenarbeit der Versicherungs- 
träger mit den Trägern der öffentlichen und freien Wohlfahrts- 
pflege. Nicht gesetzliche Regelung, sondern freier Zusammenschluß 
der zuständigen Organe, die ihre Maßnahmen nach den von der 
Regierung herausgegebenen Richtlinien regeln, soll unnütze Über- 
kreuzung von Leistungen und Kompetenzkonflikte verhüten. Be- 
sonderen Erfolg verspricht man sich auf dem angegebenen Wege 
bei der Bekämpfung der Tuberkulose und Geschlechtskrankheiten. 

Über die Vertiefung der Arbeit in der offenen, ge- 
schlossenen und halbgeschlossenen Gesundheitsfür- 
sorge referierten Kreiskommualarzt Dr. Fels (Lennep) und Ober- 
fürsorgerin Engelmeier (Essen). Fels betonte mit Nachdruck die 
großen Gefahren, die ein Überorganisieren für die Gesundheits- 
fürsorge wie für jede Fürsorge bedeutet. Er wies darauf hin, daß 
die beste Fürsorge die sei, die sich von Mensch zu Menschen wende. 
Eine Hauptvoraussetzung hierzu ist in der Gesundheitsfürsorge 
ein verständiges Hand-in-Handarbeiten von Fürsorgearzt und Für- 
sorgerin. Beide müssen engen Kontakt zu der Bevölkerung be- 
sitzen, in deren Dienst sie ihr Wirken stellen. Der Gesundheits- 
fürsorger (Arzt sowohl wie sein Mitarbeiter oder seine Mit- 
arbeiterin) müssen in gleichem Maße Verständnis besitzen für das 
Wirtschaftliche, für das seelische Erleben wie für die Gesundheit 
der Bevölkerung. Hieraus ergibt sich die Schwierigkeit des 
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strengen Abgrenzens eines Fürsorgezweiges vom anderen. Und 
hieraus wiederum die Notwendigkeit, Maßnahmen von Fall zu 
Fall zu ergreifen und nicht nach Schema und Dienstanweisung. 
Die Krönung des Vortrags war der, wenn auch unausgesprochene, 
so doch eindringlichst betonte Gedanke, daß es für den Fürsorge- 
treibenden nicht nur Pflicht ist, ein guter Beamter und Wissen- 
schaftler zu sein, sondern darüber hinaus ein Künstler in seinem 
Fach und überdies ein Mensch. — Frl. Engelmeier teilte 
ihre Erfahrungen als Fürsorgerin mit: sie befürwortete die Fa- 
milienfürsorge als beste Form der Außenfürsorge, zu deren Ver- 
tiefung sie Hebung des Vertrauensverhältnisses zwischen Bevölke- 
rung und Fürsorgerin und zwischen Arzt und Fürsorgerin ver- 
langte. Sie wünscht Steigerung der Anforderungen an die Arbeit 
und Persönlichkeit der Fürsorgerin (gleichzeitig bessere Aus- und 
Fortbildung), dafür aber Verkleinerung der fast allenthalben zu 
großen Fürsorgebezirke. 

Dem Kurs war eine Mitgliederversamnılung der Vereinigung 
Deutscher Schul-, Kommunal- und Fürsorgeärzte vorausgegangen, 
in der Dr. Schweers (Berlin) einen Vortrag über den „Nach- 
weis der Erfolge der Gesundheitsfürsorge“ hielt. 

An dem Kurs beteiligten sich 300 Personen. 

Lußheimer (Mannheim). 


l. Tagung der Deutschen Vereinigung für den Fürsorgedienst 
im Krankenhaus. 
Goslar, 2. Juli 1927. 


Die erste Tagung der 1926 gegründeten Deutschen Vereini- 
gung für den Fürsorgedienst im Krankenhaus fand im Anschluß 
an die Tagung der Vereinigung Deutscher Kommunal-, Schul- 
und Fürsorgeärzte statt. Für die erkrankte Hedwig Lands- 
berg (Berlin) führte Anni Tüllmann (Berlin), welche beide 
die Anregung zur Gründung der Vereinigung gegeben haben, 
den Vorsitz. 

In dem ersten Referat, „Aufgaben und Entwicklung der 
sozialen Krankenhausfürsorge‘, welches zur Verlesung 
gelangte, schilderte Hedwig Landsberg die Entwicklung der 
Krankenhausfürsorge, welche als Ergänzung der ärztlichen und 
pflegerischen Tätigkeit von Organisationen der freien Wohl- 
fahrtspflege ins Leben gerufen wurde, jetzt aber vielfach von 
der öffentlichen Gesundheitsfürsorge übernommen worden ist. 
Als wichtigste Aufgabe ist die Sicherung des Erfolges der ärzt- 
lichen Bemühungen anzusehen, indem alle Hindernisse aus dem 
Wege geräumt werden, welche der Durchführung der ärztlichen 
Verordnungen entgegenstehen. Während dies besonders nach 
der Entlassung des Kranken aus dem Krankenhaus von Wich- 
tigkeit ist, sucht die Fürsorge während des Anstaltsaufenthaltes 
den Patienten von allen ihn bedrückenden Sorgen zu befreien 
und ihm die für den Heilungsvorgang wichtige Seelenruhe zu 
verschaffen. Hierfür ist auch eine fürsorgerische Betreuung der 
zurückgelassenen Familie von Bedeutung. So bildet die soziale 
Krankenhausfürsorge, die heute unter Hinzuziehung auch 
anderer, im Krankenhaus tätiger Kräfte zu einem Fürsorge- 
dienst erweitert ist, die Brücke zwischen offener und geschlos- 
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sener Gesundheitsfürsorge, da sie, vorwiegend vermittelnd 
tätig, alle Hilfsquellen der ersteren für ihre Zwecke heranzieht. 
Die vielseitige Arbeit der in der Krankenhausfürsorge tätigen 
Fürsorgerin erfordert eine gründliche Vorbildung auf einer 
Wohlfahrtsschule sowie praktische Schulung während der Vor- 
bereitungszeit; auf die persönliche Eignung ist besonderer Wert 
zu legen. 

Als zweiter Referent sprach Bürgermeister Augustin 
(Charlottenburg) über „Die Einfügung der sozialen Kran- 
kenhausfürsorge in das städtische Gesundheits- und 
Wohlfahrtswesen‘. Da die Krankenhausfürsorge Aufgaben 
der kommunalen Wohlfahrtspflege erfüllt, so liegt es im kom- 
munalen Interesse, sie einzurichten und zu fördern und ge- 
gebenenfalls in die städtische Verwaltung einzufügen. Im 
letzteren Falle ist sie der Familienfürsorge, falls eine solche vor- 
handen ist, zweckmäßigerweise anzugliedern, wodurch eine Er- 
leichterung der Arbeit gewährleistet ist sowie vermieden wird, 
daß die Krankenhausfürsorge von ihrem begrenzten Arbeits- 
gebiet aus eine eigene Familienfürsorge anstrebt. Aus sozialen 
und finanziellen Gründen ist ein planmäßiges und verständnis- 
volles Zusammenarbeiten mit den vorhandenen Fürsorgestellen 
anzustreben, auch wenn die Krankenhausfürsorge von Organi- 
sationen der freien Wohlfahrtspflege ausgeübt wird. Für die 
praktische Tätigkeit kommen nicht nur sozialhygienisch, son- 
dern auch wirtschaftsfürsorgerisch und sozialpädagogisch aus- 
gebildete Wohlfahrtspflegerinnen in Betracht; krankenpflege- 
rische Vorbildung allein genügt nicht. Eine enge Begrenzung 
des Arbeitsgebietes der Krankenhausfürsorgerin ist notwendig ; 
für die Beschäftigung, Unterhaltung und Zerstreuung der 
Patienten sind andere Kräfte heranzuziehen. Die Einrichtung 
einer Hauskrankenpflege, die in enger Verbindung mit der 
Krankenhausfürsorge arbeiten soll, ist aus wirtschaftlichen und 
pflegerischen Gründen durchaus notwendig. 

In einem dritten Referat, „SozialeTherapieinKranken- 
haus und Praxis“, schilderte Professor Knack (Hamburg) zu- 
nächst die Zusammenhänge zwischen Krankheit und sozialer 
Lage, die zur Durchführung einer wirksamen Volksgesundheits- 
pflege die Zusammenarbeit des Arztes mit den Organen der amt- 
lichen und privaten Fürsorgeeinrichtungen notwendig machen. 
Sowohl der in der Praxis stehende als auch der im Krankenhaus 
tätige Arzt muß daher mit diesen Einrichtungen vertraut sein, 
was schon während der Studienzeit durch entsprechende Vor- 
lesungen und Kurse ermöglicht werden muß. 

In der überaus lebhaften Aussprache wurde allgemein die 
Notwendigkeit der Einrichtung eines Fürsorgedienstes im 
Krankenhaus betont, wenn auch über Fragen des Arbeitsgebiets, 
der Vorbildung und dienstlichen Unterstellung der Fürsorgerin 
die Meinungen vielfach auseinandergingen. Jedenfalls hat die 
Tagung die Bedeutung der Krankenhausfürsorge auch weiteren 
Kreisen nachdrücklich vor Augen geführt und wesentlich zur 
Sammlung und Zusammenarbeit der in ihr tätigen Kräfte und 
für sie interessierten Persönlichkeiten beigetragen. 

B. Harms (Berlin). 
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Die Gartenstadtbewegung und ihre sozialpolitische Bedeutung. 
Von HANS KAMPFFMEYER, Wien. 


Das 19. Jahrhundert brachte einen Aufschwung der 
Städte wie nie zuvor. Die Vervollkommnung der 
Technik revolutionierte das ganze Erwerbsleben. Es 
vollzog sich der Übergang vom Handwerk zur Fabrik. 
Diese Entwicklung und die Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse, der Bau der Eisenbahnen, kam in 
erster Linie den Städten zugute und denjenigen Orten, 
die der Industrie günstige Entwicklungsmöglichkeiten 
boten. So kam es denn zu einer ganz neuen anders- 
artigen Verteilung der Bevölkerung über das Land. 
Der ganze Bevölkerungszuwachs wanderte aus den 
Dörfern in die Städte, die ihnen bessere Erwerbsmög- 
lichkeiten, bessere Schulen, mehr Unterhaltung und 
Vergnügen versprachen. Im Anfang des 19. Jahr- 
hunderts lebten zwei Drittel der deutschen Bevölke- 
rung auf dem Lande und nur ein Drittel in der Stadt. 
Jetzt ist das Verhältnis gerade umgekehrt. Es liegt 
eine tiefe Tragik darin, daß derselbe wirtschaftliche 
Liberalismus, der durch die Beseitigung der früheren 
zunftmäßigen Bindungen erst die Voraussetzung für 
den wirtschaftlichen Aufschwung der Städte geschaffen 
hatte, gleichzeitig mit einer gewissen Zwangsläufigkeit 
die Bindungen beseitigte, die früher eine befriedigende 
Entwicklung der Städte gesichert hatten. 

Im Mittelalter und noch zur Zeit der absoluten 
Fürsten war die Erweiterung oder Neugründung von 
Städten, sowie die Beschaffenheit von Wohnungen 
für die Bürger als eine Frage von großer Tragweite be- 
handelt worden. Im Mittelalter vergab der Grundherr 
den Boden gegen Zahlung eines mäßigen Zinses in 
Erbpacht, unbenützte Bauplätze wurden eingezogen 
und die Neubautätigkeit auf mannigfache Weise ge- 
fördert. So bekam der junge Bürger, der sich in Berlin 
einen Hausstand gründete, das Holz für sein Haus 
kostenlos aus den städtischen Waldungen, ebenso die 
Backsteine aus der städtischen Ziegelei und den Kalk 
aus der städtischen Kalkbrennerei. In ähnlicher Weise 
wurde später die Bautätigkeit bei der Anlage neuer 
Stadtteile oder ganzer Städte gefördert. Der Boden 
wurde kostenlos oder zu sehr mäßigem Preis zur Ver- 
fügung gestellt und, wie uns die Archive von Potsdam, 
Karlsruhe, Mannheim und vielen anderen Städten be- 
richten, es gab schon damals Bauzuschüsse in bar 
oder in Form von Baumaterialien und Steuererlässen ; 


die Hauspläne wurden vielfach von den fürstlichen 
Baumeistern ausgearbeitet und den Baulustigen kosten- 
los zur Verfügung gestellt, und dabei wurde die Typi- 
sierung und Normalisierung der Bauteile und der 
ganzen Wohnhäuser in einer Weise durchgeführt, die 
wir erst in neuester Zeit wieder zu würdigen und unter 
Berücksichtigung der modernen Technik durchzu- 
führen verstehen. 

Von einer solchen planmäßigen Boden- und Woh- 
nungspolitik war im 19. Jahrhundert, in dem die 
Städte einen Aufschwung nahmen, wie nie zuvor, 
keine Rede. Im Gegenteil ging man so weit, den 
groBen Bodenbesitz der deutschen Gemeinden nur aus 
dem Grunde zu verkaufen, weil man nach dem wirt- 
schaftlichen Glaubenslehren jener Zeit alle wirtschaft- 
liche Tätigkeit, so auch die Bewirtschaftung des Bau- 
geländes, den Privatunternehmungen überlassen zu 
müssen glaubte. Die Beschaffung von Wohnungen für 
die vom Lande hereinströmenden Bevölkerungsmassen 
wurde ganz der Initiative von Bauunternehmern und 
Bodenspekulanten überlassen. Und da die Haus- und 
Grundbesitzer auf Grund des herrschenden Wahlrechts 
in den Stadtparlamenten den ausschlaggebenden Ein- 
fluß hatten, so war es nur zu begreiflich, daß bei den 
Bebauungsplänen und Bauordnungen nicht das öffent- 
liche Interesse, sondern das private Interesse der be- 
teiligten Unternehmer in erster Linie berücksichtigt 
wurde. 

Die Gegenbewegung, die in Deutschland um die 
Mitte des vorigen Jahrhunderts einsetzte, fand eine 
besonders wertvolle Unterstützung durch die Vertreter 
der jungen Wissenschaft der Hygiene, die in zahl- 
reichen Untersuchungen die unheilvollen Zusammen- 
hänge zwischen den herrschenden Wohnungsmißstän- 
den und der Volksgesundheit nachwiesen. Im Rahmen 
dieses Aufsatzes kann ich auf die mannigfachen Re- 
formbestrebungen von Gemeinden, sozial gerichteten 
Industriellen und gemeinnützigen Bauvereinigungen 
nicht näher eingehen, sondern muß mich auf die 
Gartenstadtbewegung beschränken, die zum ersten 
Male die Wohnungsfrage in den großen Zusammenhang 
der städtischen Entwicklung organisch eingliedert. 

Den Anstoß für diese Bewegung gab das seither be- 
rühmt gewordene Buch des englischen Parlaments- 
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stenographen Ebenezer Howard ,‚To-morrow‘‘!), 
das im Jahre 1898 erschien. Howard beginnt sein 
Buch mit einer scharfen Kritik der neuzeitlichen 
Großstadtentwicklung und verweist auf die Überein- 
stimmung, in der er sich hierbei mit den bekanntesten 
Sachverständigen befindet. Wenn trotz aller Nachteile 
bisher die Stadt größere Anziehungskräfte besitze als 
das Land, so folgert er daraus, daß man nicht die 
Städter zurück aufs Land bringen könne, sondern daß 
man den Bevölkerungszuwachs in einem neuen Stadt- 


typus, in „Gartenstädten‘‘ unterbringen müsse, die die. 


Vorteile von Stadt und Land vereinigen, ohne deren 
Nachteile zu besitzen. Es sei jedoch ausdrücklich be- 
tont, daß hier unter ‚Gartenstadt‘ nicht eine beliebige 
Stadt zu verstehen ist mit einer mehr oder minder 
großen Anzahl von Gärten in ihren Mauern, sondern 
daß dieses Wort eine ganz bestimmte volkswirtschaft- 
liche Bedeutung hat, wie sie von der deutschen Garten- 
stadtgesellschaft in ihrer Satzung folgendermaßen 
umschrieben wird: 


„Eine Gartenstadt ist eine planmäßig gestaltete 
Siedelung auf wohlfeilem Gelände, das dauernd im 
Obereigentum der Gemeinschaft erhalten wird, derart, 
daß jede Spekulation mit dem Grund und Boden 
dauernd unmöglich ist. Sie ist ein neuer Stadttypus, 
der eine durchgreifende Wohnungsreform ermöglicht, 
für Industrie und Handwerk vorteilhafte Produktions- 
bedingungen gewährleistet und .einen großen Teil 
seines Gebietes dauernd dem Garten- und Ackerbau 
sichert.‘ 

„Das Endziel einer fortschreitenden Gartenstadt- 
bewegung ist eine Innenkolonisation, die durch plan- 
mäßiges Begründen von Gartenstädten eine Dezentra- 
lisation der Industrie und damit eine gleichmäßigere 
Verteilung des Gewerbelebens über das Land anstrebt. 
Solche Siedelungen werden das städtische Leben ge- 
sünder und vielseitiger gestalten und der sich anglie- 
dernden Landwirtschaft die Kulturwerte und das 
technische Rüstzeug der Stadt sowie die Vorteile des 
direkten Absatzes vermitteln.“ 

Schon 1899, also ein Jahr nach dem Erscheinen von 
Howards Buch, konnte die englische Gartenstadt- 
gesellschaft gegründet werden, um die in dem Buche 
niedergelegten Gedanken zu verwirklichen. Nur drei 
Jahre später wurde die „Garden City’s Pioneer 
Company“ mit einem Kapital von 400000 Mark ins 
Leben gerufen, die die praktischen Vorarbeiten für die 
Gründung der ersten Gartenstadt in Angriff nehmen 
sollte. Nach längerem Suchen wurde im Dezember 
1903 50 km nordwärts von London an der Great 


1) Eine gute Übersetzung ist unter dem Titel „Die Garten- 
städte in sich‘ bei Eugen Diederichs in Jena, erschienen. 
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Northern Railway ein geeignetes Gelände im Ausmaß 
von 1540 ha gekauft. Nachdem die vorbereitende 
Gesellschaft durch den Ankauf des Geländes ihre Auf- 
gabe erfüllt hatte, wurde sie aufgelöst und ihre Aktiva 
und Passiva von der „Garden City Ltd.“ übernommen, 
die alle mit der Gründung und Entwicklung der 
Gartenstadt verbundenen Arbeiten durchführen sollte. 
Ihre Aufgabe war zunächst die einer gemeinnützigen 
Terraingesellschaft. Sie erschloß das Gelände durch 
den Bau neuer Straßen, errichtete Wasser-, Gas- und 
Elektrizitätswerke und legte eine Kanalisation an. 

Zur Beschaffung eines guten Bebauungsplanes wurde 
ein nationaler Wettbewerb ausgeschrieben, bei dem 
die Architekten Parker und Unwin den ersten Preis 
erhielten. Nach diesem Plan wird die eigentliche Stadt 
mit ihren Häusern, Straßen, Plätzen, Parks und 
Gärten nur rund !/, des Stadtgebietes, nämlich 590 ha 
bedecken. Die übrigen ?/, werden als landwirtschaft- 
licher Gürtel dauernd dem Acker- und Gartenbau er- 
halten bleiben. Durch diese, denVorschlägenHowards 
Rechnung tragende Flächenverteilung soll zweierlei 
erreicht werden: 

Erstens soll die Stadt von vornherein auf eine ihrer 
Fläche entsprechende Bevölkerungsziffer und zwar im 
vorliegenden Fall auf 3035000 Einwohner be- 
schränkt werden. Sollte nach Ausbau der Gartenstadt 
in dieser Gegend noch weiterhin ein Bedürfnis für die 
Ansiedlung von Industriebetrieben und die darin be- 
schäftigten Menschen vorhanden sein, so soll in einiger 
Entfernung eine zweite Gartenstadt gegründet werden. 
Wie wir später noch sehen werden, ist dies inzwischen 
geschehen. 

Zweitens soll der landwirtschaftliche Gürtel die Ver- 
bindung der Stadt mit dem Lande, der Industrie mit 
dem Ackerbau dauernd sicherstellen. Interessant ist 
es, daß die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe 
innerhalb des Stadtgebietes von Letchworth von 13 
bei der Gründung auf 80 gestiegen ist und infolge der 
intensiveren Kultur jetzt 3—4mal so viel Arbeits- 
kräfte in der Landwirtschaft beschäftigt werden wie 
früher, obgleich die Kulturfläche durch die umfang- 
reiche Bautätigkeit stark verringert wurde. 

Das Industrieviertel ist nach dem Bebauungsplan 
in den Osten der Stadt so gelegt worden, daß die 
herrschenden Westwinde Rauch und Lärm von der 
Stadt wegtreiben. Zur Beseitigung der Rauchplage, die 
in den englischen Industriestädten sonst eine große 
Rolle spielt, trägt auch der Umstand bei, daß ein 
großer Teil der Industriebetriebe die benötigte An- 
triebskraft von dem durch die Garden City Ltd. er- 
richteten Elektrizitätswerk beziehen. 

Von der schon erwähnten 590 ha großen Stadt- 
fläche entfallen 50 ha auf Straßen und Plätze und 
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60 ha auf Grünflächen, so daß 480 ha als reines Bau- 
gelände übrigbleiben. Wenn man annimmt, daß 
4,5 Personen durchschnittlich auf das Haus und 20 
Häuser auf den ha entfallen, so würde man hier eine 
Stadtbevölkerung von ungefähr 35000 Menschen 
unterbringen können. 

Von Anfang an wurde auf die Verbesserung der 
Wohnungsverhältnisse für die Arbeiterbevölkerung be- 
sonderes Gewicht gelegt. Vor der Gründung von 
Letchworth hatten die Architekten dem Kleinhaus- 
bau nur wenig Beachtung geschenkt. Sie hatten früher 
gelegentlich von dem einen oder anderen hierfür 
interessierten Industriellen Gelegenheit bekommen, 
sich auf dem Gebiete des Kleinwohnungsbaues zu be- 
tätigen (Schokoladenfabrikant Cadbury in Bourn- 
ville bei Birmingham, Seifenfabrikant Lever in Port 
Sunlight bei Liverpool und andere), aber die große 
Masse der Arbeiterwohnungen war in schlechtgebauten 
Häusern untergebracht, die die Spekulanten in großen 
Massen ohne Hinzuziehung von Architekten erzeugten. 
Um hier neue Anregungen zu bieten, veranstaltete 
die Garden City Ltd. gleich beim Beginn ihrer Bau- 
tätigkeit im Jahre 1905 eine Ausstellung von Ein- 
familienhäusern, bei der 120 Häuschen ausgestellt 
wurden, die nach der Ausstellung sogleich in Be- 
nutzung genommen werden konnten. Den Preis er- 
hielt ein Ziegelbau, der nur 3000 Mark kostete. Um 
die Bautätigkeit zu fördern, wurde eine gemeinnützige 
Mieter- und Baugenossenschaft, die „Garden City 
Tenants Ltd.“ ins Leben gerufen, die im Laufe einiger 
Jahre 300 Einfamilienhäuser mit Gärten errichtete. 
Diese Häuser verbleiben im Genossenschaftsbesitz 
und werden an die Mitglieder in einer Art Erbmiete 
abgegeben. Der Zins betrug vor dem Kriege 4,5— 
6,5 Mark wöchentlich. 

Außer dieser Genossenschaft gründete die Garden 
City Ltd. noch eine Tochtergesellschaft zur Errichtung 
von Arbeiterwohnungen. Bis zum Kriege wurden allein 
schon von gemeinnützigen Bauvereinigungen 1060 
Einfamilienhäuser gebaut, daneben her ging eine rege 
private Bautätigkeit, für die von der Garden City 
Ltd. gleichfalls der Boden zu günstigen Bedingungen 
in Erbbaurecht abgegeben wurde. Da die gemein- 
nützigen Bauvereinigungen durch die Nachkriegs- 
gesetzgebung gegenüber den Gemeindeverbänden be- 
nachteiligt wurden, so hat sich nach dem Kriege vor 
allen Dingen die Wohnbautätigkeit des Distrikts oder 
Verwaltungsbezirkes, zu dem Letchworth gehört, be- 
sonders entwickelt. Während der Distrikt vor dem 
Kriege nur 106 Häuser errichtete, baute er nach dem 
Kriege bis 1924 933 Einfamilienhäuser. 

Im Laufe der Zeit ist die Zahl der Läden von 30 im 
Juli 1907 auf über 160 gestiegen. Letchworth ist zu 
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einem Einkaufszentrum für die ganze Umgebung ge- 
worden. Im Industrieviertel sind eine große Anzahl 
von kleineren und größeren Fabriken angegliedert. 
Zuerst kam eine Druckerei, eine große Buchbinderei 
und eine Maschinenwerkstätte, später kamen noch 
andere Betriebe der Metallindustrie, der Nahrungs- 
mittelproduktion, der Holzverarbeitung, der Weberei 
und dergleichen hinzu. Vom Kleinbetrieb bis zur 
Fabrik mit über 1000 Arbeitern sind alle Größen ver- 
treten. Für die Angliederung der Industrie werden 
folgende Vorteile geltend gemacht: Niedrige Boden- 
preise, niedrige Steuern, gute Arbeiterwohnungen in 
der Nähe der Fabriken, die Vorbereitung von Plänen 
für Fabrikgebäude, die den Bedürfnissen der Indu- 
striellen entsprechen und die Überwachung der Bau- 
ausführung; niedrige Preise für Wasser, Gas und 
Elektrizität; zweckmäßig geplante Geleisanschlüsse ; 
ein angenehmes gesellschaftliches Leben; Geräumig- 
keit und gute Luft für Musterwerkstätten. 

Ein Industrieller, der bereits einige Jahre in der 
Stadt Erfahrungen gesammelt hatte, äußerte sich 
folgendermaßen: In Letchworth sei die Gesundheit 
seiner Arbeiterschaft so gut und die Arbeitszeit, die 
sie durch Krankheit und andere Ursachen verlieren, 
so gering, daß seine Freunde, die in anderen Gegenden 
Fabriken besäßen, ihm nicht hätten glauben wollen, 
als er ihnen seine Bücher vorgewiesen habe. Er habe 
in seinen Werken ganze Wochen, in denen der gesamte 
Zeitverlust von 250 Leuten weniger als drei Stunden 
betrüge. Wenn das nicht der Einfluß der Gartenstadt 
sei, was könne sonst die Ursache sein ? 

Hier mögen einige Vergleichsziffern aus den letzten 
Jahren der Vorkriegszeit Aufnahme finden, die den 
Einfluß der Wohnungsverhältnisse auf die Säuglings- 
sterblichkeit beleuchten: 

Von 1000 Neugeborenen starben im ersten Lebens- 


jahre: 

Gartenvorstadt Hampstead bei London ..... 48 

Gartenstadt Letchworth .............2..... 55 

Gartensiedlung Port Sunlight bei Liverpool... 65 

Gartensiediung Bournville bei Birmingham .. 77 

In diesen Gartensiedlungen starben durch- 
SCHNIELJICH: este 61 

LONGON ars rer 144 


Durchschnittlich von 24 englischen Großstädten 145 
Sehr interessant ist auch das Ergebnis der Messun- 
gen, die neuerdings in der Volksschule der bereits 1879 


begonnenen Gartensiedlung Bournville für sämtliche 


Schüler vorgenommen wurden, wenn man damit die 
Messungen vergleicht, die im nahen Birmingham in 
einer Schule der Floodgate Street, einem der ärmsten 
und ungesundesten Teile von Birmingham vorge- 
nommen wurden. 


578 


Im Alter von | 6 | 8 | 10 12 Jahren 


Gewicht von Knaben: 


Bournville .......... 52,4 61,1 |71,8 Ibs. 

Floodgate Street .... 47,8 56,1 |63,2 Ibs. 
Größe der Knaben: 

Bournville .......... 48,3 51,9 |54,8 inch. 

Floodgate Street .... 46,2 49,6 |52,3 inch. 
Gewicht der Mädchen: 

Bournville .......... 50,3 62,1 | 74,7 Ibs. 

Floodgate Street 45,6 52,9 -| 65,7 Ibs. 
Größe der Mädchen: 

Bournville .......... 48,6 52,1 165,0 inch. 

Floodgate Street .... 44,8 48,1 153,1 inch. 


Ganz ähnlich sind die Ergebnisse eines Vergleiches 
der Messungen sämtlicher Schulkinder in Liverpool 
und in der benachbarten, ebenso wie Bournville in der 
Hauptsache von Arbeitern bewohnten Gartensiedlung 
Port Sunlight: 


14jährige” 
Knaben 


Tjährige || 11 jährige 
Knaben Knaben 


Eltern 


Schulen Bu 
ERS 
| 


Mittelschulen 


Reiche Eltern... 
Staatsschulen || Wohlhabende | 


Eltern ....... 45,3 m. ma 05,8 
j Eltern regelmäßig | | 
besch. Arbeiter | 44,3 43,0. 51,8 59,0 56,21 75,8 
m Eltern der 
ärmsten Klassen | 44,0| 43,0 49,7| 55,5 55,2) 71,1 
Port Sunlight | Eltern vorwiegend 
Arbeiter...... 47,0| 50,6, 57,0| 79,5 62,2 108,0 


Darnach ist also ein elfjähriger Arbeiterjunge in 
Port Sunlight im Durchschnitt größer und schwerer 
als ein vierzehnjähriger Junge, dessen Eltern regel- 
mäßig beschäftigte Arbeiter in Liverpool sind. Noch 
weit größer ist der Abstand von Kindern der Armen- 
viertel. 

Hier verdient auch erwähnt zu werden, daß in 
Letchworth von Anfang an der Ausschank von alkoho- 
lischen Getränken ausgeschaltet wurde, mit der Maß- 
gabe, das eine spätere Zulassung von Konzessionen 
für den Ausschank alkoholischer Getränke der Zu- 
stimmung der Mehrheit aller erwachsenen Bewohner 
unter Einschluß der Frauen bedarf. Seither ist es 
wiederholt zu Abstimmungen gekommen, die mit 
mehr oder minder großer Majorität die Zulassung 
von Schankkonzessionen ablehnten. Selbstverständ- 
lich ist für alkoholfreie Versammlungs- und Klub- 
räume, für eine Bibliothek und für Gelegenheit zu 
Unterhaltung, zu Spiel und Sport reichlich gesorgt. 
Auch an Schulen ist kein Mangel. Besonders inter- 
essant ist die „Christophers School‘, eine mit einem 
Internat verbundene Musterschule, die die Kinder 
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vom Montessori-Kindergarten bis zur Universitätsreife 
führt. 

Die Garden City Ltd. hatte 1903 Anteilscheine im 
Betrage von 800000 Mark vergeben, bis heute ist das 
Gesellschaftskapital auf nahezu 4000000 Mark gestie- 
gen. Außerdem wurden durch die Ausgabe von Schuld- 
scheinen, durch Hypotheken und Darlehen weitere 
2500000 Mark aufgebracht. Die Haupteinnahme der 
Gesellschaft ergibt sich aus dem Wertzuwachs, den 
der Boden durch die Umwandlung von Ackerland in 
Bauland erfährt. Durch die in den zunehmenden 
Pachtverträgen zum Ausdruck kommende Wert- 
steigerung des Stadtgebietes wurde die Gesellschaft in 
den Stand gesetzt, von dem Jahre 1923 ab die nach 
der Satzung zugelassenen Höchstdividenden zu ver- 
teilen. Die vorher nicht ausbezahlten Dividenden 
werden allmählich nachgezahlt. Auch Freunde dieser 
Gartenstadt vertreten die Ansicht, daß die allzu vor- 
sichtige Geschäftsführung die nach amtlichen Schät- 
zungen viel früher eingetretenen Wertsteigerungen 
schon eher bei den Bilanzen berücksichtigen und schon 
längst eine Dividende auf das Geschäftskapital hätte 
verteilen sollen, weil dann die Gelder für den weiteren 
Ausbau leichter hätten beschafft werden können. 

Letchworth zählt heute rund 15000 Bewohner, die 
fast ausnahmslos in Letchworth selbst beschäftigt 
sind. Das erste große Gartenstadtexperiment darf 
als gesichert gelten. Die Bedeutung dieser Gründung 
reicht weit über die Grenzen der Gartenstadt hinaus. 
Von hier sind wertvolle Anregungen auf dem Gebiete 
der Wohnungsreform ausgegangen. Letchworth bildet 
nicht nur den Ausgangspunkt für die Gartenstadt- 
bewegung, sondern auch für die eigenartige Entwick- 
lung des Städtebaus in England, die auch auf andere 
Länder, nicht zum letzten auch Deutschland, einge- 
wirkt hat. 

Die Gartenstadt Welwyn. Der Krieg und seine 
Folgen hat auch auf die englische Gartenstadtbe- 
wegung stark hemmend gewirkt. Erst im Jahre 1920 
konnte man an die Gründung einer zweiten Gartenstadt 
herantreten. Das Gesellschaftskapital der gemein- 
nützigen Gesellschaft, Welwyn Garden City Ltd.“ betrug 
5000000 Mark. Das 950 ha große Gelände liegt etwa 
10 km von Letchworth und ca. 35 km von London 
entfernt, an der Great Northern Railway. Der Preis 
des Hektar ist durchschnittlich 2225 Mark. Es sollen 
höchstens 48 Häuser auf einem Hektar errichtet wer- 
den, der Durchschnitt soll jedoch nicht mehr als 
20 Häuser pro Hektar betragen. Die Gartenstadt 
Welwyn ist in mancher Richtung noch interessanter 
als die Gartenstadt Letchworth, da hier unter Be- 
rücksichtigung der vorher gesammelten Erfahrungen 
mancherlei neue Versuche gemacht wurden. So wird 
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zum Beispiel die Miete in den zum großen Teil vom 
Distrikt gebauten Arbeiterhäusern in der Weise fest- 
gesetzt, daß zu der den Baukosten entsprechenden 
Miete ein Zuschlag von wöchentlich 75 Pf. gemacht 
wird. Mieter ohne Kinder haben die so berechnete 
Grundmiete zu zahlen. Familien mit Kindern erhalten 
für jedes Kind einen Mietsnachlaß von 50 Pf. wöchent- 
lich. Für jeden Untermieter wird wöchentlich ein 
Zuschlag von I Mark behoben. Ein Mieter mit 4 Kin- 
dern zahlt also im Jahre 100 Mark Miete weniger als 
ein kinderloses Ehepaar. Eine interessante Wohn- 
anlage ist Guessons Court, eine Gruppe von 40, in 
zwei Etagen übereinander gebauten Stockwerks- 
wohnungen, die vom New Town Trust als genossen- 
schaftliche Haushaltungsunternehmung gegründet 
wurde. Die Mahlzeiten werden von einem, den Gar- 
tenhof abschließenden Restaurationsbau bezogen. Für 
alle Hausarbeiten stehen geschulte Dienstkräfte zur 
Verfügung. 

Von Anfang an wurde in Welwyn der Erziehung 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt. Die neuge- 
baute Volksschule ist ein Erdgeschoßbau mit 4 Flügeln, 
die durch eine in der Mitte gelegene zentrale Halle 
vereinigt werden. An der Südseite sind offene Veran- 
den vorgelagert. Die an die Veranden angrenzenden 
Klassenwände werden durch breite Klapptüren ge- 
bildet, die so geöffnet werden können, daß bei schönem 
Wetter die ganze Wand zusammengeklappt wird und 
der Unterricht demnach in einer offenen Halle erteilt 
wird. Zur Schule gehört ein Platz, der außer einem 
Spielplatz auch einen 1000 qm großen Schulgarten 
enthält. 

Um die volksgesundheitlichen Interessen in der 
neuen Gartenstadt zu wahren, wurde ein Gesundheits- 
rat gebildet, der aus einem Arzt, Vertretern der 
Arbeitgeber, denen des Gemeinderates und von ver- 
schiedenen Gesellschaften zusammengesetzt ist. 

In Welwyn ist der Alkohol nicht ausgeschlossen. 
Die Errichtung von Gasthäusern wurde, ähnlich, wie 
das beim Gothenburger System der Fall ist, einer ge- 
meinnützigen Tochtergesellschaft, der Welwyn Restau- 
rants Ltd. übertragen. Das von dieser Gesellschaft 
gegenüber der provisorischen Bahnstation gelegene 
Gartenrestaurant wird im Sinne der Gasthausreform 
geführt. Der Geschäftsführer ist am Verkauf alkoholi- 
scher Getränke nicht interessiert. Die Überschüsse 
fließen der Garden City Ltd. zu, die sie im Interesse der 
Stadt verwendet. Außer diesem Restaurant gibt es 
noch drei andere Versammlungshäuser für Konzerte 
und sonstige Veranstaltungen und ein Theater. 

Während in Letchworth innerhalb kurzer Zeit eine 
groBe Menge von Läden entstand, hat die Welwyn 
Garden City Ltd. die gesamte Verteilung von Ge- 
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brauchsgütern einer anderen gemeinnützigen, von ihr 
ins Leben gerufenen Tochtergesellschaft, der „Welwyn 
Stores Ltd.“ für die Dauer von 10 Jahren anvertraut. 
Die Höchstdividende beträgt 7%, der Reinverdienst 
soll im Interesse der Stadt verwendet werden. Man 
hofft auf diesem Wege die Warenversorgung der Be- 
wohner zu verbilligen und gleichwohl nicht unerheb- 
liche Gewinne herauszuwirtschaften. AuBerdem wollte 
man aber den gerade im Geschäftsviertel besonders 
hohen Wertzuwachs möglichst vollständig für die Ge- 
meinschaft sichern und gleichzeitig an Aufschließungs- 
kosten sparen, die natürlich für ein groBes Warenhaus 
sehr viel geringer sind als für 160 kleine Einzelläden. 
Aus den Überschüssen des Warenhauses konnte schon 
jetzt ein Versammlungshaus errichtet und eine 
Wochenschrift als kostenfrei geliefertes Mitteilungs- 
blatt für die Bewohner ins Leben gerufen werden. 

Weitere Tochtergesellschaften wurden für den 
Häuserbau, für den Straßenbau und für die Bewirt- 
schaftung des landwirtschaftlichen Gürtels errichtet. 

Die Kanalisation wird nach einem Trennsystem 
durchgeführt, ein eigenes Wasserwerk ist errichtet. 
Die Versorgung der Stadt mit Gas und Elektrizität 
ist durch günstige Verträge mit privaten Gesellschaften 
gesichert. Die Milchversorgung geschieht durch die 
„New Town Agricultural Guild‘ ,die den landwirtschaft- 
lichen Gürtel bewirtschaftet. Obgleich die Garten- 
stadt in der Zeit allerschwerster wirtschaftlicher 
Krise gegründet wurde, hat sie sich doch bis jetzt gut 
entwickelt. Der Grundsteuerertrag des ganzen Ge- 
bietes betrug vor der Gründung 57040 Mark, sein An- 
wachsen zeigen die nachstehenden Ziffern: 


1. Okt. 1921 Mk. 94980 1. Okt. 1924 Mk. 348000 
1. Okt. 1922 Mk. 161700 1. Jan. 1925 Mk. 373060 
1. Okt. 1923 Mk. 287380 


Bereits nach der Jahresbilanz des zweiten Jahres 
betrugen die Einnahmen 5% des Gesellschaftskapitals 
und im dritten und vierten Jahr 6%. Die Gartenstadt 
zählt jetzt rund 5000 Einwohner. Nach den bisherigen 
Ergebnissen ist mit einer guten Weiterentwicklung zu 
rechnen. 

Die beiden eben beschriebenen Gartenstädte sind die 
einzigen, die diesen Namen verdienen. Bei ihnen 
handelt es sich in der Tat um die Gründung von wirt- 
schaftlich selbständigen Städten (in denen also die 
Menschen nicht nur wohnen, sondern auch Beschäf- 
tigung in Industrie und Landwirtschaft finden) auf 
billigem Neuland, dessen Wertzuwachs unter Aus- 
schluß privater Spekulation der Gesamtheit der Be- 
wohner zugute kommt und die Grundlage für die 
Hebung ihrer wirtschaftlichen Lage, ihrer Kultur und 
auch der Gesundheit ihrer Bewohner bildet. Von 
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England aus verbreitete sich die Gartenstadtbewegung 
auch auf die übrigen Länder. 

In Deutschland wurde vor genau 25 Jahren die 
deutsche Gartenstadtgesellschaft gegründet, die sich 
die Errichtung einer wirklichen Gartenstadt im Sinne 
von Letchworth zur wichtigsten Aufgabe machte. Sie 
konnte jedoch verschiedene sehr aussichtsvolle Pro- 
jekte — unter anderem die Errichtung einer Garten- 
stadt am Berlin-Stettiner Großschiffahrtskanal — des- 
halb nicht durchführen, weil es ihr nicht ebenso wie in 
England gelang, die Geldgeber für ein so weitschauen- 
des Projekt zu gewinnen. Von den bestehenden Sied- 
lungen kommt das 1907 von Karl Schmidt, dem 
Inhaber der Deutschen Werkstätten für Handwerks- 
kunst, gegründete Hellerau bei Dresden, dem Garten- 
stadtgedanken am nächsten. Außerdem hat vor zwei 
Jahren der Senat von Lübeck die Pläne für die Er- 
richtung einer Industriestadt an der Trave genehmigt, 
die, 5 km von der Stadt entfernt, auf städtischem 
Grund entstehen und rund 50000 Einwohner unter- 
bringen soll. Bei einer überbauten Fläche von 585 ha 
sollen rund 88 Einwohner auf den Hektar kommen, so 
daß auf die Familie annähernd 500 qm zu rechnen 
wären. Denjenigen Bewohnern, die in Stockwerks- 
wohnungen untergebracht und deshalb einen Haus- 
garten nicht zur Verfügung haben, wird die Gelegen- 
heit geboten, einen Garten in einer der Dauerklein- 
gartenanlagen zu pachten. 

Wenn der Gartenstadtgedanke auch am klarsten 
durch die Gründung neuer Städte verwirklicht werden 
kann, so betrachtet es die Gartenstadtgesellschaft 
doch als eine kaum minder wichtige Aufgabe, auch 
kleine und mittelgroße Gemeinden für eine zielbewußte 
Boden-, Wohnungs- und Industriepolitik im Sinne des 
Gartenstadtgedankens zu gewinnen. Eine vorbildliche 
Entwicklung in dieser Richtung zeigen neuerdings 
unter anderen die Städte Bunzlau a.B., Frankfurt a.O., 
Grünberg i. Schl. und Merseburg. Auch in manchen 
industriereichen Landkreisen sind gute Ansätze vor- 
handen. Die deutsche Gartenstadtgesellschaft hat 
daher beschlossen, bei ihrer künftigen Arbeit diese 
Entwicklungsmöglichkeiten besonders zu berücksich- 
tigen. Bevor ich jedoch auf die Möglichkeit und die 
Notwendigkeit der Dezentralisation unserer Groß- 
städte und damit auch unserer Industrie näher ein- 
gehe, muß ich kurz auf den Einfluß hinweisen, den die 
Gartenstadtbewegung auf die Entwicklung der städti- 
schen Wohnungskultur und damit auch auf die Hebung 
der Volksgesundheit ausgeübt hat. 

Der Verwirklichung des Gartenstadtgedankens stand 
im Anfang vor allem auch die Vorstellung entgegen, 
daß die große Mietskaserne allein für die Befriedigung 
des Wohnungsbedürfnisses der Arbeiterbevölkerung 


SOZIALPOLITISCHE RUNDSCHAU 


in Betracht komme. Die Gartenstadtgesellschaft sah 
sich deshalb genötigt, zunächst den Kampf gegen die 
Mietskaserne, für die Schaffung einer Tradition des 
Kleinhauses und die Stadterweiterung auf dem Wege 
der Anlage von Industriedörfern und Gartenvorstädten 
in ihr Arbeitsprogramm aufzunehmen. Hierbei ar- 
beitete sie in engster Fühlung mit der aufstrebenden 
Baugenossenschaftsbewegung. Im Jahre 1907 wurde 
außer der schon erwähnten Gartenstadt Hellerau 
unter ihrer Mitwirkung auch eine Siedlungsgenossen- 
schaft zur Errichtung der Gartenvorstadt Rüppurr 
bei Karlsruhe gegründet. Ähnliche Unternehmungen 
entstanden während der nächsten Jahre in Nürnberg, 
Magdeburg, Straßburg, Hamburg, Mannheim, Leipzig 
und vielen anderen Städten, und ineiner Statistik der 
deutschen Gartenstadtgesellschaft vom Jahre 1914 
konnten bereits 30 Gartenvorstädte und Gartensied- 
lungen mit rund 5600 Wohnungen, die sich mit wenigen 
Ausnahmen in Einfamilienhäusern befanden, aufge- 
zählt werden. Wenn der heftige Streit, der vor dem 
Kriege schon zwischen den Vertretern des Einfamilien- 
hauses und denen der Mietskaserne tobte, schließlich 
zugunsten des Einfamilienhauses entschieden wurde, 
so ist das ein praktischer Erfolg der Gartenstadt- 
bewegung und der von ihr beeinflußten Unter- 
nehmungen baugenossenschaftlicher Selbsthilfe, die 
erfreulicherweise in vielen Fällen die verständnisvolle 
Unterstützung städtischer und staatlicher Behörden 
fanden. Der Krieg und seine Folgen brachte den auf 
eine weiträumige Siedlungsweise zielenden Bestre- 
bungen neue Anhänger. Im Felde hatten sich auch 
zahllose Städter an ein Freiluftleben gewöhnt, und die 
langjährige Nahrungsmittelknappheit hatte Hundert- 
tausende von Stadtbewohnern genötigt, sich mit dem 
Gartenproblem praktisch zu befassen, und für viele 
von ihnen war der Gartenbau aus einem wirtschaft- 
lichen Notbehelf zu einer Liebhaberei, zu einem Stück 
Lebensinhalt geworden. Große Organisationen, wie 
der Bund deutscher Bodenreformer, die Wohnungs- 
fürsorgegesellschaften, die Siedlungsgenossenschaften 
und andere Wohnungsvereine, daneben auch die Ge- 
werkschaften und Beamtenvereine traten mit erfreu- 
licher Entschiedenheit für die Förderung des Siedlungs- 
wesens ein. Die Reichs-, Staats- und Gemeindebehörden 
verliehen dieser öffentlichen Meinung Ausdruck, indem 
sie bei der Unterstützung der Neubautätigkeit aus 
öffentlichen Mitteln in erster Linie die Kleinhäuser mit 
Gärten unterstützten. Wenn auch unter Berufung auf 
die angeblich größere Wirtschaftlichkeit verschiedene 
Kreise neuerdings wieder für das große Miethaus ein- 
treten, so stehen sie einer geschlossenen Phalanx aller 
an der Hebung der Wohnungskultur interessierten 
Kreise gegenüber. 
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Mit Rücksicht auf die Wichtigkeit dieser so viel um- 
strittenen Frage muß wenigstens ganz kurz darauf 
eingegangen werden, weil dann. wenn die Vertreter 
der Mietskaserne wirklich recht hätten, für die weitere 
Entwicklung der Gartenstadtbewegung wenig Aus- 
sicht bestände. Einen guten Beitrag zur Klärung 
dieser Frage bieten „Bau- und volkswirtschaftliche 
Leitsätze‘‘, die die deutsche Gartenstadtgesellschaft 


581 


unter Mitwirkung der bekanntesten deutschen Sach- 
verständigen zur Frage: „Einfamilienhaus mit Garten 
und Mekrfamilienhaus‘‘ ausgearbeitet hat. Die Leit- 
sätze beschränken sich bewußt auf die wirtschaftliche 
Seite und gehen nicht auf die kulturelle und hygieni- 
sche Seite der Frage ein. Es wird ja allgemein nicht 
bestritten, daß das Einfamilienhaus mit Garten eine 
gesundheitlich und kulturell günstigere Verwendung 


Rechnerischer Vergleich der Bau- und Unterhaltungskosten von Stockwerkswohnung, 
Einfamilienmietshaus und Eigenheim!?). 


Mehr- (+) oder Minderkosten (—) einer Wohnung mit 
60 qm Wohnfläche im Einfamilienhaus gegenüber der 


a gleichgroßen Stockwerkswohnung. Angenommen sind 


Mk. %00.— für Baukosten und Mk. 1000.— für Grund 
und Boden, beim Einfamilienhaus mit Mk. 3.— pro qm 


Einfamilienmietshaus Eigenheim 


SLOK Mehr- Kapitali- Mehr- Kapitali- 
werks- | oder Minder-| sierte | oder Minder-| sierte 
wohnung | preis beim | Erspar- | preis beim | Erspar- 

nisse Bau nisse 


2 Die Bodenkosten werden als gleich angenommen unter der 
Voraussetzung, daß in der Praxis beim Mehrfamilien- 
haus weniger aber teueres, beim Einfamilienhaus dagegen 
mehr aber billigeres Land in Betracht kommt ........ 
3 Mehrbedarf an überbautem Boden ..... 20 qm | 
Mehrbedarf für Verbindungsstraßen 
zwischen Hauptanbaustraßen ........ 10 qm 
30 qm 
ab Minderbedarf an städt. Freiflächen .15 qm 
15 qm à 3.— Mk. 
4 Mehrkosten für Gas, Wasser, Elektrizität, Kanalisation... 
ee Em ae men en ne 1 rn en a Eee rn HU m en eh er eh Tr ey a ze 
5 Minderkosten an Mauerwerk (Mk. 200.—), Balkenstärke 
(Mko ID =] Een OAE ROOS 
6 Minderkosten an Wohnungsflur ..........22c2cecceeeeen : 
8 | Minderkosten an Stockwerkshöhe ....... RE 
Erstellüngskösten. 2 ::..2.0u Ha Bi 
9°) | Kapitalisierte Ersparnisse bei Instandhaltung ,—%, %, der 
Baukosten rasiert 675.— 
Kapitalisierte Ersparnisse bei Betriebskosten 5—6% der 
Friedensmiete von Mk. 400.—, kapitalisiert zu 7%...... 350.— 
10 Selbsthilfe beim Bau, nicht in allen Fällen möglich, vereinzelt 
bis Mk. 2000.— reichend..........222cceseeeeenenen — 600.— 
11?) | Weniger Verbrauch außer dem Hause durch Sonntags- 
ausflüge usw. (Mk. 50.— pro Jahr kapitalisiert zu 7 °,). 
Der Gartenertrag, der sehr verschieden, bei manchen 
einen Reinertrag von 50 Pf. und mehr pro qm Garten 
liefert und dann kapitalisierte Beträge, die in die Tau- 
sende reichen, darstellt, ist hier nicht in Rechnung ge- 
SIE ante ee ae ueerrars den — 500.— 500.— 
Volkswirtschaftliche Minderkosten 9 + 10 + 11.......... —1250.—| 


1) Der Vergleich beruht auf bestimmten Grundrissen und der Annahme gleicher technischer und sonstiger in Betracht kommen- 
der Bedingungen und wurde ebenso wie der Entwurf der Leitsätze von Bernhard Kampffmeyer bearbeitet. 


2) Die Momente 9—11 verbilligen selbstverständlich nicht den Hausbau, zeigen aber — die Möglichkeit der Kapitalbe- 


schaffung vorausgesetzt —, daß das Einfamilienhaus privat- und volkswirtschaftlich den Vorzug verdient, und daß unter 
bestimmten Verhältnissen eine Wohnung von 60 qm Wohnfläche im Einfamilienhaus nicht teurer als eine Stockwerkswohnung 
von 50 qm Wohnfläche zu stehen kommt. 
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der Mußezeit ermöglicht, daß es seinen Bewohnern, 
besonders aber den Kindern, Verbundenheit mit der 
Natur und Heimatgefühl vermittelt und gegenüber der 
Ruhelosigkeit und den verflachenden Massenein- 
drücken der Großstadt die Möglichkeit, sich zu 
sammeln und Eigenart und Persönlichkeit zu ent- 
wickeln, fördert. Diese Vorzüge werden auch von den 
meisten Vertretern des großen Miethauses zugegeben. 
In den Leitsätzen wird daher bloß die wirtschaftliche 
Seite der Frage auf Grund sorgfältiger Berechnungen 
erörtert. Es wird zugegeben, daß für Kleinstwohnun- 
gen mit weniger als 50 qm Fläche das Mehrfamilien- 
haus eine bauwirtschaftlich günstigere Lösung bietet, 
jedoch darauf hingewiesen, daß die technischen Vor- 
teile des Mehrfamilienhauses bei 4 Geschossen endigen. 
Welche Mehr- oder Minderkosten das Einfamilien- 
mietshaus und noch mehr das Eigenheim in Baukosten 
und Unterhaltungskosten gegenüber einer gleich 
groBen Stockwerkswohnung beansprucht, wird durch 
einen rechnerischen Vergleich dargelegt, der in kürze- 
ster Form die hierbei zu berücksichtigenden bauwirt- 
schaftlichen Einzelheiten zusammenfaßt. 

Um Mißverständnisse auszuschließen, muß hier 
nochmals mit aller Entschiedenheit betont werden, 
daß sich das Ziel der Gartenstadtbewegung nicht auf 
den Bau von Einfamilienhäusern mit Gärten be- 
schränkt. Für den Vertreter der Gartenstadtbewegung 
bedeutet es eine Selbstverständlichkeit, daß die unter 
dem Einfluß dieser Bewegung entstehenden Wohn- 
stätten nicht in Massenmiethäusern untergebracht 
werden. Er sieht aber in der Errichtung von Garten- 
vorstädten, deren Bewohner stundenweite Wege zur 
Arbeitsstätte zurückzulegen haben, eine gewisse Ge- 
fahr, weil die hier geschaffenen an sich mustergültigen 
Wohnungsverhältnisse die Öffentliche Aufmerksam- 
keit von der Tatsache abzulenken drohen, daß das 
Wohnungsproblem letzten Endes nur durch eine Be- 
völkerungsverteilung zu lösen ist, die es den Menschen 
ermöglicht, in der Nähe ihrer Arbeitsplätze in guten 
Einfamilienhäusern mit Gärten zu wohnen. Das aber 
kann nicht dadurch erreicht werden, daß man 
außerhalb der Großstädte,entferntvon Fabri- 
ken und sonstigen Arbeitsstätten neue Wohn- 
siedlungen errichtet, sondern nur durch eine 
planmäßige Dezentralisation der Industrie 
und der in ihr beschäftigten Arbeiter und An- 
gestelltenim Sinne der Gartenstadtbewegung, 
seies durch eine Entwicklung der hierfür ge- 
eigneten mittleren und kleineren Stätten oder 
durch die Errichtung neuer Gartenstädte. 

Erfreulicherweise hat sich diese Forderung in den 
Kreisen der städtebaulichen Sachverständigen sehr 
viel rascher durchgesetzt, als die Vertreter der Garten- 
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stadtbewegung es noch vor wenigen Jahren zu hoffen 
wagten. Auf dem Internationalen Städtebaukongreß, 
der 1924 in Amsterdam tagte und an dem etwa 500 
Fachleute aus allen Kulturländern teilnahmen, wurden 
die mehrtägigen Verhandlungen durch eine einstimmig 
angenommene Resolution abgeschlossen, in der es 
unter anderem heißt: „Ein unbeschränktes Anwachsen 
unserer Großstädte ist unerwünscht. Die Zustände in 
den allergrößten Städten sind eine Warnung für die 
kleineren Großstädte. — Dezentralisation mittels 
Trabantenstädten kann in vielen Fällen ein Mittel 
sein, um dem Entstehen allzu großer Siedlungskörper 
vorzubeugen. — Es wäre erwünscht, daß unsere 
Großstädte von Grüngürteln abgeschlossen würden, 
die dauernd für Landwirtschaft, Gartenbau, Viehzucht 
und dergleichen verwendet werden, um so dem Ent- 
stehen endloser Häusermeere vorzubeugen.“ 

Unter Trabantenstädten sind hier Gartenstädte zu 
verstehen, die ähnlich Letchworth und Welwyn noch 
in einem wirtschaftlichen Zusammenhang mit einer 
benachbarten Großstadt stehen, jedoch insofern wirt- 
schaftlich selbständig sind, als sie für ihre Bewohner 
auch die Arbeitsplätze bergen. Die gleichfalls von der 
Gartenstadtbewegung übernommene Forderung eines 
Grüngürtels ist erfreulicherweise von der Stadt Kiel 
zum ersten Male verwirklicht worden. 

Die Dezentralisationspolitik im Sinne der Garten- 
stadtbewegung führt folgerichtig zur Landesplanung. 
In Amerika und England sind bereits zahlreiche Über- 
landpläne ausgearbeitet worden, die die Bevölkerungs- 
verteilung sowie die Verteilung von Industrie und 
Landwirtschaft über die Fläche ganzer Provinzen be- 
rücksichtigt. Auch in Holland sind derartige Pläne 
in Vorbereitung. Am weitesten ist dieser neue Ge- 
danke im Ruhrkohlengebiet verwirklicht. Hier wurde 
durch ein besonderes Gesetz im Jahre 1920 das ganze 
gewaltige Industriegebiet, das 2390 qkm und 4000 000 
Menschen umfaßt, zu einem Siedlungsverband zu- 
sammengeschlossen, dessen Aufgabe die Förderung der 
Siedlungstätigkeit im Rahmen einer großen Grün- 
flächenpolitik ist. Unter Leitung des Verbands- 
direktors Dr.-Ing. Schmidt wurden im Verbandsplan 
1430 Grünflächen mit einer Gesamtfläche von 1410qkm 
der Verbauung entzogen. Der Verband führt Wieder- 
aufforstungen mit rauchharten Hölzern (Rotbuche, 
Platane, amerikanische Eiche, Pappel und dergleichen 
mehr) durch und läßt sich auch die Förderung des 
Siedlungs- und Kleingartenwesens angelegen sein. 
Andere Überlandplanungen sind im mitteldeutschen 
Braunkohlengebiete, im Bezirk Düsseldorf und an 
anderen Stellen in der Durchführung begriffen. 

Aus all dem Gesagten ist ersichtlich, daß die öffent- 
liche Meinung der breiten Massen und ebenso auch die 
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der Fachkreise in der Richtung des Gartenstadt- 
gedankens orientiert ist. Seiner Durchführung steht 
gegenwärtig vor allem die wirtschaftliche Krise im 
Wege, infolge deren die bestehenden Industriebetriebe 
mit großen Schwierigkeiten zu ringen haben. Eine 
solche Zeit ist denkbar ungünstig für die Verlegung 
oder Neuerrichtung von Fabriken und Werkstätten. 
Um so wichtiger ist es, daß diese Ruhepause benützt 
wird, um zu verhüten, daß die wirtschaftliche Ge- 
sundung unseres Volkes, für die schon jetzt sich die 
Zeichen mehren, wiederum zu einem schädlichen An- 
wachsen der Großstädte führt. Das wäre um so be- 
dauerlicher, als die Umstellung, in der sich viele unserer 
Industriezweige befinden, in zahlreichen Fällen dazu 
führen dürfte, daß moderne Werkstätten neu angelegt 
werden, um allen Erfordernissen einer vervollkommne- 
ten Produktionstechnik zu entsprechen. Für die Be- 
siedlung von Gartenstädten und von kleineren Orten, 
die sich im Sinne des Gartenstadtgedankens ent- 
wickeln sollen, kommen also nicht nur neu entstehende 
Fabriken, sondern auch viele von den bestehenden in 
Betracht, und es würde den schon jetzt bei den 
Regierungen vorhandenen Tendenzen durchaus ent- 
sprechen, wenn die staatlichen Ausgleichfonds bei der 
Vergebung von Mietzinssteuerhypotheken den Klein- 
wohnungsbau in solchen Siedlungen und Garten- 
städten bevorzugten und auf diesem Wege eine plan- 
mäßige Bevölkerungspolitik unterstützen würden. 

Die Großstadt der Zukunft wird nicht wie jetzt ein 
endloses Häusermeer sein, sondern ein System von 
Gartenvorstädten und Gartenstädten, das sich um 
einen wirtschaftlichen Kern herum über ganze Land- 
schaften erstreckt. Sie wird außer für Bauzwecke in 
Anspruch genommene Gebiete große Wälder und 
weite landwirtschaftlich und gärtnerisch benützte 
Grünflächen umschließen und den Bewohnern ein ge- 
sundes Wohnen in der Nähe der Arbeitsstätte und alle 
Voraussetzungen für ein menschenwürdiges Dasein 
bieten. 

Gegen so weitschauende Pläne könnte vielleicht 
geltend gemacht werden, daß die Kosten in absehbarer 
Zeit nicht zu erschwingen sein werden. Gewiß, nicht 
heute und morgen! Ich glaube jedoch, daß der kurz- 
sichtige Wirtschaftspolitiker, der jedem geplanten 
Fortschritt mit gezücktem Rechenstift entgegentritt, 
zu einer anderen Einstellung kommen würde, wenn er 
mit diesem Rechenstift einmal das Siedlungsproblem 
als volkswirtschaftliches Rechenexempel bearbeiten 
würde. Er würde dann zum Beispiel finden, daß in 
einer Großstadt von rund 1000000 Einwohnern weit 
mehr als 150000 Menschen täglich für die Bewältigung 
der Entfernung von der Wohnung zum Arbeitsplatze 
und zurück durchschnittlich über eine Stunde mehr 
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benötigen, als das bei einer vernünftigen Siedlungs- 
weise nötig ist, wie sie in Letchworth und Welwyn 
verwirklicht wurde. Rechnet er für diesen Arbeits- 
und Zeitaufwand nur 1 Mark pro Stunde, so würde bei 
300 Arbeitstagen von den Beteiligten ein nutzloser 
Zeit- und Kraftaufwand im Werte von Mk. 45000000 
aufgebracht. Wenn diese Kraft nutzbringend ange- 
wendet würde, könnte man damit jährlich 4500 Ein- 
familienhäuser mit Gärten errichten. Hierbei sind die 
Ersparnisse nicht berücksichtigt, die durch den Fort- 
fall überflüssiger Trambahn- und Eisenbahnfahrten 
erzielt werden. 

Der Mann mit dem Rechenstift sollte ferner be- 
rechnen, was wir gegenwärtig zur Wiedergutmachung 
der durch die ungesunden Wohnungs- und Siedlungs- 
verhältnisse bewirkten Gesundheitsschädigungen für 
Krankenpflege, Spitäler, Heilstätten, ferner für die 
Opfer dieser Zustände in den Gefängnissen und 
Trinkerheilanstalten ausgeben müssen und wie viel von 
diesen Ausgaben dann gespart werden könnte, wenn 
wir der Bevölkerung bessere Lebensbedingungen 
bieten würden. Er sollte auch ganz nüchtern einmal 
berechnen, wie viel die Aufzucht der Kinder kostet und 
welch volkswirtschaftlicher Verlust darin liegt, daß 
zahllose Menschen infolge schlechter Wohnungsver- 
hältnisse frühzeitig dahingerafft werden, bevor sie 
durch ihre wirtschaftliche Tätigkeit die Gegenwerte 
für das in ihre Erziehung gesteckte Anlagekapital er- 
zeugt haben. Er sollte daran denken, daß die minder- 
wertigen Wohnungsverhältnisse den Menschen die 
stillen Freuden rauben, die ein behagliches Heim und 
die Pflege von Blumen und Früchten im Garten bietet, 
und sie auf die Straße und in Wirtshäuser treiben, wo 
sie ihr sauer verdientes Geld hinauswerfen, um im 
Rausch Vergessenheit zu finden. 

Wenn der Mann mit dem Rechenstift das und noch 
vieles andere in seine Kalkulation einbezieht, dann 
kommt er wahrscheinlich zu dem Ergebnis, daß es 
kaum eine bessere Investition Öffentlicher Mittel gibt, 
als die Förderung der städtebaulichen Entwicklung im 
Sinne des Gartenstadtgedankens. 
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Bauordnung und Bebauungsplan; ihre Bedeutung für die Gar- 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Entwurf eines Berufsausbildungsgesetzes. Dazu: Schindler 
(Berlin), Zum Entwurf eines Berufsausbildungsgesetzes. Beides 
Reichsarbeitsblatt 1927, Nr.10. Der Entwurf regelt einheitlich die 

: Beschäftigung nicht nur der Lehrlinge, sondern auch der jugend- 
lichen Arbeiter und Angestellten und umfaßt (mit Ausnahmen) 
alle Jugendlichen vom vollendeten 14. bis zum vollendeten 18. 
Lebensjahre, ferner die Knaben und Mädchen, die noch nicht 
14 Jahre alt, aber nicht mehr volksschulpflichtig sind, und end- 
lich alle über 18 Jahre alten Lehrlinge, die vor Vollendung des 


Berufsberatung. 


Merkblätter für Berufsberatung der deutschen Zentralstelle für | 
Berufsberatung der Akademiker. Herausgegeben von R. 
Dunkmann und J. Diehl. Heft C. I. Der Arzt. Bearbeitet von 
Sardemann (Marburg a. d. L.) und Wester (Overath). Tro- 
witzsch & Sohn, Berlin 1926. 8 S., 46 —,40. 

In dem kurzen Merkblatt wird vor allen Dingen die wirt- 
schaftliche Lage des ärztlichen Berufes beleuchtet unter Be- 


tonung der sittlichen Voraussetzungen zur Ergreifung dieses 
Berufes. Die Objektivität der Darstellung (auch gegenüber den 
Einrichtungen der Sozialversicherung) macht den Eindruck, daß 
der Beruf die meisten Ärzte nicht mehr ernähren kann, nur noch 
schmerzlicher. Es wäre von größtem Vorteil für die schon prak- 
tizierenden Ärzte und den Nachwuchs, wenn dieser sich durch 
die Schrift rechtzeitig beeinflussen ließen. Das Heft ‚‚Der Arzt“ 
ist eines aus einer Reihe von Merkblättern, in denen alle höheren 
Berufe besprochen werden. 


Oskar Meister (Graz), Berufsneigung, Berufsberatung und 
Kriminalistik. Arbeit und Beruf, Jg. 6, Nr. 2. 1927. Bei der 
Berufsberatung ist zu beachten, daß gewisse Berufe leicht zur 
Kriminalität führen, wenn sie von Leichtsinnigen ergriffen wer- 
den, zum Beispiel schwer zu beaufsichtigende Tätigkeiten, die 
in fremden Räumen ausgeübt werden (Elektriker, Tapezierer) 
oder bei denen die Verwendung des Arbeitsmaterials schwer 
nachzuprüfen ist (Goldarbeiter, Mechaniker); oder die Be- 
schäftigung im Gastwirtsgewerbe, die an die sittliche Festigkeit 
von vornherein besondere Anforderungen stellt. Wirkt auch ein 
ungern ausgeübter Beruf unter Umständen kriminogen, so ist 
andererseits zu beachten, daß gewisse gefährdende Berufe aus 
Abenteuerlust oder dem Wunsch nach einem bequemen Leben 
ergriffen werden (Barkellnerin). Der Beruf bestimmt aber auch 
oft die Art der Delikte; der Handwerker wird Einbrecher; 
dieser wird dabei als Schlosser wiederum anders vorgehen als 
wie ein Tischler, der Geschäftsmann dagegen fälscht Wechsel. 
Die Fragebogen der Jugendgerichte, Fürsorge- und Polizei- 
beamten bedürfen noch der allerdings sehr vorsichtigen Aus- 
wertung der Rubrik Berufsneigung. 


Johanna Ernst (Frankfurt a. M.), Aus der Praxis der Be- 
rufsberatung und Arbeitsvermittlung jugendlicher Mädchen. 
Arbeit und Beruf, Jg. 6, Nr. 6. 1927. Die Abneigung der Be- 
völkerung gegen Fabrikarbeit für junge Mädchen ist zu be- 
kämpfen, da diese weniger Gefahren birgt als handwerkliche 
Winkelbetriebe. Gefordert wird ein Verbot der Beschäftigung 
im Akkord für Jugendliche unter 16 Jahren (16—18 jährige 
sollten nicht dazu gezwungen werden), schärfere Überwachung 
der Betriebe, in denen Jugendliche beschäftigt werden durch die 
Gewerbeaufsicht und Verbot des Lohnabzuges für die Berufs- 
schulzeit. Würden dann vielleicht auch weniger Jugendliche ein- 
gestellt werden — sie könnten diese Zeit zur Berufsertüchtigung 
in Erwerbslosenkursen verwenden —, so würde die Arbeitslosig- 
keit an sich doch nicht vergrößert, sondern nur verschoben. 

Bregmann (Magdeburg). 


18. Lebensjahres die Lehrzeit begonnen, aber nicht mehr be- 
endet haben. Der Entwurf nimmt Rücksicht darauf, daß 
heutigen Tags neben dem Handwerk auch die Industrie zu einer 
Stätte geordneter Berufsausbildung geworden ist. Er sieht da- 
von ab, für jeden Berufsstand Sondervorschriften zu erlassen 
und legt nur in Form eines Rahmengesetzes die allgemeinen 
Grundsätze fest. Im einzelnen ist den gesetzlichen Berufsver- 
tretungen, also der berufsständischen Selbstverwaltung der 
Beteiligten, die Durchführung des Gesetzes übertragen. All- 
gemeine Vorschriften beziehen sich auf alle Jugendlichen ins- 
gesamt und bestimmen unter anderen die Auswahl und Pflichten, 
der Arbeitgeber und Lehrherren und die Zahl der in einem Be- 

triebe zu beschäftigenden Jugendlichen. Das Recht des Lehr- 

lings wird in einem besonderen Abschnitt geregelt. Im Gegen- 

satz zum geltenden Recht wird hier der Grundsatz aufgestellt, 

daß Lehrlinge nur in solchen Betrieben beschäftigt werden 

dürfen, die ausdrücklich von der gesetzlichen Berufsvertretung 

oder der Reichsregierung oder der obersten Landesbehörde als 

Lehrbetriebe anerkannt sind. Die Vorschriften über den Lehr- 

vertrag bringen mit einigen Änderungen die Bestimmungen der 

GO. Das Recht, eine Gesellenprüfung abzulegen, wird nicht nur 

den Handwerkslehrlingen vorbehalten, sondern auch auf die 

Lehrlinge ausgedehnt, die in einem Großbetriebe ein Handwerk 

erlernt haben. Meisterprüfungen werden einmal in Handwerks- 

berufen veranstaltet, wobei die Handwerkskammern Träger des 

Meisterprüfungswesens sind; zum anderen können auch für 

Fabrikhandwerker, die sich der Handwerksmeisterprüfung 

unterziehen wollen, auf Anordnung der obersten Landesbehörde 

Meisterprüfungsausschüsse eingesetzt werden. 

F. Hoppe (Charlottenburg). 


Arbeiterschutz, Arbeitszeit. 

Bloß (Dresden), Zur Psychologie des Eisenbahnunlalls. 
Schmitt (München), Unfallaffinität und Psychotechnik im 
Eisenbahndienst. Industrielle Psychotechnik, Jg. 3, H. 12, 
1926. Auf Grund der Resultate eines Fragebogens, der 1238 
Unfälle im sächsischen Eisenbahndienst erfaßt, kommt Bloß zu 
dem Ergebnis, daß die Zahl der Unfälle abhängig ist von 1. dem 
Arbeitsausfall (genau übereinstimmend mit dem Güterverkehr, 
im Oktober am meisten, an Sonntagen sehr wenig Unfälle), 
2. der Verschlechterung der Lichtverhältnisse (Nacht, Nebel), 
3. der Verschlechterung der Witterungsverhältnisse (besonders 
Glatteis). Ein persönlicher Faktor kommt daneben auch in 
Frage, ist aber zum großen Teil mit der guten Eigenschaft des 
Übereifers verbunden. Andererseits beeinflußt der persönliche 
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Faktor kaum die Unfallkurve, indem die einzelnen inneren Ur- 
sachen meist nur begleitende Ursachen darstellen. Der Unfall- 
gipfel am Donnerstag spricht ebenso wie die höchst seltene An- 
gabe als Ursache gegen die Bedeutung des Alkohols. Aus den 
Statistiken der bayerischen Eisenbahnunfälle von Schmitt 
tritt dagegen der persönliche Faktor gegenüber dem sachlichen 
scharf hervor. Von den Unfällen treffen auf Leute mit mehreren 
Unfällen 78,8 %, mit erst einem 21,2%. Die Wochenkurve zeigt 
ihre Gipfel am Montag, Dienstag und Sonnabend. — Es liegt 
nahe, die Unterschiede der beiden Arbeiten in dem höheren 
bayerischen Alkoholkonsum zu suchen. 


Vorschlag über den Schutz auswandernder Frauen und Mäd- 
chen an Bord von Schiffen. I.-R.-A., Jg. 5, Heft 2. 1927. 
Den Mitgliedern der Int. Arbeitsorganisation ist ein Vorschlag 
zur Prüfung zugegangen, der von der 8. internationalen Arbeits- 
konferenz am 26. Mai 1926 angenommen wurde. Er besagt, 
daß auf Auswandererschiffen, die mehr als 15 Frauen oder 
Mädchen, die nicht von einer anderen verantwortlichen Person 
begleitet sind, an Bord haben, eine geeignete Person zur morali- 
schen und materiellen Betreuung zu bestellen ist. Sie hat der 
anstellenden Behörde Bericht zu erstatten. Sie darf in die Be- 
fehlsgewalt des Kapitäns nicht eingreifen, aber auch nicht zu an- 
deren Arbeiten herangezogenwerden. Bregmann(Magdeburg). 


Kaplun (Moskau), Die Forschungsarbeit auf dem Gebiete 
des Arbeitsschutzes in der Sowjet-Union. Reichsarbeitsblatt 1927, 
Nr. 11. Da die Gesetzgebung auf jede detaillierte Berufsart 
eingeht, sind die ‚„sanitären Charakteristiken der detaillierten 
Berufsarten‘‘ vom Arbeitskommissariat gesammelt worden. 
Außer allgemeinen von den Gewerkschaften gewählten Arbeits- 
inspektoren üben die Aufsicht über die Durchführung des Arbei- 
terschutzes spezielle sanitäre und technische Inspektoren aus. 
Als sanitäre Inspektoren sind zur Zeit etwa 300 Ärzte, als 
technische Inspektoren etwa 350 Ingenieure tätig. Mit den An- 
gelegenheiten des Arbeiterschutzes beschäftigt sich ferner eine 
große Masse von Ärzten beim Volksgesundheitskommissariat. 
Die Hygiene der Arbeit wird obligatorischer Lehrgegenstand 
in allen medizinischen Fakultäten. Vier wissenschaftliche 
Institute bearbeiten die Probleme der Arbeitsphysiologie und 
-hygiene. Das größte ist das Staatliche Institut für Ar- 
beitsschutz in Moskau. Es gliedert sich in 4 Sektionen: a) für 
wissenschaftliche Forschungsarbeit, b) Museum und Bibliothek, 
c) für Unterricht, d) für Technik und Ausarbeitung von Ent- 
würfen. Den Mittelpunkt des gesamten Instituts bildet die Ab- 
teilung für Gewerbehygiene (zu a) gehörig), die aus 4 Labora- 
torien besteht: für Arbeitsphysiologie, experimentelle Biologie, 
Arbeiterschutz, Chemie. Etwas ganz Neues stellt die Abteilung 
für die Technik der Unfallverhütung dar. Weitere größere An- 
stalten sind das Ukrainische Institut für Arbeitsmedizin 
in Charkow, das Institut Obuch für das Studium der Be- 
rufskrankheiten in Moskau, die Klinik für soziale und 
Berufskrankheiten in Moskau und auch das Institut für 
Berufskrankheiten in Leningrad. An Literatur erscheinen 
periodisch unter anderen: „Hygiene der Arbeit‘, „Die Gesun- 
dung der Arbeit und der Lebensart‘, „Berufskrankheiten‘, 
und Sammelwerke der sanitären Inspektoren der Ukraine. 


Kraft (Berlin), Rationelle Betriebswirtschaft und Untallver- 
hütung. Reichsarbeitsblatt 1927, Nr.11. Zu den Sonderaufgaben 
einer rationellen Betriebswirtschaft gehört auch die Unfallver- 
hütung. Aus der Unfallstatistik, die nicht nur die Zahl sondern 
auch die Schwere der Unfälle berücksichtigt, geht hervor, daß 
die Einführung neuartiger Arbeitsmaschinen usw. nicht gefahr- 
erhöhend und die durch die Rationalisierung bedingte An- 
lernung und die größere örtliche Gebundenheit des Arbeiters mit 
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ihrer Vermeidung eines ungeregelten Arbeitsganges gefahr- 
vermindernd wirken. Die Erreichung williger Zusammenarbeit 
aller Beteiligten ist die wesentlichste Zukunftsaufgabe auf dem 
Gebiete des Arbeiterschutzes. Erst das Zusammenwirken aller 
Betriebsangehörigen erhöht die Unfallsicherheit. 

Brandes (Berlin), Die Unfallhäufigkeit in den gewerblichen 
Betrieben Oberschlesiens. Reichsarbeitsblatt 1927, Nr. 14. Im 
Regierungsbezirk Oppeln, wie in allen Regierungsbezirken 
Preußens, hat im Jahre 1925 bei gleichbleibender Belegschaft 
die Zahl der aus der Industrie gemeldeten Unfälle erheblich zu- 
genommen. Es waren 5679 gegenüber 3448 im Jahre 1924 und 
somit rund 60% mehr. Die Gründe für die Vermehrung sind 
von grundsätzlicher Bedeutung. Schuld waren weder ein 
stärkeres Antreiben zur Arbeit noch eine Unzulänglichkeit der 
Schutzvorrichtungen. Die Zunahme läßt sich vielmehr erklären 
1. durch die stärkere Beachtung aller, auch geringfügiger Un- 
fälle seitens der Arbeitnehmer und Arbeitgeber; 2. durch die 
Anerkennung auch der auf dem Wege zur Arbeitsstätte sich er- 
eignenden Unfälle als Betriebsunfälle; 3. durch die sofortige 
Übernahme der Behandlung durch die Berufsgenossenschaften; 
4. durch die große Wohnungsnot Oberschlesiens, die die Nacht- 
ruhe stört und kürzt; 5. durch den infolge der Finanznot der 
Hütten niedrigen Stand der Löhne und der daraus sich er- 
gebenden Unterernährung der Arbeiter. Die beiden letzten 
Punkte sind hygienisch besonders interessant. Im Jahre 1926 
sind sogar 7279 Unfälle gemeldet worden, obwohl die Arbeits- 
zeit von 10 auf 8 Stunden verkürzt worden war. Dabei ist aber 
die Zahl der schweren Unfälle merklich kleiner geworden. 

Verordnung über die Arbeitszeit. Reichsarbeitsblatt 1927, Nr. 
12/13. Auf Grund des Gesetzes zur Abänderung der Arbeitszeit- 
verordnung vom 14. IV. 1927 hat der Reichsarbeitsminister 
eine neue Fassung der Verordnung über die Arbeitszeit bekannt- 
gegeben, die am 1. V. 1927 in Kraft tritt. Nach ihr darf die 
regelmäßige werktägliche Arbeitszeit, ausschließlich der Pausen, 
die Dauer von 8 Stunden nicht überschreiten, jedoch kann ein 
Ausfall von Arbeitsstunden durch Mehrarbeit an anderen Werk- 
tagen der gleichen oder der folgenden Woche ausgeglichen wer- 
den. Von dieser grundsätzlichen Regelung können Ausnahmen 
gemacht werden: 1. darf nach Anhörung der gesetzlichen Be- 
triebsvertretung an 30 der Wahl des Arbeitgebers überlassenen 
Tagen im Jahre Mehrarbeit bis zu 2 Stunden geleistet werden; 
2. dürfen nach Anhören der gesetzlichen Betriebsvertretung 
höchstens 2 Überstunden am Tage gemacht werden, wenn be- 
stimmte dringliche Fälle vorliegen, zum Beispiel Arbeiten, von 
denen die Aufrechterhaltung des vollen und regelmäßigen Be- 
triebes arbeitstechnisch abhängt; 3. sind Verlängerungen der 
Arbeitszeit über die ausnahmsweise festgesetzte 10stündige 
Frist hinaus zulässig, aber nur, wenn es das Gemeinwohl 
dringend verlangt oder wenn es sich um Arbeiten handelt, die 
in der Hand eines und desselben Arbeitnehmers bleiben müssen. 
In besonders gefährlichen Gewerbezweigen darf die Verlänge- 
rung der 8stündigen Arbeitszeit eine halbe Stunde nicht über- 
steigen. Diese Beschränkungen der Arbeitszeit finden keine 
Anwendung, wenn außergewöhnliche Notfälle eintreten, zum 
Beispiel wenn Rohstoffe oder Lebensmittel zu verderben oder 
Arbeitserzeugnisse zu mißlingen drohen. Als angemessene Ver- 
gütung für Überstunden gilt ein Zuschlag zum Lohne von 25 %. 
Ist die Arbeitszeit nicht tariflich geregelt, so können Ver- 
längerungen aus bestimmten Gründen von den Aufsichts- 
beamten widerruflich festgesetzt werden. Die obersten Landes- 
behörden erhalten Einfluß auf den Inhalt der Tarife. Zuwider- 
handlungen gegen die Vorschriften dieser Verordnung ziehen 
Geld- und im Wiederholungsfalle auch Gefängnisstrafen nach 
sich. F. Hoppe (Charlottenburg). 
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Arbeitskunde, Arbeitsrationalisierung. 


Fritz Giese (Stuttgart), Handwörterbuch der Arbeitswissenschaft. 
Unter Mitwirkung von 280 Fachleuten des In- und Aus- 
landes herausgegeben. Carl Marhold, Halle a. S. 1927. geh. 
pro Lieferung (10 Bg.) #4 9,—. 


Das Handwörterbuch der Arbeitswissenschaft, von dessen 
geplanten 10 Lieferungen nunmehr die beiden ersten vorliegen 
(in Stichworten alphabetisch von ‚Abbau‘ bis „Baubetriebs- 
lehre‘“ geordnet), stellt den ersten Versuch dar, für Praktiker 
und Wissenschaftler den Gesamtinhalt arbeitswissenschaftlicher 
Zusammenhänge in Grundbegriffen und Grundtatsachen vorzu- 
führen. Unter ‚„Arbeitswissenschaft‘‘ versteht der Herausgeber 
die Zusammenfassung aller wissenschaftlichen Begriffe und Er- 
gebnisse, die dazu dienen, eine allgemeine Lehre der rationellen, 
zweckhaft gerichteten Tätigkeit für berufsbedingte Kulturziele 
zu gewinnen. Die Arbeitswissenschaft wird in die 3 Haupt- 
gruppen: Biologie, Technologie und Kulturlehre der Arbeit ein- 
geteilt. Die Biologie umfaßt die medizinischen Grundlagen 
(Anatomie, Physiologie, Hygiene, Pathologie und Therapie) 
und die Psychologie der Arbeit (Eignungsprüfung, Arbeitsstudie, 
Eichung von Geräten, Reklamepsychologie, Menschenbehand- 
lung). Zur Technologie der Arbeit gehört die Fertigungslehre 
(Typisierung, Austauschbau, Fließarbeit, Betriebswirtschaft 
und andere) und die Arbeitspädagogik (Anlernverfahren, Fach- 
schulwesen, Bildungsfragen und anderes). Zur Kulturlehre der 
Arbeit rechnet der Herausgeber das deutsche und internationale 
Arbeitsrecht, die Wirtschaftsiehre der Arbeit (Soziologie, 
Statistik, Volks- und Privatwirtschaftsiehre, soziale Fürsorge, 
Arbeitspolitik und anderes) und die Philosophie der Arbeit 
(Systematik der Arbeitswissenschaft, Betriebsphilosophie, 
Ästhetik der Arbeit, Arbeitsethik). An der Bearbeitung des 
gewaltigen Gebietes der Arbeitswissenschaft sind Ingenieure, 
Betriebswirte, Nationalökonomen, Juristen, Politiker, Gewerk- 
schaftler, Philosophen, Ärzte, Psychologen, Historiker, Päd- 
agogen und andere mit etwa 5000 Stichworten, Verweisungen 
und Begriffen beteiligt. — Nach den vorliegenden Abhand- 
lungen verspricht das neue Handwörterbuch der Arbeitswissen- 
schaft eine wertvolle Bereicherung der Weltliteratur über den 
Kulturbegriff der Arbeit zu werden. Möllers (Berlin). 


Otto Lipmann (Berlin), Grundriß der Arbeitswissenschaft und 
Ergebnisse der arbeitswissenschaftlichen Statistik. Gustav 
Fischer, Jena 1926. 93 S. mit 50 Abb. .& 4,50. 


Das Buch zerfällt in zwei Teile. Im ersten Teile hat der Ver- 
fasser einige bereits früher von ihm veröffentlichte Aufsätze 
nach teilweise erheblicher Umarbeitung zusammengestellt. Wie 
der Verfasser selbst eingesteht, beansprucht er nicht, da es sich 
doch um einen Grundriß handelt, Probleme zu lösen, er will 
diese vielmehr nur aufzeigen. Und in der Tat, in diesem Rahmen 
hat er seine Aufgabe völlig erfüllt. Der erste Teil zerfällt in die 
sechs folgenden Kapitel: 1. Inhalt der Arbeitswissenschaft; 
2. Arbeitswissenschaft und Betriebswissenschaft; 3. Psychologi- 
sche Analyse der Arbeit; 4. Die Faktoren der Leistung; 5. Wege 
der Produktionssteigerung; 6. Bedingungen und Nebener- 
scheinungen größerer oder geringerer Produktion; 7. Methodik 
der Arbeitswissenschaft. Dem Problem der Arbeitsphysiologie 
wird hier weniger Platz gewidmet, als es verdient. Gar nicht 
erörtert wird das Problem der Arbeitermedizin. Doch diese 
Mängel beeinträchtigen den Wert des Buches als einer Ein- 
führung in die sich jetzt entfaltende Wissenschaft keineswegs. 
Dieser Wert wird durch den zweiten Teil gesteigert, der den Er- 
gebnissen der arbeitswissenschaftlichen Statistik gewidmet ist, 
und der uns 1. über Bedingungen veränderter Wirkungen und 
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2. über die Wirkungen veränderter Bedingungen Aufschluß 
gibt. Diese Statistik entspricht freilich nicht immer den sta- 
tistischen Gesetzen, wie überhaupt die Methodologie der dies- 
bezüglichen Statistik noch viel zu wünschen übrig läßt. Dessen 
ist sich der Verfasser völlig bewußt, und mit Recht hebt er die 
Mängel der statistischen Methoden hervor, wie von ihm über- 
haupt die überaus große Bedeutung einer einwandfreien 
Statistik für die Arbeitswissenschaft in überzeugender Weise 
zum Ausdruck gebracht wird. Zum Schluß ist ein Literatur- 
verzeichnis beigefügt, das 85 Titel aus verschiedenen Zeit- 
schriften, auch aus ausländischen, enthält. Das Buch verdient 
die größte Beachtung. M. Kantorowicz (Berlin). 


Arbeitsmarkt und Bekämpfung 
der Erwerbslosigkeit. 


Die Berufsgliederung der Hauptunterstützungsempfänger der 
Erwerbslosenfürsorge. Reichsarbeitsblatt1927,Nr.10. Seit Beginn 
des Jahres 1927 wird in der Arbeitsnachweisstatistik die beruf- 
liche Gliederung der in der Erwerbslosen- und Krisenfürsorge 
hauptunterstützten Erwerbslosen durchgeführt. Die Ergebnisse 
der neuen Berufsgliederung liegen für Ende Januar und Ende 
Februar nunmehr vor. Ende Februar bildeten bei sämtlichen 
Berufsgruppen die Hauptunterstützungsempfänger 75,34% der 
verfügbaren Arbeitsuchenden. Überdurchschnittliche Hundert- 
sätze zeigten Bergbau (80,40%), Industrie der Steine und 
Erden (85,94%), Metallverarbeitung (81,78°%,), Spinnstoff- 
gewerbe (83,36 %), Lederindustrie (80,66 %), Holz- und Schnitz- 
stoffgewerbe (83,38%), Baugewerbe (85,69%), Lohnarbeit 
wechselnder Art (80,22%), während Berufsgruppe Theater und 
Musik (31,72°5), Techniker (48,39 °5), kaufmännische Ange- 
stellte (51,34%) und freie Berufe (33,34 %,) unter dem Durch- 
schnitt lagen. Der niedrige Satz in diesen Gruppen erklärt sich 
wohl daraus, daß die Angestellten im Gegensatz zu den Arbeitern 
bei beginnender Stellenlosigkeit noch nicht immer die Voraus- 
setzungen der Erwerbslosenfürsorge erfüllen. Saisonschwan- 
kungen kamen beim Baugewerbe und bei der Landwirtschaft 
zum Ausdruck. 


Die produktive Erwerbslosenfürsorge im ersten Vierteljahr 
(Januar bis März) 1927. Reichsarbeitsblatt 1927, Nr. 15. Am 
15. 111.1927 betrug dieZahlderNotstandsarbeiter in der Erwerbs- 
losen- und Krisenfürsorge für das ganze Reich 177244, das 
waren 10,7 °%, aller Hauptunterstützungsempfänger. Im Haus- 
haltsjahre 1926 sind für Notstandsarbeiter rund 156 Millionen 
R.M. an Reichs- und Landesmitteln verausgabt worden, zu 
denen noch für besondere Maßnahmen 23,5 Millionen R.M. 
Reichsmittel traten. Die Notstandsarbeiten bestanden in 
Meliorationen, Straßenbau, Schaffung von Kraftgewinnungs- 
anlagen und sonstigen Tiefbauten. Im ersten Vierteljahre 1927 
wurden außerdem rund 34000 ° Landarbeiterwohnungen ge- 
fördert. Als neue Form der produktiven Erwerbslosenfürsorge 
ist die Bewilligung von Zinszuschüssen für bestimmte Unter- 
nehmungen (Straßenbau) eingeführt worden. 


F. Hoppe (Charlottenburg). 


Sind Vergütungen für Urlaubstage auf die Erwerbslosenunter- 
stützung anzurechnen? Erwerbslosenunterstützung wird be- 
kanntlich nur dann gezahlt, wenn eine bedürftige Lage vor- 
handen ist, das heißt die Einnahmen des zu Unterstützenden 
einschließlich der in seinem Haushalt lebenden Familienan- 
gehörigen müssen derartig sein, daß damit der notwendige 
Lebensunterhalt nicht bestritten werden kann. Inwieweit 
Spargroschen, Rentenbezüge und dergleichen anzurechnen sind, 


bestimmt $ 7 der Verordnung über Erwerbslosenfürsorge vom 
16. Februar 1924 (RGBI. I S. 127). 


Nicht allgemein bekannt ist jedoch, daß die Vergütungen, die 
vereinbarungsgemäß für Urlaubstage gezahlt werden, wie jeder 
Verdienst für Tage voller Arbeit auf die Erwerbslosenunter- 
stützung voll’ anzurechnen sind. In diesem Sinne hat sich der 
Reichsarbeitsminister bereits am 10.V II. 1923 — X 6345/23 — 
anläßlich einer Anfrage wegen der Berechnung der Kurzarbeiter- 
unterstützung bei bezahlten Urlaubstagen ausgesprochen. Er 
hat hierbei hervorgehoben, daß ihm — abgesehen von dem eine 
andere Entscheidung nicht zulassenden Gesetze — eine Bevor- 
zugung derjenigen Arbeitnehmer, die eine bezahlte Urlaubszeit 
genießen gegenüber den übrigen, bei denen dies nicht der Fall 
ist, hinsichtlich der Unterstützung auch nicht wünschenswert 
erscheint. Anläßlich eines Sonderfalles hat letzthin wiederum 
der Preußische Minister für Volkswohlfahrt den Bescheid erteilt, 
daß grundsätzlich daran festzuhalten ist, daß Vergütungen für 
Urlaubstage voll auf die Erwerbslosenunterstützung anzu- 
rechnen sind, jedoch hält der Minister die in seinem Runderlaß 
vom 17. IX. 1921 — IIIB 2174 Il — aufgestellten Grund- 
sätze auch hier für anwendbar. Danach sind nachgezahlte 
Gebührnisse bei Prüfung der Bedürftigkeit in Betracht zu 
ziehen, aber nur für denselben Zeitraum, für den die nachge- 
zahlten Gebührnisse an sich berechnet sind. Wenn beispiels- 
weise die Nachprüfung für eine Woche erfolgt, so sind die nach- 
gezahlten Urlaubstage bei der Prüfung der Bedürftigkeit für 
die Dauer einer Woche, gerechnet vom Tage der Nachzahlung 
an, als Einkommen anzusehen. 


Die Loslösung der öffentlichen Arbeitsnachweise von den Ge- 
meinden. Die Reichsarbeitsverwaltung hat die Öffentlichkeit 
überrascht durch den neuen ‚‚Märzentwurf über die Organisation 
der öffentlichen Arbeitsnachweise‘‘, der auf eine Entschließung 
des sozialpolitischen Ausschusses des Reichstags vom 22. 
Februar 1927 beruht. Die Anregung hierzu kann man in der 
Rede des Reichsarbeitsministers anläßlich der ersten Beratung 
des Gesetzentwurfs über Arbeitslosenversicherung am 7. Februar 
1927 erblicken, worin er ausführte, daß die öffentlichen Arbeits- 
nachweise in den letzten Jahren auf dem Gebiete der Arbeits- 
vermittlung neben vielen guten Leistungen im einzelnen vielfach 
nicht das geleistet hätten, was nötig und was auch möglich ge- 
gewesen wäre. Es ergäbe sich deshalb die Frage, zu prüfen, ob 
wie bisher mit Mitteln des Reiches lediglich helfend einzugreifen 
oder ob es nötig sei, weiterzugehen und im Interesse der Arbeits- 
losenversicherung, aber auch der Arbeitsvermittlung die 
Organisation des Arbeitsnachweises umzugestalten. 


Der Märzgesetzentwurf sieht als Träger der Öffentlichen 
Arbeitsvermittlung und der Arbeitslosenversicherung im Deut- 
schen Reiche eine ‚„Reichsanstalt‘‘ — mit Sitz in Berlin — vor, 
der auch die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung ob- 
liegt und der weitere Aufgaben zur Regelung des Arbeitsmarktes 
vom Reichsarbeitsminister übertragen werden können. Dieser 
Reichsanstalt werden die bestehenden Arbeitsnachweisämter — 
nahezu 900 — angegliedert und zwar als Ortsstellen (Arbeits- 
ämter); die Landesämter für Arbeitsvermittlung — zur Zeit 22 
— werden Landesstellen (Landesarbeitsämter). Ihre Zahi wird 
wahrscheinlich auf die Hälfte verringert werden, denn der Vor- 
stand der Reichsanstalt kann die Grenzen der Arbeitsämter und 
Landesarbeitsämter ändern, insbesondere nicht leistungsfähige 
Bezirke zusammenlegen und entbehrliche Einrichtungen auf- 
heben. Organe der Reichsanstalt sind die Verwaltungsausschüsse 
der Arbeitsämter und der Landesarbeitsämter, der Verwaltungs- 
rat und der Vorstand der Reichsanstalt. Bei der Bestellung der 
Beisitzer zu den Verwaltungsausschüssen ist jetzt eine Drittelung 
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vorgenommen worden zwischen Vertretern der Arbeitnehmer, 
Arbeitgeber und öffentlichen Körperschaften. Während bisher 
die Gemeinde Vertreter nur mit beratender Stimme entsenden 
konnte, bekommt sie *jetzt also ebenfalls Stimmrecht. Die 
Zahl der Beisitzer aus jeder der drei Gruppen wird durch die 
Satzung der Reichsanstalt bestimmt, sie muß gleich sein und 
bei den Arbeitsämtern mindestens 3, bei den Landesämtern 
mindestens 5 betragen. Wie bisher sollen sich unter den Ver- 
tretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer auch Frauen be- 
finden. Der Vorsitzende des Arbeitsamtes wird vom Vorstand 
der Reichsanstalt ernannt, nachdem vorher der zuständige 
Verwaltungsausschuß gehört worden ist. Er kann — ebenfalls 
weitere Angestellte in besonderer verantwortlicher Stelle — 
nach Anhörung des Verwaltungsrats die Rechte und Pflichten 
eines Reichsbeamten erhalten. Die entsprechende Ernennung 
erfolgt durch den Reichspräsidenten. Der Vorsitzende stellt die 
erforderlichen Arbeitskräfte ein, soweit es sich nicht um Fach- 
kräfte für Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Arbeits- 
losenversicherung handelt, die der Vorsitzende des Landes- 
arbeitsamtes auf Vorschlag des Verwaltungsausschusses des 
Arbeitsamtes bestellt. — Jede Gemeinde muß von einem 
Arbeitsamt erfaßt sein. Weigert sich der Verwaltungsaus- 
schuß des Arbeitsamtes, die Geschäfte der Reichsanstalt zu 
führen, so führt sie auf Kosten der Reichsanstalt deren Präsi- 
dent, der vom Reichspräsidenten nach Anhörung des Ver- 
waltungsrats und des Reichsrats ernannt wird, selbst oder 
durch Beauftragte. M. Lehmann (Liegnitz). 


Sozialversicherung. 


F. Heyer (Glasgow), Der heutige Stand der sozialen Ver- 
sicherung in England. Arch. f. Sozialwissenschaft u. Sozial- 
politik, Bd. 56, H. 1, S. 160—170. 1926. Die Krankenver- 
sicherung wurde 1911 eingeführt und nach häufigerer Ab- 
änderung erst 1924 kodifiziert. Versicherungspflichtig sind 
alle Arbeiter und Arbeiterinnen bis zu einem Jahresverdienst 
von 250 £, einschließlich Landarbeiter und Dienstboten, zu- 
sammen etwa 15 Millionen. Die Wochenbeiträge sind auf je 
41, d. von Arbeitgeber und Arbeitnehmer für die Arbeiter und 
auf 41, d., beziehungsweise 4 d. für die Arbeiterinnen festgesetzt. 
Die Staatskasse trägt bei Männern 1/, und bei Frauen !/, aller 
Auszahlungen und Verwaltungsausgaben. Krankengeld wird 
vom vierten Tage an gezahlt und beträgt für Arbeiter 15 sh und 
für Arbeiterinnen 12sh pro Woche. Invalidenrente wird nach 
26 Wochen gezahlt, bis die Altersrente beginnt. Sie beträgt 
71%, sh wöchentlich, Entbindungsgeld beträgt 4 £ für ver- 
heiratete Wöchnerinnen, gleichviel ob sie selbst versichert sind 
oder nur der Ehemann; unverheiratete bekommen 2 £. Freie 
Arztwahl. Jeder Arzt darf bis zu 2500 Versicherte auf seiner 
Liste haben und erhält pro Kopf 9 sh im Jahre. Die Oberauf- 
sicht wird in England vom Gesundheitsministerium, in Wales 
und Schottland vom Gesundheitsamt ausgeübt. Die Beiträge 
werden nicht von den Krankenkassen erhoben, sondern durch 
ein Klebemarkensystem einem Gesundheitsversicherungsfond 
zugeführt, es besteht je ein solcher für England, Schottland und 
Wales. Auch die Staatszuschüsse fließen dorthin. Hier ist die 
Buchführung für alle Kassen zentralisiert. Der Gesundheits- 
versicherungsfond zahlt den Kassen das nötige Geld, welches 
sie für Auszahlung an ihre Mitglieder als Krankengeld, Invali- 
denrente, Entbindungsgeld und das etwaige Zuschußgeld 
brauchen. Dagegen zahlen die Kassen keine ärztliche Behand- 
lung und keine Medikamente. Hierfür sind besondere Ver- 
sicherungskomitees zuständig, von denen je eins für jede Ver- 
waltungsgrafschaft und jede größere Stadt besteht. Wie die 
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Jahresberichte des englischen Gesundheitsministeriums und 
des schottischen Gesundheitsamtes berichten, waren die Ein- 
nahmen und Ausgaben für 1924 in allen drei Reichsteilen 
folgendermaßen: ' 
Einnahmen: 

Beiträge von Arbeitnehmern und -gebern . 27 Mill. £ 

Staatszuschüsse 

Zinsen der Fonds 


Insgesamt 39 Mill. £ 


Ausgaben: 
Krankengelder ...........-.-220ccse00.. 10 Mill. £ 
Invalidenrenten ..........-2cecceeeee0.. 46 p» » 
Entbindungsgelder ................c..0. It u 
Ärztliche Behandlung und Medikamente 92 ,„ , 
Freiwillige Leistungen .................. OT p y 
Verwaltungskosten.........s..sssusesees 48 „p » 


Mill. £ 


Die Fonds belaufen sich auf weit über 100 Mill. £, und die 
Finanzlage der Krankenversicherung ist also eine sehr günstige. 
Die Arbeitslosenversicherung ist 1911 (ausführlicher hier- 
über bei F. Heyer: Die britische Versicherung gegen Ar- 
beitslosigkeit. Arch. f. Sozialwissenschaft und Sozialpolitik 
Bd. 56, H. 3, S. 33—74) versuchsweise für wenige Ge- 
werbezweige eingeführt, 1920 ist sie wesentlich erweitert. 
Die seit 1921 andauernde Arbeitslosigkeit hat jedes Jahr 
Abänderungsgesetze nötig gemacht. Eine Kodifikation ist 
bisher nicht erfolgt. Versicherungspflichtig sind Arbei- 
ter und Arbeiterinnen mit einem Jahresverdienst bis zu 250 £. 
Ausgenommen sind Landarbeiter und Dienstboten. Die Ge- 
samtzahi der Versicherten beträgt etwa 111, Millionen. Die 
Wochenbeiträge sind ebenso wie bei der Krankenversicherung 
für das ganze Reich und für alle Berufe gleich hoch. Die Lei- 
stungen sind ebenfalls überall gleich hoch. Arbeitslosen- 
unterstützung wird erst nach Ablauf einer Woche gezahlt, und 
zwar erhalten die Männer 18 sh wöchentlich, Mädchen und 
Frauen 15 sh, jugendliche Arbeiter 71, sh und jugendliche 
Arbeiterinnen 6 sh. Im Gegensatz zur Krankenversicherung 
treten dazu noch Familienzusätze und zwar für die Frau, die 
nicht selbst Arbeiterin ist, 5 sh die Woche und für jedes uner- 
wachsene Kind 2 sh. Diese Leistungen werden durch Zuschüsse 
der Armenkassen ergänzt. Die Unterstützung soll in jedem 
Jahre 26 Wochen nicht überschreiten, außerdem soll auf 6 Bei- 
tragswochen immer nur eine Woche Unterstützung bezahlt 
werden. Jedoch wird jetzt infolge der andauernden Arbeits- 
losigkeit größtenteils davon Abstand genommen. Die Zentral- 
verwaltung liegt beim Arbeitsministerium. Nach dem Alters- 
Witwen- und Waisenversicherungsgesetz von 1925 sind 
alle diejenigen versicherungspflichtig, die zur Krankenkasse ge- 
hören. Die Wochenbeiträge (nach dem früheren Altersver- 
sicherungsgesetz von 1908 wurden keine erhoben) sind vom 
Arbeitgeber für Arbeiter 44, d. und für Arbeiterinnen 21, d. 
und vom Arbeitnehmer 41, d. beziehungsweise 2 d. 1936 und 
1946 sollen die Beiträge um je 2 pence für Männer und um 
1 penny für Frauen heraufgesetzt werden. Die wöchentlichen 
Leistungen betragen: Altersrente für Versicherte über 65 Jahre 
(früher 70 Jahre und Bedürftigkeit) 10 sh. Blinde erhalten die 
Rente schon mit 50 Jahren. Die Altersrente für 65 jährige wird 
erst von 1923 ab gezahlt, bis dahin erhalten nur die 70 jährigen 
die Rente. Witwengeld beträgt ebenfalls 10 sh. Waisengeld wird 


Insgesamt 31 


nur bis zum 14. Lebensjahre ausgezahlt und zwar: Vollwaisen | 


bekommen 71, sh, Halbwaisen — das älteste — 5 sh, jedes 
weitere Kind 3 sh die Woche. Die Auszahlung geschieht durch 
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die Postämter. Haftpflicht besteht für jeden Unternehmer 
für alle Arbeiter und Angestellten bis zu einem Jahresverdienst 
von 350 £. Die Haftpflicht erstreckt sich auf jeden Unfall, den 
der Arbeiter während oder infolge seiner Beschäftigung erleidet. 
Die Haftung fällt nur dann fort, wenn der Arbeitgebernachweist, 
daß der Unfall durch vorsätzliche schwere Verschuldung des 
Arbeiters verursacht ist. Selbst dann tritt die Haftpflicht ein, 
wenn der Unfall den Tod oder die dauernde Verstümmelung des 
Arbeiters zur Folge gehabt hat. Ferner haftet der Unternehmer 
für folgende Berufskrankheiten: Milzbrand, Vergiftung durch 
Blei, Phosphor, Quecksilber, Arsenik und Wurmkrankheit der 
Bergleute. Eine Versicherungspflicht besteht nicht. Doch 
versichern sich die meisten Unternehmer freiwillig. Im Todes- 
falle wird eine einmalige Abfindung gezahlt, bestehend aus einer 
Grundsumme und Zuschlägen für unerwachsene Kinder. Die 
Grundsumme ist der dreifache Jahresverdienst des Getöteten, 
mindestens 200, höchstens 300 £. Hingen seine Hinterbliebenen 
nur teilweise von ihm ab, so wird der Betrag entsprechend ge- 
kürzt. Die Kinderzuschläge betragen für jedes Kind 15% des 
Lohnes für die ganze Zeit, bis das Kind 15 Jahre als sein würde. 
Die Höchstsumme der einmaligen Abfindung ist 600 £. Sind 
keine Hinterbliebenen da, so sind die Kranken- und Beerdigungs- 
kosten zu erstatten, höchstens aber 15 £. Bei Verletzungen wird 
eine Rente von 50% des Lohnes gezahlt, höchstens 30 sh die 
Woche, bei teilweiser Arbeitsunfähigkeit entsprechend weniger. 
Die Zahi der tödlichen Unfälle war 1924 2878. Die Zahl der 
sämtlichen entschädigungspflichtigen Unfälle und die Summe 
der Entschädigungen beträgt in: 


Anzahlder'Anzahlder| Entschä- an: a 
. i z p 
Arbeiter | Unfälle | digungen Arbeiter 


Bergbau........... 1202 231 3376 56sh 2d 
Industrie ......... 5242 202 2254 8sh 7d 
Eisenbahnen ...... 521 22 299 lish 6d 
AEE EN 158 14 286 35sh 5d 
Schiffahrt ........ 207 7 229 22sh 4d 
Bauarbeiten ...... 106 8 149 28 sh 
Steinbrüche ...... 75 6 87 23 sh 


Die Gesamtbelastung aus der Arbeiterversicherung ist bei einem 
erwachsenen männlichen Arbeiter 70 sh pro Jahr für den Arbeit- 
nehmer, für den Arbeitgeber, Prämie für die Versicherung gegen 
die Haftpflicht mit angerechnet, 90 sh (und im Bergbau noch 
höher); zusammen also 160 sh oder 8 £ pro Kopf und Jahr. 
M. Kantorowicz (Berlin). 


Cesare Biondi, Die Mitwirkung der Ärzte bei der Recht- 
sprechung in der Sozialversicherung und die Vereinheitlichung 
der Versicherung. Internat. Rundschau der Arbeit, Jg. 5, 
H. 2. 1927. Um die Wettbewerbsfähigkeit der Industrien in 
den verschiedenen Ländern nicht zu beeinträchtigen, bedarf 
es internationaler Regelung der Sozialversicherung. Dazu ist 
eine Vereinheitlichung der Sozialversicherung in den einzelnen 
Ländern notwendig, trotz der großen technischen Schwierig- 
keiten und der beträchtlichen Gegnerschaft einzelner Gruppen. 
Die Risikoberechnung hätte sich einerseits auf gesundheitliche, 
andererseits auf wirtschaftlich soziale Unterlagen zu stützen. 
Nach Einführung der Einheitsversicherung wäre es möglich 
durch objektive ärztliche Gutachten, die nicht aus menschlichen 
Gründen eine fehlerhafte Rubrizierung anstreben, zuverlässige 
Grundlagen für eine genaue Risikoberechnung zu erhalten. Bei 
dem derzeitigen Stande der ärztlichen Wissenschaft ist es uns 
| möglich, ein ärztliches Gutachten zur Grundlage von Rechts- 
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erkenntnissen zu machen. Verfasser geht in diesem Zusammen- 
hang ausführlich darauf ein, wie schwer die Begriffe Unfall — 
Gewerbekrankheit — gewöhnliche Krankheit voneinander ab- 
zugrenzen sind; er erinnert an die Frage, ob eine Lebercirrhose 
als Bleikrankheit, ein Milzbrand als Unfall, eine Verschlimme- 
rung einer Tuberkulose als Unfallsfolge stets anzuerkennen sind. 
Damm (Neviges, Rhld.), Die Rentenberechnung für unfall- 
verletzte Pflicht- oder Notstandsarbeiter. Der öffentliche Arbeits- 
nachweis, Jg. 3, Nr. 6. 1926. $ 571 RVO. in der Fassung vom 
9. I. 1926 bestimmt, daß für einen Pflicht- oder Notstands- 
arbeiter bei der Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes zur 
Festsetzung der Unfallrentenhöhe der letzte Arbeitstag (ganz 
gleich, ob der Betrieb der Unfallversicherung unterliegt oder 
nicht) vor Beginn der Erwerbslosigkeit als Tag des Unfalls 
gelten kann, wenn dadurch eine Erhöhung der Rente eintritt. 
Durch diese Bestimmung kann die Rente so wesentlich erhöht 
werden, daß die Gefahr, der Wohlfahrtspflege zur Last zu fallen, 
für Arbeiter und Gemeinden stark verringert wird. Auch bei 
Anstaltsaufenthalt erhöht sich das Tagegeld, welches !/,, des 
Jahresarbeitsverdienstes beträgt, und das Familiengeld in Höhe 
der Hinterbliebenenrente. Bregmann (Magdeburg). 


Wohnungs- und Siedlungswesen. 


Wilhelm Morgenroth (München), Die deutsche Wohnungs- 
not. Allgemeines statistisches Archiv, Bd. 16, H. 2 und 3, 
S. 323—356. 1927. Vor dem Kriege befand sich die deutsche 
Wohnungsstatistik in gedeihlich aufwärtsstrebender Entwick- 
lung. Die letzte große Wohnungszählung fand im Jahre 1910 
statt; die Ergebnisse dieser Zählung können wir in einer auf- 
schlußreichen Arbeit von Robertv. Kuczynski „Wohnungen 
nach den Zählungen von 1910‘, 33. Kapitel des Statistischen 
Jahrbuches deutscher Städte, 21. Jahrgang, Breslau 1916, nach- 
lesen. Auch aus der Zeit von 1910 bis in die ersten Kriegsjahre 
fehlte es nicht an wohnungsstatistischen Feststellungen, die 
methodisch und technisch immer mehr vervollkommnet wurden. 
Dank der gemeinsamen Beratungen der Städtestatistiker über 
die methodologisch-technische Gleichmäßigkeit gewannen die 
Ergebnisse der Wohnungszählungen von 1910 auch an Ver- 
gleichsmöglichkeit. Seit Anfang des Krieges sind aber die Er- 
hebungen vernachläßigt worden; erst um die Mitte des Welt- 
'krieges ist man zur Erkenntnis der Notwendigkeit einer neuen 
Erhebung gekommen, aber die Ergebnisse, die 1918 und bei den 
folgenden Erhebungen gewonnen wurden, sind so gut wie un- 
brauchbar. Erst in der allerletzten Zeit ist die Frage auf den 
Deutschen Städtetagungen wieder aufgerollt worden. Gelegent- 
lich der letzten Volkszählung im Jahre 1925 wurden in einer 
Reihe von Städten auch Wohnungszählungen vorgenommen. 
Leider ist die Zahl solcher Städte verhältnismäßig klein, nicht 
zuletzt wegen der negativen Stellungnahme eines Teiles der 
Deutschen Landesstatistik und verschiedener Städte. Aus den 
vorläufigen Ergebnissen sind in einzelnen Städten leer- 
stehende Wohnungen festzustellen. Aber davon abgesehen, 
daß der Prozentsatz solcher Wohnungen verschwindend klein ist 
(zwischen 0,03%, und 0,52°%,), sind solche Ermittlungen mit 
großer Vorsicht aufzunehmen, zumal der Begriff ‚leere Woh- 
nungen“ nicht in allen Städten einheitlich aufgefaßt worden zu 
sein scheint. Jedenfalls handelt es sich hier meistens um solche 
Wohnungen, die aus dem einen oder anderen Grunde nicht be- 
wohnbar waren. Vor dem Kriege hat man angenommen, daß 
für den Vollzug des Wohnungswechsels, der Instandhaltung 
der Wohnungen und zur Befriedigung der Wohnungsbedürfnisse 
ständig etwa 3% aller Wohnungen leerstehen müßte. Daraus 
folgt, daß der heute vorhandene Vorrat leerstehender Woh- 
nungen vollkommen unzureichend ist. Ferner ist für die Be- 
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urteilung der heutigen Wohnungsnot das Verhältnis der vor- 
handenen Wohnungen zu den in ihnen untergebrachten Haus- 
haltungen und einzelnen Insassen sehr wichtig. Die durch- 
schnittliche Zahl beträgt 108 Haushaltungen auf 100 besetzte 
Wohnungen. In Nürnberg haben sich aber 114 Haushaltungen 
ergeben. Was die Dichtigkeit der Belegung der Wohnungen be- 
trifft, so hat sich die größte Wohndichtigkeit für Bochum mit 
4,54 Insassen auf eine Wohnung, die geringste für Berlin mit 
3,31 Insassen ergeben. Die durchschnittliche Zahl von Wohn- 
räumen auf eine Wohnung schwankt zwischen 4,74 in Hannover 
und 2,94 in Breslau; die Zahl der Personen auf einen Wohnraum 
zwischen 1,29 in Ludwigshafen und 0,81 in Hannover. Bei einer 
tieferen Beurteilung der heutigen Wohnungsnot müssen wir die 
Veränderungen der Struktur des Bevölkerungsaufbaues, des 
Zusammenwohnens der Bevölkerung in Haushaltungen, Woh- 
nungen und Gebäuden ins Auge fassen. Denn diese Verände- 
rungen sind von 1910 bis 1925 nicht gleich: die Bevölkerung 
stieg in dieser Zeit um 14%, an, dagegen die Zahl der Wohnungen 
um 22% und die der Haushaltungen um 33°. Daraus folgt, 
daß für die Beurteilung der heutigen Wohnungsnot nicht die 
gesamte Volkszahl in Betracht kommt, sondern richtiger die 
Zahlen der erwachsenen Bevölkerung oder die Zahlen der Haus- 
haltungen. Die Tatsache, daß die Zahl der Wohnungen nicht 
der Zahl der Haushaltungen entspricht, hat vor allem schwere 
bevölkerungspolitische Folgen. Dazu kommt noch die Tatsache, 
daß es jetzt Familien gibt, die nicht einmal eine eigene Haus- 
haltung, geschweige denn eine eigene Wohnung haben. Leider 
liegen ausreichende Angaben nur für 9 Städte vor. Die Zahl 
der zu einer ersten Haushaltung in die gleiche Wohnung ge- 
legten zweiten, dritten und vierten Haushaltung beläuft sich 
durchschnittlich auf 6—10°,. Daraus folgt die überaus starke 
Wohnungsüberfüllung. Leider läßt die diesbezügliche sta- 
tistische Feststellung viel zu wünschen übrig (vergleiche 
Morgenroth, Wohnungsüberfüllung und ihre Bekämpfung in 
deutschen Städten, 1913). Zu erwähnen ist endlich das verhält- 
nismäßig große Anwachsen von Keller- und Dachwohnungen, 
das auch als ein Kennzeichen der Wohnungsnot zu werten ist. 
Um diese Wohnungsnot zu beseitigen, müßte auf je 7—8 Woh- 
nungen oder auf ungefähr 28 bis 32 Einwohner eine neue 
Wohnung errichtet werden; nur so würde der Bedarf gedeckt, 
der im Laufe der Kriegs- oder Nachkriegsjahre nicht befriedigt 
worden ist. Aber es wird schon der Bau einer wesentlich ge- 
ringeren Zahl von Wohnungen genügen, um bei normalen, der 
Vorkriegszeit entsprechenden freien Wohnungsverhältnissen den 
Anforderungen Genüge zu leisten. Der Verfasser kommt zu dem 
Ergebnis, daß mit Neubauten allein wenig geholfen ist, daß viel- 
mehr ein Wohnungsausgleich unvermeidlich ist. So sagt er: 
„Es wäre ein verhängnisvoller Irrtum, die Lösung der heutigen 
deutschen Wohnungsnot nur durch fortgesetzten Wohnungs- 
bau ohne gleichzeitige Herbeiführung des notwendigen Woh- 
nungsausgleiches nach den Wohnungswünschen und der 
finanziellen Leistungsfähigkeit des einzelnen Staatsbürgers und 
Volksgenossen bewirken zu wollen. Der wirtschaftlich Schwache 
muß dabei allerdings durch möglichst weitgehende sozial- 
politische Fürsorge in seinen Wohnungsverhältnissen unter- 
stützt werden. Eine künstliche Fortentwicklung, ohne den 
gebotenen natürlichen Ausgleich in sozialpolitisch zulässigen 
Grenzen, kann gerade auch für die gering bemittelten Kreise 
des Volkes auf die Dauer recht nachteilige Folgen mit sich 
bringen.“ Auf Grund dieser Erörterungen kommt er zu der 
Folgerung, daß es genügt, in den Großstädten mit mehr als 
100000 Einwohnern auf je 55 Einwohner eine Wohnung zu bauen 
(also rund 300000 Wohnungen). Für Mittel- und Kleinstädte ist 
der Bedarf noch bescheidener. M. Kantorowicz (Berlin). 


NACHRICHTEN AUS DER ERZIEHUNGS-, 
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Redigiert von Ministerialrat Dr. HANS MAIER, Dresden-Loschwitz, Souchaystraße 9. 


Schule und Jugendwohlfahrt. 


Ein Übersichtsreferat über Literatur und Verhandlungsergebnisse der letzten Monate. 
Von K. SCHATTER, Chemnitz. 


In weiten Kreisen der Lehrerschaft ist ein gewisses 
Gefühl von Unbefriedigtsein über die Entwicklung der 
Jugendwohlfahrt sowohl nach der rein gesetzlichen 
Seite wie nach der praktischen Durchführung hin ver- 
breitet gewesen und zum Teil noch vorhanden, weil 
einmal vor allem im Reichsjugendwohlfahrtsgesetz, 
aber auch in den Ausführungsbestimmungen der Län- 
der die Schule zu wenig beachtet und zum anderen 
der tatsächliche Einfluß der Schule bei der Durch- 
führung der gesetzlichen Bestimmungen in den maß- 
gebenden Instanzen der Jugendwohlfahrtsbehörden 
zu gering sei. Inwieweit diese Unzufriedenheit be- 
rechtigt ist, darüber werden je nach dem Standpunkt 
des Beurteilers die Meinungen auseinandergehen und 
eine Übereinstimmung wird nie völlig erzielt werden, 
aber immerhin erscheint sie bei näherem Betrachten 
verständlich. Schule und Lehrerschaft, insbesondere 
gilt dies von der Volksschule, haben sich entwickelt 
auf der Grundlage, die von den großen Pädagogen 
Comenius, Pestalozzi, Fröbel, Diesterweg usw. 
geschaffen wurde : die Schule einschließlich des Kinder- 
gartens ist nicht eine reine Unterrichtsanstalt, sie ist 
Mittel- und Ausgangspunkt der gesamten auf Jugend- 
wohlfahrt gerichteten Bestrebungen der Gesellschaft, 
sie ist ein Teil, ein besonders wichtiger Bestandteil der 
gesamten Volkswohlfahrt, und je tiefer und gründlicher 
die angehende Lehrerschaft in die Geschichte der 
Pädagogik bei fortschreitender Verbesserung des 
Seminarwesens eingeführt wird, desto mehr fühlt sie 
sich mit den Ideen ihrer großen Meister verbunden. 
Rein äußerlich kommt dies in den Jahresberichten des 
Deutschen Lehrervereins, der Landeslehrervereine und 
der führenden Ortsvereine zum Ausdruck, und es sind 
immer Höhepunkte des Lehrervereinslebens, wenn 
wichtige Fragen von allgemein sozialpädagogischer 
Bedeutung zur Beratung kommen. Grundsätzlich 
haben die Lehrerorganisationen nie den Standpunkt 
vertreten, daß ihre einzige Arbeit das Unterrichten in 
der Schule sei, daß die Arbeit des Lehrers getan sei, 
wenn nach beendetem Unterricht der Schlüssel zur 
Schultür herumgedreht wird; nein, immer ist dieser 
Mietlings- und Tagelöhnergeist verurteilt und ge- 
brandmarkt worden. Politisch gesehen hätten sich 


die Volksschullehrer manche Anfeindung erspart, 


wenn sie sich in ihrer Tätigkeit auf das rein unter- 
richtliche Gebiet beschränkten ; sie haben im Gegenteil 
vor aller Öffentlichkeit immer nachdrücklichst auf die 
enge Verbindung zwischen Schule und Leben hinge- 
wiesen, haben unerschrocken notwendige sozialpäd- 
agogische Forderungen aufgestellt, immer und einzig 
nur aus dem tiefen Gefühl innerer Verbundenheit zu 
den Kindern des Volkes, die zunächst zu ihren Füßen 
in der Schule saßen, um Unterricht zu genießen, deren 
vielfache soziale Nöte und Leiden sie aber kennen 
lernten, wie so allgemein kaum ein anderer Berufs- 
stand wieder. Und so wurden die Volksschullehrer die 
tausend und aber tausend von Pionieren, Führern 
und Mitarbeitern einer in allen Teilen des Reiches 
wirksamen Jugendwohlfahrtspflege schon zu einer 
Zeit, als man noch nicht an eine gesetzliche Festlegung 
der Jugendwohlfahrt dachte, und sie haben diese 
Arbeit als eine Selbstverständlichkeit, als einen Be- 
standteil ihrer Lehrertätigkeit ausgeübt. Dabei ist es 
nur natürlich, daß sich diese Tätigkeit je nach der vor- 
handenen Not und der Veranlagung und Neigung des 
Lehrers verschieden äußerte. Einige begnadete unter 
den vielen ungenannten und ungezählten Lehrern 
sprengten den Rahmen ihrer engen Schultätigkeit, 
traten vor die große Öffentlichkeit und wurden 
Führer, Herzenserwecker. Nur wenige Monate ist es 
her, daß Konrad Agahd ins Grab sank; was wissen 
heute manche Jugendamtsdezernenten, -direktoren 
und -beamten von diesem seltenen Mann? Wie hat 
er in allen Teilen des Reichs, in vielen Lehrerversamm- 
lungen die Herzen durchfurcht, die Gewissen ge- 
schärft und den Willen zur Jugendfürsorge geweckt, 
als es noch keine Jugendämter und kein Reichs- 
jugendwohlfahrtsgesetz gab! Und ist nicht Adolf 
Damaschkes Lebenswerk — hervorgegangen aus 
Pestalozzigeist und Pestalozzigesinnung — Jugend- 
wohlfahrt im umfassenden Sinne des Wortes! Die 
Namen ließen sich beliebig vermehren. So ist es kein 
Wunder, wenn schon Jahre hindurch vor dem Kriege 
wichtige Zweige der heute gesetzlich festgelegten 
Jugendwohlfahrt von Schule und Lehrerschaft aus- 
geübt wurden, nicht nach vorgeschriebenem Plan, 
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nicht von einer Behörde, einem Gesetz dazu gezwungen, 
sondern aus freier Erkenntnis, aus innerer Verpflich- 
tung. 

Es war dann nur verständlich, daß Schule und 
Lehrerschaft dem Reichsjugendwohlfahrtsgesetz den 
so lange gewünschten Jugendämtern hoffnungsfroh 
entgegensahen. Aber sie fühlten sich enttäuscht! Sie 
sahen, daß das Gesetz in der Hauptsache von anderen 
Instanzen vorbereitet wurde, daß sie im Gesetz, 
wenigstens dem Wortlaut nach, fast nicht erwähnt 
wurden, — Gertrud Bäumer fand in Düsseldorf 1927 
die volle Zustimmung der deutschen Lehrer mit ihrer 
Feststellung, daß die Schule im Reichsjugendwohl- 
fahrtsgesetz nur im Sinne einer Kompetenzabgrenzung 
erwähnt wird, — daß sich die Durchführung des Ge- 
setzes nicht in der gedachten engen Zusammenarbeit 
mit der Schule vollzog. Sie sahen, daß eine Reihe von 
Aufgaben von neuen, selbständigen Dienststellen er- 
ledigt wurden, Aufgaben, die bisher der wahren 
Schularbeit Fleisch und Blut waren, und fühlten sich 
zurückgesetzt, beiseite gestellt. So richtig diese Fest- 
stellung ist, so notwendig ist sie auch; denn nur von 
dieser geschichtlichen Seite her ist es möglich, den 
Boden für ein neues gedeihliches Zusammenarbeiten 
zwischen Schule und Jugendamt wiederzugewinnen. 
Ein Beispiel: Berufsberatung übte früher mehr oder 
weniger jeder Lehrer aus, der Reiflinge entließ. 
Selbstverständliche Pflicht! Lehrer, Schüler, Eltern, 
Lehrherren, Arbeitgeber wußten es nicht anders. Da 
entstanden die Beratungsstellen, sie organisierten die 
Beratung und bedeuteten sachlich einen großen Fort- 
schritt. Nach den Angaben von Käthe Gaebel gab 
es im September 1922 rund 600 Beratungsstellen, 
davon waren etwa 400 bei Arbeitsnachweisen, 80 bei 
Wohlfahrtsämtern, 70 bei selbständigen Stellen, 14 bei 
Schulen und 14 bei Jugendämtern. Heute werden 
wohl alle den Arbeitsnachweisen arrgegliedert sein. 
Jeder Sachkundige weiß, wie sehr diese an sich nur 
richtige Lösung gerade bei den besten Lehrern, die 
nicht nur Unterricht erteilen wollten, zunächst Miß- 
stimmung ausgelöst hat. Diese Mißstimmung mußte 
überwunden werden, denn auch bei der heutigen 
Organisation der Berufsberatung ist die Mitarbeit der 
Schule einfach unerläßlich und sie muß auf jeden Fall 
erhalten bleiben. Auf dem 40. Deutschen Fürsorgetag 
(Hamburg, Frühjahr 1927) wurde das Thema Berufs- 
beratung nach verschiedenen Seiten hin vor einem 
größeren Zuhörerkreis behandelt, und der Unterton 
aller Aussprache war: ohne Mitarbeit der Schule geht 
es nicht, darum ist es notwendig, daß die von der 
Schule gelöste, selbständige Berufsberatung der Schule 
wieder die Bedeutung zukommen läßt, die ihr ent- 
spricht. 


In den gemischten Ausschüssen der kommunalen 
Selbstverwaltung, die den Haushaltplan der Schulen 
zu beraten hatten, wurden nach Schaffung selbstän- 
diger Jugendämter mit einem Male verschiedene An- 
sätze nicht mehr besprochen, weil sie in den Etat der 
Jugendämter übergegangen waren. Auch dies ist 
nicht unwesentlich, weil nunmehr die berufenen Ver- 
treter von Schule und Lehrerschaft nicht mehr Ge- 
legenheit fanden, sich über die schwebenden Fragen 
der Jugendwohlfahrt zu unterrichten, sich auszu- 
sprechen und die Entwicklung mittätig zu verfolgen. 

Schließlich aber fiel der Aufstieg, die Selbständig- 
werdung der Jugendwohlfahrt in eine Zeit, in der 
Schule und Lehrerschaft aufs tiefste erregt wurden 
durch andere wichtige Schulfragen, wie Reichsschul- 


gesetzgebung, Arbeitsschule, Einheitsschule, Besol- 


dung, Ausbildung usw. Der Ausgang des Krieges, die 
Neugestaltung der politischen Verhältnisse beein- 
flußten die Schule ganz außerordentlich. Während 
dieser tiefgehenden Schulkämpfe vollzog sich der 
Aufbau der selbständigen Jugendwohlfahrtsbehör- 
den, und mit einem Male sahen Schule und Lehrer, 
daß etwas Neues, die Jugendämter, neben ihnen 
standen. 

So verständlich also die Mißstimmung erscheint, so 
kann sie doch auch wieder zerstreut werden. Bei 
Schaffung des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes han- 
delte es sich zunächst um Beseitigung des Neben- und 
Durcheinander der vielerlei Verwaltungsbehörden, die 
sich mit Jugendwohlfahrt befaßten, und wenn es auch 
nicht gelungen ist, das gesamte Jugendrecht zusam- 
menzufassen, so ist doch wenigstens das Recht des 
Kindes auf Erziehung gesichert worden, und es sind 
in den Jugendämtern Verwaltungsformen entstanden, 
die weit besser als bisher an die Aufgaben der Jugend- 
wohlfahrt herantreten konnten. Bei der praktischen 
Arbeit stellte es sich aber bald heraus, daß die Jugend- 
ämter ohne Mitwirkung anderer Faktoren, in erster 
Linie der Schule, nicht erfolgreich arbeiten konnten ; 
es ergab sich aus der Arbeit heraus die Notwendigkeit, 
in stetiger Fühlung mit der Schule zu bleiben, und wer 
die Arbeit unserer Jugendämter kennt, weiß, wie innig 
und vielseitig die Beziehungen zwischen Schule und 
Jugendamt tatsächlich sind, wie dem Urteil der 
Schule in den Jugendämtern immer die größte Be- 
deutung beigemessen wird. Die tatsächlichen Ver- 
hältnisse, die täglich mehr zu verspürende Wechsel- 
wirkung zwischen beiden Faktoren der Jugendwohl- 
fahrt, haben bald dazu geführt, die sich natürlich voll- 
ziehende Mitarbeit beider planmäßig zu erfassen. Die 
Reden auf großen Tagungen, die Aussprachen in vielen 
Einzelbesprechungen, die Fülle von Aufsätzen und 
Richtlinien über das Zusammenarbeiten zwischen 


592 


Schule und Jugendwohlfahrt — immer auf beiden 
Seiten — sind der sprechende Ausdruck des Gefühles 
wachsender innerer Verbundenheit, engster Arbeits- 
gemeinschaft. Ein Blick in die Lehrer- und Wohl- 
fahrtspresse, in die Tagungskalender der Lehrer- und 
Wohlfahrtsorganisationen der letzten Jahre beweist 
dies, und wir sind noch nicht am Ende. So wenig 
also rein äußerlich die Schule im Reichs- 
jugendwohlfahrtsgesetz zur Geltung gekom- 
menist,sosehrhatsietatsächlichan der prak- 
tischen Auswirkung und Auswertung des Ge- 
setzes mitgewirkt. In diesem Zusammenhang sei 
darauf hingewiesen, daß schon 1922 — also im Jahre 
der Verabschiedung des Gesetzes — von zwei maß- 
gebenden Stellen der Wohlfahrtspflege das Zusammen- 
wirken beider Faktoren nachdrücklichst gefordert 
wurde. Unter Führung von W. Polligkeit veran- 
staltete im Sommer 1922 die Frankfurter Zentrale für 
private Fürsorge auf der Wegscheide einen 4tägigen 
Kursus über Schule und Jugendwohlfahrt vor 70 
Schulfachleuten, das erste Mal, daß dieses Thema 
Verhandlungsgegenstand eines Kurses war. Auf der 
Chemnitzer Tagung des Sächsischen Landesamtes für 
Wohlfahrtspflege im Herbst 1922 wurde ebenfalls 
unter Hinweis auf das eben verabschiedete Gesetz vor 
den Fachleuten des Landes das Thema ‚, Jugendamt- 
Schule“ von zwei Rednern beleuchtet. Schatter 
(Chemnitz) sprach vom Standpunkt des Jugendamtes 
aus, Schubert (Leipzig), der Vorsitzende der Haupt- 
stelle für Jugendwohlfahrt im Sächsischen Lehrer- 
verein, vom Standpunkt der Schule aus. Die beiden 
genannten wichtigen Kundgebungen für ein gedeih- 
liches Zusammenwirken von Schule und Jugendamt 
sind ein erfreulicher Anfang einer Bewegung, die eine 
lebendige Auswirkung des Gesetzes zum Ziele hat, die 
stetig erstarkt, in Kundgebungen der großen Lehrer- 
vereine ihren Ausdruck findet, heute bei weitem noch 
nicht abgeschlossen ist und immer wieder ausklingt in 
dem Bekenntnis: Schule und Jugendamt gehören 
untrennbar zusammen, sind Teile eines Gan- 
zen und dienen einer Idee. Grundsätzlich haben 
die beiden Tagungen das schon ausgesprochen, was 
in allen folgenden Aussprachen immer wieder betont 
wird. Der Kursus der Wegscheide bot eine Reihe von 
Vorträgen. Der Chemnitzer Wohlfahrtstagung lagen 
Leitsätze zu Grunde, die als die ersten Leitsätze über 
das Thema hier wiedergegeben seien: 


Jugendamt und Schule. 
Berichterstatter: Stadtrat Schatter (Chemnitz). 
„l. Verständnisvolles Zusammenarbeiten von 

Jugendamt und Schule ist Voraussetzung für jede er- 
sprieBliche Jugendwohlfahrtspflege. 
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2. Dieses Zusammenarbeiten wird äußerlich ge- 
währleistet durch gleiche gegenseitige Vertretung in 
den entsprechenden Verwaltungen und Ausschüssen. 

3. Lehrerbildung, Schulorganisation und Schulver- 
waltung haben sich bei Erledigung ihrer gesamten Auf- 
gaben darauf einzustellen, daß die Schule eine soziale 
Einrichtung des Staates und der Gesellschaft ist, und 
demnach die Beteiligung .an der Jugendwohlfahrts- 
pflege mit zu den der Schule an sich zukommenden 
Aufgaben gehört. 

4. Bei der Ausbildung der Beamten des Jugend- 
amtes ist auf Einführung in die Sozialpädagogik Wert 
zu legen. 


Mitberichterstatter: Oberlehrer Schubert (Leipzig). 


1. Die Schule als diejenige Einrichtung, welche bis- 
her allein nach einem gesetzlich festgelegten Plane frei 
von jeder Einseitigkeit durch staatlich vorgebildete 
und dem Staate verantwortliche Angestellte die öffent- 
liche Erziehung aller Volksgenossen zu leisten hatte 
und noch hat, muß auf die öffentliche Jugendwohl- 
fahrtspflege denjenigen Einfluß erhalten, der dieser 
Aufgabe entspricht. 

2. Der Einfluß der Schule darf nicht nur auf die 
Maßnahmen für das Schulalter (einschließlich Fort- 
bildungsschule) beschränkt werden, sondern muß auch 
das vorschulpflichtige und das nachschulpflichtige 
Alter umfassen. 

3. Jedes Jugendamt muß — selbst wenn es aus 
Zweckmäßigkeitsgründen in seinem Beamtenbestand 
mit einem anderen Fürsorgeamt zusammengelegt wird 
— ein solches Maß von Selbständigkeit erhalten, daß 
es eine Antriebsstelle für alle das Wohl der Jugend — 
auch der gutgestellten und gutgearteten — fördernde 
Maßnahmen bilden kann. 

Um an einer Ausgestaltung der landesgesetzlichen 
Bestimmungen über Jugendwohlfahrt in diesem Sinne 
in genügendem Maß mitwirken zu können, muß die 
Lehrerschaft verlangen, daß zu den Beratungen hier- 
über neben etwa durch die Behörden berufenen Ver- 
tretern auch freigewählte Abgeordnete der Organi- 
sation zugezogen werden.“ 


Beide Leitsätze lassen Gedanken erkennen, die 
später immer wieder betont werden: Schule und 
Jugendamt müssen zusammenarbeiten ; die Schule ist 
eine soziale Einrichtung, nicht nur eine Unterrichts- 
anstalt; die Schule muß wegen ihrer besonderen Be- 
deutung auch den ihr gebührenden Einfluß auf die 
Jugendwohlfahrt erhalten; dieser Einfluß erstreckt 
sich auch auf das vorschul- und nachschulpflichtige 
Alter, gegenseitige Vertretung von Schule und Jugend- 
amt in den entsprechenden Instanzen Schulung von 
Beamten und Lehrern. 
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Von Bedeutung war es, daß der deutsche Lehrer- 
verein, die größte Lehrerorganisation, seinen Mit- 
gliedern als Verbandsaufgabe das Thema stellte: 
Jugendwohlfahrtspflege im Rahmen der Schuler- 
ziehung. Bei der straffen Organisation des Lehrer- 
vereins bedeutete dies, daß in hunderten von örtlichen 
und zahlreichen Landes- und Provinzialvereinen das 
Thema gründlich vorbereitet wurde. Viele Lehrer- 
vereine stellten eine ganze Jahresarbeit auf diese Auf- 
gabe ein, Redner aus allen Zweigen der Wohlfahrt 
kamen bei den Lehrern zu Worte, Anstalten und Ein- 
richtungen der Jugendwohlfahrtspflege wurden be- 
sichtigt, und fast unmerklich war ein Band um Schule 
und Jugendamt geschlungen. Zuerst selten, dann 
häufiger traten Lehrer hauptamtlich in den Dienst der 
Jugendämter und wurden zu wertvollen Bindegliedern 
zwischen Schule und Jugendamt; dabei ist diese Be- 
wegung noch nicht abgeschlossen, Jugendämter und 
Schulbehörden richteten längere Kurse für einen 
kleinen Kreis von ausgewählten Vertretern der Lehrer, 
Sozialbeamten und Sozialbeamtinnen ein, als Ausfluß 
eines solchen Kurses in Chemnitz ist die Gründung 
einer sozialpädagogischen Arbeitsgemeinschaft anzu- 
sehen, in der sich Lehrer, Sozialbeamte und Sozial- 
beamtinnen regelmäßig zu gemeinsamer Aussprache 
über schwebende Fragen der Jugendwohlfahrt zusam- 
menfinden werden; kurz, überall ein frisches, frohes 
Leben oder wenigstens verheißungsvolle Ansätze dazu, 
selten aber Resignation oder Stagnation. Nicht über- 
all Zustimmung zu den Problemen, oft kräftiger Wider- 
spruch in Einzelfragen, aber immer ein Wachwerden 
von Kräften, ein Aufleuchten der Augen, kurz Leben, 
wertvolles Leben. 

Die Bejahung der Jugendwohlfahrt durch die 
Lehrerschaft fand auch ihren organisatorischen Aus- 
druck in der Gründung besonderer Ausschüsse in den 
Vereinen, als erster der großen Landeslehrervereine 
schuf der Sächsische Lehrerverein eine Hauptstelle für 
Jugendwohlfahrt mit dem Sitz Leipzig, die ihre Ver- 
trauensleute in den einzelnen Ortsvereinen hat, und 
es wird sicher zu erwarten sein, daß auch der 
Deutsche Lehrerverein eine derartige Haupt- 
stellein Berlinschafft. Was bei richtigem Ausbau 
und guter hauptamtlicher Besetzung eine derartige 
Hauptstelle in Berlin leisten kann, ist nicht zu unter- 
schätzen. Weit über 100000 Lehrer stehen hinter ihr, 
sie können für alle Fragen wertvolles Material liefern, 
sie werden aber wiederum die Weisungen ihrer Zentrale 
in lebensvolle Tat umsetzen, und die Hauptstelle selbst 
muß allen verantwortlichen Stellen des Reiches neben 
Innerer Mission und Caritas, neben Arbeiterwohlfahrt 
und Internationaler Arbeiterhilfe ein wertvoller Be- 


die sorgsam vorbereiteten Beschlüsse der großen 
Lehrervereine größere Beachtung. 

Die Vertreterversammlung des Sächsischen 
Lehrervereins stimmte in Döbeln Ostern 1927 fol- 
genden, von der Sächsischen Hauptstelle für Jugend- 
wohlfahrt vorgelegten Leitsätzen zu: 


I. 


„Die Schule ist bisher die einzige berufene gesell- 
schaftliche Einrichtung, die frei von Einseitigkeit, nach 
einem gesetzlich festgelegten Plane durch Angestellte, 
die nach staatlichen Vorschriften pädagogisch vor- 
gebildet und dem Staate verantwortlich sind, an der 
Erziehung des gesamten Volkes arbeitet. Zur Lösung 
ihrer Erziehungsaufgabe muß sie auch auf die öffent- 
liche Jugendwohlfahrtsarbeit einen ihrer Bedeutung 
entsprechenden Einfluß erhalten. 

Zur Sicherung dieses Einflusses ist nötig: 

1. Gesetzlich festgelegte organische Verbindung der 
in den Jugendwohlfahrtsbehörden und der Schulver- 
waltung einander entsprechenden Stellen (Landes- 
jugendamt — Landesschulbehörde — Landesschul- 
beirat; Bezirkswohlfahrtsamt — Bezirksschulamt — 
Bezirksschulbeirat ; Ortsjugendamt — Ortsschulamt — 
Schulbeirat). 

2. Ausdrückliche Gewährung eines unmittelbaren 
und bevorzugten Antragsrechtes gegenüber allen sonst 
mit Erziehungsmaßnahmen betrauten amtlichen Stel- 
len, dauernde Verbindung aller dieser Stellen mit der 
Schule während des weiteren Verfahrens und Anspruch 
der Schule auf Erfolgsmitteilung. Das Antragsrecht 
muß gewährleistet sein bezüglich der Gründung und 
Inanspruchnahme von Einrichtungen zurUnterstützung 
der Schulerziehung (Sonderbeschulung, Schutzauf- 
sicht, Unterbringung in Familien und Anstalten usw.) 
sowie für Verhinderungsmaßnahmen gegenüber schä- 
digenden Einflüssen (Kinderarbeit, Schutz vor Schund 
und Schmutz, Kindermißhandlung usw.) und für die 
Einleitung des Fürsorgeerziehungsverfahrens durch 
das Vormundschaftsgericht. 

3. Einführung der Meldepflicht für alle von Jugend- 
wohlfahrtsbehörden angeordneten Maßnahmen an die 
Schule, soweit sie deren Schülerschaft betreffen oder 
für diese erziehlich von Bedeutung sind. 

4. Schaffung von Gelegenheiten zu persönlicher 
Fühlungnahme zwischen den Jugendwohlfahrtsbe- 
hörden und der Schule. 

5. Die Schule hat ihrerseits die bezeichneten Stellen 
durch Anzeigen, Auskünfte und Beratung zu unter- 
stützen. 

lI. 


Der Einfluß der Schule und Lehrerschaft auf die 


rater sein. Von diesem Gesichtspunkt aus verdienen | Jugendwohlfahrtspflege darf nicht nur auf das Schul- 
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alter beschränkt werden, sondern muß auch das vor- 
und nachschulpflichtige Alter umfassen. Er muß 
ebenso für Maßnahmen zugunsten normaler wie ab- 
normer Kinder und Verhältnisse gelten. 


Jedem Kinde muß die Möglichkeit seiner vollen 
Entwicklung bis zum Eintritt in die Schule gesichert 
und während der Schulzeit auch durch öffentliche 
Bekämpfung schädlicher und öffentliche Förderung 
günstiger Einflüsse gewährleistet werden. Soweit 
Schulneulinge bereits unter Aufsicht des Jugendamtes 
stehen, hat dieses der Schule die nötigen Auskünfte 
über deren Vorleben zu geben. 


In engem Anschluß an die Schule sind Einrichtungen 
zu schaffen, durch die Schwererziehbare und Verwahr- 
losende (auch Psychopathen) unter besondere Be- 
obachtung und besonderen Einfluß gestellt werden 
können. Für die Zeit nach der Schule müssen öffent- 
liche Einrichtungen ermöglichen, das in der Schule 
Erreichte zu festigen und Angebahntes zu vervoll- 
kommnen. l 


Maßgeblicher Einfluß ist der Schule insbesondere 
auf Kindergärten und ähnliche Vorbereitungsstätten 
zu gewähren. Alle Hilfs-, Ersatz- und Fürsorgeer- 
ziehungsanstalten sind unter die Aufsicht staatlich ge- 
prüfter Berufspädagogen zu stellen. Für die Leiter 
der Anstalten ist eine den Einzelzwecken entsprechende 
pädagogisch tiefgegründete Vorbildung zu fordern. 
Öffentliche Bildungsmaßnahmen für das schul- und 
nachschulpflichtige Alter sind stets im Einvernehmen 
mit der Schulbehörde durchzuführen. 


II. 


Damit die Schule und die Lehrerschaft auch in 
diesem Sinne erfolgreich mitarbeiten können, muß die 
Lehrerschaft noch mehr als bisher danach trachten, 


a) daß die Jugendämter zu pädagogischen Einrich- 
tungen ausgebaut werden, die sich nicht auf 
Unterstützungsmaßnahmen für Notfälle be- 
schränken, sondern wirkliche Antriebsstellen für 
erziehlich wirksame Fürsorgeeinrichtungen bil- 
den; 

b) daß die leitenden Stellen der Jugendämter durch 
Ausschreibung unter pädagogisch geschulten 
Fachleuten besetzt werden ; 

c) daß sämtliche Fürsorgemaßnahmen im Geiste 
allgemeiner Menschenbildung — frei von jeder 
parteipolitischen und konfessionellen Bindung — 
eingerichtet und geleitet werden ; 

d) daß derartig neutrale Anstalten in genügender 
Zahl für die verschiedenen Bedürfnisse der 
Jugendwohlfahrt geschaffen werden ; 
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e) daß die Schule selbst immer mehr zur Erziehungs- 
anstalt — auch für leicht abwegige Kinder und 
Jugendliche — werde; 

f) daß der Lehrer volle Ausrüstung für diese Seite 
seiner Berufspflicht von der Ausbildungstätte 
und durch Möglichkeit zur Weiterbildung erhalte ; 


g) daß ihm für die Umsorgung der ihm anvertrauten 
Kinder die nötige Zeit und auch in der Schule die 
nötige Gelegenheit geboten werde; 


h) daß er Gelegenheit finde, sich auch der Betreuung 

| der nachschulpflichtigen Jugend zu widmen; 

i) daß die Elternschaft durch rege Beteiligung in 
Elternräten, Elternversammlungen und Klassen- 
elternabenden zur Fühlungnahme mit der Schule 
und zur Mitarbeit an der Schulerziehung ge- 
wonnen werde.“ 


Auf der Düsseldorfer Tagung des Deutschen 
Lehrervereins wurden die Leitsätze des Referenten 
Lesemann (Hannover) in folgender Form ange- 
nommen: 

„l. Da Jugendwohlfahrtspflege ihrem innersten 
Wesen und ihren letzten Zielen nach ein Gebiet der 
Erziehung ist, muß die Schule als Volkserziehungsan- 
stalt ihrer Bedeutung gemäß Mittelpunkt der Jugend- 
wohlfahrtsarbeit für alle ihr anvertrauten Schüler 
werden. 

Mehr und mehr über den reinen Unterrichtsbetrieb 
hinauswachsend, hat die Schule in Lehrerschaft und 
Elternschaft Organe für erzieherische, gesundheitliche 
und wirtschaftliche Beobachtung und Betreuung der 
Schulkinder zu entwickeln. 

2. Der D.L.V. fordert daher: 

a) Staat und Behörden müssen die Jugendwohl- 
fahrtsarbeit der Schule als eine unmittelbar aus 
ihrem Berufe hervorgehende Aufgabe der Lehrer 
anerkennen und werten. 

b) Für das vor- und nachschulpflichtige Alter sind 
in engster Verbindung mit der Schulbehörde 
staatliche Erziehungs- und Bildungseinrichtungen 
in ausreichendem Maße zu schaffen, die von 
pädagogischem Geiste getragen werden und unter 
fachmännischer Leitung stehen. 

In allen Jugendwohlfahrtsbehörden muß auch die 
Schule stimmberechtigte Vertreter erhalten, die 
von der Lehrerschaft entsandt werden. 
Leitende und verwaltende Stellen in den Jugend- 
ämtern müssen mit pädagogisch vorgebildeten 
Fachleuten besetzt werden. 

3. Der D.L.V. erwartet von der Lehrerschaft, daß 
sie in klarer Erkenntnis ihrer Erziehungsaufgaben 
neben der Jugendwohlfahrtspflege im Rahmen der 


(e) 
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Schulerziehung alles tut, um die Arbeit der Jugend- 
wohlfahrtsorganisationen zu unterstützen und den Ge- 
danken der Jugendwohlfahrtspflege im Volksemp- 
finden lebendig zu gestalten.“ 


In einer Nebenversammlung des Deutschen Lehrer- 
vereins tagten die in Jugendämtern arbeitenden 
Lehrer, und aus ihrer Erfahrung heraus formulierten 
sie verschiedene Wünsche, die als wertvolle An- 
regungen dem Deutschen Lehrerverein als Ergänzung 
zu den Leitsätzen Lesemanns übermittelt wurden. 
Der Fachmann wird sofort den praktischen Wert 
dieser Anregungen erkennen. Sie haben folgenden 
Wortlaut: 


„l. Für die Organisation der J.W.-Arbeit ist zu 
fordern 


a) gegenseitige Vertretung der J.W.- und Schul- 
behörden beieinander ; 


b) Vertretung der Lehrerschaft in den Jugend- 
ämtern nach dem Vorschlag ihrer eigenen Or- 
ganisationen; 


c) Einrichtung von J.W.-Ausschüssen in jedem 
Lehrerverein und von Sonderausschüssen für 
körperliche und geistige Jugendpflege aller Art, 
deren Vertreter Sitz und Stimme im Jugendamt 
zu erhalten haben; 


d) Gemeinschaftsarbeit zwischen Lehrer, Jugend- 
pfleger, -arzt und -richter zur Feststellung allge- 
meiner oder besonderer Notlage der Jugend und 
zur Klarstellung der Mittel und Wege, um die vor- 
handene Notlage am sichersten beseitigen zu 
können. 


2. Für die innere Schularbeit ist zu fordern 


a) Umstellung nach den Grundsätzen der Selbst- 
hilfe, wie sie auch die Arbeitsschulbewegung ver- 
tritt: Hilf dem Kinde, damit es sich einst selbst 
helfen kann! 


b) Fortschritt vom Stoffplan zur Berücksichtigung 
der kindlichen Wachstums- und Entwicklungs- 
gesetze; 


c) Schule und Klasse immer mehr zur Erziehungs- 
gemeinschaft werden zu lassen, die nicht aus 
äußeren Gründen zerrissen werden darf. 


3. Von Schule und Öffentlichkeit ist zu erwarten, 
daß endlich der Jugendwohlfahrtsgedanke als höchste 
Idee des Zeitalters klar erkannt und folgerichtig ver- 
wirklicht wird: den Menschen als solchen nach allen 
Seiten zu schützen und zu fördern, die gesamte Er- 
ziehungsarbeit von der Erkenntnis durchdringen zu 
lassen, daß jeder Mensch um seiner selbst willen zu 
pflegen ist, damit er nach Maßgabe seiner ganzen Kraft 
Kulturträger werden kann.“ 
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In Verbindung mit der Düsseldorfer Lehrerversamm- 
lung war erstmalig eine Ausstellung für Jugendwohl- 
fahrt und Schule veranstaltet. Sie war zwar sachlich 
bedeutungslos, trug keinen Charakter und hat mit 
Recht keine gute Kritik gefunden, aber diese Kritik 
hat gezeigt, daß jetzt der Lehrerverein weiß, wie die 
Ausstellung nicht sein soll. 


Noch stehen wir in der Jugendwohlfahrtspflege am 
Anfang, aber wer sehen will, sieht gute Ansätze. War 
die Düsseldorfer Lehrertagung nicht der Abschluß, 
sondern erst der Auftakt für die Mitarbeit der deut- 
schen Volksschullehrer an der Jugendwohlfahrt, dann 
dürfen wir noch viel erwarten, insbesondere nach einer 
bestimmten Seite hin: Die Jugendämter müssen mit 
anderen wichtigen Faktoren zusammenarbeiten, wie 
Caritas, Innerer Mission, Arbeiterwohlfahrt, Inter- 
nationaler Arbeiterhilfe. Aber diese Bundesgenossen 
arbeiten nicht voraussetzungslos, sie sind innerlich ge- 
bunden und haben ihre Sonderziele, in der Schule des 
Staates dagegen hat die öffentliche Jugendwohlfahrts- 
pflege einen Mitarbeiter und Mitstreiter, der keine 
Sonderzwecke verfolgt, der nicht Jünger seiner Welt- 
anschauung mit werben will, nein, die Schule fühlt 
sich nur im Dienste der Einheit des Staates, des 
Volkes : sie ist so der erste Bundesgenosse der Jugend- 
ämter. 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Sozialismus und Bevölkerungspolitik. Bericht über die be- 
völkerungspolitische Tagung des Hauptausschusses für 
Arbeiterwohlfahrt e. V. in Jena am 25. und 26. September 
1926. I. H. W. Dietz Nachf., Berlin 1926. 46 1,—. 

Den Beginn der Tagung des Hauptausschusses für Arbeiter- 
wohlfahrt über Sozialismus und Bevölkerungspolitik bildete ein 
Referat von Dr. Max Quarck, das zunächst in großen Zügen 
die Entwicklung der Bevölkerungspolitik und die Stellung des 
Sozialismus zu diesem Problem darlegt. Nach einer kurzen Er- 
wähnung der wichtigsten Theorien über die Bevölkerungsbe- 
wegung (Malthus, Marx, Engels, Bebel, Oppenheimer, Mombert, 
Brentano) legt er die Stellung des modernen Sozialismus zum 
Bevölkerungsproblem, insbesondere im Anschluß an Grot- 
jahn dahin aus, daß im Interesse des Werdens einer neuen Ge- 
sellschaft nicht nur eine Änderung der Wirtschaftsform nötig 
sei, sondern daß auch eine bewußte Kultur- und Menschen- 
ökonomie angestrebt werden müsse. „Auf welche Weise‘‘ — so 
lautet also nach Quarck die bevölkerungspolitische Frage des 
Sozialismus — „können wir vollgebildete, körperlich und 
geistig gut ausgerüstete Menschen erzielen, die alle möglichst 
vollkommene Helfer zur Herbeiführung und Verwirklichung 
des Sozialismus sein werden?“ Bei dieser Kulturfrage ent- 
scheide aber nicht, wie noch Bebel angenommen habe, die 
Quantität und die Menge, sondern die Qualität und die Güte 
der Bevölkerung, und es sei notwendig, dies Qualitäts- und 
Kulturprinzip nicht durch eine zügellose Kindervermehrung zu 
gefährden. Also Erziehung auch der arbeitenden Masse zu einer 
vernünftigen Geburtenregelung. Den Weg dazu hat nach 
Quarck die österreichische Sozialdemokratie bereits beschritten, 
sie hat, während die deutsche Sozialdemokratie weder in das 
Görlitzer noch in das Heidelberger Programm eine entsprechende 
Formel aufgenommen hat, in dem im September 1926 zur Be- 
schlußfassung vorliegenden Programmentwurf folgende Forde- 
rung zur Geburtenregelung aufgestellt: „Errichtung öffentlicher 
Beratungsstellen zur Belehrung über die Verwendung gesund- 
heitsunschädlicher Mittel zur Verhütung der Empfängnis. 
Beistellung solcher Mittel durch die Krankenkassen.“ Weiter 
fordert der österreichische Programmentwurf, daß die Unter- 
brechung der Schwangerschaft nicht durch Strafandrohung, 
sondern durch Beratung und soziale Fürsorge zu bekämpfen 
sei. — 

Der Absicht, sozialhygienische Wege zu finden, um einer 
neuen ethischen Auffassung von der Verantwortung der lebenden 
Gesellschaft für die künftige Bahn zu brechen, dienen auch die 
folgenden Referate, die sich nunmehr mit einzelnen praktischen 
Aufgaben der Bevölkerungspolitik befassen. 


Dr. med. Zadek (Berlin) gibt den Inhalt zweier Arbeiten 
des verstorbenen Dr. Silberstein wieder über „Säuglings- und 
Kleinkinderfürsorge‘‘ und „Die erzieherischen Aufgaben der 
Mutterheime“. Dr. Silberstein, der sich durch seine Tätigkeit 
in Berlin-Neukölln hervorragende Verdienste um die Säuglings- 
fürsorge erworben hat, bezeichnet als Ursache der Säuglings- 
sterblichkeit in erster Linie soziale Not mit ihren traurigen 
hygienischen Folgeerscheinungen. Deshalb sind gegen die 
Säuglingssterblichkeit in erster Linie sozialhygienische Maß- 
nahmen notwendig, die ausschließlich in die Hand des Arztes 
und der Gesundheitsfürsorgerin zu legen sind. Die Säuglings- 
fürsorgestellen sind Gesundheitsämtern ein- und anzugliedern, 
durch die eine planvolle Zusammenarbeit aller Zweige der Ge- 
sundheitsfürsorge ermöglicht werden soll. Das Gesundheitsamt 


: gerenberatung, 


ist auch am besten imstande, ein richtiges Verhältnis von offener 
und geschlossener Fürsorge herzustellen. In seinen weiteren 
Ausführungen erhärtet Silberstein seine Forderung auf 
Grund eines sehr bedeutsamen statistischen Materials, und auf 
Grund seiner Erfahrungen als Arzt gibt er die für die Be- 
kämpfung der Säuglingssterblichkeit wichtigsten hygienischen 
Maßnahmen an. Diese bestehen in der Erziehung der Mütter 
zum Stillen, daher in der Erhöhung und zeitlichen Ausdehnung 
der Stillprämien bis zum fünften Monat, in sorgfältiger Schwan- 
Schaffung von Entbindungsanstalten und 
Säuglingsheimen zur Unterbringung besonders der unehelichen 
Säuglinge und ihrer Mütter, Vermehrung der Krippen, deren 
Hauptwert in sorgfältiger Arzt- und Schwesternaufsicht be- 
steht, ärztliche Kontrolle der Säuglinge zu Hause, Loslösung der 
sozialen Hygiene von der Armenpflege. — In der Diskussion zu 
dem Vortrag wird noch besonders der Wohnungsfrage als der 
allerwichtigsten auch bei der Betreuung des Säuglings gedacht. 

Dr. med. Moses und Frau Gertrud Hanna (Berlin) refe- 
rieren über den Schutz der schwangeren Arbeiterin im Betriebe. 

Dr. Moses geht auf die Enquête des Textilarbeiterverbandes 
ein, deren Ergebnisse ihn zu folgenden Forderungen an Reichs- 
regierung und Länderparlamente veranlaßt haben: 1. Verbot 
der Erwerbsarbeit der schwangeren Personen für die letzten 
3 Monate der Schwangerschaft. 2. Beschränkung der Erwerbs- 
arbeit schwangerer Personen im 5. und 6. Monat der Schwanger- 
schaft auf höchstens 4 Stunden pro Tag. 3. Vergütung des ent- 
stehenden Arbeitsverdienstes aus Mitteln des Staates oder einer 
zu schaffenden obligatorischen Kollektivversicherung. — Auf 
Grund der Enquête haben verschiedene Länderregierungen 
wichtige Verfügungen zum Schutze der Schwangeren getroffen. 
Des weiteren setzt sich Dr. Moses mit einem gegen die Enquête 
gerichteten ärztlichen Gutachten des Elberfelder Professors 
Dr. Martin auseinander. Dieser erkennt zwar die Arbeit der 
Textilarbeiterin als anstrengend an, hält sie jedoch für erheblich 
leichter als die einer Hausfrau, vergißt aber nach Moses bei der 
Gesamtwürdigung der Frage, daß die überwiegende Zahl der 
schwangeren Frauen im Betriebe ja neben der Betriebsarbeit 
noch Hausfrauen und Mütter sind. 


Frau Hanna geht insbesondere auf die wirtschaftlichen 
Gründe ein, die die schwangere Frau zur Fabrikarbeit treiben. 
Sie unterstützt die Forderung des Textilarbeiterverbandes, ver- 
langt aber in erster Linie eine Mutterschaftsversicherung, die 
die Frauen vor der Not schützt, die sich aus der Unterbrechung 
ihrer Arbeit während der Schwangerschaft leicht ergibt. Ohne 
solche Versicherung kann nach Frau Hanna die Forderung, 
die Frauen in den letzten Monaten der Schwangerschaft von der 
Fabrikarbeit fernzuhalten, geradezu gefährlich wirken, da ihre 
Durchführung die Frauen in unkontrollierbare Erwerbstätigkeit 
treiben würde. Unter verschiedenen anderen wichtigen Maß- 
nahmen zum Schutze der Schwangeren empfiehlt Frau Hanna 
den Ausbau der Gewerbeaufsicht. Sie wird in dieser Forderung 
nachdrücklich von einer Diskussionsrednerin unterstützt, die 
besonders die Einstellung von Ärzten in die Gewerbeaufsicht 
für unerläßlich hält. 


Zwei weitere Vorträge von Dr. A. V. Knack (Hamburg) und 
Frau Louise Schroeder (Altona) beschäftigen sich mit dem 
Problem der Prostitution und Reglementierung. Beide Vorträge 
stimmen darin überein, daß die Bekämpfung der Prostitution 
als Pflicht sozial-politischer Arbeit angesehen werden müsse. 
Im Anschluß an die dem Sozialismus eigenen Anschauungen 
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vom Wesen und den Schäden der modernen Gesellschaft führen 
sie die Prostitution in erster Linie auf soziale Mißstände zurück 
und fordern daher an Stelle bloßer Palliativmittel in der Be- 
kämpfung der Prostitution Abstellung dieser sozialen Mißstände, 
die sie unter anderen in der ungenügenden Bezahlung der weib- 
lichen Arbeit, in ungünstigen Milieubedingungen, in der Un- 
bildung, in der Erwerbslosigkeit und im Wohnungselend sehen. 
— Beide Vortragende nehmen auch zu dem zur Zeit der Tagung 
im Entwurf vorliegenden Gesetz zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten Stellung, das inzwischen verabschiedet 
worden ist. 

\ Den Schluß der Tagung bilden zwei Referate über Schwanger- 
schaftsunterbrechung und Verhütung von Dr. med. Karl 
Kautsky (Wien) und Frau Elisabeth Kirschmann-Röhl 
(Köln). Auch in diesen beiden Vorträgen wird das behandelte 
Problem in engster Verbindung mit der sozialen Frage gesehen. 
Das richterliche Einschreiten gegen die Abtreibung ist nach 
Ansicht der Referenten nicht nur unwirksam, sondern solange 
ungerecht, als nicht die wirtschaftlichen Verhältnisse als die 
Hauptquellen der Geburtenbeschränkung auf ein gesundes 
Normalmaß zurückgeführt werden. Als weitere Ursache der 
Geburtenbeschränkung wird die veränderte Stellung der Frau 
bezeichnet, die sich nicht mehr in völlige wirtschaftliche und 
persönliche Abhängigkeit begeben will, die erzwungene Ehe- 
losigkeit. vieler Frauen und die herrschende Heuchelei in 
sexuellen Fragen. — Es ist nach dem Gesagten selbstverständ- 
lich, daß beide Referenten neben der medizinischen auch die 
soziale Indikation als Begründung für die Straffreiheit des 
künstlichen Abortus ansehen müssen. 

Versucht man zum Schluß von einem möglich unparteilichen 
Standpunkt aus das Ergebnis der Tagung zu charakterisieren, so 
läßt sich folgendes sagen: Ihr theoretischer Gewinn liegt 
weniger im Hinweis auf neue bisher unerörterte Probleme oder 
in der Entdeckung irgendwie neuer Betrachtungsformen, son- 
dern in der Folgerichtigkeit, mit der aus einer ziemlich einheit- 
lichen, am tiefen Erleben sozialer Nöte gewonnenen Lebensan- 
schauung die Notwendigkeit dieser oder jener sozialhygienischer 
Maßnahmen abgeleitet wird. Ein nachhaltiger praktischer 
Gewinn der Tagung wird vor allem dann zu erzielen sein, wenn 
sich alle sozialhygienisch interessierten Kreise unseres Volkes, 
insbesondere die Parlamente, Regierungen, Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände mit den theoretischen Ergebnissen und 
den daraus resultierenden sozialpolitischen Forderungen der 
Referate beschäftigen und das Mögliche in die Tat umzusetzen 
versuchen. Elisabeth Krüger (Dresden). 


Die Verwertung der Arbeitskraft als Problem der Fürsorge. 
Band I/II. Vorbericht für den 40. Deutschen Fürsorgetag in 
Hamburg. Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge. Neue Folge. Heft 9/10. G. Braun, 
Karlsruhe. 

Zur wissenschaftlichen Vorbereitung des 40. Fürsorgetages 
in Hamburg!) sind diese beiden Bände Vorbericht erschienen, 
die aber zugleich eine in sich geschlossene wissenschaftliche 
Monographie des behandelten Fürsorgegebietes darstellen. Dies 
gilt besonders von der ausgezeichneten und in dieser Art der 
Zusammenfassung neuartigen Abhandlung des Nürnberger 
Oberverwaltungsrates Dr. Marx über die Arbeitsfürsorge für 
Erwerbsbeschränkte insbesondere in Werkstätten und Arbeits- 
betrieben. Umfassend werden hier die Arbeitsstätten für Er- 
werbsbeschränkte, ihre Organisation und Arbeitsmethoden sowie 
die damit im Zusammenhange stehenden Probleme erörtert. 
Der einleitende Aufsatz des Lübecker Präsidenten Lin k über Ar- 


1) Siehe auch den Tagungsbericht in dieser Nummer. 
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beitsfürsorge für Arbeitsfähige enthält mehr eine Darstellung 
des geltenden Rechts der Erwerbslosenfürsorge und deren Durch- 
führung. Das zweite Heft befaßt sich zunächst mit der Fürsorge 
für Jugendliche, wobei Abteilungsleiter Nordmeier (Ham- 
burg) die Berufsfürsorge für Berufsschwache im allgemeinen, 
Frau Hopmann (Köln) die für berufsschwache Weibliche im 
besonderen behandelt. Die Größe der Aufgabe geht aus deren 
Feststellung hervor, daß nach den übereinstimmenden Ergeb- 
nissen mehrerer deutscher Großstädte ein Drittel der Schul- 
entlassenen als berufsschwach zu bezeichnen ist. Die Maß- 
nahmen der Berufsfürsorge für jugendliche Erwerbslose stellt 
Frau Regierungsrat Käthe Gaebel dar. Mit der Verwertung 
der Arbeitskraft in den geschlossenen Anstalten befassen sich 
Direktor Steigertahl (Hamburg) und Pastor Dietrich 
(Eckardtsheim), wobei ersterer die öffentlichen, letzterer die 
privaten Anstalten behandelt. Der erfolgreiche Verlauf des 
Hamburger Fürsorgetages ist in starkem Maße darauf zurück- 
zuführen, daß in den beiden Bänden ‚„Vorberichte‘‘ den Teii- 
nehmern wertvolles Material als Diskussionsgrundlage dar- 
geboten wurde. 

Leistungsfähige Fürsorgeverbände. Voraussetzung einer zweck- 
mäßigen Durchführung der Fürsorgepflichtverordnung und aus- 
reichender Unterstützungstätigkeit ist die Schaffung leistungs- 
fähiger Träger der Fürsorge und eine möglichste Vereinheit- 
lichung aller ihrer Gebiete bei einem Träger. Es war daher vom 
fürsorgepolitischen Standpunkt durchaus zu begrüßen, daß das 
Bundesamt für das Heimatwesen die landesrechtliche Regelung 
in Bayern, Württemberg, Baden und Oldenburg, in denen für 
die allgemeine Fürsorge (frühere Armenfürsorge) besondere 
Ortsfürsorgeverbände neben den Bezirksfürsorgeverbänden ge- 
bildet waren, als ungültig erklärte. Während Oldenburg seine 
Gesetzgebung dem Bundesamtsurteil angepaßt hat, haben die 
anderen Länder die Entscheidung des Reichsgerichts als Reichs- 
verwaltungsgerichtes angerufen. Als wertvolle Stoffsammlung 
unterbreitet diesem der Deutsche Verein für öffentliche und 
private Fürsorge das gesamte Material über die Bildung der 
Fürsorgeverbände in einer kleinen Sonderschrift „Leistungs- 
fähige Fürsorgeverbände als Voraussetzung neu- 
zeitiger Wohlfahrtspflege‘. Selbstverlag, Frankfurt a. M., 
Stiftstraße 30. H. M. 

Richter (Berlin), Fürsorgestatistik. Reichsarb.-BI. 1927, 
Nr. 12/13. Bisher fehlt es an statistischen Angaben über die Zahl 
der von der öffentlichen Fürsorge betreuten Personen und über 
die dadurch entstehenden Kosten. Dieser Mangel betrifft vor 
allem die der allgemeinen Fürsorge (frühere Armenpflege) an- 
heimfallenden ‚sonstigen‘‘ Hilfsbedürftigen, während bei den 
beiden anderen Gruppen der Fürsorgeempfänger, den Kriegs- 
beschädigten und Kriegshinterbliebenen einerseits und den 
Sozial- und Kleinrentnern andererseits brauchbare Unterlagen 
vorliegen. Schätzungsweise kann nach den Feststellungen des 
Deutschen Städtetages im November 1925 angenommen werden, 
daß die sonstigen Hilfsbedürftigen ungefähr 45%, aller Unter- 
stützten betragen und damit annähernd ebenso zahlreich sind 
wie die Sozial- und Kleinrentner zusammen. Rund 2 Millionen 
Personen würden demnach Ende 1925 von der öffentlichen Für- 
sorge laufend unterstützt worden sein. 169 Städte mit mehr als 
25000 Einwohnern hatten hierfür im November 1925 einschließ- 
lich der Kosten für geschlossene Fürsorge rund 30 Millionen RM. 
aufgewendet. Auf den Fürsorgeaufwand im Reiche können 
hieraus jedoch keine Schlüsse gezogen werden. Um zu ver- 
gleichbarem statistischen Material zu gelangen, ist nunmehr 
durch Besprechungen von Reichsministerien mit den Ländern 
eine Regelung der Erhebungen getroffen worden, die bei den 
Bezirks- und Landesfürsorgeverbänden an der Hand von Frage- 
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bogen durchgeführt werden. Sie erstrecken sich grundsätzlich 
nur auf die öffentliche Fürsorge und konnten am 1. April 1927 
begonnen werden. Da auch die Verbände der freien Wohlfahrts- 
pflege zur Zeit ihre Erhebungen über ihre Fürsorgetätigkeit ver- 
vollkommnen, ist bald eine umfassende Statistik der öffentlichen 
und freien Wohlfahrtspflege Deutschlands zu erwarten. 
Foerster (Berlin), Die Zahl der versorgungsberechtigten 
Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen Deutschlands 
Ende 1926. Reichsarbeitsblatt 1927, Nr. 9. Nach der im Oktober 
1926 vorgenommenen Zählung waren 736867 versorgungs- 
berechtigte Beschädigte vorhanden, während im Oktober 1924 
nur 720931 festgestellt worden waren. Der Zugang von 15936 
erklärt sich daraus, daß sich in der Zwischenzeit unter dem 


Druck der wirtschaftlichen Not viele Beschädigte um eine Rente 


bemüht haben, die früher keinen Wert darauf gelegt hatten. 
Auch seiner Zeit Abgefundene haben wieder in die Rentenver- 
sorgung hineinzukommen versucht. Die Zahl derartiger Anträge 
ist noch im Steigen, während die Zahl der Abgänge durch Tod 
gesunken ist. In der Zeit zwischen beiden Zählungen sind mehr 
Renten erhöht als herabgesetzt worden; der Durchschnittssatz 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit im Jahre 1924 betrug 
46,3% und beträgt jetzt 46,8°,. Auch die Zahl der gewährten 
Ausgleichs-, Pflege-, Frauen- und Kinderzulagen ist gestiegen. 
Bei den Hinterbliebenen ist die Zahl der Witwen und Vollwaisen 
ungefähr gleichgeblieben, die Zahl der Halbwaisen hat abge- 
nommen, die Zahl der Empfänger von Elternrenten und Bei- 
hilfen hat zugenommen. F. Hoppe (Charlottenburg). 

Zusammenfassungen des Jugendrechts. Angesichts der wach- 
senden Ausdehnung der neueren Gesetzgebung vieler Länder, 
besonders auf dem Gebiet der Fürsorge mit all ihren Ver- 
zweigungen in wirtschaftlicher, hygienischer, pädagogischer 
Richtung, mehren sich jetzt zusammenfassende Überblicke 
über die nunmehr geschaffene Rechtslage. Hierzu gehört: 
Weyl (Kiel), Das deutsche Jugendrecht. Verlag Hirschfeld, 

Leipzig 1927. 

Der stattliche Band erläutert in faßlicher Weise die Be- 
stimmungen für Jugendliche als Fürsorge- und Schutzbedürftige 
und als Träger eigener Rechte, als Staatsbürger, Erwerbstätige 
usw. Den weitaus größten Teil des 326 Seiten umfassenden 
Buches nimmt der reine Abdruck der Gesetzestexte ein. 

Mit viel eingehenderer Beleuchtung der Probleme dient 
einem ähnlichen Zwecke in bezug auf die Tschechoslowakei: 
Tuma (Prag), Rechtsgrundlagen der sozialen Jugendfürsorge, 

übersetzt von Schleger. Verlag der Deutschen Landes- 

kommission für Kinderschutz und Jugendfürsorge in Böhmen, 

Reichenberg 1926. 

Ein Buch, das auch die Organisation, die mit der Jugend- 
wohlfahrt eng verknüpfte allgemeine Fürsorge, die Gesundheits- 
fürsorge, den Schutz geistig oder körperlich Geschädigter, die 
Versicherung für Kinder und Mütter in seinen Blickpunkt ein- 
bezieht. — Nicht nur in den hier eingeschlagenen Richtungen, 
sondern viel mehr noch in Rücksicht auf die rechtsphilosophi- 
schen Grundlagen, auf Rechtsvergleichung usw. fehlt uns noch 
ein deutsches Werk des deutschen Jugendrechts. Die Weylsche 
Zusammenstellung kann in keiner Weise als ein Schritt zu diesem 
Ziel angesehen werden, ist wohl auch nicht als solcher beab- 
sichtigt. 

H. Laut (Köln), Deutsches Jugendrecht. Staatsbürger-Bibliothek 

154/59. Volksvereinsverlag, M.-Gladbach 1927. 

Immer mehr macht sich das Bedürfnis nach einer allge- 
meinen Darstellung des jetzt so ausgebauten und vielverzweigten 
Jugendrechts geltend. Die vorliegende Schrift versucht diesem 
nachzukommen, indem es die einschlägigen Gesetze in gemein- 
verständlicher Fassung darstellt. Ein solcher Versuch, der 
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jedoch nicht zugleich die Zusammenhänge zwischen den ein- 
zelnen Gesetzen darlegt, kann freilich kaum einem solchen Be- 
dürfnis entsprechen. 

Esser, Organisationsformen in der privaten Jugendhilfe. Volks- 

vereins-Verlag, M.-Gladbach 1927. 

Eine ziemlich äußerlich zusammengestellte und nicht einmal 
übersichtliche Darlegung der bestehenden Organisationen mit 
einseitig überwiegender Betonung der katholischen; die ge- 
schichtliche Entwicklung ist nicht mit Einblick in die tieferen 
Zusammenhänge in die Verbindungen zwischen Jugendhilfe und 
allgemeiner Wohlfahrtspflege, gemeindlichen Verhältnissen und 
der allgemeinen Zeit- und Ideengeschichte gesehen. Sie bleibt 
daher nur oberflächlich und wird stellenweise — zum Beispiel 
in der Beurteilung der paritätischen und der sozialistischen 
Organisationen — sehr einseitig. Auch fällt es auf, daß das 
Buch, datiert 1927, die seit 1925 erschienenen wichtigen Ver- 
öffentlichungen zu dieser Frage noch nicht einmal berücksichtigt. 
Jugendwohlfahrt und Schule, herausgegeben von E. Stern, 

Bücherei für Jugendpflege, H. 7. Ruhfus, Dortmund 1926. 

(Siehe hierzu einleitendes Übersichtsreferat.) 

Der Beschluß des Deutschen Lehrervereins, auf seiner Tagung 
1927 über Schule und Jugendwohlfahrt zu verhandeln, hat — 
ebenso wie zur Herausgabe des Buches , Jugendwohlfahrt und 
Lehrerschaft‘‘ durch das Deutsche Archiv für Jugendwohlfahrt 
— auch zu dem von Professor Stern redigierten, mit zahlreichen 
Beiträgen versehenen Werk geführt. Wenn auch die beiden 
Publikationen in manchen Dingen gleiche Gegenstände be- 
handeln, so überschneiden sie sich doch nur in einigen Punkten 
und ergänzen einander in der Mehrzahl. Das vom Archiv heraus- 
gegebene Buch umfaßt die Gesamtheit aller Aufgaben der 
Jugendwohlfahrt, wobei die der Jugendfürsorge auf Grund des 
Reichsgesetzes mit ihren juristischen und organisatorischen 
Seiten im Vordergrund stehen. Das Sternsche Buch dagegen 
bringt weitaus mehr vom hygienischen und psychologischen 
Standpunkt, von dem mehr als die Hälfte der Aufsätze aus- 
gehen: Die Fürsorge für die Gesundheit der schulpflichtigen 
Jugend, Heilpädagogik, Waldschule und Tuberkulose (ein 
Kapitel, das über seine Überschrift hinaus Wissenswertes 
bringt), ein sehr inhaltreiches Kapitel über die Aufgaben und die 
Stellung des Lehrers im Rahmen der Jugendwohlfahrtsarbeit 
und anderes. Ferner seien genannt der vom Herausgeber selbst 
verfaßte inhaltreiche Aufsatz über Berufswahl und Berufs- 
beratung, Ausführungen über die jugendkundlichen Grundlagen 
der Jugendfürsorge und solche über den Kampf der Schule 
gegen Kitsch, Schmutz und Schund, die besonders die positive 
Betätigung erfreulich hervorheben. Daß ein für Schulkreise 
bestimmtes Buch einen Aufsatz über Kindergärten, über Maß- 
nahmen für Kleinkinder, bringt, aber einen solchen über die dem 
Schulalter gewidmeten Horte und andere Einrichtungen für 
Schulkinder vermissen läßt, ist etwas befremdlich. In einer 
neuen Auflage ließe sich dies vielleicht nachholen, wie auch 
einige Irrtümer zu verbessern wären; so bezieht sich z. B. die auf 
S. 221 zitierte preußische Ausführungsbestimmung nicht auf 
das Jugendgericht, sondern auf die Anordnung der Fürsorge- 
erziehung. Bedauerlich viele und nicht immer unerhebliche Irr- 
tümer über die gesetzlichen Bestimmungen enthält der erste 
Aufsatz ( Jugendwohlfahrtsgesetzgebung). K.Mende (Berlin). 
Die Pflegekinderanstalten der Rheinprovinz. Nach dem Stand 

des Jahres 1926. Im Auftrage des Landesjugendamtes der 

Rheinprovinz, hrsg. von Landesrat Dr. Karl Vossen 

(Düsseldorf). Verlag des Landesjugendamtes der Rhein- 

provinz. 278 S. In Ganzleinen geb. # 4,—. 

Das vorliegende Verzeichnis soll vor allem eine praktische 
Verwaltungsaufgabe erfüllen, nämlich den öffentlichen Wohl- 
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fahrts- und Jugendämtern sowie der freien Jugendwohlfahrts- 
pflege ein brauchbares Handbuch bei der Unterbringung von 
Pflegekindern sein. Es enthält sämtliche Pflegekinderanstalten 
der Rheinprovinz mit Angaben über den Träger der Anstalt, 
die Art der Erziehungs- und Pflegekräfte, die Zahl der vor- 
handenen Plätze sowie genaue Mitteilung darüber, welche 
Pflegekinder in den einzelnen Anstalten aufgenommen werden. 
Die Anstalten sind nach 2 Gruppen geordnet. Der erste Teil 
umfaßt die Einrichtungen der halboffenen Fürsorge und zwar 
Kindergärten, Kinderkrippen und ähnliche Anstalten für noch 
nicht schulpflichtige Kinder sowie Kinderhorte, Schulkinder- 
gärten, Waldschulen und ähnliche Anstalten für schulpflichtige 
Kinder. Der zweite Teil enthält die Einrichtungen der ge- 
schlossenen Fürsorge, Säuglingsheime, Waisenhäuser und Kin- 
derheime, Schülerheime, Internate und ähnliche Anstalten, 
Kindererholungsheime, Erziehungs- auch Fürsorgeerziehungs- 
anstalten sowie sonstige Anstalten und Heime für mit körper- 
lichen und geistigen Mängeln behaftete Kinder. Innerhalb der 
einzelnen Gruppen sind die Anstalten nach Regierungsbezirken 
und in diesen wieder nach Jugendamtsbezirken aufgeführt. 
Das Verzeichnis dürfte somit bei der Auswahl der Anstalten 
für die Unterbringung von Pflegekindern den einzelnen Stellen 
wertvolle Dienste leisten. Ferner wird durch die Herausgabe 
dieses Buches die Arbeit der vorhandenen Einrichtungen eine 
Förderung erfahren und auf der anderen Seite der planlosen, 
dem Bedürfnis nicht entsprechenden Neugründung und Er- 
weiterung von Anstalten entgegengearbeitet werden. Fl. 


Schweizer Jahrbuch für Jugendfürsorge, herausgegeben vom 
Zentralsekretariat Pro Juventute. Verlag Pro Juventute, 
Zürich 1926. 

Wie immer bietet das Schweizerische Jahrbuch mit seinen 
Aufsätzen in drei Sprachen über die vielfältigen Fortschritte, 
die gesetzlichen Neuerscheinungen, die wohlfahrtspflegerischen 
Gedankengänge in den einzelnen Kantonen ein lebendiges Bild 
dieser selbständigen Gemeinwesen mit ihren zum Teil vorbild- 
lichen Einrichtungen. Den Gesamtüberblicken über gesetzliche 
Neuerungen folgen die Kapitel über einzelne Arbeitsgebiete; 
unter ihnen seien als Beispiele die Berichte über die sehr ener- 
gische Nüchternheitsbewegung, über Kinoreform, die weit aus- 
gebaute schweizerische Wohlfahrtspflege der Industrie, die Für- 
sorge für geistesschwache Kinder genannt. Sehr instruktiv 
sind die Ausführungen über neuere Entwicklung in dem vom 
deutschen so abweichenden Vormundschaftswesen. Auch ver- 
wandte Gebiete, wie Volksbildung, Unterricht, werden ge- 
schildert. Am wenigsten befriedigt die sehr unter der räumlichen 
Zusammendrängung leidende Zusammenstellung aus dem inter- 
nationalen Jugendrecht. Hier hört die Exaktheit infolge der 
gewaltsamen Kürze auf. — Hingegen ist wieder die angefügte 
Bibliographie eine gute Fundgrube schweizerischer Neuer- 
scheinungen. K. Mende (Berlin). 


Irene Eger (Berlin), Wie ist die gewerbsmäßige Pfiegestellen- 
vermittlung auszuschalten? Zbl. f. Jugendrecht u. Jugendwohlf. 
Jg. 19, Nr. 1, S. 18. 1927. Die gewerbsmäßige Pflegestellenver- 
mittlung ist in Deutschland immer noch rege, sie ist aber nicht 
nur überflüssig, sondern sogar schädlich, weil sie ein größeres 
Interesse an der Zahl der zustande gekommenen Pflegeverhält- 
nisse hat, als an dem Wohl der Beteiligten. Die Erkenntnis, daß 
ein lückenloser Pflegekinderschutz nur möglich ist, wenn die ge- 
samte Vermittlung beim Jugendamt oder einem mit diesem zu- 
sammenarbeitenden Verein liegt, hat zunächst Bayern veranlaßt, 
im Artikel 24 des Bayerischen Jugendamtgesetzes die gewerbs- 
mäßige Vermittlung von Pflegestellen zu verbieten. Ein bloßes 
Verbot der gewerbsmäßigen Pflegestellenvermittlung erscheint nach 
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den Gesetzen (Gewerbeordnung und Stellenvermittlergesetz) nicht 
möglich, es ist nur angängig, gemäß $ 31 RJWG., welcher den 
Ländern die Möglichkeit gibt, „weitere Vorschriften zum Schutze 
der Kinder zu erlassen“ nach bayerischem Muster auch in anderen 
Ländern die gewerbsmäßige Pflegestellenvermittlung ebenso wie 
eine unentgeltliche ähnliche Tätigkeit ungeeigneter Persönlich- 
keiten auszuschalten. Schur (Berlin). 

Elisabeth Samter (Berlin), Die Frage der Berufsausbildung von 

Fürsorgezöglingen. Schriftenreihe des Deutschen Archivs 

für Jugendwohlfahrt. Heft 4. Verlag F. A. Herbig, Berlin 

1927. 

Die Bedeutung, die in den Erörterungen der einschlägigen 
Fachkreise in den letzten Jahren der Berufsausbildung der Für- 
sorgezöglinge zugemessen worden ist, hat das Deutsche Archiv 
für Jugendwohlfahrt bewogen, im Einverständnis mit dem 
Allgemeinen Deutschen Fürsorgeerziehungstag im Jahre 1924 
eine Umfrage zu veranstalten, die Material schaffen sollte für 
die Kenntnis des gegenwärtigen Standes der Ausbildungs- 
möglichkeiten. Das Ergebnis dieser Umfrage, die an rund 
230 Anstalten ergangen war und insgesamt 130 für die Bearbei- 
tung verwendbare Anworten ergab, ist in der vorliegenden 
Schrift verarbeitet. Allerdings ist es keineswegs ein umfassendes 
und erschöpfendes Bild dessen, was auf dem Gebiete geschieht, 
das die Verarbeitung zu geben vermag. Die Umfrage selbst 
hat nicht alle einschlägigen Anstalten erfaßt. Sie ist ferner, 
wie der in der Anlage der Verarbeitung abgedruckte Fragebogen 
zeigt, ziemlich allgemein gehalten und hat auf die Gewinnung 
von Zahlenmaterial verzichtet. Es kommt hinzu, daß, wie die 
Verfasserin selbst sagt, es nicht gelungen ist, aus den vielerlei 
Beschäftigungsarten mit völliger Sicherheit die wirklichen 
Berufsausbildungsmöglichkeiten herauszulösen. Immerhin ver- 
mag die Bearbeitung an Beispielen einzelner Anstalten den 
Gang der Berufswahl und Berufsberatung, die Formen der 
Arbeitsentlohnung und den Umfang des Berufsschul- und Fach- 
schulunterrichts zu beleuchten. Darüber hinaus deutet sie 
die mancherlei Fragen an, die bei der Bearbeitung des gewonne- 
nen Materials auftauchen: die eigentümlichen Schwierigkeiten, 
die einer geordneten Berufsausbildung, insbesondere der 
Mädchen entgegenstehen, die besonderen Umstände, welche 
die Berufsberatung und Berufswahl der in Fürsorgeerziehung 
untergebrachten Jugendlichen bestimmen, die Vorzüge und 
Nachteile landwirtschaftlicher und gewerblicher Ausbildung. 
Vor allem aber unterstreicht sie immer wieder nachdrücklich 
die besondere Bedeutung der Berufsausbildung im Rahmen der 
Fürsorgeerziehung. Es soll die. Erreichung des Erziehungs- 
zwecks der Fürsorgeerziehung nicht in Gegensatz gestellt 
werden zu der Forderung möglichst gründlicher und sorg- 
fältiger Berufsausbildung der Jugendlichen. Es sollte vielmehr 
erkannt werden, daß für die Erreichung des Erziehungszwecks 
die Aufstellung eines Berufszieles eines der wirksamsten Hilfs- 
mittel ist und daß dieses eine der wenigen Sicherungen bildet, 
die dem Leben der Jugendlichen über den Aufenthalt der 
Anstalt hinaus gegeben werden können. So bietet die Schrift, 
wie die Verfasserin es wünscht, für die vom Allgemeinen Für- 
sorgeerziehungstag geplanten Verhandlungen über die Berufs- 
ausbildung innerhalb der Fürsorgeerziehung wertvolle Anhalt- 
punkte. Es steht zu hoffen, daß diese Verhandlungen die 
Klärung der mancherlei Fragen und Zweifel, die gegenüber der 
grundsätzlichen Bewertung der Berufsausbildung und hin- 
sichtlich der praktischen Durchführung entsprechender Maß- 
nahmen bestehen, wesentlich fördern, so daß alsdann die Ein- 
richtungen in der Praxis die gewonnenen Ergebnisse in ihren 
Maßnahmen und Einrichtungen verwerten können. 

Martha Heynacher (Dresden). 
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Matz-Seeger (Berlin), Gesetz zur Bewahrung der Jugend vor 
Schund- und Schmutzschriften vom 18. Dezember 1926. Carl 
Heymanns Verlag, Berlin 1927. 


Aus der Feder der Berichterstatterin des vielumstrittenen 
Gesetzes im 12. Ausschusse des Reichstages und des Leiters der 
Berliner Film-Oberprüfstelle ist in der bekannten Heymann- 
schen Taschengesetzsammiung ein Kommentar zu diesem neuen 
Jugendschutzgesetz erschienen. In der Einleitung wird die 
Entstehungsgeschichte des Gesetzes geschildert. Die einzelnen 
Bestimmungen werden eingehend erläutert und, wie es nach 
Stichproben erscheint, für die Praxis richtig dargestellt. In 
einem Anhang sind die Verordnung des Reichs zur Durchführung 
des Gesetzes und ein von einer größeren Zahl von Kulturver- 
bänden aufgestelltes Verzeichnis von Schundschriften abge- 
druckt. Das Verzeichnis enthält zum Teil heute nicht mehr im 
Umlauf befindliche Schriften. Auch die Angabe, daß die 
Schriften in einer Milliardenzahl aufgelegt seien (mehr als 15 
auf den Kopf der Bevölkerung!), dürfte eine starke Übertreibung 
sein, die sich aus dem Inflationszahlenbewußtsein des Er- 
scheinungsjahres 1923 erklären läßt. Im übrigen als Gesetzes- 
kommentar zu empfehlen! H. M. 


Gertrud Hermes (Leipzig), Die geistige Gestalt des marxistischen 
Arbeiters und die Arbeiterbildungsfrage..e J. C. B. Mohr, 
Tübingen 1926. 331 S. geh. .# 16,50, geb. 46 19,50. 


Das Buch ist aus den wissenschaftlichen Erörterungen des 
Leipziger Seminars für freies Volksbildungswesen erwachsen. 
Es stellt in seinem wichtigsten Teile die geistig-seelische Ein- 
stellung des vom Marxismus erfaßten und durchdrungenen 
Industriearbeiters dar, und zwar in einer psychologischen Zer- 
gliederung und geistigen Verarbeitung wie in keiner anderen 
Erscheinung der letzten Jahre. Das Buch von Gertrud Hermes 
überragt bei weitem die früheren ähnlichen Versuche von 
Marr und Levenstein und stellt an theoretischer Bedeutung 
eine Parallele zu dem etwa gleichzeitig erschienenen Werke des 
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Leiters des belgischen Arbeiterbildungswesens, Hendrik de 
Man’s „Zur Psychologie des Sozialismus“ dar. Wertvollste 
Quelle ist der Verfasserin die persönliche Erfahrung, die sie in 
ihrem Werdegang von der sozialen Helferin der Inneren Mission, 
als Gewerkschaftsbeamtin und schließlich als Leiterin in der 
Volksbildungsarbeit gewonnen hat. Die persönliche Erfahrung 
wurde unterstützt durch Aufnahme eingehender Fragebogen 
in den Leipziger Volkshochschulkursen. Der erste Teil enthält 
als Grundlegung eine nicht leicht lesbare Philosophie des per- 
sonalen Sozialismus. Der zweite bedeutsamste Teil umfaßt die 
psychologische Darstellung. Das Großstadtproletariat ist aus 
ländlicher Zuwanderung entstanden. Gertrud Hermes be- 
ginnt deshalb mit einer Beschreibung des entwurzelten bäuer- 
lichen Menschen in der Großstadt, die dem einwandernden 
Fremdling noch nicht zur Heimat geworden ist. An dem Bei- 
spiel der Berliner Besiedlung stellt sie die Entwicklung der 
typischen Großstadt dar. Der undifferenzierte Mensch inmitten 
der differenzierten Kultur findet allmählich eine Bahn aus dem 
geistigen Chaos. Verschieden ist diese Entwicklung beim Arbei- 
ter und Angestellten und hier wieder unterschiedlich bei dem 
alten und jungen. Die Bearbeitung der Fragebogen, in denen 
die Arbeiter nach Beruf, Lektüre und ihrer Einstellung zum 
Sinn des Lebens befragt wurden, verwendet sie zu einer tief- 
gründigen und in den Schlüssen vorsichtigen und meist nicht 
fehlgehenden Strukturierung der geistigen Einstellung der 
Arbeiter unter Gliederung nach Lebensaltern und Geschlecht. 
In die Darstellung des Tatsächlichen ist geschickt die kritische 
Einstellung eingewirkt, die insbesondere der notwendigen 
Fortentwicklung der marxistischen Denkweise dienen soll. In 
einem dritten Teile wird das aus den psychologischen Fest- 
stellungen für die Volksbildungsarbeit zu ziehende Ergebnis 
entwickelt. Das tiefgründige, allerdings nicht immer leicht zu 
lesende Werk von Gertrud Hermes ist eine der wertvollsten 
Bereicherungen der neuen Literatur zum Volksbildungswesen. 
H. M. 
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40. Deutscher Fürsorgetag. 
Hamburg, 23.—25. Mai 1927. 


Die Verwertung der Arbeitskraft als Problem der 
Fürsorge hatte sich der 40. Deutsche Fürsorgetag als Verhand- 
lungsthema gestellt, der vom Deutschen Verein für öffentliche 
und private Fürsorge für die Zeit vom 23.—25. Mai dieses Jahres 
nach Hamburg einberufen war. In einem einleitenden Vortrag, 
der sich gleichermaßen durch die Vielseitigkeit des Inhalts wie 
durch die Klarheit der Form auszeichnete, behandelt die 
Schriftleiterin der ‚Sozialen Praxis‘, Dr. Frida Wunderlich, 
(Berlin) „Die Arbeitsfürsorge für hilfsbedürftige Personen vom 
Standpunkt der Wirtschaft und der Wohlfahrtspflege‘. Sie 
gliederte die Arbeitsfürsorge nach drei Aufgabengebieten: 

1. Arbeitsfürsorge für arbeitsfähige und arbeitswillige Er- 

werbslose, 

2. Arbeitsfürsorge für nicht voll arbeitsfähige, aber arbeits- 

willige Erwerbslose, 

3. Arbeitsfürsorge für arbeitsfähige, aber nicht arbeitswillige 

Erwerbslose. 
Die Lösung des ersten Aufgabengebietes ist reine Angelegenheit 
der Wirtschaft, die des zweiten und dritten gemeinsame Sache 
von Wirtschaft und Wohlfahrtspflege. Von der Wirtschaft 
forderte die Rednerin, daß sie sich auch in eigenem Interesse 
bemühe, um sich einen körperlich und psychisch leistungsfähigen 


Arbeiterstamm zu erhalten, in Krisenzeiten die Arbeitskräfte 
weiter zu beschäftigen. Auch die nicht voll Arbeitsfähigen 
könnten bei entsprechender Einstellung des Unternehmertums 
sehr wohl ihren Platz im Wirtschaftsbetriebe finden. Selbst- 
verständlich müsse auch die Wohlfahrtspflege auf die Bedürf- 
nisse der Wirtschaft Rücksicht nehmen, aber es gehe nicht an, 
ihr einerseits alle durch eine verfehlte Wirtschaftsführung ent- 
stehenden Lasten aufzubürden und andererseits über die Be- 
lastung mit wohlfahrtspflegerischen Ausgaben Klage zu führen. 
An der lebhaften Aussprache beteiligten sich unter anderen 
LandeshauptmannDr. Horion (Düsseldorf),der auf dieSchwie- 
rigkeiten hinwies, in Zeiten ungünstigen Arbeitsmarktes Er- 
werbsbeschränkte unterzubringen, während voll Arbeitsfähige 
von Unterstützung zu leben gezwungen sind, Ministerialdirigent 
Dr. Weigert vom Reichsarbeitsministerium, Professor Klum- 
ker (Frankfurt a. M.), Staatsrat Dr. Lohse (Hamburg). 


In drei Sektionen wurde das Gesamtgebiet behandelt, die 
erste war der Arbeitsfürsorge durch Arbeitsbeschaffung im 
allgemeinen, die zweite der Arbeitsfürsorge bei Jugendlichen 
und die dritte der Verwertung der Arbeitskraft in geschlossenen 
Anstalten gewidmet. Die Abteilung I befaßte sich im Anschluß 
an Referate von Präsident Link (Lübeck) und Oberverwaltungs- 
rat Dr. Marx (Nürnberg) mit der ‚Arbeitsfürsorge für Arbeits- 
fähige‘‘ und mit der ‚„Arbeitsfürsorge für Erwerbsbeschränkte, 
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insbesondere in Werkstätten und Arbeitsbetrieben“. In Ab- 
teilung II sprachen Abteilungsleiter Nordmeier (Hamburg) 
und Generalsekretärin Hopmann (Köln) über ‚„Berufsfürsorge 
für berufsschwache Jugendliche“, Frau Regierungsrat Dr. 
Gaebel von der Reichsarbeitsverwaltung über „Berufsfürsorge 
für erwerbslose Jugendliche“; in Abteilung III Direktor 
Steigertahl (Hamburg) und Pastor Dietrich (Bethel) über 
„Die Verwertung der Arbeitskraft in geschlossenen Anstalten 
der öffentlichen und der freien Wohlfahrtspflege‘“. 

Es folgte in einer Vollversammlung die Berichterstattung 
über die Ergebnisse der Ausschußverhandlungen und die in 
diesen zutagegetretenen Anschauungen. Wie Dr. Polligkeit 
in seinem Schlußwort hervorheben konnte, wird von allen 
Sachverständigen heute die Pflege und Erhaltung der Arbeits- 
kraft als ein notwendiger Bestandteil der Fürsorgeleistung an- 
erkannt, und es durfte von dem Verhandlungsleiter mit Recht der 
Hoffnung Ausdruck gegeben werden, daß der Fürsorgetag nicht 
nur im einzelnen mancherlei Anregungen für die Praxis ver- 
mittelt habe, sondern daß er auch mit dazu beitragen werde, 
den Gedanken einer planmäßigen Arbeitsfürsorge als der pro- 
duktivsten Form neuzeitlicher Wohlfahrtspflege den weitesten 
Kreisen nahezubringen. Clara Henriques (Berlin). 


Vierte Jahrestagung des Hauptausschusses für Arbeiterwohlfahrt. 
Kiel, 29.—31. Mai 1927. 


Im Anschluß an den diesjährigen Parteitag der sozialdemo- 
kratischen Partei tagte vom 29.—31. Mai der Hauptausschuß 
für Arbeiterwohlfahrt in Kiel. Die Reihe der Vorträge, die unter 
dem Generalthema „Zeitfragen der Jugendwohlfahrt“ 
zusammengefaßt waren, eröffnete das Referat von Bürger- 
meister Dr. Heimerich (Kiel) über „Jugendwohlfahrt und 
sozialistische Weltanschauung‘. Er ging aus von der zu- 
erst im Landesjugendamt der Rheinprovinz akut gewordenen 
und seither in wohlfahrtspflegerischen Kreisen viel erörterten 
Streitfrage, wo bei den unter die Maßnahmen der Jugendwohl- 
fahrtspflege fallenden Personenkreise die Grenze der Zuständig- 
keit zwischen der Arbeiterwohlfahrt und den Konfessionen zu 
ziehen sei. Diese für die Praxis der Jugendwohlfahrtspflege und 
vor allem für die Tätigkeit der privatenWohlfahrtsorganisationen 
wichtige Entscheidung setzt die Klärung der grundsätzlichen 
Frage voraus, ob die Arbeiterwohlfahrt, ähnlich wie das Rote 
Kreuz, eine interkonfessionelle paritätische Wohlfahrtsorganisa- 
tion ist,oder ob sie einevon derWeltanschauung der Konfessionen 
getrennte Weltanschauung vertritt und auf deren Boden ar- 
beitet. Diese grundsätzlich bedeutsame Frage beantwortete 
Heimerich dahin, daß die Arbeiterwohlfahrt auf dem Boden 
sozialistischer Weltanschauung stehe. Diese sozialistische Welt- 
anschauung sei zwar in ihrem formulierbaren Inhalt noch nicht 
völlig geklärt, doch sei sie als Bewegung deutlich spürbar. Wird 
Religion verstanden als Richtung von Gefühl und Willen auf 
einen gemeinsamen überempirischen Wert, so enthält der 
Sozialismus zweifellos religiöse Elemente. Es zeichnet ihn eine 
starke, keineswegs nur materiell fundierte und materiell ge- 
richtete Zukunftsgläubigkeit aus. Nichts dagegen hat er zu 
schaffen mit einer metaphysischen Einstellung, die sich auf ein 
Jenseits richtet. An diesem Punkt fängt für den Sozialismus 
die Religion an, Angelegenheit des einzelnen zu sein. Darnach 
ist der Sozialismus als Weltanschauung weder ein Feind noch 
ein Rivale der Konfessionen. Er ist seinem Wesen nach ein 
anderes Prinzip. Sein einziger Gegenpol ist die bürgerlich kapi- 
talistische Weltanschauung, und dort, wo die Konfessionen sich 
zum Träger dieser Weltanschauung machen, tritt der Sozialis- 
mus auch in feindseligen Gegensatz zu ihnen. Keineswegs aber 


liegt die Ursache dieser Gegensätzlichkeit in der Religion oder 
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der Kirche an sich begründet. — Auf dieser so umrissenen grund- 
sätzlichen Basis der Arbeiterwohlfahrt ergeben sich für die 
heutige Situation zwei Forderungen: Sie muß für ihre Einfluß- 
sphäre im Aufgabenkreis privater wohlfahrtspflegerischer Be- 
strebungen alle die jungen Menschen beanspruchen, die sich 
zum Sozialismus bekennen, und sie wird über die Erledigung der 
rein fürsorgerischen Angelegenheiten hinaus bestrebt sein, die 
Erziehung dieser jungen Menschen im Sinne eines sozialistischen 
Bildungsideals zu leiten. Wege zur Verwirklichung dieses Ideals 
sind neben der Schulerziehung in der Jugendwohlfahrt insbe- 
sondere die Schaffung von Erziehungs- und Erholungsheimen 
aller Art, die in sozialistischem Geist geleitet und von sozialisti- 
schen Bildungsideen getragen werden. Auf Vorschlag der Ver- 
sammlungsleitung wurde von einer Aussprache zu dem Referat 
von Dr. Heimerich abgesehen, doch wurde ohne Widerspruch 
eine Entschließung von der Versammlung angenommen des 
Inhalts, daß die Arbeiterwohlfahrt den im Referat von Dr. 
Heimerich vertretenen Standpunkt zu ihrem eigenen mache. 

Die beiden folgenden Referate des Tages beschäftigten sich 
mit praktischen Einzelfragen der Jugendwohlfahrtspflege. Der 
Vortrag von Frau Regierungsrat Dr. Spindler (Wiesbaden) 
über „Die Grenzen der Familienfürsorgein der Jugend- 
fürsorge‘‘ warf die Frage auf, welche Organisation der Außen- 
arbeit für die Wirksamkeit der Jugendwohlfahrtsarbeit die 
zweckmäßigste sei und beantwortete sie dahin, daß auch die Be- 
lange der Jugendwohlfahrtspflege im Rahmen einer gut organi- 
sierten Familienfürsorge, welche die praktische Durchführung 
fürsorgerischer Maßnahmen der verschiedensten Art innerhalb 
eines räumlich begrenzten Bezirks in die Hand einer Fürsorgerin 
legt, am besten gewahrt seien. Gerade in der Jugendwohlfahrts- 
pflege kreuzen sich vielfach die Maßnahmen gesundheitlicher, 
wirtschaftlicher und erziehlicher Fürsorge, und ihre einheitliche 
erfolgreiche Durchführung wird am ehesten durch die Zusam- 
menfassung der Außenarbeit gewährleistet. — Soweit Einzel- 
aufgaben der fürsorgerischen Arbeit auf dem Gebiete der 
Jugendwohlfahrtspflege, insbesondere die Fürsorge für gefähr- 
dete Jugendliche und die Jugendgerichtshilfe ganz besondere 
Anforderungen an Zeit, Neigung und Fähigkeiten der Für- 
sorgerin stellen, ist, ohne daß die grundsätzliche Geltung des 
oben aufgestellten Satzes eingeschränkt werden soll, eine Er- 
gänzung der Familienfürsorge durch Einschaltung der Arbeit 
der Spezialfürsorgerin zu empfehlen. In dieser Stellungnahme 
schloß sich die Referentin der in den letzten Jahren sowohl in 
der Praxis wie in der Diskussion der Fachkreise sich immer mehr 
durchsetzenden Auffassung von der zweckmäßigen Organisation 
der fürsorgerischen Außenarbeit an. Auch die Aussprache, die 
die Frage verschiedentlich vom Standpunkt des Arztes, vom 
Standpunkt der Erziehungsarbeit und vom Standpunkt der 
Fürsorgerin beleuchtete, brachte gegenüber den früheren Er- 
örterungen nichts wesentlich Neues. 

Das Referat von Stadtrat Friedländer (Berlin) über die 
„Fürsorge für schulentlassene Jugendliche unter be- 
sonderer Berücksichtigung der Hilfe für jugendliche 
Erwerbslose‘ ging aus von der besonderen Gefährdung der 
Jugendlichen nach der Schulentlassung, bei welcher die Kinder 
dem dauernden Einfluß der eigenen Familie und der Schule 
gleichzeitig aber auch der Mehrzahl der Schutzmaßnahmen vor- 
beugender Jugendfürsorge entwachsen. Diese Gefährdung ist 
heute ganz besonders groß für die Gruppe von Jugendlichen, die 
nach der Schulentlassung überhaupt keine Lehr- oder Arbeits- 
stelle finden oder aber aus einer solchen während der Dauer oder 
unmittelbar nach dem Abschluß der Ausbildung entlassen wer- 
den. Die Arbeitslosigkeit gefährdet die Berufsentwicklung der 
Jugendlichen, bedroht aber auch ihre allgemeine geistige seeli- 
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sche Entwicklung. Auf die Abstellung oder Milderung dieses 
doppelten Notstandes müssen alle Maßnahmen für jugendliche 
Erwerbslose abgestellt sein, sie müssen berufliche Förderung 
und kulturelle Weiterbildung miteinander verbinden. Neben 
den Berufsschulen werden als Wege zur Berufsaus- und -fort- 
bildung außer der Einrichtung von Lehrkursen die Einrichtung 
von Lehrwerkstätten empfohlen. Die Verbindung dieser Werk- 
stätten mit Tagesheimen dürfte nach Ansicht des Referenten 
am ehesten geeignet sein, die zweite Seite der Aufgabe, die Be- 
freiung von dem innerlich lähmenden Druck der Arbeitslosigkeit 
durch die positive Eingliederung an eine Jugendgemeinschaft 
zu lösen. — Neben den Ausbildungsmaßnahmen sind Pflicht- 
und Notstandsarbeiten die Mittel, mit denen heute die Gemein- 
den den nachteiligen Folgen der Arbeitslosigkeit bei jugend- 
lichen Erwerbslosen vorzubeugen suchen. Die Heranziehung der 
Jugendlichen zu Pflichtarbeiten irgendwelcher Art auf Grund 
gesetzlichen Zwangs scheint dem Referenten pädagogisch nicht 
ratsam. Weniger große Bedenken stehen nach seiner Meinung 
der Beteiligung von Jugendlichen bei Notstandsarbeiten ent- 
gegen, vorausgesetzt, daß ihnen ein der Arbeit entsprechender 
Lohn gezahlt und sie bei der Beschäftigung von den Erwach- 
senen getrennt gehalten werden. Die Frage, ob die Beteiligung 
der jugendlichen Erwerbslosen an den Maßnahmen der Aus- 
bildung freiwillig sein oder unter Zwang gestellt werden sollten, 
wird nicht mit einem einfachen Ja oder Nein beantwortet. Der 
Referent hält den freiwilligen Besuch der Veranstaltung für 
wünschenswert, praktisch jedoch die gelegentliche Anwendung 
von Zwang nicht für entbehrlich. Gerade auf diese letzte Frage 
wird in der an den Vortrag sich anschließenden Aussprache ein- 
gegangen. Teils findet die Ansicht des Referenten Zustimmung, 
teils wird jeder Zwang abgelehnt, oder aber es wird der Zwang 
für die Beteiligung, Freiheit jedoch für die Wahl des Ausbil- 
dungsgebietes gefordert. Lebhaft erörtert wird ferner die Frage 
der zweckmäßigen Gestaltung der praktischen Ausbildungs- 
maßnahmen. Die Lehrwerkstätte, die handwerkliche Kennt- 
nisse irgendwelcher Art vermittelt, wird nicht als das dem 
heutigen Stand der Wirtschaft angemessene Mittel beruflicher 
Förderung angesehen. Diese müsse vor allen Dingen die Fähig- 
keiten der Jugendlichen entwickeln, in der rationalisierten Wirt- 
schaft sich zu behaupten. Dazu gehöre vor allem, daß nicht so 
sehr die Fähigkeiten für einen Beruf weiter entwickelt werden, 
sondern die Kräfte geschult werden, die ihm eine Umstellung 
und eine Anpassung an die sich wandelnden Bedürfnisse der 
Wirtschaft möglich machen. 

Im Anschluß an die Referate wurden 3 Entschließungen von 
der Versammlung einstimmig angenommen, von denen die erste 
die gesetzliche Regelung des Urlaubs für Jugendliche, die zweite 
die Regelung der Arbeitsvermittlung im Rahmen der Wanderer- 
fürsorge und die dritte schließlich die Ausführungsbestimmungen 
zum Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten be- 
trafen. Martha Heynacher (Dresden). 


NACHRICHTEN AUS DER ERZIEHUNGS-, WIRTSCHAFTS- UND ALLGEMEINEN FÜRSORGE 


Konferenz des Deutschen Archivs für Jugendwohlfahrt. 
Potsdam, 23. und 24. Juni 1927. 


Ausbildung und Fortbildung der beruflich tätigen 
Kräfte in der Jugendwohlfahrtspflege war das Thema 
einer stark besuchten zweitätigen Konferenz, die das Deutsche 
Archiv für Jugendwohlfahrt am 23. und 24. Juni d. Js. in 
Potsdam veranstaltete. 

Der erste Tag war der Ausbildung der leitenden Beamten und 
des Verwaltungspersonals in Jugendämtern sowie der sozial- 
pflegerischen Kräfte allgemein, der zweite der spezielleren Aus- 
bildung für die Arbeit in verschiedenen Anstalten, in der Ge- 
fährdetenfürsorge, in der Jugendpflege gewidmet. Ein vom 
Archiv herausgegebener Vorbericht (Schriftenreihe Heft 6, 
Verlag Herbig, Berlin) enthält in gedrängter Form die Referate. 
Diese und die sehr rege Aussprache zeigten, wie viele Probleme 
die Ausbildung neuerdings zu lösen gibt, sowohl was die Ziele, 
als auch was die Methoden betrifft. 


Am stärksten trat in allen Reden der Gedanke hervor, wie 
sehr gerade der Jugendwohlfahrtsberuf in ethischer Grund- 
stellung und Richtung seine Wurzeln habe, daß also nicht 
Häufung von Kenntnissen, sondern eine den Charakter formende 
und zum Leben führende psychologische und pädagogische 
Bildung — mit entsprechenden Zusätzen der Ausbildung für 
Spezialgebiete — seine Vorbedingung sei. 

Diese Forderung ist besonders dort noch durchzukämpfen» 
wo die Meinung herrscht, als sei Jugendwohlfahrtsarbeit reine 
Verwaltungstätigkeit. Gerade das Verhältnis zwischen diesem 
Teil der Arbeit und der eigentlichen Fürsorgearbeit — bisher 
schematisch und nicht sehr glücklich als „Innen“- und ‚„Außen- 
arbeit“ geschieden — wurde lebhaft erörtert. 


Auch die Frage der richtigen Auslese, die möglichst bereits 
längere Zeit vor Eintritt in die Berufsschule einzuleiten ist, 
nahm einen breiten Raum ein. Die Forderungen der aus den 
einzelnen Gebieten stammenden Fachleute — zum Beispiel über 
Einbau der entsprechenden Ausbildung in den Universitäts- 
betrieb, in die bestehenden Ausbildungsstätten für Sozial- 
arbeiter, für Verwaltungsbeamte, in Anstalten usw. — wichen 
zum Teil erheblich voneinander ab. Einigkeit herrschte da- 
gegen wieder in dem allgemeinen Ruf nach Fortbildung der im 
Beruf Stehenden. Die tiefe Verknüpfung gerade der Jugend- 
wohlfahrtsarbeit mit Allerlebendigstem und stets Neugestal- 
tetem bedingt einfach solche von Zeit zu Zeit wiederholten 
kürzeren oder längeren Möglichkeiten der Besinnung, des Aus- 
tausches und der Hinführung zu neuen Fragestellungen und Er- 
gebnissen auf den verschiedenen Gebieten, mit denen alle in der 
Jugendwohlfahrt tätigen Menschen vertraut sein müssen. 


Das Deutsche Archiv für Jugendwohlfahrt wird den nur in 
beschränkter Auflage gedruckten Vorbericht durch einen aus- 
führlichen Bericht über die Tagung ergänzen und binnen kurzen 
in Buchform neu veröffentlichen. K. Mende (Berlin). 


GESETZE UND ERLASSE 


Redigiert von Professor Dr. M. CHRISTIAN, Berlin NW 23, Klopstockstraße 18. 


Die gewerbehygienische Gesetzgebung in England. 
Von HERMANN L. LEYMANN, Berlin-Lichterfelde. 


Die englische Arbeiterschutzgesetzgebung weicht in 
mancher Beziehung von derjenigen anderer Länder ab. 
Will man sie richtig verstehen, so muß man ihre Ent- 
wicklung berücksichtigen. In England traten schon 
am Ende des achtzehnten Jahrhunderts infolge der 
schnellen Entwicklung der Baumwollindustrie und 
der damit zusammenhängendenAnhäufung zahlreicher, 
meist junger Fabrikarbeiter in den Hauptindustrie- 
bezirken zumal in Lancashire und Yorkshire Miß- 
stände zutage, welche bald die öffentliche Aufmerk- 
samkeit auf sich lenkten. An erster Stelle war es die 
üble Lage der ‚armen Lehrlinge“, die das Mitleid 
erregte. Damit bezeichnete man die in Waisenhäusern 
untergebrachten Kinder, die von den Verwaltungen 
vertragsmäßig — meist bis zum 21. Jahre — gegen 
eine geringe Entschädigung als Arbeiter an die Spin- 
nereien und Webereien vermietet wurden. Diese un- 
glücklichen Kinder, die oft erst 5 Jahre alt waren, 
gerieten dadurch in eine tatsächliche Sklaverei. Sie 
wurden schlecht genährt, schlecht untergebracht 
und überanstrengt. Wenn sie nicht mehr arbeiten 
konnten, wurden sie gepeitscht und, wenn sie starben, 
ohne jede Untersuchung begraben!). Es ist verstän- 
lich, daß unter ihnen auch ansteckende Krankheiten 
ausbrachen, die sich in der Umgebung verbreiteten. 

Die Aufdeckung dieser Verhältnisse führte nach 
längeren Verhandlungen zu dem Erlaß des Gesetzes 
über ‚die Erhaltung der Gesundheit und der guten 
Sitten unter den Lehrlingen und sonstigen Personen, 
die in Baumwoll- und anderen Spinnereien und in 
Baumwoll- und anderen Fabriken beschäftigt sind‘ 
vom 22. Juni 1802. Es war eigentlich mehr ein Armen- 
gesetz als ein Arbeiterschutzgesetz in dem jetzigen 
Sinne, enthielt aber auch Bestimmungen über die 
Reinhaltung der Fabriken, den Schulbesuch und die 
zulässige Arbeitszeit von Kindern, deren Beschäfti- 
gung in den Baumwollbetrieben erst vom 9. Lebens- 
jahre ab gestattet wurde. Die Aufsicht über die Durch- 
führung des Gesetzes wurde den örtlichen Selbst- 
verwaltungsbehörden übertragen und zwar sollten die 
Friedensrichter dazu ehrenamtliche Aufsichtspersonen 
(visitors) aus ihrem Kreise oder aus dem Kreise der 
Geistlichen bestellen. Diese sollten von Zeit zu Zeit 


1) H. A. Mess, B. A., Factory Legislation. London, P. S. 
King & Son Ltd. 1926. 


die Betriebe besichtigen und über ihre Wahrnehmungen 
an den Friedensrichter berichten. Wenn sie Ver- 
hältnisse fanden, welche die Ausbreitung übertrag- 
barer Krankheiten — infectious disorders — zu 
begünstigen schienen, so konnten sie von dem Arbeit- 
geber verlangen, daß er auf seine Kosten einen Arzt 
zur Untersuchung heranzog. Dieser Arzt mußte 
seinerseits den Aufsichtspersonen über seine Fest- 
stellungen Bericht erstatten. 

Das Gesetz wurde nicht oder nur ganz unzureichend 
durchgeführt. Auch das Ergänzungsgesetz aus dem 
Jahre 1819, — das sich nur auf Baumwollfabriken er- 
streckte, — und das Ergänzungsgesetz von 1825 hatten 
keinen besseren Erfolg. Infolgedessen wurde durch 
das Fabrikgesetz — Factory Act — vom 29. August 
1833, welches für alle Baumwoll-, Woll-, Kammgarn-, 
Hanf-, Flachs-, Werg-, Leinen und Seide-Fabriken 
galt, die Aufsicht besonderen Beamten — den Fabrik- 
inspektoren — übertragen. Da es sich als sehr schwierig 
erwiesen hatte, das Alter der in den Fabriken be- 
schäftigten Kinder einwandfrei festzustellen — ur- 
kundliche Geburtsfeststellungen und Bescheinigungen 
gab es nicht —, so mußten die Kinder bei ihrer Ein- 
stellung eine ärztliche Bescheinigung darüber bei- 
bringen, daß ihre körperliche Entwicklung derjenigen 
von Durchschnittskindern des angegebenen Alters 
entsprach. Es zeigte sich aber bald, daß viele Ärzte 
es mit diesen Bescheinigungen nicht genau nahmen, 
so daß die Fabrikinspektoren im Laufe der Jahre 
dazu kamen, nur noch die Bescheinigungen der von 
ihnen selbst bezeichneten Ärzte anzuerkennen. Auf 
diese Weise entstanden die „certifying surgeons“ die 
bescheinigenden Ärzte, die in der englischen Arbeiter- 
schutzgesetzgebung eine wichtige Rolle spielen. Die- 
sesVorgehen der Fabrikinspektoren erhielt dann durch 
das Fabrikgesetz vom 6. Juni 1844 die nötige Grund- 
lage, indem es die Fabrikinspektoren ausdrücklich 
ermächtigte, die Ärzte für die Ausstellung von Alters- 
und Gesundheitszeugnissen zu ernennen und ab- 
zusetzen. 

Das Fabrikgesetz von 1844 enthielt auch schon Be- 
stimmungen über einen beschränkten Schutz an Ma- 
schinen und Transmissionen und ermächtigte ferner 
die Fabrikinspektoren, im Einzelfalle den Arbeit- 
gebern mitzuteilen, welche Schutzvorrichtungen sie 
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für nötig hielten. Die tatsächliche Durchführung sol- 
chen Forderungen war aber sehr schwer. Wollte der 
Arbeitgeber ihnen nicht entsprechen, so konnte er 
ein Schiedsgericht berufen, das aus einem von ihm 
und einem von dem Fabrikinspektor ernannten ma- 
schinenkundigen Mitglied bestand. Diese wählten, wenn 
sie nicht einig wurden, einen sachverständigen Vor- 
sitzenden. Der Arbeitgeber war aber nicht verpflichtet, 
den Schiedsspruch anzuerkennen oder durchzuführen, 
wohl aber verfiel er einer hohen Geldstrafe oder Buße 
zu Gunsten des Verletzten, wenn später ein Unfall 
eintrat, der durch die Beachtung des Schiedsspruchs 
vermieden worden wäre. 

Diese Art der Regelung ist im gewissen Sinne kenn- 
zeichnend für die in England herrschende Auffassung 
über das Verhältnis der Bürger zum Staate. Danach 
kann und soll nur der Richter darüber entscheiden, ob 
jemand gegen ein Gesetz verstoßen hat. Man hat daher 
eine große Abneigung dagegen, irgendeiner Behörde 
oder Verwaltungsstelle Vollmacht zum Erlaß von 
Anordnungen zu geben, deren Nichtbefolgung straf- 
bar ist, weil dadurch die Entscheidung in gewissem 
Umfange dem Richter entzogen wird. Aus dem 
gleichen Grunde werden auch in den englischen 
Arbeiterschutzgesetzen die Verpflichtungen, die ein 
Arbeitgeber zu erfüllen hat, möglichst genau und bis 
in die kleinsten Einzelheiten festgesetzt. 

Das umständliche und unsichere schiedsgerichtliche 
Verfahren wurde lange beibehalten und später sogar 
auch für die von dem Staatssekretär erlassenen 
allgemeinen Bestimmungen eingeführt. Erst das 
Fabrikgesetz von 1901 räumte damit auf. 

Durch das Gesetz von 1844 wurden den Fabrik- 
inspektoren weitere zur Ausübung ihres Dienstes 
nötige Befugnisse beigelegt. Ferner war darin be- 
stimmt, daß sie bei Betriebsunfällen für den Verletzten 
auf Schadensersatz klagen konnten. Den Arbeit- 
gebern wurde schon damals die Verpflichtung zur 
Anzeige von Betriebsunfällen auferlegt. Die Anzeigen 
gingen an die Fabrikinspektoren und, wenn der Un- 
fall den Verlust des Lebens zur Folge hatte, oder durch 
eine mit elementarer Kraft betriebene Maschine oder 
durch einen Kessel oder eine Pfanne oder ein anderes 
Gefäß mit heißer Flüssigkeit oder geschmolzene Me- 
talle usw. oder durch Explosion oder ausströmendes 
Gas, ausfließendes Metall verursacht war, auch an 
den bescheinigenden Arzt. Dieser hatte die Unfälle 
zu untersuchen und seine Feststellungen den Fabrik- 
inspektoren vorzulegen. 

Die Bestimmungen des Fabrikgesetzes wurden all- 
mählich auf die gesamte Textilindustrie ausgedehnt 
und zwar 1845 auf die Kattundruckereien, 1860 auf 
die Bleichereien und Färbereien, 1861 auf die Spitzen- 
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herstellung, 1864 auf das Appretieren und Fertig- 
machen der Stoffe; 1874 wurden die Bestimmungen 
für das ganze Faserstoffgewerbe einheitlich zusammen- 
gefaßt. 

Die getrennte Behandlung und Regelung der Textil- 
industrie und der übrigen Gewerbe ist gleichfalls eine 
Eigentümlichkeit der englischen Arbeiterschutzgesetz- 
gebung, die mit ihrer ganzen Entwicklung zusammen- 
hängt. ! 

Für die ‚Nicht-Textil‘‘-Gewerbe wurden zuerst 
1864 Bestimmungen und zwar über die Beschäftigung 
von Kindern und jungen Leuten erlassen. 

Sie galten für die Tonwarenindustrie (pottery), die 
Herstellung von Zündhölzern, von Zündhütchen, Pa- 
tronen und von Buntpapier, ferner für die Samt- 
schneiderei und die Strumpfwirkerei. Das Gesetz 
von 1867 dehnte den Geltungsbereich auf eine große 
Anzahl von Gewerben aus, unter anderen auf die Gies- 
sereien, Hammerwerke und Hochöfen und außerdem 
auf alle Arbeitsstätten mit 50 oder mehr Arbeitern. 
Durch dieses Gesetz kamen zum erstenmal alle Fa- 
briken von einiger Bedeutung unter das Gesetz. Als 
Fabriken wurden allmählich alle mit elementarer 
Kraft betriebenen Anlagen, außerdem aber auch eine 
Reihe von anderen in den Gesetzen bestimmt bezeich- 
neten Anlagen angesehen. 1878 wurden die Bäckereien 
den Fabriken gleichgestellt und in demselben Jahre 
auch die Steinbrüche, die aber 1894 den Bergbehörden 
überwiesen wurden. 

Für einzelne Arten von Werkstätten — im Gegen- 
satz zu den Fabriken — wurden zuerst 1864 einige Be- 
stimmungen getroffen, die dann durch das Werk- 
stättengesetz — Workshops Act — von 1867 auf alle 
Werkstätten ausgedehnt wurden. Die Aufsicht da- 
rüber lag den örtlichen Selbstverwaltungsbehörden 
ob, aber schon 1871 wurde den Fabrikinspektoren 
eine gewisse Oberaufsicht übertragen. 

Bestimmungen über Hausgewerbetreibende ent- 
hielt zuerst das Gesetz von 1864, solche für Heim- 
arbeiter das Gesetz von 1867. 

Die Gesetze waren im Laufe der Zeit durch die vielen 
Ergänzungen so verwickelt geworden, daß sich nur 
wenige Personen darin zurecht finden konnten. In- 
folgedessen entschloß man sich 1878 sie einheitlich zu 
dem Fabrik- und \Werkstättengesetz zusammenzu- 
fassen. Dieses hat dann noch weitere Ergänzungen 
und Änderungen erfahren, bis es im Jahre 1901 unter 
der Bezeichnung Factory and Workshop Act 1901 
(1. Edw. 7. Ch. 22) seine jetzige Gestalt erhielt und 
das grundlegende Arbeiterschutzgesetz bildet, das 
seither nur wenig geändert ist. 

Das Gesetz über die Anzeige von Unfällen von 1906 
ermächtigte den Staatssekretär des Inneren Anzeige 
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von gefährlichen Vorkommnissen in irgendeinem Ge- 
werbe zu verlangen. 

1907 wurden die Arbeitszeiten in den Wäschereien, 
abgesehen von denjenigen, die von religiösen oder 
gemeinnützigen Vereinen unterhalten werden, ge- 
regelt. 1908 wurde die Verwendung von weißem 
Phosphor zur Herstellung von Zündhölzern unter- 
sagt. 

Durch die Police, Factories etc. (Miscellaneous Pro- 
visions) Act vom 16. Mai 1916 wurde die Bestimmung, 
daß die bescheinigenden Ärzte die Unfälle unter- 
suchen und darüber berichten mußten, geändert, da 
der parlamentarische Unfallausschuß zu der Über- 
zeugung gekommen, daß diese Untersuchungen wenig 
zur Aufklärung der Unfälle beigetragen hatten!). 
Dabei wurde aber die Bestimmung, daß den be- 
scheinigenden Ärzten ebenso wie den Fabrikinspek- 
toren Anzeige von jeder als meldepflichtig erklärten 
Berufskrankheit erstattet werden mußte, ausdrücklich 
aufrecht erhalten. Weiter bestimmte die Verordnung: 
„Es ist auch fernerhin Pflicht des bescheinigenden 
Arztes, Fälle von Verletzungen, die durch die Wir- 
kung von Gasen, Dämpfen oder anderen schädlichen 
Stoffen verursacht oder auf eine andere besondere 
Ursache, die in Anweisungen des Staatssekretärs 
als untersuchungsbedürftig bezeichnet wird, zurück- 
zuführen sind, zu untersuchen und darüber Bericht 
zu erstatten. Der Staatssekretär hat Anweisungen zu 
erlassen, welche die Ursachen von Verletzungen, auf 
welche diese Bestimmung Anwendung finden soll, be- 
zeichnen und den Bezirksaufsichtsbeamten beauf- 
tragen, dem bescheinigenden Arzt alle Fälle dieser 
Art, die ihm gemeldet werden, zu unterbreiten. Der 
bescheinigende Arzt hat auch die Pflicht, alle Fälle von 
Verletzungen, welche ihm der Bezirksaufsichtsbeamte 
auf Grund allgemeiner oder besonderer Anweisungen 
des Staatssekretärs unterbreitet, zu untersuchen und 
darüber Bericht zu erstatten. Der bescheinigende Arzt 
besitzt für Untersuchungen in solchen Fällen dieselben 
Befugnisse und Anspruch auf dieselbe Gebühr, die 
erhoben würde, wenn der Fall zu denjenigen Fällen 
gehört hätte, auf welche Artikel 73 Anwendung findet.“ 

Durch das genannte Gesetz von 1916 wurde ferner 
die Befugnis des Staatssekretärs, Wohlfahrtseinrich- 
tungen, zu denen unter anderen auch die Einrich- 
tungen zur ersten Hilfe bei Unfällen gehören, vor- 
zuschreiben, wesentlich erweitert. Endlich wurde durch 
das Schulgesetz von 1918 der Besuch der Volksschule 
für alle Kinder vom 5. bis 14. oder 15. Lebensjahre 
und der Fortbildungsschulen bis zum 18. Lebensjahre 
vorgeschrieben. 


1) H. A. Mess, B. A., Factory Legislation. P. S. King & Son 
Ltd. London 1926. S. 32. 
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Das Fabrik- und Werkstättengesetz enthält 
10 Teile mit insgesamt 163 Abschnitten und 7 Anlagen. 

Die gewerbehygienischen Bestimmungen sind in 
den Teilen I A, II, IV, V, VI, VIII B8, D und E 
enthalten, — die Strafbestimmungen im Teil IX. 

Der Teil I A enthält einige allgemeine Bestimmungen 
über den Schutz der Gesundheit, die Sicherung gegen 
Unfälle und die Verpflichtung der Arbeitgeber zur 
Anzeige der Unfälle. Die gesundheitlichen Bestim- 
mungen, die zum Teil aus dem ersten Gesetz über- 
nommen worden sind, gelten aber nur für Fabriken, 
nicht für Werkstätten. Für diese gelten die Gesetze 
über die öffentliche Gesundheitspflege, die jenen in- 
haltlich ziemlich gleich sind, deren Überwachung und 
Durchführung aber an erster Stelle den örtlichen Be- 
hörden — local authorities — obliegt. Doch ist dem 
Staatssekretär des Innern und den Fabrikinspektoren 
die Befugnis zum Eingreifen gegeben, wenn sich die 
Ortsbehörden als säumig erweisen. Der Abschnitt 1 
des Teiles I setzt die allgemeinen gesundheitlichen An- 
forderungen an Fabriken, Abschnitt 2 diejenigen an 
Werkstätten fest. Um die englische Gesetzessprache 
und die Art der Abfassung englischer Gesetze zu zeigen, 
wird nachstehend der Abschnitt 1 in möglichst wort- 
getreuer Übersetzung wiedergegeben : 


„A. Gesundheitspflege. 


1. Gesundheitliche Anforderungen an Fabriken. 

(1) Die nachstehenden Bestimmungen gelten für 

alle Fabriken im Sinne dieses Gesetzes, aus- 

genommen die fabrikmäßigen Hausbetriebe. 

a) Sie müssen in einem reinlichen Zustande ge- 
halten werden; 

b) sie müssen frei von allen Ausdünstungen aus 
Abzugskanälen, Wasser- oder Erdklosetts, 
Aborten, Pissoirs und dergleichen gehalten 
werden; 

d) sie müssen so ventiliert sein, daß, soweit an- 
gängig, alle Gase, Dünste, Staub oder sonstige 
Unreinigkeiten, die beim Fabrikationsver- 
fahren oder bei der Handarbeit entstehen und 
für die Gesundheit gefährlich werden könn- 
ten, unschädlich gemacht werden. 

Die Bestimmungen der Nummer 91 der Public 

Health Act, 1875 (38 & 39 Vict. c. 55), soweit 

sie sich auf Fabriken, Werkstätten oder Arbeits- 

plätze beziehen, die nicht in reinlichem Zustande 
gehalten werden oder nicht ventiliert oder über- 
füllt sind, haben keine Anwendung auf diejeni- 
gen Fabriken zu finden, auf welche diese Nummer 

Anwendung findet. 

(3) Um die Durchführung der in dieser Nummer in 
bezug auf Reinhaltung der Fabriken gegebenen 


(2 
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Vorschriften zu erleichtern, sind alle inneren 
Wände der Fabrikräume, sowie alle Decken oder 
oberen Teile derartiger Räume (mögen die 
Wände oder Oberteile mit Verputz versehen 
sein oder nicht) sowie alle Gänge und Treppen 
der Fabriken, wenn sie nicht einmal innerhalb 
7 Jahren mit Öl gestrichen oder gefirnißt wor- 
den sind (vorbehaltlich der weiterhin in dieser 
Nummer vorgesehenen Ausnahmen), mindestens 
einmal innerhalb eines Zeitraumes von 14 Mo- 
naten mit Kalkanstrich zu versehen, gerech- 
net von dem Zeitpunkt, an dem die letzte Tün- 
chung stattgefunden hat. Sind sie in der vor- 
bezeichneten Weise gemalt oder gefirnißt, so 
sind sie mit heißem Wasser und Seife mindestens 
einmal innerhalb 14 Monaten abzuwaschen, ge- 
rechnet von dem Zeitpunkte an, an dem sie zum 
letzten Male abgewaschen worden sind. 

(4) Wenn der Staatssekretär die in dieser Nummer 
in bezug auf Kalkanstrich und Abwaschen ge- 
gebenen Vorschriften für eine gewisse Klasse 
von Fabriken oder Teile davon zur Durchfüh- 
rung der Anforderungen dieses Gesetzes hin- 
sichtlich der Reinlichkeit nicht für erforderlich 
hält, oder diese Bestimmungen aus bestimmten 
Gründen nicht anwendbar sind, so ist er befugt, 
falls er es für geboten hält, für diese Klasse von 
Fabriken oder Teile davon eine besondere Aus- 
nahme dahin zu treffen, daß die besagten Bestim- 
mungen aufsie nicht Anwendung finden sollen). 

(5) Eine Fabrik, in welcher eine Zuwiderhandlung 
gegen die Nummer stattfindet, ist als nicht in 
Übereinstimmung mit den Bestimmungen dieses 
Gesetzes befindlich anzusehen.“ 

Die im Abschnitt 2 enthaltenen Bestimmungen 
für Werkstätten sind im großen und ganzen den im 
Abschnitt I enthaltenen gleich. 

Aus den weiteren Bestimmungen des Teils I ist noch 
zu erwähnen: 

Als überfüllt gilt eine Fabrik oder Werkstätte, wenn 
auf jede Person weniger als 250 Kubikfuß (7 cbnı) und 
bei Überarbeit weniger als 400 Kubikfuß (11,2 cbm) 
Luftraum entfällt?®). Der Staatssekretär kann durch 
eine Sonderverordnung für die Zeit, in der künstliche 
Beleuchtung — abgesehen von der elektrischen Be- 
leuchtung — stattfindet, für bestimmte Arten von 
Anlagen und für Werkstätten oder Arbeitsplätze, die 


1) Auf Grund dieser Bestimmung sind für eine große Zahl 
von Fabriken Ausnahmen von der Vorschrift, daß sie regel- 
mäßig mit Kalk gestrichen werden, unter bestimmten Voraus- 
setzungen und Bedingungen zugelassen worden. 

2) In Deutschland werden im allgemeinen mindestens 10 cbm 
Luftraum verlangt. 
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auch zum Schlafen dienen — abgesehen von Heim- 
werkstätten —, einen größeren Mindestluftraum vor- 
schreiben. Durch die Verordnung vom 17. Januar 
1902 ist zum Beispiel für solche Arbeitsräume, die 
nachts als Schlafraum benutzt werden, ein Mindest- 
luftraum von 400 Kubikfuß vorgeschrieben. Ferner 
ist durch die Verordnung vom 1l. Januar 1909 für 
„Untergrund‘‘-Bäckereien ein Mindestluftraum von 
500 Kubikfuß für jede Person und für Bäckereien, in 
denen bei künstlichem Licht — abgesehen von elek- 
trischem Licht — gearbeitet wird, ein solcher von 
400 Kubikfuß vorgeschrieben. 

Die Temperatur in den Fabriken und Werkstätten 
muß „vernünftig“ geregelt werden. Der Staatssekretär 
kann vorschreiben, daß in bestimmten Arten von Be- 
trieben Thermometer ausgehängt werden. 

Für eine ausreichende Lufterneuerung ist zu sorgen. 
Der Staatssekretär kann für gewisse Arten von Fa- 
briken und Werkstätten einMaß für die Lufterneuerung 
festsetzen. Auf Grund dieser Bestimmung ist durch 
Verordnung vom 30. Dezember 1903 vorgeschrieben, 
daß in Textilfabriken, abgesehen von Baumwoll- 
webereien, in denen die Luft künstlich angefeuchtet 
wird und für die keine besonderen Bestimmungen über 
den Feuchtigkeitsgehalt der Luft ergangen sind, die 
Lufterneuerung mindestens 600 Kubikfuß je Arbeits- 
stunde und Person betragen muß. 

In solchen Betrieben, in denen der Fußboden nach 
der Art des Betriebes naß ist, ist für eine Ableitung 
des Wassers zu sorgen. 

Jede Fabrik oder Werkstätte muß mit einer aus- 
reichenden, den Anforderungen der Gesundheitspflege 
entsprechenden Abortanlage versehen sein. Der 
Staatssekretär kann nähere Bestimmungen darüber 
erlassen. Das ist durch die Verordnung vom 4. Februar 
1903 geschehen. Im allgemeinen soll auf je 25 Per- 
sonen ein Abort kommen. Für männliche Personen 
kann die Zahl der Aborte geringer sein, wenn genügende 
Pissoirs vorhanden sind und die Zahl der beschäftigten 
männlichen Personen über 100 beträgt. 

Teil I B enthält einige allgemeine Vorschriften über 
Sicherheitsmaßnahmen oder wie man in Deutschland 
sagt „Unfallverhütung‘‘. Sie gelten nur für Fabriken, 
dagegen gelten die Bestimmungen über den Schutz 
gegen Feuersgefahr — Abschnitt 14 und 15 — für 
Fabriken und Werkstätten, sofern in diesen mehr 
als 40 Personen beschäftigt werden. Der Abschnitt 16 
enthält einige Bestimmungen über die Beschaffenheit 
der Türen. Abschnitte 17 und 18 ermächtigen die 
Gerichtshöfe von ‚summarischer Jurisdiktion‘‘ auf 
die Klage eines Fabrikinspektors die Benutzung einer 
gefährlichen Maschine oder eines gefährlichen Arbeits- 
raumes oder Gebäudes so lange zu verbieten, bis die 
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Ursache der Gefahr für Leben und Gesundheit be- 
seitigt ist. Der Fabrikinspektor muß vor dem Gericht 
im kontradiktorischen Verfahren den Beweis er- 
bringen, daß die weitere Benutzung der Maschine usw. 
tatsächlich eine Gefahr für Leben und Gesundheit 
herbeiführt. Das ist immer mit Schwierigkeiten ver- 
bunden und daher wird von dieser Bestimmung wenig 
Gebrauch gemacht. 

Teil I C enthält die Vorschriften über die Anzeige 
von Unfällen und die Untersuchung von Unfällen, 
durch die Fabrikinspektoren, die certifying surgeons 
und die Gerichte. 

Nach Abschnitt 19 ist anzeigepflichtig jeder Unfall 
in einer Fabrik oder Werkstatt, welcher entweder 

a) den Tod einer in der Fabrik oder Werkstätte be- 
schäftigten Person zur Folge hat, oder 

b) eine solche Körperverletzung einer in der Fabrik 
oder Werkstätte beschäftigten Person zur Folge hat, 
daß sie an einem der nächsten drei Arbeitstage nach 
dem Unfall verhindert ist, 5 Stunden ihre gewöhnliche 
Arbeit zu verrichten. 

Die Anzeige geht an den Fabrikinspektor und, wenn 
der Unfall durch die Wirkung von Gasen, Dämpfen 
oder anderen schädlichen Stoffen verursacht oder auf 
die vom Staatssekretär besondersbezeichneten Ursachen 
zurückzuführen ist, auch an den certifying surgeon. 

Die Anzeige muß eine Angabe über die Wohnung 
der verletzten oder getöteten Person sowie über den 
Ort enthalten, wohin sie geschafft worden ist. 

Unterläßt der zur Anzeige Verpflichtete, sie zu 
machen, so verfällt er in eine Strafe bis zu 5 Pfund. 

Erhält der bescheinigende Arzt eine Anzeige, so 
hat er nach Abschnitt 20 sich ‚schleunigst‘‘ an Ort 
und Stelle zu begeben, den Unfall zu untersuchen und 
binnen 24 Stunden an den Fabrikinspektor Bericht zu 
erstatten. Er hat bei der Untersuchung die gleichen 
Rechte wie ein Fabrikinspektor und die Befugnis, 
jeden Raum zu betreten, in dem sich die getötete oder 
verletzte Person befindet. 

Hat der Unfall den Tod zur Folge gehabt, so findet 
nach Abschnitt 21 eine Untersuchung durch die jury 
statt. Der Kronanwalt (coroner) hat dem zuständigen 
Fabrikinspektor ‚sofort‘‘ Zeit und Ort der Unter- 
suchung mitzuteilen und, wenn dieser nicht anwesend 
ist, die Untersuchung zu vertagen und Zeit und Ort 
der neuen Untersuchung mindestens 4 Tage vorher 
dem Fabrikinspektor mitzuteilen. 

Hat der Unfall den Tod von nur einer Person zur 
Folge gehabt, so kann die jury von einer Vertagung 
absehen. 

Die Verwandten der Getöteten, der Arbeitgeber, der 
Fabrikinspektor und die von der Mehrheit der in der 
betreffenden Fabrik beschäftigten Arbeiter schriftlich 
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bezeichneten Personen haben das Recht, der Unter- 
suchung beizuwohnen und selbst oder durch einen 
Vertreter Fragen zu stellen unter dem Vorbehalt, daß 
sie den Anordnungen des Kronanwalts sich fügen. 

Abschnitt 22 ermächtigt den Staatssekretär, 
seinerseits Unfälle durch einen besonderen Ausschuß, 
der die Vollmachten eines Gerichtshofes mit summari- 
scher Jurisdiktion hat, untersuchen zu lassen. 

Teil II enthält die Bestimmungen über die Dauer 
der Arbeitszeit für Arbeiterinnen, Kinder und jugend- 
liche Arbeiter (bis 18 Jahre) getrennt nach Textil- und 
Nichttextil-Fabriken sowie über die Sonntagsruhe. 
Auch diese Bestimmungen sind sehr verwickelt. Ab- 
weichend geregelt sind unter anderem Arbeitsstunden 
in solchen Fabriken und Werkstätten, welche jüdischen 
Besitzern gehören und die Sonntagsarbeit für jüdische 
Personen in Fabriken oder Werkstätten, deren Eigen- 
tümer selbst Juden sind. 

Weiter sind in Teil II die Bestimmungen über Über- 
stunden, Nachtarbeit und Arbeitszeit in gewissen 
Flachsschwingereien, ferner über die Ermächtigung 
des Staatssekretärs, Ausnahmen zuzulassen und end- 
lich über die Zulassung zur Arbeit enthalten. 
Verboten ist in Fabriken und Werkstätten die Be- 
schäftigung von Arbeiterinnen innerhalb einer gewis- 
sen Zeit — 4 Wochen nach der Entbindung — und die 
Beschäftigung von Kindern unter 12 Jahren. Letztere 
Bestimmung ist durch das Schulgesetz von 1918 über- 
holt, welches den Besuch der Schule bis zum voll- 
endeten 14. Lebensjahre vorschreibt, die Beschäftigung 
schulpflichtiger Kinder untersagt und außerdem den 
Ortsbehörden die Ermächtigung gibt, den Pflicht- 
Schulbesuch bis zum vollendeten 15. Lebensjahre aus- 
zudehnen. Für zahlreiche Saison-, Bedarfs- und ähn- 
liche Betriebe sind Ausnahmen und Überstunden zu- 
gelassen. Die Essenspausen müssen für alle Arbeiterin- 
nen, jugendliche Arbeiter und Kinder einer Fabrik 
oder Werkstätte auf die gleiche Tagesstunde gelegt 
werden, während dieser Zeit dürfen die geschützten 
Personen weder beschäftigt werden, noch sich in 
einem Raum aufhalten, in dem gearbeitet wird (Ab- 
schnitt 33). Doch sind hiervon durch das Gesetz 
selbst für Hochöfen, Eisenwerke, Glashütten, Buch- 
druckereien, Papierfabriken, Zeugdruckereien, Bleiche- 
reien und Färbereien (Abschnitt 40), Herstellung von 
Fisch- und Fruchtkonserven (Abschnitt 41) und 
Molkereien (Abschnitt 42) Ausnahmen zugelassen. 
Bei Glashütten finden die Ausnahmen keine Anwen- 
dung auf diejenigen Teile, in denen die Bestandteile 
gemischt werden oder Flintglas hergestellt wird oder 
Schleif-, Schneide- oder Polierarbeiten ausgeführt 
werden. Weitere Ausnahmen kann der Staatssekretär 
zulassen. Das hat er unter bestimmten Bedingungen 
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getan für Elektrizitätswerke, Eisen- und Stahl- 
gießereien und Blumenbindereien. Überstunden für 
Arbeiterinnen sind für die „Nicht-Textil‘-Fabriken in 
ziemlich weitgehendem Umfange gestattet. 

Nachtarbeit für jugendliche Arbeiter über 14 Jahre 
ist nach Abschnitt 54, 55 und 56 unter gewissen Vor- 
aussetzungen zugelassen in Hochöfen, Eisenwerken, 
Buchdruckereien, Papierfabriken und Glashütten und 
Nachtarbeit jugendlicher Arbeiter über 16 Jahre in 
Zeitungsdruckereien. Der Staatssekretär hat ferner 
auf Grund des Abschnitts 54 die Nachtarbeit von 
über 16 Jahre alten jugendlichen Arbeitern zugelassen 
für diejenigen Teile einer Fabrik, in denen Reverberier- 
oder Regenerativöfen benutzt werden und dauernd 
im Betrieb gehalten werden müssen, oder Bleche und 
Drähte verzinkt oder verzinnt werden und für Ton- 
werke (china clays works). 

Kinder und jugendliche Arbeiter unter 16 Jahren 
dürfen in Fabriken und in gewissen Werkstätten nicht 
länger als 7 oder 13 Arbeitstage beschäftigt werden, 
wenn der Inhaber nicht ein in der vorgeschriebenen 
Form ausgestelltes Zeugnis eines bescheinigenden 
Arztes beibringt, daß sie zur Arbeit in seiner Fabrik 
tauglich sind. Wenn früher ein Kind zum jugendlichen 
Arbeiter herangewachsen war, mußte es ein neues 
Zeugnis holen. — 

Der Staatssekretär des Inneren kann auch für ge- 
wisse Arten von Werkstätten vorschreiben, daß ju- 
gendliche Arbeiter nur nach Beibringung von Taug- 
lichkeitszeugnissen beschäftigt werden dürfen. Ferner 
kann der oberste Fabrikinspektor in einzelnen Fällen, 
wenn er glaubt, daß ein jugendlicher Arbeiter aus be- 
sonderen Gründen nicht im Stande ist, die erlaubte 
Zeit zu arbeiten, die Beibringung eines Zeugnisses des 
bescheinigenden Arztes verlangen. Über die Form 
und den Inhalt der ‚„Tauglichkeitszeugnisse‘‘ sind ein- 
gehende Bestimmungen getroffen worden. 

Teil III handelt von dem Unterricht der in Fabriken 
und Werkstätten beschäftigten Kinder. Er ist größten- 
teils gegenstandlos geworden durch das bereits er- 
wähnte Schulgesetz von 1918, welches die Beschäfti- 
gung von Kindern in Fabriken oder Werkstätten unter- 
sagt. 

Teil IV betrifft die „gefährlichen und gesundheits- 
schädlichen Betriebe‘. In den Abschnitten 73 bis 
78 sind allgemeine Sonderbestimmungen, in den Ab- 
schnitten 79 bis 86 die Bestimmungen enthalten über 
die Befugnis des Staatssekretärs zum Erlaß von Sonder- 
vorschriften für einzelne Arten von Anlagen und das 
dabei zu beachtende Verfahren, ferner über die Ver- 
anstaltung von ‚Erhebungen‘ und über die Durch- 
führung der erlassenen Vorschriften. 

Abschnitt 73 regelt die Verpflichtung der Ärzte zur 
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Anzeige von bestimmten in Fabriken oder Werkstätten 
erworbenen Krankheiten. Die Anzeige geht an den 
obersten Fabrikinspektor. Für jede Anzeige steht dem 
Arzt eine Gebühr von 21, sh. zu. Anzeigepflichtig 
sind Blei-, Phosphor-, Arsen-, Quecksilbervergiftun- 
gen und Milzbrand. 

Der Arzt, der die Anzeige unterläßt, verfällt in 
eine Geldstrafe bis zu 40 sh. 

Der Inhaber einer Fabrik oder Werkstätte hat 
außerdem von jedem derartigen Erkrankungsfall dem 
obersten Fabrikinspektor und dem certifying surgeon 
Anzeige zu erstatten. 

Hinsichtlich der Untersuchung der Berufserkran- 
kungen gelten die bereits erwähnten Bestimmungen 
des Abschnitts 20 (s. w.) über die Untersuchung von 
Unfällen. Darnach ist jeder Fall von dem certifying 
surgeon sofort zu untersuchen und über das Ergebnis 
binnen 24 Stunden an den Fabrikinspektor zu be- 
richten. 

Der Staatssekretär kann die Anzeigepflicht auf 
andere Erkrankungen ausdehnen. Auf Grund dieser 
Bestimmung sind noch Gelbsucht als Folge einer Ver- 
giftung, Hautkrebs, Chromatgeschwüre, Anilinver- 
giftung, Schwefelkohlenstoffvergiftung und chronische 
Benzolvergiftung als anzeigepflichtig erklärt worden. 

Abschnitt 74 ermächtigt den obersten Fabrik- 
inspektor, bei gewissen Arbeiten und unter gewissen 
Voraussetzungen die Aufstellung eines Ventilators 
vorzuschreiben. 

Abschnitt 75 enthält Bestimmungen über Wasch- 
gelegenheiten und Speiseräume in Betrieben, in denen 
Blei, Arsenik und andere giftige Stoffe gebraucht 
werden. 

Abschnitt 76 macht die Beschäftigung von weib- 
lichen und jugendlichen Arbeitern in Naßspinnereien 
von bestimmten Einrichtungen abhängig, während 
Abschnitt 77 die Beschäftigung von jugendlichen Ar- 
beitern bei gewissen Arbeiten und in gewissen Be- 
trieben oder Betriebsabteilungen untersagt — zum 
Beispiel bei Spiegelbelegen mit Quecksilber, bei der 
Herstellung von Bleiweiß. 

Abschnitt 78 verbietet Arbeiterinnen und jugend- 
lichen Arbeitern in bestimmten Teilen von Glashütten, 
Zündholzfabriken und Töpfereien Mahlzeiten einzu- 
nehmen oder während der Pausen zu verweilen. 

Der Staatssekretär kann das Verbot auf andere 
Fabriken oder Werkstätten oder Teile von ihnen aus- 
dehnen und Ausnahmen zulassen. 

Die Abschnitte 79 bis 85 handeln von den ,„Vor- 
schriften für gefährliche Betriebe‘. 

Wenn der Staatssekretär sich dann überzeugt hat, 
daß irgendeine Fabrikation, Maschine oder Betriebs- 
einrichtung, ein Verfahren oder eine bestimmte Hand- 
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arbeitsverrichtung, die in Fabriken oder Werkstätten 
Anwendung finden, gesundheitsschädlich oder gesund- 
heitsgefährlich oder mit Gefahren für Leib und Leben 
verbunden sind, sei es allgemein, sei es für Arbeiterin- 
nen oder für Kinder oder irgendeine andere Gruppe 
von Arbeitnehmern, so kann er sie für ‚gefährlich‘ 
erklären und unter Beachtung der Bestimmungen 
dieses Gesetzes diejenigen Vorschriften erlassen, die 
ihm durchführbar und notwendig erscheinen. 

Diese Vorschriften können (Abschnitt 83) unter 
anderen 

a) die Beschäftigung für alle Personen oder für eine 
bestimmte Klasse von Personen bei einer als 
„gefährlich“ erklärten Fabrikation, Maschine, 
Einrichtung usw. verbieten oder ihre Arbeits- 
zeit anderweitig regeln oder beschränken; 

b) die Anwendung eines Arbeitsstoffes oder die Aus- 
übung eines Arbeitsverfahrens verbieten, be- 
schränken oder überwachen lassen; 

c) die für irgendeine Gruppe von Fabriken oder 
Werkstätten erlassenen Sondervorschriften ab- 
ändern oder ausdehnen. 

Die Befugnisse des Staatssekretärs sind — wie sich 
aus den vorstehenden Darlegungen ergibt — sehr 
weitgehend. Sie entsprechen den Befugnissen, die 
bei uns dem Reichsarbeitsminister durch den $ 120 a 
und b der Reichsgewerbeordnung gegeben sind. 

Man hat sich also auch in England unter dem Zwange 
der Verhältnisse entgegen aller Gepflogenheit und trotz 
aller Bedenken entschlossen, einer Verwaltungsstelle 
weitgehende Vollmachten zum Erlaß von Arbeiter- 
schutzvorschriften mit gesetzlich bindender Kraft zu 
geben. 

Andererseits hat man aber den beteiligten Kreisen 
ein Einspruchsrecht gesichert; denn ehe der Staats- 
sekretär eine Verordnung erläßt, hat er nach Abschnitt 
80 seine Absicht in einer ihm am geeignetsten erschei- 
nenden Weise den beteiligten Personen bekannt- 
zugeben. Dabei hat er die Stelle zu bezeichnen, von 
der Abdrücke des Entwurfs zu beziehen sind und eine 
Frist, die jedoch nicht weniger als 21 Tagen betragen 
soll, festzusetzen, innerhalb deren von den beteiligten 
Personen oder in deren Interesse Einsprüche an den 
Staatssekretär erhoben werden können. 

Jeder Einwand muß schriftlich eingereicht werden 
und muß enthalten 

a) den Entwurf oder die Teile des Entwurfs, gegen 
die der Einspruch sich richtet; 

b) eine eingehende Begründung des Einspruchs; 

c) die gewünschten Streichungen, Zusätze oder Än- 
derungen. 

Der Staatssekretär hat jeden fristgemäß eingereich- 

ten Einspruch, der seitens oder im Interesse irgendeiner 
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beteiligten Person erhoben wird, zu prüfen. Er kann, 
falls er es für angezeigt hält, den Entwurf danach än- 
dern. Mit dem abgeänderten Entwurf ist dann weiter 
ebenso zu verfahren, wie mit dem ersten Entwurf. 
Wenn der Staatssekretär den Entwurf, gegen den ein 
Einspruch erhoben ist, nicht ändert oder ganz zurück- 
zieht, so hat er, falls der Einspruch nicht zurückge- 
nommen wird oder ihm leichtfertig zu sein scheint, 
vor dem Erlaß der Verordnung eine ‚Erhebung‘ 
(inquiry) zu veranstalten. 

Dazu ernennt er nach Abschnitt 81 eine sachver- 
ständige Person, welche die Erhebung leitet und ihm 
über das Ergebnis berichtet. 

Das Verfahren ist öffentlich. Der oberste Fabrik- 
inspektor sowie jeder, der Einspruch erhoben hat oder 
der nach Ansicht des Leiters der Erhebung durch die 
Verordnung betroffen wird, kann an der Erhebung 
teilnehmen oder sich durch einen Anwalt oder Rechts- 
berater oder einen Agenten vertreten lassen. Die 
Zeugen können unter Eid vernommen werden. Das 
Verfahren ist im übrigen nach den von dem Staats- 
sekretär gegebenen Weisungen durchzuführen. 

Die Gebührnisse für den Leiter werden von dem 
Staatssekretär festgesetzt. 

Die endgültig erlassenen Verordnungen gelten für 
alle Fabriken und Werkstätten, in denen die als ge- 
fährlich bezeichnete Fabrikation, Maschine usw. Ver- 
wendung findet — auch wenn dies erst nach Inkraft- 
treten der Verordnung geschieht — sowie auf jede be- 
sonders angegebene Klasse von derartigen Fabriken. 
Ausnahmen können vorgesehen werden. Die Ver- 
ordnungen gelten auch für Mietsfabriken. Abmachun- 
gen, welche bezwecken die Bestimmungen zu umgehen, 
sind ungültig. 

Die erlassenen Verordnungen sind sobald als möglich 
den beiden Häusern des Parlaments vorzulegen. 
Wenn eines der beiden Häuser innerhalb von 40 Tagen 
nach der Vorlage einer Verordnung sie für nichtig 
erklärt, so tritt sie sofort außer Kraft. Werden ein- 
zelne Bestimmungen von dem Parlament verworfen, 
so kann der Staatssekretär die ganze Verordnung zu- 
rücknehmen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Verordnungen werden 
für jeden einzelnen Fall mit Geldstrafe bis zu 10 Pfund, 
andauernde Zuwiderhandlungen mit Geldstrafe bis 
zu 2 Pfund für jeden Tag, den sie noch nach erfolgter 
Verurteilung stattfinden, bestraft. 

Alle Vorschriften sind nach Abschnitt 86 in Lon- 
doner, Edinburger und Dubliner Zeitungen zu veröffent- 
lichen. Dabei ist die Stelle, wo Abdrücke käuflich zu 
haben sind, anzugeben. 

In allen Fabriken und Werkstätten sind Abdrücke 
der in Kraft stehenden Vorschriften an leicht in die 
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Augen fallenden Stellen auszuhängen. Jedem Arbeiter 
ist ein Abdruck einzuhändigen. 

Zuwiderhandlungen werden bestraft. 

Auf Grund dieser Bestimmungen sind von dem 
Staatssekretär über 30 Gewerbezweige oder Arbeits- 
verfahren als „gefährlich‘‘ erklärt, für fast alle sind 
dann auch Verordnungen erlassen worden. Diese sind 
im Laufe der Zeit zum Teil geändert, verbessert, neu 
gefaßt oder durch andere ersetzt worden. 

Im Jahre 1926 standen nachfolgende 30 in Kraft: 

l. die Herstellung von Hüten unter Verwendung 
‚leicht entzündlicher Flüssigkeiten (Unfallgefahr) ; 

2. die Feilenhauerei von Hand (Bleigefahr) ; 

3. die Herstellung elektrischer Akkumulatoren (Blei- 
gefahr); 

4. das Verladen, Umladen und Tragen von Gütern in 
Docks, Häfen und Werften (Gefahr der Über- 
anstrengung); 

5. das Spinnen mit selbsttätigen Spinnmaschinen 
-(Unfallgefahr); 

6. das Sortieren und Kämmen von Wolle und Haar 
(Milzbrandgefahr); 

7. das Spinnen und Weben von Flachs und Werg 
(Staubgefahr und Feuchtigkeit); 

8. die Verwendung von Lokomotiven und Eisen- 
bahnwagen auf Nebengleisen und Anschluß- 
gleisen (Unfallgefahr) ; 

9. das Mischen von Farben und Herstellen von An- 
strichfarben (Bleigefahr) ; 

10. das Vorbereiten von mit Blei gefärbtem Garn zum 
Weben (Bleigefahr); 

il. das Spinnen von Jute und Hanf (Staubgefahr) ; 

12. die Verarbeitung von Roßhaaren (Milzbrand- 
gefahr); 

13. das Schmelzen von Messing (Zink- und Blei- 
gefahr); 

14. das Emaillieren von Glas und Metallen (Blei- 
gefahr); 

15. die Verarbeitung von ostindischer Wolle (Staub- 
und Milzbrandgefahr) ; 

16. die Erzeugung, Umwandlung, Verteilung und 
Verwendung von elektrischer Kraft (Unfall- 
gefahr); 

17. das Verzinnen von metallenen Hohlkörpern (Blei- 
gefahr); 

18. das Schleifen von Metallen und das Abdrehen der 
Schleifsteine (Staubgefahr) ; 

19. das Schmelzen von bleihaltigen Metallen und die 
Herstellung von Mennige und Glätte (Bleigefahr) ; 

20. das Bronzieren mit trockenem Metallpulver in 
den Druckereien (Staubgefahr) ; 

21. das Herstellen und Verzieren von Töpferwaren 
(Bleigefahr, Feuchtigkeit); 
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22. der Bau und die Ausbesserung von Schiffen (Un- 
fallgefahr) ; 

23. das Brechen, Mahlen und Sieben von feuerfesten 
Stoffen mit mehr als 80% Kieselsäure, sowie die 
Herstellung von Steinen aus solchen Stoffen 
(Staubgefahr) ; 

24. die Herstellung gewisser Bleiverbindungen: be- 
sonders Bleiweiß- und ähnliche Bleiverbindungen 
(Bleigefahr) ; 

25. die Herstellung, Verarbeitung und Lagerung von 

| Zelluloid (Feuers- und Unfallgefahr) ; 

26. die Herstellung von Selterswasser (Unfallgefahr) ; 

27. das Umgehen mit Häuten und Fellen (Milzbrand- 
gefahr); 

28. gewisse Arbeitsverfahren bei der Herstellung von 
Gummiwaren, Vulkanisieren (Schwefelkohlen- 
stoffeinwirkung); 

29. die Chemischen Werke. Herstellung von Nitro- 
und Amidoverbindungen, Alkalichromaten, Chlor- 
kalk, Chloraten, Ätzalkalien. (Unfall-, Erkran- 
kungs- und Vergiftungsgefahr); 

30. die Holzbearbeitungsmaschinen (Unfallgefahr). 

In diesen Verordnungen sind fast immer getrennte 
Vorschriften für die Arbeitgeber und für die Arbeit- 
nehmer enthalten. Die Bestimmungen gehen getreu 
dem Grundsatz, daß jeder genau seine Verpflichtungen 
kennen soll, oft sehr in Einzelheiten. So ist zum Bei- 
spiel in der Töpfereiverordnung (Nr. 21) die Mindest- 
größe der Handtücher, die den Arbeitern zur Ver- 
fügung zu stellen sind, genau vorgeschrieben. Anderer- 
seits hat man aber auch in manchen Verordnungen 
dem obersten Fabrikinspektor die Befugnis gegeben, 
beim Vorliegen besonderer Verhältnisse von einzelnen 
Bestimmungen zu befreien oder Abweichungen zu- 
zulassen. Einzelne Verordnungen sind äußerst um- 
fangreich. Die Töpfereiverordnung umfaßt allein 
25 Buchseiten. Im allgemeinen sind die in den Ver- 
ordnungen enthaltenen Vorschriften ziemlich gleich 
den Vorschriften der entsprechenden deutschen Ver- 
ordnungen. 


Auf fast dem gleichen Gebiete wie der größte Teil 
der auf Grund des Abschnittes 79 erlassenen Ver- 
ordnungen bewegen sich auch die auf Grund des Po- 
lizei- und Werkstätten-Gesetzes von 1916 von dem 
Staatssekretär des Innern erlassenen ‚„\Wohlfahrts- 
verordnungen“. Sie enthalten Bestimmungen über 
Erste Hilfe bei Unfällen, Verbandkasten und Kranken- 
zimmer, Lieferung von Arbeitskleidern und deren Be- 
schaffenheit, Waschvorrichtungen, Umkleideräume, 
Kleideraufbewahrung, Beschaffung von Trinkwasser, 
Sitzgelegenheit, EBräume, Vorrichtungen zum 


Speisewärmen und anderes mehr. 
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Diese Verordnungen betreffen: 

1. die Herstellung von verzinnten Blechen (Weiß- 
blech); 

2. die „Erste Hilfe“ in Hochöfen, Kupferwerken, 
Eisengießereien und Metallwerken ; 

3. die Bereitstellung von gesundem Trinkwasser 
in allen Fabriken und Werkstätten, in denen 25 
oder mehr Personen beschäftigt werden; 

4. die Chromgerbereien, die nach dem Zweibad- 
verfahren arbeiten; 

5. das Färben unter Verwendung von Alkalichro- 
maten; , 

6. die Fabriken oder Fabrikabteilungen, in denen 
Flaschen oder Preßglas hergestellt werden; 

7. die Beschaffung von Sitzgelegenheit in Fabriken, 
in denen Granaten gedreht werden; 

8. die „Erste Hilfe‘ in Sägewerken und Holzwaren- 
fabriken ; 

9. die Ölpressereien ; 

10. die Fruchtkonservenfabriken ; 

11. die Wäschereien; 

12. die Darmzubereitungsanstalten ; 

13. das Ausnehmen, Salzen und Packen von Heringen ; 

14. die Glasbearbeitung; 

15. das Herstellen und Galvanisieren von Hohl- 
gefäßen. 


Die Vorschriften gehen gleichfalls sehr ins einzelne. 
Zum Beispiel ist genau angegeben, was der Verband- 
kasten enthalten muß. 

Überblickt man diese beiden Reihen von Verord- 
nungen, so wird man sich überzeugen, daß in England 
ziemlich für alle Gewerbezweige oder Arten von Be- 
trieben, in denen anerkannter Weise besondere Er- 
krankungsgefahren vorliegen, Bestimmungen getrof- 
fen worden sind. 

In dem Teil V des Fabrik- und Werkstätten-Gesetzes 
werden einige Bestimmungen für besondere Verhält- 
nisse getroffen, und zwar wird in den Abschnitten 87 
bis 89 die Verantwortlichkeit für die Durchführung 
der Vorschriften in den „Mietsfabriken‘‘ geregelt, 
während in den Abschnitten 90 bis 95 — geändert 
durch die Verordnung vom 21. Dezember 1911 — 
Bestimmungen für „Baumwollspinnereien und andere 
Fabriken mit feuchter Luft“ enthalten sind. Der 
Feuchtigkeitsgehalt der Luft darf nicht zu hoch sein 
und muß dauernd überwacht werden. 

Zu dem Zwecke sollen in jeder Baumwollspinnerei 
mindestens zwei — in größeren Anlagen mehr — Sätze 
von richtig eingestellten „nassen“ und „trockenen“ 
Kugel-Anemometern vorhanden sein, deren Angaben 
zweimal täglich abgelesen und eingetragen werden 
müssen. 
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Der Feuchtigkeitsgehalt der Luft ist auf Grund 
des Unterschiedes in dem Stande des feuchten und des 
trockenen Thermometers nach einer Tabelle zu be- 
rechnen, die dem Gesetz beigefügt ist. Die Temperatur 
darf zu keiner Zeit durch irgend welche künstliche 
Mittel (abgesehen von dem zur Beleuchtung ver- 
wandten Gas) über 70° hinaus erwärmt werden, soweit 
nicht die Erwärmung durch die Einrichtungen zur 
Luftbefeuchtung bedingt ist. 

Zeigt das Thermometer mit der feuchten Kugel eine 
höhere Zahl als in der Tabelle angegeben ist, so gilt 
dies als Beweis für eine Überschreitung des erlaubten 
Feuchtigkeitsgehalts. Der Staatssekretär kann die 
Tabelle abändern oder sie ersetzen, doch ist die ge- 
änderte Tabelle sofort dem Parlament vorzulegen. 

Weitere Bestimmungen betreffen die Verpflichtung 
zur Anzeige, sobald der Feuchtigkeitsgehalt der Luft 
durch künstliche Mittel geregelt wird, die Besichti- 
gungen, die mindestens alle drei Monate zu erfolgen 
haben, die Versorgung mit Trinkwasser, die Isolierung 
der Dampfleitungen, die Ventilation (der Gehalt an 
Kohlensäure soll in „feuchten“ Räumen nicht größer 
als 8 Raumteile, in trockenen nicht größer als 12 
Raumteile auf je 10000 Raumteile Luft sein), das 
jährliche WeiBen der AuBenseite des Daches und die 
Herstellung von Kleiderräumen. Nach Abschnitt 96 
finden die Bestimmungen teilweise auch auf die- 
jenigen Fabriken der Textilindustrie (auBer Baum 
wollwebereien) Anwendung, in denen die Luft künst- 
lich angefeuchtet wird. 

Die Abschnitte 97 bis 102 regeln die Verhältnisse 
in den Bäckereien. Sie entsprechen inhaltlich ziemlich 
genau den dafür in Deutschland geltenden Vor- 
schriften. 

Abschnitt 103 betrifft die Anwendung des Fabrik- 
gesetzes auf die Wäschereien, für die hinsichtlich der 
Beschäftigungsdauer von Arbeiterinnen sehr weit- 
gehende Ausnahmen vorgesehen sind. Andererseits 
sind aber auch Vorschriften über die Regelung der 
Temperatur, die Beseitigung der Dämpfe und der Gase 
der Plätteisenöfen getroffen. Gasöfen, die schädliche 
Dünste ausströmen lassen, dürfen nicht verwendet 
werden. Durch Abschnitte 104, 105 und 106 werden 
gewisse Bestimmungen des Gesetzes auf Docks, ‚Ge- 
bäude‘“ und Eisenbahnen ausgedehnt. 

Teil VI regelt die Heimarbeit. 

Nach Abschnitt 107 sind in gewissen Betrieben Ver- 
zeichnisse der beschäftigten Heimarbeiter zu führen. 

Abschnitt 108 ermächtigt die Ortsbehörde, eine 
Heimarbeitsstelle schriftlich für ungesund zu erklären. 
Gibt der Inhaber der Fabrik oder Werkstatt, für den 
der betreffende Heimarbeiter arbeitet, noch weiter 
Arbeit an diese Stelle aus, so verfällt er in eine Geld- 
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strafe bis zu 10 Pfund, vorausgesetzt,daß der Ge- 
richtshof nach einer Besichtigung sich von 
der Gesundheitsschädlichkeit der Arbeits- 
stelle überzeugt hat. 

Im Abschnitt 109 wird die Anfertigung von klei- 
dungsstücken in Anwesen, in denen Scharlach oder 
Pocken herrschen, verboten. Zuwiderhandlungen wer- 
den mit Geld bis zu 10 Pfund bestraft, wenn der 
Täter nicht nachweist, daß er nichts von der Krank- 
heit gewußt hat. 

Nach Abschnitt 110 kann die Ortsbehörde auch das 
Nähen, Reinigen, Waschen, Ändern usw. von Kleidern 
in Häusern, in denen meldepflichtige Infektionskrank- 
heiten herrschen, völlig oder bis zur erfolgten Des- 
infektion untersagen. 

Abschnitt 111- dehnt die Bestimmungen über die 
Arbeitszeit der Arbeiterinnen und jugendlichen Ar- 
beiter, die Tauglichkeitszeugnisse usw., Abschnitt 112 
die Bestimmungen über gefährliche Anlagen auf die 
Heimfabriken und Heimwerkstätten aus. 

Abschnitt 113 enthält Vorschriften über die Ver- 
öffentlichung des Gesetzes; Abschnitt 114 die Aus- 
nahmen und Abschnitt 115 eine Bestimmung, was 
unter Heimfabrik und Heimwerkstätte zu verstehen ist. 

Teil VII enthält in den Abschnitten 116 und 117 
Einzelbestimmungen über die Bekanntgabe der Stück- 
löhne in der Textilindustrie. Der Staatssekretär kann 
diese auf andere Industrien ausdehnen. 

Teil VIII handelt von der Verwaltung und zwar von 
der Fabrikinspektion, den bescheinigenden Ärzten, 
den Ortsbehörden, den Verordnungen des Staats- 
sekretärs, den Anzeigen und Aushängen usw. 

Abschnitt 118 enthält die allgemeinen Bestimmungen 
über die Ernennung der Fabrikinspektoren und deren 
Dienstpflichten. Darin ist unter anderem auch gesagt, 
daß die Jahresberichte der Fabrikinspektoren über 
ihre Tätigkeit den beiden Parlamenten vorzulegen 
sind. Die im Abschnitt 119 festgesetzten Befugnisse 
der Fabrikinspektoren sind, soweit sie sich auf die 
Durchführung der Aufsicht beziehen, recht weitgehend. 
Jeder Inspektor kann nicht nur bei Tag und Nacht 
jede Fabrik und Werkstätte betreten, besichtigen und 
untersuchen, sobald er billigerweise glauben kann, 
daß dort jemand beschäftigt wird, sondern er kann 
auch jede Schule betreten, wenn er begründete Ur- 
sache hat, anzunehmen, daß darin Kinder unterrichtet 
werden, die auch in einer Fabrik oder Werkstatt be- 
schäftigt werden. Ferner kann er jede Person, die er 
in einer Fabrik oder Werkstatt oder in einer Schule an- 
trifft, oder von der er mit triftigem Grund annehmen 
kann, daß sie innerhalb der beiden letzten Monate dort 
beschäftigt gewesen ist, vernehmen oder verlangen, 
daß sie vernommen wird. Endlich kann er alle Be- 
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fugnisse ausüben, die zur Ausführung des Gesetzes 
— das heißt des Fabrikgesetzes — nötig sind. 

Wer einen Fabrikinspektor an der Ausübung seiner 
Amtspflichten hindert oder es unterläßt, den von ihm 
auf Grund des Gesetzes gestellten Forderungen nach- 
zukommen, wird mit Geld bestraft. 

Jeder Fabrikinspektor muß einen Ausweis haben, 
den er auf Verlangen dem Inhaber der Fabrik oder 
Werkstatt vorzuzeigen hat. 

Nach Abschnitt 120 kann ein Inspektor, der von 
dem Staatssekretär schriftlich dazu ermächtigt wor- 
den ist, vor einem Gerichtshof mit summarischer Juris- 
diktion oder vor einem Richter eine Untersuchung 
oder eine Anklage einleiten, führen oder vertreten. 

Die Fabrikaufsicht ist in England straff einheitlich 
zusammengefaßt. An der Spitze steht der chief 
inspector — oberste Fabrikinspektor — im home office 
oder Reichsamt des Innern. Er ist der ‚„Inspektor“‘ 
im Sinne des Gesetzes. Alle übrigen Beamten sind ihm 
unterstellt. Ihm zur Seite stehen 3 stellvertretende 
„chief inspectors‘ ‚darunter ein weiblicher, und 10Ober- 
inspektoren, darunter 2 weibliche, ferner 1 Ober- 
medizinalinspektor mit 4 Medizinalinspektoren, darun- 
ter ein weiblicher, 1 Oberinspektor und 4 Inspektoren 
für elektrische Anlagen, 1 Ingenieuroberinspektor mit 
4 Ingenieurinspektoren und 1 Oberinspektor mit 4 
Inspektoren für die Überwachung der Sonderbestim- 
mungen der Baumwollindustrie. — Das Land — ohne 
Irland — ist in 83 Aufsichts-Bezirke geteilt. — Die 
Gesamtzahl der Aufsichtsbeamten betrug 1925: 205. 

Der erste ärztliche Inspektor wurde 1898, der erste 
weibliche ärztliche Inspektor 1921 ernannt. — Der 
ärztliche Oberinspektor untersteht wie alle anderen 
Oberinspektoren dem obersten Fabrikinspektor und 
seinen Vertretern. Seine besondere Aufgabe besteht 
in der Leitung der ärztlichen Mitarbeit, der Über- 
wachung der Tätigkeit der bescheinigenden Ärzte 
und der Untersuchung der Berufserkrankungen. Über 
seine Tätigkeit, seine Beobachtungen und Erfahrungen 
berichtet er ebenso wie die übrigen Oberinspektoren 
alljährlich in einem besonderen Abschnitt des Jahres- 
berichtes des obersten Fabrikinspektors. — 

Von den Rechten und Pflichten der bescheinigenden 
Ärzte handeln die Abschnitte 122 und 124. Sie werden 
von dem obersten Fabrikinspektor nach den vom 
Staatssekretär erlassenen Anweisungen aus dem Kreise 
der approbierten Ärzte ernannt. Der oberste Fabrik- 
inspektor kann auch die Ernennung widerrufen. Der 
Staatssekretär kann letzten Endes die Ernennung und 
den Widerruf aufheben. 

Ein Arzt, der selbst Inhaber einer Fabrik ist oder an 
einer Fabrik oder an einem Arbeitsverfahren, das in 
einer Fabrik eingeführt ist, in irgendeiner Weise be- 
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teiligt ist, kann kein bescheinigender Arzt für die be- 
treffende Fabrik werden. 

Der Dienst ist nach den vom Staatssekretär dafür 
erlassenen Anweisungen zu führen. Alljährlich hat der 
bescheinigende Arzt über die von ihm ausgeführten 
Untersuchungen und deren Ergebnisse dem Staats- 
sekretär zu berichten. 

Wo für eine Fabrik oder Werkstatt kein beschei- 
nigender Arzt bestellt ist, hat der Armenarzt des 
Bezirks als solcher zu wirken (Abschnitt 123). 

Über die Gebühren für seine Tätigkeit kann der In- 
haber der Fabrik mit dem bescheinigenden Arzt sich 
verständigen. Geschieht das nicht, so treten die von 
dem Staatssekretär dafür festgesetzten Sätze ein. 
Darnach sind für die Untersuchung zur Ausstellung 
von Tauglichkeitszeugnissen von dem Inhaber der 
Fabrik zu zahlen: 

a) wenn die Untersuchung in der Fabrik statt- 
findet 2 sh. 6 d für jeden Besuch und 6 d. für jede 
weitere nach den ersten fünf untersuchte Per- 
son, sowie, wenn die Fabrik oder Werkstatt mehr 
als 1 Meile von der Wohnung des Arztes entfernt 
ist, 6 d. für jede volle halbe Meile mehr; 

b) wenn die Untersuchung nicht in der Fabrik oder 
Werkstatt stattfindet, sondern in der Wohnung 
des Arztes oder an einem vom Arzte dazu be- 
stimmten und öffentlich bekanntgemachten 
Platze, 6 d. für jede untersuchte Person. 

Für Untersuchungen auf Anweisung des Staats- 
sekretärs oder auf Grund von Vorschriften des Ge- 
setzes erhält der Arzt, wenn die Zahl der unter- 
suchten Arbeiter weniger als 10 beträgt 2 sh. 6.d. 
für den Besuch, wenn sie weniger als 20 beträgt 3 sh. 
usw., und wenn sie über 100 beträgt, 7 sh. 6 d. für den 
Besuch. Dazu kommt ein Zuschlag von 1 sh. für jede 
Meile oder einen Teil einer Meile, wenn die Wohnung 
des Arztes mehr als 1 Meile von der Fabrik entfernt 
liegt. Die Kosten der von dem Staatssekretär an- 
geordneten Untersuchungen hat dieser, die Kosten der 
durch das Gesetz vorgeschriebenen Untersuchungen 
hat der Inhaber der Fabrik oder Werkstätte zu tragen. 

Die Gebühr für eine auf Grund der gesetzlichen Be- 
Stimmungen ausgeführte Unfalluntersuchung soll nicht 
mehr als 10 sh. und nicht weniger als 3 sh. betragen, 
je nach den Bestimmungen des Staatssekretärs (Ab- 
schnitt 124 Abs. 3). Die Zahl der bescheinigenden 
Ärzte ist verhältnismäßig groß: 1922 waren 1784 
bestellt. 

Von den übrigen Vorschriften des Teiles VIII ist 
noch zu erwähnen, daß jede Person, die eine Fabrik 
oder Werkstatt übernimmt, dies dem Bezirksinspektor 
schriftlich anzuzeigen hat, und daß am Eingange jeder 
Fabrik oder Werkstatt und an anderen von dem je- 
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weiligen Inspektor bestimmten Plätzen anzuschlagen 
sind: 

a) der vorgeschriebene Auszug aus dem Fabrik- 
gesetz; 

b) der Name und die Anschrift des zuständigen In- 
spektors; 

c) der Name und die Anschrift des bescheinigenden 
Arztes; 

d) ein Vermerk über die Uhr, nach der die Arbeits- 
zeit geregelt wird; 

e) und jede Anzeige und jedes Schriftstück, das 
durch das Fabrikgesetz und die Verordnungen 
verlangt wird (Abschnitt 127 und 128). 

In jeder Fabrik muß ein Verzeichnis, das ‚Haupt- 
verzeichnis‘‘ genannt, geführt werden, das in der vor- 
geschriebenen Form die erforderlichen Angaben ent- 
hält über 

a) die beschäftigten Kinder und jugendlichen Ar- 
beiter; 

b) die Zeit, wann die Arbeitsräume getüncht worden 
sind; | 

c) über jeden Unfall, über den dem Inspektor eine 
Anzeige übersandt werden muß; 

d) über jede Ausnahmebestimmung, von der Ge- 
brauch gemacht wird; 

e) alle sonstigen etwa vorgeschriebenen Sachen. 

Die Eintragungen gelten gegebenenfalls als Beweis 
— auch gegen den Arbeitgeber —, ihr Fehlen gilt als 
Beweis, daß die Bestimmung nicht befolgt ist. 

Das Verzeichnis muß zu jeder angemessenen Zeit 
dem bescheinigenden Arzt zur Einsicht offen stehen. 

Dem Inspektor sind von Zeit zu Zeit Auszüge zu 
übersenden (Abschnitt 129). 

Die Gesundheitsbeamten des Bezirks haben über die 
Durchführung des Gesetzes in den Werkstätten all- 
jährlich zu berichten (Abschnitt 133). Finden sie Zu- 
widerhandlungen gegen die Bestimmungen über die 
Beschäftigung von Arbeiterinnen, jugendlichen Ar- 
beitern oder Kindern, so haben sie ungesäumt dem 
Inspektor davon schriftliche Anzeige zu machen. 

Teil IX enthält die Strafbestimmungen. 

Teil X Begriffs- und Ausführungsbestimmungen. 

Zu erwähnen ist daraus, daß nach Abschnitt 157 ein 
Teil der Bestimmungen in den Teilen I, IV und VII 
und die Teile II, III und VII für Männerwerkstätten, 
das heißt für solche Werkstätten, in denen keine 
Arbeiterinnen, jugendliche Arbeiter und Kinder be- 
schäftigt werden, nicht gelten und daß die Bestim- 
mungen des Gesetzes keine Anwendung finden auf 
junge Leute, die als Mechaniker, Handwerker oder 
Facharbeiter lediglich mit dem Ausbessern der Ma- 
schinen in einer Fabrik oder Werkstatt beschäftigt 
werden. 
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In den Anlagen zu dem Fabrikgesetz werden noch 
einzelne Ausführungsbestimmungen und ein Verzeich- 
nis der „Nichttextil‘“-Fabriken und Werkstätten ge- 
geben. 

Endlich ist noch durch eine Verordnung des Staats- 
sekretärs, die auf Grund des Abschnittes 5 des Gesetzes 
von 1906 betreffs Abänderung des Fabrikgesetzes er- 
gangen ist, bestimmt, daß den Fabrikinspektoren an- 
zuzeigen sind: alle in Fabriken oder Werkstätten vor- 
gekommenen Ereignisse, welche betreffen 

a) den Zerknall oder das Auseinanderfliegen von 
umlaufenden Gefäßen(Schleudern usw.),Schwung- 
rädern, Schmirgelscheiben, Schleifsteinen — so- 
fern sie durch mechanische Kraft bewegt werden; 

b) der Bruch von Seilen, Ketten oder anderen Vor- 
richtungen, die zum Befördern von Personen oder 
Lasten mit Hilfe mechanischer Kraft benutzt 
werden; 

c) den Ausbruch von Feuer, das einen Raum, in 
dem Personen arbeiten, derart in Mitleidenschaft 
zieht, daß die regelmäßige Arbeit darin für mehr 
als 24 Stunden unterbrochen wird. 

Die Übersicht über die englische gewerbehygienische 
Gesetzgebung würde unvollständig und lückenhaft 
bleiben, wenn nicht auch die Workmens Compensation 
Acts von 1897, 1906, 1918 und 1923 berücksichtigt 
würden. Durch das Gesetz von 1897 wurde zuerst be- 
stimmt, daß den durch Betriebsunfälle ganz oder zeit- 
weise erwerbsunfähig gewordenen Personen eine Ent- 
schädigung zu gewähren sei, deren Höhe gleichzeitig 
festgesetzt wurde. Auf die weiteren Einzelheiten, na- 
mentlich auch auf die Art, wie die Mittel aufzubringen 
sind, braucht hier nicht weiter eingegangen zu werden, 
nur ist zu erwähnen, daß grundsäzlich der Arbeitgeber 
verpflichtet ist, die Entschädigung zu zahlen. Er kann 
sich aber dagegen versichern und dann tritt die Ver- 
sicherungsgesellschaft an seine Stelle. Die Entschädi- 
gung besteht fast immer in einer Kapitalabfindung, 
nicht in einer Rente. Dadurch werden viele Streitig- 
keiten und die bei uns als Rentenhysterie bekannten 
unliebsamen Erscheinungen vermieden. Das erste 
Gesetz von 1897 umfaßte nur gewisse Klassen von 
Fabrikarbeitern, während das Gesetz von 1906 die 
Entschädigungspflicht auf fast alle gewerblichen Ar- 
beiter ausdehnte. Es enthielt außerdem die wichtige 
Neuerung, daß auch Krankheiten,die sich die Betroffe- 
nen durch ihre berufliche Tätigkeit zugezogen hatten, 
entschädigt werden müßten. In dem Gesetze selbst 
waren sechs Krankheiten — Blei-, Quecksilber-, Arsen-, 
Phosphorvergiftung, Milzbrand und Wurmkrankheit 
— als entschädigungspflichtige Berufskrankheiten be- 
zeichnet. Der Staatssekretär wurde ermächtigt, weitere 
zu bezeichnen. Schon im Jahre 1907 benannte er noch 
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18 weitere, inzwischen sind noch mehr hinzugekom- 
men, so daß jetzt insgesamt 30 Berufserkrankungen 
entschädigungspflichtig sind. Auffallenderweise brau- 
chen die Berufserkrankungen an sich nicht angezeigt 
zu werden, nur diejenigen, welche im Abschnitt 73 des 
Fabrikgesetzes (s.w.v.) genannt und die ihnen durch 
Verordnung des Staatssekretärs gleichgestellten Er- 
krankungen — im ganzen 11 — müssen angezeigt wer- 
den. Es ist klar, daß durch eine Anzeige den Ver- 
sicherten der Nachweis, daß sie an einer der Berufs- 
krankheiten leiden oder gelitten haben, erleichtert 
wird, deshalb wird auch in England eine Änderung der 
Bestimmungen angestrebt. 

Zu den entschädigungspflichtigen Berufskrankheiten 
gehören außer den weiter vorn bei der Besprechung des 
Abschnittes 73 genannten unter-anderen noch Nystag- 
mus, Luftdruckerkrankungen, subkutane Zellgewebs- 
entzündung der Hand, akute Bursitis oberhalb des 
Ellbogens, Entzündung der Synovialhapt des Hand- 
gelenks und der Sehnenscheiden, der graue Star der 
Glasarbeiter, der Telegraphistenkrampf, der Schreib- 
krampf usw. 

Durch das Gesetz von 1918 wurde die Entschädi- 
gungspflicht auf einen besonderen Gewerbezweig, 
die Industrie der feuerfesten Erzeugnisse ausgedehnt. 
Dazu gehören das Brechen von Flint, das Herstellen 
und Behauen von Schleifsteinen und anderen Gegen- 
ständen zum Schleifen. Das Behauen von Granit und 
einige Arbeiten in der Tonwarenfabrikation. In diesen 
Gewerbezweigen entsteht kieselsäurehaltiger Staub, 
der im Laufe der Zeit eine fibroid phtisis bei den 
Arbeitern hervorrufen kann. — Das Gesetz heißt. dar- 
nach auch — Silicosis Act. Da der Beginn der Krank- 
heit schwer festzustellen ist und die Arbeiter häufig 
die Arbeitsplätze wechseln, so erschien es unbillig, den 
einzelnen Arbeitgebern die Pflicht zur Bezahlung der 
Entschädigung aufzuerlegen. Es wurde daher eine 
Kasse gebildet, zu der die Arbeitgeber Beiträge leisten 
müssen. Die Verwaltung ruht in den Händen eines 
Ausschusses von Vertretern der Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer. Das Gesetz von 1923 dehnte den Geltungs- 
kreis noch weiter aus und brachte einige Verbesserun- 
gen hinsichtlich des Entschädigungsanspruchs. 

Wie aus den vorstehenden Ausführungen hervor- 
geht, ist die englische gewerbehygienische Gesetz- 
gebung ständig weiter ausgebaut worden, so daß das 
englische Fabrik- und Werkstättengesetz jetzt zweifels- 
ohne zu den am weitesten fortgeschrittenen Gesetzen 
auf dem Gebiete der Gewerbehygiene gehört. 

Es könnte daher locken, zum Schluß den Stand und 
den Erfolg der gewerbehygienischen Gesetzgebung in 
Deutschland und England miteinander zu vergleichen, 
Davon ist indessen abgesehen worden, denn bei einem 
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solchen Vergleich können leicht Fehlschlüsse vor- 
kommen, weil der Wortlaut und der Inhalt eines Ge- 
setzes selbstverständlich keinen sicheren Anhalt für 
die Beurteilung seiner Wirkung und seines Erfolges 
geben. Dabei spielen die verschiedensten Verhältnisse, 
zum Beispiel die Art der Durchführung der Bestim- 
mungen sowie die Einstellung der nächstbeteiligten 

Kreise und der ganzen Bevölkerung zu dem Gesetze 
eine wesentliche Rolle. Auch die Organisation der 
zuständigen Behörden und deren Befugnisse sind in 
Betracht zu ziehen. 

-In Deutschland sind z. B. die Ortspolizeibehörden, 
und abgesehen von Bayern und Hessen, auch die 
“ Gewerbeaufsichtsämter nach $ 120d der Gewerbeord- 
nung befugt, von Fall zu Fall für die einzelnen ge- 
werblichen Anlagen diejenigen Maßnahmen und Ein- 
richtungen anzuordnen, die sie nach pflichtgemäßem 
Ermessen zum Schutz des Lebens und der Gesund- 
heit der Arbeiter für nötig halten. 

Das englische Fabrik- und Werkstättengesetz kennt 
eine so weitgehende Befugnis der Behörden nicht; es 
ermächtigt — wie vorstehend ausgeführt wurde — 
nur den Staatssekretär des Innern, durch Verord- 
nungen allgemeine Vorschriften für einzelne Gewerbe- 
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zweige oder Arten von Anlagen — nicht für einzelne 
Betriebe — zu treffen. Infolgedessen ist man in Eng- 
land fast zwangsläufig dazu gekommen, die für er- 
forderlich erachteten Maßnahmen und Einrichtungen 
bis in die kleinsten Einzelheiten in dem Gesetze selbst 
oder durch Verordnungen allgemein vorzuschreiben. 
Da nun die Verhältnisse in den einzelnen gewerblichen 
Betrieben oft ganz verschieden sind, so müssen wieder 
Ausnahmen vorgesehen werden; dadurch werden 
die Verordnungen oft recht verwickelt und umfang- 
reich. Jedenfalls aber wäre es abwegig, wollte man 
daraus, daß die Zahl.der Verordnungen des englischen 
Staatssekretärs des Innern größer ist als die Zahl der 
in Deutschland auf Grund des $ 120e der Gewerbe- 
ordnung ergangenenVerordnungen des Bundesrats jetzt 
der Reichsregierung folgern — wie es früher wiederholt 
geschehen ist —, daß in England der Arbeiterschutz 
auf. dem gewerbehygienischen Gebiete wirksamer aus- 
staltet sei als bei uns. 

Nach allem, was ich gehört und gesehen habe, bin 


“ich überzeugt, daß wir in Deutschland, was die Maß- 


nahmen zum Schutze des Lebens und der Gesundheit 
der Arbeiter anlangt, keineswegs hinter England oder 
irgendeinem anderen Lande zurückstehen. 
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